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Abhandlungen. 


Zur  Geschichte  der  deutschen  Finanzwissenschaft  im 
17.  Jahrhundert. 

Von 

Dr.  Lorenz  Ton  Stein, 

Professor  der  Staats-vrisseDSch&ften  in  Wien. 
I. 

Elemente  des  europäischen  Finanzwesens. 

Ich  darf  es  für  eine  besondere  Auszeichnung  halten,  dass  Sie 
mir  verstatten,  mit  einigen  Bemerkungen  ein  Unternehmen  einzu- 
leiten, das  von  dem  ganzen  Gebiete  unserer  Staatswissenschaft  gewiss 
lebhaft  begrüsst  wird.  Nicht  aber  bloss  deshalb,  weil  allmählich  die 
Finanzwissenschaft  es  dahin  gebracht  hat,  aus  ihrem  Esoterismus 
herauszutreten  und  wenigstens  mit  all  ihren  einzelnen  Fragen  bereits 
ein,  keineswegs  gering  geachteter  Teü  der  öffentlichen  —  sagen 
wir  gleich  im  vollen  Bewusstsein  des  Wortes  unserer  staatsbürger- 
lichen Bildung  zu  werden,  obwohl  es  in  der  Natur  der  Sache 
liegt,  dass  den  Einzelbehandlungen  nicht  immer  ein  klares  Büd  von 
dem  Ganzen  vorausgeht,  sondern  zugleich  darum,  weil  in  der  That 
das.  was  scheinbar  heute  ein  Neues  ist,  die  gegenwärtige  Behandlung 
aller  möglichen  Einzel-  und  allgemeinen  Fragen  von  allen  möglichen 
klaren  und  unklaren  Standpunkten  für  die  Geschichte  der  deutschen 
Finanz  Wissenschaft  nichts  weniger  als  etwas  wirklich  Neues  ist.  In- 
dem wir  es  daher  als  ein  vollberechtigtes  Unternehmen  ansehen,  für 
diese  Finanzwissenschaft  eine  eigene  Zeitschrift  zu  eröffnen,  haben 
wir  das  Recht  und  wohl  auch  die  Pflicht,  gerade  im  Beginne  den 
BUck  zurückzuwerfen,  um  zu  sehen,  was  auch  auf  diesem  Gebiete 
unsere  Vorfahren  gewesen  und  was  sie  geleistet  haben.    Und  indem 
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wir  das  thun,  müssen  wir  allerdings  das  Bekenntnis  voraufsenden, 
dass  das  keineswegs  etwas  Unbedeutendes  gewesen  ist.  Im  Gegen- 
teile standen  jene  Zeiten  in  vielen  Beziehungen  hier  gerade  so  hoch, 
ja  wir  stehen  nicht  an  zu  sagen,  in  einem  ganz  bestimmten  Gebiet 
höher  als  wir.  Wer  einen  Blick  auf  jenes  17.  Jahrhundert  werfen 
mag  und  dabei  über  politische  und  kirchliche  Dinge  hinaussieht,  der 
wird  finden,  dass  es  sich  allerdings  der  Mühe  lohnt,  die  Beachtung 
von  Gegenwart  und  Zukanft  auch  in  unserem  Teile  der  Staatswissen- 
schaft mit  der  der  Vergangenheit  zu  verbinden.  Hier  liegt  noch 
ein  grosser  historisch  unbehobener  Schatz.  Wir  aber  gestehen,  dass 
wir  mit  lebhaftester  Befriedigung  wenigstens  auf  ihn  hinweisen 
dürfen;  denn  ausser  seinem  eigensten  Inhalt  bringt  er  uns  noch  einen 
zweiten.  Wer  sich  je  mit  jener  Vergangenheit  beschäftigt  hat,  dem 
wird  bald  ein  alter  Satz  neue  Geltung  finden.  Es  ist  unmöglich,  die- 
selbe zu  verstehen,  wenn  man  sich  in  finanziellen  Fragen  auf  dem 
beschränkten  Kathederstandpunkt  der  Finanzwissenschaft  halten  und 
Finanzen  bloss  durch  Finanzen  studieren  will.  Wir  sind  jetzt  wohl 
weit  genug,  um  sagen  und  wir  hoffen  sogar  selbst  fordern  zu 
dürfen,  dass  man  zuerst  und  zuletzt  die  Finanzwissenschaft  als  Teil 
der  Staatswissenschaft  betrachten,  und  dass  wir  aus  dem  beschränkten 
Räume  der  Finanzlehre  heraustreten  müssen,  um  das  Haus  kennen 
zu  lernen,  in  welchem  sie  wohnt.  Das  als  Theorie  zu  entwickeln, 
ist  hier  nicht  der  Ort.  Einen  besseren  Vertreter  dieser  Auffassung 
aber  als  die  Geschichte  selber  gibt  es  nicht.  Darum  haben  wir  es 
versucht,  sie  ihrerseits  reden  zu  lassen. 

Wenn  wir  nun  oben  gesagt  haben,  dass  jenes  vergangene  Jahr- 
hundert auch  auf  dem  Gebiete  der  finanziellen  Litteratur  dem  unsrigen 
viel  ähnlicher  gewesen,  als  man  zu  denken  gewohnt  ist,  so  muss 
man  dabei  allerdings  zunächst  in  der  Form  eine  wesentliche  Unter- 
scheidung machen.  Wir  würden  in  unserer  Zeit  wohl  mit  gutem 
Recht  drei  solcher  Formen  unterscheiden,  in  denen  die  Fragen  der 
Finanzwissenschaft  behandelt  werden.  Wir  werden  die  erste  Form 
die  der  grossen  finanziellen  Werke  nennen,  die  zweite  die  der  Lehr- 
und  Handbücher  oder  die  eigentliche  Universitäts-  oder  Professoren- 
litteratur,  die  dritte  die  Litteratur  der  Abhandlungen,  diese  wieder 
in  einzelne  landläufige  Journalartikel  und  wissenschaftliche  Artikel 
zerfallend,  die  bisher  ziemlich  heimatslos  in  den  nationalökonomischen 
Publikationen  umherirrten  wie  die  gens  sans  aveu  der  Epoche  der 
Grundherrlichkeit,  und  denen  durch  die  vorliegende  Zeitschrift  eine 
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Heimstätte  gegeben  werden  soll.  Die  finanzielle  Litteratur  des 
17.  Jahrhunderts  nun  hatte  schon  damals,  jedoch  nur  im  wesent- 
lichen, dieselben  Grundformen.  Es  gab  grosse,  sagen  wir  gleich,  es 
gab  sehr  grossartige  rein  wissenschaftliche  Werke  über  die  Finanzen, 
obwohl  man  den  Ausdruck  vielleicht  nicht  kannte  und  nur  ganz 
ausnahmsweise  gebrauchte.  Es  gab  aber  wenig,  und  wenn  man 
strenge  sein  will  gar  keine  Lehr-  und  Handbücher  über  Finanz- 
wesen, aus  dem  guten  Grunde,  weil  es  keine  Professoren  für  Finanz- 
wissenschaft gab  und  sie  nicht  geben  konnte,  was  wieder  in  jedem 
Lande  seinen  specifischen  Grund  hatte;  in  Italien,  weil  es  keinen 
Staat  gab.  in  Frankreich«,  weil  der  Staat  in  seinem  monarchischen 
Absolutismus  sich  in  seine  Finanzen  theoretisch  nicht  darein  reden  Hess, 
in  England,  weil  das  Finanzwesen  sich  in  der  Budcjetdebatte  er- 
schöpfte ,  und  in  Deutschland ,  weil  hier  die  Kenntnis  des  Finanz- 
wesens eines  Landes  für  alle  andern  wertlos  war  und  darum  nicht 
studiert  wurde.  Dennoch  entbehrte  diese  Finanzwissenschaft  schon 
im  17.  Jahrhundert  nicht  ganz  des  Analogons  der  akademischen 
Litteratur,  nur  muss  man  sie  anderswo  suchen.  Sie  bildet  in  Frank- 
reich und  Deutschland  stets  einen  integrierenden  Teil  der  ent- 
stehenden staatsrechtlichen  Systeme,  und  wir  werden  gleich  sehen, 
wie  sich  das  fast  von  selbst  gemacht  hat.  Endlich  steht  neben  diesen 
Erscheinungen  dann  das  Analogon  unseres  Abhandlungswesens,  nur 
dass  es  in  der  damals  üblichen  Form  der  Doktor-  oder  Inaugural- 
dissertationen auftritt,  und  wir  müssen  gestehen,  dass  es  nach  dem 
wenigen  was  wir  unserseits  davon  wissen,  vollständig  wert  war, 
den  wirklich  wissenschaftlichen  Untersuchungen  angereiht  zu  werden. 
Es  ist  in  diesen  Doktordissertationen  ein  Ernst,  eine  Gewissenhaftig- 
keit und  meist  auch  eine  Sachkenntnis,  wie  wir  sie  recht  vielen 
imserer  heutigen  ähnlichen  Erscheinungen  wünschen.  Sie  haben  aber 
zugleich  den  zweiten  Wert,  uns  in  vielen  Punkten  als  historische 
Quelle  für  Zustände  und  Fragen  zu  dienen,  die  uns  ohne  sie  ent- 
gehen würden.  Es  lohnt  der  Mühe  gar  sehr,  den  Blick  auf  sie  zu 
richten;  nur  bei  wenigen  wird  man  die  Zeit  bedauern,  die  man  auf 
sie  verwendet,  und  das  Folgende  wird  dafür  einige  Beispiele  geben. 
Zunächst  aber  bleibt  gewiss,  dass  wir  uns  jene  Zeit  keineswegs  als 
eine  wissenschafts-  oder  arbeitslose  auf  dem  Gebiete  der  Finanz- 
wissenschaft zu  denken  haben:  ja  wür  meinen,  dass  unserer  Gegen- 
wart geradezu  etwas  fehlt,  wenn  man  sie  nicht  kennt.  Es  ist  aber 
nicht  möorlich.  dieselbe  beiläufior  mit  einigen  litterarhistorischen  Be- 


A  L.  V.  Stein, 

merkungen  abzuthun,  wie  es  zu  geschehen  pflegt;  die  Finanzen 
waren  damals  nicht  weniger  als  jetzt  der  nervus  rerum,  und  nicht 
gar  so  viel  weniger  als  jetzt  hat  man  über  sie  nachgedacht.  Die 
Lücke,  die  hier  in  unserer  historischen  Auffassung  liegt,  vermögen 
wir  nun  zwar  nichts  weniger  als  auszufüllen,  aber  jene  Zeit  gehört 
uns  dennoch,  und  wahrlich  die  deutsche  Wissenschaft  darf  auch  hier 
auf  das  stolz  sein,  was  dieselbe  geleistet.  Ja  wir  behaupten,  dass 
für  die  Pinanzwissenschaft  das  17.  Jahrhundert  Deutschland  ge- 
hört, wie  das  18.  Jahrhundert  Frankreich.  Und  es  soll  unsere  Auf- 
gabe sein,  wenn  auch  nur  mit  wenig  Worten  diesen  Satz  für  eine 
künftige  Geschichte  des  Finanzwesens  utid  der  Finanzwissenschaft 
Deutschlands  festzustellen. 

Freilich  muss  man  uns  zu  dem  Ende  einen  Augenblick  in  ein 
weiteres  Gebiet  folgen. 

Ist  es  gewiss,  dass  man  sich  schliesslich  doch  keine  Finanz- 
wissenschaft ohne  den  tieferen  Hintergrund  der  Staatswissenschaft 
denken  kann,  so  kann  und  wird  es  auch  litterarisch  und  theoretisch 
keine  Finanzwissenschaft  vor  der  entstehenden  Staatswissenschaft 
gegeben  haben;  daher  ist  stets  die  Staatswissenschaft  mit  ihrer 
Finanzwissenschaft  verbunden  gewesen,  vor  dreihundert  Jahren  so 
gut  als  heute. 

Erst  von  dieser  Grundlage  aus  kann  es  nun  das  geben,  was 
wir  eine  wahre  Geschichte  der  Finanzwissenschaft,  die  Geschichte 
des  Verständnisses  der  Kausalität  zwischen  Staat  und  Finanzen, 
nennen. 

In  dieser  Geschichte  bildet  nun  das  17.  Jahrhundert,  und  speciell 
für  Deutschland  einen  so  charakteristischen  Zeitpunkt,  dass  wir  kaum 
unrecht  haben  werden,  ihn  näher  zu  bezeichnen. 

Wenn  wir  überhaupt  von  Finanzen  und  Finanzgeschichte  als 
von  selbständigen  Erscheinungen  des  Staatslebens  reden,  so  werden 
wir  stets  zu  dem  Satze  gelangen,  dass  die  alte  Welt  zwar  einen 
Staatsschatz,  Einkommen  und  Ausgaben  hatte,  aber  keine  Finanzen. 
Sie  bilden  einen  specifisch  europäischen,  aber  weder  hellenischen  noch 
römischen  Begriff,  trotz  Boeckh  und  Mommsen. 

Das  Wesen  aller  germanisch  -  europäischen  P^inanzen  beruht 
nämlich  im  tiefen  Unterschiede  von  der  alten  Welt  darauf,  dass 
die  gesamte  Staatswirtschaft  seit  der  Völkerwanderung  aus  zwei 
wesentlich  und  daher  auch  rechtlich  verschiedenen  Elementen  hervor- 
ging.    Das    eine   derselben   war  das  ganz  selbständige,    dem  Recht 
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und  dem  Willen  des  ganzen  übrigen  Volkes  entzogene  Vermögen 
des  Staatsoberhaupts  mit  dessen  Einnahmen  und  Ausgaben,  das 
zweite  bestand  aus  den  Leistungen  des  Volkes  für  alles,  was  man 
als  gemeinsame  Angelegenheiten  betrachtete.  Die  gesamte  Geschichte 
des  Finanzwesens  in  Europa  —  wohl  zu  unterscheiden  von  der 
Geschichte  der  Finanzwissenschaft  —  beruht  nun  auf  dem  Prozess, 
in  welchem  sich  beide  Elemente  zu  einem  einer  bestimmten  Ver- 
fassung und  Verwaltung  unterworfenen  einheitlichen  wirtschaftlichen 
Ganzen  verschmelzen.  Erst  da  wo  dies  beginnt  und"  insoweit  es 
geschieht,  kann  man  von  einem  eigentlichen  Finanzwesen  reden. 
Jede  andere  Anwendung  dieses  Wortes  macht  die  Sache  durch  den 
Ausdruck  unklar.  Wann  werden  auch  wir  neben  den  exakten 
Wissenschaften  so  weit  sein  uns  zu  sagen,  dass  auch  uns  feste 
Kategorien  notwendig  sind ,  um  allverständliche  Resultate  zu  ge- 
winnen? Sehen  wir  doch,  dass  z.  B.  in  all  den  neueren  Schriften 
über  Steuerreform  die  betreffenden  Verfasser  über  alles  mögliche 
und  unmögliche  reden,  und  doch  nicht  sagen,  was  sie  unter  einer 
Steuer  verstehen,  weshalb  sie  alle  die  Steuern  der  Selbstverwaltungs- 
körper einhellig  weglassen,  und  gar  nicht  zu  der  Frage  gelangen, 
die  doch  so  wichtig  ist,  ob  und  wann  Gebühren  Steuern  sind,  und 
ob  daher  nicht  das  wichtigste  Korrelat  einer  Steuerreform  eine  Ge- 
bührenreform sein  müsste!  Doch  genug  davon.  Wir  unserseits  ver- 
binden mit  dem  Finanzwesen  den  obigen  Begriff,  und  sagen  daher, 
dass  die  alte  Welt  überhaupt  kein  Finanzwesen  hatte,  und  die  ger- 
manische ein  solches  erst  da  bekam,  als  sich  aus  dem  Lehnswesen 
die  neue  Staatenbildung  des  16.  Jahrhunderts  unter  schweren  Kämpfen 
herausarbeitete. 

Wenn  wir  daher  hier  von  Perioden  reden,  welche  vom  Anfange 
dieser  Zeit  an  bis  zum  gegenwärtigen  Augenblick  reichen,  so  werden 
wir  drei  Hauptzeiten  unterscheiden  und  sie  auch  ganz  bestimmt 
charakterisieren  können.  Damit  wird  auch  im  Hinblick  auf  dies 
Gesamtleben  des  europäischen  Finanzwesens  die  Stellung  bezeichnet 
sein,  welche  das  17.  Jahrhundert  und  innerhalb  dieses  17.  Jahr- 
hunderts die  specifische  deutsche  Finanz\\ässenschaft  nimmt. 

Wir  rechnen  die  erste  grosse  Periode  bis  zum  15.  Jahrhundert; 
es  ist  die  Lehnsepoche  des  Finanzwesens. 

Die  zweite  enthält  den  viel  kürzeren  Zeitraum  des  16.  und 
17.  Jahrhunderts;  sie  ist  vorwiegend  die  juristische  Epoche  in  der 
Finanzentwickelung  Europas.    Im  weiteren  Sinne  gehört  ihr  auch  das 
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18.  Jahrhundert,  insofern  das  Finanzwesen  dieser  Zeit  das  histo- 
rische Rechtselement  der  beiden  früheren  Jahrhunderte  vernichtet  und 
zu  einer  neuen ,  unabhängigen  landesherrlichen  Finanzverwaltung 
wird.  Dadurch  ist  dies  Jahrhundert  die  Zeit,  in  welcher  eben  durch 
diese  in  der  absoluten  Monarchie  liegende  Verschmelzung  von  Staat, 
Volk  und  Recht  im  persönlichen  Königtum  das  Finanzwesen  die 
bereits  in  ihm  liegenden  Elemente  der  Staatswissenschaft  selbständig 
ausarbeitet  und  das  erste,  aber  noch  höchst  unfertige  staatswissen- 
schaftliche Finanzwesen  entwirft. 

Die  dritte  Epoche  ist  die  des  19.  Jahrhunderts,  von  der  wir 
hier  nichts  weiter  sagen,  als  dass  sie  ihre  zwei  Elemente  successive 
entwickelt;  das  erste  besteht  darin,  das  Finanzwesen  zu  einem  Teil 
der  Verfassung,  das  zweite  darin,  es  zu  einem  Teile  der  socialen 
Frage  zu  machen. 

Nun  würden  wir  für  unseren  Zweck  jene  erste  Epoche  gar 
nicht  berühren,  wenn  der  Satz,  dass  der  vorwiegende  Charakter 
wenigstens  der  ersten  Hälfte  der  zweiten,  namentlich  im  17.  Jahr- 
hundert, uns  nicht  zwänge,  wenigstens  diejenige  Seite  hervorzuheben, 
durch  welche  dies  17.  Jahrhundert  seinerseits  gleichsam  von  selbst 
dahin  gedrängt  ward,  die  eigentlich  juristische  Gestalt  des  Finanz- 
wesens zu  seiner  Aufgabe  zu  machen. 

Es  ist  das  aber  nicht  möglich,  wenn  man  sich  nicht  wenigstens 
für  einen  Augenblick  in  dies  Mittelalter  und  die  Rechtsprincipien 
zurückversetzt,  aus  denen  einerseits  die  neuen  Staaten  des  16.  Jahr- 
hunderts, anderseits  die  Rechtsanschauungen  derselben  hervorgingen. 
Wir  wissen,  dass  es  der  erste  und  gemeinsame  Grundsatz  der  ge- 
samten europäischen  Civilisation  bei  der  Entstehung  von  Hellas  wie  von 
Rom  war,  dass  nur  der  Grundbesitz  zur  Teilnahme  an  öflPentlichen  Dingen 
—  sagen  wir  kurz  an  den  Funktionen  des  Staats  —  berechtigt,  daher 
aber  auch  nur  er  zu  Leistungen  an  den  Staat  verpflichtet  war.  Wie 
sich  das  mit  der  Entwickelung  des  Staats  in  Griechenland  und  Rom 
änderte,  haben  wir  an,  einem  andern  Orte  angedeutet.  Als  nun  das 
dritte  grössere  germanische  Geschlecht,  die  germanischen  Völker  in 
der  Völkerwanderung  auftraten,  begannen  sie  ihr  Staatsleben  genau 
mit  demselben  Grundsatz.  Wir  fassen  ihn  in  seiner  einfachsten 
Form  zusammen,  indem  wir  sagen,  es  sei  das  Grundprincip  der  ger- 
manischen finanziellen  Freiheit  gewesen,  nichts  für  das  Vater- 
land zu  zahlen,  aber  alles  für  dasselbe  zu  leisten. 

Nun   geht   die  karolinffische  Monarchie   unter.     Die    finanzielle 
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Konsequenz  davon  war,  dass  jeder  freie  Mann,  der  als  Grundherr 
nicht  einmal  den  karolingischen  Kaisern  gezahlt  hatte,  jetzt  noch  viel 
weniger  daran  dachte,  einem  neuen  Landesherrn  zu  zahlen.  Aller- 
dings, und  das  haben  wir  an  einer  andern  Stelle  gezeigt,  blieb  das 
ursprüngliche  Princip  des  Gemeineigentums  aller  Grundbesitzungen 
für  alle  erobernden  germanischen  Stämme  in  Spanien,  Frankreich, 
Italien,  Deutschland  und  England  aufrecht,  und  sein  Ausdruck  war 
die  Idee  des  germanischen  Lehnswesens,  an  dessen  Spitze  der  deutsche 
Kaiser  stand.  Allein  ihre  Verkörperung  fand  diese  Idee  schon  in 
dem  Vertrage  von  Verdun.  Die  Landesherrlichkeit,  die  von  diesem 
Vertrage  aus  sich  über  ganz  Europa  ausbreitet,  muss  für  jeden 
Teil  das  gleichartige  älteste  Princip  anerkennen;  kein  freier  Grimd- 
besitz  zahlt  eine  Steuer. 

Da  nun  aber  demnach  in  dieser  fürstlichen  Landesherrlichkeit 
schon  der  erste  Keim  der  spätem  Staatenbildung  gegeben  ist,  so 
entsteht  mit  derselben  ein  selbständiger  Keim  von  Bedürfnissen  und 
Verpflichtungen  bald  mit,  bald  gegen  den  persönlichen  Willen  des 
Landesherrn.  Die  Bedingungen  für  beide  war  unter  allen  Um- 
ständen eine  selbständige  Einnahme.  Die  Grundlage  dieser  Ein- 
nahme war  ein  selbständiger  Besitz.  Die  Grundherren,  die  ihrer- 
seits nichts  zahlten,  entsagten  daher  auch  naturgemäss  allem  Rechte 
auf  diesen  grundherrlichen  Besitz  des  Landesherren;  dafür  aber  hielt 
das  ganze  Mittelalter  denselben  auch  verpflichtet,  aus  dem  Einkommen, 
den  ihm  jener  Besitz  gab,  nun  auch  die  eigentlichen  landesherrlichen 
Bedürfnisse  zu  bestreiten.  Natürlich  bildete  sich  aus  diesem  Grund- 
satze allmählich  ein  Rechtsbegrifi".  Jener  Grundbesitz  des  Landes- 
herrn, dessen  Bestimmung  die  Deckung  eben  der  landesherrlichen 
Bedürfnisse  war ,  ward  zum  juristischen  dominium  oder  doma- 
nium  regis.  Das  ist  bekannt  genug.  Dasjenige  aber,  was  in 
alledem  für  das  kommende  Finanzwesen  entscheidend  ward,  bestand 
in  dem  Grundsatz,  dass  alles,  was  in  irgend  einer  Weise  zu  einem 
dominio  regis  gehöre,  nun  auch  genau  nach  denselben  Grundsätzen, 
wie  jedes  Privatdominium  des  einzelnen  Grundherrn  vollständig  und 
ohne  alle  Kontrolle  der  freien  imd  gänzlich  privaten  Verfügung  des 
Landesherrn  überlassen  sein  müsse. 

Wir  dürfen  das  nun  hier  im  einzelnen  nicht  verfolgen.  Doch 
wird  die  Natur  der  Sache  uns  die  Geschichte  ersetzen.  War  nämlich 
das  Obige  der  Fall,  so  war  es  unabweisbar,  dass  jeder  Landes- 
herr   sich    dafür    auch    eine    eigene    Aufzeichnung    seiner    Besitze, 
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und  neben  derselben  eine  möglichst  genaue  Buchführung,  teils  über 
die  Einnahmen  aus  seinen  Ländereien,  teils  über  die  Verpflich- 
tungen, welche  andere  Grundherren  und  Ritter  bei  Lehnsüberlassungen 
von  solchen  fürstlichen  Gütern  gegen  die  Person  des  Landesherrn 
eingegangen  waren,  einrichtete.  Diese  Buchführung  kennen  wir  für 
die  letzte  Gruppe  von  Fällen  sehr  genau  in  England;  das  bekannte 
Domesday  Book  enthält  nichts  anderes  als  eine  solche  Aufzeichnung 
der  lehnsrechtlichen  Verpflichtungen  der  Edlen,  denen  Wilhelm  der 
Eroberer  gewisse  Grundbesitzungen,  manors  of  the  lords,  überlassen 
hatte.  Eine  durchaus  ähnliche  Aufzeichnung  existierte  für  die  ältesten 
französischen  Könige;  das  Buch  darüber  hiess  der  Ost  du  roy  — 
Ost  von  hostis,  also  die  Verpflichtung  des  königlichen  Vasallen  mit 
so  und  so  viel  Mannen  auf  so  und  so  viel  Tage  und  auf  so  und  so 
weite  Entfernung  mit  dem  Könige  gegen  den  Feind  —  hostis  — 
zu  ziehen.  Man  kann  einige  Angaben  darüber  in  der  französischen 
Rechtsgeschichte  des  Verf.  nachsehen.  Dass  daneben  die  Einnahmen 
und  Leistungen  des  fürstlichen  Grundherrn  selbständig  gebucht  und 
verrechnet  wurden,  ist  selbstverständlich.  Wir  besitzen  vorderhand 
von  solchen  Abrechnungen  nichts.  Wenn  wir  aber  sehen,  dass  in 
jedem  wohlverwalteten  Kloster  schon  in  damaliger  Zeit  höchst  ge- 
naue Buchführungen  über  den  Besitzstand  und  die  Verwaltung  des- 
selben geführt  wurden,  wie  uns  Guerards  bekanntes  Polypticon  Irmi- 
nonis  zeigt,  so  lässt  es  sich  leicht  denken,  dass  die  Geistlichen  am 
Hofe  der  Könige  unter  Zuziehung  von  weltlichen  Räten  solche 
Bücher  gleichfalls  führten.  Das  war  nun  die  camera  principis ,  die 
chambre  des  comptes,  die  Rechnei.  Die  Forschungen  in  den  Ar- 
chiven werden  mit  der  Zeit  noch  viel  dahin  Gehöriges  finden.  Ganz 
neuestens  bringt  uns  Cesare  Nani  in  dem  Mem.  d.  Reale  Acad. 
delle  Scienze  di  Torino  (tom.  XXXIV)  eine  Abhandlung  über  die 
Statuti  deir  anno  1379  di  Amadeo  VI,  Grafen  von  Savoyen,  „I 
primi  statuti  sopra  la  camera  dei  conti  nella  monarchia  di  Savoia", 
deren  sechster  Teil  von  dem  Rechnungswesen  dieses  tüchtigen  Fürsten 
handelt.  Hier  finden  wir  bereits  eine  Ordonnance  der  Grafen  von 
Savoyen  a  grant  conseil  ,svir  le  faict  des  comptes"  von  1351. 
Dieses  Dokument  ist  dadurch  so  merkwürdig,  dass  dasselbe  in  Ver- 
bindung mit  der  zweiten  gleichzeitigen  über  die  „camera  compu- 
torilm"  in  Savoyen  uns  ein  Bild  von  einer  bereits  vollständigen  und 
sehr  ausführlichen  Rechnungsordnung  gibt,  in  welcher  die  Aufgaben 
und  Kompetenzen  der  einzelnen  Rechnungsführer  und  sonstiger  Beam- 
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teten  in  der  Kammer  des  Fürsten  vorliegen,  die  unsem  heutigen  an 
Genauigkeit  und  Klarheit  wenig  nachgeben.  Da  finden  wir  bereits 
die  magistri  und  an  ihrer  Seite  die  auditores  computorum,  die 
maitres  des  requetes  und  die  späteren  auditeurs  Frankreichs  mit 
sehr  bestimmten  Dienstesinstruktionen;  die  .computi  reddendi  per 
officiarios*^  werden  von  den  clericis  computorum  entgegen  ge- 
nommen (der  englische  clerc)  und  zwar  nach  den  Anweisungen  der 
Auditores  .juxta  ordinationum  eorum"  und  der  magister  hat  dann 
über  alles  dem  dominus  —  Landesherrn  —  Bericht  zu  erstatten. 
Es  ist  ein  vollständiges  und  sehr  gut  durchdachtes  Rechnungsamt, 
das  uns  hier  entgegentritt;  leider  gibt  uns  der  durch  seine  Quellen- 
studien so  ausgezeichnete  Verfasser  nichts  über  die  Verrechnung 
selbst  —  dürfen  wir  vielleicht  in  einem  nächsten  Bande  auf  eine 
solche  hochwichtige  Mitteilung  hofi'en  ?  Die  neueste  Publikation  von 
Heinrich  Boos  „Urkundenbuch  der  Landschaft  Basel"  hat  in  ihrem 
B.  I  gerade  das  interessanteste  Aktenstück  des  ganzen  Werkes,  die 
j,Einkünfte  der  Dompropstei  Basel  von  1270"  grausam  verstümmelt 
neben  500  anderen  höchst  unbedeutenden,  genau  abgeschriebenen 
Urkunden.  Immerhin  dürfen  wir  an  dieser  Stelle  uns  auf  das  Weitere 
dieses  eigentlich  rein  landesfürstlichen  Rechnungswesens  nicht  ein- 
lassen. Aber  man  sieht,  und  ähnlich  wird  es  bei  den  meisten  tüch- 
tigen Fürsten  damals  gewesen  sein,  und  es  war  ähnlich  in  der 
chambre  des  comptes  in  Paris  imd  dem  board  of  exchequer  im  Lon- 
doner Tower,  dass  hier  das  eine  grosse  Element  des  kommenden 
Finanzwesens ,  der  Haushalt  des  Fürsten ,  seine  eigene  selbständige 
Organisation  und  sein  Recht  hatte.  Es  ist  das  gleichsam  der  Höhe- 
punkt dieser  ganzen  ersten  Epoche.  Lassen  wir  nun  alle  einzelnen 
eingehenden  Fragen  hier  zur  Seite,  so  wird,  denken  wir.  der  Aus- 
gangspunkt und  die  Grundlage  der  zweiten  uns  ziemlich  leicht  klar, 
wenn  wir  festhalten,  dass  jenes  dominiimi  principis  mit  seinem 
ganzen  Status  und  seiner  strengen  Ordnimg  als  ein  ziemlich  fertiges 
Ganzes  in  den  Beginn  des  Landesärariums  hineintritt. 

Diese  zweite  Periode  beginnt  nun  auf  dem  Punkte,  auf  welchem 
schon  vom  Beginn  der  neuen  Staatenbildungen  an  der  princeps  sich 
an  die  Grundherren  und  Stände  seines  Landes  wendete ,  um  von 
ihnen  als  freiwillicre  Unterstützungen  ircrend  eine  Summe  für  die 
entstehenden  Bedürfnisse  des  Ganzen  zu  erhalten.  Es  war  nach  dem 
Obigen  im  Princip  gar  keine  Frage,  dass  der  Landesherr  absolut 
kein  Recht  hatte,  eine  solche  Beisteuer  zu  fordern.    Wenn  die  Stände 
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etwas  gaben,  so  war  es  ein  Geschenk  an  den  Fürsten;  es  sind  die 
bekannten  subsidia  oder  dona  gratuita  an  den  Fürsten,  um  die  es  sich 
handelt.  Wir  wissen  alle,  dass  die  Magna  Charta  dies  Princip  zu- 
erst verfassungsmässig  aufstellt,  aber  schon  1188  hatte  in  Frankreich 
Philippe  Auguste  ohne  Anfrage  bei  den  Ständen  eine  „Türken- 
steuer", wohl  die  erste,  die  wir  kennen,  als  decima  saladina  auf 
ganz  Frankreich  aufgelegt,  die  er  dann  durch  lettres  patentes  von 
1189  mit  dem  Versprechen  zurücknehmen  musste ,  dass  er  diese 
„Schuld  nicht  mehr  begehen  wolle".  So  war  es  in  der  ganzen  ger- 
manischen Welt.  Sache  und  Rechtsprincip  bedürfen  keines  Beweises. 
Aber  eines  wird  daraus  für  die  folgende  Zeit  und  namentlich  für 
den  Inhalt  der  Finanz  Wissenschaft  des  17.  Jahrhunderts  von  ent- 
scheidender Bedeutung.  Das  was  wir  dargestellt,  enthält  ohne  allen 
Zweifel  das  wichtige  Princip,  dass  alles  was  einmal  von  dem  Prin- 
ceps  wirklich  eingenommen  war,  also  alles  was  sie  ihm  auf  seine 
Bitte  —  bede  —  als  don  gratuit  gegeben,  daher  auch  als  ein  „Ge- 
schenk" des  Landes  ganz  ohne  alle  Kontrolle  zu  seiner  Ver- 
fügung blieb.  Wir  dürfen  demgemäss,  da  wir  uns  auf  die  Einzel- 
heiten dieses  in  ganz  Europa  damals  gültigen  Grundsatzes  nicht  hier 
einlassen  können,  zu  der  gewöhnlichen  Darstellung  des  alten  und 
eigentlich  lehnsherrlichen  Rechts  auf  freie  Bewilligung  solcher  sub- 
sidia oder  dona  gleich  das  zweite  hinzufügen,  das  wohl  jede  —  früher 
stets  so  übliche  —  Vergleichung  des  alten  Steuerbewilligungsrechts 
mit  heutigem  im  besseren  historischen  Vei'ständnis  ein  Ende  machen 
wird.  Dem  Lehnsherren  sind  erstlich  überhaupt  nie  Steuern,  son- 
dern nur  Subsidien  bewilligt,  und  zweitens  hatten  die  Stände,  gerade 
weil  es  nur  dona  gratuita  waren,  niemals  auch  nur  annähernd  ein 
Recht  zu  fragen,  was  denn  mit  jenen  bewilligten  Subsidien  geschehen 
sei.  In  jener  Zeit  waren  die  Thore  der  „Kammer"  des  Landes- 
herrn den  Ständen  absolut  verschlossen,  und  zwar  nicht  bloss  that- 
sächlich,  sondern  vermöge  des  Rechtsbegriffs  jener  dona  selbst.  Und 
daher  hat  die  ganze  Lehre  von  der  damaligen  Finanz  Wissenschaft 
bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  auch  überhaupt  das  ganze  Ge- 
biet der  Staatsausgaben  gar  nicht  in  sich  aufnehmen  können 
oder  wollen,  aus  ähnlichen  Gründen  auch  nicht  die  Frage  nach  den 
Schulden  und  dem  Kredit  des  Fürsten.  Am  interessantesten  ist  dies 
ganze,  so  selten  wissenschaftliche  Verhältnis  in  der  Entstehung  des 
committee  of "  ways  and  means  neben  dem  committee  of  supply  bei 
Macaulay  in  den  Jahren  1690 — 93  unter  William  III.  dargestellt. 
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Alles  das  galt  allenthalben;  die  ganze  Finanzlehre  in  dieser  ganzen 
zweiten  Epoche  ist  daher  ausschliesslich  eine  Lehre  von  den  Ein- 
nahmen, und  zwar  nicht  etwa  von  den  Einnahmen  des  Landes  oder 
des  Staats,  sondern  nur  von  den  Einnahmen  der  fürstlichen  Kasse 
oder  Rentei;  und  das  ist  nun  der  Punkt,  auf  welchem  wir  zu  un- 
serem eigentlichen  Gegenstande,  der  historischen  Grundlage  und  dem 
Begriffe  des  Finanzwesens  jener  Zeit  gegenüber  dem  fürstlichen 
Kammerwesen  gelangen. 

Denn  wie  nun  mit  dem  16.  Jahrhundert  die  neue  Idee  der 
Souveränität  der  Staatsgewalt  sich  entwickelt,  tritt  ihr  und  ihren 
Bedürfnissen  jenes  Recht  des  Lehnswesens  auf  völlige  Freiheit  von 
jeder  Verpflichtung  neben  den  öffentlichen  Dienstleistungen  an  den 
Lehnsherrn  entgegen.  Es  ist  an  diesem  Orte  gänzlich  überflüssig 
zu  entwickeln,  dass  und  warum  die  Staatsgewalt,  selbst  wenn  sie 
es  auch  gewollt  hätte,  durchaus  unmöglich  finden  musste,  ihrerseits 
eine  solche  Abgabe  einzutreiben.  Allein  die  Frage,  die  wir  zu  be- 
rühren haben,  enthält  den  Prozess,  in  welchem  die  Staatsgewalt 
nimmehr  dennoch  beginnt,  trotz  aller  ständischen  und  grundherr- 
lichen Rechte  des  Mittelalters  die  Grundherrn  auch  wider  ihren 
Willen  zu  Zahlungen  an  jene  Staatskasse  herbeizuziehen.  Und  hier 
eröffnet  sich  nun  in  Geschichte  und  Litteratur  ein  doppeltes  Gebiet, 
von  welchem  wir  nur  denjenigen  Teil  kurz  berühren,  den  wir  eben 
den  Beginn  der  deutschen  Finanz  Wissenschaft  im  17.  Jahrhundert 
nennen. 

Das  erste  dieser  Gebiete  ist  dasjenige,  das  wir  die  staats- 
wissenschaftliche Entstehungsgeschichte  der  Steuer  und  ihrer 
Principien  nennen.  Das  zweite  dagegen  ist  die  erste  juristische 
Geschichte  des  Finanzwesens  und  seiner  Litteratur  in  dieser  Epoche. 

Sind  wir  nämlich  im  Bisherigen  klar  gewesen,  so  ist  jetzt  der 
eigentliche  Begriff  der  Finanzen  einerseits  und  der  der  Steuer 
anderseits  wohl  leicht  verständlich.  Denn  weder  das  eine  noch 
das  andere  sind  theoretisch  entstanden,  sondern  sie  treten  auf  als 
historische  Erscheinungen,  bis  erst  das  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts aus  ihnen  wissenschaftliche  Begriffe,  Rechte  und  Systeme 
machen  kann.  An  dieser  Stelle  aber  werden  wir  zum  einfachen 
Verständnis  der  Sache  eben  von  dem  ausgehen,  was  wir  oben  über 
das  fürstliche  Rechnungswesen  gesagt  haben.  Denn  in  der  That  ist 
dies  der  Punkt,  an  welchen  das  juristische  Element  in  dem  neuen 
Finanzwesen  anknüpft. 
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Indem  nämlich  die  Fürsten  seit  dem  16,  Jahrhundert  nach  und 
nach  verschiedene  Formen  finden,  in  denen  sie  ihre  Macht  wie  ihre 
Geldkräfte  von  den  Subsidien  der  Stände  unabhängig  machen, 
empfangen  natürlich  jetzt  allmählich  ihre  Kammern  und  Rechnungs- 
höfe landesherrliche  Einnahmen,  welche  nicht  mehr  auf  dem  einen 
grundherrlichen  Princip  des  Mittelalters,  also  auf  landesherrlichem 
Besitze  beruhen.  Diese  Gesamteinnahmen  scheiden  sich  daher,  wir 
möchten  sagen  von  selbst,  in  zwei  in  ihrer  eigensten  Grundlage 
wesentlich  verschiedene  Teile.  Die  erste  Gruppe  der  nunmehr  zu 
verrechnenden  Einnahmen  ist  offenbar  diejenige,  welche  nach  wie  vor 
aus  dem  ursprünglichen  dominium  principis  als  Privateinkommen 
des  Fürsten  entspringt;  die  zweite  aber  umfasst  alle  Quellen  des 
Einkommens ,  die  eben  vermöge  der  neuen  Staatsgewalt  und  im 
Namen  ihres  höheren  Rechtes  von  der  Gesamtheit  des  Volkes  ge- 
fordert werden.  Jeder  Fürst  hat  damit  jetzt,  mehr  oder  weniger 
klar  ausgebildet,  zwei  Arten  von  Vermögen  und  Einkommen.  Und 
diese  beiden  Arten  suchen  daher  sofort  nach  ihren  festen  Rechts- 
begriffen und  Namen.  Hier  nun  kommt  das  römische  Recht  zu 
Hilfe.  Den  Juristen  der  Pandekten,  die  unter  dem  Kaisertum  er- 
zogen und  gebildet  waren,  war  jetzt  für  die  germanischen  Länder 
der  Unterschied  zwischen  dem,  was  der  Fürst  als  Ertrag  seines  eigenen 
Vermögens  betrachtete,  und  dem,  was  in  irgend  einer  Weise  vom 
Lande  einging  für  Zwecke,  die  wenigstens  ihrem  Wesen  nach  öffent- 
liche waren,  ganz  geläufig.  Ihnen  war  das  Privatvermögen  des 
Fürsten  das  dominium  principis;  dagegen  war  das  Vermögen,  welches 
der  Staat  als  Gemeinschaft  aller  besass,  ihnen  überhaupt  eigentlich 
kein  Vermögen  und  Eigentum  —  sie  hatten  eben  keinen  Namen 
und  keinen  Begriff  von  einer  sog.  juristischen  Persönlichkeit  — , 
sondern  sie  nannten  es  das  aerarium,  was  wir  nicht  besser  als  mit 
^öffentlicher  Schatz"  übersetzen  können.  Dagegen  schieden  sie  — 
wie  immer  bei  den  Pandektisten  —  wieder  in  ihrer  wenn  auch  un- 
definirten  Anschauung  von  diesem  aerarium  die  staatliche  Verwal- 
tung desselben  mit  ihren  Rechten  auf  die  Leistungen  der  Einzelnen, 
und  diese  Staatsverwaltung  mit  ihrem  Steuerverwaltungsrecht  hiess 
der  fiscus.  Mit  diesen  drei  Kategorien  —  auf  das  einzelne  gehen 
wir  nicht  ein,  namentlich  nicht  auf  die  im  einzelnen  Falle  oft 
schwierige  Unterscheidung  zwischen  fiscus  und  aerarium,  wo  der 
fiscus  aus  dem  aerarium  Einkünfte  bezog  wie  bei  den  jetzt  ziem- 
lich  bekannten  Betriebsverpachtungen  von  Bergwerken   des  Aerars 
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an  Einzelunternehmer  —  tritt  nun  die  romanistische  Auffassung  des 
Mittelalters  in  jenen  Prozess  hinein,  in  welchem  die  Fürsten  ver- 
möge der  Staatsgewalt  sich  Einkünfte  auch  ausserhalb  ihres  grund- 
herrlichen Besitzes  schaflPen.  Und  ohne  dies  Eintreten  und  Ver- 
ständnis des  römischen  Rechts  würden  wir  es  schwer  genug  finden, 
von  einem   selbständigen  Beginn   der   Finanzwissenschaft  zu  reden. 

Denn  so  viel  war  klar,  dass,  wenn  einmal  jene  Kategorien  in 
der  gesamten  Einnahmsordnung  der  entstehenden  Staatsgewalt  auf- 
traten, das  Recht  so  grundsätzlich  verschiedener  Vermögens-  und 
Einkommensbestandtheile  nicht  mehr  das  gleiche  sein  konnte. 
Es  mussten  vielmehr,  sobald  überhaupt  entweder  die  strikte  Juris- 
prudenz oder  auch  die  allgemeine  Staatswissenschaft  sich  mit  dieser 
Doppelnatur  der  nunmehr  allmählich  das  ganze  Land  umfassenden 
landesherrlichen  Wirtschaft  beschäftigten,  zunächst  die  letzteren  über- 
haupt in  zwei  grosse  Gruppen  zerfallen,  die  schon  nach  der  er- 
wähnten römisch-rechtlichen  Auffassung  gar  nichts  mit  einander  zu 
thun  hatten.  Diese  beiden  Gruppen  waren  thatsächlich  und  juri- 
stisch klar  genug.  Die  eine,  sagen  wir  es  kurz,  enthält  das  domi- 
nium principis  aus  der  Lehnszeit  oder,  wie  es  im  16.  Jahrhundert 
genannt  wurde,  das  domanium,  die  domaine  du  roy;  die  andere 
dagegen  erschien  als  die  noch  unklar  gedachte  Verwaltung  der 
öffentlichen  Einkünfte  in  dem  fiscus,  bei  dem  dann  die  Gesamtheit 
dieser  Einkünfte  als  der  eigentliche  Schatz  des  Staates  im  Unter- 
schiede vom  Vermögen  des  Fürsten  das  aerarium  hiess;  der  fiscus 
ist  dabei  gleichsam  das  thätige  aerarium,  das  aerarium  ist  das 
ruhend,  meist  als  Geldbestand  gedachte,  vorhandene  Ergebnis  des 
fiscus. 

So  standen  diese  Kategorien  einander  gegenüber.  Allein  auch 
das  zweite  bedarf  keiner  lancren  Erläuterung.  So  verschieden  an 
sich  jene  sein  mochten,  praktisch  waren  sie  dennoch  eins.  Denn 
schliesslich  war  der  Fürst  schon  im  17.  Jahrhundert  dem  Princip 
nach  Souverän,  und  ward  allmählich  wenigstens  auf  dem  Kontinent 
der  Sache  nach  absolut.  Es  könnte  fraglich  sein,  was  dem  domi- 
nium oder  dem  aerarium  publicum  angehörte;  aber  es  war  nicht 
zweifelhaft,  dass  alles,  was  einmal  in  eines  von  beiden  hineinfiel, 
der  ausschhessHchen,  von  keinem  Rechte  kontrollierten  persönlichen 
Verfügung  des  Landesherrn  unterworfen  war.  Beides  stand  auch 
juristisch  in  der  damaligen  Zeit  unzweifelhaft  fest.  Es  waren  zwei 
wesentlich  verschiedene  wirtschaftliche  Verhältnisse,  die  doch  einem 
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absolut  gleichen  Recht,  dem  des  persönlichen  Willens  des  Landesherrn 
unterstanden.  Das  nun  war  an  sich  ein  Widerspruch.  Offenbar,  es 
musste  entweder  wie  im  Orient,  und  faktisch  in  der  letzten  Zeit  des 
römischen  Reiches,  jener  Unterschied  auch  rechtlich  aufgehoben  und 
alles  öffentliche  Gut  Privateigentum  des  Landesherrn  werden,  oder  es 
mussten  sich  zwei  Rechtssysteme  ausbilden,  das  Recht  des  dominium 
und  das  Recht  des  aerarium.  Das  war  der  Punkt,  an  welchem  sich 
das  Entstehen  des  Finanzwesens  in  Europa  anschloss. 

Denn,  und  das  bedarf  keiner  Erläuterung,  jene  Bedürfnisse  der 
neuen  Staatsgewalt  nach  einer  Einnahme  waren  keineswegs  immer 
bloss  persönliche  Wünsche  der  Landesherren ,  sondern  sie  waren 
einerseits  öffentliche,  dann  aber  wurden  sie  allmählich  dauernde  Be- 
dürfnisse. Mochte  daher  das  dominium  noch  so  reich  sein,  es  konnte 
nicht  genügen.  Schon  das  Lehnswesen  mit  seiner  absoluten  Steuer- 
freiheit der  Grundherren  hatte  daher  —  wann  und  wie  sehen  wir 
nicht  —  den  Grundsatz  angenommen,  dass  es  gewisse  Fälle  gebe, 
in  welchen  auch  die  freien  Grundherren  geradezu  nach  Lehnsrecht 
zu  einer  Beisteuer  für  den  Lehnsherrn  verpflichtet  sein  sollten. 
Diese  Fälle  hatten  den  Namen  der  necessitates ;  in  einigen  Ländern 
Europas  erkannte  das  Landeslehnsrecht  drei  solcher  Fälle  an,  die 
sog.  trinoda  necessitas,  Verheiratung  der  Tochter,  Gefangenschaft 
des  Lehnsherrn,  Succession  seines  Nachfolgers.  Bei  der  Entwickelung 
des  neuen  Staatsrechtes  nun  konnte  das  natürlich  nicht  genügen. 
Man  wird  sich  leicht  sagen  können,  dass  die  alten  Ausgaben  des 
Staates  doch  zuletzt  auf  das  neue  aerarium  statt  auf  das  alte  domi- 
nium angewiesen  waren,  das  Fürstentum  sich  für  das  erstere  neue 
Einnahmsquellen  zu  schaffen  absolut  gezwungen  und  dazu  in  der 
That  auch  berechtigt  war.  Und  damit  ergab  sich  das,  was  wir  die 
erste  Epoche  eben  jenes  aerarium  nennen  möchten.  Wir  wissen 
die  ohnehin  bekannten  Erscheinungen  unter  keinem  besseren  Ge- 
samtbild zusammenzufassen. 

Diese  erste  Epoche  umfasst  die  Zeit,  wo  das  Fürstentum  sich 
neben  seinen  Domanialeinkünften  Einnahmen  verschaffte,  ohne  den 
Grundbesitz  als  solchen  zu  einer  Abgabe  zu  zwingen,  für  welche  das 
erste  noch  keinen  Rechtstitel  und  keinen  Rechtsbegriff  aufstellen 
konnte.  Ohne  uns  hier  auf  einzelne  Untersuchungen  einzulassen, 
wollen  wir  beide  Formen,  in  denen  dies  geschah,  bloss  ihrem 
Wesen  nach  bezeichnen.  Die  eine  war  die  der  Regalität,  die 
zweite  nannte   man  damals  nach  römischem  Muster   das  Vectigal. 
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Halten  wir  beide  mit  unsera  sonstigen  finanziellen  Begriffen  zu- 
sammen, so  werden  sie  uns,  abgesehen  von  einer  unabsehbaren 
Menge  von  Einzelfragen,  eben  dadurch  so  klar,  weil  beide  noch 
heute  im  Einnahmesystem  der  Finanzen  der  ganzen  Welt  dastehen. 
Die  Regalien  an  sich  bedeuten  den  Anfang  der  staatlichen  Ver- 
waltung, aber  schon  damals  sind  sie  zugleich  Einnahmsquellen,  und 
der  Begriff  der  Regalität  empfängt  dadurch  seine  doppelte  historische 
Bedeutung,  die  er  bis  zur  heutigen  Verwaltungslehre  in  aller  Un- 
klarheit beibehalten  hat.  Einmal  ist  er  der  Rechtstitel  der  neu  ent- 
stehenden Verwaltungsthätigkeit  des  Staats,  wie  in  Forst-,  Berg-, 
Wege-,  Münzwesen  und  andern  Dingen ;  dann  aber  ward  er  zugleich 
der  Rechtstitel  für  Gebührenerhebungen  der  Staatsgewalt,  und 
zwar  auf  allen  den  Punkten,  auf  welchen  diese  Staatsgewalt  keine 
Steuern  erheben  konnte  und  doch  das  Volk  zu  Abgaben  zwang. 
Natürlich  wurde  durch  beides  Begriff  und  Inhalt  der  Reoralität 
höchst  unbestimmt :  aber  doch  nur  in  Deutschland.  Die  ge- 
wöhnliche Darstellung  der  Regalien  pflegt  nicht  anzuführen,  dass 
Begriff  und  Name  der  Regalien  in  Italien  nicht  existierte, 
weil  es  dort  keine  höchste  einheitliche  Staatsgewalt  gab,  in  Frank- 
reich nicht,  weil  das  Königtum  souverän  ward,  in  England  nicht, 
weil  es  überhaupt  ohne  ein  Parlamentsgesetz  keine  könighchen  Ein- 
nahmsrechte gab ;  Regalien  existieren  in  dem  eigentlichen  Sinne 
nur  in  Deutschland,  und  hier  bedeuten  sie  von  Anfang  an  durchaus 
nicht  die  landesherrlichen  Rechte,  sondern  eben  nur  die  kaiser- 
lichen Rechte  gegenüber  der  entstehenden  Landessouveränetät,  so 
dass  es  z.  B.  noch  im  17.  Jahrhundert  öffentlichen  Rechts  war,  dass 
kein  Reichsstand  ohne  kaiserliche  Genehmigung  ein  vectigal  auf- 
legen oder  eine  Universität  mit  vollem  Rechte  gründen  konnte.  Erst 
im  18.  Jahrhundert  geht  jene  kaiserhche  Regalität  auf  die  Reichs- 
stände über,  sie  heisst  dann  in  beständicrer  Verwirrunor  der  Namen 
und  Begriffe  bald  Hoheitsrecht,  bald  Regal,  bald  auch  Monopol; 
doch  darauf  dürfen  wir  uns  hier  nicht  einlassen.  Alle  diese  Regalien 
und  Vectigalien  flössen  nun  gleich  wie  alle  eigentlichen  Domanial- 
einnahmen  in  die  landesherrlichen  Kassen,  und  bildeten  somit  als 
ein  juristisch  einheitlich  gedachtes  Ganzes  den  Rechtsbegriff  des 
dominium  oder  domanium  regis  s.  principis.  Als  solches  nun  be- 
mächtigte sich  sofort  die  Jurisprudenz  des  jus  publicimi  dieses 
Begriffes,  und  es  entstand  eine  grosse  und  äusserst  reichhaltige 
Litteratur  über   dasselbe,    welche   dabei    schon  im  16.  Jahrhundert 
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sehr  genau  untersuchte ,  wie  das  domanium  von  den  bonis  camerae 
seu  mensae  einerseits  und  den  bonis  patrimonialibus  zu  scheiden 
sei,  ob  dasselbe  veräussert  oder  wie  weit  es  belastet  sein  könne, 
und  andere  Fragen.  Der  eigentliche  Hauptschriftsteller,  der  den 
ganzen  Begriff  zuerst  feststellte  und  ihn  zu  einem  selbständigen 
Gebiet  des  damaligen  öffentlichen  Rechts  machte,  war  Renatus 
Choppinus,  Advokat  am  Parlament  von  Paris,  in  seinem  grossen 
Werke  de  domanio  Franciae,  libri  tres  (1532,  1588  und  1602);  für 
Deutschland  schrieb  dann  Heinr.  Brückner  das  auch  für  die 
deutsche  Geschichte  wichtige  Werk :  Synoptica  tractatio  de  domanio 
regni  Germanici  —  von  Staats-Güthern  des  Teutschen  Reiches,  1684; 
zwischen  beiden  liegt  eine  ausserordentlich  reiche  juristische  Domanial- 
litteratur,  die  freilich  fast  in  leider  mit  grossem  Unrecht  jetzt 
vergessenen  Inauguraldissertationen  aus  dem  17.  Jahrhundert  besteht, 
welche  dann  Pfeffinger  in  seinem  Vitriarius  illustratus  aufführt 
(p.  1348  in  Bd.  III);  wir  zählen  ihrer  nicht  weniger  als  einige  zwanzig. 
Vitriarius  selbst  fasst  das  Kapitel  de  dominio  in  L.  III  T.  XVIII 
seines  denkwürdigen  Werkes  zusammen;  es  umfasst  die  Seiten  1347 
bis  1520  mit  den  Zusätzen  Pfeffingers,  die  auch  hier  unschätzbar 
sind.  Doch  dürfen  wir  uns  bei  Einzelheiten  dieses  ersten  Gebietes 
der  neuen  Finanzwissenschaft  hier  nicht  aufhalten.  Nur  die  Definition 
des  dominii  von  Vitriarius  wollen  wir  hier  anführen,  da  sie  uns 
auf  einem  vielbestrittenen  Punkte  den  Standpunkt  seiner  Zeit  auf- 
klärt. Das  dominium  ist  nach  dem  damaligen  öffentlichen  Recht 
gleichbedeutend  mit  dem  „jus  superioritatis  territorialis  quo  (princeps) 
de  istis  rebus  pro  lubito  potest  disponere,  nisi  quatenus  vel  lege 
vel  conventione  prohibetur. "  Bei  den  „regalia"  wird  dann  schon 
gleichfalls  die  Frage  aufgeworfen:  „an  idem  ac  superioritas  terri- 
torialis?" (cf.  T.  II.  init.  und  p.  1093  ff,).  Doch  dürfen  wir  uns 
diesmal  auf  dies  Gebiet  nicht  weiter  einlassen;  genug  wenn  die 
Scheidung  zwischen  ihm  und  dem  folgenden,  dem  Beginn  des  staats- 
wissenschaftlichen Begriffes  und  dem  juristischen  System  des  jetzt 
entstehenden  Steuerwesens  und  seiner  Litteratur  feststeht.  Wie 
sich  dazu  nun  die  Finanz  Wissenschaft  des  17.  Jahrhunderts  und 
der  bei  weitem  grösste  Meister  derselben  Kaspar  Klock  von  Strass- 
burg  mit  seinen  beiden  Fundamentalwerken  de  contributionibus 
und  de  aerario  verhält,  das  verdient  eine  eigene  Behandlung. 
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n. 
Die  deutsche  Steuerlehre  des  17.  Jahrhunderts. 

Wenn  wir  auch  im  folgenden  weitläuftiger  sein  müssen,  als  wir 
im  Beginne  unserer  ganzen  Darstellung  beabsichtigt  haben,  so  glauben 
wir  dazu  ein  Recht  zu  gewinnen,  indem  wir  den  Kampf  mit  einem 
fast  hundertjährigen  Vorurteil  im  Namen  der  Geschichte  unserer 
deutschen  Wissenschaft  aufnehmen.  Es  ist  schon  zur  Tradition  ge- 
worden zu  glauben,  dass  die  grossen  leitenden  Begrijffe  alles  Steuer- 
wesens, die  Gleichheit,  die  Verbindung  der  Steuer  mit  dem  Ein- 
kommen, die  Loslösmig  derselben  von  dem  blossen  Besitz  und  das 
Princip  der  möglichst  billigen  Erhebung  der  Steuern  Adam  Smith 
angehören,  und  dass  andere  specielle  Kategorien  der  direkten  Steuern, 
wie  das  ganze  Katasterwesen  mit  dem  Schätzungswesen,  das  ganze 
System  der  direkten  Steuern,  die  Ideen  der  Steuerreformen,  die  Frage 
nach  der  Besteuerung  der  Schuldzinsen ,  die  Berechtigung  des 
Schuldners,  sie  von  seinem  besteuerten  Einkommensbetrage  ab- 
zurechnen, die  Häuser-  und  Gewerbesteuer,  ja  sogar  auch  die 
Frage  nach  dem  vielbesprochenen  Existenzminimum  erst  in  unserem 
Jahrhundert  Gegenstand  der  Finanzwissenschaft  geworden  seien. 
Diese  ganze  Auffassung,  von  der  auch  wir  selber  nicht  frei 
gewesen  sind,  ist  falsch.  Alle  diese  Fragen  hat  die  deutsche 
Finanzlehre  bereits  im  17.  Jahrhundert  zum  Teil  auf  das  sründ- 
Hchste  erwogen,  zum  Teil  im  letzten  Princip  erledigt,  und  wir  wer- 
den mit  allem  Nachdruck  für  die  Verpflichtung  der  deutschen  Wissen- 
schaft auftreten,  den  deutschen  Vorgängern  aller  positiven  Lehre 
vom  Finanzwesen  den  ihnen  auf  diesem  Gebiete  gebührenden  ersten 
Rang  einzuräumen. 

Freilich  müssen  wir  zu  dem  Ende  nicht  bloss  diese  specifisch 
deutsche  Litteratur,  sondern  das  ganze  Gebiet  der  europäischen 
Wissenschaft  charakterisieren,  um  die  Stelle  bestimmen  zu  können, 
welche  neben  den  in  anderer  Weise  gleich  grossartigen  französischen 
Finanzarbeiten  und  Idealen  gerade  der  deutschen  Leistung  zukommt. 
Mögen  kundigere  Hände  dann,  denen  noch  Zeit  und  Kraft  gegeben, 
in  grösserem  Massstabe  vollenden ,  was  hier  nur  hat  angedeutet 
werden  können. 

Das,  denken  wir,  steht  nun  wohl  fest,  dass  das,  was  wir  Finanz- 
wesen und  Finanzwissenschaft  nennen,  erst  mit  dem  neuen  Staats- 
wesen  der   souveränen  oder  souverän  werdenden  Einzelstaaten  ent- 
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steht,  das  seinerseits  im  16.  Jahrhundert  sich  zu  entwickeln  beginnt, 
um  im  17.  seine  volle  Gestalt  anzunehmen.  Schon  im  16.  Jahr- 
hundert steht  es  dabei  fest,  dass  diese  Staaten  vollkommen  ausser 
Stand  sind,  mit  dem  Ertrage  ihres  dominium  selbst  in  jenem  weiteren 
Sinne  auszureichen,  den  wir  oben  bezeichnet  haben.  Schon  im 
16.  Jahrhundert  entsteht  daher  das  Gefühl,  dass  sich  die  neuen 
Staaten  auch  neue  Einkommensquellen  eröffnen  müssen.  Diese  nun 
können,  um  uns  nach  unseren  Begriffen  auszudrücken,  weder  im 
Staatsgut  und  Vermögen,  noch  in  den  Regalen  und  Gebühren,  und 
selbst  nicht  in  den  ersten  Anfängen  der  indirekten  Steuern  ge- 
funden werden,  die  sich  damals  wie  jetzt  unter  vielen  Regalen  und 
Gebühren  verstecken.  Es  muss  für  die  Einkünfte  der  Staatsgewalt 
eine  ganz  neue  Bahn  gebrochen  werden. 

Diese  Bahn  ist  nun  gegeben  in  dem  bisher  von  der  Staats- 
gewalt des  Lehnswesens  noch  nie  betretenen  Gebiet  der  direkten 
Steuern.  Mit  ihnen  beginnt  das  eigentliche  Finanzwesen  und  die 
Finanzwissenschaft  der  neueren  Zeit. 

Denkt  man  sich  nun  die  Verhältnisse,  wie  sie  in  jener  Zeit 
lagen,  so  werden  zwei  Dinge  wohl  klar  sein.  Da  die  Lehnsepoche 
ihrem  Princip  nach  in  direktem  Widerspruch  zu  einer  Besteuerung 
des  Grundbesitzes  steht,  so  bedarf  jener  Gedanke  zuerst  eines 
ganz  neuen  Rechtstitels,  der  mit  der  Lehnsherrlichkeit  als  solcher 
nichts  zu  thun  hat;  dann  aber,  wenn  dieser  Rechtstitel  mit  mehr 
oder  weniger  Berechtigung  wirklich  aufgestellt  ist  und  thätig  wird, 
so  bedarf  es  zweitens  dessen,  was  wir  am  kürzesten  das  System 
der  Besteuerung  nennen.  Und  da  nun  der  Staat  vermöge  eines 
solchen  Systemes  der  Besteuerung  sehr  tief  in  die  Rechte  und  Ver- 
hältnisse der  alten  Grundherrlichkeit  hineingreift  und  damit  tausend 
eigentliche  Rechtsfragen  anregt,  so  wird  fast  von  selbst  aus  dem 
entstehenden  Besteuerungssystem  ein  systematisches  Steu  errecht. 

Nun  kann  ich  mir  das  letztere  ohne  weitere  Beziehung  zu  der 
Idee  des  Staats  und  des  bisher  freien  Staatsbürgertums  denken  und 
mithin  auf  allen  Punkten  bei  der  eigentlichen  Rechtsfrage  stehen 
bleiben.  Allein  da  das  Recht  des  Staates  gerade  hier  zunächst 
doch  nur  auf  seiner  Idee  beruht,  so  werden  tiefer  blickende  Geister 
schon  bei  der  streng  juristischen  Untersuchung  der  Steuerfragen 
über  dieselbe  hinausgehen  und  in  das  eigentliche  Wesen  der  Steuer 
hineintreten.  Sie  werden  neben  den  juristischen  Gesichtspunkten 
und  Principien  auch  die  höheren  wirtschaftlichen  in  ihre  Anschauung 
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aufiiehmen  und  damit  aus  der  an  sich  ganz  positiven  Steuerlehre 
den  Anfang  einer  Steuerwissenschaft  machen. 

Scheiden  wir  nun  aus  der  grossen  wissenschaftlichen  Bewegung, 
welche  sich  in  ganz  Europa  nach  dem  Ende  der  Reformationsepoche 
ihre  selbständige  Bahn  bricht,  die  Staatswissenschaft  als  ein  eigenes 
Gebiet  aus,  und  innerhalb  derselben  wieder  specieU  das  Steuerwesen, 
so  ergeben  sich  uns  die  beiden  grossen  Gesichtspunkte  imd  Gruppen, 
welche  von  da  an  bis  zu  unserer  Zeit  die  gesamte  Auffassung  des 
Steuerwesens  beherrschen. 

Wir  nennen  die  erstere  die  staatswissenschaftlic  he,  weil 
in  ihr  das  ganze  Steuerwesen  vor  allem  als  ein  Moment  in  der 
entstehenden  Staatsidee  betrachtet,  aus  ihr  entwickelt  und  motiviert 
wird,  von  ihr  ihre  Fragen,  Zweifel,  Aufgaben  und  Ideen  empfängt 
und  daher  immer  in  innigster  Verbindung  mit  dem  Gedanken  an 
die  Staatsgewalt,  ihr  Recht  und  ihre  Bedingnisse  steht  und  gedacht 
werden  muss. 

Die  zweite  dagegen  beginnt  wie  gesagt  als  die  vorwiegend 
juristische  Auffassung  der  Steuern ,  geht  aber  sofort  mit  ihrem 
juristischen  Inhalt  auf  die  staatswirtschaftlichen  Systeme  und  Prin- 
cipien  der  Steuer  an  sich  über:  während  das  juristische  Element 
die  rechtlichen  Grenzen  der  entstehenden  Steuergewalt  sucht  und 
untersucht,  beginnt  das  höhere  Element  die  wirtschaftlichen  Gesetze 
und  Grenzen  derselben  sich  zum  Bewusstsein  zu  bringen,  beide  Ge- 
sichtspunkte beständig  mit  einander  verbindend,  während  vom  Be- 
griffe des  Staates  nur  wenig  dabei  die  Rede  ist.  Wir  nennen  sie 
daher  die  j  uri  stisch  -  staatswirtschaftliche  Richtung  der 
neuen  Finanzwissenschaft. 

Hätten  wir  hier  nun  Raum  und  Zeit  zur  Verfügung,  so  würde 
es  nicht  schwer  sein,  aus  dem  Wesen  jener  Dinge  die  drei  That- 
sachen  zu  erklären,  welche  der  Finanzwissenschaft  bis  zum  19.  Jahr- 
hundert ihre  Gestalt  gaben.  Diese  drei  Thatsachen  bestehen  darin, 
dass  Frankreich,  in  welchem  die  absolute  Monarchie  jedes  Recht, 
also  auch  das  der  Freiheit  von  der  Steuer,  grundsätzlich  niederwirft 
und  es  der  Allgewalt  der  Staatsidee  unbedingt  unterordnet,  die 
natürliche  Heimat  der  nicht  juristischen,  sondern  staatswissen- 
schaftlichen Auffassung  des  Steuerwesens  wird,  während  Deutsch- 
land,  in  welchem  sich  das  Recht  der  ständischen  Körperschaften 
noch  immer  erhielt,  das  Gefühl  für  das  Wohl  des  Volkes  aber  in 
den   verschiedenen  Regierungen    daneben    niemals    ganz    untergeht, 
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die  juristisch-staatswirtschaftliche  Finanzwissenschaft  in 
sich  ausbildet;  England  aber,  das  dritte  Kulturvolk  jener  Epoche, 
vermag  seinerseits  überhaupt  nicht  zu  einer  Finanzwissenschaft  zu 
gelangen,  weil  hier  Steuer  und  Steuerwesen  durch  die  parlamentarische 
Entwickelung  und  Bewegung  in  der  Weise  bestimmt  wird,  dass  bis 
zur  Revolution  von  1688  die  Volksvertretung  von  Fall  zu  Fall  dem 
Königtum  nicht  etwa  wie  auf  dem  Kontinente  bestimmte  Summen, 
sondern  vielmehr  die  Einkünfte  aus  bestimmten  einzelnen  Steuern 
bewilligt,  nach  1688  dagegen  anfangt,  auch  die  Kontrolle  über  die 
Verwendung  derselben  auszuüben,  aber  dabei,  weil  es  so  sein  eigenes 
Steuerwesen  sich  selbst  aufstellt,  kein  Steuerrecht,  und  weil  es  seine 
Steuern  sich  selbst  bewilligt,  keine  Steuerlehre  braucht.  Wir  dürfen 
dabei  auf  andere  europäische  Staaten  nicht  eingehen,  so  lehrreich 
auch  die  Parallele  wäre.  Nur  den  Charakter  der  französischen 
Finanzwissenschaft  dieser  Zeit  wollen  wir  mit  wenig  Worten  charak- 
terisieren, denn  es  gibt  in  der  That  wenig  Dinge,  in  welchen  der 
tiefe  Unterschied  zwischen  der  deutschen  und  französischen  inneren 
Entwickelung  so  fassbar  zu  Tage  träte. 

In  derselben  Zeit  nämlich,  in  welcher  die  deutsche  alte  Staats- 
idee mit  Karl  V.  und  seinen  spanischen  Traditionen  untergeht,  ent- 
wickelt sich  in  Frankreich  die  Idee  der  königlichen  Souveränität  mit 
Ludwig  XII. ,  vor  allem  mit  Franz  I.  In  ihm  erscheint  zuerst  das 
gesamte  Leben  des  Staats  als  ein  Ganzes  und  wird  mit  der  Gewalt, 
welche  damals  schon  der  königliche  Hof  über  das  ganze  Volk  aus- 
übt, eine  so  absolute  Potenz ,  dass  sie  sogar  die  Bartholomäusnacht 
nicht  bloss  anstiften,  sondern  auch  überleben  konnte.  Diese  Idee 
nun  findet  ihren  ersten  theoretischen  Ausdruck  in  einem  Werke, 
welchem  bei  grossen  Mängeln  und  Unzuverlässigkeiten  im  einzelnen 
dennoch  der  Ruhm  zukommt,  der  erste  Versuch  einer  eigentlichen 
Staatswissenschaft  in  Europa  gewesen  zu  sein.  Das  war  Johann 
Bodinus  aus  Angers,  dessen  Buch,  de  republica  libri  sex,  zuerst 
1584  erschien,  dann  lateinisch  übersetzt  ward  und  damit  seinen  Ein- 
gang in  die  europäische  Litteratur  fand.  Der  eigentliche  Kernpunkt 
dieser  ganzen,  nach  aristotelischem  Vorbild  und  unter  beständigen 
Citaten  aus  dem  Altertum  durchgeführten  Arbeit  ist  die  Uebertragung 
der  römischen  Idee  der  majestas  auf  das  neue  Bewusstsein,  die  es 
nach  der  Vergleichung  der  verschiedenen  Formen  der  republique  — 
natürlich  im  Sinne  der  Römer  als  respublica  —  in  L.  I.  c.  8  als  seine 
neue  Lehre    de  jure   majestatis    in    seiner  Weise  entwickelt.     Aber 
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obwohl  er  nun  so  ziemlich  über  alle  staatlichen  Verhältnisse  im  ein- 
zelnen redet,  kommt  er  doch  noch  nicht  zu  einem  selbständigen  Ge- 
danken über  das  Steuerwesen.  Allerdings  finden  wir  bei  ihm  schon 
die  übertragenen  Kategorien  von  domanium,  fiscus  und  aerarium, 
wobei  er  nur  das  Unterschiedensein  beider,  nicht  ihre  Natur  kennt  — 
„in  monarchia  vero  et  agri  dominici  a  publicis,  et  fiscus  ab  aerario 
publico  differt;  posteri  tamen  imperatores  Graecorum  utraque  con- 
fuderunt".  Dennoch  sagt  schon  er  „nee  vero  principibus  eorum, 
quae  publica  sunt,  quidquam  sibi  arrogare  fas  est" ;  beachtenswert 
ist  die  Notiz,  dass  schon  im  Jahr  1550  König  Franz  IL  den  Obrig- 
keiten befohlen  habe,  dass  die  „publica  praedia  a  privatis  vindi- 
carentur" ;  ebenso  führt  er  an,  dass  im  Jahr  1338  unter  Philipp 
von  Valois  durch  einen  conventus  Galliens  beschlossen  sei,  „ne  ul- 
lum  tributum  aut  vectigalis  genus  nisi  consentientibus  ordinibus  im- 
peraretur".  Und  auf  diesem  Standpunkt  möchte  er  sich  selber  gerne 
halten.  Allein  er  erkennt,  dass  der  Staat  des  Geldes  bedürfe ;  und 
jetzt  führt  er  die  genera  conficiendae  pecuniae  des  Monarchen  an. 
Es  sind  ihrer  —  natürlich  mit  Ausschluss  alles  dessen,  was  dem 
dominium  gehört  —  sieben.  Das  erste  genus  der  Einnahme  kommt 
aus  den  agris  publicis,  das  zweite  ex  hostium  spolicis,  das  dritte  ex 
amicorum  largitionibus ,  das  vierte  ex  sociorum  vectigalibus  ac  tri- 
butis,  das  fünfte  aus  earum  rerum  vectigalibus,  quae  aut  invehuntur 
aut  exvehuntur  (also  Einfuhr-  und  Ausfuhrzölle),  das  sechste  ex  mer- 
catura,  soll  wohl  heissen  aus  Monopolen,  das  siebente  endlich  ex 
subditorum  tributis.  —  Für  diese  gelangt  er  zu  dem  Satze,  dass  in 
der  „monarchia  principi  subditos  onerare  tributis  nisi  populi  con- 
sensu  aut  urgente  necessitate  non  licet".  Was  er  dazu  über  die 
Ausgaben  Frankreichs  sagt,  ist  beschämend  genug  für  die  deutschen 
Fürsten  jener  Zeit.  Sie  bestanden  zu  einem  bedeutenden  Theile 
aus  den  pensiones  Germanorum ;  dieselben  betrugen  nach  seiner  An- 
gabe in  einem  bestimmten  Jahre  132,000  livres  (ausserdem  stipen- 
dia  militaria)  —  dazu  fügt  er  hinzu:  „fuit  autem  eo  tempore 
princeps  aliquis,  cujus  nomen  praetereo,  qui  aureos  bis  mille  pen- 
sionis  annuae  pactus  omnia  imperii  ac  patriae  suae  arcana  dela- 
turuni  se  spopondit."  —  Zu  einer  Steuerlehre  jedoch  kommt  er  noch 
nicht;  ebenso  ist  Fromenteau  (du  secret  des  finances)  zwar  ein 
treiflicher  Sammler  der  bestehenden  Einkünfte,  aber  die  Steuerlehre 
kennt  er  noch  nicht,  und  die  erste  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  war 
nicht  dazu  angethan,  das  im  16.  noch  anerkannte  Princip  der  Steuer- 
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bewilligung  unter  Richelieu,  Mazarin  und  Ludwig  XIV.  zu  ent- 
wickeln. Selbst  die  Bedeutung  Colberts  liegt  nicht  auf  diesem  Ge- 
biet ;  als  eigentlicher  Finanzmann  hat  er  zwar  die  erste  feste  Ordnung 
in  die  comptabilite  gebracht,  und  von  ihm  geht  der  Grundsatz  aus, 
dass  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reiches  der  Aufstellung  einer 
geschäftsmässigen  Bilanz  ebensogut  bedürfen,  wie  die  mit  ihm 
entstehende  systematische  Volkswirtschaftspflege  der  Bilanz  der 
merkantilen  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Volkes  in  der  Handels- 
bilanz; allein  von  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Finanz- 
wesens finden  wir  noch  nichts.  Erst  als  in  der  ersten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  das  geschah,  wofür  schon  von  Ludwig  XIV.  der 
Grund  gelegt,  dass  die  Not  des  von  öffentlichen  Lasten  aller  Art 
völlig  niedergedrückten  Volkes  zur  Not  des  Hofes  wird ,  beginnt 
Frankreich  seine  grossen  finanziellen  Auffassungen,  welche  das  18. 
Jahrhundert  auf  unserem  Gebiete  so  glänzend  beleben.  Hier  ist 
es,  wo  die  Idee  des  Staatsfinanzwesens  sich  selbständig  Bahn  bricht, 
und  die  Finanzwissenschaft  von  da  an  dauernd  sich  mit  der  Volks- 
wirtschaftslehre so  eng  verbindet,  dass  man  sie  im  ganzen  18.  Jahr- 
hundert nicht  mehr  scheiden  kann;  ja  man  wird  sagen  müssen,  was 
diese  Epoche  der  französischen  Finanzwissenschaft  charakterisiert, 
dass  hier  die  Volkswirtschaftslehre  von  der  Finanzfrage  geradezu 
erzeugt  worden  ist.  Wir  dürfen  an  dieser  Stelle  nur  die  beiden 
Männer  hervorheben,  die  dadurch  in  beiden  Gebieten  zugleich  ihren 
Ruhm  gewonnen  haben,  Vauban  mit  seiner  Unifikation  imd  Konsoli- 
dation der  Steuern  in  der  dixme  royale,  und  Quesnay  mit  seinem 
impöt  unique,  der  der  Sache  nach  dasselbe  ist,  während  Montesquieu 
zuerst  die  historischen  Principien  der  Steuerarten,  der  Kopf-  wie 
der  direkten  Steuern  richtig  empfindet  und  die  organische  Not- 
wendigkeit der  Steuer  in  dem  damals  hochbedeutenden  Satz  aus- 
spricht, der  bis  in  unsere  Gegenwart  herüber  klingt,  dass  „die  Steuer 
derjenige  Teil  des  Einkommens  sei,  den  jeder  zahlt,  damit  er  die 
Sicherheit  für  den  Genuss  des  Restes  dafür  empfange".  Den  Ab- 
schluss  dieser  ganzen  Epoche  der  französischen  Finanzgeschichte 
bildet  dann  Neck  er  in  seiner  administration  des  finances  de  France, 
deren  gewaltiger  Einfluss  nicht  bloss  in  dem  ziffermässigen  Bankerott 
der  Finanzen,  sondern  mehr  noch  in  der  Verwirklichung  des  Ge- 
dankens bestand,  dass  die  Besserung  der  Finanzen  in  ihrer  Oeffent- 
lichkeit  liege,  und  dass  diese  Oeffentlichkeit  die  alleinige  wahre 
Kontrolle  der  Finanzverwaltung  sei.    Damit  brach  das  alte  Princip 
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der  absolut  monarchischen  Finanzwirtschaft,  und  die  verfas.sungs- 
mässige  Steuergesetzgebung  trat  an  ihre  Stelle.  Aber  gerade  diese 
verfassungsmässige  Behandlung  nicht  bloss  des  ganzen  Budgets,  son- 
dern eben  auch  jeder  einzelnen  Steuer  in  der  Volksvertretung  hatte 
die  Folge,  dass  für  eine  selbständige  Finanzwissenschaft  neben  der 
Kammerdebatte  kein  rechter  Raum  mehr  war.  Dieselbe  machte  für 
Frankreich  damals  jede  wissenschaftliche  Behandlung  der  Finanzen 
überflüssig  und  thut  das  noch.  Die  Verfassungsmässigkeit  hat  die 
Finanzwissenschaft  für  das  Finanzwesen  beseitigt.  Frankreich  hatte 
zu  viel  mit  dem  letzteren  zu  thun,  um  die  erstere  zu  kultivieren. 
Die  Finanzen  wurden  von  da  in  Frankreich  gerade  darum  kein  Teil 
der  öifentlichen  Bildung,  weil  sie  ein  Teil  der  öffentlichen  Debatte 
geworden  sind;  das  Finanzrecht  ging  in  dem  Recht  der  Verfassung 
auf,  und  ausser  d'Audiffret  und  Parieu  hat  Frankreich  überhaupt 
keine  eigene  Finanzwissenschaft ;  erst  Czoernig,  Hock  und  Kauf- 
mann haben  sie   ihm  von  deutscher  Litteratur  aus  wiedergegeben. 

Ein  wesentlich  anderes  Bild  bietet  nun  Deutschland.  Wir  be- 
sitzen auch  nicht  annähernd  eine  Geschichte  des  deutschen  Finanz- 
wesens, und  zwar  zunächst  aus  dem  guten  Grunde,  weil  dasselbe 
sich,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  überhaupt  erst  an  der  reichs- 
ständischen Oerthchkeit  ausbildete:  Lang  ist,  sowie  man  nur  ein 
wenig  auf  die  Quellen  selbst  zurück  geht,  nicht  bloss  darum  fast 
unbrauchbar,  weil  er  keine  Vorstellung  vom  Finanzwesen  hat.  Den- 
noch ist  der  Teil  der  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte,  den 
wir  jetzt  betreten,  so  reich  und  doch  so  wenig  bearbeitet,  dass  wir 
uns  an  diesem  Ort  nur  auf  die  Haupterscheinungen  und  ihren  histo- 
rischen Zusammenhang  einlassen  können.  Wir  wollen  versuchen, 
nunmehr  für  denselben  die  bekannten  Thatsachen,  Kategorien  und 
Schriftsteller  zu  charakterisieren. 

Dabei  ist  es  nicht  möglich,  zu  einer  Uebersicht  des  überreichen 
Stoffes  zu  gelangen,  wenn  man  sich  nicht  die  beiden  grossen  Fak- 
toren aller  Rechtsbildung  des  Deutschen  Reichs  vergegenwärtigt,  die 
mit  dem  16.  Jahrhundert  die  beiden  Grundlagen  für  die  gesamte 
Entwickelung  des  deutschen  Finanzwesens  in  der  That  eigentlich 
bis  zum  heutigen  Tage  geworden  sind. 

Diese  beiden  Faktoren  sind  mm  einerseits  die  Einheit  des  Deut- 
schen Reiches,  vertreten  im  Kaisertum,  anderseits  die  Selbständig- 
keit der  einzelnen  Reichsstände.  Beide  stehen  einander  im  bestän- 
digen, teils  geheimen,  teils  offenen  Kampfe  gegenüber,   imd  es  ist 
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gerade  die  Entwickelung  dieses  Kampfes,  welche  derjenigen  des 
deutschen  Finanzwesens   und   seiner  Wissenschaft  ihre  Gestalt  gibt. 

Im  allgemeinen  ist  demgemäss  das  16.  Jahrhundert  die  Zeit, 
in  welcher  sich  eine,  wenn  auch  höchst  unfertige  Reichsgesetz- 
gebung für  das  Steuerwesen  bildet,  an  die  sich  bereits  eine  nicht 
unbedeutende  Litteratur  anschliesst.  Im  17.  Jahrhundert  dagegen 
beginnt  die  weit  wichtigere  Epoche  des  Landes finanzwesens 
in  Deutschland,  welche  die  eigentlich  deutsche  Finanzwissenschaft 
begründet,  und  die  wir  wenigstens  etwas  eingehender  betrachten 
müssen;  denn  hinter  ihr  beginnt  mit  dem  18.  Jahrhundert  wieder 
eine  neue  Epoche,  deren  Charakter  es  ist,  an  die  Stelle  des  juristi- 
schen Begriffes  der  Steuer  den  rein  verwaltungsrechtlichen  zu  setzen. 
Stehen  jedoch  die  beiden  ersten  Epochen  fest,  so  wird  diese  letztere 
wohl  so  leicht  verständlich,  dass  es  kaum  mehr  nötig  scheint,  eine 
andere  als  nur  rein  litteraturhistorische  Geschichte  derselben  zu  geben. 

Was  nun  die  erste  Epoche  des  16.  Jahrhunderts  betrifft,  so 
ist  sie  wieder  unschwer  zu  verstehen,  wenn  man  dafür  nicht  die 
finanziellen  Kategorien,  sondern  die  Grundverhältnisse  des  Lehns- 
wesens als  Basis  anerkennt.  Einfach  genug  sind  dieselben  aller- 
dings, wie  sie  denn  auch  wohl  allgemein  bekannt  sind. 

Nach  diesen  Grundverhältnissen  waren  die  Reichsstände  aller 
Kategorien  zuerst  Vasallen  des  Kaisers,  und  dann  waren  sie  zweitens 
gegenüber  ihren  eigenen  Grundherren  und  Körperschaften  wieder 
Lehnsherren.  Darauf  nun  beruht  es  in  einfacher  Weise,  dass  alle 
öffentlichen  Leistungen  sich  in  die  drei  grossen  Kategorien  teilten, 
die  wir  nunmehr  vollständig  bestimmt  zu  haben  glauben,  wenn  wir 
sagen,  dass  die  Leistungen  an  den  Kaiser  und  Reich  Reichslasten 
waren,  diejenigen  dagegen,  welche  innerhalb  der  einzelnen  Länder 
vorkamen,  sich  in  zwei  Arten  teilten,  die  wir  ganz  kurz  als  Lehns- 
lasten der  Landesvasallen,  das  ist  der  adligen,  geistlichen 
und  bürgerlichen  Grundherren  an  den  Landesherrn  und  als  die 
Grundlasten  der  unfreien  Grundbesitzer  eben  an  diese  Grund- 
herren bezeichnen. 

Aus  diesem  Unterschiede  ergab  sich  nun  der  zweite  für  das 
Recht  der  öffentlichen  Leistungen.  Die  Rechte  des  Kaisers  gegen- 
über den  Landesherren  einerseits,  und  die  dieser  Landesherren  gegen 
ihre  freien  Grundherren  waren  auf  die  durch  das  Landesrecht  fest- 
gestellten ,privilegia  et  statuta"  der  Lehnsoberhäupter  bestimmt 
und  beschränkt,  und  es  galt  daher  als  ganz  unzweifelhaft,  dass  der 
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Lehnsherr,  sei  es  Kaiser  oder  Landesherr,  niemals  ,ohne  die  Zu- 
stimmung seiner  Reichs-  bez.  Landesstände  irgend  eine  Auflage  für 
dieselbe  ausschreiben  kann",  oder,  wie  es  im  16.  wie  im  17.  Jahr- 
hundert von  allen  Gesetzen  und  Schriftstellern  in  fast  gleichlauten- 
den Worten  wiederholt  wird,  dass  „sine  consensu  ordinum"  —  statt 
dessen  sagen  die  Schriftsteller  des  17.  Jahrhunderts,  wie  Klock  u.  a. 
auch  sine  consensu  populi,  oder  auch  sine  consensu  omnium  —  kein 
Lehnsherr  eine  ,  Steuer"  auferlegen  könne.  Wir  citieren  die  hundert 
Stellen  nicht,  in  denen  das  gesagt  wird;  wohl  aber  bemerken  wir, 
dass  schon  die  Juristen  der  Finanzlehre  des  16.  Jahrhunderts  nach 
damaliger  Sitte  sich  nicht  etwa  auf  das  ursprüngliche  germanische 
Lehnsrecht,  sondern  auf  die  römischen  Juristen  und  die  neue  Schule 
des  römischen  Humanismus,  vor  allen  auf  Bartolus  und  Baldus, 
berufen.  Wir  haben  die  europäische  Stellung  des  letzteren  bereits 
genauer  in  unserer  Gesch.  des  Bildungswesens,  Bd.  YI,  dar- 
gelegt; wir  citieren  hier  gerade  für  das  beginnende  Steuerwesen 
den  Italiener  Lucas  de  Penna,  der  wie  seine  Vorgänger  nicht 
etwa  Finanzwissenschaft  treibt,  sondern  wie  sie  bei  Gelegenheit 
der  Interpretation  irgend  einer  passenden  Stelle  des  C.  J.  Civ.  seine 
Ansicht  über  das  Princip  der  Steuerbewilligung  aufstellt.  Derselbe 
sagt  (quaest.  24  ad  1.  fin.  cod.  X  de  quibus  muneribus  nemo  licet  se 
excusare):  „Universitas  —  nach  dem  Begriffe,  den  Baldus  dar- 
über aufstellt,  und  den  Gierke  mit  einer  unermesslichen  Gelehrsam- 
keit, aber  wenig  historischem  Sinne  in  seinen  drei  Bänden  ent- 
wickelt —  potest  imponere  collectimi,  si  tarnen  omnes  consentiunt 
ad  hoc",  was  dann  Klock,  de  contrib. ,  cap.  YI  (de  pluralitate 
votorum)  noch  weiter  ausführt.  Dass  von  der  Idee  einer  Volksver- 
tretung hier  keine  Rede  ist,  sondern  nur  von  der  Bewilligung  eben 
der  Stände,  Reichsstände  oder  Landesstände,  bedarf  keiner  Erörte- 
rung. Dies  war  das  erste  Gebiet  öffentlicher  Lasten.  Das  zweite, 
die  rein  grundherrliche  Last,  ward  damals,  und  das  ist  für  die 
Yergleichung  mit  dem  18.  Jahrhundert  sehr  wichtig,  überhaupt  auch 
im  17.  Jahrhundert  noch  gar  nicht  als  Gegenstand  der  Steuerlehre 
angesehen.     Wir  lassen  dieses  Gebiet  hier  zur  Seite. 

Denn  an  die  erste  Gruppe  der  ersten  Art  der  öffentlichen  Lasten, 
eben  das  Verhältnis  der  Landesherren  zum  Kaiser,  schhesst  sich 
die  erste  Reichssteuergesetzgebung,  während  die  zweite  Gruppe, 
die  Reichsstände,  die  ersten  örtlichen,  meist  rein  städtischen 
Steuergesetze  erzeugt,  die  wir  aber  hier  übergehen  müssen. 
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Den  Anfang  jener  Reichssteuergesetzgebung  macht  nun  die 
constitutio  Maximiliani  I.  d.  A.  1493,  die  durch  die  „Ordnung  des 
Regiments"  von  1500  im  einzelnen  ausgeführt  ward.  Es  ist  das 
Reichsgesetz  über  den  „Gemeinen  Pfennig",  nach  welchem  je 
400  Einwohner  im  ganzen  Reich  verpflichtet  waren,  einen  „Söldner" 
auszurüsten  und  zu  stellen,  und  zwar  so,  dass  die  Pfarrer  diese 
Steuergemeinden  aufstellen  und  alle  Einwohner  derselben  dafür  mit- 
steuern, solche  aber,  „die  nichts  haben",  den  20.  Teil  eines  rheini- 
schen Guldens,  Knechte  und  Mägde  aber  den  60.  Teil  in  die  Pfarr- 
kasse zahlen.  Vergl.  Datt,  rer.  German.  III,  C.  5.  2.  Das  war 
die  eine  Reichssteuer;  die  zweite  war  der  sog.  Römerzug,  über  den 
wir  hier  auf  Pfeffingers  Vitriarius,  I.  T.,  XII,  §  7,  verweisen. 
Damit  aber  aus  diesen  Reichsgesetzen  dem  Kaiser  nicht  doch  eine 
Steuerberechtigung  erwachse,  wurde  gleich  in  der  Wahlkapitulation 
Karls  V.  aufgestellt,  dass  der  Kaiser  diesen  „Gemainen  Pfennig"  nicht 
auferlegen  dürfe,  „er  seye  denn  zuvor  wieder  bewilligt  und  zuge- 
sagt". Dazu  vergl.  Datt  a.a.  0.  III,  25.  Aus  diesen  ersten  Elementen 
gingen  nun  zunächst  drei  Grundsätze  als  Elemente  der  ersten 
deutschen  Finanzlehre  hervor;  zuerst  das  ganze  System  der  stän- 
dischen Steuerbefreiungen,  das  im  17.  Jahrhundert  so  weit 
ausgebildet  ward,  aber  jetzt  nur  noch  ein  historisches  Interesse 
hat,  dann  aber  der  zweite,  den  der  Reichs-Ab.  v.  1544  zuerst  klar 
und  bündig  ausspricht,  dass  diese  Steuer  nach  dem  Einkommen 
der  Besteuerten  auferlegt  werden  solle,  „dass  der  zehende  Pfennig 
von  aUem  Einkommen  soll  gegeben  und  vom  Schuldner,  der  Zinsen 
zu  zahlen  habe  (Pension),  dem  Gläubiger  abgezogen  werden 
solle",  was  dann  namentlich  in  den  kursächsischen  Ländern  in  den 
Steuerverordnungen  von  1587  und  1612,  für  die  wir  uns  auf  Klock, 
de  contrib.,  c.  IX,  berufen,  genauer  ausgeführt  wird.  Fast  folgen- 
reicher noch  war  der  dritte  Grundsatz,  dem  wir  die  eigentliche 
Entwickelung  des  Steuerwesens  im  17.  Jahrhundert  verdanken,  dass 
nämlich  „in  casu  necessitatis"  diese  Steuerbefreiungen  der  nobiles 
nicht  gelten,  sondern  dass  auch  sie  alsdann  in  die  tabulae  censuales 
(s.  u.)  aufgenommen  werden  sollen.  Sieht  man  dabei  von  Einzel- 
heiten ab,  so  haben  wir  in  diesen  drei  Hauptpunkten  die  Grund- 
lagen für  das,  w^as  sich  nun  im  17.  Jahrhundert  als  die  eigentliche 
deutsche  Finanzwissenschaft  entwickelt.  Die  Litteratur,  welche 
dieses  erste  Reichssteuerwesen  begleitet  und  noch  dem  16.  Jahr- 
hundert angehört,  ist  dabei  noch  eine  streng  juristische  und  schliesst 
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sich  direkt  an  das  römische  Recht:  an  ihrer  Spitze  steht  Petrus 
de  Ubaldis  (de  Perusia),  tractatus  de  collectis  et  muneribus 
Colon.  1586,  80,  neben  ihm  Bened.  Bonius,  de  collectis  et  censi- 
bus  von  1588,  nebst  einigen  andern,  die  Pfeffinger  ad  Vit.  III, 
T.  X,  10  aufführt.  Es  ist  das  deutsche  Reichssteuerwesen, 
von  dem  man  aber  nicht  gar  viel  zu  halten  hat.  Denn  die  Quellen 
des  kaiserlichen  Einkommens  jener  Zeit  lagen  auf  ganz  anderen 
Gebieten,  und  schon  damals  galt  der  geistreiche  Satz  Dahlmanns, 
,es  hat  dem  deutschen  Reiche  sehr  viel  gekostet,  dass  ihm  sein 
Kaiser  so  wenig  gekostet  hat"  —  ein  Satz,  den  schon  das  17.  Jahr- 
hundert in  seiner  Weise  recht  wohl  empfand.  Bei  der  Lage,  in 
welche  der  Kaiser  durch  das  Versiegen  seines  Reichseinkommens 
gelangte  und  machtlos  ward,  ruft  schon  1651  unser  Kaspar  Klock 
(de  aerario,  21.  Ausg.  1671  im  C.  IV)  schmerzvoll  aus  (S.  52): 
„einst  hatte,  wie  einige  (Winkler.  de  electorib.  imp. ,  c.  23) 
sagen,  Friedr.  I.  imp.  ex  imperatoris  reditibus  noch  20  tonnas  auri 
—  freilich  meist  aus  Italien  —  wie  andere  (Thomas  Lans?) 
meinen,  sogar  60  tonnas  gehabt";  nachher  aber  „evisceratum  est 
imperium,  deplumata  aquila,  et  nihil  proprüs  pecuniis  efficere 
potest.  De  qua  deplumatione  passim  conqueruntur  historici  et  po- 
litici".  So  war  das,  was  wir  aUe  wissen;  und  doch  ist  aus  diesem 
finanziellen  Elende ,  wenn  auch  spät .  so  viel  Grosses  entstanden ! 
Jedenfalls  aber  konnte  wenigstens  keine  eigentliche  Finanzwissen- 
schaft aus  diesem  sich  mit  dem  Reiche  selbst  auflösenden  Finanz- 
wesen entstehen.     Hier  musste  ein  neues  Element  hinzutreten. 

Dies  Element  war  nun  eben  die  entstehende  Souveränität  der 
Reichsstände.  Natürlich  waren  diese  Reichsstände  ebensowenig  wie 
andere  Fürsten  fähig,  aus  den  sieben  Quellen,  von  denen  Bodinns 
noch  spricht,  ihre  finanziellen  Bedürfiiisse  zu  befriedigen.  Sie 
mussten  auf  allen  Punkten  daran  denken,  sich  auf  jenem  siebenten 
Wege  offenbar  nach  dem  Vorbild  der  Einführung  der  Idee  des  „Ge- 
meinen Pfennigs"  in  die  eigene  Landschaft  Einkünfte  zu  verschaffen. 
Während  aber  die  verschwindende  Reichssteuer  für  die  deutsche 
aquila  deplumata  Kaspar  Klocks,  die  niemand  zahlte,  höchstens 
zu  einigen  juristischen  Erörterungen  Anlass  gab,  ward  die  Sache 
bei  den  Landesherren  eine  viel  ernstere.  Denn  diese  Besteuenmg 
der  Territorien  konnte  eingetrieben  werden  und  ward  eingetrieben, 
und  damit  griff  sie  denn  allerdings  die  erste  juristische  Grundlage 
des  grundherrlichen  Rechtes,  die  Steuerfreiheit  des  Lehnswesens,  in 
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ihrer  Hauptstellung  an.  Indem  nun  aber  die  Landesherren  auf 
allen  Punkten  des  Reiches  sich  auf  dem  Wege  einer  solchen  Landes- 
steuer Einkünfte  zu  schaffen  suchten,  nahmen  sie  damit  die  zwei 
Grundsätze  auf,  welche,  wie  wir  gesehen,  das  14.  Jahrhundert  be- 
reits im  Princip  festgestellt  hatte.  Der  eine  war  der  sich  an  dem 
letzteren  entwickelnde  Grundgedanke,  dass  die  Besteuerung  eine 
Landes-  und  keine  private  fürstliche  Angelegenheit  sei,  der  zweite 
war  der  nicht  minder  bedeutende  Satz,  dass  die  Steuer  nach  dem 
Einkommen  auferlegt  werden  müsse.  Aus  dem  ersten  dieser 
Momente  bildete  sich  nun  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  das 
juristische  System  des  Steuerrechts,  aus  dem  zweiten  die  staats- 
wirtschaftlichen Grundsätze  desselben.  Beide  werden  in  dieser 
Zeit  nicht  geschieden  behandelt;  es  wird  für  beide  noch  keine  Idee 
des  Staats,  noch  weniger  die  seiner  französischen  Omnipotenz  zum 
Grunde  gelegt,  sondern  es  ist  die  specifische  Natur  dieser  hier  von 
der  Lehre  von  dominium,  aerarium  und  fiscus  auf  das  entstehende 
Steuerwesen  übergehenden  Finanzwissenschaft,  dass  sie  sich  strenge 
auf  die  Steuer,  ihre  Natur  und  ihr  Recht  beschränkt,  dafür  aber 
auch  dieselbe  mit  einer  Tiefe  in  staatswirtschaftlicher,  wie  in  juristi- 
scher Hinsicht  auffasst,  die  zunächst  allerdings  nur  für  die  direk- 
ten Steuern   selbst  von   unserer  Gegenwart  kaum   erreicht  wird. 

Der  Gang  nun,  den  diese  Litteratur  einschlägt,  ist  im  allge- 
meinen leicht  charakterisiert.  Wir  unterscheiden  dabei  drei  Haupt- 
formen, in  welchen  diese  ganze  Zeit  des  17.  Jahrhunderts  verläuft, 
ohne  dass  natürlich  eine  strenge  objektive  Scheidung  möglich  wäre. 
Wir  wollen  sie  kurz  charakterisieren.  Man  kann  recht  wohl  sagen, 
dass  der  Mann,  der  den  Uebergang  von  der  domanialen  Finanzwissen- 
schaft zu  der  Steuerlehre  bezeichnet,  vor  allem  ßezold  ist  mit 
seinem  Werke  de  aerario  publico  discursus,  1615.  An  ihn  schliessen 
sich  vor  allem  Bornitius  de  aerario,  und  Schneide win  in  seinem 
institut.  de  success.  ab  intestato,  in  welchem  die  Lehre  von  der  suc- 
cessio  fisci  speciell  behandelt  wird.  Bezold  ist  es,  der  in  der  deut- 
schen finanziellen  Litteratur  vor  allem,  man  kann  wohl  sagen,  zuerst 
die  Anschauungen  von  Bodinus,  den  er  oft  citiert,  angeführt  hat. 
Er  ist  damit  neben  seinen  juristischen  Anschauungen  der  erste  Ver- 
treter der  staatswirtschaftlichen  Auffassung  des  neuen  Finanzwesens 
gewesen,  obgleich  er  dabei  noch  nicht  recht  zu  einem  selbständigen 
Bewusstsein  des  letzteren  gelangt.  Das  Haupt  der  zweiten  Zeit,  der 
eigentlich   erste    deutsche  Finanzlehrer   und    der  Begründer  sowohl 

28 


Deutsche  Finanzwissenschaft  im  17.  Jahrhundert.  9Q 

der  Steuerlehre  für  sich  als  der  Finanzwissenschaft  überhaupt,  ist 
dagegen  Kaspar  Klock.  Sein  erstes  Werk  ist  sein  „tractatus  no- 
mico  politicus  de  contributionibus  (Basel  1634)  mit  der  ersten  durch- 
greifenden Steuerwissenschaft;  sein  zweites  ist  der  tractatus  de 
aerario  (1.  Ausgabe  1561,  zweite  von  Peller  1671,  I.  Fol.).  In 
dieser  letzteren  Schrift  vollendet  er  eigentlich,  was  er  in  der  ersteren 
beo-ründet:  hier  wird  die  blosse  Steuerlehre  zur  ersten  Finanz  wissen- 
Schaft,  denn  bei  ihm  wird  das  aerarium  zu  dem,  was  die  Vorgänger 
nur  mehr  oder  weniger  klar  empfunden  haben,  zur  Gesamtheit  des 
ganzen  auf  Geld  und  Steuern  des  Volkes  basierten  Staatshaushaltes. 
Den  Anfang  dieses  hochbedeutenden  Werkes  bildet  eine  Finanzstatistik 
nicht  bloss  aller  einzelnen  Staaten  Europas,  natürlich  nur  nach  ihren 
Einnahmen,  sondern  auch  aller  Staaten  Asiens  und  Afrikas;  wir 
lesen  da  von  den  Staatseinnahmen  der  Türkei,  Persiens,  Marokkos 
und  anderer.  Es  ist  natürlich  leicht,  den  Wert  dieser  Angaben  zu 
bezweifeln;  aber  es  bleibt  bewundernswert  für  eine  Zeit  ohne  Sta- 
tistik und  Zeitungen,  wie  es  einem  sonst  doch  höchst  gründlichen 
Mann  nur  möglich  gewesen,  auch  nur  derartige  Schätzungen  zu- 
sammen zu  bringen.  Uns  will  es  scheinen,  als  hätten  ihm  vene- 
tianische  Angaben  irgendwie  zu  Gebote  gestanden;  gewiss  wäre  aus 
mehr  als  einem  Grunde  eine  wörtliche  üebersetzung  dieses  merk- 
würdigen ersten  Kapitels  von  hohem  Interesse!  Neben  Klock  ist 
Faust  von  Aschaffenburg  ziemlich  unbedeutend;  von  Klock  aber 
geht  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  die  eigentliche 
finanzwissenschaftliche  Bewegung  aus,  welche  bisher  wohl  so  ziem- 
lich unbekannt  geblieben  ist,  weil  sie  hauptsächlich  in  einzelnen 
Dissertationen  erscheint,  von  denen  Pfeffinger  III.  3,  10  eine  ziem- 
liche Zahl  anführt,  aber  bei  weitem  nicht  diese  Litteratur  erschöpft- 
Es  will  uns  scheinen,  als  habe  er  gerade  die  wichtigsten  nicht  ge- 
kannt, obwolil  wir  gleich  hinzufügen,  dass  wir  nur  die  folgenden 
selbst  gebraucht  haben,  während  die  bei  Pfeffinger  citierten  uns 
unerreichbar  geblieben  sind.  Doch  glauben  wir ,  dass  gerade  die 
wenigen,  die  wir  hier  anführen,  durch  ihren  Inhalt  und  vielleicht 
noch  mehr  durch  die  Zeit,  in  der  sie  erschienen  sind,  uns  die  Be- 
wegung am  besten  bezeichnen,  die  Klocks  Auftreten  im  ganzen 
17.  Jahrhundert  hervorgerufen  hat;  denn  sie  gehören  dem  Ende 
des  17.  und  dem  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  an,  und  die  letzteren 
zeigen  uns  bereits  deutlich,  wie  der  Standpunkt  der  Epoche  Klocks 
wesentlich    in   Beziehung   auf   das    Princip    des    Besteuerungsrechts 
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allmählich  verlassen,  und  das  der  absoluten  Besteuerung  selbst  von 
der  Finanzwissenschaft  angenommen  wird.  Vielleicht  dass  kundigere 
Hände  die  Lücke  ausfüllen,  die  dieser  erste  Versuch  naturgemäss 
lassen  muss.  Die  älteste  dieser  Dissertationen,  die  wir  gesehen,  ist 
die  von  G.  Bauer,  dissertatio  de  tabulis  censualibus,  1693;  dann 
J.  J.  Müller,  diss,  juridica  de  catastris  1705;  dazu  die  höchst  in- 
teressante Abhandlung  von  P.  Kohlhardt,  d,  de  charta  signata, 
vulgo  Stempel-Steuer,  von  1690;  dann  G.  Ross,  d.  de  aestimiis 
Von  Steuer-  und  Anlageregistern  1710;  endlich  die  gleichfalls  histo- 
risch wertvolle  Abhandlung  von  F.  W.  Lyserus,  de  revisione  ca- 
tastri,  1735  (2.  Aufl.),  welche  in  der  That  nicht  weniger  ist  als  die 
erste  selbständige  Bearbeitung  der  Steuerreform  der  direkten 
Steuern.  So  geringfügig  diese  ganze  uns  bekannte  Litteratur  nun 
auch  sein  mag,  so  gibt  sie  uns  dennoch  in  ihrem  beständigen  Zu- 
sammenhang mit  Klocks  grundlegenden  Werken  ein  Bild  von  der 
Auffassung  jener  Zeit,  dessen  historische  Bedeutung  für  diesen  ganzen 
Teil  der  Staatswissenschaft  niemand  mehr  bestreiten  wird,  der  es  einmal 
in  der  Nähe  betrachtet  hat.  Wir  können  nun  natürlich  hier  auf  Einzel- 
heiten nicht  eingehen,  die  auch  wohl  nur  eine  temporäre  Bedeutung 
gehabt  haben.  Allein  wir  müssen  nunmehr  mit  wenig  Zügen  unser 
Urteil  über  diese  Epoche  rechtfertigen,  welche  bereits  alle  Grund- 
sätze über  das  Steuerwesen  in  bestimmter  und  bewusster  Weise  auf- 
stellt, die  wir  gewöhnlich  auf  fremde  Werke,  welche  gegenüber 
dieser  deutschen  Wissenschaft  geradezu  unbedeutend  sind,  zurück- 
zuführen pflegen. 

Zu  dem  Ende  wollen  wir,  ohne  die  einzelnen  Schriftsteller  zu 
charakterisieren,  und  selbst  Klocks  mächtige  Persönlichkeit  bei  Seite 
lassend,  die  einer  eigenen  Darstellung  wert  ist,  vielmehr  nach  den  all- 
gemeinen Kategorien  des  Steuerwesens  nur  die  Begriffe  und  Grund- 
sätze dieser  Litteratur  kurz  andeuten,  um  den  Standpunkt  zu  be- 
zeichnen, den  bereits  jene  Zeit  in  Deutschland  zu  gewinnen  verstand. 
Dabei  ist  nun  das  allgemeine  Verhältnis  zwischen  Klock  und 
seiner  grossen,  ganz  Deutschland  umfassenden  Schule  stets  das,  dass 
von  ihm  die  Principien  ausgehen,  während  die  Litteratur  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  offenbar  mehr  die  juristische  Kasuistik 
und  dann  die  praktische  Ausführung  der  gegebenen  Grundlagen  ent- 
wickelt. Wir  würden  dabei  allerdings  noch  Seckendorfs  deutschen 
Fürstenstaat  (1663)  erwähnen  müssen,  wenn  derselbe  überhaupt  neben 
seiner   rein   technischen  Auffassung   der  Staatseinnahmen  und   ihres 
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Rechnungswesens  einen  wissenschaftlichen  Wert  hätte.  Allein  das 
ist  nicht  der  Fall.  Seckendorf  repräsentiert  uns  vielmehr  den  prak- 
tischen Finanzbeamten  jener  Zeit;  er  hat  sich  im  allgemeinen 
die  Grundgedanken  von  Bodinus  und  Klock  angeeignet,  obgleich 
ihm  der  letztere  doch  viel  zu  tief  geht;  aber  es  ist  höchst  interessant, 
in  ihm  die  Seckendorfe  aller  folgenden  Epochen  in  ihrem  Urbilde 
vor  sich  zu  sehen,  Männer,  welche  die  Verwaltung  nie  hoch  zu 
achten  aufhören  wird,  die  aber  für  die  wissenschaftlichen  Fragen 
keinen  Raum  in  der  Erfüllung  ihrer  Amtspflicht  finden.  Unser  Weg 
darf  ihrer  nie  vergessen,  muss  aber  einem  anderen  Ziel  entgegen 
gehen. 

Die  erste  Frage  nun ,  die  sich  jene  Epoche  wissenschaftlich 
stellt,  ist  offenbar  die,  was  denn  eigentlich  eine  Steuer  sei?  Und 
diese  Frage  wird  von  der  Zeit  Bezolds  noch  einfach  nach  Bodinus 
dahin  beantwortet,  dass  sie  eine  ^aerarii  conficiendi  oder  augendi 
ratio"  sei,  dabei  aber  als  subsidia  quae  regi  debentur  und  als  extra- 
ordinaria  collectio  betrachtet  wird  (extraordinaria  collatio,  quam  vulgo 
collectam  vocant,  c.  4.  13).  Was  sie  eigentlich  sei,  erfährt  man 
noch  nicht;  sie  wird  mit  allen  anderen  Einkünften,  namentlich  auch 
dem  vectigal  zusammengeworfen,  wobei  der  Ausdruck  vectigal  eigent- 
lich alle  indirekten  Steuern  umfasst  und  darunter  die  Luxussteuer 
als  honestissimum  vectigal  bezeichnet  (4.  15).  Schon  Bezold  und 
Bornitius  stellen  dabei  die  Frage  auf  ^An  respublica  rerum  ve- 
nalium  monopolia  facere  debeaf  (Salzkauf,  Weinkeller,  Kupfer- 
und  Eysenhammer)  (c.  3),  eine  „controversa  quaestio" ;  Bornitius 
ist  dabei  stark  in  juristischen  Distinktionen;  doch  erscheint  die  Vor- 
stellung, dass  die  Produktion  der  edlen  Metalle,  die  beiläufig  noch 
nicht  als  Regal  bezeichnet  wird,  die  „vera 'principum  mercatura* 
sei  (c.  3.  8).  Zugleich  wird  das  Bodinische  Zollprincip  vertreten: 
,Earum  rerum,  quibus  subditi  carere  non  possunt,  evectiones 
sunt  levandae  (aufheben),  evectiones  contra  rerum  quibus  exteri 
indigent  onerandae"  (IV.  10)  (nach  Bodin:  minus  nocet  res  super- 
fluas  non  exportari,  quam  necessaria  non  adferri,  L.  VI.  1).  Dabei 
sehen  wir  bei  Bornitius  bereits  das  in  ziemlicher  Bestimmtheit  auf- 
treten, was  man  zweihundert  Jahre  später  die  „Etatisierung  des 
Budgets"  nennt;  er  stellt  schon  (de  aerario  VI.  10)  die  verschie- 
denen , Etats"  als  „Arten"  des  aerarium,  also  der  eigentlichen 
Finanzverwaltung  auf  (aerarium  militare,  civile  und  andere).  Die 
Abgaben  an  die  Grundherren  fallen  in  das  ganze  Gebiet  der  Steuern 

31 


oo  L-  V.  Stein, 

überhaupt  noch  nicht  hinein;  sie  sind  für  Bezold  so  gut  als  für 
Klock  doch  nur  die  juristischen  „fructus  jurisdictionis",  die  schon 
in  den  usibus  feudorum  aufgeführt  sind.  Erst  wenn  diese  Grund- 
lage klar  ist,  werden  auch  solche  an  sich  sehr  schätzbaren  Mit- 
teilungen, wie  sie  z.  B.  Chr.  d'Elwert  („Zur  österreichischen  Finanz- 
geschichte") 1881  mit  ebensoviel  Gewissenhaftigkeit  als  Breite  auf 
773  S.  nebst  einem  sehr  interessanten  Anhang  von  Patenten  aus 
dem  16.  Jahrhundert,  aber  nur  für  die  böhmischen  Länder  gibt, 
ihren  rechten  historischen  Wert  empfangen.  Gewiss  aber  hat  sich 
bei  Bezold  die  Scheidung  der  Steuer  vom  aerarium  noch  nicht 
vollzogen;  sein  Grundgedanke  ist  der  bodinische,  dass  es  sich  nicht 
um  Steuern,  sondern  um  die  drei  Teile  der  Lehre  vom  aerarium 
und  um  das  „belligere/  das  „augere"  und  die  „administratio  aerarii" 
handelt  (c.  2).     Hier  war  es,  wo  Klock  eingriff. 

Denn  die  grosse  Bedeutung  Klocks  liegt  darin,  dass  er  die 
Steuerlehre  aus  jener  Vorstellung  vom  aerarium  selbständig  aus- 
geschieden und  ihr  nicht  bloss  ihren  eigenen  juristischen  Begriff, 
sondern  auch  zuerst  ihre  staatswirtschaftlichen  Principien  gegeben 
hat.  Und  er  ist  der  erste  in  der  Litteratur  Europas,  der  das  für 
immer  begründete. 

Das  erste,  was  er  zu  dem  Ende  feststellt,  ist  die  neue  Durch- 
führung der  Unterscheidung  zwischen  den  grundherrlichen  Abgaben 
und  den  Steuern.  Diese  Steuern,  für  die  das  deutsche  Wort  noch 
nicht  gemeingültig  war,  bezeichnet  er  als  „contributio"  synonym 
mit  „coUecta".  Und  für  diese  nun,  deren  juristische  Natur  wir  gleich 
bezeichnen,  stellt  er  die  elementaren  Grundsätze  auf,  die  dann 
weiter  ausgebildet  werden. 

Allerdings  erscheint  ihm  noch  immer  jede  Steuer  als  eine  extra- 
ordinaria;  allein  er  erkennt  bereits  so  vollkommen  den  inneren  Zu- 
sammenhang derselben  mit  der  Entwickelung  der  Verwaltung,  dass 
jene  Bezeichnung  doch  zuletzt  nur  eine  historische  Tradition  wird. 
Denn  der  Zweck  jeder  Steuer  ist  nicht  das  Recht,  das  für  sie  gilt, 
sondern  das  „öffentliche  Wohl",  für  das  sie  auferlegt  wird. 
„Finis  omnis  contributionis  utilitas  publica",  c.  I.  Wie  viel  höher 
steht  diese  Auffassung  als  die  zuletzt  doch  rein  egoistische  Montes- 
quieus,  nach  der  ich  mit  der  Steuer  meinen  friedlichen  Genuss 
meines  Einkommens  bezahle!  Aber  die  deutsche  Litteratur  hat 
sich  Montesquieus  erinnert  und  Klocks  vergessen!  Denn,  sagt 
Klock,    das    gerechte    —   justum  —   „imperium  est  cura  salutis 
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alienae"  das  eudämonistisclie  Princip  Wolfs  und  „errant  igitur 
graviter  Apreae  (?),  Macchiavellistae  novique  statistae  qui  contendunt, 
subditos  simpliciter  propter  principem,  et  principem  tot  am 
rem  publicam  et  patriam  esse"  (I.  95).  So  hoch  stand 
schon  damals  der  erste  deutsche  Finanzlehrer !  denn  wenn  man  jenes 
annehme,  so  werde  jene  „contributio  instar  crocodylo  successu  tem- 
poris"  die  ganze  Republik  verschlingen  (I.  156).  Darum  fordert  er 
für  alle  contributio  zwei  oberste  Principien.  Zuerst  soll  nie  eine 
contributio  auferlegt  werden  ohne  die  Zustimmung  der  Stände,  und 
dann  niemals  ohne  ein  nachgewiesenes  öffentliches  Bedürfnis,  die 
necessitas.  Das  sind,  glauben  wir,  die  beiden  Gesichtspunkte, 
in  welchen  sich  zunächst  die  ganze  Steuerlehre  jener  Epoche  zu- 
sammenfasst;  der  juristische  und  der  staatswirtschaftHche.  Wir 
dürfen  sie  hier  scheiden. 

Die  erste  Frage,  die  Rechtsfrage,  trennt  sich  sofort  wieder 
schon  bei  Klock  in  zwei  Teile:  der  erste  von  beiden  untersucht 
die  Frage :  wer  denn  eigentlich  contributiones  in  Deutschland  auf- 
zuerlegen das  Recht  habe;  und  die  Beantwortung  eben  dieser  Frage 
bildet  denjenigen  Teil  in  Klocks  Werk,  den  wir  heute  das  ver- 
fassungsmässige Besteuerungsrecht  nennen  würden.  Der  zweite 
dagegen  ist  das  während  der  absoluten  Monarchie  gänzlich  vergessene 
Recht  der  Besteuerung,  die  Steuerumlage  und  Erhebung.  Wir 
wollen  sie  kurz  charakterisieren. 

Das  Recht  Steuern  aufzulegen,  das  jus  collectandi,  wie  es  damals 
hiess,  war  für  die  Reichssteuern  nicht  zweifelhaft.  Der  Kaiser  kann 
sie  nur  ausschreiben  unter  dem  „statuum  imperii  consensu".  Allein 
das  Wichtigere-  war ,  ob  und  wann  diese  status  selbst  das  Be- 
steuerungsrecht für  ihr  eigenes  Territorium  haben.  Und  da  ge- 
langen wir  zu  der  Unterscheidung ,  die  allein  die  klare  Grundlage 
der  damaligen  Besteuerungsordnung  gibt.  Wir  fassen  sie  kurz  zu- 
sammen, wie  Klock  sie  von  cap.  IV  an  weitläuftig  juristisch  ent- 
wickelt. Jenes  jus  collectandi  nämlich  steht  allerdings  den  principes 
zu,  aber  kein  Steuergesetz  gilt  ohne  Zustimmung  der  Landstände 
„leges  extra  comitia  et  ordinum  consensus  latae  non  valent." 
Damit  entsteht  die  sehr  ernsthafte  Frage,  für  wen  denn  ein  solches 
Gesetz  praktisch  gelten  soll?  Und  daran  schliesst  sich  das  ganze 
System  der  Steuersubjekte  und  der  Steuer  Verteilung  jener 
Zeit,  das  uns  in  seiner  Weise  ein  Bild  des  damaligen  öffentlichen 
Rechtszustandes    gibt.      Das   Steuersubjekt    des    19.  Jahrhunderts 
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ist  nämlich  für  die  Land  essteuer  nicht  wie  für  die  alte  Reichs- 
steuer oder  wie  für  die  Steuer  unserer  Zeit  der  einzelne  Staats- 
bürger, sondern  das  einzelne  Standesmitglied.  Dieses  nun  be- 
deutet aber  nicht  mehr  diese  oder  jene  Person,  sondern  das,  wodurch 
das  Standesmitglied  überhaupt  sein  Recht  hat,  die  ständische  Grund- 
herrlichkeit;  und  diese  heisst  wieder  die  jurisdictio,  „jurisdictio 
cohaeret  territorio"  (IV.  17).  Die  Folge  dieses  Grundsatzes,  nach 
welcher  die  jurisdictio  an  die  Stelle  des  einzelnen  als  das  eigent- 
liche Steuersubjekt  der  Landessteuer  tritt,  erzeugt  nun  notwendig 
den  zweiten  der  Repartition  der  der  jurisdictio  auferlegten  Steuer 
unter  die  Angehörigen  der  letzteren,  und  so  entsteht  der  Satz,  dass  jede 
jurisdictio  wieder  das  jus  coUectandi  für  ihre  übrigen  Angehörigen 
besitze,  weil  der  erstere  eben  dadurch  erst  die  ihrerseits  bei  dem 
consensus  ordinum  übernommene  Steuersumme  aufbringen  kann;  daher 
haben  alle  universitates ,  namentlich  auch  die  civitates  imperiales, 
selbst  die  universitates  provinciales  das  jus  collectandi  (c.  5),  ja 
sie  haben  sogar  das  Recht  neben  den  contributiones  auch  gabellae 
und  vectigalia,  die  er  für  Synonymen  hält,  aufzulegen.  Das  erste, 
was  sich  wieder  daraus  ergibt,  ist  die  Frage,  ob  für  eine  solche 
Steuerbewilligung  Einstimmigkeit  oder  die  blosse  pluralitas  votorum 
nötig  sei  (ib.  wo  er  sich  nach  Lucas  de  Penna  entscheidet).  Daran 
schliesst  sich  wieder  die  zweite  grosse  Frage  nach  den  ständischen 
Steuerbefreiungen  —  die  professores  und  docentes  sind  unter  anderem 
nach  dem  Princip  Innocenz'  III.  steuerfrei  —  die  wir  hier  nicht 
weiter  untersuchen.  Hält  man  aber  dies  System  mit  dem  heutigen 
zusammen,  so  tritt  uns  hier,  wenn  auch  noch  nicht  mit  dem  heutigen 
Namen,  doch  der  Sache  nach  das  heutige  Rechtssystem  der 
Repartitionssteuer  eigentlich  in  voller  Klarheit  mit  seiner  Reichs- 
steuer, Landessteuer  und  Ortssteuer  entgegen,  mit  der  dem  status 
(Reichsland)  auferlegten,  von  diesem  auf  die  universitas  als  jurisdictio 
nach  ihrem  örtlichen  jus  collectandi  umgelegten,  und  von  dieser  wie- 
der für  die  Einzelnen  berechneten  Steuer.  Das  war  der  Punkt,  auf 
welchem  die  individuelle  Besteuerung  entsteht;  Klock  erkennt  ihn 
sehr  genau,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  zugleich  aber  das  System 
der  Selbstverwaltungssteuer  in  c.  VI  als  die  ,distributio 
munerum",  wenn  auch  noch  unklar  entwickelt.  Es  ist  nicht  gar 
so  viel,  was  wir  Neues  in  unserer  Zeit  geschaffen  haben! 

Und  jetzt  schliesst  sich  an  dieses  Besteuerungssystem  das  Steuer- 
princip. 
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Gerade  mit  jenem  Besteuerungssystem  des  dreifach  abgestuften 
jus  coUectandi  nämlich  tritt  nun,  wie  schon  angedeutet,  das  Steuer- 
wesen in  die  eigentliche  Volkswirtschaft  hinein,  und  Klock,  der 
sehr  wohl  einsieht,  dass  diese  anfänglich  extraordinaria  contributio 
unabweisbar  dahin  gelangen  muss,  zu  einer  ordinaria  zu  werden,  be- 
ginnt damit,  für  das  ihm  bereits  vollkommen  verständliche  Wesen 
jenes  crocodylus  nach  einem  festen  Grundsatz  zu  suchen,  der  damit 
das  eigentliche  allgemeine  Steuerprincip  wird.  Das  staatswirtschaft- 
liche Princip  löst  sich  von  dem  rein  juristischen  los;  die  eigentliche 
Finanzwissenschaft  beginnt. 

Dieses  Princip  nun  fasst  er  darin  zusammen,  dass  jede  Steuer 
als  primum  requisitum  eine  .justa  et  rationabilis  causa"  haben 
müsse.  Daher  wird  das  jus  collectandi  erst  dann  aus  einem  recht- 
lich gültigen  zu  einem  gerechten,  „legitimum",  wenn  der  collecta 
eine  „necessitas  aut  utilitas  publica"  zum  Grunde  liegt.  Hier  scheidet 
sich  nun  eigentlich  erst  innerhalb  des  alten  aerariura  das  eigent- 
liche Steuer wesen  von  dem  finanziellen  Interesse  des  Fürsten.  Denn, 
wie  schon  Bezold  a.  a.  0.  II.  2  sagt:  „Omnis  princeps  prodigus  vel 
exactor  est  vel  erit",  oder  wie  Klock  es  ausdrückt  (de  contrib. 
I.  75):  «Infinitam  potestatem  regiam  nee  quisquam  mortalium  nee 
aequitas  concedit."  Und  nun.  nachdem  dieses  Princip  feststeht,  fragt 
es  sich  natürlich,  was  denn  jene  causa  sei  und  enthalte.  Diese 
Frage  versucht  er  nun  in  c.  VII,  de  legitima  coUectarum  causa  zu 
beantworten.  Dabei  freilich  fehlt  seiner  Zeit  noch  der*  Begriff  der 
Verwaltung:  doch  fühlt  er  schon  das  System  heraus,  was  sich  erst 
während  dieses  Jahrhunderts  in  England  ausbildet ,  ohne  doch  die 
englische  Verfassung  zu  kennen.  Es  ist  die  Idee  der  , Etatssteuern", 
wie  wir  sie  nennen  möchten,  und  die  den  vielleicht  an  Bornitius* 
Vorstellung  von  Special -Aerarien,  den  Vorgängern  der  Etatswirt- 
schaft anschloss,  indem  er  die  , collecta  singularis  necessitatis"  von 
den  .coUectis  extraordinariis,  quae  plerumque  migrant  in  legis  ne- 
cessitatem"  unklar  scheidet  (p.  118).  Hier  ist  vieles  unfertig;  allein 
in  jenen  Begriffen  der  necessitas  und  utilitas  liegen  die  zwei  Faktoren 
aUes  Steuerwesens,  über  welche  freilich  erst  das  19.  Jahrhundert 
klar  wird,  obgleich  das  17.  sie  schon  bestimmt  empfindet.  Der 
Grimdgedanke  Klocks  verbindet  zuerst,  und  unvergleichlich  viel 
tiefer  als  Montesquieu  die  Steuer  mit  den  Bedürfhissen  (necessitas) 
und  den  Aufgaben  (utilitas)  der  Verwaltung  des  Staats,  und  von 
da   an    geht    dieser  Gedanke  nicht  mehr  verloren.     Dann  aber  tritt 
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bei  ihm  schon  die  zweite  grosse  Frage  auf,  in  welchem  Verhältnis 
diese  cöntributiones  nunmehr  zu  den  Staatsschulden  stehen? 
Allerdings  hat  man  damals  von  unserem  Staatsschuldenwesen  noch 
keine  Ahnung;  allein  (in  dem  cap.  VIII,  aliquot  casus  necessitatis) 
neben  dem  allgemeinen  Satze,  dass  es  auf  eine  collecta  kein  Recht 
gebe,  „nisi  evidens  eaque  publica  utilitas"  vorliege,  wie  z.  B.  (c.  IX) 
die  der  constructiones ,  refectiones  murorum,  rivarum,  aggerum, 
überhaupt  der  operarum  publicarum  (Verwaltungsaufgaben),  tritt  uns 
mit  einem  Male  die  Frage  entgegen,  ,an  debitum  princip.is 
publica  necessitas"  sei.  Ueber  diese  Frage  bestand  natürlich  schon 
lange  eine  lehnsrechtliche  Litteratur,  die  Klock  verfolgt;  aber  die 
trinoda  necessitas"  war  ja  überhaupt  nicht  das,  was  er  meint.  Da 
ihm  aber  der  Begriff  des  Staatskredits  nicht  klar  ist,  so  gelangt  er 
zu  dem  Satz ,  dass  der  princeps  eine  contributio  allerdings  aufer- 
legen kann ,  nicht  bloss  si  princeps  devenit  ad  egestatem ,  sondern 
auch  dann,  wenn  ein  sumptus  ad  defensionem  et  conserva- 
tionem  reipublicae  nötig  werde.  Damit  ist  denn  nun  das  weite 
Thor  zu  der  Idee  der  Berechtigung  der  ganzen  Lehre  vom  Staats- 
schuldenwesen und  vor  allem  von  der  Deckung  der  Staatsschulden 
durch  die  Staatssteuern  gegeben.  Und  Klock  gebührt  der 
Ruhm,  so  viel  uns  wenigstens  bekannt  ist,  zuerst  in  Europa  diesen 
so  weittragenden  Gedanken  ausgesprochen  zu  haben.  Wäre  der 
Staatskredit  in  Deutschland  damals  auch  nur  annähernd  so  weit 
entwickelt  gewesen  als  in  England  unter  William  III.,  wir  hätten 
ebenso  gewiss  von  seiner  Hand  eine  Lehre  vom  Staatsschuldenwesen 
empfangen,  als  er  nunmehr  auch  die  grossen  Grundzüge  der  Steuer- 
verwaltung aufstellt,  welche  dann  die  spätere  Litteratur  seines 
Jahrhunderts  entwickelt. 

Denn  vermöge  jenes  Repartitionssystems  ward  nun  die  con- 
tributio durch  das  jus  collectae  oder  das  örtliche  Besteuerüngsrecht 
jeder  universitas  als  jurisdictio  auf  den' Einzelnen  übertragen. 
Und  jetzt  entsteht  ihm  naturgemäss  die  Frage  nach  den  leitenden 
Grundsätzen,  nach  denen  diese  Besteuerung  des  Einzelnen  zu  ge- 
schehen habe,  oder  wie  wir  es  heute  ausdrücken,  was  Steuer- 
subjekt, was  das  Steuerobjekt,  und  was  die  eigentliche  Steuer- 
quelle sein  solle.  Die  Bestimmung  des  Steuer fusses  ward  dann 
natürlich  der  Anforderung  der  jedesmaligen  necessitas  oder  utilitas 
überlassen. 

Es   ist   nun    eigentlich   wunderbar,    wie   in   dem   Geiste   dieses 
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Mannes,  dem  gerade  hier  noch  keine  Vorarbeiten  vorliegen,  sieh 
die  Antworten  auf  jene  Fragen  niit  einer  Klarheit  herausbilden,  die 
wir  auch  heutzutage  nicht  immer  wiederfinden. 

Steuerpflichtig  ist  jeder,  der  nicht  steuerfrei  ist,  das  Steuer- 
objekt aber  sind  nicht  bloss  alle  Güter,  sondern  es  gilt  schon  da- 
mals als  regula  trita,  dass  der  Besitzer  des  Objekts  als  Steuer- 
subjekt, also  als  steuerpflichtig  gelte,  gleichviel  ob  er  wirklicher 
Eigentümer  ist  oder  nicht,  denn  „etiam  hodie  praesumitur  dominus 
nisi  facta  mutatio  probetur".  Damit  kommt  er  freilich  auf  das  rein 
römische  Gebiet,  und  zu  der  Frage,  welchen  Einfluss  auf  jene  Ver- 
pflichtung die  interdicta  adipiscendae ,  recuperandae  et  retinendae 
possessionis  haben,  worauf  wir  ihm  nicht  folgen  (c.  XIX,  de  actio- 
nibus  collectarum).  Allein  die  finanzielle  Folge  jenes  Satzes  ist  eine 
viel  wichtigere.  Jeder  ist  verpflichtet,  alle  seine  Güter  zum 
Zwecke  der  Besteuerung  anzugeben,  wo  sie  auch  sein  mögen, 
,subditi  collectam  agnoscere  debent  pro  bonis  ubicumque  sitis"  (c.  XI 
§  13).  So  wird  jetzt  durch  eine  solche  Angabe  jedes  subditus  die 
Grundlage  für  die  Allgemeinheit  der  Steuer  gelegt.  Hat  der 
Staat  hier  nun  die  universitas,  d.  i.  das  Steuersubjekt  gefunden,  so 
kann  er  jetzt  nicht  das  Objekt  —  das  Kapital  —  besteuern,  son- 
dern er  muss  zur  Steuerquelle  übergehen;  die  aber  besteht  wieder 
nicht  in  den  Gütern  selbst,  sondern  in  dem  Einkommen  aus  den- 
selben; jede  Steuer  ist  schon  bei  Klock  eine  Einkommensteuer 
und  zwar  eine  jährlich  bemessene  —  ut  scüicet  de  annuis  redi- 
tibus  coUectas  pendat  (c.  XI),  wie  es  allerdings  schon  der  R.-A.  v. 
1544  gefordert.  Allein  diese  Einkommenbesteuerung  kann  nun  nicht 
dem  blossen  Ermessen  der  Steuergewalt  überlassen  werden.  Sie  muss 
die  Gleichheit  aUer  Steuern  für  alle  zu  ihrem  Princip  machen, 
„ut  aequaliter  procedat  et  decurrat  ad  omnes"  (c.  XVII,  de  modo 
ac  forma  distributionis  coUectarum.  C.  f.  44  in  124).  Diese  Gleich- 
heit und  Allgemeinheit  der  Steuern  haben  nun  eine  grosse  Voraus- 
setzung. Die  Steuergewalt  muss  die  Verteilung  der  Güter  und 
ihres  Einkommens  genau  kennen,  um  darauf  die  Gleichheit  und 
Allgemeinheit  der  Besteuerung  basieren  zu  können.  Zu  dem  Ende 
muss  aus  den  alten  Lehnsbüchem  der  Herren  jetzt  das  werden, 
was  wir  einen  Kataster  nennen,  und  zwar  ein  Kataster,  in  welchem 
neben  der  Angabe  aller  Steuerobjekte  zugleich  die  Schätzung  des 
aus  ihnen  sich  ergebenden  Einkommens  zum  Zwecke  der  gleichen 
Besteuerung  enthalten   sei.     Daher   soU  jede  jurisdictio  jetzt  einen 
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solchen  Steuer-  und  Einkommenkataster  aufstellen,  einen  „liber 
censualis,  qui  vulgo  vocatur  aestimium  seu  catastrum,"  auch 
wohl  Matricula,  Saalbuch,  Anlagesteuer,  Einlageregister;  und  so  ent- 
steht der  schon  damals  auch  systematisch  zu  Ende  gedachte  Begriff 
der  Katastralbesteuerung  unserer  Zeit,  welche  alle  Güter 
mit  ihrem  geschätzten  Ertrag  enthält  und  das  Einkommen  aus 
jedem  Besitz  gleichmässig  für  alle  vermöge  der  Repartition,  die 
wir  beschrieben  haben,  bestimmt.  Damit  wird  die  Lehre  vom  Ka- 
taster eine  selbständige  Grundlage  des  gesamten  Steuerwesens;  sie 
selbst  aber  ist  begründet  auf  die  Principien,  die  wir  hundertundfünfzig 
Jahre  später,  in  der  unfertigsten  Fassung,  die  man  sich  denken  kann, 
bei  Ad.  Smith  als  grossartig  und  neu  bewundern. 

Nachdem  dies  nun  so  begründet,  bleibt  ein  letzter  Teil  des 
Steuersystems  Klocks,  in  welchem  man  wieder  erkennt,  wie  die 
deutsche  Finanzwissenschaft  ihren  Gegenstand  vollkommen  beherrscht, 
lange  ehe  man  von  Montesquieu  oder  A.  Smith  etwas  ahnte.  Das 
ist  die  Steuererhebung. 

Für  diese  hat  C.  Klock  zwei  grosse  und  höchst  interessante 
Kapitel  bestimmt,  die  in  ihrer  rechtshistorischen  Bedeutung  weit  über 
das  Finanzwesen  hinausgehen;  doch  werden  wir  nur  ihre  Beziehung 
zu  dem  letzteren  andeuten,  das  c,  XVIII,  de  exactione  seu  execu- 
tione  collectarum  und  das  c.  XIX,  de  actionibus  coUectarum,  Wie 
gerne  blieben  wir  bei  dem  reichen  Inhalt  beider  länger  stehen,  der 
die  erste  Grundlage  für  alles  das  bietet,  was  gegenwärtig  über  alle 
Steuererhebung  gilt!  Aber  wir  begnügen  uns,  die  leitenden  Ge- 
danken hier  aufzuführen;  die  Anknüpfung  an  die  spätere  Entwicke- 
lung  wird  jedem  fast  von  selber  nahe  genug  treten.  Die  Steuer- 
pflicht ist  nämlich,  da  sie  eine  Verpflichtung  einer  jurisdictio, 
also  einer  universitas  enthält,  bei  vorkommendem  Streit  Gegenstand 
nicht  etwa  einer  einfachen  Entscheidung  der  Finanzorgane,  sondern 
eines  gerichtlichen  Verfahrens,  einer  actio;  die  weitere  Ent- 
wickelung  dieses  Gedankens  langt  damit  bei  dem  Verwaltungsgerichts- 
hof als  obersten  Steuergerichtshof  an,  Sätze,  von  denen  die  Theoretiker 
Englands  und  Frankreichs  keine  Ahnung  hatten.  Freilich  sind  von 
diesen  actiones  die  eigentlichen  jura  fisci  bei  der  Erhebung  des 
vectigal  ausgeschlossen;  aus  der  Kombination  beider,  die  dann  wie- 
der in  jedem  Lande  verschieden  ist,  entsteht  mit  dem  18.  Jahr- 
hundert der  Begriff  der  „Gefälle"  und  des  „ Gefällengerichts ",  welche 
beide  daher   nur  historisch  erklärt  werden  dürfen.     Wenn  aber  die 
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actio  erledigt  ist,  so  fallt  jetzt  die  Steuereintreibung,  die  eigentliche 
executio  unter  die  prozessualen  Formen  der  gerichtlichen  Exekution. 
Nur  soll  das  Steuerverfahren  stets  kurz  sein  —  ,decidunt  enim  jura 
et  doctores"  —  wobei  Bartulus  und  Baldus  als  Gewährsmänner  auf- 
geführt werden  —  „coUectas  summarie  et  executive  exigendas  esse". 
Dabei  schon  Grundsatz,  dass  gegenüber  andern  Privatforderungen 
„tributorum  causa  est  potior".  Endlich  aber  schliesst  diese  ganze 
Lehre  der  Steuererhebung  damit,  dass  ihre  wirtschaftliche  Grenze 
schon  damals  gesetzt  ward  —  das  Handwerkszeug  soll  der 
Exekution  der  Steuern  entgegen  sein,  vor  allem  die  „instrumenta 
oratoria".  —  Was  fehlt  denn  nun  eigentlich  dieser  Klo ck sehen 
Steuerlehre  gegenüber  der  heutigen?  Hat  unsere  Zeit  ein  Recht, 
sie  nicht  zu  kennen? 

Gerne  nun  gingen  wir  auf  die  ersten  Versuche  Klocks  ein,  aus 
diesem  Begriffe  der  collecta  ein  Steuersystem  zu  machen.  Das 
nun  gelingt  ihm  allerdings  noch  nicht ;  vgl.  de  aerario  c.  H ;  seine 
Unterscheidungen  von  reditus  aperti  et  directi,  occulti  vel  indirecti  etc. 
haben  nur  den  Wert,  dass  die  verbale  Bezeichnung  von  direktem 
und  indirektem  reditus  hier  zuerst  vorkommt.  Allein  eine  Bemer- 
kung müssen  wir  hinzufügen.  Klock  weiss  schon  sehr  genau,  welche 
Rolle  das  Geldwesen  in  diesen  Steuern  spielt,  so  sehr,  dass  er  im 
c.  n.  1  de  aerario  das  damalige  Verhältnis  zwischen  Gold  und 
Silber  möglichst  genau  bestimmt.  Wir  empfehlen  die  Stelle  den 
Autoren  über  die  Währungsfrage ,  und  fügen  hier  nur  hinzu ,  dass 
er  sagt,  das  Wertverhältnis  sei  „in  universo  pene  orbe  terrarum"  wie 
1:12  gewesen,  und  so  sei  es  auch  „hoc  tempore".  Die  Schrift- 
steller, die  er  dafür  aufführt,  wären  wohl  der  Beachtung  wert;  es 
ist  eine  kurze,  aber  klare  Lehre  vom  Münzwesen  selbst  inklusive 
der  Kupfermünze,  die  wir  hier  finden;  jedoch  hat  er  gerade  wie 
das  römische  Recht  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  keine  Vorstel- 
lung  von  dem  korrekten  Begriff  der  Währung  als  des  Zahlungs- 
rechtes, das  bestimmten  Münzen  gesetzlich  beigelegt  wird.  Indes 
möge  diese  Bemerkung  hier  genügen. 

Das  ist  nun  das  deutsche  Steuersystem  Klocks.  Es  ist  wohl 
begreiflich,  dass  dasselbe  jene  deutsche  Steuerwissenschaft  erzeugte, 
welche  noch  in  die  erste  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  hineinreicht, 
um  dann  vergessen  zu  werden.  Wohl  aber  ist  es  notwendig,  sich 
zu  vergegenwärtigen,  wie  es  denn  möglich  war,  dass  ein  solches 
grossartiges  System  vergessen  werden  konnte.     Und  das  nun  hatte 
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zwei  Gründe,  auf  deren  kurze  Andeutung  wir  uns  hier  beschränken 
müssen.  Der  erste  bestand  darin,  dass  dem  Klockschen  System 
noch  das  Verständnis  des  indirekten  Steuerwesens  so  gut  als 
gänzlich  fehlte,  und  dass  man  ihn  daher  im  18.  Jahrhundert,  in 
welchem  sich  diese  so  rasch  entwickelt,  dass  sie  den  Ertrag  der 
direkten  Steuern  immer  mehr  überflügelt,  für  dieses  neue  Gebiet 
des  Finanzwesens  nicht  gebrauchen  konnte.  Der  zweite  aber  be- 
ruhte darauf,  dass  die  ganze  Schule  Klocks  die  freie  Steuer- 
bewilligung, wenn  auch  nur  durch  die  Stände,  als  das  Rechts- 
princip  aller  direkten  Steuern  unbedingt  anerkannte ,  und  eine  solche 
Finanzwissenschaft  musste  bald  von  einer  Richtung  bei  Seite  ge- 
schoben werden,  welche  die  absolute  Monarchie  als  das  höchste 
Staatsprincip  des  Finanzwesens  anerkannte.  Es  ist  höchst  inter- 
essant zu  sehen ,  wie  sich  die  Ansichten  darüber  gleich  im  Beginn 
des  18.  Jahrhunderts  wenden.  Schon  J.J.Müller  (s.  o.  1705)  er- 
zählt uns  (p,  14),  wie  zu  seiner  Zeit  der  Streit  darüber  entstand, 
„dass  die  impositio  coUectarum  nicht  mehr  der  jurisdictio,  sondern 
der  hohen  Obrigkeit  und  den  regalia  angehörig  sei"  und  Lyser 
(oben)  sagt  schon  1733  geradezu:  ,Quod  autem  impositio  tributorum 
sit  solius  principis,  ex  eo  facile  probari  potest,  quod  jus  col- 
lectandi  sit  r egale,  imo  a  nonnullis  inter  majora  referuntur  re- 
galia." Dieser  Gedanke  wird  dann  weiter,  aber  rein  juristisch  er- 
örtert, wobei  Lyser  merkwürdigerweise  zu  dem  entgegengesetzten 
Resultate  gelangt !  Doch  dürfen  wir  diesen  Gang  der  Anschauungen 
nicht  verfolgen.  Das  Gesamtresultat  aber  steht  fest,  dass  die  Klock- 
sche  Steuerlehre  zuerst  den  Begriff  der  Steuer  von  dem  der  grund- 
herrlichen Abgaben  scheidet  und  damit  eine  Finanzwissenschaft 
überhaupt  erst  notwendig  macht,  dann  die  Berechtigung  zur  Besteue- 
rung auf  die  Bedürfnisse  und  Aufgaben  der  Verwaltung  des  Staats 
basiert,  dann  die  grossen  Principien  der  Allgemeinheit,  Gleich- 
heit und  der  gerechten  Steuererhebung  zuerst  aufstellt  und  aus- 
führt, dann  dass  er  alle  Steuer  zuerst  statt  auf  die  Güter  auf  das 
Einkommen  aus  denselben  legt,  und  endlich  dass  er  der  Gründer 
der  Idee  eines  Besitz-  und  Einkommen katasters  als  Grundlage 
für  den  Gedanken  einer  systematischen  Steuerrepartition  auf- 
stellt. Ihm  gehört  damit  die  grösste  Leistung,  die  je  ein  einzelner 
in  der  Finanz  Wissenschaft  an  seinen  Namen  geknüpft  hat!  — 

Gerne  nun  folgten  wir  hier  der  weiteren  Entwickelung  dessen, 
was  wir  seine  Schule  nennen,  und  deren  bedeutendste  Vertreter  wir 
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bereits  oben  citiert  haben.  Diese  Schriftsteller  sind  aber  an  den 
einschneidendsten  Einzelheiten  so  reich,  dass  wir  alles  Mass  über- 
schreiten würden,  wollten  wir  uns  darauf  einlassen.  Es  muss  uns 
genügen,  zu  zeigen,  welche  Stellung  sie  zu  den  Grundlagen  ein- 
nehmen, die  ihnen  Klocks  grosse  Arbeiten  gegeben  haben. 

B.  Bauer  hat  in  seiner  Schrift  de  tabulis  censualibus,  von 
Steuern  und  Anschoss-Registern  1693,  die  Gedanken  der  Katastral- 
steuer  und  innerhalb  derselben  die  Klockschen  Principien  im  ein- 
zelnen ausgeführt.  Er  scheint  der  erste,  der  eine  genaue  Definition 
des  Katasters  gibt ;  er  fordert  als  Grundlage  eine  genaue  Vermessung 
der  Grundstücke,  und  wiE,  dass  die  praedia  urbana  nach  dem  Princip 
der  heutigen  Zinssteuer  besteuert  werden  solle,  «juxta  pensiones 
(Miete)  quae  a  domibus  locatis"  erzielt  werden.  Er  lässt  bei  der 
Unkenntnis  der  Miete  ein  ,Handgelöbniss  an  Eydesstatt"  zu;  höchst 
beachtenswert  ist  aber  bei  ihm  das  bereits  vollkommen  klar  ausge- 
sprochene Princip  der  Befreiung  des  Existenzminimums;  nicht 
bloss  soll  die  Steuerpflicht  bei  12  Kindern  aufhören,  sondern  es  soU 
jedem  auch  die  „necessitas  pro  corporis  sustentatione  reservator!" 
Endlich  aber  tritt  er  zuerst  für  die  Steuerreform,  und  zwar  als 
Princip  des  ganzen  Steuerwesens  auf.  Er  sagt  mit  voller  Bestimmt- 
heit: ,Quoties  inaequalitas  reperitur,  totius  reformandae  sunt  ta- 
bulae  censuales;"  jedoch  soll  bei  Steuerstreitfällen  wiederum  ^appel- 
latio  locimi  non  habere";  der  GrundbegriflT  Klocks  beginnt  zu 
schwanken  imd  das  administrative  Steuerrecht  fängt  an .  am  Hori- 
zonte heraufzusteigen.  Sehr  ausführlich  und  juristisch  genau  ist 
J.  J.  Müller  in  seiner  diss.  juridica  de  catastro  von  1705.  Das, 
was  in  seiner  exakten  Entwicklung  der  Katasterlehre  ihm  aber  seine 
eigentümliche  Stellung  gibt,  ist  der  erste  Versuch  eines  Systemes 
der  direkten  Steuern.  Es  scheint  allerdings,  dass  die  Grund- 
lage dafür  die  grosse  weimarische  Steuerinstruktion  von  1687  ge- 
wesen, die  ihren  Inhalt  offenbar  Klock  verdankt.  Denn  nach  dieser 
sollen  , Unsere  Verordneten  allen  Handel.  Handwerke  und  Gewerbe 
mit  einer  billigen,  massigen  und  gewissen  Taxe,  nachdem  jedes  Hand- 
werk oder  Handel  stark  getrieben  oder  das  Gewerbe  benutzet 
werde,  belegen":  auch  hatte  schon  1632  die  Revision  im  Herzog- 
timi  Magdeburg  den  Auftrag,  die  .fremden  Advocaten  zur  Con- 
tribution  zu  ziehen",  und  hier  ist  es  auch,  wo  wir,  soweit  wir  sehen, 
die  erste  Be  sol  dun  gs  st  euer  in  ganz  Europa  finden;  .diejenigen, 
welche  Besoldungen  und  Gewinnste  haben,    sollen  allerwege  von 
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50  fl.  ihrer  Besoldung  und  Verdienst  -  Geldern  auf  jeden  Termin 
^2  fl.  Steuer  entrichten"  (Universitäten  sind  ausgenommen!).  Die 
Kosten  der  Katastrierung  solle  die  universitas  tragen.  Höchst 
interessant  ist  es  dabei,  wie  hier  zuerst  die  Frage  nach  der  Tei- 
lung der  Bauerngüter  in  die  Steuerfrage  hineingezogen  wird.  Die 
Steuerverjährung  wird  nach  dem  römischen  Recht  der  prae- 
scriptio  beurteilt  nach  dem  R.-A.  von  1548.  Das  18.  Jahrhundert 
aber  tritt  uns  auch  hier  schon  entgegen,  und  zwar  in  einer  neuen 
Gestalt.  Er  kann  zwar  nicht  leugnen,  dass  die  „reversales  literae 
ratione  steurarum"  ein  Recht  geben,  „allein  dieselben  haben  die 
Meinung  gar  nicht,  werden  auch  ad  illuni  elFectum  nicht  gegeben, 
dass  die  Landesfürsten  ihre  Unterthanen  nicht  mehr  zu  coUectiren 
befugt  sein  sollen"  und  zwar  „weil  keine  gewisse  Summa  zu  Rechte 
bewandt ,  was  ein  Unterthan  zur  Steuer  geben  solle ,  so  liegt  auch 
die  quantitas  CoUectarum  nicht  in  dem  consensu  subditorum!" 
So  hatte  sich  dies  geändert.  Neben  Müller  steht  nun  G.  Ross  mit 
seiner  Schrift  de  aestimiis;  von  Steuer-  und  Anlagsregistern  1710. 
Es  ist  eine  selbständige  Lehre  von  den  Schätzungen  des  Einkommens 
mit  reichem  litterarischem  Material;  dagegen  überragt  ihn  weit 
F.  W.  Lyserus  de  revisione  catastri  1735  (2.  Aufl.).  Für  Lyser 
ist  der  Kataster  nicht  mehr  bloss  ein  Grundsteuerkataster,  sondern 
der  Kataster  für  alle  direkten  Steuern  „ut  tributa  —  ad  redi- 
tuum  proportionem  inter  subditos  aequaliter  distribuantur." 
Hier  wird  der  Gedanke,  den  schon  Klock  ausgesprochen,  dass  die 
Reform  der  Steuer  eine  revisio  catastri  sein  müsse,  systematisch  an 
der  Katastrallehre  entwickelt,  indem  er  hier  nicht  bloss  eine  Lehre 
von  der  Reform  der  Grundsteuer,  sondern  eine  Reformlehre  für  alle 
direkten  Steuern  überhaupt  wird,  und  zwar  eine  solche,  auf  deren 
Grundlage  hier  zum  erstenmal  eine  systematische  Volkszählung 
gefordert  wird,  „ut  de  eorum  numero,  aetate,  conditione  et  similibus 
principi  constare  possit"  (§  3)!  Auf  dieser  Grundlage  entwickelt  er 
nun  die  bisherigen  Andeutungen  zu  dem  ersten  klaren  System  der 
direkten  Steuern,  das  dem  Kataster  zum  Grunde  gelegt  wird,  ,ut 
onera  et  tributa  aequaliter  distribuantur"  (p.  11).  Dieses  System  nun, 
welches  er  aufstellt,  glauben  wir  hier  speciell  bezeichnen  zu  müssen, 
weil  es  seinem  Wesen  nach  das  heutige  ist.  Er  unterscheidet: 
a)  Kataster  der  praedia  rustica,  ut  erema  et  deserta  his, 
quae  culta  et  opima  sint,  —  die  drei  Klassen  der  Ein- 
schätzung —  compensentur. 
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b)  Praedia  urbana  —  domus  super  aestimanda  ratione  redituum 
et  pensionum  (Gebäude-Zinssteuer). 

c)  Lucra  et  commoda  ex  industria  und  zwar  quae  ex  merca- 
tura  proveniunt,  —  Besteuerung  des  Handelsgewerbes. 

d)  Opificia  —  die  eigentliche  Gewerbesteuer. 

e)  Die    Rentensteuer    und    Besoldungssteuer    —    die 
nomina  et  annui  reditus,  sive  perpetui  sive  temporales. 

f)  Steuer  auf  mobilia  —   was  darunter  verstanden  wird,   ist 
allerdings  nicht  recht  klar. 

Das  ist  die  Grundlage  des  direkten  Steuersystems,  dem  aller- 
dings die  Anleitungen  K 1  o  c  k  s  zum  Grunde  liegen.  Wir  schliessen 
dieselben  mit  der  Bemerkung,  dass  dieses  System  auf  den  ersten 
Blick  als  ein  rein  theoretisches  erscheint;  aber  wenn  man  nun  auf 
das  18.  Jahrhundert  übergeht,  so  ist  es  kaum  ein  Zweifel,  dass  das 
positive  System  der  später  wirklich  geltenden  direkten  Steuern  in 
der  letzten  Epoche  in  der  That  nichts  ist,  als  die  praktische  Ver- 
wirklichung dessen,  was  das  17.  Jahrhundert  gefunden.  So  inter- 
essant und  lehrreich  nun  auch  das  einzelne  ist,  in  welchem  die 
Grundsätze  Klocks  über  Allgemeinheit,  Gleichheit,  Bemessung  der 
Steuer  nach  dem  Einkommen  und  der  Steuererhebung  auf  allen 
Punkten  festgehalten  worden,  so  müssen  wir  uns  doch  versagen, 
darauf  einzugehen.  Nur  auf  die  kleine  interessante  Schrift  von 
P.  Kohlhardt,  mit  welcher  die  Stempelpflicht  in  die  deutsche 
Litteratur  und  die  allgemeine  Praxis  hereintritt,  wollen  wir  noch 
einen  kurzen  Blick  werfen  (de  charta  signata,  vulgo  Stempelpapier, 
1690).  Für  ihn  ist  diese  charta  signata  ,in  locum  collectae"  als  eine 
„species  contributionis  naturalis"  aufgestellt,  und  da  die  Principes 
das  jus  coUectandi  haben,  so  können  sie  auch  das  Stempelpapier 
unmittelbar  einführen,  da  dasselbe  ein  jus  jurisdictionis  (Einführung 
bei  den  Gerichten)  sei  und  daher  zu  den  Regalen  gehöre,  bei  denen 
der  consensus  statuum  nicht  notwendig  sei.  Wir  wollen  nun  der 
juristischen  Kasuistik  Kohlhardts  hier  nicht  folgen  und  fügen  nur 
zum  Schlüsse  hinzu,  was  derselbe  p.  36  über  die  Entstehung  des 
Stempels  sagt.  Nach  Boxhorn,  de  statu  foeder.  Belgii,  c.  2,  ist 
der  Stempel  zuerst  in  Belgien  eingeführt;  die  Stände  Belgiens  hatten 
erwogen,  eine  gemeinsame  Auflage  einzuführen,  dabei  aber  Bedenken 
getragen,  dass  es  ungerecht  sei,  bei  verschiedener  Fruchtbarkeit 
gleiche  Steuer  auf  gleiche  Grundstücke  zu  legen.  Bei  dieser  Ge- 
legenheit führt  er  dann  an,  dass  schon  damals  eine  „Impost  van  die 
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bezegelde  Briewen"  bestanden  habe,  „cui  sigillum  ordinum  erat  im- 
pre.ssum"  mit  der  Bestimmung,  dass  jede  öffentliche  Urkunde 
an  die  Stände,  Magistrate,  öffentlichen  Kollegien,  Gerichte  und 
öffentliche  Zahlungsbestätigungen  (qiiaestorum  chirographa ,  quae 
quitantia  vulgo  vocantur)  und  alle  Akte  von  Notaren,  Sekretären, 
Prokuratoren  und  öffentlichen  Personen  gestempelt  werden  mussten. 
Die  Sekretäre  der  Städte  und  Dörfer  sollen  diese  charta  verkäuf- 
lich halten;  ein  grosser  Bogen  kostet  6  asses,  ein  kleiner  2  asses. 
Die  ganze  Abgabe  war  nicht  lästig,  „quia  modicum  erat",  wohl  aber 
weiss  schon  Kohlhardt,  dass  aus  dieser  Bestimmung  „magnus  tarnen 
reipublicae  proventus  erat  ob  quotidianum  usum.  Inventum  pro- 
fecto  ingeniosissimum ! "  Die  deutschen  Länder  zauderten  daher  auch 
nicht,  ebenso  wie  Frankreich,  diesen  Stempel  bei  sich  einzuführen; 
aber  in  all  den  zweihundert  Jahren,  welche  dieser  Einführung  folg- 
ten, hat  die  Finanzwissenschaft  niemals  das  Wesen  dieser  Besteue- 
rungsart untersucht,  sondern  sie  einfach  als  Thatsache  hingenommen, 
und  den  neuesten  nachdrücklichen  Hinweis  darauf,  dass  hier  eine 
höchst  bedeutende  und  gar  nicht  mehr  „modica"  Verkehrssteuer 
vorliege,  deren  Betrag  ein  Steuerfuss  sei  und  daher  nach  den 
Grundsätzen  der  Besteuerung  auferlegt  und  bemessen  werden 
müsse,  weder  in  den  Finanzwissenschaften,  noch  im  praktischen 
Leben,  noch  auch  in  all  den  vorliegenden  schätzbaren  Steuerreform- 
lehren beachtet,  — 

Dem  sei  nun,  wie  ihm  wolle.  Im  ganzen  aber  haben  wir  ver- 
sucht, hier  das  Bild  einer  grossen  und  tiefgreifenden  wissenschaft- 
lichen Bewegung  darzulegen,  die  uns  zeigt,  dass  wenn  England  im 
17.  Jahrhundert  für  das  Verfassungsrecht  und  Frankreich  für  die 
politische  Auffassung  des  Staats  in  der  Finanzwissenschaft  die  Bahn 
gebrochen,  der  Ursprung  der  Steuer  Wissenschaft,  die  Aufstellung 
ihrer  grössten  leitenden,  ewig  geltenden  Principieh  und  die  Ent- 
wickelung  des  ersten  klaren  und  vollständigen  Steuer-  und  Besteue- 
rungssystems den  deutschen  Männern  des  17.  Jahrhunderts  gehört! 


Die  Steuerreform  im  Kanton  Züricli  und  der  Bundes- 
haushalt der  Schweiz. 

Von 

Onstar  Cohn. 

Litteratur  und   Quellen. 

J.  J.  Blum  er,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  schweizerischen  Demo- 
kratien. St.  Gallen  1850—1858.  —  J.  C.  Bluntschli,  Das  Volk  und  der 
Souverän,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  schweizerischen  Verhältnisse.  Zürich 
1831.  —  J.  C.  Bluntschli,  Staats-  imd  Rechtsgeschichte  der  Stadt  und  Land- 
schaft Zürich.  Zürich  1838—1839.  —  Emil  Egli,  Aktensammlung  zur  Ge- 
schichte der  Züricher  Kefonnation  in  den  Jahren  1519 — 1533.  Zürich  1879.' — 
Joh.  Heinr.  Waser,  Betrachtungen  über  die  Zürcherischen  Wohnhäuser.  Zürich 
1778.  —  Gerold  Meyer  von  Knonau,  Der  Kanton  Zürich,  historisch  -  geo- 
graphisch-statistisch geschildert  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  die  Gegenwart. 
St.  Gallen  und  Bern.  2.  Aufl.  1844—1846.  —  Eduard  Sulzer,  Die  Finanzen 
des  Kantons  Zürich  in  den  Jahren  1832—1848.  Zürich  1851.  —  G.  Cohn,  Die 
Einkommensteuer  im  Kanton  Zürich.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und 
Statistik.  Neue  Folge  I.  1880.  (Dieselbe  Abhandlung,  ergänzt  und  verbessert, 
in  , Volkswirtschaftliche  Aufsätze"  Stuttgart  1882.) 


J.  H.  Hottinger,  Der  Staatshaushalt  der  schweizerischen  Eidsgenossen- 
schaft und  ihrer  einzelnen  Republiken.  Zürich  1847.  —  Renward  Meyer, 
Materialien  ziu-  Re^äsion  des  Steuergesetzes.  Luzem  1865.  —  Zeitschrift  für 
schweizerische  Statistik,  Jahrg.  1865,  S.  105  —  118  (Auszug  aus  vorstehendem 
Werke).  —  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik  (1.  Jahrgang)  1865, 
S.  158-159,  194—199.  1866,  S.  20—23,  31-42,  162-163-  1867,  S.  82—86, 
151-155,  238-239.  1868,  S.  66-81 ,  88,  266-271.  1869,  S.  160-161. 
(Eine  fortlaufende  Reihe  von  Beiträgen  „Zur  Finanzstatistik  der  schweizerischen 
Gemeinden").  1870,  S.  16—19  (Ertrag  der  kantonalen  Konsumgebühren  oder 
Ohmgelder).  1870,  S.  125—127  (Preis.  Konsum  und  Reinertrag  des  Salzes). 
1871,  S.  105-118,  221—249  (Die  Steuerlast  im  Kant.  Bern).  1871,  S.  198—220 
(üebersicht  über  die  Gesetze  der  Kantone,  betreffend  die  Vermögens-,  Einkom- 
mens- und  Kopfsteuern).  1874,  S.  188  (Staatshaushalt  des  Kant.  Appenzell  I.  Rh. 
im  Rechnungsjahr  1873).  1874,  S.  245  (Üebersicht  über  das  Nettoerträgnis  der 
Steuern  u.  s.  w.  in  den  Kantonen  im  J.  1872).  1874.  S.  254  (Kochsalzkonsum, 
Gewinn  am  Salzregal,  Preis  des  Kochsalzes  in  den  Kantonen  im  J.  1872). 
1875.  S.  22—31  (Die  Finanzverwaltung  des  Kant.  Unterwaiden  ob  dem  Wald  im 
Amtsjahr  1873—1874).     1877,  S.  48-52  (Einige  vergleichende  Daten  der  Steuer- 
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leistungen  der  Kantone,  des  Schweiz.  Bundesstaats  und  ausländischer  Staaten). 
1878,  S.  89-146,  181-212.  1879,  S.  284—299  (Beiträge  zur  Kenntnis  der 
Staatsfinanzwirtschaft  des  Kant.  Bern).  1879,  S.  172 — 190  (Die  Finanzen  des 
Bundes  und  der  Kantone).  1880,  S.  48  (Zusammenstellung  der  Staatsrechnungs- 
resultate des  Kant.  Graubünden  1856—1875).  1882,  S.  153-219  (Ergebnisse 
der  Gemeinderechnungen  im  Kant.  Bern  auf  Ende  1880).  1883,  S.  121 — 163 
(Das  Steuerwesen  der  Schweiz). 

Allgemeine  Beschreibung  und  Statistik  der  Schweiz.  Tm  Verein 
mit  einer  Anzahl  schweizerischer  Gelehrten  und  Staatsmänner  herausgegeben 
von  Max  Wirth.  Zweiter  Band.  Zürich  1873.  (S.  3— 495:  Gemeindeverfassungen 
mit  Abschnitten  über  die  Gemeindesteuern,  dazu  Statistik  S.  697;  S.  651—665: 
Die  Staatsrechnungen  der  Kantone  und  des  Bundes  im  J.  1868.) 


Aus  den  amtlichen  Materialien,  welche  den  hier  aufgeführten  statistischen 
Arbeiten  meist  zu  Grunde  liegen,  mögen  die  uns  vorzugsweise  wichtigen  und 
im  folgenden  benutzten  Quellen  genannt  sein :  Staatsrechnung  des  Kantons  Zürich 
und  Rechnungen  über  die  Separatfonds  zu  bestimmten  Zwecken  (jährlich).  — 
Rechenschaftsbericht  des  Regierungsrats  an  den  Zürcherischen  Kantonsrat  (jähr- 
lich). —  Statistische  Mitteilungen  betreffend  den  Kanton  Zürich.  Beilage  zum 
Rechenschaftsbericht  des  Regierungsrates  (jährlich).  —  Uebersicht  der  Vermögens- 
und Einkommenssteuerpflichtigen  des  Kantons  Zürich,  eingeteilt  nach  verschie- 
denen Klassen,  vom  J.  1879.  Aus  dem  Kantonalsteuerregister  angefertigt  von 
der  Kanzlei  der  Finanzdirektion.  Zürich  1880.  —  Rechenschaftsbericht  über  die 
Gemeindeverwaltung  der  Stadt  Zürich  (jährlich).  Dazu:  Uebersicht  der  Rech- 
nungen der  Gemeindeverwaltung.  —  Rechenschaftsbericht  des  Gemeinderates 
über  die  Gemeindeverwaltung  der  Stadt  Aarau.  1875 — 1882.  —  Eidgenössische 
Staatsrechnung  (jährlich).  —  Eidg.  Uebersichtstabelle  der  Ein-,  Aus-  und  Durch- 
fuhr (jährlich).  —  Bericht  des  Bundesrates  über  seine  Geschäftsführung  (jähr- 
lich). —  Sammlung  der  Bundesverfassung  und  der  auf  1.  Januar  1880  in  Kraft 
bestehenden  Kantonsverfassungen.     Amtliche  Ausgabe.     Bern  1880. 

Zahlreiche  vorbereitende  Aktenstücke  der  Bundesbehörden  zur  Fortbildung 
der  Bundesfinanzen:  Botschaften  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung, 
sowie  Kommissionsberichte  des  Nationalrats  und  des  Ständerats,  über  Zolltarif- 
reform, Post-  und  Telegraphentaxen,  Militäi-pflichtersatz.  Aus  derartigen  Akten- 
stücken der  Kantone  ist  namentlich  hervorzuheben:  Ratschlag  und  Gesetzes- 
entwurf betreffend  die  direkten  Steuern.  (Vom  Regierungsrate  von  Baselstadt) 
dem  Grossen  Rate  vorgelegt  den  7.  April  1879.  (Vergl.  hiezu  u.  a. :  Kommissions- 
bericht an  die  württembergische  Kammer  der  Abgeordneten  über  den  von  einem 
Abgeordneten  gegen  indirekte  Steuern  und  für  eine  Vermögens-  und  Einkommens- 
steuer gestellten  Antrag,  erstattet  von  Moriz  Mohl.     Stuttgart  1877.) 


G.  Cohn,  Die  Finanzlage  der  Schweiz.  Zürich  1877.  —  F.  Lombard, 
Etudes  sur  les  finances  de  la  Confederation.  Zürich  et  Geneve  1878.  —  C.  Boden- 
heim er.  Zur  Frage  einer  eidgenössischen  Steuer  auf  Tabak  und  Branntwein. 
Bern  1878.  —  C.  Bodenheimer,  Einführung  einer  Tabakverkaufsteuer  im 
Kanton  Bern.  Bern  1877.  —  H.  v.  Scheel,  Die  Einkommensteuer  im  Kanton 
Bern  nach  dem  Gesetze  vom  18.  März  1865.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie 
und  Statistik,  Bd.  XXII.  1874.  —  H.  v.  Scheel,  Ueber  einige  Fragen  betreffend 
die  Reform  des  Steuerwesens  im  Kanton  Bern.  Bern  1876.  —  Ad.  Burckhardt- 
Bischof,  Die  neuen  Steuergesetzentwürfe  des  Basler  Finanzdepartements.  Basel 
1878.  —  Ad.  Burckhardt-Bischof,  Referat  über  Steuerwesen  erstattet  im 
Namen  der  Basler  Gemeinnützigen  Gesellschaft  zu  Händen  der  Schweiz.  Gemein- 
nützigen Gesellschaft.  Basel  1878.  —  G.  Cohn,  Die  Militärsteuer.  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Staatswissenschaft.  Bd.  XXXV,  1879.  Bd.  XXXVII,  1881. 
—  Dr.  E.  Zürcher,  Kritische  Darstellung  der  bundesrechtlichen  Praxis  betreffend 
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das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  und  Vorschläge  zur  Regelung  dieser  Frage 
in  einem  gemäss  Art.  46  der  Bundesverfassung  zu  erlassenden  Bundesgesetze. 
Erste  gekrönte  Preisschrift.  Basel  1882.  —  Dr.  F.  Schreiber,  Kritische  Dar- 
stellung .  .  .  betreffend  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  u.  s.  w.  Zweite  ge- 
krönte Preisschrift.  Basel  1882.  (Zwei  vom  schweizerischen  Juristenverein  ge- 
krönte Preisschriften.) 


Die  überraschende  Steigerung  der  Bedürfiiisse  in  den  öffent- 
lichen und  den  privaten  Haushaltungen,  welche  wir  allenthalben  be- 
obachten, hängt  mit  gewissen  ideellen  und  materiellen  Momenten  zu- 
sammen, die  zugleich  die  treibenden  Kräfte  in  der  ganzen  modernen 
Umgestaltung  des  Lebens  sind.  Eine  beständige,  intensiv  und  ex- 
tensiv fortschreitende  Entwickelung  des  Bedarfs,  welche  im  grossen 
und  ganzen  ebensosehr  ein  Merkmal  bedeutender  Wendimgen  des 
Jahrhunderts  ist,  als  sie  im  einzelnen  die  Kritik  und  die  Bedenken 
herausfordert. 

Der  ideelle  Grundzug  derselben  ruht  zunächst  in  jenen  erhöhten 
Begriffen  von  Menschenrecht  und  Menschenwürde,  welche  die  sociale 
und  politische  Bewegung  des  Zeitalters  bestimmen.  Sie  sind  es, 
welche  Kulturansprüche  in  die  Gesamtheit  der  Bevölkerung  getragen 
haben,  die  bisher  nur  bevorzugten  Kreisen  eigen  waren;  sie  sind  es 
namentlich,  welche  Staat  und  Gemeinde  genötigt  haben,  im  Hin- 
blick auf  diese  Ansprüche  Leistungen  zu  übernehmen,  wie  sie  nach 
Art  und  Umfang  zuvor  unerhört  waren. 

Der  ideelle  Grundzug  ruht  aber  auch  in  den  geistigen  Fort- 
schritten der  Neuzeit,  welche  Anforderungen  an  die  Sorge  für 
Wissenschaft  und  Kunst  stellen,  die  in  progressivem  Massstabe  von 
Tage  zu  Tage  wachsen. 

Nicht  durchaus  geschieden,  vielmehr  sich  unauflösbar  mit  den 
ideellen  Momenten  kreuzend,  wirken  hier  materielle  Momente  mit. 
Es  sind  die  grossen  Entfaltungen  der  Technik  in  Produktion  und 
Verkehr,  es  ist  die  mannigfaltige  Yerwohlfeilerung  und  Erleichterung 
in  dem  Genüsse  der  tausenderlei  Dinge,  welche  dazu  gemacht  sind, 
das  Leben  zu  verbessern  oder  zu  verschönern.  Eine  Fülle  von  Mit- 
teln, die  selbst  in  die  bescheidenere  Existenz  heutzutage  so  tief  ein- 
gedrungen ist,  dass  die  übliche  Redeweise  bei  der  .Bedürfnislosigkeit" 
eines  Menschen  sich  in  Wahrheit  einen  Kreis  von  Bedürfnissen  vor- 
stellt, in  dem  an  Hunderten  nur  einige  wenige  fehlen.  Eine  Fülle  mit 
verführerischem  Reize,  welche  in  verhängnisvoller  Weise  aus  der 
Wohlfeilheit  der  Dinge  eine  Knappheit  des  Lebens  hervorgehen  lässt, 


48  Gustav  Cohn, 

weil  jeweilen  die  Erweiterung  der  zugänglichen  Güter  durch  den 
Umfang  der  Ansprüche  überholt  wird. 

Dieses  Schicksal  der  heutigen  Haushaltungen  trifft  die  Einzelnen 
in  ihrer  privaten  Oekonomie  wie  jene  gemeinsamen  Wirtschaften, 
welche  sich  in  der  Gemeinde  und  den  grösseren  staatlichen  Ver- 
bänden darstellen.  Die  Kritik  der  wachsenden  Ausgaben  wird  im 
ganzen  zugeben  müssen,  dass  es  im  Wesen  der  öffentlichen  Haus- 
haltungen liegt,  Bedürfnisse  ernsterer  Art  und  diese  auf  Grund  einer 
ernsteren  Erwägung  in  ihren  Kreis  zu  ziehen,  als  es  zum  Teil  bei 
privaten  Haushaltungen  geschieht.  Eine  ganze  Menge  unsinniger 
Ausgaben ,  welche  die  letzteren  an  den  Abgvund  führen  können, 
Bedürfnisse  frivoler  Genusssucht  aller  Art,  sie  können  im  öffent- 
lichen Haushalte  keine  Stelle  finden.  Grossartige  Ausgaben  für 
Schule,  Armenpflege,  Strassenbau  haben  von  vornherein  die  Sym- 
pathie mit  ihrem  allgemeinen  Zwecke  für  sich.  Und  selbst  diejenige 
Kategorie  der  öffentlichen  Ausgaben,  über  welche  man  heute  am 
meisten  zu  klagen  gewohnt  ist,  die  Militärausgaben  —  sie  knüpfen 
an  die  höchste  Pflicht  des  Staatsbürgers  an:  für  das  Vaterland  Gut 
und  Blut  zu  opfern. 

Jedoch  dieses  Zugeständnis  hindert  nicht,  das  eine  und  gemein- 
same Gebot  der  Wirtschaftlichkeit  anzuerkennen,  welches  für 
Staat  und  Gemeinde ,  wie  für  den  Haushalt  der  einzelnen  Familie 
die  sorgsame  Abwägung  fordert,  die  darin  besteht,  dass  bei  jeder 
Bemessung  eines  Kreises  von  Ausgaben  die  Frage  beantwortet  wird: 
ist  der  durch  die  Ausgabe  erreichte  Zweck  das  Grössere,  Wünschens- 
wertere, Vorteilhaftere,  verglichen  mit  dem  dafür  gebrachten  Opfer? 

In  die  Praxis  übersetzt,  verlangt  diese  Frage  ein  Doppeltes. 
Einmal  soll  abgewogen  werden,  ob  die  Bedeutung  desjenigen  Be- 
dürfnisses, welches  man  befriedigen  will,  gross  genug  ist,  dass  es 
mit  gutem  Gewissen  dem  dafür  gebrachten  Opfer  ins  Auge  schauen 
kann,  ob  die  Dringlichkeit  der  Ausgabe  stark  genug  ist,  um  den 
dadurch  verursachten  Druck  der  Entbehrung  auf  Seiten  jier  für  die 
Ausgabe  Einstehenden  zu  rechtfertigen.  Damit  hängt  aber  ein 
zweites  zusammen.  Weil  jede  Haushaltung,  private  wie  öffentliche, 
die  Befriedigung  eines  grösseren  Kreises  von  Bedürfnissen  umschliesst, 
so  hat  sich  das  einzelne  Bedürfnis  nach  Art  und  Umfang  vor  allen 
anderen  Bedürfnissen  derselben  Haushaltung  zu  rechtfertigen,  zu 
dem  Zwecke,  dass  eine  vernünftige  Stufenordnung  der  Bedürfnisse 
hergestellt  werde. 
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Es  sind  dieses,  wie  gesagt,  allgemeine  Gebote  guter  Oekonomie 
für  jeden  Haushalt.  Sie  sind  an  sich  ebenso  einleuchtend,  wie  sie 
in  der  Wirklichkeit  des  Lebens  schwer  zu  befolgen  sind.  Sie  werden 
namentlich  leicht  in  den  Hintergrund  gedrängt  durch  gewisse  leb- 
haftere Zeitströmungen  im  Volksleben,  welche  erhöhte  Gedanken 
von  den  Aufgaben  des  Gemeinwesens  wie  von  der  Grösse  der  ver- 
fügbaren Mittel,  gesteigerten  Wetteifer  mit  den  Leistungen  fremder 
Gemeinwesen,  und  dabei  wohl  auch  den  Leichtsinn  jeder  glücklichen 
Stimmung  in  ihrem  Gefolge  haben. 

Mir  scheint.  Gründe  dieser  Art  sind  es,  welche  eine  hervor- 
stechende Seite  des  heutigen  Wirtschaftslebens  erklären  —  jenes  weit- 
verbreitete Missbehagen,  welches  mit  dem  Widerspruche  zwischen 
Bedürfnissen  und  verfügbaren  Mitteln  verknüpft  ist.  Doppelt  merk- 
würdig ist  die  Erscheinung  in  den  öffentlichen  Haushaltungen  des- 
halb, weil  die  unaufhaltsame  Progression  der  Aufgaben  und  Lei- 
stungen in  einem  Zeitalter  vor  sich  gegangen  ist,  in  welchem  die 
populärste  Doktrin  vom  Wirtschaftsleben  behauptet  hat,  Staat  und 
Gemeinde  hätten  keinen  andern  Beruf,  als  für  die  Sicherheit  von 
Person  und  Eigentum  zu  sorgen. 

Wenn  nun  aber  hiermit  von  der  ökonomischen  Seite  her 
eine  Erklärung  gesucht  ist  für  den  uns  beschäftigenden  Missstand,  so 
tritt  von  der  politischen  Seite  ein  eigenartiger  Grund  hinzu. 

Es  liegt  nämlich  ein  sehr  wahrnehmbarer  Unterschied  zwischen 
privaten  und  öffentlichen  Haushaltungen .  vor.  Wir  können  fort- 
während die  Beobachtung  machen,  wie  jenes  verbreitete  Missbehagen, 
welches  die  Folge  der  den  Mitteln  immer  voraneilenden  Bedürfiiisse 
ist,  sich  doch  besonders  stark  gegenüber  den  öffentlichen  Anforde- 
rungen von  Staat  und  Gemeinde  äussert,  wie  selbst  gar  mancher  in 
seinem  privaten  Bereich  musterhaft  wirtschaftende  Haushalter,  wel- 
cher hier  stets  die  Mittel  und  die  Zwecke  in  Einklang  zu  erhalten 
weiss  und  daher  niemals  zu  Klagen  Anlass  erhält,  den  öffentlichen 
Lasten  gegenüber  eine  Unzufriedenheit  bekundet,  nach  deren  Ein- 
druck man  meinen  sollte,  jedes  Opfer  für  Staat  und  Gemeinde 
sei  eine  unerträgliche  Last,  da  es  doch  seinem  Wesen  nach  dieses 
ebensowenig  ist  als  irgend  ein  ökonomisches  Opfer,  das  für  einen 
vernünftigen  Zweck  dargebracht  werden  muss.  Woher  kommt 
das?  Wollen  ernsthafte  Leute,  welche  ja  sonst  im  Leben  ihre  Ver- 
pflichtung dem  wirtschaftlichen  Verkehre  gegenüber  ehrlich  und 
bereitwillig  anerkennen,    wollen   sie   auf  diesem  andern  Gebiete  die 
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Dinge,  welche  gleichfalls  wirtschaftlichen  Charakter  haben  und  da- 
her entgolten  werden  müssen,  geschenkt  erhalten?  Und  an  wen 
richten  sie  die  Zumutung,  dass  er  diese  Liberalität  gegen  sie  übe? 

Wir  sehen  hier  zunächst  von  der  Verschiedenheit  der  socialen 
Klassen  und  der  damit  gegebenen  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen 
Lage  ab;  wir  abstrahieren  auch  von  dem  besondern  Falle,  wo  be- 
gründete Beschwerden  über  Unvernunft  der  Ausgaben  oder  über  Un- 
gerechtigkeit in  der  Verteilung  der  Lasten  vorliegen:  wir  fragen  ledig- 
lich, worauf  beruht  die  durchgehende  Erscheinung  jenes  Widerstrebens, 
unabhängig  von  solchen  besondern  Gründen  der  Unzufriedenheit? 

Da  treffen  wir  auf  die  Grundfragen  alles  staatlichen  Zusammen- 
lebens, auf  das  Problem,  welches  durch  die  Jahrtausende  der  Staaten- 
geschichte, ganz  hervortretend  aber  durch  unser  Jahrhundert  hin- 
durchgeht: das  grösste  Werk  der  fortschreitenden  Kultur,  nämlich 
den  Staat,  zu  einem  Kunstwerk  zu  gestalten,  in  welchem  sich  alle 
Mitglieder  als  freie  und  bewusste  Teilnehmer  empfinden.  Die  Ein- 
bildungskraft der  Völker  liebt  es,  ihre  Ideale  in  die  Anfänge  der 
Geschichte  zurückzureflektieren  und  eben  dasjenige  als  das  „Natür- 
liche" zu  betrachten,  was  vielmehr  nach  langen  Mühsalen  der  fort- 
schreitenden Entwickelung  erjarbeitet,  ja  überhaupt  jetzt  erst  in  den 
Gesichtswinkel  der  Menschheit  gebracht  worden  ist.  Dass  ein  Zeit- 
alter —  wie  es  das  unsrige  thut  —  solche  Ideale  als  „natürliche" 
ansieht,  schliesst  darum  freilich  einen  gewaltigen  Fortschritt  ein, 
jedoch  einen  Fortschritt,  welcher  noch  lange  nicht  gross  genug  ist, 
dass  Ideal  und  Wirklichkeit  sich  decken. 

Nach  all  den  Vorstufen  der  Unfreiheit,  welche  der  Staat  durch- 
laufen hat,  bis  er  in  das  Stadium  der  Gegenwart  getreten  ist,  ent- 
hält er  heute  noch  so  starke  Spuren  der  Vergangenheit,  dass  der 
Widerspruch  zwischen  freien  Formen  und  unfreiem  Inhalt  —  in 
dem  einen  Gemeinwesen  mehr,  in  dem  andern  weniger  —  immer 
aufs  neue  die  Zweifel  nahegelegt  hat,  ob  Form  und  Inhalt  über- 
haupt zu  einander  passen. 

Hierbei  wirken  mächtige  historische  Gründe  mit.  Es  liegt  nicht 
in  dem  Wesen  der  Geschichte,  dass  die  Völker  auf  ebener  gerader 
Bahn  zum  Bessern  emporsteigen,  vielmehr  wie  wir  an  den  einzelnen 
Menschen  gute  und  schlechte  Eigenschaften,  Licht  und  Schatten 
durcheinander  bedingt  sehen,  so  auch  an  der  Menschheit  in  dem 
Fortgang  der  Geschichte.  Dieselbe  Entwickelung,  welche  einen 
grossen  Fortschritt  in  sich  birgt,   hat  bedenkliche  Wirkungen  nach 

50 


Steuemform  im  Kanton  Zürich  und  der  Bondesbanshalt  der  Schweiz.  g^ 

anderer  Richtung  in  ihrem  Gefolge,  so  dass  dann  der  Gesamt- 
fortschritt der  Menschheit  gleichsam  im  Zickzack  vor  sich  geht  und 
es  immer  nur  darauf  ankommt,  dass  am  Ende  ein  Ueberschuss  des 
Guten  sich  ergebe.  Bewunderungswerte  Gebilde  des  öffentlichen 
Lebens  zeigt  das  klassische  Altertum,  zeigt  das  Städtewesen  des 
Mittelalters,  und  wenn  wir  mit  Wehmut  auf  den  Glanz  ihrer  repu- 
blikanischen Tugenden  zurückschauen,  so  braucht  die  neueste  Phase 
der  Weltgeschichte  vor  ihnen  doch  nicht  zu  erbleichen.  Denn  für 
einen  ganz  andern  Massstab  des  staatlichen  Zusammenlebens  und 
damit  für  eine  weit  höhere  Aufgabe  ist  dasjenige  berechnet,  was 
heute  gewollt  wird.  Die  Vergangenheit  hat  nur  Oasen  der  Freiheit 
gekannt:  die  Gegenwart  will  grosse  nationale  Gemeinwesen  auf  die 
Freiheit  gründen.  Wir  müssen  es  daher  mit  Geduld  ertragen,  dass 
dieser  Prozess  sich  mühsam  und  langsam  vollzieht,  dass  manches, 
was  die  Vorzeit  in  ihren  engen  Verhältnissen  besessen,  zeitweilig 
verloren  gegangen  zu  sein  scheint.  Denn  selbst  da,  wo  relativ  das 
Alte  bewahrt  ist,  wo  die  alten  engern  Zusammenhänge  -r-  im 
Gegensatze  zu  den  umgebenden  Grossstaaten  —  sich  behauptet 
haben,  auch  dort  sehen  wir  den  gleichen  Entwickelungsgang ,  wel- 
cher die  kleinen  Gemeinwesen  nach  Art  und  Menge  ihrer  Mitglieder 
umformt,  vergrössert,  durcheinanderschüttelt  und  zusammenfasst. 

Nichts  kommt  dieser  Tendenz  so  sehr  entgegen,  als  das  neu- 
zeitige Verkehrsleben.  Indem  es  durch  die  Aussicht  seiner  frucht- 
baren Erfindungen  Hunderte  von  Millionen  an  neuer  Bevölkerung  ins 
Leben  ruft,  indem  es  mit  seinen  Fortbewegungsmitteln  diese  Massen 
hin  und  her  wirft,  erzeugt  es  im  politischen  Sinne  einen  Rohstoff, 
welcher  erst  Form  und  Ordnung  gewinnen  soll,  wenn  die  neuen 
Verhältnisse  gewohnte  geworden,  welcher  unterdessen  aber  so  viele 
Existenzen  in  sich  schliesst,  die  von  den  alten  Banden  des  lokalen 
Zusammenhanges  losgerissen  den  harten  Kampf  der  Selbstbehaup- 
tung kämpfen,  dass  in  der  Hitze  dieses  Kampfes  die  notwendigen 
Rücksichten  auf  das  Ganze  gar  leicht  vergessen  werden. 

Um  manche  Schwierigkeiten  des  uns  vorliegenden  Gegenstandes 
billig  zu  beurteilen,  werden  wir  Erwägimgen,  wie  den  hier  ange- 
deuteten. Raum  gewähren  müssen.  Sie  gehören  durchaus  in  unsere- 
Frage  hinein,  sie  gehören  gerade  bei  unserer  politischen  Umgebung^ 
in  diese  hinein,  weil  so  bedeutende  Gründe  —  treffliche  Traditionen^ 
hervorragende  Vaterlandsliebe,  politische  Zucht,  sittliche  Tüchtigkeit» 
dabei  die  Gunst  relativ  kleiner  Einheiten  des  staatlichen  Zusammen- 
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hanges  —  in  diesem  Staatswesen  solche  Schwierigkeiten  nicht  er- 
warten lassen. 

In  das  Finanzielle  tibersetzt,  bedeuten  die  Schwierigkeiten, 
welche  wir  meinen,  diejenigen  moralischen  Hemmnisse,  welche  sich 
der  bereitwilligen  Anerkennung  und  Erfüllung  der  wirtschaftlichen 
Verpflichtungen  an  Staat  und  Gemeinde  in  den  Weg  stellen. 

Wer  die  saure  Mühe  des  heutigen  Erwerbs-  und  Genusslebens 
beobachtet,  muss  es  begreiflich,  wo  nicht  entschuldbar  finden,  dass 
über  jene  individuell  bestimmten,  handgreiflichen  Pflichten  hinaus, 
welche  zwischen  Bürger  und  Bürger  sich  knüpfen,  der  Raum  ein- 
geengt wird  für  die  öffentlichen  Pflichten,  die  ein  abstraktes 
Wesen  fordert.  Wenn  diese  öffentlichen  Pflichten  wenigstens  leicht 
verständlich  gemacht  werden  durch  die  unmittelbare  Gegenleistung, 
welche  Opfer  und  Genuss  in  deutlichen  Zusammenhang  bringt,  nach 
der  Weise  des  privatwirtschaftlichen  Austausches,  —  mag  auch  an 
diese  Form  der  Verpflichtung  sich  ein  erheblicher  Vorteil  zu  Gunsten 
des  Gemeinwesens  anknüpfen:  es  ist  dann  doch  die  alltägliche  Ge- 
wöhnung die  sanft  hin  überleitende  Brücke,  welche  dem  Pflicht- 
bewusstsein  für  das  Ganze  zu  Hilfe  kommt.  Desto  schwerer,  wo 
diese  Brücke  fehlt,  wo  der  nüchterne  Imperativ  offen  vor  den 
Bürger  hintritt  und  Leistungen  verlangt  für  das  ideelle  Ganze, 
Leistungen  obenein,  die  sich  nicht  durchweg  begründen  lassen  als 
durch  den  Vorteil  des  Leistenden  gerechtfertigt,  die  vielmehr  sehr 
vernehmlich  an  den  uneigennützigen  Opfermut  sich  wenden,  welcher 
freudig  sich  regt  in  erhöhten  Augenblicken,  aber  im  Wirrsal  der 
Alltagssorgen  leicht  verkümmert. 

Es  handelt  sich  hier  um  eine  Höhe  der  Einsicht  und  der  sitt- 
lichen Kultur,  welche  weit  über  die  Instinkte  des  natürlichen  Ich 
hinamsweist.  »Der  Durchbruch  des  Gedankens  der  Steuerpflicht, * 
sagt  Schmoller,  ,ist  ein  ungeheurer  sittlicher  und  politischer  Fort- 
schritt. Welche  Abstraktion,  einem  unpersönlichen  Wesen,  ohne  jede 
genaue  Abrechnung  im  einzelnen,  einen  freiwilligen  Anteil  an  allem 
Einkommen  der  Staatsbürger  zu  gönnen!  Kein  Wunder,  dass  die 
Völker  jahrhundertelang  gegen  diesen  Gedanken  sich  gesträubt,  dass 
sie  ihn  jetzt  noch  entfernt  nicht  ganz  begriffen  haben  imd  daher 
so  vielfach  noch  mit  den  flnanziellen  Mitteln  und  Formen  älterer 
Zeiten  wirtschaften  müssen"  ^). 

*)  Die  Epochen  der  iireussischen  Finanzpolitik.  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  im 
Deutschen  Reich.    1877,  S.  112. 
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Der  Pfad  dieser  Entwickelung  zum  Bewusstsein  der  Steuer- 
pflicht ist  bezeichnet  durch  eine  Stufenfolge  finanzieller  Veranstal- 
tungen, welche  nach  der  Weise  alles  historischen  Fortschrittes, 
gleich  dem  Staate  selber,  mit  dem  Einfachsten  und  Leichtesten  be- 
ginnt, um  zu  dem  Höheren,  Schwierigeren  aufzusteigen.  Das  Ein- 
fachste ist  der  eigene  Besitz  des  Gemeinwesens,  welches  —  den 
Privaten  gleich  —  in  seinem  Vermögen  wirtschaftet  und  damit  seine 
Bedürfnisse  deckt:  ein  Schritt  weiter  führt  zu  jenen  ausschliesslichen 
Erwerbsarten,  welche  unter  Festhaltung  des  privatwirtschaftlicheu 
Typus  von  Leistung  und  Gegenleistung  in  verhüllter  Form  öffent- 
liche Mittel  von  den  Bürgern  gewinnen ;  daran  schliessen  sich  dann 
die  Aufschläge  auf  die  mancherlei  Dinge  des  Verbrauchs  und  Ver- 
kehrs, zunächst  womöglich  gerechtfertigt  durch  einen  Nutzen  für 
den  Privaten;  bis  endKch,  abermals  durch  Stufen  im  einzelnen  ver- 
mittelt, die  Steuerpflicht  sich  offen  herauswagt  und  die  Leistungs- 
kraft der  Bürger  aufruft,  an  deren  Merkmalen  vom  Handgreiflichsten 
zum  Verborgensten  aufsteigend. 

Wir  sind  nicht  auf  der  Höhe  dieser  Entvrickelung,  wir  sind  mitten 
in  ihrem  Flusse.  Wenn  nicht  unterdessen  jene  radikale  Socialreform 
eintritt,  welche  Neuestes  zum  Aelt«sten  zurückführend  alles  werbende 
Vermögen  zum  Gesamtgut  macht  und  damit  allen  Steuerqualen  ein 
Ende  bereitet  —  so  haben  wir  eine  lange  Reihe  von  Versuchen  und 
Fortschritten  auf  dieser  Bahn  vor  uns.  Unsere  Aufgabe  ist  es,  für 
die  Gegenwart  nach  dem  Masse  der  gegebenen  Verhältnisse  das 
Beste  zu  suchen. 

Es  gehört  in  den  vorhin  gezeichneten  Gedankengang  hinein, 
wenn  ich  darauf  hinweise,  dass  der  Egoismus  des  heutigen  Erwerbs- 
lebens und  vollends  die  grosse  Steigerung  der  öffentlichen  Anforde- 
rungen in  unserem  Menschenalter  vielfach  die  Wirkung  geäussert 
haben .  den  hier  ins  Aucre  gefassten  Fortschritt  zu  verlangsamen. 
Und  auf  sehr  begreifliche  Weise.  Denn  das  Pflichtgefühl  des 
Einzelnen,  welcher  seinen  Tribut  dem  Ganzen  zollen  soll,  wird  einer- 
seits bestimmt  durch  den  Grad,  bis  zu  welchem  es  gelungen  ist,  die 
Instinkte  des  Ich  zu  zügeln ;  es  wird  anderseits  beeinflusst  durch 
die  Stärke  des  Drucks, .  welcher  ihm  durch  die  öffentlichen  Anforde- 
rungen zugemutet  wird.  Ebensowenig  wie  von  der  stärkeren  Inten- 
sität des  Kampfes  um  die  Existenz  im  Leben  des  Einzelnen  ist 
von  der  Erhöhung  dieses  Druckes  eine  Stärkung  des  öffentlichen 
Pflichtgefühls  zu  treffen ;  eher  das  Gegenteil !  Es  muss  also,  während 
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an  dem  ersteren  Momente  vorderhand  wenig  zu  ändern  sein  wird, 
für  die  Finanzpolitik  darauf  abgesehen  sein ,  den  Druck  zu  ver- 
mindern. Ist  dieses  auf  dem  einfachen  Wege  einer  Verminderung 
der  Anforderungen  nicht  möglich  —  und  in  der  That  scheint  es 
heute  meist  auf  diesem  Wege  nicht  möglich  zu  sein:  so  bleibt  nichts 
übrig,  als  das  andere  Mittel  zu  ergreifen,  welches  darin  besteht, 
dass  man  Steuerformen  wählt,  die  für  das  minder  lebendige  Pflicht- 
gefühl geeignet  und  historisch  erprobt  sind.  Es  ist  in  diesem  Zu- 
sammenhange sehr  lehrreich,  dass  derjenige  grosse  Staat,  welcher 
seit  einem  Jahrhundert  den  klassischen  Boden  für  den  politischen 
Idealismus  und  Radikalismus  bildet,  nämlich  die  französische  Republik, 
gerade  im  Steuerwesen  einem  überaus  nüchternen  Realismus  huldigt 
und  für  die  heutigen  Ideale  darin  keinen  Platz  hat.  Anderswo  hat 
der  Idealismus  die  Ueberhand  gewonnen,  um  seinerseits  zu  zeigen, 
dass  ein  Abstand  vorhanden  ist  zwischen  Ideal  und  Wirklichkeit. 

So  tief  berechtigt  an  sich  dieser  Idealismus  ist  als  Fingerzeig  auf 
die  fortschreitende  Entwicklung  des  Staatswesens,  so  sehr  er  in 
gewissen  Grenzen  die  höheren  Impulse  anzufeuern  geeignet  ist : 
solche  Macht  besitzt  er  doch  nicht,  dass  er  imstande  wäre,  dasjenige, 
was  wirklich  is-t,  auf  die  Höhe  dessen  zu  heben,  was  sein  sollte 
dass  er  imstande  wäre,  die  thatsächlichen  Empfindungen  eines  Druckes, 
einer  Last,  einer  Entbehrung  umzuwandeln  durch  seine  grossen 
Worte  in  die  idealen  Empfindungen  der  Freude,  der  Ehre,  des 
Stolzes. 

Niemand  weiss  das  besser  als  der  praktische  Finanzmann,  welcher 
für  die  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel  verantwortlich  ist 
und  daher  das  Bedürfnis  hat ,  die  Abgaben  der  Bürger  in  einer 
Weise  zu  erheben,  dass  der  Druck  derselben  möglichst  gering,  die 
Vermehrbarkeit  ihres  Umfanges  eine  möglichst  grosse  sei. 

IL 

Es  erhellt  aus  meinen  Betrachtungen,  welche  bei  diesem  Anlass 
nur  Andeutungen,  nicht  nähere  Ausführungen  haben  sein  können, 
dass  ich  in  abstracto  den  höheren  Rang  der  sog.  direkten  Steuern 
anerkenne.  Es  ist  daher  nach  meiner  Ueberzeugung  nur  in  einem 
eminent  praktischen  Sinne  richtig,  wenn  Gladstone  in  einer  seiner 
Budgetreden  vor  Jahren  einmal  erklärte,  er  betrachte  die  Streitfrage 
zwischen  direkten  und  indirekten  Steuern  wie  die  Frage,  ob  die 
blonden  oder  die  brünetten  Frauenzimmer  vorzuziehen  seien;  er  habe 
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sie  beide  gern  und  möchte  es  mit  keiner  der  beiden  Kategorien 
verderben.  Nein,  so  steht  es  mit  unserer  Frage  doch  nicht ;  es  muss 
vielmehr  dem  politischen  Idealismus  eingeräumt  werden,  dass  sein 
Programm  dem  Ideale  näher  steht.  Zwar  irrt  er  darin,  dass  er  die 
vollkommenere  Steuerform,  welche  er  verlangt,  für  die  imbedingt 
vollkommene  und  allein  berechtigt«  erklärt;  aber  in  der  relativen 
Wertschätzung  der  verschiedenen  Formen  nach  dem  Massstabe  des 
freien  Staatsbürgertums  hat  er  recht.  Der  Irrtum  fängt  da  an, 
wo  er  seine  Ideale  der  Wirklichkeit  anzubequemen  sich  weigert; 
wo  er  die  gegebenen  ökonomischen  und  politischen  Sitten  der  Bürger, 
die  da  sind,  mit  denjenigen  verwechselt,  die  da  sein  sollten; 
wo  er  den  Gegensatz  des  ganzen  modernen  Privatlebens  mit  seinen 
Sorgen  und  Heimlichkeiten  gegen  die  hohen  Forderungen  des  freien 
Gemeinwesens  übersieht;  wo  er  die  damit  verknüpften  schweren 
Hindernisse  für  die  Erhebung  bedeutender  Steuersummen  und  die 
grossen  Unebenheiten  verkennt,  welche  die  Folge  der  Anwendung 
idealer  Formen  auf  den  realen  Inhalt  sind. 

Es  ist  zwar  keine  , ewige  Wahrheit*,  aber  doch  eine  Wahrheit, 
die  teilweise  heute  gut  wie  vor  himdert  Jahren,  welche  Adam 
Smith,  gelegentlich  auf  das  Steuer wesen  von  Zürich  hinweisend, 
zu  unserem  Gegenstande  geäussert  hat.  Eine  Ermittelung  von 
jedermanns  Privatverhältnissen,  schreibt  er  (Wealth  of  Nations,  ed. 
Playfair,  London  1805,  III,  309 — 314),  und  zwar  eine  Ermittelung, 
welche  behufs  richtiger  Einschätzung  alle  Schwankungen  seines 
Vermögensstandes  überwachte,  würde  eine  Quelle  von  endlosen 
Scherereien  sein .  die  kein  Volk  ertragen  könnte ;  demgemäss  sind 
die  Völker,  welche  versucht  haben,  eine  Einkommensteuer  zu  er- 
heben, genötigt  gewesen,  statt  irgend  welcher  strenger  Ermittelung 
derart,  sich  mit  einer  sehr  losen  und  daher  willkürlichen  Schätzung 
zu  begnügen;  die  äusserste  Ungleichheit  und  Unsicherheit  einer 
solchen  Steuer  kann  bloss  durch  ihre  äusserste  Mässigung  ausge- 
glichen werden,  so  dass  jedermann  sich  so  tief  unter  der  Wahrheit 
eingeschätzt  weiss,  um  wenig  danach  zu  fragen,  wenn  sein  Nachbar 
noch  niedriger  eingeschätzt  ist.  Dies  erläutert  Smith  durch  historische 
Beispiele  aus  verschiedenen  Staaten:  von  Hamburg  erzählt  er,  dass 
jährlich  die  Bürger  ein  Viertel  vom  Hundert  alles  Vermögens  ver- 
schlossen in  eine  Büchse  thun  und  einen  Eid  über  die  Richtigkeit 
des  Betrages  leisten;  von  Zürich  berichtet  er,  dass  in  Fällen  des 
Bedürfnisses  (eine  ordentliche  Steuer  der  Art  bestand  damals  nicht) 
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jedermann  eine  eidliche  Deklaration  seines  Einkommens  abgibt, 
imd  dass  man  keinen  Argwohn  hege ,  dass  irgend  einer  der  Mit- 
bürger die  andern  täusche.  Solche  Oeffentlichkeit  aber,  bemerkt 
er  hierzu,  passe  für  ein  spekulierendes  Handelsvolk  wie  die  Ham- 
burger nicht,  dagegen  wohl  für  ein  nüchternes  und  sparsames 
Volk  wie  die  Züricher,  welches  allen  solchen  Spekulationen  fern 
stehe. 

Wenn  uns  die  letzten  Worte  über  Zürich  an  die  Wandlungen 
mahnen,  welche  während  der  inzwischen  verflossenen  hundert  Jahre 
im  wirtschaftlichen  Leben  vor  sich  gegangen  sind,  so  dürfen  wir 
glücklicherweise  auch  an  die  staatlichen  Wandlungen  denken,  welche 
eine  Entwickelung  des  Steuerwesens  ermöglicht  haben,  die  über  das 
von  Smith  für  durchführbar  Gehaltene  hinausgegangen  ist.  In- 
dessen, nachdem  nun  die  allerneueste  Zeit  die  Einkommens-  und 
Vermögenssteuern  der  Schweizer  Kantone,  zumal  in  Zürich,  auf  eine 
ungeahnte  Höhe  gehoben  hat,  sind  wir  abermals  auf  jene  alten  Er- 
wägungen zurückgeworfen,  und  der  Widerwille  gegen  eine  strengere 
Ermittelung  des  Vermögens,  welcher  vor  hundert  Jahren  unter  glück- 
lichen Ausnahmebedingungen  nach  der  Meinung  des  alten  Meisters 
fehlte,  er'  ist  heute  sehr  vernehmlich  herausgetreten,  ja  er  ist  im 
Laufe  des  letzten  Jahrzehnts  gewachsen,  von  dem  Tage,  wo  wenigstens 
die  Mehrheit  des  Kantonsrats  von  Zürich  die  amtliche  Inventarisation 
annahm  und  erst  die  Volksmehrheit  mit  kleiner  Ueberzahl  sie  ver- 
warf, bis  zu  den  Tagen  dieses  Jahres  ,  wo  auch  die  Mehrheit  des 
Kantonsrats  sich  dagegen  wehrte  und  vollends  die  Volksabstimmung 
mit  mächtiger  Mehrheit  sie  ablehnte. 

Bei  den  Schranken  des  mir  in  dieser  Zeitschrift  zur  Verfügung 
stehenden  Raumes  darf  ich  es  nicht  bloss  als  einen  Notbehelf,  son- 
dern als  eine  erwünschte  Oekonomie  in  der  Behandlung  des  Stoffes 
betrachten,  dass  ich  in  früheren  Jahren  bereits  auf  die  Thatsachen 
des  züricherischen  und  schweizerischen  Steuerwesens  im  Zusammen- 
hange mit  Betrachtungen  derart  wie  den  hier  angeregten,  eine  all- 
gemeinere Aufmerksamkeit  zu  lenken  gesucht  habe. 

Ein  alter  Lehrer  der  Staatswissenschaft  hat  vor  zwei  Jahr- 
hunderten gesagt:  es  ergehe  diesem  Zweige  der  Wissenschaft  wie 
den  öffentlichen  Strassen;  alle  Leute  bewegen  sich  darauf,  aber  es 
wachse  nichts  auf  ihnen.  Daher  ewig  der  alte  Jammer:  heute  lobe 
man,  was  man  gestern  getadelt;  die  einen  verdammen,  was  die 
andern  preisen;    an   den   andern   verwerfe  man,    was   man   an   sich 
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selber  billigt ').  Trotz  mancher  Fortschritte  der  Erkenntnis ,  trotz 
unzweifelhafter  Verbesserungen  des  Beweisverfahrens  seit  den  Tagen 
des  Thomas  Hobbes,  klingen  diese  Worte  wie  der  Seufzer  eines 
Denkers,  der  die  heutigen  Debatten  des  öffentlichen  Lebens  be- 
trachtet. Nach  allen  Errungenschaften  der  Erkenntnis  sind  die 
heutigen  Massregeln  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zum  ansehn- 
lichen Teile  Experimente,  d.  h.  das  Gegenteil  dessen,  was  sie  sein 
sollten :  diese  Experimente  sind  der  Niederschlag  jenes  unaufgelösten 
Restes  der  staatlichen  und  socialen  Probleme,  dessen  Lösung  das 
Vorauswissen  im  geeigneten  Momente  ist;  sie  sind,  mit  dem  legi- 
timen Experiment  des  Laboratoriums  verglichen,  dessen  Hilfe  dem 
Leben  vorarbeitet,  ein  Experiment  per  nefas;  denn  sie  machen  das 
Leben  selber  zum  Versuchsfeld.  Ein  wesentlicher  Teil  der  Hoffnung, 
dass  dieser  Zustand  sich  bessere,  beruht  darauf,  dass  nun  wenigstens 
der  theoretische  Gewinn  eines  Experimentes  aus  dem  praktischen 
Schaden  solches  Experimentierens  gezogen  werde. 

In  diesem  Sinne  habe  ich  die  kühnen  Versuche  mit  dem  Dogma 
der  allein  gerechten  Einkommenssteuer  auf  dem  Gebiete  des  schwei- 
zerischen, insbesondere  des  züricherischen  Finanzwesens  von  Kanton 
und  Gemeinde,  Versuche,  welche  sich  an  die  neue  demokratische 
Aera  knüpfen,  zum  Gegenstand  der  Erörterung  gemacht,  und  durfte 
bereits  vor  sieben  Jahren,  ohne  die  Gabe  eines  Propheten  zu  be- 
sitzen, nachdrücklich  behaupten:  nachdem  man  in  einem  Masse,  wie 
es  hier  geschehen,  die  Steuerkräfte  einseitig  belastet  hat,  weit  hinaus- 
gehend über  die  unentbehrlichen  Korrelate  an  moralischen  und  po- 
litischen Vorbedingungen,  daher  eine  unverhältnismässige  Last  auf 
einen  gebrechlichen  Apparat  wälzend  —  ist  der  Augenblick  nicht 
fern,  wo  das  verbreitete  Empfinden  eintreten  wird,  dass  man  in 
dieser  Richtung  sich  festgefahren  hat  und  nicht  anders  vorwärts 
kommt,  als  indem  man  umkehrt. 

Wesentlich  schneller,  als  ich  damals  erwartet,  ist  dieser  Augen- 
blick eingetreten.  Erstens  hat  man  trotz  chronischer  Finanzklemme 
seit  dem  Jahre  1876  nicht  gewagt,  den  beweglichen  Steuerfuss  der 
staatlichen  Einkommens-  und  Vermögenssteuer  zu  erhöhen  —  an- 
gesichts des  allgemeinen  Eindruckes,  dass  man  auf  diesem  Wege 
bis  zum  äussersten  Punkte  vorgeschritten  sei.  Ebenso  ist  seit 
mehreren  Jahren  die  Fortentwickelung   der  Gemeindeausgaben  zum 


^)  Elementa  philosophica  de  cive:   Epistola  dedicatoria. 
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Stillstand,  ja  Rückgang  gezwungen  worden.  Zweitens  hat  man  sich 
seit  mehreren  Jahren  mit  einer  Revision  und  Reform  dieser  Steuer 
beschäftigt,  welche  in  ihrem  hier  unten  zu  schildernden  Verlaufe  den 
wiederholten  Nachweis  liefert,  dass  man  sich  in  einem  fehlerhaften 
Zirkel  bewegt  und  daher  nicht  vorwärts  kommt.  Drittens  ist  seit 
ebenso  vielen  Jahren  von  der  gesetzgebenden  (gesetzberatenden) 
Behörde  des  Kantons  ein  offenes  Bekenntnis  abgelegt  worden  für 
das  Bedürfnis  der  Umkehr,  indem  man  Kommissionen  niedersetzte 
behufs  vorbereitender  Massregeln  zur  Einführung  indirekter  Steuern. 

III. 

Im  Finanzwesen,  wie  in  den  übrigen  Teilen  des  Staatswesens, 
ist  die  Schweiz  ein  abgekürztes  Bild  der  umgebenden  grossen 
Staaten.  Sie  ist  es  durch  die  bunte  Mannigfaltigkeit,  in  welcher 
ihre  kleinen  Gemeinwesen  hart  aneinander  Aeltestes  und  Neuestes 
enthalten;  sie  ist  es  namentlich  durch  die  überraschende  Schnellig- 
keit, mit  welcher  die  üblichen  Fortschritte  des  Zeitalters  sich  hier 
vollziehen  oder  vollzogen  haben. 

Haushaltungen  von  Staat  und  Gemeinde,  welche  jahrhunderte- 
lang in  sicheren  Geleisen  ihre  Mittel  nach  alter  Weise  aufgebracht, 
welche  mit  den  privatrechtlichen  Einkünften  so  lange  eine  gesättigte 
Existenz  geführt  —  sie  sind  mit  einem  Mal  auf  ganz  andere  Bahnen 
gedrängt  und  in  wenigen  Jahrzehnten  hat  sich  der  Typus  der  alten 
Zeit  völlig  verändert.  So  indessen,  dass  in  manchem  Kanton  und 
in  mancher  Gemeinde  dieses  Neue  noch  kaum  zu  bemerken  ist, 
während  es  in  unmittelbarer  Nachbarschaft  mit  Macht  herein- 
gebroche  nist.  Zürich,  dessen  gesamte  Einkommenssteuer  dem  Staate 
vor  vierzig  Jahren  nicht  einmal  das  Gleiche  eintrug,  wie  sein  (da- 
mals schon  ermässigtes)  Salzregal,  ist  seit  einem  Jahrzehnt  hoch 
hinaufgestiegen  ^)  mit  der  Entwickelung  seiner  Einkommens-  und 
Vermögenssteuer,  wie  kaum  irgend  ein  anderer  Staat;  seine  Ge- 
meindesteuern haben  sich  in  einem  einzigen  Jahrzehnt,  von  der  Mitte 
der  Sechziger  bis  zur  Mitte  der  Siebziger  Jahre,  verfünffacht.    Aber 


')  Mit  Beiseitesetzung  der  Gemeindesteuern  und  der  Bundessteuem  berech- 
net Renward  Meyer  für  1862  die  Summe  kantonaler  Steuern  auf  22  Mill.  Fr. 
und  davon  16  Mill.  indirekte,  6  Mill.  direkte.  Auch  Zürich  hatte  1862  erat 
0,76  Mill.  Fr.  Einnahmen  aus  direkten  Staatssteuem ,  neben  1,22  Mill.  aus  in- 
direkten. 
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unweit  Zürichs  Grenzen  fristet  der  Kanton  Graubünden  sein  Leben 
noch  auf  alte  Art:  erst  vor  30  Jahren  lernte  er  das  Bedürfnis 
kennen,  regelmässige  Steuern  zu  erheben,  deren  Bedarf  er  heute 
noch  als  , Deficit"  bezeichnet  und  deren  Summe  im  Jahr  1875  eine 
halbe  Million  betrug. 

In  allen  Kantonen  besteht  von  alters  her  das  Salzregal;  in 
den  Wandlungen  der  Salzpreise  durch  das  letzte  Menschenalter  hin- 
durch und  in  der  fortbestehenden  Verschiedenheit  dieser  Preise  je 
nach  den  einzelnen  Kantonen  spiegelt  sich  ein  Stück  Steuertheorie 
und  Steuerpraxis,  wie  sie  in  der  Schweiz  Gestalt  gewonnen.  Zürich 
geht  mit  der  Herabsetzung  (Verfassungen  1831  und  1869)  vorauf 
(10  Centimes  für  das  Kilo);  die  konservativeren  Kantone,  zumal  die 
alten  Demokratien,  halten  an  dem  hohen  Ertrage  zäh  fest;  die 
Mehrzahl  aller  Kantone  behauptet  den  doppelten  Preis  von  Zürich; 
imd  die  Landsgemeinde  von  Glarus,  welche  am  ersten  Maisonntag 
jedes  Jahres  sich  unter  freiem  Himmel  versammelt,  um  die  Gesetze 
zu  beschliessen  und  die  Aemter  zu  besetzen,  leimte  ganz  neuerdings 
noch  den  Antrag  auf  Ermässigung  ab. 

Auf  den  gemeinnützigen  Kongressen  und  in  den  begleitenden 
Zeitschriften  wird  seit  den  Sechziger  Jahren  immer  entschiedener 
verkündet:  ,Vor  dem  Forum  der  Wissenschaft  ist  die  indirekte 
Steuer  scbon  längst  verurteilt  .  .  .  daher  kann  und  wird  es  nicht 
mehr  lange  fraglich  sein,  dass  die  Aufhebung  der  indirekten  Steuern 
eine  Forderung  der  Zeit  ist"  *).  Bereits  die  Verfassungsurkunde  von 
Aargau  vom  22.  Februar  1852  schreibt  in  ihrem  Art.  26  vor:  „Neue 
indirekte  Abgaben,  ausser  den  bereits  bestehenden,  können  nur  durch 
Verfassungsbestimmungen  eingeführt  werden" ;  während  sie  als  nor- 
males Finanzmittel  zugleich  auf  die  Erhebung  direkter  Steuern  verweist. 

Entscheidender  noch  als  die  theoretische  Abneigung  gegen  in- 
direkte Steuern  wirken  die  praktischen  Schwierigkeiten,  dem  rapiden 
absoluten  Wachstum  der  öffentlichen  Bedürfnisse  auf  diesem  Wege 
Genüge  zu  thun.  Es  entstehen  in  einer  Anzahl  der  Kantone  für 
Staat  und  Gemeinde  (zumal  für  letztere)  plötzlich  Steuerlasten  auf 
Vermögen  und  Einkommen,  wie  sie  die  folgenden  Ziffern  ver- 
gleichend darbieten,  Zürich  immer  voran,  oder  nach  der  aufsteigend 
gegebenen  Zusammenstellung  als  Gipfel  des  Fortschritts  den  Reigen 
schliessend. 


Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik,  Jahrg.  1871,  S.  238. 
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Nach  den  Berechnungen,  welche  der  Gemeindeamman  von 
Aarau  in  seinen  Jahresberichten  anzustellen  gewohnt  ist,  hatte  im 
Jahre  1881  ein  Mann  mit  Fr.  3000  Personaleinkommen  und  Fr,  60,000 
Vermögen  zu  zahlen  in  zehn  Kantonshauptstädten: 


Basel : 

(Baselstadt) 

Liestal : 
(Baselland) 

Solothurn : 
Aarau : 


Gemeindesteuer     Fr.     16,00 

Staatssteuer  .  .       „       80,00 


Gemeindesteuer     Fr.  166,00 
Staatssteuer  .  .        ,       — 


Gemeindesteuer     Fr.   172,00 
Staatssteuer  .  .       -       — 


Gemeindesteuer     Fr.  252,00 
Staatssteuer   .  .       ,        — 


Schaffhausen:     Gemeindesteuer     Fr.  177,50 
Staatssteuer   .  .       „       94,80 


St.  GaUen: 


Glarus 


Gemeindesteuer     Fr.  198,50 
Staatssteuer  .  .       „      82,80 


Gemeindesteuer     Fr.  200,10 
Staatssteuer  .  .       „     126,25 


Bern : 


Luzern : 


Zürich : 


Gemeindesteuer     Fr.  165,75 
Staatssteuer  .  .       „     165,75 


Gemeindesteuer     Fr.  336,00 
Staatssteuer  .  .       -       — 


Gemeindesteuer     Fr.  359,60 
Staatssteuer  .  .       „     197,30 


Fr.  96,00 

,  166,00 

.  172,00 

„  252,00 

,  272,30 

„  281,30 

,  326,35 

„  331,50 

„  336,00 

„  556,90 


Nach  diesen  Ziffern,  welche  hinsichtlich  der  Gemeindesteuern 
dahin  zu  ergänzen  sind,  dass  einzelne  aargauische  Gemeinden  infolge 
eigenthümlicher  Schicksale  höhere  Lasten  tragen  als  der  Hauptort 
Aarau  (Baden,  Lenzburg,  Zofingen  gleichmässig  Fr.  378),  dass  aber 
auch  im  Kanton  Zürich  viele  Gemeinden  höhere  Steuern  haben  als 
die  Hauptstadt  (so  gleich  die  sog.  Ausgemeinden  derselben:  Hot- 
tingen Fr.  384,  Fluntern  Fr.  420,  Aussersihl  Fr.  480)  —  nach 
diesen  Ziffern,  sage  ich,  sehen  wir  den  Kanton  Zürich  allen  andern 
vorauf,  namentlich  deshalb,  weil  neben  sehr  starken  Gemeindelasten, 
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die  allein  schon  höher  und  meist  viel  höher  sind  als  in  den  andern 
Kantonen,  die  Staatssteuer  eine  Höhe  erreicht,  welcher  sich  kaum 
ein  anderer  Kanton  annähert,  ja  welcher  ein  Teil  der  Kantone  (Basel- 
land, Solothurn,  Aargau,  Luzern)  bis  zur  Stunde  noch  ganz  ohne 
gleiche  Steuerart  gegenübersteht. 

Die  ausführliche  Verweisung  auf  Litteratur  und  Materialien, 
welche  diesem  Aufsatz  voraufgeht,  hat  es  mir  ersparen  sollen,  diese 
Blätter  mit  Zahlen  und  ähnlichem  Ballast  zu  überbürden.  Indessen 
einiges  wenigstens  muss  hier  angedeutet  werden,  und  so  mag  nach 
dem  Obigen  noch  dieses  erwähnt  sein. 

Die  Summe  der  jährlich  erhobenen  Gemeindesteuern  beträgt  im 
Kanton  Zürich  für  1882:  Fr.  5,847,619  oder  auf  den  Kopf  der 
(317,576  Seelen)  Bevölkerung  18,15  Fr.  (für  1881:  18,45  Fr.,  für 
1880 :  18,68  Fr.)  ^).  Zu  diesen,  welche  schlechtweg  Personalsteuem 
sind  und  zwar  ganz  überwiegend  Vermögenssteuern,  treten  die 
direkten  Staatssteuern  (Vermögens-  und  Einkommenssteuer,  Erb- 
schaftssteuer, Aktivbürgersteuer,  Militärpflichtersatz)  im  Betrage  von 
rund  3,900,000  Fr.  oder  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  12,30  Fr. 
An  indirekten  Steuern  bezieht  der  Kanton  (die  Gemeinden 
ausser  Bagatellen,  wie  einem  Drittelsanteil  an  der  Hundetaxe,  gar 
keine)  insgesamt  Fr.  630,000  (darunter  vornehmlich  die  Schank- 
wirtschaftsabgaben mit  Fr.  324,000  und  das  immer  noch  fiskalisch 
gebliebene  Salzregal  mit  Fr.  122,000),  das  heisst  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  2  Fr. 

Fügen  wir  nun  hinzu  die  indirekten  Steuern  des  eidgenössischen 
Bundesstaats,  welcher  von  den  Grenzzöllen  und  dem  Fostüberschuss 
lebt  (und  dessen  halber  Anteil  am  kantonalen  Militärpflichtersatz  — 
im  ganzen  1,1  Mill.  Fr.  —  oben  schon  beim  Kanton  Zürich  zu 
dessen  Hälfte  mitberechnet  worden  ist):  so  erhalten  wir  für  die 
Zölle  —  als  höchste  bisher  erreichte  Einnahme  für  1883  —  20  Mill.  Fr. 
und  für  die  Post  (einschliesslich  Telegraph)  2  Mill.  Fr.,  zusammen 
22  Mill.  Fr.  oder  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (2,846,102  Seelen 
1.  Dez.  1880)  7,7  Fr. 

Daraus  ergibt  sich,  dass  auf  den  Einwohner  des  Kanton  Zürich 
durchschnittlich  eine  Steuerlast  von  Fr.  40,15  kommt,  von  welcher 


')  Der  Durchschnitt  für  den  Kanton  setzt  sich  aus  sehr  verschiedenen  ZifiFem 
für  die  einzelnen  Bezirke  zusammen:  Bezirk  Zürich  27,69  Fr.  als  oberes  Extrem, 
Bezirk  Andelfingen  6,45  Fr.  als  unteres  Extrem  (für  1882). 
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reichlich  drei  Viertel  durch  direkte  Steuern  erhoben  wird  (30,45  Fr.) 
und  nur  9,70  durch  indirekte  Steuern. 

Ich  bin  der  letzte,  welcher  die  Roheit  dieser  statistischen 
Durchschnitte  übersieht,  zumal  wenn  man  einen  Durchschnitt  des 
Kanton  Zürich  mit  den  Durchschnitten  aus  grossen  Staaten  von 
30 — 40  Mill.  Bevölkerung  zusammenhält.  Doch  mit  einem  ange- 
messenen Vorbehalt  für  diesen  Vergleich  beweisen  sie  immerhin  etwas. 

In  Preussen  ^)  kommen  auf  den  Kopf  (einschl.  der  Reichssteuern) 
Abgaben  aller  Art  24,25  Mark,  davon  11,97  Mark  indirekte,  12,28 
direkte. 

In  Grossbritannien  62,10  M.,  davon  37,16  indirekte,  24,94  direkte. 
In  Frankreich         68,27    ,         „      52,77         „         15,50 

Für  diejenigen,  welchen  diese  Zahlen  zu  roh  sind,  führe  ich 
ein  Gemeinwesen  an,  welches  nach  Art  und  Umfang  sich  besser  zum 
Vergleich  und  zum  Kontrast  eignet.  Es  ist  der  Kanton  Baselstadt, 
welcher  seit  der  Verfassung  von  1875  den  kommunalen  und  den 
staatlichen  Haushalt  verbunden  hat.  Hier  trug  der  Regierungsrat 
im  Jahr  1876  auf  Erhebung  einer  Vermögenssteuer  von  zwei  vom 
Tausend  zum  erstenmale  an,  „um  die  stark  angewachsenen  Aus- 
gaben zu  decken".  Damals  wurde  erklärt,  dass  man  mit  der  Er- 
höhung dieser  Steuer  „an  einer  Grenze  angelangt  sei,  wo  es  sich 
fragen  werde,  ob  nicht  ein  anderes  Verfahren  in  unserem  Steuer- 
wesen eingeschlagen  werden  müsse,  das  weniger  einseitig  ist  und 
die  fehlenden  Mittel  nicht  stets  nur  aus  einer  und  derselben  Quelle 
schöpft!"  Auch  konnte  neben  der  absolut  massigen  Steuerhöhe  der 
Ratschlag  der  Steuerreform-Kommission  vom  Jahre  1879,  welcher 
diese  Worte  des  Regierungsrats  anführt,  noch  ein  Verhältnis  der 
indirekten  Steuern  zu  den  direkten  berechnen,  welches  den  ersteren 
die  volle  Hälfte  zukommen  lässt.  Allerdings  ist  es  dieses  vorzüglich 
regierte  Gemeinwesen,  in  welchem  jene  wahrhaft  demokratischen 
Grundsätze  das  Steuerwesen  noch  beherrschen,  die  ich  vor  sieben 
Jahren  ihrem  Zerrbilde  gegenüber  zu  halten  mir  erlaubt  habe. 
Grundsätze,  welche  aus  dem  Sittengesetz  aller  politischen  Herrschaft 
fliessen  ^). 

Es    ist    unter    diesem  Gesichtspunkte,    dass  jene   den  Züricher 


')  Gerstfeldt,  Conrads  Jahrbücher  1883.     N.  F.  VII,  40. 
^)  Vgl.  insbesondere  die  zahlreichen  Aeusserungen  in  dem  citierten  Rat- 
schlag S.  25,  42,  50,  72,  97. 

62 


Steoerreform  im  Eknton  Zörich  nnd  der  BtindeahMiBhAlt  der  Schweiz.  Q^ 

Zuständen  sich  annähernden  Steuerverhältnisse,  welche  vnr  aus 
Deutschland  kennen  (wie  etwa  schon  im  Jahre  1860  die  Stadt  Elber- 
feld  von  den  403  Personen,  die  ein  Einkommen  von  1000  Thalem 
und  mehr  versteuerten,  neben  der  Staatssteuer  noch  V/s  •/<>  Cre- 
meindesteuer erhob)  ^),  in  ihrem  politischen  Zusanmienhange  mindere 
Bedenken  erregen,  als  die  Erscheinungen  unseres  demokratischen 
Versuchsfeldes. 

IV. 

Das  Bewusstsein  von  der  Reformbedürftigkeit  des  Züricher 
Steuersystems  in  Staat  und  Gemeinde  verbreitete  sich  in  dem  Grade, 
als  dasselbe  die  öffentlichen  Haushaltungen  in  ihrer  berechtigten 
Entfaltimg  hemmte.  Ein  Steuersystem,  welches  für  die  fortschrei- 
tenden Bedürfiiisse  des  öffentlichen  Lebens  gar  nichts  zu  bieten  hat, 
•als  ein  chronisches  Deficit,  oder  eine  jahraus  jahrein  hart  daran 
grenzende  Geldnot,  weist  eben  dadurch  auf  eine  Lücke  hin  und 
damit  auf  eine  reformierende  That. 

Es  waren  mancherlei  andere  und  zum  Teil  entgegengesetzte 
Wünsche  bei  dem  Verlangen  nach  Reform  der  Steuergesetze  be- 
teiligt; aber  jenes  war  das  durchschlagende  Moment. 

Ohne  nun  hier  unerhebliche  Einzelheiten  zu  häufen,  welche 
keinerlei  allgemeine  Bedeutung  heischen,  namentlich  über  die  ver- 
schiedenen Anläufe  zur  Reform  in  früheren  Jahren  (und  zwar  seit 
dem  Jahre  1877),  welche  spurlos  zu  enden  pflegten,  hinweggehend, 
wollen  wir  das  neueste  Stadium  und  die  hervorragenden  Punkte 
der  gegenwärtigen  Erörterungen  in  den  politischen  Körperschaften 
hier  herausheben. 

Weitaus  im  Vordergrunde  steht,  bei  den  schweren  Gebrechen 
des  Einschätzungsverfahrens  oder  jedenfalls  seiner  Ergebnisse,  der- 
jenige Teil  der  Reform,  welcher  in  den  Worten  , amtliche  Liventari- 
sation  bei  jedem  Todesfall*  befasst  ist.  Ich  muss  hier  im  wesent- 
lichen an  meine  älteren  Ausführungen  erinnern,  und  darf  an  die 
einleitenden  Worte  anknüpfen,  welche  ich  oben  voraufgeschickt 
habe  2). 

Jene  traditionellen  Beispiele  aus  der  alten  Zeit,  von  Bremen, 
Hamburg,    Genf,    Zürich  u.  dgl.    mit   ihren  Vermögenssteuern  und 


'J  Nasse,  Das  preuss.  Steuersystem,  1861.  S.  52. 

*)  Wortlaut  des  Züricher  Gesetzes  über  die  Vermögens-  und  Einkommens- 
steuer vgl.  in  Conrads  Jahrbüchern  1880,  XXXIV,  309-315. 
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deren  idyllischem  Patriotismus,  sind  —  unter  der  keineswegs  un- 
bestrittenen Voraussetzung,  dass  sie  ihren  sprichwörtlichen  Ruhm 
verdienen  —  durch  zweierlei  gekennzeichnet.  Erstens  durch  den 
geringen  Umfang  der  zugemuteten  Opfer,  zweitens  durch  den  engen 
Kreis  der  beteiligten  Bürgerschaft.  Waren  jene  Steuern  das,  als 
was  sie  gepriesen  werden,  so  waren  sie  es  entweder  durch  das  be- 
scheidene Mass  der  Zumutung  an  den  Bürgersinn,  oder  durch  die 
Gesinnung  der  Bürger,  welche  —  wie  in  einem  Familienkreise  den 
Abstand  des  Ich  und  des  Ganzen  leicht  überbrückend  —  dem  öffent- 
lichen Bedürfnis  freudig  und  rechtschaffen  entgegenkam.  Diese  ge- 
mütliche Art  der  Einschätzung,  dieses  diskrete  Vertrauen  zu  der 
Ehrlichkeit  des  Einzelnen,  diese  schonende  Rücksicht,  welche  das 
öffentliche  Auge  zudrückt  und  nicht  hineindringt  in  das  Geheimnis 
der  privaten  Vermögensverhältnisse,  eine  Rücksicht,  welche  so  sehr 
den  Wünschen  der  Mehrzahl  moderner  Menschen  und  ihres  dürftigen 
Staatsbewusstseins  entgegenkommt  —  alles  das  gehört  in  die  Ver- 
gangenheit; der  moderne  Staat  mit  seinen  grossen  Anforderungen 
und  seinen  grösseren  Dimensionen,  mit  seinem  schweren  Druck  und 
seiner  neuen  Gesellschaft,  kann  sich  diesen  bequemen  Luxus  ernst- 
hafterweise nicht  gestatten.  Jene  alte  Art  der  Steuererhebung  ist 
im  Grunde  nur  ein  embryonischer  Steuerzwang:  es  ist  ein  Stück 
Voluntarismus,  welches  so  lange  genügt,  als  die  Ansprüche  des 
Gemeinwesens  genügsame  sind;  es  ist  im  ganzen  das  Gleiche,  wie 
im  einzelnen  die  Entwickelung  der  Armensteuer  aus  dem  freiwilligen 
Almosen,  das  am  Schlüsse  des  Gottesdienstes  in  die  verschlossene 
Büchse  geworfen  wurde.  Erst  eine  unendlich  ferne  Zukunft  kann, 
nach  grossen  moralischen  und  politischen  Umgestaltungen  der  neuen 
Gesellschaft  und  ihres  Staatsbewusstseins,  auf  diese  Anfänge  zurück- 
greifen mit  dem  Vertrauen,  dass  eine  ähnliche  bequeme  Lässigkeit 
Gesinnungen  vorfinde,  die  dennoch  ihre  Pflicht  erfüllen. 

Unterdessen  stehen  wir  vor  einem  mühseligen  Konflikt:  auf  der 
einen  Seite  die  Strenge  des  Steuerzwanges ,  welche  nicht  zu  ent- 
behren ist,  wenn  man  die  erforderliche  Summe  mit  der  als  gerecht 
erkannten  Verteilung  auf  die  Pflichtigen  erheben  will;  auf  der  andern 
Seite  die  Unentbehrlichkeit  der  entgegenkommenden  Gesinnungen, 
welche  den  Steuerzwang  erst  zu  seinem  Ziele  führen  können 
und  ohne  welche  es  schwer,  ja  unmöglich  ist,  eine  richtige  Ein- 
schätzung zur  Steuer  vorzunehmen.  Dieser  Konflikt  springt  aber 
am  grellsten   hervor   in  Zuständen,    wo    das  Moment  des  Zwanges, 
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also  das  Staatsgesetz,  von  der  Gesamtheit  der  Bürger  selber  gemacht 
wird.  Denn  wie  alle  konsequente  Demokratie  eine  Art  von  Volmi- 
tarismus  ist,  so  weit  der  Mehrzahl  zugemutet  wird,  Gesetze  zu 
machen,  welche  dieselbe  Mehrzahl  zwingen  sollen,  so  zeigt  es  sich 
auch  auf  unserem  Gebiete,  dass  der  den  vorhandenen  Gesinnungen 
widerstrebende  Steuerzwang  —  weil  er  ein  Höheres  wiU  als  eben 
diese  Gesinnungen  —  von  der  Mehrzahl  nicht  gewollt  wird,  dass 
daher  ein  darauf  zielendes  Gesetz  entweder  überhaupt  abgelehnt 
oder  doch  so  reduciert  wird,  oder  aber,  wenn  angenommen,  so 
schwach  gehandhabt  wird,  dass  der  Staats wille  auf  das  Niveau  der 
Privatneigungen  herabgezogen  wird.  Und  dieses  gerade  unter  solchen 
Zuständen,  welche  socialpolitisch  erfreulich,  verfassungspolitisch  für 
die  reine  Demokratie  unentbehrlich  sind :  nämlich  bei  möglichst  ver- 
breiteter Steuerkraft  der  Gesamtheit,  so  dass  dieser  Gesamtheit  und 
nicht  bloss  einer  Minderzahl  der  Zwang  des  von  der  Gesamtheit 
beschlossenen  Gesetzes  zur  Empfindung  kommt. 

Aeusserlich  mildern  lässt  sich  dieser  KonJ9ikt.  wenn  man  auf 
Steuerformen  verzichtet,  die  ihn  provozieren,  und  solche  bevorzugt, 
die  ihm  aus  dem  Wege  gehen:  thatsächlich  vermindern  lässt  er 
sich  nur  von  innen  heraus ,  durch  eine  Entwickelung  derjenigen 
Gesinnungen,  welche  dem  Staate  geben  was  des  Staates  ist. 

Die  „amtliche  Inventarisation  beim  Todesfälle"  besteht  in  Zürich 
wie  anderswo  zu  Recht,  sofern  einer  der  folgenden  beiden  Gründe 
eintritt.  Entweder  der  fiskalische  Grund,  wenn  eine  Erbschafts- 
steuer zu  erheben  ist  —  also  dann,  wenn  direkte  Leibeserben  fehlen; 
oder  der  vormundschaftliche  Grund,  wenn  minorenne  Erben  da  sind, 
deren  Erbteil  der  Staat  unter  seinen  Schutz  nimmt.  Hiernach  bleiben 
nur  solche  Fälle  übrig,  da  der  Nachlass  ausschliesslich  an  majorenne 
Leibeserben  fällt.  Offenbar  ist  also  bereits  ein  ansehnlicher  Teil 
aller  Fälle  der  amtlichen  Inventarisation  beim  Tode  des  Steuer- 
pflichtigen unterworfen ;  die  Reform  ist  bloss  auf  den  übrig  bleibenden 
Teil  gerichtet;  ja  man  kann  sagen,  schon  in  diesem  Zusammenhange 
wäre  es  eine  Konsequenz  der  Gerechtigkeit,  die  ohnehin  bestehende 
Inventarisation  auf  alle  Erbschaften  auszudehnen,  um  die  Schärfe 
der  öffentlichen  Kontrolle  alle  in  gleicher  Weise  empfinden  zu  lassen. 

Das  bestehende  Gesetz  „betreffend  die  Vermögens-,  Einkommens- 
und Aktivbürgersteuer  vom  2.  März  1870'"  enthielt  wirklich  in  seinem 
ursprünglichen  regierungsrätlichen  Entwurf  vom  28.  September  1869 
(§.  25    .Die  amtliche  Inventarisierung  tritt  ein   a.  bei  jedem  durch 
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den  Tod  fällig  werdenden  Vermögen;  b.  wenn  ein  Steuerpflichtiger 
sie  selber  verlangt")  und  ebenso  in  den  verschiedenen  Umarbeitungen 
seitens  des  Kantonsrats  (§.  27)  diese  Bestimmung.  Der  Regierungs- 
rat legte  in  seiner  motivierenden  Botschaft  vom  5.  Januar  1870  dem 
Volke  behufs  dessen  verfassungsmässiger  Abstimmung  die  Notwendig- 
keit einer  solchen  Massregel  nachdrücklich  ans  Herz.  Die  amtlichen 
Inventarisationen ,  welche  jeweilen  vorgenommen  worden  seien ,  so 
oft  eine  staatliche  Vormundschaft  eingetreten  sei,  zeigten  —  so  sagt 
die  Botschaft  —  seit  einer  Reihe  von  Jahren,  dass  das  wirklich 
versteuerte  Vermögen  durchschnittlich  wenig  mehr  als  die  Hälfte 
des  steuerpflichtigen  Vermögens  betragen  habe.  Dieses  Verhältnis 
wäre  weniger  bedenklich,  wenn  durchweg  jeder  Pflichtige  nur  un- 
gefähr die  Hälfte  seines  Vermögens  versteuern  würde;  denn  dann 
würde  die  Steuerlast  doch  gleichmässig  verteilt  bleiben:  allein  die 
Erfahrung  zeige,  dass  dem  nicht  so  sei ;  von  einem  Teile  der  Pflich- 
tigen werde  rechtschafi'en  gesteuert,  ein  Teil  werde  durch  die  staat- 
liche Vormundschaft  dazu  gezwungen;  aber  diesen  stehe  eine  grosse 
Zahl  anderer  gegenüber,  welche  von  der  Hälfte  bis  zum  zehnten 
Teile  herab  versteuern.  Bei  den  gegenwärtigen  erhöhten  Bedürf- 
nissen des  Gemeinwesens,  so  sagte  1870  der  Regierungsrat  weiter, 
würde  der  Druck  dieser  Ungleichheit  noch  bedeutend  verstärkt 
werden,  und  unvermeidlich  werde  die  Versuchung,  der  unbilligen 
Belastung  sich  durch  unrichtige  Vermögensangabe  zu  entziehen, 
sich  damit  fortwährend  vergrössern.  Der  Regierungsrat  erinnerte 
daran,  dass  durch  die  soeben  erlassene  neue  Staatsverfassung  die 
Rechte  der  Bürger  (im  Sinne  der  reinen  Demokratie)  bedeutend 
erweitert  worden  seien ,  dass  die  Gesetzgebung  daher  um  so  mehr 
Pflichterfüllung  von  jedem  Bürger  fordern  dürfe.  Und  er  bezeichnete 
die  amtliche  Inventarisation  bei  jedem  Todesfalle,  welche  in  einer 
Reihe  schweizerischer  Kantone  längst  eingeführt  sei,  als  das  unent- 
behrliche Mittel,  zu  einer  gleichmässigen  Heranziehung  der  Steuer- 
kräfte zu  gelangen:  ,da  die  Erfahrung  erwiesen  hat,  dass  die  bisher 
in  Zürich  angewandten  Mittel,  die  Selbsttaxation  und  die  Taxation 
durch  die  Behörden,  dieses  Ziel  lange  nicht  zu  erreichen  vermochten." 
Am  20.  Februar  1870  verwarf  das  Volk  von  Zürich  gleich- 
wohl diesen  Paragraphen,  der  zum  Gegenstande  einer  besonderen 
Abstimmung  gemacht  worden  war.  Die  Mehrheit  war  klein :  25,352 
gegen  24,702  Stimmen.  Sie  war  jedoch  merkwürdig  gross,  wenn 
man  sie  unter  andern  Gesichtspunkten  betrachtete.    Denn  es  waren 
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damals  Zeiten,  wo  die  Volksmehrheit  von  der  neudemokratischen 
Strömung  lebhaft  ergriffen  war  und  wo  die  Neigung,  den  erwählten 
Führern  zu  folgen,  ungewöhnlich  gross,  daher  die  Volksabstimmung 
noch  nicht  —  was  sie  alsbald  werden  sollte  —  ein  konservativer 
Hemmschuh  des  Fortschritts  geworden  war.  Das  neue  Steuergesetz 
selber  enthielt  auffallende  Merkmale  dieses  Vertrauens  zu  dem  Werke 
der  Volksvertreter,  so  ganz  besonders,  und  im  Gegensatze  zu  den 
Steuergesetzen  anderer  Kantone,  die  Vollmacht  für  den  Kantonsrat, 
den  Steuerfuss  nach  seinem  Befinden  jährlich  festzusetzen  (während 
in  andern  und  zwar  weniger  demokratisch  fortgeschrittenen  Kantonen 
bei  jeder  Erhöhung  des  Steuerfusses  über  Eins  vom  Tausend  hinaus 
eine  Volksabstimmung  erforderlich  ist  oder  wohl  gar,  wie  im  Aargau, 
zur  Genehmigung  des  jährlichen  Budgets  eine  Volksabstimmung 
notwendig  ist)  —  eine  Bestimmung,  die  wenige  Jahre  später  wahr- 
scheinlich gefallen  wäre.  Zudem  war  das  neue  Gesetz  mit  seiner 
scharfen  Progression  —  die  für  die  Vermögenssteuer  zuvor  noch 
gar  nicht  bestanden  hatte  —  eine  Massregel,  welche  in  den  socialen 
Zuständen  anderer  Länder  vollends  die  rücksichtsloseste  Durchführung 
des  Steuergesetzes  bei  der  Volksmehrheit  hätte  populär  machen 
müssen.  Angesichts  aller  dieser  Umstände  war  die  relativ  kleine 
Mehrheit  immer  noch  eine  bewundernswerte  Anzahl,  wie  sie  über- 
haupt nur  da  denkbar  ist.  wo  glücklicherweise  der  Besitz  und  die 
Steuerkraft  in  der  Mehrzahl  des  Volks  so  verbreitet  ist  wie  im 
Kanton  Zürich. 

Andererseits  lag  es  bei  der  enormen  Zunahme  der  öffentlichen 
Lasten,  die  auf  Grund  des  alten  gebrechlichen  Einschätzuncfsverfahrens 
in  Staat  und  Gemeinde  erhoben  wurden ,  nicht  fern ,  dass  man  die 
Geringfügigkeit  der  relativen  Majorität  gegenüber  der  Anzahl  der 
zustimmenden  Bürger  zum  Ausgangspunkte  nahm  für  einen  erneuten 
Versuch. 

Dass  die  amtliche  Inventarisation  ein  unbedingt  erfolgreiches 
Mittel  sei,  zur  Wahrheit  der  Vermögens-  und  Einkommensverhält- 
nisse zu  gelangen ,  —  das  ist  nun  freilich  kaum  jemals  behauptet 
worden.  Dieselbe  Lässigkeit  der  Selbstverwaltung  ^),  dieselbe  nach- 
barliche Konnivenz,  dieselbe  Verschiedenheit  der  Amtsübimg  in  diesen 
oder  jenen  Händen,  in  diesem  oder  jenem  Falle,  machen  es  unmög- 
lich, dass  die  Inventarisation  gleich  irgend  einer  anderen  Massregel 


^)  Illud  ex  libertate  vitium  .  .  .  Tac.  Genn.  cap.  11. 
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der  Steuer-  und  Staatsverwaltung  im  Leben  ein  streng  zutreffendes 
Abbild  des  Gesetzesbuchstabens  herstelle.  Nach  vielfältig  bekundeter 
Ueberzeugung  ist  also  auch  dieses  Mittel  der  Einschätzungstechnik 
nur  ein  relatives ;  aber  es  ist  ein  Mittel,  wenigstens  um  ein  Stück 
der  Wahrheit  näher  zu  kommen.  Wie  gross  es  ist,  das  hängt  — 
wie  alle  Mittel  der  Einschätzung  —  von  der  moralischen  und  intel- 
lektuellen Befähigung  der  Beamten,  das  hängt  von  den  Gesinnungen 
der  Steuerpflichtigen  ab.  Mir  liegen  u.  a.  Fälle  vor,  dass  bei  einer 
(nach  dem  bestehenden  Gesetze  durch  den  Pflichtigen  provozierten 
Inventarisation,  als  Rechtsmittel  gegen  zu  hohe  Steuereinschätzung) 
die  inventarisierende  Behörde  zur  Rechtfertigung  der  bestrittenen 
Vermögenshöhe  auf  die  Bibliothek  des  Pflichtigen  (obenein  eines  Ge- 
lehrten!) hinwies,  während  nach  dem  Gesetze  „Bücher"  ohne  jede 
Einschränkung  von  der  Steuer  befreit  sind. 

Allein ,  dass  man  mit  der  Inventarisation  beim  Todesfall  einen 
Schritt  auf  dem  Wege  zur  Wahrheit  vorwärts  gekommen  wäre,  das 
darf,  wie  gesagt,  nicht  bezweifelt  werden. 

So  gehörte  denn  seit  dem  Jahr  1877  dieser  Punkt  zu  den  haupt- 
sächlichen Reformgedanken,  mit  welchen  der  Kantonsrat  sich  ange- 
sichts der  schweren  Ungleichheiten  der  Steuerbelastung  beschäftigte. 

Einem  ersten  Entwürfe  des  Regierungsrates  vom  29.  Mai  1877 
folgte  ein  zweiter  Entwurf  vom  28.  Mai  1879,  auf  dessen  Grund- 
lage eine  kantonsrätliche  Kommission  eine  neue,  vom  2.  Dezember  1880 
datierte  Vorlage  ausarbeitete.  Der  im  Frühjahr  1881  abtretende 
Kantonsrat  ging  aber  auf  die  Behandlung  derselben  nicht  mehr  ein, 
und  die  neue  Behörde  überwies  die  Arbeit  der  abgetretenen  Kom- 
mission neuerdings  dem  Regierungsrate  zur  weiteren  Antragstellung 
an  den  Kantonsrat.  So  entstand  der  dritte  Entwurf  des  Regierungs- 
rates vom  1.  Juni  1882,  welcher  sich  möglichst  enge  an  die  früheren 
Entwürfe  anlehnt.  Neben  der  Erhöhung  des  Satzes  für  das  steuer- 
freie Einkommen  (das  sogenannte  Existenzminimum)  bildet  die  bessere 
Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Vermögens  und  Einkommens  den 
Gegenstand  desselben.  In  diesem  neuen  Entwurf  lautet  §  34:  „die 
amtliche  Inventarisation  tritt  ein,  a)  wenn  der  Pflichtige  selbst  sie 
verlangt,  b)  beim  Todes  falljedes  im  Kanton  wohnenden  Steuer- 
pflichtigen, sofern  steuerbares  Vermögen  oder  Einkommen  vorhanden 
ist  oder  als  vorhanden  vermutet  werden  kann,  auch  wenn  die  be- 
treffende Person  im  Steuerregister  nicht  eingetragen  sein  sollte." 

Die  erläuternde  „Weisung"  des  Regierungsrates  vom  29,  Juli  1882 
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stellte,  gleich  der  älteren  Botschaft  vom  5.  Januar  1870  an  das 
Volk,  die  Ziffern  zusammen,  welche  auf  Grund  der  waisenamtlichen 
Inventare  den  Abstand  zwischen  dem  wirklich  vorhandenen  Vermögen 
und  dem  zur  Steuer  herangezogenen  für  die  Jahre  1860  —  1881  ver- 
anschaulichen. 

Im  Jahrzehnt  1860 — 69  war  hiernach  die  Summe  des  inventari- 
sierten Vermögens  99  Mill.  Fr.  und  die  Summe  des  statt  dessen 
versteuerten  Vermögens  55  Mill.  Fr. ;  im  zweiten  Jahrzehnt  1870 — 79 
war  die  erstere  Summe  94  Mill.  Fr.  und  die  letztere  Summe  64  MiU. 
Endhch  in  den  beiden  Jahren  1880 — 81  die  erstere  Summe  16  Mill. 
und  die  letztere  10  Mill.  ^). 

Nach  diesen  Zahlen  ist,  sofern  die  waisenamtlichen  Inventare 
als  angemessener  Durchschnitt  für  alles  Vermögen  genommen  wer- 
den dürfen,  der  Abstand  im  ersten  Jahrzehnt  so  gross  gewesen,  dass 
fast  die  Hälfte  unversteuert  bHeb ;  im  zweiten  Jahrzehnt  ist  der  Ab- 
stand vermindert,  doch  immer  noch  gross.  Kamentlich  dann,  wenn 
man  mit  der  Botschaft  des  Regierungsrates  von  1870  sich  vergegen- 
wärtigt, dass  der  Durchschnitt  sich  aus  sehr  verschiedenen  indivi- 
duellen Schätzungen  zusammensetzt,  wie  ich  denn  früher  aus  eigener 
Beobachtung  dergleichen  individuelle  Fälle  mitgeteilt  habe.  Im 
Durchschnitt  aller  Fälle  die  Hälfte  des  wirklichen  Vermögens 
versteuern  ist  offenbar  etwas  ganz  anderes,  als  die  Hälfte  aller  ein- 
zelnen Vermögensbeträge  versteuern  (wie  es  z.  B.  nach  dem  Gesetze 
von  AppenzeU-A.-Rh.  geschieht). 

Und  all  das  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  waisenamtlichen 
Inventare  zutreffend  sind,  dass  femer  keine  eigentümlichen  Momente 
auf  zutreffendere  Einschätzung  des  Vermögens  hingewirkt  haben  in 
diesen  FäUen  als  in  den  übrigen.  Beides  ist  nicht  sicher.  Ueber 
das  erste  habe  ich  mich  schon  geäussert ;  das  zweite  ist  darum  zweifel- 
haft, weil  die  Erwartung  der  Eltern,  dass  sie  Minorenne  hinterlassen 
und  dass  dadurch  eine  amtliche  Inventarisation  eintritt,  dazu  an- 
treiben   kann    und    wahrscheiulich    in    zahlreichen   FäUen    antreibt, 


l 


')  Nach  dem  Rechenschaftsbericht  des  Regierungsrats  für  1881  ergab  die 
Brandkatasterrevision  einen  Assekuranzwert  von  65-822  Gebäuden  im  Betrage 
von  660.74  Mill.  Fr.  für  den  Kanton  Zürich.  Dagegen  betrug  das  gesamte  ein- 
geschätzte Yermögenssteu erkapital  1881  815  Mill.  Fr.  Es  bliebe  danach,  wenn 
die  Einschätzung  als  richtig  angenommen  würde,  für  allen  Grund  und  Boden 
nebst  allem  beweglichen  Vermögen  zusammen  ein  Betrag  von  155  Mill.  Fr.  übrig! 
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gewissenhafter  in  der  Selbsttaxation  des  Vermögens  zu  sein  als  man 
da  ist,  wo  dieser  Grund  nicht  besteht. 

Je  mehr  aber  diese  Bemerkungen  richtig  sind,  desto  mehr 
durfte  der  Regierungsrat  auf  Zustimmung  für  seinen  Vorschlag 
rechnen. 

Indessen  da  zeigte  sich,  dass  die  Strömung  der  um  ein 
Jahrzehnt  zurückliegenden  Zeit  ganz  anderen  Stimmungen  ge- 
wichen war. 

Die  Verantwortlichkeit  für  die  erhöhte  Strenge  der  Einschätzung 
war  in  den  Jahren  1869 — 1870  nicht  nur  in  den  verwaltenden  Be- 
hörden ,  sie  war  ganz  überwiegend  auch  in  der  Volksvertretung, 
in  den  mehreren  hundert  Männern  des  Kantonsrates,  empfunden 
worden ;  ja  wir  haben  gesehen,  dass  bis  hart  an  die  Hälfte  des  ab- 
stimmenden Volkes  dazu  Ja  sagte.  Jetzt  ganz  anders!  Die  einzige 
Körperschaft ,  welche  gegenwärtig  also  gesinnt  geblieben ,  war  die- 
jenige, welche  an  der  Spitze  der  Staatsverwaltung  die  Last  jener  Ver- 
antwortlichkeit unmittelbar  fühlte.  Dagegen  schon  im  Kantonsrat 
sah  es  wesentlich  verschieden  aus.  Dieser  überwies  die  Vorlage  des 
Regierungsrates  einer  Kommission  und  die  Kommission  beschloss  im 
September  1882,  bei  dem  Kantonsrate  zu  beantragen,  er  möge  wegen 
des  entscheidenden  Gewichtes  die  Frage  der  amtlichen  Inventarisation 
allein  zunächst  dem  Volkswillen  zur  grundsätzlichen  Annahme  unter- 
breiten. In  der  Sitzung  vom  26.  Februar  1883  trat  der  Kantonsrat 
in  die  Beratung  des  Kommissionsantrages  ein,  welcher  lautete:  „In 
das  neu  zu  bearbeitende  Gesetz ,  betreifend  die  Vermögens- ,  Ein- 
kommens- und  Aktivbürgersteuer,  ist  der  Grundsatz  der  amtlichen 
Inventarisation  in  jedem  Todesfall  aufzunehmen,  in  dem  Sinne,  dass 
dieselbe  durch  eine  Kommission  des  Gemeinderats  zu  vollziehen  sei." 
Wie  eine  ins  Praktische  gekehrte  Vorahnung  des  Kommenden  lautete 
der  zweite  Teil  des  Antrags:  „Die  Kommission  beantragt  im  fer- 
neren, es  sei  die  Untersuchung  betreifend  die  Einführung  indirekter 
Steuern  und  allf alliger  Ersparnisse  im  Staatshaushalt  wieder  auf- 
zunehmen und  zu  diesem  Zweck  neuerdings  eine  Kommission  zu 
bestellen." 

Der  Referent  der  Kommission  erklärte,  dass  deren  Minderheit 
der  Inventarisation  und  damit  dem  vorliegenden  Antrage  ungünstig 
gestimmt  sei,  weil  sie  glaube,  dass  die  Inventarisation  einen  allzu 
starken  Eingriff  in  die  persönlichen  Rechte  und  Freiheiten  enthalte 
und  die  Flucht  der  Kapitalisten  veranlasse,  übrigens  unnötig  sei,  da 
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Vermögensverheimlichungen  von  langer  Dauer  kaum  durchzuführen 
seien.  Die  Mehrheit  der  Kommission  dagegen  glaube,  da.ss  nur  durch 
dieses  Mittel  das  Steuerkapital  wenigstens  annähernd  richtig  erfasst 
werden  könne,  dass  damit  die  Steuermasse  vergrössert,  den  ge- 
steigerten Bedürfnissen  abgeholfen,  das  chronische  Deficit  beseitigt 
werde.  Die  Kantone  Aargau.  Schaffhausen,  Glarus,  Appenzell  A.-Rh., 
Luzern  und  Waadt  besitzen  schon  diese  Massregel  oder  doch  ähn- 
liches derart. 

Als  Hauptgegner  des  Antrags  trat  ein  Konservativer,  der  Stadt- 
schreiber von  Zürich,  auf,  zugleich  im  Namen  der  Minderheit  der 
Kommission.  Er  weist  die  Inventarisation  zurück,  weil  sie  einen 
gewaltthätigen  Eingriff  in  die  Freiheit  und  die  HeiUgkeit  der  Fa- 
milie bilde  und  dem  mittelalterlichen  System  gleiche ,  wonach  die 
Gewalthaber  beim  Tode  eines  Unterthanen  das  beste  Stück  von  der 
Habe  wegnahmen.  „Für  diese  Inventarisation  habe  ich  das  Gefühl: 
"AO  das  Opfer  fällt,  steigen  die  Raben  nieder."  Dabei  sei  die  neue 
Massregel  zwecklos:  je  strenger  man  verfährt,  um  so  mehr  halte 
jeder  seine  Sache  zurück.  Schon  jetzt  werde  jedermann  als  Schelm 
angesehen,  da  man  von  jedermann  annehme,  er  verheimliche  sein 
Vermögen.  Man  werde  auf  dieser  Bahn  immer  weiter  getrieben, 
immer  neue  Gewaltmittel  werden  angewandt,  und  schliesslich  werden 
doch  nur  die  Redlichen  geplackt,  während  die  Unredlichen  sich  dar- 
über lustig  machen.  Man  solle  nicht  mit  der  Behauptung  kommen, 
es  handle  sich  um  Beseitigung  der  Ungleichheit  in  der  Besteuerung : 
man  wolle  nichts  weiter  als  mehr  Steuern. 

Im  Namen  der  Regierung  antwortete  hierauf  der  Finanzdirektor: 
es  müsse  das  Deficit,  welches  voraussichtlich  auf  eine  Million  Franken 
steigen  werde,  beseitigt  werden;  es  sei  aber  auch  eine  Pflicht,  eine 
Forderung  der  Verfassung,  dass  die  Gesetzgebung  diejenigen  Vor- 
schriften aufstellen  soll,  welche  zu  genauer  Ermittelung  der  Steuer- 
kraft zweckdienlich  erscheinen.  Im  Zusammenhang  dieser  Rede  be- 
merkt der  Vertreter  der  Regierung  (ich  erinnere  an  das  vorhin 
Bemerkte):  „Die  Nachsicht  und  Rücksicht,  welche  die  Gemeinderäte 
sehr  häufig  bei  waisenamtlichen  Inventarisationen  üben,  widerspricht 
dem  Gesetze  und  kann  vom  Staate  nicht  geduldet  werden.'' 

Nach  mancherlei  Diskussionen  (auch  über  die  Formfrage,  ob 
man  einen  fertigen  Gesetzesartikel  oder  bloss  den  .Grundsatz"  der 
Inventarisation  dem  Volke  vorlegen  solle)  wurde  mit  98  gegen  88 
Stimmen  die  Inventarisation  verworfen.    Daneben  wurde  mit  grosser 
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Mehrheit  (144  gegen  32)  der  Antrag  auf  Einführung  indirekter 
Steuern  angenommen,  für  welchen  sich  auch  der  —  aus  der  demo- 
kratischen Partei  gewählte  —  Finanzdirektor  aussprach. 

Mit  dieser  Abweisung  nicht  zufrieden,  nahmen  einige  Führer  der 
demokratischen  Partei  im  Kantonsrate  die  Sache  alsbald  wieder  auf. 
Zwar  unterlagen  sie  mit  ihrem  Antrage  am  24.  Mai  1883  im  Kantonsrate 
abermals ;  aber  nach  der  Verfassung  von  Zürich  (Art.  29)  muss  ein 
Antrag  vor  die  Volksabstimmung  gebracht  werden,  wenn  ein  Drittel 
der  Mitglieder  des  Kantonsrates  ihn  unterstützt  haben.  Am  21.  Aug.  1883 
unterstützte  den  in  Gesetzesform  abgefassten  Initiativvorschlag,  auf 
Einführung  der  amtlichen  Inventarisation  in  jedem  Todesfall,  eine 
Minderheit  von  74  Mitgliedern  gegen  79,  also  reichlich  ein  Drittel 
der  Anwesenden.  Der  Entwurf  musste  daher  an  das  Volk  gelangen, 
jedoch  (nach  der  Bestimmung  desselben  Artikels  der  Verfassung) 
mit   einem    ablehnenden  Gutachten    der  Mehrheit   des  Kantonsrates. 

Es  trat  hiermit  der  eigentümliche  Fall  ein,  dass  eine  Vorlage 
der  Regierung  —  es  war  wesentlich  der  Entwurf  des  Regierungs- 
rats vom  1,  Juni  1882  reproduziert  —  über  die  Mehrheit  des  Kantons- 
rates hinweg  durch  die  Minderheit  desselben  als  Initiativvorschlag 
ans  Volk  gebracht  wurde. 

Die  Mehrheit  des  Kantonsrats  widmete  in  ihrem  „beleuchtenden 
Berichte"  für  die  Volksabstimmung  vom  2.  Dezember  1883  dem 
Gegenstande  eine  längere  Erörterung,  um  vor  dem  Volke  ihren 
negativen  Standpunkt  geltend  zu  machen.  »Wir  glauben,"  heisst  es 
da,  „dass  wie  im  Jahre  1870,  so  auch  jetzt,  die  Mehrzahl  unserer 
Bürger  einer  Neuerung  nicht  zustimmen  werde,  welche  einen  so 
starken  Eingriff  in  die  Freiheit  des  einzelnen  zur  Folge  hat;  die 
Mehrzahl  von  euch  wünscht  gewiss  auch  jetzt  noch  nicht,  dass  nach 
dem  Tode  ^)  des  Steuerpflichtigen  der  Staat  in  all  die  Verhältnisse 
hineinschaue  und  sie  so  mehr  oder  weniger  der  Oeffentlichkeit  preis- 
gebe, welche  sonst  jeder  von  uns  in  durchaus  berechtigter  Weise 
vor  andern  geheim  zu  halten  sucht  oder  doch  höchstens  seinen  aller- 
nächsten Familienangehörigen  bekannt  gibt.    Wir  würden  befürchten. 


')  Für  solche  Verhältnisse,  in  welchen  überhaupt  keine  physische  Person 
Steuersubjekt  ist,  also  auch  der  Tod  nicht  eintritt,  d.  h.  bei  juristischen  Per- 
sonen ,  würde  dieses  Bedenken  ganz  fortfallen :  damit  ist  auf  eine  Lücke  des 
Antrages  hingedeutet,  die  sich  leicht  zudecken  Hesse,  wenn  etwa  alle  dreissig 
•Jahre  für  diese  eine  periodische  Inventarisation  angeordnet  würde. 

72 


Steuerreform  Im  Kanton  Zürich  und  der  Bundesbaushalt  der  Schweiz.  "70 

dass  ein  solcher  Eingriff  in  die  Privatverhältnisse  manche  Begüterte 
so  stossen  und  erschrecken  könnte,  dass  sie  das  Land  verlassen  und 
dass  ihre  Kapitalien  unserer  Besteuerung  dann  gänzlich  verloren 
gehen  würden.  Gewiss  müsste  gerade  bei  Todesfällen,  zu  einer 
Zeit,  wo  die  Trauer  um  ein  teures  Familienhaupt  die  Gemüter  der 
Hinterlassenen  erfüllt,  das  Erscheinen  einer  gemeinderätlichen  Inven- 
tarisations-Kommission  und  das  Durchsuchen  von  Kisten  und  Kasten 
einen  betrübenden  Eindruck  auf  die  Angehörigen  erzeugen.  Andere 
Steuerpflichtige  würden  vielleicht  einzelne  Vermögensteile  auf  die 
Seite  schaffen,  um  sie  so  der  Inventarisation  zu  entziehen,  vielleicht 
auch  Kapitalien  eher  im  Ausland  ausleihen  und  so  dem  Geschäfls- 
leben  unseres  Kantons  entziehen.  Demnach  würde  durch  die  amt- 
liche Inventarisation  in  jedem  Todesfall  eine  richtige  Versteuerung 
keineswegs  herbeigeführt;  sie  hätte  aber  wahrscheinlich  Wirkungen, 
die  vom  moralischen  Standpunkte  aus  und  in  Hinsicht  auf  das  Inter- 
esse des  Staates  zu  beklagen  wären." 

Soweit  die  Mehrheit  des  Kantonsrates  in  ihrem  beleuchtenden 
Berichte.  Ich  habe  diese  Worte  hier  selber  reden  lassen,  ich  habe 
zuvor  manche  andere  Aeusseruncfen  aus  dem  gleichen  Kreise  wieder- 
gegeben,  um  möglichst  objektiv  den  thatsächlichen  Zustand  der  Dinge 
sich  darin  spiegeln  zu  lassen.  Wie  ich  die  Sache  ansehe,  das  habe 
ich  in  meinen  allgemeineren  Betrachtimgen  gesagt,  und  eben  aus 
diesen  Betrachtungen  ergibt  sich,  dass  es  nicht  meine  Aufgabe  sein 
kann,  in  diesen  Zirkeltanz  einzugreifen,  sondern  dass  es  lediglich 
darauf  ankommt,  diese  pathologischen  Erscheinungen  des  Staats- 
und Steuerlebens  zu  erkennen  und  daraus  zu  lernen.  Auf  der  einen 
Seite  stolze  Ideale,  welche  den  ganzen  Mann  und  den  ganzen  Bürger 
für  das  Gemeinwesen  aufrufen ;  auf  der  andern  Seite  die  Angst  des 
alltäglichen  Lebens,  welche  den  Egoismus  des  Privatmenschen  in  die 
alten  Schlagworte  der  „gewaltthätigen  Eingriffe  des  Staats"  hüllen. 
Auf  der  einen  Seite  der  schöne  Gedanke  einer  Demokratie,  in  wel- 
cher jeder  einzelne  mit  freudiger  Hingabe  sich  als  in  dem  Seinigen 
wiederfindet;  auf  der  anderen  Seite  die  kleine  Wirklichkeit,  in  wel- 
cher „jeder  von  uns  in  durchaus  berechtigter  Weise  seine  Ver- 
mögensverhältnisse  vor  andern  geheim  zu  halten  sucht* ! 

Offenbar  sind  hier  Elemente  verbunden,  die  nicht  zu  einander 
passen.  Ist  dieser  Individualismus  berechtigt  oder,  selbst  wenn 
unberechtigt,  doch  der  Ausdruck  der  Wirklichkeit,  dann  passt  zu 
ihm   solch    ein  Steuersystem   nicht.     Soll   aber   dieses   Steuersystem 
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bestehen,  so  muss  man  imstande  sein,  die  Wirklichkeit  angemessen 
umzugestalten. 

Derselbe  Widerspruch  kehrt  in  den  Einzelheiten  der  zu  dieser 
Sache  gehörigen  Massregeln  immer  wieder.  Ein  Hauptvorzug  des 
gegenwärtigen  Einschätzungsverfahrens  soll,  nach  einer  neulichen 
amtlichen  Erklärung,  darin  liegen,  dass  dessen  Schwerpunkt  in  die 
Gemeinde  verlegt  ist  und  dass  es  in  weitaus  den  meisten  Fällen 
dort  seine  endgültige  Erledigung  findet.  Auch  sollte  man  meinen, 
dass  diese  nachbarliche  Behandlung  am  besten  den  demokratischen 
Sitten  entspreche,  freilich  nicht  ohne  Bedenken  wider  die  Nachsicht, 
welche  damit  leicht  verknüpft  ist.  Doch  in  der  vorliegenden  Frage 
der  amtlichen  Inventarisation  hat  man  es  dem  Gesetzesvorschlag  zum 
besondern  Vorwurf  gemacht,  dass  es  drei  Männer  aus  der  gleichen 
Gemeinde  sein  sollen,  welche  die  Inventarisation  besorgen,  die  also 
den  „Staat"  darstellen  und  ihren  „gewaltthätigen  Eingriff"  unmittel- 
bar zur  Indiscretion  unter  den  Gevattersleuten  verwenden  können. 
Hätte  der  Vorschlag  einen  Berufsbeamten  dazu  ausersehen  (wie 
jetzt  mehrfach  verlangt  wurde),  so  wäre  natürlich  wiederum  dieser 
jjbureaukratische"  Eingriff  als  ganz  besonders  gewaltthätig  erschienen. 

Hierbei  muss  anerkannt  werden,  dass  die  vor  einem  Jahrzehnt 
an  der  Spitze  der  Bewegung  stehende  demokratische  Partei  fort- 
dauernd das  treibende  Element  für  Verbesserung  des  Einschätzungs- 
verfahrens gewesen  ist.  Indessen  obwohl  sie  als  Vertreterin  des 
kleinen  Besitzes  und  der  Besitzlosen  bei  solchen  Bestrebungen  schon 
durch  die  egoistischen  Instinkte  ihrer  Gefolgschaft  unterstützt  wurde, 
ist  es  ihr  dieses  Mal  noch  viel  weniger  als  im  Jahr  1870  gelungen, 
eine  Majorität  zu  erhalten.  Ein  grosser  Theil  der  Stimmen,  welche 
bei  andern  Gelegenheiten,  zumal  bei  Regierungsrats  wählen,  in  der 
letzten  Zeit  für  die  demokratische  Partei  abgegeben  worden,  ist  auf 
die  andere  Seite  hinübergegangen  bei  gegenwärtigem  Anlass. 

Auf  dem  entgegengesetzten  Flügel  stehen  jene  Konservativen, 
welche  wir  in  einem  ihrer  Vertreter  gehört  haben:  sie  sind  aus 
der  einstigen  Herrschaft  seit  zwei  Menschenaltern  gänzKch  in  die 
Minorität  gedrängt;  mit  den  Erinnerungen  an  die  einstige  Herr- 
schaft verbinden  sie  aber  ein  Mass  von  geistiger  Bildung  und  zumal 
von  Vermögenskraft,  welches  zu  ihrem  heutigen  politischen  Einflüsse 
in  keinem  Verhältnisse  steht.  Durch  mancherlei  Opfer  der  freien 
Wohlthätigkeit,  die  sie  nach  altem  Brauch  darbringen,  mildern  sie 
praktisch    den   schroffen   Individualismus,    welchen   sie    gelegentlich 
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dem  Staate  der  Demokraten,  der  nicht  ihr  Staat  ist,  entgegensetzen. 
In  der  Unklarheit  aller  hoffnungslosen  Opposition  haben  sie  in 
letzten  Jahren  wohl  einmal  mit  staatssocialistischen  oder  sogenannten 
jchristlich-socialen"  Aposteln  des  Nordens  Berührung  gesucht;  aber 
nur  ein  grosses  Missverständniss  kann  den  weiten  Abstand  der  einen 
und  der  andern  Art  von  „Konservativen"   verkennen. 

Bei  solchen  Anlässen  wie  der  Volksabstimmung  über  die  In- 
ventarisation  zeigt  sich  dann  wiederum,  wie  sehr  diese  Züricher 
Konservativen  in  gewissen  Grundzügen  der  Mehrzahl  des  Volkes 
nahestehen,  wie  sehr  dieses  zähe  Widerstreben  gegen  die  neue  Zeit 
imd  die  neuen  Ideale  des  Radikalismus  in  dem  Volke  wurzelt. 

Die  Stimmenzahl,  welche  am  2.  Dezember  1883  die  Inventari- 
sation  verwarf,  betrug  32.648  gegen  14,642.  Gar  nicht  gestimmt 
hatten  gegen  19,000  Bürger,  leere  Stimmzettel  hatten  gegen  8000 
abgegeben. 

„Führe  das  Volk  nicht  in  Versuchung,"  schrieb  der  gegen- 
wärtige Finanzdirektor  ^)  des  Kantons  Zürich,  um  seine  Missbilligung 
des  konsequent  demokratischen  Budgetreferendums  in  einer  keines- 
wegs korrekt  demokratischen  Auseinandersetzung  zu  rechtfertigen. 
Es  war  ein  konservativer  Vertreter  der  Stadt  Zürich,  sagte  er, 
welcher  bei  der  Verfassungsreform  von  1868  den  Kanton  mit  dem 
Budgetreferendum  beglücken  wollte,  und  es  waren  die  Führer  der 
demokratischen  Partei ,  welche  dieses  Geschenk  höflichst  dankend 
ablehnten.  Gewiss,  sie  wussten  wohl,  warum.  Sie  hätten  aber  im 
Interesse  ihrer  materiellen  Reformen  ihre  Grundsätze  noch  weiter 
einschränken  müssen,  imi  „das  Volk  nicht  in  Versuchung  zu  führen". 
Damit  hätten  sie  denn  allerdings  sich  selbst  negiert:  imd  das  eben 
ist  der  Zirkeltanz  der  konservativen  Demokratie  *). 

Dieser  Zirkel  kann  durchbrochen  werden.  Entweder  von  innen 
heraus:  durch  Aenderung  der  Gesinnungen:  oder  von  aussen  her: 
durch  Aenderimg  der  Institutionen.  Er  wird  von  innen  heraus 
durchbrochen,  wenn  solche  Gesinnungen  vorwalten,  wie  wir  sie  in 
einem  schönen  Zeugnis  aus  dem  Kanton  Schaffhausen  finden').  »Wir 
haben,"  heisst  es  da.  ,die  Einrichtung  der  Inventarisation  beim  Tode 
seit  Jahren   und   noch  mehr   dazu;    wir   haben   die   Inventarisation 


^)  Neue  Züricher  Zeitung  25.  Okt.  1882. 

*)  Die  Berufung  an  das  Volk,  sagte  St.  Just  im  Konvent  am  27.  Dec.  1792, 
ist  die  Herstellung  des  Thrones.     Sybel,  Gesch.  der  RevoL  U,  71. 
»)  Neue  Züricher  Zeitung  3.  März  1883. 
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auch  vor  jeder  zweiten  Ehe,  sodann  ist  keine  Teilung  bei  Lebzeiten 
gültig  ohne  Zustimmung  der  staatlichen  Behörden.  Aber  die  Sache 
ist  lange  nicht  so  böse,  wie  sie  aus  der  Ferne  aussieht.  Noch  nie 
haben  wir  über  diese  Einrichtungen  besondere  Klagen  gehört.  Man 
muss  nur  einmal  den  Mut  haben,  ehrlich  und  redlich  dem  Staat  zu 
geben,  was  ihm  gehört,  und  nicht  gezwungen,  nein  als  freier  Re- 
publikaner, aus  freiem  Entschluss  seinen  Organen  seine  Verhältnisse 
klar  legen.  Wer  ein  gutes  Gewissen  hat  und  redliche  Wege  geht, 
braucht  sich  davor  ja  nicht  zu  scheuen,  zumal  er  weiss,  dass  allen 
gleiches  Recht  gehalten  wird.  Die  Massregel  möchte  wohl  hässlich 
und  drückend  sein,  wenn  sie  von  oben  herab  uns  aufgezwungen 
würde.  Aber  all  dieses  Hässliche  an  ihr  schwindet,  wenn  man 
selbst  dazu  stimmt." 

Dies  ist  die  eine  Art  der  Lösung.  Die  andere  Art  ist,  nach 
dem  Fehlschlagen  dieses  letzten  Versuches  ^)  zur  Reparatur  des  schad- 
haften Systems,  eine  Aenderung  des  Systems  selber. 

V. 

Wir  wenden  uns  unmittelbar  zu  dem  zweiten  Hauptpunkte  der 
neuesten  Steuerreform. 

Es  ist  die  Erhöhung  des  steuerfreien  Existenzminimums. 
Ich  habe  mich  über  diesen  Punkt  in  den  früheren  Schriften  so 
deutlich  geäussert,  dass  ich  im  wesentlichen  mich  auf  das  Gesagte 
berufen  muss. 

Wenn  man  die  Frage  vom  Existenzminimum  aus  der  Scholastik 
herauslöst,  mit  der  sie  verknüpft  war,  ja,  die  ihr  das  Leben  ge- 
geben, so  bleibt  als  Kern  übrig,  was  in  dem  Grundsatze  der  Be- 
steuerung nach  der  Leistungskraft  schon  enthalten  ist.  Zu  wieder- 
holten Malen  habe  ich  betont,  dass  die  Verwirklichung  dieses 
Grundsatzes  im  Flusse  der  socialpolitischen  Entwickelung  liegt,  und 


')  In  der  Kantonsratssitzung  vom  27.  December  1883  hat  der  Regierungsrat, 
weil  Kantonsrat  und  Volk  diesen  Hauptreformpunkt  verworfen  haben,  die  weitere 
Behandlung  der  Reform  dem  Kantonsrat  und  seiner  Kommission  anheimgestellt, 
während  letztere  den  Wunsch  hatte,  dem  Regierungsrate  das  verlegene  Geschäft 
zuzuschieben.  Der  Kantonsrat  hat  dem  Antrage  des  Regierungsrats  entsprochen 
und  seine  Kommission  beauftragt,  neue  Reform  vorlagen  zu  machen.  Man  darf 
darauf  gespannt  sein,  was  das  Ergebnis  ^ein  wird.  Es  ist  eine  zweite  Kommission 
des  Kantonsrats,  welche  über  Einführung  indirekter  Steuern  berichten  soll  und 
bisher  noch  gar  nichts  belichtet  hat. 
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dass  die  socialpolitische  Gestaltung  ihrerseits  nicht  loszutrennen  ist 
von  der  Verfassungspolitik.  Das  höchste  Mass  von  Milde  und  Rück- 
sicht für  die  Steuerkräfte  der  wenig  begüterten  Mehrzahl  kann  das 
Sittengesetz  des  Staatslebens  nicht  aufheben:  die  Demokratisierung 
des  heutigen  Verfassungswesens,  wenn  sie  in  völliger  Folgerichtig- 
keit ihr  Ziel  erreicht  hat,  wie  es  im  Kanton  Zürich  der  Fall  ist, 
schliesst  eine  Abstufung  der  Steuerlast  aus,  durch  welche  die  den 
staatlichen  Willen  erzeugende  Mehrzahl  sich  steuerfrei  erklärt.  So 
lange  die  wissenschaftliche  Politik  ein  Teil  der  Ethik  ist,  so  lange 
in  der  praktischen  Politik  eine  Moral  imd  ein  Gewissen  herrschen 
soll,  muss  gegen  solch  einen  Zustand  protestiert  werden. 

Bei  der  Verbreitung  des  Vermögens  unter  der  Mehrzahl  der 
Züricher  Bürger  ist  freilich  —  zumal  bei  der  Annahme,  dass  es 
richtig  versteuert  würde  —  für  eine  Heranziehung  der  Mehrzahl  zu 
den  Steuern  von  dieser  Seite  her  in  einem  gewissen  Grade  gesorgt. 
Auch  haben  wir  gesehen ,  dass  ein  bescheidenes  Mass  indirekter 
Steuern  an  den  Kanton  und  an  den  Bund  gezahlt  werden,  die 
keineswegs  bloss  die  wohlhabenden  Klassen  treffen.  Doch  kann 
man  nicht  verkennen,  dass  schon  heute  ein  unverhältnismässig  kleines 
Gewicht  der  Last  auf  die  herrschende  Mehrzahl  fällt,  wenn  man 
sich  überzeugt,  dass  die  seit  der  Verfassung  von  1869  und  dem 
Steuergesetz  von  1870  bestehende  Steuerfreiheit  für  jedes  Personal- 
einkommen von  500  Fr.  nach  der  thatsächlichen  Art  der  Einschätzung 
eine  grosse  Zahl  von  Einkünften  bis  zu  1000  Fr.  und  höher  hinauf 
steuerfrei  macht.  Würde  aber,  was  nach  mehrjährigen  Anregungen 
und  nach  einem  Beschluss  des  Kantonsrats  der  Antrag  des  Re- 
gierungsrats vom  1.  Juni  1882  will,  §.  5  b  des  Steuergesetzes  dahin 
abgeändert,  dass  von  jedem  steuerpflichtigen  Einkommen  ein  Betrag 
von  1000  Franken  von  der  Einkommenssteuer  ausgenommen  sein 
soU,  so  läge  es  nahe,  hiermit  nicht  bloss  den  bisherigen  thatsäch- 
lichen  Zustand  rechtlich  zu  machen,  sondern  abermals  den  Vorteil 
der  neuen  Befreiung  entsprechend  auszunutzen. 

Es  mögen  hier  nur  einige  Zahlen  aus  der  bisherigen  Steuer- 
statistik von  Zürich  ihre  Stelle  finden. 

Das  Vermögenssteuerkapital  des  Bezirkes  Zürich  (das  heisst 
Stadt  Zürich  und  benachbarte  Ortschaften  mit  95,257  Einwohnern 
von  317,058  Bevölkerung  des  ganzen  Kantons  nach  der  Volks- 
zählung vom  1.  Dezember  1880)  betrug  im  Jahre  1881  die  Hälfte 
des  ganzen  Steuerkapitals,  nämlich  405  Mill.  Fr. ;  die  darauf  ruhende 
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Steuerlast  betrug  (wegen  der  Erleichterung  der  ersten  20,000  Fr., 
die  vorzugsweise  den  kleinen  Vermögen  zu  gute  kommt)  viel  reich- 
licher die  Hälfte  des  Ganzen,  nämlich  1,168  Mill.  Fr.  auf  2,138  Mill.  Fr. 
Die  Personaleinkommenssteuer  des  Bezirkes  Zürich  betrug 
749,000  Fr.  auf  1,172,000  Fr.  für  den  ganzen  Kanton:  also  zwei 
Drittel  des  Ganzen. 

Nimmt  man  aber  die  Stadt  Zürich  aus  der  ländlichen  und  teil- 
weise proletarischen  Umgebung  heraus,  so  zeigt  die  Statistik  für 
diese  (mit  25,184  Einwohnern)  folgende  Ziifern. 

Nach  der  im  Jahr  1880  von  der  Kanzlei  der  Finanzdirektion 
zusammengestellten  ,Uebersicht  der  Vermögens-  und  Einkommens- 
steuerpflichtigen des  Kantons  Zürich  für  1879"  hatte  die  Gemeinde 
Zürich 

Vermögenssteuerpflichtige      ....     3886, 
Einkommenssteuerpflichtige   ....     6364. 
Auch   unter    diesen   war   eine    erhebliche   Anzahl   dürftiger   Steuer- 
zahler;   denn  gegen    1290  Pflichtige   musste  wegen   der  Gemeinde- 
steuer der  Rechtstrieb  angehoben  werden  ^). 

Das  Staatssteuerregister  zeigt  an  Vermögen  226,36  Mill.,  welches 
687,084  Fr.  Steuer  trägt,  und  an  Personaleinkommen  16,24  MiU., 

welches 
444,657  Fr.  Steuer  zahlt. 

1,131,741  Fr. 

Die   gesamte  Staatssteuer   für  den  ganzen  Kanton  betrug,   wie 
wir  gesehen,  3^/3  Mill.  und  dazu  trägt  die  Stadt  Zürich,  welche  kaum 
8  Prozent  der  Bevölkerung  enthält,   mehr  als  den  dritten  Teil  bei. 
Die  Vermögenssteuerpflichtigen   zerfielen   in   folgende  Klassen; 
29  Pflichtige  mit  1  Mill.  Vermögen  und  mehr, 
43  „  „      ^2— 1  Mill.  Vermögen, 

150         ,  „     V*-V2    ,         ■    „ 

225  ,  „    Vio-V^    r, 

362         „  „     50,000-100,000  Fr., 

654         ,  „     20,000—  50,000    „ 

1109         „  „       5,000—  20,000    , 

1314         „  „  100—     5,000    , 

3886 


')  Rechenschaftsbericht  über  die  Gemeindeverwaltung  der  Stadt  Zürich  im 
J.  1881  S.  .54. 
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Die  Einkommenssteuerpflichtigen  zerfielen  in  folgende  Schichten: 
9  Pflichtige  mit  50,100  Fr.  und  mehr  Einkommen, 
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6364 

Wenn  man  aus  den  beiden  voraufgehenden  Zusammenstellungen  die 
Pflichtigen  mit  ganz  kleinem  Vermögen  (unter  Fr.  5000  reichlich 
ein  Drittel)  und  mit  minimem  Einkommen  (mehr  als  ein  Drittel 
Fr.  1000  und  darunter,  4428  mit  Fr.  2000  und  darunter,  unter 
welchen  natürlich  viele,  zumal  die  auf  weniger  als  Fr.  1000  Ein- 
kommen Eingeschätzten,  stark  unterschätzt  sind)  —  wenn  man  jene 
Mehrzahl  der  kleinen  Steuerpflichtigen  abzieht,  so  bleiben  etwa 
2000  Leute  in  der  Stadt  Zürich  übrig,  welche  dem  Staate  ungefähr 
1  Mill.  Fr.  an  Vermögens-  und  Einkommenssteuer  zahlen.  Dem- 
zufolge bringt,  bei  vollkommener  Gleichheit  der  politischen  Rechte, 
gegenüber  72,500  Stimmberechtigten  des  Kantons  Zürich  etwa  der 
vierzigste  Teil  der  Bürger  den  dritten  Teil  der  Steuern  auf,  schon 
dann,  wenn  von  den  grösseren  Steuerkräften  ausserhalb  der  Stadt 
Zürich  ganz  abgesehen  wird. 

Es  versteht  sich  nun  von  selbst,  dass  bei  der  herrschenden 
Notlage  der  Finanzen  der  Ausfall,  welchen  man  von  der  Erhöhung 
des  steuerfreien  Existenzminimums  erwarten  muss  und  an  amtlicher 
Stelle  erwartet,  gedeckt  sein  will.  Einigermassen  soll  er  dadurch 
gedeckt  werden,  dass  die  bestehende  Progressivskala  der  Einkommens- 
steuer entsprechend  verändert,  die  Energie  in  der  Entfaltung  der 
vorhandenen  Progression  also  von  zwei  Seiten  her  verstärkt  wird. 
Der  Regierungsrat  berechnet  in  seiner  Weisung  vom  29.  Juli  1882, 
dass  die  Befreiung  allein  der  Einkommenssteuerpflichtigen  mit  600 
bis  1000  Fr.  Einkommen,  welche  die  (der  Wahrheit  gegenüber  lächer- 
lich grosse)  Zahl  von  48,479  im  Jahre  1879  ausmachen,  einen  Ausfall 
von  190,852  Fr.  (beim  bestehenden  Normalsatze :  4  vom  Tausend  Ver- 
mögen, 8  vom  Hundert  Einkommen)  zur  Folge  haben  wird-  Dazu 
käme  der  Ausfall  auf  die  16,668  Einkommenssteuerpflichtigen  mit 
einem  Einkommen  von  1100  Fr.  aufwärts,   weil  für  jedes  Einkom- 
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men,  wie  gross  auch  immer,  die  ersten  1000  Franken  —  so  wie 
jetzt  schon  die  ersten  500  Franken  —  steuerfrei  sein  sollen :  dieser 
letztere  Ausfall  betrüge  198,295  Fr.  Die  Summe  von  beiden  Posten 
wäre  389,147  Fr.  oder  ein  Drittel  der  Gesamteinnahme  aus  der 
Einkommenssteuer.  Nun  soll  die  Skala  so  umgestaltet  werden,  dass 
thatsächlich  die  Erleichterung  der  ersten  1000  Fr.  nur  den  Ein- 
künften bis  zu  2000  Fr.  aufwärts  zu  gute  kommt,  dass  die  Ein- 
künfte von  2000  bis  2500  Fr.  die  frühere  Steuer  zahlen,  und  dass 
erst  von  2600  Fr.  aufwärts  die  Erhöhung  der  Last  gegenüber  der 
bestehenden  Steuer  beginnt:  z.  B.  Einkünfte  von  3000  Fr.  sollen 
64  Fr.  zahlen  gegen  bisherige  56  Fr.,  dann  aber  Einkünfte  von 
10,000  Fr.  sollen  512  Fr.  zahlen  gegen  bisherige  440  Fr.  Auf  diese 
Weise  werden  bloss  82,664  Fr.  eingebracht,  und  neben  der  Deckung, 
welche  die  Einkünfte  von  2000  Fr.  aufwärts,  für  den  Ausfall  des 
erhöhten  Existenzminimums,  das  ihnen  selber  zu  gute  kommt,  durch 
die  neue  Skala  aus  sich  selber  aufbringen  müssen,  —  bleibt  ein 
Ausfall  von  175,832  Fr.  ungedeckt. 

Es  kennzeichnet  die  Scheu  des  Regierungsrates  und  aller  für 
die  Führung  der  Geschäfte  verantwortlichen  Kreise,  dass  man  es 
nicht  wagt,  die  bestehende  Progression  noch  schärfer  zu  entwickeln, 
dass  vielmehr  der  grössere  Teil  der  neuen  Entlastung  der  unteren- 
Klassen  ungedeckt  bleibt.  Es  hätte  nicht  fern  gelegen,  aus  der 
Vermögenssteuer  den  Ausfall  einzuholen.  Dass  man  es  nicht  gethan, 
ist  ein  deutliches  Zeichen  der  Abneigung,  die  bestehenden  staatlichen 
und  kommunalen  Lasten  des  Vermögens  zu  erhöhen ;  es  darf  aber 
vielleicht  auch  als  ein  erfreuliches  Zeugnis  der  Mässigung  angesehen 
werden,  welche  schon  bisher  in  der  rückhaltvolleren  Progression  der 
Vermögenssteuer  zum  Ausdruck  gekommen  ist  (keine  allgemeine 
Befreiung  des  kleinen  Vermögens  und  durchweg  eine  massige  Pro- 
gression im  Verhältnisse  von  1:2),  und  welche  bei  der  Verbreitung 
des  Vermögensbesitzes  eine  heilsame  Wirkung  geübt  hat. 

Die  Verknüpfung  dieses  Antrages  mit  der  Reform  der  Inven- 
tarisation  legte  freilich  die  Hoffnung  nahe,  aus  dem  verbesserten 
Einschätzungsverfahren  möchten  die  neuen  Mittel  zur  Deckung  auch 
dieser  Lücke  fliessen. 

Ja,  man  entwickelt  nach  der  anderen  Seite  hin  den  Mut,  ein 
Stück  des  Existenzminimums  wieder  zurückzunehmen,  durch  Er- 
höhung jener  altdemokratischen  Kopfsteuer,  welche  hier  Aktivbürger- 
steuer heisst  und  ihrem  Wesen  nach  die  Verneinung  des  neudemo- 
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kratischen  Existenzminimums  ist.  Diese  hat  gegenwärtig  die  geringe 
Höhe  eines  Drittels  des  jeweiligen  Steuerfusses  der  Vermögenissteuer, 
das  heisst  bei  4  vom  Tausend:  IV»  Fr.  jährlich  von  jedem  Stimm- 
berechtigten; sie  soll  künftig  statt  des  Drittels  die  Hälfte  betrage^, 
also  2  Fr.  vom  Aktivbürger,  und  dadurch  ein  jährliches  Mehr  von 
51.799  Fr.  bringen. 

Die  Arbeiten  der  kantonsrätlichen  Kommission,  welche  sich  mit 
der  ganzen  Vorlage  des  Regierungsrates  seit  Jahr  und  Tag  beschäf- 
tigt, hatten  sich  zunächst  auf  die  Frage  der  Inventarisation  beschränkt. 
Kach  dem  Missgeschick  dieses  Stückes  der  Reform  fragt  es  sich, 
wie  man  weiter  vorgehen,  welche  Aenderungen  der  Vorschlag  des 
Regierungsrates  erfahren  und  was  am  Ende  das  Volk  beschliessen 
wird.  Ich  habe  von  Anfang  an  den  Eindruck  gehabt,  dass  die 
Lostrennung  der  einen  Frage  der  Inventarisation  für  die  Volks- 
abstimmung der  Annahme  dieses  Reformpunktes  besonders  wenig 
günstig  war:  wogegen  die  Verknüpfung  desselben  mit  dem  süssen 
Gifte  des  Existenzminimums  die  Aussichten  wohl  verbessert  hätte. 
Jetzt  wäre  um  so  mehr  zu  erwarten,  dass  eine  Abstimmung  des 
Volkes,  die  mit  ähnlicher  Ausschliesslichkeit  das  Existenzminimum 
zum  Gegenstande  hätte,  eine  grosse  Mehrheit  ergeben  würde,  wenn 
nicht  die  vorberatenden  Behörden  in  der  Verwerfung  der  Inventari- 
sation begründeten  Anlass  fänden,  mit  dieser  bedenklichen  Massreorel 
nicht  weiter  vorzugehen:  schon  deshalb  bedenklich,  weü  ein  neuer 
Ausfall  der  Jahreseinnahmen  daraus  entstehen  wird,  für  welchen  die 
Deckung  fehlt. 

Zu  den  hier  entwickelten  ziffermässigen  Verhältnissen  mag 
nur  noch  hinzugefügt  werden,  dass  schon  nach  dem  bestehenden 
Steuergesetze  ein  Personaleinkommen  von  1000  Fr.  bloss  8  Fr.  zahlt, 
während  ein  Personaleinkommen  von  4000  Fr.  100  Fr.  zahlt  und 
ein  Personaleinkommen  von  8000  Fr.  312  Fr.,  ein  Personaleinkonmien 
von  20,000  Fr.  sogar  1232  Fr.  zahlt,  also  von  1000  Fr.  bis  20,000  Fr. 
eine  Progression  von  0,8  zu  6,16  vom  Hundert.  Die  indirekten 
Steuern  des  Kantons  sind  gering  —  kaum  zwei  Fr.  pro  Kopf  — 
und  treffen  zum  grösseren  Teüe  die  Wohlhabenden;  das  Gleiche 
gut  von  den  Bundeseinnahmen  aus  Eingangszöllen  und  Postüber- 
schuss.  In  den  Gemeinden  bestehen  so  gut  wie  gar  keine  indirekten 
Steuern,  und  wenn  wir  auch,  wie  sich  weiter  unten  zeigen  wird, 
mancherlei  Reformbedürfnisse  in  dem  kommunalen  Steuersystem 
finden,    so    ist    dies    doch,    bei  Erwägung    des    politischen   Macht- 
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Verhältnisses,  keineswegs  geeignet,  von  sich  aus  ein  Gegengewicht 
zu  bieten. 

Nicht  weil  ich  meine,  die  steuerpflichtige  Mehrzahl  des  Kantons 
Zürich  befinde  sich  in  so  behaglichen  Zuständen,  dass  es  ihr  leicht 
werde,  wesentlich  grössere  Opfer  für  die  öffentlichen  Ausgaben  zu 
bringen:  dieser  ökonomische  Gesichtspunkt  ist  für  mich  überhaupt 
nicht  entscheidend;  sondern  weil  unverlierbare  Forderungen  der 
politischen  Moral  es  so  wollen,  dass  in  diesen  Herrschaftsverhält- 
nissen auch  eine  angemessene  Last  und  Verantwortlichkeit  der 
herrschenden  Mehrzahl  aufrecht  erhalten  werde.  Darum  warjie  ich 
vor  dem  hier  betretenen  Pfade. 

Ganz  anders  sind  die  Dinge  geartet  in  den  grossen  monarchi- 
schen Staaten.  Solange  in  den  oberen  Klassen  und  der  Monarchie, 
oder  in  einem  von  beiden,  ein  entschiedenes  üebergewicht  liegt  im 
Gegensatze  zu  den  neuen  politischen  Rechten  der  Mehrzahl  des 
Volkes,  ist  der  feste  Punkt  für  die  Steuerprogression  gegeben,  auf 
welchem  der  sittliche  Halt  des  Staatslebens  beruht.  Bezeichnender- 
weise hat  es  dort  bisher  auch  noch  keine  Not  gehabt  mit  diesen 
Gefahren  und  die  Freunde  der  Reform  haben  vielmehr  nach  der 
anderen  Richtung  auszuschauen  gehabt. 

Hiermit  hängt  eine  so  starke  Entwickelung  der  indirekten,  die 
Mehrzahl  erfassenden  Steuern  zusammen,  dass  die  etwaigen  Mass- 
regeln der  Steuerbefreiung  für  die  kleinen  Leute  zum  Teil  nur 
finanztechnische  Bedeutung  hatten,  indem  sie  die  Form  der 
direkten  Besteuerung  (mit  Haussen,  Nasse,  Neumann)  als  un- 
geeignet für  die  kleinen  Leute  betrachteten  und  deren  gerechte 
Belastung  in  der  zweckmässigeren  Form  der  indirekten  Besteuerung 
suchten. 

Aber  auch  materiell  und  socialpolitisch  stimme  ich  u.  a.  der 
Tendenz  der  preussischen  Steuerreform  zu,  deren  neuester  Schritt 
die  Befreiung  alles  Personaleinkommens  bis  zu  1200  Mark,  die 
Erleichterung  alles  Personaleinkommens  von  1200  bis  10,000  Mark 
aufwärts,  nach  der  Vorlage  der  Regierung  vom  17.  Dezember  1883, 
sein  soll;  ich  stimme  namentlich  dem  Bestreben  zu,  die  Steueraus- 
fälle dieser  Art  durch  Mehrbelastung  des  wesentlich  grösseren,  zumal 
des  Vermögenseinkommens  ^)  zu  decken.    Unter  ganz  anderen  poli^ 


')  Was  man  bereits  in  dem  ersten,  von  der  Regierung  dem  Vereinigten 
Landtage  im  J.  1847  vorgelegten  Entwürfe  eines  Einkommenssteuergesetzes  beab- 
sichtigt hat.     Nasse,  Preuss.  Steuersyst.  S.  69. 


Stenerrefonn  im  Kanton  Zürich  nnd  der  Bondestaanshalt  der  SchweU. 


83 


tischen  Bedingungen  —  neben  der  stärkeren  indirekten  Last  — 
wird  hier  die  Progression  verschärft,  welche  selbst  bei  einer  grossen 
Verschärfung  noch  weit  zurück  bleibt  hinter  der  in  Zürich  längst 
bestehenden  Progression. 

So  ist  ferner  das  englische  Steuersystem  mit  Recht  —  aus 
Gründen  der  Finanztechnik  und  der  Gerechtigkeit  —  von  den  An- 
fängen der  Einkommenssteuer  her  bemüht  gewesen,  die  unteren 
Klassen  in  weitgehendem  Umfange  frei  zu  lassen. 

In  den  Jahren  1843—1853  blieben  Einkünfte  unter  150  ^ 
ganz  frei  *) ,  während  die  Steuer  7  d.  (=  etwa  3  ^\^  betrug.  Die 
Steigerung  des  Steuersatzes  in  den  Jahren  1854 — 57  auf  mehr  als 
das  Doppelte  veranlasste  dazu,  die  Einkünfte  von  100 — 150  J^  mit 
ermässigtem  Satze  heranzuziehen.  Unter  den  niedrigeren  Anforde- 
rimgen  seit  dem  Jahre  1858,  welche  in  dem  Jahrzehnte  1864  bis 
1873  meist  auf  4 — 5  d.  vom  ^  herabgehen,  in  den  darauffolgenden 
Jahren  gar  auf  2  oder  3  d.  und  erst  in  den  allerletzten  Jahren 
sich  wieder  etwas  heben  (1882:  5  d. ;  1883:  67»  d.),  werden  neue  De- 
gressionen  eingeführt:  so  ist  von  1864 — 1873  das  Einkommen  unter 
100  J^  befreit  und  auf  das  Einkommen  unter  200  ^  wird  eine 
Ermässigung  um  60  JB'  gewährt.  Bei  den  ganz  niedrigen  Steuer- 
sätzen der  Jahre  1874 — 76  verstärkt  man  die  Degression,  indem 
man  für  Einkünfte  unter  300  ^  einen  Abzug  von  80  ^  gewährt, 
jedes  Einkommen  unter  100  J^  aber  nach  wie  vor  steuerfrei  lässt. 
Endlich  seit  1877  und  so  fortdauernd  bis  zum  Jahre  1883,  bei  im 
ganzen  höheren  Normalsätzen,  abermals  eine  Entlastung  der  kleinen 
Einkünfte:  Einkommen  unter  150  ^  befreit  und  für  jedes  Ein- 
kommen unter  400  ^  eine  Entlastung  um  120  ^. 
Ein  Einkommen  von  400  ^  und  darüber  zahlt  im  Jahre  1883  =  2,71  ®/» 
,    200  ,     ,         ,  ,     ,       ,         ,    =1,04  „ 

T  ,  r,      150     ,,  -  ,-,  ,=  0„ 

Hierzu  vergegenwärtige  man  sich  nun,  welche  Steuerlast  auf  die 
Mehrzahl  des  Volkes  in  anderen  Formen  fäUt,  wie  also  jene  von 
der  Einkommenssteuer  befreiten  Staatsbürger  anderweitig  schon  be- 
troffen werden  in  einem  Grade,  dass  daneben  die  Einkommenssteuer 
der  Wohlhabenden  und  Reichen  als  eine  sehr  massige  Heranziehung 
der  höheren  Steuerkraft  derselben  erscheint,  auch  wenn  man  die  Stamps 
imd  Taxes  mit  14 'ys  Millionen  ^  Ertrag  zu  den  12  Millionen  ^ 


0  Vgl.  Statist,  abstracts  1843-1882. 
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aus  der  Einkommenssteuer  als  vornehmlich  von  denselben  Klassen 
getragen  ansieht.  Diesen  26  V2  Millionen  ^  stehen  20  Millionen  ^ 
Eingangszölle  und  27  Millionen  ^  innere  Verbrauchssteuern  gegen- 
über, welche  weitaus  überwiegend  die  unteren  Klassen  und  die 
kleinen  Mittelstände  treffen. 

Man  vergegenwärtige  sich  aber  namentlich  den  staatsrechtlichen 
Zusammenhang,  in  welchem  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  noch 
heute  nicht  durchgesetzt ,  der  traditionelle  Einfluss  der  Aristokratie 
und  der  reichen  Klassen  aber,  mit  oder  ohne  die  neuen  demokrati- 
schen Wahlrechte,  durch  die  sonstigen  Institutionen  wie  durch  die 
Macht  der  Gewohnheit  ein  so  überwiegender  ist,  dass  man  trotz 
mancher  Erfolge  der  demokratischen  Einwirkungen  auch  heute  noch 
den  Zustand  der  Dinge  in  England  als  das  Gegenteil  der  zürcherischen 
Demokratie  betrachten  darf. 

Wenn  das  richtig  ist,  so  wäre  innerhalb  des  englischen  Steuer- 
systems eine  fernere  und  schärfere  Progression  der  Einkommens- 
steuer, ja  eine  wesentlich  stärkere  Teilnahme  dieser  Finanzquelle  an 
dem  Gesamtaufwande  des  englischen  Staates  vollkommen  zu  recht- 
fertigen, aus  eben  demselben  Standpunkte,  welcher  das  in  Zürich 
schon  jetzt  Bestehende  für  bedenklich  hält. 

VI. 

Sofern  es  sich  um  die  Personaleinkommenssteuer  handelt  und 
um  deren  scharfe  Progression  (von  Null  bis  nahe  an  8*^/0),  ist  das 
Gemeindesteuerwesen  Zürichs  von  den  angedeuteten  Bedenken 
frei:  denn  die  Personaleinkommenssteuer  ist  nur  für  den  Staatshaus- 
halt eingeführt,  für  den  Gemeindehaushalt  hat  das  Volk  sie  ver- 
worfen ^).  Der  letztere  ruht  daher  fast  ganz  auf  der  Vermögens- 
steuer, welche  nur  zu  einem  bescheidenen  Teile  durch  Kopf-  und 
Haushaltungssteuer  ergänzt  wird,  indem  jeder  Mann  und  jede  Haus- 
haltung den  gleichen  Betrag  zahlen,  wie  1000  Fr.  Vermögen. 

Auch  die  Vermögenssteuer  für  sich  ist  jener  in  der  Progression 
steckenden  Bedenken  entkleidet;  denn  für  die  Gemeinde  besteht  selbst 


')  Bei  der  Vorbereitung  des  Gesetzes  betreiFend  das  Gemeindewesen  vom 
27.  Brachmonat  1875  wurde  die  Einfühnmg  der  Einkommenssteuer  vom  Volke 
mit  28,893  gegen  16,540  Stimmen  vei-worfen.  Selbst  in  den  Städten  Zürich  und 
Winterthur  war  die  Mehrheit  dagegen.  Es  blieb  daher  das  Steuerwesen  wesent- 
lich auf  der  alten  Basis  des  Gemeindegesetzes  vom  20.  Brachmonat  1855. 
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die  massigere  Progression  der  Vermögenssteuer  nicht,  welche  für 
den  Staat  seit  dem  Gesetze  von  1870  eingeführt  ist.  Das  ist  aus 
politischen  Gründen  achtbar,  wie  es  aus  den  allgemeinen  Gründen 
der  Besteuerung  bekanntlich  von  zweifelhafter  Gerechtigkeit  ist. 

Jene  Achtbarkeit  hindert  aber  nicht,  dass  immer  noch,  —  weil 
nun  einmal  das  unterschiedslose  allffemeine  Stimmrecht  in  vielen 
Gemeinden  ebenso  wie  im  Staate ,  auch  in  den  heutigen  Verhält- 
nissen der  Schweiz,  einer  ungleichen  Vermögensverteilung  gegenüber 
steht  —  ein  bedenkliches  Uebergewicht  auf  Seiten  der  wenigsteuem- 
den  Mehrzahl  ruht.  Nur  da,  wo  die  wahre  ökonomische  Grundlage 
jeder  Demokratie,  nämlich  ein  gleichmässig  verbreiteter  mittlerer 
Besitz,  gegeben  ist,  da  fallen  die  Bedenken  fort.  Offenbar  findet 
sich  im  Kanton  Zürich  eine  Anzahl  ländlicher  Gemeinden  ^)  mit  aus- 
schliesslich landwirtschaftlichem  Betriebe,  wo  dieses  zutrifft:  denn 
bei  der  Seltenheit  grösserer  Gutsbesitzer  imd  bei  der  fast  ausschliess- 
lichen Herrschaft  der  bäuerlichen  Wirtschaft  ist  hier  mit  der  Land- 
wirtschaft jene  Gleichmässigkeit  einigermassen  gegeben.  Da,  wo 
die  Industrie  einsetzt,  beginnt  die  stärkere  Differenzierung,  imd  voll- 
ends die  Hauptstadt  mit  ihrer  Umgebung  enthält  die  ganze  Mannig- 
faltigkeit der  modernen  Gegensätze. 

Es  ist  nun  ein  eigentümliches  Verhängnis,  dass  die  Gerechtig- 
keit dahin  treibt,  gerade  wegen  derjenigen  Gemeinden,  welche  bei 
dem  bestehenden  System  der  Vermögenssteuer  schon  hinreichenden 
Anlass  zu  politischen  Bedenken  geben,  dieses  System  in  einer  Rich- 


')  Der  Bezirk  Dielsdorf  mit  25  Gemeinden  and  2818  Haushaltungen 
(13,953  Einwohnern)  hatte  im  J.  1879  2943  Vermögenssteuerpflichtige.  Davon 
versteuerten  Vermögen: 

307:         100-        500  Fr. 

410:         600-      1000    , 

493:       1100-      2000    , 

687:       2100-      5000    , 

814:        5100-  20,000    „ 

175:     20,100—  50,000    , 

43:    50,100-100,000    , 

13:  100,100—250,000    , 

1:  250,100—500,000    , 


2943. 
Hiemach  war  mehr   als   die  Hälfte   zu   einem  Vermögen  von  2100—20,000  Fr. 
eingeschätzt;    fast    drei  Viertel  (21 09)   auf  1100—20,000  Fr.     Nur  57   zu   mehr 
als  50,000  Fr.  und  davon  weitaus  die  Mehrzahl  unter  100,000  Fr. 

85 


gg  Gustav  Cohn, 

tung  umzugestalten,  welche  solche  Bedenken  vergrössern  muss.  Denn 
es  kann  keine  Gerechtigkeit  sein,  dass  Gemeinden  wie  die  Stadt 
Zürich  oder  wie  die  ihre  Vorstädte  bildenden  Ausgemeinden  (Ries- 
bach, Enge,  Aussersihl,  Oberstrass,  Unterstrass,  Fluntern,  Hottingen, 
Hirslanden),  mit  der  ganzen  Mischung  moderner  Stände  und  Berufs- 
arten, an  diesem  Vermögenssteuersystem  sich  genügen  lassen. 

Hier  springt  die  Notwendigkeit  einer  Besteuerung  des  Personal- 
einkommens unzweifelhaft  hervor,  und  wenn  auch  der  in  den  Schweizer 
Kantonen  wie  namentlich  in  Zürich  längst  feststehende  Grundsatz 
der  Steuergesetzgebung,  das  fundierte  Einkommen  stärker  zu  be- 
lasten als  das  Personaleinkommen,  im  Gemeindehaushalt  noch 
wesentlich  weiter  getrieben  werden  mag,  als  in  dem  Staatshaushalte : 
dazu  ist  doch  kein  Grund  vorhanden,  diesen  Unterschied  in  der  Be- 
lastung so  weit  zu  treiben,  dass  alles  Personaleinkommen  befreit 
bleibt  und  statt  dessen  bloss  jene  rudimentäre  Kopf-  und  Haus- 
haltungssteuer fungiert,  —  rudimentär  in  allen  den  Gemeinden,  in 
welchen  die  moderne  Differenzierung  der  Einkomraensarten  und  Ein- 
kommenshöhen Platz  gegriffen  hat.  Es  mag  hier  seltener  vorkommen, 
als  etwa  im  nordöstlichen  Deutschland  mit  der  Armut  seiner  ge- 
lehrten Berufsstände  und  seines  Staatsbeamtentums ,  dass  namhafte 
Personaleinkünfte  von  gänzlichem  Vermögensmangel  begleitet  sind: 
aber  dennoch  kommen  solche  Fälle  auch  hier  vor;  dennoch  gibt  es 
auch  hier,  —  unabhängig  von  derartigen  Extremen,  —  Advokaten, 
Aerzte,  Ingenieure,  welche  Einkünfte  von  20,000 — 30,000  und  mehr 
Franken  durch  ihre  Arbeit  erwerben,  ohne  ein  irgend  entsprechendes 
Vermögen  zu  besitzen;  dennoch  weisen  Stadt  und  Vorstädte  von 
Zürich  eine  grössere  Anzahl  von  Personaleinkünften  auf,  welche  kaum 
mit  einem  gleich  hohen  Vermögensbesitz  Hand  in  Hand  gehen. 

Diese  Personaleinkünfte  der  Koramunalbesteuerung  zu  entziehen, 
ist  nicht  gerechtfertigt.  Es  mag  nach  Lage  der  thatsächlichen  Ein- 
schätzungsverhältnisse eine  Art  von  ausgleichender  Gerechtigkeit  in 
dieser  Befreiung  gegeben  sein,  weil  das  Personaleinkommen  sich  im 
grossen  ganzen  nicht  ebenso  leicht  der  zutreffenden  Einschätzung  ent- 
zieht, wie  das  Vermögen,  weil  eine  Reihe  von  öffentlichen  Gehalten  offen 
zu  Tage  liegt,  weil  auch  nichtöffentliche  Personaleinkünfte,  mit  sel- 
tenen Ausnahmen,  die  Täuschung  niemals  so  weit  treiben  können, 
wie    es   mit   dem  Vermögensbesitz   nicht   selten   geschieht  ^).     Aber 

')  Daneben  ist  es  dann  wieder  eine  Thatsache,  dass  bei  dem  überwiegend 
kommunalen  Element  in  der  gemeinsamen  Einschätzungsbehörde  für  Staats-  und 
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diese  gebrechliche  Art  von  ausgleichender  Gerechtigkeit  kann  doch 
nur  so  lange  Stich  halten,  als  man  überhaupt  eine  principielle  Kritik 
und  eine  darauf  gebaute  Reform  hintansetzt.  Sie  schliesst  auch,  im 
rein  thatsächlichen  Sinne,  nicht  aus.  dass  eine  grosse  Zahl  von  in- 
dividuellen Fällen  durch  sie  keineswegs  ausgeglichen  wird. 

Soweit  es  aber  wahr  ist,  dass  die  Einschätzung  des  Personal- 
einkommens näher  zu  der  Wahrheit  gelangt  als  die  Einschätzung 
des  Vermögens,  würde  eine  Verteilung  der  kommunalen  Steuerlast, 
welche  das  Personaleinkommen  stärker  heranzieht  als  bisher  und 
dadurch  das  Vermögenseinkommen  erleichtert,  nach  ihrem  Teile  dazu 
beitragen,  dass  die  ansehnliche  Höhe  der  Gemeindesteuern  sich  künftig 
auf  einen  etwas  zuverlässigeren  Einschätzungsapparat  stützen  dürfte 
als  bisher. 

Die  Summe  des  Personaleinkommens  als  ein  Ganzes  mag  bei 
dem  heutigen  System  eine  relative  Berechtigung  zur  Befreiung  von 
der  Gemeindelast  haben:  aber  die  zutreffende  Erfassung  des  einen 
Steuersubjekts  gegenüber  dem  andern  wird  vermittelst  der  Heran- 
ziehung dieses  Faktors  verbessert  werden. 

Wenn  man  (ich  verweise  auf  die  früher  gegebenen  Zahlen  zu- 
rück) von  dem  heutigen  Umfang  der  Einkommenssteuer  im  Kanton 
Zürich  redet,  so  haben  daran  die  Gemeindesteuern  den  Löwenanteil. 
Die  Summe  derselben,  nahezu  6  MiU.  Fr.,  nähert  sich  dem  Doppelten 
der  Staatssteuer;  davon  kommen  allein  2^/4  Mill.  Fr.  auf  den  Bezirk 
Zürich  (27,69  Fr.  auf  den  Kopf  der  Bevölkenmg;  130  Fr.  auf  die 
Haushaltung),  also  nicht  viel  weniger  als  die  Staatssteuer  für  den 
ganzen  Kanton  beträgt.  Der  Steuersatz  für  die  Stadt  Zürich  und 
ihre  Ausgemeinden  ist  6 — 7  vom  Tausend,  während  er  für  den  Staat 
4  vom  Tausend  ist,  imd  hier  die  ersten  20,000  Fr.  nur  zur  Hälfte  fasst. 

Die  angedeutete  Reform,  die  Personaleinkommensbesteuerung 
in  den  Gemeindehaushalt  einzuführen,  würde  nun  allerdings  immer 
nur  eine  sehr  relative  Verbesserung  im  angedeuteten  Zusammen- 
hange bleiben.  Es  würde  an  Ungleichheit  und  individueller  Ueber- 
bürdung  das  meiste  ungebessert  übrig  bleiben,  solange  es  nicht  ge- 


Gemeindebesteuerung  die  Aufmerksamkeit  mehr  auf  die  Erfassimg  von  Vermögen 
zur  Besteuerung  gerichtet  ist,  weil  hieran  auch  die  Gemeinde  ein  Interesse  hat 
und  zwar  ein  sehr  grosses  Interesse,  während  die  Höhe  des  Personaleinkommens 
mit  geringerem  Interesse  angesehen  und  untersucht  wird.  Beweis  dafür:  der 
Mangel  an  Kontrolle  selbst  über  Staatsgehalte,  welche  sich  öfters  der  zutreffenden 
Einschätzung  zu  entziehen  wissen. 
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langen  ist,  das  Einschätzungsverfahren  eingreifend  zu  verbessern. 
Der  einseitige  Druck  der  direkten  Steuerlast,  welcher  das  nach  son- 
stigen finanziellen  Ueberzeugungen  zur  Beweglichkeit  bestimmte 
Element  des  Steuersystems  zum  Stillstande  verurteilt  hat,  würde 
selbst  nach  solcher  Verbesserung,  bei  den  vorhandenen  staatsbürger- 
lichen Empfindungen,  schwerlich  beseitigt  werden.  Die  schärfere 
Ent Wickelung  der  Progression  vollends,  welche  mit  der  Personal- 
einkommenssteuer verknüpft  ist,  würde  ihrerseits  die  oben  angedeu- 
teten Bedenken  verstärken.  Ein  kräftiger  Schritt  der  Reform  dürfte 
bei  dieser  Lage  der  Dinge  wohl  nur  von  Massregeln  zu  erwarten 
sein,  welche  neue  Elemente  in  das  Steuersystem  einfügen,  die  ent- 
weder unmittelbar  oder  doch  mittelbar  dem  Gemeindehaushalt  zu 
Hilfe  kommen,  die  also  entweder  den  embryonischen  Andeutungen 
etwa  des  heute  schon  bestehenden  Drittelsanteils  der  Gemeinden  an 
der  staatlichen  Hundetaxe  weiter  nachgehen  oder  doch  durch  die 
neuen  Finanzmittel  des  Staatshaushaltes  die  Gesamtsumme  der  di- 
rekten Steuern  derart  erleichtern,  dass  die  Gemeinden  nun  freiere 
Bewegung  in  ihrer  Verfügung  über  dieselben  erhalten. 

Jedoch  wie  hier  auf  die  Abhängigkeit  der  Gemeinden  von  dem 
sie  umschliessenden  Staatsverbande  gedeutet  ist,  so  liegt  die  Hoff- 
nung für  das  kleine  Staatswesen  in  dessen  Beziehung  zu  dem  höheren 
Verbände,  zu  dem  Bundesstaate.  Und  davon  werden  wir  später  reden. 

Regierungsrat  und  Kantonsrat  von  Zürich  haben  die  Reform  der 
Gemeindesteuern  ungefähr  gleichzeitig  mit  den  oben  erwähnten  Re- 
formen der  Staatssteuer  angefasst;  mit  wiederholten  Unterbrechungen, 
zu  welchen  ein  verbreitetes  Gefühl  der  schliesslichen  Erfolglosigkeit 
der  Entwürfe  veranlasst  hat,  ist  folgendes  angeregt  worden. 

Am  26.  Februar  1879  beschloss  der  Kantonsrat:  es  solle  eine 
(Personal-)  Einkommenssteuer  in  denjenigen  Gemeinden  eingeführt 
werden ,  in  welchen  der  Ertrag  die  Hälfte  der  Haushaltungssteuer 
erreiche  und  mindestens  200  Fr.  betrage;  von  jedem  Einkommen 
sollten  die  ersten  1000  Franken  frei  sein  und  auch  im  übrigen  sollte 
die  Steuer  progressiv  gestaltet  sein:  daneben  war  vorgesehen,  die 
Steuer  sollte  nur  in  solchen  Gemeinden  eingeführt  werden,  in  wel- 
chen die  Zahl  der  zu  2000  Fr.  taxierten  Einkünfte  eine  gewisse 
Prozentzahl  der  Einkünfte  von  1100  Fr.  und  darüber  erreichte;  wo 
die  Steuer  eingeführt  würde,  da  sollte  die  Haushaltungssteuer  auf 
die  Hälfte  herabgesetzt  werden.  Das  Nähere  auszuarbeiten,  wurde 
dem  Regierungsrate  aufgegeben.    Dieser  berichtete  am  24.  April  1879 
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und  am  31.  Mai  1879  darüber,  entwickelte  aber  wesentlich  ver- 
schiedene Ansichten :  die  Haushaltungssteuer  dürfe  nicht  vermindert 
werden,  weil  sonst  die  Finanzen  der  weitaus  grössten  Zahl  der  Ge- 
meinden empfindlich  gestört  werden  würden ;  femer  solle  das  Personal- 
einkommen in  allen  Gemeinden  besteuert  werden,  weil  eine  Ungleich- 
heit der  kommunalen  Steuersysteme  grosse  Schwierigkeiten  für  die 
wechselseitige  Abrechnung  der  Gemeinden  bei  Wohnsitzwechsel  der 
Pflichtigen  u,  dgl.  zur  Folge  haben  müsste. 

Eine  Beratung  dieser  Vorlage,  welche  die  Angelegenheit  för- 
derte, unterblieb,  hauptsächlich  deshalb,  weil  der  Kantonsrat  die 
Reform  des  Staatssteuergesetzes  als  notwendige  Voraussetzung  dieser 
Reform  ansah.  So  vergingen  weitere  drei  Jahre,  bis  der  Regie- 
rungsrat —  gleichzeitig  mit  dem  Entwurf  für  die  Staatssteuer  — 
am  17.  Juni  und  29.  Juli  1882  eine  neue  Vorlage  machte.  Nach 
dieser  ist  der  Einkommenssteuerkataster  für  die  Gemeinden  der  gleiche 
wie  derjenige  für  die  Staatssteuer  (gemäss  der  neuen  Vorlage),  aber 
der  Steuerfuss  ist  derart  ermässigt,  dass  er  nur  ein  Viertel  des  Steuer- 
fusses  der  Staatseinkommenssteuer  beträgt  ^).  Während  nach  dem 
Entwürfe  des  Staatssteu^rgesetzes  ein  Jahreseinkommen  von  2500  Fr. 
bei  4  p.  Tausend  für  den  Staat  40  Fr.  zu  steuern  hat,  zahlt  bei 
8"/oo  an  die  Gemeinde  das  gleiche  Einkommen  bloss  20  Fr. 

Für  die  Gesamtheit  der  Gemeinden  des  Kantons  ^vird  eine  Summe 
des  Ertrags  von  59,000  Fr.  berechnet  bei  1  ^/oo  Vermögenssteuer; 
davon  fällt  auf  den  Bezirk  Zürich  allein  40,000  Fr.  Bei  einem 
Satze  von  6°/oo  würde  das  für  den  ganzen  Kanton  354,000  Fr.  er- 
geben .  für  den  Bezirk  Zürich  allein  240,000  Fr. ,  also  noch  nicht 
ein  Zehntel  der  bisherigen  Steuersumme  selbst  für  diesen  an  der 
Reform  hauptsächlich  beteiligten  Bezirk. 

Und  dieses  trotz  —  freilich  zugleich  auch  wegen  —  Festhal- 
tung der  Progression  des  Staatssteuergesetzes.  ,  Nachdem  der  h. 
Kantonsrat  sich  bereits  früher  in  grosser  Mehrheit  auf  den  Stand- 
punkt gestellt  hat,  es  sei  auch  für  die  Einkommenssteuer  zu  Gunsten 
der  Gemeinde  eine  progressive  Besteuerung  in  Aussicht  zu  nehmen, 
scheint   es   ims   nicht   angemessen   zu   sein,    sagt   die  Weisung   des 


')  Im  Staatsst^uergesetze  heisst  es :  jedes  Hundert  des  Einkommenskatasters 
zahlt  2,  so  oft  das  Tausend  des  Vermögenskatasters  1  zahlt;  im  Gemeinde- 
einkommenssteuerparagraphen aber  heisst  es:  jedes  Tausend  des  Emkommens- 
katasters  zahlt  5  Fr.,  so  oft  von  1000  Fr.  Vermögen  1  Fr.  erhoben  wird. 
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Regierungsrats,  nochmals  auf  die  Streitfrage  einzutreten,  ob,  nach- 
dem eine  progressive  Besteuerung  des  Vermögens  zu  Gemeinde- 
zwecken in  der  Verfassung  ausdrücklich  verboten ,  eine  derartige 
Besteuerung  des  Einkommens  gestattet  sei." 

Es  darf  hier  daran  erinnert  werden,  dass  die  Gemeinde,  anders 
als  der  Staat  mit  seiner  dürftigen  Aktivbürgersteuer,  den  Mann 
und  die  Haushaltung  so  hoch  besteuert,  wie  jedes  Tausend  Ver- 
mögen: bei  6^joo  zahlt  also  ein  Mann  mit  eigener  Haushaltung 
12  Fr.,  auch  wenn  er  gar  kein  Vermögen  und  ein  minimes  Per- 
sonaleinkommen hat. 

Dass  dennoch  die  Progression  des  Staatssteuergesetzes,  ja  viel- 
leicht jede  starke  Progression  die  Bedenken  vermehren  muss,  welche 
sich  an  diese  politische  Umgebung  knüpfen,  ist  bereits  zur  Genüge 
von  uns  bemerkt  worden. 

Die  Vorlage  selber,  jetzt  anderthalb  Jahre  lang  in  den  Händen 
des  Kantonsrates  oder  seines  Ausschusses,  harrt  noch  ihrer  weiteren 
Behandlung. 

vn. 

Ein  zweiter  wichtiger  Gegenstand  muss  indessen  auch  erwähnt 
werden ,  welcher  zur  Reform  des  züricherischen  Gemeindesteuer- 
wesens gehört. 

In  meinen  älteren  Erörterungen  habe  ich  bereits  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  Gesichtspunkte,  unter  welchen  eine  Besteuerung 
gerechterweise  einzutreten  hat,  in  der  züricherischen  Gesetzgebung 
auf  unklare  Weise  vermischt  sind.  Ich  habe  dies  namentlich  an 
der  Bestimmung  des  Staatssteuergesetzes  von  1870  gezeigt,  nach 
welcher  das  Grundeigentum,  welches  auswärts  wohnenden  (und  auch 
einem  fremden  Staatsverbande  angehörenden)  Personen  gehört,  ge- 
rade so  besteuert  wird,  wie  wenn  es  einem  darauf  wohnenden 
Einheimischen  gehört.  Die  analogen  Bestimmungen  des  Gemeinde- 
steuergesetzes habe  ich  gleichfalls  hervorgehoben.  Es  sind  dies 
Vorschriften,  welche  mit  dem  Gedanken  der  Ertragssteuer  zusammen- 
fallen, welche  daher  das  Objekt  zur  Steuer  heranziehen  wegen  des 
Interesses,  welches  das  Objekt  (oder  die  Person  vermöge  ihres 
Objekts)  an  den  Leistungen  von  Staat  und  Gemeinde  haben. 

Es  braucht  nicht  besonders  betont  zu  werden,  dass  im  Grunde 
der  Steuerparagraph  der  Staatsverfassung  (Art.  19:  „alle  Steuer- 
pflichtigen  haben   im  Verhältnisse    der   ihnen   zu  Gebote   stehenden 
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Hilfsmittel  an  die  Staats-  und  Gemeindelasten  beizutragen")  im 
Widerspruche  zu  solchen  Vorschriften  steht.  Denn  es  scheint  uns 
wichtiger,  dass  der  Gerechtigkeit  gewillfahrt  werde,  als  dass  ein,  in 
sich  unfertiger,  Verfassungsartikel  als  leitende  Norm  betrachtet 
werde,  da  er  vielmehr  der  Berichtigimg  bedarf.  Die  Gerechtigkeit 
aber  liegt  auf  dem  Wege,  welchen  das  Leben  bisher,  unsicher 
tastend,  eingeschlagen,  welchen  die  Gesetze  indessen  aus  Mangel  an 
principieller  Klarheit  ungenügend  ausgeebnet  haben. 

Seit  K.  G.  Kries  ^)  auf  die  relative  Berechtigung  der  beiden 
Steuergründe,  des  , Vorteils"  und  des  „Opfers",  aufmerksam  gemacht 
hat,  ist  der  Ausgangspunkt  gegeben,  um  die  Widersprüche  zu  lösen, 
in  welche  sich  aus  Mangel  dieser  Unterscheidung  das  Leben  immer 
wieder  verstrickt  hat.  Die  Steuertheorie  hat  in  dem  seitdem  ver- 
flossenen Menschenalter  die  Sache  weiter  geführt,  aber  noch  keines- 
wegs bis  zum  Abschlüsse  gebracht.  Das  Material,  welches  die  Praxis 
aufwirft,  wächst  unterdessen  massenhaft  an;  es  wächst  in  dem  Grade, 
als  die  Beweglichkeit  der  modernen  Menschen  ein  buntes  Vielerlei 
von  Steuerverhältnissen  erzeugt,  aus  dem  heraus  die  Fragen  ent- 
stehen: warum  soll  in  diesem  oder  jenem  gegebenen  Verhältnisse 
der  Einwohner  der  fremden  Gemeinde,  des  fremden  Kantons,  des 
fremden  Reiches,  zu  dieser  oder  jener  Steuer  herangezogen  werden? 
Was  soll  der  Bürger  leisten  und  was  der  Nichtbürger?  Was  der 
Anwesende  und  was  der  Abwesende  ?  Welche  Steuer  ist  für  diesen, 
und  welche  Steuer  ist  für  jenen  bestimmt? 

Eine  lange  Reihe  von  theoretischen  Auseinandersetzungen,  dann 
eine  mühsame  Fortentwickelung  der  Steuergesetzgebung  im  Sinne 
der  Ordnung  und  Klarheit,  welche  aus  theoretischen  Einsichten  zu 
erwarten  ist,  endlich  die  Uebereinstimmung  der  verschiedenen  Ge- 
setzgebungen derart,  dass  ausspringende  und  einspringende  Ecken 
sich  vermöge  eines  , internationalen  Finanzrecht«"  ineinander  fügen 
lassen:  —  das  ist  die  Aufgabe,  deren  Lösung  den  Forderungen  der 
Gegenwart  und  Zukunft  im  Steuerwesen  gerecht  werden  soll. 

Ich  nenne  hier  nur  einen  Rechtsfall  aus  der  täglichen  Praxis. 
Der  preussische  Unterthan,  welcher  einkommenssteuerpflichtig  ist, 
bleibt  einkommenssteuerpflichtig,  so  lange  er  dem  Unterthanenverband 
angehört,    auch   wenn    er    im   Auslande    seinen   Aufenthalt    nimmt. 


')  Regelung  der  Grundsteuer  in  Preussen,  1855,  S.  80  ff.  besonders  S.  90  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswiss.  1855. 
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Lebt  er  in  der  Schweiz,  etwa  in  Zürich,  so  hat  er  das  gleiche  Ein- 
kommen, als  Fremder  so  gut  wie  als  Bürger,  auch  hier  nach  dem 
hiesigen  Steuergesetze  zu  versteuern.  Wofür  steuert  er  nun?'  In 
der  Heimat  kraft  seiner  staatsbürgerlichen  Pflicht;  in  Zürich  offen- 
bar nicht  aus  dem  gleichen  Grunde,  sondern  etwa:  als  Mensch 
überhaupt?  oder  wegen  der  Vorteile,  die  ihm  hier  zu  teil  werden? 
Anderseits  haben  in  Preussen  ebenso  wie  in  Zürich  „alle  Ein- 
wohner des  Staats  (sowie  die  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Staats- 
angehörigen)" die  Einkommenssteuer  zu  entrichten^).  Es  entsteht 
bei  einer  Doppelbesteuerung  von  hier  aus  also  die  gleiche  Reihe 
von  Fragen  und  Zweifeln.  Es  ist  nur  eine  scheinbare  Klärung  der 
Gesichtspunkte,  wenn  in  Zürich  eine  besondere  „  Aktivbürgersteuer " 
besteht,  welche  bloss  der  Staatsbürger,  nicht  der  Fremde  zahlt. 
Denn  auch  abgesehen  von  dem  Zusammenhange  ihrer  Entstehung, 
welchen  wir  kennen,  weist  ihre  minime  Geringfügigkeit  den  reichen 
Mann,  der  hier  Vermögens-  und  Einkommenssteuer  zahlen  soll,  sei 
er  Bürger  oder  nicht,  deutlich  -auf  die  Frage  zurück :  ob  man  solche 
Progressivsteuern  wohl  zahlen  soll  um  des  genossenen  Vorteils 
willen,  und  wenn  nicht,  ob  der  Fremde  in  ihnen  staatsbürgerliche 
Pflichten  erfüllen  soll  wie  der  Einheimische. 

Mit  dem  Trumpfe,  dass  es  eben  der  Schaden  sei,  welchen  jeder 
tragen  müsse,  der  nicht  in  seinem  Staate  lebe  und  wirke,  dass  die 
Gesetzgebung  sich  daher  über  solche  Anomalien  kühl  hinwegzusetzen 
habe,  als  über  Ausnahmen,  für  welche  sie  gar  nicht  berechnet  sei, 
■ —  mit  diesem  Trumpfe  kann  man  heute  wohl  nicht  mehr  kommen. 
Denn  das  Leben  treibt  immer  häufiger  derartige  Anomalien  hervor, 
und  es  wird  auf  die  Länge  der  Zeit  immer  notwendiger,  die  Ge- 
setzgebung darauf  einzurichten^). 


*)  Dagegen  befreit  das  Steuergesetz  von  Baselstadt  vom  6.  April  1840 
,  solche  hier  niedergelassene  Schweizerbürger  und  Ausländer,  die  bloss  aus  ihren 
Zinsen  leben  und  keine  Liegenschaften  besitzen".  Renward  Meyer,  Materialien I, 
42.  Aehnlich  ein  neues  Gesetz  für  die  Stadt  Chur  (Graubünden)  von  1882, 
welches  für  Rentner  ein  Aversum  zugesteht. 

^)  Hier  ein  Beispiel,  wie  die  Bürger  der  Stadt  Zürich  über  die  Erde  zer- 
streut sind,  und  wie  anderseits  die  Nichtbürger  der  Stadt  Zürich  gemischt  sind. 

Bürger  gibt  es  14,577:  davon  wohnen  in  Zürich  7781,  in  den  9  Ausgemeinden 
der  Stadt  Zürich  2077,  in  den  andern  Gemeinden  des  Kantons  Zürich  1163.  In 
den  andern  Kantonen  der  Schweiz  wohnen  1081.  In  den  Staaten  Europas  wohnen 
1711,  nämlich:    in  Deutschland  570,  Frankreich  (190  in  Paris)  368,  Italien  247, 
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Wenigstens  eine  Anerkennung,  dass  geholfen  werden  muss,  be- 
steht insoweit,  als  im  Bereiche  eines  grösseren  Ganzen  das  Verbot 
der  .Doppelbesteuerung"  gegenüber  den  darin  beschlossenen  öffent- 
lichen Haushaltungen  ausgesprochen  ist  und  durch  die  vorhandenen 
Instanzen  gehandhabt  wird.  So  ini  Deutschen  Reich  durch  das 
Gesetz  vom  13.  Mai  1870,  so  im  schweizerischen  Bundesstaat  durch 
Art.  46  der  Bundesverfassung  vom  Jahr  1874,  welchem  ein  Gesetz 
erst  folgen  soll.  Ueber  diese  Grenzen  eines  geeinten  nationalen 
Ganzen  hinaus  fehlt  die  gleiche  Abhilfe:  während  sie  doch  ebenso 
notwendig  ist  ^).  Aber  gerade  mit  dem  Augenblicke,  wo  sie  gewährt 
werden  soll,  werfen  sich  die  Zweifel  entgegen,  die  wir  kennen  ge- 
lernt haben:  und  sie  wollen  mit  der  Bestimmtheit  eines  positiven 
Gesetzes,  jedenfalls  eines  positiven  Richterspruches,  gelöst  sein.  Ob 
diese  Bestimmtheit  wissenschaftlich  Stich  hält,  ob  sie  nicht,  weil 
bloss  äusserlich,  alsbald  wankend  und  besserungsbedürftig  wird,  das 
hängt  von  ihrer  inneren  Stärke  ab.  Wenn  also  beispielshalber  die 
Motive  zum  Entwurf  des  Gesetzes  wegen  Beseitigimg  der  Doppel- 
besteuerung vom  13.  Mai  1870  zu  §.  1  erklären*):  „Davon  aus- 
gehend, dass  der  Steuerpflichtige  hauptsächlich  im  Staate  seines 
Wohnsitzes  des  staatlichen  Schutzes  geniesst  und  dort  an  den 
gemeinnützigen  Anstalten  teilnimmt,  sowie  auch  aus  praktischen 
Rücksichten,  hat  der  Entwurf  es  vorgezogen,  das  ausschliessliche 
Besteuerungsrecht  an  den  Wohnsitz,  statt  an  die  Staatsangehörigkeit 


England  162.  Oesterreich  140,  Russland  114,  HoUand  36,  Belgien  :31,  Türkei  14, 
Rumänien  13,  Spanien  8,  Griechenland  3,  Schweden  3,  Norwegen  1.  Dänemark  1. 
In  Amerika  wohnen  538,  in  Afrika  46,  in  Asien  51,  in  Australien  9,  auf  der 
westind.  Insel  Saba  10.  Als  Handwerker  befinden  sich  ,in  der  Fremde*  46, 
und  unbekannten  Aufenthaltes  und  verschollen  sind  64. 

Die  Xichtbürger  sind  aus  folgenden  Ländern:  Kantonsbürger  5114  Seelen, 
Bürger  der  andern  Schweiz.  Kantone  3518,  Deutschland  3000  (nämlich  Württem- 
berg 878,  Baden  836,  Preussen  806,  Bayern  332,  Sachsen  148),  Oesterreich 
(28  Ungarn)  232.  Frankreich  170,  Italien  58,  Amerika  32.  Spanien  19.  Däne- 
mark 13.  Norwegen  12.  Holland  10,  Russland  5.  Türkei  4,  Belgien  4.  England  3, 
Rumänien  3,  Griechenland  2,  Luxemburg  1,  Schweden  1 :  zusammen  12,201  Seelen. 
(Etat  der  Bürger  und  Niedergelassenen  der  Stadt  Zürich  für  1883.) 

^)  Neuerdings  u.  a.  Petition  von  44  in  Mailand  lebenden  Tessinem  an  den 
schweizerischen  Bundesrat  (Mai  1882)  um  internationale  Regelung  der  Doppel- 
besteuerung. 

-)  Hirths  Annalen  des  Deutschen  Reiches  1876:  M.  Seydel,  Die  Deutsche 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit,  S.  177. 
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ZU  knüpfen"  —  so  ist  diese  Begründung  kaum  in  Einklang  zu 
bringen  mit  jetzt  allgemein  anerkannten  Auffassungen  der  wesent- 
lichen Grundlagen  des  Staatsverbandes  und  der  Staatsverpflichtung. 
Wenn  wir  aber  den  einseitigen  Standpunkt  einer  solchen  Recht- 
fertigung durch  das  Interesse  verwerfen :  was  setzen  wir  an  die 
Stelle?  Die  Trennung  von  Staatsbürgertum  und  wirklichem  Zu- 
sammenleben bietet  der  Steuerlehre  ein  Problem,  welches  —  so  weit 
ich  finden  kann   —  der  Lösung  noch  harrt  ^). 

Doch  wir  kehren  zu  unserem  Ausgangspunkt  zurück:  das  an- 
geführte Beispiel  war,  statt  zahlreicher  anderer,  dazu  bestimmt,  die 
weittragenden  Konsequenzen  des  Punktes  anzudeuten,  von  welchem 
wir  zu  reden  haben. 

Es  handelt  sich  um  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften 
für  die  Gemeindehaushaltungen. 

Während  nach  §.  137  des  Gemeindegesetzes  die  Besteuerung 
wesentlich  darauf  gerichtet  ist,  physische  und  juristische  Personen 
nach  dem  Grundsatze  der  Leistungskraft  zu  den  öffentlichen  Lasten 
heranzuziehen  (Grundstücke  mit  Abzug  der  darauf  haftenden  Schul- 
den, Gewerbebetriebe  „für  einen  demselben  entsprechenden  Teil  des 
Vermögens"  ihres  Besitzers):  sollen  „Aktiengesellschaften  für 
den  vollen  Wert  ihres  in  der  Gemeinde  gelegenen  Grundeigentums" 
besteuert  werden.  Nach  dem  Staatssteuergesetze  dagegen  haben 
Aktiengesellschaften  bloss  ihre  Reservefonds  und  die  Aktionäre  die 
Aktientitel  (nach  Massgabe  des  Verkehrswertes)  zu  versteuern.  Weil 
nun  zur  Gemeindesteuer  (ebenfalls  nach  §.  137)  Aktiengesellschaften 
gleich  anderen  Korporationen,  die  in  der  Gemeinde  domiziliert  sind, 
für  dasjenige  Vermögen  zu  steuern  haben,  welches  zur  Staatssteuer 
eingeschätzt  ist:  so  erkennt,  nach  vielfachen  Beschwerden  und  er- 
folglosen Klagen  beim  Bundesgericht  wegen  Doppelbesteuerung, 
jetzt  der  Regierungsrat  in  seiner  Mehrheit,  dass  diese  Bestimmung 
fallen  müsse.  Sie  sei  im  Widerspruche  mit  dem  Steuerparagraphen 
der  Staatsverfassung:  denn  mit  diesem  habe  doch  gesagt  werden 
wollen,  dass  nicht  der  Wert  einer  Liegenschaft,  sondern  die  ökono- 
mische Lage  des  Besitzers  derselben  in  Betracht  zu  ziehen  sei,  und  , 
dass  keinenfalls  einzelne  Kategorien  von  Grundeigentümern  einer 
ausnahmsweisen  Behandlung  unterstellt  werden  sollen. 

')  Dieser  Frage  gegenüber  ist  offenbar  das  Auskunflsmittel  der  indirekten 
Besteuerung  ein  eehr  äusserliches  und  rohes :  es  vermeidet  eben,  dass  die  Frage 
aufgeworfen  wird. 
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Die  Minderheit  des  Regierungsrats  hebt  dagegen  hervor  —  was 
auf  einen  ganz  anderen  Gesichtspunkt  als  den  Einen  Grundsatz  der 
Verfassimg,  damit  aber  zugleich  über  die  Frage  der  Aktiengesell- 
schaften weit  hinaus  deutet  —  dass  es  Aktiengesellschaften  gibt, 
welche  bewirken,  dass  sich  eine  grosse  Zahl  von  Arbeiterfamilien 
mit  geringer  Steuerkraft  in  einer  Gemeinde  ansiedelt,  wodurch  die 
Gemeinde  zu  grossen  Ausgaben,  zumal  für  das  Schulwesen,  genötigt 
werde.  Könne  man  nicht  das  Grundeigentum  treffen,  so  werde 
in  vielen  Fällen  für  die  Gemeinden  von  solchen  Aktiengesellschaften 
gar  nichts  erhältlich  sein. 

Diese  Minderheit  im  Schosse  des  Regierungsrates  hat  denn 
sofort  nach  Bekanntwerden  des  neuen  Entwurfes  durch  die  Be- 
schwerdeschriften mehrerer  Gemeinden  Unterstützung  erhalten.  Schon 
mit  den  wenigen  Worten  ist  für  uns  eine  Reihe  wohlbekannter  Er- 
wägungen zurückgerufen,  welchen  namentlich  E,  Nasse  in  seinem 
Gutachten  über  die  „ Kommunalsteuerfrage "  Ausdruck  verliehen  hat. 

Die  Yorstadtgemeinden  von  Zürich  sind  vorzugsweise  an  dieser 
Sache  beteiligt.  Die  Gemeinde  Wiedikon  reichte  eine  Petition  bei 
dem  Kantonsrat  ein  mit  dem  Nachweise,  dass  7  auswärts  domi- 
zilierte Aktiengesellschaften  in  ihrem  Banne  Grundeigentum  zum 
eingeschätzten  Werte  von  3  Mill.  Fr.  besitzen  und  dass  durch  An- 
nahme des  Entwurfs  die  übrig  bleibenden  Steuerpflichtigen  12  p. 
Mill.  zu  zahlen  haben  würden.  Bald  darauf  kam  Aussersihl,  die 
industrielle  grosse  Vorstadt,  in  deren  Bereich  sich  die  Bahnhöfe  und 
Werkstätten  der  Nordostbahngesellschaft  ausdehnen:  der  Gemeinderat 
setzt  auseinander,  dass  die  ökonomische  Lage  der  Gemeinde,  in 
welcher  schon  eine  Steuer  von  8  ^'/oo  bezogen  werde  und  doch 
immer  ein  Deficit  herrsche,  das  bisherige  Besteuerungsrecht  gegen- 
über den  Aktiengesellschaften  durchaus  notwendig  mache.  In  den 
Jahren  1876 — 1882  sei  die  Bevölkerung  von  9799  auf  15,500  Seelen 
gestiegen,  die  Schülerzahl  von  936  auf  1702  (also  in  wesentlich 
stärkerem  Verhältnisse)  und  die  Lehrerzahl  von  12  auf  23.  Es 
seien  meistens  vermögenslose  Arbeiterfamilien  zugezogen,  welche 
viele  Kinder  besitzen,  aber  die  Steuerkraft  der  Gemeinde  nicht 
vermehren:  dagegen  steht  eine  Steigerung  der  Ausgaben  für  neue 
Strassen,  Schulhäuser,  Lehrkräfte  in  Aussicht.  Das  ganze  Steuer-^ 
kapital  betrage  14  Mill.  Fr.,  davon  allein  die  Liegenschaften  der 
Aktiengesellschaften  3  Mill.  imd  beim  Verluste  der  letzteren  müsste 
der  Steuerfnss   um  S^/oo  erhöht  werden,   was   einen    unerträglichen 
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Steuerdruck  und  Steuerflucht  zur  Folge  hätte.  „Die  Gemeinde- 
steuer der  Aktiengesellschaften,  heisst  es  in  der  Petition  mit  rich- 
tigem Instinkt,  ist  als  eine  Art  Grundsteuer  aufzufassen,  welche 
gleich  den  Verwaltungs-  und  Betriebskosten  zu  verrechnen  ist." 

Ganz  ähnlich  waren  die  Ausführungen  der  Petition,  welche 
die  kleinere  Nachbargemeinde  Oerlikon  vorlegte  ^). 

Die  Kommission  des  Kantonsrats  schloss  sich  dem  Standpunkte 
der  Minderheit  des  Regierungsrats  an  und  der  Fortgang  der  Sache 
hat  im  Zusammenhange  mit  den  sonstigen  Reformaufgaben  der  Steuer- 
gesetze bisher  gestockt  und  erst  von  der  Zukunft  ist  weiteres  zu 
gewärtigen. 

Indessen,  wenn  es  wirklich  —  wie  zu  hoffen  ist  —  beim  alten 
sein  Bewenden  hat,  so  ist,  gegenüber  dem  Grundzuge  des  züricherischen 
Steuergesetzes  für  Staat  und  Gemeinde,  nur  eine  Inkonsequenz  fest- 
gehalten, welche  das  dringende  Bedürfnis  des  Lebens  der  Konse- 
quenz des  Gedankens  abgerungen  hat.  Die  Aufgabe  geht,  will  man 
nicht  in  dem  Widerspruche  stecken  bleiben,  über  diesen  einen  Punkt 
hinaus:  es  kommt  darauf  an,  aus  der  Natur  der  Gemeinschaften 
und  der  mannigfaltigen  Beziehungen  des  einzelnen  zu  ihnen,  in  den 
verschiedenen  Gliederungen  des  öffentlichen  Lebens,  in  Gemeinde, 
Bezirk,  Kanton,  Bundesstaat,  endlich  im  internationalen  Verkehr, 
durchgreifend  zu  bestimmen,  warum  und  was  jeder  einzelne  an 
öffentlichen  Beiträgen  zu  leisten  habe. 

Wenn  irgendwo,  so  ist  hier  wieder  einmal  ein  Gegenstand  im 
Wege,  über  welchen  die  „praktische"  Weisheit  stolpert,  und  welchen 
nur  das  auf  den  Grund  gehende  Denken  d.  h.  die  Wissenschaft  aus 
dem  Wege  räumen  kann.  Bereits  angesichts  der  trefflichen  juristi- 
schen Preisschriften  über  die  Doppelbesteuerung,  welche  in  der  diesem 
Aufsatze  vorausgeschickten  Litteratur  genannt  sind,  habe  ich  bei 
früherem  Anlass  bemerkt,  dass  die  Mühsal  der  privatrechtlich  ge- 
übten Juristen,  sei  es  in   der  Judikatur  des  Bundesgerichts,    sei  es 


^)  Wie  im  Gegensatze  zu  diesen  Fällen  sich  einzelne  Gemeinden  (wenigstens 
in  älterer  Zeit)  mit  grossen  Industriellen  —  wider  das  Gesetz  —  abgefunden 
haben,  zeigt  der  flagrante  Fall  der  Gemeinden  Uster  u.  a.  mit  dem  Baumwoll- 
spinner Kunz:  wogegen  gerichtet  ist  Bluntschli,  Rechtsgutachten  in  der 
Streitfrage  der  Gemeinden  Uster  u.  s.  w.  gegen  die  Erben  des  Oberstlieuten.  Kunz, 
betreffend  Steuerforderung,  1862.  Vgl.  hier  besonders  S.  11.  Der  Regierungsrat 
von  Luzern  ist  gegen  diesen  „Brauch"  schon  am  6.  Mai  1847  eingeschritten 
und  hat  solche  private  Steuerverträge  als  nichtig  erklärt. 
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in  solchen  gelehrten  Untersuchungen,  aus  sich  heraus  niemals  das 
Erforderliche  leisten  kann:  mit  der  herkömmlichen  Jurisprudenz 
kann  man  die  Paragraphen  des  positiven  Rechts  leidlich  interpre- 
tieren, die  einzelnen  Fälle  leidlich  aburteilen  und  aus  einer  Reihe 
von  Präjudizien  dann  einen  Durchschnitt  ziehen;  aber  einen  festen 
Grund  gewinnen,  welcher  der  Gesetzgebung  fehlt,  dessen  sie  aber 
nicht  entbehren  kann,  wenn  sie  gerecht  und  dauerhaft  sein  will, 
—  auf  diesem  Grunde  dann  die  Gesetze  mit  Verständnis  auslegen 
und  handhaben:  das  kann  nur  eine  Wissenschaft,  welche,  hinter  das 
durchsichtige  Lattenwerk  des  positiven  Rechts  zurückgehend,  dessen 
Gebrechlichkeit  und  Lückenhaftigkeit  durchschauend,  festere  Stützen 
zu  bieten  fähig  ist,  die  Dauer  verheissen,  weil  sie  der  Sache  an 
die  Wurzel  gehen.  Solange  aber  die  Jurisprudenz  noch  in  einem 
Gegensatze  der  ^rechtlichen'  und  „wirtschaftlichen"  Begründung 
der  Steuer  befangen  ist,  deckt  sie  das  Problem  zu,  welches  zu 
erschliessen  ist. 

VHL 

Endlich  ein  letzter  Hauptpunkt  kantonaler  Steuerreform,  welcher 
im  Bereiche  des  geltenden  Steuergesetzes  ins  Auge  gefasst  worden  ist. 

Das  eidgenössische  Bundesgesetz  über  den  „Müitärpflichtersatz' 
vom  28.  Juni  1878'),  manchen  kantonalen  Anregungen  und  Anfängen 
nachfolgend,  bestimmt  in  seinem  Art.  5,  dass  das  in  landwirtschaft- 
lichen Gebäuden  und  Grundstücken  steckende  Vermögen  —  nach 
Abzug  der  darauf  haftenden  Hjpothekenschulden  —  nur  zu  drei 
Viertel  seines  Verkaufswertes  zu  versteuern  sei. 

Der  Entwurf  des  Züricher  Regierungsrates  vom  1.  Juni  1882 
will  das  Gleiche.  Er  rechtfertigt  dieses  erstens  durch  die  Erwägung, 
nach  welcher  man  anderswo  (nicht  in  Zürich)  das  offen  zu  Tage 
liegende  Einkommen  von  Staatsbeamten  etwa  bloss  zur  Hälfte  ver- 
steuern lässt:  das  im  landwirtschaftlichen  Besitztume  liegende  Ver- 
mögen werde  am  leichtesten  richtig  geschätzt  und  zur  Steuer  heran- 
gezogen ;  zweitens  durch  die  Rücksicht  auf  die  geringen  Erträgnisse 
der  Landwirtschaft. 

Beide  Gründe  sind  beachtenswert  und  zum  Teil  beweiskräftig. 

Es  ist  unbestreitbar,  dass  für  Staat  und  Gemeinde  das  sonstige 
Vermögen  sich  leichter  dem  öffentlichen  Aage   entzieht,   als  das  in 


^)  Wortlaut  desselben  in  meinen  frühem  Aufsätzen,    die  im  Eingange  an- 
geführt sind. 

Finanzarchiv.    I.  Jahrg.  j7  7 
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Grundstücken  offenbare.  Der  alte  Grundsatz  der  englischen  Gemeinde- 
besteuerung nach  dem  „real  visible  property"  ist  unhaltbar  für  die 
heutige  Gesellschaft;  aber  er  ist  in  seiner  rohen  Einfachheit  bequem 
und  handgreiflich.  Das  unsichtbare  Vermögen  ist  vielfach  auch 
das  unfassbare  Vermögen,  sei  es  nun,  dass  die  Gesetzgebung  diese 
Unfassbarkeit  von  vorneherein  anerkennt  oder  nicht.  Der  uns  be- 
kannte Zustand  der  Einschätzung  bestätigt  die  Zweifel  dieser  Sachlage. 

Es  ist  dann  ebenfalls  wahr,  dass  ein  ansehnlicher  Teil  der 
kleinen  Landwirte  einen  dürftigen  und  mühseligen  Ertrag  aus  dem 
Boden  herauswirtschaftet  ^),  welcher  geringer  ist  als  die  Rente  anderer 
Kapitalanlagen.  Auch  die  Klärung  mancher  Missverständnisse  über 
den  Grund  dieser  Erscheinung  hebt  leider  die  Thatsache  nicht  auf, 
dass  die  kleinen  Landwirte  nur  eine  massige  Steuerkraft  besitzen. 
Ja,  diese  Klärung  bekräftigt  die  Thatsache.  Denn  wenn  in  Land- 
schaften mit  verbreitetem  Kleinbesitz  der  Kampf  um  die  Existenz 
sich  zu  einem  Kampfe  um  die  Scholle  gestaltet  und  dieser  Kampf 
oft  eine  unverhältnismässige  Steigerung  der  Bodenpreise  zur  Folge 
hat,  so  ist  der  kleine  Bauer  in  erster  Reihe  ein  landwirtschaftlicher 
Arbeiter,  welcher  das  Glück,  auf  dem  Eigenen  zu  arbeiten,  mit  dem 
Schweisse  seiner  Arbeit  bezahlt.  Aus  der  Enquete  des  benachbarten 
Grossherzogtums  Baden  ist  zu  entnehmen,  dass  die  Grundstückspreise 
durchaus  nicht  immer  in  dem  Gebiete  intensivsten  Anbaus  und 
grösster  Fruchtbarkeit  am  höchsten  sind,  sondern  oft  gerade  in 
solchen  Landesteilen  zu  einer  enormen  Höhe  getrieben  werden,  in 
denen  die  Bodenverhältnisse  schlecht,  das  Klima  rauh,  die  Wirt- 
schaftsweise eine  extensive  ist,  so  dass  nur  durch  eine  bewunde- 
rungswerte Einfachheit  der  Lebensweise  dieses  Missverhältnis  aus- 
geglichen werden  kann  ^). 

Räumen  wir  solches  also  der  wohlwollenden  Absicht  des  Ent- 
wurfes ein,  so  bleiben  doch  auch  Bedenken  übrig. 

Erstens  fragt  es  sich:   wo  nach  Verwerfung  der  amtlichen  In- 


^)  Die  Verbreitung  des  Weinbaues  im  Kanton  Zürich  führt  ihre  eigenen 
Misssfände  für  den  kleinen  Landwirt  mit  sich.  Nach  der  Mitteilung,  die  mir 
ein  intelligenter  Weinbergsbesitzer  gemacht,  schwankte  1874—1881  der  Rohertrag 
einer  Hektare  zwischen  6000  Fr.  und  500  Fr.  je  nach  dem  Jahre :  bei  1000  Fr. 
Kosten  bedeutet  das  eine  Schwankung  von  5000  Fr.  Reinertrag  zu  500  Fr. 
Verlust. 

^)  Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland.  Berichte,  veröffentlicht  vom  Verein 
für  Socialpolitik,  111,  1883.    Ad.  Buchenberger,  S.  288,  vgl.  S.  264. 
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ventarisation  die  Deckung  des  Ausfalles  für  die  Vermögenssteuer  in 
Staat  und  Gemeinde  herkommen  soll? 

Zweitens  ist  es  eine  Thatsache,  dass  unter  dem  Einflüsse  nach- 
barlicher Milde  schon  jetzt  die  Einschätzung  der  Grundstücke  keines- 
wegs immer  eine  scharf  zutreffende  ist. 

Drittens  gibt  es  auch  für  die  Verheimlichung  des  Vermögens, 
welches  in  Grundstücken  steckt,  Mittel  und  Wege :  denn  wenn  man 
körperlich  das  Grundstück  nicht  verbergen  kann,  so  kann  man 
ökonomisch  und  juristisch  durch  fingierte  Hypothekenlasten  das 
Grundvermögen  zudecken  und  verstecken.  Dass  derartiges  gethan 
wird,  ist  eine  verbreitete  Ansicht  ^), 

Viertens  erleichtert  sich  schon  gegenwärtig  der  Stand  der  Land- 
wirte bei  der  Einschätzung  zur  Einkommenssteuer,  indem  er  nach 
unvertilgbaren  Vorstellungen  vom  Wesen  des  Einkommens,  die  von 
den  Gemeindebehörden  geteüt  werden,  trotz  der  deutlichen  Vorschrift 
des  Gesetzes,  seinen  naturalwirtschaftlichen  Lebensunterhalt  als  Ge- 
schäftsunkosten ansieht  und  der  Besteuerung  entzieht.  Man  hat  es 
als  ein  praktisches  Vehikel  zu  besserem  Verständnis  bezeichnet,  dass 
die  Einkommenssteuer  auch  für  die  Gemeinden  eingeführt  werde, 
damit  die  Gemeindebehörden  ein  eigenes  Interesse  darin  finden,  für 
das  Einkommen  ihrer  Gemeindegenossen  die  Augen  und  den  Ver- 
stand besser  zu  öffnen. 

Fünftens   komme  ich   stets  auf  den   verfassungspolitischen  Zu- 
sammenhang zurück  und  finde  es  bedenklich,  in  einer  Demokratie, 
in  diesem  Falle  bedenklich,  in  einer  bäuerlichen  Demokratie  solche 
Erleichterungen  zu  gewähren.     Zwar  wird   man  mit  jenen  ehrwür- 
jjdigen  und  unwandelbar  richtigen  Grimdsätzen,   welche  die  Vorteile 
pnd   die    Verpflichtungen   des   öffentlichen   Wesens   in  erster  Reihe 
lern   Grundeigentum    aufbürden  —  Grundsätzen,    in    welchen    sich 
fdie  verschiedenen  Gründe    der  Besteuerung   durchkreuzen  und  ver- 
[schlingen  —  unter  den  obwaltenden  wirtschaftlichen  Zuständen  nicht 
weiter  dringen  können,    als  eine  billige  Belastung  der  vorhandenen 


'j  Massregeln  dagegen  enthalt  das  Gesetz  bloss  im  BGnblick  auf  inter- 
[kantonale  und  interkommunale  Schädigungen :  das  Gesetz  von  St.  Gallen  geht 
3gar  so  weit,  dem  auswärtigen  Besitzer  eines  Grundstückes  den  Abzug  von 
EHypotheken  gar  nicht  einzuräumen,  sei  er  Bürger  oder  nicht.  Dieses  ebenso 
[unlogisch  und  hart,  wie  anderseits  die  Täuschimgen  der  überhaupt  fingierten 
f Hypothekenschulden  bei  dem  Einheimischen  durch  keine  Massregel  gefasst 
I  "werden. 
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Tragkraft  reicht,  und  selbst  dem  grösseren  Grundeigentum  gegen- 
über scheint  ja,  angesichts  der  vielen  Klagen,  eine  gewisse  weit- 
gehende Nachgiebigkeit  heutzutage  in  anderen  Ländern  unvermeidlich 
zu  sein.  Jedoch  soll  man  dessen  doch  nicht  so  ganz  vergessen,  dass 
es  der  Herr  des  Grundes  und  Bodens,  der  kleine  oder  der  grosse, 
nun  einmal  ist,  welcher  in  eminentem  Grade  mit  Wohl  und  Wehe 
des  Landes  verknüpft,  in  eminenter  Form  an  dem  Vermögen  des 
Ganzen  einen  Anteil  besitzt :  und  wenn  er  nicht  fähig  ist  zu  steuern 
gemäss  den  Pflichten  einer  grundherrlichen  Aristokratie,  so  soll  er 
doch  beherzigen,  dass  auch  jede  echte  Demokratie  ohne  ihr  „Noblesse 
oblige"  nicht  bestehen  kann  ^). 

Eine  besondere  Beachtung  beansprucht  aber  jenes  Grundeigen- 
tum, welches  durch  die  Nähe  zur  Hauptstadt  unter  eigentümlichen 
Einflüssen  steht  und  wegen  bekannter  Streitfragen  bei  gegenwärtigem 
Anlass  wenigstens  gestreift  werden  mag. 

Es  wäre  ganz  und  gar  unzulässig,  auch  diejenigen  landwirt- 
schaftlichen Grundstücke  mit  jener  Erleichterung  zu  bedenken, 
welche  die  nähere  Umgebung  der  Stadt  Zürich  bilden. 

Man  kennt  den  Streitfall  der  Stadt  Bremen,  über  den  Haussen 
1876  ein  Gutachten  geliefert  hat,  welches  dann  seinerseits  zum  Gegen- 
stand einer  Reihe  von  Superarbitrien  deutscher  Nationalökonomen 
gemacht  worden  ist  ^).  Charakteristisch  dafür  ist  der  gesetzliche 
Zustand,  dass  die  Grundeigentümer  des  Bremenschen  sogenannten 
Geltungsgebiets  das  gute  Recht  ihrer  landwirtschaftlichen  Ertrags- 
steuer betonen  durften,  dass  dadurch  aber  die  eigentliche  Grundfrage 
zurückgeschoben  wurde,  die  Frage  nämlich:  wie  weit  denn  über- 
haupt in  diesem  räumlichen  Bereich  eine  landwirtschaftliche  Ertrags- 


^)  Ein  warnendes  Beispiel  der  unsinnigen  Begehrlichkeiten,  welche  auf 
diesem  Wege  geweckt  werden,  bietet  die  Petition  eines  landwirtschaftlichen 
Bezirksvereins,  im  August  1882  an  den  Kantonsrat  gerichtet: 

a)  Das  im  Entwurf  des  Regierungsrates  dem  landwirtschaftlichen  Grund- 
besitz gemachte  Zugeständnis,  dass  der  Pflichtige  nur  drei  Vierteile  des  Verkaufs- 
wertes der  Liegenschaften  zu  versteuern  habe,  wird  für  ungenügend  erachtet, 
da  die  Geldinstitute  nicht  für  mehr  als  zwei  Dritteile  des  Verkehrswertes  Dar- 
lehen auf  Grundbesitz  geben;  statt  drei  Vierteile  möge  man  sagen  zwei  Dritteile. 

b)  Dagegen  sollen  die  Kapitalisten,  ausser  der  Vermögenssteuer,  auch  noch 
von  ihren  Zinsen  die  Einkommenssteuer  bezahlen,  immerhin  nur  „in  angemessener 
Weise". 

^)  Beides  ist  1877  in  Bremen  dem  Drucke  übergeben  worden. 
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Steuer  am  Platze  sei.    Einzelne  der  Gutachter  haben  hierauf  bereits 
die  Aufmerksamkeit  gelenkt  '). 

In  Zürich  handelt  es  sich  um  einen  anderen  gesetzlichen  Zu- 
stand; daneben  auch  um  andere  volkswirtschaftliche  Thatsachen, 
nämlich  nicht  um  die  Augenblickspreise  einer  übertriebenen  Speku- 
lation, sondern  um  dauernde  Erscheinungen;  namentlich  aber  nicht 
um  die  Gefahr,  dass  die  gesetzgebenden  Faktoren  einen  „Raubmord* 
an  der  Landwirtschaft  begehen  *). 

Der  gesetzliche  Zustand  ist  die  Steuerpflicht  der  Grundstücke 
gleich  den  anderen  Gegenständen  des  Vermögens  zur  Vermögens- 
steuer. Die  Yolkswirtschaftliche  Erscheinung  ist  der  Kranz  von  halb 
ländlichen  Vorstadtgemeinden  der  Hauptstadt,  welche  seit  Menschen- 
altern, ja  seit  Jahrhunderten  einen  Vorstadtcharakter  tragen.  Das 
Klasseninteresse  der  Landwirte ,  welche  hier  Boden  besitzen  und 
bewirtschaften,  ist  durch  den  überwiegenden  Einfluss  der  Landwirte 
des  ganzen  Kantons  auf  die  Gesetzgebung  hinreichend  und  mehr  als 
hinreichend  gesichert ;  es  ist  bei  der  Handhabung  des  Steuergesetzes 
abermals,  auch  in  dem  Vorstadtbereich,  gesichert. 

Seit  dem  17.  Jahrhundert  sind  die  Vorstädte  (Ausgemeinden) 
Zürichs  (bis  zur  heutigen  Stunde  selbständige  Gemeinden)  „mit  den 
kostbarsten  und  prächtigsten  Gebäuden  bepflanzt",  im  Gegensatze 
zur  eigentlichen  Stadt,  wie  Was  er  1778  berichtet  ^).  Die  Bevölke- 
rungszahl dieser  Gemeinden  hat  aber  erst  in  der  neueren  Zeit  einen 
bedeutenden  Aufschwung  genommen,  zumal  seit  der  Niederlegung 
der  Schanzen  vor  fünfzig  Jahren. 

Die  Stadt  Zürich  allein  hatte 

im  Jahre  1671  eine  Bevölkerung  von      9122  Seelen 
.        r,      1769     ,  ,  ,        9850       , 

,      1836     ,  ,  ,     14,243       . 

Die  Stadt  Zürich  mit  den  9  Vorstädten  (Ausgemeinden)  hatte 
im  Jahre  1812:    15,725  Seelen 
,      1833:    21,624       , 
,      1836:    27,376       , 
(1.  Dezember)     ,        ,      1870:    56,695 

,      1880:    76,052      (1884  etwa  85,000  Seelen). 


^)  So   besonders   Bokelmann   S.  45—50.     Wagner   S.  :34.     Vgl.   dess. 
Finanzwiss.  II,  456. 

')  Hanssen  S.  11  ff. 

')  Züricher  Wohnhäuser  S.  41. 
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Während  der  ganze  Kanton  längst  bei  einer  Bevölkerungsziffer  an- 
gelangt ist,  welche  Meyer  von  Knonau  1844  als  eine  „beängsti- 
gende" Aussicht  bezeichnete,  nämlich  bei  300,000  (1.  Dezember  1880: 
317,058  Seelen)  ist  immer  mehr  diese  Zunahme  der  Hauptstadt  und 
ihrer  Umgebung  zu  gute  gekommen.  Schon  im  Anfange  des  Jahr- 
hunderts war  das  so,  neuerdings  (1870 — 80)  ist  das  dahin  gediehen, 
dass  einzelne  landwirtschaftliche  Bezirke  absolut  abgenommen  haben, 
während  Zürich  in  steigendem  Tempo  zugenommen  hat. 

Den  grössten  Teil  daran  haben  —  bei  der  Beschränktheit  des 
Raumes  der  Stadt  —  die  Ausgemeinden.  Denn  während  die  Stadt 
Zürich  (1870  —  80)  bloss  um  19  ®/o  gewachsen  ist,  haben  die  meisten 
Ausgemeinden  viel  stärker  zugenommen:  vor  allem  Aussersihl  (89 "/o), 
dann  Riesbach  (36  "/o),  Hottingen  (42  "/J  u.  s.  w.,  alle  zusammen 
(35,496  auf  50,868)  43  "/o.  Es  ist  der  Zeitpunkt  nicht  ferne,  wo 
die  Gemeinde  Aussersihl  die  eigentliche  Stadt  Zürich  an  Einwohner- 
zahl überflügelt. 

Die  Preise  der  Grundstücke  in  den  Ausgemeinden  sind  bei 
dieser  Entwickelung  lebhaft  fortgeschritten^). 

In  den  Jahren  1820 — 1850  wird  für  Grundstücke  in  Oberstrass, 
welche  heute  längst  als  Baustellen  dienen,  noch  der  lediglich  land- 
wirtschaftliche Ertragswert  gezahlt  (Garten,  Rebland  u.  dergl.  zu 
3^/2  —  4  Cent,  für  den  Quadratfuss).  Höhere  Preise,  die  handgreiflich 
über  den  landwirtschaftlichen  Nutzungswert  hinausgehen,  treten  zuerst 
auf  beim  Verkauf  des  durch  Niederlegung  der  alten  Schanzen  frei 
gewordenen;  der  Stadt  dicht  angrenzenden  Schanzengebietes:  im 
Jahre  1840  für  3  Bauplätze  ein  Preis  von  24  Cent. ;  im  Jahre  1856 
für  gleiches  Land  30 — 40  Cent.,  je  nach  Lage;  im  Jahre  1869 
bereits  140  Cent.  Am  äusseren  Rande  von  Oberstrass,  da  wo  die 
Landwirtschaft  noch  heute  ausschliesslich  herrscht  und  die  Entfernung 
(zum  Zürichberg  ansteigend)  von  der  Stadt  zu  gross  ist,  um  einen 
Baustellenwert  zuzulassen,  wird  1867 — 68  für  Acker,  Wiesen,  Reben 
7 — 8^/2  Cent,  gezahlt;  näher  zur  Stadt,  etwa  in  der  Mitte  zwischen 
dem  äusseren  Rand  und  dem  Schanzenlande,  beginnt  um  dieselbe 
Zeit  Baustellenwert  einzutreten:  1870  wird  24  Cent,  gezahlt,  und 
dasselbe  Stück  Land  im  Jahre  1877  zu  77  Cent,  weiter  verkauft. 
Andere  Grundstücke  in  ähnlicher  Lage  werden  in  den  Jahren  1870 


^)  Ich   gebe  hier  einige  Daten,    welche  ich  aus  den  Grundprotokollen  des 
Notariats  Oberstrass  erhoben  habe. 
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bis  1880  ähnlich,  mit  50 — 60  Cent,  bezahlt.  Da  wo  die  Anhöhe 
zur  Stadt  hin  sich  abplattet,  so  namentlich  in  der  Gemeinde  Fluntem, 
werden  Preise  von  1  ^2 — 2  Franken  (1876)  gezahlt;  langsam  nehmen 
die  Preise,  je  mehr  das  Land  bergan  steigt,  ab:  noch  in  ansehnlicher 
Höhe  wird  75  Cent,  gezahlt;  erst  ganz  oben,  wo  längst  der  Wald 
begonnen,  tritt  der  landwirtschaftliche  Bodenwert  ein  *). 

Nachdem  eine  Menge  von  städtischen  oder  stadtähnlichen  Strassen 
die  Ausgemeinden  in  deren  inneren  Teilen  bedeckt,  sind  die  Boden- 
preise in  diesen  Strassen  längst  auf  übliche  Sätze  von  2 — 4  Fr. 
gestiegen  d.  h,  das  30 — 60 fache  des  landwirtschaftlichen  Wertes. 
Unmittelbar  neben  diesen  Strassen  oder  mitten  darinnen  liegen  land- 
wirtschaftlich bebaute  Grundstücke,  zum  Teil  von  grösserer  Aus- 
dehnung: Wiesen  und  Rebgelände.  Im  einzelnen  sind  derartige 
Unterbrechungen  der  städtischen  Einförmigkeit  auch  innerhalb  des 
Weichbildes  der  alten  Stadt  zu  finden;  ganz  abgesehen  von  älteren 
und  neueren  Luxusgärten  mit  oder  ohne  nützlichen  Pflanzen.  Zu 
den  land-  und  garten  wirtschaftlich  bebauten  Flächen  dieser  Art 
kommen  innerhalb  und  ausserhalb  der  Stadt  kleinere  und  grössere 
Werkplätze,  die  im  Laufe  der  Jahre  in  die  Baulinien  und  zum  Teil 
in  hochwertige  Quartiere  hineingewachsen  sind  (Holzlagerplätze, 
Steinmetzhöfe  u.  s.  w,).  Die  Preise  des  Baugrundes  sind  längst 
über  die  genannten  Ziffern  hinausgestiegen  in  allen  solchen  Lagen, 
wo  sei  es  das  Stadtgebiet  betreten  oder  berührt  ist:  von  5 — 25  Fr. 
für  den  Quadratfuss. 

Dieses  also  einige  notwendige  Angaben  zur  Kennzeichnung  der 
Sachlage.  Die  Mühe,  welche  ihre  Gewinnung  mir  gemacht  hat,  ist 
eine  kleine  Probe  davon,  wie  schwer  es  ist,  die  Wahrheit  der  That- 
sachen  zu  ermitteln  aus  unscheinbarstem  Kreise,  im  Gegensatze  zu 
der  stolzen  Pracht  statistischer  Tabellen. 

Bereits  unter  dem  älteren  Gesetze  über  die  Vermögenssteuer 
ist  ein  Entscheid  des  Regierungsrates  dahin  ergangen  (1861),  dass 
der  Ertrag  eines  Grundstückes  für  die  Steuertaxation  nicht  mass- 
geblich sei  -).    Ihm  ist  ein  zweiter  Entscheid  im  Jahre  1877  gefolgt*). 


')  Für  den  Boden  am  Zürich-See  ist  der  höchste  Preis :  Rebland  6000  Pr. 
pr.  Juchart  d.h.  15  Cent.  pr.  Quadratfuss;  Wiesland  3000  Fr.  =  Vji  Cent  In 
den  kleinen  Städten,  wie  in  Frauenfeld  (5200  Einw.)  mit  stationärer  Bevölkerung, 
kauft  man  hart  an  der  Stadtgrenze  Grundstücke  zu  5 — 6  Cent. 

2)  Amtsblatt  1861,  S.  374. 

*)  Amtsblatt  1877,  S.  136. 

103 


104:  Gustav  Cohn, 

In  den  Grundsätzen  über  das  bei  der  Einschätzung  des  Ver- 
mögens und  Einkommens  zu  beobachtende  Verfahren,  welche  die 
Steuerkommissäre  des  Kantons  neuerdings  —  in  Ermangehing  der 
erforderlichen  Ausführungsbestimmungen  des  Gesetzes  —  festgestellt 
haben  ^),  heisst  es  hinsichtlich  unseres  Gegenstandes:  „Grundeigentum 
ist  nach  dem  Verkehrswerte  unter  billiger  Berücksichtigung  der  er- 
fahrungsmässig  eintretenden  Schwankungen  zu  taxieren;  hierbei  ist 
im  allgemeinen  zu  Grunde  zu  legen  der  durchschnittliche,  nach  Lage 
und  Kulturart  abgestufte  Grundwert,  worüber  der  Steuerkommissär 
soweit  möglich  vorher  einen  Einblick  sich  zu  verschaffen  suchen 
wird ;  an  bedeutenden  Verkehrsorten  ist  insbesondere  die  Eigenschaft 
eines  Grundstückes  als  Bauterrain  für  dessen  Wertbestimmung  mass- 
gebend."    . 

Vom  Standpunkte  des  Gesetzes  ist  dieser  ausführende  Grund- 
satz unzweifelhaft  richtig.  Schon  denjenigen  Grundstücken  gegen- 
über, bei  welchen  von  Baustellenwert  keine  Rede  ist  und  lediglich 
der  landwirtschaftliche  Ertrag  ins  Auge  gefasst  wird,  rühmt  es  N  e  u- 
mann  ^)  als  Vorzug  der  Vermögenssteuer,  dass  sie  unabhängig  von 
dem  (verhältnismässig  zu  niedrigen)  Ertrage  den  höheren  Kapital- 
wert des  Grundstücks  zum  Ausgangspunkte  der  Einschätzung  nimmt. 
Und  wenn  —  aber  doch  nur  de  lege  ferenda  —  dasjenige  einge- 
räumt werden  muss,  was  in  unserer  voraufgehenden  Betrachtung, 
über  die  notwendige  Scheidung  von  „Interesse"  und  „Opfer"  im 
Steuerwesen,  enthalten  ist,  so  bleibt  um  nichts  weniger,  auch  bei 
einer  solchen  zukünftigen  Auseinandersetzung  zwischen  verschieden- 
artigen Gesichtspunkten,  ein  weiter  Spielraum  übrig  für  das  Gebiet 
der  Vermögenssteuer  im  Sinne  einer  Besteuerung  nach  der  wirt- 
schaftlichen Kraft. 

Es  gehört  nun  zu  denjenigen  unbegründeten  Jeremiaden  über 
das  Einzelne  dieser  Steuergesetzgebung,  welche  nur  Ausdruck  des 
Missbehagens  über  das  Ganze  und  Allgemeine  derselben  sind,  dass 
der  Grundsatz,  wie  ihn  das  Gesetz,  die  Entscheide  des  Regierungs- 
rates, die  Beratungen  der  Steuerkommissäre,  die  Theorie  selber  an- 
erkennt, unaufhörlich  zum  Ziele  des  Tadels  gemacht  wird,  —  eines 
Tadels,  welcher  fortdauernd  von  grossem  praktischem  Erfolge  be- 
gleitet ist. 


')  Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  Steuerkommissionu.  s.  w.  Zürich  1882. 
^)  Die  progr.  Einkommenssteuer,  1874,  S.  186. 
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Es  ist  nämlich  hier,  wie  an  anderen  Punkten  des  Gesetzes,  eine 
verbreitete  Uebung  zu  konstatieren,  welche  dem  Worte  und  Sinne 
des  Gesetzes  widerspricht.  Teils  drückt  das  besondere  Missbehagen 
der  Pflichtigen  auf  die  Einschätzung,  teils  der  Einfluss  der  bekannten 
Elemente,  welche  in  den  kommunalen  Einschätzungskörpern  wirk- 
sam sind. 

Zum  Belege  einzelne  eklatante  Fälle. 

Auf  den  beiden  Seiten  einer  Strasse  von  Hottingen,  welche  bis 
jetzt  nur  teilweise  mit  Häusern  besetzt  ist,  dagegen  für  die  weitere 
Entwickelung  des  Verkehrs  künftig  von  Bedeutung  sein  wird,  besitzt 
seit  lange  ein  Landwirt  Wiesen  und  Rebland,  für  deren  grössere 
Hälfte  ihm  zu  Bauzwecken  vor  8 — 10  Jahren  ein  Preis  von  300,000  Fr. 
vergebens  geboten  worden  ist.  Gleichwohl  ist  der  Eigentümer  noch 
in  den  Steuerlisten  der  letzten  Einschätzung  (1882)  für  sein  ge- 
samtes Vermögen  (einschhesslich  des  mutmasslich  nicht  geringen 
Geldvermögens)  auf  bloss  180,000  Fr.  eingeschätzt. 

Ein  Holz-  und  Kohlenhändler  besitzt  am  Gestade  des  Sees,  teils 
innerhalb  des  Stadtgebietes,  teils  in  der  Gemeinde  Riesbach,  Lager- 
plätze, welche  lediglich  als  Geschäftsräumlichkeiten  eingeschätzt 
werden,  obwohl  sie,  die  im  Stadtgebiet  liegenden  zu  10 — 15  Fr.,  die 
in  der  Vorstadt  zu  2  Fr.  für  den  Quadratfuss  verkäuflich  wären. 

Aehnliche  Fälle  bei  Zimmerhöfen  u.  s.  w. 

Erst  da,  wo  der  Verkauf  zu  den  marktgängigen  Preisen  ins 
Leben  getreten  ist,  scheint  man  die  handgreifliche  Wirklichkeit  zu 
fassen  und  nach  §.15  des  Steuergesetzes  den  „wahren  Wert"  zur 
Grundlage  der  Schätzung  zu  machen. 

Weit  entfernt,  wie  man  es  in  Bremen  1873  gethan,  der  wirk- 
lichen Preisentwickeluug  vorzugreifen,  bleibt  man  hinter  der  augen- 
scheinlichen Entwickelung  jahrzehntelang  her,  —  namentlich  dann, 
wenn  der  plausible  Grand  mitspricht,  dass  hier  herkömmlich  und 
Ibis  zur  Stunde  ein  landwirtschaftlicher  Betrieb  fortdauert.  Würde 
leute  ein  Mami  vor  den  Thoren  Zürichs  eine  Wiese  für  teures  Geld 
erwerben  und  nun,  sei  es  zur  Verdeckung  seiner  Baustellenspeku- 
[lation,  sei  es  wirklich  mit  der  dauernden  Absicht,  etwa  aus  einer 
f  sonderbaren  Laune,  Landwirtschaft  darauftreiben,  so  würde  die  Steuer- 
[behörde  den  hohen  Kaufpreis  unbedingt  als  Grundlage  ergreifen. 
;Dasselbe  Stück  Land  aber,  in  der  Hand  des  alten  Eigentümers,  der 
[es  von  der  Zeit  her  besitzt,  wo  hier  kein  anderer  als  landwirtschaft- 
licher Ertragswert  vorhanden  war,  wird  auch  heute  noch  im  Lichte 
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dieses  Ertragswertes  eingeschätzt,  wenn  schon  man  sich  gezwungen 
sieht,  ein  gewisses  Stück  der  Wahrheit  und  der  gesetzlichen  Vor- 
schrift entgegenzukommen.  Dieser  sogenannte  Landwirt,  welcher 
in  Wahrheit  ein  Baustellenspekulant  ist,  freilich  ein  solcher,  welcher 
sich  durch  besondere  Zähigkeit  des  Abwartens  hervorthut,  wird  in 
erster  Linie  als  Landwirt  eingeschätzt. 

Die  weite  Verbreitung  derartiger  Quasi-Landwirte  in  den  Aus- 
gemeinden Zürichs  —  neben  den  Besitzern  von  grossen  Gärten, 
Zimmerhöfen,  Lagerplätzen  —  hat  es  dahin  gebracht,  dass  bei  dem 
vorherrschenden  Wohlstande,  welcher  dieses  Bodeneigentum  festhält, 
und  bei  der  milden  Handhabung  des  Gesetzes,  welche  solches  Fest- 
halten fördert,  der  Preis  der  Bauplätze  unvernünftig  hoch  ist  und 
zu  den  sonstigen  Gründen  der  teuren  Wohnungen  sein  Teil  beiträgt. 
Es  ist  dahin  gekommen,  dass  am  äussersten  Rande  der  Ausgemeinden, 
welche  eine  bequeme  Entwickelung  in  der  Ebene  haben,  weitab  von 
der  Stadt  durch  lange  Strecken  Graslands  getrennt,  keine  Scholle, 
die  sich  zum  Hausbau  eignet,  anders  als  zum  zehnfachen  des  land- 
wirtschaftlichen Ertragswertes  zu  haben  ist. 

Das  ist  die  Nebenwirkung  einer  gesetzwidrigen  Praxis  und 
keineswegs  eine  solche,  welche  die  Lichtseiten  des  Privateigentums 
an  Grund  und  Boden  zeigt. 

IX. 

Haben  die  letzten  Seiten  unsere  Aufmerksamkeit  ein  wenig  in 
die  Nebenwege  einer  Reform  des  bestehenden  Steuergesetzes  geführt, 
und  haben  wir  uns,  angesichts  der  Hauptaufgabe  dieser  Zeilen,  voll- 
ends ein  näheres  Eingehen  in  dieselben  versagt :  so  wenden  wir  jetzt 
den  Blick  zurück  zu  der  Gesamtlage  der  kantonalen  und  darüber 
hinaus  der  eidgenössischen  Finanzen.  Wir  knüpfen  an  die  einleiten- 
den Betrachtungen,  und  knüpfen  an  die  thatsächlichen  Anregungen 
zur  Umkehr  in  die  Bahnen  der  indirekten  Besteuerung  an. 

Ich  möchte  hier  von  vorneherein  erklären,  dass  in  den  Grenzen 
der  kantonalen  Gesetzgebung  nach  meiner  Ansicht  auf  diesen  Bahnen 
nur  bescheidene  Hoffnungen  blühen.  Das  Wesentliche,  was  ge- 
schehen kann,  wird  auf  den  Bundesstaat  angewiesen  sein. 

Zunächst  liegen  die  Hindernisse  in  formellen  Bedingungen.  Durch 
eine  Volksabstimmung  bringt  man  neue  Steuergesetze  und  neue 
Steaermassregeln  überhaupt  nicht  leicht  hindurch,  es  sei  denn  in 
Augenblicken ,  wo  eine  ideale  Erregung  das  Pflichtbewusstsein  und 
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den  Opfermut  steigert,  oder  in  einem  socialpolitischen  Zusammen- 
hange des  Gesetzes,  in  welchem  die  abstimmende  Mehrzahl  Pflicht- 
bewusstsein  und  Opfermut  der  Minderheit  aufbürdet.  Nach  Zürichs 
Staatsverfassung  vom  Jahr  1869  kann  aber  nicht  Gesetz  werden, 
was  nicht  von  der  Mehrheit  des  Volkes  angenommen  worden  ist  ^). 

Besonders  schlimm  bestellt  ist  es  dabei  mit  den  indirekten 
Steuern,  welche  —  zum  Teil,  aber  nicht  ganz,  durch  eigene  Schuld  — 
beim  Volke  von  alter  Zeit  her  in  so  üblen  Ruf  gekommen  sind,  dass 
man  allenfalls  bestehende  indirekte  Steuern  behaupten,  viel  schwerer 
aber  neue  wieder  einführen  kann.  Wenn  die  Landsgemeinde  von 
Glarus  die  Herabsetzung  des  Regal-Preises  des  Salzes  kürzlich  ver- 
warf, so  war  das  für  sich  schon  ein  bewundernswertes  Stück  Mässi- 
gung  und  politischen  Verstandes.  Dass  aber  auch  nur  diese  selbe 
kleine  Schar  freier  Männer  nach  früherer  Herabsetzung  des  Salz- 
preises zu  einer  TViedererhöhung  auf  den  heutigen  Preis  seine  Zu- 
stimmung hätte  geben  sollen,  das  ist  recht  unwahrscheinlich.  Wollte 
man  gar  in  Zürich  —  dessen  Salzpreis  der  niedrigste,  obwohl  noch 
immer  etwas  fiskalische  ist  —  die  Erhöhung  auf  das  Niveau  des 
Glarner  Preises  vorschlagen ,  so  müsste  man  sich  mit  dem  ganzen 
Mute  bewaflPuen,  de,ssen  ein  unabhängiger  Kopf  in  einer  Demokratie 
bedarf:  an  eine  Annahme  solches  Vorschlages  wäre  bei  keiner  Körper- 
schaft, am  allerwenigsten  beim  Volke,  zu  rechnen.  Dabei  wäre  es 
noch  relativ  unerheblich,  dass  man  zu  diesem  Behuf  einen  Verfas- 
sungsartikel —  so  wichtig  erschien  damals  die  Sache  I  —  abändern 
müsste. 

Offenbar  ist  es  aber  vergeblich,  Reformen  ins  Auge  zu  fassen, 
welche  nach  Lage  der  verfassungsmässigen  Faktoren  des  Staatswillens 
undurchführbar  sind.  Und  wenn  man  den  Schwächen  eines  Monar- 
chen nur  zeitweilig  sich  fügen  muss,  da  er  ein  Mensch  ist  und  stirbt: 
so  ist  das  souveräne  Volk  unsterblich  und  man  muss  sich  rückhaltlos 
ihm  fügen. 

Diese  Erkenntnis  schliesst  nicht  aus,  dass  einzelne  Massregeln 
übricr  bleiben,  welche  ebensowohl  Aussicht  auf  Annahme  als  sach- 
hche  Rechtfertigung  haben.  Um  ein  extremes  Beispiel  zu  nennen, 
dessen  finanzielle  Tragweite  allerdings  winzig  genug  ist,  nenne  ich 


*)  Nach  der  Bundesverfassung  besteht  für  Bundesgesetze  bloss  ein  fakultatives 
Referendum,  welches  erst  eintritt,  wenn  30,000  Stimmberechtigte  oder  8  Kantone 
es  verlangen  (Art.  89). 
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die  neue  Börsensteuer,  welche  durch  das  Gesetz  über  die  Effekten- 
sensale  von  1883  eingeführt  und  vom  Volke  mit  mächtiger  Mehrheit 
am  2.  Dezember  1883  angenommen  worden  ist,  am  gleichen  Tage, 
da  die  Inventarisation  mit  grossem  Mehr  verworfen  wurde. 

Einzelne  Massregeln,  nicht  ganz  so  winzig  wie  diese,  welche 
ebenfalls  nach  vorhandenen  Beispielen  besondere  Gewerbsarten  fassen, 
mögen  ihrerseits  Aussicht  auf  Erfolg  haben.  Auch  hat  man  ihrer 
bereits  gedacht.  Doch  zeigen  sich  an  ihnen  unverkennbar  die  sach- 
lichen Schwierigkeiten  (neben  den  oben  erwähnten  formellen), 
welche  jeder  indirekten  Besteuerung  in  den  engen  Grenzen  eines 
einzelnen  Kantons  entgegenstehen. 

Den  besten  Anhalt  gewährt  dasjenige ,  was  andere  Schweizer 
Kantone  heute  noch  an  derartigen  Steuern  besitzen. 

So  oft  man  von  Vermehrung  indirekter  Steuern  heute  redet  — 
es  sind  doch  immer  wieder  die  geistigen  Getränke  und  der  Tabak, 
welche  sich  dem  forschenden  Auge  des  Finanzmannes  darbieten. 
Auch  die  Schweizer  Kantone  mit  entwickelteren  indirekten  Steuern 
haben  hierauf  ihren  Nachdruck  gelegt.  Gegenstände  von  verbrei- 
tetem Konsum  und  doch  von  elastischer  Ausdehnung  des  Bedarfs, 
in  grossem  Umfange  der  Steuer  verfügbar  und  doch  nicht  zur  Lebens- 
notdurft gehörig  wie  Brot  oder  Salz ,  müssen  sie  sich  dem  Fiskus, 
auch  dem  wohlwollenden,  einschmeicheln,  Sj3lange  ihr  Konsum  bleibt, 
wie  wir  ihn  kennen,  und  solange  der  Staatsbürger,  wie  er  ist;  im 
blauen  Dunst,  im  berauschenden  Trunk  die  bittere  Medizin  der  Steuer 
leichter  verschluckt,  als  wenn  ihm  die  Pille  geradeswegs  von  der 
Steuerbehörde  verschrieben  wird :  dieses,  solange  als  dasjenige  bitter 
ist,  was  für  den  idealen  Staatsbürger  süss  sein  sollte,  solange  das- 
jenige eine  Last  ist,  was  eine  Ehre  sein  sollte.  Man  macht  nicht 
Gesetze  für  die  Menschen,  wie  sie  sein  sollten,  sondern  für  die  Men- 
schen, wie  sie  sind. 

Es  ist  das  in  den  meisten  Kantonen  sogenannte  Ohmgeld, 
welches  vorherrschend  in  der  Form  kantonaler  Eingangsabgaben  er- 
hoben wird. 

Während  Zürich  in  der  Gestalt  der  sog.  Wirtschaftsabgabe  aus 
der  Besteuerung  des  Verbrauchs  geistiger  Getränke  (denn  sie  ist 
nichts  anderes  oder  soll  nichts  anderes  sein)  einen  Jahresertrag  von 
kaum  einer  Viertelmillion  Franken  zieht,  und  selbst  wenn  man  den 
Ertrag  der  „  Speisepatentgebühr "  von  88,000  Fr.  hinzurechnet,  nur 
etwa  1   Franken  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung    dieser  Quelle  ent- 
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lehnt,  ist  der  Kanton  Bern  dem  „Ohmgeld"  und  der  „Schanksteuer" 
für  nicht  weniger  als  5  Franken  per  Kopf  verpflichtet  *),  neben  einem 
Reinerträge  des  Salzregals  von  2  Franken  (gegen  40  Centimes  in 
Zürich).  Auch  Solothurn  liefert  5  Franken  per  Kopf  neben  1  ^je  Fr. 
aus  dem  Salzregal.  Andere  Kantone  ähnlich.  Um  des  Kantons  Basel- 
stadt nicht  zu  erwähnen,  da  seine  Bevölkerung  ganz  anders  zusammen- 
gesetzt ist.  Von  den  Grenznachbarn  im  Auslande  sei  das  König- 
reich Württemberg  genannt,  welches-)  Ö'/s  Franken  (5,13  Mark) 
per  Kopf  aus  der  Besteuerung  der  geistigen  Getränke  aufbringt, 
davon  aus  der  Biersteuer  allein  4^/4  Fr.  (3,84  Mark). 

Indessen,  so  lockend  der  Kontrast  dieser  Ziffern  erscheint,  ohne 
grosse  Mühsal  wird  ein  Schritt  auf  diesem  Wege  für  Zürich  nicht 
zu  thun  sein. 

Wir  sehen  unter  den  Hindernissen  nicht  als  das  grösste  an 
den  Art.  32  der  Bundesverfassung  von  1874,  welcher  die  neue 
Einführung  kantonaler  „Eingangsgebühren*  auf  geistige  Getränke 
schweizerischen  Ursprungs  verbietet  und  für  das  Jahr  1890  den 
Fortfall  aller  bestehenden  kantonalen  und  kommunalen  Eingangs- 
abgaben im  Interesse  der  Verkehrsfreiheit  vorschreibt.  Denn  wie 
ich  schon  vor  sieben  Jahren  angedeutet  und  wie  es  jetzt,  da  der 
Termin  herannaht,  immer  öfter  wiederholt  wird:  die  Beseitigung 
oder  Umgestaltung  jenes  Art.  32  der  Bundesverfassung  wird  vor 
Thoresschluss  mutmasslich  ins  Auge  gefasst  werden. 

Nicht  dieses,  sondern  die  sachlichen  Schwierigkeiten  und  die 
ungewohnten  Härten  einer  ergiebigen  Getränkebesteuerimg  inner- 
halb des  kantonalen  Ganzen  stehen  im  Wege. 

Für  die  Weinsteuer,  welche  den  bis  zur  Stunde  verbreitetsten 
Konsum  an  geistigen  Getränken  zu  treffen  hätte,  wäre,  von  der 
vorhandenen  Form  abgesehen,  schwer  ein  Punkt  aufzufinden,  an 
dem  man  sie  erheben  könnte.  Die  Besteuerung  der  Produzenten  ist 
bekanntlich  unzweckmässig,  —  sie  wäre  hier  vollends  undurchführ- 
bar: ein  allgemeiner  Aufschrei  würde  ihr  entgegentreten.  Und  da 
nun  —  anders  als  im  Kanton  Bern  —  die  Bevölkerung  vorwiegend 
das  eigne  Gewächs,  nicht  eingeführtes,  trinkt,  so  würde  eine   „Ein- 


')  Dieser  Ertrag  sollte  noch  erhöht  werden  durch  das  neue  Wirtschafts- 
gesetz, welches  am  27.  Mai  1877  vei-worfen  wurde. 

^)  K.  V.  Riecke,  Der  württembergische  Staatshaushalt,  in  Schmollers 
Jahrbuch  1883,  193—230,  besonders  223— 225. 
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gangsgebühr",  neben  ihren  technischen  Schwierigkeiten,  nur  den 
kleineren  Teil  der  Konsumtion  treffen  können. 

Eine  Biersteuer  müsste  auf  die  sonst  übliche  -Form  der  Be- 
steuerung der  Produzenten  verzichten,  solange  man  nicht  im- 
stande wäre,  das  aus  anderen  Kantonen  und  dem  Auslande  herein- 
gebrachte Bier  in  der  Form  von  Eingangsabgaben  entsprechend  zu 
belasten. 

Eine  Branntweinsteuer  aber  würde  (glücklicherweise!)  solange 
die  Konsumverhältnisse  dieses  Kantons  sich  nicht  wesentlich  ver- 
ändern, in  keiner  Form  etwas  Nennenswertes  ergeben. 

Es  bliebe,  wie  mir  scheint,  nach  alledem  keine  andere  Art  der 
Besteuerung  übrig,  als  diejenige,  welche  von  den  Wirten  erhoben 
wird.  Der  bisher  bescheidene  Ertrag  weist  freilich  darauf  hin,  dass 
sie  erhöht  werden  könnte.  Sie  beruht  auf  dem  Gesetze  vom 
15.  Dezember  1845  und  wird  nach  Einschätzung  der  Wirte  in  eine 
von  54  Klassen  erhoben,  in  Höhe  von  51 — 1458  Fr,  (35 — 1000  Fr. 
alte  Währung).  Daneben  beträgt  die  ,  Speisepatentgebühr "  in 
5  Klassen  58—175  Fr. 

Eine  reformierende  Massregel,  welche  an  dieser  Quelle  erhöhte 
und  zwar  wesentlich  erhöhte  Erträge  suchte,  müsste  aber  wahr- 
scheinlich mehr  als  die  Ansätze  dieser  Abgabe  ändern. 

Vor  allem  ist  der  unglückselige  Art.  31  der  Bundesverfassung 
von  1874  ^),  welcher  „den  Grundsatz  der  Freiheit  des  Handels  und 
Gewerbe  gewährleistet",  vermöge  der  Unklarheit  seines  Inhalts  und 
der  Erfahrungen,  welche  man  damit  gemacht  hat,  eine  brauchbare 
Handhabe  für  die  steuerpflichtigen  Wirte  schon  heute,  sich  über 
einseitige  Belastung  ihres  Gewerbes  zu  beklagen.  Und  selbst  wenn 
diese  Beschwerden  —  gerade  während  der  letzten  Tage  ist  im 
Kanton  Zürich  eine  Agitation  derart  entstanden  —  auf  einer  irr- 
tümlichen Auffassung  beruhen  sollten,  so  bliebe  doch  der  mächtige 
Unwille  dieser  ehrenwerten  und  zahlreichen  Klasse  furchtbar,  ob 
er  auch  vielleicht  noch  nicht  die  Mehrheit  der  Stimmberechtigten 
erreichen  dürfte. 

Die  Fortschritte  der  Gewerbefreiheit  haben  ferner,  trotz  der 
Wirtschaftsabgabe,  in  der  grossen  Zahl  von  Wirten  einen  so  er- 
heblichen Bruchteil   schwankender  Existenzen   diesem  Gewerbe   zu- 


^)  Vgl.  meinen  Aufsatz  in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatswiss.  1883,  S.  593  ff.; 
1884,  S.  309  ff 
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geführt,  dass  es  ohnehin  schon  jetzt  schwer  fallen  mag,  dieselben 
zu  ihrer  Schuldigkeit  anzuhalten. 

Eine  Reform  des  Art.  31  der  Bundesverfassung  ist  nun  freilich 
zu  erwarten,  und  zwar  gerade  aus  Anlass  einer  wirtschaftspolizei- 
lichen Erwägung  des  Schankwirtschaftswesens  der  Schweizer  Kantone. 
Es  ist  aber,  sei  es,  dass  man  die  dabei  erforderliche  Reform  den 
Kantonen  frei  gibt,  oder  von  Bundes  wegen  und  einheitHch  herstellen 
will,  hier  abermals  mit  so  starken  Widerständen  zu  rechnen,  dass 
man  zwar  sagen  kann,  was  vernünftig  wäre,  aber  nicht,  was  durch- 
führbar ist.  Nur  eben  jetzt  hat  der  neue  Deutsche  Mässigkeitsverein 
den  an  die  holländische  Gesetzgebung  anknüpfenden  Vorschlag  ver- 
öffentlicht, durch  welchen  die  Schankwirtschaften,  ähnlich  wie  bisher 
die  Apotheken,  auf  Grund  eines  vorsichtig  verliehenen  Privilegiums 
betrieben  und  entsprechend  besteuert  werden  ^). 

Natürlich  würde  solch  ein  Gesetz  nicht  nur  den  Gegensatz  der 
Wirte  zu  bekämpfen  haben;  es  hätte  auch  die  Feindschaft  jener 
Instinkte  gegen  sich,  welche  im  Namen  der  politischen  Freiheit 
eine  möglichst  weitgehende  Freiheit  von  ordnenden  Schranken  zu 
fordern  pflegen. 

Und  dennoch  sollte  man  den  Mut  haben,  eine  solche  Massresel 
in  die  Hand  zu  nehmen  und  für  ihre  Zweckmässigkeit  zu  kämpfen. 
Näher  darauf  einzugehen,  muss  anderer  Gelegenheit  vorbehalten 
werden. 

So  viel  von  den  Getränken.  Was  den  Tabak  anlangt,  so 
besitzt  seit  1.  Juli  1878  der  Kanton  Waadt  eine,  der  Züricher 
Wirtschaftsabgabe  oder  der  Speisepatentgebühr  analoge,  von  10  bis 
200  Fr.  aufsteigende  Tabakverkaufpatentabgabe.  Im  Jahre  1877 
schlug  auch  für  den  Kanton  Bern  der  damalige  Regierungsrat 
C.  Bodenheim  er  etwas  Aehnliches  vor:  er  wollte  40  Klassen  von 
20 — 1000  Fr.  Abgabe  aufwärts  eingeführt  wissen  und  hoffte  daraus 
einen  Ertrag  von  200 — 250,000  Fr.  zu  erzielen.  Desgleichen  hat 
die  Kommission  des  Züricher  Kantonsrates  für  Revision  der  Steuer- 
gesetze durch  den  Mund  ihres  Referenten  bei  den  Verhandlungen 
des  Kantonsrats  am  26.  Februar  1883  diese  Steuer  empfohlen. 

Sie  würde  schwerlich  mehr  als  100,000  Fr.  jährlich  für  den 
Kanton  Zürich  einbringen,  wenn  das  nicht  schon  eine  zu  hohe  An- 
nahme   ist,    weil    diese,    wie   so   manche    andere,   indirekte  Steuer, 


*)  Schmoller  in  seinem  Jahrbuch  1883,  S.  1364. 
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welche  innerhalb  eines  so  kleinen  Gemeinwesens  erhoben  werden 
will,  leicht  Gegenwirkungen  hervorruft,  die  ihr  aus  dem  Wege  zu 
gehen  wissen. 

Wollen  wir  uns  dann  aber  aus  der  Luft  der  geistigen  Getränke 
und  des  Tabaks  in  eine  reinere  Atmosphäre  hinausbegeben,  um 
fernere  Entdeckungen  zu  machen,  teils  weil  die  genannten  Steuern, 
allein  eingeführt,  eine  zu  einseitige  Belastung  des  Konsums  mit 
sich  brächten,  oder  aber  zu  wenig  Ertrag  liefern,  oder  zu  geringe 
Aussicht  für  sich  haben:  so  dürfte  man  mit  Recht  auf  solche  Steuer- 
arten verzichten,  welche  etwa  den  Luxus  zu  treffen  bestimmt  sind 
und  doch  wenig  einbringen,  wie  noch  in  manchen  Kantonen  eine 
Steuer  auf  Luxuspferde  und  Equipagen  besteht.  Denn  wo  einer- 
seits das  Vermögen  in  so  starker  Progression  und  in  solchem  Um- 
fange besteuert  ist  und  wo  der  Luxus  so  wenig  entwickelt  ist,  wie 
in  Zürich,  ist  solch  Verzicht  wohl  doppelt  angemessen. 

Eher  könnte  die  sehr  gering  gewordene  Stempelsteuer  erhöht 
werden;  auch  hat  das  eine  frühere  kantonsrätliche  Kommission 
schon  vorgeschlagen. 

Indessen  Erhebliches  ist  hieraus  ebenfalls  nicht  zu  erwarten 
und  wenn  man  angesichts  der  Geringfügigkeit  dieser  Reformen  sich 
die  wahrscheinlichen  Widerstände  vergegenwärtigt,  so  sehnt  man 
sich  in  einen  grösseren  Bereich,  wo  die  Reformen  zugleich  durch- 
greifender und  auch  wohl  leichter  durchführbar  sind. 

Ich  habe  den  Bundesstaat  im  Auge,  von  wo  nach  meiner 
Ueberzeugung  auf  die  Dauer  allein  eine  ausreichende  und  dauernde 
Hilfe  kommen  kann.  Und  zwar  meine  ich  dieses  nicht  im  Sinne 
einer  Centralisation ,  welche  dem  Masse  der  historischen  Bedingt- 
heit widerspricht,  sondern  im  Sinne  einer  Finanztechnik,  welche 
dieses  Mass  sehr  deutlich  festhält. 

X. 

Bei  der  Revision  der  Bundesverfassung,  welche  vor  10  Jahren 
die  notwendige  Fortentwickelung  des  einheitlich  schweizerischen  in 
der  Eidgenossenschaft  bewirkte,  ist  diesem  Zuge  entsprechend  das 
Finanzwesen  der  Kantone  in  mehrfacher  Hinsicht  beeinflusst  worden. 
Da  man  dem  Bundesstaate  neue  Lasten,  zumal  für  das  Militärwesen 
(und  diese  bei  gleichzeitiger  Erleichterung  der  Kantone)  zuschob, 
so  musste  man  ihm  auch  neue  Mittel  zuführen. 

112 


Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der  Bundeehaugludt  der  Schweiz.  113 

Es  hatte  die  erste  Bundesverfassung  (1848),  anknüpfend  an 
die  soeben  geschehene  Aufhebung  der  kantonalen  Zölle  und  Post- 
anstalten, auch  die  —  als  Uebergangsmassregel  vom  alten  Födera- 
lismus zum  neuen  Bundesstaat  aufzufassende  —  Bestinmiung  getroffen, 
dass  aus  dem  Ertrage  der  neuen  Eingangszölle  des  Bundes  an  die 
Kantone  eine  Entschädigimg  von  4  Batzen  per  Kopf  zu  leisten  sei, 
sowie  dass  eine  jährliche  Abfindung  der  Kantone  aus  den  Erträgen 
des  eidgenössischen  Postregals  stattfinden  solle. 

Beides  ist  durch  die  Bundesverfassung  von  1874  (Art.  30,  36) 
beseitigt  worden. 

Zweitens  ist,  ohne  finanzpolitischen  Zusammenhang,  vielmehr 
im  Dienste  der  inneren  Yerkehrsfreiheit ,  durch  Art.  32  der  Bun- 
desverfassung von  1874,  welcher  bezeichnenderweise  auf  den  die 
wirtschaftliche  Freiheit  gewährleistenden  Art.  31  folgt,  die  schon 
oben  bemerkte  Bestimmung  wider  die  kantonalen  Eingangsabgaben 
auf  geistige  Getränke  erlassen  worden. 
fe  Drittens   hat  Art.  18   der  Bundesverfassung  von  1874  einheit- 

liche Bestimmungen  über  den  Militärpflichtersatz  vorbehalten,  welcher 
bisher  in  allen  Kantonen  nach  partikularen  Gesetzen  erhoben  wurde, 
und  Art.  42  hat  die  Bruttohälfte  des  neuen  Militärpflichtersatzes 
dem  Bunde  vindiziert.  Das  seitdem  erlassene  Bundesgesetz  vom 
28.  Juni  1878  ist  in  "Wirksamkeit  getreten  und  hat  dem  Bunde 
jährlich  eine  Simame  von  1,100,000  Fr.  aus  den  Händen  der  Kan- 
tone zugeführt. 

Viertens  deutet  Art.  42  der  geltenden  Bundesverfassung  auf 
, Beiträge  der  Kantone,  deren  nähere  Regulierung,  vorzugsweise 
nach  Massgabe  der  Steuerkraft  derselben,  der  Bundesgesetzgebung 
vorbehalten  ist"  —  eine  Aussicht,  welche  wir  freilich  sogleich  als 
eine  weit  entfernte  erkennen  werden. 

Endlich  hat  das  Bundesgesetz  über  die  Ausgabe  und  die  Ein- 
lösung von  Banknoten  vom  8.  März  1881,  auf  Grund  derselben 
Verfassung  erlassen,  in  seinem  Art.  46  die  wenig  empfindliche 
Schranke  errichtet,  dass  die  kantonale  Banknotensteuer  6*'/öo  der 
Emission  nicht  überschreiten  dürfe. 

Der  letzte  Punkt  ist  geringfügig ;  der  vorletzte  Punkt  ist  durch 
die  allgemeinen  Erwägungen  der  folgenden  Blätter  zu  beleuchten. 
Der  zweite  Punkt,  derjenige,  welcher  von  den  Ohmgeldern  der 
Kantone  handelt,  wird,  sofern  nicht  bequemere  Steuerarten  für  die 
Kantone  sich  ergeben,  wahrscheinlich  unter  dem  Drucke  der  kanto- 
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nalen  Bedürfnisse  und  Beschwerden  bis  zum  entscheidenden  Termine 
(1890)  wieder  beseitigt  werden.  Schon  jetzt  fassen  dieses  die  Steuer- 
kommissionen der  beteiligten  Kantone,  so  unter  anderen  im  Kanton 
Tessin  1883,  ins  Auge.  Nach  den  Erfahrungen  an  den  direkten 
Steuern  der  Kantone  wird  man,  glaube  ich,  nicht  den  Mut  haben, 
dieses  eingewöhnte  und  verhältnismässig  erträgliche  und  bequeme 
Finanzmittel  (es  bringt  jetzt  im  Ganzen  etwa  5  Mill.  Fr.  ein) 
zu  beseitigen,  ehe  man  etwas  Besseres  an  die  Stelle  zu  setzen 
vermag. 

Es  bleiben  hiernach  übrig  die  beiden  Punkte :  vom  Militärpflicht- 
ersatz und  von  der  Uebertragung  der  Zoll-  und  Posteinnahmen  auf 
den  Bund. 

In  beiderlei  Hinsicht  glaube  ich,  dass  eine  Aenderung  eintreten 
könnte,  welche  bei  den  finanziellen  Schwierigkeiten,  die  wir  vorhin 
kennen  gelernt  haben,  eine  wesentliche  Erleichterung  zu  schaffen 
imstande  wäre. 

Zunächst  der  Militärpflichtersatz. 

Jedes  Bundesgesetz,  welches  durch  den  Zwang  herkömmlicher 
Gliederung  des  Gemeinwesens  auf  die  Handhabung  seitens  kanto- 
naler Behörden  angewiesen  ist,  befindet  sich  in  einer  mühseligen 
Lage.  Klassisches  Beispiel  ist  das  eidgenössische  Fabrikgesetz  vom 
Jahre  1877 :  Einheit  und  Konsequenz  wird  dieses  Gesetz  erst  er- 
halten, wenn  es  durchaus  auch  von  Bundeswegen  verwaltet  wird. 
Wie  sollte  das  bei  einem  Steuergesetze  der  Eidgenossenschaft  anders 
sein !  Dass  man  ein  einheitliches  Gesetz  über  den  Militärpflichtersatz 
machte  in  einem  Augenblicke,  wo  die  Militärverfassung  fester  cen- 
tralisiert  wurde,  lag  bei  den  grossen  Verschiedenheiten  der  kanto- 
nalen Vorschriften  über  diese  Steuer  nahe ;  dass  man  dem  Bunde 
einen  erheblichen  Anteil  an  dem  Ertrage  der  neuen  Steuer  bei  diesem 
Anlass  zuwies,  war  um  so  verständlicher,  weil  ohne  die  Schwierig- 
keiten, die  jeder  direkten  Bundessteuer  —  zumal  in  der  Schweiz  — 
anhaften,  es  vielmehr  nahe  gelegen  hätte,  dem  Bunde  den  ganzen 
Ertrag  dieser  Steuer  zu  geben. 

Die  Erfahrungen,  welche  man  unterdessen  gemacht  hat,  sind 
leider  so  ungünstige,  dass  die  Fortdauer  des  bisherigen  Zustandes 
die  schwersten  Ungerechtigkeiten  im  Gefolge  hat,  weil  das  eine  Ge- 
setz, je  nach  den  kantonalen  Steuerverfassungen  und  nach  manchen 
sonstigen  Einflüssen,  in  den  einzelnen  Kantonen  verschieden  gehand- 
habt  wird   und   verschiedene  Erträge   liefert.     Nach  einer  kürzlich 
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veröffentlichten  amtlichen  üebersicht  ^)  beträgt  die  Bruttohälfte, 
welche  Zürich  für  1882  dem  Bunde  gezahlt  hat,  die  höchste  überhaupt 
von  einem  Kanton  in  diesem  Jahre  gezahlte  Hälfte  (187,288  Fr.). 
Trotz  des  gebrechlichen  Einschätzungsapparats,  welchen  wir  kennen, 
hebt  sich  Zürich  erstaunlich  vom  Waadtland  ab,  welches  nicht  mehr 
als  70,319  Fr.  geliefert  hat.  obwohl  es  bei  ähnlichen  oder  doch  sich 
annähernden  Wohlstandsverhältnissen,  nach  der  Bevölkerungsziffer 
fast  drei  Viertel  von  Zürich  erreicht  (238,730  gegen  317,576).  Bern, 
welches  mit  532,164  Einwohnern  die  Züricher  Bevölkerung  reichlich 
um  zwei  Drittel  überragt,  hat  bloss  178,594  Fr.  gezahlt. 

Auch  ist  die  Klage  darüber  an  amtlicher  Stelle  längst  laut 
geworden.  In  seinem  letzten  Geschäftsbericht  spricht  der  Bundesrat 
von  den  grossen  Ungleichheiten  der  Einschätzung^),  und  am  12.  Dez. 
1883  ist  ein  Kreisschreiben  an  sämtliche  eidgenössische  Stände  er- 
gangen, um  auf  dem  Wege  freimdlich  mahnender  Instruktion  die 
Missstände  zu  beseitigen.  Die  Erhebungen,  welche  dieser  Instruktion 
vorangegangen  sind,  haben  gezeigt,  dass  man  unzweideutige  Gesetzes- 
vorschriften übersehen  oder  missverstanden  hat.  In  einigen  Kantonen, 
wo  der  Yiehstand  oder  das  gesamte  bewegliche  Vermögen  zur  kan- 
tonalen (kommunalen)  Steuer  nicht  herangezogen  wird,  hat  man 
diese  wichtigen  Bestandteile  auch  für  den  Militärpflichtersatz  ausser 
acht  gelassen.  Naturale  Einkünfte  werden  nicht  als  Einkommen 
berechnet,  aber  dieses  wiederum  schwankend  von  Kanton  zu  Kanton. 
Und  ähnliches  der  Art  mehr.  Angesichts  der  Thatsache,  schreibt 
der  Bundesrat,  dass  dieses  Gesetz  bereits  im  Jahre  1878  in  Kraft 
getreten  ist,  muss  die  Uebergangsperiode  nunmehr  als  abgeschlossen 
betrachtet  werden.  Und  vielleicht  darf  man  hoffen,  dass  manches 
sich  bessert:  nach  Lage  der  Verhältnisse  mnss  man  aber  erwarten, 
dass  die  „Uebergangsperiode"  eine  chronische  sein  wird.  Will  man 
daher  den  starken  Ungleichheiten  ihre  Härte  nehmen,  so  gibt  es 
ein  einziges  und  ein  einfaches  Mittel.  Dies  ist:  man  lasse  den 
Kantonen  das  Ganze  des  von  ihnen  erhobenen  Militärpflichtersatzes. 

Der  Vorschlag  klingt  paradox,  ist  es  aber  nicht.  Nur  ein  paar 
Worte  zur  Erläuterung.  Zunächst  hat  man  ein  gutes  Gewissen, 
wenn  man  nicht  als  Gegner  des  Bundesstaats,  sondern  lediglich  aus 


')  Schweiz.  Brmdesblatt  1.  Dez.  1883. 

*)  Bericht  des  Finanz-  und  Zolldepartements  f.  1882,  Bundesblatt  5.  Mai  1883, 
S.  671—678. 
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finanztechnischen  und  steuerpolitischen  Gründen  für  die  gerechte 
Verteilung  der  Last  eintritt  und  solche  Forderung  ausspricht.  Nicht 
um  Missgunst  gegen  die  Kompetenzen  des  Bundes  handelt  es 
sich  hierbei  (niemand  steht  einem  solchen  Standpunkte  ferner  als 
ich) ,  sondern  um  die  zweckmässige  Form  der  Steuererhebung. 
Zeigt  es  sich,  wie  es  sich  nach  meiner  Ueberzeugung  gezeigt  hat 
und  zeigen  wird,  dass  diese  Steuer  für  den  Bund  sich  nicht  in 
gleicher  d.  h.  gerechter  Weise  erheben  lässt,  so  lasse  man  sie  den 
Kantonen. 

Ein  zweiter  und  mindestens  ebenso  wichtiger  Grund,  welcher 
dafür  spricht,  ist  die  Thatsache,  dass  die  Mehrzahl  der  Kantone, 
wo  nicht  alle,  zumal  im  Zusammenhange  ihrer  kommunalen  Steuer- 
lasten, sich  in  Verlegenheit  um  neue  Steuerquellen  befinden.  Von 
Zürich  namentlich  haben  wir  das  gehört.  Der  Band  aber,  wie  wir 
sogleich  sehen  werden,  ist  in  einer  günstigeren,  viel  günstigeren 
Lage:  als  das  grössere  Ganze,  zumal  als  die  Einheit,  welche  über 
die  Zollgrenze  verfügt,  steht  der  Bund  finanztechnisch  soviel  glück- 
licher da,  dass  er  an  den  Steuerquellen  schöpfen  kann,  welche  den 
Kantonen  ganz  oder  fast  ganz  verschlossen  sind. 

Endlich  ist  es  ja  völlig  gleichgültig,  ob  die  Militärsteuer  zur  Be- 
streitung kantonaler  Unterrichtszwecke  oder  eidgenössischer  Anstalten 
bestimmt  wird.  Die  Zweckbestimmung  specieller  Steuern  für  specielle 
Aufgaben  ist  eine  embryonische  Bildung,  die  bei  unserem  Gegenstande 
thatsächlich  überwunden  und  aller  positiven  Bedeutung  bar  ist. 

Das  Schlimmste  an  der  Sache  ist  leider,  dass  der  Ertrag  nicht 
gross  genug  ist,  um  wesentliche  Hilfe  zu  bringen.  Es  muss  noch 
anderes  dazu  kommen. 

Die  Verschiebung  der  Ausgaben  zwischen  Bund  und  Kanton  durch 
die  neue  Bundesverfassung  von  1874  wird,  soweit  man  den  haupt- 
sächlich in  Betracht  kommenden  Posten  —  die  Militärausgaben  — 
auf  der  einen  Seite  und  dagegen  die  Veränderung  der  Einnahme- 
posten ins  Auge  fasst,  für  den  Kanton  Zürich  an  den  folgenden 
Ziffern  deutlich: 

1874  Ausgaben  des  Kantons  Zürich  für  das  Militär     680,019  Fr. 

ab  Einnahmen:    1)  ganzer  Militär- 
pflichtersatz     .      294,926  Fr. 
2)  Entschädigung 
aus    dem    eidg. 
Postregal     .     .      116,069    „ 
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3)  Entschädigung 
aus  den  eidg. 
Zolleinnahmen        129,380  Fr. 

540,375  Fr. 

1874  Ausgaben-Ueberschuss     139,644  Fr. 

1882  Einnahmen  1)  halber  Militärpflicht- 
ersatz     170,063  Fr. 

2)  Zins  f.Kaserne,Zeug- 
häuser,  Waffenplätze 
u.  s.  w.  vom  Bunde  .       45,803     , 

215,866  Fr. 
ab  Ausgaben  für  das  Militär  .     .     .      93,341    , 


1882  Einnahmen-Ueberschuss     122,525  Fr. 

Nach  diesen  Zahlen  hat  der  Kanton  zufolge  der  Verfassungsrevision 
des  Bundesstaates  eine  jährliche  Erleichterung  um  262,169  Fr.  er- 
fahren, d.  h.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  um  rund  1  Fr.,  und 
wenn  wir  dieses  für  die  ganze  Eidgenossenschaft  (wohl  etwas  zu 
hoch)  als  Grundlage  annehmen,  so  ergibt  sich  eine  Erleichterung  der 
Kantone  zu  Lasten  des  Bundes  um  etwa  2^2  Mill.  Fr. 

Wir  haben  uns  überzeugt,  dass  der  Kanton  Zürich  (aber  gewiss 
nicht  dieser  allein)  wegen  der  sonstigen  Zvmahme  seiner  Ausgaben 
(für  Unterricht,  Strassenwesen  u.  s.  w.)  diese  Erleichterung  wenig 
empfunden  hat.  Und  wenn  ein  Mitglied  des  Nationalrates  und  höherer 
Offizier  der  Schweiz  neuerdings  (Neue  Züricher  Zeitung  13.  Jan.  1884) 
aus  jenem  Einnahme-Ueberschusse  den  Schluss  zieht,  der  ganze 
MiKtärpflichtersatz  gebühre  dem  Bunde,  weil  dieser  jetzt  die  Militär- 
ausgaben bestreitet  —  bis  auf  den  obigen  kleinen  Rest  — :  so  be- 
merke ich  dagegen,  dass  es  ohne  praktische  Bedeutung  ist,  was  hier 
als  ein  gutes  Recht  des  Bundes  geltend  gemacht  wird ;  das  wirklich 
Entscheidende  ist  die  finanzielle  Zweckmässigkeit  der  Steuererhebung, 
und  wenn  aus  dieser  folgt,  dass  gewisse  Einnahmen  den  Kantonen 
zuzuweisen  sind,  ja  dass  die  Kantone  obenein  für  jede  ausgiebige 
Fortentwickelung  ihrer  Einnahmequellen  auf  den  Bund  schauen  müssen, 
so  treten  dagegen  angebliche  Erwägungen  der  Billigkeit  oder  Ge- 
rechtigkeit, die  auf  eine  ganz  abstrakte,  für  das  Leben  gleichgültige 
Konsequenz  hinauslaufen,  zurück.  Für  die  wissenschaftliche  Recht- 
fertigung des  MiHtärpflichtersatzes  ist  es  allerdings  zutreffend,  dass 
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man  ihn  als  die  angemessene  Form  öffentlicher  Leistungen  für  die- 
jenigen Staatsbürger  erkennt,  welche  zur  persönlichen  Militärdienst- 
leistung unfähig  sind;  aber  nachdem  diese  Rechtfertigung  einmal 
festgestellt  und  der  Militärpüichtersatz  durch  Verfassung  und  Gesetz 
eingeführt  ist,  fliesst  sein  Ertrag  mit  den  übrigen  Steuereinnahmen 
zusammen  und  dient  gemeinsam  mit  diesen  den  Staatsausgaben,  ohne 
dass  man  seinen  Ertrag  von  den  sonstigen  Einnahmen  besser  unter- 
scheiden könnte  als  einen  Thaler  von  dem  andern.  Was  aber  die 
Scheidung  der  Sphären  des  Bundes  und  der  Kantone  anlangt,  so 
soll  man  nicht  vergessen,  dass  sie  nur  die  gebrochene  Einheit  öffent- 
licher Haushaltung  bilden,  in  welcher  jeder  Staatsbürger  lebt  und 
steuert;  dass  sie  daher  ihre  Forderungen  an  den  Bürger  also  ge- 
stalten müssen,  wie  es  am  besten  durchführbar,  wie  es  angesichts 
der  praktischen  Umstände  am  gerechtesten  erscheint. 

XL 

Im  früheren  habe  ich  es  schon  angedeutet,  ich  habe  es  in 
früheren  Jahren  bei  wiederholten  Gelegenheiten  ausgesprochen,  und 
sage  es  an  dieser  Stelle  mit  ganzer  Bestimmtheit: 

Eine  nachhaltige  und  durchgreifende  Reform  des  Steuerwesens, 
wie  sie  uns  an  der  Bedürftigkeit  und  Schadhaftigkeit  der  Züricher 
Steuern  klar  geworden,  ist  nur  durch  die  engste  Beziehung  zum 
Bunde  herzustellen.  Es  liegt  das  in  den  bereits  erwähnten  finanz- 
technischen Momenten,  welche  dem  Bunde  im  Gegensatze  zu  Kan- 
tonen und  Kommunen  zur  Seite  stehen.  Diese  finanztechnische  Seite 
der  Sache  hat  an  sich  gar  nichts  zu  schaffen  mit  der  Verteilung 
der  öffentlichen  Aufgaben  an  die  verschiedenen  Gliederungen  des 
öffentlichen  Haushalts.  Es  ist  vollkommen  denkbar,  dass  die  vor- 
wiegende Bedeutung  von  Gemeinden  und  Kantonen  auf  weitere 
Menschenalter  den  grösseren  Teil  der  öffentlichen  Pflichten  erfüllt, 
wie  es  bisher  nach  altem  Herkommen  der  Fall  war,  und  dass  den- 
noch die  Notwendigkeit  einer  möglichst  zweckmässigen  Steuer- 
erhebung über  die  engen  Grenzen  dieser  kleinen  Körper  hinaus- 
drängt zum  Bundesstaat. 

Dann  aber  ist  es  allerdings  eine  innere  Notwendigkeit,  unab- 
hängig von  den  technischen  Anforderungen  der  Steuererhebung,  dass 
die  Aufgaben  des  Bundes  unter  dem  Gesichtspunkte  der  relativen 
Verteilung  der  staatlichen  Gesamtaufgaben  zwischen  kleinerem  und 
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grösserem  Verbände  stetig  wachsen,  welches  auch  die  zeitweiligen 
Unterbrechungen  und  Reaktionen  auf  dieser  Bahn  sein  mögen. 

Im  gegenwärtigen  Augenblick  haben  wir  das  folgende  Verhältnis 
der  Beteiligung  an  der  Erfüllung  öffentlicher  Zwecke. 

Der  Bund  hat  eine  jährliche  Ausgabe  von  ^)  20  Mill.  Fr.  (1882). 
Davon  kommen  fast  zwei  Drittel  auf  das  Militär,  nämlich  12,69 
Mill.  Fr. ;  nahezu  2  MiU.  auf  Tilgung  und  Verzinsung  der  Anleihen ; 
2  \4  Mül.  auf  Flusskorrektionen,  Alpenstrassen  und  Eisenbahnen  (Gott- 
hardbahn);  ^/a  Mill.  dient  für  Förderung  der  Volkswirtschaft  in 
Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel;  dann  abermals  V^  Mill.  für 
das  eidgenöss.  Polytechnikum;  endlich  der  Rest  von  etwa  2  MiU. 
für  allgemeine  Kosten  des  Bundesstaats  (Beamtengehalte,  Gesandt- 
schaften u.  dgl.).  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  bedeutet  die 
Gesamtausgabe  nicht  mehr  als  6*/3  Fr.  Dagegen  gibt  der  Kanton 
Zürich  jährlich  5,1  Mill.  Fr.  aus,  wovon  nahezu  1  MiU.  für  Tilgung 
und  Verzinsung  der  Staatsschulden,  1  ^/s  MiU.  für  Unterricht,  ^2  MiU, 
für  ÖffentUche  Arbeiten,  ^/a  Mül.  für  Kirchenwesen,  ^/a  MiU.  für 
Gesimdheitswesen;  ^/a  Mill.  für  Gerichts-  und  Gefängniswesen.  Auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  macht  die  Summe  kantonaler  Ausgaben 
16  Franken. 

Fügen  wir  hierzu  nun  die  Ausgaben  der  Gemeinden  des  Kantons 
Zürich  mit  einer  Summe  von  12,13  MiU.  Fr.,  wovon  fast  die  Hälfte 
(5;85  Mül.  Fr.)  durch  Steuern  bestritten  wird,  so  gibt  dieses  noch 
38  Fr.  p.  Kopf,  mit  den  Staatsausgaben  zusammen  54  Fr.  gegen 
6^/3  Fr.  für  den  Bund.  Und  in  dieser  Abstufung  der  Zahlen  von 
38  zu  16  zu  6  spiegelt  sich  deutUch  das  Ueberge wicht  der  historisch 
fortwirkenden  lokalen  Autonomie  ^).  Nur  wenig  wird  dies  Bild  ver- 
schoben, wenn  man  hervorhebt,  dass  der  junge  Bundesstaat  ohne 
Erbschaft  an  irdischen  Gütern  in  die  Welt  getreten  ist,  während  der 
Kanton  3  Fr.  p.  Kopf,  die  Gemeinden  20  Fr.  p.  Kopf  aus  ererbtem 
Vermögen  bestreiten.  Denn  neben  der  dennoch  verbleibenden  schweren 


*)  Das  amtliche  Budget  lässt  die  Summe  viel  grösser  erscheinen,  weil  es 
die  rohen  Ziffern,  namentlich  die  für  Post  und  Telegraph  (Einnahmen  18  Mill.  Fr., 
Ausgaben  16  Mül.  Fr.)  auf  jeder  der  beiden  Seiten  enthält.  Die  übliche  Statistik 
der  Handbücher  u.  s.  w.  gibt  sich  nicht  die  Mühe,  dies  zu  berichtigen. 

*)  In  Grossbritannien  und  Irland  betrug  1883  die  Simime  der  Staatsausgaben 
88,4  Mill.  £  gegen  63,3  Mill.  £  Kommunalausgaben.  Stellen  wir  die  Ausgaben 
von  Bund  und  Kanton  zusammen,  so  haben  ^dr  23  Fr.  gegen  38  Fr.  fur 
Kommunalausgaben  in  der  Schweiz. 
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Steuerlast  von  Gemeinde  und  Kanton,  die  wir  kennen,  ist  die  Be- 
deutung dieser  kleineren  Körper  für  die  öffentlichen  Aufgaben  um 
nichts  geringer  dadurch,  dass  ihnen  bei  deren  Erfüllung  eigenes 
Vermögen  zu  Hilfe  kommt. 

Nur  beiläufig  sei  hier  aus  dem  Umkreise  der  Gemeinden  noch 
die  Stadt  Zürich  herausgehoben,  welche  allein  2^/2  Mill.  Jahresaus- 
gaben hat,  wovon  sie  1  Mill.  aus  ihrem  Vermögen  bestreitet,  aller- 
dings um  fast  einen  gleichen  Betrag  für  Zinsen  von  Anleihen  zu 
verwenden.  Auf  eine  Einwohnerzahl  von  25,102  ergeben  2^/2  Mill. 
Fr.  für  den  Kopf  nahezu  100  Fr. 

Wenn  diese  Zahlen  die  relative  Unbedeutendheit  der  Ausgaben 
des  Bundes  beleuchten  ^),  so  fragen  wir  weiter,  womit  dieselben  be- 
stritten werden. 

Abgesehen  von  der  Bruttohälfte  des  Militärpflichtersatzes  sind  es 
die  Zölle  und  die  Post. 

Die  ZöUe  ergaben  für  1882  2)  18,6  MiU.  brutto,  und  abzüglich 
der  Erhebungskosten  17  Mill.  Daneben  gaben  Post  und  Telegraph 
einen  reinen  Ueberschuss  von  2  Mill.  Somit  balanciert  Einnahme 
und  Ausgabe  für  1882  auf  20  Mill.  Fr. 

Im  Jahr  1883  sind  die  Zolleinnahmen,  wie  schon  1882,  ge- 
stiegen, teils  zufolge  allgemeiner  Entwickelung  der  Einfuhr,  teils 
wegen  Erhöhung  einzelner  Zollsätze.  Der  Rohertrag  ist  20  MiU.  Fr. 
und  abzüglich  1^2  Mill.  Erhebungskosten:  18^/2  Mill.  Fr.,  also  eine 
Erhöhung  der  Einnahme  um  P/2  Mill.  Fr.  für  1883. 

Nach  den  Zolllisten  für  das  Jahr  1882  trugen  zu  den  Einnahmen 
von  18^/2  Mill.  Fr.  brutto  hauptsächlich  folgende  Gegenstände  bei: 

Getreide  u.  Hülsen- 

.     3,520,143  Doppelctr.  ä     0,30  Fr.  Fr.  1,056,043. 
316,229  „  „     1,00  ,       „      316,229. 


279,681  ,  „     7,00  „       «  1,957,767. 

95,489  ,  „     3,00  „       ,      286,467. 


fruchte 

Mehl    .     .     . 

Zucker     .     . 

Kaffee       .     . 

Cichorie  (zubereitet)         33,285  „  „     3,00  „       ,        99,855. 

T3-        •      r."  sx  (39,423  „  ,      1,50\  oo(^rar 

Bier  m  Fassern  B).        ^^^^^  ^  ^     ^^J,       ,      229,56.. 

^)  Dabei  mag   immerhin   für    die  Wohlhabenheit  Zürichs   verglichen   mit 
andern  Kantonen  etwas  hinzugerechnet  werden. 

2)  Für  1875:  17  Mill.  Fr.  brutto. 

')  Dieser  und  einige  folgende  Artikel  sind  im  Laufe  des  Jahres  1882  neu 
tarifiert  worden,  daher  zweierlei  Zollsätze. 

120 


Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der  Bundesluinshalt  der  Schweiz. 


121 


129,924  ] 

Doppelctr. 

ä     7,00  Fr. 

Fr.    909,468. 

3,489 

9 

,  16,00  , 

55,824. 

/361,419 

\438,787 

,     3,00| 

,     3,50/' 

,  2,620,011. 

(2,471 
14,304 

,     7,00\ 
,     3,50/' 

32,361. 

38,166 

» 

,  25,00  , 

,      954,150. 

449 

9 

,  30,00  , 

,        13,470. 

i        515 

n 

»  50,00  „ 

25,750. 

L      1,601 

n 

,100,00   , 

,      160,100. 

Branntwein  in  Fässern 
„  5  Flaschen 

Wein  in  Fässern   . 

Wein    in   Flaschen 

Tabakblätter    (und 
-Rippen)  ^)      .     . 
Karotten  u.  Stangen 
Rauch-  u.  Schnupftabak 
Cigarren  u.  Cigaretten 

Die  hier  aufgeführten  Artikel  mit  ihren  Zollsätzen  und  Zoll- 
erträgen sollen  einen  Begriff  davon  geben,  wie  der  ganze  Zolltarif 
der  Schweiz  beschaffen  ist.  Im  Gegensatze  zu  dem  englischen  Tarif 
besteuert  derselbe  —  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  —  fast 
alle  Artikel  mit  massigen  Abgaben,  die  für  Gegenstände  elementaren 
Bedarfs  (wie  Getreide)  zu  dem  minimalen  Satze  von  30  Centimes 
für  den  Doppelcentner  herabgehen  und  Rohstoffe  wie  Baumwolle  mit 
60  Centimes  belegen,  Halbfabrikate  und  Fabrikate  entsprechend  höher, 
Maschinen  mit  4  Fr.  Nach  der  handelspolitischen  Seite  bedeutet 
dieses  die  Anwendung  eines  massigen  Schutzzolles  für  alle  mög- 
lichen Artikel;  nach  der  finanzpolitischen  Seite  die  Gewinnung  der 
Einnahme  aus  der  Besteuerung  einer  möglichst  vielseitig  getroffenen 
Konsumtion.  Inmitten  dieser  vielseitigen  Besteuerung  ragte  bis  zum 
Jahre  1879  kein  einziger  Artikel  —  sei  es  nach  den  Zollsätzen,  sei 
es  nach  dem  Ertrage  —  in  der  Art  hervor,  wie  wir  es  namentlich 
an  dem  englischen  Tarif  kennen.  Auch  die  endlich  durchgedrungene 
Erhöhung  des  Tabakzolles  seit  20.  Juni  1879^)  hat  in  diesem  Sy- 
stem nur  eine  vereinzelte  und  bescheidene  Ausnahme  geschaffen. 
•  Und  wenn  jetzt  nicht  mehr  der  lächerliche  Zustand  fortbesteht,  auf 
welchen  ich  im  Jahre  1876  hingewiesen,  dass  nämlich  der  Getreide- 
zoll das  Doppelte  des  Tabakzolles  bei  sehr  starkem  Konsum  aus- 
ländischen Tabakes  einbringt:  so  ist  doch  auch  heute  noch  der  Zoll- 
.  ertrag  von  Getreide  und  Melü  wesentlich  grösser  (1,37  Mill.  Fr.) 
als  der  ZoUertrag  von  Tabak  (1,15  MiU.). 


')  Die  Zollsätze   für  Tabak  und   Tabakfabrikate   sind   durch  Gesetz   vom 
t^O.  Juni  1879  auf  die  jetzige  Höhe  gehoben  worden. 

-)  Die  älteren  Sätze  waren  7  Fr.  für  Rohtabake,  30  Fr.  für  Cigarren. 
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Der  bauptsächliche  Artikel  ist  heute  wie  damals  Wein  (2,65  Mill.) 
mit  dem  wenig  veränderten,  niedrigen  Satze  von  3  Fr.,  jetzt  3^2  Fr. 
Wein  zunächst  steht  der  Zucker  mit  7  Fr.  und  einem  Ertrage  von 
annähernd  2  Mill.  Fr.;  Branntwein  bringt  nahezu  1  Mill. 

Heute  wie  1875  bringen  die  Zollartikel,  welche  auf  der  eng- 
lischen Einfuhrliste  ausschliesslich  stehen,  —  Wein,  Branntwein,  Bier, 
Tabak,  Kakao,  KaflFee,  Thee  —  nur  ein  Viertel  des  ganzen  Zoll- 
ertrags auf. 

Der  einzige  nennenswerte  Schritt,  welcher  seit  1876  gemacht 
worden  ist,  die  Erhöhung  des  Tabakzollertrags  um  */4  Mill.  Fr.,  darf 
uns  nicht  abhalten,  das  damals  Gesagte  mit  verstärkter  Ueberzeugung 
zu  wiederholen. 

In  der  Umgebung  der  übrigen  Artikel  möchte  zunächst  Tabak 
relativ  leidlich  hoch  besteuert  erscheinen :  sowie  man  aber  energische 
Schritte  auch  an  anderen  Punkten  wagen  will,  so  sind  diese  Sätze 
immer  noch  äusserst  winzig,  mit  fast  allen  ausländischen  Tabak- 
steuern verglichen.  Erwägenswert  wird  freilich  bei  grösseren  Er- 
höhungen die  Frage  sein,  welchen  Einfluss  so  hohe  Zölle  auf  die 
gesetzliche  Umgehung  des  Zolles  durch  Ausdehnung  des  (bisher  un- 
besteuerten)  inneren  Tabakbaues  haben  mögen;  doch  sind  die  bis- 
herigen Erfahrungen  insofern  beruhigend,  als  trotz  des  von  früher 
bestehenden  Tabakbaues  in  der  Westschweiz  und  einiger  spekula- 
tiver Anfänge  im  Aargau  seit  Erhöhung  des  Zolles,  die  Einfuhr  von 
Rohtabak  im  Jahr  1882  fast  gerade  so  gross  war  als  im  Jahr  1875, 
und  nur  die  Einfuhr  von  fabriziertem  Tabak  zurückgegangen  ist, 
doch  nur  so ,  dass  immer  noch  eine  Erhöhung  des  Zollertrags  um 
50,000  Fr.  dabei  möglich  geblieben. 

Hier  ist  nicht  der  Ort,  das  Nähere  auszuführen:  es  kommt 
nur  darauf  an,  zu  betonen,  dass  bei  dem  Vorhandensein  ent- 
sprechender Nötigung  hier  immer  noch  ein  grosser  Spielraum  unaus- 
genutzt  liegt. 

Ein  zweiter  Artikel  ist  der  Wein.  Nach  den  Beratungen  der 
Bundesversammlung  lag  die  vernünftige  Absicht  vor,  den  Zollsatz 
von  3  Fr.  um  ein  Wesentliches,  etwa  um  das  Doppelte,  zu  erhöhen. 
Ich  wüsste  keine  steuerpolitische,  insbesondere  zollpolitische  Mass- 
regel, welche  an  sich  gerechter,  angemessener,  durchführbarer  und 
ergiebiger  wäre.  Die  grosse  Mehrzahl  des  Schweizer  Volkes,  sofern 
sie  Wein  trinkt,  bevorzugt  das  Gewächs  des  eigenen  Landes  (und 
dieses  für  den  Geschmack  des  Fremden  zum  Teil  mit  patriotischem 
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Heroismus):  die  bedeutende  Einfuhr  ausländischen  Weines,  wobei 
Frankreich  voran  steht,  neuerdings  Italien,  Spanien,  Ungarn  immer 
mehr  sich  beteiligen,  wendet  sich  doch  vorzugsweise  an  die  wohl- 
habenderen Konsumenten,  welche  mit  Fug  und  Recht  für  ihren  Ver- 
brauch —  im  Unterschiede  zum  Konsum  des  inländischen,  bloss 
durch  innere  Steuern  getroffenen  Gewächses  —  einen  nennenswerten 
Zoll  zahlen  mögen.  Und  kommt  dieser  Finanzzoll  den  inländischen 
Weinbauern  als  ein  bescheidener  Schutzzoll  zu  gute ,  so  mag  man 
ihnen  das  gönnen,  so  lange  die  Erhöhung  massig  genug  ist,  um  den 
Import  nicht  erheblich  zu  vermindern. 

Kach  dem  jetzigen  Zollsatze  zahlt  eine  Barrique  von  Bordeaux 
(reichlich  300  Flaschen  enthaltend)  kaum  10  Fr,  ZoU:  es  ist  schon 
eine  recht  wohlhabende  Haushaltung ,  welche  dieses  Quantum  in 
Jahresfrist  verbraucht;  dem  gegenüber  aber  eine  Steuer  von  10  Fr. 
sehr  gering.  Die  Verdoppelung  dieses  Satzes  wäre  immer  noch  eine 
Bagatelle  und  würde  der  Zollkasse  ein  Mehr  von  2  Mill.  zuführen. 
In  der  That  hat  man  es  der  kleinlichen  Hartnäckigkeit  der  französi- 
schen Regierung  bei  dem  Abschluss  des  neuen  ZoUvertrages  zu  ver- 
danken, dass  der  Schweiz  nicht  erlaubt  wurde,  den  alten  Satz  von 
3  Fr.  um  mehr  als  50  Centimes  hinaufzusetzen:  und  dieses  obenein 
um  den  Preis,  dass  künftighin  Flaschenwein  keinen  höheren  ZoU 
zahlt  als  Fasswein  (bisher  7  Fr.). 

Es  entzieht  sich  meiner  Beurteilung,  inwieweit  es  bei  den 
Verhandlungen  mit  Frankreich  möglich  war,  andere  Bedingungen 
durchzusetzen.  So  viel  aber  ist  gewiss:  der  Tag  wird  kommen, 
wo  man  diese  Position  ins  Auge  fassen  wird.  Ohne  die  leidige 
Rücksicht  auf  die  Handelsverträge  ist  dieselbe  voUkommen  dazu 
geeignet,  nicht  bloss  2  Mill.  Fr.,  sondern  bedeutend  mehr  daraus 
zu  ziehen. 

Branntwein  in  Fässern  stand  1882  noch  auf  dem  alten  Satze 
von  7  Franken;  Branntwein  in  Flaschen  auf  dem  alten  Satze  von 
16  Franken.  Aber  das  Zollgesetz  vom  20.  Juni  1879  ermächtigte 
(neben  der  sofort  in  Kraft  tretenden  Erhöhung  des  Tabakzolles) 
den  Bundesrat,  „sobald  er  es  für  thmüich  erachtet,"  auf  Brannt- 
wein, Weingeist,  Sprit,  Cognac  etc.  in  Fässern  oder  Flaschen  einen 
ZoU  zu  erheben  bis  20  Franken :  ausgenommen  denaturierten  Sprit. 
Von  dieser  VoUmacht  hat  der  Bundesrat  keinen  Gebrauch  gemacht 
bis  zum  12.  Mai  1882,  wo  er  auf  Grund  des  neuen  französischen 
Handelsvertrages  den  Zollsatz  für  Fässer  auf  20  Centimes  per  Grad 
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Alkohol  normiert,  während  für  Flaschen  der  alte  Satz  von  16  Fr. 
beibehalten  wird. 

Auch  an  diesem  Artikel  wird  man  früher  oder  später  einsehen, 
dass  ganz  andere  Einnahmen  daraus  zu  gewinnen  und  so  leise  Er- 
höhungen nicht  der  Rede  wert  sind. 

Der  Bier -Konsum  nimmt  —  nach  der  seit  Menschenaltern  in 
Süddeutschland  und  andern  Weinländern  gemachten  Beobachtung  — 
so  bedeutend  zu,  dass  trotz  der  Verbreitung  der  inländischen  Brauerei 
dennoch  der  Import  gewachsen  ist  und  wohl  auch  weiter  wachsen 
wird  (1875:  78,000  Doppelcentner ;  1882:  96,000  Doppelcentner). 
Der  Zoll  ist  im  Jahr  1882  (glücklicherweise  hatte  Frankreich  da- 
gegen nichts  einzuwenden)  verdoppelt  worden,  von  1^2  Fr.  auf 
3  Fr.  für  den  Doppelcentner.  Von  gleicher  finanzieller  Bedeutung 
wie  die  anderen  Spirituosen  ist  dieser  Artikel  ja  nicht:  aber  es 
wäre  gerecht  und  zweckmässig,  den  Zollsatz  wesentlich  höher  zu 
stellen,  weil  importiertes  Bier  in  der  Schweiz  ganz  und  gar  das 
Getränk  der  wohlhabenderen  Leute  ist. 

Doch  ich  darf  in  diese  Einzelheiten  nicht  tiefer  eingehen:  als 
Andeutung  mag  das  Gesagte  genügen  für  die  Möglichkeit,  an  ver- 
schiedenen Enden  des  bestehenden  Zolltarifs  erhebliche  Summen  in 
einer  Weise  flüssig  zu  machen,  wie  es  bei  einer  Umschau  über  die 
sonst  verfügbaren  Quellen  innerhalb  der  kantonalen  Grenzen  kaum 
mit  annähernd  gleicher  Gerechtigkeit  und  Zweckmässigkeit  thunlich 
sein  möchte. 

Es  wird  aber  wahrscheinlich,  nach  menschlicher  Weise,  noch 
eines  ganz  anderen  Druckes  der  Notwendigkeit  bedürfen,  um  diese 
TJeberzeugung  allgemein  zu  verbreiten. 

Das  Gleiche  gilt  von  der  andern  Einnahmegattung  des  Bundes, 
von  der  Post. 

Wer  in  der  finanziellen  Verwertung  der  Briefpost  immer  nur 
das  verhasste  alte  Finanzregal  sieht,  das  ein  aufgeklärter  Mann  der 
Gegenwart  bekämpfen  muss;  wer  nicht  begreift,  dass  in  diesem 
Zweige  öffentlicher  Verwaltung  eine  glückliche  Fügung  der  Um- 
stände es  mit  sich  bringt,  dringende  Pflichten  für  die  Gesamtheit 
erfüllen  zu  können  und  doch  bei  der  Befriedigung  des  privaten 
Verkehrs  eine  vorzügliche  Leistung  und  sehr  geringe  Preise  mit 
einem  Reinertrage  zu  verknüpfen,  welcher  als  die  am  leichtesten 
getragene  und  gerechteste  aller  indirekten  Steuern  erscheint  —  wer 
dieses  nicht  begreift,  mit  dem  ist  nicht  zu  streiten.     Wer  aber  die 
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Misere  der  Einkommens-  und  Vermögenssteuern,  welche  wir  kennen 
gelernt  haben,  mit  unbefangenem  Blicke  betrachtet  und  dennoch 
solche  Steuerarten,  wie  die  der  Briefpost,  verschmäht  —  der  lebt 
,als  Bürger  einer  kommenden  Zeit";  die  Gegenwart  ist  nicht  für 
ihn  gemacht. 

Im  beständigen  Kampfe  gegen  derartige  Missverständnisse,  die 
öfters  doch  auch  ein  sehr  praktisches  Interesse  verfolgten,  ist  es 
dem  Bundesrate  gelungen,  den  Reinertrag  der  Post  einigermassen 
festzuhalten.  Aber  fortwährend  sind  Zumutungen  zu  neuen  Opfern 
gekommen ,  welche  immer  von  dem  Wahne  ausgingen ,  die  Post 
habe  eigentlich  kein  Recht,  einen  Reinertrag  zu  gewähren.  Sie  hat 
in  Wahrheit  dieses  Recht  eben  so  gut,  wie  irgend  sonst  eine  zweck- 
mässige und  gerechte  Form  der  Besteuerung. 

Es  muss  wiederholt  betont  werden,  dass  gerade  in  einem 
demokratischen  Lande  die  Post  um  der  Gerechtigkeit  wiUen  einen 
bedeutenden  Reinertrag  abwerfen  darf;  denn  nach  allen  Fortschritten 
im  Lesen  und  Schreiben  ist  es  nicht  die  Mehrzahl  des  Volks,  sondern 
die  wohlhabende  Minderzahl,  welche  ihre  Dienste  vorzugsweise  in 
Anspruch  nimmt;  vollends  gilt  das  vom  Telegraphen  ^).  Die  wirk- 
liche Beteiligung  der  ärmeren  Klassen  an  diesem  Reinertrage  ist 
aber  eine  so  massige  und  so  leicht  erträgliche,  dass  besser  als  in 
einer  andern  Form  sie  hier  ihren  Beitrag  für  das  Gemeinwesen 
leisten  mögen. 

Allerdings  muss  man  sich  von  dem  Vorurteil  befreien,  welches 
der  kritiklosen  Bewunderung  der  technischen  Fortschritte  und  dem 
Aberglauben  an  grosse  Zahlen  entsprungen  ist,  dass  jede  Zunahme 
der  Briefzahl  oder  der  Depeschenzahl  ein  „Fortschritt  sei  auch  im 
Sinne  der  Kultur  und  des  Wohlstandes :  von  dem  Vorurteil,  welches 
jedes  derartige  Symptom  ohne  weiteres  als  Fortschritt  der  „Intelli- 
genz" hinstellt  und  daher  das  Briefeschreiben,  das  Telegraphieren 
und  das  Zeitungslesen  obenein  für  jedes  Hemmnis  unantastbar 
machen  möchte. 

Nur  in  den  letzten  Wochen  hat  der  Bundesrat  eine  Botschaft 
an  die  Bundesversammlung  erlassen,  „betreffend  die  Revision  des 
Posttaxengesetzes "    (26.  November  1883).     Dieselbe   verteidigt   vor 


')  Nach  der  amtlichen  Statistik  des  Telegraphendepart^ments  wurden  im 
Jahre  1882  auf  den  Stationen  des  Kantons  Zürich  739,325  Depeschen  befordert; 
davon  kamen  auf  die  25,000  Einwohner  der  Stadt  Zürich  allein  347,551. 
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allem  den  bestehenden  Briefportotarif  von  10  Centimes  für  das 
Innere  der  Schweiz,  welchen  sie  künftig  auch  auf  den  bisherigen 
Lokalrayon  (5  Cent.)  ausdehnen  will ;  sie  muss  sich  wehren  gegen 
die  wiederholt  auftauchende  Forderung,  den  Einheitssatz  auf  5  Cen- 
times herabzubringen,  was  nicht  nur  den  Verlust  des  bisherigen 
Reinertrags,  sondern  sogar  ein  Deficit  mit  sich  brächte  (es  wird 
hier  als  Beispiel  die  neueste  Erfahrung  Frankreichs  angeführt,  wo 
nach  Reduktion  des  internen  Portos  von  25  auf  15  Centimes  die 
Briefzahl  von  1877  auf  1879  sich  bloss  von  376  Mill.  auf  454  Mill. 
gehoben,  also  einen  bedeutenden  Ausfall  zur  Folge  hatte). 

Weiter  wendet  sich  die  Botschaft  gegen  das  Ansinnen  (von 
Buchdruckereibesitzern  u.  dergl.  Interessenten),  die  Zeitungsbeforde- 
rungstaxe  in  einem  Grade  herabzusetzen,  dass  der  schon  jetzt  ent- 
stehende Verlust  aus  diesem  Verwaltungszweige  (von  '/s  Mill.  Fr.) 
weiter  vergrössert  würde.  Die  Forderung  der  Postverwaltung, 
dass  die  Zeitungen  die  Kosten  ihres  Transportes  rechtschajffen 
bezahlen,  welche  an  sich  unbedenklich  und  gerecht  wäre,  wagt 
man  nicht  einmal  geltend  zu  machen  und  ist  zufrieden,  wenn 
es  bei  dem  jetzigen  Schaden  sein  Bewenden  hat.  Aber  die  be- 
wusste  „Intelligenz*  kann  gar  nicht  wohlfeil  genug  gemacht 
werden ,  wenn  es  auch  den  Bund  einige  Millionen  kosten  sollte  — 
wie  wenigstens  diejenigen  versichern,  welche  diese  „Intelligenz" 
produzieren. 

Es  ergibt  sich  ferner,  dass  an  dem  Transporte  von  Personen 
durch  die  Bundespost  ein  jährlicher  Schaden  von  2  Mill.  Fr.  ge- 
macht wird^),  während  in  den  Anfängen  (1852)  vor  Entwickelung 
der  Eisenbahnen  die  Einnahmen  die  Ausgaben  deckten,  weil  damals 
die  Post  noch  die  lukrativen  Routen  besorgte,  die  seitdem  den 
Eisenbahnen  zufielen,  wogegen  sie  jetzt  auf  die  Nebenrouten  be- 
schränkt ist,  oder  auf  Hauptrouten,  die  erst  recht  schadenbringend 
sind,  wie  die  Alpenstrassen. 

Wenn  nun  dennoch,  nach  Verlusten  dieser  Art,  welche  in  der 
Rechnung  der  Postverwaltung  versteckt  sind,  ein  Reinertrag  von 
1^/3  Mill.  übrig  bleibt:  so  bedeutet  dies,  dass  die  Briefpost  mindestens 
4  Mill.  Fr.  Ueberschuss  liefert,  welchen  festzuhalten  keine  Schande 
wäre,   indem  man  Postreisende   und  Zeitungsleser  (bezw.  Zeitungs- 


^)  Laut  Geschäftsbericht  des  Postdepartements   für  1882   betrug   die  Ein- 
nahme 2,124,246  Fr.;  dagegen  die  Ausgabe  4,109,738  Fr. 
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fabrikauten)  zahlen  lässt,  was  sie  schuldig  sind,  statt  ihnen  ein 
Geschenk  zu  machen. 

Erwägt  man  die  sonstigen,  z.  T.  weit  gehenden  Erleichterungen, 
welche  die  Postverwaltung  ihrem  Publikum  bietet  in  den  Einzel- 
heiten des  Nachrichten-  und  Gepäckverkehrs,  so  dürften  hier  gleich- 
falls Summen  sich  herausstellen,  welche  sehr  gerechter-  und  sehr 
zweckmässigerweise  von  jenen  wohlhabenden  Schichten  erstattet 
würden,  denen  sie  weit  überwiegend  zu  gute  kommen. 

Obwohl  es  für  die  herrschenden  Vorurteile  ganz  empörend 
klingt,  wage  ich  zu  sagen,  dass  selbst  eine  Erhöhung  des  Brief- 
portos —  etwa  auf  15  Centimes  —  mir  als  eine  vernünftige  und 
empfehlenswerte  Massregel  erschiene,  vermöge  deren  sich  neue 
Finanzmittel  herbeischaffen  liesisen,  wie  kaum  auf  einem  gleich  be- 
quemen Wege  ^). 

Der  Philister  allerdings,  welcher  überhaupt  keine  Steuern 
zahlen  will,  welcher  alles  vom  Staate  haben  und  dennoch  das  Be- 
dürfnis der  Staatsfinanzen  nicht  begreifen  will,  welcher  über  den 
Steuerzettel  klagt  und  gleichwohl  in  keiner  andern  Form  dem  Staate 
geben  wül,  was  des  Staates  ist  —  der  kann  für  derartige  Vor- 
schläge nichts  als  Entrüstung  haben. 

Der  Einfluss  solcher  Vorurteile  pflegt  aber  zu  schwinden,  wenn 
man  die  erforderlichen  bitteren  Erfahrungen  gemacht  hat,  und  wenn 
der  Bedarf  an  öffentlichen  Mitteln  handgreiflich  geworden  ist. 

XII. 

Erörtenmgen,   wie  die  vorliegenden,  hätten  neben  ihren  theo- 
retischen Absichten  keinen  praktischen  Zweck,  wenn  sie  nicht  dazu 
)eitragen  wollten,   dass  man  das  Kommende  womöglich   im  voraus 
^erkennt  und  sich  darauf  einrichtet. 

Die    Finanzen    des   Bundes   machen   dem  im  Momentanen   be- 
igenen  Betrachter   den  Eindruck   eines  behaglichen  Auskommens, 


')  Der  Reinerti-ag  der  Post  in  England  ist  (Statist,  abstract  1883,  p.  160) 
2%  Mill.  £,  d.  h.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (35,63  Mül.)  Fr.  1,93. 
rürde  England  gleich  der  Schweiz  (Ges.  23.  Dez.  1872,  Art.  19)  für  die  Eisen- 
jahnbeforderung  nichts  zu  zahlen  haben,  so  würde  es  732,821  £  sparen;  der 
einertrag  würde  dann  Fr.  2,44  sein.  In  der  Schweiz  ist  er  jetzt  0,56  Cent,  und 
reim  den  Eisenbahnen,  wie  in  England,  die  Beförderung  bezahlt  würde  (0,51), 
blieben  bloss  0,05  Cent.!  Im  J.  1875  war  wirklich  der  Reinertrag  auf  Fr.  139,232 
herunter,  und  man  begann  damals  die  verlustbringenden  Tarife  etwas  zu  erhöhen. 
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zumal  seitdem  die  Zölle,  wie  in  letzten  Jahren,  wieder  angefangen 
haben,  jährlich  wachsende  Erträge  aufzubringen.  Es  hiesse  aber 
sich  über  das  Wesen  der  heutigen  Staatshaushaltungen  täuschen, 
wenn  man  sich  nicht  darauf  einrichten  wollte,  dass  unwiderstehlich 
neue  Aufgaben  und  Ausgaben  dem  Bunde  zuwachsen.  Neben  den 
wirtschaftlich  produktiven  und  den  idealen  Opfern,  wie  sie  gerade 
in  letzter  Zeit  sich  hinzugedrängt  haben,  stehen  auch  für  die  Schweiz 
die  Aufgaben  der  Wehrhaftigkeit.  Es  wird  sich  hierbei  um  Summen 
handeln,  welche  durch  das  gemütliche  Laisser-aller,  das  sich  auf  den 
spontanen  Zuwachs  der  Zollerträge  verlässt,  selbst  wenn  es  nicht 
auf  rückgängige  Perioden  sich  gefasst  zu  machen  braucht,  keines- 
wegs befriedigt  werden  können.  Und  es  ist  überhaupt  heutzutage 
keine  Finanzpolitik  ausreichend,  welche  von  der  Hand  in  den  Mund 
lebt:  man  muss  Mittel  verfügbar  haben,  die  den  fortschreitenden 
Bedürfnissen  ins  Auge  sehen.  Eine  Erhöhung  der  Bundesausgaben 
um  5 — 10  Mill.  Fr.  ist  für  die  nächsten  Jahrzehnte,  wo  nicht  früher, 
unausbleiblich. 

Doch  die  Bedürfnisse  des  Bundesstaats  sind  nicht  alles.  Wir 
nehmen  den  Faden  wieder  auf,  welchen  wir  oben  fallen  Hessen. 
Der  Bund  ist  das  finanztechnisch  geeignete  Gemeinwesen,  das 
indirekte  Steuern  erheben  kann,  für  welche  den  Kantonen  und 
vollends  den  Gemeinden  die  äusseren  Bedingungen  fehlen. 

Wir  haben  die  Bedrängnisse  Zürichs  kennen  gelernt;  in  anderen 
Kantonen  sind  Staats-  und  Gemeindefinanzen  nicht  ebenso  fest- 
gefahren, nicht  ebenso  schwer  belastet,  aber  sie  sind  es  in  den 
meisten  Kantonen  auf  ähnliche  Weise,  und  werden  es  mit  dem 
unvermeidlichen  Fortschritt  der  Bedürfnisse  immer  mehr.  Man 
braucht  nur  in  die  Steuerreformverhandlungen  von  St.  Gallen,  Aargau, 
Bern,  selbst  Baselstadt  hineinzuschauen. 

Inmitten  dieser  Bedrängnisse  hat  sich  die  Ansicht  mehr  und 
mehr  Anhänger  gewonnen,  welche  ich  im  Jahr  1876  ausgesprochen. 

Die  Basler  Steuerreformkommission  von  1879  ^)  deutet  auf 
Massregeln,  wie  ein  Tabakmonopol  des  Bundes,  von  dessen  Ertrag 
den  Kantonen  ein  Teil  nach  Verhältnis  der  Konsumtion  zukommen 
würde.  Von  Genf  her  schlägt  im  Jahr  1883  F.  Lombard  gar 
eine  eidgenössische  Branntweinregie  vor,  die  gleichfalls  den  Bund 
als  Steuererheber   für    die  Kantone   brauchen   will.     In   Zürich   hat 


"■)  Ratschlag  S.  62. 
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man  den  darin  enthaltenen  richtigen  Gedanken  begrüsst.  Schon  im 
Jahr  1877  hat  der  Ständerat  Bodenheimer,  Regierungsrat  von 
Bern,  durch  eine  besondere  Schrift  und  in  Aktenstücken  des  Stände- 
rates auf  etwas  Aehnliches  hingewiesen. 

Mir  scheint,  dass  innere  Bundessteuern  vorderhand  ausser 
Sicht  liegen,  weil  es  gar  zu  sehr  den  herkömmlichen  Neigungen 
des  Schweizer  Volkes  widersprechen  würde,  fiskalische  Verwal- 
tungsbehörden des  Bundes  zuzulassen,  welche  ausser  der  gemein- 
samen Zollgrenze  ihre  Hand  auch  auf  die  Kantone  legen,  wenn 
schon  bloss  oder  grösstenteils  in  der  Absicht,  den  kantonalen  oder 
kommunalen  Finanzen  dadurch  zu  Hilfe  zu  kommen.  Solche  Mass- 
regeln werden  jedenfalls  später  kommen  als  die  Fortbildung  der 
jetzt  bereits  in  Bundeshänden  liegenden  Quellen.  Dass  auf  die 
Länge  der  Zeit  aber  beides  kommen  wird,  scheint  mir  unzweifelhaft. 
Was  speciell  eine  Branntweinsteuer  des  Bundes  betriflPt,  so  könnte 
dieselbe  —  ob  mit  oder  ohne  Regie  —  nur  zum  Besten  der  be- 
treffenden Kantone  verwendet  werden,  weil  glücklicherweise  eine 
grössere  Anzahl  der  Kantone  keinen  nennenswerten  Branntwein- 
konsum hat,  also  ein  kleiner  Teil  ohne  Kompensation  nicht  für  das 
Ganze  steuern  dürfte.  Vielleicht  früher  als  irgend  ein  anderes 
Monopol  wäre  aus  Gründen  der  Gemeinnützigkeit  und  Sicherheit 
ein  Petroleummonopol  zu  hoffen,  welches  berufen  wäre,  eine  Qualität 
des  Steinöles  dem  Konsum  zu  gewährleisten,  welche  der  freie  Ver- 
kehr —  einschliesslich  der  Konsumvereine  —  mit  seinen  ewigen 
Unredlichkeiten  und  Nachlässigkeiten  nicht  bieten  zu  können  scheint. 

Eine  Erleichterung  der  Kantone,  welche  die  Folge  ist  von  einer 
bedeutenden  Verschiebung  der  kantonalen  Kompetenzen  auf  die 
Schultern  des  Bundes  hinüber,  ist  für  absehbare  Zeiten  nicht  zu 
erwarten.  Das  Anwachsen  kantonaler  Aufgaben  wird  dieses  jeden- 
falls reichlich  ausgleichen.  Selbst  da,  wo  nach  den  längst  vor- 
handenen Grundzügen  der  Bundesverfassung  auf  eine  solche  Ver- 
schiebung gedeutet  ist,  hat  das  historische  Uebergewicht  der  Kantone 
nach  mehr  als  einem  Menschenalter  Ehre  und  Last  für  sie  fest- 
gehalten, ja  sehr  gesteigert.  Dies  zeigt  sich  bei  den  Universitäten. 
Art.  22  der  Verfassung  von  1848  gab  dem  Bunde  die  Befugnis, 
eine  Universität  und  eine  polytechnische  Schule  zu  errichten.  Bei 
den  darauf  folgenden  Verhandlungen  der  Bundesversammlung  über 
Ausführung  dieses  Artikels  scheiterte  die  Errichtung  einer  eid-. 
genössischen  Universität,  und  als  Abschlagszahlung  dafür  wurde  durch. 
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Gesetz  vom  7.  Februar  1854  die  polytechnische  Schule  mit  einer 
„philosophisch-staats wirtschaftlichen  Abteilung"  ausgestattet.  Der 
erneute  Versuch  bei  der  Revision  der  Bundesverfassung,  welche  1874 
in  Kraft  trat,  zu  Gunsten  einer  eidgenössischen  Universität  scheiterte 
abermals  an  dem  Partikularismus,  welchem  die  unterdessen  mit 
grösseren  Opfern  fortentwickelten  kantonalen  Universitäten  zur  Seite 
standen.  Der  neue  Art.  27  der  Bundesverfassung  erhielt  folgende 
Fassung:  „Der  Bund  ist  befugt,  ausser  der  bestehenden  polytech- 
nischen Schule,  eine  Universität  und  andere  höhere  Unterrichts- 
anstalten zu  errichten  oder  solche  Anstalten  zu  unterstützen." 
Die  unwiderstehlich  wachsenden  Kosten,  zumal  für  die  Naturwissen- 
schaften und  die  Medizin,  welche  seitdem,  wie  schon  zuvor,  den 
beteiligten  Kantonen  grosse  Opfer  zugemutet  haben  und  ferner  zu- 
muten werden,  haben  bis  jetzt  die  Anrufung  des  Bundes  um  solche 
Unterstützungen  noch  nicht  veranlasst;  und  sie  würden,  wenn  sie 
eintreten  sollten,  unterdessen  längst  von  andern  neuen  Ausgaben 
überholt  sein.  Der  Moment  aber,  wo  die  Kantone  aus  Erschöpfung 
kapitulieren  und  dem  Bunde  dieses  gar  zu  kostbare  Kleinod  über- 
lassen, teils  durch  Abtretung  des  Brauchbaren,  teils  durch  Aufhebung 
des  Ueberflüssigen,  —  dieser  Moment  ist  fern;  er  gehört  gar  nicht 
in  die  Berechnungen  der  Gegenwart  hinein. 

Sehen  wir  darum  in  der  finanz  technischen  Funktion  des 
Bundes  für  die  Kantone  zunächst  die  Hauptaufgabe  desselben  für 
die  Lösung  der  kantonalen  Steuerbeschwerden,  und  nicht  in  der 
materiell  erleichternden  Verschiebung  der  Kompetenzen:  so  ist  das 
freilich  ein  Moment,  welches  um  nichts  weniger  dazu  dienen  wird, 
Bund  und  Kantone  fester  aneinander  zu  ketten;  besser  dazu  dienen 
wird,  als  die  entgegengesetzte  Massregel,  welche  von  der  Bundes- 
verfassung vorgesehen,  aber  nach  Lage  der  Dinge  heute  utopisch 
ist,  nämlich  die  Aufbringung  kantonaler  Kontingente  für  den  Bun- 
desstaat. 
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Anhang. 
Die  Progression  des  Züricher  Staatsstenergesetzes 

(vom  2.  März  1870). 

Berechnung  der  Katastersumme  und  des  Steuerbetrages. 

a.  Vermögenssteuer 

zu  4  Fr.  aufs  Tausend  des  Katasters  (siehe  §  11  des  Steuergesetzes). 

§  11.    Von  dem  Vermögen  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  werden  folgende 
Teile  in  den  Vermögenskataster  gesetzt: 

5  Zehnteüe  von  den  ersten     20  Tausend  Franken 

6  „  „       ,     weitem  30         „  , 

's  »  5)  n  öO  ,  j, 

8  ,  ,       ,  ,      100        . 

9  ,  ,       ,  ,      200         „ 
10         ,            „     dem  Mehrbetrag. 

Auf  jedes  Tausend   dieser  eingetragenen  Teile  wird   der  gleiche  Steuer- 
etrag  erhoben. 


Ver- 

Kataster- 

Steuer- 

Ver- 

Kataster- 

Steuer- 

mögen. 

simime. 

betrag. 

mögen. 

siunme. 

betrag. 

1000 

500 

2  — 

31,000 

16.600 

66  40 

2000 

1000 

4  — 

32.000 

17.200 

68  80 

3000 

1500 

6  — 

33,000 

17,800 

71   20 

4000 

2000 

8  - 

34,000 

18.400 

73  60 

5000 

2500 

10  — 

35.000 

19,000 

76  — 

6000 

3000 

12  - 

36,000 

19,600 

78  40 

7000 

3500 

14  — 

37,000 

20,200 

80  80 

8000 

4000 

16  - 

38,000 

20.800 

83  20 

9000 

4500 

18  - 

39,000 

21,400 

85  60 

10,000 

5000 

20  - 

40,000 

22,000 

88  - 

11,000 

5500 

22  — 

41,000 

22,600 

90  40 

12.000 

6000 

24  — 

42,000 

23,200 

92  80 

13,000 

6500 

26  — 

43,000 

23,800 

95  20 

14.000 

7000 

28  - 

44,000 

24,400 

97  60 

15,000 

7500 

30  - 

45.000 

25,000 

100   - 

16,000 

8000 

32  - 

46.000 

25,600 

102  40 

17.000 

8500 

34  - 

47,000 

26,200 

104  80 

18,000 

9000 

36  - 

48,000 

26,800 

107  20 

19,000 

9500 

38  - 

49.000 

27,400 

109  60 

20.000 

10,000 

40  - 

50,000 

28,000 

112    — 

21,000 

10,600 

42  40 

51.000 

28,700 

114  80 

22.000 

11.200 

44  80 

52.000 

29,400 

117  60 

23,000 

11.800 

47  20 

53.000 

30,100 

120  40 

24,000 

12.400 

49  60 

54,000 

30,800 

123  20 

25,000 

13.000 

Ö2  — 

55.000 

31,500 

126   — 

26,000 

13.600 

54  40 

56.000 

32,200 

128  80 

27,000 

14.200 

56  80 

57.000 

32,900 

131   60 

28,000 

14,800 

59  20 

58,000 

.33,600 

134  40 

29,000 

15,400 

61  60 

59.000 

34,300 

137  20 

30,000 

16,000 

64  - 

60,000 

35,000 

140- 

131 
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Ver- 

Kataster- 

Steuer- 

Ver- 

Kataster- 

Steuer- 

mögen. 

summe. 

betrag. 

mögen. 

summe. 

betrag. 

61,000 

35,700 

142 

80 

88,000 

54,600 

218  40 

62,000 

36,400 

145 

60 

90,000 

56,000 

224  — 

63,000 

37,100 

148 

40 

92,000 

57,400 

229  60 

64,000 

87,800 

151 

20 

94,000 

58,800 

235  20 

65,000 

38,500 

154 

— 

96,000 

60,200 

240  80 

66,000 

39,200 

156 

80 

98,000 

61,600 

246  40 

67,000 

39,900 

159 

60 

100,000 

63,000 

252  — 

68,000 

40,600 

162 

40 

120,000 

79,000 

316  - 

69,000 

41,300 

165 

20 

140,000 

95,000 

380  - 

70,000 

42,000 

168 

— 

160,000 

111,000 

444  - 

71,000 

42,700 

170 

80 

180,000 

127,000 

508  ~ 

72,000 

43,400 

173 

60 

200,000 

143,000 

572    - 

73,000 

44,100 

176 

40 

250,000 

188,000 

752   - 

74,000 

44,800 

179 

20 

300,000 

233,000 

932   - 

75,000 

45,500 

182 

— 

350,000 

278,000 

1112  - 

76,000 

46,200 

184 

80 

400,000 

323,000 

1292  - 

77,000 

46,900 

187 

60 

500,000 

423,000 

1692   - 

78,000 

47,600 

190 

40 

600,000 

523,000 

2092  - 

79,000 

48,300 

193 

20 

700,000 

623,000 

2492  — 

80,000 

49,000 

196 

— 

800,000 

723,000 

2892   - 

82,000 

50,400 

201 

60 

900,000 

823.000 

3292  - 

84,000 

51,800 

207  20 

1,000,000 

923,000 

3692  - 

86,000 

53,200 

212 

80 

b.  Einkommenssteuer 

zu  8  Fr.  aufs  Hundert  des  Katasters  (siehe  §  12  des  Steuergeaetzes). 

§  12.     Von  dem  steuerpflichtigen  Einkommen  (vgl.  §  5b  steuerfreie  500  Fr.) 
der  einzelnen  vrerden  folgende  Teile  in  den  Einkommenskataster  gesetzt: 

2  Zehnteile  von  den  ersten     15  Hundert  Franken 
4         „  D       »     weitern  15         „  , 

6         ,  „       ,  ,        30         ,  , 

10  „  „     dem  Mehrbetrag. 

Jedes  Hundert  des  Einkommenskatasters  bezahlt  2  Fr.  Steuer,  so  oft  vom 
Tausend  des  Vermögenskatasters  1  Fr.  erhoben  wird. 


Ein-        Kataster-      Steuer- 


Ei 


Kataster-      Steuer- 


kommen.      summe.       betrag.  kommen,      summe.       betrag. 


100 

— 

—   — 

1600 

220 

17  60 

200 

— 

—  — 

1700 

240 

19  20 

800 

— 

—   — 

1800 

260 

20  80 

400 

— 

—  — 

1900 

280 

22  40 

500 

— 

—   — 

2000 

300 

24  — 

600 

20 

1  60 

2100 

340 

27  20 

700 

40 

3  20 

2200 

380 

30  40 

800 

60 

4  80 

2800 

420 

33  60 

900 

80 

6  40 

2400 

460 

36  80 

1000 

100 

8  — 

2500 

500 

40  — 

1100 

120 

9  60 

2600 

540 

43  20 

1200 

140 

11  20 

2700 

580 

46  40 

1300 

160 

12  80 

2800 

620 

49  60 

1400 

180 

14  40 

2900 

660 

52  80 

1500 

200 

16  — 

8000 

700 

56  — 
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Ein- 

Kataster- 

Steuer- 

Ein- 

Eataster- 

Steuer- 

kommen. 

Summe. 

betrag. 

kommen. 

stimme. 

betrag. 

3100 

740 

59  20 

7500 

3500 

280  — 

3200 

780 

62  40 

8000 

3900 

312  - 

3300 

820 

65  60 

8500 

4300 

344  - 

3400 

860 

68  80 

9000 

4700 

376  - 

3500 

900 

72  — 

9500 

5100 

408  - 

3600 

960 

76  80 

10,000 

5500 

440  - 

3700 

1020 

81  60 

10,500 

5900 

472  - 

3800 

1080 

86  40 

11,000 

6400 

512  - 

3900 

1140 

91  20 

12,000 

7400 

592  — 

4000 

1200 

96  — 

13,000 

8400 

672  - 

4100 

1260 

100  80 

14,000 

9400 

752  - 

4200 

1320 

105  60 

15,000 

10,400 

832  - 

4300 

1380 

110  40 

16,000 

11.400 

912  — 

4400 

1440 

115  20 

17,000 

12,400 

992  - 

4500 

1500 

120  — 

18,000 

13.400 

1072  — 

4600 

1560 

124  80 

19,000 

14.400 

1152  - 

4700 

1620 

129  60 

20,000 

15,400 

1232  - 

4800 

1680 

134  40 

25,000 

20,400 

1632  — 

4900 

1740 

139  20 

30,000 

25,400 

2032  - 

5000 

1800 

144  - 

a5,ooo 

30,400 

2432- 

5500 

2100 

168  - 

40,000 

a5,400 

2832  — 

6000 

2400 

192  — 

45,000 

40,400 

3232  - 

6500 

2700 

216  - 

50,000 

45,400 

3632  — 

7000 

3100 

248  - 

Die  AktiTbürgerstener  beträgt  Fr.  1.  30. 

Zürich,  im  September  1877. 

Abgabenkanzlei. 


Die  Stempelrevision  bei  Aktiengesellschaften  nach  dem 
Reichsstempelgesetz  vom  1.  Juli  1881. 

Von 
Dr.  Felix  Hecht. 

Einleitung. 

Der  Abgeordnete  Hermes  erklärte  in  der  Reichstagssitzung 
vom  13.  Juni  1881  bei  der  dritten  Lesung  des  Gesetzentwurfs  be- 
treffend die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben:  „Unsere  ganzen 
Verhandlungen  in  der  Kommission  und  hier  im  Hause  haben  sich 
immer  gedreht  um  die  Principien  des  Fixstempels  oder  des  prozen- 
tualen Stempels,  und  dabei  ist  der  Text  der  Vorlage  ein  wenig  zu- 
rückgetreten." Diese  V^orte  könnten  als  Motto  jeder  Ausgabe  des 
Reichsstempelgesetzes  vorgedruckt  werden.  Sie  dürfen  allerdings 
nicht  als  Entschuldigung  dafür  dienen,  dass  das  Reichsstempelgesetz 
uns  in  einer  Gestalt  vorliegt,  welche  der  überraschendsten  Inter- 
pretation Thür  und  Thor  öffnet,  und  auch  bei  der  sorgfältigsten 
Erwägung  des  gewissenhaftesten  Kaufmanns  diesen  gleichwohl  der 
Unannehmlichkeit  aussetzt,  als  Stempeldefraudant  betrachtet  zu 
werden,  aber  die  Worte  erklären  uns  doch  wenigstens  diese  That- 
sachen  in  der  ungezwungensten,  wenn  auch  noch  sehr  milden  Form. 
Dass  der  Text  der  Vorlage  bei  den  Verhandlungen  in  der  Kommis- 
sion und  im  Plenum  „ein  wenig"  zurückgetreten  ist,  beklagen  wir 
nicht  nur  deshalb,  weil  infolge  davon  der  überaus  mangelhafte  und 
unpräcise  Text  Gesetzeskraft  erhalten  hat  und  zur  dauernden  Be- 
unruhigung der  betreffenden  Kreise  Veranlassung  gibt,  sondern  auch 
aus  Erwägungen  allgemeinerer  Art:  das  Reichsstempelgesetz  gehört 
seiner  Natur  und  Bestimmung  nach  zu  denjenigen  Gesetzen,  mit 
welchen  weitere  Kreise  des  deutschen  Volkes  pflichtgemäss  sich  ge- 
nau vertraut  machen  sollen;  sie  sollen  sorgfältig  den  Text  des  Ge- 
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setzes  prüfen  und  über  die  Tragweite  jedes  einzelnen  Wortes  sich 
Rechenschaft  geben.  Nur  sehr  wenige  andere  Gesetze  stellen  diese 
Anforderung  in  einer  solch  dringenden  Form.  Wenn  nun  diese 
Kreise  die  Erfahrung  machen  müssen,  dass  sie  trotz  ernstem  Be- 
mühen nicht  imstande  sind  das  Gesetz  genau  zu  verstehen,  wenn 
sie  sehen ,  dass  zahlreiche  Kommentare ,  Entscheidungen  der  Ver- 
waltungsbehörden und  Gerichte  notwendig  sind,  um  wenigstens 
einigermassen  darüber  orientiert  zu  sein,  was  man  von  ihnen  wül, 
so  schädigt  dies  das  Ansehen  der  Gesetzgebung  überhaupt.  Man 
kann  es  dem  Laien  nicht  verargen,  wenn  er  von  dem  einen  Gesetz 
auf  andere  schliesst. 

Der  Unzufriedenheit  mit  dem  Gesetze  ist  bisher  in  Petitionen 
Ausdruck  gegeben  worden.  In  solchen  Petitionen  kann  aber  selbst- 
verständlich nur  ein  kleiner  Teil  des  für  die  Beurteilimg  eines 
solchen  Gesetzes  relevanten  Materials  und  auch  dieser  nur  unter 
weniger  umfassenden  Gesichtspunkten  Verwertung  finden.  Es  er- 
scheint nunmehr  zeitgemäss,  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  mit  dem 
grösseren  Apparat  der  finanz-  imd  rechtswissenschaftlichen  Methode 
zu  prüfen  und  in  die  Detailarbeit  einzutreten.  Eine  solche  Detail- 
arbeit ist  weder  unfruchtbar  noch  undankbar.  Sie  kann  neue  Ge- 
sichtspunkte für  die  Beurteilung  auch  der  Principien  eines  Gesetzes 
liefern  und  nicht  nur  für  das  einzelne  Gesetz,  sondern  auch  für  die 
künftige  Thätigkeit  der  gesetzgebenden  Faktoren  mannigfache  Be- 
lehrung und  Anhaltspunkte  bieten.  Je  mangelhafter  die  Gesetze 
sind,  um  so  lebhafter  pflegt  die  Thätigkeit  der  Verwaltungsbehörden 
zu  sein,  welche  das  Gesetz  zur  praktischen  Verwirklichung  bringen 
sollen.  Es  ist  dann  zu  untersuchen,  ob  und  inwieweit  diese  Thätig- 
keit der  Entstehungsgeschichte,  dem  Wortlaut  und  dem  Geist  der 
Gesetze  entsprechen.  Dabei  ist  freilich  das  Wort  des  berühmten 
Rechtslehrers  v.  Vangerow  zu  beachten,  welcher  sagte,  bei  der 
Untersuchung  über  den  „Geist"  von  Gesetzen  ist  nicht  zu  übersehen, 
dass  es  Gesetze  gibt,  welche  keinen  Geist  haben. 

§  1.    Die  Entstehnngsgeschichte  des  §  27  Abs.  2  des  Eeichs- 
stempelgesetzes. 

Der  §  27  Abs.  2  des  Reichsstempelgesetzes  vom  1.  Juli  1881 
hat  folgenden  Wortlaut: 

Die  Landesregierungen  bestimmen  geeignete  Beamte,  welche 
nach  näherer  Vorschrift  des  Bundesrats  die  stempelpflichtigen  Schrift- 


\QQ  Felix  Hecht, 

stücke  der  öffentlichen  und  der  von  Aktiengesellschaften  oder  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  betriebenen  Banken,  Kredit-  oder 
Versicherungsanstalten,  Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen, 
sowie  der  zur  Erleichtenmg  der  Liquidation  von  Zeitgeschäften  be- 
stimmten Anstalten  (Liquidationsbureaus  u.  s.  w.)  periodisch  bezüglich 
der  Stempelverwendung  zu  prüfen  haben.  Die  genannten  Anstalten 
sind  verpflichtet,  die  Einsicht  zu  gestatten. 

Der  §  27  Abs.  2  entspricht  dem  §  45  der  ursprünglichen  Vor- 
lage (Anl.  zu  d.  Verh.  d.  Reichstags  4.  Sept.  1881,  Aktenst.  Nr.  59), 
jedoch  mit  dem  Unterschied,  dass  in  der  Regierungsvorlage  zu  An- 
fang des  bezeichneten  Absatzes  sich  die  Worte  befanden:  „Die 
Landesregierungen  bestimmen  geeignete  Beamte,  welche  die  Korre- 
spondenzen, Belege  und  sonstige  Schriften  der  öffentlichen  ....  zu 
prüfen  haben." 

In  der  Kommission  zur  Beratung  des  Regierungsentwurfs  wurde 
der  Antrag  gestellt,  die  Bestimmungen  in  Betreff  einer  periodischen 
Revision  der  Aktiengesellschaften  bezüglich  der  Stempelverwendung 
durch  Landes-  oder  Reichsbeamte  zu  streichen.  Zur  Begründung 
wurde  geltend  gemacht,  dass  in  vielen  Bundesstaaten  derartige  Re- 
visionen nicht  stattfinden,  übrigens  durch  Ablehnung  des  Quittungs-, 
Checks-  und  Lombardstempels  auch  überflüssig  geworden  seien.  Dem 
wurde  seitens  der  Vertreter  der  Regierung  entgegengehalten,  dass 
gleiche  Bestimmungen  in  Preussen  seit  vielen  Jahren  beständen,  ohne 
zu  Klagen  Veranlassung  gegeben  zu  haben.  Die  Beamten  beschränkten 
sich  darauf,  ein-  oder  einigemal  im  Jahre  das  Geschäftslokal  zu  be- 
suchen und  sich  einige  Schriftstücke  nach  ihrer  Auswahl  vorlegen 
zu  lassen;  die  Bestimmung  sei  für  die  gleichmässige  und  korrekte 
Ausführung  des  Gesetzes  von  grösster  Wichtigkeit;  Strafanträge 
würden  an  die  Untersuchungen  nicht  geknüpft;  eine  Prüfung  aller 
Schriftstücke  finde  keineswegs  statt,  sondern  es  handle  sich  um 
Stichproben ;  der  Zweck  sei  weder  Misstrauen  noch  das  Bestreben, 
Defraudationen  zu  entdecken  und  zu  bestrafen,  sondern  lediglich  der, 
die  neuen  Bestimmungen  immer  wieder  in  Erinnerung  zu  bringen 
und  Irrtümer  und  Zweifel  zu  berichtigen.  —  Die  auf  Streichung  des 
Abs.  2  (und  3)  gerichteten  Anträge  wurden  sowohl  in  erster  als  in 
zweiter  Lesung  von  der  Kommission  abgelehnt ;  dagegen  wurde  der 
Vorschlag,  die  Revisionsbefugnis  auf  die  stempelpflichtigen  Schrift- 
stücke zu  beschränken,  angenommen  und  im  Interesse  der  Gleich- 
mässigkeit,  sowie  als  Garantie  gegen  allzu  peinliche  Revisionen  ein 
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Zusatz  dahin  genehmigt,  dass  die  Beamten  ,nach  näherer  Vorschrift 
des  Bundesrats*  die  Revisionen  auszuführen  hahen.  Kommiss.-Ber. 
Aktenstück  Nr.  162,  Stenogr.  Ber.  Anl.  p.  897. 

Bei  der  dritten  Lesung  des  Entwurfs  begründete  der  Abg. 
Hermes  im  Reichstag  vom  13.  Juni  1881  den  Antrag  auf  Streichung 
des  2.  (und  3.)  Absatzes  von  §  45  (=  §  27)  in  der  allerdings  wenig 
genügenden  Weise,  dass  diese  Absätze  ,nach  der  Umgestaltung  des 
Gesetzes  jetzt  vollständig  hinfällig  sind  und  praktisch  keinen  Wert 
mehr  haben".  Dem  entgegen  führte  der  Kommissar  des  Bundes- 
rats, K.  preuss.  Geh,  Oberfinanzr.  Girth  aus,  dass  die  angegriffenen 
Bestimmungen  notwendig  sind,  um  eine  gleichmässige  Anwendung 
der  Vorlage  zu  sichern  ;  „es  würde  auf  andere  Weise  nur  in  seltenen 
Ausnahmefällen  möglich  sein,  solche  irrtümliche  Umgehungen  zu 
entdecken  und  ihnen  vorzubeugen.  Denn  es  kommt  bekanntlich 
höchst  selten  vor,  dass  Schlussnoten  zur  richterlichen  Kognition 
kommen,  dass  sie  richterlichen  oder  öffentlichen  Behörden  vorgelegt 
werden;  man  muss  sie  aufsuchen,  wenn  man  eine  Gewähr  erlangen 
will,  dass  das  Gesetz  richtig  angewendet  werde.  Die  Schriftstücke, 
die  Schlussnoten  und  Rechnungen,  die  das  revidierte  Institut  ausge- 
stellt hat,  findet  man  nicht ;  das  ist  auch  nicht  nötig,  denn  bei  diesen 
Instituten  ist  am  wenigsten  zu  besorgen,  dass  Umgehungen  in  er- 
heblichem Umfang  stattfinden;  aber  der  revidierende  Beamte  wird 
bei  diesen  Instituten  Schlussnoten  und  Rechnungen  anderer  Aus- 
steller finden,  die  sich  dort  zusammenfinden,  er  wird  also  gerade  Ge- 
legenheit haben,  die  Schriftstücke  aus  den  Kreisen  des  Verkehrs 
auf  ihre  Stempelpflicht  und  Versteuerung  zu  prüfen  und  sie  zur 
Entrichtung  der  Abgaben  heranzuziehen,  bei  denen  eine  Umgehung 
am  ersten  zu  besorgen  ist.  Der  §  45  ist  ferner  auch  deshalb  not- 
wendig für  die  Ausführbarkeit  des  Gesetzes,  weil  in  einer  Anzahl 
von  Gebieten  des  Reichs  eine  Stempelsteuer  bisher  unbekannt  ist, 
weil  sie  in  anderen  auf  vollständig  anderer  Grundlage  konstruiert 
ist  und  die  Behörden  und  Steuerpflichtigen  hier  andere  Grundsätze 
zu  befolgen  gewohnt  sind,  als  nach  der  Vorlage.  Es  ist  daher 
notwendig,  bei  der  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung  und  der  Ge- 
wohnheiten in  diesen  Gebieten  eine  Gewähr  für  gleichmässige  An- 
wendung des  Gesetzes  zu  schaffen.  Es  ist  nicht  minder  notwendig, 
der  legalen  Umgehung,  die,  wie  ich  wiederhole,  gerade  bei  der 
Schlussnotensteuer  von  den  verschiedensten  Seiten  des  Hauses  als 
eine  drohende  Gefahr  hervorgehoben  worden  ist,   entgegenzutreten. 
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Dabei  will  ich  nicht  unterlassen,  gegenüber  einer  Anführung  des 
Berichts  Ihrer  Kommission,  die  Missverständnisse  erregen  könnte 
über  die  Auslegung,  die  der  §  45  nach  der  Auffassung  der  ver- 
bündeten Regierungen  finden  werde,  noch  ein  Wort  zu  bemerken. 
Der  Bericht  erwähnt,  dass  die  Aenderung,  die  die  Kommission 
gegenüber  der  Regierungsvorlage  vorgenommen  hat,  den  Zweck 
habe,  die  Revisionsbefugnis  der  betreffenden  Beamten  zu  beschränken 
auf  die  stempelpflichtigen  Schriftstücke.  Das  könnte  die  Missdeutung 
erregen,  als  ob  nun  der  revidierende  Beamte,  wenn  ihm  gesagt 
wird,  wir  haben  keine  stempelpflichtigen  Schriftstücke,  sich  damit 
befriedigt  erklären  muss.  Dieser  Auffassung  muss  ich  vorbeugen. 
Der  Beamte  wird  in  solchen  Fällen  —  das  wird  die  Ausführungs- 
vorschrift zu  diesen  Paragraphen  sein  —  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen  haben,  ob  wirklich  keine  stempelpflichtigen  Schriftstücke 
vorhanden  sind." 

Diesen  Ausführungen  des  Bundesratskommissars  trat  sofort 
Büsing  entgegen  mit  der  Erklärung:  Wir  haben  in  der  Kommission 
die  Worte  „Korrespondenzen,  Belege  und  sonstige  Schriftstücke" 
geändert  in  die  Worte  „stempelpflichtige  Schriftstücke".  Es  liegt 
keine  Thatsache  vor,  welche  den  Herrn  Regierungskommissar  dazu 
berechtigt,  dieser  Aenderung  die  von  ihm  beliebte  Deutung  zu 
geben ;  diese  Interpretation  des  Herrn  Regierungskommissars  wider- 
spricht der  Absicht  der  Kommission.  Wenn  stempelpflichtige  Schrift- 
stücke allein  revidiert  werden  dürfen,  so  folgt  daraus,  dass  andere 
Schriftstücke  nicht  revidiert  werden  dürfen,  und  das  ist  die  Absicht 
der  Kommission  gewesen.  Die  Kommission  hat  nicht  gewollt,  dass 
Korrespondenzen,  Belege  und  sonstige  Schriftstücke  revidiert  werden 
sollen,  sondern  sie  hat  die  Revision  ausdrücklich  beschränkt  auf  die 
stempelpflichtigen  Schriftstücke,  wie  dies  im  Kommissionsbericht  steht. 
Wenn  der  Herr  Regierungskommissar  daraus  die  Schlussfolgerung 
zieht,  dass  man  den  revidierenden  Beamten  damit  nicht  abspeisen 
könnte,  dass  man  sagt,,  man  habe  keine  stempelpflichtigen  Schrift- 
stücke, so  ist  das  eine  Frage,  die  ich  hier  nicht  entscheiden  will: 
aber  ebensosehr  muss  ich  dagegen  Verwahrung  einlegen,  dass  der 
Herr  Regierungskommissar  diese  Frage  in  seinem  Sinne  entscheidet. 
Ich  stehe  hier,  was  diese  Frage  betrifft,  noch  als  Berichterstatter 
der  Kommission  und  kann  nur  sagen,  die  Kommission  hat  nicht 
beabsichtigt,  der  Sache  eine  Deutung  zu  geben,  wie  der  Herr  Re- 
gierungskommissar heute  thut,  sondern  sie  hat  einfach  an  Stelle  der 
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Worte  der  Regierungsvorlage  die  Worte  „stempelpflichtige  Schrift- 
stücke" gesetzt.  Was  daraus  zu  folgern  ist,  wird  sich  nachher 
ergeben.  —  Darauf  erwiderte  der  Kommissar  des  Bundesrats:  Ich 
habe  schon  bei  der  Feststellung  des  Berichts  der  Kommission  mich 
ganz  besonders  gegen  die  Worte  desselben  ausgesprochen,  von 
welchen  eben  die  Rede  ist.  Die  Protokolle  der  Kommission  ergeben, 
wie  bei  der  Beratung  des  §  45  von  einigen  Seiten  die  Besorgnis 
ausgesprochen  worden  ist,  dass  die  Worte  der  Regierungsvorlage 
zu  einer  allzuweit  getriebenen  Revision  führen  könnten;  nament- 
lich besorgte  der  Abgeordnete  Büsing,  dass  man  daraufhin  Beleg 
für  Beleg,  Position  für  Position  der  Bücher,  alle  Korrespondenzen 
durchsehen  könnte.  Dieser  Absicht  gegenüber  habe  ich  erklärt, 
dass  die  Vorlage  der  verbündeten  Regierungen  nur  beabsichtige, 
Stempelrevisionen  in  der  Art,  wie  sie  in  Preussen  —  übrigens  nicht 
in  Preussen  allein,  sondern  in  etwas  beschränkter  Gestalt  auch  in 
Sachsen  und  in  Bayern  —  bestehen,  einzuführen.  Ich  habe  darauf 
hingewiesen,  dass  in  Preussen  nur  probeweise  Revisionen  stattfinden, 
und  habe  anheimgestellt,  wenn  man  an  dem  Wortlaut  der  Regierungs- 
vorlage Anstoss  nehme,  die  Worte  aus  dem  preussischen  Gesetz 
aufzunehmen,  um  den  Umfang  der  Revisionen  zu  kennzeichnen.  Die 
Protokolle  ergeben,  dass  nach  dieser  meiner  Anregung  von  einem 
Mitglied  der  Kommission  der  Antrag  eingebracht  worden  ist,  statt 
der  angegriffenen  Worte  zu  schreiben:  „stempelpflichtige  Schrift- 
stücke": genau  dieselben  Worte,  die  das  preussische  Gesetz  ent- 
hält. In  der  Redaktionskommi5?sion  hat  man  dann,  nachdem  dieser 
Antrag  angenommen  war,  für  „Verhandlungen"  Schriftstücke  ge- 
sagt, weil  man  —  speciell  auch  der  Herr  Abgeordnete  Büsing  — 
meinte,  Verhandlungen,  Protokolle  also  im  eigentlichen  Sinne,  kämen 
doch  bei  dem  vorliegenden  Entwurf  nicht  in  Frage.  Das  ist  der 
Hergang  der  Verhandlungen  in  der  Kommission.  Ich  habe  darin 
ein  Recht  zu  finden  geglaubt,  bei  der  Feststellung  des  Berichts  mich 
zu  verwahren  gegen  die  in  Rede  stehenden  Worte  des  Berichts, 
welche  statt  der  Thatsachen  die  Motive  anführen,  die  in  der  Kom- 
mission nicht  ausgesprochen  worden  sind,  von  denen  nicht  feststeht, 
dass  die  Mitglieder  der  Kommission  sie  bei  ihrem  Beschlüsse  gehabt 
haben.  Gleichwohl  wurde  der  Bericht  nicht  geändert,  und  ich  bin 
dadurch  in  die  Notwendigkeit  gesetzt,  hier  die  Erklärung  abzugeben, 
dass  nach  der  Absicht  der  verbündeten  Regierungen  der  Paragraph 
nicht  so  aufgefasst  werden  kann,  dass  durch  die  einfache  Erklärvmg, 
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es  sind  keine  stempelpflichtigen  Schriftstücke  da,  der  betreffende 
Beamte  abgewiesen  werden  kann.  Wenn  das  die  Bedeutung  sein 
sollte ,  dann  wäre  der  Paragraph ,  namentlich  seine  beiden  letzten 
Sätze,  überhaupt  nichts  wert.  Ich  kann  nur  wiederholt  betonen, 
dass  meiner  Meinung  nach  in  Bezug  auf  die  Schlussnotensteuer  das 
Gesetz  nicht  wirksam  durchzuführen  ist,  dass  Umgehungen  in  aller- 
grösstem  Massstab  werden  begangen  werden,  wenn  Sie  diese  beiden 
Absätze  nicht  annehmen  und  damit  die  Interpretation  ^)  gelten  lassen, 
wie  ich  sie  gegeben  habe. 

Der  Abgeordnete  Dr.  Wolffsohn  gab  hierauf  folgende  Er- 
klärung ab :  In  meiner  Eigenschaft  als  Vorsitzender  der  Kommission 
erlaube  ich  mir  folgende  Bemerkung:  Der  Herr  Regierungskommissar 
hat  allerdings  vor  Feststellung  des  Berichts  in  Bezug  auf  den  be- 
treffenden Passus  einige  Monituren  erhoben,  es  ist  ihm  aber  von 
allen  Seiten  auf  das  bestimmteste  gesagt  worden,  dass  der  Bericht, 
so  wie  er  lautet,  den  Beschlüssen  und  der  Auffassung  der  Kommission 
entspreche  und  diese  Monituren  sind  zurückgewiesen  worden.  Es 
ist  das  beste  Zeugnis  dafür,  dass  die  Kommission  in  dem  Bericht 
die  korrekte  Darstellung  ihrer  Ansicht  findet,  und  gegen  die  Auf- 
fassung des  Herrn  Regierungskommissars  der  beste  Kommentar  für 
das,  was  die  Kommission  gewollt  und  beschlossen  hat. 

Es  erfolgte  dann  Schluss  der  Diskussion  und  Annahme  der 
Sätze  2  (und  3)  des  §  27.  S.  stenogr.  Bericht  der  Reichstagss.  v. 
13.  Juni  1881  p.  1693—1695. 

Aus  der  Entstehungsgeschichte  des  §  27  Abs.  2  ergeben  sich 
nun  folgende  Resultate: 

1.  Die  Gesetzesworte  „stempelpflichtige  Schriftstücke"  sind  an 
Stelle  der  Worte  „Korrespondenzen ,  Belege  und  sonstigen  Schrift- 
stücke" gewählt  worden,  weil  man  eine  Beschränkung  der  Revisions- 
befugnis gegenüber  der  Regierungsvorlage  durch  das  Gesetz  fest- 
stellen wollte. 

2.  Die  Worte  „nach  näherer  Vorschrift  des  Bundesrats"  sind 
in  das  Gesetz  im  Interesse  der  Gleichmässigkeit  der  Revisionen  in 
ganz  Deutschland  und  als  Garantie  gegen  allzu  peinliche  Revisionen 
aufgenommen  worden. 

3.  Die  Frage,  wie  sich  der  Revisionsbeamte  zu  verhalten  habe, 
und  wozu  die  Revisionsbehörde  befugt  sei,  wenn  die  zu  revidierende 


')  Nach  Interpretation  fehlt  wohl  ein  , nicht" 

140 


Die  Stempelrevision  bei  Aktiengesellschaften.  |4^ 

Anstalt  erklärt,  ,wir  haben  keine  stempelpflichtigen  Schriftstücke*, 
wollen  wir  an  dieser  Stelle  unerörtert  lassen.  Für  uns  genügt  die 
Konstatierung  der  Thatsache,  dass  der  Kommissar  des  Bundesrats 
erklärt  hat,  die  Revisionen  seien  in  dem  Sinn  vorzunehmen,  in 
welchem  sie  bisher  in  Preussen  üblich  waren,  er  wies  darauf  hin, 
dass  in  Preussen  nur  probeweise  Revisionen  stattfinden  und  in  dem 
betreffenden,  in  seiner  Richtigkeit  nicht  bestrittenen  Theile  des 
Kommissionsberichts  ist  das  bestehende  preussische  Revisionsver- 
fahren dahin  erläutert:  „die  Beamten  beschränken  sich  darauf,  ein- 
oder  einigemal  im  Jahre  das  Geschäftslokal  zu  besuchen  und  sich 
einige  Schriftstücke  nach  ihrer  Auswahl  vorlegen  zu  lassen.  Straf- 
anträge würden  an  die  Untersuchungen  nicht  geknüpft,  eine  Prüfung 
aller  Schriftstücke  finde  keineswegs  statt,  sondern  es  handle  sich 
um  Stichproben.  Der  Zweck  sei  weder  Misstrauen,  noch  das  Be- 
streben, Defraudationen  zu  entdecken  und  zu  bestrafen,  sondern 
lediglich  der,  die  neuen  Bestimmungen  immer  wieder  in  Erinnerung 
zu  bringen  und  Irrtümer  und  Zweifel  zu  berichtigen." 

Mit  diesen  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  §  27  Abs.  2 
sich  ergebenden,  wohl  unbestreitbaren  Resultaten  wollen  wir  nun 
zunächst  die  Bestimmungen  des  Bundesrats  vergleichen,  welche  zur 
Ausführung  des  §  27  Abs.  2  getroffen  worden  sind. 

§  2.    Die  Aüsfflhrungs Vorschrift  des  Bundesrats  zu  §  27  Abs.  2  des 
ßeichsstempelgesetzes. 

Die  vom  Bundesrat  in  seiner  Sitzung  vom  7.  Juli  1881  zu  §  27 
gegebene  Ausführungsvorschrift  lautet :  Die  Beamten  zur  Wahr- 
nehmung der  im  §  27  Abs.  2  bezeichneten  Geschäfte  werden  nach 
Massgabe  der  ihnen  erteilten  näheren  Anweisung  selb- 
ständig davon  Ueberzeugung  nehmen,  ob  und  welche  stempelpflichtige 
Schriftstücke  bei  der  revidierten  Anstalt  vorhanden  und  ob  dieselben 
vorschriftsmässig  gestempelt  sind.  Die  Vorstände  dieser  Anstalten, 
an  welche  der  revidierende  Beamte  bei  Beginn  der  Revision  sich 
wenden  wird,  haben  ihm  die  zu  diesem  Zweck  gewünschten  Schriften, 
Register  und  Urkunden  zur  Einsicht  vorlegen  zu  lassen,  Auskunft 
zu  erteilen  und  ihm  einen  angemessenen  Raum  für  die  Erledigung 
seiner  Obliegenheiten  zur  Verfügung  zu  stellen.  Z.  21  der  Ausf.- 
V.  A.,  R.G.Bl.  p.  185  fgde. 

Die  nähere  Anweisung  ist  unter  B,  Bestimmungen  über  die 
Erhebung  und  Entrichtung  der  nach  dem  Gesetze  vom  1.  Juli  1881 
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ZU  entrichtenden  Reichsstempelabgaben,  gegeben.  Hiernach  sind  die 
in  §  27  Abs.  2  bezeichneten  Anstalten  bis  auf  weiteres  zweimal 
der  Revision  zu  unterwerfen.  Die  letztere  ist  in  unregelmässigen 
Zwischenräumen  ohne  Anmeldung  vorzunehmen.  Die  revidierenden 
Beamten  haben  sich  aus  den  veröffentlichten  Geschäftsberichten  und 
Bilanzen,  aus  Statuten  und  ähnlichen  Materialien  vorher  eine  mög- 
lichst sichere  und  eingehende  Kenntnis  der  Art  und  des  Umfangs 
der  Geschäfte  der  einzelnen  Anstalten  zu  verschaffen.  Sie  dürfen 
sich  bei  der  Revision  nicht  darauf  beschränken ,  die  ihnen  von  den 
Beteiligten  als  stempelpflichtig  bezeichneten  Schriftstücke  zu  prüfen, 
sondern  haben  nach  ihrer  allgemeinen  Geschäftskenntnis  und  der 
über  den  Geschäftsbetrieb  der  revidierten  Anstalten  erlangten  Kennt- 
nis selbst  die  Korrespondenzen,  Belege  und  sonstige  Schrif- 
ten zu  bezeichnen  und  zu  fordern,  in  denen  stempelpflichtige  Schrift- 
stücke der  unter  Nr.  4  des  Tarifs  bezeichneten  Art,  oder  die 
Ausweise  über  die  Versteuerung  der  emittierten  Wertpapiere  und 
dergleichen  vermutlich  enthalten  sind.  Geschäftsjournale,  Verzeich- 
nisse der  abgeschlossenen  Verträge,  Terminkalender  und  ähnliche 
Register,  auch  die  Geschäftsbücher  bieten  Anhaltspunkte,  um  die  seit 
der  letzten  Revision  eingelaufenen  stempelpflichtigen  Schriftstücke 
mit  Erfolg  aufzusuchen,  selbst  wenn  die  Absicht  vorhanden  sein 
sollte,  sie  dem  revidierenden  Beamten  vorzuenthalten.  Schlimmsten- 
falls sind  auf  Grund  des  §  23  des  Gesetzes  Strafanträge  zu  stellen. 
Auch  die  Einsicht  der  im  Tresor  beflndlichen  Wertpapiere  ist  statt- 
haft. Die  Revision  ist  so  weit  auszudehnen,  bis  der  revidierende  Be- 
amte die  begründete  Ueberzeugung  erlangt  hat,  dass  die  vorhandenen 
stempelpflichtigen  Schriftstücke  regelmässig  dem  Gesetze  gemäss 
versteuert  worden  sind,  oder  dass  er  andernfalls  die  Mehrzahl  der 
unterlassenen  Versteuerungen  ermittelt  hat.  Namentlich  ist  die  Be- 
achtung der  in  der  Tarifnummer  4  und  den  §  6 — 11  des  Gesetzes 
enthaltenen  Vorschriften  eingehend  zu  prüfen.  Wegen  der  bei  der 
Revision  einer  Anstalt  oder  juristischen  Person  gefundenen  Gesetz- 
widrigkeiten sind  Strafanträge  nur  ausnahmsweise  und  insbesondere 
dann  zu  stellen,  wenn  die  Ueberzeugung  besteht,  dass  vorsätzliche 
Stempelhinterziehungen  begangen  sind. 

Ueber  den  Verlauf  der  Revision  ist  ein  von  dem  Revidierten  nicht 
zu  unterzeichnendes  Protokoll  und  in  demselben  sind  alle  Erklärungen 
unter  genauer  Bezeichnung  der  Schriftstücke,  ihres  wesentlichen 
Inhalts  und  der   fehlenden  Stempelbeträge   aufzunehmen.     Dasselbe 
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ist  der  Direktivbehörde  vorzulegen.  Diese  veranlasst  die  Einziehung 
der  fehlenden  Beträge  und  beschliesst  über  die  Erhebung  von 
Strafanträgen  gegen  die  Aussteller  der  stempelpflichtigen  Schrift- 
stücke. Jedes  zur  Prüfung  gezogene  Schriftstück  mit  Ausnahme 
der  Wertpapiere  ist  zu  paraphieren.  Am  Schluss  des  Geschäfts- 
jahres erstattet  der  revidierende  Beamte  der  Direktivbehörde  einen 
Bericht  über  seine  Thätigkeit  während  desselben,  die  dabei  ge- 
machten Walirnehmungen  über  das  Reichsstempelgesetz  und  dessen 
Ausführung,  etwaige  Vorschläge  zur  Verbesserung  (Jer  bestehenden 
Vorschriften,  über  entdeckte  Umgehungen  u.  s.  w.  Eine  üeber- 
sicht  der  nach  §  27  der  Revision  unterliegenden  Anstalten,  der  bei 
denselben  ausgeführten  Revisionen  und  der  dabei  gezogenen  Er- 
innerungen, der  Betrag  der  infolge  der  letzteren  eingezogenen 
Stempelabgaben  und  der  auf  Grund  der  Erinnenmgen  gestellten 
Strafanträge  ist  beizufügen. 

Diese  Jahresberichte,  sowie  auf  jedesmaliges  Ersuchen,  die 
Protokolle  über  die  abgehaltenen  Revisionen  und  die  darauf  ge- 
troffenen Entscheidungen  teilen  die  Landesregierungen  dem  Reichs- 
kanzler zur  Kenntnisnahme  mit. 

Die  Reichsbank  und  ihre  Stellen  unterliegen  der  Revision  der 
Landesbeamten  nicht.  Die  genaue  Beachtung  des  Stempelgesetzes 
bei  denselben  wird  durch  Bankbeamte  nach  näherer  Anordnung  des 
Reichsbankdirektoriums  überwacht. 

Durch  die  mit  der  Ausführungs Vorschrift  verbundene  , nähere 
Anweisung"  hat,  wie  sich  aus  dem  Obigen  ergibt,  die  von  der 
Kommission  und  dem  Reichstag  aus  der  Regierungsvorlage  eliminirte 
; Prüfung  der  .Korrespondenzen,  Belege  und  sonstigen  Schriften'' 
[wieder  Eingang  gefunden  I  Und  wodurch  ist  in  dieser  näheren 
i Anweisung  ,die  Garantie  gegen  aUzu  peinliche  Revisionen"  her- 
IgesteUt?  Sofern  sie  noch  irgend  jemand  in  dieser  Anweisung  des 
fBundesrats  zu  entdecken  vermag,  so  wäre  es  interessant  zu  er- 
[fahren,  welche  noch  weitergehende  Bestimmungen  seitens  des 
^Bundesrats  erlassen  worden  wären,  wenn  man  den  Wortlaut  der 
[Regierimgsvorlage  beibehalten  hätte.  Ist  bei  der  Abfassimg  der 
(»näheren  Anweisung"  die  massvoUe  Praxis  des  preussischen  Re- 
jvisions Verfahrens  in  Vergessenheit  geraten  oder  wurde  deren  Aus- 
[dehnung  auf  ganz  Deutschland  für  unzweckmässig  erachtet?  Wir 
iaiiid  der  Meinung,  dass  die  nähere  Anweisung  des  Bundesrats 
[weder   der  Entstehungsgeschichte  des  §  27  Abs.  2   noch  auch   den 
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im  Reichstag  abgegebenen  Erklärungen  des  Bundesratskommissars 
entspricht. 

Die  nähere  Anweisung  ist  eine  Ergänzung  der  zu  Ein- 
gang des  Paragraphen  mitgeteilten  Ausführungsvorschrift,  sie 
charakterisiert  sich  selbst  als  eine  Ausführungsyorschrift.  In  diesem 
Zusammenhang  entsteht  die  interessante  staatsrechtliche  Frage, 
welche  Bedeutung  einer  solchen  Vorschrift  des  Bundesrats  zu- 
kommt, welche  dem  Gesetze  nicht  oder  nicht  vollständig  ent- 
spricht? Auf  diese  Frage  kommen  wir  zum  Schluss  der  Abhand- 
lung zurück. 

Selbst  aus  den  Motiven  zu  dem  §  45  der  Regierungsvorlage, 
deren  Wortlaut  jedoch  im  beschränkenden  Sinn  abgeändert  wurde, 
konnte  ein  derartiger  Umfang  der  Revisionen,  wie  er  nunmehr 
seitens  des  Bundesrats  festgestellt  worden  ist,  wohl  nicht  gefolgert 
werden.  Die  hierher  gehörigen  Bemerkungen  der  Motive  lauten: 
„Diese  Gefahr  (sei.  einer  Entdeckung  der  strafbaren  Handlung)  für 
weite  Verkehrskreise  zu  erhöhen,  namentlich  aber  die  regelmässige 
Entrichtung  der  Abgabe  sichern  und  zur  Gewohnheit  der  Handel- 
treibenden machen  zu  helfen,  indem  die  Säumigen  erinnert,  Irrtümer 
berichtigt,  nötigenfalls  aber  auch  üblem  Willen  entgegengetreten 
wird,  wird  die  vorgeschlagene  Einführung  steueramtlicher  Revisionen 
des  Geschäftsbetriebs  bezüglich  der  Beachtung  des  Stempelgesetzes 
bei  den  öffentlichen,  sowie  den  von  Aktien-  oder  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  betriebenen  Kreditanstalten,  Bank-  und  sonstigen 
gewerblichen  Unternehmungen  die  besten  Dienste  leisten.  Die 
finanziellen  Ergebnisse  und  der  allgemeine  Inhalt  und  Verlauf  der 
Geschäftsführung  muss  von  diesen  Unternehmungen  veröffentlicht 
werden.  Von  den  Einzelheiten  derselben  erhalten  verschiedene  Per- 
sonen als  Beauftragte  der  Aktionäre,  als  Revisoren  und  dergleichen 
Kenntnis.  Die  Geschäftsführung  dieser  Institute  gehört  also  in 
gewissem  Masse  der  Oeffentlichkeit  an.  Um  so  weniger  wird  es 
Bedenken  begegnen,  dass  auch  ein  zur  Amtsverschwiegenheit  ver- 
pflichteter Beamter  von  einem  Teil  des  Geschäftsbetriebs 
Einsicht  nimmt. 

Es  ist  zunächst  ersichtlich,  dass  nach  dem  Wortlaut  der  Bundes- 
ratsvorschriften es  sich  keineswegs  mehr  um  die  Möglichkeit  und 
Befugnis  zur  Einsichtnahme  in  einen  Teil  des  Geschäftsbetriebs 
handelt,  sondern  dass  der  Geschäftsbetrieb  in  seinem  ganzen  Um- 
fang je    nach   der   Art   des    zu   revidierenden   Geschäfts    und    dem 
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Ermessen  des  revidierenden  Beamten  der  Einsichtnahme  des  letzteren 
unterworfen  ist. 

Es  sei  aber  hier  gleichzeitig  auf  einen  fundamentalen  Irrtum 
der  Motive  hingewiesen,  welcher  leider  in  weiteren  Kreisen  ver- 
breitet ist:  die  bei  Abfassung  der  Motive  in  Aussicht  genommene 
Stellung  des  Stempelrevisors  wird  mit  der  Stellung  der  Revisoren, 
überhaupt  verschiedener  Personen,  welche  als  Beauftragte  der 
Aktionäre  Kenntnis  von  den  Einzelheiten  der  Geschäftsführung  er- 
halten, in  Parallele  gebracht  und  hieran  die  Bemerkung  geknüpft: 
„die  Geschäftsführung  dieser  Institute  gehört  in  gewissem  Masse 
der  Oeffentlichkeit  an."  Eine  Parallele  zwischen  der  Stellung  der 
von  den  Aktionären  zur  Einsichtnahme  der  Bücher  und  der  Ge- 
schäftsführung einer  von  ihnen  gebildeten  Aktiengesellschaft  beauf- 
tragten Personen  einerseits  und  einem  vom  Staate  beauftragten  Be- 
amten andererseits  ist  eine  durchaus  unzulässige.  Die  Kontrolle  der 
Aktionäre  erfolgt  im  Interesse  der  Aktiengesellschaft,  die  Kontrolle 
durch  den  Stempelrevisor  bietet  hierzu  auch  nicht  im  entferntesten 
irgend  einen  Berührungspunkt.  Die  erstere  geschieht  kraft  eines 
Mandats,  welches  die  vermögensrechtlichen  Interessenten  einer  Aktien- 
gesellschaft in  berechtigter  Wahrnehmung  ihrer  Vermögensinteressen 
erteilen,  die  zweite  geschieht  aus  staatspoHzeilichen  Gründen,  welche 
entweder  principieU  hinfällig  sind  oder  gleichmässig  gegenüber  allen 
Gewerbetreibenden  Geltung  haben  müssen.  Ja  aus  der  ganzen 
Entstehungsgeschichte  des  Gesetzesparagraphen  ergibt  sich,  dass  die 
Stempelrevision  nicht  deshalb  statuiert  worden  ist,  weil  man  den 
zu  revidierenden  Anstalten  die  Neigung  zu  Stempeldefraudationen 
imputiert,  sondern  deshalb,  weil  man  vermutet,  dass  ihre  Korrespon- 
denten absichtlich  oder  irrtümlich  gegen  das  Stempelgesetz  fehlen 
könnten.  Staatspolizeiliche  Erwägungen  haben  hier  zu  einem  wun- 
derlichen Resultat  geführt:  bis  dahin  hat  man  darüber  nachgedacht, 
ob  und  in  welchem  Umfang  es  berechtigt  sei,  Haussuchungen  — 
als  solche  qualifizieren  sich  die  jetzigen  Stempelrevisionen,  wenn  sie 
im  vollen  Umfang  der  durch  die  bundesrätliche  Anweisung  gegebenen 
Vollmacht  ausgeführt  werden  —  bei  solchen,  welche  einer  Schuld 
verdächtig  sind,  vorzunehmen,  jetzt  hat  man  gesetzlich  statuirt,  dass 
Haussuchungen  bei  solchen  stattfinden  dürfen,  welche  von  vornherein 
als  durchaus  unverdächtig  erscheinen,  während  man  diejenigen,  von 
welchen  man  annimmt,  dass  sie  aus  Absicht  oder  Irrtum  sich  gegen 
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das  Stempelgesetz  vergangen  haben  könnten,  mit  der  Revision  nicht 
belästigt. 

Aber  „die  Geschäftsführung  dieser  Institute  gehört  in  gewissem 
Masse  der  Oeffentlichkeit  an",  sagen  die  Motive.  Damit  befinden 
wir  uns  einem  Schlagworte  gegenüber ,  mit  welchem  ,  wie  mit  so 
vielen  anderen  Schlagwörtern,  in  bedenklichster  Weise  heute  operiert 
wird.  Die  Principien  der  Oeffentlichkeit  (und  Verantwortlichkeit) 
sollen  unser  Aktiengesellschaftsrecht  beherrschen.  Dieser  Grundsatz 
ist  von  uns  wiederholt  anerkannt  und  verteidigt  worden.  Aber  das 
Wort  „Oeffentlichkeit"  ist  ein  überaus  vieldeutiges,  es  will  mit 
juristischer  Schärfe  und  geschäftsmässiger  Sachkunde  geprüft  und 
verwertet  sein.  Das  Princip  der  Oeffentlichkeit,  angewendet  auf  die 
Aktiengesellschaften,  bedeutet  vor  allem,  negativ  betrachtet,  durch- 
aus nicht,  dass  jeder  beliebige  dritte  berechtigt  sei,  Aufschlüsse 
über  die  Geschäftsführung  der  Aktiengesellschaft  zu  verlangen  und 
gar  im  grösseren  oder  geringeren  Umfang  durch  Einsichtnahme 
der  Bücher  und  Korrespondenzen  die  Geschäftsgrundsätze  der  Ge- 
sellschaft, ja  ihre  eigensten  „Geschäftsgeheimnisse"  kennen  zu 
lernen.  Nun  handelt  es  sich  im  vorliegenden  Fall  freilich  nicht  um 
eine  solch  allgemeine  Deutung  des  Princips  der  Oeffentlichkeit,  aber 
immerhin  soll  ein  dritter,  welcher  sein  Mandat  nicht  von  der  Aktien- 
gesellschaft ableitet,  in  einem  Umfang,  wie  man  dies  wohl  nur 
einzelnen  Mitgliedern  des  Aufsichtsrats  zugestehen  würde,  zweimal 
im  Jahre  die  gesamten  Skripturen  des  Instituts  mit  Einschluss  der 
Bücher  seiner  Revision  unterwerfen  dürfen,  und  dies  alles  nicht 
einmal  aus  Misstrauen  gegen  die  Gesellschaft,  sondern  aus  Miss- 
trauen gegen  andere.  Der  Begriff  des  „Geschäftsgeheimnisses"  und 
zwar  des  an  und  für  sich  berechtigten  Geschäftsgeheimnisses  ist  bei 
einer  rigorosen  Interpretation  der  näheren  Anweisung,  und  im  ge- 
wissen Umfang  auch  bei  einer  sog.  milden  Praxis  gänzlich  auf- 
gehoben. 

Das  Princip  der  Oeffentlichkeit,  positiv  formuliert,  will  und  soll 
nichts  anderes  sagen  —  vom  Stadium  der  Gründung  einer  Aktien- 
gesellschaft sehen  wir  hier  ab  —  als  dass  die  Aktionäre  in  geeig- 
neter Form,  unter  Wahrung  der  geradezu  unerlässlichen  Diskretion 
in  Bezug  auf  den  internen  Geschäftsgang,  die  Grundsätze  erfahren, 
nach  welchen  das  von  ihnen  gebildete  Institut  verwaltet  wird  und 
dass  sie  periodisch  über  die  Resultate  Nachricht  erhalten,  welche  bei 
der  Befolgung   dieser   Grundsätze   sich  ergeben  haben.     Damit  die 
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an  die  Aktionäre  gelangenden  Darstellungen  nicht  lediglich  einseitig 
von  der  Direktion  gegeben  seien,  hat  man  eine  Reihe  von  Vorsichts- 
massregeln ,  die  Schaffung  von  Revisoren  u.  s.  w.  für  zweckmässig 
befunden.  Es  lässt  sich  denken,  dass  diese  Vorsichtsmassregeln  noch 
Erweiterung  erfahren,  dass  sie  diese  und  jene  Modifikation  erleiden, 
aber  immer  bedeutet  das  Princip  der  Oeffentlichkeit,  angewendet  auf 
Aktien-  und  Aktienkommanditgesellschaften,  nichts  anderes  als  dass 
diejenigen,  welche  eine  Quote  ihres  Vermögens  aus  der  selbständigen 
Verwaltung  ausgeschieden  und  dritten  zur  statutenmässigen  Ver- 
waltung übergeben  haben,  rechtzeitig  und  genügend  über  diejenigen 
Punkte  unterrichtet  werden,  deren  Kenntnis  der  Natur  der  Sache 
nach  für  sie  unerlässlich  oder  doch  wünschenswert  erscheint.  An 
der  Durchführung  des  Princips  der  Oeffentlichkeit  in  diesem  Sinne 
hat  auch  der  Staat  aus  allgemeinen  Gründen  der  Volkswirtschafts- 
politik ein  Interesse.  —  Die  Formulierung  der  Motive  zu  dem  von 
uns  behandelten  Paragraphen  ist  sonach  eine  durchaus  verfehlte. 
Die  Verwertung  des  Princips  der  Oeffentlichkeit  in  dem  von  uns 
angegebenen  Sinne  stempelt  die  Geschäftsführung  der  Institute  nicht 
zu  einer  öffentlichen,  diese  Institute  sind  und  sollten  bleiben  private 
Organisationen  zur  Wahrnehmung  privatrechtlicher  Interessen,  welche 
in  der  Form  der  Rechenschaftsablage  imd  in  der  Art  der  Mitteilung 
der  Grundsätze,  nach  welchen  sie  organisiert  sind  und  verwaltet 
werden,  behufs  der  geeigneten  Kommunikation  mit  den  privatrecht- 
lichen Interessenten  innerhalb  eines  sorgfältig  zu  wählenden  Rahmens 
an  die   -Oeffentlichkeit"  treten. 

§  3.    Die  Praxis  der  Revisionen. 

Angesichts  des  Gegensatzes  zwischen  dem  Gesetz  einerseits  und 
den  zu  seiner  praktischen  Verwirklichung  gegebenen  rigorosen  Aus- 
führungsbestimmungen anderseits  entsteht  die  Frage,  ob  die  that- 
sächlich  stattfindenden  Revisionen  mehr  im  Sinne  des  Gesetzes  oder 
im  Sinne  der  Ausführungsbestimmungen  vorgenommen  werden? 

Auf  Grund  eines  aus  den  verschiedenen  Teilen  Deutschlands  uns 
vorliegenden  Materials  ist  die  Frage  dahin  zu  beantworten,  dass  in 
dem  grösseren  Teile  Deutschlands  eine  milde  Praxis  bisher  geübt 
worden  ist. 

Unzweifelhaft  ist  eine  .milde  Praxis  bei  strengen  Ausführungs- 
vorschriften dem  umgekehrten  Sachverhalt  vorzuziehen.  Aber  wo 
ist  die  Garantie,  dass  diese  milde  Praxis  bestehen  bleibt?  Und  wenn 
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die  milde  Praxis  zur  Erreichung  der  angestrebten  Zwecke  ausreicht, 
warum  sind  die  Ausführungsvorschriften  nicht  dem  Gesetze  besser 
als  geschehen  angepasst? 

Das  uns  vorliegende  Material  würde  ausreichen,  um  die  in  den 
einzelnen  deutschen  Staaten  bestehenden  Methoden  der  Revision  mit- 
zuteilen und  das  farbenreiche  Bild,  welches  entworfen  werden  könnte, 
würde  des  allgemeinen  Interesses  vielleicht  nicht  entbehren,  aber  aus 
wohlerwogenen  Gründen  soll  hierauf  verzichtet  werden.  Wir  beab- 
sichtigen nur  auf  einige  Punkte  einzugehen. 

1 .  Die  Wahrung  des  Geschäftsgeheimnisses,  und  zwar  des  durch 
die  Natur  jedes  Geschäftsbetriebes  gebotenen,  für  die  Existenz  der 
einzelnen  Geschäfte  wesentlichen  Geschäftsgeheimnisses  ist  auch  bei 
milder  Praxis  den  Revisionsbehörden  gegenüber  aufgehoben.  Die 
der  Revision  unterworfenen  Anstalten  sind  verpflichtet,  die  .Ein- 
sicht" in  die  (stempelpfiichtigen)  Schriftstücke  zu  gestatten.  Die 
Auslegung,  welche  die  Gesetzesworte  „stempelpflichtige  Schriftstücke" 
erfahren  haben,  ist  ja  oben  dargelegt.  Aber  welche  praktische  Be- 
deutung hat  das  Wort  „Einsicht"?  Es  darf  wohl  als  unbestritten 
gelten,  dass  hiermit  gesagt  sein  soll,  der  Revisionsbeamte  ist  nicht 
berechtigt,  die  Originale  der  betreffenden  Schriftstücke  aus  den  Lo- 
kalitäten der  Bank  mitzunehmen.  Wenn  das  Stempelgesetz  so  klar 
wäre,  wie  es  nicht  ist,  wenn  die  Frage,  ob  ein  Schriftstück  stempel- 
pflichtig sei,  bei  der  Einsicht  sich  sofort  mit  ja  oder  nein  beant- 
worten Hesse,  so  würden  manche  Institute  mit  der  Gesetzesbestim- 
mung —  die  wir  übrigens  principiell  missbilHgen  —  bei  der  schon 
vorhandenen  Resignation  sich  leichter  abfinden  können.  Es  bieten 
sich  aber  mannigfache  Zweifelsfälle.  Der  Revisor  behauptet,  dass 
diese  oder  jene  Schriftstücke  stempelpflichtig  sind,  während  die  zu 
revidierende  Anstalt  die  Schriftstücke  für  nicht  stempelpflichtig  er- 
achtet. Handelt  es  sich  dann  um  gewisse  Schablonen  der  Korre- 
spondenz, um  Kategorien  von  Schriftstücken,  von  welchen  jedes 
einzelne  in  nahezu  gleichlautenden  Exemplaren  wiederkehrt,  so  wird 
der  Revisor  mit  einem  Schema  sich  begnügen  imd  das  Princip  der 
Stempelpflichtigkeit  an  diesem  Schema  zur  Erörterung  bringen.  Han- 
delt es  sich  aber  nicht  um  solche  Schablonen,  so  bedarf  er  der  Ab- 
schriften solcher  Schriftstücke.  Er  gelangt  also  in  den  Besitz  des 
Wortlauts  der  beanstandeten  Schriftstücke.  Von  der  gesetzlichen 
Beschränkung  auf  die  Einsicht  ist  gar  keine  Rede  mehr.  Aber  nicht 
nur  der  Revisor    dringt  hier   in  die  eigensten  Geschäftsgeheimnisse 
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des  Instituts,  sondern  die  vorgesetzte  Behörde,  bei  welcher  die  Schrift- 
stücke zur  Vorlage  kommen.  Ein  weiterer  Kreis  erhält  Kenntnis 
von  den  Korrespondenten  der  Anstalt,  ihren  Geschäften  und  deren 
Modalitäten.  Und  diese  Schriftstücke  bleiben  —  wenn  auch  in  Ab- 
schrift —  nicht  etwa  wenige  Tage  ausserhalb  des  Besitzes  der  In- 
stitute, sondern  es  dauert  Wochen  oder  gar  Monate,  bis  die  Ab- 
schriften wieder  zugestellt  werden,  ja  es  scheint  an  einzelnen  Orten 
die  Praxis  zu  bestehen,  dass  die  Abschriften  überhaupt  nicht  wieder 
in  den  Besitz  der  Institute  zurückgelangen.  Um  dieser  Eventualität 
zu  entgehen,  ziehen  manche  Institute  es  vor,  auch  in  Fällen,  in  wel- 
chen lediglich  ein  Zweifel  der  Stempelpflichtigkeit  angeregt  ist,  den 
^Stempel  zu  zahlen.  Meine  Ueberzeugung  geht  überhaupt  dahin, 
lass  derzeit  innerhalb  des  Geschäftskreises  der  zu  revidierenden  In- 
stitute eine  grössere  Anzahl  von  Schriftstücken  mit  dem  Stempel 
versehen  wird,  als  dies  nach  dem  Gesetze  beabsichtigt  war.  Und 
dies  geschieht  schon  aus  dem  Grunde,  um  sich  keinerlei  Erörterungen 
über  die  Stempelpflichtigkeit  auszusetzen.  Man  zieht  es  vor ,  den 
Unkostenkonto  zu  belasten  als  seine  Zeit  zu  versäumen,  zumal 
ja  eine  erschöpfende  Behandlung  der  Frage,  ob  ein  Schriftstück 
stempelpflichtig  ist  oder  nicht,  unter  Umständen  grösseren  Zeitauf- 
wand und  grösseren  Scharfsinn  erfordert,  als  die  Entscheidung  des 
kompliziertesten  RechtsfaUes. 

2.  Nach  erfolgter  Revision  fertigt  der  Revisor  seinen  Bericht 
für  die  Revisionsbehörde.  Diese  Revisionsberichte  mögen  wohl  meist 
auf  die  Punkte  sich  beschränken,  auf  welche  die  Berichterstattung 
nach  den  Ausführungs Vorschriften  sich  beziehen  soll.  Indessen  ist 
es  nicht  ausgeschlossen ,    dass   sie   weitergehen   und   thatsächlich  ist 

ies  geschehen.  Zwei  Fälle  sind  zu  unserer  Kenntnis  gekommen, 
lin  Revisionsbericht  hat  auch  über  einen  Fall  anscheinender  Wechsel- 
_8tempelhinterziehung  sich  verbreitet  und  ein  anderer  Revisionsbericht 
st  auf  Interna  des  Geschäftsbetriebs  eingegangen,  welche  zu  irgend 
reicher  Stempelentrichtung  in  keinerlei  Beziehung  stehen.  Die 
linzelheiten  des  Falles  können  aus  Erwägungen  der  Diskretion  vor- 
iufig  nicht  mitgeteilt  werden. 

3.  Was  nun  den  Inhalt  der  zu  revidierenden  Schriftstücke  be- 
so   gehört   eine  Erörterung   der  Frage,    welche  Schriftstücke 

bempelpflichtig  sind,  nicht  in  den  Rahmen  unserer  Abhandlung.    Aber 
ist  leider    zu   konstatieren:    früher  bestand  im  kaufmännischen 
''erkehr  das  eifrige  Bestreben  nach  Klarheit  und  Bestimmtheit,  um 
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jeder  Differenz  vorzubeugen.  Es  ist  eine  nachteilige  Folge  des 
Stempelgesetzes,  dass  die  bei  vielen  Instituten  einlaufenden  Korre- 
spondenzen diese  Klarheit  und  Bestimmtheit  nunmehr  vermissen 
lassen.  Wenn  früher  eine  Order  ausgeführt  wurde,  hielt  man  dar- 
auf, von  dem  Kommittenten  eine  Bestätigung  des  Anerkenntnisses 
mit  Angabe  des  Nominalbetrags,  des  Kurses  der  Effekten  und  des 
Betrags  der  Rechnung  zu  erhalten.  Heute  muss  er,  um  nicht  mehr- 
fachen Stempel  für  ein  und  dasselbe  Geschäft  zu  zahlen,  möglichst 
allgemeine  Wendungen  mit  Weglassung  aller  Zahlen  gebrauchen. 
Statt  eines  direkten  Anerkenntnisses  hat  man  im  Prozesse  den  In- 
dizienbeweis. Dasselbe  gilt  von  den  üblichen  Rechnungsabschlüssen 
pro  Ende  des  Semesters.  Wenn  A  an  B  einen  Posten  Wechsel  mit 
gestempeltem  Brief  remittiert,  so  hat  B  bei  Beantwortung  des  Briefes 
die  Angabe  des  gutgeschriebenen  Betrags  zu  vermeiden ;  bei  Inkasso- 
wechseln, deren  Gegenwert  erst  nach  thatsächlich  erfolgtem  Eingang 
dem  Einsender  angeschafft  wird,  ist  die  Anwendung  der  usance- 
mässigen  Formel  „Gutschrift  nach  Eingang"  oder  „Valuta  per  Ver- 
fall" bei  Meidung  der  Stempelpflichtigkeit  zu  unterlassen. 

Es  ist  wohl  zu  beachten:  dem  Kaufmannstand  widerstrebt  es 
nicht,  dass  aus  einem  Geschäfte  einmal  eine  Stempelgebühr  ent- 
richtet wird,  aber  er  sucht  zu  vermeiden,  dass  mehrmals  bei  dem- 
selben Geschäfte  die  Stempelgebühr  zur  Entrichtung  gelangt.  Es 
ist  eben  einer  der  grössten  Mängel  des  Reichsstempelgesetzes,  dass 
die  Frage  nach  der  Stempelpflichtigkeit  eines  Schriftstückes  wesent- 
lich nicht  nach  dem  materiellen  Inhalt  der  Schriftstücke,  sondern 
nach  der  formellen  Abfassung  sich  richtet.  Je  nach  der  Form,  in 
welcher  die  Briefe  abgefasst  sind,  kann  dieselbe  Transaktion  über- 
haupt nicht,  oder  nur  einmal  oder  mehrmals  stempelpflichtig  sein. 
Die  Frage  der  Stempelpflichtigkeit  ist  vielfach  zu  einer  Frage  der 
kaufmännischen  Stilübung  geworden.  —  Als  eine  heilsame,  allerdings 
von  der  Gesetzgebung  nicht  beabsichtigte  Folge  des  Stempelgesetzes 
kann  es  betrachtet  werden,  dass  mannigfache  unnütze  Wiederholungen, 
welche  ohne  Beeinträchtigung  der  Deutlichkeit  in  der  kaufmännischen 
Korrespondenz  üblich  waren,  in  Wegfall  kommen.  Die  Gefahr  durch 
irgend  ein  unbedachtes,  bei  näherer  Prüfung  gar  nicht  notwendiges 
Wort  die  Stempelpflichtigkeit  des  Schriftstücks  herbeizuführen,  regt 
manchen  Korrespondenten  zum  Nachdenken  über  bisherige  Scha- 
blonen an.  — 

4,  Wenn  bei  der  Revision  Schriftstücke  gefunden  werden,  welche 
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man  für  stempelpflichtig  erachtet,  so  werden  dieselben  im  Revisions- 
bericht namhaft  gemacht  und  nach  Verlauf  einer  kürzeren  oder 
längeren  Zeit  kommt  seitens  der  Revisionsbehörde  die  Aufforderung 
an  das  Institut,  einen  gewissen  Stempelbetrag  nachzuzahlen.  In- 
zwischen hat  das  Institut  seinen  Korrespondenten  die  Mitteilung 
zugehen  lassen,  dass  die  näher  bezeichneten  Schriftstücke  bei  der 
Revision  für  stempelpflichtig  erachtet  worden  sind  und  an  dieselben 
die  Anfrage  gerichtet,  ob  man  es  ermächtige,  den  Stempelbetrag, 
sofern  die  Revisionsbehörde  die  Stempelpflichtigkeit  der  Schriftstücke 
anerkenne,  zu  zahlen,  oder  ob  man  die  betreff'ende  Streitfrage  zum 
gerichtlichen  Austrag  gebracht  zu  wissen  wünsche.  In  diesem  Falle 
bitte  man  um  Bezeichnung  des  Rechtsanwalts,  welcher  auf  Kosten 
des  Korrespondenten  in  der  nach  Reichs-  (und  Landes-)  Gesetz 
zulässigen  Weise  die  Angelegenheit  weiter  verfolgen  solle.  Viele 
Korrespondenten  erwidern,  dass  sie  ,  wegen  der  Geringfügigkeit  des 
Betrags"  die  Zahlung  der  angeforderten  Stempelgebühren  vorziehen. 
Das  Motiv  ist  freilich  so  unzutreffend  wie  möglich.  Denn  nicht 
der  geringfügige  Betrag,  welcher  im  einzelnen  Falle  nachzuzahlen 
wäre,  ist  ja  im  Grunde  genommen  das  Entscheidende,  sondern  die 
Erwägung,  dass  bei  der  Anerkennung  oder  Ablehnung  der  Stempel- 
pflicht für  ganze  Kategorien  von  Geschäften  erhebliche  Stempel- 
summen zu  zahlen  oder  nicht  zu  zahlen  sind.  Aber  kein  Stand  ist 
so  friedliebend  wie  der  Kaufmannstand.  Die  Tagesarbeit  und  die 
Tagessorgen  nehmen  ihn  so  sehr  in  Anspruch,  dass  er  thunlichst 
alles  vermeidet,  was  auch  nur  vorübergehend  ihn  seiner  nächsten 
Aufgabe  entfremden  könnte.  Dazu  kommt  die  Schwierigkeit,  einen 
praktischen  Juristen  zu  finden,  der  im  Gewirre  der  Stempelgesetz- 
gebung auch  nur  einigermasgen  orientiert  ist,  nicht  minder  die 
Eigenart  des  in  Stempelsachen  zulässigen  Rechtsverfahrens.  Aber 
angenommen,  ein  Korrespondent  entscheidet  sich  für  die  Beschreitung 
des  Rechtswegs,  dann  zahlt  das  Institut  „unter  Vorbehalt  der  Rück- 
forderung" und  hat  dann  die  Aufgabe,  im  Einvernehmen  mit  seinem 
Korrespondenten  den  Stempelprozess  zu  führen.  Wer  entschädigt 
das  Institut  für  diese  Mühewaltung?  Noch  eigentümlicher  gestaltet 
sich  die  Sache,  wenn  der  Korrespondent  dem  Institut  erwidert,  dass 
er  das  von  der  Revisionsbehörde  beanstandete  Schriftstück  überhaupt 
nicht  für  stempelpflichtig  halte.  Möglicherweise  führt  er  zu  seinen 
Gunsten  die  Entscheidung  von  Revisionsbehörden  seines  eigenen 
Landes  an,  welche  derjenigen,  auf  die  das  Institut  sich  beruft,  ent- 
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gegensteht.  Dann  hat  das  Institut  die  Wahl,  entweder  kurzerhand 
aus  eigener  Kasse  den  angeforderten  Stempelbetrag  zu  bezahlen,  oder 
auf  eigene  Kosten  einen  Prozess  zu  führen.  Wird  es  in  diesem 
Prozess  in  oberster  Instanz  mit  seinem  Petitum  auf  Rückersatz  des 
unter  Vorbehalt  der  Rückforderung  geleisteten  Stempelbetrags  ab- 
gewiesen, so  kann  es  dann  in  Erwägung  ziehen,  ob  es  eine  Regress- 
klage gegen  den  Korrespondenten  anhängig  machen  will.  Auch 
dann  ist  es  seines  Erfolges  noch  nicht  sicher.  Denn,  sofern  bei- 
spielsweise die  Regressklage  sich  nicht  auf  eine  reichsgerichtliche 
Entscheidung  stützt,  ist  der  Fall  denkbar,  dass  die  Gerichte  des- 
jenigen Landes,  in  welchem  der  Korrespondent  wohnt,  der  Ansicht 
beitreten,  dass  jenes  Schriftstück  nicht  als  stempelpflichtig  zu  be- 
trachten sei. 

So  haben  denn  die  der  Revision  unterworfenen  Institute  in  Rück- 
sicht auf  die  von  dem  Stempelrevisor  beanstandeten  Schriftstücke 
gegenüber  ihren  Korrespondenten  eine  Stellung ,  welche  derjenigen 
eines  Steuerexekutors  ähnlich  ist,  jedoch  mit  dem  Unterschied,  dass 
sie  noch  grössere  Unannehmlichkeiten  mit  sich  bringen  kann.  Der 
Exekutor  hat  doch  niemals  aus  eigener  Tasche  zu  zahlen,  er  hat 
auch  nicht  auf  eigenes  Risiko  schwierige ,  zeitraubende  Prozesse  zu 
führen  oder  zu  instruieren.  Zum  allermindesten  hätte  es  der  Auf- 
merksamkeit der  gesetzgebenden  Faktoren  nicht  entgehen  sollen,  dass 
bei  Einführung  der  Revision  eine  ganz  empfindliche  Lücke  des  Ge- 
setzes auszufüllen  war.  Für  den  Fall,  dass  die  Stempelrevisions- 
behörde des  Landes,  in  welchem  das  zu  revidierende  Institut  an- 
sässig ist ,  ein  bei  dem  letzteren  eingelaufenes  Schriftstück  für 
stempelpflichtig  erachtet,  während  der  Korrespondent  die  Stempel- 
pflichtigkeit  in  Abrede  stellt,  müsste  das  Institut  berechtigt  sein  zu 
verlangen,  dass  die  Streitfrage  direkt  zwischen  dem  Korrespondenten 
und  der  Stempelrevisionsbehörde  zum  Austrag  komme.  In  solchen 
Fällen,  in  welchen  die  Korrespondenten  ohne  Weigerung  den  nach- 
geforderten Stempelbetrag  zahlen,  fungieren  die  der  Revision  unter- 
worfenen Institute  als  eine  Art  von  Stempelerhebungsbureaux  oder 
Stempelkassieren.  Diese  Funktion  ist  zwar  keineswegs  für  sie  an- 
genehm, aber  doch  nicht  so  unverträglich,  wie  die  erstbesprochene. 

5.  Wir  wenden  uns  zur  Beantwortung  der  Frage,  wer  denn 
eigentlich  die  Stempelgebühren  trage  und  geben,  da  die  Frage  von 
grosser  principieller  Tragweite  ist,  hier  einige  Anhaltspunkte. 

Bei  Kreditbanken,    also    denjenigen  Banken,    welche   sich  vor- 
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zugsweise  mit  dem  Kontokorrent-  und  Effektenkommissionsgeschäft 
befassen,  fallen  die  Stempelgebühren,  welche  für  Schlussnoten  und 
Berechnungen  entrichtet  werden,  dem  Kommittenten  zur  Last.  Dabei 
ergab  sich  der  grosse  Uebelstand ,  dass  die  Höhe  des  Betrags  sehr 
variierte.  Wenn  z.  B.  eine  Verkaufsorder  von  M.  30,000  irgend  eines 
Effekts  auszuführen  ist,  so  kann  der  Makler  ebensowohl  zehn  wie 
fünf  oder  auch  nur  einen  Käufer  aufgeben,  mit  welchem  er  das  Ge- 
schäft vermittelt  hat.  Der  Rechnungsstempel  beträgt  dann  entweder 
2  M.,  1  M.  oder  20  Pf.,  ohne  dass  man  dies  vorher  wissen  kann. 
Dies  hat  zur  Aufstellung  einer  Durchschnittsskala  geführt,  die  all- 
gemein in  Berlin  übliche  möge  hier  zum  Abdruck  kommen.  Es 
sind  die  im  September  1881  gefassten  Beschlüsse  der  Sachverstän- 
digenkommission der  Berliner  Fondbörse,  welche  von  dem  Aeltesten- 
kollegium  der  Kaufmannschaft  genehmigt  und  in  einer  Konferenz 
mit  den  Delegierten  der  Handelskammern  aller  grösseren  Börsen- 
plätze beraten  wurden: 

Schlussschein-  und  Rechnungsstempel. 

1.  Die  Stempelabgabe  verteilt  sich,  wenn  besondere  Abreden  nicht  getroffen 
sind,  unter  die  Interessenten,  wie  folgt: 

a)  Der  Käufer  ersetzt  dem  Makler  die  Stempelauslage  für  die  seinerseits 
erhaltene  Schlussnote  in  allen  Fällen. 

b)  Den  Stempel  für  die  an  den  Verkäufer  zu  gebende  Schlussnote  trägt, 
bei  Aufträgen  im  Kassageschäft  über  mehr  als  3000  M.  nominal  und 
bei  Zeitgeschäften  mit  mehr  als  10  M.  Courtage  der  Makler,  bei  Kassa- 
aufträgen bis  incl.  3000  M.  sowie  bei  Zeitgeschäften  bis  incl.  10  M. 
Courtage  der  Verkäufer. 

c)  Den  Rechnungsstempel  trägt  der  Verkäufer  und  zwar  bei  Zeitgeschäften 
endgültig,  bei  Kassageschäften  mit  dem  Rechte,  die  Erstattung  des- 
selben von  dem  Auftraggeber  zu  fordern. 

d)  Der  verkaufende  Kommissionär  hat  also  seinen  Kunden  den  Rechnungs- 
stempel nur  bei  Kassageschäften  und  nicht  bei  Zeitgeschäften,  den 
Schlussscheinstempel  dagegen  nur  bei  Kassageschäften  bis  incl.  3000  M. 
nominal,  sowie  bei  Zeitgeschäften,  deren  Courtage  10  M.  nicht  über- 
steigt, in  Rechnimg  zu  s-tellen. 

e)  Der  Einkaufskommissionär  stellt  seinen  Kimden  den  Schlussnotenstempel 
sowohl  bei  Kassa-  als  bei  Zeitgeschäften  in  Rechnung. 

2.  Da  die  Höhe  des  Schlussnotenstempels  und  des  Rechnungsstempels  sich 
nicht  rechtzeitig   übersehen   lässt,    weü   bei  Erlass   der  Benachrichtigung  über 

Lusfuhrung   des  Geschäfts   noch  nicht  festzustehen  pflegt,    in  wie  viele  und  in 

Iwelche  Teile   das  Objekt   des  Schlusses   sich   zerlegt  hat,    wie  vielmal  also  die 

Btempelabgabe  in  Ansatz  kommt,  so  wird  empfohlen,  dass  denjenigen  Kunden, 

reiche  im  Interesse   einer  prompten  Erledigung  ihrer  Abrechnimgen  sich  aus- 
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drücklich  oder  stillschweigend  damit  einverstanden  erklären,  statt  der  wirklichen 
Stempelauslage  ein  Pauschquantum  in  Rechnung  gestellt  werde,  nach  folgender 
Skala : 

a)  für  Kassageschäfte 
(sowohl  Schlnssnoten  als  Bechnnngen) : 

bis       1000  M.  nominal M.  0,20 

über    1000    ,  bis    5000  M.  nominal ,  0,40 

,       5000    ,  „  10,000    „          ,         ,  0,60 

,    10,000    ,  „  15,000    ,          ,         ,  0,80 

,    15,000    ,  ,  30,000    ,          ,         ,  1,00 

,   30,000    „  ,  60,000    ,          „         ,  2,00 

,   60,000    ,  „  90,000    „          ,         •     •  r,  3,00 

u.  s.  w. 

b)  für  Zeitgeschäfte 
(nnr  Schlussnoten): 

bis      15,000  M.  nominal M.  1,00 

über  15,000    „    bis  30,000  M.  nominal ,    2,00 

„     30,000    ,      ,    60,000    ,  ,  „    3,00 

,  60,000  ,   ,  120,000  ,    „         „  4,00 

,.  120,000  „   ,  180,000  ,  ,    „  5,00 

u.  s.  w. 

und  bei  Effekten,  welche  nach  Stücken  gehandelt  werden: 

bis      100  Stück M.  1,00                 _ 

über  100       ^  bis  200  Stück „  2,00                M 

,     200       ,           „    300       ,          ,  3,00 

„     300       „           ,    400       ,          ,  4,00 

,     400       ,           .    600       ,  5,00 

,     600       ,  ,    800       ,           „  6,00 

,     800       ,           ,  1000       „          ,  7,00 

u.  s.  w. 

Als  das  im  Verkehr  massgebende  Princip  kann  hier  kurz  auf- 
gestellt werden,  dass  bei  den  Kreditbanken  bis  auf  kleine  Beträge 
von  der  Kundschaft  die  Stempelgebühren  getragen  werden,  d.  h.  von 
dem  Privatpublikum.  Denn  soweit  dasselbe  nicht  direkt  mit  den 
Instituten  korrespondiert,  wird  es  eben  vermittelst  der  Korrespon- 
denten zum  Ersatz  der  Stempelgebühren  herangezogen. 

Dasselbe  gilt  für  den  Kundenkreis  der  Notenbanken.  Auch 
hier  tragen  die  Geschäftsfreunde  der  Institute  bis  auf  einen  kleinen 
Teil  die  Stempelgebühren. 

Bei  industriellen  Unternehmungen  auf  Aktien  lässt  sich  dies 
nicht   so   generell   behaupten.     Ja   bei   einzelnen   Kategorien   dieser 
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Etablissements  muss  der  Stempel  von  den  Etablissements  selbst  ge- 
tragen werden. 

Was  die  Bodenkreditinstitute  betrifft,  so  fällt  der  Stempel  für 
die  zu  emittierenden  Pfandbriefe  der  Mehrzahl  derartiger  Institute 
zur  Last.  Der  Emissionsstempel  wird  also  meist  von  den  Aktionären 
der  Bodenkreditinstitute  getragen,  soweit  es  sich  um  Aktiengesell- 
schaften handelt.  Der  Rechnungsstempel  wird  bald  von  den  Insti- 
tuten, bald  von  deren  Pfandbriefvertriebsstellen  getragen,  im  letzteren 
Falle  aber  auf  die  Kunden,  also  diejenigen,  welche  die  Pfandbriefe 
kaufen,  überwälzt.  Schlussnotenstempel  kommen  nur  ausnahms- 
weise vor. 

6.  Wir  haben  zum  Schluss  noch  auf  folgende  Frage  einzugehen : 
wenn  der  Revisor  die  Vorlegung  von  Schriftstücken  verlangt,  zu 
deren  Vorlegung  das  betreffende  Institut  sich  nicht  für  verpflichtet 
erachtet,  welche  Befugnisse  hat  dann  einerseits  die  Revisionsbehörde, 
anderseits  das  zu  revidierende  Institut? 

Der  Revisor  wird  auf  Grund  des  §  23  des  R^ichsstempelgesetzes 
eine  Ordnungsstrafe  beantragen.  Wenn  nun  das  Institut  die  Ord- 
nungsstrafe zahlt,  aber  das  Schriftstück  gleichwohl  nicht  vorlegt. 
so  entsteht  die  Frage,  ob  bei  wiederholter  Weigerung  abermals 
die  Ordnungsstrafe  verhängt  werden  kann  und  wie  häufig  etwa 
bei  einer  Weigerung  zur  Vorlage  desselben  Schriftstücks  die 
Ordnungsstrafe  ausgesprochen  werden  könnte?  Der  Fall  ist  im 
Reichsstempelgesetz  nicht  vorgesehen,  und  es  kommen  lediglich 
allgemeine  Rechtsgrundsätze  zur  Anwendung,  auf  welche  hier  nicht 
einzugehen  ist. 

Das  Institut  kann  aber  gegen  die  Ordnungsstrafe  remonstrieren 
wollen.    Es  ist  dann  zu  untersuchen,  welche  Wege  ihm  offen  stehen. 
iJedenfalls  kann  die  Streitfrage  im  Wege  des  administrativen  Straf- 
|verfahrens    zur  Erledigxmg   gelangen.     Nun   finden  aber  nach  §  24 
les  R.Str.G.   hinsichtlich   des  administrativen  Strafverfahrens  wegen 
juwiderhandlungen    gegen    dieses    Gesetz    die    Vorschriften   in   den 
}§  17,  18,  19  des  Gesetzes  vom  10.  Juni  1869,  betr.  die  Wechsel- 
tempelsteuer, sinngemässe  (!)  Anwendung.    Dieses  Gesetz  verweist 
riederum   in  §  18   in  betreff  der  Feststellung,    Untersuchung   und 
Entscheidung  wegen  Wechselstempelhinterziehung  auf  das  Verfahren, 
|wegen  Vergehen  gegen  die  Zollgesetze,  d.  h.  für  Preussen  auf  §  33  ff. 
|des  ZoUstrafgesetzes  vom  23.  Jan.  1838  und  hierbei  belä«st  es  §  165 
les  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869.    Gemäss  diesen  Gesetzes- 
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bestimmungen  ist  entweder  der  Rekurs  an  die  Finanzbehörde  oder 
die  Berufung  auf  richterliche  Entscheidung  möglich.  Dass  die  Be- 
rufung auf  richterliche  Entscheidung  möglich  sei,  wird  von  Freuden- 
stein in  dessen  Kommentar,  p.  162,  163,  bestritten,  und  zwar  mit 
Hinweis  auf  ein  reichsgerichtliches  Urteil  vom  13.  Mai  1880,  dessen 
wesentlicher  Inhalt  im  Kommentar  mitgeteilt  ist.  Allein  dieses  Ur- 
teil bezieht  sich  lediglich  auf  preussische  Aktiengesellschaften,  welche 
bestreiten,  dass  der  Fiskalbeamte  in  Ausübung  des  Stempelvisitations- 
rechtes auf  Grund  des  preussischen  Gesetzes  vom  25.  Mai  1857  in 
Verbindung  mit  dem  preussischen  Stempelgesetz  vom  7.  März  1822 
zur  Einsicht  ihrer  Bücher  berechtigt  sei.  Das  preussische  Gesetz 
vom  25.  Mai  1857  ist  aber  einer  analogen  Anwendung  nicht  fähig. 
Es  kann  auch  auf  preussische  Aktiengesellschaften  nicht  Anwendung 
finden,  sofern  und  soweit  es  sich  um  die  Beobachtung  des  Reichs- 
stempelgesetzes vom  7.  Juli  1881  handelt. 

Die  oben  entwickelte  Ansicht  ist  für  Baden  ausdrücklich  an- 
erkannt im  Bad.  E.G.  zu  den  Reichsjustizgesetzen  §  139.  Hier- 
nach steht  gegen  den  Strafbescheid  der  Finanzbehörde  dem  Be- 
schuldigten ausser  dem  Antrag  auf  gerichtlicheEntscheidung 
die  Beschwerde  an  die  höhere  Finanzbehörde  zu.  Diese  Beschwerde 
muss  binnen  einer  Woche  nach  der  Bekanntmachung  des  Straf- 
bescheids bei  der  Behörde,  welche  denselben  erlassen  hat,  oder  bei 
derjenigen,  welche  ihn  bekannt  gemacht  hat,  mündlich  oder  schrift- 
lich, unter  Bezeichnung  der  Beschwerdepunkte,  angezeigt  und  ge- 
rechtfertigt werden.  Gegen  eine  Versäumang  der  Beschwerdefrist 
ist  unter  den  in  den  §§  44  und  45  der  Strafprozessordnung  bezeich- 
neten Voraussetzungen  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  zu- 
lässig. Die  Ergreifung  des  einen  Rechtsmittels  hat  den  Verlust  des 
andern  zur  Folge.  Nach  dem  Gesetze  für  das  Herzogtum  Olden- 
burg vom  4.  Januar  1879,  betr.  das  Strafverfahren  im  Verwaltungs- 
wege bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über  Erhebung 
der  Zölle  und  der  dem  Reiche  zufliessenden  inneren  indirekten  Ab- 
gaben, hat  der  Beschuldigte  in  jedem  Stadium  des  Verwaltungsstraf- 
verfahrens bis  zur  Vollstreckbarkeit  des  in  demselben  erlassenen 
Bescheids  das  Recht,  die  gerichtliche  Verhandlung  und  Entscheidung 
zu  verlangen  (Schöffengericht,  Strafkammer,  Reichsgericht).  Wird 
dieses  Verlangen  nicht  gestellt,  so  entscheidet  im  Verwaltungsstraf- 
verfahren in  erster  Instanz  das  örtlich  zuständige  Hauptzollamt,  in 
zweiter  und  letzter  Instanz  die  Zolldirektion,  deren  Bescheid  sofort 
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vollstreckbar  ist.     Ein  Rekurs    an   das  Staatsministeriura   ist  ausge- 
schlossen. 

In  Bayern  ist  bei  einer  vom  Rentamt  resp.  der  Finanzregierungs- 
kammer   auferlegten   Ordnungsstrafe    entweder   der   Rekurs   an    das 
Finanzministerium  oder  auf  Antrag  der  Rechtsweg  möglich.  R.St.Pr.O. 
J.  459—463,   Bayer.  V.  v.  16.  Aug.  1881.     Diese  Ansicht   ist  in- 
iessen nicht  unbestritten. 

Auch  in  Württemberg  halten  wir  beide  Wege  für  zulässig,  den 
Rekurs  an  die  oberen  Finanzbehörden  bis  zum  Finanzministerium 
und  den  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung. 

Wir  unterlassen  die  Fortführung  der  Uebersicht.    Das  Gesagte 
jenügt  zur  Begründung  der  Behauptung,   dass   die   von  uns  ange- 
regte Frage  in  dem  Reichsstempelgesetz  nicht  befriedigend  behandelt 
st.    In    einem   Reichsgesetz    von   solch    einschneidender   Bedeutung 
^  waren   die  Fragen   der  Rechtshilfe   mit   grösster  Klarheit  und  Prä- 
cision  zu  regeln. 

Wir  haben  in  der  bisherigen  Erörterung  der  zuletzt  gestellten 
Trage  die  Resultate  der  §§  1,  2  dieser  Abhandlung  vorläufig  nicht 
Betracht  gezogen.    Das  zu  revidierende  Institut  ist  aber  nach  den 
diesen   Paragraphen   gegebenen   Darlegungen   zu   dem   Einwand 
)erechtigt,    dass   die  Ausführungsvorschriften   des   Bundesrats   über 
[den    zulässigen    Rahmen    einer    Au sführungs Vorschrift    hinausgehen. 
]ine  Ausführungsvorschrift  muss  ihrer  Natur  nach  in  den  Grenzen 
les  Gesetzes,  zu  dessen  Ausführung  sie  gegeben  wird,  sich  bewegen. 
Feberschreitet  sie  die  Grenzen  des  Gesetzes,  so  verKert  sie,  insoweit 
lals  sie  diese  Grenze  überschreitet,  den  Charakter  einer  Ausführungs- 
rorschrift,    sie    verliert    den  Boden   der  rechtlichen  Existenz  in  der 
Jigenschaft  als  Ausführungsvorschrift,   und   zwar  selbstverständlich 
mch  dann,  wenn  sie,  wie  unzweifelhaft  im  vorliegenden  Falle,  bona 
id  optima  fide   gegeben   worden   ist.     Es   ergibt  sich  hieraus  eine 
leihe  überaus  interessanter  und  komplizierter  staatsrechtlicher  Fragen, 
80  namentlich  ob  und  inwieweit  eine  derartige   beschaffene  Ausfüh- 
igsvorschrift  trotzdem  als  Verwaltungsverordnimg  eine  Wirksam- 
keit äussern  kann  und  inwieweit   sie,    als  Rechtsverordnung,    keine 
'^irksamkeit  hat,  sowie  femer,  ob  derjenige,  welcher  einem  revidie- 
renden Beamten  die  Vorlegung  der  Korrespondenzen   in   dem   nach 
ider  bundesrätlichen  Anweisung    zulässigen  Umfang   verweigert  und 
|eveutuell   ihm   gegenüber    sein   Hausrecht   geltend    macht,    bestraft 
werden  kann,  oder  ob  ihm  der  Einwand  zur  Seite  steht,   dass  sich 
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der  Beamte  nicht  in  der  rechtmässigen  Ausübung  seines  Amtes  be- 
funden habe?  Diese  staatsrechtlichen  Fragen  können  in  dem  „Finanz- 
archiv"  nicht  zur  Erledigung  gelangen,  der  Hinweis  auf  dieselben 
aber  erschien  unerlässlich.  Wir  wünschen  und  glauben  auch  nicht, 
dass  in  der  „Praxis  der  Revisionen"  der  Streit  zu  der  schroffen 
Form  einer  Geltendmachung  des  Hausrechts  jemals  sich  zuspitzen 
möge,  und  die  bisherige  Praxis  der  Revisionen  bestärkt  uns  in 
diesem  Glauben. 
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Von 

Dr.  Yocke, 

Geheimer  Oberrechnungsrat  in  Potsdam. 

Insoweit  in  der  nachfolgenden  Darstellung  auf  das  englische 
Finanzwesen  Bezug  genommen  ist,  wurde  eine  Arbeit  im  Jahr- 
gang 1879  des  Companion  to  the  Almanac  ^)  benützt.  Dieselbe  bildet 
eine  nicht  unwillkommene  Ergänzung  zu  dem  geistvollen  Werke 
von  Gneist  über  englisches  Yerwaltungsrecht ;  sie  ist  nicht  die 
Arbeit  eines  Gelehrten,  sondern  eines  Fachmannes,  was  um  so  mehr 
Beachtung  verdient,  als  in  England  Verwaltungsfachleute  selten 
schriftstellerisch  auftreten,  während  doch  für  jeden,  der  ausser  dem 
Kreise  derselben  steht,  es  sehr  schwer  und  vollends  für  den  Aus- 
länder kaum  möglich  ist,  den  Gang  der  Administration  in  der  Nähe 
zu  besehen  und  das  Verfahren  kennen  zu  lernen.  Der  englische 
Verfasser  schildert  die  Finanzverwaltung  in  ihrer  Organisation  wie 
in  ihrer  Thätigkeit  nicht  sowohl  vom  staatsmännischen,  historischen, 
als  vom  verwaltungstechnischen  Standpunkt.  Eben  darum  ist  die 
englische  Abhandlung  für  eine  Vergleichung  mit  der  Finanz- 
verwaltung, wie  sie  in  den  deutschen  Staaten  zwar  nicht  uniform, 
aber  doch  nach  wesentlich  gleichen  Grundsätzen  besteht,  besonders 
geeignet.  Dieselbe  ist  durch  Kleinschrift  kenntlich  gemacht  und 
sind  an  die  einzelnen  Partien  gleich  die  erforderlichen  Bemerkungen 
imd  Vergleichungen  angereiht. 

Alle  Rechnungen,  nehmen  wir  das  Kassabuch  eines  Landkrämers  oder 
den  Hauptabschluss  einer  Nation,  sind  nach  ihrer  Natur  zweifach  und  teilen 
sich  in  zwei  grosse  Abschnitte,  die  sich  wechselseitig  beeinflussen.  Diese  zwei 
grossen  Abteilungen  kann  man  auf  verschiedene  Weise  bezeichnen :  Einnahme 
und  Ausgabe,  Soll  und  Haben,  Belastung  und  Entlastung.  Bei  der  kurzen  Ueber- 
sicht  über  das  öflfentliche  Rechnungswesen,  welche  in  diesen  Blättern  beabsichtigt 

*)  Eine  selbständige  Beigabe  zum  British  Almanac  als  Year-Book  of  General 
Information. 
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ist,  wird  es  angemessen  sein,  das  erste  Paar  von  Bezeichnungen  für  die  Haupt- 
abschnitte zu  benützen,  und  den  Gegenstand  nach  den  zwei  Hauptrichtungen 
der  Einnahme  und  Ausgabe  zu  betrachten.  An  jeden  dieser  zwei  Hauptteile 
müssen  sich  in  jedem  grossen  Rechnungswesen  andere  Zweige  anreihen,  welche 
z.  B.  die  Verwahrung  und  die  Auszahlung  der  Gelder,  oder  die  Abrechnung  mit 
der  Bank  betreffen,  während  ein  anderer,  und  vielleicht  der  wichtigste  Gegen- 
stand bei  allen  öffentlichen  und  Privatrechnungen  die  hochbedeutende  Frage  der 
Rechnungsabnahme  ist. 

Die  Wahl  der  Einteilung  in  Einnahme  und  Ausgabe  ist  un- 
bedingt notwendig  gegenüber  der  Thatsache ,  dass  das  englische 
Staatsrechnungswesen  selbst  auf  derselben  beruht.  In  Deutschland 
ist  schon  die  Frage  angeregt  worden,  ob  es  nicht  zweckmässig  sei, 
die  kaufmännische  Buchführung  in  der  Staatsverwaltung  einzuführen. 
Allein  hierauf  kann  nur  mit  einem  ganz  entschiedenen  Nein  geant- 
wortet werden. 

Die  kaufmännische  Buchführung  ist  für  denjenigen,  welcher 
sein  Geschäft,  seine  Verwaltung,  kurz  seine  Wirtschaft  selbst  be- 
treibt, ganz  zweckmässig,  denn  sie  gewährt  ihm  den  Einblick  in 
dieselbe  nach  ihren  einzelnen  Zweigen,  und  genügt  auch  in  der 
Hauptsache,  weil  der  Geschäftsmann  nur  sich  selbst  damit  kontrolliert. 
Für  ein  Rechnungswesen  dagegen,  welches  nicht  von  dem  Eigen- 
tümer selbst,  sondern  von  einem  Verwalter  geführt  wird,  welches 
also  einen  leichten  Einblick  und  eine  vollständige  Kontrolle  gestatten 
muss,  genügt  die  kaufmännische  Buchführung  durchaus  nicht.  Schon 
der  Umstand,  dass  zu  einem  vollständigen  Bücherabschluss  eine 
genaue  Inventur  und  Schätzung  alles  Materials  notwendig  ist,  und 
dass  selbst  dann  das  Ergebnis  wegen  der  Unsicherheit  jeder  Schätzung 
nur  ein  sehr  beiläufig  richtiges  sein  kann,  macht  es  für  jede  Ver- 
waltersrechnung durchaus  unbrauchbar.  Vom  Verwalter  verlangt 
man,  dass  seine  Kassenführung  stets  klar  und  durchsichtig  ist,  dass 
er  sich  über  die  Vollständigkeit  der  Einnahme,  über  die  Wirklich- 
keit, Richtigkeit  und  Zulässigkeit  jeder  Ausgabe,  über  die  Summe, 
welche  er  in  der  Kasse  haben  soll  und  wirklich  hat,  und  über  das 
Vorhandensein  alles  Materials,  das  ihm  anvertraut  ist,  stets  auf  das 
Genaueste  ausweisen  kann. 

Das  ist  bei  der  kaufmännischen  Buchführung  nicht  möglich. 
Dazu  beruht  diese,  und  zwar  je  vollkommener  und  entwickelter  sie 
ist,  um  so  mehr  auf  einer  Menge  von  Fiktionen  und  ist  für  jeden, 
der  die  Bücher  nicht  selbst  geführt  hat,  auch  für  den  Sachkundigen 
schwer   und   nur   mit   vieler  Mühe   zu   durchschauen   und  es  bedarf 
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der  äussersten  Sorgfalt,  um  eingerissene  Unordnungen  und  Unrichtig- 
keiten zu  beseitigen.  Fiktionen  aber  dürfen  in  einem  Rechnungs- 
wesen, welches  kontrolliert  werden  soll,  schlechterdings  nicht  vor- 
kommen. Und  zur  Ausführung  dieser  Fiktionen  muss  eine  Menge 
von  Posten  in  Einnahme  und  Ausgabe  gebucht  (durchgeführt)  werden, 
was  die  Unklarheit  und  Unübersichtlichkeit  vermehrt  und  in  einem 
schönen  Rechnungswesen  nicht  stattfinden  darf. 

Man  hat  also  aus  wohlerwogenen  Gründen  gehandelt,  wenn  man  in 
England,  ebenso  wie  es  in  Deutschland  und  vermutKch  in  aller  Welt 
der  Fall  ist,  das  Staatsrechnungswesen  nicht  auf  die  kaufmännische 
Buchführung  gebaut  und  nach  ihr  eingerichtet  hat. 

Die  Einnahme  der  vollziehenden  Gewalt  in  England  —  sehr  verschieden 
natürlich  von  dem  Einkommen  der  englischen  Nation  —  ist  der  Teil  des  Volks- 
vermögens, welchen  die  Nation  selbst  ausgeschieden  hat,  um  die  mancherlei 
Zwecke  der  Regierung  zu  erfüllen,  und  welcher  der  Krone,  als  dem  Haupt  der 
Vollzugsorgane  und  obersten  Vertreter  des  Volks,  ausgeantwortet  wird.  Dass 
das  englische  Volk  sich  selbst  besteuert  und  nicht  besteuert  werden  kann,  ausser 
von  ihm  selbst  durch  seine  Vertreter  im  Parlament,  ist  ein  allen  geläufiger 
Gnmdsatz ,  und  viele  Seiten  der  englischen  Werke  über  Verfassungsgeschicht« 
sind  dazu  bestimmt,  die  Feststellung  und  Entwickelung  dieses  Grundsatzes  zu 
schildern.  Es  ist  kein  grosser  Scharfsinn  nötig,  um  zu  sehen,  dass  in  der  Selbsfc- 
besteuerung  die  Volksfreiheit  enthalten  ist,  denn  kein  Volk  kann  frei  sein,  das 
einen  Herrn  hat  mit  der  Macht ,  sich  dessen  Eigentum  ^jhne  seine  Zustimmung 
anzueignen.  Dass  in  alten  Zeiten  die  Krone  Steuern  mit  Gewalt  eintrieb  ohne 
Zustimmung  der  Besteuerten,  ist  dem  Geschichtskenner  wohl  bekannt;  er  wird 
auch  vertraut  sein  mit  der  Thatsache,  dass  die  früheren  Perioden  der  englischen 
Geschichte  charakterisiert  sind  auf  der  einen  Seite  durch  die  Anstrengung,  mit 
welcher  man  die  Gewalt,  ohne  vorgängige  Zustimmung  der  Besteuerten  Steuern 
zu  erheben,  festhalten  und  ausüben  wollte,  und  auf  der  anderen  Seite  durch 
den  Widerstand  gegen  alle  Gelderhebungen  seitens  der  vollziehenden  Gewalt,  ohne 
dass  die  vorgängige  Einwilligung  der  Steuerpflichtigen  eingeholt  war,  was  fast 
zu  allen  Streitigkeiten  zwischen  Krone  und  Volk  die  Veranlassung  gab. 

Das  Ergebnis  des  langen  Kampfes  ist,  dass  heutzutage  keia  Penny  von 
der  englischen  Krone  und  ihren  Beamten  ausbezahlt  wird,  der  nicht  zuvor  für 
ausdrücklich  bezeichnete  Zwecke  vom  englischen  Volk  durch  seine  Vertreter  be- 
willigt ist;  und  dass  das  Recht  nicht  nur  Gelder  zu  bewilligen  und  zu  ver- 
weigern, sondern  auch  vor  der  Erwägung  einer  Bewilligung  zu  wdssen,  für  welche 
Zwecke  jeder  verlangte  Schilling  gefordert  wird,  und  auch  zu  wissen,  auf  welche 
Weise  jeder  Schilling  ausgegeben  worden  ist,  wenn  die  bewilligte  Summe  Ver- 
wendung gefunden  hat,  —  dass  dieses  Recht  als  die  Grundlage  des  englischen 
Finanzwesens  entschieden  anerkannt  ist  und  feststeht.  So  mag  also  ein  voll- 
ständiges System  des  öffentlichen  Rechnungswesens  als  notwendige  Folge  des 
verfassungsmässigen  Grundsatzes  der  Selbstbesteuerung  betrachtet  werden. 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.  jj 
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Das  Selbstbewusstsein  des  Engländers  in  Betreff  seiner  freien 
Verfassung  hat  seine  Berechtigung  insofern  als  er  eine  solche  that- 
sächlich  besitzt.  Insofern  er  aber  geneigt  ist,  sich  selbst,  d.  h.  dem 
englischen  Volk,  ein  grösseres  Verdienst  und  eine  grössere  politische 
Mannhaftigkeit  desfalls  zuzuschreiben,  als  verdanke  es  dieselbe  ledig- 
lich sich  selbst,  ist  der  Stolz  nicht  berechtigt.  Abgesehen  von  einer 
wirklichen  Charaktertüchtigkeit,  die  es  aber  nicht  allein  unter  den 
Nationen  hat,  verdankt  das  englische  Volk  seine  Verfassung  und 
noch  vieles  andere  der  Insellage  seines  Landes,  durch  welche  es  in 
den  Stand  gesetzt  wurde,  ohne  Störungen  von  aussen  sich  aus  sich 
selbst  stetig  zu  entwickeln. 

Der  Ausgangspunkt  der  englischen  Verfassungsgeschichte  ist 
der  nämliche  wie  der  unserige ,  nämlich  die  Lehnsverfassung, 
welche  auf  den  Trümmern  des  angelsächsischen  Lehnsstaats  von 
Wilhelm  dem  Eroberer  aufgebaut  wurde.  Die  mächtige  Persönlich- 
keit dieses  Fürsten  war  sofort  ein  wesentlicher  F'aktor  für  die  wei- 
tere Gestaltung,  indem  sich  die  Erblichkeit  der  Krone  an  dieselbe 
knüpfte,  welche  zwar  häufig  in  Frage  gestellt  und  bei  Seite  gesetzt 
wurde ,  aber  in  der  Hauptsache  doch  als  Grundsatz  galt.  Einem 
erblichen  König  gegenüber  hatten  die  Barone  zwar  Macht  genug, 
sich  ihre  Freiheiten  zu  erhalten,  aber  nicht  so  viel,  um  ihn  zum 
blossen  Schatten  zu  machen.  So  gelang  es  ihnen,  das  Recht  fest- 
zuhalten, dass  der  König  ohne  ihre  Zustimmung  keine  Steuern  er- 
heben darf.  Sie  haben  dieses  Recht  der  Krone  nicht  neu  abge- 
rungen, sondern  nur  dessen  Anerkennung  erkämpft,  denn  es  ist  in 
Natur  des  germanischen  Lehnsstaats  selbst  begründet. 

Der  Absolutismus  fehlte  auch  in  England  nicht  unter  dem  ge- 
waltigen Geschlecht  der  Tudors,  aber  mit  diesen  ging  er  vorüber 
und  seine  Folgen  waren  nur  die  günstigsten  für  die  äussere  Macht- 
stellung und  für  die  innere  Blüte  des  Landes.  Diese  brachte  es  mit 
sich,  dass  der  Reichtum  des  Volkes  selbst,  welches  zunächst  an  den 
Rechten  der  Aristokratie  keinen  oder  doch  nur  indirekt  Anteil  hatte, 
sich  neben  den  Privilegien  der  Geburt  Geltung  verschaffen  konnte, 
dass  die  Krone  sich  gewöhnte ,  zu  der  Zustimmung  zur  Erhebung 
von  Steuern  auch  Vertreter  der  steuerzahlenden  Klassen  selbst,  we- 
nigstens der  obersten  Schichten ,  heranzuziehen ,  und  dass  so  die 
Masse  des  Volks  sich  endlich  auch  gewöhnte ,  sich  gewissermassen 
als  mitvertreten  und  mitbewilligend  zu  betrachten,  obwohl  thatsäch- 
lich  das  erstere  nur  indirekt  der  Fall   ist,    das   letztere    aber   nach 
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wie  vor  in  der  Hand  der  Aristokratie  liegt,  nur  dass  in  der  letz- 
teren der  Geldadel  sich  dem  Geburtsadel  zugesellt  hat. 

So  kam  es,  dass  einerseits  das  Steuerbewilligungsreeht  des  Par- 
laments nie  in  dauernder  Weise  hintangesetzt  wurde  und  die  Aristo- 
kratie ihre  Macht  behauptete,  dass  aber  auf  der  anderen  Seite  die 
Krone,  gestützt  auf  die  volkstümlichen  Elemente,  die  Aristokratie 
vermochte,  einen  Teil  der  Steuerlast  durch  direkte  Besteuerung  auf 
sich  zu  nehmen,  während  der  Adel,  durch  jahrhundertelange  Schu- 
lung in  der  Staatsleitung  gereift,  zur  rechten  Zeit  berechtigten  For- 
denmgen  nachzugeben  verstand.  Sicher  trug  die  Gewaltherrschaft 
des  Protektorats  dazu  bei,  auch  den  Adel  an  das  Steuerzahlen  zu 
gewöhnen,  wozu  er  sich  früher  nur  ausnahmsweise  und  widerwillig 
verstanden  hatte. 

In  Deutschland  nahm  dagegen  die  Sache  einen  anderen  stürmi- 
scheren Verlauf.  Die  Königswürde  wurde  mangels  genügend  her- 
vorragender Persönlichkeiten  bei  der  Entstehung  des  Reichs  und  bei 
den  Unabhängigkeitsgelüsten  der  grossen  Vasallen  nicht  erblich, 
sondern  es  entstand  ein  Wahlreich,  in  welchem  diese  selbst  sich 
zu  Landesherren  erhoben.  Ihnen  gegenüber  spielte  aber  der  kleinere 
Adel,  zu  welchem  die  höhere  Geistlichkeit  und  mit  der  Zeit  die 
Städte  kamen  —  die  Stände  —  eine  ähnliche  Rolle,  wie  der  hohe 
Adel  gegenüber  dem  Könige,  indem  sie  mit  der  äussersten  Zäliigkeit 
an  ihren  ursprünglichen  Rechten  festhielten,  und  keine  Besteuerung 
zuliessen,  die  sie  nicht  selbst  bewilligt  hatten.  Im  FaUe  der  Be- 
willigung aber  waren  die  Besteuerten  lange  Zeit  nicht  die  Stände 
selbst,  sondern  deren  Hintersassen  und  sie  selbst  erhoben  die 
Steuern,  verwalteten  sie  und  lieferten  dem  Fürsten  nur  das  Gesamt- 
ergebnis oder  bestimmte  Summen  zu  bestimmten  Zwecken.  Die 
Macht  der  Aristokratie  war  also  hier  eine  noch  viel  grössere  als 
in  England,  das  Volk  jedoch  hatte  hier  wie  dort  beiläufig  die  näm- 
liche Lage. 

Aber  die  fortwährenden  kriegerischen  Verwickelungen,  in  welchen 
Deutschland  nach  aussen  und  leider  nur  zu  oft  auch  im  Inneren  lag, 
nötigten  zu  immer  häufigeren  und  stärkeren  Bewilligungen  und 
stärkten  die  Macht  der  Landesherren,  welche  sich  unter  den  grauen- 
haften Verwüstungen  des  dreissigj  ährigen  Kriegs  zum  Absolutismus 
erhob.  Dieser  drückte  den  Adel,  wenn  demselben  auch  mancherlei 
Vorrechte  belassen  wurden,  auf  das  Niveau  der  Ünterthanschafb 
herab,  vernichtete  das  Bewilligungsrecht  der  Stande  und  gab  durch 

163 


\  54  Vocke, 

diese  Nivellierung  den  Anstoss  zu  der  Entwickelung  des  demokra- 
tischen Zugs  in  unserem  Staatsleben.  Dabei  erfüllte  der  Absolutismus 
seinen  Beruf,  den  Frieden  im  Inneren,  die  wirtschaftliche  Entwicke- 
lung, die  Intelligenz  und  mit  diesen  Faktoren  das  Selbstbewusstsein 
des  Volks  zu  fördern,  und  hieraus  erwuchs  unter  Mitwirkung  äusserer 
Verhältnisse  die  Notwendigkeit,  demselben  bei  Ordnung  seiner  An- 
gelegenheiten und  namentlich  bei  der  Besteuerung  eine  Stimme 
einzuräumen.  Diese  Berechtigung  konnte  sich  aber  nun  nicht  mehr 
auf  die  alten  Stände  beschränken,  sondern  musste  sich  auf  alle 
Klassen  ausdehnen,  welche  fähig  sind  an  diesem  Rechte  und  dieser 
Macht  teilzunehmen. 

Das  alles  vollzog  sich  freilich  nicht  glatt  und  stetig,  sondern 
vielfach  stossweise  unter  Sprüngen  und  Rückschritten.  Aber  der 
Gesamterfolg  steht  fest,  dass  das  Volk  in  Deutschland  bei  der 
Steuerbewilligung  mehr  und  gleichmässiger  beteiligt  ist,  als  in  Eng- 
land, und  dass  unser  historischer  Rechtstitel  auf  dieselbe  mindestens 
eben  so  alt  und  eben  so  gut  ist,  wie  der  britische. 

Dem  Charakter  der  englischen  Verfassung  entsprechend  bestand 
daher  die  Besteuerung,  je  mehr  sich  diese  zur  Aristokratie  ent- 
wickelte ,  desto  mehr  in  Verbrauchsabgaben ,  welche  auf  der  Masse 
des  Volks  lasteten,  bis  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  sich  die 
herrschende  Klasse  unter  dem  Drucke  zwingender  Verhältnisse  der 
direkten  Steuer  unterwarf,  welche  vorübergehend  schnell  wieder 
abgeschüttelt  bald  wieder  unabweisbar  wurde  und  voraussichtlich 
nicht  mehr  aus  dem  Budget  verschwinden  wird.  In  Deutschland 
dagegen  spielten  trotz  der  Acciseleidenschaft ,  welche  zeitweise 
namentlich  in  Preussen  herrschte ,  die  direkten  Steuern  stets  eine 
bemerkenswerte  Rolle,  da  die  absolute  Monarchie  auch  die  ursprüng- 
lich steuerfreien  Klassen  unter  die  Steuerpflicht  beugte,  wenn  auch 
die  Form  für  diese  eine  andere  war,  als  für  die  Masse  des  Volks. 
Unser  moderner  Staat  vollends  hat  die  entschiedene  Tendenz,  alle 
Bevorzugungen  aufzuheben  und  die  Steuerlast  gleichheitlich  zu  ver- 
teilen, ein  Ziel,  welches  wir  voraussichtlich  mindestens  nicht  später 
erreichen  werden,  als  England,  obgleich  unsere  politische  und  wirt- 
schaftliche Entwickelung  in  früheren  Jahrhunderten  so  gewaltige 
Störungen  erlitten  hat. 

Hat  nun  das  öffentliche  Rechnungswesen  hinsichtlich  des  Verhältnisses  zwischen 
Krone  und  Parlament  die  Versicherung  zum  Ziele,  dass  die  genau  ausgesprochenen 
Absichten  des  Parlaments   sowohl   bezüglich   der  Aufbringung   der   öffentlichen 
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Einnahme  als  auch  bezüglich  der  Verwendung  der  Ausgaben  vollzogen  sind,  so 
hat  es,  natürlich  in  zweiter  Linie  aber  im  genauen  Zusammenhang  damit,  den 
Zweck,  die  rechnerische  Genauigkeit  zu  garantieren  und  die  ausgebenden  Be- 
amten zu  pünktlicher  Rechnungslegung  zu  zwingen.  Dies  letztere  betrifft  zunächst 
das  Verhältnis  zwischen  der  vollziehenden  Gewalt  und  ihren  Geld  einnehmenden 
und  ausgebenden  Bediensteten.  Der  zuerst  erwähnte  Zweck  des  Rechnungswesens 
betriJöft.,  wie  bemerkt,  das  Verhältnis  von  Krone  und  Parlament. 

Dieser  doppelte  Zweck  des  Rechnungswesens,  oder  vielmehr 
diese  doppelte  Instanz  desselben  ist  der  parlamentarischen  oder 
konstitutionellen  Staatsform  keineswegs  ausschliessend  eigen,  viel- 
mehr ist  er  auch  dem  Absolutismus  angemessen  und  der  preussische 
Absolutismus  hat  sich  nicht  zum  wenigsten  dadurch  den  Ehrennamen 
des  -intelligenten"  verdient,  dass  er  das  Rechnungswesen  nicht  nur 
dazu  benützte ,  um  nachweisen  zu  lassen ,  dass  die  unteren  und 
mittleren  Vollzugsorgane  in  der  ihnen  vorgeschriebenen  Weise  ver- 
fahren haben,  was  in  jedem  nur  einigermassen  geordneten  Staats- 
wesen gar  nicht  fehlen  kann,  sondern  auch  dazu,  um  dem  Souverän 
die  nämliche  Ueberzeuguug  hinsichtlich  des  Verfahrens  der  obersten 
Behörden  zu  verschaffen. 

Wie  schon  angedeutet,  war  es  in  Deutschland  sogar  Regel,  dass 
die  Stände  die  von  ihnen  bewilligten  Steuern  selbst  erhoben,  ver- 
walteten, and  oft  sogar  haben  sie  dieselben  selbst  verwendet  — 
namentlich  zur  Schuldenverzinsung  und  Tilgung  —  bis  die  fürstliche 
Gewalt  ihnen  nach  langem  Ringen  diese  Befugnisse  entwand:  aber 
für  verhältnismässig  nicht  lange  Zeit,  denn  was  das  vorige  Jahr- 
hundert zerstört  hatte,  stellte  das  gegenwärtige  in  einem  der  ent- 
wickelteren Staatsform  entsprechenden  beschränkten  Masse  bereits 
wieder  her. 

Der  erste  Schritt  im  Gange  des  öffentlichen  Rechnungswesens  geschieht 
innerhalb  der  Wände  des  Parlaments  selbst,  wo  die  Einnahme  der  vollziehenden 
Gewalt  in  mancherlei  Form  und  unter  mehr  oder  weniger  genauer  Bezeichnung 
bewilligt  wird.  Dem  Schatzkanzler  liegt  es  ob,  jedes  Jahr  dem  Hause  der  Ge- 
meinen darzulegen,  was  für  Summen  er  für  nötig  erachtet  zur  Regierung  des 
Landes,  und  dem  Hause  die  verschiedenen  Mittel  und  Wege  vorzuschlagen,  wie 
diese  Summen  aufgebracht  werden  sollen.  Diese  Darlegung,  allgemein  bekannt 
als  , Budget",  gi-ündet  sich  auf  nicht  mitgeteilte  Anschläge,  welche  die  Verwal- 
tungsbehörden liefern.  Das  ist  natürlich  nur  ein  Antrag,  welchen  das  Parlament 
nach  Belieben  ändern  und  zurückweisen  kann;  schliesslich  aber  wird  die  be- 
stimmte Gestalt,  welche  die  Besteuerung  zum  Zweck  einer  zureichenden  Ein- 
nahme für  die  Verwaltung  erhalten  soll,  festgestellt.  ,Zuschuss  (supply)  wird 
Ihrer  Majestät  bewilligt",  —  das  ist  der  übliche  Ausdruck,  —  mit  anderen 
Worten :  ein  öffentliches  Einkommen  ist  für  das  Finanzjahr  vorgesehen,  welches 
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—  offenbar  nach  Passlichkeit  für  das  Parlament  —  am  1.  April  jedes  Jahrs  be- 
ginnt und  am  31.  März  des  folgenden  endet. 

Nach  Beendigung  dieser  Thätigkeit  des  Parlaments  besteht  nun  die  Wirkung 
eines  öfientlichen  Rechnungswesens  in  Ansehung  der  Einnahme  erstens  in  der 
Gewissheit  richtiger  Verrechnung  der  erhobenen  Mittel;  zweitens  in  der  Nach- 
weisung des  öffentlichen  Einkommens  unter  den  vom  Schatzkanzler  aufgestellten 
und  vorgeschlagenen,  vom  Parlamente  besprochenen,  geänderten  und  endgültig 
festgestellten  Kapiteln. 

Das  öffentliche  Einkommen  der  englischen  Yollzugsgewalt  wird  unter  fol- 
genden Hauptabschnitten  zusammengefasst :  Zölle,  Accise,  Stempel,  Steuern, 
Postwesen,  und  von  diesen  sind  die  zweite,  dritte  und  viei-te  Gattung  unter  der 
allgemeinen  Bezeichnung  als  Inlandseinnahme  bekannt. 

Die  Aufstellung  des  Budgets  durch  die  Regierung,  die  Vor- 
legung desselben  bei  den  Kammern  und  die  Beratung  und  Fest- 
stellung desselben  durch  die  letzteren  ist  eben  im  wesentlichen  die 
nämliche  wie  in  Deutschland  und  überall,  wobei  die  grösste  Mannig- 
faltigkeit in  den  Formen  und  beiderseitigen  Befugnissen  nicht  aus- 
geschlossen ist,  aber  erst  in  zweiter  Reihe  steht. 

Die  Bezeichnung  der  Zölle  als  „Customs" ,  welche  in  alten  Zeiten  für  ge- 
wohnheitsmässige  Leistungen  verschiedener  Art  an  die  Krone  gebraucht  wurde, 
ist  jetzt  durch  den  Sprachgebrauch  auf  die  Abgaben  von  der  Wareneinfuhr  be- 
schränkt, und  diese  wiederum  sind  nicht  mehr  gewohnheitsmässig,  sondern  durch 
Gesetz  festgestellt  und  häufig  geändert.  In  alten  Zeiten  waren  die  Zölle  ver- 
pachtet ') ;  erst  1761  war  es,  dass  ihre  Einhebung  Kommissären  übertragen  und 
der  Nachweis  der  wirklichen  Einnahme  zu  einer  Aufgabe  der  öffentlichen  Rech- 
nungen gemacht  wurde.  Die  Erhebung  und  Verrechnung  der  Zölle  ist  bekannt- 
lich in  der  Hand  der  Zollkommissäre  verblieben. 

Die  Aufgabe  der  Erhebung  und  Verrechnung  der  Einnahme  aus  Accise  und 
Stempeln  und  der  Abgaben,  die  als  Steuern  (taxes)  im  engeren  Sinne  des  Wortes 
bekannt  sind,  war  bis  1833  drei  verschiedenen  Behörden  zugewiesen.  1834  wurden 
Stempeln  und  Steuern  einer  Behörde  zugeteilt  und  1849  wurde  die  Verwaltung 
und  Verrechnung  von  Accise,  Stempeln  und  Steuern  in  einer  Behörde,  den  Kom- 
missären für  Inlandseinnahme  vereinigt.  Der  Finanzbeamte  dieser  Behörde,  der 
Generalrechner  (Accountant-General)  für  Inlandseinnahme  ist,  wie  sich  denken 
lässt,  der  wichtigste  Rechnungsbeamte  in  dem  ganzen  Organismus  der  Verwal- 
tung der  Staatseinnahme.  Ihm  liegt  die  Pflicht  ob,  in  diesen  Verwaltungszweigen 
die  gebotene  Rechnungslegung  zu  sichern,  welche  den  Ertrag  von  dem  grössten 
Teil  unserer  Verwaltung  nachweist. 

Man  darf  sich  die  Behörde  des  General-Steueramts  ziemlich 
ebenso   eingerichtet   und    den  Geschäftsgang   ganz   ähnlich  geordnet 


^)  Dies  ist  insofern  ungenau,  als  gerade  die  ältesten  Abgaben  dieser  Art 
nicht  verpachtet  waren,  und  als  die  ersten  Kommissäre  für  Zollerhebung  schon 
im  Jahre  1298  von  Eduard  I.  ernannt  wurden.  Vocke,  Geschichte  der  Steuern 
des  britischen  Reichs,  S.  292.  A.  d.  Uebers. 
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denken,  wie  bei  unseren  Centralbehörden ;  an  der  Spitze  steht  der 
Präsident  (Chairman)  mit  einem  Kollegium  (Commissioners),  welchem 
sich  mehrere  Abteilungsvorstände  oder  Direktoren  (Secretaries,  SoUi- 
citor,  Reeeiver-General,  Accountant- General  etc.)  anreihen.  Unter 
letzteren  steht  dann  ein  zahlreiches  Personal  von  Subalternbeamten 
(Clerks  etc.)  und  Unterbeamten.  Für  die  Commissioners  hat  die 
deutsche  Einrichtung  eigentlich  kein  Analogon;  sie  bilden  mit  dem 
Präsidenten  die  Spitze  der  Behörde  anscheinend  ohne  bestimmte 
Geschäftszweige,  und  haben  wohl  abgesehen  von  einem  gewissen 
dekorativen  repräsentierenden  Charakter  die  staatsmännische  Seite 
der  Behörde  zu  vertreten.  Der  laufende  Dienst  geht  durch  die 
verschiedenen  Abteilungen,  deren  Geschäftszweige  in  ihren  Namen 
ausgedrückt  sind. 

Hinsichtlich  der  Stellung  der  Behörde  besteht  gegenüber  den 
deutschen  Einrichtungen  der  Unterschied,  dass  sie  eine  selbständige 
oberste  Verwaltungsbehörde  ist,  während  dieselbe  in  Deutschland 
entweder  dem  Finanzministerium  unterstellt  oder  demselben  als 
Abteilung  oder  vieiraehr  in  mehreren  Abteilungen  nach  den  drei 
Einnahmezweigen  einverleibt  sein  würde. 

In  Deutschland  pflegt  insbesondere  die  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  von  der  der  direkten  getrennt  zu  sein,  was  um  so  mehr 
angezeigt  ist,  als  jetzt  die  ersteren  dem  Reich,  letztere  den  Staaten 
zustehen.  Auch  die  sonstige  Einrichtung  würde  in  Deutschland  nicht 
nach  Massgabe  der  verwaltungstechnischen  Thätigkeiten  (Admini- 
stration, Rechtsbeistand,  Erhebung,  Verrechnung  u.  s.  w.)  erfolgen, 
sondern  nach  der  Natur  der  verwalteten  Gegenstände,  also  nach  den 
verschiedenen  Steuergattungen. 

Hervorzuheben  ist  bei  der  englischen  Einrichtung  die  Konzen- 
tration und  Centralisation  des  Rechnungswesens  für  die  ganze  Inlands- 
einnahme Verwaltung  in  den  Bureaus  des  Generalrechners  derselben, 
welche  zur  Folge  hat,  dass  dieser  ohne  Zwischenorgane  direkt  mit 
den  Einnehmern  abrechnet.  Es  ist  einleuchtend,  dass  hierdurch  eine 
riesige  Geschäftsmasse  bei  dieser  Behörde  zusammenströmt,  imd  dass, 
da  die  oberste  Verwaltungsbehörde  zugleich  die  rechnungstellende 
ist,  eine  Gliederung  der  Rechnungsabnahme  in  Revision  und  Super- 
revision  ausgeschlossen  bleibt.  Auf  der  einen  Seite  ist  hierbei  aller- 
dings anzuerkennen .  dass  durch  die  Aufstellung  der  Rechnungen 
durch  besondere  Rechnungstechniker  eine  nicht  gering  anzuschlagende 
Korrektheit   und  Formrichtigkeit   der  Rechnungen   zu   erwarten  ist, 
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womit  eine  Sichtung  und  Würdigung  der  von  den  Vollzugsorganen 
eingereichten  Abrechnungen  und  Ausweise  Hand  in  Hand  gehen 
muss.  Aber  eine  grössere  Garantie  der  Richtigkeit  dürfte  doch  in 
dem  deutschen  Verfahren  liegen,  bei  welchem  die  Rechnungsstellung 
mit  darauf  folgender  Prüfung  bei  den  Mittel-  (Provinzial-)  Behörden, 
wie  in  Preussen,  oder  erstere  wie  in  Bayern  schon  bei  den  äusseren 
Aemtern,  letztere  bei  den  Mittelbehörden  stattfindet,  über  welchen 
noch  eine  oberste  Rechnungs-  und  Revisionsbehörde  steht. 

Von  den  verschiedenen  Arten  der  Inlandseinnalime  besteht  eine  der  wich- 
tigsten die  Accise,  aus  Abgaben  von  Erzeugnissen  und  vom  Verkaufe  ge- 
wisser Gegenstände  ')  innerhalb  des  Königreichs.  Auflagen  dieser  Art  entstanden 
in  der  Lehenszeit  und  unmittelbar  nach  derselben,  begannen  aber  erst  während 
des  Bürgerkriegs  Gegenstand  einer  eigentlichen  Parlamentsthätigkeit  zu  werden. 
Beide  das  Parlament  und  Karl  I.  erhoben  sie.  Dann  während  der  Regierung 
Karls  IL  wurde  der  halbe  Ertrag  der  Accise  der  Krone  als  erbliches  Einkommen 
zugestanden,  die  andere  Hälfte  wurde  dem  König  auf  Lebenszeit  bewilligt;  so 
unvollkommen  war  damals  das  Verständnis  des  Parlaments  von  seiner  Pflicht 
hinsichtlich  der  Auferlegung  von  Steuern.  Gleichwohl  hatte  man  damals  schon 
ein  lebhaftes  Gefühl  von  der  Macht,  welche  der  Krone  durch  Einräumung  eines 
ewigen  Rechtes  auf  den  Ertrag  von  Steuern  zugestanden  wurde;  die  erbliche 
Accise  ging  nur  mit  151  gegen  149  Stimmen  durch  und  überlebte  natürlich 
nicht  lange  den  Durchbruch  gesunder  konstitutioneller  Anschauungen.  Die 
Accise  war,  wie  die  Zölle,  häufig  verpachtet,  ohne  Zweifel  sehr  zur  Vereinfachung 
des  Rechnungswesens.  Später  überkamen  Accisekommissäre  die  Verwaltung  und 
legten  die  Rechnungen,  bis,  wie  erwähnt,  die  Verwaltung  der  Accise  mit  jener 
der  Stempel  und  Steuern  vereinigt  wurde. 

Ein  anderer  Zweig  des  Inlandseinkommens  sind  die  Stempelabgaben. 
Ihr  Wesen  ist  bekannt  und  ihr  Name  kommt  von  dem  Aufdrücken  eines  Siegels 
oder  anderen  Zeichens  auf  die  Gegenstände,  hauptsächlich  Urkunden,  auf  welche 
sie  als  zweckmässige  Art  der  Erhebung  von  Gebühren  gelegt  sind.  Der  Stempel 
ist  indessen  eher  als  eine  Form  der  Erhebimg,  denn  als  besondere  Art  von  Ab- 
gaben zu  betrachten;    er  sichert  die  Erhebung  der  Steuer  durch  Vorauszahlung 


^)  Es  ist  höchst  charakteristisch  für  das  englische  Steuei-wesen ,  dass  eine 
Anzahl  von  Steuern,  welche  Avie  Gewerbesteuern  aussehen,  nicht  bei  den  direkten 
Steuern  (taxes),  sondern  bei  den  Accisen  verrechnet  wird;  ein  unverkennbares 
Zeichen,  dass  diese  ^Licenzabgaben"  für  eine  kleine  Anzahl  von  Gewerben  nicht 
Gewerbesteuern  in  unserem  Sinne,  sondern  Aversalaccisen  für  die  betreffenden 
Gegenstände  oder  Verkehrsakte  sein  sollen.  Bei  der  vollständigen  Systemlosigkeit 
dieser  vereinzelten  Abgaben  ist  auch  nicht  zu  bezweifeln,  dass  sie  auf  die  Ver- 
braucher mehr  oder  weniger  überwälzt  werden.  Ob  solche  Steuern  vernünftig 
und  gerecht  sind,  ist  freilich  eine  andere  Frage. 

Dagegen  ist  es  ganz  korrekt,  dass  auch  die  direkten  Gebrauchs-  und  Luxus- 
steuem  bei  den  Accisen  verrechnet  werden.  A.  d.  Uebers. 
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beim  Verkauf  der  Stempel.  Es  muss  hier  bemerkt  werden,  dass  man  bei  ge- 
nauer Betrachtung  des  öffentlichen  Rechnungswesens  findet,  wie  zwar  alle  Stempel- 
abgaben in  Stempelform  erhoben,  aber  nicht  alle  in  dieser  Form  erhobenen  Ab- 
gaben unter  der  Bezeichnung  als  Stempelsteuern  verrechnet  werden.  Die  Post- 
einnahme wird  zum  Teü  durch  Stempel  erhoben,  ist  aber  Gegenstand  einer 
besonderen  Verwaltung  und  Verrechnung,  welche  mit  dem  Geschäftskreise  der 
Inlandseirmahme  nichts  gemein  hat.  Doch  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass 
die  thatsächliche  Herstellung  aller  Stempel,  sei  es  für  die  Zwecke  der  Post,  der 
Telegraphie,  der  Gerichtshöfe  ')  oder  der  Inlandseinnahme  durch  Gesetz  unter 
die  Aufsicht  der  Behörde  und  der  Beamten  des  letzteren  Verwaltungszweiges 
gestellt  ist. 

Steuern  in  dem  engeren  und  technischen  Sinne  des  Worts,  in  welchem 
es  in  den  öffentlichen  Rechnungen  gebraucht  wird,  sind  direkte  Abgaben  von 
Personen  oder  Grundstücken  im  Gegensätze  zu  den  indirekten  Auflagen  von 
Gegenständen  des  Gebrauchs  und  Verbrauchs.  Von  der  Zeit  an,  da  sie  in  der 
Form  des  Rauchgelds  (Fumage)  oder  Herdgeldes  (Hearth-Money),  d.  h.  Steuer 
von  Feuerstellen  und  Heizvorrichtungen  auftraten,  bis  zu  der  Periode,  da  sie  in 
ihre  heutige  Form  als  Landsteuer,  Wohnhaussteuer  und  Einkommenssteuer  ge- 
bracht wurden,  hat  dieser  Zweig  des  öffentlichen  Einkommens  eine  Geschichte 
von  grossem  Interesse  für  den  Wissbegierigen ;  aber  es  ist  unmöglich,  sie  in  dem 
hier  verfügbaren  Räume  wiederzugeben. 

Von  den  Obliegenheiten  des  bereits  erwähnten  wichtigen  Beamten,  des 
Generalrechners  für  Inlandseinnahme,  besteht  natürlich  ein  Teü  in  der  Prüfung 
der  zahlreichen  Rechnungen,  welche  von  der  Gesamtheit  der  Einnehmer  von  In- 
landseinnahme gelegt  werden.  Letztere  selbst  sind  an  allen  wichtigeren  Punkten 
im  ganzen  Vereinigten  Königreiche  aufgestellt,  ebenso  wie  die  Zolleinnehmer  in 
den  verschiedenen  Häfen.  Als  ein  Beispiel  für  den  Apparat,  mittelst  dessen  die  Ein- 
nahmen unter  der  Leitung  des  öfter  genannten  Beamten  erhoben  und  verrechnet 
werden,  mag  das  in  Ansehung  der  Accise  übliche  Verfahren  erwähnt  werden. 
Die  von  seiten  der  verschiedenen  Produzenten,  und  wer  sonst  noch  solche  Ab- 
gaben zu  leisten  hat,  zu  bezahlenden  Beträge  werden  zuerst  von  den  Aufsehern 
(Surveyor),  insgemein  bekannt  als  «Accisebeamte",  festgesetzt.  Diese  Beamten 
stellen  die  Schuldigkeiten  (»charges"  ist  die  Bezeichnung)  der  verschiedenen 
Geschäftsleute  auf  und  senden  sie  alle  sechs  Wochen,  versehen  mit  dem  An- 
erkenntnis oder  Festsetzungsvermerk  (certified)  der  Acciseoberbeamten  (Super- 
visors of  Excise)  für  den  betreffenden  Bezirk  an  den  Generalrechner  für  Inlands- 
einkommen. Gleichzeitig  erhält  der  Einnehmer  (Collector  of  Inland-Revenue) 
eine  ITebersicht,  welche  die  Beträge  nachweist,  die  er  von  den  verschiedenen  in 
seiner  Einnehmerei  (collection)  wohnenden  Personen  zu  erheben  hat.  An  vorher 
bestimmten  und  von  dem  Accisebeamten  den  verschiedenen  Geschäftsleuten  be- 
kannt gemachten  Tagen  erhebt  der  Einnehmer  in  den  bedeutenderen  Städten 
auf  einer  Rundreise  (going  on  his  rounds)  die  schuldigen  Beträge.  Der  Ein- 
nehmer trifft  in  diesen  bestimmten  Mittelpunkten  mit  dem  Bezirksaccisebeamten, 


')  Die  Stempeleinnahmen  der  Gerichte  werden  bei  den  übrigen  Stempel- 
sgaben der  Inlandseinnahme  verrechnet  A.  d.  Uebers. 
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welcher  die  Schuldigkeiten  aufgestellt  hat,  zusammen,  und  wenn  das  Geld  be- 
zahlt ist,  stellt  der  letztere  seine  Bestätigung  darüber  aus.  Bei  grossen  Ein- 
nehmereien werden  seitens  der  Bank  von  England  Erleichterungen  geboten,  indem 
sie  zui-  Uebermittelung  der  erhobenen  Beträge  nach  London  einen  Beamten  von 
doi-t  oder  von  der  ihrerseits  dazu  beauftragten  Lokalbank  abordnet.  Die  vom 
Einnehmer  erhobenen  Gelder  werden  dem  Beamten  der  Bank  von  England  aus- 
bezahlt oder  an  die  von  ihr  ermächtigte  Lokalbank,  wofür  ersterem  eine  Quit- 
tung in  Doppelschrift  ausgestellt  wird.  Das  eine  Exemplar  erhält  der  Ein- 
nehmer, das  andere  der  Generaleinnehmer  (Receiver-General)  in  Somerset-Haus, 
während  gleichzeitig  der  Generalrechner  —  ebenfalls  in  Somerset-Haus  —  be- 
nachrichtigt wird.  Beim  Empfang  dieser  Urkunden  an  oberster  Stelle  wird  in 
deren  Büchern  die  Bank  von  England  mit  dem  an  ihren  oder  an  den  Lokal- 
bankbeamten bezahlten  Betrage  belastet  (a  charge  is  raised  against  .  .  .)  und 
der  Einnehmer  wird  mit  der  entsprechenden  Summe  entlastet  (credit  is  given 
to  .  .  .).  Die  Bank  von  England,  welche  durch  ihren  eigenen  Beamten  oder 
Bevollmächtigten  in  der  Provinz  von  den  an  diese  bezahlten  Summen  benach- 
richtigt ist,  entlastet  (credits)  die  öffentliche  Einnahme  Tag  für  Tag  mit  einer 
runden  Summe  in  den  Kontos,  die  sie  für  die  Regierung  als  Bewahrerin  ihrer 
Gelder  führt.  Die  wirkliche  Vergleichung  dessen,  was  sie  dem  Staate  schuldet, 
wird  periodisch  hergestellt  und  gleichzeitig  eine  genaue  Abgleichung  vollzogen. 

Der  deutsche  Praktiker  wird  sich  durch  diese  Schilderung  des 
englischen  Erhebungsverfahrens  nichts  weniger  als  sehr  fremdartig 
angemutet  fühlen.  Es  kann  wohl  auch  nicht  anders  sein,  als  dass 
die  Grundzüge  des  Geschäftsganges  bei  der  Erhebung  und  Ablieferung 
einer  indirekten  Steuer  in  aller  Welt  die  gleichen  sind.  Wie  es  für 
alle  Nationen  nur  ein  Einmaleins  gibt,  so  gibt  es  auch  nur  eine 
Zweckmässigkeit,  welche  an  verschiedenen  Orten  nur  in  Einrichtungen 
und  Formen  von  nachgeordneter  Bedeutung  verschieden  sein  kann. 
Ueberall  wo  es  einen  Malzaufschlag  gibt,  wird  der  Brauer  für  jeden 
Sud  dem  Beamten  deklarieren  müssen,  wie  viel  er  Malz  verwenden 
will,  und  muss  eine  Kontrolle,  sei  es  durch  persönliches  Messen  oder 
Wiegen  seitens  des  Beamten  oder  durch  einen  Kontrollapparat  statt- 
finden. Ebenso  muss  sich  der  Branntweinbrenner  die  Kontrolle,  sei 
es  der  Grösse  der  Maischbottiche  oder  der  Destillierapparate,  sei  es 
der  Menge  und  Stärke  seines  Produkts  gefallen  lassen.  Ueberall 
wird  dann  von  dem  Beamten  nach  diesen  Angaben  und  Kontroll- 
mitteln die  Aufschlagsschuldigkeit  von  Zeit  zu  Zeit  berechnet,  er- 
hoben und  abgeliefert. 

Bemerkenswert  ist  aber  bei  dem  englischen  Verfahren,  dass  die 
Erhebung  des  Aufschlags  nicht  durch  den  nämlichen  Beamten  er- 
folgt, welcher  die  Schuldigkeit  festgestellt  hat,  und  dass  der  letztere 
bei  der  Erhebung   durch    den  Einnehmer  gegenwärtig  sein  und  die 
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richtige  Verrechnung  der  bezahlten  Summen  bestätigen  muss.  Es 
ist  dies  eine  weitgehende,  aber  wohlbemessene  Vorsicht,  welche 
freilich  mehr  Personal  und  Arbeit  kostet,  als  wenn  die  Kontrolle 
und  die  Erhebung  in  eine  Hand  gelegt  ist,  wie  dies  in  Deutsch- 
land der  Fall  zu  sein  pflegt.  Die  Kontrolle  lässt  sich  aber  auch 
hierbei  mit  grosser  Sicherheit  dadurch  herstellen,  dass,  wie  z.  B.  in 
Bayern  vorgeschrieben  ist,  derjenige  Beamte,  welchem  der  Verbrauch 
einer  gewissen  Quantität  Malz  (im  übrigen  Reichsgebiet  auch  von 
Surrogaten)  zu  einem  Biersude  angemeldet  wird,  die  Bescheinigung 
hierüber  auf  besonders  vorgedrucktem,  von  der  Oberbehörde  fort- 
laufend numerierten  Zetteln  ausstellen  muss.  Diese  fortlaufenden 
Zahlen  der  nach  der  Verwendung  wieder  eingezogenen  Certifikate 
liefern  bei  der  Abrechnung  den  Beweis,  dass  der  Aufschlag  für  alle 
angemeldeten  Malzquantitäten  wirklich  verrechnet  ist. 

Die  Zahlung  der  Abgabe  erfolgt  in  England  alle  sechs  Wochen, 
in  Bayern  werden  dem  Brauer  noch  längere  Fristen  gewährt,  damit 
er  durch  den  Verkauf  des  Biers  in  den  Stand  gesetzt  sei,  ohne 
Beschwerde  zu  bezahlen;  im  übrigen  Reichsgebiet  muss  die  Abgabe 
gleich  bei  der  Anmeldung  entrichtet  werden.  Die  längere  Stundung 
liegt  entschieden  im  Interesse  der  kleinen  Betriebe,  welche  bei 
kürzerer  Zahlungsfrist  oder  vollends  bei  der  Vorauszahlung  vielfach 
belästigt  wären  oder  ganz  aufhören  müssten. 

Die  Zahlung  selbst  ist  den  englischen  Accisepflichtigen  insofern 
bequemer  gemacht,  als  der  Einnehmer  die  Hauptortschaften  seines 
Bezirks  bereist  und  hier  die  Schuldigkeiten  einkassiert,  welche  im 
Ort  und  in  dessen  Umgebung  zu  zahlen  sind.  Bei  den  Zahlern 
abgeholt  werden  sie  aber  nicht,  weil  der  Accisebeamte  bei  der 
Erhebung  sein  muss.  Der  Vorteil  ist  daher  für  die  Geschäftsleute 
gegenüber  den  deutschen  mehr  scheinbar  als  wirklich,  weil  bei  uns, 
wo  Kontrolle  und  Erhebung  in  einer  Hand  liegt,  die  Bezirke  kleiner 
sein  können  imd  müssen. 

Die  Ablieferung  der  erhobenen  Gelder  erfolgt  in  England  immer 
an  die  Bank  von  England  oder  deren  Zweigbanken.  Bei  der  Cen- 
tralisation  der  Fiuanzverwaltung  daselbst,  welche  keine  Mittelbehörden 
mit  Provinzialkassen  kennt,  ist  dies  doppelt  notwendig  und  zweck- 
mässig. In  Deutschland  dagegen  sind  es  gerade  diese  Kassen  und 
grossenteils  die  Einnahmebeamten  selbst,  welche  —  wenigstens  für 
die  Civilverwaltung  —  nicht  nur  die  Verwaltungs-  sondern  anch  die 
meisten  Staatsausgaben  zu  bestreiten  haben,  und  sie  selbst  verrechnen, 
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oder  auch  einer  anderen  Kasse  zurechnen,  indem  sie  dieser  die  Quit- 
tungen und  sonstigen  Nachweise  zusenden  und  dafür  Quittungen  er- 
halten, als  wären  die  betreffenden  Summen  baar  geliefert  worden. 
Da  also  diese  Kassen  und  selbst  schon  die  äusseren,  einnehmenden 
Behörden  einen  grossen  Teil  ihrer  Einnahme  selbst  ausgeben  und 
verrechnen  oder  zurechnen,  so  braucht  der  grösste  Teil  aller  Staats- 
einnahmen zur  Centralkasse  gar  nicht  zu  gelangen.  Alle  Ueber- 
schüsse  jedoch,  welche  bei  den  unteren  und  Mittelkassen  erwachsen, 
müssen  durch  letztere  der  Centralkasse  zufliessen,  was  abgesehen 
von  den  mehrerwähnten  Zurechnungen  teils  durch  bare  Zusendung, 
teils  durch  Vermittelung  der  Staatsbanken,  wie  in  England,  erfolgt. 

Der  Gang  des  Rechnungswesens,  wodurch  die  Erhebung  der  Accise  kon- 
trolliert wird,  ist  folgender :  Die  Einnehmer  senden  achtmal  im  Jahre,  also  etwa 
alle  sechs  Wochen  —  entsprechend  den  Rundreisen  —  ihre  Geldrechnungen  an 
den  Generalrechner  der  Inlandseinnahme.  Diese  Rechnungen  enthalten  die  ganzen 
Sollbeträge  der  Einnehmerei  nach  den  verschiedenen  Steuergattungen  abgeteilt ; 
femer  den  auf  dieses  Soll  eingehobenen  Betrag  und  die  am  Schlüsse  der  Rech- 
nungsperiode ausständigen  oder  unerhobenen  Beträge.  Die  Sollbeträge  werden 
nachgewiesen  durch  die  selbständigen  Mitteilungen  der  Accisebeamten  an  die 
oberste  Behörde,  wie  oben  angegeben,  während  die  Ausstände  durch  Verzeich- 
nisse mit  der  Unterschrift  der  betreffenden  Beamten  und  Oberbeamten  der  ver- 
schiedenen Bezirke  der  Einnehmerei  dargethan  werden.  So  liefern  von  einander 
unabhängige  Beamte  der  obersten  Behörde  die  Mittel  für  die  Prüfung  der  Rech- 
nungen des  Einnehmers,  d.  h.  den  Nachweis,  dass  dieser  dieselben  genau  mit 
den  Summen  belastet  hat,  die  er  erheben  sollte.  Die  Ausgaben,  die  der  Ein- 
nehmer aus  Anlass  von  Bewilligungen  oder  für  Erhebungs-  und  Verwaltungs- 
aufwand bestreitet,  werden  durch  Belege  begründet,  welche  bei  der  obersten 
Behörde  einer  genauen  und  scharfen  Prüfung  unterliegen. 

Das  Rechnungswesen  der  Einnehmer  ist  hienach  nicht  sowohl 
eine  Rechnungslegung,  als  eine  blosse  Abrechnung  und  die  eigent- 
liche Rechnungslegung  erfolgt  bei  der  Centralbehörde ,  welche  die 
Sichtung,  insbesondere  der  Ausgaben,  erst  vornimmt  und  dieselben 
in  die  etatsmässigen  Rechnungsrubriken  einreihet.  —  In  Deutsch- 
land liegt,  wie  schon  erwähnt,  ein  grosser  Teil  des  Staatsrechnungs- 
wesens bei  den  Provinzialkassen,  welche  aus  den  Abrechnungen  mit 
den  Einnehmern  und  aus  ihren  eigenen  Einnahmen  und  Ausgaben 
Rechnungen  herstellen,  welche  prüfungsreif  sind,  und  aus  welchen 
die  Staatsrechnung ,  soweit  dies  nach  der  Natur  der  Sache  möglich 
ist,  nur  zusammengestellt  wird.  Ebenso  verrechnet  die  Centralkasse 
ihre  eigenen  Ausgaben  und  Einnahmen,  sowie  die  ihr  von  den  Mittel- 
kassen zugerechneten  als  eigene. 
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In  Bayern  ist  man  aber  in  der  Decentralisation  noch  weiter 
gegangen,  indem  den  äusseren  Kassen  (Rentämter),  welche  ausser 
den  Domänenrenten  aller  Art  auch  die  direkten  Steuern  und  Ge- 
bühren erheben  und  verrechnen,  die  meisten  in  ihren  Bezirken  vor- 
kommenden Ausgaben  allmählich  übertragen  worden  sind,  so  dass 
ihre  Rechnungen  als  kleine  Staatsrechnungen  erscheinen  und  den 
grössten  Teil  des  Staatsbudgets  umfassen.  Es  ist  hier  nicht  der 
Platz,  ausführlicher  zu  erörtern,  welche  der  verschiedenen  Einrich- 
tungsarten des  Rechnungswesens  den  Vorzug  verdient;  aber  bemerkt 
darf  doch  werden,  dass  sich  in  Bayern  ein  besonders  korrektes  und 
formell  schönes  Rechnungswesen  entwickelt  hat,  was  sicher  in  dem 
Umstände  mitbegründet  ist,  dass  die  Rechnungsrevision  neben  und 
nach  der  Prüfung  der  einzelnen  Rechnungsausweise  (Justifikatorien), 
somit  die  eigentliche  Rechnungstechnik  infolge  der  dortigen  Ein- 
richtung bei  den  Mittelbehörden  einen  besonderen  Geschäftszweig 
(die  Komptabilität)  bildet. 

Ebenso  werden  die  Rechnungen  der  S  t  e  m  p  e  1  verkauf  er  an  die  oberste 
Behörde  in  Somerset-Haus  eingesendet.  Diese  zerfallen  in  zwei  Teile,  in  Geld- 
rechnungen und  Materialrechnungen  (cash-accounts  and  stock -accounts)  und 
werden  monatlich  gestellt.  Die  letzteren  sind  Rechnungen  über  den  Stempel- 
vorrat. Die  Verkäufer  erhalten  die  Stempel  unmittelbar  vom  StempelkontroUeur 
(Comptroller  of  Stamps  and  Stores)  in  Somerset-Haus.  Diese  büden  sein  Soll  in 
den  monatlichen  Materialrechnungen  und  auf  der  Seit«  für  Haben  trägt  er  die 
eingenommenen  Beträge  für  verkaufte  Stempel  vor.  Diese  Rechnungen  sind 
natürlich  bei  der  Oberbehörde  leicht  geprüft.  Durch  den  StempelkontroUeur 
ist  bekannt,  was  für  Stempel  er  dem  Verkäufer  (Distributer)  zugeschickt  hat; 
der  letztere  liefert  die  im  Verkauf  erlösten  Gelder  ab  imd  seine  monatliche  Ab- 
rechnung findet  ihre  Ausgleichimg  in  dem  Stempelvorrat,  den  er  noch,  in  Händen 
hat.  Dieser  Vorrat  wird  vierteljährig  oder  in  anderen  Zeitabschnitten,  welche 
die  Behörde  für  Inlandseinnahme  anordnet,  durch  einen  Beamten  derselben 
verprobt. 

Es  kann  nichts  Einfacheres  geben,  als  ein  Stempelrechnungs- 
wesen, und  dieses  muss  daher  in  aller  Welt  das  gleiche  sein.  Die 
Aufschreibung  des  Verkäufers  über  seinen  Stempelempfang  wird 
durch  die  der  abgebenden  Oberbehörde  kontrolliert.  Was  er  von 
der  erhaltenen  Gesamtmenge  noch  hat,  wird  am  Schlüsse  der  Rech- 
nungsperiode oder  in  unvermuteter  Weise  festgestellt  und  die  Diffe- 
renz des  Bestands  gegen  den  Empfang  muss  er  durch  Lieferungs- 
quittungen und  Barschaft  ausweisen.  Sofern  die  Stempelgelder 
gesondert  gehalten  werden,  ist  eine  Buchführung  eigentlich  gar  nicht 
notwendig,  sondern  die  Abrechnung  kann  auf  dem  Grunde  der  vor- 
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hergehenden  Abrechnung,  welche  den  Restbestand  ausweist,  und  der 
Materiallieferungen  einerseits  und  des  wirklichen  Materialbestands 
anderseits  mit  vollkommener  Sicherheit  erfolgen. 

Die  Steuern  (im  engeren  Sinne)  werden  grösstenteils  durch  Personen  er- 
hoben, welche  nicht  im  Dienste  der  Regierung  stehen,  sondern  von  den  (gewählten) 
Lokalkommissären  für  Steuern  bestellt  werden.  Für  jeden  Sprengel  (parish)  wird 
die  Veranlagung  aufgestellt,  wovon  eine  Doppelschrift  durch  den  Schreiber  der 
Steuerkommissäre  angefertigt  und  dem  Einnehmer  ausgehändigt  wird,  welcher 
dann  in  der  Lage  ist,  die  Erhebung  zur  bestimmten  Zeit  zu  beginnen.  Die  von 
ihm  erhobenen  Beträge  liefert  der  Einnehmer  des  Sprengeis  von  Zeit  zu  Zeit  an 
den  Einnehmer  für  Inlandseinnahme  ab  auf  Anweisung  des  Steueraufsehers 
(Surveyor  of  Taxes)  des  Bezirks,  welcher  als  Vertreter  der  Staatskasse  und  in 
Verbindung  mit  dem  Schreiber  der  Steuerkommissäre  darüber  wacht,  dass  der 
Steuereinnehmer  seine  Erhebung  fördert  und  den  vollen  Betrag  verrechnet. 

Jeder  Sprengel  erhält  bei  der  obersten  Behörde  seine  Belastung,  indem 
der  Betrag  der  veranlagten  Steuer  das  Soll  bildet,  welches  erfüllt  wird  durch 
das  vom  Einnehmer  abgelieferte  Geld  und  durch  die  von  den  Lokalkommissären 
.als  uneinbringlich  bestätigten  Beträge. 

Der  Kirchspielseinnehmer  sammelt  in  der  Regel  die  Steuern 
von  Haus  zu  Haus  ein,  nachdem  die  Pflichtigen  zuvor  von  dem  Be- 
trage ihrer  Schuldigkeit  und  von  dem  Zahlungstage  in  Kenntnis  ge- 
setzt sind.  Bei  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  erfolgt  die  Anzeige  bei 
dem  Bezirkssteuerbeamten,  welcher  die  Zwangsbeitreibung  auf  ge- 
richtlichem Wege  ins  Werk  setzt. 

In  Deutschland  muss  der  Steuerpflichtige  in  der  Regel  nach 
vorgängiger  öfi'entlicher  Bekanntmachung  des  Termins  und  beson- 
derer Bekanntgabe  des  Betrags  seine  Steuer  selbst  zum  Einnehmer 
oder  zur  Kasse  bringen.  Die  Zwangsbeitreibung  erfolgte  früher 
durch  die  Steuerbehörde  selbst,  jetzt  wohl  ziemlich  allgemein  auf 
deren  Anrufen  durch  die  Gerichte.  Der  Hauptvorteil  dieser  Aende- 
rung  liegt  auf  selten  der  Finanzbehörden,  welchen  ein  unangenehmes 
Geschäft  abgenommen  ist;  im  übrigen  wird  es  ziemlich  einerlei  sein, 
ob  die  Beitreibung  in  der  Hand  des  Gerichtsdieners  oder  des  Amts- 
dieners liegt.  Grundsätzlich  wird  den  Organen  der  Finanz  die  Macht 
des  Zwanges  ebenso  zugestanden  werden  können,  wie  jenen  der 
Justiz.  Hier  wie  dort  ist  es  die  nämliche  eine  Staatsgewalt,  welche 
demjenigen  gegenübersteht,  der  seiner  Verpflichtung  hier  gegen  den 
Staat,  dort  gegen  den  Mitbürger  nicht  nachkommt. 

Die  Organisation  der  direkten  Einsteuerung  ist  in  England  eine 
höchst  eigentümliche.  Sie  liegt  weder  in  der  Hand  der  Staatsbehörde, 
noch  in  der  der  Steuerpflichtigen  in  unserem  Sinne. 
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Der  Schwerpunkt  liegt  in  den  Bezirkskommissionen,  den  Land- 
steuer- und  den  aus  diesen  hervorgegangenen  Einkommenssteuer- 
kommissären, welche  sich  aus  den  wohlhabenden  Klassen  durch 
Kooptation  ergänzen.  Die  Beamten  werden  durch  Kommissionen 
eingesteuert,  welche  weder  von  der  Finanzbehörde  noch  von  den 
Steuerpflichtigen,  sondern  von  dem  obersten  Beamten  des  betreffenden 
Verwaltungszweigs  gewählt  werden  und  aus  Beamten  des  letzteren 
bestehen. 

Diese  Bezirkskommissionen  bilden  die  Berufungs-  und  Aufsichts- 
instanz. Von  ihnen  werden  gewählt:  die  Beigeordneten,  eine 
TTnterkommission,  welche  die  Steuer  in  erster  Instanz  festsetzt,  der 
geschäftskundige  Schreiber,  der  Steuereinschätzer  (in  der  Regel 
der  staatliche  Landsteuereinnehmer),  der  Lokaleinnehmer  (in  der 
Regel  identisch  mit  dem  Einschätzer).  Die  Schreiber ,  Einschätzer 
und  Einnehmer  erhalten  Tantiemen,  die  Bezirkskommissäre  und  Bei- 
geordneten keine  Vergütung.  Die  Grundlage  aller  Besteuerung  ist 
die  Deklaration  des  Pflichtigen. 

Neben  diesen  Organen  stehen  die  des  Staats.  Zimächst  die 
Steueraufseher  für  grössere  Bezirke  mit  mehreren  Kommissionen. 
Sie  geben  die  Anregung  zur  Einsteuerung,  kontrollieren  die  Thätig- 
keit  der  Kommissionen,  überwachen  deren  gewählte  Organe  und  in-^ 
struieren  die  Berufungen.  lieber  diesen  stehen  als  leitende  und 
überwachende  Oberbeamte  für  grosse  Bezirke  die  Inspektoren, 
und  an  oberster  Stelle  das  Amt  für  Inlandseinnahme,  von  welchem 
besondere  Mitglieder  das  Steuerwesen  leiten.  Diese,  sowie  die  In- 
spektoren und  Aufseher  üben  ihre  Thätigkeit  grossenteils  auf  Rund- 
reisen aus. 

In  Deutschland  liegt  die  Besteuerung  entweder  ganz  in  der 
Hand  der  Staatsbehörden  ohne  aUe  Beteiligung  der  Steuerpflichtigen 
teils  ohne,  teils  mit  Kommissionen ,  welche  aber  auch  von  der  Be- 
hörde gewählt  werden;  oder  es  findet  Deklaration  der  Pflichtigen 
statt  und  Festsetzungen  durch  Kommissionen,  welche  von  ihnen  selbst 
gewählt  sind.  Die  Organisation  ist  also  entweder  ganz  bureaukra- 
tisch,  wie  namentlich  in  Preussen,  wo  sogar  die  Einkommenssteuer 
im  Widerspruch  mit  ihrer  Natur  und  zum  grossen  Nachteil  für  den 
Erfolg  ganz  in  der  Hand  der  Behörde  hegt,  oder  sie  ist  mehr  de- 
mokratisch (für  die  meisten  Steuern  in  Süddeutschland),  indem  die 
Steuerkommissionen  aus  der  Wahl  der  Pflichtigen  hervorgehen,  und 
die  Mitglieder  Tagegelder   erhalten,    ohne   dass  jedoch  der  Einfluss 
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und  die  Mitwirkung  der  Staatsorgane,  die  ja  auch  in  England  nicht 
fehlt,  ausgeschlossen  sein  könnte. 

Bei  der  ersten  Einführung  der  Steuerausschüsse  war  man  in 
Süddeutschland  soweit  gegangen,  nicht  nur  deren  Wahl  auf  die  brei- 
teste Grundlage  zu  stellen,  sondern  ihnen  auch  eine  fast  unbeschränkte 
Freiheit  der  Bewegung  einzuräumen.  Es  zeigte  sich  jedoch  sofort, 
dass  dadurch  weder  der  Zweck  der  Besteuerung  noch  das  Ziel  der 
Gerechtigkeit  erreicht  werde,  sondern  dass  der  Ertrag  und  die 
Gleichmässigkeit  ungenügend  war.  Nachher  hat  man,  ohne  den 
Grundsatz  der  Selbstbesteuerung  anzutasten,  den  Organen  des 
Staats  mehr  Einfluss  gestattet  und  ist  damit  ohne  Zweifel  auf 
richtigem  Wege.  Immerhin  lässt  sich  von  England  hier  noch 
manches  lernen. 

Nach  der  Festsetzung  der  Steuern  kann  das  weitere  Verfahren 
in  Deutschland  wie  in  England  im  wesentlichen  nur  das  nämliche 
sein.  Das  Ergebnis  der  Festsetzungen  wird  in  den  Steuerlisten 
niedergelegt,  von  welchen  die  Einnehmer  Auszüge  (Steuerrollen,  Hebe- 
register) oder  Doppelschriften  erhalten.  Das  weitere  ist  schon  ge- 
schildert. 

Dies  ist  das  Rechnungswesen,  durch  welches  die  richtige  Erhebung  nud 
Ablieferung  für  die  Hauptzweige  der  Inlandseinnahme  gesichert  ist.  Man  wird 
gerne  einräumen,  dass  die  Oberaufsicht  über  diese  und  über  die  sonstige  Ver- 
waltung ähnlicher  Art,  welche  der  Generalrechner  für  Inlandseinnahme  unter 
sich  hat,  eine  höchst  wichtige  Thätigkeit  für  das  öflfentliche  Rechnungswesen 
bildet.  Für  die  übrigen  Zweige  der  Verwaltung  wird  ein  kürzerer  Ueberblick 
genügen. 

Die  Posteinnahme  begann  mit  der  Entwickelung  eines  Systems  für  Be- 
förderung von  Staatskorrespondenzen,  was  in  die  Regierungszeit  Jacobs  I.') 
fällt.  Aber  wie  andere  Einnahmen  war  auch  diese  verpachtet  und  erforderte 
kein  eigenes  Rechnungswesen.  Die  Verpachtung  wurde  fortgesetzt  bis  zum  An- 
fange des  achtzehnten  Jahrhunderts.  Doch  sind  von  1685  an  die  Postrechnungen 
in  ununterbrochener  Reihe  vorhanden.  Sie  werden  von  einer  Finanzbehörde  in 
London  in  einer  Weise  kontrolliert,  welche  jener  in  den  Geschäftsabteilungen 
für  Inlandseinnahme  ähnlich  ist.  Die  Telegrapheneinnahme  ist  eine  neue 
Zugabe  zu  den  Rechnungsgegenständen  dieser  Verwaltung,  deren  fiijanzielle  Seite 
aber  nicht  ganz  und  gar  über  jede  Kritik  erhaben  war. 


^)  Der  englische  Verfasser  ist  auch  hier  nicht  genau  unterrichtet.  Die 
ersten  Anfänge  reichen  vielmehr  ins  fünfzehnte  Jahrhundert  zurück;  aber  erst 
unter  Karl  I.  (1642)  wurde  die  Post  als  Einnahmequelle  organisiert  und  ver- 
pachtet.    Das  Nähere  vgl.  meine  Gesch.  d.  St.  d.  br.  R.  S.  265  ff. 

A.  d.  Uebers. 
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Die  Berechtigung  dieser  letzten,  sehr  zarten  Anspielung  auf  die 
wenig  genügende  Rentabilität  der  englischen  Telegraphen  ergibt  sich 
aus  den  Rechnungsnachweisungen ,  welche  zeigen,  dass  lange  Zeit 
nicht  nur  kein  Ertrag,  sondern  eine  Einbusse  stattgefunden  hat.  In 
neuerer  Zeit  hat  dagegen  die  englische  Telegraphen  Verwaltung  einen 
kleinen  Ueberschuss  aufzuweisen.  Aber  wie  auch  das  Verhältnis  in 
England  sei,  die  Staatsrechnung  gibt  doch  Aufschluss  darüber.  In 
den  Rechnungen  und  Etats  der  deutschen  Reichspost-  und  Telegraphen- 
verwaltung aber  sucht  man  einen  solchen  vergeblich.  Der  Ertrag 
und  die  Kosten  der  Telegraphie,  der  Telephonie  und  der  Rohrpost 
sind  in  jenen  der  Post  Verwaltung  unausscheidbar  verborgen,  obwohl 
es  ganz  gut  möglich  wäre ,  diese  verschiedenen  Geschäftszweige  in 
den  Rechnimgen  zu  trennen,  wenn  auch  die  Telephonie  und  Tele- 
graphie immerhin  zusammenfallen  werden.  Dass  das  finanzielle  Er- 
gebnis auch  nur  ebensogut  ist,  als  in  England,  wird  nicht  angenommen 
werden  dürfen,  und  es  wird  zugestanden  werden  müssen,  dass  die 
Postverwaltung  auf  Kosten  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler,  also 
auch  namentlich  der  bei  der  Telegraphie,  Telephonie  und  Rohrpost 
wenig  oder  nicht  beteihgten  kleinen  Geschäft«treibenden,  dem  grossen 
Betriebe  mehr  oder  weniger  bedeutende  Opfer  bringt. 

Die  hier  beschriebenen  sind  zwar  die  häuptsächlichsten,  aber  nicht  tde 
einzigen  Titel,  unter  welchen  öffentliches  Einkommen  erwächst  und  verrechnet 
wird.  Der  Titel  „Kronländereien"  bildet  nicht  nur  eine  wichtige  Zugabe, 
sondern  hat  auch  in  Ansehung  der  Verrechnung  viele  Mühe  gemacht.  Im  Jahre 
1848  untersuchte  ein  besonderer  Ausschuss  des  Hauses  der  Gemeinen  den  Gegen- 
stand und  seit  1848/49  werden  die  Rechnungen  über  die  Kronländereien  in  der 
neuen  und  allein  richtigen  Weise  gestellt,  welche  das  Ergebnis  der  Untersuchung 
dieses  Ausschusses  war. 

Die  Staatsdomänen  bilden  einen  mehr  interessanten  imd  charak- 
teristischen, als  musterhaften  Teil  der  britischen  Finanzverwaltuns, 
indem  uralte  Rechte  der  Krone  auf  Benützung  und  Erhaltimg  von 
Gebäuden,  auf  Benützung  der  Forsten  und  Ländereien  zur  Jagd  u.  a. 
unlöslich  mit  zweifellosen  Eigentumsrechten  des  Staats  verwachsen 
sind.  Der  Ertrag  ist  daher  infolge  der  darauf  haftenden  Lasten 
verhältnismässig  gering  und  fliesst  zum  weitaus  grössten  Teil  aus 
Renten.  Der  Rohertrag  der  Forsten  beträgt  nicht  mehr  als  40,000 
bis  45,000  ^.  Eine  parlamentarische  Kontrolle  existiert  erst 
seit  1849. 

In  Deutschland  ist,  mit  Ausnahme  vielleicht  eines  oder  des  an- 
deren Kleinstaates,  das  Staatsgut  überall  von  der  Dotation  der  Krone 
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längst  klar  ausgeschieden   und    die  Verwaltung   des  ersteren  unter- 
liegt überall  den  verfassungsmässigen  Kontrollen. 

Zahlreiche  andere  Einnahmeposten  finden  in  den  öffentlichen  Einnahme- 
rechnungen ihre  besonderen  Plätze.  Eine  der  seltsamsten  darunter  ist  das  Ge- 
wissensgeld (Conscience  Money),  d.  h.  freiwillige  Einzahlungen  um  des  Ge- 
wissens willen,  meist  ohne  Namen.  Der  auf  diese  Weise  eingenommene  Betrag 
ist  manchmal  grösser,  als  in  den  öffentlichen  Rechnungen  unter  diesem  Titel 
ersichtlich  wird,  da  nicht  selten  Zahlungen  an  die  Inlandseinnahmeverwaltung 
mit  dem  Bekenntnis  gemacht  werden,  dass  sie  für  die  unterlassene  Entrichtung 
einer  bestimmten  Steuer  geleistet  werden.  In  solchen  Fällen  wird  der  Betrag 
unter  dem  Titel  der  bezeichneten  Steuer  verrechnet.  Aber  alles  Gewissensgeld, 
das  an  den  Schatzkanzler  eingesendet  wird,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  Bezeichnung 
eines  bestimmten  Einnahmetitels,  wird  unter  den  „Vermischten  Einnahmen"  bei 
dem  Titel  „Gewissensgeld"  vereinnahmt. 

Etwas  Aehnliches  findet  sich  in  den  deutschen  Staatsrechnungen 
leider  nicht.  Dass  Steuern  hinterzogen  werden,  ist  zwar  keine  Selten- 
heit, namentlich  bei  den  indirekten  Steuern  und  bei  der  Einkommens-, 
sowie  —  wo  sie  vorkommt  —  bei  der  Kapitalrentensteuer;  aber 
dass  die  Hinterzieher  sich  gedrungen  fühlen,  ihr  Vergehen  nach- 
träglich gut  zu  machen,  das  wird  selten  genug  vorkommen.  In  Eng- 
land erscheinen  alljährlich  etliche  tausend  —  bis  zu  etwa  10,000  —  ^ 
auf  diese  Weise  in  Einnahme. 

Nach  diesem  kurzen  üeberblick  des  Verfahrens  für  die  Feststellung  und 
Verrechnung  des  öffentlichen  Einkommens  aus  der  Einzelerhebung  durch  die 
Menge  der  Einnehmer  ist  nun  das  Verfahren  darzustellen,  nach  welchem  die 
Verwahrung  und  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  Gegenstand  des  Rechnungs- 
wesens ist. 

Von  der  Zeit  der  normannischen  Erobei-ung  an  war  die  Annahme  des  öffent- 
lichen Einkommens  den  verbundenen  Behörden  der  Schatzkammer  (Exchequer) 
und  des  Schatzamts  (Treasury)  anvertraut.  Die  Abnahme  der  öffentlichen 
Rechnungen  über  die  Verwaltung  des  Staatseinkommens  wurde  in  alten  Zeiten 
unterstützt  durch  Benützung  eines  Tisches,  der  mit  einer  in  Felder  (chequers) 
abgeteilten  Decke  versehen  war;  diese  halfen  den  Rechnungsbeamten  (tellers) 
beim  Rechnen  und  daher  der  Name  Exchequer.  Die  Schatzamtsabteilung  dieser 
Behördengruppe  war  mehr  direkt  bei  der  Ver^vahrung  der  Einnahme  und  deren 
Verwendung  für  die  Zwecke  der  Regierung  beteiligt.  Die  Schatzkammer  war 
ehemals  in  zwei  Sektionen  geteilt,  die  Unterschatzkammer  (Lower  Exchequer)  oder 
Einnahmekammer  (Court  of  Receipt)  und  die  Oberschatzkammer  (Upper  Exchequer) 
oder  Rechnungskammer  (Court  of  Accounts).  Der  Schatzkanzler  (Chancellor  of 
the  Exchequer)  war  ursprünglich  zur  Aufsicht  (a  check)  über  den  Schatzmeister 
(Treasurer)  bestimmt;  und  was  die  Rechnungsabhör  (audit)  betrifft,  so  hielt 
sich  diese  innerhalb  der  Behörde,  ohne  das  Parlament  irgend  zu  berühren.  Das 
Rechnen  ging  bei  diesen  alten  Behörden  zum  Teil  unter  Anwendung  von  Kerb- 
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hölzern  vor  sich,  welche  etwa  die  Grösse  und  Form  der  Späne  haben,  die  der 
Gärtner  in  Blumentöpfe  steckt,  mit  Kerben  in  ihren  Seiten  vind  mit  Zeichen  in 
einem  besondem  normannischen  Küchenlatein  (Norman-Latin  Jargon).  Schrift- 
liche Bescheinigungen  traten  bei  den  öffentlichen  Rechnungen  erst  im  Jahre  1826 
an  die  Stelle  der  Kerbhölzer.  Diese  Langlebigkeit  so  veralteter  Einzelheiten 
war  indessen  von  geringem  Belang  im  Vergleich  mit  dem  Umstände,  dass  wäh- 
rend dieser  ganzen  Zeit  und  in  gewissem  Mass  bis  in  die  Gegenwart  die  Krone 
gewöhnt  ist,  in  irgend  einer  Form  oder  einem  Mass  ihre  Verwendung  der  Par- 
lamentsbewilligungen selbst  zu  prüfen.  Teilweise  Reformen  kamen  vor  mit  dem 
Ero'ebnis,  die  Thätigkeiten  der  verschiedenen  Beamten  mehr  zu  treimen  und 
dadurch  eine  bessere  Rechnungsstellung  zu  sichern.  Unter  diesen  darf  die 
Aufstellung  eines  Generalkontrolleurs  der  Schatzkammer  ^Comptroller  General 
of  the  Exchequer)  im  Jahre  1834  erwähnt  werden ,  welcher  mit  verschiedenen 
der  Befugnisse  bekleidet  wurde,  die  früher  dem  Abhörer  (Auditor),  den  Rech- 
nungsbeamten, dem  Urkundenbewahrer  (Clerk  of  the  Felis)  imd  dergleichen 
Bediensteten  der  Schatzkammer  zustanden.  Gleichzeitig  wurde  eine  Menge  von 
Geschäften,  die  sich  an  die  einzelnen  Zahlungen  knüpften,  und  die  früher  in 
der  Schatzkammer  abgethan  wurden  auf  einen  neuen  Beamten,  den  Zahlmeister 
für  den  Civildienst  (Paymaster  of  Civil  Services)  übertragen.  Diese  letztgenannte 
offenbar  unvollkommene  Behörde  wurde  nach  wenigen  Jahren  in  die  des  jetzigen 
Generalzahlmeisters  (PajTnaster  General)  umgewandelt,  w^elchem  die  Obliegenheit 
zugewiesen  ist,  Einzelzahlungen  nicht  nur  für  den  Civildienst,  sondern  auch  für 
das  Militär  und  die  Flotte  zu  besorgen,  abgesehen  von  seiner  Thätigkeit  im 
Rechnungswesen,  wovon  weiterhin  die  Rede  sein  wird. 

Der  grosse  Schritt,  durch  welchen  das  öffentliche  Rechnungswesen  in  neuester 
Zeit  auf  besseren  Fuss  gesetzt  worden  ist,  wurde  i.  J.  1866  gemacht,  nachdem 
zehn  Jahre  zuvor  eine  Untersuchung  in  dieser  Hinsicht  begonnen  hatte.  Im 
Jahre  1856  war  ein  Ausschuss  vom  Hause  der  Gemeinen  gewählt  und  beauftragt 
worden,  die  Art  und  Weise  der  Vereinnahmung,  Verausgabung  und  der  Rech- 
nungsabhör  zu  untersuchen ;  Vorsitzender  war  Sir  F.  Baring.  Der  Bericht  dieses 
Ausschusses  war  nicht  günstig  für  das  damalige  System,  welches  die  Kontrolle 
über  die  Vereinnahmung  der  öffentlichen  Gelder  und  die  Rechnungsprüfung  der 
Schatzkammer,  mit  anderen  Worten:  der  Krone,  anvertraute.  Das  Ergebnis, 
obwohl  ein  unvollkommenes,  war,  dass  die  damals  getrennt  bestehenden  Be- 
hörden des  Abhörers  und  der  Schatzkammer  zu  einer  neuen  vereinigt  wurden, 
welche  man  das  Schatzkammer-  und  Rechnungsdepartement  nannte.  Das  war, 
wie  wir  sehen  werden,  ein  grosser  Schritt  in  der  Richtung  einer  gesunden  Ein- 
richtung des  Rechnungswesens.  Bevor  wir  aber  auf  die  Lebensfrage  der  Rech- 
nungsabhör  eingehen,  wird  es  nötig  sein,  die  wichtigsten  Ausgabe  rechnungen 
zu  erwähnen,  welche  ebenso,  wie  jene  über  die  Einnahmen  natürlicherweise 
eine  Prüfung  und  Abnahme  zulassen  müssen  und  zwar  in  Ansehimg  nicht  nur 
ihi-er  Genauigkeit,  sondern  auch  der  richtigen  Verwendung  der  Gelder. 

Die  Staatsausgabe  hat  folgende  Hauptabschnitte:  Verzinsung  und  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Schuld,  Civilverwaltung ,  Jahrgelder  und  Pensionen, 
Besoldungen  und  Gehalte  und  ausser  diesen  nebst  verschiedenen  anderen  die- 
jenigen Verwaltungszweige,    welche  als  Bewilligungsdienste  (Voted  Supply  Ser- 
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vices)  bezeichnet  werden,  nämlich  die  Armee,  die  Marine  und  der  Aufwand  für 
Erhebung  der  Einnahme. 

Bei  der  Verausgabung  der  Gelder,  welche  die  Nation  für  alle  diese  Ge- 
schäftszweige bewilligt,  verwendet  jeder  Geschäftszweig  seine  besonderen  Rech- 
nungsbeamten,  deren  Benennungen  aber  zu  zahlreich  sind,  als  dass  sie  hier 
verzeichnet  werden  könnten,  und  jeder  hat  sein  Bureau  von  Beamten,  um  die 
Rechnungen  zu  prüfen,  welche  die  Verwalter  der  Gelder  stellen,  und  um  diese 
in  die  Form  zu  bringen,  welche  nötig  ist,  dass  sie  in  die  Finanz-  und  Ver- 
wendungsrechnungen übergehen  können,  welche  zum  Zwecke  der  Kenntnisnahme 
und  Befriedigung  des  Parlaments  gestellt  werden. 

Die  Hauptrechnungen  sind  also  nicht  jene  der  einnehmenden  und  aus- 
gebenden Verwaltungsbeamten,  welche  sie  ihrer  Oberbehörde  stellen;  diese  alle 
geben  nur  den  Stoff  zu  dem,  was  man  die  Finanzrechnung  (Finance  Accounts) 
nennt,  d.  h.  zu  der  grossen  Uebersicht  der  Finanzen  des  Vereinigten  Königreichs, 
welche  alljährlich  von  der  Schatzkammer  durch  das  Parlament  der  Nation  vor- 
gelegt wird.  Viele  Einrichtungen  in  Ansehung  des  öffentlichen  Rechnungswesens 
sind  mit  Rücksicht  auf  die  Vorbereitung  dieser  grossen  Hauptübersicht  über 
Einnahme  und  Ausgabe  getroffen,  und  es  wird  daher  angemessen  sein,  nunmehi- 
in  Kürze  mitzuteilen,  welcher  Art  dieselben  sind. 

Es  ist  schon  oben  bei  der  Darstellung  des  Einnahmerechnungs- 
wesens  auf  die  Centralisation  hingewiesen  worden,  durch  welche  sich 
bei  dem  Mangel  an  Mittelbehörden  die  englische  von  der  deutschen 
Finanzverwaltung  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen  unterscheidet. 
Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Ausgaben.  Die  ausgebenden  Ver- 
waltungszweige (Militär,  Marine,  Civilverwaltung)  haben  ihre  eigenen 
Zahlstellen  (bei  der  Einnahmeverwaltung  werden  die  Verwaltungs- 
ausgaben gleich  von  den  Einnehmern  bestritten  und  aufgerechnet), 
welche  aber  keine  eigentlichen  Rechnungen  stellen,  sondern  nur  Ab- 
rechnungen, durch  welche  sie  sich  über  die  erhaltenen  Summen  und 
deren  Verwendung  ausweisen.  Diese  Abrechnungen,  welche  wir  uns 
als  belegte  Tagebuchsauszüge  werden  denken  dürfen,  werden  von 
der  Centralzahlstelle  des  Verwaltungszweigs  auf  ihre  Richtigkeit  und 
in  Ansehung  der  Zulässigkeit  der  Zahlungen  geprüft  und  zu  einer 
budgetgemäss  gegliederten  Rechnung  zusammengestellt.  Aus  diesen 
einzelnen  Rechnungen  der  Hauptverwaltungszweige  wird  dann  erst 
die  Gresamtfinanzrechnung  geformt. 

In  Deutschland  werden  vielfach  schon  von  den  einnehmenden 
Kassen  Zahlungen  an  die  anderen  Verwaltungszweige  geleistet  und 
in  rechnungsförmlicher,  revisionsfähiger  Weise  verrechnet.  Besonders 
ist  dies  in  Bayern  der  Fall,  wo  von  den  Rentämtern  die  Gehalte 
und  anderen  Ausgaben  für  den  Justiz-  und  Verwaltungsdienst  aus- 
bezahlt   und   förmlich   verrechnet    werden.     In   Preussen   liegt    das 
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Rechnungswesen  mehr  in  der  Hand  der  Mittelbehörden,  welche  die 
Ausgaben,  die  durch  die  äusseren  Zahlstellen  oder  Einnehmer  ge- 
leistet werden  und  worüber  diese  mit  ihnen  abrechnen,  zu  förmlichen 
Rechnungen  erst  verarbeiten.  Manche  Verwaltungszweige  haben 
zwar  auch  in  Deutschland  ihr  eigenes  Rechnungswesen,  welches  mit 
den  Rechnungen  der  Finanzmittelbehörden  nichts  zu  thun  hat;  ins- 
besondere das  Militär  und  die  Marine,  und  die  grossen  besonderen 
Einnahmezweige  wie  die  Zollverwaltung,  Post,  Eisenbahnen,  Berg- 
werke u.  dgl.  Aber  auch  hier  sind  es  wieder  Mittelstellen,  welche 
die  erste  Rechnungsinstanz  bilden,  und  deren  Rechnungen  werden 
an  oberster  Stelle  zu  der  Hauptrechnung  des  Verwaltungszweiges 
nicht  erst  verarbeitet,  sondern  nur  summarisch  zusammengestellt. 

Es  ist  wohl  nicht  zu  verkennen,  dass  durch  seine  immerhin 
einfache  Gliederung  das  deutsche  Rechnungswesen  durchsichtiger  und 
prüfimgsfähiger  ist,  als  das  englische.  Das  letztere  ist  in  Ansehung 
der  Ausgabeverwaltung  nur  dadurch  möglich,  dass  England  den  hoch- 
entwickelten Justiz-  und  Verwaltungsorganismus  nicht  hat,  wie  wir. 
Wenn  bei  uns  z.  B.  jedes  Amtsgericht  seinen  Geldbedarf  vom  Land- 
gericht und  dieses  wieder  von  der  Zahlstelle  des  Oberlandesgerichts 
beziehen  müsste,  so  gäbe  das  ein  vervielfältigtes  Versenden  von 
Geldern  und  Abrechnen,  während  bei  unserem  decentralisierten  Rech- 
nungswesen das  lokale  Finanzorgan  die  Auszahlung  auf  eigene  Ver- 
rechnung oder  auf  Abrechnung  mit  der  Mittelbehörde  in  viel  ein- 
facherer Weise  besorgt. 

Die  Finanzrechnung  bildet  ein  Heft  von  gegen  hundert  Seiten,  worin  die 
ganze  Einnahme  und  Ausgabe  der  Nation  für  das  Jahr  eingeteilt  und  vor- 
getragen ist,  erstens  nach  ihren  Hauptabschnitten  in  der  Form  einer  Greldrech- 
nung,  welche  die  Gesamtheit  der  Einkünfte  in  die  Schatzkammer  und  der  Aus- 
gaben daraus,  sowie  der  Bestände  in  derselben  am  Anfang  und  am  Ende  d^ 
Jahrs  ersehen  lässt;  und  zweitens  nach  ihren  Einzelheiten  in  einer  Ausführlich- 
keit und  Genauigkeit,  die  niu-  durch  Eingehen  auf  dieselbe  zu  würdigen  ist. 
Diese  imd  viele  andere  Urkunden,  welche  das  Staatsrechnungswesen  betreffen, 
sind  bei  jedem  Parlamentsbuchhändler  für  eine  Kleinigkeit  zu  haben,  so  dass 
jedermann  die  Möglichkeit  offen  steht,  die  öffentliche  Einnahme  und  Ausgabe 
bis  ins  einzelne  kennen  zu  lernen  und  zu  beurteilen. 

Als  Zwischenglied  steht  zwischen  Einnahme  .und  Ausgabe,  wie  schon  erwähnt, 
ein  Element  des  öffentlichen  Rechnungswesens,  das  nicht  ganz  einfach  und  nicht 
ohne  interessante  Seiten  ist,  nämlich  die  bankmässige  Behandlung  (Banking)  der 
öffentlichen  Gelder.  Die  hierauf  bezüglichen  Einrichtungen  haben  nicht  nur  die 
gewöhnliche  geschäftliche  Behandlung  des  Einnehmens  vmd  Ausgebens  zu  regeln, 
sondern   müssen   auch   zum  Ziele  haben,   die  genaue  Aufstellung   der  eben  er- 
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"wähnten  Finanzausweise  mit  ilii-en  zahlreichen  Abteilungen  in  ihrer  ganzen 
Mannigfaltigkeit,  und  den  Nachweis  der  Ausgaben  nach  den  verschiedenen  Be- 
willigungen zu  ermöglichen.  Das  Geschäft  der  bankmässigen  Behandlung  wird 
durch  zwei  grosse  Institute  besorgt,  nämlich  durch  die  Bank,  wobei  die  Banken 
von  England  und  Irland  als  thatsächlich  Eins  betrachtet  werden,  und  das 
Generalzahlamt  (Paymaster  Generals  Office). 

Aus  der  Darstellung  der  Einrichtungen  für  Erhebung  der  Accise  war  zu 
ersehen,  in  welcher  Weise  der  Ertrag  dieser  Steuer  seinen  Weg  in  die  Bank 
von  England  findet.  Die  übrigen  Einnahmen  finden  diesen  Weg  durch  ähnliche 
Einrichtungen,  welche  nicht  besonders  beschrieben  zu  werden  brauchen.  Wenn 
die  verschiedenen  Staatsbehörden,  wie  es  der  Geschäftsgang  notwendig  mit  sich 
bringt,  Gelder  einheben,  so  geschieht  dies  in  verhältnismässig  kleinen  Summen, 
und  diese  werden  von  der  Behörde  an  die  Bank  abgeliefert.  Kein  Teil  der 
Einnahmen  wird  jetzt  durch  Abzug  der  Erhebungskosten,  wie  früher  geschah, 
der  Schatzkammer  vorenthalten,  dieselben  sind  vielmehr  in  unserem  gegen- 
wärtigen Rechnungswesen  besonders  berücksichtigt  und  bilden  den  Gegenstand 
besonderer  Bewilligung  (supply  vote)  seitens  des  Parlaments. 

Was  die  Einnahmen  betrifft,  so  ist  zu  bemerken,  dass  kein  Geld  für  Rech- 
nung der  Regierung  bei  der  Bank  von  England  oder  Irland  —  welche  auf  der 
Schwesterinsel  das  nämliche  für  die  Regierung  leistet,  wie  das  Geschäft  in 
London  —  angenommen  wird  ohne  allgemeine  oder  besondere  Ermächtigung; 
letztere  ist  bekannt  unter  dem  Namen  „Einnahmean Weisung"  (Receivable  Order). 
Diese  wird  von  der  Behörde  erlassen,  in  deren  Geschäftskreis  der  einbezahlte 
Betrag  gehört,  während  dem  Generalzahlamt  besondere  Mitteilung  davon  ge- 
miacht  wird.  Wenn  ein  Schuldner  oder  Einnehmer  der  Krone  bei  der  Bank  die 
Summen  einzahlt,  die  er  schuldet  oder  eingehoben  hat,  so  übergibt  er  mit  dem 
Gelde  die  Einnahmeanweisung,  und  letztere  wird  dem  Generalzahlmeister  zuge- 
sendet, welcher  auf  diese  Weise  benachrichtigt  wird ,  für  welche  Rechnung  die 
Einnahme  gutzuschreiben  ist.  —  Die  bedeutendsten  Beträge,  welche  die  Bank 
für  die  Regierung  erhält,  sind  natürlich  jene,  welche  durch  die  Zoll-,  Inlands- 
einnahme- und  andere  steuereinnehmende  Behörden  erhoben  werden.  Die  Summen 
welche  von  den  Steuerzahlern  entrichtet  und  von  diesen  Verwaltungen  in  der 
beschriebenen  Weise  abgeliefert  sind,  werden  bei  der  Bank  den  verschiedenen 
Einnahmerechnungen  derselben  gutgeschrieben.  Diese  Conti  werden  wieder  durch 
tägliche  Ueberträge  in  die  grosse  Rechnung  der  Schatzkammer  beglichen.  Wenn 
einmal  eine  Einnahme  in  diese  grosse  Rechnung  übertragen  ist,  so  kann  dies 
von  der  erhebenden  Verwaltung  nicht  zurückgenommen  noch  geändert  werden ; 
sie  ist  verwendbar  für  alle  Zwecke  der  Regierung  und  wird  für  diese  verschie- 
denen Zwecke  nach  Bedürfen  verwendet,  indem  die  nötigen  Summen  von  Zeit 
zu  Zeit  in  den  Büchern  der  Bank  dem  Generalzahlmeister  gutgeschrieben  werden, 
um  ihn  in  den  Stand  zu  setzen,  den  einzelnen  Anforderungen  der  Vei-waltungs- 
behörden  zu  genügen.  Nur  das  Schatzamt  kann  Geld  bei  der  Schatzkammer 
zur  Verausgabung  anweisen.  Der  Generalzahlmeister  hat  bei  der  Bank  grosse 
Conti :  einen  Geldconto ,  einen  Wechselconto  und  einen  Anweisungsconto ,  und 
durch  diese,  welche  von  der  Bank  auf  Schatzamtsanweisungen  seitens  der  Schatz- 
kammer dotiert  werden,  besitzt  er  die  Mittel,   alle  die  grossen  und  vielen  Zah- 
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lungen,  die  er  als  der  grosse  Nationalkassier  zu  leisten  hat,  zu  bestreiten,  sei 
es  durch  unmittelbare  Geldzahlung,  sei  es  durch  Acceptieren  von  Wechseln,  die 
von  anderen  Behörden  für  ihre  verschiedenen  Zwecke  auf  ihn  gezogen  werden, 
sei  es  dvurch  Anweisungen,  die  er  auf  die  Bank  von  England  ausstellt. 

Ausserdem  dass  der  Generalzahlmeister,  wie  sein  Name  besagt,  ein  Beamter 
ist,  durch  welchen  die  Zahlungen  der  öffentlichen  Gelder  entweder  selbst  oder 
mittels  Ermächtigung  der  Bank  von  England  geleistet  werden,  wirkt  er  als  grosse 
AbrechnujQgsanstalt  (Clearing  House)  für  die  Regierungsbehörden,  und  nach  den 
Weisungen  von  zwei  in  Frage  kommenden  Verwaltungen  überträgt  er  Summen 
'von  der  Rechnung  der  einen  auf  die  der  anderen,  um  die  zahllosen  Gutmachungen 
der  einen  Behörden  mit  den  Ausgaben  für  den  Dienst  der  anderen  zu  decken, 
wie  das  bei  den  Staatsgeschäften  notwendigerweise  vorkommt.  In  dieser  Art 
begleicht  er  die  Rechnungen  der  verschiedenen  Verwaltungen  wie  zwischen  Bank- 
häusern, ohne  dass  thatsächlich  Geld  hin  und  her  geht. 

Ueber  dieses  Einnahme-  und  Ausgabegeschäft,  welches  hier  in  blossen  Um- 
rissen gezeichnet  ist,  und  dessen  eingehende  Schilderung  einen  Band  füllen 
würde,  führen  zwei  grosse  Behörden  die  Aufsicht,  nämlich  das  Schatzamt  und 
die  Schatz-  und  Rechnungskammer  (Exchequer  and  Audit  Office).  In  Kürze 
kann  man  sagen,  dass  das  erstere  dieser  Centralorgane  das  Interesse  der  voll- 
ziehenden Gewalt  vertritt,  das  letztere  jenes  des  Parlaments  als  Repräsentanten 
der  grossen  Körperschaft  der  Steuerzahler. 

Das  Schatzamt  ist  eben  Finanzministerium,  die  Schatzkammer 
ist  die  buchhaltende  Kontroll-  und  Revisionsbehörde ,  das  General- 
zahlamt ist  die  General-  (oder  Central-)  Staatskasse,  welche  aber 
nicht  selbst  einnimmt  und  ausgibt,  sondern  dies  durch  die  Bank 
und  durch  Begleichung  der  gegenseitigen  Guthaben  und  Schuldig- 
keiten zwischen  den  verschiedenen  Centralbehörden  thut. 

Alle  diese  Funktionen  müssen  in  jeder  geordneten  Finanz- 
verwaltung vorkommen,  also  auch  in  der  deutschen;  nur  nicht  in 
der  nämlichen  Weise. 

Durch  das  Budget  ist  jedem  Verwaltungszweige  vorgeschrieben, 
wie  viel  er  im  ganzen  und  im  einzelnen  für  die  Aufgaben,  die  er 
zu  erfüllen  hat,  verwenden  darf.  Die  jeder  Centralbehörde  so  zur 
Verfügung  stehende  Gesamtsumme  wird  derselben  vom  Finanz- 
ministerium bei  der  Generalstaatskasse  zur  Zahlung  in  regelmässigen 
Raten  angewiesen,  insofern  die  betreffende  Verwaltung  ihre  eigenen 
Kassen  hat  und  selbst  Rechnung  legt.  Diese  Zahlungen  müssen 
aber  nicht  alle  wirkHch  von  der  Generalstaatskasse  geleistet  werden, 
sondern  sie  können,  um  die  Geldsendungen  zu  vermeiden,  auf  deren 
Anweisung  auch  durch  die  Kassen  der  einnehmenden  Mittel-  und 
Unterbehörden  stattfinden.  In  diesem  Falle  werden  die  Beträge 
von  den  letzteren  als  Barlieferungen  gebucht  und  von  der  General- 
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Staatskasse  quittiert,  von  dieser  aber  sofort  als  Zahlungen  an  die 
betreffende  Centralverwaltung  verausgabt  und  von  dieser  quittiert. 
Ebenso  kann  in  umgekehrter  Richtung  mit  den  allerlei  Einnahmen 
verfahren  werden,  welche  die  ausgebenden  Verwaltungen  haben. 
Die  Kasse  braucht  dieselben  nicht  wirklich  abzuliefern,  sondern  sie 
bucht  dieselben  nur  als  geliefert  und  vereinnahmt  sie  wieder  als 
Zahlung  aus  der  Generalstaatskasse,  welche  davon  benachrichtigt 
wird  und  ihrerseits  Quittung  ausstellt,  als  hätte  sie  das  Geld  erhalten, 
gleichzeitig  aber  Quittung  erhält,  als  hätte  sie  dasselbe  bezahlt,  und 
die  gleiche  Summme  der  Quittierung  entsprechend  in  Einnahme  und 
Ausgabe  bucht.  Das  ist  die  Thätigkeit  der  Generalstaatskasse  als 
Clearing  House  der  Staatsverwaltung. 

Die  formliche  Verrechnung  erfolgt  bei  diesen  Verwaltungs- 
zweigen teils  durch  die  Unterbehörden,  in  welchem  Falle  die  Ge- 
samtergebnisse der  Einnahmen  und  Ausgaben  summarisch  in  die 
Rechnungen  der  Mittelbehörden  übertragen  werden;  oder  durch  die 
letzteren,  in  welchem  Falle  die  Unterbehörden  sich  nur  allgemein 
über  die  Verwendung  der  zugewiesenen  Summen  im  Wege  der 
Abrechnung  auf  Grund  der  Belege  auszuweisen  haben.  Wie  die 
Unter-  zu  den  Mittelbehörden,  so  verhalten  sich  diese  zu  der  Central- 
behörde  und  deren  Kasse. 

Wenn  dagegen  ein  Verwaltungszweig  kein  eigenes  Kassen- 
und  Rechnungswesen  hat,  sondern  die  Bezahlung  und  Verrechnung 
seiner  Ausgaben  durch  die  Finanzverwaltung  erfolgt,  so  bedarf  es 
weder  der  Geldversendungen,  noch  der  künstlichen  Abrechnungen, 
denn  die  Finanzkassen  müssen  in  der  Regel  genug  Einnahmen  haben, 
um  diese  und  ihre  eigenen  Ausgaben  zu  bestreiten. 

Dem  Verfügungsrecht  der  betreffenden  Verwaltungszweige  über 
ihre  etatsmässigen  Mittel  kann  eine  solche  Einrichtung  keinen  Ab- 
bruch thun,  vielmehr  sind  die  Finanzkassen  in  diesem  Falle  an  die 
Verfügungen  der  Verwaltungsbehörden  gebunden,  wobei  jenen  jedoch 
eine  gewisse  Kontrolle  hinsichtlich  der  Einhaltung  der  etatsmässigen 
Grössen  und  Bestimmungen  nicht  fehlen  kann  und  darf. 

Dass  diese  Gliederung  der  Behörden  und  Kassenorganisation 
in  England  ganz  und  gar  nicht  vorkommt,  ist  nicht  denkbar.  Beim 
Militär  und  der  Marine  ist  sie,  sollte  man  denken,  schon  durch  die 
militärische  Organisation  bedingt.  Ebenso  ist  die  Postverwaltung 
kaum  ohne  sie  denkbar.  Bei  den  übrigen  Verwaltungszweigen  aber 
scheint  sie  zu  fehlen,  insbesondere  bei  der  Zoll-  und  Inlandseinnahme- 
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Verwaltung,  und  hierdurch  ist  die  stärkere  Inanspruchnahme  der  Bank 
bedingt.  In  der  deutschen  Verwaltung  wird  ein  so  grosser  Teil  der 
Einnahme  schon  von  den  Mittel-  und  Unterbehörden  wieder  ver- 
wendet und  durch  förmliche  Rechnung  oder  blosse  Abrechnung  ver- 
ausgabt, dass  die  Geldsendungen  dadurch  wesentlich  vermindert 
werden.  Auch  die  zurechnende  Thätigkeit  der  Generalstaatskasse 
wird  dadurch  viel  geringer  als  die  des  Paymaster  General.  Gleich- 
wohl ist  eine  Inanspruchnahme  der  Staatsbanken  nicht  ausgeschlossen, 
imd  dieselbe  pflegt  auch  stattzufinden,  wenn  durch  Einzahlung  von 
Einnahmeüberschüssen  und  anderseits  Gelderhebungen  bei  und  von 
der  Bank  die  Versendung  von  Geldsummen  vermieden  wird.  Selbst- 
verständlich unterliegt  dieser  Verkehr  mit  der  Bank  seiner  beson- 
deren Regelung,  wobei  die  Ein-  und  Auszahlungen  als  an  die  General- 
staatskasse oder  von  ihr  geleistet  gelten,  welche  hierüber  mit  der 
Bank  Abrechnung  pflegt. 

Für  das  Deutsche  Reich  ist  das  Verhältnis  zur  Bank  insofern 
ein  höchst  einfaches,  als  die  Reichshauptkasse  eine  Geschäftsabteilung 
der  Reichsbank  selbst  ist.  Werden  also  von  Reichskassen  Ueberschüsse 
an  die  Filialen  etc.  der  Reichsbank  abgeliefert,  oder  nach  vorgängiger 
Anweisung  Gelder  erhoben,  so  bedarf  es  bei  dieser  nur  einer  Um- 
buchung, und  die  Zahlung  ist  an  die  Reichshauptkasse  oder  von 
dieser  geschehen. 

In  letzter  Instanz  centralisiert  sich  natürlicherweise  das  deutsche 
Rechnungswesen  ebenso  wie  das  englische,  indem  die  oberste  Finanz- 
oder die  oberste  Rechnungsbehörde  die  einzelnen  Rechnungen  der 
verschiedenen  Verwaltungszweige  zu  der  grossen  Hauptrechnung  der 
gesamten  Staatsverwaltung  zusammenstellt. 

Wir  kommen  nun  zu  dem,  was  vielleicht  der  innerste  Lebenspunkt  des 
öffentlichen  Rechnimgswesens  und  von  der  grössten  konstitutionellen  Tragweite 
ist,  nämlich  zu  der  Rechnungsabnahme  (Audit). 

Im  genauesten  Zusammenhange  mit  dem  grossen  konstitutionellen  Princip 
der  Selbstbesteuerung  der  Nation  und  der  Gewährung  von  Geldmitteln  an  die 
vollziehende  Gewalt  aus  freiem  Willen  steht  das  grundsätzliche  Recht  der  Na- 
tion, durch  das  Parlament  zu  erfahren,  dass  die  bewilligten  Mittel  entsprechend 
verwendet  worden  sind.  Das  heisst:  dass  das  Geld  nicht  allein  wirklich  so  ver- 
rechnet, wie  es  verwendet  oder  im  Bestände  ist,  sondern  auch,  dass  das,  was 
ausgegeben,  genau  für  den  Zweck  verwendet  ist,  für  den  es  bewilligt  wurde. 
Wäre  dies  nicht  zu  ersehen,  so  gäbe  es  durch  Missanwendung  der  bewilligten 
Mittel  Gelegenheit  zu  Missbräuchen,  welche  die  Ueberwachung  der  bewilligten 
Mittel  zum  Possenspiel  machen  würden.  Das  Parlament  könnte  z.  B.  bei  seiner 
BereitwiDigkeit,  das  nötige  Geld  für  Heer  und  Flotte  zu  gewähren,  von  der  voU- 
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ziehenden  Gewalt  um  weit  mehr  angegangen  werden,  als  für  diese  Dienstzweige 
erforderlich  ist,  und  grosse  Summen  könnten,  um  einen  äussersten  Fall  anzu- 
nehmen, zu  irgend  einem  unpopulären  Zweck  ausgegeben  werden.  In  Wirklich- 
keit würde  eine  solche  augenfällige  Missanwendung  kaum  stattfinden,  aber  minder 
verwerfliche  Entfremdungen  öffentlicher  Gelder  könnten  leicht  eintreten,  wenn 
es  an  sorglicher  Vorsicht  zur  Verhütung  solcher  Unregelmässigkeiten  fehlte. 
Daher  gibt  es  in  dem  Getriebe  des  öffentlichen  Rechnungswesens  eine  grosse 
Abteilung,  deren  einziger  Zweck  es  ist,  die  richtige  Verwendung  (appropriation) 
der  verschiedenen  Summen  zu  sichern,  welche  der  vollziehenden  Gewalt  vom 
Parlamente  bewilligt  sind,  und  die  Gewissheit  zu  gewähren,  dass  die  Verwal- 
tungen das  Bewilligte  nicht  bloss  für  einen,  sondern  für  den  entsprechenden 
Zweck  verausgabt  haben.  Man  hat  gesagt,  dass  die  britische  Verfassung  auf 
den  Grundsatz  des  Misstrauens  gegen  die  vollziehende  Gewalt  gegründet  sei; 
gewiss  ist,  dass  dies  der  Grundsatz  ist,  auf  welchem  —  und  das  mit  Recht  — 
der  grössere  Teil  unseres  Rechnungswesens  beruht. 

Es  ist  eine  beschränkte  Auffassung,  anzunehmen,  dass  eine  ge- 
naue Kontrolle  der  Verwaltung  durch  Rechnungslegung  und  Prüfung 
eine  Folge  gerade  der  parlamentarischen  Verfassung  sei.  Der  ab- 
solute Fürst  hat  das  nämliche  Interesse  an  der  richtigen  Verwen- 
dung der  Staatsgelder  und  der  preussische  Absolutismus  wie  der 
französische  Cäsarismus  hat  Einrichtungen  getroffen ,  um  die  Ver- 
waltung zu  kontrollieren  (Oberrechnungskammer,Cour  des  comptes  etc.). 
Auch  ist  es,  wenn  schon  thatsächlich  doch  nicht  nach  der  Natur  der 
Sache  das  Misstrauen,  worauf  diese  Kontrolle  beruht,  sondern  die 
sittliche  Forderung  der  vollen  Wahrhaftigkeit  der  Verwaltung  und 
des  Rechnungswesens,  welche  zu  ihrer  Realisierung  der  entsprechen- 
den Einrichtungen  bedarf,  die  eben  in  den  Kontrollbehörden  bestehen. 

Schon  vor  der  eigentlichen  Rechnungsabnahme  gibt  es  Vorstufen  in  dem 
Gange  des  Rechnungswesens,  welche  den  Grundsatz  der  Sicherung  einer  richtigen 
Verwendung  der  Bewilligungen  zur  Anwendung  bringen.  Die  erste  derselben 
ist  die  Aufstellung  der  Ausgabevoranschläge  (Expenditure  Estimates).  Um  eine 
nachfolgende  Prüfung  der  Verwendung  (appropriation  audit)  zu  ermöglichen, 
ist  es  einleuchtend  notwendig,  dass  die  Zwecke,  für  welche  Gelder  bewilligt 
werden,  klar  und  bestimmt  bezeichnet  sind.  Wenn  der  Zweck  einer  Bewilligung 
nicht  klar  gemacht  ist,  so  kann  man  unmöglich  sehen,  ob  die  Verfügung  über 
das  Geld  richtig  stattgefunden  hat.  Es  besteht  also  ein  T«il  des  öffentlichen 
Rechnungswesens  darin,  dass  sorgfältige  und  ins  einzelne  gehende  Voranschläge 
in  allen  Fällen  dem  Parlament  vorgelegt  werden,  ehe  eine  Geldbewilligung  ver- 
langt wird.  Die  Vorbereitung  derselben  bildet  einen  Teil  der  Aufgabe  der 
meisten  Regierungsbehörden ;  und  in  den  grossen  Ausgabevei-waltungen  gestalten 
sich  die  Voranschläge  zu  Drucksachen  von  grossem  Umfange  und  sehr  zusammen- 
gesetztem Inhalt.  Nehmen  wir  als  Beispiel  jenen  der  Marine.  Er  wii-d'  in  der 
Admiralität  während  der  vorhergehenden  Herbst-  und  Wintermonate  vorbereitet 
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und  für  seine  Berechnung,  Einteilung,  Abteilung  und  Unterabteilung  ist  eine 
Sorgfalt  erforderlich,  welche  kaum  glaublich  wäre,  wenn  nicht  die  Ergebnisse 
handgreiflich  vorlägen  in  den  Drucksachen,  durch  welche  alljährlich  jede  Einzel- 
heit nicht  nur  den  Mitgliedern  des  Parlaments  zugänglich  gemacht  ist,  sondern 
auch  jedem,  der  einen  bis  zwei  Schillinge  für  diese  Urkunde  an  einen  Parlaments- 
buchhändler ausgeben  will. 

Die  Marinevoranschläge,  das  heisst  die  Urkimde,  in  welcher  die  Admiralität 
dem  Parlament  im  ganzen  und  im  einzelnen  die  Summen  mitteilt,  deren  Be- 
^villigung  die  Königin  für  den  Seedienst  des  Jahres  beim  Parlament  beantragt, 
bilden  einen  Band  von  beiläufig  250  Seiten.  Diese  Anträge  sind  eingeteilt  in 
siebzehn  Kapitel  (votes),  welche  die  grossen  Abschnitte  büden,  unter  welchen 
(las  Geld  vom  Parlament  bevrilligt  und  nachher  verrechnet  werden  soU;  eine 
vorausgeschickte  Uebersicht  zeigt  die  Mehrung  oder  die  Minderung  bei  dem  be- 
treffenden Titel  gegenüber  dem  nächstvorhergegangenen  Finanzjahr.  Neben  dieser 
Hauptabteilimg  ist  jedes  Kapital  wieder  in  Unteraibteüungen ,  Titel  (subheads) 
zerlegt,  die  nach  dem  Alphabet  bezeichnet  sind.  Zum  Beispiel  das  Kapitel  6 
,Für  Werfte  und  Magazine  im  In-  tmd  Ausland"  (Dockyards  and  Naval  Yards 
at  Home  and  Abroad)  hat  folgende  Unterabteilungen  von  A  bis  S'. 

Werfte  im  Inland :  A.  Gehalte  und  Bezüge.  B.  Zinse,  Wasser  etc.  C.  Gaa. 
D.  Zufälliges.  E.  Löhne  der  Handwerker.  F.  Löhne  im  Magazinsdienst  zur  See. 
G.  Fuhrlöhne.  H.  Löhnungen  ete.  für  Polizeidienst.  I.  Extrazahlungen  an 
Handwerker. 

Magazine  im  Ausland:  K  bis  S  die  nämlichen  Positionen,  wie  A  bis  I. 
Neben  jeder  Position  sind  in  Arier  Längsspalten  der  erforderte  Betrag  für  das 
bevorstehende  Jahr,  der  des  laufenden  Jahrs  und  das  Mehr  oder  das  Minder  des 
künftigen  gegen  das  gegenwärtige  Jahr  ausgeworfen.  Sämtliche  Spalten  sind 
am  Schlüsse  aufsummiert,  das  reine  Mehr  oder  Minder  berechnet  und  der  wirk- 
liche Aufwand  des  letztabgelaufenen  Jahrs  vermerkt. 

Dieser  Inhalt  einer  einzigen  Seite  der  Maiinevoranschläge  gibt  einigermassen 
eine  Vorstellung  vori  der  Arbeit,  die  nötig  ist,  um  genaue  Ausgaberechnungen 
vorzubereiten,  indem  er  genau  darstellt,  was  für  die  vollziehende  Gewalt  vom 
Parlament  verlangt  werden  soll;  doch  enthält  derselbe  nur  den  34.  Teü  der 
Darstellung  und  Bezeichnung  von  Einzelheiten,  welche  diese  eine  Verwaltung 
bietet,  indem  die  Mitteilungen,  welche  dieser  Tabelle  folgen,  bei  34  Seiten  füllen, 
auf  welchen  cüe  geringsten  Einzelheiten  vorgetragen  sind,  allemal  mit  dem  Mehr 
oder  Minder  im  Vergleich  zu  dem  vorhergehenden  Jahr  zum  genauen  Anhalt 
für  das  Vorgehen  unserer  Vertreter,  welche  das  Geld  bewilligen  soUen. 

Aehnliche  Einzelheiten  bieten  die  Armeevoranschläge,  und  noch  umfang- 
reicher sind  jene  für  den  Civildienst,  welche  einen  Band  von  fast  600  Seiten 
füllen.  Letztere  sind  abgeteüt  in  sieben  Klassen,  jede  Klasse  in  zahlreiche  Titel 
(votes)  und  jeder  Titel  ist  ins  einzelne  unterabgeteilt,  entsprechend  der  Art,  wie 
»in  dem  mitgeteilten  Stück  aus  den  Marinevoranschlägen.  Die  Voranschläge  für 
die  Verwaltung  xmd  Erhebung  der  Einnahme  werden  von  der  Zollverwaltung, 
der  Behörde  für  Inlandseinnahme,  und  vom  Generalpostamt  (Post  Office)  aufge 
stellt  und  erstrecken  sich  über  himdert  Druckseiten.  Sie  sind  das  Ergebnis  von 
der  Durchführung  des  schon  erwähnten  wichtigen  Grundsatzes,  dass  keine  Ein- 
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nähme  von  ihrem  Wege  in  den  Staatsschatz  abgelenkt  werden  darf,  um  Er- 
hebungskosten zu  bestreiten,  sondern  dass  deren  Zahlung  wie  die  für  die  anderen 
Verwaltungszweige,  Gegenstand  der  Parlamentsbewilligung  und  genauer  Verrech- 
nung sein  muss. 

Es  wird  leicht  verständlich  sein,  wie  wichtig  und  nützlich  alle  diese  Aus- 
arbeitungen sind,  einmal  als  Vorbereitung  für  die  Thätigkeit  des  Parlaments  in 
Genehmigung,  Verweigerung  oder  Abminderung  der  von  den  Ministem  für  die 
Krone  verlangten  Bewilligungen ;  zweitens  als  notwendiges  Mittel,  um  eine  wirk- 
same Verwendungsprüfung  vornehmen  zu  können.  Mit  dem  erstgenannten  Nutzen 
der  Voranschläge  sind  die  meisten  Zeitungsleser  beiläufig  vertraut;  wenige  werden 
.  es  wohl  sein,  die  mit  viel  Interesse  die  einzelnen  Beurteilungen  verfolgen,  welche 
in  dem  Komitee  für  Bewilligungen^)  (Committee  of  Supply)  laut  werden.  Aber  selbst 
für  solche,  die  nicht  daran  denken,  eifrigen  Mitgliedern  in  ihren  Fragen  mid  Ein- 
würfen zu  folgen,  ist  es  klar,  dass  die  Erhebung  von  Einwendungen  und  die  Stellung 
von  wirksamen  Fragen  denv  Parlament  im  ganzen  als  Grundlage  für  die  Geld- 
bewilligung nach  den  vorgelegten  Nachweisen  dienen  muss.  Wenn  diese  Einzel- 
heiten beraten  werden,  sind  selten  viele  Mitglieder  anwesend,  aber  für  jeden 
Abschnitt  dgr  verschiedenen  Voranschläge,  worüber  das  Haus  während  einer 
Sitzungsperiode  verhandelt,  tritt  gewöhnlich  ein  kleines  Häufchen  von  Sachver- 
ständigen zusammen;  das  eine  Mal  diese,  das  andere  Mal  jene  Zahl  von  Män- 
nern, je  nach  dem  Gegenstande.  So  ist  jeder  Teil  jedes  Bewilligungsantrags 
sicher,  im  Lichte  der  Einzelheiten,  welche  die  Voranschläge  gewähren,  durch- 
forscht zu  werden,  und  manchmal  wird  eine  Post  von  der  Verwaltungsabteilung, 
welche  das  Geld  fordert,  abgeändert  oder  gar  zurückgezogen  infolge  der  Prüfung, 
der  sie  unterworfen  war.  Schliesslich  wird  die  bestimmte  Willensmeinung  des 
Parlaments  in  der  möglichst  genauen  Weise  festgestellt  mit  Rücksicht  auf  — 
buchstäblich  —  jedes  Pfund  Sterling  der  Bewilligung,  und  so  ist  der  Grund 
gelegt  für  die  unbedingte  Genauigkeit  der  Rechnungen,  welche  die  Verwendung 
der  öfi'entlichen  Gelder  darthun. 

Wenn  nun  dem  Parlament  in  dieser  Weise  vorgearbeitet  ist,  so  gibt  es 
dem  für  notwendig  befundenen  Aufwand  seine  formelle  Bestätigung,  indem  es 
jedes  Jahr  ein  Gesetz  gutheisst,  welches  das  Bestimmungsgesetz  (Appropriation 
Act)  genannt  wird.  Diesem  geht  gewöhnlich  das  eine  oder  andere  Gesetz  vor- 
aus, wodurch  Geldsummen  auf  Abrechnung  bewilligt  werden,  und  das  Bestim- 
mungsgesetz, welches  in  der  späteren  Zeit  der  Sitzungsperiode  beraten  wird, 
zählt  die  vorausgegangenen  vorläufigen  Bewilligungen  auf  und  fasst  sie  zusammen. 

So  war  z.  B.  das  erste  Gesetz,  welches  in  der  Session  von  1877  durchging, 
eine  Bewilligung  an  die  Krone  von  350,000  £,  aus  dem  vereinigten  Fonds  (Con- 
solidated Fund)  mit  der  Ermächtigung  —  wie  sie  in  solchen  Fällen  notwendiger- 
und  üblicherweise  erteilt  wird  —  für  das  Schatzamt,  bis  zu  diesem  Betrage 
gegen  Zins  nicht  über  57o  Geld  zu  borgen.  Aehnliche  Bewilligungen  wurden 
gemacht  durch  die  Gesetze  unter  Kapitel  6,  12  und  24  jener  Parlamentssession. 
Das  Bestimmungsgesetz  selbst  bildet  das  Kapitel  61,  welches  der  Regierung  eine 


')  Das  ist  kein  gewählter  Ausschuss,  sondern  das  ganze  Haus  konstituiert 
sich  als  Komitee. 
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weitere  Summe  von  14,938,688  £  bewilligt  imd  dami  dazu  übergeht,  die  Be- 
stimmung der  Bewilligungen  (Appropriation  of  Grants)  vorzuschreiben ,  was  im 
Absatz  3  in  folgender  Weise  ausgedrückt  wird: 

.Alle  Summen,  welche  durch  dieses  Gesetz  rmd  die  anderen  in  der  Anlage 
,(Schedule)  A  zu  diesem  Gesetz  erwähnten  Gesetze"  (das  sind  die  soeben  be- 
zeichneten vorläufigen  Bewilligungen)  ,aus  dem  vereinigten  Fonds  bewilligt 
.werden,  um  den  Ihrer  Majestät  bewilligten  Zuschuss  zu  sichern,  ....  sind  be- 
istimmt und  sollen  betrachtet  werden  als  bestimmt,  und  zwar  vom  Tage  der 
.Genehmigung  des  ersten  in  der  gedachten  Aidage  A  erwähnten  Gesetzes  an, 
.für  die  Zwecke  und  Dienstzweige,  welche  in  der  hier  beigefügten  Anlage  B 
, bezeichnet  sind." 

Die  Anlage  B  zum  Bestimmimgsgesetz  enthält  nun  im  einzelnen  den  Willens- 
ausdruck des  Hauses  der  Gemeinen,  in  welchem  Masse  für  das  Finanzjahr  Aus- 
gaben gemacht  werden  sollen,  imd  bildet  so  die  eigentliche  Grundlage  der 
Staatsrechnung.  Sie  umfasst  beiläufig  18  Seiten,  auf  welchen  der  genehmigte 
Aufwand  in  16  Abteilungen  und  jede  Abteilimg  mit  den  nötigen  Abschnitten 
aufgeführt  -wird.  Die  Abschnitte  entsprechen  den  Kapiteln,  welche  von  den  ver- 
schiedenen Yerwalttmgszweigen  in  ihren  Voranschlägen  und  in  den  Vorlagen 
des  Schatzkanzlers  behufs  der  Geldbewilligung  gewählt  sind,  und  die  Ziffern 
jedes  Abschnitts  im  Gesetz  sind  die  vollen  Summen,  welche  den  verschiedenen 
ausgebenden  Verwaltungszweigen  auf  Anweisimg  des  Schatzamts  kreditiert 
werden,  um  ihren  Aufwand  zu  bestreiten.  So  schreibt  das  Parlament  vor  imd 
setzt  es  fest  bis  auf  das  Pfand  Sterling,  wie  viel  für  jeden  ausgebenden  Ver- 
waltungszweig auf  der  Guthabensseite  seines  Abrechnungsbuches  überhaupt  ein- 
getragen wird. 

Die  Beträge,  welche  z.  B.  für  die  Marine  auszugeben  sind,  werden  im  Be- 
stimmungsgesetz in  folgender  Weise  vorgetragen: 

Nr.  1.     Für  Löhnung  von  60,000  Seeleuten  und  Marinesoldaten     — .  — . 
Kr.  2.     Für  Lebensmittel  und  Kleidung  der  Seeleute  und  Marine- 
soldaten  — .  — . 

Nr.  3.     Aufwand  für  die  Admiralität       — .  — . 

Nr.  6.     Für  Werften  und  Magazine — .  — . 

Nr.  10.  Für  Bedürfnisse   zum  Bau,    zur  Unterhaltung  und  Aus- 
stattung der  Flotte  und  Küstenbewachung  (Coast  Guard)     — .  — . 
Nr.  12.  Für  Arzneien,  ärztliche  Bedürfnisse  et«.  .  ....     — .  — . 

Nr.  13.  Für  Kriegsgerichtsbarkeit  und  Justizausgaben  .  .  .  — .  — . 
Und  so  werden  in  17  Abschnitten  oder  Kapiteln  (votes)  die  Ziffern  vorge- 
führt, welche  nach  den  Voranschlägen  und  Vorlagen  der  Admiralität  durch  den 
ersten  Lord  vor  das  Haus  der  Gemeinen  gebracht  und  durch  Verhandlungen 
festgestellt  sind,  wie  sie  in  den  Parlamentsberichten  der  Zeitungen  allbekannt 
werden.  Wenn  der  Leser  sich  der  Stelle  erinnern  will,  an  welcher  eine  Probe 
der  Marinevoranschläge  mitgeteilt  wurde,  so  muss  er  annehmen,  dass  dort  die 
Schlusssumme  der  zweiten  Geldspalte  (veranschlagtes  Erfordernis  des  künftigen 
Jahrs)  bei  Bewilligung  des  von  der  Regierung  verlangten  Betrags  genau  mit  der 
Summe  übereinstimmen  muss,  welche  oben  beim  Kapitel  6  ausgeworfen  ist.  Dies 
ist  aber  natürlich  nicht  immer  und  nobvendig  so ;   wenn  aber  beide  Summen 
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nicht  gleich  gross  sind,  so  ist  es  ebenso  natürlich,  dass  es  die  im  Bestimmungs- 
gesetz und  nicht  die  in  den  Voranschlägen  enthaltene  Summe  ist,  welche  aus- 
zugeben und  zu  verrechnen  ist.  Allein  es  ist  selten  —  und  darin  liegt  die  vor- 
treffliche Wirkung  unseres  Staatsrechnungswesens  — ,  dass  das  Parlament  es 
nötig  findet,  an  dem  etwas  zu  ändern  und  zurückzuweisen,  was  die  Regiening 
in  ihren  Voranschlägen  beantragt  hat. 

Die  Bewilligungen  für  die  übrigen  Diensteszweige  sind  in  die  Anlagen  zum 
Bestimmungsgesetz  in  ähnlicher  Weise  eingestellt,  wie  in  der  oben  gegebenen 
Mitteilung  in  Ansehung  der  Marine,  und  das  Schatzamt  wie  die  Revisionsbehörde 
haben  sich  in  den  Gebieten  ihrer  Zuständigkeit  für  Ausgabe  und  Verrechnung 
der  Staatsgelder  hieran  zu  binden. 

PJs  lässt  sich  indessen  leicht  vorstellen,  dass  in  betreff  der  Armee  und  der 
Flotte  Bedürfnisfälle  eintreten  können,  in  welchen  jnehr  Geld  für  einen  Abschnitt 
oder  Titel  erforderlich  wird,  als  vorgesehen  ist.  Um  in  einem  solchen  Falle  ab- 
zuhelfen, wird  das  Schatzamt  durch  das  Bestimmungsgesetz  ermächtigt,  auf  Ver- 
anlassung des  Kriegsministeriums  oder  der  Admiralität  —  und  zwar  unter  Be- 
schränkung auf  diese  beiden  Diensteszweige  —  einen  Ueberschuss  des  einen  Titels 
für  Zwecke  eines  anderen  Titels  zu  verwenden ;  aber  eine  Ermächtigung  zur  Ge- 
nehmigung einer  Ausgabe,  welche  die  Ueberschreitung  der  gesamten  für  den 
Seedienst  oder  die  Armee  bestimmten  Summe  veranlassen  würde,  hat  das  Schatz- 
amt nicht.  In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Verwendung  von  Geldern,  die  unter 
einem  Titel  bewilligt  sind,  für  Zwecke  eines  anderen  angeordnet  wird,  ist  dem 
Parlament  besondere  Rechenschaft  zu  geben  unter  Beifügung  des  Schriftwechsels 
zwischen  der  betreffenden  Centralbehörde  und  dem  Schatzamt.  Das  Parlament 
begleicht  dann  die  Sache  und  genügt  den  Grundsätzen  des  öffentlichen  Rech- 
nungswesens, wenn  es  das  Verfahren  billigt,  den  Vorgang  in  das  nächste  Be- 
stimmungsgesetz aufnimmt  und  ausspricht,  dass  die  Vei-wendung  der  gedachten 
Summen  hierdurch  gutgeheissen  wird.  Gelegenheitlich  ist,  wie  sich  denken  lässt, 
eine  Ueberschreitung  auch  der  Gesamtsumme  der  Ausgabebewilligung  unvei'- 
meidlich.  Dies  kommt  vorzugsweise  nur  bei  der  Armee  und  Marine  vor  und 
muss  durch  eine  Defektbewilligung  (deficiency  vote)  bei  dem  nächsten  Zusammen- 
tritt des  Parlaments  ausgeglichen  werden. 

Im  grossen  und  ganzen  bietet  diese  Schilderung  so  ziemlich  das 
nämliche  Bild,  wie  unser  deutsches  Verfahren  auch,  und  wie  es 
überhaupt  in  aller  Welt  ist  und  sein  muss,  wo  einerseits  ein  Be- 
willigungsrecht und  anderseits  eine  Verpflichtung  zur  Rechnungs- 
legung besteht.  Es  kann  gar  nicht  anders  sein,  als  dass  in  jedem 
geordneten  Staatswesen,  die  Regierungsform  mag  sein  wie  sie  will, 
alljährlich  oder  immer  für  mehrere  Jahre  ein  Voranschlag  aufgestellt 
wird  über  die  voraussichtlich  für  die  verschiedenen  Verwaltungs- 
zweige erwachsenden  Ausgaben  und  über  die  Mittel  zu  deren  Be- 
streitung. Dieser  Voranschlag  unterliegt  im  absolutistischen  Staat 
der  Prüfung  im  Kabinett  des  Monarchen,  im  konstitutionellen  ausser- 
dem noch  jener  von  selten  der  Volksvertretung.    Bei  letzterer  ist  es 
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eine  in  England  wie  in  Deutschland  und  anderwärts  vielfach  ge- 
machte und  bekannte  Erfahrung,  dass  die  Kammern  bei  Bewilligung 
der  Ausgaben  sehr  oft  geneigt  sind,  freigebiger  zu  sein,  als  bei 
jener  von  Steuern,  was  sich  bekanntlich  nicht  gut  reimt,  und  dass 
eine  lange  konstitutionelle  Gewöhnung  dazu  gehört,  um  bei  den 
ersteren  immer  auch  die  letzteren  im  Auge  zu  behalten. 

Ein  nicht  unwichtiger  Unterschied  besteht  aber  zwischen  dem 
englischen  und  dem  deutschen  Verfahren  zunächst  darin,  dass  bei 
uns  immer  der  ganze  Voranschlag  (Etatsentwurf)  den  Kammern  vor- 
crelegt  und  durchberaten  wird,  während  in  England  ein  grosser  Teil 
der  Ausgaben  ein  für  allemal  bewilligt  und  dotiert  ist,  also  keinen 
Gegenstand  der  alljährlichen  besonderen  Parlamentsbewilligung  bildet. 
Das  sind  die  Ausgaben  des  Consolidated  Fund ,  nämlich  für  ^  er- 
zinsung  und  Verwaltung  der  Staatsschuld,  die  CiviUiste  der  Königin, 
besonders  bewilligte  Pensionen  und  Gnadengehalte,  die  »Gehalte  des 
Richterpersonals  bei  den  Gerichtshöfen  (Besoldungen  bis  zu  8000  ^^) 
imd  sonstige  besonders  bewüligte  Ausgaben  ständiger  oder  vorüber- 
gehender Art.  Für  die  ParlamentsbewiUigung  bleibt  also  der  Auf- 
wand für  Heer,  Marine.  Civüdienste  verschiedener  Art,  für  die  ver- 
schiedenen Zweige  der  Einnahmeverwaltung  und  sonstige  besondere 
vorübergehende  Zwecke. 

Bei  den  deutschen  Staatshaushaltsvoranschlägen  imd  Rechnimgen 
pflegt  ferner  eine  Ausscheidung  zwischen  fortdauernden  und  ein- 
maligen Ausgaben  gemacht  zu  werden,  deren  letztere  immer  für  ganz 
besonders  bezeichnete  Zwecke  —  meist  Bauten  —  bestimmt  sind 
und  hinter  den  fortdauernden  Ausgaben  des  betreffenden  Verwaltungs- 
zweigs verzeichnet  werden.  Regelmässigerweise  werden  aber  diese 
einmaligen  Ausgaben,  da  sie  ja  ihrer  Gattung  nach  immer  wieder 
vorkommen,  aus  den  laufenden  Einnahmen  bestritten.  In  besonderen 
Fällen  aber .  wenn  diese  nicht  reichen  und  zu  Anlehen  gegriffen 
werden  muss,  teilen  sich  die  einmaligen  Ausgaben  in  solche  des  or- 
dentlichen und  solche  des  extraordinären  Etats ;  die  letzteren  werden 
aus  den  Anleihemitteln  bestritten,  und  ebenso  wie  die  ersteren  in 
den  Voranschlägen  soweit  specifiziert,  als  möglich  und  notwendig 
ist,  um  die  Anträge  auf  Kontrahierung  einer  Schuld  zu  begründen. 
Für  Bauten  insbesondere  werden  die  Pläne  und  ausgearbeiteten 
Kostenanschläge  zur  Prüfung  mit  vorgelegt. 

In  England  finden  diese  Ausscheidungen  nicht  in  so  förmlicher 
Weise  statt,    sondern  die  einmaligen  Ausgaben,  sie  mögen  aus  der 
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laufenden  Einnahme  oder  aus  Anlehen  bestritten  werden,  reihen  sich, 
sofern  sie  nicht  mit  den  fortlaufenden  vermengt  sind,  in  den  Vor- 
anschlägen und  Rechnungen  den  laufenden  Ausgaben  in  einfachster 
Weise  am  Schlüsse  an.  Uebrigens  ist  die  Trennung  auch  in  Deutsch- 
land nicht  mit  aller  Konsequenz  durchgeführt,  insbesondere  kommen 
häufig  unter  den  fortlaufenden  Ausgaben  auch  solche  vor,  welche 
streng  genommen  als  einmalige  zu  betrachten  sind,  z.  B.  kleinere 
Bauten,  kleinere  Telegraphen-  u.  a.  Anlagen  u.  s.  w.  In  guten 
Zeiten  ist  auch  ein  besonderer  Wert  nicht  darauf  zu  legen,  denn 
sie  kommen  doch  mit  ziemlicher  Regelmässigkeit  alljährlich  vor;  in 
Zeiten  aber,  wenn  man  Ursache  zu  grösserer  Sparsamkeit  hat,  ge- 
währt die  Ausscheidung  der  einmaligen  Ausgaben  wohl  einige  Be- 
ruhigung, insofern  sie  den  Eindruck  macht,  dass  dieselben  durch 
eine  Vermehrung  des  Staatsvermögens  oder  eine  sonstige  Melioration 
des  Gemeinvyesens  aufgewogen  werden  und  —  vielleicht  doch  einmal 
ein  Ende  nehmen. 

Was  die  Gründlichkeit  und  Ausführlichkeit  der  englischen  Vor- 
anschläge betrifft,  so  stehen  ihnen  die  deutschen  mindestens  eben- 
bürtig an  der  Seite.  Um  bei  dem  gewählten  Beispiel  der  Marine- 
voranschläge zu  bleiben,  so  sind  diese  im  Reichshaushaltsetat  wohl 
noch  ausführlicher  behandelt.  In  20  Kapiteln,  deren  jedes  in  3  bis 
29  Titel  abgeteilt  ist,  wird  die  Ausgabe  nach  den  verschiedenen 
Geschäftszweigen  und  innerhalb  dieser  nach  den  verschiedenen  Be- 
darfsarten zergliedert.  So  z.  B.  das  Kapitel  60  des  Gesamtetats: 
„Werftbetrieb",  enthält  16  Titel:  Besoldungen  des  technischen,  desgl. 
des  Betriebs-,  desgl.  des  Verwaltungspersonals,  Zulagen,  Remune- 
rationen, Polizeidienst,  Instandhaltung  der  Schiffe,  Werftbetrieb, 
Schulen,  Bibliotheken,  Bauten  und  Schiffsersatzbauten.  Ueberall  ist 
die  Zahl  der  Beamten,  Offiziere  und  Mannschaften,  deren  Gehalts- 
verhältnis u.  s.  w.  genau  angegeben  und  in  „erläuternden  Tabellen" 
ist  angegeben,  welche  Schiffe  in  Dienst  gestellt  werden  sollen,  wie 
sich  die  Kosten  der  Indiensthaltung  auf  die  einzelnen  Schiffe  und 
Ausgabearten  verteilen,  wie  die  Instandhaltungskosten  und  Werft- 
betriebskosten sich  specialisieren ,  aus  welchen  Schiffen  die  ganze 
Flotte  besteht,  was  jedes  an  Beschaffung  und  Reparaturen  bisher 
gekostet  hat  u.  s.  w.  Der  Voranschlag  für  die  Marine  selbst  um- 
fasst  für  sich  71 ,  und  mit  den  Anlagen  123  Seiten  grossen  For- 
mats. Der  ganze  Reichshaushaltsetat  füllt  einen  starken  Quartband 
von  annähernd  900  Seiten.     Selbstverständlich  fehlt  auch  nicht  die 
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Gegenüberstellung  des  Vorjahrs  bei  den  ausgeworfenen  Summen,  die 
Erläuterung  des  Mehr  oder  Minder;  auch  die  künftig  wegfallenden 
Ausgaben  sind  besonders  bezeichnet. 

An  Genauigkeit  der  Mitteilungen  fehlt  es  also  auch  in  Deutsch- 
land nicht,  ebensowenig  an  der  Veröffentlichung,  freilich  aber  an 
dem  Publikum,  das  sie  kauft. 

Der  Geschäftsgang  im  Reichstag  oder  Landtag  ist  ein  vielfach 
anderer,  als  im  Parlament.  Insbesondere  pflegen  alle  Vorlagen, 
welche  einer  näheren  Prüfung  bedürfen,  an  gewählte  Ausschüsse 
verwiesen  zu  werden,  welche  im  Benehmen  mit  den  Vertretern  der 
Regierung  darüber  verhandeln  und  seiner  Zeit  dem  Hause  durch 
den  Referenten  Vortrag  erstatten,  worauf  erst  die  Beratung  und 
Beschlussfassung  folgt. 

Durch  den  von  den  Häusern  des  Reichstags  oder  Landtags  fest- 
gesetzten Etat  und  dessen  einzelne  Positionen,  soweit  darüber  eine 
ausdrückliche  Abstimmung  stattgeftmden  hat,  ist  die  Regienmg  ge- 
bunden, ohne  dass  in  Deutschland  eine  Befugnis  anerkannt  ist,  bei 
Unzulänglichkeit  eines  Titels  die  bei  einem  anderen  etwa  übrigen 
Mittel  zu  verwenden  (das  französische  Virement);  nur  ausnahms- 
weise ist  dies  hie  und  da  für  einzelne  Titel  im  Etat  zugelassen 
(Uebertragbarkeit).  Dass  freüich  der  Etat  bei  manchen  Positionen 
überschritten  werden  muss,  ist  in  Deutschland  ebensowenig  zu  ver- 
meiden, als  anderswo;  in  diesem  Falle  muss  eben,  wie  in  England, 
die  Zustimmung  der  sämtlichen  Faktoren  der  Gesetzgebung  nach- 
träglich nachcresucht  werden. 

Zweckmässig  dürfte  die  englische  (und  französische)  Einrichtung 
der  Uebertragung  von  Fondsüberschüssen  nicht  sein,  denn  sie  ent- 
hält für  die  Regierung  die  Verlockung,  für  populäre  Zwecke-  mehr 
zu  fordern,  als  nötig  ist,  um  den  Ueberfluss  nachher  für  Zwecke  zu 
verwenden,  von  welchen  anzunehmen  war,  dass  die  Volksvertretung 
dafür  nicht  gerne  freigebig  sein  würde. 

Wir  haben  nun  etwas  eingehender  die  vorbereitende  Feststellung  der  Zwecke 
überblickt,  für  welche  seitens  der  Verwaltung  Bewilligungen  verlangt  werden, 
sowie  das  gesetzgeberische  Vorgehen,  in  welchem  das  Haus  der  Gemeinen  den 
Höchstbetrag  der  auszugebenden  Summen  in  massgebender  Weise  festsetzt;  wir 
haben  auch  das  Verfahren  bei  Verwendung  von  Geldern  für  öffentliche  Zwecke 
mitgeteilt.  Es  bleibt  nun  übrig,  die  Mittel  zu  betrachten,  welche  das  Parlament 
benützt,  um  gewiss  zu  sein,  dass  die  anerkannten  und  bezeichneten  Zwecke  der 
Bewilligungen  aufrichtig  und  streng  verfolgt  und  alle  Gelder  so  verwendet  sind, 
wie  die  Nation  in  ihren  Vertretern  beabsichtigt  hatte.  Zuvor  jedoch  müssen 
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wir  eine  kleine  Weile  dem  Gebaren  der  Verwaltung  mit  den  gegen  Verrechnung 
bewilligten  und  ausgegebenen  Geldern  folgen. 

Alle  die  grossen  ausgebenden  Verwaltungen  (spending  departments) ,  die 
Admiralität,  das  Kriegsministerium,  das  Postamt  u.  s.  w.  haben  Beamte  von 
vielerlei  Benennungen,  durch  welche  sie  die  für  ihre  Geschäftszweige  erforder- 
lichen Zahlungen  leisten.  In  der  Marine  z.  B.  hat  jedes  Schiff  einen  Zahlmeister, 
jede  Werft,  jedes  Magazin  seinen  Rechner  oder  Kassierer.  Ein  ähnliches  Personal 
für  Auszahlung  der  Löhnungen,  Ankauf  der  Vorräte  und  für  die  Behand- 
lung des  endlosen  Geldverkehrs  besteht  bei  der  Armee.  Es  büdet  einen  Teil 
des  Gesamtpersonals  bei  allen  geldausgebenden  Verwaltungszweigen.  Diese  Be- 
amten erhalten  nach  Verhältnis  ihres  wahrscheinlichen  Bedürfnisses  Geldvor- 
schüsse aus  der  Schatzamtskasse  (Treasury  Chest);  oder  sie  verschaffen  sich  die 
Mittel ,  indem  sie  Wechsel  auf  ihre  Vorgesetzten  in  der  Heimat  ziehen ,  welche 
sie  acceptieren  und  dem  Generalzahlmeister  zur  Auszahlung  übersenden.  Den 
Rechnungsbeamten  werden  die  so  erhaltenen  Summen  unter  der  Bezeichnung  als 
„Vorschüsse"  zur  Last  geschrieben.  „Imprest"  ist  die  offizielle  Bezeichnung  für 
eine  dem  abrechnenden  Beamten  als  Schuld  angeschriebene  Zahlung,  als  welche 
sie  in  Erwartung  der  Bereinigung  durch  nachfolgende  Vorlage  der  Rechnung 
eingetragen  wird.  So  mit  Geld  versehen,  bestreiten  die  verschiedenen  Zahl- 
meister u.  dgl.  die  Zahlungen,  wozu  sie  nach  ihrer  Zuständigkeit  ermächtigt  und 
verpflichtet  sind.  Von  Zeit  zu  Zeit  legen  sie  der  Finanzabteilung  des  Verwal- 
tungszweiges in  London,  welche  mit  der  Ueberwachung  unter  Leitung  des  Schatz- 
amts betraut  ist,  Rechnung  ab.  Ein  grosser  Teil  der  Arbeit  für  die  Finanz- 
abteilungen der  Admiralität,  des  Kriegsministeriums  und  anderer  Verwaltungszweige 
besteht  in  der  Prüfung  der  Geldrechnungen,  welche  von  den  Zahlmeistern  und 
Kassierern  gestellt  werden.  Dabei  ist  es  die  erste  Aufgabe  des  Prüfenden,  die 
Richtigkeit  der  Ausgabe  in  dem  Verhältnis  zwischen  dem  Vorgesetzteft  und 
Untergebenen,  zwischen  der  Behörde  und  dem  Rechner,  festzustellen.  Wir  dürfen 
uns  wohl  begnügen,  das  Vorhandensein  dieses  notwendigen,  allgemein  verständ- 
lichen Verfahrens  zu  erwähnen,  welches  hauptsächlich  darin  besteht,  zu  sehen, 
ob  jede  Schuld  in  der  Rechnung  der  Beamten  vorgetragen  und  jede  Gutmachung 
durch  Belege  begründet  ist,  ob  der  rechnende  Beamte  die  Summen,  welche  er 
empfangen  hat,  nach  den  für  ihn  bestehenden  Vorschriften  zu  erhalten  befugt 
war,  und  ob  er  nach  den  für  ihn  geltenden  Bestimmungen  ermächtigt  war,  die 
verwendeten  Summen  auszugeben.  Indessen  ist  einleuchtend,  dass  bei  einem 
Dienste  wie  die  Geldgebarung  z.  B.  für  ein  Kriegsschiff  die  Vorschriften  mannig- 
faltig, die  Voraussetzungen  für  die  Leistung  von  Ausgaben  verschieden,  und  die 
Möglichkeiten  für  Irrungen  im  einzelnen  nichts  weniger  als  unbeträchtlich  sind, 
dass  folglich  schon  dieses  untergeordnete  Rechnungsgeschäft  eine  erfahrene  und 
urteilsfähige  Prüfung  bei  den  Oberbehörden  der  verschiedenen  Diensteszweige 
erfordert.  Aber  ausser  dieser  nicht  unbeträchtlichen  Arbeit,  die  Rechnungen 
der  Zahlämter  zu  prüfen,  welche  die  Centralbehörde  ihren  auswärtigen  Kassen- 
beamten gegenüber  vollzieht,  hat  das  Centralbureau  der  Oberbehörde  die  Geld- 
verwendung jener  zu  „klassifizieren"  (classify),  oder  zu  sehen,  ob  die  unter- 
geordneten Rechner  dieselbe  richtig  klassifiziert  haben.  Mit  anderen  Worten: 
sie  bestimmen  den  Abschnitt  und  Titel  des  Etats,  welcher  durch  jedes  Geschäft 
belastet  oder  entlastet  wird,  und  indem  sie  die  Zahlungen  unter  die  verschiedenen 
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Titel  der  Parlamentsbewilligungen  eintragen,  stellen  sie  die  Bestimmungs-  oder 
Verwendungsrechnungen  (Appropriation  Accounts)  auf.  Die  Revision  dieses 
Klassifikationsverfahrens,  welches  dem  in  der  kaufmännischen  Buchführung  als 
,  Joumalisierung"'  bekannten  Vorgange  entspricht,  und  der  daraus  hervorgehenden 
Rechnungen,  ist  das,  was  man  die  Verwendungsprüfung  (Appropriation  Audit) 
nennt.  Und  diese  ist,  wie  schon  angedeutet,  ein  Prüfungs verfahren  seitens  des 
Parlaments  der  Oberbehörde  gegenüber.  Offenbar  kann  diese  Revision  nicht  von 
der  Verwaltungsbehörde  selbst  ausgeführt  werden  ohne  Verletzung  des  Haupt- 
grundsatzes, dass  die  Revision  unabhängig  sein  muss.  Mit  der  Verwendungs- 
prüfung  ist  daher  vom  Parlament  die  Behörde  betraut,  welche  als  Schatz-  und 
Rechnungskammer  (Exchequer  and  Audit  Office)  bekannt  ist.  und  in  dieser 
Revision  besteht  die  Hauptaufgabe  des  Generalcontroleurs  und  Revisors  (Comp- 
troller  and  Auditor  General),  dessen  Hauptbureau  in  Somerset-Haus  ist,  und 
welcher  Abteilungen  seines  Beamtenpersonals  behufs  der  Revision  zu  der  Ad- 
miralität, dem  Kriegsministerium  und  anderen  Centralbehörden  abgeordnet  hat. 
Diese  Beamten  sind  in  keiner  Weise  abhängig  von  den  Behörden,  deren  Rech- 
nungen sie  zu  re\-idieren  haben,  sondern  sind  allein  dem  Generalcontroleur 
verantwortlich. 

Um  aber  eine  richtige  Vorstellung  von  der  Stellung  des  obersten  Revisions- 
beamten zu  gewähren,  ist  es  erforderlich,  in  Kürze  die  Entwickelung  der  wichtigen 
imd  unentbehrlichen  Thätigkeit  darzustellen,  die  ihm  obliegt. 

Die  Ausbildung  der  Rechnungsrevision  in  England  war  wie  die  der  meisten 
Einrichtungen  in  diesem  Lande  sehr  stufenweise,  und  im  Anfang  war  ihre  Form 
höchst  unvollkommen.  Nur  zu  der  Regierungszeit  der  Königin  Elisabeth  wurden 
die  Rechnungen  der  Krone  durch  besondere,  für  einzelne  Zwecke  aufgestellte 
Revisoren  oder  durch  die  Revisoren  für  das  Domäneneinkommen  geprüft,  oder 
auch  durch  die  Revisoren  der  Schatzkammer  wie  z.  B.  in  Ansehung  der  Amt- 
leute (Sheriffs),  des  Kleiderkämmerers  u.  a.  geschah.  Die  Prüfung  war  nnregel- 
mässig,  imgleichmässig  imd  stand  in  wenig  oder  gar  keinem  Zusammenhange 
mit  dem  Parlament. 

Im  zweiten  Jahre  der  Regierung  Elisabeths  wurden  zuerst  Revisoren  für  die 
Vorschüsse  auf  Abrechnung  (Auditors  of  the  Imprests)  ernannt,  zwei  an  der 
Zahl:  und  diese  Beamten  bestanden  bis  1785.  Die  Revisoren,  wie  sie  ursprünglich 
bestellt  waren,  hatten  keine  Macht,  jemanden  zur  Ablage  von  Rechnungen  anzu- 
halten, sondern  waren  darin  vom  Schatzamt  abhängig,  ob  sie  deren  erhielten. 
Dieser  Zustand  der  Abhängigkeit  vom  Schatzamt  dauerte  bis  1649,  da  die 
Revisoren  von  dem  Komitee  für  Staatseinnahme,  welches  in  Westminster  tagte, 
ermächtigt  wurden ,  jedermann  vor  sich  zu  rufen ,  der  Geld  auf  Vorschuss  oder 
sonst  erhalten  hatte,  damit  er  Rechnung  lege  nach  dem  üblichen  Geschäftsgange 
des  Schatzamts.  Von  dem  nämlichen  Komitee  wurden  die  Revisionsgebühren 
abgeschafft.  Mit  der  Restauration  Karls  11.  trat  für  die  beiden  Revisoren  das 
frühere  System  der  Bezahlung  diurch  Gebühren  uiid  der  Abhängigkeit  vom 
Schatzamt  wieder  ein.  Und  dabei  hatte  es  sein  Verbleiben  bis  zur  Aufhebung 
dieser  Stellen  im  Jahre  1785. 

Der  erste  Versuch  seitens  des  Hauses  der  Gemeinen,  eine  Kontrolle  für  die 
Bewilligungen  des  Parlaments  einzuführen,  und  die  Verwendung  der  gewährten 
Mittel  auf  ihren  Zweck  zu  beschränken,  wurde  im  Jahre  1667  gemacht,  als  das  Haus 
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beschloss,  dass  das  für  den  holländischen  Krieg  bewilligte  Geld  nur  für  den 
Zweck  des  Krieges  verwendet  werden  solle.  Kommissäre  wurden  deshalb  auf- 
gestellt, und  die  genaueste  Untersuchung  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  vor- 
genommen, wie  P  e  p  y  s  überliefert  hat,  welcher  von  denselben  über  die  Marine- 
Ausgaben  vernommen  wurde.  „Dass  vom  Parlament  bewilligte  Mittel  nur  für 
die  von  ihm  selbst  bezeichneten  Zwecke  verwendet  werden  sollen",  sagtHallam, 
„wurde  von  dieser  Zeit  ein  unbestreitbarer  Grundsatz,  welcher  durch  häufige, 
lange  und  gleichmässige  Uebung  feststeht. "  Dies  kann  als  die  erste  Einrichtung 
einer  parlamentarischen  Rechnungs-Abnahme,  oder  mit  anderen  Worten,  einer 
von  der  Verwaltung  gewissermassen  unabhängigen  Revision  angesehen  werden. 
Die  unter  den  folgenden  Regierungen  durch  eigene  Gesetze  besonders  ernannten 
Kommissäre  zur  Aufnahme  und  Anerkennung  (to  take  and  state)  der  Staats- 
rechnungen waren  unabhängig  vom  Schatzamt;  sie  bestanden  in  der  Regel  auch 
aus  Personen,  welche  nicht  Mitglieder  des  Parlaments  waren.  Die  Geschäfte 
dieser  Kommissäre  erstreckten  sich  indessen  nur  auf  die  Rechnungen,  welche  den 
Revisoren  für  Vorschüsse  auf  Abrechnung  vorgelegt  wurden,  und  diese  umfassten 
im  Jahre  1785  die  Rechnungen  über  Zölle,  des  Postamts,  des  Zahlmeisters  der 
Armee,  des  Hauptkassierers  der  Bank  von  England,  des  Münzmeisters,  des 
Marine-Schatzmeisters,  des  Inspektors  über  die  öffentlichen  Arbeiten,  des  Schatz- 
amts-Prokurators,  des  Lord-Kämmerers,  des  Hofmarschalls,  des  Hofschatzmeisters 
und  endlich,  was  nicht  das  Kleinste  ist,  über  den  ausserordentlichen  Armee- 
Aufwand. 

Man  sieht,  dass  es  bis  dahin  trotz  dieser  zeitweisen  Kommissionen  keine 
allgemeine  planmässige  Kontrolle  oder  Ueberwachung  für  die  Staatsrechnungen 
gab,  und  ein  ungenügendes  System  blieb  in  Kraft,  das  der  Behörde,  welche  die 
Ausgabe  der  öffentlichen  Gelder  leitete  und  kontrollierte,  auch  die  Macht  ein- 
räumte, die  Verwendung  zu  prüfen.  Das  Schatzamt  gab  das  Geld  aus  ohne 
Rechnung  oder  ohne  eine  andere  Rechnung,  als  es  selbst  forderte,  ohne  Kenntnis- 
nahme seitens  des  Parlaments. 

Schrittweise  wurden  indessen  Versuche  gemacht,  eine  unabhängige  Rechnungs- 
abnahme zu  erreichen.  In  dieser  Absicht  wurden  im  Jahre  1785  Kommissäre 
für  die  Abnahme  der  Staatsrechnungen  durch  Parlamentsbeschluss  gewählt  und 
die  beiden  erwähnten  Revisoren  für  Abrechnungs- Vorschüsse  abgeschafft.  Das 
so  errichtete  Bureau  bestand  aus  fünf  Kommissären,  welche  feste  Besoldungen 
erhielten,  während  die  Gebühren  für  die  Rechnungsabhör  abgestellt  wurden. 
Aber  ihre  Ernennung  bezeichnete  noch  kein  vollständiges  oder  einheitliches 
System  der  Rechnungsabnahme,  indem  noch  eine  Mannigfaltigkeit  von  Revisions- 
behörden am  Leben  blieb,  deren  jede  von  der  anderen  unabhängig  und  nur  dem 
Schatzamte  verantwortlich  war.  Es  wurde  keine  allgemeine  Rechnung  zum 
Zwecke  der  Prüfung  aufgestellt,  bis  zum  Jahre  1832/33  für  die  Marine  und 
1846/47  für  die  Armee  und  das  Geschützwesen. 

Inzwischen  hatten  die  Nachteile  und  Kosten  einer  zerstückelten  Form  für 
die  Rechnungsabnahme  bei  den  vielen  zusammenhangslosen  Behörden  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  Einverleibungen  solcher  in  die  Kommission  für  Rechnungsabnahme 
geführt.  Der  Revisor  für  das  Domänen-Einkommen  wurde  im  Jahre  1799  ein- 
gezogen; die  Geschäfte  der  Kommissäre  für  die  Rechnungen  von  Westindien 
wurden  1822  den  Kommissären  für  Rechnungsabnahme  übertragen.   Im  Jahre  1832 
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wuiden  die  Kommissäre  für  Abnahme  der  Kolonialrechnungen  aufgehoben;  die 
Kontrolleure  der  Armeerechnungen  wurden  nach  vielen  Umgestaltungen  bis  zu 
jener  in  eine  unabhängige  Stelle  endlich  im  Jahre  1835  eingezogen. 

Nmi  ging  die  Sache  in  der  rechten  Richtung,  und  verschiedene  andere 
Uebertragungen  und  Zusammenlegungen  von  Stellen  imd  Geschäften  führten  zu 
einem  allmählichen  Wachstum  der  Behörde  unter  den  Kommissären  für  Rechnungs- 
abnahme. Im  Jahre  1805  wurde  eine  Ergänzungsrechnungskammer  mit  drei 
Konmiissären  durch  Parlamentsbeschluss  errichtet ;  und  im  folgenden  Jahre  wurden 
die  beiden  Rechnungsbehörden  neu  eingerichtet  imd  mit  einem  Vorsitzenden 
und  neim  Räten  besetzt.  Im  Jahre  1850  beurkundete  das  Schatzamt  in  förm- 
licher Weise  seine  Absicht,  dass  alle  Rechnungen  Ober  Ausgabe  von  öflFentlichen 
Geldern  von  der  Rechnungskammer  (Commissioners  of  Auditing  the  Public 
Accounts)  abgenommen  werden  sollten :  und  in  der  That  waren  damals  die  Aus- 
nahmen von  dieser  Regel  schon  selten  geworden. 

Danach  kam  eine  lange  Periode  der  Verhandlungen  über  das  Staats- 
rechnungswesen im  Parlament  und  zwischen  den  Behörden,  aber  deren  Schilderung 
würde  weit  über  die  ohnedies  schon  geräumigen  Grenzen  führen,  zu  welchen 
sich  diese  Mitteilungen  ausgedehnt  haben.  Es  genüge,  wenn  wir  sagen,  dass 
das  Ergebnis  das  Zustandekommen  des  Schatzkammer-  und  Rechnungsabnahme- 
Gesetzes  (Exchequer  and  Audit  Act)  im  Jahre  1866  war,  auf  welches  die  gegen- 
wärtige Behandlung  der  Staatsrechnungen  gegründet  ist.  Nach  diesem  Gesetze 
hat  das  Schatzamt  (Treasury)  die  Pflicht,  die  Geldausgaben  durch  die  Bank  von 
England  an  die  Hauptrechner  oder  Finanzbeamten  der  Verwaltungen  anzuordnen ; 
aber  der  Generalcontrolem-  und  Revisor  muss  seine  vorgängige  Gutheissung 
dazu  geben  und  muss  dafür  sorgen,  dass  die  Parlaments-Bewilligungen  für  die 
verschiedenen  Verwaltungen  nicht  überschritten  werden.  Die  Bank  übersendet 
tä,glich  eine  Rechnung  über  aUe  so  geleisteten  Zahlungen  an  die  Rechnungs- 
kammer (Audit  Office).  Nach  dem  nämlichen  Gesetz  werden  von  den  verschiedenen 
Verwaltungen  Rechnungen  über  die  im  Verwendungsgesetz  jedes  Jahres  ent- 
haltenen Bewilligungen  aufgestellt  und  zur  Prüfung  an  den  Generalcontroleur 
und  Revisor  und  an  das  Schatzamt  eingesendet.  Die  Belastungsseite  dieser 
Rechnungen  muss  die  für  die  betreffende  Verwaltvmg  vom  Parlament  bestimmten 
Summen  in  einer  gleichfalls  vorgeschriebenen  Weise  enthalten;  auf  der  Ent- 
lastungsseite erscheinen  die  Summen,  welche  in  der  gleichen  Zeit  wirklich  be- 
zahlt worden  sind,  mit  Ausschluss  der  Vorschüsse  auf  Abrechnung  (imprests) 
an  Zahlmeister  und  andere  Ausgabebeamte,  welche  noch  nicht  verrechnet  oder 
vielleicht  noch  gar  nicht  verwendet  sind.  Die  Verwendungsrechnungen  müssen 
nach  dem  Gesetz  begleitet  sein  von  einer  Erläutenmg  für  die  Revisionsbehörde 
in  Ansehung  der  Ueberschreitungen  von  Bewilligungen  und  müssen  zeigen,  wie 
die  Bestände  der  vorhergehenden  Rechnung  berichtigt  sind.  Die  Verwendongs- 
rechnungen  werden  in  dem  Bureau  des  Generalcontroleurs  und  Revisors  gepi-üft, 
welcher  verpflichtet  ist,  zu  bestätigen,  ob  die  Zahlungen,  welche  die  Verwaltung 
auf  die  Bewilligungen  geleistet  hat,  durch  Belege  oder  Zahlungsbeweise  begründet 
sind,  und  zweitens  ob  das  Geld  für  die  Zwecke  verwendet  ist,  für  welche  es 
nach  der  Absicht  der  Bewilligung  zu  verwenden  war;  wenn  das  Schatzamt  es 
anordnet,  hat  er  auch  zu  bestätigen,  ob  die  Ausgabe  von  dieser  Behörde,  wie 
es   sich   gehört,    angewiesen  worden  ist.     Weim   dies  geschehen  ist,   hat   der 
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Generalcontroleur  und  Revisor  dem  Parlament  über  die  Vei-wendungsrechnungen 
Bericht  zu  erstatten.  Er  ist  ferner  ermächtigt,  auf  Veranlassung  des  Schatz- 
amtes die  Einnahmerechnungen  zu  prüfen,  sowie  die  eines  jeden  Einnehmers 
von  Geld,  das  in  die  Schatzkammer  fliegst,  und  darüber  Bericht  an  das  Schatz- 
amt zu  erstatten.  Die  Eechner  haben  "gegen  lästige  Bescheide  der  Rechnungs- 
kammer das  Recht  der  Berufung  an  das  Schatzamt,  und  es  ist  gesetzlich 
vorgeschrieben,  dass  der  Generalcontroleur  und  Revisor  sich  bei  solchen  Be- 
rufungen mit  den  Entscheidungen  des  Schatzamtes  in  Uebereinstimmung  setzen  soll. 

Das  parlamentarische  Machtgebiet  der  Rechnungskammer  v^urde  in  den 
letzten  Jahren  mit  zweifellos  heilsamer  Wirkung  allmählich  erweitert.  Es 
wurde  z.  B.  eine  vollständige  Prüfung  des  Stempelwesens  eingeführt,  und  eine 
Erweiterung  der  Revision  der  Marineausgaben  wurde  im  Jahre  1878  mit  der 
Admiralität  vereinbart.  Die  Beamten  der  Rechnungskammer  revidieren  die 
Ausgaben  für  den  Civildienst  ins  einzelne;  und  in  Ansehung  der  Staats- 
einnahme übt  sie  gelegentlich  eine  probeweise  Revision  (test  audit)  aus,  indem 
sie  zu  unbestimmter  Zeit  ohne  vorgängige  Ankündigung  einen  Titel  aus  den 
Einkünften  auswählt  und  denselben  durch  die  Rechnungsbücher  der  Verwaltung 
verfolgt. 

Bei  Würdigung  der  Unabhängigkeit,  oder  was  gleichbedeutend  ist,  der 
Wirksamkeit  der  Rechnungsprüfung,  erhebt  sich  natürlicherweise  die  Frage, 
wessen  Diener  der  Generalcontroleur  und  Revisor  ist.  Die  Antwort  hierauf  ist 
nicht  durchaus  für  befriedigend  erachtet  worden;  er  ist  vorzugsweise  ein  Diener 
der  Regierung.  Er  ist  von  der  Königin  ernannt ;  ebenso  ist  es  sein  Hauptneben- 
beamter; sein  Personal  wird  vom  Schatzamt  ernannt.  Wenn  also  der  General- 
controleur und  Revisor  die  Staatsrechnungen  prüft,  ist  das  eine  unabhängige 
Revision?  Die  Antwort  hierauf  kann  nur  eine  bedingte  sein.  Insofern  mit  der 
Frage  gemeint  ist,  ob  die  verschiedenen  Verwaltungszweige,  welche  in  Ansehung 
der  Finanzen  alle  unter  dem  Schatzamt  stehen,  ihr  Geld  so  ausgeben,  wie  es  das 
Schatzamt,  das  die  Krone  repräsentiert,  verlangt,  so  muss  die  Prüfung  des 
Generalcontroleurs  und  Revisors  als  gut  und  grundsätzlich  richtig  bezeichnet 
werden.  Er  handelt  in  dieser  Hinsicht  als  Beauftragter  und  Schiedsmann  des 
Schatzamts  und  ist  unabhängig  von  —  und  steht  über  den  Beamten,  deren 
Rechnungen  er  überwacht.  Aber  kann  der  nämliche  Beamte  die  Verwendungs- 
Rechnungen  gehörig  prüfen?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  kann  kaum  ohne 
weiteres  bejahend  ausfallen.  Indessen  das  ist  nun  die  gegenwärtige  Lage  der 
Sache:  der  Beamte,  welcher  mit  der  Prüfung  der  Staatsrechnungen  beauftragt 
ist,  also  zwischen  der  Krone,  welche  ausgibt,  und  der  Nation,  welche  bewilligt, 
steht,  ist  ein  Angestellter  der  Krone. 

Diese  ofi'enbare  Lücke  auszufüllen,  ist  die  Absicht  einer  Massregel,  von 
der  wir  nun  sprechen  wollen,  die  aber  keineswegs  ganz  zulänglich  ist:  nämlich 
die  Einsetzung  eines  Ausschusses  für  die  Staatsrechnungen  von  Session  zu 
Session  durch  das  Parlament.  Dieser  Ausschuss  ist  gegenwärtig  das  einzige 
Mittel,  das  zur  Verfügung  steht,  um  eine  unabhängige  parlamentarische  Kontrolle 
über  die  schatzamtliche  Verwaltung  der  öft'entlichen  Mittel  direkt  auszuüben. 
Als  Repräsentant  des  Parlaments  hat  er  selbstverständlich  unbedingte  Macht  der 
■  Prüfung ,  und  dies  kann  in  gewissem  Masse  für  die  Regierung  eine  heilsame 
Schranke  hinsichtlich   der  Verwendung   der  Staatsgelder   bilden;    er  kann  auch 
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den  Generalcontioleur  und  Revisor  revidieren,  welcher  der  oberste  Diener  des 
Schatzamts  in  Sachen  des  Staatsrechnungswesens  ist.  Aber  die  Schranke,  welche 
ein  Parlamentsausschuss  in  solchen  Dingen  bietet,  kann  weder  als  enge  noch  — 
wenigstens  gegenüber  sorgfältig  verdeckten  bösen  Absichten  —  als  durchaus 
wirksam  erkannt  werden.  Nun  soll  damit  nicht  angedeutet  oder  auch  nur  fur 
einen  Augenblick  als  möglich  gedacht  sein,  als  sei  die  gegenwärtige  Regierung 
jetzt  oder  jemals  einer  heimlichen  Entfremdung  der  Staatsgelder  von  den  durch 
das  Parlament  vorgeschriebenen  Zwecken  fähig ;  wir  leben  in  Zeiten,  in  welchen 
die  öffentliche  Sittlichkeit  gross  und  die  politische  Versuchung  klein  ist.  Dennoch 
ist  es  denkbar,  dass  im  Weitergange  unserer  Geschichte  Zeiten  wiederkehren 
können,  in  welchen  die  politische  Ehrbarkeit  nachlässt  und  stärkere  Veranlassungen 
eintreten,  mit  den  öflFentüchen  Mitteln  ein  falsches  Spiel  zu  treiben.  Und  ab- 
gesehen von  der  Frage,  ob  dies  jemals  der  Fall  sein  imd  ein  Zustand  politischer 
Spannung  eintreten  wird,  in  welchem  sich  die  bestehenden  Schutzmittel  gegen 
Missbrauch  der  Staatsrechmmgen  als  ungenügend  erweisen,  so  kann  schwerlich 
widersprochen  werden,  dass,  so  lange  die  Kontrolle  und  Re\Tsion  über  die  öffent- 
lichen Gelder  in  der  Hand  eines  Beamten  der  Krone  liegt  und  die  verfassungs- 
mässige Kontrolle  des  Parlaments  hauptsächlich  durch  die  notwendigerweise 
ungenügende  Thätigkeit  eines  Ausschusses  für  Staatsrechnungen  gehandhabt  wird, 
ein  Hauptgrundsatz  der  Verfassung  unseres  Reiches  nur  unvollkommen  ausgeführt 
ist.  ^Venn  eine  Betrachtimg  des  englischen  Staatsrechnungswesens  mit  dem 
Urteil  schHessen  soll,  dass  sie  in  jeder  Hinsicht  befeiedigend  sei,  muss  die  Ver- 
wendungsrevision (Appropiation  Audit)  durch  einen  Beamten  vollzogen  sein, 
welcher  in  jeder  Hinsicht  ein  Diener  des  Hauses  der  Gemeinen  und  ganz  und 
gar  nicht  ein  Diener  der  Krone  ist.  — 

In  Deutschland  sollte  vor  allem  in  Betracht  kommen,  wie  die 
oberste  Kontrolle  über  die  Aufbringimg  und  Verwendung  der  öffent- 
hchen  Gelder  im  Reich  organisiert  ist  und  gehandhabt  wird.  Allein 
dieses  besitzt  bekanntlich  noch  kein  selbständiges  Organ  für  diese 
Thätigkeit,  indem  der  „Rechnungshof  des  Deutschen  Reichs*"'  wenig- 
stens äusserlich  eine  Abteilung  der  preussischen  Oberrechnungs- 
kammer bildet  und  nach  den  für  diese  geltenden  Bestimmungen 
eingerichtet  ist  und  verfährt,  wenn  auch  die  Geschäfte  voll.=;tändig 
getrennt  sind.  Die  Sache  steht  hier  also  genau  noch  auf  dem  Stand- 
punkte, wie  zur  Zeit  der  in  der  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft 
Jahrg.  1876.  III.  Heft  und  Jahrg.  1877.  I.  Heft  gegebenen  Dar- 
stellung; nur  dass  heute  die  Verhältnisse  für  das  Zustandekommen 
eines  Etats-  und  eines  Rechnungshofsgesetzes  noch  ungünstiger  liegen, 
als  damals,  weil  —  dies  ist  wenigstens  die  allgemein  gehegte  An- 
schauung von  der  Sachlage  —  die  Ansprüche  seitens  der  liberalen 
Parteien  noch  gewachsen  sind,  die  Neigung  der  Regierung  zu  weiter 
gehenden  Zugeständnissen  aber  mindestens  nicht  zugenommen  haben 
dürfte. 
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Die  preussische  Oberrechnungskammer ,  deren  Einrichtung  für 
die  übrigen  deutschen  Staaten  teils  als  Muster  gedient  hat,  teils  als 
solches  benützt  zu  werden  vielfach  verdient,  ist  es  also,  vrelche  mit 
den  englischen  Institutionen  in  Vergleichung  zu  setzen  ist. 

Die  Behörde  besteht  aus  einem  Präsidenten,  welchen  der  König 
auf  Vorschlag  des  Staatsministeriums  ernennt;  aus  einem  Kollegium, 
dessen  Mitglieder  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  vom  König,  für 
den  Rechnungshof  durch  den  Kaiser  auf  Vorschlag  des  Bundesrats 
ernannt  werden,  und  welches  durch  Stimmenmehrheit  seine  Be- 
schlüsse fasst;  und  aus  der  nötigen  Zahl  von  Revisionsbeamten, 
welche  der  Präsident  ernennt. 

Die  Ernennung  der  obersten  Beamten  erfolgt  also  hier  wie  dort 
durch  die  Krone,  und  das  kann  auch  gar  nicht  anders  sein  in  einer 
Monarchie.  Die  Wahl  durch  die  Kammern,  wie  sie  in  Belgien 
stattfindet,  ist  kaum  anders  zu  bezeichnen,  als  ein  Ausfluss  des 
Princips  der  Volksouveränetät ,  und  überdies  ist  ein  grosser  prak- 
tischer Erfolg  davon  weder  wahrzunehmen,  noch  zu  erwarten,  denn . 
es  kommt  überall  ebensoviel,  oder  noch  mehr  auf  den  Geist,  der  in 
einer  Verwaltung  herrscht,  und  auf  deren  sittlichen  Wert  an,  als 
auf  die  Einrichtungen.  Wenn  jener  auf  so  tiefer  Stufe  steht,  dass 
der  Generalcontroleur  oder  der  Präsident  eine  Kreatur  der  Minister 
ist,  so  bietet  die  Wahl  durch  die  Kammern  auch  keine  Garantie 
der  Selbständigkeit  und  Unparteilichkeit.  Die  Ernennung  des  höchsten 
Beamten  durch  die  Krone  muss  für  ebenso  gerechtfertigt  gelten, 
als  die  der  obersten  richterlichen  Beamten. 

Aber  gering  zu  achten  sind  Institutionen  doch  keineswegs,  und 
es  wäre  ebenso  verkehrt,  der  Regierung  bei  der  Zusammensetzung 
der  Behörde,  durch  welche  sie  kontrolliert  werden  soll,  alles  in  die 
Hand  zu  legen,  als  ihr  alles  zu  entziehen.  Wenn  also  in  England 
der  Chef  von  der  Krone  —  natürlich  auf  Vorschlag  der  Minister  — 
ernannt  wird,  und  zudem  das  ganze  Personal  vom  Schatzamt,  wäh- 
rend jener  noch  überdies  der  allein  beschliessende  und  allein  ver- 
antwortliche Beamte  ist,  so  kann  man  darin  nur  die  Absicht  finden, 
das  Ministerium,  welches  die  Parlanientsmajorität  vertritt,  durch  die 
Kontrollbehörde  nicht  viel  zu  beschränken.  Eine  unabhängige  Be- 
hörde ist  das  nicht. 

Die  Ernennung  der  Mitglieder  durch  die  Krone  auf  Vorschlag 
des  Präsidenten  oder  des  Bundesrats  —  welch  letzterem  gegenüber 
ein  Antragsrecht  des  ersteren  selbstverständlich  nicht  ausgeschlossen 
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und  nicht  wirkungslos  ist  — ,  und  die  Ernennung  der  Revisions- 
beamten durch  den  Präsidenten,  sowie  die  kollegiale  Verfassung 
gewährt  der  Behörde  so  viel  Garantie  der  Unabhängigkeit,  als  nach 
dieser  Seite  wünschenswert  ist.  Wenn  die  Wahl  durch  die  Kammer 
eine  praktische  Bedeutung  hat,  so  kann  diese  keine  andere  sein, 
als  die  Abhängigkeit  von  der  Kammer,  von  der  Windrichtung  der 
öfiFentlichen  Meinung,  was  ebensowenig  zu  wünschen  ist,  als  die 
Abhängigkeit  von  der  Regierung,  Der  Absolutismus  ist  die  Herr- 
schaft des  unbeschränkten  Fürstenwillens,  die  Republik  die  des  un- 
beschränkten Volks  willens ;  in  beiden  spielt  die  Leidenschaft  und 
Stimmung  eine  ungerechtfertigte  Rolle.  Das  konstitutionelle  König- 
tum aber  ist  die  Herrschaft  der  im  Gesetz  fixierten  Idee.  Die 
höchste  Kontrollbehörde  aber  sollte  an  keinen  anderen  Willen  ge- 
bunden sein,  als  an  den  des  Gesetzes,  und  ihre  Stellung  die  einer 
richterlichen  Behörde.  Im  Deutschen  Reiche  und  in  Preussen  hat 
sie  diese  Stellung  jedenfalls  mehr  als  in  England,  und  die  Verant- 
wortlichkeit des  Generalcontroleurs  gegenüber  dem  Parlament  und 
seine  Absetzbarkeit  auf  Antrag  desselben  ist  um  so  weniger  moti- 
viert, als  er  ganz  unmöglich  von  allem  Kenntniss  nehmen  kann, 
was  sein  ganzes,  grosses,  noch  dazu  bei  den  Centralbehörden 
zerstreutes  Personal  thut,  und  noch  weniger  von  allem,  was  es 
nicht  thut. 

Die  Abordnung  von  R«visionsbeamten  zu  den  Centralbehörden 
hat  den  nicht  zu  imterschätzenden  Vorteil,  dass  die  Revision  und 
damit  auch  die  Rechnungsabnahme  beschleunigt  wird,  und  dass  die 
Revision,  da  ihr  alles  Material  zu  Gebot«  steht,  leichter  und  sicherer 
arbeitet.  Aber  diesem  Vorteil  steht  der  Nachteil  gegenüber,  dass 
die  Einheit  im  VoUzuge  der  Gesetze  und  Verwaltungsgrundsätze 
und  sogar  die  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Revision  da- 
durch gefährdet  ist,  da  die  Beamten  mehr  in  Berührung  und  unter 
dem  Einflüsse  der  Verwaltungsbehörden,  als  ihrer  eigenen  Vor- 
gesetzten stehen.  Letzteres  ist  besonders  von  gewichtigen  englischen 
Stimmen  anerkannt ;  auf  die  Gleichheit  des  Verfahrens  zwischen  den 
verschiedenen  Verwaltungszweigen  mag  wohl  in  England  kein  so 
grosser  Wert  gelegt  werden,  wie  bei  uns. 

Die  Centralisation  der  Revision  in  den  Bureaus  der  obersten 
Centralbehörde ,  wie  sie  in  Preussen  besteht,  ist  teurer,  als  eine 
decentraUsierte ,  denn  die  Arbeit  der  Beamten  an  einer  obersten 
Behörde  ist  kostspieliger  als  bei  einer  Mittelbehörde,    und  sie   hat 
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auch  den  Nachteil,  dass  die  Rechnungen  eines  Jahres  erst  ein  Jahr 
oder  zwei  Jahre  nach  Ablauf  des  ersteren  erledigt  und  infolge  dessen 
manche  Unrichtigkeiten  nicht  mehr  berichtigt,  manche  Verbindlich- 
keiten nicht  verfolgt  werden  können,  und  dass  regelmässig  ein  paar 
Jahre  vergehen,  ehe  das  Rechnungswesen  eines  verflossenen  Jahres 
den  Kammern  nur  vorgelegt  werden  kann.  Es  ist  ein  nicht  zu 
unterschätzender  Nachteil  dieser  Verzögerungen,  dass  die  Verwaltung 
gegenüber  principiellen  Erinnerungen  der  Revisionsbehörde  jahre- 
lang ein  vielleicht  unrichtiges  Verfahren  fortsetzen  kann,  ehe  eine 
Entscheidung  der  gesetzgebenden  Faktoren  erfolgt.  Aber  es  ist 
schwer  zu  ändern.  —  Gegenstand  der  Revision  sind  hier  wie  dort 
wesentlich  nur  die  Ausgaberechnungen ,  denn  die  ausnahmsweise 
Revision  der  Einnahmerechnungen  in  England  will  nicht  viel  be- 
deuten. Die  Kontrolle  über  den  richtigen  Vollzug  der  Gesetze  und 
Vorschriften,  welche  sich  auf  die  Einnahmen  beziehen,  also  insbe- 
sondere der  Steuergesetze,  liegt  hier  wie  dort  in  der  Hand  der 
Verwaltung  und  deren  Aufsichtsbehörden.  Das  ist  ein  entschiedener 
Mangel,  welcher  aber  von  der  Centralisation  der  Revision  untrenn- 
bar ist.  Es  ist  gerechtfertigt,  hier  auf  die  in  dieser  Hinsicht  höchst 
zweckmässige  Einrichtung  der  bayrischen  Revision  hinzuweisen.  In 
Bayern  werden  nämlich  die  Arbeiten  der  Steuer-  und  äusseren  Be- 
hörden, aus  welchen  sich  das  Einnahme-Soll  des  Staats  bildet,  zu- 
nächst von  den  Mittelbehörden  (Kreisregierungen)  geprüft  und  fest- 
gestellt. Ausserdem  aber  unterliegen  dieselben  der  Superrevision 
eines  abgeordneten  Mitglieds  der  obersten  Revisionsbehörde  (Rech- 
nungshof) bei  der  Mittelbehörde,  welchem  hier  alles  Material  zu 
Gebote  und  zur  Einsicht  offen  steht,  dessen  Einsendung  zur  Central- 
revisionsbehörde  geradezu  unmöglich  wäre.  Dass  hiedurch  die  Gleich- 
heit und  Richtigkeit  der  Auslegung  und  Anwendung  der  Gesetze 
und  sonstigen  Vorschriften  sehr  gefördert  wird,  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen. 

Unbedenklich  ist  es  daher  als  ein  Mangel  der  englischen  wie 
der  preussischen  Einrichtungen  anzuerkennen,  dass  die  oberste  Kon- 
trolle sich  nicht  auch  darauf  erstreckt,  ob  das  Einnahme-Soll  sich 
bis  ins  einzelnste  richtig  zusammensetzt  und  ob  die  Schuldigkeiten, 
aus  welchen  es  besteht,  den  Gesetzen  gemäss  und  rechnerisch  richtig 
aufgestellt  sind. 

Die  Ausgaberevision  erfolgt  in  England  gegenüber  den  Zahl- 
stellen durch  die  Verwaltungscentralbehörden,  welche  die  Rechnungen 
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nach  dem  Schema  des  Budgets  erst  zusammenstellen,  und  diese 
Rechnungen  werden  von  den  Beamten  des  Generalcontroleurs  auf 
die  Vollständigkeit  der  Belege  und  auf  die  Etatsraässigkeit  der 
Ausgaben  geprüft.  Seltsamerweise  erstreckt  sich  die  Prüfung  auf 
die  Ermächtigung  zur  Zahlungsleistung  nur  dann,  wenn  das  Schatz- 
amt eine  solche  besonders  anordnet.  Ausserdem  lässt  der  General- 
controleur  eine  besondere  Superrevision  in  Ansehung  der  Belegung 
von  Rechnungen  vornehmen,  wenn  solche  dem  Parlament,  d.  h.  wohl 
dem  Ausschusse  für  Rechnungswesen  vorgelegt  werden  sollen.  Die 
englische  Revision  ist  sonach  eine  geteilte  und  darum  zerstückelte, 
einerseits  für  die  Zwecke  der  Verwaltung,  anderseits  für  die  des 
Parlaments. 

Die  deutsche  Revision  dagegen  ist  einheitlich,  sie  arbeitet  auf 
dem  Grunde  und  im  Namen  des  Gesetzes  und  sie  erstreckt  sich 
daher  in  jeder  Instanz  nach  allen  Seiten,  welche  in  Frage  kommen 
können,  und  ihrer  Kritik  unterliegen  die  Handlungen  der  obersten 
Verwaltungsbehörden  ebenso  wie  die  der  mittleren  und  untersten. 
Sie  dient  der  Verwaltung,  indem  sie  den  Vollzug  ihrer  Anordnungen 
überwacht,  aber  auch  der  Verfassung,  indem  sie  die  Gesetzmässigkeit 
dieser  Anordnungen  prüft.  Bei  dieser  Stellung  der  obersten  Re- 
visionsbehörde kann  es  auch  keine  Berufimg  gegen  ihre  Entscheidung 
an  das  Finanzministerium  geben,  wie  das  in  England  der  Fall  ist 
imd  wodurch  die  ganze  Stellung  des  Generalcomptroler  zu  einer 
untergeordneten  gemacht  wird. 

Ueber  das  Ergebnis  seiner  Thätigkeit  hat  der  letztere  lediglich 
dem  Parlamente  Bericht  zu  erstatten  ;  die.  preussische  Behörde  nicht 
nur  den  Kammern  —  der  Rechnungshof  dem  Bundesrat  und  Reichs- 
tag —  sondern  auch  der  Krone.  Auch  hierin  drückt  sich  die  unab- 
hängigere und  höhere  Stellung  der  deutschen  Behörde  aus. 

Was  den  Inhalt  dieser  Mitteilungen  betrifft,  so  beschränken 
sich  in  Deutschland  die  dem  Reichstag  bez.  den  Kammern  zu 
machenden  auf  die  Wahrnehmungen  über  Abweichungen  vom  Etat 
und  von  Gesetzen,  in  England  besteht  hier  keine  Beschränkung. 
Dieser  Unterschied  ist  in  der  Verschiedenheit  der  Regierungsform 
begründet,  indem  das  Parlament  kein  Bedenken  trägt,  in  die  Ver- 
waltung einzugreifen,  ein  Recht,  welches  dem  deutschen  Reichstage 
und  den  Kammern  nicht  zusteht. 

Endlich  ist  der  Generalcomptroler  auch  berechtigt  und  ver- 
pflichtet,   alle    Geldanweisungen    der    obersten   Finanzbehörde    (des 
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Schatzamts)  zu  prüfen  und  gutzuheissen  oder  zu  beanstanden,  eine 
Einrichtung,  welche  in  Deutschland  nicht  besteht.  Hier  erscheint 
dieser  Beamte  wieder  als  Verwaltungsorgan  des  Parlaments  und  ist 
insofern  sehr  selbständig  gestellt,  als  bei  einer  Meinungsverschieden- 
heit zwischen  ihm  und  dem  Schatzamt  ein  oberstes  Gericht  zu  ent- 
scheiden hat.  Ob  aber  auf  diese  Einrichtung  ein  so  grosser  Wert 
zu  legen  ist,  wie  man  dies  auch  in  Belgien  thut,  erscheint  sehr 
zweifelhaft,  denn  was  sie  verhindern  kann,  das  sind  doch  nur  die 
gröbsten  Etatswidrigkeiten  und  Ueberschreitungen.  Aber  gerade  die 
Stelle,  an  welcher  diese  Kontrolle  stattfindet,  nämlich  dem  Finanz- 
ministerium gegenüber,  ist  eine  nicht  gut  gewählte,  denn  in  aller 
Welt  fühlt  sich  der  Finanzminister  selbst  berufen,  eine  solche  Kontrolle 
auszuüben,  und  er  wird  den  übrigen  Verwaltungszweigen  nicht  leicht 
Gelder  zu  gesetz-  oder  etats widrigen  Zwecken  zur  Verfügung  stellen. 
Wenn  Unregelmässigkeiten  vorkommen,  so  geschieht  das  innerhalb 
der  einzelnen  Verwaltungen,  indem  sie  in  ungerechtfertigter  Weise 
über  ihre  etatsmässigen  Mittel  verfügen.  Hiergegen  vermag  aber 
der  Generalcomptroler  nichts.  Hier  kann  nur  eine  nachfolgende, 
unabhängige  Rechnungsrevision  schützen,  und  diese  haben  wir,  obwohl 
noch  mancherlei  zu  wünschen  und  zu  vervollkommnen  bleibt,  besser 
als  in  England,  und  ein  Bedürfnis,  die  Anweisungskontrolle  ein- 
zuführen, besteht  nicht.  Ihre  Hauptwirkung,  eine  fortlaufende 
centralisierte  Buchführung  über  den  Stand  der  Ausgaben  gegenüber 
dem  Etat  und  der  Einnahme  wird  einfach  durch  eine  Buchhaltung 
der  obersten  Finanzbehörde  erreicht,  welche  in  keinem  deutschen 
Staate  fehlt.  Sachkundige  Engländer  bezeichnen  selbst  diese  Kontrolle 
als  wertlos  und  legen  alles  Gewicht  auf  die  Thätigkeit  einer  wirklich 
unabhängigen  nachfolgenden  Revision. 
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Frankreiclis  Finanzlage  bei  der  Jalireswende  1883  84. 

Von 
Prof.  Dr.  Richard  ron  Kanfmann. 

I.    Vorbemerkungen. 

Die  Finanzen  eines  Staates  hängen  in  allen  ihren  Teilen  untereinander  und 
mit  allen  andern  Erscheinungen  des  staatlichen  Lebens  auf  das  engste  zusammen. 
Jene  Wechselbeziehimgen  sind  stetig,  mannigfach  und  entscheidend  zumal  auch 
für  die  politische  Stellung  eines  Landes.  —  In  Nachfolgendem  wollen  wir  die 
Hand  an  den  finanziellen  Puls  Frankreichs  legen,  dessen  Finanzen  sich  in 
diesem  Augenblick  in  einer  Krise  befinden. 

Wird  aber  an  einem  Krankenlager  zu  einer  Konsultation  zusammengetreten, 
so  schildert  der  dem  Patienten  Näherstehende  zuerst  dessen  Konstitution  und 
den  bisherigen  Krankheitsverlauf:  So  ist  es  auch  hier  nötig,  das  französische 
Finanzwesen  mit  wenigen  Strichen  zu  skizziren  und  ebenso  die  Vorgänge  zu 
beschreiben,   die  den  auffilligen  Symptomen  des  Augenblicks  vorangingen. 


Das  Budget. 

Der  Umstand,  dass  der  Voranschlag  des  Budgets  für  das  nächstfolgende 
Jahr  der  französischen  Deputiertenkammer  jährlich  bereits  im  Januar,  also  mehr 
als  elf  Monate  vor  dem  eventuellen  Inkrafttreten  des  Budgets,  unterbreitet  wird, 
war  in  manchen  Fällen,  und  so  auch  heuer,  von  fühlbarem  Einfluss. 

Die  frühe  Vorlage  motivirt  sich  aus  dem  Wunsche,  den  Kammern  mög- 
lichst viel  Zeit  zum  Studieren  und  Debattieren  über  dieselbe  zu  lassen :  übrigens 
wurden  die  Etats,  viele  Jahre  hindurch,  bereits  im  Juli  votiert  und  promulgiert, 
und  zwar  darum  so  früh,  weü  einerseits  die  Kammern  nur  bis  in  den  Juli  zu- 
sammenzuhalten waren,  das  Budget  also  bis  dahin  fertig  werden  musste, 
zweitens  weil  nach  dem  Yotom  der  Kammern  immer  noch  viel  materielle  Arbeit 
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seitens  der  Verwaltung  zu  erledigen  übrig  blieb  —  um  die  Steuerzettel  für  den 
ersten  Januar  fertig  zu  stellen. 

Diese  materielle  Arbeit,  die  Aufstellung  der  Steuerrollen '),  ist  so  wichtig 
dass,  als  sich  an  Stelle  der  alten  Gepflogenheit  der  nicht  zu  rechtfertigende 
Gebrauch  einbürgerte,  das  Budget  statt  in  der  ersten  Hälfte,  erst  gegen  Ende 
des  Jahres  zu  beraten  und  die  bezüglichen  Debatten  oft  bis  zum  letzen  Moment 
hinzuziehen^),  man  infolge  des  einen  Fehlers  in  einen  andern  nicht  minder 
misslichen  verfiel:  man  sonderte  die  direkten  Steuern  von  dem  übrigen 
Budget  ab  und  beriet  den  diese  betreffenden  Voranschlag  selbständig  bereits 
im  Juli.  Die  direkten  Steuern  wurden  dann  ebenso  schon  im  Juli  in  einem 
besonderen  Finanzgesetz  bewilligt  (dessen  Hauptinhalt  später  in  das  gesamte 
Einnahmebudget  aufgenommen  wurde)  —  ;  dadurch  sollten  die  Steuerbeamten 
die  zu  den  Veranlagungsarbeiten  nötige  Zeit  gewinnen. 

Trotz  dieser  Trennung  und  der  späten  Beratung  aller  der  Staatseinnahmen, 
die  nicht  den  direkten  Steuern  erfliessen,  hielt  man  daran  fest,  den  ganzen 
Voranschlag  bereits  im  Januar  aufzustellen:  teils  aus  Gewohnheit,  oder  auch, 
weil  man  sich  sagte,  dass  ein  kleiner  Aufschub  von  zwei  bis  drei  Monaten  (eine 
Vorlage  also  im  März  oder  April)  von  keinem  Einfluss  auf  die  Zahlen  des  Vor- 
anschlags sein  würde. 

Wie  aber  der  ganze  Voranschlag  bereits  im  Januar  aufgestellt  wird,  so 
hatte  man  den  Gebrauch  angenommen,  sich  bei  den  neuen  Schätzungen  für  den- 
selben nur  auf  die  Zahlen  des  eben  verflossenen  Jahres  zu  stützen.  Dieser  Brauch 
barg  die  Gefahr  in  sich,  dass,  wie  die  indirekten  Steuern  erst  am  Schluss  des 
laufenden  Jahres  bewilligt  wurden  —  und  ein  wesentlich  auf  indirekten  Steuern 
beruhendes  Einnahmebudget  unter  normalen  Verhältnissen  in  den  Erträgnissen 
aus  seinen  indirekten  Steuern  naturgemäss  jährlich  steigende  Einnahmen  zu 
zeigen  pflegt  —  die  üeberschüsse  aus  den  indirekten  Steuern  zu  gross  erscheinen 
mussten,  indem  man  in  den  Voranschlag  nur  die  Erträgnisziffem  des  letzt- 
vergangenen Jahres  wiederholte,  denen  gegenüber  dann  mit  dem  Schluss  des 
Finanzjahres,  für  das  der  Voranschlag  aufgestellt  worden  war,  sich  Üeberschüsse 
herausstellten,  die  aus  zwei  Jahren  resultierten :  dem  Aufstellungsjahr  und  dem 
Finanzjahr  selbst.  Diese  mit  doppelter  Kreide  angeschriebenen  üeberschüsse 
über  die  Schätzung,  die  grösser  erschienen  als  sie  waren,  mussten  zu  grossen 
Ausgaben  verleiten. 

Leon  Say  glaubte  als  Finanzminister  dem  gerügten  üebelstande  vorbeugen 
zu  können,  wenn  er  in  seinem  Voranschlag  für  das  nächstfolgende  Jahr  bereits 
die  wahrscheinlichen  üeberschüsse  des  laufenden  Jahres  bei  den  Einnahme- 
schätzungen berücksichtigte,  und  hofile  man,  die  Ziffer  dieser  wahrschein- 
lichen üeberschüsse  finden  zu  können,  wenn  man  dieselbe  dem  durchschnitt- 
lichen Ueberschuss  der  fünf  jüngstverflossenen  Jahre  gleich  setzte.  Nehmen  wir 
z.  B.  an,  die  thatsächliche  Einnahme  aus  in  der  Form  der  Stempelsteuer  er- 
hobenen Abgaben  hätte  im  _Jahre  1882  150  Millionen  Fr.  betragen,  so  hätte 
man   früher   die  voraussichtlichen  Einnahmen   aus   derselben  Abgaben-Kategorie 


*)  Cf.  V.  Kaufmann:  Die  Finanzen  Frankreichs,  1883,  S.  88  ff. 
')  1879,  22.  Dezbr.,    1880,  21.  Dezbr.,    1881,  28.  Dezbr.,    1882,  29.  Dezbr. 
Das  votierte  Budget  erscheint  dabei  erst  zwei  Tage  später  im  Journal  officiel. 
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für  das  Finanzjahr  1884  in  dem  Voranschlag  für  dasselbe  auf  ebenfalls  150  Mil- 
lionen geschätzt.  Say's  Vorschlag  kalkuUrte  dagegen:  die  Stempelsteuer  habe 
im  Durchschnitt  der  letzten  fünf  Jahre  jährlich  je  fünf  Millionen  mehr  eingetragen 
als  im  jeweüigen  Vorjahr,  und  so  könne  man  den  mutmasslichen  Ertrag  des 
Jahres  1884  auf  150  +  5  (Einnahmen  im  Jahre  1882  +  wahrscheinliche  Mehr- 
einnahmen im  Jahre  1883)  =   155  Millionen  im  Voranschlage  für  1884  schätzen. 

Das  klang  ganz  rationell  und  lässt  sich  diese  Methode  sehr  gut  verteidigen, 
doch  scheint  sich  dieselbe  nicht  einzubürgern,  da  ihr  bei  dem  ersten  Versuch 
ihrer  Durchführung  die  Umstände  ungünstig  waren. 

Man  unterscheidet  in  Frankreich  vier  verschiedene  Budgets: 

1)  Das  ordentliche  Budget,  le  budget  ordinair;  das  Hauptbudget, 
in  welchem  den  ordentlichen  Staats-Ausgaben  die  ordentlichen  Einnahmen 
gegenüberstehen. 

2)  Das  ausserordentliche  Budget,  le  budget  sur  ressources  extra- 
ordinaires.  Unter  jenen  , ressources  extra  ordinair  es"  sind  der  Hauptsache 
nach  Anleihen,  unter  Umständen  aber  auch  im  ordentlichen  Budget  erzielte 
Ueberschüsse,  und  ebenso  Posten  der  , schwebenden  Schuld*  zu  verstehen. 

3)  Das  auf  specielle  Einnahmen  gegründete  Budget,  le  budget 
sur  ressources  speciales.  Dabei  handelt  es  sich  um  Einnahmen  und  Ausgaben, 
die  nur  darum  im  Staatsbudget  erscheinen,  weil  die  betreflFenden  Summen 
durch  die  Hände  der  Staatseinnehmer  gehen,  während  sie  thatsächlich  für  die 
Bezirke  und  Gemeinden  aufgebracht  und  von  diesen  verwandt  werden; 
überdies  werden  auch  noch  einige  andere  mehr  oder  weniger  bedeutende  durch- 
laufende Posten  in  diesem  Budget  ,der  Ordnung  wegen"  aufgeführt.  —  Aus  diesem 
Budget  erhellen  übrigens  keineswegs  die  sämtlichen  Gemeindeeinnahmen,  sondern 
nur  die,  welche  den  Zuschlags  Centimes  entfliessen.  Die  Octrois  oder 
Accisen  und  viele  andere  derartige  Abgaben,  die  den  grösseren  Teil  der 
Gemeindeeinnahmen  bilden,  werden  nicht  von  den  Staatseinnehmern  erhoben 
und  einkassiert,  und  erscheinen  darum  auch  nicht  im  Staatsbudget. 

4)  Der  Ordnung  und  Kontrolle  wegen  dem  allgemeinen  Budget  angehängte 
Specialbudgets  gewisser  Anstalten,  budgets  rattaches  pour  ordre  au  budget 
general.  Die  Ziffern  dieses  Budgets  bedeuten  ebenso  wie  die  der  Nummer  3  für 
das  Staatsbudget  nur  .durchlaufende  Posten*,  mit  denen  wir  uns,  da  solche  von 
keinem  Einfluss  auf  die  staatliche  Finanzlage  sind,  an  die.ser  Stelle  nicht  weiter 
zu  beschäftigen  haben. 

Staatseinnahmen  nnd  -Ausgaben. 

Die  Einnahmen  aus   den   direkten  Steuern  wurden  in  dem  Voranschlag 

für  das  Jahr  1884  geschätzt  zusammen  auf 419,759,060  Fr. 

Weiter  wären  hierher  zu  zählen  die  Steuern  auf  Wertpapiere  mit       48,220,000    , 
obgleich   dieselben  nach  der  Klassifikation  des  fi-anzösischen  Budgets  unter  den 
indirekten  Steuern  figurieren. 

Das  französische  Budget  schiebt  die  Domanial-Einnahmen  zwischen  die 
aus  direkten  und  indirekten  Steuern,  und  sind  dieselben  zusammen  mit 
55,570,306  Fr.  geschätzt.  Weiter  enthält  das  firanzösische  Budget  noch  eine  Reihe 
kleinerer  Einnahmeposten,    die    „nicht  von  Steuern   heiTühren"    und  insgesamt 
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40  und  einige  Millionen  erbringen,  während  auch  noch  ausser  den  durchlaufenden 
Posten  des  Budgets  2  und  3  auch  im  ordentlichen  Budget  mancherlei  „durch- 
laufende Posten"  figurieren,  z.  B.  21  Millionen  für  Gehaltsabzüge  zu  den 
Pensionen '). 

Die  in  dem  französischen  Budget  als  „indirekt"  bezeichneten  Steuern 
spielen  in  demselben  die  Hauptrolle,  und  zwar  figurieren  in  dem  Voranschlag 
für  1884: 

Einregistrierung  und  Stempel mit  710,297,000  Fr. 

Zölle  (ohne  Salz  und  Zucker) „     299,762,000    „ 

Getränke  (Alkohol,  Wein,  Bier) „     418,616,000    , 

Salz ,       33,683,000   , 

Zucker  (eingeführter  60  Millionen,  Rübenzucker 

91  Millionen) „     152,003,000    , 

Tabak   •     •     •  )    /-j-     j    •    ( r-     370,909,000    „ 

Schiesspulver    [  ,V  f,       „       14,090,000    , 

Streichhölzer    )  ^^^^^^^'^  ( „       16,054,000    . 

Alle  andern  als  indirekt  aufgeführten  Steuern .       „     171,373,000    „ 

Summe  der  als  „indirekt"  aufgeführten  Steuern  2,186,787,000  Fr. 
Wir  halten  uns  hier  einfach  an  die  Einteilungsweise  des  französischen 
Budgets  und  enthalten  uns,  was  die  als  „indirekte  Steuer"  im  französischen 
Budget  bezeichneten  Abgaben  angeht,  jeder  Betrachtung^).  Ebenso  wollen  wir 
hier  die  Frage  nicht  weiter  ventilieren,  ob  nicht  die  163,165,000  Fr.  Brutto- 
einnahmen aus  Post  und  Telegraphie  und  was  von  den  bisher  nicht  aufgezählten 
zahlreichen  kleinen  Posten  im  Betrage  von  ca.  69,000,000  Fr.  mit  hierher  zu 
zählen  wäre. 

Die  Totalsumme  der  ordentlichen  Einnahmen  ist  pro  1884  ge- 
schätzt auf  2,981,206,617  Fr.  gegen  im  Jahre  1872  2,153,177,524  Fr. 

Nachstehende  Tabelle  zeigt  die  Zunahme  der  ordentlichen  Staats- 
ausgaben nach  den  Hauptposten;  dieselben  betrugen,  resp.  sollten  betragen: 

1872:  1884: 

Für  das  Finanzministerium 1,555,798,343.     1,491,239,823. 

Darunter  Schulden 
und   Dotationen 

(30  Millionen)  .  1,132,833,601.  1,274,907,480. 
Hebungs-  u.  Regie- 
kosten     .     .     .     227,224,699.     334,386,646. 

Kriegsministerium  mit  Algerien 591,965,665.       604,008,130. 

Marinemmisterium  nebst  Kolonien 143,848,252.       230,400,195. 

Ministerium  des  Aeussern 11,509,026.  14,355,800. 

der  Justiz 34,061,161.         37,372,200. 

des  Kultus 53,216,748.         51,305,306. 

„  des  Unterrichts  und  Schöne  Künste  40,326,174.        150,629,396. 


')  Die  Abzüge  betragen  5  Prozent  vom  Gehalt,    so  dass  in  demselben 
Budget  .z.  B.  100  Fr.  Gehalt  als  Ausgabe  und  5  Fr.  Abzug  als  Einnahme  figuriert. 
2)  Cf.  V.  Kaufmann  1.  c.  S.  590  ff. 
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Ministerium  des  Innern  ohne  Algerien    .     .     . 
.  der  Oeffentlichen  Arbeiten  .     .     . 

,  der  Landwirtschaft    \  16  895  730 

,  des  Handels  .     .     .   / 


1872:  1884: 

84,401,914.         65,919,639. 
139,662,455.       133,303,940. 
42,976,328. 
19,.586,764. 
der  Post  und  Telegraphie 138,826,285. 

Abgesehen  von  der  weiter  unten  zu  berührenden  näheren  Illustration  der 
vorstehenden  Zahlen  durch  das,  was  die  ausserordentlichen  Budgets  für 
einzelne  der  bezüglichen  Au^gabezwecke  aufzubringen  hatten,  sind  dieselben 
auch  darum  nur  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen,  weil  innerhalb  der  verschiedenen 
Ministerien  mannigfache  Verschiebungen  stattgefunden  haben.  Wegen  näherer 
Details  verweisen  wir  auf  unsre  den  französischen  Finanzen  gewidmete  Mono- 
graphie, und  wollen  wir  hier  nur  als  wichtiger  bemerken,  dass  von  dem  Finanz- 
ministerium seit  1872  die  Post  und  vom  Ministerium  des  Innern  die  Telegraphie 
abgezweigt  wurden,  um  ein  eigenes  Ministerium  mit  schnell  wachsendem  Aus- 
gabebedarf zu  bilden,  und  dass  ebenso  die  Forsten  dem  landwirtschaftlichen 
Ministerium  zugesellt  wurden. 

Was  die  vorstehenden  Zahlen  aber  auf  den  ersten  Blick  lehren,  ist,  dass 
das  Kriegswesen,  die  öffentlichen  Arbeiten  und  das  Schulwesen 
diejenigen  Ausgabezwecke  umfassen,  die  hauptsächlich  auf  die  Zimahme  der 
Ausgaben  wirkten. 

Die  bezügliche  Zunahme  für  den  öffentlichen  Unterricht  tritt  auf 
unserer  Tabelle  allein  deutlich  hervor,  wobei  noch  weiter  zu  berücksichtigen  ist, 
da«s,  um  immer  nur  von  den  S  t a a t s  ausgaben  zu  sprechen,  ausserdem  noch 
sehr  bedeutende  ausserordentliche  Ausgaben  für  die  Schule  in  der  betrach- 
teten Periode  von  1872—1884  gemacht  wurden.  So  wurden  allein  für  300  Mil- 
lionen Schulhäuser  gebaut  und  ist  das  Bedürfiiis  noch  lange  nicht  gedeckt. 
Der  Eifer  für  Hebung  des  Schulwesens  wäre  gewiss  sehr  lobenswert,  wenn  sich 
in  denselben  nicht  übermässig  viel  politischer  Fanatismus  mischte;  man  hebt 
die  Schule  ia  Frankreich  hauptsächlich  nur,  um  die  Kirche  zu  drücken! 

Was  die  öffentlichen  Bauten  angeht,  so  wurden  für  dieselben  neben 
den  vorstehend  gegebenen  ordentlichen  Ausgabeposten  allein  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1878—1882  jährlich  621  Millionen  an  ausserordentlichen 
Ausgaben  verwandt ;  über  diese,  ebenso  wie  über  die  ausserordentlichen  Ausgaben 
für  das  Kriegswesen  werden  wir  weiter  unten  sprechen. 

Die  Staatsschulden. 

Frankreichs  Schulden,  die  als  schwerer  Ballast  an  seinem  StaatsschiflF 
hängen,  sind  zum  Teil  die  Folgen  unglücklicher  Kriege  imd  schlechter  Finanz- 
gebahrung  —  zum  Teü  sind  dieselben  aber  auch  zu  nützlichen  Anlagen  auf- 
genommen worden. 

Innerhalb  der  französischen  Staatsschulden  haben  wir  zu  unterscheiden : 

1)  Die  konsolidierte  Schuld,  die  nur  der  Staat,  nicht  der  Gläubiger, 
kündigen  kann  zwecks  Rückzahlung  —  Amortisation,    oder  zwecks  Konversion. 

Nach  der  glücklich  durchgeführten  Konversion  des  Jahres  1883  der  5''/o  Rente 
in  4^2  %  erscheint  die  konsolidiert«  Schuld  mit  folgenden  Ausgabeposten  im 
Voranschlag  pro  1884: 
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Betrag 
Konsolidierte  Schuld:  der  Interessen. 

Kapit.  1,  472  >ige  Rente,  neuer  Fonds  .     .     .     305,399,697. 
„       2,  472  7oige      ,        alter        ,       ...      37,433,505. 

„       3,  47oige  ,       446,096. 

,       4,  3  7oige      ,„       362,697,685. 

Summe 705,976,983. 

2)  Die  Capitaux  remboursables,  periodisch  rückzahlbare  und  zu 
tilgende  Schulden,  die  in  dem  französischen  Budget  in  den  Kapiteln  5 — 18  auf- 
geführt sind. 

Von  diesen  vierzehn  Kapiteln  interessieren  uns  hier  nur  zwei:  das  5.  und 
das  15. 

In  dem  ersteren,  dem  Kapitel  5,  erscheint  erstens  die  seit  dem  Jahre 
1878  nach  dem  Muster  der  Eisenbahnobligationen  von  Leon  Say  eingeführte 
,rente  3%  amortisable".  Die  bisher  als  solche  bezeichneten  und  emittierten 
Staatsobligationen  müssen,  gleichviel  in  welchem  Jahre  sie  emittiert  wurden,  bis 
zum  Jahre  1953  (75  Jahre  nach  der  ersten  Emission)  vermittelst  Auslosung  ge- 
tilgt sein,  und  sollen  nach  dem  augenblicklich  herrschenden  Princip  alle  fran- 
zösischen Anleihen  in  Zukunft  nur  mehr  in  dieser  Form  aufgebracht  werden, 
so  dass  das  grosse  Buch  der  öffentlichen  Schuld  fürderhin  zu  neuen  Eintragungen 
nicht  mehr  geöffnet  werden  soll. 

Weiter  figurieren  im  Kapitel  5  die  obligations  ä  court  terme,  Obligationen, 
die  in  kurzer  Frist,  in  3,  4,  5  Jahren  zurückzuzahlen  sind.  Auf  Grund  der- 
artiger Obligationen  wurde  nach  dem  Kriege  von  1870/71  das  sogenannte 
„Liquidationskonto*  zwecks  Wiederherstellung  des  zerstörten  Kriegs- 
materials eröffnet.  Nach  Abschluss  des  bezüglichen  ersten  Kontos  wurde 
Ende  der  siebziger  Jahre  ein  zweites  im  Betrage  von  937,937,000  Fr.,  das  in 
jährlichen  Abzahlungen  von  120 — 170  Mill.  Fr.  bis  zum  Jahre  1885  zu  tilgen  ist, 
aufgestellt  und  die  nötigen  Mittel  disponibel  gemacht. 

Geldaufnahmen  auf  kurze  Rückzahlungstermine  sind  ein  delikates,  zuweilen 
ein  heikles  Finanzinstrument,  das  in  Frankreich  seit  ungefähr  20  Jahren  eine 
ganz  besondere  Rolle  spielt,  auf  die  noch  zurückzukommen  sein  wird ').  Der- 
artige von  Stadt  oder  Staat  ausgestellten  Schuldscheine  werden  vom  französischen 
Publikum  gern  genommen  und  hatten  dieselben  ihre  Vorläufer  in  den  bons  du 
tresor:  den  zinstragenden  Schatzanweisungen. 

Der  Finanzminister  wird  jährlich  ermächtigt,  deren  für  eine  bestimmte 
Summe,  meist  400  Millionen  auszugeben.  Die  Maximalsumme  wird  selten  er- 
reicht, und  dienen  die  gegen  die  auf  3  oder  6  Monate,  höchstens  1  Jahr 
lautenden  Scheine  aufgenommenen  Beträge  dem  Staat  als  Betriebsfonds  gegen- 
über noch  nicht  eingekommenen,  oft  noch  nicht  fälligen  Staatseinnahmen. 


^)  Der  bekannte  Seinepräfekt  Hausmann  scheint  derartige  Obligationen 
bei  Gelegenheit  des  Umbaus  von  Paris  zuerst  in  Gebrauch  gebracht  zu  haben, 
um  der  Notwendigkeit  zu  entgehen,  formelle  Anleihen  aufzunehmen.  Während 
man  bis  dahin  als  Anleiheform  für  die  Stadt  nur  die  auf  längere  Zeit,  als  solche 
für  den  Staat  nur  eine  als  ewig  gedachte  kannte,  bezeichnete  man  die  Haus- 
mann sehen  Operationen  damals  als  emprunt  detoume. 
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Jene  bons  du  tresor  bilden  eins  dei*  Elemente,  aus  denen  sich  die  »schwe- 
bende Schuld*  zusammensetzt.  Letztere  besteht  grösstenteils  aus  stet«  falligen 
(oder  in  sehr  kurzer  Frist  falligen)  Geldern.  Thatsächlich  zahlt  der  Staat 
innerhalb  derselben  eine  erborgte  oder  ihm  anvertraute  Summe  mit  andern  ihm 
ebenso  zufliessenden  Summen  ab.  Für  die  Mehrzahl  der  Summen,  die  er  derart 
erhält,  muss  der  Staat  Zinsen  zahlen  und  darf  dieselben  mithin  auch  verwenden 
resp.  ausgeben,  solange  er  in  der  Lage  bleibt,  dieselben  stets  pünktlich  zurück- 
zahlen zu  können.  Sollte  einmal,  während  sich  in  normalen  Zeiten  Aus-  und 
Eingänge  zu  balancieren  pflegen,  mehr  zurückgefordert  werden,  als  im  Augen- 
blick in  der  Kasse  ist,  so  gibt  der  Finanzminist^r  für  die  ihm  fehlenden  Be- 
träge abermals  bons  du  tresor  aus,  welche  die  Banque  de  France  stets  zu  dis- 
kontieren bereit  ist. 

Die  schwebende  Schuld,  die  nur  in  einer  Anmerkimg  unter  dem  Text  des 
Budgets  aufgeführt  wird,  ist  trotzdem  als  ein  Budget  für  sich  zu  betrachten,  weü 
auch  sie  selbständige  Einnahme-  und  Ausgabeposten  (Passiva  und  Aktiva) ') 
zeigt.  Die  Einnahmeseite  der  schwebenden  Schuld  schloss  am  31.  Oktober  1883 
mit  einem  Saldo  von : 

1)  verzinsbare  Schulden 985,983,400  Fr. 

2)  imverzinsbare  Schulden 87,149,100    , 

zusammen     1,073,132,509  Fr. 
Diese  beiden  Posten  setzen  sich  zusammen  wie  folgt: 

1)  Die  verzinslichen  Schulden;  aus: 

a)  den  Kautionen  der  Generaleinnehmer  der  Departements  in  ihrer 
augenblicklichen  Höhe  von  82,488,000  Fr.»); 

b)  den  von  den  Gemeinden,  die  alle  ihre  laufenden  Bedürfiiisse  über- 
steigenden Barbestände  beim  Staat  zu  hinterlegen  gehalten  sind, 
deponirten  209,914,500  Fr.  Dazu  weitere  70  Millionen  der  Stadt 
Paris,  von  gewissen  öffentlichen  Anstalten  67,351,800  Fr.;  zusammen 
347  Millionen,  die  stets  fällig  sind; 

c)  den  bei  der  Depositenkasse  (caisse  des  depöts  et  consignations)  von 
Gerichts  wegen,  oder  aus  sonstigen  Gründen,  auch  freiwillig  von 
Privaten  unter  staatlicherVerantwortlichkeit  deponierten  326,409,800  Fr., 
weitere  82,725,000  Fr.  an  überschüssigen  Sparkassengeldem  und 
14,197,400  Fr.  aus  der  Postsparkasse'): 

d)  unter  Uebergehung  einiger  kleiner  Posten:  aus  111,592,600  Fr.  an 
bons  du  tresor,  die  am  31.  Oktober  im  Umlauf  waren. 

2)  Die  imverzinslichen  87  Millionen  setzten  sich  zusammen  aus  verschieden- 
artigen Depositen,  die  ihrer  Natur  nach  meist  auf  zu  kurze  Zeiten  hinterlegt 
sind,  als  dass  der  Staat  die  betreffenden  Summen  verwenden  könnte. 


')  Die  Einnahmen  sind  die  Passiva  der  , schwebenden  Schuld",  die  diese 
wieder  schuldig  ist,  und  umgekehrt  sind  ihre  Ausgaben  ihre  Aktiva,  die  man 
ihr  zurückerstatten  muss. 

'^)  Im  Augenblick  liegen  keine  besonderen  Zuschüsse  der  Generalein- 
nehmer vor. 

')  Die  französischen  Sparkassen  sind  ebenfalls  gehalten,  alle  die  ihre 
laufenden  Bedürfnisse  übersteigenden  Summen  imter  Vermittlung  der  Depositen- 
kasse dem  Staate  zur  Verfügung  zu  stellen. 
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Zur  Verzinsung  der  innerhalb  der  , schwebenden  Schuld"  dem  Staate  zur 
Verfügung  stehenden  Summen  wirft  das  Kapitel  15  des  Budgets  des  Finanz- 
ministeriums (cf.  S.  210)  28,100,000  Fr.  aus  und  stopft  der  Staat  mit  jenen 
Summen  zunächst  das  „decouvert"  —  die  Summe  der  Deficite  seit  dem  Beginn 
des  Jahrhunderts,  soweit  dieselben  nicht  konsolidiert  oder  durch  Einnahmeüber- 
schüsse abgezahlt  sind,  die  am  1.  Januar  1880  (der  neueste  Saldo  ist  noch  nicht 
bekannt  gemacht)  809  Millionen  ausmachte  —  während  weitere  Beträge  für 
Staatsausgaben  aller  Art,  denen  gegenüber  später  irgendwelche  specielle  Ein- 
nahmen erwartet  werden,  vorläufig  gebraucht  werden.  Die  grossen,  stets  dis- 
ponibeln  Summen  der  „schwebenden  Schuld",  die  der  Staat  überdies  nur  mit 
3 7«»  gegen  A—b^/o,  die  ihm  seine  Anleihen  kosten,  verzinst,  verleiten  natürlich 
abermals  zu  Ausgaben. 

üeberschuss  und  Deficit. 

Verständnis  der  Gegenwart  und  Einblick  in  die  Zukimft  gewährt  allein 
Kenntnis  der  Vergangenheit.  Das  , Werden"  allein  erklärt  das  ^Sein".  So 
müssen  wir  in  unserer  Schilderung  einige  Jahre  zurückgehen  und  an  die  bekannte 
Thatsache  anknüpfen,  dass  nach  dem  Kriege  im  Anfang  der  siebziger  Jahre  für 
mehr  denn  700  Millionen  neue  Steuern  Frankreich  auferlegt  wurden.  Es  dauerte 
zwei  bis  drei  Jahre,  bis  die  neuen  Steuern  gehörig  anzogen;  sobald  sich  aber 
das  Volk  an  sie  gewöhnt  hatte,  zogen  sie  so  kräftig  an,  dass  sich  bald  U  e  b  e  r- 
schüsse  zeigten.  Diese  Ueberschüsse  erhielten  sich  sogar,  selbst  nachdem 
einige  der  neuen  Steuern  wieder  aufgehoben  worden  waren,  durch  einige  Jahre, 
die  wir  als  die  Ueberschussperiode  bezeichnen  können. 

Die  Ursachen  dieser  Erscheinung  sind,  wie  wir  an  anderer  Stelle  ausführlich 
und  an  der  Hand  langer  Zahlenreihen  nachgewiesen  haben  ^),  wesentlich  dem  Vor- 
wiegen der  „indirekten  Steuern"  im  französischen  Steuersystem  zuzuschreiben, 
dabei  ist  die  Steigerung  der  Einnahmen  aus  den  französischen  ,  indirekten 
Steuern"  fast  ausnahmslos  proportional,  sowohl  der  Steigerung  der  Bevölkerung, 
als  dem  Preise  der  bestimmten  Dinge,  wie  nicht  minder  der  Höhe  der  einzelnen 
Steuern. 

Folgendes  sind,  nach  dem  Leon  Say sehen  Budget  für  1883*),  die 
Beträge  der  mit  dem  Jahi-e  1875  anhebenden  Ueberschüsse  in  ihren  Haupt- 
resultaten : 


Üeberschuss  des  Jahres 

1875  .    . 

.       78,490,422  Fr. 

24  et 

n                      Ti 

»1 

1876  .     . 

.      98,204,823    , 

62    , 

V                                11 

« 

1877  .    . 

.      63,811,308    , 

84    , 

»                       n 

^ 

1878  .    . 

.       62,356,878    , 

92    , 

»                                 K 

^ 

1879  .     . 

.       75,030,509    , 

06    , 

«                      n 

V 

1880  .    . 

.     134,495,607    „ 

Ol    , 

»                       » 

n 

1881  .    . 

.      68,312,238    , 

95    , 

Die  meisten   dieser  Zahlen,   welche   am  2.  März  1882   den  Kammern  vor- 


')  1.  c.  S.  716  ff. 

")  Es   gibt   deren  für  1883  zwei,    das  andere  ist  von  Allain-Targe  auf- 
gestellt worden,  aber  nur  das  Say  sehe  kam  zur  Beratung. 
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gelegt  wurden,  sind  provisorische  und  bringt  der  Budgetbericht  vom  November 
1883  das  Resultat  späterer  Berichtigimgen '). 

Jene  »Ueberschüsse'  wurden  zu  Versuchungen,  denen  man  in  zwei- 
facher Weise  erlag:  man  vermehrte,  sich  auf  dieselben  berufend,  die  Staats- 
ausgaben und  hob  zu  gleicher  Zeit  bedeutende  Steuern  auf.  Letzteres  nannte 
man  ^degrever",  entlasten.  Auf  Seite  44  seines  Buches  ,Les  finances  de  la 
France"  bringt  Say  eine  Tabelle,  nach  welcher  jene  St«uerentlastung  in  den 
Jahren  1879—1881  222  Millionen  und  die  Zunahme  der  Ausgaben  für  dieselbe 
Periode  154  Millionen  beträgt  =  ein  Gesamtunterschied  von  376  Millionen. 
Wenn  man  aber  derartig  stetig  aus  der  einen  Wagschale  herausnimmt  und 
zugleich  in  die  andere  immer  weiter  hineinlegt,  kann  sich  naturgemäss  kein 
Gleichgewicht  halten. 

Der  Berichterstatter  des  Budgets  für  1883,  Ribot,  zeigte  in  lehrreicher 
Tabelle,  wie  verkehrt  in  jenen  beiden  Richtungen  sowohl  die  Initiative  der  Re- 
gierung als  die  der  Deputierten  gewirkt  hat,  von  denen  letztere  meist  die  Ge- 
wohnheit haben,  die  Regierung  dazu  zu  bringen,  statt  ihrer  bezügliche  Vor- 
schläge zu  machen;  —  in  einem  parlamentarischen  Staat  bedarf  der  jeweilige 
Minister  ja  so  oft  der  Stimmen  jener  Herren  Deputierten !  Und  letztere  bedürfen 
umgekehrt  der  Stimmen  ihrer  Wähler.  Darum  verlangen  sie  zumal  Ent- 
lastungen, und  zwar  sollte  man  zuweilen  meinen,  dass  es  den  Herren  dabei 
mehr  um  den  Schein  als  das  Wesen  zu  thun  ist.  So  nachteilig  dies  alles  auch 
gewirkt  haben  mag,  so  wäre  dessen  Tragweite  dennoch  relativ  gering  geblieben, 
wenn  nicht  eine  Ausgabenursache  —  der  „Plan  Freycinet"  alle  andern 
in  Schatten  gestellt  hätte. 

Gegen  1878  trafen  mehrere  Ursachen  zusammen,  um  die  Bewilligung  eines 
so  grossartigen  Aasgabenkomplexes,  wie  zur  Durchführung  dieses  Planes  nötig 
war,  zu  ermöglichen:  Erstens  gab  es  eine  Anzahl  kleiner  notleidender  Bahnen, 
die  nicht  leben  und  sterben  konnten  —  aber  Freunde  in  der  Kanmier  hatten. 
Diese,  die  nicht  zugeben  durften,  dass  in  ihren  Wahlkreisen  irgend  ein  Bähnchen 
zum  Stillstand  käme,  drangen  darauf,  dass  der  Staat  jene  Bahnen  ankaufe  imd 
in  Grang  erhalte;  zweitens  war  die  Verstaatlichungsidee,  im  Anschluss  an  die 
Vorgänge  in  Preussen,  überhaupt  modern:  der  Ankauf  jener  kleinen  Bahnen  sollte 
zu  ihr  das  Signal  geben;  drittens  verlangten  viele  Wahlbezirke  neue  Bahnen 
und  Anschlüsse.  Auf  den  derart  vorgeackerten  Boden  fiel  viertens  der  ,befiruch- 
tende  Regen  und  der  reifende  Sonnenschein"  der  Ueberschüsse.  Und  so  wurde 
es  Freycinet  möglich,  mit  je  einem  Federstrich  Bahnen  und  Bähnchen  an  den 
Süden  und  den  Norden,  an  den  Osten  und  den  Westen  auszuteilen  imd  weiter 
noch  urbi  et  orbi  Kanäle  und  Hafenbauten  zu  versprechen. 

Wer  warnte,  wurde  ausgelacht  —  der  gewandte  Minister  hatte  es  verstanden, 
der  grossen  Masse,  die  sich  aus  lauter  kleinen  Interessenten  zusammensetzte, 
seinen  »Plan"  plausibel  zu  machen.  Er  hielt  seine  glänzenden  Reden:  ,mit 
5 — 6  Milliarden "-),  zu  deren  Verzinsung  unsere  »Ueberschüsse"  ausreichen,  bauen 
wir  unser  Eisenbahn-  und  Kanalnetz  aus  und  stärken  uns  wirtschaftlich  so  sehr, 
dass  wir  dann  auch  politisch  jedem  Gegner  gewachsen  sind ;  Handel  und  Wandel 


'j  Cf.  S.  220,  221. 

*)  Sehr  bald  handelte  es  sich  um  9  Milliarden! 
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und  Schiffahrt  werden  auf  eine  nie  geahnte  Höhe  steigen  —  das  soll  einstweilen 
unsere  Revanche  sein!"  Auch  solle  man  sich  gar  nicht  für  die  ganze  erforder- 
liche Summe  auf  einmal  verbindlich  machen,  sondern  jährlich  nur  je  500  Mil- 
lionen zu  Bauten,  die  jeden  Augenblick  sistirt  werden  könnten,  bewilligen  und 
verbrauchen. 

Die  Verhältnisse  waren  dem  Minister  schon  nach  Ablauf  des  ersten  Jahres 
über  den  Kopf  gewachsen;  statt  nur  so  viele  Bahnen  auf  einmal  in  Angriff  zu 
nehmen,  als  man  mit  den  500  Millionen  hätte  beenden  können,  wurden  bei 
.weitem  mehr  Bauten  gleichzeitig  in  Angriff  genommen  —  man  hatte  eben  viele 
Wähler  zu  befriedigen  und  waren  die  meisten  Bahnen  ja  , Wahlbahnen ". 

Die  jährlich  zu  verbrauchenden  500  Millionen  sollten  durch  Anleihen  auf- 
gebracht werden,  entweder  je  500  Millionen  per  Jahr  oder  eventuell  alle  zwei 
Jahre  1000  Millionen,  in  welchem  Falle  in  der  Zwischenzeit  die  Gelder  der 
, schwebenden  Schuld"  zu  verwenden  seien.  Man  kann  ja  bekanntlich  nicht  zu 
jeder  Stunde  borgen;  unter  Umständen  ist  sogar  die  gute  Laune  des  Geldmarktes 
einer  der  mächtigsten  Faktoren  im  Staatsleben! 

Was  übrigens  die  Verzinsung  und  Amortisation  der  für  jene  Bauten  auf- 
zubringenden Anleihen,  die  nach  dem  Vorschlag  von  Say  als  „rente  3% 
amortisable"  ausgegeben  werden  sollten,  betrifft,  so  rechnete  man  neben  den 
^Ueberschüssen"  wesentlich  auf  einen  im  ordentlichen  Budget  wohlgesicherten 
Fonds,  der  soeben  frei  geworden  war.  Der  Staat  hatte  nämlich  während  des 
1870/71er  Krieges  von  der  Banque  de  France  1470  Millionen  Fr.  geborgt,  die 
baldmöglichst  zurückzuzahlen  waren.  Auf  T  h  i  e  r  s'  Vorschlag  wurden  zwecks 
dessen  im  ordentlichen  Budget  jährlich  200  (zeitweise  auch  nur  150)  Millionen 
angewiesen. 

Als  die  Bankschuld  abgezahlt  war,  wurden  jene  150—200  Millionen  im 
ordentlichen  Budget  frei  und  konnte  man  dasselbe  entweder  auf  der  Einnahme- 
seite durch  entsprechende  Steuererlässe  entlasten  oder  die  Summe  jährlich  neu 
verwenden  —  man  verwandte  sie  zur  Durchführung  des  „Fr  eycinetschen 
Planes". 

Für  diesen  war  die  ganze  Summe  freilich  nicht  sofort  jährlich  nötig  (die- 
selbe sollte  ja  nur  die  Zinsen  für  die  aufzunehmenden  Anleihen  bieten),  wie 
man  aber  auch  sonst  Geld  gut  gebrauchen  konnte:  zum  Amortisieren,  den 
Obligationen  auf  kurze  Frist  gegenüber  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  so  freute  man  sich 
der  willkommenen  Reserve. 

Die  Durchführung  des  oft  genannten  Planes  wurde  also  in  Angriff  ge- 
nommen —  die  Jahre  folgten  einander,  aber  sie  glichen  sich  nicht:  die  Ueber- 
schüsse  nahmen  ab,  die  Ausgaben  zu  und  der  Geldmarkt  machte  ein  finsteres 
Gesicht.  Der  grosse,  in  seinen  Nachwehen  noch  heute  empfindbare  Krach  der 
Jahreswende  1881/82  war  ausgebrochen  und  gleichzeitig  waren  die  Reserven, 
von  denen  wir  eben  sprachen,  von  Jahr  zu  Jahr  mit  dem  weiteren  Fortschreiten 
im  Bauen  zusammengeschmolzen. 

Der  Wendepunkt  war  da,  statt  der  Ueberschüsse  zeigten  sich  Unter- 
bilanzen. Die  Ausgaben  einzuschränken  wurde  dringendstes  Gebot,  den 
Gegnern  der  Verstaatlichung  wuchs  neuer  Mut  und  damit  neue  Kraft,  das 
Schwert  des  Damokles,  das  über  den  Privat-Eisenbahngesellschaften  hing,  fest- 
zubinden. 
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Das  Leben  der  Privat-Eisenbahngesellschaften  war  einige  Jahre  in  einer, 
wenn  man  sich  so  ausdrücken  darf,  latenten  Krisis  bedroht:  man  wusste,  dass 
die  Kompanien  mächtige  Freunde  und  nicht  minder  starke  Feinde  hatten,  die 
Siegespalme  neigte  sich  hinüber  und  herüber.  Dauern  konnte  die  Spannung 
nicht  länger,  grosse  Interessen  waren  durch  die  üngewissheit  gefährdet,  denn: 
,il  faut  qu'une  porte  soit  ouverte  ou  fermee".  Nunmehr  aber  waren  die  Um- 
stände den  Freunden  der  EisenbahngeseUschaften  günstig  und  ihre  Gegner  ver- 
trösteten sich  auf  gelegenere  Zeit;  gleichzeitig  war  die  vollständige  Durch- 
führung des  Freycinetschen  Projektes  unmöglich  geworden:  woUte  man  den 
Staatskredit  nicht  untergraben,  so  musste  man  damit  innehalten,  die  für  das- 
selbe nötigen  Anleihen  auf  den  Markt  zu  werfen.  So  entschloss  man  sich,  mit 
den  Privat-ELsenbahngeseUschaften  dahin  zu  unterhandeln,  dass  diese  die  Durch- 
führung der  projektierten  Bauten  übernähmen. 

Die  bisher  noch  nicht,  oder  doch  nur  ungenügend  geschriebene  Geschichte 
der  französischen  Eisenbahnen  ist  ausserordentlich  lehrreich. 

An  dieser  SteUe  haben  wir  nur  darauf  hinzuweisen,  dass  der  französische 
Staat  sich  ursprünglich  nur  deshalb  in  die  Verhältnisse  der  Eisenbahngesell- 
schaften gemischt  hatte,  weil  sich  die  Privatgesellschaften,  wie  sie  sich  in  der 
Kindheit  des  Eisenbahnbaues  gebildet  hatten,  zu  schwach  erwiesen,  auch  den 
bescheidensten  Anfordervmgen  zu  genügen :  die  ihnen  zugebüligten  Konzessionen 
waren  räumlich  und  zeitlich  zu  kurz  bemessen  gewesen. 

Unter  Beihilfe  des  Staats  fusionierten  sich  die  sämtlichen  Kompanien 
später  zu  sechs  grossen  Gesellschaften  (1852—1853),  deren  Konzessionen  auf 
99  Jahre  verlängert  wurden.  Die  neuen  Gesellschaften  waren  dadurch  so  ge- 
stärkt, dass  der  Staat  auch  seinerseits  von  ihnen  immer  grössere  Gegenleistungen 
verlangte  (1858-1859  und  später). 

Die  Kompanien  besassen  imd  betrieben  nämlich  nur  die  besten  Linien, 
neben  denen  es  viele  gab,  welche,  wenn  überhaupt  gebaut,  auch  rentabel  werden 
konnten.  So  mutete  man  den  Gesellschaften  zu,  den  Bau  auch  dieser  Linien 
zu  übernehmen,  und  von  ihrem  Gewinn  an  den  , alten*  Linien  etwa  ein  Prozent 
dem  Ertrag  der  neu  zu  bauenden  Schienenwege  zuzulegen. 

Wenn  diese  Zuweisung  zu  einer  Verzinsung  des  bezüglichen  Anlagekapitals 
mit  4''/o  immer  noch  nicht  ausreichen  würde,  so  sollte  der  Staat  für  den  Rest 
eintreten;  in  diesem  Sinne  also  eine  4"/o  Verzinsung  desselben  garantieren.  Die 
infolge  jener  Garantie  vom  Staat  eventuell  zuzuzahlenden  Summen  sollten  aber 
nicht  ä  fonds  perdu  den  Gesellschaften  quasi  als  Geschenk  ausgezahlt  sein, 
sondern  woUte  der  Staat  die  betreffenden  Summen  den  Kompanien  nur  vor- 
geschossen haben ,  die  ihm  das  Kapital  nebst  Zinsen  (zu  4  7»)  zurückzuzahlen 
hätten,  sobald  die  Erträge  des  ,neuen"  Netzes  über  4%  aus  sich  selbst  ein- 
brächten. 

Das  „neue  Netz*  wurde  thatsächlich  nach  und  nach  einträglich;  zunächst 
wurden  die  Staatszuschüsse  vmnötig  imd  bald  wurde  das  „neue  Netz"  auch  un- 
abhängig von  den  Zuschüssen  aus  den  Erträgnissen  des  „alten  Netzes",  so  dass 
die  Bahnen  seit  einiger  Zeit  angefangen  haben,  dem  Staat  die  besprochenen 
Vorschüsse  zurückzuzahlen. 

Für  das  laufende  Jahr  (1883)  betragen  die  bezüglichen  Summen  über 
34  Millionen  Fr.;  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  wie  zwei  der  Gesellschaften,  die 
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Nord-  und  die  Lyonerbahn,  überhaupt  nie  die  Staatsgarantie  und  die  aus  ihr 
resultierenden  Vorschüsse  in  Anspruch  genommen  haben,  und  die  Westbahn 
bisher  noch  nicht  im  Stande  war,  Rückzahlungen  zu  machen,  die  Ost-,  Süd-  und 
Orleansbahn  es  sind,  welche  die  obige  Summe  aufbringen. 

Fügen  wir  hier  noch  hinzu,  dass  sich  der  Staat  in  den  früheren  Verträgen 
50  7«  von  dem  über  gewisse  Dividenden  ')  hinausgehenden  Gewinn  der  Eisenbahn- 
gesellschaften vorbehalten  hatte,  ein  Recht,  von  dem  er  bisher  keinen  Nutzen 
hat  ziehen  können. 

Wie  vorstehend  geschildert  lagen  die  Verhältnisse,  als  man,  auf  die  volle 
Durchführung  des  Projekts  von  Freycinet  seitens  des  Staats  verzichtend,  sich 
entschloss,  mit  den  Privat-Eisenbahngesellschaften  neue  Verträge  abzuschliessen. 

Die  Vertragsbedingungen  sind  in  grossen  Zügen  folgende: 

Die  Kompanien  übernehmen  an  Stelle  des  Staates  den  Bau  der  projek- 
tierten Bahnen  und  Bähnchen,  —  die  mit  einer  Gesamtlänge  von  9—10,000  km 
nach  Massgabe  zumeist  ihrer  geographischen  Lage  unter  die  einzelnen  Gesell- 
schaften verteilt  werden,  —  unter  Kontrolle  und  für  Rechnung  des 
Staates. 

Zwecks  dessen  emittieren  dieselben  Obligationen,  aus  deren  Begebung  sie 
sich  die  Mittel  za  dem  Bau  schaffen,  die  sie  dem  Staate  abzüglich  50,000  Fr. 
per  Kilometer,  die  sie  selbst  bei  deren  Bau  zuzulegen  haben  —  (=  bei  10,000  km 
500  Millionen  Fr.),  —  belasten,  während  derselbe  nunmehr  umgekehrt  verpflichtet 
ist,  den  Gesellschaften  diese  jetzt  ihm  derartig  gemachten  Vorschüsse  in  jähr- 
lichen Raten  bis  zum  Ablauf  der  Konzessionsdauer  (1955  und  1956)  zurück- 
zuzahlen. 

Die  seitens  der  Gesellschaften  dem  Staate,  wie  wir  weiter  oben  sahen,  noch 
schuldigen  Beträge :  und  zwar  schuldet  die  Ostbahn  150  Millionen,  die  Südbahn 
34  Millionen,  die  Orleansbahn  205  Millionen  und  die  Westbahn  240  Millionen, 
werden  mit  Ausnahme  der  Westbahn,  der  der  betreffende  Betrag  auf  180  Mil- 
lionen herabgesetzt  ist,  sofort  fällig  und  müssen  von  den  Gesellschaften  zu  den 
von  ihnen  zu  übernehmenden  Bahnbauten  verwandt  werden,  denen  gegenüber 
sie  dem  Staat  gutgeschrieben  werden. 

Bei  einer  Konventionalstrafe  von  5000  Fr.  per  Jahr  und  Kilometer  müssen 
die  sämtlichen  Bauten  innerhalb  10  Jahren  fertiggestellt  sein.  Der  eventuelle 
Gewinnanteil  des  Staates  ist  weiter  erhöht  worden  bei  der  Nordbahn  von 
früher  50  "/o  über  92,80  Fr.  auf  6678  7o  über  80,50  Fr.  Dividende;  bei  der  Ost- 
bahn von  früher  50  7o  über  54  Fr.  auf  667»  %  über  50  Fr.  Dividende,  bei  der 
Westbahn  statt  früher  50  7o  über  61  Fr.  auf  6673  7o  über  50  Fr.  ^).  Bei  der 
Orleansbahn  und  Südbahn  ist  das  Dividenden-Maximum,  über  das  hinaus  der 
Staat  nunmehr  73  statt  früher  V^  zu  beziehen  hat,  um  18  Fr.,  bei  der  Südbahn 
um  10  Fr.  herabgesetzt. 

Durch  diese  Verträge  ist  der  Staat  der  Notwendigkeit  enthoben,  neue 
27»  Milliarden  Eisenbahnanleihen  zu  machen  für  den  Bau  von  Bahnen,   deren 


')  Darüber  weiter  unten. 

^)  In  den  Verträgen  selbst  ist  die  Höhe  des  Reingevönnes  angegeben,  nicht 
die  der  Dividenden,  die  hier,  der  besseren  Uebersicht  halber,  auf  die  Dividende 
reduziert  sind. 
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Betrieb  nach  mä-ssigen  Schätzungen,  neben  den  Zinsen  für  die  aufzunehmenden 
Anleihen  mit  125  Millionen,  eine  durchschnittliche  Zulage  von  2500  Fr.  per  km 
=  25  Millionen  Fr.  per  10,000  km  erfordert  haben  würde,  so  dass  der  Staat 
durch  jene  Verträge  jährlich  150  Millionen  spart ,  während  die  Bahnen  ausser 
den  von  ihnen  per  km  an  den  Baukosten  zuzulegenden  50,000  Fr. ')  jedes 
Risiko  aus  dem  Betrieb  auf  sich  genommen  haben,  für  den  jede  Staatsgarantie 
fortgefallen  ist.  Mit  jener  Garantie  fiel  denn  auch,  wie  wir  nebenbei  bemerken 
wollen,  der  früher  gemachte  Unterschied  zwischen  .altem"  und  .neuem'  Netz. 
Die  übrigen  Bedingungen  imd  alle  die  die  einzelnen  Kompanien  besonders 
betreffenden  Detailbestimmungen  können  wir  hier  übergehen  und  sei  nur  noch 
bemerkt,  dass  sich  der  Staat  überdies  noch  das  Recht  des  rachat  (der  Ver- 
staatlichung) der  Bahnen  in  den  Verträgen  principiell  vorbehalten  hat. 
Dies  Recht  dürfte  kaum  mehr  zur  Ausübung  kommen  und  hat  nur  mehr  for- 
male Bedeutung;  ebenso  werden  die  in  den  Verträgen  vorgesehenen  Tarif- 
ermässigungen,  die  vielfach  verklausuliert  sind,   wohl  niemals  eintreten*). 

II.    Die  Finanzlage  Ende  1883. 

Das  Budget  fflr  1S84. 

Wie  wir  sahen,  verstreicht  in  Frankreich  zwischen  Aufstellung  des  Vor- 
anschlags und  Erlass  des  Budgetgesetzes  ungefähr  ein  ganzes  Jahr.  VSTährend 
der  langen  Zwischenzeit  pflegen  manche  Umstände  einzutreten,  die  sich  auch 
ausdrückend  in  Mehr-  oder  Mindererträgnissen  der  laufenden  Zeit  Modifikationen 
der  ursprünglichen  Vorlage  bedingen  imd  das  schliessliche  Zustandekommen  des 
Finanzgesetzes  erschweren. 

Say  war,  wie  wir  ebenfalls  bereits  sahen,  als  Finanzminister  auf  den 
theoretisch  sehr  wohl  zu  begründenden  Gedanken  gekommen,  in  seinem  Vor- 
anschlag jene,  während  der  demselben  folgenden  12  Monate,  mit  Wahrschein- 
lichkeit zu  erwartenden  Modifikationen  zu  berücksichtigen,  indem  er  den 
thatsächlichen  Resultaten  des  letztvergangenen  Jahres,  den  durchschnittlichen 
Unterschied  der  letzten  5  Jahre,  zu  oder  von  denselben  absetzte  *). 

Die  Budgetkommission  machte  der  neuen  Schätzungsmethode  gegen- 
über anfangs  Schwierigkeiten  und  woUte  an  der  alten  festhalten,  doch  verhalf 
Say  seiner  Ansicht  zum  Siege  rmd  als  er  sein  PortefeuiUe  niederlegte,  acceptierte 
sein  Nachfolger  Tirard  die  Say  sehe  Schätzungsmethode,  nach  der  er  für 
1884  einen  Voranschlag  für  das  ordentliche  Budget  aufstellte,  der  in  folgen- 
den Zahlen  gipfelte: 

Etat  für  1884,  Einnahmen     .     .    3,103,700,843  Fr. 
Ausgaben   .     .     .    3.103,441,193    , 

Mehreinnahmen  .     .     .     259,650  Fr. 


')  25,000  bar  und  25,000  in  Natm-aUeistungen.  Betriebsmaterial  etc. 

')  Die  Verü-äge  sind  publiziert  im  Journal  officiel  vom  21.  November  1883 
und  ebenso  im  Bulletin  des  lois. 

^)  Cf.  Leon  Say:  Les  Finances  de  la  France,  Paris  1883  imd  unsere  Be- 
sprechung jenes  Buches  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 
N.  F.  VI,  S.  486  ff. 
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Die  Aufstellung  des  ausserordentlichen  Budgets  musste  natürlich  bis 
nach  Annahme  der  oben  besprochenen  Verträge  mit  den  Eisenbahngesellschaften 
seitens  der  Kammern  verschoben  werden. 

Die  Deputiertenkammer  nahm  dieselben  an  und  vertagte  sich,  aber- 
mals ohne  das  ordentliche  Budget  zu  erledigen,  bis  Ende  Oktober. 

Bei .  ihrem  Wiederzusammentritt  hatte  sich  die  Sachlage  wesentlich  ge- 
ändert :  Einerseits  entzogen  die  nachträglich  auch  vom  Senat  genehmigten  Ver- 
träge (Gesetz  vom  20.  November  1883)  dem  ordentlichen  Budget  eine 
Einnahme  von  34,900,000  Fr.  an  Rückzahlungen  der  Eisenbahnen  (für  Garantie- 
vorschüsse) ^)  und  andererseits  waren  die  faktischen  Einnahmen  des  Jahres  1883 
um  ca.  44  Millionen  hinter  den  Schätzungen  zurückgeblieben.  Nicht  als  ob  die 
Einnahmen  als  solche  abgenommen  hätten;  sie  waren  sogar  gegen  das  Vorjahr 
um  23  Millionen  gestiegen,  aber  man  hatte  sich  doch  verrechnet.  Die  Zu- 
nahme war  in  langsamerem  Tempo  marschiert  als  bisher  und  statt  der  er- 
warteten ca.  67  Millionen  Mehreinnahmen  hatte  man  thatsächlich  nur  23,  so  dass 
weitere  43,762,500  Fr.  -f  den  34,900,000  von  den  Eisenbahnen  =  ca.  79  Mil- 
lionen den  vorgesehenen  Ausgaben  gegenüber  fehlten,  die  sich  ihrerseits  infolge 
der  glücklich  durchgeführten  Konversion  der  5  7o  Rente  in  eine  472  7"  >  ^^^ 
33,933,299  Fr.  an  Zinsen  vermindert  hatten. 

Die  Ausgaben  waren  dementsprechend  den  voraussichtlichen  Einnahmen 
von  1884  gegenüber  weiter  herabzusetzen  und  legte  der  Finanzminister  T  i  r  a  r  d 
der  Kammer  einen  neuen  „rektifizierten"  Voranschlag  vor,  dessen  Haupt- 
zahlen sind: 

Einnahmen   ....     3,024,842,342  Fr. 
Ausgaben      ....     3,024,366,781    „ 

Mehreinnahmen     ....     475,561  Fr. 
Verminderung  der  Einnahmenschätzung  gegen  den  ersten  Voranschlag  78,858,501  Fr. 
desgleichen  der  Ausgabenschätzung 79,074,412  „ 

In  dem  „rektifizierten"  Voranschlag  war  keines  der  besprochenen  Schätzungs- 
principien  konsequent  durchgeführt:  der  Minister  setzte  nämlich  für  die  vier 
indirekten  Steuern,  bei  denen  sich  die  Mindereinnahmen  von  43  Millionen  that- 
sächlich nur  gezeigt  hatten  ^),  die  wirklichen  Ertragszahlen  des  Jahres  1883  ein. 
während  er  bei  den  andern  Steuern  die  Schätzungsmethode  von  Say  beibehielt. 

Die  Ausgabenverminderung  setzt  sich  dagegen  zusammen  aus: 
33,933,299  Fr.  durch  die  Konversion  gesparten  Zinsen,  29,517,235  Fr.  Abstrichen 
an  den  einzelnen  Ministerialetats  imd  endlich  15,623,878  Fr.,  um  welche  die 
Ausgaben  für  die  reorganisierte  Altersversorgungskasse  —  wenigstens  auf  dem 
Papier  —  geringer  erscheinen  sollen*). 


')  Cf.  weiter  oben  S.-215. 

^)  Einregistrierung,  Stempel,  Zölle,  Zucker.  Die  Venninderung  der  Ein- 
nahmen aus  Zucker  hängt  mit  schlechten  Ernten  und  den  exorbitanten  deutschen 
Exportprämien  zusammen.  Die  andern  drei  Steuern  hängen  in  ihren  Erträg- 
nissen von  dem  allgemeinen  Gange  der  Geschäfte  ab,  der  sich  für  das  ver- 
gangene Jahr  als  flau  herausgestellt  hat. 

')  Das  bezügliche  Projekt  —  eine  Ai-t  Konversion  —  in  seiner  sehr  ver- 
wickelten Gestalt  zu  schildern,  fehlt  hier  der  Raum. 
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Die  Budgetkommission  verwarf  jenen  , rektifizierten"  Voranschlag 
des  Ministers:  seine  Aufstellung  erschien  ihr  unlogisch  und  jedenfalls  zu  hoch 
gegriffen,  und  stellte  dieselbe  ihrerseits  einen  neuen  Voranschlag  nach  einem 
neuen  Schätzungssystem  auf.  Für  dasselbe  war  der  Gedanke  massgebend,  dass 
wie  von  dem  laufenden  Jahr  1883  bereits  zehn  Monate  bis  zum  31.  Oktober  in 
ihren  Resultaten  zu  übersehen  seien,  man  denselben  nur  die  Resultate  der  letzten 
zwei  Monate  des  Jahres  1882  hinzuzufügen  brauche,  um  ein  vollständig  zu- 
treffendes Jahresbild,  nach  dem  man  das  wuhrscheinliche  Bild  per  1884 
konstruieren  könne,  vor  sich  zu  sehen. 

Der  von  der  Budgetkommission  dementsprechend  aufgestellte  Voranschlag 
schätzte  die  Einnahmen  auf  2,981,206,617  Fr. 

Es  galt  mm  die  Ausgaben  mit  diesen  neuerlich  reduzierten  Einnahmen 
in  Einklang  zu  bringen.  Wir  sahen,  dass  der  Minister  selbst  schon  die  Aus- 
gaben  von  3,103  Millionen  auf  3,024,366,781  Fr.  herabgesetzt  hatte,  es  fehlten 
also  noch  43,169,164  Fr.  Von  den  Ministerialetats  wurden  abermals  4,442,975  Fr. 
gestrichen,  und  blieben  so  immer  noch  38,717,189  Fr.,  in  runder  Summe  40  Mil- 
lionen unbedeckt. 

Das  leichteste  Auskunftsmittel  schien  der  Kommission,  jene  40  Millionen 
bei  dem  Kapitel  5 ')  des  Budgets  zu  streichen,  dessen  Zahlen  sich  wie  folgt  zu- 
sammensetzen : 

article  1.     Zinsen  der  Obligationen  auf  kurze  Frist     .     .       14,734,066  Fr. 
,        2.     Jabresbetrag  an  Zinsen  und  Amortisation  der 

tügbaren  3  °/oigen  Rente 136,265,934   , 

,       3.     Rückzahlung   (des   Kapitals)   der  Obligationen 

auf  kurze  Frist 100,000,000    . 

Zusammen  251,000,000  Fr. 
und  zwar  sollten  von  letzteren  100  Millionen,  nach  Absicht  der  Kommission, 
40  abgesetzt  werden;  oder  richtiger  gesagt:  100  Millionen  sind  oder  werden  in 
dem  Jahre  1884  fällig  und  sollte  der  Minister  Ermächtigung  erhalten,  zu  deren 
teüweiser  Deckung  40  neue  Millionen  auf  kurze  Frist  aufzunehmen.  Das  war 
schliesslich  dasselbe,  wie  wenn  man  jene  40  Millionen  einfach  der  , schwebenden 
Schuld*  zugeschrieben  hätte.  Manche  Leute  verwechseln  eben  Aufschub  und 
Lösung.  Derartige  Aushilfsmittel  bewähren  sich  aber  selten;  ihr  Resultat  ist 
meist  ein  vergrössertes  Deficit! 

Zunächst  haben  ^vir  mm  das  ausserordentliche  Budget  für  1884 
einer  kurzen  Betrachtung  zu  unterziehen,  das,  weil  infolge  der  Verträge  mit  den 
Eisenbahngesellschaften  keine  neuen  Mittel  für  Eisenbahnbauten  bereitzustellen 
waren,  selbstredend  um  vieles  kleiner  ausfallen  musste,  als  seine  Vorgänger. 

Das  ausserordentliche  Budget  von  1883  hatte  608  Millionen  er- 
fordert, der  Voranschlag  für  1884  verlangte  für: 

Post  imd  Telegraphen  (Bau  unterirdischer  Linien)  .     .     .         3,000,000  Fr. 
Kriegsministerium  (Herstellung  des  Kriegsmaterials)     .     .     110,000,000    , 

Marine  iind  Kolonien  (Senegalbahn  etc.) 11,332,797    , 

Kanal-  und  Hafenbauten 140,667,203    , 

ßumma    265,000,000  Fr. 

')  Cf.  S.  210. 
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Weiter  waren,  ebenso  wie  wir  soeben  sahen,  dass  aus  dem  ordentlichen 
Budget  für  1884,  nach  Absicht  der  Kommission,  40  Millionen  sub  rosa  der 
, schwebenden  Schuld*  zugewiesen  werden  sollten,  auch  ein  Teil  der  Ausgaben 
des  ordentlichen  Budgets  für  1883,  und  zwar  eine  Summe  von  93  Millionen,  diesmal 
nur  noch  deutlicher  der  , schwebenden  Schuld"  zur  Last  gelegt  worden,  von  denen 
ca.  7»  durch  Mehreinnahmen  und  besonders  aus  Reliquaten  der  Voijahre  (über 
die  weiter  unten)  nachträglich  gedeckt  wurden,  und  35  Millionen  noch  zu  decken 
blieben. 

Ausserdem  sind  noch  30  Millionen  für  Schulbauten  nötig,  so  dass  der 
Minister  ermächtigt  wurde:  zur  Deckung  des  ausserordentlichen  Bedarfs  (265 
-f  35  +  30  +  20  Millionen  für  unvorhergesehene  Fälle)  bis  350  Millionen 
3%  tilgbare  Renten  successive  zu  emittieren  und  an  den  Schaltern  der  Staats- 
kassen zu  verkaufen. 

Die  Schilderung  der  Finanzlage  Ende  1883  wollen  wir  nunmehr 
durch  eine  Rekapitulation  der  Verwendung  der  früheren  Ueberschüsse  ein- 
leiten : 

1875.  Ueberschüsse  (definitiv) 78,490,422  Fr. 

Davon  75,959,444  Fr.  zur  Deckung  des  Deficits 
früherer  Jahre  und  2,530,978  Fr.  als  Zuschuss  für  Be- 
dürfnisse des  Jahres  1879. 

1876.  Ueberschüsse  (definitiv) 98,204,823    „ 

Davon  38,182,067  Fr.  für  besondere  Bedürfnisse 
der  Jahre  1878,  1879  und  1880  und  60,022,756  Fr.  für 
einen  zu  bildenden  Fonds  von  80  Millionen  für  die 
Vicinalwege. 

1877.  Ueberschüsse  (definitiv) 63,811,308    , 

Davon  im  Jahre  1879 :  um  obige  80  Millionen  zu 
füllen  19,977,244  Fr. ;  im  Jahre  1881 :  7  Millionen  für 
Schulbauten,  das  übrige  1881  zur  Deckung  des  Aus- 
falls infolge  der  Herabsetzung  der  Zuckersteuer. 

1878.  Ueberschüsse  (definitiv) 62,356,879    „ 

Davon  13,475,548  Fr.  für  besondere  Ausgaben  des 
Jahres  1880  und  1881 ;  32,775,335  Fr.  Ausfall  der  Zucker- 
steuer, und  16,105,955  Fr.  Ausfall  der  Weinsteuer,  auch 
infolge  der  Herabsetzung  der  Steuer. 

1879.  Ordentliches  Budget  (definitiv),  Ueberschüsse      .     .     .       96,207,185    ,. 

Davon  zur  Deckung  von  Ausfällen  1881 :  Wein 
4,894,004  Fr.;  1882:  Zucker  50,616,000  Fr.;  1882: 
Altersrentenkasse  (Dotation)  32  Millionen  und  Kranken- 
kassen (Dotation)  8,697,181  Fr. 

Das  ausserordentliche  Budget,  weil  abgeschlossen, 
kann  hier  unberücksichtigt  bleiben. 

1880.  Ordentliches  Budget,  definitive  Ueberschüsse      .     .     .     130,312,810    - 

Davon  füf  1882  eine  Zulage  von  54,302,819  Fr., 
das  übrige  ist  für  1883  reserviert. 
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Das    ausserordentliche   Budget   ist   geregelt    und 
zwar  teilweise  durch  Konsolidation  von  schwebenden 
Schulden. 
Da  die  betreffenden  Fonds  absorbiert  sind,  so  haben  die  vorstehenden 
Zahlen  nur  mehr  historisches  Interesse   und   sind   ohne  Einfluss  auf  die  gegen- 
wärtige Finanzlage:   anders  verhält  *es   sich   mit  den  Budgets  von   1881,    1882 
und  1883.   für  welche   die  Abrechnungen  überdies   zum  Teil  nur  provisorischer 
Natur  sind.     Die  Zahlen  sind  für: 

1881.  Ist  -  Eiimahmen     des     ordentlichen 

Budgets 2,999,766,125  Fr. 

Ist -Ausgaben 2,887,647,799    , 

Ueberschuss  (Berechnung  am  31.  Okt.  1883)      .     .     .     112,118,326  Fr. 
Davon  sind  verwendet  worden  meist  für  1883  .     .     .      32,458,509    , 

Bleibt  Ueberschuss      79,659,816  Fr. 

1882.  Ist-Einnahmen     des    ordentlichen 
Budgets 2,990,638,414  Fr. 

Ist -Ausgaben 3,022,606,707    , 

ünterbüanz  für  1882 31,968,293  Fr. 

1883.  Soll -Einnahme:  3,044,655,092  Fr.        Ist-Einnahme:  3,051,861,975  Fr. 
Soll -Ausgabe:      3,044,366,806    ,  Ist -Ausgabe:     3,134,948,282    , 

Pro\Tsorische  Unterbilanz 83,086,307  Fr. 

Die    definitive    Abrechnung   vorbehalten,    stellt    sich  das    Verhältnis 
augenblicklich  f olgendermassen : 

Vom  Jahre  1881  blieb  übrig 79,659,816  Fr. 

Im  Jahre  1882  fehlten    .    .    , 31,968,293    , 

Also  bUeb  disponibel  Ende  1882  .     .     .      47,691,523  Fr. 
Fürs  Jahr  1883  [ergibt  sich  eine  Unterbilanz  von  83,086,307  Fr. 
Davon  ab 47,691,523    , 

Bleibt  Unterbilanz  des  ordentlichen  Budgets  für  1883  .     .      35,394,784    , 
Dazu  kommt  vom  ausserordentlichen  Budget  101,800,929  Fr., 

wovon  aber  abgehen 
37,511,309  Fr.  für  annullierte  Kredite.   Rechnen  wir  hinzu  die 
35,000,000  Fr.  aus  dem  Jahre  1883,  für  welche  die  oben  er- 
wähnte 350  Millionenanleihe   mit   aufkommt, 
so  haben  wir  zusammen 

72,511,309  Fr.     Diese  von  obigen  101,800,929  Fr.  bleiben     .       29,289,619  Fr. 

also  .  .  64,684,403  Fr. 
als  vorläufige  Ziffer  eines  thatsächlichen  Deficits  von  gleicher  Höhe, 
wenn  die  Vorschläge  der  Kommission  durchgegangen  wären,  die,  wie  wir  oben 
sahen,  darin  gipfelten,  40  Millionen  im  Kapitel  5  zu  streichen,  resp.  thatsächlich 
nicht  zurückzuzahlen. 

Der  Minister  hatte  diesen  Vorschlag  nicht  acceptiert,  und  kam  die  Frage 
am  1.  Dezember  vor  die  Kammer  (Journal  officiel  vom  2.  Dezember).    .Zufällig* 
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war  der  Kommissions -Berichterstatter  abwesend;  der  Minister  bestand  auf  Be- 
willigung seiner  Voranschläge,  niemand  nahm  das  Wort  und  die  Kammer  gab 
dem  Minister  recht. 

Mithin  bleibt  es  bei  der  Rückzahlung  der  ganzen  100  Millionen  Obligatio- 
nen auf  „kurze  Frist"  und  glaubt  der  Minister,  dass  die  von  ihm  vertretene 
Mehrausgabe  über  den  Voranschlag  der  Kotoimission,  aus  den  Resultaten  der  von 
ihm  um  denselben  Betrag  höher  geschätzten  Einnahmen  ihre  Deckung  finden 
werde. 

Der  ordentliche  Etat  wurde  somit  von  der  Deputiertenkammer')  ab- 
schliessend auf  beiden  Seiten  mit  3024  Millionen  (statt  2981  Millionen,  wie  die 
Kommission  gewollt  hatte)  genehmigt,  damit  aber  —  da  mit  Schätzungen  allein 
kein  Deficit  vermieden  zu  werden  pflegt  —  wenigstens  die  Möglichkeit  eröfl&iet, 
dass  das  Deficit  über  64,684,403  Fr.  hinaus  bis  zu  ca.  100  Millio- 
nen Fr.  wächst. 

Hundert  Millionen  Deficit  sind  für  ein  Land  wie  Frankreich,  das  seine 
Jahresüberschüsse  schon  zu  grösseren  Summen  anwachsen  sah,  keine  drückende 
Last,  und  wenn  dieses  Deficit  den  Franzosen  als  Warnung  dient,  so  können  jene 
günstigen  Zeiten  bald  zurückkehren. 

Die  französischen  Finanzen  als  solche,  das  System  selbst  und  das  was 
es  erbringt,  ist  gesund,  nur  hat  man  sich  in  den  letzten  Jahren  durch  die 
Ueberschüsse  verblenden  lassen,  die  Ausgaben  leichtsinnig  zu  steigern.  Soviel 
aber  in  Frankreich  von  der  Verminderung  der  Abgaben  die  Rede  sein  mag, 
ebensowenig  wird  von  einer  Verminderung  der  Ausgaben  gesprochen. 

Dass  die  Ausgaben  aber  in  Frankreich  auf  das  rapideste  steigen,  dafür 
lassen  sich,  neben  den  in  allen  Kulturstaaten  gleichmässig  zu  beobachtenden 
Ursachen,  drei  für  dort  besonders  vorwiegende  nachweisen:  An  den  Militär- 
ausgaben rüttelt  kein  Franzose;  weiter  klingt  das  Wort  von  dem  Schulmeister, 
der  die  Schlacht  bei  Sadowa  gewonnen  haben  soll,  noch  heute  in  den  Ohren 
der  Franzosen  nach,  und  so  wird  für  die  Schule  immer  mehr  und  mehr  ge- 
fordert, und  gar  drittens  die  Strömung  des  Augenblicks,  die  „öffentlichen 
Arbeiten",  bei  denen  weder  die  Wähler,  die  die  Vornahme  derartiger  Arbeiten 
für  ihre  Distrikte  forderten,  noch  die  Gewählten,  die  sie  jenen  durchsetzen 
halfen,  sehr  kritisch  zuzusehen  pflegten,  ob  es  sich  dabei  auch  um,  im  Verhältnis 
zu  den  Kosten,  nützliche  Arbeiten  handelte. 

Gerade  aber  die  Leichtfertigkeit,  mit  der  Frankreich  bis  vor  kurzem  seine 
Schulden  kontrahieren  konnte,  sein  grosser  Kredit,  diese  „neue  Wafi'e",  wie  ihn 
J.  B.  Say  nannte  „plus  terrible  que  la  poudre  ä  canon",  kann  sich  auch  gegen 
den  wenden,  der  mit  ihr  spielt,  und  es  ist  jedenfalls  in  Frankreich  viel  schwie- 
riger, die  Ausgaben  zu  vermindern  als  sie  zu  vermehren;  in  einem 
Lande,  wo  das  halbe  Budget  zur  Schuldendeckung  dient,  und  von  der 
andern  Hälfte  weit  mehr  als  die  Hälfte  dem  Militärwesen,  das  für  un- 
antastbar gilt,  gewidmet  ist. 

Die  Durchführung  des  Freycinetschen  Planes  und  damit  eines  grossen 
Teils   der   geforderten  öffentlichen  Arbeiten   hat   die  augenblickliche  Regierung 


*)  Die  Genehmigung  des  Senats  steht  noch  aus  (27.  Dezbr.). 
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auf  die  Privat-Eisenbahngesellschaften  abgewälzt ;  wir  werden  sehen,  ob  sie  Ein- 
sicht und  Kraft  genug  findet,  auch  sonst  dem  ungestümen  Drängen  nach  immer 
weiterer  Vermehrung  der  Ausgaben  ein  »Half  zuzurufen,  —  die  kriegerischen 
Verwickelungen  des  Augenblicks  scheinen  nicht  dazu  angethan,  tmd  beschäftigt 
gerade  in  diesem  Augenblick  ein  Nachtragskredit  von  20,000,000  Fr.  für  die 
Tonkin-Expedition  die  Kammern. 

Die  Franzosen  sollten  daran  denken,  dass  auch  das  reichste  Land  seine 
KmÜe  erschöpfen  kann,  dass  auch  die  beste  Wirtschaft  schliesslich  zu  Grunde 
gehen  muss,  wenn  das  Erwirtschaftete  vergeudet  wird. 

Der  Präsident  der  diesjährigen  ßudgetkommission  hat  in  diesem  Siime  in 
seiner  gehaltvollen  Kammerrede  einen  beherzigenswerten  Wamungsruf  in  das 
Land  geschickt,  und  wenn  der  Berichterstatter  derselben  Kommission  dessen 
lauten  Ton  mit  dem  Hinweis  zu  dämpfen  sich  anschickte :  ,man  habe  in  Frank- 
reich finanziell  nie  anders  gewirtschaftet  als  jetzt,  und  das  Land  habe  das  immer 
zu  ertragen  gewussf,  so  hatte  eine,  die  gemässigte  Richtung  in  der  Republik 
vertretende  grosse  Zeitung  recht,  wenn  sie  replizierte:  „Wenn  wir  heute  nicht 
verstehen,  besser  zu  regieren  als  früher  —  dann  hätten  wir  was  auch  die 
Revolutionen  ersparen  können!" 


Nachschrift.     Vorstehende   Skizze    ist    Ende    Dezember   1883    ge- 
►  schrieben.    Unterdessen  wurde,  nachdem  der  Senat  von  der  Deputiertenkammer 
gestrichene  45,000  Fr.   für   den  Erzbischof  von  Paris   und  600,000  Fr.   fiir   die 
Stipendien   der  katholischen  Seminare  wieder  hergestellt  hatte,    das  ordent- 
liche Budget  unter  dem  30.  Dezember  1883,  abschliessend  mit  3,025,373,006  Fr., 
^  publiziert. 

Weiter  wurde  unter  dem  30.  Januar  1884  das  bis  dahin  unerledigt  ge- 
i'hliebene  Gesetz  über  das  ausserordentliche  Budget  ebenfalls  veröffent- 
licht. Dasselbe  schliesst  ab  mit  257,067,603  Fr.  gegen  265  Millionen,  die  der 
Minister  gefordert  hatte.  Die  DifiFerenz  ergibt  sich  zumal  daraus,  dass  der  Bau 
einer  kleinen  Eisenbahn  auf  ein  Specialgesetz  verwiesen  worden  ist.  Von  jenen 
257  Millionen  faUen: 

auf  Post  und  Telegraphie 3,000,000  Fr. 

,     Marine  imd  Kolonien 7,317,000    , 

,     Kriegsministerium  (Wiederherstellung  des  Kriegs- 
materials)        110,000,000    , 

,     Kanal-  und  Hafenbauten 136,750,603    , 

Der  Bericht  der  Senatskommission  zu  dem  ausserordentlichen  Budget  ent- 
hält, was  die  Gesamtsumme  der  Ausgaben  für  die  bereits  ausgeführten  oder 
noch  auszuführenden  ausserordentlichen  öffentlichen  Arbeiten  an- 
geht,  nachstehende  Tabelle: 
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Gesamt- 
überschlag 

der 
Ausgaben. 

Ministerium  der  Posten  und 

Telegraphen        54,000,000 
des  Kriegs  .     .    2,293,971,450 
„  Marine  und  der 

Kolonien  .     .         21,150,047 
,  der  öffentlichen 

Arbeiten 

Flüsse 293,603,000 

Kanäle 492,075,000 

Häfen 323,244,200 

Eisenbahnen 809,392,000 


Schon  ge- 
machte 
Ausgaben. 


33,550,000 
1,925,588,903 

9,317,250 


154,818,000 
213,525,000 
130,611,000 
607,719,000 


Noch  zu 

eröffnende 

Kredite. 


20,450,000 
368,382,547 

11,332,799 


138,785,000 
248,550,000 
192,633,000 
201,673,000 


4,257,435,498  3,075,629,154  1,181,806,344 ') 

Ferner  dürfte  von  Interesse  sein,  dass  nach  dem  Finanzgesetz  vom 
30.  Januar  1884  Artikel  III.  alle  für  das  ausserordentliche  Budget  eines  Jahres 
zwar  bewilligten  aber  nicht  in  der  betreffenden  Etatsperiode  verausgabten 
Summen,  wenn  sie  in  einer  späteren  Etatsperiode  benutzt  werden  sollen,  auch 
was  das  ausserordentliche  Budget  angeht,  von  nun  an  von  neuem  zu  bewilligen 
sind,  ein  Grundsatz,  der  bei  dem  französischen  ausserordentlichen  Budget,  im 
Gegensatz  zu  dem  ordentlichen  Budget,  bisher  nicht  in  Anwendung  ge- 
kommen und  für  dessen  Durchführung  vor  allem  S  ay  wiederholt  eingetreten  ist. 


^)  Inklusive  der  unterdessen  pro  1884  bewilligten  257  Millionen. 
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Der  gemeinsame  Staatshaushalt  der  österreicMsch- 
ungarischen  Monarchie. 

Von 

M.  Pigerle, 

Rechnungsie\-ident  der  k.  k.  statistischen  CentraJ-Kommission  in  Wien. 

Mit  dem  im  Jahre  1867  erfolgten  staatsrechtlichen  Ausgleich  zwischen  den 
im  Reichsrat«  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  einerseits  und  den  Ländern 
der  imgarischen  Krone  andererseits  wurden  die  dualistische  Verfassung  und 
Verwaltung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  begründet,  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867  (R.G.Bl.  Nr.  146)  vmd  des  ungarischen  Gesetz- 
atükels  XII  vom  Jahre  1867  aber  folgende  Angelegenheiten  als  den  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  gemeinsame  erklärt : 

a)  die  auswärtigen  Angelegenheiten  mit  Einschlüss  der  diplomatischen  imd 
kommerziellen  Vertretung  dem  Auslande  gegenüber,  sowie  die  in  betreff  der 
internationalen  Verträge  etwa  notwendigen  Verfügungen,  wobei  jedoch  die 
Genehmigung  der  internationalen  Verträge,  insoweit  eine  solche  verfassungs- 
mässig notwendig  ist,  den  Vertretimgskörpem  der  beiden  Reichshälften  (dem 
österreichischen  Reichsrate  und  dem  ungarischen  Reichstage)  vorbehalten  bleibt : 

b)  das  Kriegswesen  mit  Inbegriff  der  EJi-iegsmarine,  jedoch  mit  Ausschluss 
der  Rekrutenbewüligung  und  der  Gesetzgebung  über  die  Art  imd  Weise  der 
Erfüllung  der  Wehrpflicht,  der  Verfügimgen  hinsichtlich  der  Dislocienmg  und 
Verpflegung  des  Heeres,  ferner  der  Regelung  der  bürgerlichen  Verhältnisse  und 
der  sich  nicht  auf  den  Militärdienst  beziehenden  Rechte  und  Verpflichtungen 
der  Mitglieder  des  Heeres; 

c)  das  Finanzwesen  rücksichtlich  der  gemeinschaftlich  zu  bestreitenden 
Auslagen,  insbesondere  die  Festsetzimg  des  diesfälligen  Budgets  und  die  Prüfung 
der  darauf  bezüglichen  Rechnungen. 

Zwar  nicht  als  gemeinsam  zu  verwaltende  jedoch  als  nach  gleichen  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbaren  den  Grundsätzen  zu  behandelnde 
Angelegenheiten  wurden  femer  bezeichnet: 

1)  die  kommerziellen  Angelegenheiten,  speciell  die  Zollgesetzgebung; 

2)  die  Gesetzgebung  über  die  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger 
Verbindung  stehenden  indirekten  Abgaben; 

3)  die  Feststellung  des  Münzwesens  und  des  Geldfusses; 

4)  Verfügungen  bezüglich  jener  Eisenbahnlinien,  welche  das  Interesse  beider 
Reichshälften  berühren; 

5)  die  Feststellung  des  Wehrsystems. 
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Die  Kosten  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  sind  von  beiden 
Reichsteilen  nach  einem  Verhältnisse  zu  tragen,  welches  durch  6in  vom  Kaiser 
zu  sanktionierendes  Uebereinkommen  der  beiderseitigen  Vertretungskörper  (öster- 
reichischer Reichsrat  und  ungarischer  Reichstag)  von  Zeit  zu  Zeit  festgesetzt 
wird.  Im  Falle  zwischen  beiden  Vertretungen  ein  Uebereinkommen  nicht  erzielt 
wird,  bestimmt  dieses  Verhältnis  der  Kaiser,  jedoch  nur  für  die  Dauer  eines 
Jahres.  Die  Aufbringung  der  auf  die  beiden  Reichsteile  hiemach  entfallenden 
Leistungen  ist  jedoch  ausschliesslich  Sache  eines  jeden  Teiles. 

Es  kann  aber  auch  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten ein  gemeinsames  Anlehen  aufgenommen  werden,  in  welchem  Falle 
dann  auch  alles,  was  den  Abschluss  des  Anlehens  und  die  Modalitäten  der 
Verwendung  und  Rückzahlung  betrifft,  gemeinsam  zu  behandeln  ist.  Die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  ein  gemeinsames  Anlehen  aufzunehmen  sei,  bleibt  jedoch 
der  Gesetzgebung  jeder  der  beiden  Reichshälften  vorbehalten. 

Gleichwie  das  Verhältnis  der  Beitragsleistung  zu  den  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten ward  auch  die  Beitragsleistung  zu  den  Lasten  der  zur  Zeit  des 
Ausgleichs  bestandenen  (allgemeinen)  Staatsschuld  der  Regelung  durch  ein  zwischen 
beiden  Reichshälften  zu  treffendes  Uebereinkommen  vorbehalten. 

Das  den  Vertretungskörpern  beider  Reichshälften  zustehende  Gesetzgebungs- 
recht wird  von  denselben,  insoweit  es  sich  um  die  gemeinsamen  Angelegenheiten 
handelt,  mittels  zu  entsendender  Delegationen  ausgeübt. 

Während  die  Anordnungen  in  betreff"  der  Leitung,  Führung  und  inneren 
Organisation  der  gesamten  Armee  ausschliesslich  dem  Kaiser  zustehen,  wird  die 
Verwaltung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  durch  ein  verantwortliches  Mini- 
sterium besorgt,  welchem  jedoch  nicht  gestattet  ist,  nebst  den  gemeinsamen 
Angelegenheiten  auch  die  besonderen  Regierungsgeschäfte  eines  der  beiden  Reichs- 
teile zu  führen. 

Zu  diesem  Ende  sind  bestellt: 

a)  das  Ministerium  des  Aeussem  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten 
mit  Einschluss  der  diplomatischen  und  kommerziellen  Vertretung  dem  Auslande 
gegenüber; 

b)  das  Kriegsministerium  für  das  Kriegswesen  mit  Inbegriff  der  Kriegs- 
marine (mit  den  eingangs  Seite  224  angeführten  Beschränkungen); 

c)  das  (Reichs-)  Finanzministerium  für  das  Finanzwesen  rücksichtlich  der 
gemeinschaftlich  zu  bestreitenden  Auslagen  und  der  Feststellung  des  Budgets 
der  gemeinsamen  Angelegenheiten  ')  und 

d)  der  gemeinsame  oberste  Rechnungshof  für  die  Prüfung  der  Rechnungen 
des  gemeinsamen  Staatshaushalts. 

Zufolge  der  vorangeführten  allgemeinen  Direktiven  wurden  folgende  Ueber- 
einkommen getroffen: 

1)  Uebereinkommen  zwischen  der  Regierung  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  mit  der  Regierung  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1867  (R.G.Bl.  Nr.  2  ex  1868),  wonach 


')  Diesen  Agenden  hat  sich  in  neuerer  Zeit  noch  die  Civilverwaltung  der 
Angelegenheiten  Bosniens  und  der  Herzegowina  zugesellt. 
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a)  zur  Bestreitung  des  Aufwandes  für  die  allen  Ländern  der  österr.-ungar. 
Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten  imd  für  die  der  Art  ihrer  Behandlung 
nach  als  gemeinsam  erkannten  Angelegenheiten  die  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  70  "o  und  die  Länder  der  ungarischen  Krone  30  "/o 
beizutragen  haben,  femer  b)  von  dem  Reinerträgnisse  des  als  gemeinsame  Ein- 
nahme erklärten  Zollgefälles  vor  allem  die  Steuerrestitutionen  für  die  über  die 
gemeinsame  Zolllinie  ausgeführten  versteuerten  Gegenstände  bestritten,  und  der 
Rest  zur  Deckung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  zu  verwenden ,  somit  von 
dem  Erfordernisse  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  vorweg  abzuziehen 
ist  Ursprünglich  auf  die  Dauer  von  10  Jahren,  d.  i.  bis  letzten  Dezember  1877 
abgeschlossen  und  nach  zwischenweüiger  Verlängerung  bis  Ende  Juni  1878,  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878  (R.G.Bl.  Nr.  61)  erneuert  für  die  Zeit  vom 
1.  Juli  1878  bis  31.  Dezember  1887. 

2)  Vereinbarung  eines  ZoU-  und  Handelsbündnisses  zwischen  dem  Ministerium 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  jenem  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1867  (R.G.B1. 
Nr.  4  ex  1868),  wonach  u.  a.  a)  die  Ländergebiete  beider  Teile  während  der 
Dauer  dieses  Bündnisses  und  im  Sinne  desselben  zusammen  ein  Zoll-  und  Handels- 
gebiet, umgeben  von  einer  gemeinsamen  Zollgrenze  bilden,  b)  die  vertragsmässige 
Subvention  für  die  Unternehmung  des  österr.-ungar.  Lloyd  einen  Teil  des 
Budgets  des  Ministeriums  des  Aeussem  (somit  eine  gemeinsame  Ausgabe)  bildet. 
Abgeschlossen  auf  die  Dauer  von  10  Jahren,  d.  i.  bis  Ende  1877  und  nach 
zwischenweüiger  Verlängerung  bis  Ende  Juni  1878,  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  27.  Juni  1878  (R.G.B1.  Nr.  62)  erneuert  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1878  bis 
31.  Dezember  1887. 

3)  Uebereinkommen  zwischen  dem  Ministerium  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  und  jenem  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  März  1869  (R.G.B1.  Nr.  117),  welchem  zufolge 
vom  1.  Januar  1868  angefangen  als  Zollauslagen  (Zoll-Regiekosten-Pauschale)  die 
im  Reichsrate  vertretenen  Länder  einen  festen  Jahresbetrag  von  1,400,000  fl.  imd 
die  Länder  der  ungarischen  Krone  einen  solchen  von  450,000  fl.  in  Rechnung 
bringen,  es  mögen  die  wirklichen  Jahresauslagen  im  Zollgefälle  in  dem  einen 
oder  dem  anderen  Ländergebiete  grösser  oder  geringer  gewesen  sein.  Nach 
zwischenweüiger  Verlängerung  bis  Ende  Juni  1878  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
27.  Juni  1878,  §  2  (R.G.Bl.  Nr.  61)  erneuert  bis  31.  Dezember  1887. 

4)  Uebereinkommen  zwischen  dem  Ministerium  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  und  jenem  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
infolge  Ueberganges  eines  Teües  der  Müitärgrenze  aus  der  Müitär-  in  die  Civü- 
verwaltung  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1871  (R.G.Bl.  Nr.  49).  Diesem 
zufolge  trägt  der  ungarische  Staatsschatz  nach  Massgabe  des  in  die  Civü- 
verwaltung  übergegangenen  Militärgrenzgebietes  zu  den  Lasten  der  als  gemeinsam 
erkannten  Staatsangelegenheiten  vom  1.  Januar  1872  in  solcher  Weise  bei,  dass 
von  der  alljährlich  festzustellenden  Summe  der  gemeinsamen  Ausgaben  die  Quote 
von  */io°/o  zu  Lasten  des  ungarischen  Staates  in  Rechnung  genommen  und  die 
nach  Abzug  desselben  verbleibende  Summe  nach  dem  jeweüig  gesetzlich  be- 
stehenden Quotenverhältnisse  (30 :  70)  zwischen  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  und  den  übrigen  Ländern  Sr.  Majestät  verteüt  wird. 
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Nach  dem  U  ebergange  auch  der  übrigen  Teile  der  Militärgrenze  in  die 
Civilverwaltung  leistet  der  ungarische  Staatsschatz  von  den  Lasten  für  die  als 
gemeinsam  erkannten  Staatsangelegenheiten  weitere  1,6%  in  der  Weise,  dass 
von  der  alljährlich  festzustellenden  Summe  der  gemeinsamen  Auslagen  vorerst 
die  Quote  von  2  "/o  zu  Lasten  des  ungar.  Staates  in  Rechnung  genommen  und  die 
nach  Abzug  dessen  verbleibende  Summe  nach  dem  jeweilig  gesetzlich  bestehenden 
Quotenverhältnisse  zwischen  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  den  übrigen 
Ländern  Sr.  Majestät  verteilt  wird.  Erneuert  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  Juni 
1878,  §  1  (R.G.Bl.  Nr.  61)  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1878  bis  31.  Dezember  1887. 

5)  Vertrag  vom  18.  November  1871  (R.G.Bl.  Nr.  157  ex  1872)  beziehungs- 
weise vom  26.  Juni  1878  (R.G.Bl.  Nr.  69),  wodurch  der  Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft des  österr.-ungar.  Lloyd  für  Besorgung  des  Seepostdienstes  eine  nach 
Massgabe  der  zurückgelegten  Seemeilen  zu  bemessende  Vergütung  (Subvention) 
zugestanden  wird  , deren  Gesamtbetrag  während  der  Dauer  des  ersteren  Vertrages, 
d.  i.  bis  Ende  1877 ,  resp.  infolge  zwischenweiliger  Verlängerung  desselben  bis 
Ende  Juni  1878  in  einem  Jahre  1,700,000  fl.  und  während  der  Dauer  des  letzteren, 
d.  i.  bis  31.  Dezember  1887  1,300,000  fl.  nicht  übersteigen  darf. 

6)  Vertrag  vom  26.  April  1872  (R.G.Bl.  Nr.  72)  und  vom  27.  Juni  1878 
(R.G.Bl.  Nr.  70)  zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  der  Dampfschiffahrts- 
untemehmung  des  österr.-ungar.  Lloyd,  wegen  Herstellung  einer  direkten  und 
regelmässigen  Postdampferlinie  zwischen  Triest  und  Bombay,  demzufolge  der 
Unternehmung  des  österr.-ungar.  Lloyd  für  die  Dauer  des  ersteren  Vertrages, 
d.  i.  bis  Ende  1877,  beziehungsweise  infolge  zwischenweiliger  Verlängerung  bis 
Ende  Juni  1878  eine  Staatssubvention  von  jährlichen  190,000  fl.  und  ausserdem 
die  Vergütung  der  sowohl  bei  der  Hin-  als  Rückfahrt  bezahlten  Suezkanal- 
Passagegebühr  und  während  der  Dauer  des  letzteren,  d.  i.  vom  1.  Juli  1878  bis 
31.  Dezember  1887  unter  Festsetzung  der  Zahl  der  Seemeilen  für  jede  voll- 
ständige Reise,  Hin-  und  Rückfahrt,  und  zwar  zwischen  Triest  und  Bombay 
mit  8680,  zwischen  Triest,  Bombay  und  Ceylon  mit  10,480,  zwischen  Triest  und 
Calcutta  mit  12,260  und  zwischen  Triest  und  Singapore  mit  13,750  Seemeilen 
eine  Vergütung,  welche  für  die  Fahrten  zwischen  Triest  und  Bombay  1  fl.  80  kr. 
und  für  die  Fahrten  zwischen  Triest  und  Calcutta,  dann  Triest-Singapore 
2  fl.  50  kr.  per  Seemeile  beträgt,  und  ausserdem  die  Vergütung  der  für  die 
Durchfahrt  des  Suezkanals  bezahlten  Gebühren  gegen  Vorlage  der  bezüglichen 
Rechnung  bewilligt  wird.  Auf  Rechnung  dieser  Staats  Vergütung  sind  der  Danipf- 
schiffahrtsuntemehmung  des  österr.-ungar.  Lloyd  aus  der  Staatskasse  unverzins- 
liche, am  Anfange  eines  jeden  Monates  anzuweisende  Vorschüsse  zugestanden, 
welche  für  die  Zeit  bis  30.  Juni  1879  mit  30,000  fl.,  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  bis 
31.  Dezember  1879  mit  32,000  fl.  und  vom  1.  Januar  1880  ab  mit  36,000  fl. 
monatlich  festgesetzt  sind. 

Seiner  Natur  nach  wäre  zwar  auch  der  Aufwand  für  die  zur  Zeit  des 
staatsrechtlichen  Ausgleichs  bestandene  allgemeine  Staatsschuld  den  gemeinsamen 
Auslagen  beizuzählen.  Aber  dem  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1867 
(R.G.Bl.  Nr.  3  ex  1868)  zwischen  dem  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  und  jenem  der  ungarischen  Länder  abgeschlossenen 
Uebereinkommen  gemäss  leisten,  vom  Jahre  1868  angefangen,  die  Länder  der 
ungarischen  Krone    zur  Bedeckung   der  Zinsen   für    die   allgemeine  Staatsschuld 
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einen  dauernden,  einer  weiteren  Aenderung  nicht  unterliegenden  Jahresbeitrag 
von  29.188,000  fl.,  darunter  11,776,000  fl.  in  klingender  Münze  und  für  die  Tilgung 
einen  fixen  jährlichen  Beitrag  von  1,000,000  fl.  Ö.  W.  in  Bank-Valuta  nebst  150,000fl. 
in  klingender  Münze.  Der  hiemach  erübrigende  Rest  des  Erfordernisses  sowohl 
für  Verzinsung  als  für  Tilgung  der  allgemeinen  Schuld  entfallt  auf  die  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  erscheint  dem  Budget  der- 
selben einverleibt,  sowie  die  oben  angeführten  fixen  Quoten  der  Läjider  der 
ungarischen  Krone  einen  Gegenstand  des  Budgets  derselben  büden. 

Ebenso  findet  das  Erfordernis  für  die  gemeinsame  schwebende  Schuld, 
welche,  insoweit  sie  aus  Geldzeichen  besteht,  unter  die  solidarische  Garantie 
beider  Reichsteile  gestellt  und  in  ihrer  Gebarung  mit  dem  Gesetze  vom  10.  Juni  1868 
(R.G.Bl.  Nr.  53)  dem  Reichsfinanzministerium  anvertraut  ist,  insofern  dieses 
Erfordernis  nicht  durch  den  infolge  der  zeitweise  notwendigen  Umgestaltung 
der  Staatsnot«n  und  Münzscheine  erzielten  Gewinn  bedeckt  erscheint,  in  dem 
Verhältnisse  von  70  °/o  für  die  im  Reichsi-ate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
und  30  "o  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone  in  den  beiderseitigen  Budgets 
seinen  Platz.  Im  Jahre  1868  betrugen  diese  Quoten  466.000  fl.  und  200,000  fl., 
im  Jahre  1883  erreichten  dieselben  491.610  fl.  und  210.690  fl. 

Das  gemeinsame  Budget,  in  welchem  auch  das  Erfordernis  aus  Anlass  der 
Occupation  Bosniens  und  der  Herzegowina  enthalten  und  in  der  nachfolgenden 
Darstellung,  insoweit  zulässig,  abgesondert  ersichtlich  gemacht  ist,  bildet  seinem 
Wesen  nach  ein  Nettobudget,  welches  zwar  in  jedem  Ressort  die  Bruttoausgaben 
zur  Anschauung  bringt,  demselben  aber  sofort  die  eigenen  Einnahmen  des  Ressorts 
entgegenstellt  und  hieraus  die  Nettoausgaben  ermittelt,  von  den  hiemach  zu- 
sammengestellten Gesamtnettoausgaben  die  als  gemeinsame  Einnahmen  erklärten 
Zollgefällsüberschüsse  in  Abschlag  bringt  imd  somit  das  Gesamtnettoerfordemis 
herausstellt.  Von  diesem  entfallen  zunächst  aus  Anlass  der  Inkorporierung  der 
Militäxgrenze  2'/o  (im  Jahre  1872  */»»%)  zu  Lasten  des  ungarischen  Staates 
und  der  Rest  kommt  nach  dem  gesetzlichen  Quotenverhältnisse  von  70*/o  durch 
die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  von  30 "o  durch 
die  Länder  der  ungarischen  Krone  zu  bedecken. 

Auf  diesen  Grandlagen  bewegt  sich  der  gemeinsame  Staatshaushalt  der 
österr.-ungar.  Monarchie,  dessen  Budget  wir  im  folgenden  nach  seinen  haupt- 
sächlichen Momenten  darstellen. 

Von  den  nachstehenden  Tabellen  stellt  die  I.  nach  den  einzelnen  Ressorts 
dar :  1)  die  ordentlichen,  dann  die  ausserordentlichen  Ausgaben  und  in  Zusammen- 
fassung beider  das  Gesamtbruttoergebnis  mit  Einschluss  der,  übrigens  besonders 
ersichtlich  gemachten  Nachtrags-  und  Specialkredite,  2)  die  Einnahmen  der 
einzelnen  Ressorts  und  3)  die  sonach  ermittelten  Gesamtnettoausgaben  und  das 
nach  Abschlag  der  Zollgefällsüberschüsse  sich  ergebende  Gesamtnettoerfordemis 
nebst  den  hiervon  für  Oesterreich-Ungam  und  für  Bosnien  entfallenden  Summen, 
femer  4)  die  Bedeckung  des  Nettoerfordemisses.  sämtlich  für  1875—1884  nach  den 
a.  h.  sanktionierten  Delegationsbeschlüssen.  Die  Tabelle  II  endlich  veranschaulicht 
die  Ergebnisse  der  genehmigten  Schlussrechnungen  für  1872—1881  nach  dem 
Gesamtnettoerfordemisse  und  seiner  Bedeckung;  sie  bietet  also  die  Möglichkeit 
einer  Vergleichung  der  Voranschläge  mit  den  bezüglichen  Erfolgen  wenigstens 
für  die  Jahre  1875—1881. 

229 


230 


M.  Pigerle, 


00 

r^  I 

?3  ^  i 

^    -r-t  ^ 

^  .2 

fH  na  " 

Ö    PI  -S 

»— J    p  fl 

^    cd 

°°  S  's 

o    <»  ^ 




IM 

00         rt<         (MO 

(M 

CO 

r- 

CO         O         C^  (M 

I-H 

O            OS            l-H 

r-H 

(M 

iC         (M         05  >-H 

l-H 

i-O 

CO         (M 

-* 

00 

-* 

lO          od         r-i" 

o 

00         (M 

1-H 

Oi 

cd      I-H 

od 

o 

iO          O  O  CJ5  0 

CO  o 

0^ 

1-H 

O           r-l  CO   IC  (M 

1-1   CO 

t»  l> 

00      CO  >a  -* 

\a,  c>( 

00 

<M 

<3>           00  1^   05  rH 

O  CO 

CO  i> 

O         CO  ^ 

l-H  nt 

00 

"* 

-«j?          t>           T-H 

OS 

i-O         <M 

00  '^ 

>— ' 

'^          ^-^ 

O,-^ 

^ ^ 

t>       i-3",_^ 

od,_. 

^ 

I-H  ^ 

-" 

" 

'^ 

eo 

Tt<         t~  IN  1/5  lO 

C-  l^ 

cq 

00 

O         I-H  CO  (M  CM 

lO  CO 

CO  eo 

C-         ,-H  l>.  rH 

(M  O 

00 

ö 

I-H 

05         O  >0  Ol  I-H 

CO  lO 

-*>H 

00      CO  !o 

OS  00 

00 

■^ 

■<ir      i>^      i-T 

od 

rH 

CO      CO 

-* 

I— 1 

QJ 

o>           ,-^ 

o,—. 

^ ^ 

'^     '-^— « 

od,—. 

'^ 

00 

Cd         00  CO  CO  CO 

o  ^ 

t-H 

iO 

00         O  »C  l-H  CM 

OS  »o 

<M  ^ 

-*  00  OS  O  r-H 

CO  00 

00 

;ij 

00         00         05  I-H 

00 

-*  »o 

»-0  -^  lO  ^ 

lO  «5 

00 

o 

•^ 

CO         C-^        I-H 

r~ 

^  I~H  ^  «J 

o>  l^ 

t-H 

<^                       ,— s 

o,_. 

, — , 

'^— s'-^-— . 

c~-^-. 

a 

'^ 

l-H  -' 

■^ 

rH                  •- 

^ 

00 

lO      lo  '"^  o  CO 

-.*<  ^ 

o 

o 

r- 

C^         i-O  "*  00  (M 

,-H  "* 

l-H 

OS           O  O   l-H 

l-H  O 

00 

o 

O         -^        00  i-< 

CO 

oo 

c-      o  »-- 

CO  >o 

00 

> 

Ti? 

o      i>      i-T 

cd 

-^         OS  ''W 

^■^ 

l-H 

<^          -— , 

o,_ 

cd          ^^ 

^^-. 

" 

I-H  - 

" 

^ 

LO 

lO         I-H  or  a>  o 

CO  OD 

CS 

CM 

t—         i-O  O  00  <M 

CO  O 

OS  »o 

00          00  CO  r-H 

CO  00 

f>- 

t3 

o 

O            -^>H   '^'-' 

LO   '~l 

CO  «i 

C-          kO  00 

t^  tN 

00 

-* 

C3            I>            l-H 

cd 

»O         CM  CV) 

00  CO 

T— t 

ö 

05                 ^_^ 

o,_. 

, , 

CO"        i-H,_^ 

'*^~, 

C) 

»O  C5 

(M         00         »O  I> 

C^O 

-2 

00 

- 

OS  ÜO 

O         CO         lO  I-H 

O  'O 

CO  K 

00         CO         I-H  CVJ 

oos  ;g 

c- 

s 

iC  ^ 

C-^         OT         00  l-H 

<M  to 

CO  >o 

c~       c- 

l-H    >0     ^ 

00 

CO 

l-H            t>            ,-H 

id 

1-H            CO 

l-H 

CS 

^ ^ 

OS 

o,^ 

^ ^ 

"^     '-«'         .— . 

;3 

Co 

05 
OS 
CM 

lO  "O  (M         lO  00 

C-  ao  CO         iO  (M 
l>  CC  I-H         00  ^ 

OS  >c 

00  00 

l-H  00^ 

OS  00 
CO  «1 

lO  l--»  00  »C  I-H 

00  •*!  c~  "^ 

lO  ■<»<  CM 

903 
540 

Spee 

00 

T— 1 

•  r^ 

^"^ 

c5"oi  0(5"     l-H 

05,_^ 

idcvT 

^ 

O         i-h"~ 

" 

I-H  - 

'^ 

- 

(M 

00 

C3 

00  ^   t^  CO  lO  OS 
IC  O  (M         lO  (M 
CO  ^  l>^        00  l-H 

l-H   Co 

liO  ei 
CO  <^ 

CO 

CO  00  O  l^  I-H 
OS  CO  t-  t^ 
O  Co  (M 

437 
415 

trags- 

00 

T— 1 

'"i!' 

i-T      oc)      T-H 

CO" 

CO         1-^ 

I-H  '—^          ^~^^ 

l-H  . — .   es 

"           -^ 

l-H  - 

z 

r- 

O         <M         ->*'  lO 

00 

^ 

o 

co 

lO         -«J*         lO  <M 

o 

co 

IT-  00  CO           I-H 

C-  00 

t^ 

(M 

00         l>         00  l-H 

co^ 

c^ 

C-  00  CO 

00  00 

00 

^ 

c<f     od     i-<' 

t^ 

CO  '^  CO 

o^^ 

l-H 

OS 

o 

cd,_,i-<" 

lO  ^ , 

8j 

OD 

CO 

0 

PS 

-«< 

-«1 

a  ?! 


P 


o   .2 


s 


'S    .2 


as 


(D        CO 


r^     CO 

s  s 

c  S 

P>^Ph 
230 


-3 

bO 
CO 


CS 


s  .1 


a 


w 


'S  .2 


a 

'S 

g 

rj 

c 

Ol 

o 

->-i 

W 

s 

& 

a 

d 

rä 

P^  p^ 


a 
a 

3 


Der  gemeinsame  Haushalt  der  österr.ungar.  Monarchie. 


231 


CO 

00         CO         CO 

CO 

CO 

l^ 

o 

00 

C<l 

OS        CO        t— 

(M 

o 

OS 

LO 

-* 

OS  ocoo 

CO 

CO 

CO         •rf         05 

Ol      cT      1-H 

00 

tC 

aO 

00 

LO 

:$2 

00 

rr< 

o 

^ 

:r- 

oa 

>-H 

OJ              eT' 

00 

t^  l^ 

CO         <M  >0  CO 

CO 

i->  c^ 

00 

^ 

^y> 

•«*<  t^ 

^        00  2:  CO 

Ol 

CO  l^ 

00 

OS 

t^ 

C50COO 

OS 

56 

00 

s 

-^f          O  ^'^  05^ 

1-^ 

00  •* 

as^ 

"^ 

at 

•^a> 

■<*< 

-^ 

O-f        35         1-H 

I> 

>h" 

I> 

CO 

Hj-I-H 

<M 

*"^ 

o             ^_, 

^  ;r^ 

c-^ 

1-H 

oT          ^ 

CO 

C.  *5 

^       00  ■*  CO 

o 

OS  t^ 

tv 

^ 

00 

Cvl  ^ 

05         I>  p  (M 

oa 

"*  rr 

t^ 

^ 

A-O 

OOO  (M  O 

LO 

c 

CO 

O          »l^  05 

1-H 

1-H   ^ 

^^ 

OS 

V— 4 

00  oa 

(M 

00 

1-H 

-«f 

»-H             C5             1-H 

r-^ 

5a" 

65 

c- 

-*  I-H 

CO 
CO 

o  o 

■-0  30  !>•  ^  C- 

CO 

•-■  y^ 

00 

».- 

^H 

O'-'i 

co  "*  CO  rj  1-» 

«M 

00  ^ 

=0 

OS 

-rf 

■00  ocoo 

».o 

00 

s 

(>3 

CO  ^  <M  *  05 

1-H 

c*s 

OS 

t^ 

CO  o 

r-l 

00 

e 

-*■ 

O          05          i-^ 

i-O 

?«r 

CQ 

CO 

lO   ^H 

CO 

r-l 

o , >       , , 

i-H  ^ 



CM 

ca           äT" 

CO 

ä 

" 

1-H  -                — 

1-H  - 

'^ 

'"' 

05 

•*        i-O  ^T"  i-" 

CO 

o  ^ 

UO 

^ 

o 

o 

i-O 

l-O         k-O  2  «3 

oa 

c-2 

s 

1-H 

CO 

OS  o  oao 

■* 

oo 

»—1 

lO         CO  ^  00 

1-H 

o  "* 

CD 

CO 

^OS 

•«1' 

00 

> 

"^ 

CO         00         1-1" 

ao 

QtT 

CO 

CO 

CO 

r-< 

<3>          _ 

o^^ 

er- 

'~l 

oa        sr^ 

CO 

'tf  ^o 

CO     05 ::;'  o 

CO 

05  ^ 

^ 

•-, 

OS 

05 

^~' 

(X)<Ä 

L-C         O  S  <^ 

OQ 

^00 

o 

l^ 

OS 

CD 

ioo  oa  o 

CO 

00 

TS 

o 

CO         l>  ^  00 
CO         0C5"        i-h" 

1-H 

o' 

«o 

oa 

CS 

o 

iO 

;-o  OS 

CO 

(M 

I— 1 

a 

05                 ._, 

o,_ 

<Xi 

^ 

oJ           JT- 

CO 

OD 

■" 

" 

1-H  — 

cr^ 

" 

'-' 

00  t^ 

o      i-H      CO  c-^ 

c- 

ca  =-. 

R 

s 

CO 

<D. 

00 

x-OO 

00         1-H         i-O 

■^H 

<M  ^ 

00 

-^^ 

oa 

O  rj-  CO  O 

CS 

"3 

t> 

s 

CO  t^ 

00,       O         00 

y-l 

1-H   J> 

c*^ 

ÖS 

1-H 

CO  00 

oa 

00 

CO 

o^      OS      1-H 

^ 

ig 

Crj" 

lO 

1-H 

c^ 

1 

1—1 

c3 

o:                      ^ 

^ 

1-H  ^ , 

Ä 



oa 

-<f               eT- 

-<f 

1-H  — 

oa 

'08 

;eh 

'3 

00  00 

O  Cv<  O  »O  CO 

■00 

oa^ 

o 

c^ 

s> 

I>- 

■ 

CO  "-"^ 

O  =n  1-H  Crj  i.-^ 

03 

CS  32 

o 

1-H 

00 

->*'-*  CO  ^ 

O 

Ä*  «• 

t> 

ä 

CO 

C0__  ^^^'^         00 

1-H 

o-^^ 

<^^ 

I> 

i-O 

CO  00 

00 

«3  "Ö 

00 

.^ 

-* 

1-H    ^0    cT            T-I 

cC:>^ 

f^ 

1-H 

i-O 

t- 

o^_,      ^-, 

^ 

6ä 

1-H 

1-H 

-* 

o 

§"3 

i-0 

1-H  oc  c-  C;  CO 

OS 

00  3C' 

2* 

00 

i  o 
CS  >o 

:o 

»-0 

iO  ar:>  CR  C«  i-O 

(M 

00  r- 

£i 

<M 

CO 

0-<i*  C<li-i 

CO 

t>» 

C^^  O         00 

1-H 

■^^ 

>H 

OS^ 

CQ 

CO  00 

'* 

00 

-«f 

-<*<'         05          .-J' 

c^r 

I> 

Tf 

oa 

'S  s 

I— ( 

1-H  -                S^ 

<^^~. 

r- 

1-H 

"^ 

tO 

II 

o 

l>  30  00         lO 

i-O 

OOD 

;-, 

OS 

i^  ^^ 

»o 

oa  3c  c^       o 

<M 

OS  ir 

rx 

o 

OS 

Ort«  <M  1-H 

CO 

c^ 

CO 

O  —  O        00 

1-H 

00  '-H 

•* 

»o 

QO 

OOO 

c^ 

00 

-* 

CO            O            1-H 

oa 

CO 

c^ 

rf 

1-H    ^ 

1-H  — 

c-^ 

1-H 
1-H 

''f 

LO 

<     £ 


s    I  1 


w 


sc 


.2      ic   ^       —        =5 


S     j£ 


F^    P^ 


i     •  2     ■ 

o    •  s    • 

«    .  "^    . 

fc.      •   fco 

^     .  C  =ä 

ml 

Erford 

rzegow 

die  Fl 

Herze 

«  R  ^ 

^K^4 

J  „  c^ 

c 

dentlic 
nd  die 
tzunge 
n  und 

j: 

usseror 
nien  u 

nterstü 
Bosnie 

C 
5 

s; 

<     ^ 

X  3 
'3 


2    "iJ 


^^      ^    ir    rt-\ 


^    S    O 
S    3j3 


M 


s  "Sc  S  2.2   . 
•S.2  i-g 


=3 
S 

a 

QQ 


232 


M.  Pigerle, 




02 

OS  CO  O  CO 

C^  CO 

lO  c^ 

1-H 

T-l  iC  00 

'^ 

-*  l>  CD 

c^ 

,_, 

ca  OS 

CO 

CO 

-*i  CO  c^  ca 

1-H  CO 

^  OS 

IC 

CO  CO  CJ 

iC 

-*  CO  1-1 

OS 

iC 

Ol* 

c- 

05,CO  05  1-1 

'"l'R 

Ol-H^ 

Cd 

OS  ca  00 

o 

1-H  OS  1-H 

1-H 

ca 

ca  o 

00 

CO 

05~05  1-H 

idi> 

odi> 

iC 

1-H  C^  00 

oö' 

-«*4  ca 

t> 

iC 

ca  CO 

1-H 

05 

1-H  T-H 
1-H 

OS 

o 

1-H 

CO  ca 

CS 

2 

l>  CO 

t> 

-^  C-  O  CO 

^  o 

-*  00 

ca 

l>  -*  CO 

-*l 

oco  ca 

00 

^ 

O  Cl 

CO 
00 

(M 

CO  C^CO  <M 

»O  l> 

00  00 

t- 

O  COrH 

00 

00  CO  -* 

00 

c- 

CO  '^i 

CO 

05  CO  OS  1—1 

OCO_^ 

CO  OS 

CO 

CDOOiC 

CO 

T-(   r-H  CO 

OS 

CO 

oco 

00 

CO 

OS  OS  1—1 

id-^ 

ooo 

OS 

ca  odcft 

o 

CO  ca 

od 

OS 

IC  '^ 

tH 

Oi 

1-H  1—1 

o 

o 

CO  ca 

o 

o 

t^co 

1-H 

1-H 

T-H 

T— 1 

bh 
00 

t^ 

COCd  '^  XO 

1-H 

1-1  c- 

00 

c»  CO  CO 

T-H 

CO  00  CO 

o 

^So 

03 

C<1 

ococa  (M 

^ 

-*  c~- 

T-^ 

00  o  -* 

'^ 

ca  CO  i-< 

o 

1-H 

00 

ö 

CO 

1-^^CO  OS  .-< 

^   1 

■^  1-H 

CO 

ca  »c  CO 

-* 

1-H  ca  00 

T-H 

CO 

00 

CO 

OS  OS  1-H 

^^  1 

-^cd 

o 

CQodcd 

-* 

^'i-T 

cd 

o 

S'S 

1— 1 

o 

OS 

1—1 

1—1 

d 

C^  CO 

T-H 

ca 

— 

•n 

1—< 

r-H 

1-H 

o 

1-H 

00 

o 

CO 

COO^CO 

ca  o 

(MOO 

1-1  CO  IC 

ca 

l>  00  CO 

-*  CO 

T-H 

t> 

-*  00  rH  oa 

-5t<  c- 

c-co 

1-H 

OS  CO  rH 

i> 

ca  ^  CO 

CO 

1-H 

T-H  OS 

00 

3 

lO 

OS^t>  OS  1— 1 

CO  c- 

lO  CO 

OT 

T-H  T-H  ca 

iC 

1-H  CO  00 

CO 

OS^ 

»C  CCi 

00 

o 

CO 

C-^O»  r4' 

cd  cd 

OS  CO 

lO 

Ca  »c  Ca 

CJS 

-^'l-T 

cd 

IC 

OSO' 

1—1 

OS 

r^ 

o 

T-l 

oco 

o 

1—4 

oco 

ö 

1—4 

1-H 

T-l 

1-H 

IC 

1-H 

CO 

lo  CO  OS  CO 

CQO 

oa  lo 

c- 

'^  ca  CO 

ca 

T— 1  OS  IC 

T-H  CO 

o 

o 

(M 

CO  »O  l>  C<] 

(M  O 

CCI  -5^ 

co 

o  ic  CO 

ca 

CO  1-H  CO 

-<i< 

CO 

C~-  OS 

00 

lO 

OS  r^  00  1-1 

(MO 

(M  O 

ca 

CO  i>  ^^ 

ca 

1-H  »C  CO 

O 

ca 

ca  OS 

00 

t> 

CO 

ood  i-h" 

idid 

O  00 

00 

cf  ooctT 

o 

»c  ca 

00 

od 

■*  CO 

T~< 

OS 

o 

o 

o 

CO  ca 

o 

o 

C-  CO 

1-H 

1-H 

1-H: 

'"' 

- 

1-H 

»c 

CO 

oooooco 

lOrH 

-*1-l 

IC 

c-co-^ 

^ 

I>  iC  OS 

00  l> 

05 

lO 

00  1-1  00  oa 

CO  '^ 

oa  c~ 

OS 

I>  CO  00 

ca 

o  CO  ca 

t^ 

OS 

OS  OS 

t^ 

rä 

CO 

OS^O  00  T-H 

cq^oq 

00  CO 

1-H 

00  CO  »c 

00 

CO  00  OS 

CO 

1-H 

T-<    OS 

00 

CO 

CD  OS  i-<" 

idi-? 

cdo 

^^ 

t-h'^C^ 

CO 

ood 

O 

TjH 

icoo" 

OD 

Oi 

Ol-H 

1— ( 

OS  CO 

C3 

CO  ca 

OS 

CJ 

CO 

C] 

T-l 

00  'CO 

CO 

O  C-  iO  I> 

CCI  o 

Ca  IC 

c- 

caooca 

ca 

ca  ca  1-H 

iC 

o  t> 

00 

lO 

lO  (M  »O  1-1 

oo 

oo 

o 

CO  OS'* 

o 

OCO  i-~ 

o 

o 

'^ü 

l> 

3 

00 

l>  IC  00  1-1 

1-4_0 

T-H  1-H 

ca 

os_^ca^oq 

1-H 

ca  icco 

ca 

00  CO 

00 

CO 

i-Tos  i-T 

r-^os" 

odo 

od 

T-H  c^od 

od 

ca  IC  ca 

o 

od 

ca  IC 

1—1 

cä 

OS 

o 

OS  1-H 

o 

CO  ca 

OS 

t~co 

o 

^CO 

H 

T-H 

1—1 

C3 

^ 

ca 

'"^ 

00 

OOrH  CO  C- 

t-O 

t>o 

t^ 

OS  1-H  t^ 

t> 

-^  iCl-H 

o 

CO  1-H 

c- 

fl 

CO 

lOCOxO  (M 

CO  o 

coo 

CO 

t~  O  iC 

CO 

CO  OS  Tf 

o 

co 

OS  ■* 

c^ 

(N 

1-^^CO0q  rH 

CR  o 

os^ca 

1-H 

OCO  iC 

Oi 

rH^OS 

ca 

T-H 

-*  CO 

00 

.^ 

cd 

O  oTt-h 

-^"l-H 

cd  cd 

I> 

ca  T-H  o 

CO 

ca 

cd 

I> 

cd  cd 

1—* 

1-H  1—1 

o 

o 

I>  CO 

o 

o 

l>  CO 

1—1 

1-H 

1-H 

1-H 

1-H 

1-H 

OS 

OS  CO  Tf^  00 

coo 

CO(M 

o 

1-HO  ca 

CO 

ca  CO  -* 

ca 

IC 

CO  OS 

o 

(M 

iC  OS  lO  (M 

CO  o 

cooa 

00 

OS  CO  ^ 

CD 

■^  »C  Cd 

ca 

00 

00  OS 

t- 

CO 

OS  OS  00  1-H 

iqo 

IC  l-H 

•-0 

O  I>  c- 

iC 

-*  CO 

CO 

1-H  -* 

00 

CO 

OOS  1-H 

CO  oJ 

-^  oa 

cd 

ca  T-H  o 

-* 

1-H 

ca 

CO 

CO  CO 

J-H 

o 

1-H 

1-H  1— t 

1-i 

o 

o 

1-H 

C-  CO 

o 

o 

T-H 

O  CO 

1 

1—1 

io-^co->* 

c^  o 

C^  CO 

CO 

ca  00  i> 

l> 

o  coo 

CO 

CO 

-*  OS 

lO 

cq 

1— 1  OS  iO  <M 

oo 

o  c- 

00 

ic  ca  ca 

o 

1-H  ca  ^ 

c^ 

00 

IC  ca 

t- 

CO 

O  OS  00  1-H 

CO  o 

co  -* 

CD 

00  IC  ca 

CO 

CO  1-1 

^ 

o 

00  ca^ 

00 

cd 

oJoTi-H 

c-^id 

cJ 

cd 

i-<'cdt^ 

ca 

CO 

cd  os" 

1— i 

OS 

Or-H 
1-H 

OS 

OS 

CO  ca 

OS 

OS 

CO  ca 

ce 

SS 


S  23  S 

§  S  "' 


*  -g-SW 


'C  a  'S 
a-2-l 

"CS  '" 


"3.2 


bc 
c 

a  '^ 


—       —  <D 

bD  u  a-o 

^        «>      ;-!      OJ 


<-i  HJ  e 

rO  ^    o 


□Q 

CO  n 

s  tS  ö 

«    o  A 

,    ^    OS 

^  s. 

O 


i-:i 

=3 

03 

'S 

pi 

m 

Oh 

:ii 

•O 

CS 

f^M. 


.  CO   bü 


iPQ 


.2  8) 

Ö    (D 

"    g 
03    pH 

?H  W 

'S  .2 

Ö   TÖ 

«      1=1 


00  .-H 

»ö  00 


I— H     03 

j3    Oj 


Oh^ 
•.c3   f? 


^m  (1h«^ 


M  bc 

03 


(» 

K 

s-: 

0) 

r- 

br 

Ol 

c 

Of 

bc 


tO         >H 

IS!   fi 


332 


Der  gemeinsame  Haushalt  der  österr.-tmgar.  Monarchie. 


233 


es 

OQ 

:s 

CS 
SQ 

es 
eS 
•*> 

m 

ä 

cd 

QQ 

'S 


00 


QQ 
(D 

<D 

GQ 
SQ 


<D 


d 

^  ä 

DD   **^ 

d 
jd 
u 

(0 

u 

m 
m 

d 

i-H 

u 
QQ 


i   f 

ec 

1—1 

CO 

o 

CO 

cc 

o 

-* 

CO 

_.  1 

» 

<r> 

CM 

»5 

»o 

cc 

Ol 

»o 

CO 

00  1 

-* 

•* 

CS 

t^ 

cc 

-«t 

Ol 

■* 

c^ 

00    : 

»c 

•* 

35 

»«1 

^^ 

Ol 

CO 

f-H   [ 

o 

Ol 

^H 

00 

»—1 

'-' 

c« 

1—1 

"* 

o 

•  o 

o 

00 

Ol 

c» 

iO 

lO 

o 

C5 

t^ 

CO 

o 

lO 

V— 4 

CO 

'«l' 

OS 

00  i 

o 

CO 

t^ 

OS 

00 

Ol 

CO 

o 

»o 

oo 

<M 

iC 

lO 

-* 

o 

Ol 

00 

■cc 

Ol 

1—1 

o 

1-H 

1— < 

o 

t~ 

CO 

1—1 

CO 

-* 

o 

-* 

Ol 

Ol 

00 

-* 

OS 

00 

c~ 

t^ 

o 

CS 

CO 

l> 

»n 

iti 

lO 

CO 

CO 

wi 

CC' 

lO 

o 

cc 

t^ 

Ol 

■* 

Ol 

^^ 

—1 

OS 

o 

CO 

CO 

CS 

CO 

T-4 

i^ 

^ 

"^ 

1—1 

^ 

c~ 

CO 

^ 

o 

^ 

CS 

Ol 

00 

'9 

c^ 

CO 

»o 

00 

^ 

•«*< 

1—1 

Ol 

S: 

,— 1 

c^ 

o 

00 

00 

CS 

Ol 

l> 

^ 

CO 

s 

1*^ 

-* 

iO 

r^ 

1-H 

-* 

t^ 

i-O 

Ol 

o 

1—1 

1-H 

o 

-«f 

CO 

1—1 

1—1 

(N 

Ol 

Ol 

^^ 

05 

CO 

»o 

CS 

-^ 

CS 

c~ 

CO 

'* 

t- 

CO 

CS 

CO 

^—t 

-* 

CS 

'* 

lO 

OS 

c« 

o 

-* 

1—1 

CO 

l> 

OS 

Ol 

CO 

00 

c- 

00 

> 

-* 

lO 

CS 

-* 

'^ 

Ol 

Ol 

00 

co 

o 

1—1 

l-H 

1—1 

c- 

rH 

i-H 

1—4 

— H 

a 

t~ 

~-. 

o 

-~ 

^^ 

Ol 

OS 

Ol 

t> 

«o 

cc 

Ol 

:o 

lO 

o 

y^ 

00 

o 

00 

t- 

TS 

a> 

1—1 

o 

-* 

CO 

Ol 

CO 

OS 

00 

0 

-* 

l> 

(M 

CO 

»o 

Ol 

-;; 

CS 

CO 

o 

(M 

i-H 

t> 

CO 

»—1 

" 

^ 

^ 

!>• 

00 

CS 

CS 

CO 

CO 

o 

CO 

>o 

o 

o 

o 

CO 

iO 

oo 

00 

o 

l> 

e3 

l— t 

»o 

-CO 

OS 

OS 

CO 

OS 

t> 

00 

H 

CO 

t> 

CS 

,_ 

l> 

^- 

«-0 

CO 

00 

o 

o 

1—1 

CS 

OS 

CO 

Ol 

^^ 

c 

-* 

iO 

CS 

1—1 

00 

Ol 

— , 

o 

CO 

-^ 

OQ 

Oi 

^^ 

1—1 

o 

Ol 

00 

CO 

Ol 

c- 

!M 

05 

oa 

1—1 

o 

o 

CO 

c~ 

oo 

OS 

05 

SQ 

1—1 

1—1 

Ol 

OS 

CS 

OS 

o 

T-l 

^ 

1—1 

o 

1—1 

CS 

CO 

Ol 

■* 

c^ 

^ 

c- 

^ 

o 

-* 

l> 

c^ 

CO 

"3 

CO 

<M 

oo 

o 

Ol 

00 

CO 

E; 

Ol 

(M 

in 

iC 

CS 

00 

-H 

c^ 

CO 

00 

OO 

<M 

o 

c- 

Ol 

1^ 

-^ 

CO 

t~ 

O» 

T-l 

1-1 

1—1 

1—1 

OS 

CS 

CO 

Ol 

--0 

■M 

00 

Ol 

.— 

— 

t^ 

^ 

CD 

t-J 

■<*' 

CO 

c~ 

Tf 

c^ 

^ 

00 

iO 

CO 

c- 

!© 

CO 

CS 

00 

1-^ 

CO 

t^ 

c- 

o 

00 

(M 

'^ 

CO 

OS 

t^ 

CO 

o 

CO 

O 

1—1 

o 

00 

CO 

00 

CO 

(M 

C  ;^ 


^  •§ 


=3  3 


.£  •  « 

—  sc  t- 

ü  3    "-• 

5  i)  ^, 

.5  Ä  s 

So  ■<  fe 


!z;      -A 


-% 

tc 

1— • 

oo 

3 

22 

<1 

tc 

O 

p 

o 

-»3 

x 

N 

'Z, 

3 

X 

S 

3     « 

IZ 

2 

< 

c 

>     _x 

C 

b 

S! 

>     -lo 

o 

-»: 

® 

E 

S 

00 

a 

C 

s: 


3 


3    o^  -e« 


o    ;z. 


o- 


55     Ol 


« 


03 


Die  Finanzen  Bremens. 

Von 
E.  Fitger. 

Von  den  freien  Reichsstädten  des  Mittelalters  sind  nunmehr  nur  noch  die 
drei  Hansestädte  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  vorhanden  als  letzte  Repräsen- 
tanten der  ehemals  so  zahlreichen  Klasse  von  Städten,  die  für  sich  selbst  nahezu 
oder  ganz  souveräne  Staaten  bildeten  und  gleichzeitig  ein  kleines  umliegendes 
Terrain  als  „Gebiet"  beherrschten.  Die  Stadt  war  so  sehr  der  eigentliche  Körper 
des  Staats,  dass  das  Landgebiet  nur  wie  ein  kleiner  Appendix  erschien.  Eine 
Ausscheidung  der  Stadt,  als  eines  Teiles,  aus  dem  Staat,  als  der  Gesamtheit,  ist 
wohl  selten  oder  niemals  vorgekommen.  Staat  und  Stadt  gingen  gänzlich  in 
einander  auf. 

So  ist  es  im  grossen  und  ganzen  auch  heute  noch  mit  Bremen,  obwohl 
sich  auch  hier  die  Sonderungen  angebahnt  haben.  Die  Dörfer  des  Landgebiets 
und  das  Städtchen  Vegesack  sind  zu  selbständigerem  kommunalen  Leben  erwacht, 
und  vor  allem  hat  der,  vom  übrigen  Staatsgebiet  weit  abgetrennt  liegenden,  rasch 
emporblühenden  Hafenstadt  Bremerhaven  eine  eigene  Stadtverfassung  gegeben 
werden  müssen.  Sie  alle  haben  neben  dem  Staatshaushalt  noch  einen  Kommunal- 
haushalt, der  ihrer  Selbstverwaltung  unterstellt  ist.  Nur  die  Stadt  Bremen  führt 
einen  mit  dem  Staate  Bremen  gemeinsamen  Haushalt;  über  denselben  entscheiden 
der  für  den  Staat  eingesetzte  Senat  und  die  Gesamtbürgerschaft,  d.  h.  die  Volks- 
vertretung mit  Einschluss  der  Repräsentanten  aus  dem  Landgebiet  und  den 
beiden  Hafenstädten.  Die  Verfassung  hat  zwar  schon  den  Fall  der  Trennung 
des  Stadthaushalts  vom  Staatshaushalt  vorgesehen  und  bestimmt,  dass  alsdann 
der  Senat  und  die  Stadtbürgerschaft,  also  unter  Ausschluss  der  Repräsentanten 
aus  dem  Landgebiet  und  den  Hafenstädten,  die  gesetzlichen  Organe  der  Ge- 
meinde Bremen  sein  sollten.  Aber  bisher  ist  es  noch  nicht  dazu  gekommen, 
obwohl  namentlich  seit  1867  und  dann  wieder  seit  1870  verschiedentlich  der 
Anlauf  dazu  genommen  ist.  1867  wurde  eine  aus  Mitgliedern  des  Senats  und 
der  Bürgerschaft  zusammengesetzte  Deputation  mit  der  Vorbereitung  der  Trennung 
beauftragt.  Dieselbe  erkannte  an,  dass  der  jetzige  Zustand  an  und  für  sich  eine 
Abnormität  sei,  deren  Beseitigung  namentlich  bei  grösserem  Wachstum  anderer 
Gemeinden  neben  der  Stadt  leicht  zu  einem  unabweisbaren  Bedürfnisse  werden 
könne.     Es  sei  demnach  wünschenswert,  die  Verhältnisse  jetzt  zu  ordnen,  denn 
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noch  sei  es  verhältBismä^sig  leicht  und  einfach;  wie  die  Dinge  sich  aber  in 
Zukunft  verwickebi  würden,  sei  unabsehbar.  Allein  zu  einer  Entscheidung  ist 
es  nichtsdestoweniger  nicht  gekommen;  auch  Anregungen  im  Jahre  1873  und 
1880  blieben  resultatlos.  Denn  die  Schwierigkeiten  der  Ausfuhrung  der  Trennung, 
die  sich  auch  auf  das  gleichfalls  gemeinschaftliche  Vermögen  hätte  erstrecken 
müssen,  erschienen  so  gross,  die  Kosten  zweier  gesonderter  Verwaltungen  für 
ein  selbst  als  Ganzes  noch  so  kleines  Gemeinwesen  würden  so  beträchtlich  ge- 
wesen sein,  dass  man  die  Fortdauer  eines  Zustandes  vorzog,  welcher  zu  ernst- 
lichen Klagen  weder  den  Stadtbremem  noch  den  übrigen  Staatsgenossen  Anlass 
gegeben  hatte. 

Der  bremische  Staat  zerfallt  in 


DKilom. 

Einwohner  1882 

die  Stadt  Bremen  mit  Einschluss  der  Feldmark 

22,83 

114,231 

,         „     Vegesack 

0,66 

3,793 

,         ,      Bremerhaven 

1,78 

14,258 

das  Landgebiet 

225,51 

27,136 

das  Weserbett 

4,77 

— 

255,55 


159,418 


Die  Stadt  Bremen  enthält  also  reichlich  71"/o  der  Einwohner  des  Staates. 
Von  den  gesamten  Einnahmen  des  Staates  würden,  auch  wenn  für  die  Stadt- 
bremer keine  besonderen  Steuern  vorhanden  wären,  weit  mehr  als  717»  von  ihnen 
zu  decken  sein,  schon  weil  sie  der  leistungsfähigste  Teü  des  Staates  sind.  Ausser- 
dem macht  aber  die  Deckimg  der  kommunalen  Bedürfiiisse  der  Stadt  aus  der 
Staatskasse  die  Erhebung  einiger  stadtbremischer  Specialsteuem  notwendig. 
Dieselben  bestehen  in  folgenden,  eine  bedeutende  Quote  der  gesamten  Steuern 
bildenden  Posten: 

Ertrag  in  1882 
.    .  M.  469,378 


1)  Erleuchtungssteuer  (5  %  der  Miete)  .     .     . 

2)  "Wassersteuer  (speciell   zur  Deckung   des   Be 
triebes  und  der  Kapitalverzinsung  der  städti 

sehen  Wasserkunst) 

Ausserdem  für  Privatleitungen  Abgaben    . 

3)  Konsumtionssteuer  auf  Vieh  imd  Fleisch  . 

,  ,     Austern     .... 

,  ,     Butter  imd  Käse   . 

,  ,     Getreide,  Mehl,  Brod 

,  ,     Viehfntter     .     .     . 

,  ,     Baumaterialien 

,  ,     Brennmaterialien   . 


163,432 
135,000 


M. 


315,292 

1,777 

81,806 

125.167 

4,754 

35,667 

145,930 


4)  Reinertrag   der  Gasanstalt,   Besteuerung  des 
Gaskonsums 

Die  Zinsen   der  Anlage  und   des  Betriebs- 
kapitals zu  5".o  erfordern  nur  76,000  M. 

5)  Reinertrag  des  Ratskellers 

6)  Friedhöfe,  Einnahme  von  Beerdigungen     .     . 
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710,393 
485,000 


136,529 

82,774 
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7)  Schlachthof.  Eine  Schlachtabgabe  deckt  die 
Betriebskosten  und  liefert  zur  Verzinsung  und 
Amortisation  an  das  Budget  einen  Reinertrag 
ab  von M.        72,000 

Zusammen  M.  2,254,506 

Verschiedene  kleinere  Posten,  Erlös  aus  Immobilien,  Schulgelder  u.  s.  w. 
können  hier  wohl  übergangen  werden,  doch  ist  namentlich  noch  hervorzuheben, 
dass  das  stadtbremische  Armenwesen,  obzwar  unter  der  Verwaltungshoheit  des 
Staates  stehend,  im  Staatsbudget  gar  nicht  erscheint.  Es  wird  für  stadtbremische 
Rechnung  verwaltet,  die  zur  Deckung  seines  Budgets  erforderlichen  M.  386,707 
{1882)  wurden  durch  einen  Zuschlag  von  ^/lo^/o  zur  Einkommenssteuer  der  stadt- 
bremischen Bevölkerung  gedeckt. 

Ebenso  wie  der  Stadt  Bremen  wegen  Bestreitung  ihi-er  kommunalen  Lasten 
hat  der  Staat  den  Kaufleuten  Specialsteuerh  wegen  Aufwendung  ausserordent- 
licher Kosten  für  die  Verkehrsanstalten  auferlegt.  Denn  ohne  solchen  Regress 
an  die  Kaufleute  würde  es  unserem  Kleinstaate  nicht  möglich  gewesen  sein,  die 
grossartigen  Häfen-  und  Wasserstrassenanlagen  zu  schaffen,  die  zwar  der  Natur 
der  Sache  nach  zu  den  Aufgaben  des  Staates  gehören,  aber  doch  eigentlich  nur 
von  grösseren  Gemeinwesen  gelöst  zu  werden  pflegen.     Diese  Steuern  sind: 

1)  die  Umsatzsteuer,  V«"/«  von  jedem  100  M.  übersteigenden  Umsatz  mo- 
biler Werte  (ausgenommen  Geld-  und  Wertpapiere),  sofern  der  Verkäufer  im  Staate 
Bremen  wohnt  und  die  Ware  im  Staatsgebiet  befindlich  ist.  Der  Ertrag  war  1882 
M.  584,096; 

2)  die  Güterdeklarationsabgabe,  15  Pf.  von  1000  M. ,  vom  Werte  aller  für 
bremische  Rechnung  die  Weser  oder  die  bremischen  Staatsgrenzen  eingehend 
oder  ausgehend  passierenden  Güter.     Ertrag  1882  M.  66,784. 

Eine  zweite  Eigentümlichkeit  unseres  Staatshaushalts,  die  derselbe  nur  noch 
mit  dem  hamburgischen  teilt,  ist  einem  nahen  Untergange  bestimmt.  Unser 
Budget  ist  nicht  bloss  zugleich  Kommunal-  und  Staatsbudget,  sondern  es  ent- 
hält auch  zugleich  die  Leistungen  für  Reichszwecke,  Landesverteidigung  u.  s.  w., 
die  aus  den  andern  Staatsbudgets  verschwunden  sind.  Unser  Budget  muss  dem 
Reiche  den  Betrag,  den  dasselbe  an  Zöllen  und  Verbrauchsabgaben  von  der  Be- 
völkerung des  vom  Zollgebiet  ausgeschlossenen  Teiles  erheben  würde,  bar  ent- 
richten. Dieser  letztere  Teil  war  1880  von  138,495  Personen  bewohnt,  während 
im  Zollgebiet  nur  18,372  Personen  wohnten.  Und  nicht  nur  dieses  „Zollaversum" 
muss  Bremen  nach  Massgabe  der  in  den  betreffenden  Reichsetatsjahren  aufge- 
kommenen Beträge  nach  Berlin  abführen ,  sondern  auch  noch  einen  Präcipual- 
zuschlag  für  den  grösseren  Konsum  der  städtischen  Bevölkeining  an  zoll-  und 
steuerpflichtigen  Artikeln.  Dieser  letztere  ist  nach  Bearbeitung  der  Sache  durch 
eine  Bundesratskommission  im  Jahre  1880  von  3  M.  auf  5  M.  pro  Kopf  erhöht 
worden.  Dafür  sind  im  Jahre  1882  (nach  Wegfall  der  Matrikularbeiträge)  nicht 
weniger  als  M.  1,289,383  an  das  Reich  abzuführen  gewesen.  Dieser  Posten  hat 
im  Laufe  der  letzten  Jahre  eine  erhebliche  Steigei-ung  erfahren,  die  sich  in  fol- 
gender Zahlenreihe  ausprägt,  wobei  es  ziemlich  gleichgültig  ist,  ob  und  wieviel 
man  von  den  Summen  als  Matrikularbeitrag ,  wieviel  als  Zollaversum  mit  Zu- 
schlag für  die  städtische  Bevölkerung  in  Anschlag  bringen  vdll.    Nur  ist  zu  be- 
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rücksichtigen,  dass  Ende  1875  das  Städtchen  Vegesack  mit  3700  Einwohnern  und 
die  Südvorstadt  und  einige  Dörfer  mit  11,300  Einwohnern  dem  Zollgebiet  ange- 
schlossen sind,  ein  Vorfall,  welcher  die  Höhe  des  Zollaversums  verringern  musste. 
Die  Leistungen  an  das  Reich  betrugen: 

1872:  M.     850,617  1878:  M.  1,041,276 

1873:    ,   1,005,207  1879:    ,    1,115,631 

1874:    ,   1,013,590  1880:    ,    1,244,227 

1875:    ,   1,018,446  1881:    ,    1,269,243 

1876:    ,   1,004,406  1882:    ,    1,289,383 

1877:  ,  1,186,467 
Noch  schneller  verschwindet  eine  dritte  Eigentümlichkeit  unseres  Haushalts, 
deren  Beendigungstermin  zum  grossen  Schmerze  Bremens  schon  auf  den  31.  März 
1883  fixirt  ist,  während  die  rechnungsmässigen  Resultate  des  früheren  Zustandes 
ihren  wohlthätigen  Einfluss  noch  auf  die  Budgets  der  Jahre  1883  und  1884  aus- 
üben. Obwohl  der  bremische  Eleinstaat  viel  zu  klein  ist,  um  auf  seinem  Gebiet- 
eigene  Eisenbahnen  zu  haben,  ist  oder  war  er  im  Besitze  ziemlich  bedeutender 
Eisenbahnen.  Dieselben  liegen  aber  grösstenteils  auf  preussischem  Gebiet«.  Es 
sind  das 

1)  der  halbe  Anteil  an  der  mit  Preussen  gemeinschaftlich  besessenen  Bahn 
Wunstorf-Bremen  und  Bremen-Geestemünde.  Davon  154  Kilometer  auf  preus- 
sischem, 18  Kilometer  auf  bremischem  Gebiet; 

2)  die  Weserbahn  in  der  Stadt  Bremen  mit  dem  Weserbahnhof,  auf  bre- 
mischem Gebiet; 

3)  die  Verbindungsbahn  Geestemünde-Bremerhaven  mit  Bahnhof  Bremer- 
haven, auf  bremischem  Gebiet,  1  Kilometer; 

4)  die  Bahn  Langwedel-Üelzen ,  auf  preussischem  Gebiet. 

In  diesem  Bahnbesitz  hatte  Bremen  ein  Kapital  von  47,280,800  M.  stecken, 
woraus  es  im  Jahre  1881/82  eine  Rente  von  2,363,259  M.  bezog,  eine  Summe, 
welche  einen  der  Hauptposten  in  unserem  Budget  ausmachte.  Dieser  gesamte 
Besitz  (mit  Ausnahme  der  beiden  unrentablen  Bahnhöfe  Weserbahnhof-Bremen 
und  Bremerhaven)  ging  mit  dem  1.  April  1883  in  preussische  Hände  über.  Der 
Verlust  dieses  Besitzes  ist  sehr  gegen  Bremens  Wunsch  und  WiQen,  aber  in  der 
gegebenen  Notlage  hat  sich  Bremen  ausser  stände  gesehen,  Preussen  zu  hindern, 
von  dem  Buchstaben  seines  Rechtes  Gebrauch  zu  machen.  Die  Summe,  zu  deren 
Annahme  sich  Bremen  hat  entschliessen  müssen,  beträgt  36  Millionen.  Damit 
werden  4'',o  Staatsschulden  getilgt  werden  müssen,  so  dass  sich  eine  Ausgaben- 
verminderung von  1,440,000  M.  ergibt ,  wovon  jedoch  noch  136,000  M.  als  uns 
verbleibende  Kosten  (Pensionsfonds,  Verwaltung  der  beiden  Bahnhöfe  u.  s.  w.) 
zu  kürzen  sind.  Es  verbleiben  Bremen  also  netto  nur  1,304,000  M.  an  Stelle 
seiner  bisherigen  Einnahmen.  Gegen  1881/82  verbleibt  also  ein  Verlust  von 
1,059,259  M.  oder  6,76  M.  pro  Kopf  der  Bevölkerung;  gegen  den  fünfjährigen 
Durschschnitt  1877/78  bis  1881/82  beträgt  der  jährliche  Verlust  709,124  M.  oder 
immer  noch  4,52  M.  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Kapitalisiert  man  diese  jähr- 
lichen Beträge  mit  dem  Fünfundzwanzigfachen,  so  ergibt  sich  ein  Kapitalverlust 
von  26,481.475  M.,  wenn  gegen  1881/82  gerechnet,  oder  17,728,100  M.,  wenn 
gegen  den  Durchschnitt  der  letzten  5  Jahre  gerechnet. 
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Wäre  der  bremische  Eisenbahnbesitz  ein  reines  Privatunternehmen  auf 
preussischem  Grund  und  Boden  gewesen,  so  wäre  er  nach  Analogie  der  übrigen 
Verstaatlichungen  mit  dem  Fünfundzwanzigfachen  der  durchschnittlichen  Rente 
der  letzten  fünf  Jahre  bezahlt  worden ,  in  welchem  Falle  Bremen  die  letzter- 
wähnten 17,728,100  M.  nielir  als  die  ihm  jetzt  zugeteilten  36  Millionen  M.  er- 
halten haben  würde.  —  Der  bare  Verlust,  Kapital  gegen  Kapital  gerechnet, 
ergibt  sich,  wenn  man  die  ausgezahlten  36  Millionen  von  den  angelegten 
47,280.800  M.  kürzt,  und  beziffert  sich  also  immer  noch  auf  mehr  als  11  Mill.  M. 

Nimmt  man  auch  nur  die  letztere  Summe  an,  so  ergibt  das  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  einen  Verlust  von  72  M.  Erlitte  das  deutsche  Reich  einen 
solchen  Verlust,  so  bezifferte  sich  derselbe  auf  3  Milliarden  240  Millionen,  also 
nicht  viel  weniger  als  die  Kriegsentschädigung  des  besiegten  Frankreich.  Legt 
man  aber  die  oben  erwähnte  höchste  Verlustziffer  zu  Grunde,  so  kommt  man 
auf  einen  Betrag  von  233  M.  pro  Kopf,  was  für  das  Deutsche  Reich  einen  Be- 
trag von  10  Milliarden  485  Millionen  ausmachen  würde.  Wohl  selten  oder  nie- 
mals ist  ein  Staat  von  einem  so  vernichtenden  Schlage  heimgesucht  worden.  Es 
sind  denn  in  der  That  auch  die  lebhaftesten  Besorgnisse  laut  geworden,  ob  es 
Bremen  möglich  sein  werde,  seine  Finanzen  in  Ordnung  zu  halten  und  seine 
Schulden  zu  bezahlen.  Dass  es  ausser  stand  gesetzt  ist,  so  wie  bisher  sich  den 
grossen  Verkehrsinteressen  hinzugeben,  bezweifelt  freilich  niemand. 

Wir  haben   schon   erwähnt,   dass   ein   Betrag  von  47,280,800  M.   auf  die 
Eisenbahnunternehmung   verwandt   ist.      Schon    daraus   geht    hervor,    dass    der 
Schuldenstand  Bremens  abnorm  hoch  sein  muss.     Und  in  der  That  ist  er  auch 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gerechnet  weit  höher  als  in  irgend  einem  andern 
Staate  in  und  ausser  Deutschland.    Aber  jene  Summe  stellt  nur  etwas  mehr  als 
die  Hälfte  der  gesamten  Staatsschulden  dar.     Dieselben  betrugen 
am  1.  Januar  1847  M.  14,581,414 
,     ,        ,       1857    ,    23,483,456 
„     „        „       1867    ,    38,753,950 
,      ,        ,       1876    ,    90,495,521,  höchster  Stand, 
„     ,        ,       1877    ,    83,207,023 
,     ,        ,       1883    ,    80,082,000 

Der  Sprung  von  1876  auf  1877  erklärt  sich  durch  Rückzahlung  einer  An- 
leihe, welche  zum  Zweck  eines  hernach  nicht  zur  Ausführung  gekommenen  Bahn- 
hofsbaues aufgenommen  war.  Pro  Kopf  der  Bevölkerung  stieg  der  Schuldenstand 
von  219  M.  in  1848  auf  694  M.  in  1876  und  sank  seitdem  auf  513  M. 

Auch  der  Rest  der  Schulden  entstammt  durchweg  produktiven  Aufwen- 
dungen. In  erster  Linie  stehen  die  drei  grossen  Hafenbassins  in  Bremerhaven, 
welche  ohne  Hilfe  der  Natur  lediglich  durch  Kunst  geschaffen  werden  mussten. 

Davon  hat 

der  alte  Hafen  (1830)  nebst  Erweiterung       ca.  M.  3,500,000 

„    neue      „       (1847/52)  „                ,           und  Geestemauer     .      ,      ,    5,400,000 
,    Kaiserhafen ,      ,    7,600,000 

Zusammen  M.  16,500,000 
gekostet.  Ausserdem  sind  bei  der  Stadt  Bremen  seit  1870  der  Sicherheitshafen 
und  der  Winterhafen  auf  dem  Waller- Wied  angelegt.   Die  Einnahmen  der  grossen 
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Häfen  in  Bremerhaven  decken  nicht  einmal  die  Betriebsausgaben.   Die  Einnahmen 

betrugen  1882  248,600  M.,  die  Ausgaben  317,386  M.    Es  blieb  also  ausser  dem 

Zinsverlust  von  ca.  700,000   auch  noch  ein  Betriebsverlust  von  68,786  M. :  eine 

schwere  Last  für  unsem  Kleinstaat,  um  so  mehr  als  imsere  Konkurrenzhäfen  Havre, 

Antwerpen,  Rotterdam  und  Amsterdam  das  Glück  hatten,  dass  ihnen  der  grössere 

Gesamtstaat  die  Häfen  in  noch  weit  grossartigerem  Masse  baute  und  also  auch 

das  Betriebsdeficit  und  die  Verzinsung  aus  seiner  Tasche  deckt-e. 

Weiter  sind  aufgewendet  worden  zu  Ankäufen  von  Eigentum: 

Vergrösserung  des  Areals  Bremerhaven 3','4  Mill. 

G^anstalt k 

'     7/4 
Wasserkimst )  " 

Schlachthof IV2  , 

Friedhöfe 2 

Brücken,  Strassen 5  , 

Schulen  und  Krankenanstalten       '/'s  3 

20    Mill. 

Dazu  kommen  noch 3  V*:» 

zur  Rückzahlung  älterer  Anleihen  (zum  Teil  aus  den  Zeiten  1810 — 1815,  fi-an- 
zösische  Kriegskontribution  u.  s.  w.),  deren  successive  Tilgung  noch  nicht  ganz 
beendet  war. 

An  Verwendungszwecken  gegen  die  bremischen  Anleihen  habe  ich  im  ganzen 
87  Mill.  aufgeführt ;  der  Schuldenbestand  war  jedoch  Ende  1883  nur  80  Mill. ; 
die  übrigen  7  Mill.  sind  getilgt  worden.  Seit  Beginn  des  Jahres  1881  ist  indess 
die  Schuldentilgung  auf  einen  grossen  Teil  der  Anleihe  eingestellt.  Der  Staat 
gab  eine  konsolidierte  4%  Anleihe  von  36' 4  Mill.  M.  zum  Kurse  von  96  V2  aus 
imd  tilgte  damit  4V2%  Anleihen,  wodurch  das  Budget  eine  merkliche  Entlastimg 
von  Zinsen  und  Tilgungsquoten  erfühl-. 

Das  Verhalten  des  bremischen  Haushalts  in  den  einzelnen  Jahren  kommt 
ans  folgenden  Ziffern  zur  Erscheinung.  Die  Ausgaben  betrugen  im  Durchschnitt 
der  Jahrfünfte: 

1847/51     M.  4,707,259     M.  58,65  pro  Kopf     davon  ordentliche  M.  36,16 
1852/56      ,    5,002,919       ,    57,28     ,        ,  ,  .  ,    45,55 

1857/61      ,    7,813,964       „    82,32     ,        ,  ,  ,  ,    54,65 

1862/66      ,    7,703,648       ,    74,10     ,        ,  ,  ,  „    57,29 

1867/71      ,    9,088,374       ,    78,10     ,        ,  .  ,  ,    62,10 

1872/76      ,  19,713,731       ,  143,79     ,    "    ,  ,  „  „    89,95 

1877/81      „12,799,177       „    84,66     .        ,  .  ,  ,    80,10 

1882  ,  12,940,725       ,    81,17     ,        ,  ,  ,  ,    77,75 

In  diesen  Zahlen  prägen  sich  die  grossen  Unternehmungen  des  bremischen 
Kleinstaats  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  deutlich  aus.  Seit  1877  haben 
diese  Unternehmungen  wegen  des  Druckes  der  Verhältnisse  beinahe  ganz  ein- 
gestellt werden  müssen.  Es  verschwindet  die  grosse  Differenz  zwischen  den  ge- 
samten Ausgaben,  welche  zum  Teil  mit  Hilfe  von  Anleihen  gedeckt  werden  mussten, 
und  den  ordentlichen  Ausgaben.  Auch  der  Rückgang  der  ordentlichen  Ausgaben 
spiegelt  den  Druck  der  Verhältnisse  vrieder,  welcher  die  äusserste  Sparsamkeit 
notwendig  machte. 
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Von  den  Ausgaben  des  Jahres  1882  entfallen  auf 

Gesetzgebung  und  Verwaltung M.  9,86  pro  Kopf. 

Rechtspflege ,  4,14  „  , 

Bauverwaltungen •.     .     .     .  „  1,46  „  , 

Strassen,  Wege,  Brücken,  Deiche ,  4,02  „  „ 

-   Eisenbahnen,  Posten,  Telegraphen „  16,37  „  „ 

Förderung  der  Landwirtschaft „  0,41  „  „ 

,             „    Gewerbe       „  0,24  „ 

,           des  Handels  und  der  Schiffahrt „  8,48  „  „ 

Schulwesen,  Wissenschaft  und  Kunst „  7,52  „  „ 

Gesundheitspflege  und  Totenbestattung „  3,95  „  „ 

Landesverteidigung 0,12 


8  21 

Zollaversum  (grösstenteils  Landesverteidigung) .     8,09    ^      "      ' 

Verzinsung,  Tilgung  und  Verwaltung  der  Staatsschuld       ,    4,14     „         „ 

Andere  Verbindlichkeiten „    1,54     ,         „ 

Ausbeutung  der  Eigentumsrechte „    7,80     „         , 

Abgabenerhebung,  Kassenwesen,  Kontrolle ,    2,09     „         „ 

Ausgaben,  welche  zur  Vermehrung  der  Aktiva  dienen  .  „  0,94  „  ^ 
Unter  den  Einnahmen  des  bremischen  Staatshaushalts  nehmen  die  Grund- 
und  Gebäudesteuer  und  die  Einkommenssteuer  einen  hervorragenden  Rang  ein. 
Die  erstere  stammt  aus  der  französischen  Zeit,  ist  seitdem  aber  manchen  Ver- 
änderungen ausgesetzt  gewesen.  Im  Dezember  1880  ist  die  ehemalige  Grund- 
steuer neu  reguliert  und  in  eine  Grund-  und  eine  Gebäudesteuer  zerlegt;  die 
Grundsteuer  (für  nicht  bebaute  Grundstücke)  wird  in  Prozenten  vom  Reinertrage, 
die  Gebäudesteuer  in  Promille  vom  Kapitalwert  erhoben,  l^/o  Grundsteuer  soll 
stets  2'^li^lüo  Gebäudesteuer  gegenüberstehen.  Der  Prozentsatz  soll  einer  jähr- 
lichen gesetzlichen  Feststellung  unterworfen  sein:  es  liegt  jedoch  auf  der  Hand, 
dass  nur  selten  oder  nie  von  der  einmal  bestehenden  Quote  abgewichen  werden 
kann.     Gegenwärtig  beträgt 

die  Gebäudesteuer  2,1  >u,  Ergebnis  900,783  M. 
„      Grundsteuer    5,257o,  ,  72,865    , 

Das  eigentlich  bewegliche  Element  in  unsern  Einnahmen  bildet  die  Ein- 
kommenssteuer. Sie  entstammt  dem  Jahre  1848,  und  ist  bis  zum  Jahre  1873 
derart  zu  entrichten  gewesen,  dass  jeder  Steuerpflichtige  sein  Einkommen  auf 
Bürgereid  (oder  für  Nichtbürger  auf  einen  allgemeinen  Steuereid)  selbst  ab- 
schätzen, und  ohne  jemandem  zu  einer  Mitteilung  darüber  verpflichtet  zu  sein, 
den  Steuerbetrag  verdeckt  in  eine  Schosskiste  werfen  musste.  Jedoch  war  ein 
kleiner  Betrag  (3,35  M.  —  16,60  M.)  öffentlich  vorab  zu  entrichten.  Das  Ein- 
kommen von  830  M.  war  steuerfrei,  von  830  bis  ca.  1660  M.  war  die  Steuer 
progressiv  und  mit  1661  M.  betrug  sie  1 7o-  Kam  dann  der  Staat  mit  seinen 
Einnahmen  nicht  aus,  so  wurde  eine  Vermögenssteuer  erhoben.  Dieselbe  ist 
indessen  im  letzten  Jahrzehnt  nur  ein  einziges  Mal,  im  Jahre  1876,  erhoben 
worden,  denn  mehr  und  mehr  hat  die  Einkommenssteuer  ausschliesslich  die  Aus- 
gleichung des  Haushalts  übernehmen  müssen.  Längere  Jahre  hat  die  Steuerquote 
immer  nur  1  "/o  betragen;  in  den  Kriegsjahren  fing  man  an,  sie  zu  steigern. 
Mit  dem  Steigen  der  Quoten  zeigte  sich  die  geheime  Schossentrichtung  als  un- 
haltbar und  mit   dem  Jahre   1874  trat  die  kontrollierte  Selbsteinschätzung  an 
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ihre  Stelle.  Unter  Vorbehalt  einer  jährlichen  gesetzlichen  Bestimmung  der 
Quote  wurde  eine  Skala  festgesetzt,  nach  welcher  die  Steuer  von  600—10,000  M. 
progressiv  und  von  höheren  Beträgen  prozentual  sein  soll;  später  hat  man  die 
unteren  Stufen  ermässigt  und  den  prozentualen  Satz  schon  von  9000  M.  begiimen 
lassen.  Der  Steuersatz  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  ziemlich  konstant  auf 
4'*/o  gehalten:  einmal  betrug  er  4V2%-  Bei  der  jedesmaligen  Budgetberatung 
wird  die  Einkommenssteuer  bis  zuletzt  aufgeschoben  und  dann  mit  einem  solchen 
Satze  beschlossen,  wie  sie  zur  Balancierung  des  Haushaltes  voraussichtlich  reichen 
wird.  Ueber  die  Einkommenssteuer  wird  eine  sehr  sorgsame  Statistik  geführt, 
welche  zu  sehr  bemerkenswerten  Ergebnissen  über  die  allgemeine  Zunahme  und 
über  die  jährlichen  Schwankimgen  des  Einkommens  gelangt.  Das  gesamte  Ein- 
kommen im  bremischen  Staate  betrug  einschliesslich  des  schätzungsweise  an- 
genommenen nicht  deklarierten: 

im  Durchschnitt     Total  jährlich 


1847/51 

1852/56 

1857/61 

1862/66 

1867/71 

1872 

1873 

Reform  der  Steuer  1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 


per 

Kopf 

M. 

388 

* 

518 

» 

524 

» 

585 

V 

680 

724 


632 


M.  31,196,107 
,  45,254,627 
„  49,782,688 
,  60,859,577 
,  79,218,588 
,  98,961,819 
,  101,387,744 
,  110,069,208 
,  91,343,505 
,  93,077,361 
,  86,012,029 
,  82,704,114 
,  105,357,899 
,  104,833,007 
Das  Erträgnis  der  Einkommenssteuer  ist  gestiegen  von 

M.  176,127  im  Durchschnitt  des  Jahrfünftes  1847/51  auf 
,  2,832,260  ,  Jahre  1880. 
Der  Vermögensschoss  ist,  soviel  man  weiss,  im  Jahre  1539  zum  erstenmal 
erhoben  worden.  Seit  1730  besitzen  wir  genauere  Aufzeichnungen  über  diese 
Steuer,  welche  namentlich  in  der  französischen  Zeit  oft  erhoben  wurde.  Von 
1800  bis  1809  wurde  sie  12mal  mit  zusammen  lV»"/o  des  Vermögens  erhoben. 
In  den  letzten  drei  Jahrzehnten  ist  sie  nur  viermal,  nämlich  1854,  1863,  1866 
und  1876  mit  je  V«V  auferlegt  worden;  ihr  Ertrag  im  letzten  Jahre  war 
935,731  M.  Interessant  ist  auch  hier  besonders  die  Zunahme  des  steuerpflichtigen 
Vermögens.     Dasselbe  betrug: 

1730    M.  35,783,078 
1876     ,  763,931,814 
Es  hat  sich  also  in  den  anderthalb  Jahrhujiderten  beinahe  verzweiundzwanzig- 
facht,  während  sich  die  Bevölkerung  vielleicht  vervierfacht  oder  höchstens  ver- 
fünffacht hat. 

Wir  haben  noch  mit  wenigen  Ziffern  die  Quellen  der  Einnahmen  des  bre- 
mischen Haushalts  für  1882  zu  überblicken,  und  zwar  sowohl  in  ihrer  absoluten 
Höhe  wie  in  Prozenten  der  Gesamtheit: 
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Grund-  und  Gebäudesteuer     .  M.    971,993  =     7,30  Proz. 
Einkommenssteuer      .     .     .     .      „  2,799,639  =  21,03      „ 
Steuer  vom  Schankgewerbe     .      „       60,775  =     0,46      ^ 
Erleuchtungssteuer  in  Bremen      ,     469,378  =     3,55      „ 

Wassersteuer ,     163,432  =1,20      „ 

Neben  einnahmen ,         4,012  =    0,03      ,  M.  Proz. 

zus.  direkte  Steuern    4,469,229  =     33,57 

Umsatzsteuer  und  Güterdeklaration 650,880  =       4,88 

Konsumtionssteuer  in  Bremen M.  710,393 

Getränkesteuem  im  Staate  ohne  die  Hafenstädte        ,    523,494 
Lustfuhrwerke,  Pferde,  Hunde „       51,301 

zus.  indirekte  Steuern     1,285,188  =       9,66 

Rechtsgeschäfte  und  Amtshandlungen       1,154,786  =       8,67 

Von  den  Verkehrsanstalten: 
von  Eisenbahnen      .     .     .     .     M.  2,950,516  =  22,16  Proz. 

,    Häfen  u.  s.  w.       ...      ,       179,349  =     1,35       , 
im  übrigen ,         97,925  =     0,73       , 

zus.    3,227,790  =     24,24 

Brutto-Ertrag  des  Ratskellers M.    283,621 

Brutto-Ertrag  der  Gas-  und  Wasserwerke       .      ,  1,341,522 
,  aus  sonstigem  Aktivvermögen  .      ,     563,586 

zus.    2,188,729  =     16,44 

Aus  Hoheitsrechten 40,252  =       0,30 

,     andern  Titeln,  zum  Teil  von  rechnerischer  Natur  .     .       297,372  =       2,26 

M.  13,314,226  =  100,00 
Einnahmen,   welche  nur  durch  Verminderung  der  Aktiven 

erzielt  wurden 67,718  =      — 

M.  13,381,944  =      - 

Die  Verbrauchssteuern  waren  früher  viel  bedeutender;  sie  betrugen  1847/51 
noch  20,04%  aller  Einnahmen;  obwohl  die  Steuersätze  nicht  verändert  sind, 
machen  sie  jetzt  nur  noch  9,65 "/o  derselben  aus.  Noch  stärker  sind  Umsatzsteuer 
und  Güter deklarationsabgaben  zurückgegangen.  Bis  1862  bestand  eine  Einfuhr- 
accise,  an  deren  Stelle  die  Umsatzsteuer  trat.  Der  Steuersatz  der  letzteren  wurde 
1872  heruntergesetzt,  aber  auch  seitdem  ist  der  Ertrag  meist  rückgängig  ge- 
wesen, weil  das  immer  mehr  zunehmende  Agenturgeschäft  der  Steuer  nicht 
unterworfen  ist.  Beide  Steuern  machten  1847/51  noch  18,96Vo  aller  Einnahmen 
aus ;  seitdem  sind  sie  auf  4,8970  zurückgegangen.  Dagegen  ist  die  Steuer  von 
Einkommen  und  Vermögen  von  9,877»  im  Durschschnitt  des  Jahrfünfts  1847/51 
auf  21,037o  gestiegen.  Noch  stärker  war  die  Steigerung  der  Einnahmen  aus  den 
Eisenbahnen:  1847/51  betrugen  sie  8,3970,  1882  dagegen  22,167o.  In  vorstehen- 
der Uebersicht  ist  das  Budget  durchweg  als  ein  Bruttobudget  verrechnet.  Daher 
blieben  die  Einnahmen  aus  Ratskeller  und  Gas-  und  Wasserwerken  ohne  Abzug  der 
Betriebsausgaben,  welche  letzteren  unter  den  Ausgaben  unter  der  Position  „Aus- 
beutung der  Eigentumsrechte"  aufgeführt  sind.   Daher  erscheinen  diese  Positionen 
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verhältnismässig  grösser  als  sie  sind.    Die  Reinerträge  sind  weiter  oben  naher 
angegeben. 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  liessen  Senat  und  Bürgerschaft  im  Budget 
regelmässig  ein  erhebliches  Deficit  (5—800,000  M.)  stehen.  Die  Einnahmen  aus 
den  Eisenbahnen  wurden  im  Voranschlage  mit  einer  festen,  aber  viel  zq  niedrigen 
Summe  angesetzt,  so  dass  man  sicher  auf  einen  erheblichen  Ueberschuss  rechnen 
konnte,  der  dann  zur  Deckung  des  laufenden  Deficits  herangezogen  wurde.  Zum 
letztenmale  hat  für  das  Jahr  1884  ein  solcher  Ueberschuss  zur  imgefähren  Aus- 
gleichimg  des  Deficits  dienen  können.  Die  Ausgaben  des  Budgets  für  1884 
sind  nach  ungewöhnlich  starken  Abstrichen  auf  11,370,000  M.  festgestellt.  Nach 
Einstellung  einer  vierprozentigen  Einkommenssteuer  verblieb  ein  Deficit  von 
095,355  M.  Die  in  1884  zur  Auszahlung  kommenden  letzten  Ueberschüsse  aus 
der  Eisenbahnrechnung  bis  1.  April  1883  betragen  450,000  M.  und  decken  somit 
zum  letztenmale  den  grössten  Teil  des  Deficits.  Von  1885  werden  keine  Ein- 
nahmen dieser  Art  mehr  an  das  Budget  fliessen.  Eine  anderweitige  Deckung 
des  Deficits  wird  unumgänglich  notwendig  werden.  Wahrscheinlich  wird  Bremen 
dann  eine  Steuererhöhimg  für  den  laufenden  Haushalt  ins  Auge  zu  fassen  haben. 
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Statistik   der  verzinslichen  Kommunal-  und  Provinzial- 
schulden  in  Italien  am  31.  Dezember  1880. 

Von 

Lnigi  Perozzo. 

Statistica  dei  debiti  comunali  e  provinciali  per  mutui  al  31.  dicembre  1880:  1)  Relazione 
A.  S.  E.  il  Ministro  D.  Berti  del  Comm.  R.  Simonelli  144  p.  2)  Riassunti  statistici  CXXXIV  p. 
3)  Tavole  analitiche  130  p.  Ed.  Direzione  generale  della  statistica.  Ministero  di  agricoltura, 
industiia  e  commercio.    Roma  1883. 

I. 

Statistische  Erhebungen  über  die  Vermögensgebarung  der  Gemeinden  und 
Provinzen  Italiens  wurden  bereits  im  Jahre  1863  unternommen.  Im  Kapitel  der 
Passiva  wurde  damals  die  jährliche  Belastung  der  einzelnen  Gemeinden  und 
Provinzen  mit  Zinsen  und  Tilgungsquoten  angegeben,  jedoch  fehlte  jegliche 
Angabe  sowohl  über  den  Kapitalswert  der  Anleihen,  als  über  die  zur  Berechnung 
des  effektiven  Zinsfusses  nötigen  Elemente. 

Erst  im  Jahre  1873  fing  man  an,  die  statistischen  Erhebungen  auch  nach 
der  letztgenannten  Seite  hin  auszudehnen.  In  der  bezüglichen  Statistik  findet 
sich  daher  auch  der  ursprüngliche  Betrag  der  Anleihen  und  der  von  den  Gemeinden 
entrichtete  Zinsfuss  im  Verhältnis  zum  Nominalwert  der  verschiedenen  Schuld- 
titel verzeichnet. 

Die  Daten  der  Statistik  von  1873  konnten,  als  erster  Versuch,  natürlich  noch 
nicht  jenen  Grad  der  Genauigkeit  und  jenen  Reichtum  an  Materialien  darbieten, 
welcher  für  derartige  Untersuchungen  unumgänglich  notwendig  ist.  Der  Haupt- 
grund ist  in  der  Mangelhaftigkeit  der  von  den  Gemeinden  gelieferten  Mit- 
teilungen zu  suchen,  die  nicht  nach  einem  einheitlichen  Kriterium  geregelt  und 
zum  grossen  Teil  unvollständig  waren.  Mit  dem  allmählichen  Fortschreiten  der 
bezüglichen  statistischen  Forschungen  wurden  jedoch  soweit  als  möglich  auch 
die  Daten  der  vorhergehenden  statistischen  Aufnahmen  verbessert  und  vermehrt, 
und  so  erscheint  das  gesammelte  Material  immer  mehr  zu  einem  gründlichen 
Studium  der  ökonomischen  und  moralischen  Entwickelung  der  Gemeinden  geeignet. 
Ein  bedeutender  Schritt  in  dieser  Richtung  —  nämlich  der  Genauigkeit  und 
rationellen  Ausarbeitung  der  statistischen  Daten  —  wurde  mit  der  ,  Statistik 
der  Gemeinde-  und  Provinzialschulden  nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember  1880* 
gemacht. 
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Die  Anregung  zu  dieser  genauen  und  ausführlichen  Analyse  der  Kommunal- 
schulden, sowie  die  leitenden  Ideen  des  Werkes  sind  dem  Deputierten  Commen- 
datore  R.  Simon elli  zu  danken,  welcher  zur  Zeit  der  Ausfuhrung  dieser  Statistik 
Generalsekretär  im  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  war.  In 
seinem  Bericht  an  den  Ackerbauminister  Berti,  der  den  statistischen  Tabellen 
vorangeht,  setzt  der  Referent  die  Grundprincipien  der  Arbeit  auseinander  und 
prüft  die  verschiedenen  Ziffern  sowohl  in  Bezug  auf  ihren  Genauigkeitsgrad  als 
auf  die  Bedeutimg,  die  ihnen  für  die  Schätzung  des  Schiildenstandes  beizu- 
messen ist. 

Die  Obligationsschulden  der  Gemeinden,  welche  Hanptorte  von  Provinzen 
sind,  wurden  einem  besondem  Studium  unterzogen,  welches  durch  die  grosse 
Veränderlichkeit  des  Marktwertes  der  Obligationen  gerechtfertigt  erscheint.  Bei 
den  Obligationsanleihen  werden  sowohl  die  Summen,  welche  den  Gemeinden 
wirklich  zugeflossen  sind,  als  sie  die  Anleihen  machten,  als  auch  diejenigen, 
welche  sie  für  die  Tügrmg  derselben  ausgeben  müssen,  mitgeteilt.  Die  wichtigste 
Neuenmg  jedoch  in  dieser  Statistik  ist  die  genaue  und  ausführliche  Registrierung 
des  von  den  Gemeinden  wirklich  entrichteten  Zinsfusses,  im  Verhältnis  sowohl 
zu  dem  durch  die  Ausgabe  von  Schuldtiteln  eingenommenen  Betrag,  wie  auch 
zum  Börsenwerte  derselben.  Auch  diese  specielle  Untersuchung  musste  auf  die 
Hauptorte  der  Provinzen  beschränkt  bleiben,  und  erst  in  der  im  Werke  befind- 
lichen „Statistik  der  Lokalschulden''  am  Ende  des  Jahres  1882  wird  dieselbe 
sich  auf  alle  Gemeinden  des  Königreichs  erstrecken.  Trotzdem  haben  auch  die 
bis  jetzt  vorliegenden  Resultate  eine  grosse  Bedeutung,  in  Anbetracht  dass  Ende 
1880  die  Anleihensschulden  der  Pro^-inzialhauptorte  rmgefahr  ^/s  der  gesamten 
in  Wertpapieren  bestehenden  Gemeindeschulden  ausmachten. 

Da  die  Schuldverhältnisse  der  Gemeinden  in  engem  Zusammenhang  mit 
ihren  Besitzverhältnissen  und  ihren  Einkünften  stehen,  so  wurden  zugleich  be- 
sondere Erhebungen  über  das  Gemeindevermögen  imd  über  die  direkten  Lokal- 
abgaben untemonmien. 

Die  vergleichende  Statistik  der  Kommunalschulden  in  den  .lahren  1873 
bis  Ende  1880  zeigt,  dass  ihr  Gesamtbetrag,  wie  die  Anzahl  der  mit  Schulden 
belasteten  Gemeinden  in  beständiger  Zimahme  begi-iffen  ist,  imd  dass  Zahl  imd 
Betrag  der  neuen  Anlehen  und  Schuldverschreibungen  sehr  beträchtliche  sind, 
während  die  allmählichen  Schuldentilgungen  dagegen  nur  wenige  und  un- 
bedeutende Fortschritte  machten.  Die  mitüere  jährliche  Zunahme  der  Gemeinde- 
schulden betrug  in  der  Periode  1874—77  ungefähr  33  Millionen  Lire;  25  Millionen 
im  Jahre  1878,  38  Millionen  in  den  Jahren  1879—80;  und  sonach  33  Millionen 
im  Durchschnitt  des  ganzen  Zeitraums  1874—80. 

Da  nicht  alle  Gemeinden  sich  in  gleichem  Masse  an  den  Kredit  wenden, 
so  wurden  die  Schulden  der  Stadt-  und  der  Landgemeinden  getiennt  aufgeführt. 
Aus  den  Ergebnissen  ist  zu  ersehen,  dass  die  Schulden  der  Stadtgemeinden 
diejenigen  der  Landgemeinden  ungefähr  um  das  Vierfache  übersteigen.  Ausser- 
dem ergibt  sich,  dass  die  jährliche  Zunahme  der  Schulden  der  Stadtgemeinden 
eine  Tendenz  zur  Verminderung  zeigt,  während  die  betreffenden  Zunahmen  in 
den  Landgemeinden  sich  immer  mehr  vergrössem.  So  betrug  die  jährliche 
Zunahme  der  Schulden  der  Landgemeinden,  welche  im  Jahre  1878  gegen  das 
Vorjahr  3,477,929  Lire  ausmachte,  in  den  Jahren  1879—80  schon  13,488,377  Lire 
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im  Durchschnitt  der  beiden  Jahre.  Diese  Resultate  stimmen  in  der  That  voll- 
kommen überein  mit  denjenigen  der  Statistik  der  Vermögensgebarung  der  Ge- 
meinden, aus  welcher  hervorgeht,  dass  die  jährlichen  Ausgaben  der  Landgemeinden 
für  öffentliche  gemeinnützige  Arbeiten,  welche  im  Jahre  1875  41  Millionen  Lire 
betrugen,  im  Jahre  1881  auf  51  Millionen  gestiegen  sind;  die  Ausgaben  der 
Landgemeinden  für  den  öffentlichen  Unterricht  sind  von  1875  bis  1881  um 
8  Millionen  gewachsen;  während  die  Zunahme  der  betreffenden  Ausgaben  in 
derselben  Zeit  in  den  Stadtgemeinden  nur  7  Millionen  beträgt. 

In  Anbetracht  der  im  Jahre  1878  stattgehabten  Umwandlung  und  teilweisen 
Tilgung  der  ansehnlichen  Schuld  der  Gemeinde  Florenz  wurde  die  Schuld  der 
ehemaligen  Hauptstadt  speciell  behandelt.  Diese  Absonderung  hat  zudem  ihren 
Grund  darin,  dass  die  Abnahme  der  Schuld  nicht  eine  Folge  ist  von  Ersparnissen 
oder  einer  Vermehrung  der  Einnahmen  seitens  der  Gemeinde,  sondern  aus 
speciellen  gesetzlichen  Verfügungen  hei-vorging,  durch  welche  ein  Teil  der  Schuld 
vom  Staate  übernommen,  ein  anderer  durch  Veräusserung  von  Gemeindeeigentum 
gedeckt  wurde. 

Um  die  Kosten,  welche  die  Schuldpapiere  den  Gemeinden  verursachten,  zu 
ermitteln,  wurde  das  Kapital  im  Emissionswert  mit  dem  wirklich  ein- 
kassierten Kapital  verglichen.  Der  Gesamtbetrag  der  Schuldtitel  im  Emissions- 
wert betrug  472,393,845  Lire,  das  einkassierte  Kapital  448,328,095  Lire,  die 
Emissionskosten  für  alle  Gemeinden  mithin  24,065,750  Lire  oder  annähernd  5% 
des  Betrages  der  Schulden  im  Emissionswert.  Der  Nominalwert  dieser  Schulden 
für  alle  Gemeinden  beträgt  451,421,855  Lire,  wovon  auf  die  Hauptorte  der  Pro- 
vinzen 400,086,240  Lire,  auf  die  übrigen  Gemeinden  51,835,609  Lire  entfallen. 
Die  Summe  von  400,086,246  Lire,  welche  den  Nominalwert  der  Obligationen 
der  Provinzialhauptorte  darstellt,  ergibt,  verglichen  mit  dem  Börsenwerte  der 
Schuldtitel,  der  für  dieselben  Gemeinden  326,217,703  Lire  beträgt,  eine  Differenz 
von  ungefähr  18  "/o. 

n. 

Bei  der  Ausarbeitung  der  statistischen  Daten,  die  sich  auf  den  Stand  der 
Kommunalschulden  vom  31.  Dezember  1880  beziehen,  stellte  sich  klar  heraus, 
dass  Gemeinden  bei  den  Angaben  über  ihre  Schulden  in  Obligationen  kein  ein- 
heitliches System  eingehalten  haben.  Einige  gaben  den  Schuldenbetrag  im 
Nominalwert  an,  andere  nach  dem  Betrage  des  einkassierten  Kapitals  oder  sogar 
nach  dem  Börsenkurs;  oft  wurden  die  allmählich  fällig  gewordenen  Prämien 
nicht  in  Rechnung  gezogen.  Der  Schuldenbetrag  in  Obligationen  der  Haupt- 
orte der  Provinzen  erscheint  nach  rationeller  und  einheitlicher  Ausarbeitung  des 
statistischen  Materials  um  9,145,336  Lire  grösser  als  von  diesen  Gemeinden  an- 
gegeben wurde.  Dadurch  wurde  es  möglich,  auf  die  früher  veröffentlichten 
statistischen  Daten  aus  den  Jahren  1873,  1877  und  1878  zurückzugreifen  und 
dieselben  zu  korrigieren. 

Ausser  dieser  Korrektion  konnte  auf  Grund  der  bei  der  genauen  Aus- 
arbeitung der  Statistik  für  1880  gewonnenen  Erfahrungen  die  Verteilung  der 
Schulden  nach  ihren  verschiedenen  Formen  auch  für  die  Jahre  1873,  1877  und 
1878  festgestellt  werden,  und  fast  alle  in  der  gegenwärtigen  Statistik  eingeführten 

246 


Kommunal-  und  ProTinzialscholdeu  in  Italien.  247 

wichtigen  Neuerungen  wurden  auch  auf  die  Daten  der  früheren  statistischen 
Veröffentlichungen  mit  Hilfe  mathematischer  Induktion  und  in  der  nach  den 
Erfahrungen  der  gegenwärtigen  Statistik  zulässigen  Annäherung  ausgedehnt. 

"Wir  haben  hier  einen  neuen  Beweis,  dass  eine  statistische  Forschung  nur 
dann  einen  grossen  wissenschaftlichen  und  praktischen  Wert  hat,  wenn  dieselbe 
sich  auf  genaue  und  ausführliche  Daten  stützt  imd  nach  streng  rationellen 
Principien  durchgeführi  wird.  Ihre  Resultate  Hefem  dann  nicht  nur  ein  genaues 
Bild  von  der  Bedeutung  und  dem  Wesen  einer  statistischen  Erscheinung  in  dem 
betrachteten  Zeitmoment  imd  setzen  die  Art  und  Weise  fest,  in  welcher  künftig- 
hin die  Forschungen  fortzusetzen  sind,  sondern  dienen  auch  zur  Verbesserung 
und  Vervollständigung  analoger  Daten  aus  früheren  statistischen  Erhebungen. 

Um  zu  imtersuchen,  wie  die  Schuldenemissionen  der  Hauptorte  der  Pro- 
vinzen in  den  verschiedenen  Teüen  des  Staatsgebiets  vor  sich  gegangen,  wurde 
der  Nominalwert  der  ursprünglich  ausgegebenen  Obligationen  für  jedes  einzelne 
der  16  Compartimente  ermittelt  und  dann  nach  den  verschiedenen  Epochen,  in 
welchen  die  Emissionen  stattfanden  —  von  1849  (Dat.  d.  ältesten  Gem.-Anl.) 
bis  Ende  1880  —  geordnet.  Ebenso  wurden  die  am  31.  Dezember  1873,  1877, 
1878  und  1880  noch  in  Cirkulation  befindlichen  Obligationen  nach  den  verschiede- 
nen Compartimenten  xmd  Zeitperioden  ihrer  Emission  geordnet  Sucht  man  die 
Differenz  zwischen  dem  Betrag  der  Schulden  in  Obligationen  irgend  eines  Com- 
partiments  für  eine  mit  dem  Jahre  der  ersten  Anleihe  beginnende  Periode  und 
dem  Betrag  der  am  Ende  der  betrachteten  Zeitperiode  zu  Lasten  der  Gemeinden 
des  nämlichen  Compartiments  noch  in  Cirkulation  befindlichen  Obligationen,  so 
erhält  man  die  Summe  der  Schuldentilgungen,  welche  im  Laufe  der  betrachteten 
Periode  stattgehabt  haben. 

Diese  Berechnung  wurde  für  aUe  Compartimenti  des  Königreichs  imd  für 
verschiedene  Zeitabschnitte  ausgeführt.  Unter  den  Ende  1880  noch  nicht  völlig 
getilgten  Gemeindeschulden  ist  die  älteste  die  der  Stadt  Genua,  welche  von  1849 
datiert,  imd  die  jüngste  die  von  Brescia  vom  1.  JuH  1880.  Die  grösste  Summe 
von  Anleihen  stammt  aus  dem  Jahre  1871 ;  ihr  Nominalwert  beträgt  89,670,000  Lire, 
wovon  71,623,284  Lire  von  den  Gemeinden  wirklich  einkassiert  wurden.  Ausser- 
dem ergibt  sich,  dass  die  Gemeindeschulden  in  Obligationen  vor  der  Einigung 
Italiens  nur  von  geringer  Bedeutung  sind ;  ihr  Gesamtbetrag  machte  etwas  über 
49  Mülionen  Lire  aus. 

Die  Emissionen  von  Obligationen  nahmen  in  der  Zeit  von  1860  bis  1873 
rasch  zu,  bis  sie  im  letztgenannten  Jahre  eine  heftige  finanzielle  Krisis  hervor- 
riefen. Von  1874  bis  1877  zeigte  sich  wieder  eine  Vermehrung  der  Ausgabe 
neuer  Obligationen,  welche  erst  im  Jahre  1878  Halt  machte.  Die  wesent- 
liche Ursache  der  letztgenannten  Erscheinung  ist  in  dem  Misskredit  zu  suchen, 
in  welchen  die  Gemeindeschuldtitel  durch  die  Einstellung  der  Zahlungen  seitois 
der  Gemeinde  Florenz  geraten  waren. 

Der  ursprüngliche  Betrag  der  ObUgationaschulden  der  Hauptorte  von  Pro- 
vinzen, im  Nominalwert  geschätzt,  ist  in  dem  ganzen  Zeitraum  1849 — 1880 
=  556,068,330  Lire.  Der  Betrag  der  Schuldentilgungsquoten  während  derselben 
Zeit  1849-1880  ist  =  155,982,084  Lire.  Der  Nominalwert  der  in  Cirkulation 
befindlichen  Obligationen  war: 
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Ende  1873  =  340,274,725  Lire 
„  -    1877  ^  449,912,881     „ 
„       1878  =  446,315,407     , 
,       1880  =  400,086,240    , 
Aus  der  chronologischen  Anordnung   der  Schulden  in  Obligationen  nach  ihrer 
Emissionszeit  und   nach  Compartimenti  ist  zu  entnehmen,   dass  diese  Form  von 
Schulden  zuerst  in  Oberitalien   und   dann   erst   allmählich   auch  in  Mittel-  und 
Unteritalien  in  Gebrauch  kam.    Ferner,  während  die  Schuldenzunahme  in  Ober- 
italien bereits  ein  Maximum  erreicht  hat,  befinden  sich  in  den  andern  Teilen  des 
Königreichs  die  Schulden  in  Obligationen  noch  in  stetiger  Zunahme. 

Die  Gesamtheit  der  Kommunalschulden  wurde  auch  in  Bezug  auf  die  ver- 
schiedenen Schuldformen  untersucht  und  zwar  chirographarische  und  hypothe- 
karische Schulden,  Wechselbriefe  und  endlich  Wertpapiere  unterschieden.  Von 
den  Schulden  in  Wertpapieren  oder  Obligationen  haben  wir  bereits  ge- 
sprochen. Vergleicht  man  die  Daten  untereinander  bezüglich  der  Verteilung  der 
Schulden  nach  ihren  verschiedenen  Formen,  nach  den  Statistiken  von  1873,  1877, 
1878  und  1880,  so  ergibt  sich,  dass  der  Betrag  und  die  Anzahl  der  chiro- 
grapharischen  Schuldverschreibungen  und  der  Wechselbriefe,  besonders 
jedoch  der  erster  en,  sich  immerfort  vermehrte,  die  Hypothekar  schulden 
hingegen  immer  mehr  abnahmen.  Die  Zunahme  der  Chirographarschulden 
rührt  von  den  Anleihen  her,  welche  die  Gemeinden  bei  der  Depositen-  und  Leih- 
kasse erhielten,  zu  welcher  sie  gewöhnlich  in  Zeiten  ungünstiger  Börsenverhält- 
nisse ihre  Zuflucht  nehmen.  Aus  der  Klassifizierung  aller  Schulden  nach  dem 
von  den  Gemeinden  zum  grossen  Teil  angegebenen  Zinsfuss  ist  ersichtlich,  dass 
diejenigen  mit  einem  Zinsfuss  von  4,  47^  und  4^2  V  mit  der  Zeit  rasch  ge- 
stiegen sind ;  dagegen  verminderten  sich  die  mit  einem  Zinsfuss  von  über  6  %  (die 
Schulden  der  Gemeinde  von  Florenz  sind,  aus  dem  bereits  erwähnten  Grunde, 
bei  dieser  Zusammenstellung  ausgeschieden  worden). 

Um  zu  untersuchen  wie  gross  die  Unterschiede  des  Zinsfusses  bei  den 
Obligationen  sind,  wenn  man  denselben  in  Bezug  auf  den  Nominalwert  der 
Schulden,  oder  auf  den  einkassierten  Betrag  oder  aber  auf  den  Börsen- 
wert bestimmt,  wurden  die  Wertpapier-Schulden  der  Hauptorte  der  Provinzen 
speciell  untersucht.  Es  wurden  zu  diesem  Zwecke  drei  Kategorien  von  Obli- 
gationen unterschieden,  je  nachdem  dieselben 

a)  nur  zur  Zinszahlung, 

b)  zur  Zins-  und  Prämienzahlung, 

c)  nur  zur  Prämienzahlung 

verpflichten.  Für  jede  Kategorie  wurde  dann  der  Zinsfuss  im  Verhältnis  zum 
Nominalwert  der  Schulden,  zum  einkassierten  Kapital  und  zum  Börsenwert 
besonders  berechnet  und  nach  Compartimenten  und  Emissionszeit  geordnet.  Die 
erwähnenswertesten  Resultate  dieser  Abteilung  des  Werkes  sind  folgende:  Der 
Zinsfuss  in  Bezug  auf  den  Nominalwert  für  die  Obligationen,  welche  nur  Prämien 
gewähren,  ist  stets  niedriger  als  4"/«';  ausserdem  befindet  sich  diese  Form  von 
Obligationen  in  permanenter  Verminderung.  Der  Grund  dieser  Erscheinung  ist 
das  Gesetz  vom  19.  Juni  1870,  Nr.  5704,  welches  den  Gemeinden  und  Provinzen 
untersagt,  Anleihen  dieser  Art  zu  machen.  —  In  den  einzelnen  Fällen  ist  der 
Zinsfuss  merklich  verschieden.    Aus  der  Anordnung  des  Zinsfusses,  im  Verhältnis 
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zum  einkassierten  Kapital  bestimmt ,  ersieht,  man ,  dass  die  meisten  Anleihen 
einen  Zinsfuss  von  5  bis  6°lo  haben;  jedoch  auch  die  Zahl  der  Anleihen  zu 
7  '/a  7«  und  darüber  ist  eine  ansehnliche.  —  Endlich  ist  aus  der  Klassifizierung 
dieser  Daten  nach  Conipartimenten  zu  entnehmen,  dass  der  Zinsfuss  der  Anleihen 
am  niedrigsten  in  NorditaHen,  und  am  höchsten  in  Süditalien  ist. 

Aus  der  specieUen  Untersuchung  über  die  Verteilung  der  Kommunalschulden 
im  Königreiche  erhellt  femer,  dass  die  Zahlung  der  Semestralcoupons  der 
Obligationen,  welche  den  Gemeinden  von  Mittel-  und  ünt«ritaUen  angehören, 
zum  grössten  Teil  auf  dem  Börsenmarkte  Oberitaliens  statt  hat. 

Nachdem  mit  hinreichender  Genauigkeit  der  Nominalwert  der  Ende  1877 
und  1878  in  Cirkulation  befindlichen  Obligationen  festgestellt  und  die  Verteilung 
aller  Ende  1880  existierenden  Kommunalschulden  nach  den  verschiedenen  Leih- 
anstalten und  Kreditoren  ausgeführt  worden,  war  es  annäherungsweise  mögUch, 
dieselbe  Verteilung  auch  für  die  Schulden,  die  sich  am  Ende  1877  und  Ende  1878 
vorfanden,  zu  vollziehen.  —  Die  Resultate  dieser  letztgenannten  Schuldenklassi- 
fizierung zeigen,  dass  der  grösste  Teil  der  Schuldenzunahme  in  den  Jahren 
1878—1880  von  den  Kreditgewährungen  der  Depositen-  imd  Leihkasse  herrührt. 
Diese  Bjredite  wurden  von  den  Gemeinden  teils  zur  Deckung  ihrer  gewöhnlichen 
Verwaltungsbedürfiiisse,  teils  zur  Schuldentilgung  verwendet. 

Um  den  Einfluss  klarzustellen,  welchen  die  Kreditoperationen  von  Seiten 
der  Depositen-  und  Leihkasse  auf  die  Umwandlung  der  Kommunalschulden 
in  Bezug  auf  die  Höhe  des  Ziusfusses  übten,  wurden  die  vermittelst  der  von  dieser 
Kasse  gewährten  Anleihen  getilgten  Kommunalschulden  nach  dem  Zinsfuss  dieser 
Anleihen  und  nach  der  Zeit,  in  welcher  sie  gemacht  wurden,  klassifiziert. 
Ebenso  wurden  die  Gemeindeanleihen,  welche  von  diesem  Kreditinstitut  zum 
Zwecke  der  Errichtung  von  Schulgebäuden  und  Ausführung  öffentlicher  gemein- 
nütziger Arbeiten  gewährt  wurden,  nach  Zinsfuss  und  Datum  der  Anleihe  ge- 
ordnet. 

Aus  allen  diesen  Klassifikationen  geht  zur  Evidenz  hervor,  dass  die  von 
der  Depositen-  und  Leihkasse  an  die  Gemeinden  gewährten  Vorschüsse  nament- 
lich in  den  letzten  Jahren  eine  bedeutende  Erleichterung  für  die  Gemeinde- 
Finanzen  hervorgebracht  haben,  indem  die  Ausgaben  an  Interessen  für  ihre 
Schulden  vermindert  wurden.  Berechnet  man  für  die  einzelnen  Jahre  die 
Zinsen,  welche  die  Gemeinden  für  die  mit  Hilfe  der  Anleihen  von  Seiten  der 
Depositen-  und  Leihkasse  getilgten  Schulden  hätten  zahlen  müssen,  und  ver- 
gleicht das  Resultat  mit  der  Summe ,  welche  sie  an  dieses  Institut  selbst  an 
Interessen  zu  zahlen  haben,  so  ergibt  sich,  dass  in  der  Periode  von  1876 — 81 
bei  nur  73  Va  Millionen  Lire  von  der  Depositen-  und  Leihkasse  gewährten  An- 
leihen, die  Gemeinden  in  ihren  Bilanzen  eine  jährliche  Ersparnis  von  mehr  als 
einer  Million  Lire  erzielt  haben.  Wenn  daher  die  Gemeinden  alle  ihre  Schulden 
mit  Hilfe  von  Anleihen  bei  der  Depositen-  und  Leüikasse  vöUig  tilgten,  und  an 
die  Depositen-  und  Leihkasse  jährlich  dieselbe  Summe  entrichteten,  die  sie 
früher  an  Interessen  und  Prämien  für  ihre  Schulden  haben  bezahlen  müssen,  so 
würden  sie  in  der  Lage  sein,  im  Laufe  von  ungefähr  30  Jahren  sich  derselben 
völlig  zu  entledigen. 

Um  den  Einfluss  der  Kommunalschulden  auf  die  allgemeine  wirtschaftliche 
Lage  des  Landes  zu  schätzen,  wurde  der  Gesamtschuldenbetrag  als  eine  einzige 
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Schuld  des  kollektiven  Kommunalwesens  angesehen.  Es  wurde  ausserdem  für 
nützlich  und  auch  notwendig  gehalten,  zu  bestimmen,  welches  der  einheitliche 
Zinsfuss  ist,  der  in  den  Grenzen  der  möglichen  Annäherung  in  solchen  Berech- 
nungen den  Gesamtbetrag  der  Gemeindeschulden  vorstellen  kann,  und  zwar  nach 
dem  Interessenmass  in  Bezug  auf  den  Nominalwert  der  Schulden,  oder  in  Bezug 
auf  das  einkassierte  Kapital,  oder  auf  den  Börsenwert. 

In  den  vorhergehenden  Statistiken  wurden  die  Gewichts  mittel  (medie 
ponderate)  der  Zinsen  bestimmt,  d.  h.  es  wurden  die  Summen  der  Anleihen 
zu  den  verschiedenen  Zinsfüssen  als  die  Gewichte  der  bezüglichen  Zinsverhält- 
nisse angesehen.  Da  jedoch  die  Zinshöhe  auch  mit  dem  Alter  der  Anleihe  sich 
ändert,  im  Falle  der  Börsenwert  verschieden  von  dem  Nominalwert  ist,  so 
folgt,  dass  das  Gewichtsmittel,  welches  nur  aus  der  Verteilung  der  Anleihen 
nach  den  Zinsen  in  einem  gegebenen  Moment  bestimmt  wird  und  daher  von  der 
Dauer  der  Anleihen  unabhängig  ist,  nicht  hinreichend  ist,  um  die  verschiedenen 
Anleihegruppen  untereinander  zu  vergleichen,  um  so  mehr  als  die  Schuldenlast 
der  Gemeinden  eine  Funktion  ist  voh  dem  Betrag  der  Anleihen,  von  den  dafür 
zu  entrichtenden  Interessen  und  vom  Alter  der  Anleihe.  Richtiger  wäre  es,  das 
Mittel  zu  bestimmen  im  Verhältnis  zum  Betrag  der  jährlich  fällig  werdenden 
Interessen,  welche  sämtlich  auf  die  Zeit,  in  der  die  Rechnung  angestellt  wird, 
skontiert  werden. 

Im  Vorbericht  von  Simonelli  sind  mehrere  Methoden  für  die  Berechnung 
des  mittleren  Zinsfusses  angegeben,  je  nach  den  besonderen  Bedingungen,  unter 
welchen  die  Anleihen  geschlossen  wurden,  und  nach  den  verschiedenen  Formen 
der  Anleihen  selbst.  Eine  ausführliche  Untersuchung  über  den  mittleren  Zins- 
fuss wurde  in  dieser  Statistik  nur  für  die  Schulden  in  Obligationen  der  Haupt- 
orte der  Provinzen  ausgeführt. 

Bei  der  Berechnung  des  mittleren  Zinsfusses  der  Schulden  in  gewöhnlicher 
Form  wurde  von  der  Dauer  derselben  abgesehen  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen :  Die  Schulden  in  gewöhnlicher  Form,  die  mit  einer  einzigen  Zahlung  tilg- 
bar sind,  sind  im  allgemeinen  von  geringer  Dauer  und  kleinem  Betrag,  die  Zins- 
höhe daher  für  alle  Gemeinden  eines  Landesteiles  fast  gleich.  Diejenigen,  welche 
ratenweise  tilgbar  sind,  rühren  grösstenteils  von  der  Depositen-  und  Leihkasse 
her  oder  von  den  öffentlichen  Sparkassen  und  ähnlichen  Anstalten,  und  auch 
die  Höhe  der  Zinsen  für  diese  Art  Schulden  ist  für  alle  Gemeinden  fast  gleich. 

Der  mittlere  Zinsfuss  für  die  Schulden  in  Obligationen  wurde  in  der  gegen- 
wärtigen Statistik  nach  einer  besonderen  Methode  bestimmt,  welche  in  einer 
ebenso  logischen  als  praktischen  Weise  abgeleitet  wurde.  Es  wurde  für  jede 
Anleihe  die  Reihe  der  jährlichen  Summen  berechnet,  welche  nötig  sind,  um  den 
laufenden  Interessen  und  den  fällig  werdenden  Tilgungsquoten  zu  genügen.  Für 
jedes  Jahr  wurden  die  Beträge,  welche  für  die  einzelnen  Anleihen  nötig  sind, 
summiert.  Diese  jährlichen  Gesamtsummen  können  aufgefasst  werden,  als  ob  sie 
einer  einzigen  Anleihe  des  kollektiven  Gemeindewesens  entsprächen;  und  der 
Zinsfuss  dieser  einzigen  Anleihe  wird  von  Simonelli  zur  Unterscheidung  von 
den  andern  Mitteln  von  Zinsfüssen  äquivalenter  Zinsfuss  genannt. 

Der  äquivalente  Zinsfuss  wurde  berechnet,  indem  man  die  einzelnen  jähr- 
lichen Summen  (Interessen  und  Schuldentilgungsquoten)  auf  das  Datum  dieser 
Statistik   skontierte;    der   Skontienmgs-Zinsfuss ,   welcher   den   Betrag  der  jähr- 
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liehen  Summen  dem  Nominalwert  der  Gesamtschuld  oder  dem  einkassierten 
Kapital  oder  dem  Börsenwert  gleichstellt,  wird  der  , äquivalente  Zinsfuss*  in 
Bezug  auf  den  Nominalwert,  auf  das  einkassierte  Kapital,  oder  auf  den  Börsen- 
wert genannt.  Ebenso  wurde  für  jedes  Compartiment  der  äquivalente  Zinsfuss 
berechnet ').  Aus  den  zur  Bestimmung  des  äquivalenten  Zinsfusses  ausgeführten 
Rechnimgen  kann  man  entnehmen,  dass  die  am  31.  Dezember  1880  in  Cirkulation 
befindlichen  Obligationen  in  ungeföhr  63  Jahren,  von  1881  ausgehend,  gänzlich 
getilgt  sein  werden. 

Auch  der  äquivalente  Zinsfuss  ändert  sich  im  allgemeinen  mit  dem  Alter 
der  Anleihen,  wie  schon  aus  der  Methode,  nach  der  er  bestimmt  wurde,  zu  er- 
sehen; der  äquivalente  Zinsfuss  ist  also  eine  Funktion  von  drei  veränderlichen 
Grössen:  a)  vom  System  der  Anordnung  der  nacheinander  föllig  werdenden 
Schuldentilgungsquoten  und  Interessen;  b)  vom  Gesamtbetrage  der  Tügungs- 
quoten  und  Interessen:  c)  vom  Alter  der  Anleihe  zur  Zeit  der  Bestimmung  des 
äquivalenten  Zinsfusses.  Wenn  also  eine  dieser  drei  Variablen  einen  konstanten 
Wert  hat,  so  ist  es  möglich,  zwei  Reihen  von  äquivalenten  Zinsfüssen  zu  berech- 
nen, welche  den  Veränderungen  der  andern  zwei  Funktionsgrössen  entsprechen. 
Ist  z.  B.  der  Betrag  der  Schuldentilgungsquoten  nebst  laufenden  Interessen  ge- 

,'geben,  so  findet  man  zwei  Reihen  von  Zinsfüssen,  welche  erstens  aus  den  Ver- 
änderungen des  Schuldentilgungssystems  und  zweitens  aus  der  Dauer  der  Anleihe 

tbestimmt  werden. 

In   der   eben   auseinandergesetzten  Bestimmungsart    des  Zinsfusses   ist  der 

[Schlüssel   zu  suchen,    der   das  Geheimnis   der  vorteilhaften  Transformation  von 

'amortisierbaren  Schulden  aufschliesst.     Sie  kann,  wie  leicht  zu  ersehen  ist,   in 

^..imendlich  mannigfacher  Weise  geschehen;  natürlich  wird  man  jedesmal  die- 
jenige Umwandlimgsart  wählen,  welche  den  gegebenen  finanziellen  imd  ökonomi- 

^'8chen  Verhältnissen  imd  Bedingungen  am  meisten  entspricht.  Die  einfachste 
Transformationsart  wäre,  die  amortisierbare  Schuld  in  eine  konsolidierte  zu  ver- 
wandeln, und  dann  die  jährlich  erübrigte  Summe  im  Vergleich  zu  derjenigen, 
die  man  früher  für  die  amortisierbare  Schuld  zu  zahlen  hatte,  zum  Ankauf  von 
Titeln  der  neuen  konsolidierten  zu  verwenden. 

Der  finanzielle  Zustand  der  Gemeinden  varürt  von  einer  Gemeinde  zur 
andern;  ebenso  sind  die  Bedingungen,  zu  welchen  sie  vom  Ejedit  Gebrauch 
machen  können,  sehr  verschieden  bei  den  einzelnen  Gemeinden;  letzterer  Um- 
stand hat  seinen  Grund  in  der  Verschiedenheit  der  von  ihnen  gebotenen  Garan- 
tien und  in  dem  Widerstände,  den  der  Markt  dem  Ankaufe  von  Gemeindetiteln 

f  von  nicht  vöUig  gesicherter  Solidität  entgegensetzt.  Wenn  der  Staat  die  Zahlung 
der  Interessen  und  der  Amortisationsquoten  für  alle  Gemeinden  des  Königreichs 
durch  besondere  gesetzliche  Verfügung   garantierte,  —  indem  er  einige  Privat^ 

"Institute,  oder  ein  einziges  Staatsinstitut,  z.  B.  die  Depositen-  und  Leihkasse, 
zur  Herausgabe  von  Kommunalschuldobligationen  gegen  Garantien  von  seiten 
der  Kommunen  ermächtigte,  —  dann  würde  selbstverständlicherweise  der  Wert 
1er  Grcmeindeobligationen  auf  dem  Markte  steigen. 


')  Der  Verfasser  dieser  Darstellung  hat  in  einer  dem  Vorbericht  des  oben  er- 
wähnten  statistischen  Werks  beigefugten   Note   die  analytischen  Berechnungs- 
lanethoden  der  verschiedenen  Arten  von  Zinsfüssen  angegeben. 
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Die  Idee  der  Vereinheitlichung  aller  Schulden  der  Gemeinden  und  Pro- 
vinzen wurde  bereits  in  unsei-m  Nationalparlament  mehrere  Male  zum  Ausdruck 
gebracht;  aber  nur  in  Form  eines  Wunsches  oder  eines  Vorschlages,  da  zur 
Lösung  dieses  Problems  die  nötigen  Vorstudien  fehlten,  welche  nur  mit  Hilfe 
eines  umfassenden,  rationell  ausgearbeiteten  statistischen  Materials  über  die 
Kommunal-  und  Provinzialschulden  gemacht  werden  können.  In  dem  Berichte 
sind  in  allgemeinen  Zügen  angedeutet:  der  Nutzen,  der  den  Gemeinden  auf 
diese  Weise  zugehen,  die  Vorteile,  welche  die  Volkswirtschaft  aus  der  Ver- 
einheitlichung der  Gemeindeanleihen  ziehen  würde,  und  die  Art  und  Weise,  in 
der  dieselbe  auszuführen  wäre.  Um  z.  B.  die  Grösse  des  Nutzens  zu  finden,  der 
den  Gemeinden  aus  der  Unifizierung  erwachsen  würde,  wird  die  bereits  angedeutete 
Hypothese  der  Transformation  der  amortisierbaren  Schulden  in  konsolidierte  an- 
genommen. Gesetzt,  die  neuen  Titel  hätten  einen  solchen  Börsenwert,  dass  sie 
den  Käufern  denselben  Nutzen  trügen,  wie  die  italienische  5  "i'o  Rente  zum  Kurse 
von  90,  so  würde  sich  ergeben,  dass  die  Obligationen  im  Betrag  von  207  Mil- 
lionen Börsenwert  und  250  Millionen  Nominalwert,  für  welche  sich  die  Opportu- 
nität der  Umwandlung  in  konsolidierte  Schuld,  und  zwar  zu  A^jo,  zeigt,  infolge 
dieser  Umwandlungshypothese  einen  Nominalwert  von  ungefähr  277  Millionen 
vorstellen;  die  Differenz  zwischen  der  alten  und  der  neuen  Schuld  würde  also 
27  Millionen  Nominalwert  ausmachen. 

Bestimmt  man  die  Summe,  welche  jährlich  an  Interessen  und  Steuern  für 
die  einheitliche,  konsolidierte  Schuld  erforderlich  wäre,  so  ergibt  sich,  dass  die- 
selbe fürs  erste  Jahr  um  6  Millionen  geringer  sein  würde,  als  die  für  die  alte 
Schuld  an  Interessen  und  Amortisationsquoten  notwendige  Summe.  Diese  6  Mil- 
lionen, welche  als  erstmalige  Tilgungsquote  angesehen  werden  können,  wären 
zum  Ankaufe  von  neuen  Schuldtiteln  zum  Börsenkurs  verwendbar.  Nehmen  wir 
an,  dass  dieser  Wert  immer  unverändert  bliebe,  so  würde  die  vollständige  Tilgung 
aller  dieser  umgewandelten  Schulden  sich  ungefähr  innerhalb  21  Jahren  voll- 
ziehen lassen.  Durch  die  Skontierung  der  jährlichen  Ersparnisse  der  Gemeinden 
auf  das  Datum  des  .31.  Dezember  1880  zu  4,82  "jo  ergibt  sich,  dass  die  Gesamt- 
erspamis  in  diesem  Falle  68,293,271  Lire  ausmacht. 
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Ueber  die  Provinzialschulden  konnten  nicht  so  ausführliche  Daten  wie 
für  die  Kommunalschulden  gesammelt  werden.  Zudem  hielt  man  es  in  Anbetracht 
der  jetzigen  Eisenbahnverhältnisse,  welche  die  Provinzen  zur  Kontrahierung  neuer 
Schulden  veranlassen,  nicht  für  opportun,  auch  die  Provinzialschulden  einer 
so  gi'ündlichen  Analyse  zu  unterziehen. 

Aus  der  vorliegenden  Statistik  ist  zu  entnehmen,  dass  von  Ende  1873  bis 
Ende  1880  die  Provinzialschulden  um  45  Millionen  Lire  zugenommen  haben,  im 
Mittel  um  mehr  als  6  Millionen  jährlich.  Ende  1880  zählte  man  50  Provinzen 
mit  Schulden  und  19  ohne  solche.  Unter  jenen  50  waren  23,  deren  Schuld 
weniger  als  eine  Million  Lire  betrug. 

Die  Verteilung  der  Provinzialschulden  nach  dem  Zinsfuss  wurde  nur  in 
Bezug  auf  den  Nominalwert  der  Schulden  ausgeführt.    Folgendes  sind  in  Kürze 
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die  Resultate,  die  man  über  den  Stand  der  Provinzialschulden  am  31.  Dezember 
1880  erhielt: 

Der  Gesamtbetrag  des  von  den  Provinzen  für  die  Anleihen  einkassierten 
Kapitals  ist  90,245,058  Lire;  und  zwar  der  der  Schulden  in  gewöhidicher  Form 
44,910,198  Lire,  und  der  in  Obligationen  45,334,860  Lire. 

Fasst  man  diese  Daten  mit  den  betreffeipden  der  Gemeindeschulden  zu- 
sammen, so  ergibt  sich,  dass  auf  den  Gemeinden  und  Provinzen  des  Königreichs 
Italien  am  Schluss  des  Jahres  1880  eine  Schuld  von  745,416,158  Lire  lastete 
(nach  dem  von  ihnen  einkassierten  Kapital  geschätzt).  Der  jährliche  Gesamt- 
betrag an  Interessen  für  diese  Schulden  im  genannten  Zeitpunkt  betrug 
41,475,627  Lire. 

Vergleicht  man  den  absoluten  Betrag  sämtlicher  Schulden  der  Gemeinden 
id  Provinzen  am  31.  Dezember  1880  und  die  für  das  Jahr  1881  an  Zinsen  für 
liege  Schulden  erforderliche  Summe  mit  dem  Betrag  der  für  dasselbe  Jahr  1881 
|von  den  Kommunen  und  Provinzen  vorgesehenen  Einkünfte,  so  findet  man, 
dass  die  Summe  der  Interessen  mehr  als  17  %  aller  Einkünfte  (ordentliche  imd 
ausserordentliche)  ausmacht,  und  dass  die  Gesamtschuld  selbst  fast  dreimal  so 
gross  ist  als  die  Summe  der  jährlichen  Einkünfte. 
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Josef  Eörösi, 

Direktor  des  kommunalstatistischen  Bureaus  in  Budapest. 

Wer  die  Mühseligkeit  kennt,  welche  eine  statistische  Bearbeitung  des  Haus- 
haltes eines  einzelnen  Staates  oder  einer  einzelnen  Stadt  bereitet,  wird  die 
Schwierigkeiten,  die  sich  einer  internationalen  Finanzstatistik  entgegen- 
stellen, ZQ  würdigen  und  demzufolge  auch  die  Ansprüche,  die  sich  an  ein  solches 
Unternehmen  stellen  lassen,  auf  ein  gebührendes  Mass  zu  reducieren  wissen. 
Man  kann  überhaupt  in  eine  internationale  Finanzstatistik  nur  jene  wichtigsten 
Gesichtspunkte  aufnehmen,  die  sich  trotz  der  Verschiedenartigkeit  der  lokalen 
Einrichtungen  aus  der  Natur  der  Sache  überall  wiederholen  müssen.  Ich  habe 
infolge  dessen  in  meiner  grösseren  Arbeit  über  die  Finanzstatistik  der  Gross- 
städte') sowie  in  dem  von  dem  IX.  internationalen  statistischen  Kongresse  ac- 
ceptierten  Plan  einer  derartigen  internationalen  Statistik  mich  auf  folgende  Titel 
beschränken  zu  müssen  gemeint:  Einnahmen:  Totale,  femer  Steuern,  Ein- 
kommen aus  unbeweglichem  und  beweglichem  Vermögen,  Erti'ägnis  besonderer 
Unternehmungen,  Vermietung  öffentlicher  Plätze,  Verkauf  von  Aktiven,  Anlehen 
und  Subsidien;  Ausgaben:  Totale,  ferner  Polizei,  Strassenreinigung  und  Be- 
spritzung, Beleuchtung,  Feuerwehr,  Kanalisation,  Verkehrswege,  Schulen,  Armen- 
wesen, Spitäler,  Deficit  besonderer  Unternehmungen,  allgemeine  Administrations- 
kosten, Zinsen  und  Schuldentilgung,  Erwerbung  von  Aktiven.  Bei  der  Wichtig- 
keit ferner,  welche  die  Einsicht  in  den  Vermögensstand  der  Grossstädte 
bietet,  sind  in  das  internationale  Schema  auch  noch  der  Stand  der  Aktiva 
(städtische  Gebäude,  sonstiger  Hausbesitz,  Grundbesitz,  Domänenbesitz,  Bargeld, 
placierte  Gelder,  Effektenbesitz,  Mobiliarwert,  Forderungen)  und  der  Stand  der 
Passiva  (konsolidierte  und  sonstige  Schulden)  aufgenommen.  Man  hat  diesem 
Schema  entgegengenhalten,  dass  es  zu  knapp  gefasst  sei;  eine  mehrjährige  Er- 
fahrung und  langwierige  Korrespondenz  mit  Stadtverwaltungen  in  allen  Teilen 


')  Statistique  internationale  des  grandes  villes.    Deuxieme  section.   Statistique 
des  finances.   Redige  par  Josef  Körösi.   Budapest,  Paris,  Berlin  1877.   354  S.  in  4°. 
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Europas  bestärken  mich  aber  in  meiner  m-sprünglichen  üeberzeugung,  dass  dieses 
Schema  eher  zu  kürzen  als  zu  erweitem  wäxe. 

Auf  Grund  des  im  erwähnten  statistischen  Kongresse  erhaltenen  Mandates, 
ein  internationales  Jahresbulletin  der  grossstädtischen  Finanz  wirtschaften  ins 
Leben  zu  rufen,  habe  ich  dann  im  Jahre  1878  die  Zusammenstellung  eines  solchen 
für  das  Verwaltungsjahr  1877  begonnen,  indem  ich  das  Questionnaire  —  selbst- 
verständlich in  Begleitung  der  unentbehrlichen  Instruktion  —  an  sämtliche  Gross- 
städte Europas  und  Amerikas,  von  denen  eine  Beteiligung  zu  erwarten  stand, 
versendete.  Leider  mussten  hierbei  die  so  zahlreichen  und  wichtigen  Gross- 
städte Grossbritanniens  ganz  Obergangen  werden.  Die  Organisation  und  Kom- 
petenz der  englischen  Kommunalverwaltungen  sind  von  denen  des  Kontinents 
so  total  verschieden,  und  wird  jenseits  des  Kanals  die  Ausübung  so  wichtiger 
Kommunalagenden  durch  ausserhalb  der  Kommunalverwaltung  stehende  selb- 
ständige Behörden  besorg^,  dass  eine  Vergleichung  ihrer  Finanzverhältnisse  nicht 
mehr  thunlich  erschien. 

Ich  muss  nun  mit  grösstem  Danke  hervorheben,  dass  eine  stattliche  An- 
zahl von  Grossstädten  die  Gründung  eines  solchen  internationalen  Organs  durch 
mehrere  Jahre  hindurch  fortgesetzte  Ausfüllung  des  Questionnaires  in  der  bereit- 
willigsten Weise  unterstützt  hat,  was  um  so  höher  anzuschlagen  ist.  als  es  für 
jede  einzelne  der  mitwirkenden  Grossstädte  keine  geringe  Aufgabe  war,  den 
Inhalt  der  eigenen,  nach  den  verschiedensten  Principien  aufgestellten  Schluss- 
rechmmgen  in  die  einheitliche  Form  des  internationalen  Cadres  zu  fassen.  In 
solcher  Weise  durch  ein  halbes  Jahrzehnt  imterstützt,  und  dank  der  Munificenz 
der  Kommunalverwaltung  von  Budapest,  welche  letztere  nicht  nur  die  Druck- 
legung der  Arbeit  bestritt,  sondern  auch  für  Entlohnung  eines  Hilfsarbeiters 
eine  kleine  Subvention  bewilligte,  war  es  mir,  wenn  auch  mit  Anstrengung, 
möglich,  fünf  Jahrgänge  des  Jahresbulletins  zu  veröffentlichen*).  Im  Zusammen- 
hange mit  den  zumeist  auf  eine  zehnjährige  Periode  Bezug  habenden  Nach- 
weisungen der  .Statistique  internationale"  findet  sich  in  beiden  Publikationen 
die  nach  einheitlichen  Principien  durchgefährte  Finanzstatistik  von  nicht  weniger 
als  45  Grossstädten'-),  von  welcher  Zahl  freilich  nur  wenige  für  den  ganzen 
fünfzehnjährigen  Zeitraum  nachgewiesen  erscheinen. 

Es   dürfte  nicht  ohne  Interesse  sein,    die  Entwickelung  der  Finanzverhält- 

>  Bisse  von  37  europäischen  Grossstädten  während   der  letzten   5  Jahre   in   einer 

[kurzen  Zusammenstellung  zu  überblicken,  was  in  nachfolgendem  versucht  werden 

>11.    Sollten  einzelne  Details  einer  Rektifizierung  bedürfen,  woUe  man  dies  dem 


*)  Bulletin  annuel  des  finances  des  grandes  villes  I.  II,  lU,  IV,  V,  annee 
1877—1881.     Budapest,  Paris,  Berlin  1879-1882.    Jahrgang  1881  befindet  sich 
iter  der  Presse. 

^)  Es   sind    dies  die   Städte:    Amsterdam,    Antwerpen,    Berlin,    Bologna, 

Bordeaux.  Boston,  Breslau,  Budapest,  Bukarest,  Christiania,  Düsseldorf, 

i'lorenz,  Frankfurt  a./'M.,  Genua,  Graz,  Köln,  Königsberg,  Kopenhagen, 

«eipzig,   Lille,   Lissabon,   London,   Lüttich,  Magdeburg,   Maüand,  Moskau, 

Tünchen.  Odessa,  Palermo.  Paris,  Prag,  Riga.  Rom,  Rotterdam,  San  Frandsko, 

St.  Louis,  St.  Petersburg,  Stockholm,  Stuttgart,  Triest,  Turin,  Venedig, 

!  Warschau,  Washington,  Wien.    (Die  mit  durchschossenen  Lettern  gedruckten 

Städte  sind  in  beiden  Publikationen  behandelt). 
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Verfasser  nicht  verübeln;  die  Aufstellung  einer  jährlichen  Finanzstatistik  der 
Grossstädte  ist  eine  Arbeit,  die  die  Kraft  eines  einzelnen  Menschen  übersteigt. 
Die  eigentliche  Bearbeitung  des  Materials  wurde  deshalb  auch  den  betreffenden 
Verwaltungen  überlassen,  während  die  Leistung  des  Verfassers  überwiegend  nur 
eine  redaktionelle  war  ;^  jedoch  auch  diese  erheischte  ein  empfindliches  Aufgebot 
an  Mühe  und  Arbeit,  welcher  sich  aber  der  Verfasser  schon  deshalb  gerne 
unterzog  und  auch  in  Zukunft  sich  unterziehen  zu  können  hofft,  weil  er  es  für 
seine  Pflicht  hält,  ein  einmal  begonnenes  internationales  Unternehmen  nur  im 
äussersten  Falle  eingehen  zu  lassen. 

Der  Einfachheit  halber  werden  im  nachstehenden  die  absoluten  Ziffer- 
angaben zumeist  übergangen  und  bloss  die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ent- 
fallenden Zifferquoten  angeführt. 


Schon  die  Zusammenstellung  des  Totales  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben gibt  zu  Schwierigkeiten  Anlass.  Vor  allem  ist  zu  berücksichtigen,  dass 
das  Bild  des  kommunalen  Haushaltes  in  manchen  Städten  dadurch  getrübt  wird, 
dass  daselbst  auch  solche  nicht  speciell  in  den  Kreis  der  kommunalen  Agenden 
gehörige  Unternehmungen,  wie  Bergwerke,  Banken,  Sparkassen,  Domänen, 
Bäder  etc.  durch  die  Kommune  betrieben  werden.  Diesbezüglich  musste  also 
von  dem  Principe  der  strengen  Bruttobudgetierung  abgegangen  werden,  und 
konnten  bloss  die  Ueberschüsse  solcher  Unternehmungen  (bez.  der  Zuschuss  zu 
denselben)  in  der  statistischen  Zusammenstellung  Aufnahme  finden.  Nicht  selten 
wurden  ferner  die  Positionen  einzelner  Jahrgänge  durch  in  grösserem  Masse 
vorgenommene  Schulden konversionen  vergrössert ,  die  —  soweit  dieser  Um- 
stand bekannt  war  —  ebenfalls  ausser  Rechnung  gelassen  wurden.  Bei  italieni- 
schen Städten  findet  sich  femer  die  Eigentümlichkeit,  dass  abweichend  von  dem 
gewöhnlichen  Vorgange,  wonach  nämlich  in  Städten,  welche  am  Ertrage  des 
Oktroi  mitbeteiligt  sind,  die  Einhebung  desselben  durch  staatliche  Organe  er- 
folgt, in  den  bezeichneten  Städten  die  Einhebung  durch  Kommunalorgane  be- 
sorgt, und  die  bedeutendere  Quote  des  Fiskus  erst  nachträglich  der  Staatskasse 
abgeliefert  wird.  Auch  derartige  Beträge  wurden  als  transitorische  betrachtet 
und  nicht  in  Rechnung  gezogen.  Trotz  aller  dieser  Vorsichtsmassregeln  bleibt 
aber  das  grosse  Totale  der  Einnahmen  und  der  Ausgaben  noch  immer  nicht 
recht  vei'gl eichbar.  Es  genügt  auf  den  einen  Umstand  hinzudeuten,  dass  in 
vielen  Städten  die  Kosten  der  Spitäler  und  sonstigen  Wohlthätigkeitsanstalten 
aus  besonderen  Fonds  gedeckt  werden ;  während  nun  in  einigen  Städten  diese 
Zweige  der  Verwaltung  gar  nicht  in  den  städtischen  Haushalt  einbezogen  er- 
scheinen (so  besitzt  z.  B.  in  Paris  die  Verwaltung  der  „Assistance  publique* 
eine  ganz  selbständige  Finanzwirtschaft,  welche  das  städtische  Budget  nur  durch 
die  Beträge  der  jeweiligen  Subventionen  beeinflusst),  wird  in  andern  Städten 
das  ganze  Budget  der  verschiedenen  Wohlthätigkeitsanstalten  in  die  Jahres- 
rechnungen eingestellt.  Es  tritt  noch  hierzu,  dass  in  manchen  Städten  sogar 
einzelne  sonstige  Zweige  der  Administration  aus  selbständigen  Fonds  bestritten 
werden,  wie  z.  B.  in  Berlin  die  Kanalisation  und  die  Erwerbung  von  Grund- 
stücken. Die  Hauptsummen  der  Einnahmen  und  der  Ausgaben,  welche  überdies 
auch  durch  ganz  ausserordentliche  Posten  (Anlehen,  Veräusserungen,  Käufe  etc.) 
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■wesentlichen  Schwankungen  unterworfen  sind,  eignen  sich  demnach  weit  weniger 
zu  internationalen  Vergleichungen ,  als  die  einzelnen  Specialtitel,  welchen  man 
deshalb  auch  mit  Recht  grösseres  Interesse  entgegenzubringen  pflegt. 

Eine  Betrachtung  des  Totales  der  Einnahmen  und  der  Ausgaben  bietet 
demnach  zumeist  nur  insofern  Interesse,  als  man  zu  ersehen  wünscht,  ob  im 
Laufe  eines  längeren  Zeitraumes  sich  im  allgemeinen  eine  Tendenz  zur  Erhöhung 
der  Ausgaben  (bez.  Einnahmen)  konstatieren  lässt.  Diese  Yoraussetzimg  wird 
durch  nachstehende  Zusammenstellung,  welche  26  europäische  Grossstädte  in 
jener  Reihenfolge  anführt,  welche  dieselben  mit  Rücksicht  auf  die  jährliche  Zu- 
nahme der  Einnahmen-  resp.  Ausgabenquote  während  der  letzten  13 — 17  Jahre 
einnehmen,  bestätigt :  vor  den  angeführten  26  Städten  weisen  14  eine  Erhöhung 
der  Ausgabenquote  und  12  eine  Verminderung  derselben  auf,  wobei  aber  noch 
zu  berücksichtigen  ist,  dass  unter  den  letzteren  bei  6  Städten  der  RückbUck  nur 
den  kurzen  Zeitraum  von  3 — 4  Jahren  umfasst. 


Quoten  der  Gesamteinnahmen. 

Quoten  der  Gesamtausgaben. 

Einnahmen- 

tf 

ic 

■  Ausgaben-  |  s  ^ 

quote      per 

g 

Iquote       per    g;5  „• 

Kopf  der  Be- 

a-2 

Kopf  der  Be-  .§  c-g 

völkerung 

9 

völkerung  i  «  "^  s. 

Stadt. 

Epoche. 

® 

< 

Stadt. 

Epoche. 

■S-S 

05 

0"^ 

1 

A 

0  ;r3 

S-S      £-2 

der  Epoche. 

der  Epoche. 

3  - 

B       1.  Stockholm 

1874—1881    59,42' 101,39 

-f- 10,09 

1. 

Stockholm 

1874—1881 

49,09'  80,04 

+  9,01 

K       2.  Stuttgart 

1864—1881    27,28    66,99 

-1- 

8,56 

2. 

Lüttich 

1865—1877 

64,llilll,71 

+    8,87 

K       3.  Lüttich 

1865—1877!  56,97  109,09 

+ 

7,62 

3. 

Königsbrg.i) 

1877—1881 

28,951  34,00 

4-    4,36 

K       4.  Amsterdam 

1878— 1881 !  39,93    50,10 

+ 

6,37 

4. 

Stuttgart 

1864—1881 

37,27;   62,27 

-t-    3,95 

Hk       5.  Venedig 

1878—1881'  45,22!  54,90 

+ 

5,36 

5. 

Wien 

1865—1881 

49,11 

76,90 

-1-    3,54 

^K       6.  Königsbrg.i) 

1877— 1881  i  28,95    34,00 

-^ 

4,36 
4,14 

6. 

Breslau 

1867—1881 

27,39 

39.37 

-1-    3,12 

UL       7.  Budapest 

1875—1881:  52,66'  65,74 

-h 

7. 

Venedig 

1878—1881 

49,74 

55,44 

-1-    2,86 

^K      8.  Leipzig 

1877-18811  42,68'  49,49 

+ 

3,99 

8. 

Kopenhagen 

1870—1881 

33,74 

42,87 

-h    2,46 

^K     9.  Wien 

1865—1881!  47,38    69,79 

+■ 

2,96 

9. 

Budapest 

1875—1881 

55,24 

60,54 

-h    1,60 

^V   10.  Kopenhagen 

1870—1881;  35, 32^  42,77 

-h 

1,92 

10. 

München 

1877—1881 

109,94 

115,23 

+■    1,20 

11.  München 

1877— 1881  117, 27ll21,41 

+- 

0,88 

11. 

Leipzig 

1877—1881 

40,99 

42,89 

-h    1,16 

12.  Palermo 

1865—1874    34,90 

35,54 

+ 

0,20 

12. 

Triest 

1870—1881 

61,70 

66,14 

-*-    0,51 

13.  Breslau 

1867—1881    34,43 

33.49 

0,19 

13. 

Palermo 

1865—1874 

34,71 

35,19 

-t-    0,25 

14.  Florenz 

1868—1878,  55,63 

54,50 

— 

0,20 

14. 

Florenz 

1868—1878 

87,75 

89,26 

-h    0,17 

15.  Triest 

1870—1881 

67,18 

62,63 

— 

0,62 

1.1. 

Genua 

1867—1881 

55,69 

49,21 

—    0,83 

16.  Genua 

1867—1881 

55,87 

50,56 

— 

0,68 

16. 

Lüle 

1878—1781 

45,65 

44,46 

—    0,87 

17.  Warschau 

1878—1881 

15,69 

14,05 

— 

2.61 

17. 

Warschau 

1878—1881 

15,42 

13.53 

—    3,06 

18.  Antwerpen 

1865—1874 

78,63 

58,11 

— 

2,90 

18. 

Bologna 

1878—1881 

31,47 

27,62 

—    3,06 

19.  Lille 

1878—1881 

43,77 

39,17 

— 

3,50 

19. 

Turin 

1872—1881 

56,03 

34,12 

—    3,68 

20.  Bologna 

1878—18811  32,98 

27,41 

— 

4,22 

20. 

Antwerpen 

1865—1874 

77,25 

49,43 

—    4.00 

21.  Paris 

1873—18811193,12 

122,63 

— 

4,56 

21. 

Christiania 

1874—1881 

82,56 

58,18 

—    4,22 

22.  Turin 

1872—18811  61.41 

35,08 

— 

4,76 

22. 

Paris 

1873—1881 

178,74 

114,52 

—    4,49 

23.  Christiania 

1874— 1881  i   83,28 

50,14 

— 

5,68 

23. 

Amsterdam 

1878—1881 

56,79 

46.64 

—    4.91 

24.  Frankf.  a.  M. 

1878— 1881  102,92 

76,75 

— 

6,36 

24. 

Frankf.  a.  M. 

1878—1881 

102,77 

76,75 

—    6.33 

25.  Bukarest 

1875—18781  42,14 

30,70 

— 

9,05 

25. 

Bukarest 

1875—1878 

38,60 

30,70 

—    6,82 

26.  Berlin 

1877—1881 

74,07 

43.67 

— 

10,26 

26. 

Berlin 

1877—1881 

70,40 

41,89 

—  10,12 

Unter  den  verschiedenen  Einnahinsqnelleii  der  städtischen  Verwaltungen 
sind  zweifellos  die  Steuern  die  weitaus  wichtigsten.  Das  Mass  der  kommunalen 
Steuerleistung  (direkt«  und  indirekte  Steuern  zusammen  genommen)  schwankt  in 
den  genannten  Städten  von  8—9  Fr.  per  Kopf  bis  auf  das  Zehnfache  dieses  Be- 


')  Hier,  wie  in  aUen  nachfolgenden  Aufzählungen,  netto. 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.  25^ 
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träges.  Die  höchste  Steuerleistung  unter  allen  ei-wähnten  Städten  zeigt  Paris, 
wo  auf  jeden  Kopf  der  Bevölkerung  80 — 90  Fr.  an  Komniunalsteuem  entfallen ; 
davon  w^erden  aber  bis  85  7«  in  Form  von  indirekten  Steuern  geleistet.  Nach 
Paris  folgen  unter  den  europäischen  Städten  Wien,  Stockholm,  Genua,  Christiania 
und  Frankfurt  a.  M.,  wo  die  Kommunalsteuer  zwischen  35  und  40  Fr.  per  Kopf 
schwankt.  In  dritter  Reihe,  mit  der  noch  immer  beträchtlichen  Quote  von 
30—35  Fr.  per  Kopf,  figurieren  Lille,  Prag,  Budapest  und  Stuttgart.  Hingegen 
finden  sich  die  geringsten  Kommunalabgaben,  nämlich  8—16  Fr.  per  Kopf  in 
Warschau,  Riga,  Moskau,  St.  Petersburg  und  Odessa,  also  in  russischen  Städten, 
wo  der  Wirkungskreis  der  Kommunalbehörden,  wie  auch  die  an  deren  Leistungs- 
fähigkeit gestellten  Anforderungen  weit  begrenzter  als  anderwärts  sind.  Auf- 
fallend gering  erscheint  ferner  der  Betrag  der  städtischen  Steuer  in  Königs- 
berg (13  Fr.)  und  Magdeburg  (14  Fr.). 

In  keiner  der  genannten  Städte  wird  eine  so  grosse  Quote  der  Steuerlast 
durch  indirekte  Besteuerung  gedeckt,  als  in  Paris,  wo  auf  jeden  Kopf  der 
Bevölkerung  (also  auch  Säuglinge  mitgerechnet)  eine  Verzehrungssteuer  von 
70  —  75  Fr.  entfällt,  welcher  schweren,  teilweise  freilich  auch  von  Fremden  ge- 
tragenen Last  gegenüber  die  indirekten  Steuerleistungen  in  Berlin  (0,72  Fr.), 
Leipzig  (0,28  Fr.),  Königsberg  (0,17  Fr.)  und  Magdeburg  (0,20  Fr.)  ganz  ver- 
schwindend erscheinen.  Zu  den  Städten  mit  hohen  indirekten  Steuern  sind  auch 
die  italienischen  Städte  zu  rechnen,  in  denen  per  Kopf  16 — 30  Fr.  indirekter 
Abgaben  entfallen.  Empfindlich  hoch  muss  ferner  die  indirekte  Steuerleistung 
in  Stockholm  (23,42  Fr.),  München  (14,91  Fr.)  und  Budapest  (12  Fr.,  das  Dop- 
pelte gegen  Wien)  genannt  werden. 

Zieht  man  hingegen  die  direkte  Besteuerung  in  Betracht,  so  fällt 
Paris  in  die  Kategorie  der  massig  (12—13  Fr.)  belasteten  Städte,  während  Frank- 
furt a.  M.  (36,26  Fr.),  Christiania  (33,42  Fr.),  Wien  (32,97  Fr.),  Berlin  (25,74  Fr.) 
und  Prag  (24,57  Fr.)  die  höchsten  direkten  Kommunalsteuem  zu  leisten  scheinen. 
Ob  jedoch  in  diesen  Städten  eine  schwerere  Steuerbürde  auf  den  einzelnen 
Individuen  laste,  oder  die  grössere  Steuerleistung  dem  grösseren  Wohlstande 
entspreche,  lässt  sich  aus  statistischen  Daten  allein  nicht  erkennen. 

Auf  die  wichtige  Frage,  ob  die  Steuerlast  in  den  Grossstädten  im  allge- 
meinen in  Zunahme  begriffen  sei,  muss  auf  Grund  der  vorliegenden  Angaben 
bejahend  geantwortet  werden.  Unter  23  Städten,  die  einer  4— 5jährigen  Ver- 
^gleichung  unterzogen  werden  können,  ist  die  Steuerlast  nur  bei  fünfen  gesunken, 
nämlich  in  Berlin,  St.  Petersburg,  Budapest,  Triest  und  Christiania  (bei  beiden 
letzteren  zumeist  durch  Verminderung  der  indirekten  Steuern),  bei  dreien,  näm- 
lich Wien,  Warschau  und  Königsberg,  nahezu  unverändert  geblieben,  bei  15  aber 
gestiegen.  Dehnt  man  die  Untersuchung  auf  eine  längere  Periode  aus,  so  steigt 
die  Anzahl  der  Städte,  in  der  sich  die  Steuerlast  vermindert,  auf  sieben.  Nach- 
folgende Zusammenstellung  gibt  die  Reihenfolge  von  19  Grossstädten  nach  der 
Grösse  der  jährlichen  Zunahme  der  Steuerlast  per  Kopf  der  Bevölkerung  be- 
rechnet. 
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Stadt. 


Epoche. 


Steuerlei- !  g 
stung  per  ^ 
Kopfd.Be-  c 
völkerung  ^ 


s  s 
g  S 
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gS    s^  .s 

d.  Epoche.  S 

'-I  « 


1.  Bukarest 

2.  Fi-ankfiirta.M. 

3.  Stuttgart 

4.  Wien 

5.  München 

6.  Leipzig 

7.  Stockholm 

8.  Paris 

9.  Breslau 

10.  Kopenhagen 


1875—1878 
1878—1881 
1864—1881 
1865—1881 
1877—1881 
1877—1881 
1874—1881 
1873—1881 
1867—1881 
1870-18811 


14,1824 
36,46J38: 

10.63  30! 
20.16  38! 

22,79  ar 

20,15  23 

34.64  42 
67,36  84 
13,72  19 
20,58,27 


4-  23 
+  15; 
-h  11. 
+    5, 


79' -h 
60  -h 
43  + 
20+ 


Uj  11. 

55;!  12. 
20,  13. 
82  14. 
62;i  15. 
20  16. 
36  17. 
20"  18. 
97:  19. 


Christiania 

Venedig 

Genua 

Florenz 

Budapest 

Turin 

Triest 

Berlin 


I 
1871— 1881  !30. 65  35 
J1865— 1881  20!55  23. 
;1867— 1881  43,19;41 
1868— 1878  48,33  i41 
1875— 1881  29,92|27 
11872—1881  32,29  24, 
il877— 1*81  27,07  22, 
1877—1881  34,64  26, 


59+ 
63  + 
68  — 

16- 
03  — 


,58 

,86'— 
.46'— 
St.  Pet€rsbnrgil877— 1880: 16,25  12,22  — 


1.61 
0,94 
0,25 
1,48 
1,61 
2,65 
3,89 
5.90 
8,27 


Bei  Betrachtung  dieser  Rangordnung  ist  freilich  auch  zu  berücksichtigen, 
dass  eine  Erhöhung  der  Steuerquote  ebenso  auf  ein  stärkeres  Anziehen  der  Steuer- 
schraube wie  auf  eine  Zunahme  des  Wohlstandes  zurückgeführt  werden  kann. 

Auf  die  wichtigeren  Ausgabetitel  übergehend  ist  vor  allem  hinsichtlich 
der  Polizeiauslagen  zu  bemerken,  da.ss  diese  infolge  des  verschiedenen  Ver- 
hältnisses, das  diesbezüglich  zwischen  den  Staats-  und  den  Kommunalverwaltungen 
besteht,  sehr  differierend  sind.  In  Königsberg  und  Köln  umfassen  z.  B.  die 
Auslagen  der  Stadtverwaltimg  für  die  Polizei  bloss  deren  sachliche  Kosten, 
["Während  für  die  persönlichen  Kosten  der  Fiskus  aufkommt;  hingegen  hat- 
z.  B.  in  Budapest  der  Staat  sämtliche  Polizeikosten  mehrere  Jahre  hindurch  aus- 
schliesslich aus  dem  Beitrage  der  Stadtverwaltung  bestritten  u.  dgl.  m.  Es  soll 
femer  noch  erwähnt  werden,  dass  der  Begriff  der  Polizeiagenden,  wie  in  der 
Wissenschaft  so  auch  in  der  Praxis,  sehr  verschieden  aufgefasst  wird :  so  werden 
z.  B.  in  Wien  ausser  den  Kosten  der"  vom  Staate  besorgten  Lokalpolizei  auch 
die  Ausgaben  zur  Erhaltung  und  Räumung  der  Hauptkanäle,  für  Wasserleitung, 
für  die  Schlachthäuser,  die  Marktpolizei,  für  das  Lokalsanitätswesen  und  für 
die  Vorkehrungen  bei  f  eberschwemmungen  unter  die  Polizeiauslagen  gerechnet- 
Wir  haben  den  Begriff  der  Polizeikosten  überall  auf  die  Ausgaben  für  die 
Sicherheitspolizei  zu  beschränken  gesucht.  Wir  fanden  dann  hierbei  die 
höchsten  Polizeikosten  in  Paris  mit  12—13  Fr.  per  Kopf,  die  geringsten  in. 
Berlin  (1,22),  München  (0,77)  und  Magdeburg  (0,35).  Von  diesen  Extremen 
abgesehen  überschritten  die  Ausgaben  für  die  Polizei  in  den  genannten  Städten 
selten  die  Höhe  von  4  Fr.  per  Kopf. 

Die  Kosten  für  Strassenreinigung  und  Bespritzung  zeigen  ge- 
ringere Schwankungen.  Auch  hier  steht  Paris  mit  seinem  enormen  öffentlichen 
Wasserverbi-auche,  seinem  grossen  Apparatenpark  und  seinem  stattlichen  Corps 
von  Strassenreinigem,  mit  VI*  Fr.  Ausgabe  per  Kopf  obenan.  In  zweiter  Reihe 
folgt  Rotterdam  mit  ähnlichem  Betrage,  dann  Wien  mit  3,45  Fr.,  dem  gegenüber 
sich  die  Quote  Berlins  mit  1 V»  Fr.  bescheiden  ausnimmt.  Noch  eine  zweite  der 
durch  ihre  Reinlichkeit  bekaimten  niederländischen  Städte  fällt  durch  ihre  hohe 
Quote  auf,  nämüch  Amsterdam  mit  2,68  Fr.  Auch  Prag  mit  gleich  hoher 
Quote   opfert  verhältnismässig  Aäel   für  Reinlichkeit.     Bei   den   übrigen  Städten 
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schwankt  die  Quote  bis  zu  V«  Fr.  per  Kopf,  wobei  freilich  auch  die  Beschaffen- 
heit des  Bodens,  femer  der  mehr  oder  minder  industrielle  Charakter  der  ver- 
schiedenen Städte  u.  dgl.  m.  in  Betracht  zu  ziehen  sind.  Es  lassen  sich  deshalb 
auch  in  solchen  Dingen  keine  allgemeinen  Durchschnittszahlen  berechnen  und 
keine  allgemeinen  Vergleichungen  anstellen:  im  konkreten  Falle  wird  man  zur 
Beurteilung  der  eigenen  Verhältnisse  gut  thun,  sich  nur  auf  die  Vergleichung 
mit  möglichst  gleichartigen  Städten  einzulassen.  Bemerkenswert  bleibt  es 
immerhin,  dass  die  italienischen  Städte  mit  Ausnahme  von  Rom  (27*  Fr.)  ziemlich 
wenig  für  die  Reinlichkeit  der  Strassen  verausgaben,  so  Turin  1,20,  Mailand 
1,09  Fr.,  während  die  übrigen  italienischen  Städte,  deren  Angaben  uns  zur  Ver- 
fügung stehen,  sogar  noch  weniger  als  1  Fr.  Ausgabe  per  Kopf  aufweisen.  Das 
Gleiche  gilt  für  die  russischen  Städte:  Moskau  (0,27),  Riga  0,27),  St.  Peters- 
burg (0,47)  und  Odessa  (0,4'^)-  Ein  erfreuliches  Zeichen  der  stets  grösseren 
Beachtung,  deren  die  Forderungen  der  Hygiene  teilhaftig  werden,  bietet  aber  die 
Erfahrung,  dass  die  Ausgaben  für  Strassenreinigung  fast  überall  in  starker  Zu- 
nahme begriffen  sind;  so  namentlich  in  Paris,  Frankfurt  a.  M.,  Antwerpen  und 
Kopenhagen. 

Die  Beleuchtungs kosten  lassen  sich  für  jene  Städte,  die  eigene  Gas- 
fabriken unterhalten  (so  Berlin,  Breslau,  Kopenhagen,  Köln,  Königsberg,  Düssel- 
dorf) nicht  gut  feststellen.  Unter  den  übrigen  europäischen  Grossstädten  steht 
wieder  Paris  obenan,  dessen  Beleuchtungsbudget  sich  seit  Jahren  stabil  auf 
circa  2^/<  Fr.  per  Kopf  der  Bevölkerung  hält  und  diesbezüglich  von  keiner  der 
angeführten  europäischen  Grossstädte  übertroffen  wird  ^).  Auffällig  viel  veraus- 
gaben für  Beleuchtung  die  italienischen  Städte,  so  Rom  (1871  —  74)  2—3  Fr., 
Turin  2'/*  Fr.,  Florenz,  Bologna  und  Genua  circa  2  Fr.,  Venedig  P/4  Fr.;  die 
geringsten  Ausgaben  für  Beleuchtung  zeigen  hingegen  Lille  (0,88),  Christiania 
(0,66),  Amsterdam  (0,65)  und  Warschau  (0,34).  Die  Ausgaben  für  Beleuchtung 
scheinen  übrigens  im  allgemeinen  im  Abnehmen  begriffen  zu  sein,  was  wohl  auf 
die  wohlfeilere  Erzeugungsweise  des  Leuchtgases  zurückgeführt  werden  könnte. 

Die  Ausgaben  für  die  Feuerwehr  sind  unter  den  europäischen  Gross- 
städten am  höchsten  in  Berlin  mit  1,90  Fr.  per  Kopf  der  Bevölkerung.  Hierauf 
folgen  Stockholm  (1,32),  Warschau  (1,29),  Christiania  (1,22),  Kopenhagen  (1,17) 
und  Leipzig  (1,16).  Paris  verausgabt  für  diesen  Zweck  kaum  10  Cent,  per  Kopf 
aus  der  Kommunalkasse,  da  die  Feuerwehr  dort  in  das  Ressort  der  Polizei- 
behörde fällt. 

Eine  der  wichtigsten  Ausgabenrubriken  ist  jene  für  Unterrichtszwecke. 
Es  möge  deshalb  gestattet  sein,  hier  die  behandelten  europäischen  Grossstädte 
in  der  Reihenfolge  der  für  Schulzwecke  (bloss  für  Erhaltung,  demnach  ohne 
Bauten)  gebrachten  Opfer  anzuführen.  Dabei  sehen  wir  in  erster  Reihe  deutsche 
(Frankfurt  und  Leipzig  voran)  und  österreichische  Städte  stehen,  dann  folgen 
Frankreich,  Ungarn,  Skandinavien  und  Italien,  und  am  Ende  der  Reihe  Portugal 
und  der  Orient. 


*)  Mir  ist  nur  für  Washington  ein  grösseres  Beleuchtungsbudget  bekannt, 
nämlich  3  Fr.  per  Kopf. 
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Stadt. 


Jahr. 


*5  60 

OD   DiQ> 

Fr. 


Frankfurt  a.  M. 

Leipzig      .  .  , 

Wien     .    .  .  . 

Berlin    .    .  .  . 

Breslau      .  .  . 

Köln      .    .  .  , 

Amsterdam  .  , 

Prag      .    .  .  . 

Triest    .    .  .  , 

München   .  .  , 

Düsseldorf  .  . 

Rotterdam  .  . 

Stuttgart  .  .  . 

Paris     .    .  .  , 

LiUe      .    .  .  , 

Budapest  .  .  , 

Christiania  .  . 

Turin    .    .  .  . 

Genua   .     .  .  , 


1881 


1880 
1881 


1879 
1881 


13,44 
11,80 
8,94 
8,77 
8,74 
8,67 
8,54 
7,76 
7,56 
7,46 
7,16 
7,03 
6,61 
6,58 
6,38 
6,28 
6,85 
6,68 
5,13 


20.  Stockholm .    . 

21.  Kopenhagen   . 

22.  Florenz       .    . 

23.  Mailand      .    . 

24.  Bordeaux    .    . 

25.  Bologna      .    . 

26.  Graz  .... 

27.  Magdeburg 

28.  Rom  .... 

29.  Venedig      .    . 

30.  Königsberg     . 

31.  Odessa   .    .    . 

32.  Palermo      .    . 

33.  Riga  .... 

34.  Moskau  .    .    . 

35.  St.  Petersburg 

36.  Bukarest    .    . 

37.  Lissabon     .    . 

38.  Warschau  .    . 


1881 

18'78 
1879 
1880 
1881 


1874 
1881 

18''78 
1874 
1880 
1879 
1880 
1878 
1879 
1881 


4,99 
4,31 
4,18 
3,96 
3,90 
3,84 
3,71 
3,61 
3,56 
S,95 
2,86 
3,0» 
1,85 
1,64 
0,97 
0,59 
0,50 
0,45 
0,45 


Armenwesen  und  Spitäler.  Es  wurde  bereits  bei  Behandlung  des 
Totales  der  Einnahmen  und  Ausgaben  auf  die  Verschiedenheit  hingewiesen, 
welche  bezüglich  der  Verwaltung  des  Armen-  und  des  Spitalwesens  in  den  ver- 
schiedenen Grossstädten  bemerkbar  ist.  Hierin  liegt  auch  der  Grund  dafür, 
dass  die  verfügbaren  Angaben  diesbezüglich  wenig  Vergleichbarkeit  bieten;  in 
manchen  Fällen  fehlt  auch  darüber  Auskunft,  ob  die  für  Verpflegung  Ortsfremder 
restituierten  Summen  in  Abzug  gebracht  sind.  Ich  beschränke  mich  daher  auf 
die  Bemerkung,  dass  wir  auch  bei  diesem  Kapitel  einem  solchen  Zweige  der 
grossstädtischen  Administration  gegenüber  stehen,  für  den  im  allgemeinen  stets 
wachsende  Opfer  gebracht  werden. 

Verkehrswege.  Wieder  ist  es  die  Stadt  Paris,  welche  die  höchsten 
Ausgaben  für  diesen  Zweck  ausweist.  Während  Wien  und  Berlin  von  1877 
bis  1881  jährlich  im  Durchschnitte  etwa  3V2  Fr.  per  Kopf  der  Bevölkerung  für 
Verkehrswege  verausgabten,  hat  die  Stadt  Paris  im  Laufe  dieser  fünf  Jahre  für 
Herstellung  und  Erhaltung  der  Strassen  nicht  weniger  als  198%  Millionen  Fr. 
verausgabt,  also  dm-chschnittlich  19,70  Fr.  per  Kopf.  Ja  im  Jahre  1877  stieg  diese 
Ausgabe  bis  auf  40  Fr.  per  Kopf,  da  in  diesem  Jahre  unter  anderem  für  den 
Boulevard  St.  Germain  allein  20%  Millionen  und  für  die  Avenue  de  TOpera 
147*  Millionen  Fr.  verausgabt  wurden.  Von  den  übrigen  europäischen  Städten 
zeigen  Stuttgart  und  Frankfurt  a.  M.  mit  über  7  Fr.,  München  imd  Turin  mit 
5 — 6,  und  Budapest  mit  4—5  Fr.  per  Kopf  eine  bedeutendere  Ausgabe.  Zieht 
man  bloss  die  Ausgaben  für  Erhaltung  der  Strassen  in  Betracht,  so 
ergeben  sich  im  Haushalte  der  einzelnen  Städte  noch  immer  sehr  wesentliche 
Unterschiede.  Die  unverhältnismässig  hohen  Ausgaben  von  Paris  fallen  hierbei 
noch  mehr  ins  Auge,  da  hier  für  Erhaltungsarbeiten  in  den  erwähnten  fünf 
Jahren  durchschnittlich  9,10  Fr.,  in  Wien  dagegen  bloss  1,15  Fr.,  in  Berlin  aber 
nur  0,61  Fr.  per  Kopf  verausgabt  wurden.  Unter  allen  genannten  Städten 
Deutschlands  gibt  für  diesen  Zweck  München  das  meiste  aus,  nämlich  im  Durch- 
sei 
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schnitte  3,85  Fr.  jährlich  per  Kopf  der  Bevölkerung.  In  dritter  Reihe  folgt 
Frankfurt  a.  M.  mit  jährlich  3  Fr.;  auch  Budapest  mit  273  Fr.  per  Kopf,  also  dem 
Fünffachen  der  Berliner  Ausgaben,  präsentiert  sich  als  eine  jener  Städte,  die  für 
diese  Zwecke  ziemlich  viel  opfern ;  desgleichen  noch  Turin  und  Prag  mit  durch- 
schnittlich über  2  Fr.  Am  wenigsten  verausgaben  Berlin  (0,61),  Warschau  (0,60), 
Magdeburg  (0,45),  Kopenhagen  (0,40)  und  Odessa  (0,36). 

Die  Personalausgaben  sind  zwar  bei  jedem  einzelnen  der  behandelten 
Titel  mitberücksichtigt;  bei  dem  allgemeinen  Interesse  aber,  das  man  inter- 
nationalen Vergleichungen  über  die  Gesamthöhe  der  Personalausgaben  ent- 
gegenzubringen pflegt,  werden  dieselben  im  „Bulletin"  auch  noch  gesondert 
ausgewiesen.  Einige  der  Städte  geben  diesbezüglich  bloss  die  Ausgaben  der 
Centralleitung  (d.  i.  ohne  die  Bezüge  der  Lehrer,  Aerzte,  Seelsorger  etc.)  an,  so 
Berlin,  Kopenhagen,  Lille,  Köln,  die  daher  von  der  Vergleichung  ausgeschlossen 
bleiben  müssen.  Von  jenen  Städten,  für  die  sich  das  Totale  der  Personal- 
ausgaben nachweisen  lässt,  stehen  Leipzig  und  Frankfurt  a.  M. ,  namentlich 
infolge  der  grossen  Lehrergehalte  mit  einer  Quote  von  über  20  Fr.  obenan.  In 
ziemlicher  Entfernung  folgt  dann  erst  das  Gros  der  übrigen  Städte,  bei  denen 
die  Personalausgaben  zwischen  12—15  Fr.  per  Kopf  variieren;  so  Stockholm 
mit  15  Va,  Triest  mit  14,  Köln,  Genua,  Wien,  Christiania  und  Amsterdam  mit  13, 
Budapest  mit  I2V2 — ISV«.  Turin  mit  12,  Düsseldorf  und  München  mit  circa  11, 
Prag  mit  9^4,  Bologna  und  Stuttgart  mit  über  9  Fr.  per  Kopf  der  Bevölkerung. 

Schulden.  Die  sich  stets  steigernden  Ansprüche  an  die  Leistungen  der 
Kommunalverwaltungen  —  teilweise  wohl  auch  das  Vorbild  der  ihre  Schulden 
stets  vermehrenden  Staatsverwaltungen  —  bringen  es  mit  sich,  dass  die  Schulden- 
last der  Grossstädte  in  stetem  Anwachsen  begriffen  ist.  In  Paris  ist  nach  den 
auf  das  Belagerungsjahr  folgenden  riesigen  Anlehen  ein  Stillstand  eingetreten 
und  weisen  die  Schlussrechnungen  ein  durch  die  Amortisationsquoten  bedingtes 
schwaches  Zurückgehen  des  Schuldenstandes  auf.  Eine  ähnliche  Erscheinung 
zeigt  Wien,  wo  nach  den  für  öffentliche  Bauten  und  zur  Herstellung  der  Wasser- 
leitung gemachten  grossen  Anlehen  der  Jahre  1867 — 1875  keine  weiteren  Schulden 
kontrahiert  wurden.  Von  den  übrigen  9  Grossstädten,  deren  consolidierter 
Schuldenstand  sich  für  das  Jahrfünft  1877 — 1881  überblicken  lässt,  weist  dann 
nur  noch  Königsberg  infolge  allmählicher  Amortisierungen  ein  Zurückgehen  des 
Schuldenstandes  auf,  während  in  den  übrigen  8  Städten  die  Schuldenlast  in  dem 
erwähnten  Zeiti'aume  stark  zugenommen  hat.  Sieht  man  von  Paris  ab,  dessen 
Schuldenlast  von  1,907  V2  Millionen  Fr.  die  Schuldenlast  manches  kleinen  König- 
reiches übertrifft  (so  z.  B-  die  des  Königreichs  Griechenland  um  das  Vierfache!), 
so  finden  wir,  dass  der  Schuldenstand  der  übrigen  zehn  Grossstädte  (Berlin,  Wien, 
Budapest,  Kopenhagen,  München,  Stockholm,  Leipzig,  Triest,  Königsberg  und 
Christiania)  zu  Ende  des  Jahres  1877  zusammen  eine  Höhe  von  428  Millionen  Fr. 
erreichte,  diese  Last  aber  im  Verlaufe  der  nächsten  vier  Jahre  auf  nicht  weniger 
als  538  V2  Millionen  Fr.,  demnach  im  Durchschnitte  jährlich  um  nahezu  6,4  "/o 
gestiegen  ist.  Bedenkt  man ,  dass  die  Bevölkerung  dieser  Städte  während 
desselben  Zeitraumes  durchschnittlich  nur  um  circa  3  7«  jährlich  zunahm,  nament- 
lich aber,  dass  die  Staaten,  denen  die  genannten  Grossstädte  angehören,  im 
Laufe  derselben  vier  Jahre  ihre  Schuldenlast  nur  um  circa  3  "/o  jährlich  steigerten, 
so  muss  man  die  exorbitante  Zunahme  der  grossstädtischen  Schulden  mit  einem 
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gewissen    Misstrauen    verfolgen   und   eine  Yerlangsamung   des    eingeschlagenen 
Schrittet  wünschenswert  finden. 

Was  nun  die  Verteilung  der  Gesamtschuldenlast  per  Kopf  der  Bevölkerung 
betrifft,  überragt  die  Quote  der  Stadt  Florenz  im  Jahre  1878  selbst  die  der 
Stadt  Paris,  indem  hier  auf  einen  Kopf  der  Bevölkerung  ein  Schuldenstand  von 
854  V2  Fr.  entfällt,  während  in  Florenz  bei  einem  Schuldenstand  von  165,8  Mil- 
lionen Fr.  nicht  weniger  als  933  V^  Fr.  auf  je  einen  Kopf  entfielen,  unter  welcher 
riesigen  Schuldenlast  der  Haushalt  dieser  Stadt  schliesslich  in  unausweich- 
licher Weise  zusammenbrechen  musste.  Es  ist  bekannt,  dass  die  übergrossen 
finanziellen  Anstrengungen  von  Florenz  zumeist  aus  der  Epoche  datieren,  als 
diese  Stadt  die  Kapitale  Italiens  wurde ;  mit  der  Verlegung  des  Regierungssitzes 
nach  Rom  war  dann  auch  das  Eintreten  des  Bankrottes  unausweichlich.  Auf 
Florenz  und  Paris  folgen  dann  nach  grösserem  Abstände  Frankfurt  a.  M.  mit 
308*/4  Fr.  Schulden  per  Kopf  der  Bevölkerung;  Lüttich,  Genua,  Mailand,  Mün- 
chen, Leipzig  und  Wien  mit  300—200  Fr.  Schulden  per  Kopf.  Die  geringsten 
Schulden  zeigen  die  russischen  Städte,  so  Warschau  4,51,  St.  Petersburg  11.41, 
Riga  19,58  Fr.  per  Kopf. 

Vermögensstand.  Die  aus  dem  oben  skizzierten  Schuldenstande  der 
verschiedenen  Grossstädte  gezogenen  Schlussfolgerungen  wären  aber  einseitig, 
wenn  man  anderseits  nicht  auch  das  Vermögen  (Aktiva  abzüglich  der  Passiva) 
derselben  in  Betracht  ziehen  wollte.  Es  ist  hierbei  zu  bemerken,  dass  bei  Auf- 
stellung der  Aktiva  das  Gemeinvermögen  (wie  Strassen,  Brücken,  Quais  etc.)  so 
auch  Museen,  Galerien  etc.  principiell  ausser  acht  gelassen  wurden.  Es  darf 
aber  auch  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  viele  Stadtverwaltungen  bei  der  Zu- 
sammenstellung der  Aktiva  ziemlich  optimistisch  vorgehen,  indem  oft  nicht  nur 
öffentliche  Bauten  zum  Herstellungspreise  eingeschätzt  erscheinen,  sondern  häufig 
auch  solche  Posten  als  Aktiva  angeführt  werden,  deren  Tauschwert  weit  hinter 
dem  als  Basis  der  Schätzung  4i6ii6iiden  Gebrauchswerte  zuiücksteht.  Um  so 
schwerer  fällt  dann  die  Thatsache  ins  Gewicht,  dass  von  dreissig  Städten,  deren 
Vermögensstand  vorliegt,  nicht  weniger  als  zwölf  mit  passiver  Bilanz  abschliessen. 
In  erster  Reihe  steht,  den  obigen  Ausführungen  entsprechend,  Florenz  mit  einem 
Passivsaldo  von  88,8  Millionen  Fr.,  wovon  508  Fr.  auf  jeden  Kopf  der  Be- 
völkerung entfallen.  An  zweiter  Stelle  folgt  Paris,  wo  der  Passivsaldo  655  Mil- 
lionen Fr.,  also  292  Fr.  per  Kopf  ergibt. 

Wir  lassen  hier  eine  Zusammenstellung  der  behandelten  Grossstädte  nach 
der  Grösse  des  auf  je  einen  Kopf  der  Bevölkerung  entfallenden  Vermögens  folgen. 


Stadt. 

1      Aktivsaldo       | 

Jahr. 

Aktivsaldo 

Jahr. 

1           ötaat. 

Totale. 

per    1 
Kopf.  ! 

Totale.      ^t 

1.  Frankfurt  a.  M. 

1881 

43,648,563 

316,30 

10.  Triest 

1881 

10,881,522 

76,28 

2.  Budapest 

^ 

93,312,639 

247,56 

11.  Christiania 

^ 

7,726,961 

63,32 

3.  Odessa 

1878 

30,043,080 

150,21  1 

12.  Lüle 

10,624,635 

59,77 

4.  Leipzig 

1881 

20,620,167 

136,00 

13.  Eiga 

1880 

9,726,043 

57,64 

5.  Stuttgart 

12,212,664 

102,20 

14.  Warschau 

1881 

17,776,200 

46,89 

6.  Breslau 

^ 

27,740,814 

100,15 

15.  Königsberg 

j, 

5,233,900 

36,30 

7.  Kopenhagen 

23,351,661 

96,89  I 

16.  Düsseldorf 

^ 

2,710,466 

26,76 

8.  Berlin 

1877 

91,179,561 

90,80  1 

17.  Wien 

^ 

16,484,393 

22,55 

9.  Magdeburg 

1881 

7,525,001 

78,79 

18.  Prag 

r, 

2,018,942 

12,62 
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Frankfurt  a.  M.,  Budapest,  Odessa  und  Leipzig  gehören  dem- 
nach unter  die  reichsten  Städte  Europas. 

Mit  einer  Unterbilanz,  d.  i.  mit  einem  passiven  Vermögenssaldo  schliessen 
die  folgenden  12  Grossstädte. 


Stadt. 

Jahr. 

Passivsaldo 

Stadt. 

Jahr. 

Passivsaldo 

Totale.        ^^^, 

Totale. 

per 
Kopf. 

1.  Florenz 

2.  Paris 

3.  Köln 

4.  Mailand 

5.  Genua 

6.  Lüttich 

1878 
1881 
1879 

1881 
1877 

88,802,250 
655,226,955 
23,237,097 
48,198,214 
15,036,410 
8,725,606 

508,23 
292,50 
170,32 
161,20 
83,76 
73,86 

7.  München 

8.  Venedig 

9.  Bologna 

10.  Turin 

11.  Stockholm 

12.  Bukarest 

1881 
1878 

11,7.54,510 
5,012,371 
3,863,080 
2,988,209 
1,008,294 
860,100 

50,45 
35,39 
31,34 
11,82 

5,84 
4,84 

Finanzgesetzgebnng. 
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Das  neue  preussische  Staatsscliuldbucli. 

Von 

£.  Francke. 

Die  ftmdiert«  preussische  Staatsschuld  ist  jetzt  fast  ausnahmslos  durch  In- 
haberpapiere verbrieft.  Diese  Form  erleichtert  zwar  die  Uebertragung  solcher 
Staatsschulden  bedeutend,  weü  die  blosse  Uebergabe  des  Inhaberpapieres  die 
Veräusserung  vollendet.  Dagegen  gewährt  die  Inhaberform  dem  Gläubiger  ver- 
hältnismässig geringe  Sicherheit,  weil  er  beim  Diebstahl  des  Papiers  dasselbe 
nicht  von  dem  dritten  Erwerber  zurückfordern  kann,  es  sei  denn,  dass  dasselbe 
ausser  Kurs  gesetzt  war.  Wird  das  Papier  zufällig  vernichtet,  so  muss  der  Gläu- 
biger glaubhaft  machen,  dass  er  letzter  Inhaber  desselben  gewesen  sei,  was  imter 
Umständen  mit  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  und  ausserdem  ein  langwieriges 
und  kostspieliges  Amortisationsverfahren  veranlassen.  Coupons  können  überhaupt 
nicht  amortisiert  werden,  vielmehr  werden  für  verlorene  Coupons  neue  nur  dann 
ausgehändigt,  wenn  die  Staatsschuldenverwaltung  die  Ueberzeugung  gewonnen 
hat,  dass  die  alten  Coupons  wirklich  durch  Zufall  vernichtet  sind. 

Die  Hilfe,    welche   die  Ausserkurssetzung   der  Inhaberpapiere   oder  deren 

Hinterlegimg  bei  der  Reichsbank  gegen  diesen  Uebelstand  gewährt,  erschien  dem 

preussischen  Abgeordnetenhause  nicht  ausreichend  imd  beantragte  dasselbe  1880 : 

Königliche  Staatsregierung  woUe  in  Erwägung  nehmen,  ob  nicht  auch 

Staatspapiere  auf  Namen  auszugeben  seien. 

Bei  Gelegenheit  der  Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand  gab  der  Ver- 
fasser dieses  Artikels  folgende  Uebersicht  über  die  verschiedenen  Systeme,  welche 
die  grösseren  Staaten  für  ihre  fundierte  Staatsschuld  befolgen: 

I.  Der  englische  Staat  hat  die  Verwaltung  seiner  Schuld  der  Bank  von 
England  gegen  eine  Vergütung  von  £  300  für  jede  Million  £  der  Schuld  über- 
tragen. Diese  Jahresvergütung  beträgt  jetzt  reichlich  £  200,000.  Bei  Ausgabe 
von  Staatsanleihen  bietet  der  Staat  für  je  100  £  Nominalbetrag  einen  Zinsfuss 
von  2V2 — ö^/o  an,  nach  welchem  sich  der  Emissionskurs  wesentlich  richtet.    Der 
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Einzelne  subskribiert  bei  einem  der  Stockmakler,  die  eine  reiche,  geschlossene 
Korporation  bilden,  für  einen  Betrag,  der  nicht  abgerundet  zu  sein  braucht.  Er 
zahlt  dann  die  nach  dem  Emissionskurse  berechnete  Summe  an  die  Bank  ein. 
Nur  seitens  des  Staates  ist  diese  Schuld  kündbar,  Auslosungen  finden  nicht  statt. 
Der  Darleiher  erhält  nur  die  bedungene  Zinsrente.  Der  Nominalbetrag  der  Schuld 
wird  auf  seinen  Namen  in  das  grosse  Buch  eingetragen,  in  das  die  englische 
Bank  alle  Gläubiger  der  fundierten  Staatsschuld  einzeichnet.  Eine  Schuldver- 
schreibung erhält  der  Gläubiger  nicht.  Zum  Empfange  der  halbjährlich  zu  zah- 
lenden Zinsen  hat  sich  der  Gläubiger  oder  sein  mit  Vollmacht  versehener  Be- 
auftragter bei  der  Bank  in  London  einzufinden.  Dort  nennt  er  seinen  Namen 
und  den  füi;  ihn  eingetragenen  Betrag,  überreicht  die  Zinsquittung  und  erhält 
lediglich  auf  diese  Rekognition  eine  Kassenanvi^eisung  (Warrant)  über  seine  Zinsen, 
die  er  dann  an  der  Kasse  sich  zahlen  lassen  kann.  Bei  etwas  grösseren  Posten 
muss  seine  Quittung  von  einem  für  seine  Identität  garantierenden  Rekognos- 
zenten,  dem  Clerk  eines  Banquiers  oder  einem  Stockmakler,  mitunterzeichnet 
werden.  Banquiers  reichen  vor  dem  Zinszahlungstermine  ein  Verzeichnis  der  von 
ihnen  abzuhebenden  Zinsen  mit  ihren  Vollmachten  für  dieselben  ein  und  erhalten 
nach  Prüfung  den  Zinsbetrag  gutgeschrieben. 

Obwohl  die  Zinsen  nur  halbjährlich  bezahlt  werden,  teils  am  1.  Januar  und 
1.  Juli,  teils  am  1.  April  und  1.  Oktober,  so  waren  doch  schon  im  Jahre  1870 
mit  der  Ausstellung  der  Warrants  viermal  im  Jahre  je  66  Beamte  25  Tage  lang 
beschäftigt.  Die  Aussonderung  der  an  Banquiers  zu  zahlenden  Warrants  inklusive 
der  Vollmachtsprüfung  nahm  6  Tage  in  Anspruch.  Die  Aushändigung  der  übrigen 
ca.  140,000  Warrants  ans  Publikum  erforderte  die  Thätigkeit  von  45  Beamten 
7  Tage  lang;  ausserdem  waren  zahlreiche  Kassierer  zur  Auszahlung  nötig,  ob- 
wohl nur  Vfi  der  Zinsen  bar,  ^/e  durch  Verrechnung  auf  Banquierskonten  be- 
richtigt wurden. 

Die  damalige  Staatsschuld  von  £  689,497,900  zerfiel  in  231,349  Einzel- 
posten, davon  betrugen  die  halbjährlichen  Zinsen  für  25  Posten  nicht  einmal 
einen  Pfennig,  für  77  Posten  nicht  einmal  eine  Mark,  für  34,19  7o  aller  Posten 
unter  5  £,  für  15,58  >  aller  Posten  von  5  bis  10  £  ,  für  33,29%  aller  Posten 
von  10  bis  50  £,  für  0,91  7o  aller  Posten  über  2000  £. 

Von  den  Gläubigem  führten  den  Namen  Smith  5426,  davon  John  Smith 
524,  William  Smith  519,  den  Namen  Brown  2478,  den  Namen  Jones  2190. 

Die  Uebertragung  eines  solchen  Schuldpostens  geschieht  derart,  dass  zuerst 
meist  ein  Clerk  des  Stockmaklers,  der  die  Cession  vermittelt,  sich  bei  der  Bank 
erkundigt,  welcher  Betrag  für  den  Cedenten  eingetragen  ist.  Dann  füllt  der 
Cedent  oder  sein  Bevollmächtigter  auf  der  Bank  das  Uebertragungsformular  für 
den  zu  cedierenden  Anteil  aus,  unterschreibt  dasselbe  mit  zwei  Garanten  seiner 
Identität  und  lässt  den  Cessionar,  wenn  er  will,  mit  unterzeichnen;  daraufhin 
erfolgt  die  Umschreibung  im  grossen  Buche,  von  der  die  Kontrahenten  benach- 
richtigt werden. 

Wegen  der  Belästigungen,  welche  dieses  System  für  die  Bank  und  für  das 
Publikum  mit  sich  führte,  ordnete  die  1.  33—34  Victoriae  eh.  71,  betitelt:  „The 
National  Debt.  1870"  an,  dass  den  Gläubigern  auf  ihr  specielles  Verlangen  der 
Warrant  —  in  Gestalt  eines  Checks  auf  die  Bank  von  England  oder  ihre  Filialen  — 
durch  die  Post  innerhalb  des  Königreichs  zugesandt  werden  solle. 
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Die  Absendung  des  Wairants  durch  die  Post  an  die  aufgegebene  Adresse 
solle  dessen  persönlicher  Aushändigung  an  den  Gläubiger  rechtlich  gleich  ge- 
rechnet werden.  Die  Zinsen  werden  seit  den  letzten  Jahren  auch  durch  die  Post 
zugesandt. 

Femer  soll  jeder  Gläubiger  auf  Verlangen  über  seinen  Schiddposten  eine 
oder  mehrere  Schuldverschreibungen  in  Appoints  von  50  £  oder  dem  Vielfachen 
von  50  £  bis  1000  £  mit  fün^ährigen  Coupons  auf  den  Inhaber  erhalten.  Diese 
Verschreibungen  selbst  lauten  auch  auf  den  Inhaber,  der  Träger  derselben 
kann  aber  die  Obligation,  wenn  auch  nicht  die  Coupons,  beliebig  in  eine 
Namensobligation  dadurch  verwandeln,  dass  er  in  den  Zwischenraum  zwischen 
den  Worten  the  Bearer  of  this  Certificate  —  —  —  —  is  entitled  to  500  £ 
Consolidated  3  °/o  Annuities  seinen  eigenen  oder  einen  fremden  Namen  als 
Gläubiger  einträgt. 

Eine  solche  Namensobligation  ist  aber  keineswegs  eine  blosse  Beweisurkunde 
über  das  Darlehensgeschäft,  denn  die  Bank  weiss  ja  nichts  davon,  dass  ein  Name 
und  welcher  in  die  Inhaberobligation  eingetragen  ist,  sondern  nui-  ein  auf  eine 
bestimmte  Person  endgültig  festgelegtes,  definitiv  ausser  Kurs  gesetztes  Inhaber- 
papier. Zwar  kann  nunmehr  kein  anderer,  als  der  darin  Eingetragene  Rechte 
aus  dem  Papier  geltend  machen,  der  Eingetragene  aber  kann  es  auch  nur  dann, 
wenn  er  durch  Vorzeigung  der  Urkunde  und  eventuell  durch  Identitätsnachweis 
sich  als  der  Berechtigte  aus  derselben  legitimiert.  An  Stelle  des  eingetragenen 
Gläubigers  tritt  gesetzlich  bei  dessen  Tode  sein  „Personal  representative",  bei  dessen 
Konkurse  sein  „assignee",  bei  Verheiratung  einer  Frau  deren  Ehemann. 

Beim  Untergange  oder  Verlust  der  Urkunde  muss  er  nachweisen,  dass  er 
der  namentlich  Eingetragene  gewesen  ist,  und  erhält  er  dann  gegen  (Personal) 
Bürgschaft  eine  neue  Obligation  mit  Coupons  von  der  Bank  ausgeliefert.  Das- 
selbe gilt  bei  Verlust  von  Inhaberpapieren. 

Der  Inhaber  einer  Namensobligation  kann  diese  bei  der  Bank  in  eine  In- 
haberobügation  wieder  umtauschen.  Ebenso  kann  er  gegen  Rückgabe  der  Namens- 
pder  Inhaberobligation  sich  wieder  als  Stockholder  ins  grosse  Buch  eintragen 
lassen,  und  tritt  damit  in  die  Stellung  zurück,  die  er  vor  Ausfertigung  der  Ur- 
kunde hatte. 

Diese  letztgenannten  Bestimmungen  waren  auch  schon  1863  durch  die 
1.  26 — 28  Vict.  eh.  28  eingeführt.  Obwohl  die  Gebühren  für  Ausstellimg  der 
Urkunde  aber  auf  V*  Prozent  ermässigt  waren,  war  bis  1870  nur  für  den  '/jjo 
Teil  der  Staatsschuld,  nur  für  3  Millionen  /'  eine  solche  Urkimde  erteilt  worden. 
Auch  nach  1870  sollen  nur  verhältnismässig  wenige  Schuldverschcreibungen  ver- 
langt sein. 

Die  weiteren  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1870  gestatten  der  Bank,  in 
den  Fällen,  wo  ihr  der  Rechtstitel,  die  Verfügungsfähigkeit  oder  die  Bestallung 
jemandes  trotz  vorgelegter  Urkunden  bei  Geschäften  über  Stocks  zweifelhaft  er- 
scheinen, gemäss  1.  5  tmd  6  William  IV.  cap.  62  einen  Evidenzakt  zu  for- 
dern, der  dem  unten  zu  beschreibenden  Certificat  de  propriete  des  französischen 
Rechts  ähnelt. 

Ferner  können  Stocks  von  der  Bank  von  England  auf  Verlangen  auf  die 
Bank  von  Irland  überschrieben  werden. 

Werden  Zinsen  10  Jahre  lang  nicht  abgefordert,  so  verfällt  der  Schuldposten 
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dem  Fiskus,  doch  behält  der  Berechtigte  noch  20  Jahre  lang  den  Anspruch  auf 
Rückgabe  desselben. 

Die  Cessionsbücher  der  Bank  dürfen  der  Zinszahlung  halber  in  dem  dieser 
vorhergehenden  Monate,  jedoch  nicht  über  14  Tage,  geschlossen  werden.  Die 
fällig  werdenden  Zinsen  werden  dann  dem  vor  dieser  Schliessung  ins  grosse 
Buch  eingetragenen  Gläubiger  bezahlt. 

Endlich  hat  die  Bank  die  Befugnis,  die  in  diesem  Gesetze  angeordneten 
Massregeln  durch  Ausführungsbestimmungen  weiter  zu  ordnen. 

Dies  gesamte  englische  System  ist,  wenn  man  von  den  Neuerungen  des  Ge- 
setzes von  1870  absieht,  wesentlich  dasselbe,  welches  ein  Banquier  seinen  Kunden 
gegenüber  beobachtet.  Freilich  scheint  es  für  die  Bank  mit  grosser  Arbeit  und 
für  das  Publikum  mit  persönlicher  Unbequemlichkeit  verbunden  zu  sein.  Wenig- 
stens sieht  man  daraus,  wie  ausserordentlich  arbeitersparend  und  bequem  da- 
gegen das  System  der  Inhaberobligationen  und  Coupons  wirkt.  Auf  der  anderen 
Seite  gewährt  aber  das  englische  System  eine  fast  absolute  Sicherheit.  Weil 
überhaupt  kein  Schulddokument  bei  den  Stocks  vorhanden  ist,  so  braucht  der 
Gläubiger  ein  solches  nicht  mühevoll  zu  verwahren  und  kann  durch  dessen  Ver- 
lust nicht  um  seinen  Anspruch  kommen.  Selbst  wenn  das  grosse  Buch  der  Bank 
untergehen  sollte,  kann  es  aus  den  Extrakten,  die  halbjährlich  über  jeden  Stock 
dem  Einkommensteueramte  zugefertigt  werden  müssen  (die  Einkommensteuer 
wird  von  den  Zinsen  vorweg  abgezogen)  leicht  wieder  hergestellt  werden.  Nur 
dann,  wenn  auf  Grund  einer  gefälschten  oder  unzureichenden  Vollmacht  eine 
Schuldverschreibung  ausgehändigt  ist,  ist  die  Bank  von  Haftung  frei.  Zahlung 
der  Zinsen  an  einen  Unberechtigten  hebt  den  Zinsanspruch  des  Berechtigten  nicht 
auf.  Die  Bank  sichert  sich  bei  grösseren  Zinsposten  und  Cessionen  wiederum 
durch  Garantie  der  Banquiers  und  der  Stockmakler;  bei  kleinen  Zinsposten  sollen 
trotz  der  sehr  leichten  Rekognition  Verluste  sehr  selten  sein.  Die  Prüfung  der 
Legitimationen  und  die  Erledigung  von  Formalien  erfolgt  mit  wohlthuender  kauf- 
männischer Kulanz. 

Der  Umstand,  dass  die  Rechtsakte  im  Banklokale  selbst  vollzogen  werden 
müssen,  ist  meistens  auch  nur  scheinbar  belästigend.  Der  Engländer  ist  ge- 
wohnt, vielleicht  wesentlich  infolge  dieses  Systems,  bares  Geld  so  wenig  wie 
möglich  im  Hause  zu  behalten,  alles  überschüssige  Geld  wandert  sofort  zum 
Banquier  und  alle  irgend  grösseren  Zahlungen  werden  durch  Checks  auf  diesen 
bewerkstelligt.  Die  Provinzialbanquiers  wieder  geben  ihren  Ueberschuss  an  ihre 
Londoner  Kollegen  und  diese  weiter  an  die  Bank  von  England  ab. 

Das  hinterlegte  Geld  liegt  dadurch  nicht  mehr  still,  sondern  arbeitet,  und 
sein  Ertrag  wird  zwischen  dem  Darleiher  und  dem  Hinterleger  nach  vorher  ver- 
abredetem Massstabe  geteilt.  Das  Interesse  eines  Staatsschuldgläubigers  geht  also 
regelmässig  dahin,  dass  er  die  Zinsen  nicht  selbst  erhält,  sondern  dass  diese 
sofort  seinem  Banquier  oder  dessen  Banquier  verrechnet  werden,  damit  sie  dort 
sofort  für  ihn  mitarbeiten.  Erhebungsgebühren  werden  wohl  ihm  nur  selten  be- 
rechnet. Die  Bank  von  England  hat  den  Vorteil,  dass  sie,  ausser  den  vielen 
Millionen,  die  sie  für  Aktiengesellschaften  an  Dividenden  auszahlt,  auch  jährlich 
fast  600  Millionen  Mark  für  den  Staat  auszukehren  hat.  Sie  erhebt  sich  da- 
durch zum  Mittelpunkt  des  ganzen  Geldverkehrs  der  Welt.  Die  Banquiers  end- 
lich bekommen  auf  diese  Weise  die  Disposition  über  diese  enormen  Zinsbeträge 
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dauernd  in  die  Hände ,  und  stützen  darauf  wesentlich  auch  ihre  weltgebieteude 
Stellung.  Endlich  bleibt  dadurch  die  Staatsschuld  in  inländischen  Händen,  so 
dass  die  Zinsen  dem  eigenen  Volke  wieder  zufliessen  und  wird  dadurch  viel 
weniger  drückend.  Nur  12'/«  Millionen  £  sollen  1870  in  auswärtigen  Händen 
gewesen  sein. 

Abgesehen  von  der  durch  das  Stocksystem  gebotenen  Sicherheit,  scheint 
in  dieser  nationalen  Sitte,  das  Geld  nicht  bar  sondern  nur  durch  Verrechnen 
erhalten  zu  wollen,  damit  dasselbe  im  Verkehr  bleibt  und  sich  verainst,  der 
wesentliche  Grund  zu  liegen,  weshalb  der  Engländer  die  Inhaberpapiere  und 
Coupons  oft  verschmäht  und  an  dem  System  der  Buchschuld  festhält. 

IL  Frankreich  wandelte  von  Beginn  der  Revolution  ab  seine  bis  dahin 
höchst  verschiedenartigen  Staatsschulden  durch  eine  Generalliquidation  in  eine  ein- 
zige fundierte  Staatsschuld  um  imd  schuf  durch  Gesetz  vom  24.  August  1793  das 
grand  Livre  de  France,  in  das  jeder  Staatsschuldposten  eingetragen  werden  muss, 
um  für  den  Staat  verbindlich  zu  sein.  Von  dieser  Schuld  wurden  bald  zwei 
Drittel  gestrichen,  oder  durch  wertlose  Assignaten  bezahlt,  dagegen  dem  Reste 
und  den  künftigen  Staatsschulden  Steuerfreiheit  bewilligt;  auch  wurden  die 
Staatschulden  für  unverjährbar  und  beschlagnahmeunfähig  erklärt. 

Der  Staat  verschuldet  kein  Kapital,  sondern  nur  Rente.  Im  Verkehr  frei- 
lich wird  die  Rente  meist  nach  100  Fr.,  verrentbar  zu  3,  4,  4'/a  und  5  Prozent 
gehandelt,  und  auch  die  Grösse  der  Staatsschuld  wird  nach  der  Höhe  nicht  der 
Renten,  sondern  des  fingierten  Schuldkapitals  berechnet.  Trotzdem,  dass  kein 
Kapital  direkt  verschuldet  wird,  ist  die  Rente  rückkauf-,  einlös-  und  konvertierbar, 
dagegen  wird  sie  durch  Auslosungen  nicht  amortisiert.  Erst  1878  hat  Frank- 
reich zum  Ankauf  der  kleineren  Eisenbahnen  eine  Anleihe  von  ca.  500  Millionen 
Franken  aufgenommen,  zwar  in  der  Form  Sprozentiger  Rente,  aber  derart,  dass 
diese  Rente  nicht  konvertierbar  sein,  wohl  aber  durch  75  Jahresauslosungen  zum 
Nennwert  amortisiert  werden  soll.  Man  wollte  diese  Schuld  den  Renten  der 
Privatbahnen  gleichstellen,  welche  auch  bis  1950—60  amortisiert  sein  müssen, 
weil  dann  diese  Bahnen  dem  Staate  anheimfallen. 

Die  meist  in  grossen  Beträgen  eingetragene  Rente  wird  dann  in  kleine  Renten- 
posten bis  3  Franken  hinab  zerlegt  und  dem  Rentner  ein  meist  auf  seinen  Namen 
lautender  Buchextrakt,  Inscription,  folgenden  Inhalts  erteüt:  „Der  Direktor  der 
eingetragenen  Schuld  beurkundet,  dass  Herr  N.  N.  in  N.  ins  grosse  Buch  der 
3prozentigen  Schuld  mit  einer  Jahresrente  von  30  Franken  und  dem  Zinsgenusse 
davon  seit  dem  1.  Januar  1882  eingetragen  ist."  Der  Generaleinnehmer  jeder 
der  86  Departements  hält  ein  Nebenbuch  des  grand  Livre,  für  welches  er  auch 
Eintragungen  von  Staatsrente  annimmt.  Die  Renten  können  auf  Antrag  in  das 
Nebenbuch  jedes  anderen  Departements  und  in  das  Pariser  Hauptbuch  über- 
tragen werden. 

Die  Zinszahlung  erfolgt  gegen  Vorzeigung  der  Inscription  ohne  Legitimations- 
prüfung, jedoch  für  Namensrenten  nur  an  der  SteUe,  wo  die  Inscription  zur 
Zeit  eingetragen  ist.  Für  4  und4V2'*/o  Rente  werden  alle  6  Monate,  für  andere 
Renten  alle  3  Monate  die  Zinsen  bezahlt.  Auf  der  Rückseite  der  Inscription. 
wo  die  Zinszahlungstermine  vorgedruckt  sind,  wird  quittiert  unter  Beidrückung 
eines  amtlichen  Datumsstempels.  Will  der  Rentner  die  Zinsen  selbst  nicht  er- 
heben,   und    doch   auch   die  Inscription    nicht   aus  Händen  geben,    so  kann  er 
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Specialvollmacht,  in  der  sein  Eigenthum  an  der  Inscription  bescheinigt  wird, 
ausstellen.  Diese  wird  bei  einem  Notar  hinterlegt,  ein  Extrakt  davon  der  ersten 
Quittung  beigefügt  und  ein  zweiter  dem  Bevollmächtigten  ausgehändigt,  der 
darauf  10  Jahre  lang  die  Zinsen  erheben  darf.  Der  Rentner  kann  femer  dem 
Generaleinnehmer  erklären,  dass  die  Zinsenrente  als  Zahlung  für  seine  oder  eines 
anderen  Steuern  dienen  solle.  Dann  wird  ihm  gegen  seine  Quittung  über  die 
Quartalsrente  die  Quittung  über  den  entsprechenden  Steuerbetrag  ausgehändigt. 

Die  Rentenbriefe  lauten  entweder  auf  den  Namen  und  sind  dann  ohne 
Coupons,  oder  auf  den  Inhaber  mit  Inhabercoupons,  oder  sie  sind  Titres  mixtes, 
d.  h.  die  Inscription  lautet  auf  Namen,  die  beigefügten  Coupons  aber  auf  den 
Inhaber.  Letztere  werden  nicht  für  4  und  4V2  7o  Rente,  und  sonst  auch  nur 
an  Personen  ausgegeben,  die  unbeschränkte  Vermögensdisposition  haben.  Ausser- 
dem gibt  es  Lebensrenten,  wie  in  England,  neuerdings  jedoch  nur  zum  Zwecke 
der  Altersversorgung.  Inhaberrente  kann  gegen  einfache  Einlieferung  dersel- 
ben in  Namens-  oder  gemischte  Rente  umgetauscht  werden.  Die  Verwandlung 
der  Namens-  oder  gemischten  Renten  dagegen  in  Inhaben-enten  oder  die  der 
Namens-  in  gemischte  Renten  geschieht  in  der  für  Verkäufe  vorgeschriebenen 
Form.  Diese  Form  des  Verkaufs  der  Rente  ist  die ,  dass  der  Verkäufer  zu- 
sammen mit  einem  der  staatlich  bestellten  Wechselagenten  oder  Notare  die 
Uebertragungsakte  unterzeichnet.  Diese  Akte  und  die  alte  Inscription  reicht 
der  Agent  dem  zuständigen  Umschreibungsbureau  ein,  mit  einem  von  ihm  be- 
glaubigten Zettel,  worin  er  für  das  Eigentum  des  Verkäufers  und  für  die 
richtige  Bezeichnung  der  Käufer  und  der  ihnen  zuzuschreibenden  Auteile  auf- 
kommt. Dagegen  erhält  er  eine  Marke,  gegen  deren  Rücklieferung  dem  Ces- 
sionar  nach  2  Tagen  die  neue  Inscription  ausgeliefert  wird.  Die  durch  Heirat, 
Verwitwung,  Ehescheidung,  Adoption,  Grossjährigkeit,  Entmündigung,  Konkurs, 
eintretenden  Veränderungen  im  Civilstande  oder  in  der  Verfügungsfähigkeit 
müssen  durch  die  nötigen  Dokumente  belegt  werden,  um  die  Umschreibung 
zu  erzielen.  Vormünder,  Verwalter  fremden  Vermögens  und  Benefizialerben 
dürfen  nur  Renten  unter  50  Franken  ohne  behördliche  Genehmigung  übertragen. 
Bei  Erbfällen  und  bei  Schenkungen  unter  Lebenden,  bei  Zwangscessionen  ist 
ein  Certificat  de  propriete  erforderlich.  Dies  muss  enthalten  Namen,  Vornamen 
und  Wohnort  des  Berechtigten,  den  Titel,  aus  welchem  er  besitzt,  und  den 
Anfangspunkt  seines  Zinsgenusses.  Ausgestellt  wird  dasselbe  bei  Erbteilungen 
und  Inventarisationen  oder  Schenkungen  durch  den  damit  befassten  Notar,  beim 
Mangel  solcher  öffentlicher  Urkunden  vom  zuständigen  Friedensrichter  auf 
Zeugnis  zweier  Bürgen  hin,  bei  richterlich  zugesprochenen  Renten  durch  den 
Gerichtsschreiber,  bei  ausländischen  Erbfällen  durch  die  dortigen  Behörden  unter 
blosser  Legalisation  durch  einen  französischen  diplomatischen  Agenten  oder 
Konsul.  Ausserdem  muss  bei  Erbfällen  und  Schenkungen  ein  Attest  des  Erb- 
schaftssteueramts beigefügt  werden,  dass  für  die  genau  zu  beschreibende  Rente 
die  Erbschaftssteuer  bezahlt  ist. 

Sind  Namensrentenpapiere  verloren  gegangen,  so  verlautbart  der  Eigner 
deren  Verlust  vor  seinem  Maire  und  Zeugen,  erhält  darüber  ein  vom  Präfekten 
legalisiertes  Attest  und  darauf  hin  eine  neue  Inscription.  Dasselbe  gilt  für 
Titres  mixtes,  bei  diesen  muss  aber  für  die  fehlenden  Coupons,  für  die  fünf- 
jährige  Verjährungsfrist    von    Coupons    Sicherheit    bestellt    werden.     Verlorene 
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Inhaberrenten  werden  durch  neue  ersetzt,  wenn  für  deren  Betrag  nebst  fünf- 
jährigen Zinsen  auf  20  Jahre  Sicherheit  geleistet  wird. 

Ueber  die  gegen  den  Staat  aus  den  Renten  entspringenden  Ansprüche 
und  über  die  Richtigkeit  von  Uebertragungen ,  soweit  sie  den  Staat  verbinden 
sollen,  haben  nicht  die  Gerichte,  sondern  nur  die  Finanzverwaltung  zu  be- 
finden. 

Vergleicht  man  dies  System  mit  dem  englischen,  so  findet  bei  beiden 
weder  ein  ROckforderungsrecht  des  Gläubigers  für  sein  Kapital,  noch  (abgesehen 
von  der  1878er  Anleihe)  eine  regelrechte  Amortisation  der  einzelnen  Schuld- 
verschreibungen zum  Nennwerthe  statt,  noch  Ausserkurssetzung. 

Die  grosse  Decentralisation  für  Renten-Ein-  und  Uebertragungen  und  für 
Zinszahlungen  in  87  Departementsstädten,  die  Gelegenheit,  sich  Inhaberrenten 
zu  3,  4  und  5  Franken  (also  nmd  zu  einem  Thaler)  zu  kaufen  und  solche  nach 
Aufsammlung  eines  gi-össeren .  sich  abrundenden  Betrages  in  eine  Namensrente 
zu  verwandeln,  sowie  die  Rücksicht,  die  auf  die  Abneigung  des  kleinen  Mannes 
gegen  bares  Zahlen  der  Steuern,  und  auf  sein  Misstrauen,  anderen  sein  Doku- 
ment anzuvertrauen ,  geübt  wird .  hat  die  Rente  bis  in  die  untersten  Schichten 
des  Volkes  dringen  lassen.  Ihr  Durchschnittsbetrag  soU  jetzt  167  Franken  sein. 
Dies  erleichtert  die  Unterbringung  neuer  Staatsanleihen  im  Inlande  ausser- 
ordentlich, macht  die  Staatsschuld  von  20  Milliarden  Franken  wesentlich  zu  einer 
inländischen  und  daher  leichter  zu  ertragenden,  schafft  eine  Staatssparkasse  für 
die  etwas  grössei-en  Kapitalien,  bei  der  die  Unsicherheit  des  Inhaberpapiers 
vermieden  werden  kann,  und  bildet  endlich,  zusammen  mit  der  Verteilung  des 
Gnindbesitzes  an  fünf  Millionen  einzelner  Grundbesitzer,  ein  ausserordentlich 
erhebliches  Gegengewicht  gegen  antistaatliche  Bestrebungen. 

Durch  die  Mannigfaltigkeit  in  den  Formen  der  Verschreibungen  und  die 
Leichtigkeit,  dieselben  zu  wechseln,  ist  den  Bedürfnissen  des  Gross-  und  des 
Kleinverkehrs  genügend  Rechnung  getragen.  Die  Geschäftsformen  sind  bis  ins 
einzelnste  exakt  geregelt ,  nicht  schwerfällig  noch  dem  Verkehr  hinderlich, 
werden  aber  auch  strenge  eingehalten.  Dagegen  fehlt  der  kaufmännische  Zug, 
der  in  England  Schuldner  und  Staatsgläubiger  durchdringt,  völlig.  Die  enorme 
'  Zinsenlast  vrivd  wesentlich  bar  ausgezahlt,  und  jeder  Gläubiger  hat  seinen  Schein. 

III.    In  Oester reich  gilt  folgendes : 

1.  Inhaberobligationen  des  Staates  werden  gegen  blosse  Einlieferung  auf 
[Verlangen  in  Namensobligationen  umgetauscht,  falls  der  Betrag  100  Gulden 
[erreicht.     Trägt  die  Inhaberobligation  Verfügungsbeschränkungen,    so  muss  der 

Cinlieferer  urkundlich  nachweisen,    dass   er  trotzdem  das  Dokument  veräussem 
jdarf.     Namensobligationen   müssen   mit  beglaubigtem  Giro  auf  den  Fiskus  ver- 
sehen sein,  wenn  sie  gegen  Inhaberobligationen  umgetauscht  werden  sollen ;  bei 
Veränderung  in  der  Person  des  darin  Benannten  muss  der  Einlieferer  auch  seinen 
[  Eigentumserwerb  urkundlich  nachweisen ;  Behörden,  Korporationen,  Stiftungen  sind 
fchiervon  frei.    Femer  werden  beschädigte  Obligationen  gegen  neue  eingewechselt. 

2.  Bei  Cessionen  von  Namensobligationen  werden  freie  und  unfreie 
[^Obligationen  unterschieden.  Unfreie  sind  einerseits  diejenigen,  welche  ausdrück- 
[lich  auf  den  Namen  eines  Kuranden,  oder  einer  jmistischen  Person  im  engeren 
[Sinne  lauten,  und  femer  die  durch  die  Verwaltung  oder  die  Gerichte  vinkulierten 
I  Obligationen.    Bei  deren  Cession  sind  besondere  Bedingungen  vorgeschrieben. 
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Freie  Obligationen  dagegen  werden  auf  blosses  unbeglaubigtes  Giro  des 
Benannten  umgeschrieben. 

3.  Ebenso  werden  Zinsen  von  Namensobligationen  auf  unbeglaubigte  Quit- 
tung des  Benannten  gezahlt.  Ist  auf  Unterschrift  eines  Unbefugten  die  Um- 
schreibung oder  die  Zinszahlung  erfolgt,  so  hat,  wenn  nur  der  Name  des  auf 
der  Obligation  Benannten  unterschrieben  ist,  der  Fiskus  dafür  nicht  aufzu- 
kommen. Wer  sich  dagegen  sichern  will ,  muss  «beim  Fiskus  ausdrücklich  ver- 
langen, dass  nur  gegen  seine  beglaubigte  Unterschrift  oder  gegen  Vorzeigung 
der  Obligation  Zinszahlung  und  Umschreibung  erfolgen  solle. 

Couponszinsen  werden  bei  jeder  Steuerkasse  gezahlt.  Sonstige  Decentrali- 
sation  der  Geschäfte  der  Staatsschuldenverwaltung  wird  im  Interesse  der  viel- 
sprachigen Bevölkerung  möglichst  angestrebt.  Die  Staatsschulden  sind  1869 
thunlichst  in  eine  einzige  Art  zusammengezogen  worden.  Regelrechte  Amorti- 
sation der  letzteren  findet  nicht  statt.  1876  ist  auch  Staatsschuld  in  Form 
blosser  Rente  ausgegeben. 

IV.  Die  Badische  Verwaltung  hat  ohne  specielle  gesetzliche  Autorisation 
für  Eisenbahn-Schuldverschreibungen  folgendes  angeordnet: 

Dieselben  werden  auf  den  Inhaber  gestellt,  jedoch  auf  dessen  Verlangen 
auch  auf  den  Namen  eingeschrieben  oder  auch  freigeschrieben,  das  heisst  wieder 
auf  den  Inhaber  gestellt,  und  es  wird,  dass  solches  geschehen,  auf  dem  zweiten 
Blatt  der  Schuldverschreibung  bemerkt.  Der  Eintrag  des  Namens  hat  zur  Folge, 
dass  das  Kapital  nur  an  die  zuletzt  eingetragene  Person  rechtsgültig  bezahlt 
werden  kann. 

Der  Fortschritt  besteht  hier  darin,  dass  die  Umwandlung  von  Inhaber-  in 
Namensobligationen  und  rückwärts  unter  Benutzung  desselben  Dokuments  geschieht. 

Italien,  Russland,  Spanien,  Belgien  haben  ebenfalls  das  System 
des  Staatsschuldbuches  angenommen,  wonach  die  gesamte  fundierte  Staatsschuld 
in  dies  Buch  eingetragen  werden  muss,  Eintragungen  in  dasselbe  nur  auf  Grund 
specieller  Gesetze  erfolgen  dürfen,  und  die  Inskription  ins  Buch  die  Belastung 
des  Staatsvermögens  mit  der  Schuld  erzeugt. 

V.  Das  Schuldenwesen  Italiens  speciell  ist  dem  französischen  nachgebildet, 
namentlich  in  der  Form  der  Namens-  und  der  Inhaberjjapiere ,  bezüglich  der 
Zinszahlung,  Verjährung  von  Zinsen,  Wiederherstellung  verlorener  Namenspapiere, 
Uebertragungen  der  Namenspapiere  durch  Giro,  bei  Erbfällen,  beim  Konkurs, 
bezüglich  der  Mitwirkung  der  Wechselagenten,  ev.  der  Notare  als  Garanten  bei 
Beglaubigungen  u.  s.  w.  An  Besonderheiten  treten  folgende  hervor:  Eine  Ab- 
schrift des  Staatsschuldbuchs  wird  beim  Staatsrechnungshof  aufbewahrt  und 
allmonatlich  ergänzt.  Die  Ueberwachungskommission  der  Staatsschuld  ist  nach 
dem  Muster  der  preussischen  Staatsschuldenkommission  gebildet.  Namens-  und 
Inhabeq)apiere  können  in  Teilbeträgen  auseinander  und  in  grossem  Summen 
zusammengeschrieben  werden;  die  eine  Art  kann  beliebig  gegen  die  andere 
umgetauscht  werden.  Bei  Namenspapieren  für  nicht  verfügungsberechtigte  Per- 
sonen wird  der  Name  des  Pflegers  mit  vermerkt.  Pfandrecht,  Arrest,  Niess- 
brauch  ist  bei  Namens-,  nicht  bei  Inhaberpapieren  zulässig  und  wird  im  Staats- 
register und  auf  dem  Schulddokument  verzeichnet.  Jedoch  ist  mehr  als  eine 
solche  Vinkulierung  nicht  zulässig.  Die  Zinsen  werden  bei  Inhaberpapieren 
gegen   die  Coupons,    bei  Namenspapieren  an  den  Vorzeiger  der  Schuldurkunde 
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gezahlt,  soweit  der  Eingetragene  nicht  verlangt,  dass  sie  nur  an  ihn  selbst  ge- 
zahlt werden  dürfen.  Inhaber  von  Postsparka«senbüchem  dort  (solche  sind  in 
Italien,  Oesterreich,  Frankreich,  England,  Belgien,  Holland  eingeführt)  köimen 
verlangen,  dass  die  Zinsen  ihrer  Staatsschuldverschreibungen  ihnen  als  neue 
Einlage  ins  Postsparkassenbuch  direkt  gutgeschrieben  werden. 

VI.  Auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  haben  1.  In- 
haberpapiere (coupon  bonds),  und  2.  Namenspapiere  (registered  bonds),  bei  denen 
der  Eigner  nicht  bloss  auf  der  Obligation,  sondern  auch  in  dAn  Register  des 
Staates  verzeichnet  ist.  Couponbonds  können  auf  Antrag  beim  Schatzamte 
gegen  registrierte  Bonds  umgetauscht  werden ;  das  Umgekehrt«  dagegen  ist  nicht 
zulässig.  Eigentliche  Titres  mixtes  existieren  hier  ebensowenig  wie  in  Italien. 
Auf  der  Rückseite  der  Namenspapiere  ist  ein  Uebertragungsformular  nebst 
Gebrauchsanweisung  aufgedruckt.  Ist  dasselbe  nur  in  blanco  ausgefüllt,  so  wird 
das  Namens-  zu  einem  Inhaberpapier.  Der  Cessionar  erhält  statt  der  alten  eine 
neue  Urkunde  vom  Schatzamte  ausgefertigt .  die  ihm  am  selben  Tage ,  wo  die 
alte  Urkunde  eingeliefert  wird,  durch  die  Post  zugestellt  werden  muss.  Sonstige 
Veränderungen  in  der  Person  des  Berechtigten  werden  in  ein  beim  Schatzamt 
geführtes  Register,  in  dem  jede  Namensobligation  vollständig  beschrieben  ist, 
eingetragen. 

Bei  Erbfällen  muss  der  Erbe  oder  sonst  Verfügungsberechtigte  official 
evidence  von  dem  Todesfalle  und  seiner  Berechtigung  liefern.  Bei  Todesfällen 
im  Auslande  genügen  Erbatteste  der  dortigen  Behörden,  wenn  sie  von  einem 
Beamten  oder  Handelsagenten  der  Vereinigten  Staaten,  oder  in  deren  Ermange- 
lung notariell  legalisiert  sind.  Zu  Beglaubigungen  für  Staatsschulden  im  In- 
lande  sind  auch  alle  Steuerbeamten  und  jeder  Vorsitzende  oder  Kassierer  einer 
Nationalbank  meist  befugt,  im  Auslande  Notare,  deren  Atteste  aber  von  einem 
Beamten  der  Vereinigten  Staaten  legalisiert  werden  müssen.  Die  Uebertragung 
von  Namenspapieren  an  Cessionare  imd  die  Umwechslung  von  Inhaber-  in 
Namenspapieren  erfolgt  kostenlos ;  ebensowenig  darf  ein  Beamter  des  Staats  für 
Beglaubigungen  und  Legalisierungen  von  Staatsschulden  Gebühren  erheben.  Auch 
sind  die  meisten  Staatsschulden  von  Staats-  und  Kommunalsteuem  befreit. 

Die  Zinsen  der  meisten  Anleihen  auf  Namen  werden  nur  durch  Checks  auf 
das  Schatzamt  bezahlt,  die  durch  die  Post  den  Zinsempfängem  zugesandt 
werden,  giriert  werden  können  und  in  einer  der  10  grössten  Städte  des  Landes 
zahlbar  sind.  Nur  bei  wenigen  Anleihen  muss  der  Namensgläubiger  die  Zinsen 
gegen  Vorzeigung  der  Schuldurkunde  erheben.  Einen  Monat  vor  dem  Zins- 
zahlungstermine werden  die  Bücher  für  Uebertragungen  beim  Schatzamte 
geschlossen. 

Verlorene  und  zerstörte  Namenspapiere  werden  durch  neue  ersetzt,  wenn 
deren  Verlust  dem  Schatzsekretär  glaubhaft  gemacht  ist  und  zwei  Bürgen  dem 
Fiskus  für  jeden  Schaden  garantieren. 

Die  Ausserkurssetzung  von  Inhaberpapieren  ist  allen  genannten  Staaten 
mit  Ausnahme  von  Oesterreich  unbekannt. 


Auf  die    vom    preussischen   Abgeordnetenhause   gegebene   Anregung   zur 
Schaffung  von  Staatsschuld  verschreibangen,    die    auf  Namen   lauteten,    brachte 
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die  Königliche  Staatsregierung  im  Jahre  1882  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  be- 
treffend das  Staatsschuldbuch  ein,  der  mit  unwesentlichen  Veränderungen  in 
der  Form  des  nachstehend  abgedruckten  gleichnamigen  Gesetzes  von  den  beiden 
Häusern  des  Landtags  angenommen  wurde. 

Dem  Entwürfe  war  von  der  Staatsregierung  folgende  allgemeine  Begrün- 
dung beigegeben: 

Seit  dem  Edikte  über  die  Finanzen  des  Staates  vom  27.  Oktober  1810  (Gesetzsamml.  S.  25) 
ist  bei  der  Verbriefung  preussischer  Staatsschulden  das  System  der  Ausstellung  auf  den  Inhaber 
lautender  Vers  ehr  eibungen  festgehalten  worden.  Die  unter  Nr.  4  Lit.  c.  a.  a.  0.  vorgesehene 
Konsolidation  der  verschiedenen  Staatsschulden  erfolgte  seit  dem  Jahre  1811  durch  Ausstellung 
von  Staatsschuldscheinen  auf  Inhaber  (Bekanntmachung  vom  3.  Dezember  1810,  §  13),  die  Ver- 
ordnung wegen  Erläuterung,  Abänderung  und  Ergänzung  der  bisher  in  Bezug  auf  das  Aufgebot 
und  die  Amortisation  verlorener  oder  vernichteter  Staatspapiere  geltend  gewesenen  gesetzlichen 
Bestimmungen  vom  16.  Juni  1819  (Gesetzsamml.  S.  157)  schloss  sich  den  Anordnungen  an,  welche 
zur  Erleichterung  des  Verkehrs  mit  den  auf  den  Inhaber  lautenden  Staatsschuldverschreibungen 
getroffen  waren ;  und  die  Verordnung  wegen  der  künftigen  Behandlung  des  gesamten  Staats- 
schuldenwesens vom  17.  Januar  1820  (Gesetzsamml.  S.  9)  ermächtigte  im  Art.  X.  die  Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden,  über  alle  in  dem  Allerhöchst  vollzogenen  Etat  genannten  Summen 
Staatsschuldscheine,  jedoch  immer  nur  in  der  bisherigen  Form  und  nur,  falls  es  bei  den  schon 
im  Etat  aufgenommenen,  aber  noch  in  der  Festsetzung  begiififenen  Schulden  nötig  werden 
sollte,  andere  Staatsschulddokumente  auszufertigen.  Demgemäss  wurden  die  noch  im  Umlaut 
befindlichen,  auf  Namen  lautenden  kurmärkischen ,  landschaftlichen  und  Stadtobligationen  ein- 
gezogen (Preussische  Staatszeitung  vom  4.  Mai  1830).  Auch  bei  den  seit  dieser  Zeit  aufgenom- 
menen Anleihen  sind  in  Ausführung  der  darüber  ergangenen  Gesetze  und  Allerhöchsten  Erlasse 
nur  auf  Inhaber  lautende  Schuldverschreibungen  ausgegeben ,  und  um  dasselbe  System  in  den 
neu  erworbenen  Landesteilen  zur  Geltung  zu  bringen,  ist  durch  die  Gesetze  vom  29.  Febi-uar  1868 
(Gesetzsamml.  S.  169)  und  11.  Februar  1869  (Gesetzsamml.  S.  355)  bestimmt  worden,  dass  eine 
Einschreibung  der  auf  den  Inhaber  lautenden  Staatsschuldverschreibungen  auf  den  Namen  des 
Besitzers  nicht  femer  stattfinden,  dagegen  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  ermächtigt 
sein  solle,  Staatsschuldverschreibungen  auf  den  Namen,  wenn  der  Eigentümer  dies  beanti'age, 
in  solche  auf  den  Inhaber  umzuschreiben. 

In  andern  Ländern  dagegen  ist  bis  in  die  neueste  Zeit  das  System  beibehalten  worden, 
dass  die  Staatsschulden  durch  Eintragung  in  ein  zu  diesem  Behufe  angelegtes  Buch,  bezw. 
durch  Ausstellung  und  Aushändigung  von  auf  den  Namen  des  Darlehnsgebers  ausgestellten 
Schuldurkunden  —  Schuldverschreibungen  auf  den  Namen  —  begründet  werden.  Dieses  System 
hat  in  England,  Frankreich,  Holland,  Oesterreich  und  auch  in  einigen  deutschen  Staaten,  wie 
beispielsweise  Hamburg,  endlich  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  Geltung. 

Auch  in  Preussen  sind  wiederholt  und  schon  bei  Erlass  des  Konsolidationsgesetzes  vom 
19.  Dezember  1869  Wünsche  auf  Einführung  der  Verbriefung  von  Staatsschulden  auf  den  Namen 
laut  geworden.  Neuerdings  haben  diese  Wünsche  im  Schosse  der  Landesvertretung  zu  aus- 
drücklichen Anträgen  an  die  Königliche  Staatsregierung  geführt,  welche  gestützt  worden  sind 
teils  auf  allgemeine  finanzpolitische  Erwägungen ,  teils  auf  besondere  Bedürfnisse  der  Inter- 
essenten, sei  es  rücksichtlich  der  Anlage  ersparter  Gelder  in  Staatsschuldentiteln,  sei  es  lück- 
sichtlich  des  Verkehrs  in  Staatspapieren  (Drucks,  des  Abgeordnetenhauses  Nr.  68  und  107  und 
Sten.  Ber.  S.  1113  von  1880|8l). 

Die  Staatsregienmg,  von  der  Wichtigkeit  der  angeregten  Fragen  für  das  in  Enveiteining 
begriffene  Staatskreditwesen  überzeugt,  ist  in  eine  nähere  Prüfung  der  gestellten  Anträge  ein- 
getreten. Sie  hat  zunächst  Veranlassung  genommen,  die  wichtigeren  einschlägigen  Punkte  dem 
Volkswirtschaftsrat  zur  Begutachtung  vorzulegen ,  und  der  Vorschlag  wegen  Einfühnnig  einer 
Verbriefung  von  Staatsschulden  auf  Namen  hat  auch  in  dieser  Körperschaft  allseitig  lebhafte 
Zustimmung  gefunden. 

Die  Staatsregierung  konnte  sich  der  Erwägung  nicht  verschliessen,  dass  nur  durch  Ein- 
richtungen, welche  den  Besitz  des  Forderungsrechts  von  dem  Besitze  der  über  die  Forderung 
ausgestellten  Urkunde  unabhängig  machen,  der  Gläubiger  in  vollem  Umfange  gegen  die  Gefahr 
geschützt  werden  kann,  durch  den  zufälligen  Verlust  der  Schuldverschreibung  das  Forderungs- 
recht selbst  einzubüssen.  Sie  glaubte  femer  auch,  dass  ein  Bedürfiiis  für  eine  derartige  Ein- 
richtung nicht  zu  verkennen  sei.  Die  Natur  gewisser  Kapitalbesitze  —  Stiftungen,  Fideikommisse, 
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Vermögen  von  Kirchen,  Mündelgelder  etc.  —  weist  von  selbst  auf  eine  Art  der  Belegung  hin, 
welche  neben  landesüblicher  Verzinsung  die  grösstmöglichste  Sicherheit  gewährt  und  eine 
Verwaltungsthätigkeit  nicht  in  Anspruch  nimmt.  Bei  der  stetig  fortschi'eitenden  Kapitalbildung 
in  der  Nation  werden  auch,  wie  anzunehmen  ist ,  Private  immer  mehr  von  einer  solchen  Ge- 
brauch machen.  Die  bestehenden  Einrichtungen  gewähren  das  wünschenswerte  Mass  von 
Sicherheit  nicht  und  insbesondere  kann  eine  genügende  Unabhängigkeit  des  Forderungsrechts 
von  dem  Besitze  des  Dokuments  durch  die  Ausserkurssetzung  nicht  herbeigeführt  werden.  Ab- 
gesehen von  den  gegen  dieses  lustitut  an  sich  zu  erhebenden  Einwendungen,  bieten  die  be- 
stehenden Vorschriften  über  die  Ausserkurssetzung  den  Besitzern  von  inhaberpapieren  keinen 
ausreichenden  Schutz  gegen  den  Verlust  ihrer  Forderungen.  Den  gesetzlichen  Bestimmungen 
zufolge  kann  die  Ausserkurssetzung  sowohl  durch  Vermerk  einer  Behörde  als  durch  solchen 
einer  Privatpei-son  geschehen.  Vermerke  vonPiivatpersonen  aber  haben  für  das  Institut,  welchem 
<lie  Zinszahlung  und  die  planmässige  Tilgung  obliegt,  keine  bindende  Kraft  (Gesetz  v.  16.  Juni  1835 
§  1 ,  Gesetzsamml.  S.  133,i.  Fenier  kann  jeder  Besitzer  eines  dmch  Vermerk  einer  Behörde 
oder  einer  Piivatperson  ausser  Kurs  gesetzten  Papiers  auf  dessen  Umschreibung  in  ein  kurs- 
fähiges bei  dem  ausgebenden  Institut  antragen  (Gesetz  vom  i.  Mai  1843  §  1 ,  Gesetzsamml. 
S.  177),  woi-auf,  wenn  das  Institut  den  rechtmässigen  Besitz  nicht  für  nachgewiesen  hält,  eine 
öffentliche  Bekanntmachung  zu  erlassen  ist  (§  3;.  Von  dieser  Bekanntmachung  ist  aber  nur, 
wenn  auf  die  Umschreibung  eines  von  einer  Behörde  ausser  Kurs  gesetzten  oder  von  derselben 
überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  gehörig  wieder  in  Kurs  gesetzten  Papiers  angetragen  wird, 
eine  besondere  Benachrichtigung  der  betreffenden  Behörde  zu  erteilen  (§  ij.  Sowohl  die  Ein- 
lösung als  auch  die  Umschreibung  eines  durch  Privatvermerk  ausser  Kurs  gesetzten  Papiers 
kann  liiemach  der  Kenntnis  des  berechtigten  Eigentümer  entzogen  bleiben,  wenn  ohne  dessen 
Wissen  das  Papier  aus  seinem  Besitze  und  im  Falle  einer  beantragten  Umschreibung  die  öffent- 
liche Bekanntmachung  nicht  zu  seiner  Kenntnis  gekommen  ist.  Ausserdem  ist  die  Möglichkeit 
nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Aufgebot  und  die  Amortisation  eines,  sei  es  von  einer  Behörde 
oder  einer  Piivatperson  ausser  Kurs  gesetzten  Papiers  von  einem  Dritten,  welchem  dasselbe 
seiner  Angabe  nach  abhanden  gekommen  ist,  nachgesucht  und  dass  infolge  dessen  das  Papier, 
der  geschehenen  Ausserkurssetznng  ungeachtet,  für  vernichtet  erklärt  würde,  eine  Möglichkeit, 
zu  deren  Abwendung  derjenige,  für  den  die  Ausserkurssetzung  erfolgt  ist,  nur  durch  beständige 
Achtsamkeit  auf  die  zum  Zwecke  des  Aufgebots  ergehenden  Bekanntmachungen  Vorkehr  treffen 
könnte.  Dazu  tritt  überdies  die  Gefahr  eines  Verlustes  infolge  von  Fälschungen,  sei  es  durch 
Beseitigung  der  Ausserkurssetzungsvermerke  ohne  zurückbleibende  Spuren,  sei  es  durch  nach- 
geahmte Wiederinkurssetzung. 

Gegen  alle  diese  Eventualitäten  kann  ein  genügender  Schutz  nur  darin  gefunden  werden, 
dass  die  Uebertragbarkeit  des  Forderungsrechts  durch  Uebeiira^ng  der  daiüber  ausgestellten 
Verschreibung  beseitigt  wird.  Dies  zu  bewirken  liegt  zugleich  im  eigenen  Interesse  des  Staats, 
insofern  als  nach  dessen  Schuldtiteln  dadurch  ein  erhöhter  Begehr  hervorgerufen  wird.  Voraus- 
sichtlich werden  sich  infolge  hiervon  erhebliche  Kapitalien ,  welche  bisher  anderweite  Anlage 
gesucht  haben,  namentlich  die  in  der  toten  Hand  liegenden,  der  Staatsschuld  wieder  mehr  zu- 
wenden, und  mit  der  Zeit  wird  ein  erheblicher  TeU  derselben  dauernd  testgelegt  und  so  dem 
Verkehr  entzogen  werden.  Im  Hinblick  auf  das  Anwachsen  der  Staatsschuld  infolge  der  Ver- 
staatlichung von  Piivateisenbahnen,  dem  Bau  von  Eisenbahnen  imtergeordneter  Bedeutung,  der 
Regulierung  der  Ströme  und  anderer  Bedüi-toisse  erscheint  dieses  Moment  von  nicht  zu  unter- 
schätzender Bedeutung. 

Um  die  Sicherung  des  Gläubigers  gegen  den  zufälligen  Verlust  des  Forderungsrechts 
herbeizuführen,  bieten  sich  zwei  Wege :  der  eine  besteht  darin,  die  Uebertragbarkeit  des  Schuld- 
dokuments von  der  jedesmaligen  Mitwirkung  einer  Behörde  abhängig  zu  machen ,  welche  die 
Legitimation  des  Uebertragenden  zu  pinifen  hat,  der  andere  darin,  eine  Schuldurkunde  über- 
haupt nicht  zu  erteilen,  die  Forderung  vielmehr  lediglich  durch  Eintragung  in  ein  zu  diesem 
Behufe  zu  haltendes  Schuldbuch  anzuerkennen.  Die  Staatsregierung,  welche  als  den  Zweck 
des  Gesetzes  die  möglichste  Sicherung  des  Gläubigers  gegen  Verluste  ansieht,  hat  sich  für  das 
System  der  Buchschuld  und  insbesondere  dafür  entschieden,  dass  der  dem  Gläubiger  über  die 
erfolgte  Eintragung  zu  erteilenden  Benachrichtigung  die  Geltung  einer  über  die  Forderung  aus- 
gestellten Urkunde  nicht  beiwohnen  soll.  Die  Ausstellung  von  Staatsschuldverschreibungen 
auf  den  Namen  des  Gläubigers  —  ohne  Eintragung  der  Forderung  in  ein  Schuldbuch  und  ohne 
Erschwerung  der  Uebertragbarkeit  der  Schuldurkunden  —  würde  dem  Gläubiger  keinen  genügen- 
den Schutz  gewähren.  Die  Uebertragbarkeit  der  Schuldverschreibung  durch -Cession,  welche 
ohne  kostspielige  und  zeitraubende  Mitwirkung  vor  sich  gehen  würde,  enthielte  eine  Verkehrs- 
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erleichtemng ,  aber  zugleich  auch  eine  Erleichterung  der  Eigentumsentziehung.  Dabei  bliebe 
es  überdies  fraglich ,  ob  ein  solches  mit  Cession  versehenes  Wertpapier  im  Verkehr  lieber  als 
ein  wieder  in  Kurs  gesetztes  genommen  werden  würde,  sofern  der  Erwerber  zu  einer  Prüfung 
der  Legitimation  seiner  Vordermänner  vei-pflichtet  wäre.  Wenn  daher  der  Zweck  des  Gesetzes 
en-eicht  werden  soll,  würden  Bestimmungen  getroffen  werden  müssen,  weiche  die  Uebertragung 
der  Namensehuldverschreibungen  entweder  von  der  Mitwirkung  der  Behörden  abhängig  machen, 
oder  dieselbe  ganz  ausschliessen. 

Der  Volkswirtschaftsrat  hat  sich  dafür  ausgesprochen ,  dass  Namenforderangen  an  den 
Staat  durch  Eintragung  in  ein  zu  diesem  Behufe  zu  haltendes  Staatsschuldbuch  begründet 
werden,  und  ferner  empfohlen,  sofern  die  nach  Einrichtung  des  Buchs  zu  machenden  Erfahi-ungen 
nicht  entgegenstehen  sollten,  demnächst  auch  auf  Ausstellung  von  Schuldurkunden,  die  auf  den 
Namen  des  Gläubigers  lauten  und  (wie  Lettres  au  porteur)  Träger  des  Fordeningsrechts  sind, 
Bedacht  zu  nehmen.  Die  Staatsregierung  verkennt  nicht,  dass  die  Ausstellung  solcher  Schuld- 
urkunden den  Wünschen  mancher  Interessenten  entsprechen  mag,  und  dass  diese  Foim  der 
Namenschuld  vielleicht  sogar  vor  derjenigen  der  Eintragung  in  ein  Schuldbuch  von  einigen 
bevorzugt  werden  könnte,  da  die  Kapitalisten  bei  dem  bisherigen  Schuldsystem  daran  gewöhnt 
sind,  über  ilu-e  Forderungen  Schuldverschreibungen  in  Händen  zu  haben.  Sie  betrachtet  aber 
die  Einfülinuig  von  Schuldverschreibungen  auf  den  Namen  zur  Zeit  als  ausserhalb  des  Zwecks 
der  beabsichtigten  gesetzlichen  Kegelung  liegend  und  würde  überdies  Bedenken  tragen  müssen, 
das  Staatsschuldenwesen  durch  gleichzeitige  Einführung  zweier,  immerhin  verschiedener  Systeme 
zu  komplizieren.  Auch  aus  praktischen  Gründen  und  überwiegenden  Rücksichten  der  geschäft- 
lichen Einrichtung  hat  sich  die  Staatsregierang  dafür  entscheiden  zu  müssen  geglaubt,  zunächst 
nur  die  Eintragung  von  Schuldforderangen  in  ein  Buch  ohne  die  Ausgabe  von  Schuldverschrei- 
bungen auf  Namen  einzuführen  und  für  die  weiteren  Entschliessungen  die  hiermit  zu  machenden 
Erfahrungen  abzuwarten. 

Der  vorgelegte  Gesetzentwurf  geht  davon  aus,  dass  in  dem  hergebrachten  Modus  der 
Begebung  von  Staatsschulden  nichts  geändert  und  dass  daher  nach  wie  vor  bei  der  Emission 
neuer  Anleihen  auf  den  Inhaber  lautende  Staatsschuldverschreibungen  ausgegeben  werden.  Auch 
nimmt  derselbe  nur  die  Umwandlung  von  Staatsschuldverschreibungen  der  iprozentigen  kon- 
solidierten Anleihe  in  Aussicht,  da  diese  voraussichtlich  noch  längere  Zeit  ungekündigt  bleiben 
wird  und  der  Amortisation  nicht  unterliegt,  amortisable  Anleihen  aber  zur  Eintragung  in  das 
Staatsscliuldbuch  ungeeignet  erscheinen. 

Die  Frage:  ob  auch  Staatsschuldverschreibungen,  welche  zu  einem  geiingeren  Zinssatze 
als  4  Prozent  verzinslich  sind,  zur  Eintragung  in  das  Staatsschuldbuch  zuzulassen  sein  möchten, 
kann  bis  dahin  auf  sich  bemhen  bleiben,  wo  der  Staat  zur  Kreierung  solcher  schreitet. 

Was  die  Art  der  Zinszahlung  betrifft ,  so  schlägt  der  Entwurf  vor ,  die  Auszahlung  aus- 
schliesslich an  den  legitimierten  Eigentümer  der  eingetragenen  Forderung  geschehen  zu  lassen 
und  sich  zu  diesem  Zwecke  der  bestehenden  Staats-  und  Reichseinrichtungen  zu  bedienen.  Die 
verschiedenen  Arten  der  Zinszahlung,  welche  in  Frage  kommen  können  und  in  verschiedenen 
Ländern,  in  welchen  die  P^inrichtung  der  Buehschuld  besteht,  wirklich  in  Anwendung  sind, 
lassen  sich  dahin  zusammenfassen: 

1.  Zahlung  an  den  Gläubiger  oder  dessen  Bevollmächtigten 

a)  mit  förmlicher  Legitimationsführung  oder 

b)  olme  eine   solche   (gegen  Vorzeigung  der  Bescheinigung  über  die  erfolgte  Ein- 
tragung). 

2.  Zahlung  gegen  Präsentation  von  Zinsscheinen  auf  den  Inhaber. 

Die  üebersendung  von  Zinsbeträgen  und  von  Zalüungsanweisungen  vermittelst  der  Post 
bildet  einen  Fall  der  Zahlung  an  den  fönnLich  legitimierten  Gläubiger.  In  England  erfolgt  die 
Zahlung  der  Zinsen  durch  Vermittelung  der  Bank  an  den  Berechtigten  oder  dessen  Vertreter, 
auf  Antrag  auch  durch  Üebersendung  von  Wan-ants  mit  der  Post.  In  Frankreich  werden  die 
Zinsen  von  Namenrenten  an  den  Inhaber  des  Auszuges  der  Rentenverschreibung,  von  gemischten 
Renten  (Rentes  mixtes),  denen  Zinsscheine  beigegeben  sind,  gegen  Rückgabe  des  fälligen  Zins- 
scheins geleistet  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  durch  üebersendung  von 
Checks  mittels  der  Post. 

Da  der  Entwurf'  davon  ausgeht,  dass  das  über  die  Eintragung  erteilte  Benachrichtigungs- 
schreiben nicht  die  Geltung  einer  über  die  Forderung  ausgestellten  Urkunde  haben  darf,  so 
musste  auch  davon  abgesehen  werden,  dasselbe  zur  Grundlage  des  Zinszahlungsverfahrens  zu 
machen.  Auch  glaubte  die  Staatsregierung  von  der  Emführung  des  Couponsystems  zur  Zeit 
absehen  zu  sollen.    Der  Wert  des  Forderungsrechts  an  den  Staat  besteht  für  den  Besitzer  vor- 
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nehmlich  in  dem  Ziusgenusse.  Der  mit  der  Einrichtung  von  Namenschnlden  erstrebte  Schutz 
des  Gläubigers  gegen  Entziehung  seiner  Forderung  würde  sonach  nur  unvollkommen  erreicht 
werden ,  wenn  sich  derselbe  nicht  zugleich  auf  den  Zinsgenuss  erstreckte.  Jedenfalls  würde 
es  geboten  gewesen  sein,  die  Zinsscheinserien  nur  für  kurze  Perioden  ausfertigen  zu  lassen, 
weil  andenifells  der  mit  der  neuen  Einrichtung  verfolgte  Zweck  geradezu  illusorisch  werden 
würde,  während  doch  bei  dem  Anwachsen  der  Staatsschuld  aus  geschäftlichen  Rücksichten  das 
Bestreben  darauf  gerichtet  sein  muss,  die  Perioden,  füi-  welche  Zinsscheine  ausgefertigt  werden, 
weiter  auszudehnen.  Der  Entwurf  behält  der  Staatsregierung  vor,  sich  für  die  Zahlung  der 
Zinsbeträge  ihrer  eigenen  Einrichtimgen  und  der  der  Reichspost  zu  bedienen,  und  glanbt,  dass 
hierdurch  dem  Bedürfnisse  genügt  ist. 


Hinter  diese  allgemeine  Begründung  der  Staatsregierung  und  vor  die  Ver- 
handlungen, die  in  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  gepflogen  sind, 
dürfte  zweckmässig  eine  kurze  Schilderung  des  Wesens  der  neuen  Einrichtung 
einzuschalten  sein: 

In  den  meisten  Ländern  besteht  das  Wesen  des  Sta^tsschuldbuches  darin, 
dass  die  gesamte  fundierte  Staatsschuld  in  dies  Buch  eingetragen  sein  muss, 
dass  Schuldeintragungen  in  dasselbe  nur  auf  Grund  specieller  Gesetze  erfolgen 
dürfen,  und  dass  die  Einschreibung  der  Schuld  ins  Buch  die  Belastung  des 
Staatsvermögens  mit  der  Schuld  erzeugt.  Die  durch  die  Eintragung  kreierte 
Schuld  wird  daim  in  kleinen  Posten  als  Ware  verkauft,  imd  werden  die  Käufer 
und  Rentner,  soweit  sie  nicht  Inhaberpapiere  erhalten,  in  ein  Nebenbuch  ein- 
getragen, das  bezüglich  des  Wechsels  in  der  Person  der  Gläubiger  kurrent 
erhalten  wird. 

Ein  solches  Staatsschuldbuch  existiert  in  Preussen  nicht.  Sollte  es  über- 
haupt beabsichtigt  werden,  ein  solches  zu  schaffen,  was  bei  dem  deutschen 
System  der  Staatsschuldenverwaltung  zweifelhaft  ist,  so  würde  es  doch  jetzt 
wenigstens  kaum  herstellbar  sein,  weü  nach  dem  §.  2  des  Gesetzes  vom 
19.  Dezember  1869  betr.  die  Konsolidation  der  preussischen  Staatsanleihen  vom 
1.  Januar  1885  ab  die  konsolidierte  Anleihe  Preussens  kündbar  ist  und  dann 
voraussichtlich  eine  Konvertierung  der  4  '/2  7»  Anleihe  auf  4  %  erfolgen  wird. 
Die  dadurch  entstehenden  Aenderungen  lassen  es  jetzt  jedenfalls  nicht  geeignet 
erscheinen,  die  preussische  Staatsschuld  in  ein  Staatsschuldbuch  zusammenzufassen. 

Das  preussische  sog.  Staatsschuldbuch  bezweckt  vielmehr,  einen  Ersatz  für 
die  in  der  preussischen  Staatsschuldenverwaltung  nicht  mehr  vorkommenden 
Staatsschulddokumente  auf  Namen  zu  gewähren. 

Es  sollen  zwar  nach  wie  vor  nur  Inhaberobligationen  ausgegeben  werden, 
die  auf  bestimmte  runde  Summen  von  200  Mark  aufwärts  lauten  und  mit  Zins- 
coupons und  Talons  versehen  sind,  dieselben  sollen  in  der  bisherigen  Weise 
emittiert  werden,  imd  soll  durch  Einzahlung  des  Emissionskurses  ein  Anspruch 
auf  den  unkündbaren  Nominalschuldbetrag  und  auf  Verzinsung  desselben  sowie 
auf  Aushändigung  einer  Inhaberobligation  darüber  gegen  den  Staat  entstehen. 
Dagegen  soll  der  Inhaber  einer  solchen  Obligation  au  porteur  durch  Zurück- 
üeferung  derselben  an  den  Staat  gewissermassen  in  die  Rechtsstellung  zurück- 
treten köimen,  als  ob  er  den  Kaufpreis  für  die  Schuld  bereits  berichtigt  und 
den  Anspruch  auf  Kapital  imd  Zinsen  gegen  den  Staat  bereits  erworben  hätte, 
als  ob  aber  die  Aushändigung  der  dafür  ihm  zu  liefernden  Inhaberobligation 
noch   nicht   geschehen    sei,    sondern    erst   auf  sein    Verlangen    erfolgen    solle. 
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Während  dieses  freilich  auf  lange  Dauer  berechneten  Schwebezustandes  erhält 
er  die  Zinsen  zugesandt,  und  wird  der  Wechsel  in  der  Person  des  Gläubigers 
in  demjenigen  Register  des  Staates  vermerkt,  wo  derselbe  als  berechtigt  auf 
Auslieferung  der  Inhaberobligation  und  zum  Zinsempfange  verzeichnet  steht. 

Statt  einer  auf  den  Inhaber  verbrieften  Schuld  hat  der  Gläubiger  also  einen 
unverbrieften,  aber  in  den  Büchern  des  Schuldners  registrierten  persönlichen  An- 
spruch auf  Zinsen  imd  auf  Aushändigung  einer  Inhaberobligation  über  das  Kapital. 

Dabei  ist  aber  für  dies  Register  das  Princip  der  preussischen  Grundbuch- 
ordnung angenommen,  dass  bei  Veräusserungen  dieses  Anspruchs  unter  Lebenden 
oder  von  Todes  wegen,  oder  bei  Belastung  desselben  mit  Anrechten  die  Staats- 
schuldenverwaltung nur  die  formelle  Seite  prüft,  ob  die  Anträge  auf  Veräusserung 
vom  Berechtigten  herrühren  oder  ob  die  Erbeslegitimation  bezüglich  der  Schuld 
von  der  zuständigen  Behörde  erteilt  ist,  und  darauf  hin  die  Umschreibung  im 
Register  vornimmt,  ohne  sich  in  die  materielle  Prüfung  der  Gültigkeit  dieser 
Akte  einzulassen,  und  dass  der  Staat  als  Schuldner  nur  den  ins  Register 
Eingetragenen  als  seinen  Gläubiger  anerkennt. 

Der  grösste  Vorteil  der  Inhaberi^apiere,  dass  jede  Veräusserung  des  Papiers 
mit  Sicherheit  das  sog.  Eigentum  der  Schuld  überträgt  und  dass  der  Inhaber 
des  Papiers  stets  der  Forderungs-  und  Tilgungsberechtigte  ist  (ein  Satz,  der  für 
den  Verkehr  unentbehrlich  und  viel  wichtiger  ist,  als  der  Rechtsschutz  für  den 
einzelnen  Gläubiger),  wird  beim  Staatsschuldbuche  dahin  gewahrt,  dass  der  Ein- 
getragene stets  der  einzige  Veräusserungs-  und  Forderungsberechtigte  für  die 
Schuld  ist. 

Nicht  der  Charakter  der  Schuld  selbst,  sondern  lediglich  die  Verknüpfung 
des  Gläubigers  mit  der  Schuld  wird  dahin  geändert,  dass  statt  des  Inhabers  des 
Papiers  stets  der  ins  Register  Eingetragene  der  Gläubiger  ist.  Etwaige  materielle 
Mängel  bei  den  Veräusserungen  der  Staatsbuchschuld  erzeugen  nur  obligatorische 
Regressansprüche. 

Danach  würde  der  Name  ,  Staatsschuldbuch "  auch  lauten  können :  Register 
über  die  unverbriefte  fundierte  Staatsschuld. 


In  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  wurde  allseitig  anerkannt,  dass 
die  Einführung  dieser  zweiten  Form  der  Staatsschuld  einen  wünschenswerten 
Fortschritt  enthalte. 

Mehrfach  aber  trat  die  Ansicht  hervor,  dass  dieser  Fortschritt  ein  zu  be- 
schränkter sei.  Man  vdes  auf  das  Beispiel  von  England,  Frankreich,  Italien. 
Oesterreich  und  Nordamerika  hin,  welche  sämtlich  den  Staatsgläubigem  den  unbe- 
schränkten Umtausch  von  Inhaberpapieren  in  Namenspapiere  und  von  Namens- 
papieren in  Inhaberpapiere  gestatteten,  und,  wie  England,  daneben  noch  das 
System  der  Stockschuld  zuliesse.  Es  wurde  der  Antrag  gestellt:  neben  den 
Inhaber-  auch  Namensobligationen  mit  Inhabercoupons  (Titres  mixtes)  zuzulassen 
und  die  beliebige  Auswechselung  beider  Arten  gegeneinander  zu  gestatten. 
Die  grössere  Vielseitigkeit  in  den  Formen  der  Staatsschuld  werde  nicht  nur  den 
verschiedenen  Bedürfnissen  des  Verkehrs  und  der  Staatsgläubiger  Rechnung 
tragen,  sondern  auch  den  Staatskredit  erhöhen  und  dem  Staate  selbst  billigeres 
Geld  verschaffen.     Regierungsseitig  wurde  diesem  Antrage  widersprochen: 
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Das  KreditbedQrfhis  des  Preossischen  Staates  sei  kein  so  grosses,  dass  der- 
selbe, wie  andere  Staaten,  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  von  Staatsschuldformen 
zu  schaffen  brauche.  Durch  Vermehrung  dieser  Formen  werde  das  Staatsschulden- 
wesen übermässig  kompliziert,  die  üebersichtlichkeit  desselben  erschwert  und 
die  Arbeitelast  der  Staatsschuldenverwaltung  enorm  gesteigert.  Die  Verweisung 
auf  andere  Länder  sei  nicht  zutreffend,  weil  das  Staatsschuldenwesen  sich  dort 
meist  in  umgekehrter  Reihenfolge  vom  Namens-  zum  Inhaberpapier  ent- 
wickelt habe.  In  Preussen  dagegen  gehe  man  von  der  leichtesten  Verkehrsform 
des  Inhaberpapieres  aus  und  genüge  dadurch  den  Ansprüchen  derjenigen,  welche 
mit  ihren  Staatsobligationen  Handel  treiben  wollten.  Bei  dem  gegenwärtigen 
Entwürfe  dagegen  seien  vorzugsweise  diejenigen  Kapitalien  ins  Auge  gefasst, 
welche  dem  Handel  und  Verkehr  als  überschüssig  entzogen  und  als  lediglich 
zur  massigen  Verzinsung  bestimmt,  mögliehst  dauernd  dem  Staate  leihweise 
überlassen  werden  sollten.  Für  diese  festen  Kapitalien  wolle  man  eine  Form 
schaffen,  welche  dem  Gläubiger  möglichste  Sicherheit  und  möglichst  geringe 
Belästigung  bei  der  Verwaltung  derselben  gewähre.  Dagegen  Hege  es  nicht  in 
der  Absicht  des  Entwurfes,  Kapitalien  heranzuziehen,  deren  Eigentum  einem 
raschen  Wechsel  unterworfen  sei.  Jedenfalls  sei  es  unerwünscht,  gleichzeitig 
zwei  oder  mehrere  Systeme  von  Staatsschvdden  neu  einzufuhren  und  die  Geschäfte 
der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  dadurch  wesentlich  zu  erweitem  und 
zu  komplizieren,  zumal  deren  künftiger  Umfang  sich  ohnehin  nicht  mit  ge- 
nügender Zuverlässigkeit  beurteilen  lasse. 

Die  Erfahrung  anderer  Länder  zeige,  dass  von  den  sogenannten  Titres 
mixtes  nur  in  verhältnismässig  geringem  Masse  Gebrauch  gemacht  würde.  Wenn 
nach  Einführung  des  Staatsschuldbuches  sich  ein  Verkehrsbedürfiiis  herausstelle, 
daneben  noch  r<»'ne  Namenspapiere  oder  Titres  mixtes  zu  schaffen,  so  werde  man 
dies  Bedürfiiis  durch  neue  Gesetze  befriedigen  können.  Zur  Zeit  glaube  die  Staats- 
regierung mit  Einführung  der  Buchschuld  das  allein  Notwendige  gethan  zu  haben. 

Von  anderer  Seite  wurde  noch  darauf  hingewiesen,  dass  die  Namenspapiere 
in  zwei  ganz  verschiedene  Klassen  zerfielen.  Wenn  in  England  der  Träger  eines 
Inhaberpapieres  in  dasselbe  seinen  Namen  als  Gläubiger  eintrage,  so  habe  der 
Schuldner  weder  Kenntnis  davon,  dass  der  Betreffende  Inhaber  des  Papiers  sei, 
noch  davon,  dass  derselbe  seinen  Namen  in  das  Papier  eingeschrieben  habe. 
Wenn  also  auch  freüich  kein  Dritter  nun  mehr  Rechte  aus  dem  mit  dem  ein- 
geschriebenen Namen  versehenen  Papier  geltend  machen  könne,  so  trete  doch 
beim  Untergang  des  Papiers  der  Uebelstand  ein,  dass  der  Gläubiger  nachweisen 
müsse,  dass  er  Inhaber  des  Papieres  gewesen  sei ;  falls  er  diesen  Nachweis  nicht 
fuhren  könne,  werde  er  seiner  Gläubigerrechte  verlustig.  Anders  läge  die  Sache 
dann,  wenn  die  Umgestaltung  des  Inhaber-  in  ein  Namenspapier  unter  Mit- 
wirkung des  Schuldners  und  unter  Eintraguug  in  dessen  Bücher  erfolgt  sei. 
Der  Verlust  des  Papiers  sei  dann  nur  Verlust  eines  Beweisdokumentes,  dem 
Gläubiger  aber  imnachteüig,  weü  sein  Gläubigerrecht  noch  durch  die  Bücher 
des  Schuldners  bewiesen  bliebe,  und  der  Schuldner  könne,  falls  keine  Denunziation 
eines  Cessionars  an  ihn  geschehen  sei,  noch  immer  rechtswirksam  an  den  in 
seine  Bücher  eingetragenen  Gläubiger  zahlen. 

Der  Antragsteller  wollte  nur  die  letztgedachte  Art  von  Namenspapieren 
einführen.     Sein  Antrag  wurde  indes  von  der  Kommission  abgelehnte 
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Ein  anderes  Kommissionsmitglied  sprach  den  Wunsch  aus ,  dass  bei  Be- 
gebung neuer  Anleihen  jedermann  gestattet  werden  möge,  statt  erst  Inhaber- 
papiere zu  erwerben,  und  gegen  deren  Einlieferung  seine  Eintragung  ins  Staats- 
schuldbuch zu  erwirken,  den  vom  Staate  festgestellten  Emissionskurs  bar  an 
die  Staatsschuldenverwaltung  einzuzahlen  und  dagegen  die  Eintragung  für  den 
entsprechenden  Nominalbetrag  ins  Staatsschuldenbuch  zu  erlangen.  Es  werde 
dadurch  die  nicht  kostenlose  Mitwirkung  grösserer  Bankfirmen  bei  Emission  von 
Staatsanlehen  sich  grossenteils  vermeiden  lassen. 

Regierungsseitig  wurde  zwar  die  Geneigtheit  erklärt ,  grösseren  Kapital- 
besitzern auf  rechtzeitige  Anzeige  an  die  Seehandlung  zu  gestatten,  Staats- 
papiere neuer  Emission  direkt  und  ohne  Vermittelung  der  Börse  zu  beziehen. 
Im  übrigen  aber  wurde  dem  Antrage  widersprochen.  Erfahrungsmässig  pflege 
sich  das  grössere  Publikum,  falls  der  Staat  plötzlich  mit  einem  grösseren  Geld- 
bedürfnis an  den  Geldmarkt  heranträte,  nur  in  geringem  Masse  zu  beteiligen, 
und  gerate  der  Staat,  wenn  er  vorzugsweise  auf  dessen  Beteiligung  reflektiere, 
leicht  in  die  Lage ,  dass  das  verlangte  Kapital  nicht  gezeichnet  würde  ').  — 
Der  Gesetzentwurf  schliesse  sich  im  übrigen  thunlichst  an  das  bestehende  System 
der  Emission  von  Schuldverschreibungen  an.  Eine  weitergehende  Abweichung 
von  dem  bisherigen  Verfahren  erfordere  besondere  geschäftliche  Einrichtungen. 
Ob  eine  Eintragung  gegen  Einzahlung  des  baren  Emissionskurses  künftig  zu- 
zulassen, werde  von  den  mit  dem  Gesetz  zu  machenden  Erfahrungen  abhängen. 

Das  betrefi'ende  Kommissionsmitglied  stand  hierauf  von  der  Formulierung 
eines  bestimmten  Antrages  ab.  Anträge  darauf,  dass  der  Staat  überhaupt  kein 
Kapital,  sondern  nur  eine  Zinsrente  versprechen  sollte,  wurden  nicht  gestellt. 

Eine  weitere  Opposition  erhob  sich  gegen  die  in  dem  Entwürfe  beab- 
sichtigte juristische  Konstruktion  der  Staatsbuchschuld.  Es  wurde  bemerkt,  es 
sollten  doch  nur  Ihhaberpapiere  (Fungibilien)  an  den  Staat  veräusserungsweise 
hingegeben  werden  unter  der  Abrede,  dass  der  Staat  dem  Einlieferer  auf  Ver- 
langen demnächst  andere  Inhaberpapiere  derselben  Anleihe  vom  gleichen  Nenn- 
wert (andere  Fungibilien)  zurückgeben  solle.  Dieses  Rechtsgeschäft  kennzeichne 
sich  als  uneigentliches  Darlehen,  oder  richtiger,  weil  der  Staat  die  eingelieferten 
Papiere  nur  vernichten,  nicht  aber  für  sich  gebrauchen  solle,  als  eine  uneigent- 
liche Hinterlegung  (depositum  irreguläre).  Solche  uneigentliche  Hinterlegungen 
kämen  in  jedem  Bankgeschäft  täglich  mehrfach  vor,  und  brauche  deshalb  die 
Staatsschuldenverwaltung  nur  gesetzlich  autorisiert  zu  werden,  solche  Geschäfte 
für  ihre  Verschreibungen  abzuschliessen ,  unter  Festsetzung  der  Gebühren  und 
mit  Unterstellung  dieses  Geschäftszweiges  unter  die  Kontrolle  der  Staatsschulden- 
kommission.    Die  näheren  Modalitäten  solcher  Geschäfte  würden  sich,    wie   bei 


^)  Ein  Antrag  des  früheren  Finanzministers  Camphausen,  den  Besitzei-n 
von  Aktien  der  von  Preussen  verstaatlichten  Eisenbahnen  zu  gestatten,  gegen 
Einlieferung  dieser  Aktien  zur  Kassation  beim  Staatsschuldbuch,  dort  ihre  Ein- 
tragung für  den  Betrag  zu  verlangen,  den  der  Staat  beim  Bahnankauf  an  Konsols 
für  diese  Aktie  versprochen  habe,  und  dadurch  den  Umweg  zu  vermeiden,  dass 
die  Inhaber  für  ihre  Aktien  zuerst  Konsols  eintauschen  und  diese  Konsols  dann 
wieder  zwecks  Eintragung  ins  Staatsschuldbuch  zurückliefem  müssten,  Hess  sich 
im  Gesetze  nicht  mehr  berücksichtigen,  weil  er  erst  kurz  vor  dem  Ende  der  Session 
gestellt  war  und  eine  Umarbeitung  des  Entwurfs  bedingt  hätte. 
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den  entsprechenden  Banquiergeschäften,  nach  den  gewöhnlichen  Rechtsregehi  zu 
richten  haben;  nötigenfalls  könne  der  Finanzminister  die  noch  erforderlichen 
reglementarischen  Bestimmimgen  nach  dem  Muster  der  Vorschriften  bei  der 
Reichsbank  erlassen.  Es  wurde  daran  der  Antrag  geknüpft,  den  Gesetzentwurf 
auf  einen  einzigen,  eine  solche  Hinterlegung  von  preussischen  Staatsinhaber- 
papieren gestattenden  Paragraphen  ')  zu  beschränken.  Zur  Empfehlung  dieses 
Antrages  wurde  bemerkt: 

1.  derselbe  ändere  an  dem  System  der  Verbriefung  der  Staatsschuld  bloss 
durch  Inhaberpapiere  nichts  und  vermeide  die  unnötige  doppelte  Novation  der 
Inhaber-  in  eine  Buchschuld  und  dann  der  Buch-  in  eine  Inhaberschuld ; 

2.  dies  System  der  uneigentlichen  Hinterlegung  werde  dem  Publikum  ver- 
ständlicher sein,  als  die  bisher  unbekannte  Buchschuld,  die  nicht  auf  Zahlung 
des  Nennwertes  in  Geld,  sondern  in  Inhaberpapieren  ginge; 

3.  diese  Form  gestatte  eine  Nachahmung  durch  jedes  andere  grössere 
Kreditinstitut,  gäbe  also  dem  Fiskus  nicht  das  Vorrecht  auf  eine  ausschliess- 
liche Schuldform; 

4.  es  gestatte  den  Deponenten,  die  Coupons  und  auch  die  Talons  bei  sich 
zurückzubehalten  und  schaffe  somit  indirekt  Titres  mixtes.  Neue  Couponserien 
könnten  durch  Bedruckung  mit  einer  anderen  Farbe  leicht  als  solche  kenntlich 
gemacht  werden,  für  welche  eine  Hauptobligation  nicht  im  Verkehr  sei; 

5.  femer  würde  für  diese  Hinterlegung  ein  Depositalschein  auf  Namen 
ausgegeben  werden  können,  welcher  aber  nur  Beweisurkunde  sein  würde,  weil 
die  Deposition  überdies  durch  die  Bücher  der  Staatsschuldenverwaltung  dar- 
gethan  sei.  Dieser  Depositalschein  würde  für  den  Gläubiger  die  Stelle  der 
Schuldurkunde,  abgesehen  von  Cessionen,  fast  völlig  ersetzen.  Er  würde  für 
Kautionsbestellungen,  für  Vermögensnachweise,  für  die  Vorbereitung  einer  Ces- 
sion,  als  Belagstück  bei  Kassenrevisionen  u.  s.  w.  von  grösstem  Nutzen  sein, 
während  die  in  dem  Entwurf  vorgesehene  blosse  schriftliche  Benachrichtigung 
zu  diesen  Zwecken  untauglich  sei,  weil  sie  niemals  eine  Sicherheit  dafür  gebe, 
dass  die  Staatsbuchschuld  nicht  bereits  wieder  abgehoben  sei.  Denn  der  Be- 
nachrichtigungszettel solle  bei  Wiederabhebung  der  Inhaberpapiere  nach  dem 
Entwürfe  nicht  wieder  eingefordert  werden.  Sein  Verbleiben  im  Verkehre  würde 
folglich  ausgedehnten  Täuschungen  darüber,  dass  die  Staatsbuchschuld  noch 
fortexistiere,  Thür  und  Thor  öffiien.  Der  Depositalschein  auf  Namen  dagegen 
würde  bei  Abhebung  des  Depositums  zurückzulief em  sein ,  könne ,  weil  er  nur 
Beweisurkunde  sei,  im  Fall  des  Verlustes  leicht  für  kraftlos  erklärt  werden, 
und  gebe  dem  Gläubiger  stets  eine  sichere  Legitimation  für  seine  Forderung 
dem  Staate  und  dem  Publikum  gegenüber; 


')  Einziger  Paragraph.  Der  Staat  wird  ermächtigt,  Schuldverschreibungen 
der  vierprozentigen  konsolidierten  Staatsanleihe  unter  der  Beschränkung  von 
deren  Inhabern  zur  Aufbewahrung  anzunehmen,  dass  er  statt  der  eingelieferten 
nur  Schuldverschreibungen  obiger  Anleihe  von  gleichem  Nennwerte  zurückzu- 
geben braucht.     Die  Zinsen  sind  den  Hinterlegern  zu  übersenden. 

Die  Staatsschuldenverwaltung  kontrolliert  diese  Geschäfte. 

Der  Finanzminister  stellt  die  Ausführungsbestimmungen  und  die  Gebühren 
für  dieselben  fest. 
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6.  schliesslich  erleichtere  dieses  System  eine  kostenersparende  Decentrali- 
sation.  Neben  den  bei  jeder  Regierung  bereits  bestehenden  eigentlichen  Hinter- 
legungskassen könne  überall  ein  Nebencomptoir  gegründet  werden,  welches 
Staatsobligationen  mit  oder  ohne  Coupons  in  Verwahrung  zu  nehmen  habe. 
Der  Justitiar  und  die  sonstigen  Beamten  der  eigentlichen  Hinterlegungskasse, 
die  mit  dem  Hinterlegungswesen  genau  vertraut  seien,  würden  dieses  neue 
specielle  Hinterlegungsgeschäft  ohne  grossen  Mehraufwand  von  Kräften  mit- 
besorgen können.  Die  Kassengewölbe,  Kontrollbehörden  etc.  seien  auch  schon 
vorhanden.  Dem  Publikum  endlich  würden  die  Hinterlegungsstellen  dadurch 
viel  näher  gerückt,  sein  Verkehr  mit  denselben,  den  ja  auch  die  Steuerempfänger, 
oder  die  Beamten  der  indirekten  Steuern  vermitteln  könnten,  würde  erleichtert 
und   von   den  lästigen  Formalitäten   des    gegenwärtigen  Entwurfes  befreit  sein. 

Regierungsseitig  wurde  bemerkt,  dass  die  Königliche  Staatsregierung  den 
Gedanken  einer  Hinterlegung  mit  Restitution  in  genere  nicht  unöi-wogen  gelassen 
habe.  Eine  nähere  Erwägung  des  Details  habe  denselben  aber  nicht  als  aus- 
führbar erscheinen  lassen.  Insbesondere  müsse  sich  die  Staatsregierimg  gegen 
den  jetzt  gemachten  Vorschlag  aus  folgenden  Gründen  erklären:  Der  Entwurf 
beruhe,  wie  es  der  Natur  des  Schuld  Verhältnisses  entspreche,  auf  der  Annahme 
eines  Darlehensgeschäfts ,  ohne  dieses  zum  theoretischen  Ausdruck  zu  bringen, 
die  Formen  dieses  Geschäftes  seien  in  thunlichster  Einfachheit  nach  den  drei 
Gesichtspunkten:  der  Sicherung  des  Gläubigers,  der  möglichsten  Erleichterung 
des  Verkehrs  und  der  Gewährleistung  einer  geordneten  Verwaltung  bestimmt 
worden.  Diese  Rücksichten  erforderten  besondere,  von  den  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen zum  Teil  abweichende  Bestimmungen.  Solche  Bestimmungen  über 
Entstehung,  Wirksamkeit  und  Beendigung  des  Rechtsverhältnisses  könnten  auch 
nicht  entbehrt  werden,  wenn  man  für  das  zu  erlassende  Gesetz  von  dem  Ge- 
danken eines  sogenannten  Depositum  irreguläre  ausgehe.  Dem  Reglement 
könnten  die  Specialbestimmungen  nicht  überlassen  bleiben,  da  es  sich  jedenfalls 
zum  Teil  um  Verhältnisse  handele,  welche  im  Rechtswege  zu  verfolgen  seien, 
und  welche  gegenüber  den  allgemeinen  Rechtsvorschriften  eine  singulare  Nor- 
mierung erforderten.  Bei  der  Annahme  eines  Depositum  irreguläre,  wie  es  der 
Betrieb  eines  Banquiergeschäfts  mit  sich  bringe  ,  scheine  für  den  vorliegenden 
Fall  der  Umstand  ausser  Betracht  gelassen  zu  sein,  dass  es  sich  einmal  um  ein 
Geschäft  mit  der  Emissionsstelle,  dem  Schuldner,  handele  und  andererseits,  dass 
dieser  Schuldner  der  Staat  sei,  welcher  Umstand  im  öffentlichen  Interesse  be- 
stimmte Garantien  erfordere.  Namentlich  in  ersterer  Beziehung  ergäben  sich 
infolge  der  auch  von  dem  Antragsteller  gewollten  Vernichtung  der  Schuld- 
verschreibungen eigentümliche  Konsequenzen,  welche  besondere  Bestimmungen 
über  die  Rechte  Dritter,  insbesondere  der  Privatgläubiger  des  Berechtigten,  über 
die  Legitimationen,  Zinserhebung  und  Rückumwandlung,  sowie  eine  genaue  und 
vollständige  Buchführung  nötig  machten.  Dabei  verschwinde  der  Begriff  eines 
Depositums  vollständig.  Vereinfachungen  im  Geschäftsgange  seien  von  dem 
Vorschlage  nicht  zu  erwarten.  Ein  mit  bestimmten  rechtlichen  Wirkungen  aus- 
gestatteter Depositalschein  werde  die  in  dem  Entwurf  vorzugsweise  beabsichtigte 
Sicherheit  des  Gläubigers  beeinträchtigen.  Eine  Decentralisation  in  der  Ver- 
waltung sei  bei  der  Notwendigkeit  einer  strengen  Kontrolle,  namentlich  bezüg- 
lich der  Zinszahlung  und  der  Umwandlung  unzulässig,   bei   den  gegenwärtigen 
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Einrichtungen    aber   auch   nicht   ausführbar.     Insbesondere    würden   hierzu   die 
vorhandenen  Hinterlegungsstellen  nicht  genügen. 

Bei  der  darauf  folgenden  Diskussion  wurde  auch  dieser  Antrag  mit  allen 
gegen  zwei  Stimmen  abgelehnt.  Es  verblieb  danach  bei  den  Principien  des 
Regierungsentwurfes. 

Das  demnächst  vereinbarte,  aber  noch  nicht  in  Kraft  getretene  Gesetz  (siehe 
unten  S.  297)  hat  folgenden  Wortlaut: 

Gesetz,  betreffend  das  Staatsschnldbuch. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc.  verordnen, 
unt€r  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Landtages  der  Monarchie,  was  folgt: 

§  1- 

Schuldverschreibungen  der  vierprozentigen  konsolidierten  Anleihe  können  in 
Buchschiüden  des  Staats  auf  den  Namen  eines  bestimmten  Gläubigers  umge- 
wandelt werden. 

§  2. 

Die  Umwandlung  erfolgt  gegen  Einliefenmg  zum  Umlaufe  brauchbarer 
Staatsschuldverschreibungen  durch  Eintragung  in  das  bei  der  Hauptverwaltung 
der  Staatsschulden  zu  führende  Staatsschuldbuch. 

In  demselben  sind  auch  die  in  dem  Schuldverhältnisse  eintretenden  Ver- 
änderungen zu  vermerken. 

Von  dem  Staatsschuldbuche  ist  eine  Abschrift  zu  bilden  und  getrennt 
aufzubewahren. 

Ueber  den  Inhalt  des  Staatsschiddbuchs  darf  nur  dem  eingetragenen  Gläu- 
biger, seinen  gesetzlichen  Vertretern ,  Bevollmächtigten  und  Rechtsnachfolgern 
von  Todes  wegen,  sowie  bezüglich  der  im  §  4  unter  Nr.  3  und  4  bezeichneten 
Gläubiger  den  zur  Revision  der  Kassen  derselben  berechtigten  öffentlichen  Be- 
hörden oder  sonstigen  Personen,  letztem  aber  nur,  falls  ihre  Berechtigung  zur 
Kassenre\'ision  durch  eine  deutsche  öffentliche  Behörde  bescheinigt  ist,  Auskunft 
erteilt  werden. 

§  3. 

Die  Eintragung  einer  Buchschuld  geschieht  auf  Antrag  des  Inhabers  und 
auf  den  Namen  der  in  dem  Antrage  als  Gläubiger  bezeichneten  Person. 

Als  Gläubiger  können  nur  eingetragen  werden: 

1.  einzelne  physische  Personen, 

2.  einzelne  Handelsfirmen, 

3.  einzelne  eingetragene  Genossenschaften,  einzelne  eingeschriebene  Hilfs- 
kassen, und  einzelne  juristische  Personen,  welche  im  Gebiete  des 
Deutschen  Reichs  ihren  Sitz  haben, 

4.  einzelne  Vermögensmassen,  wie  Stiftungen,  Anstalten,  Famüienfidei- 
kommisse,  deren  Verwaltung  innerhalb  des  Gebiet«  des  Deutschen 
Reichs  von  einer  öffentlichen  Behörde  oder  imter  deren  Aufsicht 
geführt  wird. 
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Einem   Gläubiger  wird   mcht   mehr   als    ein   Conto    im   Staats- 
schuldbuch  eröffnet. 

§  5. 
Mit  der  Eintragung  erlöschen  die  Rechte  des  Inhabers  an  den  eingelieferten 
Schuldverschreibungen. 

Im  übrigen  finden  die  für  die  vierprozentige  konsolidierte  Anleihe  geltenden 
Vorschriften  auf  die  eingetragene  Forderung  entsprechende  Anwendung. 

§  6. 

Eingetragene  Forderungen  können  durch  Zuschreibung  erhöht,  ganz  oder 
teilweise  auf  andere  Conten  übertragen  und  ganz  oder  teilweise  gelöscht  werden. 

Teilübertragungen  und  Teillöschungen  sind  jedoch  nur  zulässig,  sofern  die 
Teilbeträge  in  Stücken  von  Schuldverschreibungen  der  vierprozentigen  konsoli- 
dierten Anleihe  darstellbar  sind. 

Im  Falle  gänzlicher  oder  teilweiser  Löschung  der  eingetragenen  Forderung 
erfolgt  die  Ausreichung  von  Schuldverschreibungen  der  vierprozentigen  konsoli- 
dierten Anleihe  zu  gleichem  Nennwerte ,  zu  deren  Anfertigung  die  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden  hierdurch  ermächtigt  wird. 

§.  7. 

Zur  Stellung  von  Anträgen  auf  Uebertragung  eingetragener  Forderungen 
auf  ein  anderes  Conto,  auf  Eintragung  und  auf  Löschung  von  Vermerken  über 
Veränderungen  im  Schuldverhältnisse  (§  2  Absatz  2),  sowie  auf  Ausreichung  von 
Staatsschuldverschreibungen  gegen  Löschung  der  eingetragenen  I'orderung  sind 
nur  der  eingetragene  Gläubiger,  seine  gesetzlichen  Vertreter  und  Bevollmächtigten, 
sowie  diejenigen  Personen  berechtigt,  auf  welche  die  eingetragene  Forderung 
von  Todes  wegen  übergegangen  ist.  Zur  Stellung  von  Anträgen  für  eine  Firma 
gilt  für  berechtigt,  wer  zur  Zeichnung  der  Firma  berechtigt  ist;  zur  Stellung 
von  Anträgen  für  die  im  §  4  Nr.  4  gedachten  Vermögensmassen  die  daselbst 
genannte  Behörde  oder  die  von  derselben  bezeichnete  Person. 

Zur  Löschung  von  Vermerken  zu  Gunsten  Dritter  bedarf  es  der  Zustimmung 
derselben  mit  Ausnahme  des  im  §  14  gedachten  Falles. 

Verfügungen  über  eingetragene  Forderungen,  wie  Abtretungen,  Verpfän- 
dungen erlangen  dem  Staate  gegenüber  nur  durch  die  Eintragung  Wirksamkeit. 

Eine  Pfändung  oder  vorläufige  Beschlagnahme  der  eingetragenen  Forderung 
im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  des  Arrestes,  so  wie  eine  durch  eine 
einstweilige,  gerichtliche  Verfügung  angeordnete  Beschränkung  des  eingetragenen 
Gläubigers  ist  von  Amts  wegen  auf  dem  Conto  zu  vermerken,  beziehentlich  nach 
erfolgter  Beseitigung  dieser  Anordnungen  zu  löschen.  Wird  eine  gepfändete 
Forderung  an  Zahlungsstatt  überwiesen,  so  ist  dieselbe  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmung im  §  16  Nr.  2  im  Staatsschuldbuche  zu  übertragen. 

Eine  Prüfung  der  Gültigkeit  der  den  Anträgen  zu  Grunde  liegenden  Rechts- 
geschäfte findet  nicht  statt. 

§8. 

Die  Eintragungen  erfolgen  in  derselben  Reihenfolge,  in  welcher  die  auf 
dasselbe  Conto  bezüglichen  Anträge  bei  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
eingegangen  sind. 
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§  9- 
Ehefrauen  und  grossjährige  Personen  unter  väterlicher  Gewalt  werden  zu 
Anträgen  ohne  Zustimmung  des  Ehemannes  beziehungsweise  Vaters  zugelassen. 

§  10. 

Zum  Antrage  auf  Eintragimg  einer  Forderung,  sowie  auf  gleichzeitigen 
Vermerk  einer  Beschränkimg  des  Gläubigers  in  Bezug  auf  Kapital  oder  Zinsen 
derselben  und  zur  gleichzeitigen  Ei+eilung  einer  VoUmacht  genügt  schrift- 
liche Form. 

In  allen  anderen  Fällen  muss  der  Antrag  gerichtlich  oder  notariell,  oder 
von  einem  Konsul  des  Deutschen  Reichs  aufgenommen  oder  beglaubigt  sein. 

Sind  seit  der  Eintragung  Aenderungen  in  der  Pei-son  des  Gläubigers  (Vev- 
heiratung  einer  Frau,  Aenderung  des  Grewerbes,  Standes,  Namens,  Wohnorts) 
eingetreten,  so  kann  verlangt  werden,  dass  die  Identität  durch  eine  öffentliche 
Urkunde  dargethan  werde. 

§  11. 

Der  Antrag  eines  Taubstummen,  Blinden,  Schreibunkundigen  oder  einer 
der  deutschen  Sprache  nicht  mächtigen  Person  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der 
für  die  Verträge  solcher  Personen  vorgeschriebenen  Form. 

§  12. 

Rechtsnachfolger  von  Todes  wegen  haben  sich,  sofern  ihre  Berechtigung  auf 
der  gesetzlichen  Erbfolge  beruht,  durch  eine  Bescheinigung  als  Erben,  sofern 
dieselbe  auf  letztwilliger  Verfügung  beruht,  durch  eine  Bescheinigung  darüber 
auszuweisen,  dass  sie  über  die  eingetragene  Forderung  zu  verfügen  befugt  sind. 

Zur  Ausstellung  der  vorgedachten  Bescheinigungen  ist  dasjenige  Gericht, 
bei  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  ordentlichen  Gerichts- 
stand hatte,  und  sofern  derselbe  im  Deutschen  Reiche  einen  solchen  nicht  hatte, 
derjenige  Konsul  des  Deutschen  Reichs,  in  dessen  Amtsbezirk  der  Erblasser  zur 
Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  oder  gewöhnlichen  Aufenthalt  gehabt  hat, 
falls  dem  Konsul  von  dem  Reichskanzler  die  Ermächtigimg  zm-  Ausstellung 
solcher  Bescheinigungen  erteilt  ist,  und,  in  Ermangelung  eines  hiemach  zu- 
ständigen Konsuls,  sowie  im  Falle  der  Ablehnung  des  zuständigen  deutschen, 
ausserpreussischen  Gerichts  das  Amtsgericht  I  in  Berlin  zuständig. 

§  13. 

Mehrere  Erben  haben  zm-  Stellung  von  Anträgen  und  zur  Empfangnahme  von 
Schuldverschreibungen  eine  einzelne  Person  zum  Bevollmächtigten  zu  bestellen. 

§  14. 

Vollmachten,  sowie  die  Genehmigungserklärungen  dritter  Personen,  zu 
deren  Gunsten  der  eingetragene  Gläubiger  in  Bezug  auf  die  Forderung  oder 
deren  Zinserträgnisse  durch  einen  Vermerk  im  Staatsschuldbuche  beschränkt  ist. 
bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  derselben  Form,  welche  für  die  Anträge  vorge- 
schrieben ist.     Zum  Widerruf  einer  Vollmacht  genügt  schriftliche  Form. 

Zur  Löschung  von  persönlichen  unvererblichen  Einschränkungen  des 
GläubigeiTechts  oder  des  Verfügungsrechts,  welche  durch  den  Tod  des  Berech- 
tigten erloschen  sind ,  ist  nur  die  Beibringung  des  Totenscheines  erforderlich : 
das  Recht  auf  den  Bezug  rückständiger  Leistungen  wird  hierdurch  nicht  berührt. 
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Anträge  und  Urkunden  öffentlicher  Behörden  bedürfen,  wenn  sie  ordnungs- 
mässig  unterschrieben  und  untersiegelt  sind,  keiner  Beglaubigung. 

§  15. 

Ueber  die  Eintragung  von  Forderungen  und  Vermerken,  sowie  über  die 
verfügte  Auslieferung  von  Schuldverschreibungen  an  Stelle  zur  Löschung  ge- 
langter Forderungen  wird  dem  Antragsteller  und,  falls  der  Berechtigte  ein 
anderer  ist,  auch  diesem  eine  Benachrichtigung  erteilt. 

Die  Benachrichtigung  gilt  nicht  als  eine  über  die  Forderung  ausgestellte 
Verschreibung. 

§  16. 

Yon  Amts  wegen  kann  die  Löschung  eingetragener  Forderungen  und  die 
Hinterlegung  der  dagegen  auszuliefernden  Schuldverschreibungen  bei  der  Hinter- 
legungsstelle in  Berlin  auf  Kosten  des  Gläubigers  erfolgen: 

1.  wenn  die  Eintragung  von  Verpfändungen  oder  sonstigen  Verfügungs- 
beschränkungen beantragt  wird; 

2.  wenn  die  Forderung  ganz  oder  teilweise  im  Wege  der  Zwangsvoll- 
streckung oder  des  Arrestes  gepfändet  oder  wenn  eine  einstweilige 
gerichtliche  Verfügung  über  dieselbe  getroffen  ist; 

3.  wenn  über  das  Vermögen  des  eingetragenen  Gläubigers  der  Konkurs 
eröffnet  worden  ist; 

4.  wenn  die  Zinsen  des  eingetragenen  Kapitals  zehn  Jahre  hintereinander 
nicht  abgehoben  worden  sind; 

5.  wenn  glaubhaft  bekannt  geworden  ist,  dass  der  Gläubiger  vor  länger 
als  zehn  Jahren  verstorben  ist  und  ein  Rechtsnachfolger  sich  nicht 
legitimiert  hat. 

Die  hinterlegten  Schuldverschreibungen  treten  in  allen  rechtlichen  Be- 
ziehungen an  die  Stelle  der  gelöschten  Forderung. 

§  17. 
Im  Falle  einer  Kündigung  der  vierprozentigen  konsolidierten  Anleihe  sind 
die  eingetragenen   Gläubiger  schriftlich  zu   benachrichtigen.     Die  Wirksamkeit 
der  Kündigung  ist  jedoch  von  dieser  Benachrichtigung  nicht  abhängig. 

§  18. 
Die  Zahlung  der  Zinsen  einer  eingetragenen  Forderung  erfolgt  mit  rechtlicher 
Wirkung  an  denjenigen,   welcher  am  zehnten  Tage  des  dem  Fälligkeitstermine 
der  Zinsen  vorangehenden  Monats  eingetragener  Berechtigter  war. 

§  19. 

Die  Zinsen  werden  nur  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  gezahlt,  und  zwar 
in  der  Zeit  vom  vierzehnten  Tage  vor  bis  zum  achten  Tage  nach  dem  Fälligkeits- 
termine durch  eine  öffentliche  Kasse  oder  mittels  Uebersendung  durch  die  Post 
oder  auf  sonstige  vom  Finanzminister  zu  bestimmende  Weise  auf  Gefahr  und 
Kosten  des  Berechtigten. 

Kommt  die  Sendung  als  unbestellbar  zurück,  so  unterbleiben  weitere 
Sendungen,  bis  der  Gläubiger  die  richtige  Adresse  angezeigt  hat. 
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§  20. 

Aenderungen  in  der  Person  oder  der  Wohnung  des  Zinsenempföngers  (§  10 
Absatz  3)  werden  nur  berücksichtigt,  wenn  sie  von  demselben  schriftlich  ge- 
meldet werden. 

§  21. 

An  Gebühren  werden  erhoben: 

1.  für  die  Umwandlung  von  Staatsschuldverschreibungen  in  Buchschulden 
des  Staats,  sowie  für  sonstige  Eintragungen  und  Löschungen,  jede 
Einschrift  in  das  Staatsschuldbuch  besonders  gerechnet,  25  Pfennig 
von  je  angefangenen  1000  Mark  des  Betrages  über  den  verfügt  wird, 
zusammen  mindestens  1  Mark; 

2.  für  die  Ausreichung  von  Staatsschuldverschreibungen  für  je  angefangene 
1000  Mark  Kapitalbetrag  50  Pfennig,  zusammen  mindestens  1  Mark. 
Vermerke  über  Bevollmächtigungen,  sowie  über  Aenderungen  in  der 
Person  oder  der  Wohnung  des  eingetragenen  Berechtigten  (§  10  Absatz  3) 
sind  gebührenfrei. 

Die  Gebühren  werden  von  dem  Antragsteller,  soweit  nötig,  im  Verwaltungs- 
I  Zwangsverfahren  eingezogen.  Auch  kann  die  Vorausbezahlung  der  Gebühren 
[gefordert  werden. 

An  Gebühren  für  die  gerichtliche  oder  notarielle  Beglaubigung  der  Anträge 
^(§  10  Absatz  2)  sind  zu  erheben: 

bei  Beträgen  bis  2000  Mark:  1  Mark  50  Pfennig, 
bei  Beträgen  über  2000  Mark:  3  Mark. 

§  22. 
Anträge  auf  Eintragung  oder  Löschung  von  Forderungen  und  Vermerken, 
fwelche  in  dem,   dem  Fälligkeitstermine  der  Zinsen  voraufgehenden  Monate  ein- 
^gereicht  werden,  sind  erst  nach  Ablauf  desselben  zu  erledigen. 

§  23. 

Die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  ist  unbedingt  verantwortlich 

1.  dafür,  dass  die  im  Staatsschuldbuche  eingetragenen  Forderungen  und 
die  noch  umlaufenden  Schuldverschreibungen  der  vierprozentigen 
konsolidierten  Anleihe  zusammen  den  gesetzlich  festgestellten  Betrag 
der  letztem  nicht  überschreiten; 

2.  für  die  Löschung,  Kassation  und  Aufbewahrung  der  behufs  Eintragung 
der  Fordenmg  eingereichten  Staatsschuldverschreibungen  bis  zur  gänz- 
lichen Vernichtung  derselben. 

Die  Staatsschuldenkommission  übt  die  fortlaufende  Kontrolle  über  diese 
Ü  Geschäfte. 

§  24. 

Das  Vormundschaftsgericht  kann  anordnen,  dass  die  Eintragung  der  dem 
f  Mündel  gehörigen  Schuldverschreibungen  der  vierprozentigen  konsolidierten  Anleihe 
auf  den  Namen  desselben  im  Staatsschuldbuche  beantragt  werde. 

Die  Anordnung  findet  in  den  Fällen  des  §  60  Absatz  2  der  Vormund- 
schaftsordnimg nicht  statt. 
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§  25. 
Der  Zeitpunkt,  mit  welchem  das  gegenwärtige  Gesetz  in  Kraft  tritt,  wird 
durch  Königliche  Verordnung  bestimmt. 

Der  Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 
Urkundlich  etc. 

Zu  den  einzelnen  Paragraphen  des  Gesetzes  geben  die  Motive  der  Regierungs- 
vorlage folgende  Erläuterung: 

Zu  §  1.  Es  ist  in  Frage  gekommen,  ob  für  die  Eintragung  einer  Forderung 
in  das  Staatsschuldbuch  nicht  ein  Minimalbetrag  zu  setzen  sein  möchte.  Die 
Staatsregierung  hat  diese  Frage  verneint.  Wiewohl  geschäftliche  Rücksichten 
dafür  sprechen  würden  und  auch  die  neue  Institution  weder  bestimmt  noch  geeignet 
sein  kann,  die  bestehenden  Sparkassen  zu  ersetzen,  würde  es  doch  dem  Zwecke 
des  Gesetzes  zuwiderlaufen,  diejenigen,  welche  ihre  kleinen  Ersparnisse  durch 
Eintragung  in  das  Staatsschuldbuch  dauernd  sicher  anlegen  wollen,  von  der 
Wohlthat  des  Gesetzes  auszuschliessen.  Das  Minimum  der  einzutragenden  Be- 
träge richtet  sich  nach  der  Vorlage  jeweilig  nach  der  Höhe  der  Beträge  der  in 
Umlauf  befindlichen  Stücke.  Zur  Zeit  ist  der  niedrigste  Betrag,  über  welchen 
Schuldverschreibungen  der  vierprozentigen  konsolidierten  Anleihe  lauten,  200  Mark. 
In  der  Kommission  wurde  regierungsseitig  wiederholt,  dass  die  amortisablen  Staats- 
anleihen nach  der  bezweckten  Natur  des  Schuldbuchs  sich  zur  Eintragung  in 
dasselbe  nicht  eigneten.  Konsolidierte  Anleihen  mit  einem  Zinsfuss  von  weniger 
als  4  °/o  existierten  zur  Zeit  noch  nicht  und  brauche  deshalb  für  solche  Fürsorge 
noch  nicht  getroffen  werden.  Dies  könne  vielmehr  bei  den  betreffenden  Anleihe- 
gesetzen selbst  geschehen.  Die  4  7«  konsoldierte  Anleihe  bilde  den  Hauptstock 
der  Staatsschuld,  und  würde  voraussichtlich  längere  Zeit  ungekündigt  bleiben. 
Die  47«  "/o  konsolidierte  Anleihe  erscheine  deshalb,  weil  möglicherweise  deren 
Kündigung  schneller  eintreten  könne,  für  das  doch  erst  nach  einiger  Zeit  ins 
Leben  tretende  Staatsschuldbuch  nicht  mehr  qualifiziert. 

§  2  handelt  von  der  Einrichtung  des  Staatsschuldbuchs  und  den  in  demselben 
durch  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  zu  bewirkenden  Eintragungen. 
Die  Thätigkeit  der  letzteren  Behörde  wird  durch  den  im  §  7  enthaltenen  Grund- 
satz, dass  eine  Prüfung  der  Gültigkeit  der  den  Eintragungen  zu  Grunde  liegenden 
Rechtsgeschäfte  nicht  stattfindet,  näher  begrenzt.  Sie  beschränkt  sich  daher 
auf  die  Prüfung,  ob  die  Anmeldung  einer  Eintragung  in  formeller  Hinsicht  den 
Anforderungen  des  Gesetzes  entspricht  oder  ob  dies  nicht  der  Fall  ist.  In  der 
Kommission  wurde  für  selbstverständlich  erachtet,  dass  die  zum  Umtausch  ein- 
zuliefernden Staatsschuldverschreibungen  mit  den  laufenden  Coupons  und  Talons 
versehen  sein  müssen. 

Der  Ausdruck  „zum  Umlauf  brauchbar"  wurde  regierungsseitig  dahin  er- 
läutert, dass  das  Verfügungsrecht  des  Einlieferers  über  die  eingelieferten  Obli- 
gationen erhellen  müsse. 

Soweit  dies  der  Fall  sei,  würden  auch  Papiere,  welche  durch  zahlreiche 
In-  und  Ausserkurssetzungen  oder  durch  Beschmutzung  oder  Beschädigung  etwas 
am  Börsenwert  verloren  hätten,  zum  Umtausch  angenommen  werden. 

Beim  dritten  Absatz  wurde  auf  die  ausserordentlichen  Schwierigkeiten  hin- 
gewiesen, das  Staatsschuldbuch,  wenn  es  einmal  verloren  ginge,  wieder  herzustellen. 
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Regierungsseitig  wurde  darauf  bemerkt,  dass  das  Wort  „getrennt"  bedeuten 
solle  —  in  getrennten  Häusern  —  und  dass  das  Nähere  reglementarisch  geordnet 
werden  würde.  Zu  Absatz  4  wurde  bemerkt :  ob  bei  Einführung  einer  allgemeinen 
Deklarationspflicht  des  steuerpflichtigen  Einkommens  die  gegenwärtige  Besthnmung 
aufrecht  zu  halten  sei,  brauche  dann  erst  geregelt  zu  werden. 

Zu  §  4.  Es  ist  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  für  mehr  als  einen  Betrag 
nicht  gleichzeitig  derselbe  Gläubiger  und  für  jeden  einzelnen  Betrag  nicht  mehr 
als  ein  Gläubiger  eingetragen  werden  kann.  Zur  Vermeidung  von  Verdunke- 
lungen und  zweckloser  Mehrarbeit  ist  es  erforderlich,  dass  das  Rechtsverhältnis 
zwischen  dem  Gläubiger  und  dem  Staate  auf  das  einfachste  konstituiert  und 
erhalten  werde.  Ausgeschlossen  soll  deshalb  die  Eintragung  kollektiv  Berechtigter 
sein,  welche  zu  Zweifeln  und  Differenzen  über  die  Teilnahmerechte  Anlass  geben 
kann  und  bei  Veränderungen  die  Führung  der  Legitimation  sehr  erschwert.  Die 
Eintragung  von  Handelsgesellschaften,  Genossenschaften  etc.,  welche  Rechte 
unter  ihrer  Firma  zu  erwerben  den  Gesetzen  nach  fähig  sind,  beziehw.  solchen 
Massen,  deren  Verwaltung  innerhalb  des  Gebiets  des  Deutschen  Reiches  von 
einer  öffentlichen  Behörde  oder  unter  deren  Aufsicht  geführt  wird,  wird  dadurch 
nicht  gehindert. 

Dass  gleichzeitig  derselbe  Gläubiger  nicht  für  mehr  als  einen  Betrag  ein- 
getragen werden  soll,  rechtfertigt  sich  gleichfalls  durch  die  gebotene  Rücksicht 
auf  thunlichste  Vereinfachung  der  Verwaltung  und  steht  im  Hinblick  darauf, 
dass  der  §  1  die  Eintragung  jeder  beliebig  hohen  Summe,  über  welche  Schuld- 
verschreibungen ausgefertigt  sind,  und  der  §  6  jede  Umschreibung  zulässt,  soweit 
die  zu  übertragenden  Teile  in  Stücken  von  Schuldverschreibungen  der  vier- 
prozentigen  konsolidierten  Anleihe  darstellbar  sind,  mit  keinem  berechtigten 
Interesse  in  Widerspnich.  Von  der  Kommission  wurde  es  für  angemessen  er- 
achtet, eingetragene  Genossenschaften,  eingeschriebene  Hilfskassen  und  juristische 
Personen  sämtlich  nur  dann  zuzulassen,  wenn  sie  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reichs  ihren  Sitz  hätten,  um  die  Staatsschuldenverwaltimg  davon  zu  befreien, 
in  die  schwierige  Untersuchung  über  die  Rechtsbeständigkeit  und  Verfügungs- 
fähigkeit solcher  ausländischen  Anstalten  einzutreten. 

§  5  Absatz  1.  Die  Art  der  Vernichtung  der  eingelieferten  Inhaberobligationen 
bestimmt  der  §  23  sub  2  dieses  Entwurfes. 

Absatz  2.  Die  hier  gedachten  Vorschriften  sind  wesentlich  die  des  Kon- 
solidationsgesetzes vom  19.  Dezember  1869,  die  vierjährige  Verjährungsfrist  für 
die  Zinsen,  die  Vorschriften   über  pupillarische  Sicherheit   und  über  Kautionen. 

§  7  spricht  den  Grundsatz  aus,  dass  zu  Verfügungen  über  die  eingetragene 
Forderung  nur  der  eingetragene  Gläubiger,  die  gesetzlichen  Vertreter  und 
Bevollmächtigten,  sowie  die  Erben  desselben  berechtigt  sind.  Diese  Bestimmung 
folgt  aus  dem  Grundsatze,  dass  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  die 
Gültigkeit  der  Verträge,  auf  welchen  der  Eintragungsantrag  beruht,  nicht  zu 
prüfen  haben  soll.  Auch  gebietet  die  Sicherheit  des  eingetragenen  Gläubigers, 
dass  alle  Anträge  auf  Aenderungen  der  Eintragung  von  ihm  selbst  oder  von 
denjenigen  Personen  ausgehen,  welche  von  ihm  oder  durch  das  Gesetz  berufen 
sind,  an  seiner  Statt  zu  verfügen.  Eine  Ausnahme  muss  allerdings  in  Bezug  auf 
Pfändungen,  vorläufige  Beschlagnahmen,  Ueberweisungen  an  Zahlimgsstatt  etc. 
stattfinden.  Die  Pfändung,  beziehungsweise  die  vorläufige  Beschlagnahme  ist  nach 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.  2gg  ig 
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Lage  der  gesetzlichen  Vorschriften  mit  der  durch  den  Gerichtsvollzieher  erfolgten 
Zustellung  des  Pfändungsbeschlusses,  beziehungsweise  der  Benachrichtigung  an 
den  Drittschuldner,  hier  also  an  die  durch  die  Hauptverwaltung  der  Staats- 
schulden vertretene  Staatskasse  als  bewirkt  anzusehen  (§  730  Absatz  3,  §  744 
Absatz  2  C.P.O.).  Das  Gleiche  gilt  von  den  im  Verwaltungszwangsverfahren 
erfolgenden  Pfändungen  (§  42  Absatz  3,  Verordn.  vom  7.  September  1879, 
Gesetzsamml.  Seite  591).  Femer  erlangt  im  Falle  des  Erlasses  einer  einst- 
weiligen Verfügung  die  Anordnung  des  Gerichts  der  Hauptverwaltung  gegenüber 
mit  Zustellung  des  Gebots  oder  Verbots  die  volle  Wirksamkeit.  Endlich  kann, 
wenn  eine  richterliche  Entscheidung,  durch  welche  eine  eingetragene  Forderung 
dem  nicht  eingetragenen  Kläger  rechtskräftig  zugesprochen  ist,  oder  wenn  eine 
eingetragene  Forderung  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  an  Zahlungsstatt 
übei'wiesen  worden,  nach  den  bestehenden  Vorschriften  der  Antrag  des  ein- 
getragenen Gläubigers  nicht  zur  Voraussetzung  des  Eigentumsüberganges  ge- 
macht werden. 

Abgesehen  davon,  dass  die  Landesgesetzgebung  nicht  für  befugt  würde 
erachtet  werden  können,  Vorschriften  der  Reichsgesetzgebung  ausser  Kraft  zu 
setzen,  kann  es  auch  nicht  in  der  Absicht  liegen,  die  Buchschuldforderungen 
für  einen  der  Zwangsvollstreckung  nicht  unterworfenen  Gegenstand  zu  erklären, 
indem  einerseits  der  Kredit  des  eingetragenen  Gläubigers  wesentlich  beschränkt, 
anderseits  das  Recht  der  persönlichen  Gläubiger  des  letzteren  auf  Befriedigung 
aus  dessen  Vermögen  zu  sehr  beeinträchtigt  werden  würde. 

In  betreff  der  Handelsfirmen  ist  die  Bestimmung  getroffen,  dass  derjenige 
zur  Verfügung  über  die  eingetragenen  Forderungen  und  Rechte  befugt  sein  soll, 
welcher  berechtigt  ist,  die  Firma  zu  zeichnen.  An  sich  würde  dies  ohne  weiteres 
nicht  der  Fall  sein.  Es  würde  vielmehr  die  Möglichkeit  zu  beachten  sein ,  ob 
etwa  in  der  Zwischenzeit  von  der  Eintragung  der  Forderung  etc.  bis  zur  Stellung 
des  Antrages  das  Handelsgeschäft  mit  der  Firma  veräussert  worden  ist  (Art.  22,  23 
d.  H.G.B.),  und  die  Hauptverwaltimg  der  Staatsschulden  würde  sich  der  Prüfung 
nicht  entziehen  können,  ob  nach  dem  Inhalte  des  über  die  Veräusserung  ab- 
geschlossenen Rechtsgeschäftes  und  den  sonstigen  Umständen  des  Falles  die 
Buchschuldforderung  dem  Veräusserer  verblieben  oder  dem  Erwerber  mit  über- 
tragen ist  (v.  Hahn,  Kommentar  z.  H.G.B.  im  §  4  zum  Artikel  22;  Mako  wer. 
H.G.B.  Note  22  c  zum  Artikel  23;  Urteil  des  Plenums  des  Oberhandelsgerichts 
vom  28.  März  1871  in  Stegemann,  Rechtssprechung  des  Reichsoberhandels- 
gerichts Band  1,  S.  377).  Diese  Prüfung  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
aufzuerlegen,  war  aus  den  zu  §  4  entwickelten  Gründen  zu  vermeiden.  Um 
nicht  die  Handelsfirmen  von  der  Berechtigung  auszuschliessen ,  Forderungen  im 
Staatsschuldbuche  eintragen  zu  lassen  oder  zu  erwerben,  ist  die  fragliche  Be- 
stimmung getroffen  und  diese  möchte  um  so  unbedenklicher  erscheinen,  als  die 
Inhaber  von  Handelsfirmen  in  der  Lage  sind,  sich  die  Forderungen  zu  erhalten, 
indem  sie  '  dieselben  vor  der  Abtretung  der  Firma  auf  ihren  Namen  über- 
tragen lassen. 

Zu  §  9.  Diese  Bestimmung,  soweit  sie  die  Zulassung  von  grossjährigen 
Personen  unter  väterlicher  Gewalt  ohne  Zustimmung  des  Vaters  zu  Anträgen 
auf  Eintragungen  etc.  im  Staatsschuldbuche  betrifft,  bezweckt,  von  der  Häupt- 
vei-waltung   der  Staatsschulden    die  in    der  Regel   mit  grossen  Weitläufigkeiten 
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für  die  Behörde  und  die  Interessenten  verbundene  Verpflichtung  abzuwenden, 
im  Einzelfalle  zu  prüfen:  ob  die  Zuziehung  des  Hausvaters  notwendig  ist  oder 
nicht.  Diese  Zuziehung  obligatorisch  vorzuschreiben,  erschien  nicht  angänglich, 
weil  dadurch  die  Schwierigkeiten  der  geschäftlichen  Behandlung  von  der  Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden  auf  den  Verkehr  übertragen  werden  würden. 
Die  Besorgnis,  es  möchten  Hausväter  Anstand  nehmen,  von  der  Eintragung  für 
die  ihrem  Niessbrauche  unterworfene,  dem  Hauskinde  gehörigen  Schuldvei-schrei- 
bungen  Gebrauch  zu  machen,  wenn  diese  über  die  eingetragenen  Forderungen 
ohne  ihre  Zuziehung  verfügen  könnten,  kann  im  allgemeinen  nicht  und  speciell 
deshalb  nicht  geteilt  werden,  weil  sich  dieselben  ihren  Niessbrauch  durch  Ein- 
tragung ihres  Niessbrauchsrechts  in  das  Staatsschuldbuch  sichern  können.  Was 
dagegen  die  Ehefrauen  betrifft,  so  erschien  es  dem  Abgeordnetenhause  unnötig, 
die  Zustimmung  des  Ehemannes  zu  Anträgen  zu  erfordern,  durch  welche  über 
die  eingetragenen  Forderungen,  die  zu  dem  Vermögen  derselben  gehören,  verfügt 
werden  soll. 

§  10  Absatz  2.  Regierungsseitig  wurde  hierzu  in  der  Kommission  be- 
merkt: Unter  Antrag  im  Sinne  dieses  Absatzes  sei  nur  das  Verlangen  des  ein- 
getragenen Berechtigten  zu  verstehen,  die  Aendenmg  an  der  Schuld  im  Buche 
vorzunehmen.  Stände  dieser  Antrag  in  der  Urkunde,  so  sei  das  Anschreiben, 
mit  dem  die  Urkunde  überreicht  werde,  überflüssig  und  bedürfe  als  unerhebliches 
Schriftstück  auch  nicht  der  Beglaubigung.  Enthielte  die  einliegende  Urkunde 
dagegen  den  Antrag  nicht,  so  sei  es  der  Antrag,  welcher  der  Beglaubigung  be- 
dürfe, und  die  anliegende  Urkunde,  welche  unerheblich  sei,  unterliege  einer 
Formvorschrift  nicht. 

Zu  den  §§  10  —  12.  Die  erheblichste  Schwierigkeit  bietet  die  Einfühnmg 
der  Verbriefung  auf  Namen  durch  die  Notwendigkeit  der  Legitimationsprüfung 
in  Fällen  einer  stattgehabten  Veränderung  in  der  Person  oder  in  den  Rechten 
des  Gläubigers.  Bei  Aufrechthaltung  der  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften 
wird  unter  Umständen  die  Legitimationsführung  und  damit  die  Möglichkeit 
einer  Disposition  oder  Geltendmachimg  wohlerworbener  Rechte  gehemmt  sein. 
Viele  Posten  von  Provinzialschulden  haben  lediglich  aus  diesem  Grunde  nicht 
zurückgezahlt  werden  können.  In  dem  ehemaligen  Königreiche  Hannover,  dessen 
Schuldverschreibungen  nicht  in  das  Ausland  gingen,  sondern  sich  auf  einen 
engen  Kreis  von  Oi-ten  und  Personen  konzentrierten,  trat  dennoch  die  Schwierig- 
keit der  Legitimationsführung  der  Rückzahlung  der  auf  Namen  verbrieften 
Staatsschuldkapitalien  so  hindernd  entgegen,  dass  zunächst  durch  Verordnung 
vom  2.  Juli  1824  der  1.  Januar  1818  als  der  Zeitpunkt  festgestellt  wurde,  bis 
zu  welchem  hinauf  es  genügen  solle,  die  Legitimation  zu  führen,  und  demnächst 
wurde  durch  Gesetz  vom  10.  August  1836  bestimmt,  dass  bei  Obligationen  auf 
Namen  die  Legitimation  dessen  als  geführt  angesehen  werden  solle,  welcher  die 
Obligation  besitze  und  nachweise,  dass  die  für  die  letzten  sechs  Jahre  zahlbaren 
Zinsen  von  ihm  selbst  oder  von  seinen  Vorgängern,  in  Ansehung  deren  er  den 
Uebergang  des  Eigentums  darzuthun  vermöge,  erhoben  worden  seien.  Ungeachtet 
dieser  die  Legitimationsfühi-ung  wesentlich  erleichternden ,  damit  aber  zugleich 
die  Sicherheit  des  ursprünglichen  Gläubigers  wesentlich  gefährdenden  Vorschriften 
hat  doch  die  Legitimation  nicht  in  allen  Fällen  geführt  werden  können.  Die 
Legitiniationsprüfung    der    vorhandenen   Schwierigkeiten  willen    durch   Special- 
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bestimmungen  noch  mehr  zu  erleichtern,  empfiehlt  sich  nicht,  weil  dadurch  in 
dem  gleichen  Masse  die  Sicherheit  des  Berechtigten  geschädigt  werden  würde. 
Solche  Specialbestimmungen  scheinen  im  vorliegenden  Falle  aber  auch  um 
deswillen  weniger  notwendig,  weil  die  Bestimmung,  dass  die  Zinsen,  vorerst 
wenigstens  (cfr.  §  19),  nur  gegen  Quittung  des  eingetragenen  Gläubigers  (nicht 
gegen  Zinsscheine)  gezahlt  werden  sollen,  für  den  Erwerber  einer  eingetragenen 
Forderung  ein  besonders  wirksames  Kompelle  bildet,  die  Aenderung  der  Ein- 
tragung herbeizuführen,  während  bei  Erbfällen  eine  wirksame  Aufforderung  zur 
unverzüglichen  Führung  der  Legitimation  und  zur  Stellung  der  darauf  zu 
gründenden  Anträge  in  der  gesperrten  Zinszahlung  liegt.  In  allen  Fällen  j  in 
welchen  es  sich  um  die  Prüfung  der  Legitimation  von  Todes  wegen  handelt, 
überträgt  der  Entwurf  dieselbe  nicht  der  Hauptverwaltimg  der  Staatsschulden, 
sondern  den  Gerichten  beziehungsweise  den  Konsuln  des  Deutschen  Eeichs, 
soweit  ihnen  von  dem  Reichskanzler  die  Ermächtigung  zur  Ausstellung  solcher 
Bescheinigungen  erteilt  ist.  "Was  die  Gei'ichte  anbelangt,  so  kommt,  soweit  es 
sich  dabei  um  die  Intestaterbfolge  handelt,  das  Gesetz  vom  12.  März  1869,  be- 
treffend die  Ausstellung  gerichtlicher  Erbbescheinigungen  (Gesetzsamml.  S.  473), 
in  Anwendung.  Neu  ist  dagegen  die  Ausdehnung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
auf  die  Testamentserbfolge.  Auch  hier  soll  der  Hauptverwaltung  ein  gericht- 
liches Attest  beigebracht  werden,  welches  sie  von  einer  ihr  für  sämtliche  Landes- 
teile und  für  die  verschiedenen  Rechtsgebiete  weder  anzuvertrauenden  noch 
zuzumutenden  Untersuchung  befreit,  ob  ein  Testament,  Erbvertrag  etc.  formell 
und  materiell  gültig  oder  ungültig  ist.  Es  empfiehlt  sich  dieses  schon  aus 
finanzpolitischen  Rücksichten,  um  von  jener  Behörde  auch  den  Anschein  fem  zu 
halten,  als  ob  dieselbe  bei  der  Geltendmachung  etwaiger  Bedenken  gegen  die 
prompte  Erfüllung  von  Vei-pflichtungen  des  Staates  sich  von  fiskalischen  Interessen 
leiten  lasse.  Zu  jener  Untersuchung  erscheinen  vielmehr  diejenigen  staatlichen 
Organe  am  geeignetsten,  denen  allgemein  und  in  der  Regel  die  Feststellung 
zweifelhafter  oder  ungewisser  vermögensrechtlicher  Verhältnisse  der  Staatsan- 
gehörigen, auch  dem  Staate  selbst  gegenüber,  übertragen  ist.  Dazu  treten 
praktische  Rücksichten  von  wesentlicher  Bedeutung.  Das  Erbschaftsgericht 
(§  28  d.  C.P.O.)  kennt  das  einzelne  zur  Anwendung  kommende  Landesrecht 
besser  und  bietet  eine  sicherere  Gewähr  für  die  Richtigkeit  seiner  Entscheidung, 
als  eine  demselben  femstehende  Behörde,  was  bei  der  grossen  und  vielfachen 
Verschiedenheit  der  geltenden  Erbrechtssysteme  besonders  ins  Gewicht  fällt. 
Auch  der  Nachlassrichter  des  Amtsgerichts  I.  zu  Berlin,  dessen  Zuständigkeit, 
von  dem  Eintritte  der  Konsuln  abgesehen,  für  die  Fälle  angenommen  ist,  wo 
ausserpreussisches  Recht  zur  Sprache  kommt,  wird  durch  den  gesamten  Verkehr, 
der  bei  ihm  stattfindet,  besser  in  der  Lage  sein,  sich  über  fremde  Rechte  unter- 
richten zu  können  ').     Das  Bedenken,  eine  über  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 


^)  In  der  Kommission  wurde  vorgeschlagen,  für  ausländische  Erbbescheini- 
gungen das  französische  Recht  anzunehmen ,  welches  Erbbescheinigungen ,  die 
von  den  zuständigen  ausländischen  Behörden  ausgestellt  sind,  für  ausreichend 
erklärt,  sobald  dieselben  von  einem  einheimischen  diplomatischen  oder  konsu- 
larischen Agenten  legalisirt  sind.  Dieser  Vorschlag  wurde  abgelehnt;  es  wurde 
hingewiesen  auf  den  §  8  des  Gesetzes  vom  12.  März  1869,  welcher  sagt:  „Ge- 
hören  zum  Nachlasse   einer  Person,    welche   zur  Zeit  ihres  Todes   in  Preussen 
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vom  12.  März  1869  (Gesetzsamml.  S.  473)  hinausgehende  Befassung  der  Gerichte 
mit  der  Prüfung  der  Legitimation  liege  ausserhalb  des  Gebiets  der  Rechtspflege 
und  widerspreche  dem  Grundsatze,  dass  der  Schuldner  in  erster  Linie  verpflichtet 
sei,  die  Legitimation  seines  Gläubigers  zu  prüfen,  erledigt  sich  durch  die  Er- 
wägung, dass  der  Staat  der  Schuldner  ist,  dass  sich  derselbe  in  seinen  Funktionen 
durch  dasjenige  seiner  Organe  vertreten  lassen  kaim,  welches  zur  Ausübung 
derselben  das  geeignetste  ist,  und  dass  es  sich  nicht  um  die  Frage  handelt,  ob 
die  richterKche  Prüfung  der  Legitimation  der  Erben  auf  Grund  letztwilliger 
Verfügungen  nach  dem  bestehenden  R^cht  in  Anspruch  genommen  werden  kann, 
sondern  vielmehr  darum,  ob  es  zweckmässig  ist,  für  die  Zukunft  dieses  Verfahren 
einzuführen.  Dieses  Bedenken  würde  übrigens  in  gleicher  "Weise  der  Befassung 
der  Gerichte  mit  der  Prüfung  der  Legitimation  der  Intestaterben  imd  mit  der 
Prüfung  der  Legitimation  der  Eigentümer  bei  der  Wiederinkurssetzung  von 
ausser  Kurs  gesetzten  Inhaberpapieren  entgegenstehen  und,  nachdem  dasselbe 
bei  dem  Erlass  der  Gesetze  vom  12.  März  1869  (Gesetzsamml.  S.  473)  bezw. 
vom  4.  Mai  1843  (Gesetzsamml.  S.  179)  nicht  für  durchschlagend  erachtet  ist, 
auch  bei  Handhabung  dieser  Gesetze  praktisch  sich  nicht  fühlbar  gemacht  hat, 
kann  demselben  im  vorliegenden  Falle,  wo  es  sich  um  eine  die  Ausserkurssetzung 
ersetzende  Einrichtimg  handelt,  eine  entscheidende  Bedeutung  nicht  weiter  bei- 
gelegt werden.  Auch  bietet  die  Gesetzgebung  für  die  fragliche  Bestimmung 
schon  insofern  einen  Vorgang,  als  durch  §  11  der  Allerhöchsten  Kabinetsordre 
vom  2.  November  1822  (Gesetzsamml.  S.  229)  bestimmt  ist,  dass  die  kompetente 
Justiz-  oder  Vormundschaftsbehörde  festzustellen  habe .  welchen  Individuen ,  als 
Eigentümern,  gemäss  dieser  Entscheidung  die  Herauszahlung  der  von  der  Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden  verwalteten  zu  den  Provinzialstaatsschulden  ge- 
hörigen Deposita  zu  leisten  ist. 

Was  die  Konsuln  des  Deutschen  Reichs  betrifft,  so  erschien  es,  um  für 
Ausländer  die  Beschaffung  der  fraglichen  Bescheinigungen  zu  erleichtem,  angezeigt, 
dieselben  zur  Ausstellung  solcher  Bescheinigungen  zu  ermächtigen.  Diese  Er- 
mächtigung konnte  indessen  nur  denjenigen  Konsuln  erteilt  werden,  welchen 
die  Befugnis  hierzu  vom  Reichskanzler  nach  Feststellung  ihrer  Qualifikation 
ansdiiicklich  verliehen  wird. 

Zu  den  folgenden  §§  wurde  bei  der  Kommissionsverhandlung  bemerkt : 
§  14.     1.  , Zum, Widerruf  einer  Vollmacht  genügt  schriftliche  Form." 
Wenn  auch  ein  Unbefugter  die  Vollmacht  aufruft  und  tue  Staatsschulden- 
verwaltung dadurch  täuscht,    so  wird  doch  die  Folge  davon  nur  die  sein,    dass 


keinen  ordentlichen  Gerichtsstand  hatte  ...  in  öffentlichen  Büchern  eingetragene 
Rechte  .  .  .,  so  ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  .  .  .  das  öffentliche  Buch  geftihrt 
wird,  zur  Ausstellimg  einer  Bescheinigung  zuständig,  welche  den  Erben  zur 
Verfügung  .  .  .  über  das  eingetragene  Recht .  .  .  legitimiert.  Daraus  folgere  die 
Kompetenz  des  Amtsgerichts  I.  in  Berlin  zur  Ausstellimg  solcher  Atteste  für 
Staatsbuchschulden,  falls  der  verstorbene  Gläubiger  keinen  ordentlichen  Gerichts- 
stand in  Preussen  gehabt  habe.  Die  Erben  oder  Legatare  würden  durch  Atteste 
ihrer  heimatlichen  Gerichte  oder  Notare  diesem  Gerichte  die  nötigen  Unterlagen 
zu  beschaffen  haben,  auf  Grund  deren  das  Berliner  Gericht  das  Erbattest  aus- 
stellen könne. 

Es    läge   kein  Anlass   vor,    von   dieser   allgemeinen  Regelung   in   diesem 
konkreten  Falle  abzuweichen. 
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nur  der  eingetragene  Gläubiger  wieder  als  der  allein  Verfügungsberechtigt« 
dasteht;  Zahlungen  an  ihn  selbst  sind  aber  immer  rechtswirksam  und  können 
wesentliche  Nachteile  oder  Regressiwerbindlichkeiten  nicht  bewirken. 

2.  „Zur  Löschung  von  persönlichen  unvererblichen  Einschränkungen  des 
Gläubigerrechts  oder  des  Verfügungsrechts,  welche  durch  den  Tod  des  Berech- 
tigten erloschen  sind ,  ist  nur  die  Beibringung  des  Totenscheins  erforderlich. 
Das  Recht  auf  den  Bezug  rückständiger  Leistungen  wird  hierdurch  nicht  berührt." 

Diese  wesentlich  der  Grundbuchordnung  entnommene  Bestimmung  recht- 
fertigt sich  dadurch,  dass  diese  Rechte  mit  dem  Tode  des  Berechtigten  notwendig 
erlöschen.  Weil  aber  die  Löschung  des  Eintrages  auch  das  Recht  auf  die  für 
den  Verstorbenen  rückständigen  Zinsen  vernichten  würde,  so  mussten  diese  Rück- 
stände trotz  der  Löschung  ausdrücklich  reser-viert  werden. 

3.  ,  Anträge  und  Urkunden  öffentlicher  Behörden  bedürfen,  wenn  sie  ordnungs- 
niässig  unterschrieben  und  untersiegelt  sind,  keiner  Beglaubigung." 

Auch  diese  der  Grundbuchordnung  entnommene  Erleichterung  erschien 
unbedenklich.  Eine  Ausdehnung  dieser  Bestimmung  auf  alle  Kor^Dorationen, 
welche  ein  öffentliches  Siegel  führten,  wurde  zwar  abgelehnt,  regierungsseitig 
aber  die  Erklärung  abgegeben,  dass  der  Begriff  der  Behörde  in  demselben  weit- 
gehenden Sinne  auszulegen  sein  werde,  wie  derselbe  für  Ausser-  und  Wieder- 
inkurssetzungen  herkömmlich  sei. 

An  den  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Mai  1878  über  die 
Legalisation  von  Urkunden  wurde  hierdurch  nichts  geändert. 

§  15.  Zum  Absatz  1  wurde  dai-auf  hingewiesen,  dass  das  blosse  Benach- 
richtigungsschreiben über  erfolgte  Eintragungen,  wenn  dasselbe  bei  Löschungen 
nicht  wieder  eingezogen  würde,  keine  Garantie  dafür  gewähre,  dass  die  Staats- 
buchschuld nicht  bereits  wieder  abgehoben  sei,  und  dass  bei  Kassem-evisionen 
von  Stiftungen  und  ähnlichen  Anstalten  sonach  ein  Belagsstück  dafür  nicht 
existiere,  dass  die  Staatsbuchschuld,  in  welcher  das  Vermögen  der  Stiftung  an- 
gelegt sein  solle,  noch  validiere.  Anträge  wurden  nicht  gestellt.  Regierungs- 
seitig wurde  dazu  bemerkt,  dass  ausser  der  Benachrichtigung  über  die  Ein- 
tragung dem  Einlieferer  auch  noch  eine  Quittung  der  Staatskasse  über  den 
Eingang  der  übersandten  Konsols  zugehen  würde.  Sie  lehnte  es  aber  ab,  beide 
Scheine  bei  Löschung  der  Schuld  wieder  einzuziehen,  weil  dadurch  namentlich 
der  Benachrichtigungsschein  im  Verkehr  den  urkundlichen  Charakter  erhalten 
würde,  der  gerade  bei  dieser  Staatsschuldform  vermieden  werden  solle. 

Absatz  2.  Das  letzte  Wort  desselben  „  Verschreib ung"  wurde  gewählt,  um 
klarzustellen,  dass  durch  diese  Bestimmung  dem  Benachrichtigungsschreiben  der 
Charakter  einer  Urkunde  im  allgemeinen,  insbesondere  im  strafrechtlichen  Sinne 
nicht  genommen  werden  solle,  wenn  dasselbe  auch  nicht  ein  eigentliches  Beweis- 
dokument über  die  Staatsbuchschuld  oder  gar  den  Träger  der  Schuld  bilde. 

§  16.  Die  hier  vorgeschlagenen  Massregeln  erschienen  erforderlich,  um  die 
Staatsschulden  Verwaltung  nicht  mit  einer  Menge  verwickelter  und  illiquider 
Schulden  zu  belasten. 

Zu  Nr.  3  wurde  bemerkt,  dass  der  Staatsschuldenverwaltung  selbstverständich 
obliege,  auf  Grund  des  bei  der  Konkurseröffnung  ergehenden  offenen  Arrestes 
(§  108—109  der  Reichskonkursordnung)    dem   Konkursverwalter  Anzeige   davon 

294 


Das  neue  preassische  Staatsscholdbuch.  295 

zu  machen,  dass  für  den  Kridar  eine  Forderung  im  Staatsschuldbuch  eingetragen 
sei,  weil  der  Konkursverwalter  gesetzlicher  Vertreter  des  Kridars  werde. 

Zu  Nr.  5  wurde  regierungsseitig  bemerkt,  dass  die  Staatsschulden  Verwaltung, 
wenn  Erben  eines  Gläubigers  sich  nicht  meldeten,  es  als  nobile  officium  ansehen 
würde,  sich  bei  den  Heimatsbehörden  des  verstorbenen  Gläubigers  nach  dessen 
Erben  zu  erkimdigen  und  diesen  von  der  Staatsbuchschuld  ihres  Erblassers 
Nachricht  zu  geben. 

Zu  §  19  wurde  in  der  Konmiission  in  Anregung  gebracht,  das  die  Zahlung  der 
Zinsen,  namentlich  für  grössere  Beträge,  auch  auf  anderem  Wege,  als  durch  die 
St«uerkassen  und  durch  die  Reichspost  offen  gehalten  werden  müsse.  Zwar  werde 
durch  die  Möglichkeit,  einen  anderen  zum  Zinsemi^fang  zu  bevollmächtigen,  den 
Zinsberechtigten  in  dieser  Hinsicht  schon  ein  weiter  Spielraum  gegeben.  Indes 
erscheine  es  nach  dem  englischen  und  nordamerikanischen  Beispiele  auch  wünschens- 
wert, die  Zinszahlung  durch  Checks  oder  Warrants  für  die  Zukunft  frei  zu  lassen, 
weü  das  Checksystem,  wenn  es  auch  in  Deutschland  zur  Zeit  eine  gesetzliche 
Unterlage  noch  nicht  habe,  sich  hier  doch  auch  bald  einbürgern  würde.  Es  ist 
deshalb  am  Schlüsse  der  vierten  Zeile  hinter  dem  Worte  ,Post*  eingeschoben 
,oder  auf  sonstige  vom  Finanzminister  zu  bestimmende  Weise*. 

Die  Motive  der  Regierungsvorlage  fahren  dann  fort: 

Der  §  18  steht  mit  §  22  in  Zusammenhang. 

Zur  Erledigung  der  bei  der  Hauptverwaltuaig  der  Staatsschulden  eingehenden 
Anträge  ist,  auch  wenn  die  derselben  obliegende  Prüfung  rein  formaler  Natur 
ist.  ein  längerer  durch  den  Geschäftsgang  bedingter  Zeitraum  erforderlich.  Es 
ist  daher  nicht  unbedingt  angänglich,  die  Zinszahlung  an  den  zu  leisten,  welcher 
die  Forderung  erworben  hat  und  dessen  Eintragung  als  Gläubiger  bereits 
beantragt  ist,  sondern  nur  an  denjenigen,  welcher  an  einem  bestimmten  Tage 
vorher  als  Gläubiger  im  Staatsschuldbuche  eingetragen  steht.  Dazu  kommt,  dass 
der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  zur  Ennittelung  der  Zinsberechtigten 
ein  längerer  Zeitraum  gegeben  werden  mass  und  dass  ihre  Arbeitskräfte  von 
dieser  Ermittelung  und  den  die  Zinszahlung  vorbereitenden  Arbeiten  derart  ab- 
sorbiert werden,  dass  für  andere  Geschäfte,  insbesondere  zu  Eintragungen  in 
das  überdies  anderweit  in  Anspruch  genommene  Staatsschuldbuch  keine  Zeit 
bleibt.  Es  ist  nun  davon  ausgegangen,  dass  die  Staatsschuldenvei-waltung  im- 
stande sein  wird,  die  Einti-agungen,  welche  bei  ihr  bis  zum  Schlüsse  der  Monate 
Mai  und  November  beantragt  werden,  bis  zum  10.  Tage  der  Monate  Juni  und 
Dezember  zu  erledigen,  und  dass  der  Zeitraum  von  da  bis  zum  Ende  dieser 
Monate  ausreichen  wird,  um  die  Zahlungen  für  die  Anfang  Juli  und  Januar 
jedes  Jahres  fällig  werdenden  Zinsraten  vorzubereiten. 

Die  Bestimmung,  dass  die  Zinszahlung  an  denjenigen  erfolgen  soll,  welcher 
am  10.  Tage  des  der  Zinszahlung  vorangegangenen  Monats  eingetragener  Be- 
rechtigter war,  berührt  den  Fall,  dass  eine  im  Zwangsvollstreckungsverfahren 
an  Zahlungsstatt  erfolgte  Zinsüberweisung  zur  Kenntnis  der  Hauptverwaltung 
der  Staatsschulden  gebracht  wird,  nicht.  In  dieser  Beziehung  gilt  das  zu  §  8 
Gesagte. 

§  21.  Die  Staatsregierung  erachtet  es  für  angemessen,  für  die  Umwandlung 
von  Staatsschuldverschreibungen  in  Buchschulden  des  Staats,  sowie  für  sonstige 
Eintragungen   und  Löschungen,    endlich   auch   für  die  Ausreichung  von  Staats- 
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Schuldverschreibungen  eine  Gebühr  zu  erheben.  Diese  Gebühr  ist  in  Rücksicht 
auf  das  Interesse,  welches  der  Staat  daran  zu  nehmen  hat,  dass  von  der  Ein- 
richtung ein  recht  umfangreicher  Gebrauch  gemacht  werde,  möglichst  niedrig 
bemessen.  Die  Frage,  ob  von  der  Zahlung  einer  Gebühr  für  die  erste  Eintragung 
einer  Forderung  nicht  ganz  abzusehen  sein  möchte,  ist  verneinend  entschieden, 
da  eine  massige  Gebühr  die  Eintragung  nicht  verhindern  wird,  wenn  der  Besitzer 
von  Staatsschuldverschreibungen  seine  Forderung  für  eine  längere  Zeitdauer  in 
eine  Buchforderung  umzuwandeln  beabsichtigt,  während  dieselbe  immerhin  einen 
Schutz  dagegen  bietet,  dass  nicht  Umwandlungen  bewirkt  werden,  bei  denen 
diese  Absicht  nicht  vorliegt,  und  welche  sich  deshalb  für  die  Benutzung  der 
Schuldbucheinrichtung  nicht  eignen. 

.  Durch  die  Worte  „des  Betrages,  über  den  verfügt  wird",  war  klar  zu 
stellen,  dass  stets  nur  der  von  der  Verfügung  betroffene  Wert  zur  Unterlage 
der  Gebührenberechnung  dienen  dürfe. 

Bezüglich  der  Höhe  der  Gebühren  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Reichsbank  für  ihre  Depositen  30  Pfennig  für  1000  Mark  alljährlich  liquidiere, 
während  hier  nur  25  Pfennig  gefordert  würden  für  die  ganze  Zeit,  während  welcher 
eine  Veränderung  im  Schuldverhältnis  nicht  einträte;  femer  wurde  auf  die 
grossen  Kosten  hingewiesen,  welche  dem  Staate  aus  der  Einrichtung  des  Staats- 
schuldbuches erwachsen,  und  welche  durch  die  vorgeschlagenen  Gebühren  schwer- 
lich volle  Deckung  finden  würden.  Es  erscheine  nicht  angezeigt,  durch  weitere 
Verringerung  der  Gebühren  den  durchgängig  wohlhabenden  Staatsschuldbuch- 
gläubigem noch  weitere  Vorteile  auf  Kosten  der  Gesamtheit  zuzuwenden.  Die 
grosse  Sorgfalt,  welche  jeder  Vermerk  ins  Staatsschuldbuch  erfordere  und  die 
unerlässliche  genaue  Kontrolle  liessen  die  geforderten  Gebührensätze  der  zu 
leistenden  Mühewaltung  auch  mindestens  gleichwertig  erscheinen.  Wenn  in  der 
Nr.  2  für  die  Auslieferung  von  Inhaberpapieren  ausser  den  in  der  Nr.  1  gedachten 
Löschungsgebühren  noch  fernere  50  Pfennig  für  je  1000  Mark  gefordert  würden,/ 
so  seien  diese  50  Pfennig  nur  gerade  ein  ausreichendes  Aequivalent  für  die  bei 
dem  verwendeten  Faserpapier  beträchtlichen  Herstellung«- und  für  die  Registrierungs- 
kosten solcher  Schulddokumente. 

Für  die  Beglaubigung  von  Anträgen,  mag  dieselbe  gerichtlich  oder  notariell 
erfolgen,  war  nach  analogen  Vorgängen  (vergl.  z.  B.  die  Hinterlegungsordnung 
vom  14.  März  1879,  Gesetzsamml.  S.  249)  zweckmässig  eine  Pauschgebühr,  und 
zwar  in  zwei  Abstufungen  zu  einem  massigen  Betrage  festzusetzen. 

Zu  •§§  23.  24.  Die  Verantwortlichkeit  der  Hauptverwaltung  der  Staats- 
schulden ist  im  §  6  des  Gesetzes  vom  24.  Februar  1850,  betreffend  die  Ver- 
waltung des  Staatsschuldenwesens  und  die  Bildung  einer  Staatsschuldenkommission, 
(Gesetzsamml.  S.  57)  präcisiert.  Es  ist  nicht  beabsichtigt,  die  Stellung  derselben 
dem  Finanzminister  und  der  Staatsschuldenkommission  gegenüber  zu  ändern. 
Die  Bestimmungen  über  die  unbedingte  Verantwortlichkeit  dieser  Behörde  haben 
aber  die  Verbriefung  der  Staatsschuld  durch  Schuldverschreibungen  zur  Voraus- 
setzung und  bedürfen  sonach  einer  Ergänzung  im  Geiste  dieses  Gesetzes  dahin, 
dass  die  Hauptverwaltung  dafür  einzustehen  hat,  dass  der  Gesamtbetrag  der 
Staatsschulden  durch  die  auf  Grund  des  vorliegenden  Gesetzentwurfs  vorzuneh- 
menden Eintragungen  und  Ausfertigungen  nicht  geändert  wird,  dass  mithin 
nicht  Forderungen  ohne   gleichzeitige  Einziehung   des   entsprechenden  Betrages 
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von  Schuldverschreibungen  eingetragen  oder  geschehener  Aushändigung  neuer 
Schuldverschreibungen  ungeachtet  ungelöscht  bleiben,  sowie  dass  nicht  eingetragene 
Forderungen  gelöscht  werden,  ohne  dass  zugleich  die  Ausfertigung  eines  gleich 
hohen  Betrages  von  Schuldverschreibungen  erfolgt.  Femer  war  dieselbe  nach 
Analogie  der  Bestimmung  des  §  6  Lit.  e  des  Gesetzes  vom  24.  Februar  1850 
(Gesetzsamml.  S.  57)  für  die  Löschimg,  Kassation  und  Aufbewahrung  der  behufs 
Eintragung  der  Fordenmg  eingereichten  Staatsschuldverschreibimgen  bis  zur 
gänzlichen  Vernichtung  derselben  verantwortlich  zu  machen. 

Zu  §  25.  Im  Interesse  sowohl  der  unter  Vormundschaft  oder  Pflegschaft 
stehenden  Personen,  als  auch  der  neuen  Einrichtung  selbst  erscheint  es  wünschens- 
wert, den  Vormundschaftsgerichten  die  Möglichkeit  zu  geben,  ihrerseits  ebenfalls 
von  der  neuen  Einrichtung  Gebrauch  machen  zu  können.  Zu  diesem  Zwecke 
ist  im  §  25  eine  Bestimmung  getroffen,  welche  den  §  60  der  Vormundschafts- 
ordnung vom  5.  Juli  1875  (Gesetzsamml.  S.  431)  entsprechend  ergänzt. 

In  welcher  Weise  eine  Sicherung  dahin  zu  treffen  ist,  dass  die  Löschung 
einer  Mündelforderung  und  die  Ausreichung  von  Staatsschuldverschreibimgen 
nicht  ohne  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  geschehen  kann,  insbesondere 
ob  dies  nach  dem  Vorgange  der  Anordnung,  welche  die  Reichsbank  in  betreff 
der  bei  derselben  in  Verwahrung  gegebenen  "Wertpapiere  von  Mündeln  getroffen 
hat,  durch  entsprechende  Anweisung  der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
zu  geschehen  haben  wird,  oder  ob  es  zu  diesem  Zwecke  der  Eintragung  eines 
besonderen  Vermerkes  in  das  Staatsschuldbuch  bedarf,  kann  der  Festsetzung  im 
Instruktionswege  überlassen  bleiben. 

Zu  §  26.  Der  Zeitpunkt,  mit  welchem  das  Gesetz  in  Kraft  treten  soll, 
ist  der  Festsetzung  im  Wege  königlicher  Verordnung  vorbehalten,  weil  vorher 
noch  geschäftliche  Einrichtungen  aller  Art,  welche  einen  längeren  gegenwärtig 
nicht  mit  Sicherheit  zu  bemessenden  Zeitaufwand  erfordern;  getroffen  werden 
müssen.  Dahin  gehört  namentlich  die  Feststellung,  ob  das  Dienstgebäude  der 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  in  seiner  gegenwärtigen  Einrichtung  aus- 
reichen wird,  um  in  demselben  die  Bureaus  und  das  Personal  eines  ganz  neuen 
Zweiges  der  Verwaltung,  welcher  gleich  bei  seiner  ersten  Einrichtung  einen 
nicht  zu  unterschätzenden  Aufwand  von  Arbeitskraft  und  Raum  beanspruchen 
wird,  unterzubringen.  Sollte  dies  nicht  der  Fall  sein,  so  würde  die  Staats- 
regierung dem  Landtag  vor  dem  Erlasse  der  königlichen  Verordnung  noch 
Vorschläge  wegen  der  Beschaffung  anderweitiger  Räumlichkeiten  unterbreiten 
und  die  Bereitstellung  der  dazu  erforderlichen  Geldmittel  in  Antrag  bringen 
müssen. 

Neuerdings  ist  der  erste  Oktober  d.  J.  als  Termin  zur  Eröffnung  des 
Staatsschuldbuches  ins  Auge  gefasst. 


Eine  kurze  Zusammenstellung  der  Vorteile  und  der  Nachteile,  die  das 
Btaatsschuldbuch  mit  sich  bringt,  ergibt  folgendes: 

Seine  Vorteile  bestehen  darin: 

1.  Es  schafft  dem  Eingetragenen  ein  gewisses,  gesichertes  Gläubigerrecht 
j(Schuldeigentum). 
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2.  Es  überhebt  ihn  der  sehr  lästigen  Pflicht,  seine  Inhaberpapiere  aufzu- 
bewahren und  sichei-t  ihn  gegen  die  Folgen  des  Diebstahls,  der  Zerstörung  und 
des  Verlegens  derselben. 

3.  Es  überhebt  ihn  ferner  jeder  Verwaltungsmühe;  nicht  einmal  die  Zins- 
coupons braucht  er  selbst  zu  realisieren,  sondern  die  Zinsen  werden  ihm  ins 
Haus  geschickt.  Er  kann  sogar  ohne  Mühe  sein  Geld  auf  Zinseszinsen  anlegen, 
wenn  er  bei  Erwerb  der  Staatsbuchschuld  eine  Vollmacht  für  eine  Sparkasse  mit 
einliefert,  wonach  diese  die  Zinsen  für  ihn  erheben,  sie  verzinslich  anlegen,  und 
sobald  der  Betrag  von  200  M.  erreicht  ist,  dafür  einen  Konsol  ankaufen  und 
diesen  zum  Staatsschuldbuch  zur  Vermehrung  seines  dortigen  Guthabens  ein- 
liefern soll.  Für  Leute,  die  nicht  in  die  Gefahr  kommen  wollen ,  ihre  Zinsen  zu 
verbrauchen  oder  sich  um  ihre  Kapitalien  nicht  kümmern  können  oder  wollen, 
ist  dies  ein  bequemer  Weg,  um  ohne  Risiko  und  Mühe  ihr  Kapital  nicht  nur 
zu  konservieren,  sondern  stetig  zu  mehren,  eine  Sparkasse  mit  unbeschränkter 
Einlage. 

Die  Nachteile  liegen  in  folgendem: 

1.  Der  Rückempfang  der  Inhaberpapiere  ist  mit  Formalitäten  vei'knüpft, 
die  insoweit  noch  grösser  sind,  wie  beim  Grundbuch,  als  mündliche  Anträge 
nicht  zulässig  sind,  mündliche  Rücksprache  über  die  zu  erfüllenden  Formalitäten 
ebenfalls  nicht,  und  im  Erbfall  stets  ein  Erbeslegitimationsattest  zu  beschaffen 
ist.  Dies  wird  manchen  bestimmen,  lieber  sich  mit  der  Ausserkurssetztmg 
seiner  Inhaberpapiere  zu  begnügen,  oder  dieselben  bei  der  Reichsbank  zu  depo- 
nieren. Bei  dieser  kann  er  alle  Arten  von  Inhaberpapieren  gleichzeitig  hinter- 
legen, alle  Banquiergeschäfte  bezüglich  derselben  besorgen  lassen,  sich  durch 
Stichwort  sichern  und  in  schwierigen  Legitimationsfällen  die  Rückgabe  leichter 
erlangen,  weil  die  Bank  frei  von  Regress  ist,  wenn  sie  das  Depositum  an  den 
blossen  Inhaber  des  Depositalscheins  (event.  gegen  gleichzeitige  Nennung  des 
Stichworts)  herausgibt  und  deshalb  Legitimation  zwar  verlangen  kann,  aber 
nicht  zu  verlangen  braucht,  sonach  Kulanz  zu  üben  in  der  Lage  ist. 

2.  Der  Gläubiger  hat  kein  eigentliches  Schulddokument  in  Händen,  wo- 
durch er  dritten  Personen  beweisen  könnte,  dass  die  Staatsbuchschuld  noch  fort- 
bestehe. Denn  die  Quittung  über  die  Einlieferung  von  Konsols  zum  Staatsschuld- 
buche und  der  Benachrichtigungszettel  über  die  daraufhin  erfolgte  Eintragung 
einer  Staatsbuchschuld  ins  Zins-Register  werden  von  der  Staatsschuldenvei-waltung, 
wenn  die  Konsols  zurückgefordert  werden  und  dadurch  die  Staatschuld  erlischt, 
nicht  wieder  eingezogen,  verbleiben  vielmehr  in  Händen  des  vormaligen  Staats- 
schuldgläubigers. Daher  kann  der  dritte,  dem  eine  solche  Kassenquittung  und 
ein  solcher  Benachrichtigungszettel  als  Beweis  für  die  Entstehung  einer  Staats- 
buchschuld vorgelegt  werden,  nie  mit  Sicherheit  beurteilen,  ob  diese  Staatsbuch- 
schuld nicht  bereits  durch  Abhebung  der  Konsols  wieder  erloschen  ist,  und  nur 
noch  jene  Zettel  als  nichtige  Dokumente  beim  vormaligen  Gläubiger  zurück- 
geblieben sind.  Selbst  eine  Erkundigung  bei  der  Staatsschuldbuchbehörde  über 
den  Fortbestand  der  Schuld  gibt  keine  volle  Garantie  hierüber,  denn  in  der 
Zeit  von  der  Absendung  der  bejahenden  Antwort  dieser  Behörde  bis  zu  deren 
Eingange  kann  der  Eingetragene  die  Konsols  durch  einen  Bevollmächtigten  ab- 
holen lassen. 

Dass  der  Benachrichtigungszettel  keine  Garantie  für  den  Fortbestand  der 
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Schuld  ergibt,  soll  sogar  auf  demselben  in  möglichst  auffälliger  Weise  auf- 
gedruckt werden. 

Es  wird  daher  bei  Uebertragung  von  Staatsbuchschulden  die  Valuta  erst 
dann  mit  Sicherheit  an  den  Cedenten  gezahlt  werden  können,  wenn  die  Nach- 
richt von  der  Staatsschuldenverwaltung  eingegangen  ist,  dass  die  Umschreibung 
der  Schuld  auf  den  neuen  Erwerber  wirklich  vorgenommen  ist. 

Nun  ist  aber  eine  unverbriefle  Forderung  ein  unsichtbares  Gut.  Der 
Gläubiger  aber  kommt  häufig  in  die  Lage,  dieses  Gläubigerrecht  dritten  ersicht- 
lich machen  zu  müssen,  bei  Kassenrevisionen,  bei  Vermögensausweisen,  bei  Kau- 
tionsbestellungen, bei  Cessionen,  bei  kurzen  Verpföndungen  der  Forderung,  bei 
Krediteröffnungen  u.  s.  w.  Selbst  wohlhabende  Leute  müssen  sich  hierauf  ein- 
richten. Dazu  kommt,  dass  das  Staatsschuldbuch  nicht,  wie  das  Hjpothekenbuch, 
zur  öffentlichen  Einsicht  aufüegt. 

Dem  üebelstande  würde  abzuhelfen  sein,  wenn  die  Staatsschuldenver- 
waltung durch  Reglement  festsetzte,  dass  der  Benachrichtigungszettel  bei  Ab- 
hebung der  Konsols  zurückzuliefem  sei,  und  für  den  Fall  seines  Verlustes  ein 
leichtes  Amortisationsverfahren  einführte.  Dann  bewiese  der  L'mstand,  dass  der 
Gläubiger  den  Zettel  noch  in  Händen  hat,  die  Nichtabhebung  der  Konsols.  Dieser 
Modus  hat  bei  den  Depositalscheinen  der  Reichsbank  und  bei  der  französischen 
Namensrente  keine  Nachteile,  soweit  bekannt,  bewirkt. 

3.  Man  kann  die  Inhaberpapiere  nicht  sofort  zurückerhalten.  Es  müssen, 
abgesehen  von  Nachholung  etwa  versäumter  Formalitäten,  erst  die  herauszugeben- 
den Konsols  ausgefertigt  und  als  ausgegeben  registriert  werden,  und  die  in  den 
Monaten  Mai  und  Dezember  eingehenden  Anträge  werden  überhaupt  erst  in  dem 
nächsten  Monate  erledigt. 

4.  Die  Gebühr  für  Rückgabe  neuer  Papiere,  einschliesslich  der  Löschung, 
ist  'm  %. 

Die  beiden  letzten  üebelstande  könnten  vermieden  werden,  wenn  ein  Bruch- 
teil der  eingelieferten  Konsols  nicht  vernichtet,  sondern  als  Bestand  zurück- 
behalten würde,  um  den  Anträgen  auf  Rückgabe  von  Konsols  zu  genügen.  Dann 
fiele  der  Zeitverlust  weg.  der  durch  Neuausfertigung  von  Konsols  jetzt  entsteht, 
und  würden  die  Kosten  für  Herstellung  stets  neuer  Konsols  für  jede  Rückgabe 
vermieden.  Die  Staatsschuldenkontrolle  könnte  darauf  leicht  eingerichtet  werden, 
dass  der  Stelle,  die  die  Konsols  auszuliefern  hat,  ein  eiserner  Bestand  an  ein- 
gelieferten Konsols  gelassen  würde. 

5.  Bei  späterer  Einführung  einer  Deklarationspflicht  des  verzinslichen  Ein- 
kommens würden  die  Eintragungen  ins  Staatsschuldbuch  den  Steuereinschätzungs- 
behörden auf  Verlangen  ebenso  offen  gelegt  werden  müssen,  wie  jetzt  die  Ein- 
tragungen in  die  Hvpothekenbücher. 

Das  sind  die  wesentlichen  Momente,  die  der  Einzelne  gegeneinander  ab- 
zuwägen haben  wird,  wenn  er  sich  über  Benutzung  des  Staatsschuldbuches  für 
sich  selbst  entscheiden  will. 

Wegen  des  grossen  Interesses,  welches  die  Frage  der  Ausserkurssetzung 
von  Inhaberpapieren  in  jüngster  Zeit  in  juristischen  und  finanziellen  Kreisen 
gefunden  hat,  mögen  hier  noch  die  in  Anlass  dieses  Gesetzes  über  diesen  Punkt 
stattgehabten  Erörterungen  folgen. 
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Der  Syndikus  der  Berliner  Kaufmannschaft,  Mitglied  der  dies  Gesetz 
beratenden  Kommission  des  Abgeordnetenhauses,  brachte  1880,  bei  Gelegen- 
heit des  Antrags  auf  Schaffung  von  Staatsschuldverschreibungen  auf  Namen, 
unter  Hinweis  auf  die  durch  die  Ausser-  und  Wiederinkurssetzung  eintretende 
schwere  Belästigung  des  Börsenverkehrs  und  die  teilweise  Entwertung  solcher 
Papiere ,  nachstehenden  Antrag  ein ,  den  das  Abgeordnetenhaus  ebenfalls  der 
Regierung  zur  Erwägung  überwies: 

Die  Königliche  Staatsregierung  aufzufordern: 

1.  Den  §  49,  Titel  15,  Teil  I,  Allgemeinen  Landrechts,  welcher  lautet: 
, Ingleichen  (d.  h.  ausser  Kurs  gesetzt  sind  solche  Papiere)  alsdann,  wenn  auf 
den  unter  öffentlicher  Autorität  ausgefertigten  Papieren  dieser  Art  durch  einen 
den  Regeln  des  Instituts  gemässen  Vermerk  erklärt  ist,  dass  sie  nicht  mehr  an 
jeden  Inhaber  zahlbar  sein  sollen,"  in  dem  Sinne  auszuführen,  dass  die  Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden  Staatspapiere,  welche  auf  den  Inhaber  lauten,  auf 
Antrag  des  Inhabers  in  Papiere  auf  Namen  umschreibt  und  solche  Umschrei- 
bungen auf  Antrag  des  legitimierten  Gläubigers  durch  Rückumwandelung  in  ein 
Inhaberpapier  wiederum  aufhebt. 

2.  Dem  Landtage  der  Monarchie  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher 
den  §  48,  Titel  15,  Teil  I,  Allgemeinen  Landrechts,  lautend:  , Ausser  Kurs 
sind  solche  Papiere  gesetzt,  wenn  der  Eigentümer  sein  Recht  daran  auf  eine  in 
die  Augen  fallende  Art  auf  dem  Instrumente  selbst  vermerkt  hat,"  und  die  zur 
Ausführung  dieser  Bestimmung  erlassenen  Gesetze  aufhebt. 

Darauf  hin  hatte  die  K.  Staatsregierung  in  den  Gesetzentwurf  nachstehen- 
den, vom  Abgeordnetenhause  gestrichenen  Paragraphen  aufgenommen : 

„Ausserkurssetzungsvermerke  auf  Schuldverschreibungen  der  4prozentigen 
konsolidierten  Anleihe,  welche  von  dem  Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes 
oder  von  einem  späteren  Tage  datiert  sind,  sind  ohne  rechtliche  Wirkung. 

Vermerke  dieser  Art,  welche  ein  früheres  Datum  tragen  oder  ohne  Datum 
sind,  verlieren  die  ihnen  durch  die  Gesetze  beigelegte  Wirkung  mit  dem  Ablauf 
von  zwei  Jahren  seit  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes." 

Sie  begründete  denselben  folgendermassen : 

Das  Institut  der  Ausser kurssetzung  (bezw.  Wiederinkurssetzung)  —  wie  es 
in  Preussen  für  sämtliche  Papiere  auf  den  Inhaber  auf  Grund  der  §§  47 
bis  49  I.  15.  A.  L.  R.,  des  Gesetzes  vom  16.  Juni  1835  (Gesetzsamml.  S.  133), 
der  beiden  Gesetze  vom  4.  Mai  1843  (Gesetzsamml.  S.  177  und  179),  sowie  der 
Verordnung  vom  16.  August  1867  (Gesetzsamml.  S.  1457)  besteht  —  soll  den 
rechtmässigen  Besitzer  einer  Staatsschuldverschreibung  dagegen  schützen,  dass 
nicht  mit  dem  Verluste  der  Schuldverschreibung  sein  Forderungsrecht  ohne 
weiteres  erlischt.  Eine  Ergänzung  des  Instituts  bildet  die  (nach  dem  Gesetz 
vom  4.  Mai  1843  —  Gesetzsamml.  S.  177  —  bezw.  der  Verordnung  vom 
16.  August  1867  —  Gesetzsamml.  S.  1457  —  §  14  ff.  zulässige)  Umschreibung 
ausser  Kurs  gesetzter  Papiere,  d.  h.  Umwechslung  in  ein  neues  Papier. 

Trotz  der  Vorteile,  welche  dieses  Institut  den  Gläubigern  bietet,  ist  das- 
selbe seit  längerer  Zeit  Gegenstand  der  lebhaftesten  Angriffe.  Die  öffentliche 
Stimme  hat  sich,  wie  nicht  anders  konstatiert  werden  kann,  bei  Theoretikern 
sowohl  wie  bei  Praktikern   überwiegend   gegen  Beibehaltung   desselben   ausge- 
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sprechen.  Von  juristischer  Seite  wird  die  Ausserkurssetzung  als  mit  dem  Begriff 
eines  Inhaberpapiers  und  dessen  Konsequenzen  in  Widerspruch  stehend  befunden. 
Es  kann  hierfür  auf  die  Verhandlungen  des  Deutschen  Juristentages  von  1868 
Bezug  genommen  werden.  Von  kommerzieller  und  finanzieller  Seite  wird  nament- 
lich die  Erschwervmg  im  Börsenverkehr  und  die  mit  einer  Kursdrückung  ver- 
bundene Minderung  der  Cirkulationsfähigkeit  der  Papiere  im  Auslande  hervor- 
gehoben. Auch  von  der  neuen  Gesetzgebung  ist  dieses  insofern  anerkannt,  als 
nach  §  37  der  Hinterlegungsordnung  vom  14.  März  1879,  entgegen  der  früheren 
Praxis,  bestimmt  ist,  dass  Inhaberpapiere  von  der  Hinterlegrmgsstelle  nur  noch 
auf  Antrag  ausser  Kurs  zu  setzen  sind.  In  den  Motiven  jenes  Gesetzes 
(Drucks,  d.  Abgeordnetenhauses  1878/79 ,  Nr.  8 ,  S.  42)  wird  dieses  damit  be- 
gründet, dass  wiederholt  ausser  Kurs  oder  wieder  in  Kurs  gesetzte  Papiere  an 
der  Börse  gar  nicht  oder  nur  mit  Verlust  veräussert  werden  können.  Auch  ist 
bereits  durch  eine  Verfügung  des  Justizministers  vom  19.  Januar  1872  bestimmt 
worden,  dass  von  der  Ausserkurssetzung  der  in  die  Depositorien  gelangenden 
ausländischen  Papiere  Abstand  zu  nehmen  sei. 

Wenngleich  nun  das  Gewicht  der  gegen  die  Ausserkurssetzung  vorgebrachten 
Bedenken  nicht  zu  unterschätzen  ist,  so  bietet  doch  die  Einführung  eines  neuen 
Schuldensystems  zur  Eegelung  dieser  Frage  nicht  generell,  sondern  nur  insoweit 
einen  genügenden  Anlass,  als  dadurch  die  Ausserkurssetzung  thatsächlich  ent- 
behrlich gemacht  wird.  Wenn  nach  dem  Vorschlage  der  Staatsregierung  nur 
Schuldverschreibungen  der  konsolidierten  4prozentigen  Anleihe  zur  Umwandlung 
in  Namenschulden  zugelassen  werden,  würde  damit  für  andere  Staatspapiere  und 
für  die  auf  den  Inhaber  lautenden  Papiere  anderer  Art  die  Beseitigung  des  In- 
stituts der  Ausserkurssetzung  nicht  gerechtfertigt  werden  können.  Die  generelle 
Regelung  dieser  Frage  ist  überdies  als  Sache  des  Reichs  anzusehen,  welches  mit 
derselben  bereits  beschäftigt  ist.  Bekanntlich  haben  sich  die  Aeltesten  der  Kauf- 
mannschaft von  Berlin  seit  dem  Jahre  1864  wiederholt  um  die  Beseitigung  der 
Ausserkurssetzung  bemüht.  Im  Einverständnis  mit  den  hervorragendsten  preus- 
sischen  Handelskammern  und  mit  dem  preussischen  Hauptbankdirektorium  wen- 
deten sich  dieselben  mit  entsprechenden  Petitionen  an  den  Reichstag  und  dieser 
beschloss  unterm  8.  November  1871  die  Uebei-weisung  an  den  Reichskanzler  be- 
hufs der  Vorlage  eines  Gesetzentwurfs  mit  einheitlichen  Bestimmungen :  ob  und 
in  welcher  Weise  die  Ausser-  und  Wiederinkurssetzung  von  Inhaberpapieren  im 
Deutschen  Reich  zulässig  sein  solle  (Sten.  Ber.  1871).  Gleichzeitig  lag  dem 
Reichstage  eine  dem  Reichskanzler  mitüberwiesene  Petition  des  Deutschen  Handels- 
tages vom  30.  Oktober  1871  vor,  in  welcher  besonders  hervorgehoben  wurde, 
dass  die  dem  Verkehr  durch  das  fehlerhafte  Institut  der  Ausserkurssetznng  ver- 
ursachten Nachteile  unermesslich  seien:  —  dass  von  demselben  durch  Privat- 
personen wenig,  meistens  vielmehr  von  Behörden  Gebrauch  gemacht  und  dass 
dem  bureaukratischen  Interesse  der  Bequemlichkeit  die  juristische  Konsequenz 
und  das  Interesse  des  Verkehrs  geopfert  werde.  —  Die  gedachten  Anträge  sind 
demnächst  von  dem  Reichskanzler  an  die  Kommission  zur  Ausarbeitung  eines 
Deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  abgegeben.  Welche  Vorschläge  die  Kom- 
mission machen  wird,  steht  zur  Zeit  noch  nicht  fest.  Keinesfalls  dürfte  die 
Frage  der  Beseitigung  der  Ausserkurssetzung  für  die  preussischen  Staatspapiere 
fio  dringend  sein ,    dass  deren  Regelung  nicht  ohne  Gefahr  für  den  Staatskredit 
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dem  nunmehr  der  Vollendvmg  entgegen  gehenden  bürgerlichen  Gesetzbuch  vor- 
behalten werden  könnte. 

Dies  schliesst  jedoch  nicht  aus,  die  Beseitigung  der  Ausserkurssetzung  und 
ihrer  Wirkungen  für  Stücke  der  4prozentigen  konsolidierten  Anleihe  auszu- 
sprechen. Dass  derartige  Vermerke,  welche  aus  der  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten 
desselben  herrühren,  keine  Wirkung  mehr  haben  sollen,  schien  nach  der  Tendenz 
des  vorliegenden  Gesetzentwurfs  unzweifelhaft,  und  es  war  nur  fraglich,  wie  die 
Vermerke  früheren  Datums  oder  solche  ohne  Datum  behandelt  werden  sollten. 
Die  Gültigkeit  für  diese  fortbestehen  zu  lassen,  ist  nicht  wohl  angänglich,  da 
die  Aufrechthaltung  der  altern  Ausserkurssetzungsvermerke  mit  Rücksicht  auf 
die  gewiss  nicht  unerhebliche  Zahl  der  mit  solchen  versehenen  Papiere  im  Ver- 
kehr zu  bedenklichen  Unsicherheiten  und  Störungen  Veranlassung  geben  würde. 
Andererseits  scheint  es  selbstverständlich,  dass  den  Eigentümern  solcher  ausser 
Kurs  gesetzten  Staatsschuldverschreibungen  Zeit  zur  anderweiten  Sicherung  ihres 
Besitzes  gelassen  werden  muss.  Der  in  Vorschlag  gebrachte  zweijährige  Zeit- 
raum tfiirfte  hierfür  als  ausreichend  und  angemessen  anzusehen  sein. 

Von  der  Kommission  und  demnächst  von  beiden  Häusern  des  Landtags 
wurde  dieser  Paragra^Dh  einstimmig  abgelehnt.  Man  erkannte  zwar  allseitig 
an,  dass  die  Ausserkurssetzung  rechtlich  nicht  haltbar  sei,  weil  sie  die  Normativ- 
bedingungen, von  denen  der  Stifter  der  Inhaberschuld  den  Uebei*gang  derselben 
von  einem  Vermögen  ins  andere  abhängig  gemacht  habe,  meist  ohne  dessen 
Zustimmung  abändere. 

Man  erachtete  dieselbe  ferner  für  den  Börsenverkehr  höchst  hinderlich,  und 
aus  den  in  den  Motiven  aufgeführten  Gründen  für  das  Publikum  auch  gefähr- 
lich und  sprach  die  Hoffnung  aus,  dass  die  Reichsgesetzgebung,  welche  diese 
Materie  bereits  in  Gemässheit  der  Reichsverfassung  in  Bearbeitung  genommen 
habe,  nach  dem  Vorbilde  anderer  Staaten  dieses  anomale  Institut  baldigst  be- 
seitigen möge.  Dagegen  hielt  man  es  für  unzweckmässig,  diesen  Auswuchs  an 
dem  Institut  der  Inhaberpapiere,  den  doch  nur  die  Reichsgesetzgebung  ganz  ex- 
stirpieren  könne,  landesgesetzlich  stückweise  abzuschneiden ;  letzteres  würde  nur 
noch  grössere  Verwirrung  in  den  Verkehr  bringen  und  einem  grossen  Teil  des 
Publikums  unbekannt  bleiben,  zumal  wenn  eine  solche  Anordnung  in  einen 
Schlussparagraphen  des  gegenwärtigen ,  diese  Materie  sonst  nicht  betreffenden 
Gesetzentwurfes  gebracht  würde. 

Ausserdem  sei  namentlich  für  solche  Inhaberpapiere,  welche  nur  auf  kürzere 
Zeit  in  das  Verwahrsam  von  Behörden  kämen,  die  Ausserkurssetzung  zu  deren 
Sicherung  höchst  wünschenswert,  und  könne  es  denselben  nicht  wohl  zugemutet 
werden,  in  solchen  Fällen  die  Umwandlimg  in  Staatsbuchschulden  zu  erwirken 
und  die  ganzen  damit  verbundenen  Mühwaltungen  und  Kosten  auf  sich  zu  nehmen. 
Von  mehreren  Kommissionsmitgliedem  wurde  sogar  erklärt,  dass  die  Annahme 
dieses  Paragraphen  sie  zur  Ablehnung  des  ganzen  Gesetzentwurfes  zwingen  würde. 

Ein  fernerer  Antrag,  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  die  Wiederinkurs- 
setzung  von  Inhaberpapieren  vom  4.  Mai  1843  auszusprechen,  und  statt  dessen 
für  sämtliche  Inhaberpapiere  aller  Arten  festzusetzen,  dass  sie  nur  von  dem 
Aussteller  selbst  ausser  Kurs  gesetzt  werden  dürften,  sowie  die  Formen  der 
Wiederinkurssetzung  genauer  zu  detaillieren,  wurde  abgelehnt,  weniger  aus  ma- 
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teriellen  Gründen,  als  deshalb,  weil  eine  derart  umfassende  Regelung  dieser 
Materie  viel  zu  weit  über  den  Rahmen  des  vorliegenden  Entwurfes  hinausgrifFe. 
Auch  ein  eventueller  Antrag,  welcher  darauf  abzielte,  die  Ausserkurssetzung 
zwar  unverändert  bestehen  zu  lassen,  die  Wiederinkurssetzung  aber  ausschliess- 
lich denjenigen  Behörden  resp.  denjenigen  Instituten  zu  übertragen,  welche  die 
Schuldverschreibungen  ausgestellt  haben,  oder  welche  an  deren  Stelle  getreten 
sind,  fand  nicht  die  Billigung  der  Kommission,  und  zwar  vornehmlich  deshalb 
nicht,  weil  man  den  Entschliessungen  der  Reichsgesetzgebung  über  diesen  Punkt 
nicht  vorgreifen  wollte. 


Anmerkung  der  Redaktion.  Am  22.  November  1883  legte  auch  im  Königreich 
Sachsen  die  Regierung  den  Ständen  einen  an  die  preussischen  Bestimmungen  aufs  engste 
sich  anschliessenden  Gesetzentwurf,  das  Staatsschnldbuch  betr.,  vor.  Derselbe  wurde  inzwischen 
von  den  Ständen  angenonunen.  Auf  dieses  Gesetz  wird  bei  gegebener  Gelegenheit  zurück- 
gekommen werden. 
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Gesetz  betreffend  die  Gewerbe  der  Effektensensale  und  Börsen- 
agenten.    (Vom  2.  Dezember  1883.) 

§  1.  Der  Börsenverkehr  in  Wertpapieren  (mit  Ausschluss  des  Weehsel- 
verkehrs)  wird  der  staatlichen  Aufsicht  unterstellt. 

§  2.  Wer  das  Gewerbe  eines  Effektensensalen  oder  Börsenagenten  betreiben 
wül,  bedarf  der  staatliehen  Bewilligung. 

Als  Effektensensal  wird  betrachtet,  wer  an  der  Börse  Käufe  und  Verkäufe 
von  Wertpapieren  (Wechsel  ausgenommen)  für  fremde  Rechnung  und  auf  fremden 
Namen  vermittelt,  als  Börsenagent,  wer  solche  Geschäfte  für  fremde  Rechnung, 
aber  auf  den  eigenen  Namen  abschliesst. 

Den  Effektensensalen  ist  nicht  gestattet,  derartige  Geschäfte  auf  eigene 
Rechnung  zu  betreiben. 

§  3.  Die  staatliche  Bewilligung  wird  von  der  Direktion  des  Innern  nach 
Einholung  des  Gutachtens  der  kantonalen  Handelskommission  erteilt. 

Sowohl  wegen  Verweigerung  als  wegen  Entzuges  der  Bewilligung  ist  inner- 
halb vierzehn  Tagen  von  der  Mitteilung  an  Rekurs  an  den  Regierungsrat  zu- 
lässig. 

§  4.  Die  Sensale  haben  eine  jährliche  Gebühr  von  200  Franken,  die 
Börsenagenten  eine  solche  von  500  Franken  zu  entrichten. 

§  5.  Die  Bewilligung  zur  Betreibung  der  betreffenden  Geschäfte  darf  nur 
solchen  Personen  erteilt  werden,  welche  sich  darüber  ausweisen,  dass  sie  im 
Besitze  der  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  stehen,  eines  guten  Rufes  geniessen 
und  mit  den  erforderlichen  kaufmännischen  Kenntnissen  ausgerüstet  sind. 
Im  übrigen  unterliegt  die  Zahl  der  Effektensensale  und  Börsenagenten  keiner 
Beschränkung. 

Mit  dem  Verluste  der  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  des  Inhabers  fällt 
die  Konzession  ohne  weiteres  dahin. 

§  6.  Die  Namen  der  Effektensensale  und  Börsenagenten  sind  in  geeigneter 
Weise,  insbesondere  durch  Anschlag  in  den  Börsenlokalen,  bekannt  zu  machen. 

§  7.  Den  Effektensensalen  und  Börsenagenten  ist  mit  Bewilligung  der 
Direktion  des  Innern  gestattet,  sich  unter  eigener  Verantwortlichkeit  an  der 
Börse  durch  Prokuristen  vertreten  zu  lassen. 
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§  8.  Sämtliche  Effektensensale  und  Börsenagenten  eines  und  desselben 
Verkehrsplatzes  bilden  eine  Vereinigung,  welche  ihre  r^elmässigen  Zusammen- 
künfte in  einem  bestimmten  Lokale  (Börse)  hat. 

Die  Vereinigung  ist  verpflichtet,  Statuten,  Reglemente  und  Usancen  auf- 
zustellen und  dem  Regierungsrate  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten. 

Das  Reglement  wird  auch  die  Eintrittsgebühr,  sowie  die  weitem  Pflichten 
und  Rechte  anderer  Börsenbesucher  bestimmen. 

§  9.  An  der  Börse  können  Geschäftsabschlüsse  in  Wertpapieren  nur  durch 
die  EiFektensensale  oder  Börsenagenten  gemacht  werden.  Ihnen  allein  steht 
auch  die  Festsetzung  der  nach  jeder  Börsenversammlung  zu  veröffentlichenden 
Wertpapierkurse  zu. 

§  10.  Die  Effektensensale  und  Börsenagenten  haben  alle  an  der  Börse 
oder  ausserhalb  derselben  abgeschlossenen  Geschäfte  in  Wertpapieren  mit  allen 
wesentlichen  Umständen,  Datum,  Namen  der  Kontrahenten,  Natur  des  Umsatz- 
objektes, Preis.  Lieferzeit,  sowie  allfälligen  weitem  Bedingungen  Tag  für  Tag 
in  eigens  dazu  bestimmte,  paginierte  Journale,  die  weder  Rasuren  noch  Zwischen- 
räume zwischen  den  eingeschriebenen  Posten  zeigen  dürfen,  der  Zeitfolge  nach 
einzuti*agen.  Dabei  ist  besonders  zu  bemerken,  ob  ein  Geschäft  an  der  Börse 
oder  ausserhalb  derselben  abgeschlossen  worden  sei. 

Jedem  Kontrahenten  ist  am  Tage  des  Abschlusses  ein  Schlusszett-el  zuzu- 
stellen, der  dieselben  Angaben  wie  das  Journal  enthält. 

§  11.  Für  jeden  Abschluss  bis  auf  den  Nominalbetrag  von  3000  Franken 
haben  die  Effektensensale  und  Börsenagenten  an  die  Staatskasse  eine  Gebühr 
von  20  Rappen,  von  mehr  als  3000  Franken  bis  auf  10,000  Franken  eine  Gebühr 
von  .50  Rappen  und  von  je  weitem  10,000  Franken  ode''  ^d'i  Bruchteil  der- 
selben 30  Rappen  mehr  zu  entrichten.  y^ 

Diese  Gebühr  fällt  in  Ermanglimg  einer  ander Y,v.agen  V'^rständigung  beiden 
Kontrahenten  zu  gleichen  Teilen  zur  Last. 

Die  Entrichtung  der  Gebühren  erfolgt  durch  Verwenden  von  Stempelmarken 
oder  gestempelten  Fonnularen,  welche  von  den  Effektensensalen  und  Börsen- 
agenten bei  der  Finanzdirektion  zu  beziehen  sind. 

§  12.  Behufs  Ausübung  der  nötigen  Aufsicht  über  den  Betrieb  der  Börsen- 
geschäfte ernennt  der  Regierungsrat  einen  oder  mehrere  Kommissäre,  welchen 
obliegt,  den  Börsenversammlungen  beizuwohnen. 

Dieselben  haben  auch  das  Recht,  auf  schriftliche  Beschwerde  eines  Beteiligten 
hin,  oder  wenn  Verdacht  besteht,  dass  die  gesetzlichen  Gebühren  nicht  entrichtet 
werden .  von  dem  durch  dieses  Gesetz  vorgeschriebenen  Journal  der  Effekten- 
sensale und  Börsenagenten  Einsicht  zu  nehmen  und  sich  zu  versichern,  dass  alle 
innerhalb  wie  ausserhalb  der  Börsenlokale  und  Börsenzeit  von  denselben  ge- 
schlossenen Geschäfte  in  Wertpapieren  vorschriftsgemäss  eingetragen  seien. 

Im  weitem  wachen  sie  über  die  Handhabung  der  Vorschriften  dieses  Gre- 
setzes,  der  Statuten,  Reglemente  und  Usancen  und  über  die  richtige  Veröffent- 
lichung der  Wertpapierkurse. 

§  13.  Die  mit  der  Aufsicht  über  die  Börsengeschäfte  betrauten  Personen 
dürfen  nicht  gewerbsmässig  Wertpapiere  kaufen  und  verkaufen. 
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Sie  sind  zur  "Wahrung  der  Geschäftsgeheimniase,  welche  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangen,  verpflichtet.  Nur  den  kompetenten  Behörden  dürfen  erforderlichen- 
falls die  notwendigen  Mitteilungen  gemacht  werden. 

Ihre  Entschädigung  wird  vom  Regierungsrat  aus  dem  hierfür  vom  Kantons- 
rate bewilligten  Kredite  bestimmt. 

§  14.  Den  Börsenagenten  und  Effektensensalen  ist  untersagt,  für  öffent- 
liche Beamte  oder  Angestellte,  die  vermöge  ihrer  Stellung  zur  Leistung  einer 
Kaution  verpflichtet  sind,  sowie  für  Angestellte  in  Privatgeschäften,  ohne  Vor- 
wissen der  Vorgesetzten  derselben,  und  für  Personen,  deren  Identität  nicht  fest- 
gestellt ist,  Aufträge  zu  Börsengeschäften  anzunehmen. 

§  15.  Die  Effektensensale  und  Börsenagenten  dürfen  weder  unter  sich  noch 
mit  Dritten  Einverständnisse  treffen  oder  begünstigen,  zu  dem  Zwecke,  einen 
Einfluss  auf  den  Kurs  der  Wertpapiere  auszuüben;  insbesondere  ist  auch  die 
wissentliche  oder  grob  fahrlässige  Verbreitung  falscher  Nachrichten  zu  ahnden. 

§  16.  Als  Sicherheit  für  die  Erfüllung  der  gemäss  diesem  Gesetze  abge- 
schlossenen Geschäfte  hat  jeder  Effektensensal  eine  Realkaution  von  3000  bis 
5000  Fr.,  jeder  Börsenagent  eine  solche  von  10,000  bis  20,000  Fr.  in  Wertpapieren 
bei  der  Finanzdirektion  zu  hinterlegen. 

Die  Festsetzung  der  Höhe  der  Kautionen  innerhalb  dieser  Grenzen  fällt 
dem  Regierungsrate  zu.  Indessen  sollen  die  Kautionen  für  alle  Effektensensale 
einerseits  und  alle  Börsenagenten  anderseits  innerhalb  der  betreffenden  Grenzen 
je  in  gleichem  Betrage  angesetzt  werden. 

Diese  Kaution  kann,  wenn  ein  Sensal  oder  Börsenagent  seinen  Verpflich- 
tungen nicht  nachkommt,  ohne  Rechtstrieb  sofort  an  der  Börse  realisiert  werden. 

Genauere  Bestimmungen  hierüber  sind  in  die  durch  §  8  vorgesehenen 
Statuten  aufzunehmen. 

§  17.  Alle  Sondervereinigungen  ausserhalb  der  in  §  8  dieses  Gesetzes  vor- 
gesehenen Börsenvereinigung,  zu  dem  Zwecke,  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
zu  umgehen,  sind  untersagt. 

§  18.  Den  Effektensensalen  und  Börsenagenten  ist  im  Falle  der  Zahlungs- 
einstellung, oder  wenn  die  Kaution  die  festgesetzte  Höhe  nicht  mehr  erreicht, 
der  Zutritt  zur  Börse  untersagt.  Wird  die  Kaution  nicht  innerhalb  Monatsfrist 
ergänzt,  so  ist  die  Konzession  als  erloschen  zu  erklären. 

§  19.  Wer  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  oder  den  in  Ausführung  des- 
selben von  kompetenter  Stelle  erlassenen  Verfügungen  zuwiderhandelt,  ist,  falls 
nicht  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  zur  Anwendung  kommen,  und  abge- 
sehen von  allfälliger  Schadenersatzpflicht,  mit  Busse  bis  auf  5000  Fr.  zu  Händen 
der  Staatskasse,  womit  in  schweren  Fällen  Gefängnis  verbunden  werden  kann, 
zu  bestrafen. 

Gegenüber  den  Effektensensalen  und  Börsenagenten  kann  die  Busse  mit 
Entzug  der  Konzession  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  für  immer  verbunden 
werden. 

§  20.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1884  in  Kraft.  Durch  das- 
selbe wird  das  Gesetz  betreffend  die  Sensalen  vom  25.  September  1835  (Off. 
S.  IV.  33),  sowie  das  Gesetz  betreffend  Abänderung  des  Sensalengesetzes  vom 
1.  Oktober  1845  (Off.  S.  VII,  199)  aufgehoben. 
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Börsensteuer  im  Kanton  Zürich.  gQy 

Der  Kantonsrat, 
nach  Einsicht   eines   Berichtes   seines   Bureau   betreffend   die   Volksabstimmung 
vom  2.  Dezember  1883  über  das  vorstehende  Gesetz, 

wonach  sich  ergibt: 

Gesamtzahl  der  Stimmberechtigten 73,866 

Votanten 55,109 

Annehmende  Stimmen 34,656 

Verwerfende         „          10,934 

Ungültige              „          45 

Leere                    ,          9,474 

beschliesst: 

Die  Gesetzesvorlage  betreffend  die  Gewerbe  der  Effektensensale  und  Börsen- 
agenten wird  als  vom  Volke  angenommen  erklärt. 

Zürich,  den  27.  Dezember  1883. 

Im  Namen  des  Kantonsrates : 

Der  Präsident: 

U.  Meister. 

Der  erste  Sekretär: 

J.  Nussbaumer. 
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Entwurf  eines  Gesetzes 

die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  iu 
Baden  betreffend  vom  8.  Dezember  1883. 


Mit  Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände  haben  W  i  r  unter  Aufhebung  des  Gesetzes 
vom  28.  Juli  1848  (Reg.-Blatt  1848  Nr.  LH  Seite  279)  beschlossen  und  verordnen,  wie  folgt: 

Abschnitt  I. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Artikel  1. 

Im  Grossherzogtum  Baden  wird  eine  allgemeine  Einkommenssteuer  erhoben. 

Artikel  2. 

Der  Einkommenssteuer  unterliegt  —  vorbehaltlich  der  durch  die  folgenden  Artikel  be- 
stimmten Ausnahmen  und  Beschränkungen  —  das  gesamte  in  Geld,  Geldeswex*t  oder  in  Selbst- 
benützung bestehende  Einkommen  jedes  Steuei-pflichtigen,  welches  demselben 

1)  aus  Grundstücken,  Gebäuden,  Grundrechten  und  Grundgefällen,  sowie  aus  dem 
Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 

2)  aus  dem  Betrieb  eines  Gewerbes,  einschliesslich  des  Handels  und  des  Bergbaues. 

3)  aus  einem  öffentlichen  oder  privaten  Dienstverhältnis,  aus  einem  wissenschaftlichen 
oder  künstlerischen  Beruf  oder  irgend  einer  anderen  nicht  schon  unter  Ziffer  l 
und  2  begriffenen  Art  gewinnbringender  Beschäftigung, 

4)  aus  Kapitalvermögen,  Renten  und  anderen  derartigen  Bezügen 

im  Laufe  eines  Jahres  zufiiesst  und  zwar  olme  Rücksicht  darauf,  ob  es  von  anderen  Steuern 
bereits  getroffen  wird  oder  nicht. 

Zu  dem  unter  Ziffer  3  erwähnten  Einkommen  sind  auch  Pensionen,  Witwen-  und  Waisen 
gehalte,  sowie  alle  anderen  ähnlichen,  aus  einem  öffentlichen  oder  Privatdienstverhältnis  her- 
rührenden Bezüge  zu  zählen,  welche  als  Entgelt  für  frühere  Arbeit,  Dienstleistung  oder 
Berufsthätigkeit  verwilligt  worden  sind  und  auf  gesetzlicher  Grundlage  oder  klagbarem  Rechts- 
titel beruhen. 

Artikel  3. 

Als  steuerbares  Einkommen  gilt  das  Einkommen  nach  Abzug 

1)  der  zum  Erwerb  und  zur  Erhaltung  desselben  zu  bestreitenden  Auslagen, 

2)  der  auf  den  einzelnen  Einkommensteilen  oder  Einkommensquellen  mhenden  privat- 
rechtlichen Lasten,  sowie  der  auf  ihnen  haftenden  Staats-  und  Gemeindesteueni 
(mit  Ausnahme  der  Einkommenssteuer  selbst  und  der  sich  daran  knüpfenden  Ge- 
meindesteuern), 

3)  etwaiger  von  dem  Steuerpflichtigen  nachgewiesenermassen  zu  entrichtenden  Schuld - 
Zinsen.  —  Die  Zinsen  von  Schulden,  für  welche  eine  ausserhalb  des  Grossherzog- 
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tums  gelegene  Liegenschaft  veri)ßindet  ist  oder  welche  ein  ausserhalb  des  Gross- 
herzogtoms  betriebenes  Gewerbe  betreffen,   eignen  sich  nicht  ziun  Abzug.    Auch 
dürfen  die  nach  Artikel  5,  B  Pflichtigen  nur  die  Zinsen  solcher  Schulden  in  Abzug 
bringen,   welche  auf  ihren  im  Grossherzogtom  belegenen  Liegenschaften  einge- 
tragen sind  oder  welche  ein  von  ihnen  daselbst  betriebenes  stehendes  Gewerbe 
betreffen. 
Für  Verluste  am  Vennögensstamme ,  für  Verzinsung  des  in  einer  Unternehmung  ange- 
legten eigenen  Kapitals,  sowie  für  den  Pacht-  oder  Mietwert  der  zu  einer  solchen  verwendeten 
eigenen  Grundstücke  und  Gebäude,  für  Verwendungen  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des 
Vermögens,  für  den  gesamten  Unterhalt  (Wohnung,  Kleidung,  Verpflegung,  Bedienung  etc.) 
des  Steuerpflichtigen  darf  irgend  ein  Abzug  nicht  und  für  |den  Unterhalt  seiner  Familie  nur 
insoweit  stattfinden,  als  es  sich  um  Fanulieuangehörige  handelt,  welche  im  Geschäftsbetrieb  des 
Pflichtigen  derart  mitarbeiten,  dass  sie  eine  Hilfsperson  ersetzen. 

Artikel  4. 

Dem  eigenen  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen  wird  das  etwaige  besondere  Einkommen 
der  zu  seinem  Haushalte  gehörigen  Familienglieder  hinzugerechnet,  sofern  und  soweit  ihm  der 
Genuss  dieses  Einkommens  zusteht.  Die  Familienglieder  sind  für  ihre  Person  für  dieses  Ein- 
kommen nicht  steuerpflichtig. 

Die  Hin  Zurechnung  des  aus  eigener  Erwerbsthätigkeit  eines  Famüiengliedes  fliessenden 
Einkommens  ist  übrigens  auf  den  Fall  beschränkt,  dass  dieses  besondere  Einkommen  den  Be- 
trag von  500  M.  jährlich  erreicht. 

Steuerpflichtig  sind: 

A.  alle  physischen  Pereonen,  welche  im  Sinne  des  ßeichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870, 
die  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  betreffend,  ihren  Wohnsitz  (Aufenthalt)  im 
Grossherzogtum  haben:  mit  ihrem  gesamten  steuerbaren  Einkommen, 

B.  andere  physische  Personen:  nur  mit  ihrem  Einkommen  aus  im  Grossherzogtum 
gelegenem  Grundbesitz  (einschliesslich  von  Gebäuden)  und  den  daselbst  betriebenen 
Gewerben,  sowie  mit  ihren  Gehalts-,  Pensions-  oder  Wartegeldbezngen  aus  einer 
badischen  Staatskasse. 

Artikel  6. 
Vom  Beizug  zur  Einkommenssteuer  sind  beflreit : 

1)  das  Einkommen  aus  ausserhalb  des  Grossherzogtums  gelegenem  Grundbesitz  (ein- 
schliesslich von  Gebäuden)  und  den  ausserhalb  des  Grossherzogtnms  betriebenen 
Gewerben,  sowie  Gehalte,  Pensionen  und  Wartegelder,  welche  ans  einer  nicht- 
badischen  Staatskasse  bezogen  werden. 

2)  Die  Civilliste  des  Grossherzogs,  sowie  die  Bezüge,  welche  den  Mitgliedern  des 
Gr.  Hauses  in  Gemässheit  des  Apanagegesetzes  vom  21.  Juli  1839  zufliessen. 

3)  Das  Militäreinkommen  der  Angehörigen  des  aktiven  Heeres  und  zwar  bei  Unter- 
offizieren und  Gemeinen  unbeschränkt ,  bei  anderen  Personen  nur  für  den  Fall 
einer  Mobilmachung. 

4)  Die  Militärpensionen  der  Militärpersonen  ans  der  Klasse  der  Unteroffiziere  nnd 
Gemeinen. 

5)  Die  Dienstbezüge  der  aktiven  Gendarmen  vom  Oberwachtmeister  abwärts. 

6)  Sterbquartalbezüge. 

7)  Alle  Personen,  deren  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  an  und  für  sich  steuer- 
bares Einkommen  im  ganzen  den  Betrag  von  500  M.  jährlich  nicht  erreicht. 

Artikel  7. 
Das  Einkommen  aus  einem  Gewerbe,  welches  nach  Artikel  5,  B.  Pflichtige  Personen  im 
Grossherzogtum  betreiben,  ohne  daselbst  eine  gewerbliche  Niederlassung,  einen  Geschäftssitz 
oder  einen  ansässigen  Geschäftsführer  zu  haben ,  unterliegt  der  Einkommenssteuer  nur  in  der 
Weise,  dass  künftighin  der  Betrag  der  gemäss  Artikel  17 ,  Absatz  3  und  4  des  Gesetzes  vom 
85.  August  1876  (Ges.-  u.  V.-Bl.  Xr.  XXXVH,  S.  278)  zu  erhebenden  Taxe  so  bemessen  wird, 
dass  dieselbe  ausser  der  Gewerbsteuer  auch  die  Einkommenssteuer  für  den  betreffenden  Ge- 
^•werbsbetrieb  ersetzt. 

Anf  dieses  Einkommen  finden  die  sonstigen  Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes  keine 
!  Anwendung. 
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Abschnitt  II. 

Beginn  und  Erlöschen  der  Steuerpflicht,  Erhöhung  und  Minderung  der 

Besteuerung. 

Artikel  8. 

Die  Steuei-pflicht  in  einem  Steuerdistrikt  (Gemarkung)  beginnt  mit  dem  ersten  Tag  nach 
Ablauf  des  Kalendermonats,  in  welchem  ein  gemäss  Artikel  10  in  dem  betreffenden  Distrikt  zu 
Veranlagender  erstmals  oder  erstmals  wieder  in  den  Genuss  eines  steuerbaren  Einkommens 
gelangt  oder  eine  derartige  Aenderung  der  massgebenden  Verhältnisse  eintritt,  dass  ein  seither 
in  einem  anderen  Steuerdistrikt  Pflichtiger  nunmehr  gemäss  Artikel  10  in  dem  betreffenden 
Steuerdistrikt  zu  veranlagen  ist. 

Die  Steuerpflicht  in  einem  Steuerdistrikt  endigt  mit  dem  letzten  Tag  desjenigen  Kalender- 
monats, in  welchem  oder  mit  dessen  Scliluss  eine  derartige  Aenderung  der  massgebenden  Ver- 
hältnisse eintritt,  dass  nach  Artikel  10  die  Veranlagung  des  Pflichtigen  in  einem  anderen 
Steuerdistrikt  stattzufinden  hat  oder  dass  die  Voraussetzungen  für  seine  Steuerpflicht  im  Gross- 
herzogtum  überhaupt  in  Wegfall  kommen. 

Artikel  9. 

Eine  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Besteuerung  eines  bereits  zur  Einkommenssteuer 
Veranlagten,  welcher  in  demselben  Steuerdistrikt  steuerpflichtig  bleibt ,  tritt  ein ,  wenn  sich, 
nach  dem  Stand  seiner  Einkommensverhältnisse  am  ersten  Tage  der  beim  jährlichen  Ab-  und 
Zuschreiben  zur  Abgabe  der  Steuererklärungen  (Artikel  14)  anberaumten  Frist,  sein  steuerbares 
Einkommen  gegenüber  dem  veranlagten  Einkommen  derart  erhöht  oder  gemindert  hat,  dass 
sich  für  sein  Gesamteinkommen  gemäss  Artikel  13  ein  höherer  oder  niediigerer  Steuer- 
anschlag ergibt. 

Die  Erhöhung  oder  Venninderung  der  Besteuerung  beginnt  mit  dem  Anfang  des  auf  das 
bezügliche  Ab-  und  Zuschreiben  nächstfolgenden  Kalenderjahres ,  sofern  jedoch  der  Steuer- 
ansclilag  sich  um  mehi-  als  25  Prozent  erhöht  oder  mindert,  vom  Anfang  des  Monats  an,  seit 
welchem,  nach  dem  Stand  der  Einkommensverhältnisse  am  1.  des  Monats  bemessen,  die  Er- 
höhung oder  Mindening  des  Einkommens  im  vollen  Umfange  und  in  nachhaltiger  Weise  andauert. 

Abschnitt  III. 

Steuerveranlagung. 

Artikel  10. 

Steuerpflichtige,  welche  im  Grossherzogtum  iliren  Wohnsitz  haben  (Artikel  5,  A.)  sind  mit 
ihrem  gesamten  steuerbaren  Einkommen  in  demjenigen  Steuerdistrikt  (derjenigen  Gemarkung) 
zur  Einkommenssteuer  zu  veranlagen,  in  welchem  sich  ihre  Hauptniederlassung  ohne  Rücksicht 
auf  die  Landrechtsätze  102  a  und  107  a  befindet. 

Steuerpflichtige,  welche  nicht  im  Grossherzogtum  wohnen  (Artikel  5,B.)  sind  mit  ihrem 
gesamten  steuerbaren  Einkommen  in  demjenigen  Steuerdistrikt  (Gemarkung)  des  Grossherzog- 
tums anzulegen,  aus  welchem  der  gi'össere  Teil  ihres  inländisclien  Einkommens  fliesst. 

Artikel  11. 
Die  Veranlagung  zur  Einkommenssteuer  hat,  soweit  nicht  im  gegenwärtigen  Gesetze  aus- 
drücklich ein  anderes  Verfahi-en  vorgesehen  ist,  auf  Grund  der  von  den  Pflichtigen  abzugebenden 
Steuererklärungen  (Artikel  14)  und  der  sonstigen  Erhebungen  beim  jährlichen  Steuer-Ab-  und 
Zuschreiben  durch  den  Schatzungsrat  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  17.  März  1864, 
die  Aufstellung  der  Kataster  der  direkten  Steuern  betreff'end  (Reg.-Bl.  Nr.  XI,  S.  79).  modifiziert 
durch  Gesetz  vom  16.  März  1880  (Ges.-  u.  V.-Bl.  Nr.  XII,  S.  83)  stattzufinden. 

Artikel  12. 
Die  Grundlage  für  die  Veranlagung  zur  Einkommenssteuer  bildet  das  steuerbare  Jahres- 
einkommen des  Pflichtigen  nach  dem  Stande  seiner  Einkommensverhältnisse  am  ersten  Tage 
der  Frist,  innerhalb  welcher  er  zur  Abgabe  einer  Steuererklämng  verpflichtet  ist. 
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Bei  Bemessung  des  Einkommens  nach  dem  Stande  der  Einkoramensverhältnisse  an  einem 
bestimmten  Tage  sind  feststehende  Bezüge  nach  ihrem  dem  Stande  am  massgebenden  Tage 
entsprechenden  Jahresbetrag,  wandelbare  Bezüge  nach  dem  thatsächlichen  Ergebnis  des  letzten 
Kalendeijahres ,  sofern  sie  aber  nicht  so  lange  fliessen,  nach  dem  voraussichtlichen  Erträgnis 
des  laufenden  Jahres  anzunehmen. 

In  Naturalien  oder  Nutzungen  bestehende  Einkonunensteile  sind  nach  mittleren  Orts- 
preisen zu  Geld  anzuschlagen.  Der  nicht  in  Geld  bestehende  Lohn  der  Dienstboten  darf  nbrigens 
nicht  höher  als  zu  200  M.  jährlich  angenommen  werden. 

Für  die  Berechnung  des  Zinserträgnisses  aus  Lotterieanlehenslosen ,  unverzinslichen 
Kaufschillingszielem,  diskontierten  Wechseln  und  anderen  unverzinslichen  Kapitalforderungen, 
in  welchen  Zinsen  mitbegriffen  sind,  sowie  aus  Zeitrenten,  Annuitäten  und  anderen  Forderungen, 
bei  welchen  mit  den  Zinsen  auch  Kapitalteile  bezogen  werden ,  ist  nach  den  bezüglichen  Vor- 
schriften des  Kapitalrentensteuergesetzes  zu  verfiihren. 

Bei  Veranschlagung  der  Schuldzinsen  und  Lasten  konunen  die  Bestimmung^  dieses 
Artikels  gleichfalls  zur  Anwendung. 

Artikel  13. 

Der  Steueranschlag  für  das  steuerbare  Einkommen  wird  wie  folgt  gebUdet: 
Der  Jahresbetrag  des  gesamten  steuerbaren  Einkommens  wird,  sofern  er  nicht  bereits 
auf  eine  durch  100  teilbare  Zahl  lautet ,  auf  die  näehstniedrige ,  in  dieser  Weise  teilbare  Zahl 
abgerundet  und  es  besteht  sodann  der  Steueranschlag 

für  Einkommen  von    500  M.  in    .    .    .    100  M. 

600    .     .      ...     125    „ 

»  „  „       700    „     „      .     .     .     150    „ 

n  V  ,       800    „     „      .     .     .     175    , 

n  »       900    „     „      .     .     .     200    „ 

„     1000    „     „      ...     250    „ 

für  höhere  Einkommen  aber  und  zwar: 

a.  bei  Einkommen  bis  zu  10,000  M.: 

für  die  ersten       1000  51.  des  Einkommens  in  250  M. 

,      „    nächsten  1000    ^      „  „  „     50    .   für  je  100  M. 

,      „    weiteren  1000    ,,.  „  ,,75„,.„100„ 

„  alle  höheren  Teilbeträge  ,  „  ,100.     „„100, 

b.  bei  Einkommen  von  10,000  bis  30,000  M. : 
für  die  ersten  10,000  M.  in  9000  M., 

„  je  weitere  volle  500  M.  in  weiteren  500  M. ; 

c.  bei  Einkommen  von  30,000  M.  und  mehr: 
für  die  ersten  30,000  M.  in  30,000  M., 

„  je  weitere  volle  1000  M.  in  weiteren  lOOO  M. 

Artikel  14. 

Beim  jährlichen  Steuer- Ab-  und  -Zuschreiben  hat,  innertialb  der  vom  Schatzungsrat  an- 
beraumten Frist,  jeder,  welcher,  nach  dem  Stande  seiner  Einkommensverhältnisse  bei  Beginn 
dieser  Frist ,  ein  in  dem  Steuerdistrikt ,  in  welohem  das  Ab-  und  Zuschreiben  stattfindet ,  zu 
veranlagendes  Einkommen  bezieht,  vor  dem  Schatzungsrate  oder  dem  Steuerkommissär,  ent- 
weder schriftlich  nach  bestimmtem  Formular  oder  mündlich  zu  Protokoll,  eine  Steuererklärung 
abzugeben. 

Von  dieser  Verpflichtung  sind  jedoch  —  sofern  nicht  das  Finanzministerium  für  «in  be- 
stimmtes Jahr  deren  allgemeine  Erfüllung  ausdrücklich  anordnet  —  jene  Steuerpfliditigen  ent- 
bunden, welche  für  das  Jahr,  in  welchem  das  Steuer- Ab-  und  Zuschreiben  stattfindet ,  in  dem 
betreffenden  Steuerdistrikt  bereits  znr  Einkommenssteuer  veranlagt  sind  und  nebstdem  keine 
solche  Einkommensautbesserung  erlangt  haben,  dass  nach  Artikel  9  eine  erhöhte  Besteuerung 
einzutreten  hat. 

Artikel  15. 

Die  Steuererklärung  hat  abzugeben  : 

1)  Für  nicht  gewaltentlassene  Minderjährige,  soweit  der  Genuss  des  aus  ihrem  Ver- 
mögen und  ihrer  Erwerbsthätigkeit  fliessenden  Einkommens  nidit  einem  dritten 
zusteht  (Artikel  4),  femer  für  Entmündigte  oder  Mnndtote  zweiten  Grades:   der 
gesetzliche  oder  der  elterlich  oder  obiigkeitlich  bestellte  Vertreter; 
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2)  tur  Vermisste :  der  von  ihnen  zurückgelassene  bevollmächtigte  Geschäftsfüln-er  und 
in  Ennangelung  eines  solchen  der  obrigkeitlich  bestellte  Pfleger; 

3)  in  allen  anderen  Fällen  der  Steuerpflichtige  selbst  und  zwar  bezüglich  des  aus 
eigener  und  fremder  Ei-werbsthätigkeit,  sowie  aus  eigenem  und  fremdem  Vermögen 
(der  Ehefrau,  Kinder  etc.)  ihm  zufliessenden  Einkommens  ungetrennt  in  einer 
Steuererklärung. 

Befindet  sich  der  zur  Abgabe  der  Erklärung  Verpflichtete  zur  Zeit,  in  welcher  dieselbe 
abgegeben  werden  muss,  ausserhalb  Landes  oder  ist  er  physisch  verhindert,  dieselbe  abzugeben, 
oder  besorgt  er  die  Verwaltung  seines  Vermögens,  bez.  Einkommens  nicht  selbst,  sondern 
durch  eine  eigens  aufgestellte  Person  oder  Verwaltung,  so  ist  die  Abgabe  der  Steuererklärung 
durch  einen  erwählten  Stellvertreter  zulässig. 

Artikel  16. 

In  den  Steuererklärungen  ist,  nach  dem  Stande  der  Einkommensverhältnisse  und  Schulden 
bei  Beginn  der  zur  Einreichung  der  Erkläning  festgesetzten  Frist,  der  Jahresbetrag  der  Ein- 
kommensbezüge getrennt  nach  den  im  Artikel  2  aufgeführten  vier  Kategorien  von  Einnahme- 
quellen und  ohne  Abzug  von  Schuldzinsen  (Artikel  3,  Zifi'er  3),  sodann  in  einer  Summe  der 
Jahresbetrag  der  zum  Abzug  geeigneten  Schuldzinsen  anzugeben. 

.  Auch  ist  bei  erstmaliger  Abgabe  einer  Erklärung  in  einem  Steuerdistrikt  der  Monat  zu 
bezeichnen,  mit  welchem  gemäss  Artikel  8  die  Steuerpflicht  in  dem  Distiikt  begonnen  hat,  und, 
falls  wegen  einer  Einkommensvermehning,  welche  eine  Erhöhung  des  Steueranschlags  um  mehr 
als  250/0  nach  sich  zieht,  eine  neue  Erklärung  einzureichen  ist,  der  Monat  anzugeben,  seit 
welchem  die  Einkommenserhöhung  in  vollem  Umfange  und  in  nachhaltiger  Weise  andauert 
(Artikel  9,  letzter  Absatz). 

Soweit  Grundstücke  und  Gebäude  zur  Erzielung  eines  Einkommens  der  unter  Ziffer  2 
und  3  des  Artikels  2  bezeichneten  Art  verwendet  werden ,  ist  der  Ertrag  derselben  mit  diesen 
Einkommensbezügen,  unausgeschieden,  anzugeben. 

Steuerpflichtige,  welche  ausserhalb  des  nach  Artikel  10  für  die  Steuerveranlagung  mass- 
gebenden Steuerdistrikts  zur  Grundsteuer,  Häusersteuer  oder  Gewerbsteuer  veranlagt  sind, 
haben  dies  in  der  Steuererklärung,  unter  Angabe  der  betreffenden  Orte,  zu  bemerken. 

Artikel  17. 

Steuerpflichtige,  welche  zur  Abgabe  einer  neuen  Steuererklärung  keine  Veri)flichtung 
haben,  sind  gleichwohl  befugt,  eine  solche  beim  Steuer-Ab-  und  Zuschreiben  innerhalb  der  zur 
Einreichung  der  Steuererklärungen  festgesetzten  Frist  abzugeben,  wenn  sie  eine  Steuerminde- 
rung ansprechen  zu  können  glauben  oder  aus  irgend  einem  sonstigen  Grunde  eine  Berichtigung 
ihrer  Steueranlage  bewii-ken  wollen. 

Ebenso  sind  Gesuche  um  gänzliche  Entfernung  aus  dem  Kataster,  desgleichen  um  Be- 
rechnung von  Steuerabgängen  und  SteueiTückvergütungen  jeweils  beim  Steuer-Ab-  und  Zu- 
schreiben in  dem  hiefür  festgesetzten  Termin  vor  dem  Steuerkommissär  oder  dem  Schatzungs- 
rate unter  entsprechender  Begründung  vorzubringen. 

Artikel  18. 

Nach  dem  Tode  eines  Pflichtigen,  welcher  infolge  unterbliebener  oder  xmrichtiger 
Steuererklärung  zu  wenig  an  Einkommenssteuer  entrichtet  hat,  sind  die  Ei'ben,  und  für  den 
Fall  der  Teilnahme  an  der  Gütergemeinschaft,  auch  die  Witwe  des  Erblassers  oder  die  Ver- 
treter dieser  Personen  (Artikel  15 ,  ZifTer  1  und  2)  schuldig ,  innerhalb  6  Monaten  vom  Todes- 
tage des  Erblassers  an  gerechnet,  bei  der  Bezirkssteuerbehörde  die  zu  wenig  entrichteten 
Steuerbeträge,  soweit  solche  nicht  am  Todestag  des  Erblassers  verjährt  sind,  anzumelden  und 
das  Doppelte  derselben  zu  erlegen.  Erben  und  Witwen  sind  für  die  Bezalilung  dieses  Steuer- 
nachtrags samtverbindlich  verpflichtet.  Derselbe  verjährt  in  5  Jahren  vom  Todestag  des 
Erblassers  an. 

Artikel  19. 
Der  Schatzungsrat  ist  befugt: 

1)  Personen,  welche  beim  Steuer-Ab-  und  Zuschreiben  innerhalb  der  festgesetzten 
Frist  eine  Steuerklärung  nicht  abgegeben  haben,  jedoch  nach  Annahme  des 
Schatzungsrates  zur  Abgabe  einer  solchen  vei-pflichtet  gewesen  wären,  aufzu- 
fordern ,  binnen  einer  vom  Schatzungsrat  anzuberaumenden  angemessenen  Frist 
entweder  eine  Steuererklärang  oder  aber  die  Versicherung  abzugeben,  dass  sie 
312 


Gesetzesentwurf  zax  Einführung  einer  allgem.  Einkommensstener  in  Baden.        3^3 

nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zur  Abgabe  einer  Steuererklämn|j  (bezw.  einer 
neuen  Steuererklärang)  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  ver- 
pflichtet seien; 

2)  über  die  in  den  Steuererkläi-ungen  enthaltenen  Angaben,  namentlich  auch  über 
die  in  den  Erklärungen  als  Scholdzinsen  aufgeführten  Beträge,  von  dem  An- 
meldepflichtigen nähere  Aufschlüsse  zu  verlangen,  gutfindendenfalls  auch  ihn,  zum 
Zwecke  der  Auskunftserteilnug  in  Person  oder  durch  einen  Bevollmächtigten, 
voi-zuladen ; 

3)  Sachveretändige  über  den  Inhalt  der  Steuererklärungen  und  die  weiteren  Angaben 
der  Pflichtigen  einznvemehmen  und  sonstige  zur  Feststellung  der  Thatsachen 
geeignete  Erhebungen  zu  machen. 

Die  Beschlussfassnngen  des  Schatzungsrates  erstrecken  sich  sowohl  auf  die  Steuer- 
anlage der  neu  ziu"  Anmeldung  kommenden  Pflichtigen,  als  auf  die  etwa  begründeten  Er- 
höhungen oder  Mindeningen  der  bereits  vollzogenen  Steueranlagen  und  die  gänzliche  Entfernung 
solcher  aus  dem  Kataster.  Auch  beschliesst  der  Schatzungsrat  in  FäUen,  in  welchen  der  An- 
satz von  Steuemachtrag  oder  Steuerabgang  stattzufinden  hat,  über  den  Zeitraum  und  den 
Steueranschlag.  für  welchen  Nachtrag  oder  Abgang  zu  berechnen  ist. 

Artikel  20. 

Leistet  der  Pflichtige  den  nach  Artikel  19 ,  Absatz  1 ,  Ziffer  1  und  2  an  ihn  ergehenden 
.\ufforderungen  in  der  bestimmten  Frist  keine  Folge,  so  wii-d  die  Steueranlage  durch  den 
Schatzungsi-at ,  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  17.  März  1854  (Reg.-Bl.  Nr.  XI,  S.  79),  modi- 
fizieit  durch  Gesetz  vom  16.  März  1880  (Ges.-  und  V.-Bl.  Nr.  XII,  S.  83),  vollzogen  und  es  steht 
alsdann  dem  Pflichtigen  gegen  die  betieffende  Beschlussfassung  des  Schatzungsrates  weder 
eine  Einsprache  noch  ein  Anspruch  auf  Steuerrückersatz  zu. 

Gegen  die  sonstigen  Entscheidungen  des  Schatzungsrates  st€ht  dagegen  dem  Pflichtigen, 
wie  dem  Vertreter  des  steuerlichen  Interesses  (dem  Steuerkommissär),  nach  Massgabe  der 
Bestimmungen  des  ebenei-wähnten  Gesetzes  das  Recht  der  Beschwerde  an  die  Grossh.  Steuer- 
direktion.  und  gegen  die  Entscheidung  der  letzteren  dem  Pflichtigen  nach  Massgabe  der  gesetz- 
liclien  Bestimmungen  über  die  Verwaltnngsrechtspflege  die  Klage  bei  dem  Grossh.  Yerwaltungs- 
gerichtshofe  zu. 

Bei  Beschwerden  und  Klagen  des  Pflichtigen  liegt  diesem  ob,  den  Nachweis  zu  erbringen, 
SS  er  durch  die  bewirkte  Steueranlage  beschwert  ist. 

Artikel  21. 

Den  Schatzungsi-äten ,  Stcuerkommissären ,  Beziikssteuerstellen ,  Steuer-Erhebungs-  und 
tAnfsichtsbeamten  ist  zur  Pflicht  gemacht,  die  richtige  Anmeldung  des  steuerbaren  Einkommens 
\anch  ihrerseits  genau  zu  überwachen. 

Den  Schatzungsräten,  Steuerkommissären  und  Oberbeamten  der  Bezirkssteuerst«llen  ist 
[zu  dem  Ende  gestattet,  von  den  Verlassenschaftsaufiiahmen  Einsicht  zu  nehmen  und  es  sind 
[ihnen  auf  Verlangen  die  betreffenden  .\kten  von  den  Teünngsbehörden  mitzuteilen. 

Mutmassliche  Gesetzesübertietungen  sind  von  den  Steuerkommissären,  Steuer-Erhebungs- 
ind  Aufsichtsbeamten  behufs  weiterer  Verfolgung  zur  Kenntnis  der  Bezirksstenerbehörde  zu 
bringen. 

Artikel  22. 

Die  Schatzungsi-äte  und  alle  bei  der  Feststellung,  Erhebung  und  Ueberwachung  der 
äinkommenssteuer  mit\^-irkenden  Beamten  sind  verpflichtet,  die  hierbei  zu  ihrer  Kenntnis  ge- 
Flangenden  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  der  Pflichtigen  geheim  zu  halten.  Die 
tgleiche  Verpflichtung  haben  auch  die  Gemeindebeamten,  insofern  sie  anlässUch  der  Feststellung, 
f-Erhebung  und  Ueberwachung  der  Gemeindesteuern  von  den  Vermögens-  und  Einkonunens- 
l'Verhältnissen  der  Steuerpflichtigen  Kenntnis  erhalten. 

Von  den  Steuerregistern  und  Steuerforderungszetteln  darf  unberufenen  Dritten  keine,  und 
|was  die  Steueiregister  betrifft,  den  Steuerpflichtigen  selbst  nur  soweit  Einsicht  gestattet  werden, 
Js  es  sich  um  deren  eigenes  Steuerbetreflnis  handelt. 
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*  Abschnitt  IV. 

Steuerfuss  und  Steuereinzng. 

Artikel  23. 

Der  von  je  100  M.  des  Steueranschlags  (Artikel  13)  zu  erhebende  Steuerbetrag  (der  Steuer- 
fuss) wird  jeweils  durch  das  Finanzgesetz  bestimmt. 

Artikel  24. 

Die  für  ein  Jahr  schuldige  Einkommenssteuer  ist  zu  einem  Sechsteil  auf  1.  Dezember 
des  unmittelbar  vorhergehenden  Jahres,  1.  Januar,  l.  Februar,  1.  Juli,  1.  August  und  1.  Sept. 
des  laufenden  Jahres  fällig  und  längstens  bis  zum  14.  des  betreffenden  Monats  zu  entrichten. 

Steuernachträge  sind  in  ilirem  vollen  Betrag  alsbald  zu  bezahlen.  Zu  den  Steuer- 
nachträgen zälilt  auch  die  Steuer  für  das  laufende  Jalir,  insoweit  solche  erst  im  Laufe  des 
Jahres  angesetzt  wird. 

Die  Einkommenssteuerschuldigkeiteu  von  Personen,  welche  Gehalt,  Pension  oder  Warte- 
geld aus  einer  badischen  Staatskasse  oder  einer  anderen  öffentlichen  im  Verordnungsweg  zu 
bezeichnenden  Kasse  beziehen ,  können  in  angemessenen ,  im  gleichen  Weg  zu  bestimmenden 
Terminen  durch  Abzug  an  den  Gehalts-  etc.  Bezügen  erhoben  werden. 

Im  übrigen  gelten  hinsichtlich  der  Beitreibung  der  Einkommenssteuer  die  gleichen  Vor- 
schriften, wie  für  die  sonstigen  direkten  Steuern. 

Abschnitt  Y. 

Strafbestimmungen. 

Artikel  25. 

Wer  gesetzlich  zur  Einreichung  einer  Steuererklärung  oder  zur  Abgabe  der  im  Artikel  18 
vorgesehenen  Anmeldung  verpflichtet  ist,  dieser  Verpflichtung  aber  nicht  oder  nicht  innerhalb 
der  gesetzlichen  Frist  nachkommt,  femer  wer  in  der  Steuererklämng  oder  bei  der  fraglichen 
Anmeldung  oder  bei  den  im  Artikel  17,  Absatz  2  bezeichneten  Gesuchen  wahrheitswidrige  An- 
gaben macht,  vertallt,  wenn  infolge  davon  keine  Steuer  oder  zu  wenig  Steuer  in  Ansatz  gebracht 
oder  ein  Steuerabgang  oder  Rückersatz  zur  Ungebühr  festgestellt  wurde,  in  eine  dem  achtfachen 
Betrag  der  nicht  oder  zu  wenig  angesetzten  Steuer  bez.  des  zur  Ungebühr  festgestellten 
Steuerabganges  oder  Rückersatzes  gleichkommende  Strafe. 

Neben  der  verwirkten  Strafe  ist  die  nicht  oder  zu  wenig  entrichtete  bez.  zur  Ungebühi" 
in  Abgang  genommene  noch  nicht  verjährte  Steuer  nachzuzahlen  und  die  zur  Ungebühr  em- 
pfangene Steuen-ückvergütung ,  soweit  eine  Verjährung  der  Rückfordemng  noch  nicht  ein- 
getreten, zurückzuerstatten.  Die  Festsetzung  dieser  Beträge  erfolgt  durch  die  Bezirkssteuer- 
stelle, welche  dabei  an  die  Stelle  des  Schatzungsrats  tritt. 

Ist  der  Betrag  der  vorenthaltenen  bez.  der  zur  Ungebühi"  in  Abgang  genommenen 
oder  rückersetzten  Steuer  nicht  festzustellen,  so  kann  eine  Strafe  bis  zu  3000  M.  ausgesprochen 
werden. 

Artikel  26. 

Wird  dargethan,  dass  eine  der  im  vorhergehenden  Artikel  mit  Strafe  bedrohten  Ver- 
fehlungen nur  auf  einem  Versehen  beruht,  so  tritt  neben  Nachzahlung  der  nicht  oder  zu  wenig 
entrichteten  oder  zur  Ungebühr  in  Abgang  genommenen  Steuer  bez.  neben  Rückerstattung 
der  zur  Ungebühr  empfangenen  Steuerrückvergütung  an  Stelle  der  daselbst  angedrohten  Strafe 
nur  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  300  M. ,  welche  jedoch  den  Betrag  der  ersteren  Strafe  nicht 
übersteigen  darf. 

Die  gleiche  Ordnungsstrafe  ist  verwirkt,  wenn  ein  Steuei-pflichtiger  (ausgenommen  die 
Fälle  des  Artikel  20,  Absatz  1)  den  ihm  durch  dieses  Gesetz  auferlegten  sonstigen  Verbind- 
lichkeiten zuwiderhandelt  oder  Dire  Erfüllung  verweigert  oder  dabei  wahrheitswidrige  An- 
gaben macht. 

Wird  die  unterlassene  Steuererklärung,  Anmeldung,  Anzeige  oder  Angabe  zwar  nach 
Ablauf  der  gesetzlichen  Frist ,  jedoch  noch  bevor  das  Vergehen  bei  der  Bezirkssteuerbehörde 
angezeigt  worden  ist,  nachgeholt  oder  die  wahrheitswidrige  Angabe  innerhalb  der  gleichen  Zeit 
berichtigt,  so  tritt  gänzliche  Straflosigkeit  ein. 

314 


Gesetzesentwurf  zur  Einführung  einer  allgem.  Einkommenssteuer  in  Baden.        S\o 

Artikel  27. 

Die  Vei-folgung  der  im  Artikel  25  mit  Strafe  bedrohten  Steuervergehen  verjährt  in  3  Jahren 
vom  Ablauf  der  in  Betracht  kommenden  gesetzlichen  Fristen  bezw.  vom  Tag  der  Abgabe  der 
wahrheitswidrigen  Angaben  an. 

Ordnungsvergehen  (Artikel  26,  Absatz  1  und  2)  veijähren  in  einem  Jahre. 

Abschnitt  VI. 

Vollzugsbestinmiangen. 

Artikel  28. 

Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar-  1886  in  Wirksamkeit. 

Behufs  Aufstellung  des  Einkommenssteuerkatasters  für  1886  treten  aber  sämtliche  Be- 
stimmungen des  Gesetzes,  welche  sich  auf  die  Aufstellung  des  Katasters  (die  Steuei-veranlagung) 
beziehen,  insbesondere  die  Vorschriften  des  Artikel  14  schon  vom  1.  Januar  1885  an  in  Geltung. 

Ebenso  finden  die  im  Artikel  29  unter  Ziffer  III  vorgesehenen  Abändenmgen  des  Ei-werb- 
steuergesetzes  schon  vom  1.  Januar  1885  an  insofeme  Anwendung,  als  es  sich  um  die  Auf- 
stellung der  Gewerbesteuerkataster  für  1886  handelt. 

Auch  greifen  für  das  Jahr  1885  bereits  die  Strafbestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes, 
soweit  solche  nach  Vorstehendem  anwendbar  sind,  Platz.  Bis  zur  erstmaligen  Festsetzung  des 
Steuerfusses  tritt,  wenn  die  vorgeschriebenen  Steuererkläi-ungen  und  Angaben  nicht  oder  nicht 
rechtzeitig  oder  in  wahrheitswidriger  Weise  erstattet  werden ,  eine  Geldstrafe  ein ,  welche  bis 
zu  1000  M.  ansteigen  kann. 

Artikel  29. 

I.  Mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1886  an  treten,  nebst  den  zum  Vollzug  der  betreftenden 
Gesetzesbestimmungen  erlassenen  Verordnungen,  ausser  Kraft: 

1)  Die  Artikel  2,  3  und  4  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1828,  die  Aufliebung  des  Berg- 
zehnten und  der  übrigen  Hoheitsabgaben  vom  Bergbau  und  die  Erhebung  einer 
Bergsteuer  betreffend  (Reg.-Bl.  Nr.  Vn,  S.  63), 

2)  Artikel  3,  Ziffer  5  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1866,  die  neue  Katastiiemug  der  Ge- 
bäude im  Grossherzogtum  betr.  (Reg.-Bl.  Nr.  XXX,  S.  147). 

U.  Das  Gesetz  vom  29.  Juni  1874,  die  Kapitalrentensteuer  betr.  (Ges.-  u.  V.-Bl.  Nr.  XXIX, 
S.  361),  erfährt  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1886  an  die  nachstehenden  Abänderungen: 

1)  Artikel  1  erhält  folgende  Fassung:  „Der  Ertrag  aus  Kapitalvermögen,  sowie  Renten 
und  sonstige  derartige  Bezüge,  soweit  diese  Erträgnisse  nicht  unmittelbar  aus 
Grundbesitz  (einschliesslich  von  Gebäuden)  oder  aus  dem  Betrieb  einer  gewerb- 
lichen Unternehmung  herrühren  oder  ein  Entgelt  für  (jetzige  oder  frühere)  Arbeit, 
Dienstleistung  und  Berufsthätigkeit  bilden,  unterliegt  nach  Massgabe  der  folgen- 
den Bestimmungen  der  Kapitalrentensteuer. " 

2)  Im  Artikel  3  des  Gesetzes  ist  hinter  den  Worten  „Landes-  und  sonstige  Reiclis- 
angehörige"  einzuschalten:  „sowie  Reichsausländer''. 

3)  Artikel  4  des  Gesetzes  kommt  in  Wegfall. 

4)  Im  Artikel  5  kommen  unter  Ziffer  7  die  Worte  „Schuldzinsen  und"  in  Wegfall. 

5)  Artikel  5 ,  Ziffer  8 ,  erhält  folgende  Fassung :  „Witwen ,  elternlose  5Iinderjährige 
und  erwerbsunfähige  Personen,  sofern  die  Genannten  nach  Artikel  6.  Ziffer  7, 
des  Einkommenssteuergesetzes  vom  Beizug  zur  Einkommenssteuer  beft-eit  sind." 

6)  Im  Artikel  6  kommt  der  dritte  Absatz  in  Wegfall. 

^^  7)  Im  Artikel  7  sind  die  Worte  „Schuldzinsen  und"  zu  streichen, 

^^k  8)  Artikel  8    des    Gesetzes    erhält    folgende    Fassung:     „Sind    einem    steuerbaren 

^^K*  Zinsen-  und  Rentenbezug  privatrechtliche  Lasten,   welche  nicht  schon  kraft  Ge- 

^^H'  setzes  damit  verbunden  sein  würden,  durch  besonderen  Titel  auferlegt  (wozu  aber 

^^B  bei  Stiftungen  die  etwa  vom  Stifter  vorgeschriebenen  Ausgaben  für  den  eigenen 

^^B  Stiftungszweck  nicht  gehören),  so  wird  auf  Verlangen  des  Pfliclitigen  der  in  Geld 

^^B  veranschlagte  Jahresbetrag  der  Lasten  an  dem  betreffenden  Zins-  und  Renten- 

^^H  bezug  abgezogen  und  nur  der  alsdann  verbleibende  Rest  des  letzteren  der  Renten- 

^^B  Steuer  unterworfen." 

9)  Im  Artikel  12  ist  statt  „der  Ai-tikel  3  und  4"  zn  setzen  ,des  Artikels  3". 
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10)  Im  Artikel  13,  Absatz  2    ist  statt  „(Artikel  3  und  4)"  zu  setzen  „(Artikel  3)". 

11)  Im  Artikel  14  sind  die  Worte  „der  Artikel  3  und  4"  zu  ersetzen  durch  „des 
Artikels  3". 

12)  Im  Artikel  16  sind  im  Absatz  1  und  4  die  Worte  „Schuldzinsen  und"  zu  streichen. 

13)  Artikel  16,  Absatz  3,  erhält  folgende  Fassung:  „Bei  unverzinslichen  Zielen!  und 
anderen  unverzinslichen  Kapitalfordenxngeu ,  in  welchen  Zinsen  mit  inbegriffen 
sind,  sowie  bei  Zeitrenten,  Annuitäten  und  anderen  Forderungen,  bei  welchen  mit 
den  Zinsen  auch  Kapitalteile  bezogen  werden,  sind,  ohne  Kücksicht  auf  die  Ver- 
falltermine,  4  o/o  des  Nennwertes  der  noch  ausstehenden  Forderungen  als  steuer- 
bares Zinserträgnis  anzunehmen,  insoweit  dieser  Betrag  den  durchschnittlich  auf 
ein  Jahr  entfallenden  Bezug  nicht  übersteigt." 

14)  Artikel  16,  Absatz  5  erhält  folgende  Fassung:  „Ist  der  Jahresbetrag  einzelner 
Zins-  und  Eenten einnahmen  oder  Lasten  seiner  Grösse  nach  wandelbar,  so  wird 
der  thatsächliche  Ertrag  bez.  die  thatsächliche  Leistung  des  letzten  Kalender- 
jahres ,  sofern  aber  der  Bezug  oder  die  Leistung  noch  nicht  so  lange  währt ,  der 
voraussichtliche  Jahresbetrag  des  laufenden  Jahres  zu  Grunde  gelegt." 

15)  Im  Artikel  17  fallen  im  Absatz  1  und  2  die  Worte  „Schuldzinsen  und"  und  im 
Absatz  2  auch  die  Worte  „Schuld-  und"  weg. 

16)  Im  Artikel  27,  Absatz  1  sind  die  Worte  „Schuldzinsen  und"  zu  streichen. 

in.  Das  Gesetz  vom  25.  August  1876,  die  Erwerbsteuer  betreffend  (Ges.-  u.  V.-Bl. 
Nr,  XXXVn,  S.  271),  erleidet,  mit  Wirkung  vom  l.  Januar  1886  an,  die  nachstehenden  Ab- 
änderungen : 

1)  Der  Ausdruck  „Erwerbsteuer"  und  „erwerbsteuerpflichtig"  wird  durchweg  durch 
„Gewerbsteuer"  und  „gewerbsteuei-pflichtig"  ersetzt. 

2)  Der  Artikel  1  erhält  folgende  Fassung :  „Artikel  1  (Gegenstand  der  Besteuerung). 
Der  Gewerbsteuer  unterliegt  der  Ertrag  der  im  Grossherzogtum  betriebenen  ge- 
werblichen Unternehmungen." 

3)  Der  Artikel  2  wird  wie  folgt  gefasst :  „Artikel  2  (Steuerbefreiungen).  Vom  Beizug 
zur  Gewerbsteuer  bleiben  fi'ei:  l.  Die  vom  Staat  im  öffentlichen  Interesse  und  für 
öffentliche  Zwecke  betriebenen  gewerblichen  Unternehmungen ;  2.  die  Reichsbank 
und  ihre  Zweiganstalten ;  3.  der  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft  einschliess- 
lich des  Handels  mit  Produkten  von  eigenen  oder  gepachteten  Gi-undstücken,  sowie 
mit  den  davon  ernährten  Tieren  und  deren  Erzeugnissen,  sei  es,  dass  das  Pro- 
dukt roh  oder  in  einem  anderen  Zustande  verkauft  wird,  der  in  dem  Kreise  des 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebs  liegt." 

4)  Im  Artikel  4,  Absatz  2  werden  die  Worte  „der  drei  letzten  Kalenderjahre"  durcli 
„des  letzten  Kalenderjahres"  ersetzt. 

5)  Im  Artikel  6  fällt  die  Venveisung  auf  den  Artikel  1,  A  weg. 

6)  Im  Artikel  7,  Absatz  1  wird  hinter  den  Worten  „ausserhalb  des  Landes"  ein- 
geschaltet „sich  befinden  und  daselbst". 

7)  Im  Artikel  8  kommt  der  vierte  Absatz  in  Wegfall. 

8)  Der  Artikel  9  erhält  folgende  Fassung:  „Artikel  9  (Steueransehlag  des  persön- 
lichen Verdienstes  aus  gewerblichen  Unternehmungen  (Artikel  6,  lit.  b)  besteht 
für  die  ersten  500  M.  des  Jaliresbetrags  dieses  Verdienstes  in  600  M.,  für  je  weitere 
volle  100  M.  in  weiteren  200  M.,  bei  einem  Jahresverdienst  von  10,000  M. 
20,000  M.,  von  da  ab  für  je  weitere  volle  500  M.  in  weiteren  1000  M.  Dabei  wird 
der  Jahresbetrag  des  persönlichen  Verdienstes  aus  den  sämtlichen  gewerblichen 
Unternehmungen  eines  Pflichtigen,  welche  nach  Massgabe  des  Artikel  17  des  Ge- 
setzes in  einem  und  demselben  Steuerdistrikt  zu  veranlagen  sind,  stets  zusammen- 
gerechnet vmd  erst  alsdann  der  Steueransclilag  hiernach  bestimmt.  Ergibt  sich 
in  dieser  Weise  ein  Jahresbetrag  von  zusammen  unter  500  M.,  so  bleibt  dieser  vom  ^ 
Beizug  zur  Gewerbsteuer  befreit." 

9)  Die  Artikel  10,  11  und  13  kommen  in  Wegfall. 

10)  Im  Artikel  15  sind  die  Worte  „oder  sonstigen  erwerbsteueipflichtigen  Verdienstes"  ' 
und  „oder  sonstige  steuerbare  Verdienst"  zu  streichen. 

11)  Der  Artikel  16  erliält  folgende  Fassung:  „Artikel  16  (Erhöhung  und  Vennin- 
derung  der  Besteuerung).  Eine  Erhöhung  oder  Venninderung  der  Besteuerung 
eines  bereits  zur  Gewerbsteuer  Veranlagten  tritt  ein,  wenn  sich  nach  dem 
Stande   der   massgebenden   Verhältnisse   am    ersten   Tage   der   beim  jälirUcheu 
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Steuer -Ab-  und  Zuschi-eiben  zur  Abgabe  der  Steuererkläningen  anberaumten 
Frist  der  steuerbare  Ertrag  der  in  einem  und  demselben  Steuerdistrikt  zu  ver- 
anlagenden Grewerbsuntemehmungen  des  Pflichtigen  oder  das  steuerbare  Betriebs- 
kapital dieser  Unternehmungen  gegenüber  dem  veranlagten  Ertrag  oder  Betriebs- 
kapital derart  erhöht  oder  gemindert  hat ,  dass  sich  gemäss  Artikel  8  und  9  ein 
höherer  oder  niedrigerer  Steueranschlag  für  das  Betriebskapital  oder  den  persön- 
lichen Verdienst  ergibt,  vorausgesetzt,  dass  die  Erhöhung  des  Steueranschlags  des 
Betriebskapitals  nicht  unter  50/0  des  seitherigen  Betriebskapitalsanschlags  und 
auch  nicht  unter  700  M.  beträgt.  Die  Erhöhung  oder  Minderung  der  Besteuerung 
beginnt  mit  dem  Anfang  des  auf  das  bezügliche  Steuer-Ab-  und  Zuschreiben  nächst- 
folgenden Kalenderjahres,  sofern  jedoch  das  Gesamtsteuerkapital  sich  um  mehr 
als  25 »0  erhöht  oder  mindert,  vom  Anfang  des  Monats  an,  seit  welchem,  nach 
dem  Stand  der  Verhältnisse  am  1.  des  Monats  berechnet,  die  Erhöhung  oder 
Minderung  des  steuerbaren  Ertrags  oder  Betriebskapitals  im  vollen  Umfange  und 
in  nachhaltiger  Weise  andauert." 

12)  Im  Abschnitte  V  fallen  die  Ueberschriften :  ,,A.  Veranlagung  der  gewerblichen 
Unternehmungen  (Artikel  1,  A.)."  ,B.  Veranlagung  der  nach  .\rtikel  1,  B  Erwerb- 
steuerpflichtigen."  „C.  Gremeinschaftliehe  Bestimmungen  bezüglich  des  Verfahrens 
bei  der  Veranlagung  der  Erwerbsteuer.-  weg. 

13)  Im  Artikel  17  kommt  die  Verweisung  auf  Artikel  1.  A.  in  Wegfall. 

14)  Im  Artikel  18  fällt  der  3.  Absatz  weg. 

15)  Im  Artikel  19  ist  der  2.  Absatz  zu  streichen. 

16)  Im  Artikel  22  werden  die  Worte  „beim  nächstfolgenden  Ab-  und  Zusehreiben- 
durch  -beim  betreifenden  Ab-  und  Zuschreiben"  und  unter  Ziffer  2  die  Worte  „der 
drei  letzten  Kalenderjahre"  durch  ,des  letzten  Kalenderjahres"  ei-setzt. 

17)  Die  Artikel  25.  26,  27,  28  und  29  fallen  weg. 

18)  Im  Artikel  31  tritt  an  Stelle  des  ersten  und  zweiten  Absatzes  folgende  Bestimmung : 
„Der  Schatzungsrat  hat  bei  dem  alljährlichen  Steuer-Ab-  und  Zuschi-eiben  zunächst 
über  die  Steueranlage  der  neu  zur  Anmeldung  kommenden  Personen  zu  be- 
schliessen."  Zugleich  fällt  im  diitten  Absätze  die  Verweisung  auf  Aitikel  28  weg 
und  sind  im  \ierten  Absätze  die  Worte  „bei  gewerblichen  Unternehmungen"  zu 
streichen. 

19)  Im  Artikel  33  kommen  im  ei-sten  Absätze  die  Worte  „sowohl  von  den  Gewerbs- 
untemehmem  (Artikel  1,  A.)  als  von  den  sonstigen  Pflichtigen  (Artikel  1,  B.)  be- 
hufs deren  richtiger  Veranlagung,"  und  im  dritten  Absätze  die  Bezugnahmen  auf 
Artikel  26,  Ziffer  3  und  auf  Aitikel  28,  Ziffer  2  in  Wegfall. 

20)  Im  Artikel  34  fällt  die  Bezugnahme  auf  Artikel  26  und  auf  Artikel  28  weg. 

IV.  Im  Artikel  26,  Absatz  2  des  Weinsteuergesetzes  vom  19.  Mai  1882  (Ges.-  u.  V.-Bl. 
Xr.  XVI,  S.  137)  ist  statt  „Erwerbsteuer"  und  „erwerbstenerpflichtigen"  zu  setzen  „Gewerb- 
steuer" und  „gewerbsteueriiflichtigen". 

Artikel  30. 

Für  den  Vollzug  gegenwärtigen  Gesetzes  sorgt  das  Finanzministerium  und  erteilt  zu  dem 
Ende  die  nötigen  VoUzugsvorschriften. 
Gegeben  etc. 


Begründung. 

Die  Grossh.  Regierung  hat  bereits  dem  im  Jahr  187374  vei-sammelt  gewesenen  Landtage 

nen  Gesetzentwuif  über  die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  im  Grossherzogtnm 

Beratimg  und  Zustimmung  vorgelegt.    Derselbe  gelangte  auch  in  beiden  Kammern  zur 

chberatung,  fand  jedoch  —  mit  einigen  Abänderungen  —  wohl  die  Zustimmung  der  zweiten 

aer,  nicht  aber  diejenige  der  Majorität  der  ersten  Kammer  und  wurde  infolge  davon  seitens 

Regierung  wieder  zurückgezogen. 

In  der  Begründung  des  1873er  Entwurfs  war  heiTorgehoben,  dass  die  Grossh.  Regierung 
entschieden  Bedenken  tragen  müsse ,    eine  allgemeine  Einkommenssteuer  als  einzige 
ekte  Steuer .  an  Stelle  der  bestehenden  direkten  Steuern,   einzufiihren,  dass  sie  dagegen  in 
Einführung  einer  massigen  Einkommenssteuer  als  Zusatz  Steuer  zu  den  bestehenden 
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Steuern  eine  zweckmässige  Vervollständigung  und  Verbesserung  unseres  direkten  Steuersystems 
erblicken  würde.  Eine  solche  Einkommenssteuer  würde,  da  sie  nur  das  reine  Einkommen  träfe, 
während  bei  den  Ertragssteuem  der  Natur  der  Sache  nach  ein  Abzug  von  Schuldzinsen  nicht 
oder  doch  nur  in  beschränktem  Masse  stattfinde,  eine  wünschenswerte  ausgleichende  Wirkung 
äussern.  Ihr  Erträgnis  würde  zu  einer  Aufhebung  oder  Herabsetzung  anderer,  als  drückend 
empfundener  Steuern  verwendet  werden  können  (man  hatte  dabei  in  erster  Reihe  die  Auf- 
hebung oder  Herabsetzung  der  Liegenschaftsaccise  im  Auge)  und  es  könnte  femer  die  Ein- 
kommenssteuer in  Anbetracht  ihrer  grösseren  Fähigkeit,  sich  nach  den  wechselnden  Bedürfnissen 
des  Staats  zu  richten ,  dazu  bestimmt  werden ,  bei  einem  künftigen  durch  Steuererhöhung  zu 
deckenden  Mehrbedarf  ausschliesslich  oder  doch  vorzugsweise  die  Mittel  zu  liefern.  Endlich 
würde  sie  auch  geeignet  sein,  eine  Grundlage  für  die  Reform  des  Gemeindesteuerwesens  zu 
schaffen. 

Die  Grossh.  Regierung  nimmt  im  Principe  auch  heute  noch  den  in  diesen  Ausführungen 
vertretenen  Standpunkt  ein. 

Allerdings  hat  sich  die  Sachlage  inzwischen  insofern  geändert,  als  seit  der  Gesetzes- 
vorlage vom  30.  Oktober  1873  über  die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  das 
frühere  Kapitalsteuergesetz  durch  das  Kapitalrentensteuergesetz  vom  29.  Juni  1874  und  das 
frühere  Gewerbsteuergesetz  durch  das  Ei-werbsteuergesetz  vom  25.  August  1876  eine  Umge- 
staltung in  der  Richtung  erfahren  hat,  dass  die  Besteuerung  der  Erträgnisse  aus  Kapitalbesitz 
und  Gewerbsbetrieb  jetzt  nicht  mehr  den  Charakter  einer  reinen  Ertragssteuer  an  sich  trägt, 
sondern  sich  in  vielfacher  Beziehung  mehr  einer  partiellen  Einkommenssteuer  nähert.  Nach 
beiden  Gesetzen  erfolgt  die  Besteuerung  nicht  mehr  nach  einem  normalen  bez.  nach  einem 
nach  der  normalen  Erti-agsfähigkeit  der  Steuerobjekte  bemessenen  Ertrag,  sondern  in  engem 
Anschluss  an  die  thatsächlichen ,  wechselnden  Erträgnisse,  wobei  zugleich  auf  die  besonderen 
Verhältnisse  des  steuerpflichtigen  Subjektes  wesentlich  Rücksicht  genommen  wird,  eine  Rück- 
sichtnahme, die  u.  a.  in  der  degressiven  Skala  der  Steueranschläge  für  den  persönlichen  Ver- 
dienst in  Artikel  9  des  Erwerbsteuergesetzes  Ausdruck  gefunden  hat. 

Im  Hinblick  hierauf  liegt  für  die  unter  die  fragliclien  beiden  Gesetze  fallenden  Kategorien 
von  Steuerpflichtigen  (Kapitalbesitzer,  Gewerbtreibende  und  ein  Einkommen  aus  sonstiger  Arbeit, 
Dienstleistung  und  Berafsthätigkeit  Beziehende)  zur  Zeit  wohl  in  minderem  Grade  als  früher 
ein  Bedürfnis  nach  einer  Umgestaltung  und  weiteren  Ausbildung  des  direkten  Steuersystems 
vor.  Dagegen  wii'd  dieses  Bedürfnis  seitens  der  Grund-  und  Häusersteuerpflichtigen  nach  wie 
vor  lebhaft  empfunden.  —  Auch  die  inzwischen  (durch  die  Gesetze  vom  6.  und  24.  Februar  1879) 
erfolgte  Neugestaltung  der  Bestimmungen  über  die  Aufbringung  des  Gemeindeaufwandes, 
obschon  dieselbe  zu  einer  wesentlichen  Erleichterung  der  Grund-  und  Häusersteuei-pflichtigen 
geführt  hat ,  vennochte  die  Wünsche  dieser  Klassen  von  Pflichtigen  nicht  vollständig  zu 
befriedigen. 

Die  Klagen  derselben  gehen  vorzugsweise  dahin ,  dass  die  Steueranschläge  der  Grund- 
stücke und  Gebäude  nicht  im  richtigen  Verhältnisse  zu  den  thatsächlichen  Erträgnissen  (Rein- 
erträgnissen) dieser  Objekte  stünden  und  dass  die  Nichtberücksichtigung  der,  gerade  bei  der 
Klasse  der  Grund-  und  Häuserbesitzer  besonders  häufig  vorhandenen,  Schulden  bei  der  Steuer- 
veranlagung eine  Unbilligkeit  enthalte.  Es  wird  deshalb  mehrfach  aus  Kreisen  der  Beteiligten 
eine  Umgestaltung  des  Grund-  und  Häusersteuerkatasters  in  der  Richtung  angestrebt,  dass  die 
Steueranschläge  mit  den  thatsächlichen  Reinerträgnissen  der  Grundstücke  und  Gebäude  in 
Einklang  gesetzt  und  dass  bei  Bildung  der  Steueranschläge  die  auf  den  Grundstücken  und 
Gebäuden  haftenden  Schulden  in  Abzug  gebracht  würden. 

Die  Gr.  Regierung  trägt  jedoch  ernste  Bedenken ,  dem  Projekte  einer  derartigen  Umge- 
staltung der  Grund-  und  Häusersteuer  näher  zu  treten.  —  Erst  vor  wenigen  Jahren  ist  mit 
einem  beträchtlichen  Arbeits-  und  Kostenautwande  das  neue  Grund-  und  Häusersteuerkataster 
auf  Grund  der  Gesetze  vom  7.  Mai  1858  und  26.  Mai  1866  fertig  gestellt  worden  und  (mit 
Wirkung  vom  1.  Januar  1877  an)  in  Vollzug  getreten.  Es  ist  damit  eine  äusserst  schwierige 
und  mühevolle  Arbeit  zu  Ende  gebracht,  welche  in  der  Absicht  unternommen  wurde,  eine  auf 
Jahrzehnte  hinaus  feststehende  Grandlage  für  die  Veranlagung  zur  Grand-  und  Häusersteuer 
zu  bilden.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen,  nach  Massgabe  deren  die  Einschätzung  durch- 
geführt wurde,  beruhen  auf  dem  Ergebnis  der  reifliclisten  Erwägungen  und  eingehendsten 
Erörterangen  sowohl  seitens  der  Regierang  als  der  Volksvertretung.  Der  Vollzug  der  Gesetze 
erfolgte  mit  Umsicht  und  in  der  gewissenhaftesten  Weise.  —  Es  erscheint  nicht  angänglich, 
ein  in  dieser  Art  zustande  gekommenes  bedeutsames  Werk  schon  heute  wieder  in  Frage  zu 
stellen.     Ohnehin  erscheinen  die  Grandlagen ,   auf  welchen  die  neue  Katastrieruug  erfolgte, 
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principiell  richtig.  Die  Steuei-anschläge  sind  auf  Grund  der  Kaufpreise  der  Grundstücke  und 
Gebäude  und  zwar,  um  ein  von  den  wechselnden  Veihältnissen  des  Tages  möglichst  unab- 
hängiges ,  gleichheitliches  und  stabiles  Kataster  zu  erzielen ,  auf  Grund  der  Kaufpreise  eines 
zurückliegenden  und  längeren  Zeitabschnittes,  unter  Ausscheidung  der  nicht  unter  normalen 
Verhältnissen  zustande  gekommenen  Preise,  gebildet  worden.  Es  darf  angenommen  werden, 
dass  in  den  so  ermittelten  Kaufpreisen  die  normale  Ertragsfähigkeit  der  Steuerobjekte  in 
mindestens  gleich  sicherer  und  zutreffender  Weise  zum  Ausdruck  gelangt  ist,  als  dies  bei 
direkter  Ermittelung  des  normalen  Ertrags  (welche  übrigens  gleichfalls  vielfach  zur  Anwen- 
dung kam)  der  Fall  gewesen  sein  würde.  Dem  Verlangen,  die  Steuerkapitalien  mit  dem  Er- 
trage der  Steuerobjekte  in  Einklang  zu  bringen,  ist  deshalb  durch  die  neue  Katastrierung 
bereits  entsprochen,  sofern  man  unter  dem  Ertrage  den  normalen,  durchschnittlichen,  im  Objekte 
selbst  begründeten  Ertrag  versteht,  im  Gegensatze  zu  dem  jeweiligen,  wechselnden,  laufenden 
Ertrag ,  wie  er  sich  je  nach  der  mehr  oder  minder  rationellen  bez.  ökonomisch  zweck- 
mässigeren  Bewirtschaftung  der  Gmndstücke,  den  subjektiven  Verhältnissen  des  Eigentümers, 
den  schwankenden  Preis-  und  den  sich  ändernden  Konkurrenzverhältnissen  stellt.  Auf  diese 
wechselnden  Verhältnisse,  insbesondere  auch  darauf,  ob  ein  Grundstück  als  Teil  eines  geschlos- 
senen Gutes  einen  geringeren  oder  höheren  Ertrag ,  denn  als  Parzelle ,  abwirft,  kann  ein  auf 
die  Dauer  berechnetes  Steuerkataster  keine  Rücksicht  nehmen. 

Zu  diesen  wechselnden,  nicht  in  der  Natur  des  Steuerobjektes  selbst  begründeten  Ver- 
hältnissen gehört  nun  aber  auch  der  Schuldenstand  des  Eigentümers  des  Grundstückes  bez. 
Gebäudes.  Es  hiesse  den  Charakter  einer  Ertragssteuer  vollständig  zerstören,  wenn  man  auf 
dieses  lediglich  subjektive  Verhältnis  bei  Bildung  der  Steueranschläge  Rücksicht  nehmen  wollte. 
Dazu  kommt,  dass  sich  die  Tragweite  einer  solchen  Massregel  auch  nicht  entfernt  übersehen 
lässt  und  dass ,  was  namentlich  betont  zu  werden  verdient ,  Schulden  und  Steuerkapitalien 
nicht  als  gleichwertige ,  kommensurable  Grössen  betrachtet  wei'den  können ,  solange  die 
Steuerkapitalien  nicht  identisch  mit  den  jeweiligen  laufenden  Kaufwerten  sind.  Die  Steuer- 
kapitalien erreichen  nun  aber  häufig,  namentlich  bei  Gebäuden,  vielfach  auch  bei  Grundstücken, 
kaum  die  Hälfte  dieses  Werts;  die  Gestattiing  des  Abzugs  der  Schulden  im  vollen  Betrage  an 
den  Steuerkapitalien  würde  hiemach  zu  einer  in  keiner  Weise  gerechtfertigten  weitgehenden 
Begünstigung  der  mit  Schulden  behafteten  Grund-  und  Häuserbesitzer  führen. 

Die  Gr.  Regierung  ist  deshalb  der  Ansicht,  dass  an  der  Besteuerung  der  Gmndstücke 
und  Gebäude  nach  Massgabe  der  derzeitigen  gesetzlichen  Bestimmungen  festzuhalten  und  nur 
darauf  abzuheben  sei,  durch  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer 
neben  den  seitherigen  Ertragssteuem  die  Mittel  zur  Ermässigung  des  gegenwärtigen 
Steuer fusses  dieser  Ertragssteuem  zu  gewinnen.  Die  Einkommenssteuer  würde  in  dieser 
Weise  eine  sicherlich  wünschenswerte  ausgleichende  Wirkung  üben  und,  ohne  dass  der 
feste  Boden  der  Ertragssteuem' verlassen  wird,  thatsächlich  zu  einer,  wenigstens  teil  weisen, 
Eifüllung  der  oben  angedeuteten  Wünsche  führen,  indem  bei  der  Einkommenssteuer  sowohl 
die  wirklichen  Erträgnisse  als  die  Schulden  entsprechend  beriicksichtigt  werden  könnten. 

Die  vorstellenden  Erwägungen  haben  die  Gr.  Regierung  bestimmt,  die  Ausarbeitung 
eines  Gesetzentwurfs  über  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  aufs  neue  in  Angriff 
zu  nehmen  und  nunmehr  den  neu  erstellten  Entwurf  der  Beratung  und  Zustimmung  der  Land- 
stände zu  unterbreiten. 

Der  Entwurf  sucht  sich  an  den  früheren  Entwiirf,  soweit  thunlicb,  anzusclüiessen.  Bei 
näherer  Durchprüfung  und  Erwägung  erwies  sich  jedoch  eine  Reihe  sowohl  materieller ,  als 
formeller  Abänderungen  als  notwendig. 

Ausserdem  erscheint  im  Falle  der  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  eine 
eingreifende  Umgestaltung  der  Erw  erb  st  eu  er  und  in  gewissem  Umfange  auch  der  Kapital- 
rentensteuer  geboten. 

Die  Gr.  Regierung  ist  dabei  von  der  Anschauung  ausgegangen,  dass  die  dermalige,  im 
Erwerb  steuergesetz  vorgesehene  Besteuerung  des  nicht  aus  gewerblichen  Unternehmun- 
gen fliessenden  Ertrags  der  Arbeit ,  Dienstleistungen  und  sonstiger  Berufsthätigkeit  d.  i.  der 
erwerbsteuerpflichtigen  Bezüge  der  im  Artikel  1 ,  B.  des  Erwerbsteuergesetzes  bezeichneten 
Steuerpflichtigen  n  eben  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  nicht  aufrechterhalten 
werden  könne ,  da  die  Besteuerung  dieser  Bezüge  schon  jetzt  fast  vollständig  den  Charakter 
einer  Einkommenssteuer  und  keineswegs  einer  Ertragssteuer  an  sieh  trägt.  Die  Belegung  dieser 
Bezüge  mit  einer  zweifachen  Steuer,  der  Erwerbsteuer  und  der  allgemeinen  Einkommenssteuer, 
würde  nicht  nur  zu  einem  sehr  komplizierten  Verfahren  liinsichtlich  der  Steuer\'eranlagung  (dop- 
pelte Fassionen,  doppelte  Einschätzung,  doppelte  Rekurse,  doppelte  Strafuntersuchungen  etc.  bei 
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voraussichtlich  sehr  ähnlichen,  aber  doch  wieder  notwendigerweise  verschiedenen  gesetzlichen 
Bestimmungen) ,  sondern  unvermeidlich  auch  zu  einer  allzuhohen  Besteuerung  der  fraglichen 
Bezüge  führen,  welche  lediglich  unfundiertes  Einkommen  darstellen  und  aus  diesem  Grunde 
gegenüber  dem  Einkommen  aus  Grundbesitz,  Kapitalvermögen  und  dem  Betrieb  einer  gewerb- 
lichen Unternehpiung  eine  schonendere  Besteuerung  rechtfertigen.  Der  Gesetzentwurf  sieht 
deshalb  vor,  dass  das  nach  Art.  1,  B  des  Erwerbsteuergesetzes  Pflichtige  Einkommen  künftig 
nicht  mehr  der  Erwerbsteuer,  sondern  nur  der  allgemeinen  Einkommenssteuer  unterliegen,  bei 
letzterer  aber  zwischen  fundierten  und  unfundierten  Bezügen  nicht  unterschieden  werden 
soll ,  dass  vielmehr  diese  wie  jene  gleich  massig  zur  Einkommenssteuer  herangezogen 
werden  sollen. 

Auch  die  derzeitigen  Bestimmungen  über  die  Besteuerung  des  Erti'ags  gewerblicher 
Unternehmungen  (Artikel  l ,  A  des  Erwerbsteuergesetzes)  bedürfen  bei  Einführung 
einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  der  Abänderung ,  denn  auch  dieser  Ertrag  kann  nicht 
durchweg  als  ein  fundiertes  Einkommen  betrachtet  werden ,  sondern  nur  insoweit,  als  er  ein 
Erträgnis  des  in  der  Gewerbsunternehmung  angelegten  und  zum  Betrieb  derselben  erforder- 
lichen Kapitalvermögens  darstellt.  Soweit  letzteres  nicht  der  Fall,  wäre  der  fragliche  Ertrag 
als  unfundiertes  Einkommen  nicht  gleichzeitig  der  Ertrags-  und  der  Einkommenssteuer,  sondeni 
nur  der  letzteren  zu  unterwerfen. 

Die  Ausscheidung  desjenigen  Teils  des  Ertrags  gewerbliclier  Unternehmungen,  welcher 
als  Erträgnis  des  in  der  Unternehmung  angelegten  und  zum  Betrieb  derselben  erforderlichen 
Kapitalvennögens  zu  beti'achten  ist,  ist  jedoch  eine  schwierige.  Das  fragliche  Kapitalvermögen 
kann  mit  den  zur  Erwerbsteuer  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Erwerbsteuergesetzes 
veranlagten  gewerblichen  Betriebskapitalien  bez.  den  Steueranschlägen  der  letzteren  nicht 
als  identisch  angesehen  werden.  Das  steuerbare  Betriebskapital  umfasst  nicht  das  volle  in 
der  Unternehmung  angelegte  und  zum  Betrieb  erforderliche  Kapitalvermögen,  sondern  nur  die 
in  Artikel  7  des  Erwerbsteuergesetzes  verzeichneten  Gegenstände,  bestehend  im  wesentlichen 
aus  Einrichtungen  und  Vorräten  (einschliesslich  der  Geldvorräte  und  Aktivausstände  nach 
Abzug  der  laufenden  Geschäftsschulden).  Auch  der  Verkaufswert  eines  Geschäftes  pflegt  in 
der  Regel  ein  weit  höherer  zu  sein  als  der  Wert  dieser  Gegenstände ,  indem  er  zugleich  nocli 
ein  Entgelt  für  das  Renomme  des  Geschäfts ,  für  die  Kundschaft  und  für  die  Gelegenheit  zum 
Arbeitsverdienst  und  zur  Erzielung  eines  Untemehmergewinns  bildet.  —  Wollte  man  daher 
künftighin  die  gewerblichen  Unternehmungen  nur  mit  den  Steueranschlägen  der  erwerbsteuer- 
pflichtigen  Betriebskapitalien  zu  den  Ertragssteuern  (neben  der  Einkommenssteuer)  heranziehen, 
die  Steueranschläge  des  persönlichen  Verdienstes  vom  Beizug  zu  den  Ertragssteuem  befreien 
und  diesen  Verdienst  lediglich  der  Einkommenssteuer  unterwerfen ,  so  würde  man  zu  einer  in 
den  Verhältnissen  nicht  begründeten,  zu  niedrigen  Besteuerung  der  gewerblichen  Unternehmun- 
gen gelangen.  Es  würden  von  vornherein  alle  Gewerbsunternehmungen,  deren  Betriebskapital 
den  steuerbaren  Betrag  von  700  M.  nicht  erreicht  (Artikel  8  des  Erwerbsteuergesetzes),  vom 
Beizug  zur  Erwerbsteuer  ganz  befreit  bleiben  und  ferner  auch  die  sonstigen  Unternehmungen, 
insbesondere  solche ,  welche  bei  raschem  Umsätze  nicht  sehr  beträchtlicher  Betriebskapitalien 
einen  verhältnismässig  hohen  Ertrag  erzielen ,  in  einer  unvollständigen  Weise  zur  Ertrags- 
steuer hei'angezogen  werden. 

Auch  die  Rücksicht  auf  die  Gemeindebesteuerung  ,  welche  sich  gesetzlich  an  die  staat- 
liche Besteuerang  anzuschliessen  hat ,  lässt  es  angemessen  erscheinen ,  auch  künftighin  den 
Gesamtertrag  gewerblicher  Unternehmungen  und  nicht  etwa  bloss  die  Betriebskapitalien  der- 
selben zur  Ertragssteuer  (Gewerbsteuer)  zu  veranlagen.  Wollte  man- in  letzterer  Weise  ver- 
fahren, so  könnten  auch  nur  die  Steueranschläge  der  Betriebskapitalien  in  gesonderter  Weise 
zu  den  Gemeindeumlagen  herangezogen  werden,  der  persönliche  Verdienst  der  Gewerbtreibenden 
aber  könnte,  weil  alsdann  nur  noch  der  Einkommenssteuer  unterliegend,  nur  insoweit  zur  Mit- 
bestreitung des  Gemeindeaufwandes  angehalten  werden,  als  die  Einkommenssteueranschläge 
(Einkommenssteuerkapitalien)  künftighin  überhaupt  dem  Beizug  zur  Gemeindebesteuerung  unter- 
liegen werden.  Die  in  den  Verhältnissen  wohlbegründete  derzeitige  verschiedene  Behandlung 
des  Verdienstes  aus  Gewerbbetrieb  und  aus  sonstiger  Thätigkeit  bei  Verteilung  der  Gemeinde- 
lasten würde  in  Wegfall  kommen  und  der  persönliche  Verdienst  eines  Gewerbsunteniehmers 
würde  zudem  nicht  mehr  am  Orte,  wo  der  Gewerbsbetrieb  stattfindet,  sondern  nur  am  Wohn- 
sitz des  Gewerbsunternehmers,  weil  hier  zur  Staatssteuer  katastriert,  zum  Gemeindeaufwand 
beigezogen  werden  können.  Es  würde  sich  hieraus  eine  Reihe  von  Unzuträglichkeiten  für  das 
Gemeindesteuerwesen  ergeben,  welche  sich  vermeiden  lassen,  wenn  auch  fernerhin  der  Gesamt- 
ertrag der  gewerblichen  Unteniehmungen  zur  Staatssteuer  und  zwar  da,  wo  das  Unternehmen 
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betrieben  wird,  veranlagt  wird.  —  Der  Wegfall  einer  besonderen  Katastrierung  der  nach  Ar- 
tikel 1,  B  des  Erwerbsteuergesetzes  Pflichtigen  Einkommensbezüge  wird  zu  Missständen  der 
vorbezeichneten  Art  nicht  führen,  da  diese  Bezüge  schon  jetzt  am  Wohnsitz  des  Pflichtigen 
veranlagt  und  zur  Gemeindesteuer  beigezogen  sind. 

Aus  vorstehenden  Erwägungen  hält  der  Gesetzentwurf  daran  fest,  dass  auch  künftighin 
der  Gesamtertrag  der  gewerblichen  Unteniehmungen  der  Ertragsstener  (der  künftigen  Ge- 
werbsteuer) zu  unterwerfen  sei.  —  Um  jedoch  eine  zu  starke  steuerliche  Belastung  des  per- 
sönlichen Verdienstes  aus  Gewerbsuntemehmungen  durch  Hinzutritt  der  Einkommenssteuer  zu 
vermeiden,  erscheint  allerdings  eine  erhebUche  Ermässigung  der  Steueranschläge 
dieses  Verdienstes,  welche  zur  Zeit  nach  Artikel  9  des  Erwerbsteuergesetzes  im  2-  bis  Sfachen 
Betrag  des  persönlichen  Jahresverdienstes  bestehen,  geboten.  In  Artikel  29,  Ziffer  HI  des  Ent- 
wurfs ist  deshalb  eine  Minderung  dieser  Anschläge  auf  das  zweifache  des  Jahresverdienstes 
(mit  einer  degressiven  weiteren  Ermässigung  der  geringeren  Verdienste  bis  auf  den  einfachen 
Betrag  des  Jahresverdienstes  herab)  in  Aussicht  genommen.  Auf  diese  Weise  wird  der  per- 
sönliche Verdienst  aus  Gewerbebetrieb  künftighin  neben  der  Einkommenssteuer  mit  einer  Er. 
tragssteuer  von  nur  I4  bis  i/o  Prozent  des  Jahresverdienstes  belastet  sein,  falls  der  derzeitige 
Steuersatz  von  26  Pf.  von  100  M.  Steuerkapital  bestehen  bleibt,  bei  einer  künftigen  Ermässi- 
gung dieses  Satzes  aber  in  einem  noch  geringeren  Betrage  besteuert  werden.  Dieses  Mehr  an 
Steuer,  welches  der  persönliche  Gewerbsverdienst  gegenüber  dem  sonstigen,  nicht  aus  dem 
Betrieb  einer  gewerblichen  Unternehmung  fliessenden,  persönlichen  Verdienst-Einkommen  zu 
entrichten  haben  wird,  ist  ein  so  tmbedeutendes  und  in  den  oben  geschilderten  besonderen 
Verhältnissen  so  begründetes,  dass  dasselbe  wohl  nicht  zu  beanstanden  sein  wird.  Dazu 
kommt,  dass  die  Gewerbsuntemehmer  ohnehin  auch  künftighin  Steuererklärungen  bezüglich 
ihrer  Betriebskapitalien  abzugeben  haben,  mit  welchen  die  Fassion  des  Ertrags  der  Unter- 
nehmung wie  seither  in  einfacher  Weise  verbunden  werden  kann. 

Eine  weitere  Abänderung  des  Erwerbsteuergesetzes  wird  anlässlich  der  Einführung  einer 
Einkommenssteuer  zweckmässig  in  der  Richtung  einzutreten  haben,  dass  von  einer  Besteuerung 
der  Landwirte  als  Gewerbsunternehmer  ganz  abgesehen  und  deren  Ertrag  aus  dem 
Betrieb  der  Landwirtschaft  demgemäss  nur  noch  zur  Einkommenssteuer  herangezogen  wird.  — 
Die  landwirtschaftlichen  Betriebskapitalien  sind  schon  jetzt  steuerfrei  (Artikel  8  des  Er- 
werbsteuergesetzes). Es  erübrigt  daher  nur,  auch  die  Besteuerung  des  persönlichen  Ver- 
dienstes der  Landwirte  fallen  zu  lassen.  Diese  Besteuerung  des  persönlichen  Verdienstes 
aus  landwirtschaftlichem  Betrieb  erfolgt  ohnehin  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Ar- 
tikel 10  des  Erwerbsteuergesetzes  in  einer  von  der  Besteuerung  des  übrigen  Gewerbeverdienstes 
abweichenden  Weise  ohne  Rücksicht  auf  den  thatsächlichen  Ertrag  und  wird  von  den  Land- 
wirten, welche  den  Ertrag  ihrer  Landwirtschaft  schon  durch  die  Grundsteuer  für  ausreichend 
besteuert  erachten,  häufig  als  eine  unbUlige  Doppelbesteuerung  empfunden.  Eine  solche  liegt 
nun  allerdings  nicht  vor,  indem  die  Grundsteuer  nur  die  Grundrente  treffen  soll,  welche  auch 
derjenige  bezieht,  der  seine  Grundstücke  nicht  selbst  bebaut,  während  die  vom  Landwirte  zu 
entrichtende  Gewerb-  bezw.  Erwerbsteuer  den  Ertrag  seiner  Arbeit  und  sonstigen  Thätigkeit 
im  landwirtschaftlichen  Betrieb  erfassen  soll.  Gleichwohl  glaubte  die  Grossh.  Regiening  in  der 
Absicht ,  den  Landwirten  eine  steuerliche  Erleichterung  zuzuwenden  ,  und  in  der  Erwägung, 
dass  in  den  anderen  deutschen  Staaten  die  Landwirte  für  den  Betrieb  der  Landwirtschaft 
gleichfalls  nicht  zur  Gewerbsteuer  oder  zu  einer  sonstigen  Ertragssteuer  herangezogen  werden, 
die  fragliche  Besteuerung  des  landwirtschaftlichen  Betriebs  fallen  lassen  zu  sollen  (vergl.  die 
unter  Artikel  29,  Ziffer  HI,  3  des  Entwurfs  vorgesehene  neue  Fassung  des  Artikels  2  des  Er- 
werbsteuergesetzes). 

Im  übrigen  hätte  das  Erw^erbsteuergesetz  nur  noch  einige  minder  bedeutende  Abände- 
rungen in  der  Richtung  zu  erfahren,  dass  thunlichst  eine  üebereinstimmung  des  Erwerb- 
(Gewerb-)steuergesetzes  mit  dem  Einkonunenssteuergesetz  hinsichtlich  der  Bemessung  des  für 
die  Steuerverwaltung  massgebenden  Jahresertrags  aus  gewerblichen  Unternehmungen,  sowie 
hinsichtlich  des  Zeitpunktes,  von  welchem  ab  eine  Erhöhung  oder  Minderung  in  der  Steuer- 
anlage begründet  sein  soll,  erzielt  wird. 

Die  Aenderungen  anlangend,  welche  das  Eapitalrentensteuergesetz  infolge  der 
Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  zu  erleiden  haben  würde,  so  ist  in  dieser  Be- 
ziehung zu  bemerken: 

Auch  das  Eapitalrentensteuergesetz  trägt  mehr  den  Charakter  einer  partiellen 
Einkommenssteuer  als  einer  Ertragssteuer,  indem  es  nicht,  wie  das  friihere  Kapitalsteuei^esetz, 
das  Kapitalvermögen  und  einen  normalen  Durchschnittsertrag,  sondern  die  wechselnden  that- 
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sächlichen  Erträgnisse  dieses  Vermögens  zur  Grundlage  der  Besteuening  nimmt  und  zugleicli, 
wenn  auch  mit  gewissen  Beschränkungen,  den  Ahzug  von  Schuldzinsen  zulässt.  Auch  sind 
nicht  alle  der  Rentensteuer  unterliegenden  Bezüge  als  fundiertes  Einkommen  zu  betrachten 
(man  denke  z.  B.  an  Leib-  und  Zeitrenten,  Nutzniessungs-  und  Nutzungsrechte  etc.)  und  auch 
diejenigen  rentensteuerpflichtigen  Bezüge,  welche  an  und  für  sich  als  fundierte  anzuerkennen 
sind,  sind  es  nicht  stets  im  vollen  Umfange,  sondem  sind  bis  zu  einem  gewissen  Teilbetrag 
als  Risikoprämien  und  dergl.  anzusehen,  so  namentlich  die  Zins-  und  Dividendenbezüge  aus 
hochverzinslichen  Wertpapieren.  Es  würde  deshalb  bei  Einführung  eines  Einkommenssteuer- 
gesetzes strenge  genommen  eine  Rückbildung  des  Kapitalrentensteuergesetzes  in  der  Richtung 
am  Platze  sein,  dass  die  Kapital  werte  selbst,  und  nicht  deren  wechselnde  und  von  Neben- 
iimständen  bedingte  Erträgnisse  die  steuerliche  Grundlage  zu  bilden  hätten.  Der  Entwurf 
hat  jedoch  von  einer  derartigen  Umgestaltung  des  Rentensteuergesetzes  in  der  Erwägung  Um- 
gang genommen,  dass  es  für  den  Pflichtigen  eine  erhebliche  Erleichterang  bildet,  wenn  er  sein 
Einkommen  an  rentensteuei-pflichtigen  Bezügen  nach  thunlichst  gleichen  Gmndsätzen  zur 
Rentensteuer  wie  ziir  Einkommenssteuer  fatieren  kann,  und  dass  es  auch  für  die  Steuerverwal- 
tung erwünscht  sein  muss,  das  Einkommenssteuerkataster  möglichst  enge  an  die  Kataster  der 
Ertragssteuem  anschliessen  zu  können.  Geht  man  von  diesem  Gesichtspunkte  aus,  so  sind 
die  Abänderungen,  welche  das  Kapitalrentensteuergesetz  infolge  der  Einfühning  einer  Ein- 
kommenssteuer zu  erfahren  hat,  nicht  sehr  zahlreich.  Es  handelt  sich  vorzugsweise  um  Be- 
seitigung des  im  Artikels  des  Gesetzes  für  zulässig  erklärten  Abzugs  von  Schuldzinsen,  sowie 
um  einige  Modifikationen  zum  Zwecke  der  Herbeifühning  möglichst  gleichmässiger  Grundsätze 
für  die  Veranlagung  der  steuerpflichtigen  Bezüge  bei  der  Rentensteuer,  wie  bei  der  Einkommens- 
steuer. Auch  in  letzterer  Beziehung  glaubte  jedoch  die  Grossh.  Regierung,  von  einer  allzu 
weitgehenden  Umgestaltung  des  Kapitalrentensteuergesetzes  zunächst  absehen  zu  sollen,  und 
hat  aus  diesem  Grunde  insbesondere  die  Konstniierung  der  Rentensteuer  als  eine  Jahres- 
steuer nacli  dem  Stand  des  Kapitalvennögens  auf  l.  Mai  eines  Jahres  und  die  Einhebung  der 
Rentensteuer  in  dem  Jahre,  in  welchem  sie  zur  Konstatienmg  gelangt,  vorerst  beibehalten, 
obwohl  die  Einkommenssteuer,  im  Anschluss  an  die  übrigen  direkten  Steuern,  in  einer  hiervon 
abweichenden  Weise  zum  Ansatz  und  zur  Erhebung  kommen  soll.  Einer  späteren  Zeit  mag 
vorbehalten  bleiben,  auf  Grund  der  nach  Einführung  der  Einkommenssteuer  gewonnenen  Er- 
fahrungen das  Rentensteuergesetz  auch  in  den  erwähnten  Beziehungen  mit  dem  Einkommens- 
steuergesetz in  Einklang  zu  bringen  oder  aber  vielleicht  eine  völlige  Verschmelzung  beider 
Gesetze  (unter  Evidenthaltung  und  höherer  Besteuerung  des  aus  Kapitalvennögen  fliessenden 
Einkommens)  in  Erwägung  zu  nehmen. 

Wird  nach  obigen  Vorschlägen  verfahren,  so  würde  sich  das  Sj'stem  der  direkten  Steueni 
in  Baden  wie  folgt  gestalten: 

Es  würde  der  Ertrag  aus  Grundstücken,  Gebäuden,  Gewerbsbetrieb  und 
Kapitalvermögen  von  einer  Ertragssteuer  (der  Gnindsteuer,  Häusersteuer,  Gewerb- 
steuer, Kapitalrentensteuer)  getroffen  werden,  ausserdem  aber,  insoweit  er  ein  steuerbares 
Einkommen  eines  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  Einkommenssteuei-pflichtigen  bildet,  zur 
Einkommenssteuer  heranziiziehen  sein.  Dagegen  würde  alles  sonstige  Einkommen  (es 
sind  dies  die  zur  Zeit  nach  Artikel  1 ,  B  des  Erwerbsteuergesetzes  steuerbaren  Bezüge),  als 
ausschliesslich  unfundiertes  Einkommen,  nur  der  Einkommenssteuer  unterliegen. 

Bei  den  Ertragssteuem  wäre  eine  Berücksichtigung  der  Schulden  des  Pflichtigen 
bezw.  der  von  ihm  zu  entrichtenden  Schuldzinsen  (abgesehen  von  der  auch  künftighin  aufrecht- 
zu  erhaltenden  Ausnahmebestimmung  im  Artikel  7  Ziffer  5  des  Erwerbsteuer-  bezw.  künf- 
tigen Gewerbsteuergesetzes)  ausgeschlossen,  bei  der  Einkommenssteuer  dagegen  zulässig. 

Das  Erträgnis  der  Einkommenssteuer  würde  zunächst  zur  Deckung  des  Ausfalls 
zu  verwenden  sein ,  der  sich  infolge  der  oben  angedeuteten  Umgestaltung  des  Erwerbsteuer- 
gesetzes (Ausscheidung  der  nach  Artikel  1 ,  B  des  Gesetzes  Pflichtigen ,  sowie  der  Landwii-te 
aus  der  Reihe  der  Ertragssteuerpflichtigen  und  Ermässigung  der  Steueranschläge  für  den  per- 
sönlichen Verdienst  der  Gewerbsuntemehmer)  ergeben  wird. 

Der  erwähnte  Ausfall  lässt  sich  beiläufig  auf  den  Betrag  von  jährlich  1,650,000  M.  schätzen. 

Es  haben  nämlich  die  für  1882  katastrierten  Ei-werbsteuerkapitalien  vom  persönlichen 
Verdienst  überhaupt  sich  auf  rand  7,58  Millionen  Mark  belaufen ,  wovon  beiläufig  514  Millionen 
Mark  auf  die  nach  Artikel  1,  A  des  Erwerbsteuergesetzes  Pflichtigen  und  244  Slillionen  Mark 
auf  die  nacli  Artikel  1 ,  B  Pflichtigen  entfallen.    Unter  dem  ersteren  Betrag  sind  rund 

108  Millionen  Mark 
Steueranschlag  vom  persönlichen  Verdienst  der  Landwirte  und     ....    406  Millionen  Mark 
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persönliches  Verdienstkapital  der  sonstigen  nach  Artikel  1,  A  des  Erwerbsteuergesetzes  Pflich- 
tigen. Die  letztere  Summe  bildet  den  Steneranschlag  fiir  einen  Jahresverdienst  von  beiläufig 
124  Millionen. 

Infolge  der  beabsichtigten  Ermässigung  der  Steueranschläge  des  persönlichen  Verdienstes 
der  Gewerbsuntemehmer  auf  das  ein-  bis  zweifache  des  Jahresverdienstes  wird  für  die  frag- 
lichen 124  Millionen  Jahresverdienst  künftig  nur  auf  einen  Steneranschlag  im  geschätzten  Be- 
trag von  186  Millionen  (das  li.2fache  des  Jahresverdienstes)  zu  rechnen  sein.  Es  ist  demnach 
ein  Ausfall  an  Steuerkapital  im  Betrag  von  758  — 186  =  572  Millionen  Mark  zu  ei-warten ,  was 
bei  dem  derzeitigen  Steueiinsse  von  26  Pf.  für  100  M.  Kapital  einen  Steuerausfall  von 
1.487,200  M.  und  unter  Hinzurechnung  der  von  den  nach  Artikel  1,  B  des  Erwerbsteuergesetzes 
Pflichtigen  nach  Massgabe  der  Artikel  26  und  27  des  Erwerbsteuergesetzes  ohne  Durchführung 
im  Kataster  zur  Erhebung  gelangenden  Steuerbeträge  einen  Ausfall  von  rund  1,550,000  M. 
bedeutet. 

Erst  das  über  diese  Summe  hinausgehende  Erträgnis  der  Einkommenssteuer  kann  hier- 
nach als  zu  andern  Zwecken  verfügbar  betrachtet  werden. 

Wie  hoch  dieses  mutmassliche  Mehrerträgnis  bezw.  das  Erträgnis  der  Einkommenssteuer 
überhaupt  angenommen  werden  kann,  lässt  sich,  bevor  die  Einkommenssteuerkataster  aufgestellt 
sind ,  nur  in  sehr  unsicherer  Weise  berechnen.  Selbst  wenn  annähernd  festgestellt  werden 
könnte,  wie  hoch  sich  der  Gesamtbetrag  des  steuerbaren  Einkommens  im  Grossherzogtum  be- 
lauft, so  ist  damit  noch  nicht  festgestellt,  wieviel  hievon  thatsächlich  zur  Veranlagung  ge-' 
langen  wird.  Die  Ennittelung  jenes  Gesamtbetrags  des  steuerbai-en  Einkommens  fällt  aber 
schon  wegen  des  zulässigen  Abzugs  der  Schulden  und  der  Ungewissheit ,  wie  hoch  sich,  der 
Betrag  dieser  belaufen  wird,  sehr  schwer.  Von  wesentlichem  Einfluss  ist  femer  die  Fest- 
setzung der  Untergrenze  des  Einkommens,  von  welcher  an  die  Steuerpflicht  beginnen  soU.  Im 
anliegenden  Entwurf  (Artikel  6,  Ziffer  7)  ist  solche  in  Uebereinstimmnng  mit  der  bezüglichen 
Bestimmung  des  Ei-Tiverbsteuergesetzes  (Artikel  9  desselben)  auf  5no  M.  festgesetzt.  Jede  Ver- 
rücknng  dieser  Grenze  beeinflusst  den  Ertrag  der  Steuer  in  sehr  erheblicher  Weise.  Ebenso 
bedeutsam  für  das  Erträgnis  der  Steuer  ist  die  Art  und  Weise,  wie  die  Bildung  des  Steuer- 
anschlags der  einzelnen  Einkommen  bestimmt  wird.  Es  wird,  um  eine  Ueberbürdung  der 
Pflichtigen  mit  geringem  und  massigem  Einkommen  zu  verhüten,  nicht  zu  umgehen  sein,  bei 
Bildung  des  Steueranschlags  eine  nach  unten  abnehmende  (degressive)  Skala  einzuführen.  Von 
dem  Mass  dieser  Degression  hängt  aber  der  Steuerertrag  ganz  wesentlich  ab  und  die  Wirkung 
der  Degression  lässt  sich  von  vornherein  nur  äusserst  unsicher  bemessen.  Schliesslich  hängt 
sodann  der  Erti^ag  der  Steuer  selbstverständlich  noch  von  der  Höhe  des  Steuerfasses  ab.  Ueber 
den  Stenerfuss  wird  man  sich  aber  erst  schlüssig  machen  können,  wenn  die  Ergebnisse  der 
Katastriemng  vorliegen.    Schon  jetzt  mag  übrigens  in  dieser  Beziehung  bemerkt  werden : 

Unter  20'o  des  Einkommens  "wird  der  Steuerfass  nicht  gesetzt  werden  können,  weil  man 
sonst  zu  einer  niedrigeren  Besteuerung  des  unfimdierten  Einkommens  als  zur  Zeit  kommen 
würde,  wozu  ein  Anlass  nicht  vorliegt.  Auf  der  anderen  Seite  wird  man  (abgesehen  von  ausser- 
gewöhnlichen  Verhältnissen,  welche  eine  besondere  Anspannung  der  Steuerkraft  bedingen)  den 
Stenerfuss  auch  nicht  erheblich  höher,  als  etwa  auf  3%  des  Einkommens  festsetzen  können, 
wenn  das  unfundierte  Einkommen  nicht  in  einer  wohl  nicht  zu  rechtfertigenden  Höhe  heran- 
gezogen werden  soll. 

Bei  Berechnung  des  mutmasslichen  finanziellen  Ergebnisses  der  Einkommenssteuer  auf 
der  Grundlage  des  vorliegenden  Gesetzentwurfs  wird  man  von  folgenden  Zahlen  auszn- 
gehen  haben : 

Nach  dem  1882er  Kataster  haben  (auf  volle  Millionen  Mark  abgerundet)  betragen : 

I.  Die  Grundsteuerkapitalien 1478  Millionen  Mai^ 

n.  Die  Häusersteuerkapitalien 763         „  „ 

und  zwar  285  Millionen  von  Gebäuden  in  Städten  mit  über 
4000  Einwohnern  und  478  Millionen  für  die  übrigen 
Gebäude. 

in.  Die  Rentensteuerkapitalien 882         .  „ 

rv.  Die  Erwerbsteuerkapitalien  und  zwar:  . 

a)  vom  Betriebskapital    .    .    .    334    ) 

. ,  ••  ,.  ,       T-    j-      X    ,.-„    (    zusammen   .    .    .    1092         ,  . 

b)  vom  persönlichen  Verdienst    758     ' 

Der  steuerbare  Jahresertrag,  welcher  die  Gmndlage  für  die  Berechnung  der  Steaer- 
anschläge  unter  IV,  b  bildet,  hat  sich  auf  291  Millionen  Mark  und  nach  Abzug  der  50oigeii 
Rente  des  Betriebskapitals  mit  mnd  16  Millionen  auf  rund  275  Millionen  belaufen. 
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Als  Einkommen  aus  diesen  Steuerkapitalien  wird,  wenn  man  zunächst  die  Abzüge 
fürSchuldzinsen  ausser  acht  lässt,  angenommen  werden  können: 

40|o  aus  1478  Millionen  Grundsteuerkapital 59,12  Millionen  Mark 

50/0    „      285         „  Steuerkapital  von   Gebäuden  in  Städten 

von  über  4000  Einwohnern 14,25         „  „ 

3O/0  „  478  „  Steuerkapital  sonstiger  Gebäude  .  .  .  14,34  „  „ 
5%  „  882  „  Eentensteuerkapitalien  (dieselben  be- 
stehen im  20fachen  der  Jahresrente)  ..  44,10  „  „ 
50/0  „  334  ,.  gewerblichem  Betriebskapital  (der  Mehr- 
ertrag aus  gewerblichem  Betriebskapital 
über  50(1  ist  in  dem  persönlichen  Ver- 
dienst mitbegrilfen) 16,70          „             „ 

Summa    .     .     148,51  Millionen  Mark 

Hierzu  tritt  der  Jahresertrag  des  zur  Zeit  ziu*  Erwerbsteuer  gezogenen  persönlichen  Ver- 
dienstes mit  275  Millionen  Mark.  Die  Gesaratsumme  des  steuerbaren  Einkommens  (ohne  Schuld- 
zinsabzug) würde  sich  hieinach  auf  423 1/2  Millionen  Mark  berechnen. 

Hieran  wären  nun  noch  die  Schuldzinsen  abzurechnen.  Der  Betrag  derselben  ist  schwer 
zu  schätzen.  Immerhin  bietet  der  Betrag  der  zur  Kapitalrentensteuer  veranlagten  Zinsbezüge 
einen  Anhalt.  Die  zum  Abzug  an  dem  steuerbaren  Einkommen  zugelassenen  Schuldzinsen 
bilden  nämlich  fast  durchweg  in  der  Hand  des  Gläubigers  einen  steuerbaren  Rentenbezug.  Die 
Schulden  der  Einkommenssteuerpflichtigen  an  ausserhalb  des  Landes  wohnende  oder  sonst  von 
der  Rentensteuer  befreite  Gläubiger  werden  unbedeutend  sein.  Dagegen  sind  umgekehrt  unter 
den  rentensteuerpflichtigen  Bezügen  eine  ganz  erhebliche  Anzahl  Renten  und  Zinsbezüge 
begi'iffen,  welche  nicht  von  Schulden  eines  Einkommenssteuerpflichtigen  herrühren,  so 
die  bedeutenden  Zinsbeträge  aus  ausländischen  Wertpapieren,  sowie  badischen  Staats-  und 
Kommunalpapieren.  Die  Summen  dieser  Zinsbeträge  sind  so  namhaft,  dass  sie  die  Summe  der- 
jenigen Zinsbezüge,  welche  ungesetzlicherweise  dem  Beizuge  zur  Kapitalrentensteuer  sich  ent- 
ziehen, gleichwohl  aber  seitens  der  einkommenssteuerpflichtigen  Schuldner  als  Schuldzinsen  am 
Einkommen  werden  in  Abzug  gebracht  werden ,  noch  um  ein  erhebliches  übersteigen  werden . 
Man  wird  daher  wohl  nicht  selir  fehl  gehen ,  wenn  man  den  Gesamtbetrag  der  voraussichtlich 
zum  Abzug  kommenden  Schuldzinsen  beiläufig  zu  30  Millionen  Mark  annimmt.  Zieht  man 
diese  Summe  an  dem  oben  berechneten  Gesamteinkommen  von  423 1'2  Millionen  Mark  ab,  so 
bleiben  393 1,2  oder  rund  394  Millionen  Mark  als  steuerbares  Jahreseinkommen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  im  Artikel  13  des  Gesetzentwurfs  vorgesehene  degressive  Skala 
für  Bildung  der  Steueranschläge,  wornach  Einkommen  von  3000  M.  mit  der  Hälfte  des  Jahres- 
einkommens, die  geringeren  Einkommen  mit  weniger  als  der  Hälfte,  bis  herab  zu  einem  Fünftel,  , 
und  erst  ein  Einkommen  über  3000  M.  mit  mehr  als  der  Hälfte  des  Jahreseinkommens  in  langsam 
ansteigender  Progression  bis  zum  vollen  Jahreseinkommen  zu  veranlagen  sind,  und  da  erfah- 
rungsgemäss  die  Gesamtsumme  der  Einkommen  unter  3000  M.  die  Gesamtsumme  der  Einkommen 
über  3000  M.  überwiegt,  kann  angenommen  werden ,  dass  wenn  der  Steuerfuss  für  die  Ein- 
kommenssteuer auf  2  0'o  des  Steueranschlags  festgesetzt  wird,  das  Gesamteinkommen  aller 
Pflichtigen  durchs  chnittlich  nur  etwa  mit  8 , q oi^  des  Jahreseinkommens  erfasst  wird. 

Würde  daher  der  Steuerfuss  der  Einkommenssteuer  auf  2  %  des  Steueranschlags  bestimmt 
werden,  so  würde  sich  bei  394  Millionen  M.  Jahreseinkommen  ein  Erträgnis  von  3,152,000  M. 
und  nach  Abzug  des  oben  berechneten  Ausfalls  an  Erwerbsteuer  mit  1,550,000  M.  ein  verfüg- 
barer Ueberschuss  von  1,602,000  M.  ergeben.  Bei  einem  Steuerfusse  von  2 ''4  o/o  berechnet  sich 
in  gleicher  Weise  ein  voraussichtlicher  Steuerertrag  von  3,546,000  M.  und  ein  verfügbarer 
Ueberschuss  von  1,996,000  M.;  bei  einem  Steuerfuss  von  21,2  "/o  ein  Steuerertrag  von  3,940,000  M. 
und  ein  Ueberschuss  von  2,390,000  M. ;  bei  einem  Steuerfuss  von  23;4  %  ein  Steuerertrag  von 
4,334,000  M.  und  ein  Ueberschuss  von  2,784,000  M. ;  bei  einem  Steuerfuss  von  30/0  ein  Steuer- 
ertrag von  4,728,000  M.  und  ein  Ueberschuss  von  3,178,000  M. 

Was  nun  die  Frage  betrifl't ,  zu  welchen  Zwecken  diese  eventuell  verfügbaren 
.Beträge  zu  verwenden  sein  werden,  so  ist  die  Gr.  Regierung,  wie  bereits  im  Eingange  her- 
vorgehoben wurde,  der  Ansicht,  dass  dieselben  ausschliesslich  zu  einer  Ermässi- 
gung des  Steuerfusses  der  übrigen  direkten  Steuern  (Ertragssteuem)  zu 
benützen  seien.  Ob  dabei  auf  eine  Ei-mässigung  des  Steuerfusses  sämtlicher  Ertrags- 
steuem oder  nur  einzelner  Kategorien  derselben  abzuheben  sein  wird ,  darüber  wird  eine  end- 
gültige Entscheidung  erst  getroff'en  werden  können,  wenn  die  Einkommenssteuerkataster  auf- 
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gestellt  sind  und  der  Stenerfuss  für  die  Einkommenssteuer  festgesetzt  sein  wird  und  sich  so 
der  Betrag  der  verfügbaren  Summe  in  zuverlässiger  Weise  übersehen  lässt.  Es  wird  dies ,  da 
nach  dem  Gesetzentwurf  die  erstmalige  Katastrierang  zur  Einkommenssteuer  im  Jahr  1885 
(für  1886)  stattfinden  soll,  nicht  vor  Spätjahr  1885  der  Fall  sein  können  und  es  wird  daher  erst 
der  bis  dahin  zusammentretende  Landtag  über  die  berührte  Frage  sich  schlüssig  zu  machen 
haben  (vergl.  in  dieser  Beziehting  auch  die  Bemerktingen  zu  Artikel  28  des  Entwurfs).  Eine 
eingehendere  Erörterung  dieser  Frage  wäre  daher  zur  Zeit  verfrüht.  Die  Gr.  Regierung  möchte 
aber  doch  schon  jetzt  hervorheben,  dass  es  sich  nach  ihrer  Auffassung  nicht  empfehlen  würde, 
ausschliesslich  bei  der  einen  oder  anderen  Steuergattung  eine  Ermässigung  des 
Steuerfusses  eintreten  zu  lassen ,  sondern  dass  sie ,  wenigstens  innerhalb  gewisser  Grenzen, 
einer  möglichst  gleichmässigen  (proportionalen)  Jiindemng  des  Steuerfusses  sämt- 
licher Gattungen  von  Ertragssteuem  den  Vorzug  geben  würde.  —  Was  zunächst  die  G  r  u  n  d- 
Steuer  und  die  Hänsersteuer  betrifft ,  so  ist  seit  Jahrzehnten  die  Besteuerung  der 
Grundsteuerkapitalien  und  der  Häusersteuerkapitalien  eine  gleichheitliche  und  man  hat  sich 
gewöhnt ,  100  M.  Häusersteuerkapital  als  gleichwertig  mit  100  M.  Gmndsteuerkapital  zu  be- 
trachten. Wenn  diese  Annahme  auch  bezüglich  der  Häusersteuerkapitalien  in  den  grösseren 
Städten  zur  Zeit  keine  ganz  zutreflFende  sein  mag',  so  beruht  dies  doch  grossenteüs  auf  Ver- 
liältnissen,  deren  Fortdauer  nicht  sicher  steht.  Würden  aber  die  ftagUchen  Verhältnisse  als 
bleibende  zu  betrachten  sein,  so  wäre  zur  Erzielung  der  Gleichmässigkeit  in  der  Besteuerung 
eher  auf  eine  Revision  der  bezüglichen  Steuer  anschlage  (Steuerkapitalien)  als  auf  Einfüh- 
rung eines  verschiedenen  Steuersatzes  (Steuerfusses)  abzuheben.  Es  wird  deshalb  an  der 
Gleichheit  des  Steuerfusses  für  die  Grandsteuerkapitalien  und  Gebäudesteuerkapitalien  auch  für 
die  Zukunft  festzuhalten  sein.  Aber  auch  die  Schaffang  eines  verschiedenen  Steuerfusses  für 
die  ebengenannten  Steuerkapitalien  einerseits  tmd  die  Gewerbsteuerkapitalien  ander- 
seits empfiehlt  sich  nicht,  nachdem  man  erst  auf  dem  letzten  Landtage  mit  Wirkung  vom 
1.  Januar  1883  ab  durch  Herabminderung  des  Steuerfusses  für  die  Grund-  und  Häusersteuer- 
kapitalien die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  dieser  Objekte  mit  den  (Jewerbsteuerkapitalien 
erreicht  hat.  Auch  ein  innerer  Grund,  etwa  den  Steuersatz  für  die  Grund-  und  Häusersteuer- 
kapitalien in  einem  weitergehenden  Masse  zu  mindern,  als  den  Stenerfuss  der  Gewerbsteuer- 
kapitalien, liegt  nicht  vor.  Eher  Hessen  sich  für  das  umgekehrte  Verfahren  Gründe  geltend 
machen,  da  die  gewerblichen  Betriebskapitalien  immerhin  einen  weniger  fundierten  Vermögens- 
besitz darstellen,  als  Grundstücke  und  Gebäude. 

Der  Stenerfuss  der  Kapitalrentensteuer  war  stets  ein  erheblich  niedrigerer  als 
derjenige  der  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuer.  Unter  der  Herrschaft  des  Kapitalsteuergesetzes 
lange  Zeit  hindurch  nur  in  einem  Promille  des  Kapitals  oder  (bei  Sprozentiger  Verzinsung)  in 
2öo  der  Rente  bestehend,  wurde  derselbe  mit  Wirkung  vom  I.Januar  1868  ab  auf  lijPromüle 
des  Kapitals  bezw.  3O0  der  Rente  erhöht  und  hat  sich  seitdem  auf  diesem  Satze  erhalten,  wäh- 
rend der  damals  auf  26  kr.  von  100  fl.  =  isij  Pf.  von  100  M.  Steuerkapital  festgesetzte  Stener- 
fuss der  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuer  inzwischen  (allerdings  vorzugsweise  mit  Rücksicht 
auf  die  zwischenliegenden  neuen  Veranlagungen  der  Steuerobjekte)  auf  den  Satz  von  26  Pf.  von 
100  M.  Kapital  herab  gesunken  ist.  Der  Stenerfuss  für  diese  Steuergattungen  hat  sich  deshalb 
im  Laufe  der  Zeit  dem  Stenerfuss  für  die  Rentensteuer  immer  mehr  genähert ;  während  derselbe 
ursprünglich  für  100  fl.  gewerbliches  Betriebskapital  nahezu  das  vierfache  (23  kr.  gegenüber 
6  kr.),  späterhin  nahezu  das  dreifache  wie  für  100  fl.  Kapitalvermögen  betragen  hatte,  weichen 
jetzt  die  betrefienden  Steuersätze  nur  noch  im  Verhältnis  von  26  zu  15  oder  von  beiläufig  5  zu  3 
voneinander  ab.  Dieses  Verhältnis  wird,  wenn  künftighin  die  Erträgnisse  sämtlidier  Steuer- 
qnellen  gleichmässig  neben  der  Ertragssteuer  noch  von  einer  Einkommenssteuer  erfesst  werden, 
noch  mehr  zu  Ungunsten  der  Kapitalrentensteuer  geändert  werden  und  zwar  in  einem  um  so 
höheren  Grade,  je  höher  der  Stenerfuss  der  Einkommenssteuer  festgesetzt  wird. 

Die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  wird  deshalb  auch  in  dieser  Rich- 
tung —  Annäherung  der  Sätze ,  mit  welchen  die  Kapitalrente  und  die  übrigen  Steuerobjekte 
belegt  sind  —  schon  an  und  für  sich  eine  ausgleichende  Wirkung  üben  und  es  wird  nicht  an- 
gezeigt sein,  diese  Wirkimg  noch  durch  eine  einseitige  Ermässigung  des  Steuerfusses  der 
Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuer  zu  verschärfen.  Es  dürfte  sich  eine  solche  Massregel  um 
80  weniger  empfehlen,  als  bei  einer  allzuscharfen  Besteuerung  der  Kapitalrente  ein  erheblicher 
Rückgang  im  Betrage  der  zur  Fatierung  gelangenden  Summen  zu  befürchten  steht  und  auch 
schon  aus  diesem  Grande  eine  schonendere  Behandlung  der  sich  leichter  als  die  sonstigen 
Steuerobjekte  einer  Kontrolle  entziehenden  Kapitalwerte  geboten  erscheint.  Dazu  kommt,  dass, 
wie  bereits  oben  ausgeführt,  die  Kapitalrente  denn  doch  nicht  durchweg  und  im  vollen  Um- 
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fange  einen  entsprechenden  Vermögensstock  zur  Unterlage  liat  und  dass,  auch  wo  dies  der 
Fall,  der  Vermögensstock  immerhin  kein  so  sicher  fundiertes  Vermögensobjekt  wie  Grund-  und 
Boden-  und  Gebäudebesitz  darstellt.  Auch  darauf  wird  Eücksicht  zu  nehmen  sein,  dass  die 
Erleichterung,  welche  den  übrigen  Kategorien  von  Steuerpflichtigen  durch  den  bei  der  Ein- 
kommenssteuer zulässigen  Abzug  von  Schuldzinsen  zu  teil  werden  wird,  für  die  Kapitalisten 
nahezu  bedeutungslos  ist,  denn  die  Fälle,  in  welchen  ein  Kapitalbesitzer  gleiclizeitig  verzins- 
liche Schulden  hat,  sind  selten,  ausserdem  war  aber  den  Rentensteuerpflichtigen  schon  jetzt  im 
wesentlichen  der  Abzug  der  Schuldzinsen  an  ihren  steuerbaren  Rentenbezügen  gestattet. 

Alle  diese  Momente  scheinen  der  Grossh.  Regierung  dafür  zu  sprechen,  dass  es  ange- 
messen sein  wird,  auch  künftighin  den  Steuerfuss  der  Kapitalrentensteuer  etwas  niedriger  zu 
halten,  als  denjenigen  der  übrigen  direkten  Steuern,  namentlich  der  Grund-  und  Häusersteuer, 
und  dass  es  sich  deshalb  empfehlen  dürfte,  die  durch  die  Ueberschüsse  der  Einkommenssteuer 
zu  ermöglichende  Ermässigung  der  Steuersätze  der  direkten  Steuern  nicht  auf  die  Grund-, 
Häuser-  und  Gewerbsteuer  zu  bescliränken,  sondern  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  auf  die 
Kapitalrentensteuer  auszudehnen. 

Von  diesem  Gesiclitspunkte  ausgehend  würden  die  oben  als  voraussichtlich  verfügbar 
bereclmeten  Summen  etwa  in  folgender  Weise  zu  einer  Ermässigung  der  Steuersätze  der  direkten 
Steuern  verwendet  werden  können. 

Die  Ermässigung  des  Steuerfusses  um  einen  Pfennig  bedeutet 

1)  bei  der  Gmndsteuer     (1478  Mill.  M.  Steuerkapital)  einen  Ausfall  von  147,800  M. 

2)  „      „    Häusersteuer    (  763     „       „  „  )      „  „  „      76,300    „ 

3)  „      „    Gewerbsteuer  (  334     „       „    Betriebskapital  und 

186     „       „    künftiger  Steueranschlag  des  per- 
sönlichen Verdienstes,  zusammen 

520  Mill.  M.)  einen  Ausfall  von 52,000    „ 

Summa  1,  2  und  3 276,100  M. 

4)  bei  der  Kapitalrentensteuer  (882  Mill.  M.  Steuerkapital)  einen  Aus- 
fall von     88,200    „ 

Eine  Einkommenssteuer  von  20;o  des  Steueranschlags  würde  demnach  bei  dem  dabei  be- 
rechneten verfügbaren  Betrag  von  1,602,000  M.  eine  Ermässigung  des  Steuerfusses  der  Grund-, 
Häuser-  und  Gewerbsteuer  um  5  Pf.  (von  26  auf  21  Pf.)  und  des  Steuerfusses  der  Rentensteuer 
um  21/2  Pf.  (von  15  auf  121,2  Pf.)  gestatten.    Es  würde  sich  hierbei  ein  Steuerausfall 

von  5       X  276,100  = 1,380,500  M. 

und  21,2  X     88,200  = 220,500    „ 

zusammen  von    1,601,000  M. 
ergeben. 

Bei  Festsetzung  des  Steuerfusses  der  Einkommenssteuer  auf  30/0  des  Steueranschlags 
würde,  da  sich  hierbei  die  voraussichtlich  veifügbare  Summe  auf  3,178,000  M.  berechnet,  der 
Steuerfuss  der  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuer  nahezu  um  10  Pf.  und  jener  der  Rentensteuer 
um  rund  5  Pf.  ermässigt  werden  können.    Der  Ausfall  an  Steuer  würde  sich  in  diesem  Falle 

auf  10  X  276,100  = 2,761,000  M. 

und  5  X    88,200  = 441,000    „ 

zusammen  auf    3,202,000  M. 
belaufen. 

Es  würde  sich  hiernach,  wenn  davon  ausgegangen  wird,  dass  der  Steuersatz  der  Ein- 
kommenssteuer mindestens  2%  und  höchstens  SOq  der  Einkommenssteueranschläge  betragen 
soll,  die  Minderung  des  Steuerfusses  der  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuer  zwischen  5  bis 
10  Pf.  oder  rund  I/5  bis  25  bewegen  können  und  daneben  eine  Herabsetzung  des  Steuerfusses 
der  Rentensteuer  um  21/2  bis  5  Pf.  oder  um  i/g  bis  2,6  thunlich  sein. 

Durch  eine  derartige  Ermässigung  des  Steuerfusses  der  Rentensteuer  würde  die  Minde- 
rung des  Steueifusses  der  übrigen  Steuern  nicht  erheblich  beinträchtigt  werden,  denn  selbst 
wenn  man  von  einer  Herabsetzung  des  Steuerfusses  der  Rentensteuer  ganz  absehen  wollte,  so 
würde  der  Mehrbetrag  der  Ermässigung  des  Steueifusses  der  Grund-  und  Häusersteuer  bei  einem 
Einkommenssteuersatze  von  2  o'q  keinen  vollen  Pfennig,  bei  einem  Einkommenssteuersatze  von 
SOj'o  nur  ca.  11/2  Pf.  betragen. 

Die  Minderung  der  Steuersätze  der  direkten  Steuern,  welche  sich  bei  Einfülu-ung  einer 
allgemeinen  Einkommenssteuer  nach  obigen  Berechnungen  voraussichtlieh  erzielen  lässt,  be- 
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wegt  sich  überhaupt  in  massigen  Grenzen.  Gleichwohl  wird  dieselbe,  da  sie  denn  doch  rund 
80  bis  40  0|o  der  seitherigen  Steuersätze  betragen  wird,  als  eine  recht  fühlbare  Entlastung  seitens 
der  zu  den  Ertragssteueni  Veranlagten  empfunden  werden  und  denjenigen  Pflichtigen,  welche 
infolge  der  degressiven  Skala  der  Einkommenssteuer  oder  der  Zulässigkeit  des  Schuldzinsen- 
abzugs zu  dieser  Steuer  nur  in  niederem  Masse  werden  beigezogen  werden,  eine  nicht  uner- 
hebliche Steuererleichtemng  bringen.  Auch  kann  mit  Bestimmtheit  erwartet  werden,  dass  die 
Erträgnisse  der  Einkommenssteuer  im  Laufe  der  Jahre  eine  stetige  Zunalune  aufweisen  und 
damit  die  Mittel  zu  weiteren  Ermässigungen  der  Ertragssteuem  bieten  werden. 

Zu  den  einzelneu  Artikeln  des  Gesetzentwurfs  ^vdrd  bemerkt: 
Betreflf,  Eingang  und  Artikel  1, 
wie  im  Einkommenssteuergesetzentwurf  vom  30.  Oktober  1873. 

Es  wird  sich  empfehlen,  die  Aufhebung  des  niemals  in  Wirksamkeit  getretenen  Ein- 
kommenssteuergesetzes vom  28.  Juli  1848  bei  gegenwärtigem  Anlass  ausdrücklich  auszusprechen. 

Zu  Artikel  2. 

Artikel  2  gibt  im  wesentlichen  den  Inhalt  des  Artikels  2  des  früheren  Entwurfs  wieder. 
Doch  sind  die  Einkommensquellen  so  gruppiert  worden,  dass  die  Aufstellung  einer  Steuer- 
ei'klänmg  nach  den  einzelnen  hier  vorgezeichneten  ■vier  Hauptkategorien  von  Einkommens- 
bezügen möglichst  erleichtert  wird.  (Vergl.  Artikel  16  des  Entwurfs.)  Aus  diesem  Grunde  ist 
das  Einkommen  aus  Grundeigentum  und  aus  dem  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft  unter 
Ziffer  1  vereinigt,  das  Einkommen  aus  Gewerbsbetrieb  (Ziffer  2)  von  dem  Einkommen  aus  son- 
stiger Arbeit  und  Berafsthätigkeit  (Ziffer  3)  getrennt  und  unter  Ziffer  4  alles  zur  Zeit  der  Kapital- 
rentensteuer unterworfene  Einkommen  zusammengefasst  worden. 

Der  letzte  Absatz  des  Artikels  entscheidet  die  Frage,  ob  Pensionen  und  ähnliche,  ein 
Entgelt  für  frühere  Arbeit,  Dienstleistung  und  Berufsthätigkeit  bildende  Bezüge  zu  den  unter 
Ziffer  3  oder  zu  den  unter  Ziffer  4  begriffenen  Einkommensbezügen  zu  rechnen  sind,  im  Sinne 
des  Absatzes  2  des  Artikels  l  des  Erwerbsteuergesetzes.  In  Uebereinstimmung  mit  der  hier  ge- 
gebenen Entscheidung  steht  sodann  auch  der  Inhalt  des  Artikels  1  des  Kapitalrentensteuer- 
gesetzes  in  der  neuen  Fassung  gemäss  Artikel  29 ,  Ziffer  11  vorliegenden  Gesetzentwui-fs. 

Der  Schlusssatz  des  Artikels  2  des  1873er  Entwurfs  ist,  unter  Beachtung  der  von  der 
zweiten  Kammer  der  Landstände  seiner  Zeit  besclilossenen  Modifikation,  in  einen  besonderen 
Ai-tikel  (Artikel  4)  venvieseu  worden. 

Zu  Artikel  3. 

Artikel  3,  Absatz  1  stimmt  mit  Artikel  3,  Absatz  1  des  früheren  Entwui-fs  in  der  Fas- 
sung der  Beschlüsse  der  zweiten  Kammer  überein.  Der  Zusatz  hinter  Ziffer  3 ,  womach  bei 
Bereclmung  des  steuerbaren  Einkommens  solcher  Pflichtigen,  welche  nur  mit  einem  Teile  ilires 
Einkoramens  steuerpflichtig  sind,  nicht  schlechtweg  alle  Schuldzinsen  abgezogen  werden  dürfen, 
ist  neu,  aber  geboten  und  füllt  eine  Lücke  des  fniheren  Entwurfs  aus. 

Absatz  2  stimmt  im  wesentlichen  mit  Absatz  2  des  Artikels  3  des  früheren  Entwurfs 
überein.  Die  von  der  zweiten  Kammer  hinter  „Vermögensstamme"  beschlossene  Einschaltung 
„wenn  und  soweit  damit  nicht  auch  ein  Verlust  am  Einkommen  verknüpft  ist"  wurde  als  un- 
nötig und  nur  zu  Verwirrungen  führend  weggelassen.  Der  Abzug  der  Verluste  am  Einkommen, 
welche  infolge  der  Verluste  am  Vermögensstamme  eintreten,  ergibt  sich  von  selbst,  indem  der 
Jahresbetrag  des  steuerbaren  Einkommens  sich  entsprechend  mindert.  Die  Bestimmung,  dass 
auch  für  den  Pacht-  oder  Mietwert  der  zu  einer  Unternehmung  verwendeten  eigenen  Grund- 
stücke und  Gebäude  ein  Abzug  nicht  stattfinden  dai-f,  ist  aus  dem  Absatz  3  des  Ai-tikels  3  des 
fiüheren  Entwurfs  hierhergezogen.  Im  übrigen  konnte  der  erwälmte  Absatz  3 ,  der  in  seinem 
ersten  Teil  zu  Zweifeln  Veranlassung  gibt,  weggelassen  werden.  Der  Ertrag  von  Grundstücken 
und  Gebäuden,  welche  in  gewerblichen  Unternehmungen  oder  auch  zur  Erzielung  eines  Ein- 
kommens nach  Artikel  2 ,  Ziffer  3  des  Entwurfs  verwendet  werden ,  ist  im  Ertrag  der  Unter- 
nehmung mit  inbegriffen  und  gelangt  mit  diesem  Ertrag,  unausgeschieden ,  zur  Vei-steuenmg. 
(Vergl.  auch  die  Vorschrift  im  zweitletzten  Absätze  des  Artikels  16  des  Entwurfs.) 

Dass  der  Unterhalt  derjenigen  Familienmitglieder,  welche  im  Geschäftsbetrieb  des  Pflich- 
tigen derart  mitarbeiten,  dass  sie  eine  Hilfsperson  ersetzen,  als  Aufwand  am  Einkommen  in 
Abzug  gebracht  werden  darf,  wird  nicht  zu  beanstanden  sein.  Selbstverständlich  sind  übrigens 
auf  der  anderen  Seite  die  Naturalbazüge  der  Famlienmitglieder  bei  Berechnung  des  Einkommens 
dieser  Mitglieder  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  und  sind  demgemäss  nach  Artikel  4,  sofern 
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das  Einkommen  des  Familienmitgliedes  den  Betrag  von  500  M.  erreicht,  vom  Familienhaupte 
mit  seinem  eigenen  Einkommen  mitzuversteuern. 

Zu  Artikel  i. 

Man  vergleiche  die  Bemerkung  zu  Artikel  2  am  Schlüsse.  Der  2.  Satz  des  Absatz  l  ist 
neu  und  bildet  eine  notwendige  Ergänzung  der  früheren  Bestimmungen.  Der  Betrag  von  500  M. 
im  Absatz  2  folgt  aus  Artikel  6,  Ziffer  7  des  jetzigen  Entwurt's. 

Zu  Artikel  5. 

Artikels  entscheidet  die  Pi'age,  wer  der  Einkommenssteuer  unterliegen  und  in  welchem 
Umfange  die  Steuei-pflicht  bei  den  einzelnen  Kategorien  von  Pflichtigen  Platz  greifen  soll. 

Was  zunächst  die  physischen  Personen  betrifft,  so  unterscheiden  sich  die  Bestim- 
mungen unter  Artikel  5,  A  und  B  von  den  Bestimmungen  unter  Artikel  6,  I  des  früheren 
Entwurfs  dadurch ,  dass  nach  letzteren  bez.  nach  dem  in  dieser  Beziehung  noch  weitergehen- 
den Beschluss  der  zweiten  Kammer  zu  Artikel  6,  I,  Ziffer  3  Reichsausländer  nur  dann 
zur  Einkommenssteuer  herangezogen  werden  sollten,  wenn  sie  des  Erwerbs  wegen  im  Gross- 
hei'zogtum  wohnen  und  auch  in  diesen  Fällen  nur  in  beschränktem  Umfange,  während  nach 
dem  jetzigen  Entwurf  die  Reichsausländer  gerade  wie  die  Reichsinländer  behandelt  werden  sollen. 

Für  diese  Abänderung  im  neuen  Entwurf"  war  die  Erwägung  massgebend,  dass  jedenfalls, 
soweit  es  sich  um  nicht  im  Grossherzogtum  wohnende  Ausländer  handelt,  kein  genügender 
Grund  vorliegt,  sie  günstiger  zu  behandeln,  als  die  nicht  im  Grossherzogtum  wohnenden  Reichs- 
inländer ,  welche  sowohl  nach  dem  früheren ,  als  nach  dem  jetzigen  Entwurf  mit  ihrem  Ein- 
kommen aus  im  Grossherzogtum  gelegenem  Grundbesitz  oder  aus  einem  daselbst  betriebenen 
Gewerbe  sowie  mit  ihren  Bezügen  an  Gehalt ,  Pension  oder  Wartegeld  aus  einer  badischeu 
Staatskasse  der  Einkommenssteuer  unterliegen  sollen. 

Was  aber  die  im  Lande  wohnenden  Reichsausländer  betriift,  so  ist  nicht  abzusehen, 
warum  sie,  nachdem  sie  nach  Artikel  4  des  Kapitalrentensteuergesetzes  vom  29.  Juni  1874  zur 
badischen  Rentensteuer  herangezogen  werden ,  ohne  dass  dabei  zwischen  solchen,  welche  des 
Erwerbs  wegen  im  Grossherzogtum  wohnen,  und  anderen  Ausländern  unterschieden  wird,  nicht 
auch  in  gleicher  Weise  unterschiedslos  zur  Einkommenssteuer  beigezogen  werden  können. 

Die  Besorgnis,  es  möchten  durch  ein  solches  Verfahren  Fremde  abgehalten  werden,  ihren 
Wohnsitz  im  Grossherzogtum  zu  nehmen,  dürfte  sicli  wohl  kaum  als  gerechtfertigt  erweisen 
und  jedenfalls  gegenüber  der  Erwägung  nicht  aussclüaggebend  sein ,  dass  es  denn  doch  nur 
billig  erscheint,  wenn  Ausländer,  welche  ihren  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  haben  und  an 
allen  Einrichtungen  des  letzteren  teilnehmen,  auch  zu  den  Lasten  einen  entsprechenden  Beitrag 
leisten.  Ohnehin  ti-ifft  jene  Besorgnis  in  gleicher  Weise  wie  bezüglich  der  Reichsausländer 
auch  bezüglich  der  nicht  badischen  Reichsinländer  zu  und  müsste ,  wenn  man  ihr  stattgeben 
will,  konsequenterweise  zu  einer  Befreiung  sämtlicher  Nicht-Badener  von  der  Einkommenssteuer 
führen.  Entschliesst  man  sich  aber  dazu  ,  den  Unterschied  zwischen  Reichsausländem  und 
Reichsinländeni  bezüglich  der  Frage  des  Beizugs  zur  Einkommenssteuer  überhaupt  fallen  zu 
lassen,  so  wird  es  sich  empfehlen,  die  Reichsausländer  auch  ganz  in  demselben  Umfang  bez. 
mit  denselben  Einkommensteilen  wie  die  Inländer  zu  dieser  Steuer  heranzuziehen.  Die  Erfah' 
rungen ,  welche  man  seither  mit  dem  in  dieser  Beziehung  noch  eine  beschränkende  Unter- 
scheidung aufrecht  haltenden  Artikel  4  des  Rentensteuergesetzes  zu  machen  Gelegenheit  hatte, 
sprechen  entscliieden  dafür ,  auch  in  dieser  Richtung  eine  verschiedenartige  Behandlung  der 
Einkommensbezüge  der  Inländer  und  Ausländer  fallen  zu  lassen.  (Vergl.  das  hierüber  zu 
Artikel  29,  Ziff"er  II,  3  und  4  des  Entwurfs  weiter  Bemerkte.) 

Der  jetzige  Entwurf  unterscheidet  demgemäss  nur  zwischen  solchen  Personen  ,  welclie 
einen  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  haben,  und  solchen  Personen,  bei  welchen  dies  nicht  der 
Fall.  Die  ei'steren  sollen  mit  ihrem  gesamten  steuerbaren  Einkommen  pflichtig  sein ,  wobei 
jedoch  gemäss  Artikel  6,  Ziffer  1  das  Einkommen  aus  ausserhalb  des  Grossherzogtums  gelegenem 
Grundbesitz  (einschliesslich  von  Gebäuden)  und  den  ausserhalb  Badens  betriebenen  Gewerben, 
sowie  Gehalte ,  Pensionen  und  Wartegelder ,  welche  aus  einer  nichtbadischen  Staatskasse 
fliessen,  durchweg  ausser  Betracht  bleibt.  Die  nicht  im  Grossherzogtum  Wohnenden  dagegen 
sollen  nur  mit  ihrem  Einkommen  aus  im  Grossherzogtum  belegenem  Grundbesitz  (einschliesslich 
von  Gebäuden)  und  den  daselbst  betriebenen  Gewerben,  sowie  mit  ihreii  Gehalts-  etc.  Bezügen 
aus  einer  badischen  Staatskasse  der  Einkommenssteuer  unterliegen.  Es  bedeutet  dies  eine  Aus- 
dehnung der  Grundsätze  des  Reichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870  über  die  Beseitigung  der  Doppel- 
besteuerung auf  die  Reichsausländer  und  das  Reichsausland.    Es  soll  der  Reichsausländer  nur 
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in  dem  Umfange,  aber  auf  der  andern  Seite  auch  im  vollen  Umfange,  wie  der  nichtbadische 
Reichsinländer,  besteuert  werden.  Dagegen  soll  das  Einkommen  der  badischen  Staatsange- 
hörigen, der  sonstigen  Reichsinländer  und  der  Reichsausländer  unterschiedslos  insoweit  steuer- 
frei sein,  als  dasselbe  von  ausserhalb  Badens  gelegenem  Grundbesitz  oder  einem  ausserhalb 
Badens  betriebenen  Gewerbe  hennihrt  oder  einen  Gehalts-  etc.  Bezug  aus  einer  nichtbadischen 
Staatskasse  darstellt,  gleichviel  ob  der  Grundbesitz  im  ausserbadischen  deutschen  Reichsgel)iet 
oder  im  Reiehsausland  liegt  oder  das  Gewerbe  im  ersteren  oder  letzteren  Gebiet  betrieben  wird 
oder  die  fragliche  Staatskasse  die  Kasse  eines  anderen  deutschen  Staates  oder  eine  reichs- 
ausländische ist. 

Der  Ausdruck  „Einkommen  aus  Gi'undbesitz''Tbedeutet  im  Artikel  5,  ebenso  im  Artikel  6, 
Ziffer  1  und  Artikel  29,  Ziffer  II,  1  des  Entwurfs  nicht  bloss  das  Einkommen,  welches'der  Grund- 
eigentümer,  sondern  auch  das  Einkommen,  welches  der  Pächter  aus  Grundbesitz  bezieht. 

Was  die  Frage  des  Beizugs  nicht  physischer  Personen  zur  Einkommenssteuer  betrifft, 
80  hatte  der  frühere  Entwurf  die  Steuerpflicht  solcher  Personen  im  allgemeinen  verneint  und 
eine  Ausnahme  von  diesem  Grundsatz  nur  insofern  vorgesehen ,  als  nach  Artikel  6 ,  Ziffer  II 
des  Entwurfs  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  welche  im  Gross- 
herzogtum eine  Niederlassung  haben,  rücksichtlich  des  dem  Umfange  des  inländischen  Geschäfts- 
betriebs verhältnismässig  entsprechenden  Teils  ihres  Reingewinns,  für  einkommens steuerpflichtig 
erklärt  waren. 

Gegen  diese  ausnahmsweise  Behandlung  der  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  wurden  s.  Zt.  verschiedene  Bedenken  geltend  gemacht  und  es  erfuhr  die 
betreffende  Bestimmung  schliesslich  auch  durch  den  von  der  zweiten  Kammer  beschlossenen 
Zusatz  am  Schlüsse  des  Artikels  3  des  früheren  fentwurfs  eine  ganz  erhebliche  Abschwächung. 
In  dieser  abgeschwächten  Fonn  den  Beizug  der  Aktien-  etc.  Gesellschaften  in  Vorschlag  zu 
bringen,  vennag  sich  die  Grossh.  Regierung  nicht  zu  entschliessen.  Sie  ist  vielmehr  der  Ansicht, 
dass,  wenn  man  sich  nicht  dazu  verstehen  kann,  die  fraglichen  Gesellschaften  im  vollen  Um- 
fange zur  Einkommenssteuer  heranzuziehen  ,  von  einem  Beizug  derselben  besser  ganz  abzu- 
sehen sei.  In  der  That  lassen  sich  auch  gewichtige  Gründe  für  den  Nichtbeizug  der  Aktien- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  zur  Einkommenssteuer  geltend  machen. 
—  Schon  der  Umstand,  dass  ausser  diesen  Gesellschaften  alle  anderen  nicht  physischen  Per- 
sonen der  Einkommenssteuer  nicht  unterliegen  sollen,  lässt  den  Beizug  der  ft'aglichen  Gesell- 
schaften als  eine  Ausnahmebestimmung  erscheinen.  Femer  wird  man  als  Einkommen  einer 
Aktien-  etc.  Gesellschaft  streng  genonmien  denn  doch  nur  den  Reingewinn  derselben  nach 
Abzug  der  an  die  Aktionäre  zur  VerteUung  gelangenden  Dividenden  betrachten  können.  Die 
alsdann  als  Einkommen  der  Gesellschaft  verbleibenden  Restbeträge  (grösstenteils  wohl  in  Zu- 
wendungen an  die  Reser\'efonds  bestehend)  werden  aber  in  der  Regel  verhältnismässig  so  unbe- 
deutend sein,  dass  es  sich  kaum  lohnen  dürfte,  hierwegen  von  der  Regel,  nur  physische  Per- 
sonen der  Einkommenssteuer  zu  unterwerten,  abzuweichen.  Wollte  mau  aber  den  Abzug  der 
Dividenden  am  Reingewinne  der  Aktien-  etc.  Gesellschaften  nicht  zugestehen,  so  würde  im 
Hinblick  darauf,  dass  die  Gesellschaft  neben  der  Einkommenssteuer  noch  der  Ge'werbsteuer 
unterliegt  und  die  Aktionäi-e  für  ihre  Dividendenbezüge  sowohl  der  Kapitalrenten  Steuer  als 
künftighin  auch  der  Einkommenssteuer 'unterworfen  sind,  eine  sehr  weitgehende  Besteuerung 
der  Erträgnisse  der  fraglichen  Gesellschaften  geschaffen.  —  Eine  schonende  Behandlung  der  in 
Baden  bestehenden  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  düi-fte  aber 
im  Hinblick  darauf,  dass  Gesellschaften  dieser  Art  in  den  meisten  anderen  deutschen  Staaten 
nur  in  einer  sehr  massigen  Weise  zu  den  direkten  Steuern  herangezogen  sind  und  dass  bereits 
das  Erwerbsteuergesetz  erfahningsgemäss  gerade  für  diese  Gesellschaften  eine  ganz  bedeutende 
Steuererhöhung  gebracht  liat,  angemessen  sein. 

Die  Grossh.  Regienmg  hat  aus  diesen  Ei-wägungen  darauf  verzichtet,  die  Aktiengesell- 
schaften und  Aktienkommanditgesellschaften  in  den  Kreis  der  Einkommenssteuerpflichtigen  ein- 
zubeziehen. 

Zu  Artikel  6. 

Artikel^e  des  Entwurt's  begreift  die  Steuerbeft-eiung  des  fiüheren  Entwurfs  (Artikel  7) 
unter  Hinzufügung  der  im  Artikel  2 ,  Ziffer  5 ,  6  und  7  des  Erwerbsteuergesetzes  seither  vor- 
gesehenen Befreiung  der  Sterbquartalbezüge ,  der  Dienstbezüge  der  Gendarmen  sowie  der 
Militäi-pensionen  der  Militäi-personen  aus  der  Klasse  der  Unteroffiziere  und  Gemeinen.  Einer 
besondem  Aufführung  der  „Gnadenbezüge  und  Unterstützungen"  (Artikel  2,  Ziffer  5  des  Erwerb- 
steuergesetzes)  unter  den  befreiten  Bezügen  bedarf  es  nicht,  da  Bezüge  dieser  Art,  auf  welche 
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der  Empfänger  keinen  Rechtsanspruch  hat,  schon  nach  Artikel  2  des  Entwurfs  nicht  zu  den 
einkommenssteuei'pflichtigen  Bezügen  zählen. 

Eine  wesentliche  Abweichung  von  den  Bestimmungen  des  fi-üheren  Einkommenssteuer- 
Gesetzentwurfs  enthält  Ziffer  7  des  Artikels  6 ,  indem  nunmehr  nur  solche  Personen ,  deren 
steuerbares  Einkommen  den  Betrag  von  500  M.  nicht  erreicht,  für  steuerfrei  erklärt  sind, 
während  nach  Ziffer  i  des  Artikels  7  des  früheren  Entwurfs  die  Steuei-pflicht  erst  bei  einem 
Einkommen  von  1500  M.  beginnen  sollte. 

Neben  der  Einkommenssteuer  sollte  jedoch  damals  die  Klassensteuer  und  die  Gewerb- 
steuer fortbestehen  und  bei  der  ersteren  begann  die  Besteuenrng  des  persönlichen  Ver- 
dienstes schon  bei  Bezügen  von  jährlich  30  fl.  und  bei  der  Gewerbsteuer  bei  Bezügen  von 
jährlich  250  fl.  Nachdem  aber  nach  den  jetzt  vorliegenden  Entwürfen  eine  Besteuerung  des 
persönlichen  Verdienstes  der  nicht  Gewerbtreibenden  nur  noch  im  Wege  der  Einkommenssteuer 
erfolgen  soll  und  auch  für  den  persönlichen  Verdienst  der  Gewerbtreibenden  eine  ganz  erheb- 
liche Ennässigung  des  Steueranschlags  vorgesehen  ist,  so  ist  es,  wenn  nicht  sehr  zahlreiche 
Klassen  von  z.  Zt.  Steuerpflichtigen  ganz  steuerfrei  bleiben  oder  in  einer  nur  ungenügenden 
Weise  von  den  dii-ekten  Steuern  erfasst  werden  sollen,  geboten,  die  Untergrenze  für  den  Beginn 
des  Beizugs  zur  Einkommenssteuer  bis  auf  den  Betrag  herabzusetzen  ,  mit  welchem  derzeit 
gemäss  Artikel  9  des  Erwerbsteuergesetzes  der  Beizug  des  persönlichen  Verdienstes  zur  Ein- 
kommenssteuer beginnt.    Es  ist  der  Betrag  von  500  M. 

Die  Freigrenze  für  die  Steuerpflicht  auf  einen  höheren  Betrag  hinaufzurücken,  empfiehlt 
sich  wegen  des  liiedurch  zu  erwartenden  namliaften  Steuerausfalls  entschieden  nicht.  Jeden- 
falls würde,  bevor  weitergehende  Schritte  in  dieser  Eichtung  in  Frage  kommen  könnten,  zu- 
nächst der  Erfolg  des  Gesetzes  abzuwarten  und  eine  Steuerbefreiung  weiterer  Klassen  von 
Pflichtigen  Zeiten  vorzubehalten  sein,  in  welchen  die  gesamte  Finanzlage  solche  weitergehende 
Erleichterungen  füglich  gestattet.  Dabei  ist  insbesondere  auch  zu  beacliten,  dass  es  sich  bei 
der  Einkommenssteuer  ja  nicht  bloss  um  persönlichen  Verdienst,  sondern  auch  um  den  Ertrag 
aus  fundiertem  Einkommen  handelt,  und  dass  deshalb  ein  Einkommen  von  500  M.  bereits 
einem  Kapital-  oder  Grundbesitz  von  10,000  M. ,  bei  40|oiger  Verzinsung  sogar  von  12,500  M., 
entsprechen  kann. 

Zu  Artikel  7  des  Entwurfs. 

Nach  Artikel  5,  B  des  Entwurfs  sind  auch  solche  (physische)  Personen  einkommenssteuer- 
pflichtig, welche  im  Grossherzogtum  zwar  keinen  Wohnsitz  haben,  jedoch  daselbst  ein  Gewerbe 
betreiben.  Hierunter  fallen  auch  diejenigen  nicht  im  Grossherzogtum  Wohnenden ,  welche 
daselbst  ein  Gewerbe  imUm herziehen  ausüben  oder  den  Betrieb  eines  von  ilmen  ausserhalb 
des  Grossherzogtums  gegründeten  stehenden  Gewerbes  auf  das  Grossherzogtum  ausdehnen, 
ohne  daselbst  eine  gewerbliche  Niederlassung,  einen  Geschäftssitz  oder  ansässigen  Geschäfts- 
führer zu  haben. 

Da  der  Beizug  solcher  Gewerbetreibenden  zu  einer  direkten  Steuer  im  geordneten  Ver- 
fahren kaum  durcliführbar  ist,  so  hat  das  Erwerbsteuergesetz  dieselben  im  Artikel  17,  Absatz  3 
an  Stelle  der  Erwerbsteuer  mit  einer  Taxe  belegt,  deren  Betrag,  Ansatz  und  Erhebung  nach 
Artikel  17,  Absatz  4  im  Verordnungswege  zu  regeln  ist. 

Die  gleichen  Erwägungen  fükren  auch  dazu,  von  einem  Beizug  dieser  Personen  zur  Ein- 
kommenssteuer abzusehen  und  dafür  den  Betrag  der  Erwerb-(Gewerb-)steuer-Taxe  künftighin  so 
zu  bemessen ,  dass  dieselbe  ausser  der  Erwerb-(Gewerb-)steuer  auch  die  Einkommenssteuer 
umfasst. 

Zu  Artikel  8. 

Die  hier  vorgesehenen  Bestimmungen  über  Beginn  und  Ende  der  Steuerpflicht  in  einem 
Steuerdistrikt  (Gemarkung)  scliliessen  sich  an  die  bezüglichen  Vorschriften  des  Artikels  15  des 
Erwerbsteuergesetzes,  welche  sich  bewährt  haben,  an. 

Dass  bei  Personen ,  bei  welchen  die  Voraussetzungen  für  ihre  Steuerpflicht  im  Gross- 
herzogtum überhaupt  wegfallen,  die  Besteuerung  längstens  mit  Ende  des  Monates,  in  welchem 
die  betreffende  Thatsache  eintritt,  ihr  Ende  zu  erreichen  hat,  bedarf  einer  weiteren  Begründung 
nicht.  Aber  auch  bei  solchen  Personen ,  welche  an  und  für  sich  steuerpflichtig  bleiben,  jedoch 
ihren  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  wechseln  oder  aus  sonstigem  Grund  künftig  in  einem  andern, 
als  dem  seitherigen  Distrikt  zu  veranlagen  sind,  würde  eine  längere  Fortdauer  ihrer  Steuer- 
pflichtigkeit im  seitherigen  Distrikt  mit  Unzuträgliclikeiten  für  die  Pflichtigen  verknüpft  sein. 
Endigt  aber  deren  Steuerpflicht  im  seitherigen  Distrikt  mit  dem  Schluss  des  Monats,  in  welchem 
die  Aenderung  eintritt ,   so  erscheint  es  geboten ,  die  Steuerpflichtigkeit  im  neuen  Distrikt  mit 
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dem  nnmitt«Ibar  nächstfolgenden  Monat  beginnen  zu  lassen ,  wenn  nicht  eine,  in  den  Yeiliält- 
nissen  nicht  begründete,  rnterbrechung  dei  Steuerpflicht  eintreten  soll. 

Der  thatsächliche  Beizug  zur  Steuer  (die  Steuerveranlagung)  erfolgt  übrigens  nicht  sofort, 
sondern  erst  beim  nächstfolgenden  Steuer-Ab-  und  Zuschreiben  (vergl.  Artikel  11  und  Artikel  12, 
Absatz  1  in  Verbindung  mit  Artikel  14)  mit  entsprechender  Steuemachtragsberechnung. 

Zu  Artikel  9.* 

Für  die  Frage,  o  b  eine  Erhöhung  oder  Minderung  der  Besteuerung  eines  bereits  in  dem 
betreffenden  Steuerdistrikt  Veranlagten  überhaupt  einzutreten  hat,  soll  nach  Artikel  9,  Absatz  1 
der  Stand  der  Einkommensverhältnisse  beim  Steuer-Ab-  und  Zuschreiben  bezw.,  näher  präcisiert, 
am  ersten  Tag  der  zur  Abgabe  der  Steuererklärungen  (Artikel  14)  bestimmten  Frist  entschei- 
dend sein. 

Die  Frage,  von  welchem  Zeitpunkte  ab  die  Erhöhung  oder  Minderung  der  Besteuerung 
beginnen  soll ,  beantwortet  der  2.  Absatz  des  Artikels  9.  Hiemach  soll  die  Erhöhung  oder 
Minderung  in  der  Regel  erst  mi>  dem  Anfeng  des  auf  das  betreffende  Ab-  und  Zuschreiben 
nächstfolgenden  Kalenderjahres  beginnen  und  nur  in  Fällen,  in  welchen  die  Erhöhung  oder 
Minderung  der  Steueranlage  eine  sehr  namhafte  ist  (mehr  als  2ö0o  des  seitherigen  Stener- 
anschlags  beträgt),  soll  festgestellt  werden,  seit  welchem  Monat  die  Erhöhung  oder  Minderung 
des  Einkommens  im  vollen  Umfang  und  in  nachhaltiger  Weise  andauert ,  und  soll 
«isflann  die  erhöhte  oder  geminderte  Besteuerung  schon  von  dem  betreffenden  Monate  an 
(unter  entsprechender  Steuemachtrags-  oder  Steuerabgangskonstatierung)  Platz  greifen.  Hier- 
durch ist  einerseits  die  Stabilität  des  Einkommenssteuerkatasters  gewahrt,  indem  geringfügige 
oder  nicht  nachhaltige  Aenderungen  in  den  Einkommensverhältnissen  nicht  sofort  eine  Aende- 
derung  in  der  .Steuerveranlagung  nach  sich  ziehen  sollen.  Auf  der  anderen  Seite  ist  aber  auch 
Vorkehr  getroffen,  dass  erhebliche  und  nachhaltig  andauernde  Veränderungen  nicht  allzulange 
unberücksichtigt  bleiben.  Hierdurch  werden  Missstände  vermieden  werden,  wie  sie  die  Bestim- 
mung des  letzten  Absatzes  des  Artikels  16  des  Erwerbsteuergesetzes  im  Gefolge  gehabt  hat, 
indem  nach  dieser  Bestimmung  jede  eine  Erhöhung  oder  Minderung  der  Besteuerung  begrün- 
dende Aenderung  unter  allen  Umständen  erst  vom  Anfange  des  auf  die  Aenderung  nächst- 
folgenden Kalenderjahres  an  eine  Abänderung  der  Steueranlage  nach  sich  zieht,  auch  wenn  es 
sich  um  eine  ganz  wesentliche  Aenderung  durch  Beginn  einer  weiteren  gewerblichen  Unter- 
nehmung oder  durch  EiusteUung  einer  solchen  ohne  völligen  Wegfall  der  Steuerpflichtigkeit 
handelt  und  die  Aenderung  schon  in  den  ersten  Tagen  des  Jahres  eingetreten  ist.  Es  hat  diese 
Bestimmung  zu  solchen  Härten  geführt ,  dass  sich  die  Gr.  Regierung  zu  einer  Milderung  im 
Wege  der  Vollzugsbestimmungen  veranlasst  sah  (vergl.  Ziffer  3  des  §  15  der  Vollzugsverord- 
nung zum  Erwerbsteuergesetz  in  der  Fassung  der  Verordnung  vom  15.  Februar  1879,  Ges.-  u. 
V.-Bl.  S.  15).  Nimmt  man  im  vorliegenden  Entwurf  eine  ähnliche  und  nur  noch  erheblich 
weitergehende  Milderung  in  das  Gesetz  selbst  auf,  was  sicherlich  nur  begründet  ist,  so  erscheint 
es  gerechtfertigt,  auf  der  andern  Seite  auch  Einkommenserhöhungen  von  gleichem  Umfange 
und  gleicher  Xachhaltigkeit  in  der  gleichen  Weise  zu  bebandeln. 

Zu  Artikel  10. 
Uebereinstinunend  mit  Artikel  8,  Absatz  1  und  2  des  firüheren  Entwurfs. 

Zu  Artikel  11. 

Artikel  11  stimmt  mit  Artikel  5  des  Erwerbsteuei^esetzes  überein  und  stellt  damit  fest, 
dass  auch  bei  der  Veranlagung  zur  Einkommenssteuer  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  17.  März  1854  verfahren  werden  und  sonach  der  Schatzungsrat  die  zur  Veranlagung 
berufene  Behörde  bilden  soll. 

Im  1873er  Entwurf  wai-,  hiervon  abweichend,  in  den  Artikeln  18  und  ff.  die  Veranlagung 
zur  Einkommenssteuer  durch  eine  für  jeden  Amtsbezirk  zu  bildende  Einschätzungskommission  — 
Bezirkssteuerkommission  —  vorgesehen.  Es  war  hierfür,  nach  der  Begründung  zum  Ge- 
setzentwurf, die  Erwägung  massgebend  gewesen,  dass  es  im  Interesse  einer  gleichmässigen 
Behandlung  geraten  erscheine,  die  Einschätzung  in  die  Hände  nicht  sehr  vieler  Behörden  zu 
legen,  auch  wurde  bezweifelt,  ob  die  Ortsschatzungsräte  überall  die  erforderliche  Beföhigung 
besässen,  und  Bedenken  getragen,  dieselben  mit  dem  Einschätzungsgeschäft  auch  in  solchen 
Gemeinden  zu  betrauen ,  wo  vielleicht  nur  ganz  wenige  Pflichtige  vorkommen ,  was ,  da  die 
Steuerpflicht  erst  bei  einem  Einkommen  von  1500  M.  beginnen  sollte,  in  vielen  Orten  zu  er- 
warten stünde. 
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Das  letztere  wird  nun  nach  dem  neuesten  Entwurf"  nicht  mehr  der  Fall  sein ,  nachdem 
in  diesem  die  Grenze  für  Beginn  der  Steuei-pflicht  auf  500  M.  festgesetzt  ist.  Es  wird  viel- 
mehr nun  in  jeder  Gemeinde  eine  recht  erhebliche  Anzahl  von  Personen  einzuschätzen  sein. 
Gerade  dieser  Umstand  spricht  nun  aber  entschieden  gegen  eine  Veranlagung  durch  Bezirks- 
steuerkommissionen,  welche  naturgemäss  mit  den  lokalen  und  personellen  Verhältnissen 
unmöglich  so  vertraut  sein  können,  als  rtie  Ortsschatzungsräte.  Femer  haben  die  Erfahrungen 
bei  der  Einfühning  und  Durchfühiimg  des  Erwerbsteuergesetzes  gezeigt,  dass  die  Schatzungs- 
räte unter  entsprechender  Belehrung  und  Anleitung  des  Steuerkommissärs  im  Stande  waren, 
im  grossen  und  ganzen  der  schwierigen  Aufgabe,  die  das  fragliche  Gesetz  ihnen  brachte,  gerecht 
zu  werden.  Erheblich  schwierigere  Anforderungen  wird  auch  die  Einführung  und  der  Vollzug 
des  Einkommenssteuergesetzes  an  die  Schatzungsräte  nicht  stellen  und  es  darf  daher  erwartet 
werden,  dass  dieselben  auch  diesen  Anfordeimngen  Genüge  leisten  werden.  Das  Erwerbsteuer- 
gesetz war  zudem,  wie  für  die  Schatzungsräte,  so  auch  für  die  Steuerkommissäre  eine  gute 
Vorschule  für  das  Einkommenssteuergesetz  und  es  lässt  auch  dieser  Umstand  die  Schaffung 
neuer  steuerlicher  Organe  (der  Bezirkssteuerkommissionen  rilit  besonderen,  vorzugsweise  aus 
den  Kreisen  der  Finanzbeamten  zu  wählenden  Vorsitzenden)  entbehrlich  erscheinen.  Ohnehin 
muss  bezweifelt  werden,  ob  die  als  Vorsitzende  zu  bestimmenden  Persönlichkeiten,  auch  wenn 
sie  vorzugsweise  aus  den  Kreisen  der  Finanzbeamten  gewählt  würden,  eine  grössere  Sach- 
und  speciellere  Fachkenntnis  besitzen  würden >  als  die  Steuerkomraissäre.  Die  Zahl  der  ver- 
wendbaren Finanzbeamten  wäre  zudem  eine  sehr  beschränkte,  da  sämtliche  Beamte  der  Finanz- 
verwaltung, insbesondere  aber  die  Finanz bezirksbeamten  durch  ihre  derzeitige  Geschäfts- 
aufgabe fast  ausnahmslos  bereits  vollständig  in  Ansprach  genommen  sind.  Die  Gleichmässig- 
keit  der  Veranlagung  kann  innerhalb  seines  (in  der  Regel  ein  oder  zwei  Amtsbezirke  um- 
fassenden) Bezirks  durch  den   Steuerkommissär  in  ausreichender  Weise  gewahrt  werden. 

Alle  diese  Erwägungen  führen  dazu,  an  der  nunmehr  seit  Decennien  erprobten  Ein- 
richtung der  Steuei-veranlagung  durch  Ortsschatzungsräte  auch  gegenüber  der  Einkommens- 
steuer festzuhalten.  Dazu  kommt  der  erschwerte  persönliche  Verkehr  zwischen  den  Pflichtigen 
und  der  Veranlagungsbehörde  im  Falle  der  Schaffung  von  Bezirkssteuerkommissionen, 
während  gerade  auf  die  mündliche  Einvernahme  und  Erörterung  erfalirangsgemäss  ein  beson- 
deres Gewicht  zu  legen  ist. 

Zu  Artikel  12. 

Es  erscheint,  namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf  das  Strafverfahren,  dringend  geboten, 
einen  bestimmten  Tag  als  den  für  die  Bemessung  des  steuerbaren  Jahi-eseinkoraraens  mass- 
gebenden Tag  zu  erklären.  Das.  Kapitalrentensteuergesetz  hat  hierfür  bekanntlich  den  1.  Mai 
festgesetzt.  Da  jedoch  die  Einkommenssteuer  nicht  wie  die  Kapitalrentensteuer  in  demselben 
Jahre,  in  welchem  sie  konstatiert  wird,  zur  Erhebung  kommen  soll,  sondern  gleich  der  Grund- 
und  Häusersteuer  und  der  Erwerbsteuer  erst  in  dem  auf  die  Konstatierung  nächstfolgenden 
Jahre  (vergl.  in  dieser  Beziehung  die  Bemerkungen  zu  Artikel  24  des  Entwurfs),  so  empfiehlt 
es  sich,  den  für  die  Veranlagung  massgebenden  Tag  thuulichst  weit  gegen  das  Ende  des  Kon- 
statierungsjahres  zu  rücken,  um  allzugrosse  Abweichungen  zwischen  den  Verhältnissen  zur 
Zeit  der  Konstatierung  und  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Steuer  zu  venneiden.  Es  ist  deshalb 
im  Artikel  12  der  ei'ste  Tag  der  für  Abgabe  der  Steuererklärungen  festgesetzten 
Frist  als  massgebender  Tag  erklärt  worden.  Diese  Frist  ist  in  jedem  Orte  des  Bezirks  eines 
Steuerkommissärs  eine  verschiedene,  beginnt  jedoch  in  der  Regel  nicht  vor  dem  1.  Mai  und 
gerade  in  den  grösseren  und  wichtigeren  Orten  erst  in  den  späteren  Monaten  des  Sommers. 

Der  erste  Tag  der  fi-aglichen  Frist  und  nicht  etwa  der  Tag  der  Abgabe  der  Erkläning 
ist  gewählt  worden,  weil  auch  für  diejenigen  Fälle,  in  welchen  keine  Erklärung  abgegeben 
wird,  ein  massgebender  Tag  bestimmt  werden  muss,  und  weil  ferner  auch  nach  Artikel  14  der 
Stand  der  Einkommens  Verhältnisse  am  ersten  Tag  der  ii'aglichen  Frist  für  die  Frage  der  Ver- 
pflichtung zur  Abgabe  einer  Erkläning  entscheidet  und  entscheidend  sein  nuiss. 

Dass  sodann  die  feststehenden  Bezüge  nach  ihrem  Stand  an  dem  für  massgebend  er- 
klärten Tage  bezw.  mit  dem  diesem  Stande  entsprechenden  Jahresbetrag  in  Anschlag  zu  bringen 
sind,  leuchtet  ein.  Für  wandelbare  Bezüge  war  in  Artikel  4  Absatz  2  des  1873er  Entwurfs 
die  Veranschlagung  „nach  dem  wahrscheinlichen  Ertrag  unter  Zugrandlegung  des  Durchschnittes 
der  letzten  drei  Jahre  (sofeni  er  bereits  so  lange  fliegst)"  vorgesehen.  Das  Zurückgreifen  auf 
eine  so  weit  rückwärts  liegende  Periode  erscheint  nach  den  beim  Kapitalrentensteuergesetz 
und  beim  Ei'werbsteuergesetz  gemachten  Erfahrungen  (vergl.  Artikel  16,  Absatz  5  des  ersteren 
und  Artikel  4,  Absatz  2  des  letzteren  Gesetzes  und  die  unter  Artikel  29,  Zifler  11,  14  und  III,  4 
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gegenwärtigen  Entwnirfs  vorgesehenen  Abänderungsvorschläge  zu  diesen  Gesetzesbestimmungen) 
nicht  empfehlenswert.  Es  ist  daher  bei  wandelbaren  Bezügen  lediglich  das  thatsächliche  Er- 
gebnis des  letzten  Kalenderjahres  für  massgebend  erklärt  und  nur,  wenn  die  Bezüge  noch 
nicht  so  lange  fliessen,  soll  das  „voraussichtliche"  Erträgnis  des  laufenden  Jahres  zu  Grunde 
gelegt  werden.  Auch  diese  Bestimmungen  bezwecken,  das  thatsächlich  bezogene  Einkommen 
mit  der  zur  Konstatierung  und  Erhebung  gelangenden  Steuer  möglichst  in  Einklang  zu  setzen. 

Die  Vorschrift  im  letzten  Satze  des  dritten  Absatzes  des  Artikels  12  schliesst  sich  an  die- 
jenige des  Artikels  2,  Ziffer  4  des  Erwerbsteuergesetzes  insofern  an,  als  infolge  jener  Bestim- 
mung in  Verbindung  mit  Artikel  6,  Ziffer  7  des  Entwürfe  auch  künftighin  diejenigen  Dienstboten 
steuerfrei  bleiben  werden,  welche  neben  ihrem  nicht  in  Geld  bestehenden  Lohn  ein  Einkommen 
von  weniger  als  300  M.  jährlich  beziehen. 

Die  Bestimmungen  des  vierten  Absatzes  des  Artikels  12  beabsichtigen,  die  Besteuerung 
der  Zinserträgnisse  aus  Lotterieanlehenslosen,  ans  Kapitalforderungen,  in  welchen  Zinsen  mit- 
hegriffen  sind,  und  aus  Forderungen,  bei  welchen  mit  den  Zinsen  auch  Kapitalteile  bezogen 
werden,  zu  regeln  und  zwar  derart,  dass  diese  Bezüge  in  gleicher  Weise  zui-  Einkommenssteuer 
wie  zur  Eentensteuer  veranlagt  werden  sollen.  Die  näheren  Vorschriften  über  die  Veranlagung 
enthält  Artikel  16,  Absatz  2  und  3  des  Rentensteuergesetzes  mit  der  zu  Absatz  3  im  Artikel  29 
unter  Ziffer  11,  13  gegenwärtigen  Entwurfs  vorgeschlagenen  neuen  Fassung.  Die  gleichmässige 
Beliandlung  der  fraglichen  Bezüge  bei  beiden  Gattungen  von  Steuern  empfiehlt  sich  sowohl  im 
Interesse  einer  Vereinfachung  der  Steuerveranlagung,  als  auch  aus  inneren  Gründen.  Die  Be- 
steuerung bei  der  Einkommenssteuer  etwa  dahin  zu  regeln,  dass  Zinsen,  welche  in  unverzins- 
lichen Zielem,  diskontierten  Wechseln  etc.  mitinbegriffen  sind,  ganz  ausser  acht  zu  lassen, 
Zeitrenten,  Annuitäten  etc.  dagegen,  so  lange  sie  fliessen,  voll  zur  Einkommenssteuer  beizu- 
ziehen seien,  würde  zu  einer  nicht  zu  rechtfertigenden  Begünstigung  der  ersteren  und  zu  einer 
unbüligen  Behandlung  der  letzteren  Bezüge,  welche  nur  zum  Teil  ein  Einkommen,  zum  anderen 
Teüe  eine  Eapitalabtragung  in  sich  schliessen,  führen. 

Zu  Artikel  13. 

Artikel  13  enthält  die  Bestimmungen  über  die  Bildung  der  Steueranschläge. 

Der  1873er  Entwurf  hatte  in  dieser  Beziehung  (im  Artikel  9)  die  Bildung  von  Klassen 
vorgesehen,  in  welche  das  steuerbare  Einkommen  hätte  eingereiht  werden  sollen.  Der  Steuer- 
anschlag sollte  alsdann  jeweils  in  dem  die  unterste  Grenze  der  Klasse  bildenden  Betrag  be- 
stehen (z.  B.  1.  Klasse  Einkommen  von  1500  bis  ausschliesslich  1800  31.  Steueranschlag  1500  M.) 
und  die  massigere  Besteuerung  der  unteren  Klassen  (die  degressive  Skala)  sollte  nach  Artikel  10 
dadurch  erreicht  werden,  dass  der  Steuerfuss  für  die  unteren  Klassen  nur  in  einem  Bruchteile 
(if2  und  34)  des  Xormalsatzes  bestehen  soUte.  Die  zweite  Kammer  nahm  diese  Vorschläge  mit 
der  Modifikation  an,  dass  der  Spielraum  für  die  obersten  Klassen  kein  höherer  als  12,000  M. 
sein  soUe  und  dass  femer  der  Steuerfuss  für  die  unteren  Klassen  einen  noch  erheblich  ge- 
ringeren Bruchteil  des  Xormalsatzes ,  als  im  Regierungsentwurf  vorgesehen,  bilden  solle 
(I4,  1-2  und  3^). 

Der  jetzige  Entwurf  sieht  nun  zunächst,  wenigstens  für  Einkommen  unter  10,000  M., 
von  einer  Einreihung  der  Einkommen  in  Klassen  ab  und  gelangt  nur  für  die  höheren  Ein- 
kommen insofern  gewissermassen  zu  einer  Klasseneinteilung,  als  die  Steueranschläge  für  Ein- 
kommen von  10,000  bis  30,000  M,  mit  Abstufungen  von  je  500  M,  und  für  Einkommen  von  über 
30,000  M,  mit  Abstufungen  von  je  1000  M.  gebildet  werden  sollen.  Die  Erfahrungen,  welche  die 
Steuerverwaltung  bezüglich  der  Klasseneinteilung  seit  Bestehen  des  Erwerbsteuergesetzes  ge- 
macht hat,  welches  ebenfalls,  in  seinem  Artikel  9,  die  Einreihung  des  persönlichen  Verdienstes 
der  Erwerbsteuerpflichtigen  in  Klassen  vorgeschrieben  hat,  waren  keine  günstigen.  Eine  solche 
Klasseneinteilung  verleitet  den  minder  gewissenhaften  Pflichtigen,  nur  in  einer  oberflächlichen, 
summarischen  Weise  zu  fatieren,  während  dem  gewissenhaften  Pflichtigen  auch  bei  der  Klassen- 
einteilung nicht  erspart  bleibt,  sein  Einkommen  möglichst  genau  zu  ermitteln,  um  feststellen 
zu  können ,  in  welche  Klasse  dasselbe  fällt.  Eine  solche  genaue  Ermittelung  ist  namentlich 
dann  unerlässlich ,  wenn  das  Einkommen  sich  der  Obergrenze  der  Klasse  nähert ,  indem  hier 
schon  ein  Unterschied  von  einigen  Mark  mehr  die  Aufnahme  in  eine  höhere  Klasse  bedingen 
kann.  Gerade  dieser  letztere  Umstand  führt  sodann  zu  Sprüngen  in  der  Steueranlage.  Mit 
jeder  Klasseneinteilung  sind  solche  Sprünge  unvermeidlich;  sie  werden  um  so  grösser  und 
empfindlicher,  je  grösser  der  Spielraum  innerhalb  der  Klassen.  Will  man  aber  nicht  ins  Klein- 
liche verfallen  und  damit  den  Zweck  der  Klasseneinteilung  geradezu  vereiteln,  so  ist  ein  er- 
heblicher Spielraum  innerhalb  der  Klassen,  namentlich  der  höheren  Klassen  geboten. 
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Dieser  Spielraum  stieg  nach  dem  Entwurf  bis  zu  24,000  M.,  nach  dem  Beschluss  der 
zweiten  Kammer  noch  bis  zu  12,000  M.  an.  Die  Folge  war,  dass  in  diesen  liöheren  Klassen 
wenige  Mark  Mehreinnahme  eine  Mehi-versteuerung  von  12,000  M.  Einkommen  bedingen  konnten 
(z.  B.  Einkommen  von  71,990  M.,  Anschlag:  60,000  M. ;  Einkommen  von  72,001  M.,  Anschlag: 
72,000  M.;  Differenz  im  Einkommen:  10  M.,  im  Anschlag:  12,000  M.,  in  der  Steuer  [bei 
20;o  des  Steueranschlags]  24  0  M. !).  Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  auch  beim  Erwerbsteuer- 
gesetz, wo  wenigstens  die  Steuer  an  schlage  (Steuerkapitalien)  in  den  höheren  Klassen  um 
je  4000  M.  ansteigen.  —  Dieser  Umstand  muss  naturgemäss  denjenigen  Pflichtigen,  deren  er- 
werbsteuerpflichtiger Verdienst  die  Obergrenze  einer  Klasse  nur  um  weniges  übersteigt,  die 
Versuchung  nahelegen,  durch  eine  massige  Minderdeklaration  noch  das  Vei-bleiben  in  der  nächst 
niederen  Klasse  zu  erreichen.  Ehe  ein  Pflichtiger  sich  wegen  geringfügiger  Mehreinnahmen 
in  eine  höhere  Klasse  fatiert  oder  sich  die  Einreihung  in  eine  solche  gefallen  lässt,  pflegt  in 
zahlreichen  Fällen  hartnäckiger  Widerstand  geleistet  zu  werden,  der  nicht  geleistet  würde, 
wenn  die  Erhöhung  der  Steuer  nur  im  Verhältnis  zur  Erhöhung  des  Einkommens  stattfinden 
würde.  So  führt  die  Einführung  einer  Klasseneinteilung  nicht  bloss  von  vornherein,  unmittelbar, 
zu  einer  erheblichen  Minderung  des  Steuerertrags,  indem  sämtliche  Einkommen  einer  Klasse 
doch  nicht  wohl  höher  als  das  Anfangseinkommen  der  Klasse  besteuert  werden  können,  sondern 
auch  mittelbar  in  der  eben  geschilderten  Weise.  Dazu  kommt,  dass  jede  Klasseneinteilung 
etwas  Willkürliches  und  Gekünsteltes  hat. 

Lässt  man  die  Einreihung  der  Einkommen  in  Klassen  fallen ,  so  könnte  bei  der  Ein- 
kommenssteuer der  Steueranschlag  einfach  in  dem  Jahresbetrag  des  Einkommens  selbst  (wohl 
zweckmässig  abgenindet  auf  die  nächst  niedrige  durch  100,  bfi  sehr  bedeutenden  Einkommen 
auf  die  nächst  niedrige  durch  500  oder  inoo  teilbare  Zahl )  bestehen  und  es  könnte  dann  die 
massigere  Besteuemng  der  niederen  Einkommen  (die  Degression)  in  ähnlicher  Weise,  wie  beim 
1873er  Entwurf  vorgesehen,  durch  eine  Abschwächung  des  Steuerfusses  für  die  unteren  Ein- 
kommen erzielt  werden.  Eine  nähere  Erwägung  lässt  es  jedoch  als  praktischer  erkennen, 
diese  Degression  sofort  bei  Bildung  der  Steueranschläge  vorzunehmen,  so  dass  der  Steuer- 
fuss  ein  gleichmässiger  für  alle  Steueranschläge  bleibt.  Ein  solches  Verfahren  hat  ins- 
besondere auch  mit  Rücksicht  auf  den  erleichterten  Beizug  der  einkommenssteuerpflichtigen 
Bezüge  zu  den  Gemeindeumlagen  erhebliche  Vorzüge,  indem  es  gestattet,  die  Einkommens- 
steueranschläge einfach  durch  Vervielfachung  mit  einer  und  derselben  (durch  besonderes  Gesetz 
zu  bestimmenden)  Zahl  zu  Grössen  umzugestalten ,  welche  mit  den  Grand-,  Häuser-,  Gewerb- 
und  Rentensteuerkapitalien  als  gleichwertig  hinsichtlich  der  Steuerfähigkeit  zu  betrachten  sind. 

Diese  Erwägungen  haben  dazu  geführt ,  im  vorliegenden  Entwurf  im  wesentlichen  von 
einer  Einreihung  der  Einkommensbezüge  in  Klassen  Umgang  zu  nehmen  und  die  Steuer- 
anschläge unter  Zugrundlegung  der  (entsprechend  abgerundeten)  Jahreseinkommen  zu  bilden, 
dabei  aber  zur  Erzielung  einer  degressiven  Besteuerung  der  niedrigeren  Einkommen  eine  nach 
unten  zunehmende  Minderung  der  Steueranschläge  eintreten  zu  lassen. 

Was  die  Frage  der  Einführung  einer  progressiven  Einkommenssteuer  betrifft,  so  hält 
der  Entwurf  im  Grundsatze  an  den  Anschauungen  fest,  von  welchen  der  1873er  Entwurf  in 
dieser  Beziehung  ausgegangen  ist.  Es  sollen  hiernach  nicht  alle  Einkommen  verhältnis- 
mässig gleich  hoch  besteuert  werden,  sondern  die  niederen  Einkommen  geringer,  als  die 
höheren,  jedoch  in  der  Weise,  dass  von  einer  gewissen  Höhe  des  Einkommens  an 
ein  weiteres  Ansteigen  der  Steuerquote  unterbleibt,  die  den  betreffenden  Betrag  über- 
steigenden Einkommen  soweit  (verhältnismässig)  gleich,  die  diesen  Betrag  nicht  eiTeichen- 
den  Einkommen  dagegen  nach  einer  nach  unten  abnehmenden  (degressiven)  Skala  besteuert 
werden.  Ein  derartiges  Verfahren  vermeidet  die  Unzuträglichkeiten  einer  unbedingten  Pro- 
gi'essivsteuer,  die  konsequent  weitergeführt  schliesslich  zu  einer  Absorbiening  des  vollen  Ein- 
kommens durch  die  Steuer  führen  müsste.  Dasselbe  lässt  jedoch  den  niederen  und  massigen 
Einkommen  eine  schonende  Behandlung  zu  teil  werden,  welche  die  Durchführang  der  Ein- 
kommenssteuer wesentlich  erleichtem  wird.  Wollte  man  von  einer  derart  schonenden  Behand- 
lung der  kleineren  Einkommen  absehen,  so  könnte  der  Steuersatz,  ohne  zu  allzugrossen 
Härten  zu  führen,  nur  ein  sehr  massiger  bleiben,  es  würden  dann  die  höheren  Einkommen 
entschieden  zu  nieder  besteuert  werden  und  es  würde  der  Gesamtertrag  der  Steuer  ein  sehr 
bescheidener  sein.  Der  vorgeschlagene  Steuermodus  nimmt  liieniach  eine  vermittelnde 
Stellung  ein,  derselbe  sichert  ein  beträchtliches  Erträgnis  bei  schonender  Belastung  der  niederen 
Einkommen  und  schützt  auf  der  anderen  Seite  doch  wieder  die  höheren  Einkommen  gegen 
übermässige  Belastung,  welche  für  solche  eine  Progressivsteuer  zur  Folge  haben  müsste. 

Der  frühere  Entwurf  brachte  nun  den  vorerwähnten  Grundsatz  insofeni  nicht  vollständig 
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zur  Durchtührung,  als  nach  Aitikel  10  des  Entwurfs  alle  Einkommen,  auch  die  höchsten,  an 
der  Minderung  der  Steuersätze  für  die  Unterstufen  des  Einkommens  teilnehmen  sollten  in  der 
Weise,  dass  z.  B.  (nach  dem  Regierungsentwurf)  auch  beim  höchsten  Einkommen  die  ersten 
2700  M.  des  Steuei-anschlags  nur  mit  der  Hälfte ,  ilie  weiteren  1500  M.  nur  mit  ^'t  des  Normal- 
satzes belegt  wonlen  wären.  Es  würde  hiemach,  auch  bei  den  höchsten  Einkommen,  niemals 
der  volle  Xomialsatz  zu  entrichten  gewesen  sein,  wohl  aber  würde  sich  der  Steuersatz  umso 
mehr  diesem  Xormalsatze  genähert  haben,  je  höher  das  Einkommen  sich  belief.  Infolge  da- 
von würde  man  thatsächlich  zu  einer  niemals  abschliessenden  progressiven  Skala,  allerdings 
mit  einer  nach  oben  immer  mehi*  abnehmenden  Progression  gelangt  sein. 

Der  vorliegende  Entwiu-f  sucht  nun  diesen  piincipiellen  Fehler,  der  sich  allerdings  in 
der  Praxis  kaum  fühlbar  gemacht  hätte ,  zu  vermeiden ,  indem  er  bei  einem  Einkonmien  von 
30,000  M.  die  Progression  vollständig  zum  Stehen  bringt  und  von  diesem  Betrage  an  schlecht- 
weg das  .Jahreseinkommen  (abgerundet  auf  die  nächst  untere  durch  1000  teilbare  Zahl)  zum 
St«ueranschlag  erhebt  und  von  dem  ganzen  Steueranschlag  den  vollen  Normiilsatz  der  Steuer 
in  Ansatz  bringt. 

Die  Frage,  von  welchem  Einkommen  an  die  Piogression  der  Steuer  ihr  Ende  erreichen 
soll,  lässt  sich  allerdings  schwer  beantworten.  Ea  wiid  sieh  jedoch  empfehlen ,  die  fragliche 
Grenze  nicht  schon  bei  einem  allzu  niedrigen  Einkommensbetrag  zu  setzen.  Denn  sobald  schon 
die  mittleren  Einkommen  mit  dem  vollen  Xoiinalsatz  belegt  werden,  wird  derselbe  nur  ein 
massiger  sein  können,  wenn  eine  allzuscharte  Heranziehung  der  mittleren  Einkommen  verhütet 
werden  soll,  und  es  wird  auf  diese  Weise  die  berechtigte  kräftigere  Besteuerung  der  höheren 
Einkommen  vereitelt.  Der  Entwurf  zieht  mit  Kücksicht  hierauf  die  erwähnte  Grenzlinie  eret 
bei  einem  Einkommen  von  30,000  M. 

Auch  die  Lösung  der  Frage,  wie  die  degressive  Skala  für  die  tliesen  Betrag  nicht 
erreichenden  Einkommen  am  zweckmässigsten  zu  bilden  sei,  ist  eine  schwierige.  Schon  beim 
letzten  Entwurf  gingen  die  Ansichten  der  Regierung  und  der  zweiten  Kammer  in  dieser  Rich- 
tung, wie  bereits  erwähnt,  auseinander,  indem  die  Regierung  die  niedersten  Einkommen  bezw. 
Einkommensteile  doch  mindestens  mit  der  Hälfte,  die  zweite  Kammer  dagegen  dieselben  nur 
mit  dem  vierten  Teile  des  Xormalsatzes  besteuern  wollte.  Im  Hinblick  dai-auf,  dass  nunmehr 
die  üntergrenze  der  steuerbaren  Einkommen  schon  bei  500  M.,  statt  fWiheren  1,500  M.  beginnt, 
können  diese  früheren  Vorschläge  für  den  gegenwärtigen  Entwurf  nicht  mehr  massgebend  sein. 

Der  jetzige  Entwurf  geht  davon  aus,  dass  das  niederste  steuerbare  Einkommen  (ein  Ein- 
kommen von  500  M.)  nur  zu  einem  Fünftel  fmit  100  M.)  und  ein  Einkommen  von  1000  M.  nur 
zu  einem  Viertel  (mit  250  M.)  zu  veranschlagen  sei,  und  stuft  die  Anschläge  für  die  zwischen 
500  und  1000  M.  liegenden  Einkommen  dementsprechend  in  massig  ansteigender  Weise  ab.  — 
Für  Einkommen  über  1000  31.  soll  sodann  der  Steueranschlag  für  die  ersten  1000  M.  stets  in 
einem  Viertel,  für  die  zweiten  1000  M.  in  der  Hälfte,  für  die  weiteren  1000  M.  in  drei  Vierteilen, 
für  die  höhereu  Teilbeträge  im  vollen  Betrag  des  Einkommens  bestehen.  Für  ein  Einkonmien 
von  10,000  M.  würde  sich  auf  diese  Weise  ein  Anschlag  von  8500  M.,  für  ein  Einkommen  von 
10,500  M.  ein  solches  von  9000  M.  berechnen.  Da  jedoch  bei  Einkommen  von  10,000  M.  bis 
30,000  M. ,  um  eine  allzu  kleinliche  Veranlagung  zu  vermeiden,  die  Steueranschläge  mit  Ab- 
stufungen von  je  500  M.  gebildet  werden  sollen,  somit  Einkommen  von  10,000  M.  bis  ausschliess- 
lich 10,500  M.  nur  einen  Steuei-anschlag  erhalten  werden,  so  erscheint  es,  um  nicht  die  pro- 
gressive Zunahme  der  Steueranschläge  durch  Einführung  dieser  Abstufungen  abzuschwächen, 
angezeigt,  für  die  Einkommen  von  ir,0O0  M.  bis  ausschliesslich  10,500  M.  den  SteueranscÜag 
auf  9000  M.  zu  bestimmen  und  für  volle  weitere  500  M.  Einkommen  diesen  Anschlag  um  je 
weitere  500  M.  zu  erhöhen,  bis  sodann  füi*  die  Einkommen  von  30,000  M.  und  mehr  der  volle 
Betrag  des  (nach  unten  auf  volle  1000  M.  abgerundeten)  Einkommens  den  Steueranschlag  zu 
bilden  hat. 

Wird  hiemach  verfahren,  so  ergeben  sich  folgende  Steueranschläge : 

Einkommen.      Steueranschlag.  Einkommen.      Steueranschlag. 


M. 

M. 

M. 

M. 

500     .     . 

100 

(^5 

des 

Einkommens). 

1000     .     . 

250 

(''4 

des  Einkommens) 

600     .     . 

125 

., 

_ 

•? 

1100     .     . 

300 

y 

- 

- 

700     .     . 

150 

_ 

_ 

_ 

1200     .     . 

350 

, 

- 

- 

800     .     . 

175 

_ 

_ 

_ 

1300     .     . 

400 

, 

. 

„ 

900     .     . 

200 

- 

- 

- 
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inkommen.      Steueranschlag. 

Einkommen.      S 

»teueranschlag. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1500     .     . 

500 

{'k 

des  Einkommens). 

5000     .     .     . 

3500  (70  0;o  des  Einkommens). 

1600     .     . 

550 

„ 

n                     n 

5500     .     . 

4000     „    „      „               „ 

1700     .     .     . 

600 

„ 

r                     V 

6000     .     .     . 

4500  (75  0,0  des  Einkommens). 

1800     .     .     . 

650 

„ 

V                       n 

6500     .     . 

5000     „    „      „ 

1900     .     . 

700 

„ 

„                      n 

7000     .     . 

5500     „    „      „              „ 

2000     .     .     . 

750 

„ 

r                     n 

7500     .     . 

6000  (80  »0  des  Einkommens). 

2100     .     . 

825 

„ 

„                               !> 

8000     .     . 

6500     „    „      „              « 

2200     .     . 

900 

„ 

„                               „ 

8500     .     . 

7000    „  „     „           „ 

2300     .     . 

975 

„ 

V                     r 

9000     .     . 

7500     „    „      „ 

2400     .     . 

1050 

„ 

„                     n 

9500     .     . 

8000     „    „      „ 

2500     .     . 

1125 

„ 

„                      „ 

10,000     .     . 

9000  (OOOj'o  des  Einkommens). 

2600     .     . 

1200 

„ 

n                     n 

11,000     .     . 

10,000    „    ,.     „            „ 

2700     .     . 

1275 

„ 

V                     r 

12,000     .     . 

11,000     „    „      „               „ 

2800     .     . 

1350 

„ 

7,                     n 

13,000     .     . 

12,000     ,.    „      ,.               r, 

2900     .     . 

1425 

„ 

n                     V 

14,000     .     . 

13,000     „    „      p 

3000     .     . 

1500 

('-'2 

des  Einkommens). 

15,000     .     . 

14,000     ,.    „      „ 

3100     .     . 

1600 

„ 

n                       n 

16,000     .     . 

15,000     „    „      „ 

3200     .     . 

1700 

„ 

r,                     r 

17,000     .     . 

16,000     „    „      „ 

3300     .     . 

1800 

„ 

„                      „ 

18,000     .     . 

17,000     „    „       „                r, 

3400     .     . 

1900 

„ 

B                                   V 

19,000     .     . 

18,000     „    „      „              „ 

3500     .     . 

2000 

„ 

n                       n 

20,000     .     . 

19,000  (950/0  des  Einkommens). 

3600     .     . 

2100 

„ 

n                       n 

21,-000     .     . 

20,000     „    „      „              „ 

3700     .     . 

2200 

„ 

11                       »1 

22,000     .     . 

21,000     „    „      „              „ 

3800     .     . 

2300 

„ 

M                     r 

23,000     .     . 

22,000     „    „      „              „ 

3900     .     . 

2400 

r, 

«                      » 

24,000     .     . 

23,000     „    „      „               „ 

4000     .     . 

2500 

„ 

n                     V 

25,000     .     . 

24,000     „    „      „               „ 

4500     .     . 

.       3000 

(2/3 

des  Einkommens). 

26,000     .     . 
27,000     .     . 
28,000     .     . 
29,000     .     . 
30,000     .     . 

25,000     „    „      „               „ 
.    26,000     „    „      „               „ 
.    27,000     p    „      „               „ 
.    28,000     „.  „      „ 
.    30,000     „    „      „ 

Hiernach  eiTeicht  der  Steuei'ansehlag  erst  bei  einem  Einkommen  von  3000  M.  die  Hälfte 
und  bei  einem  Einkommen  von  6000  M.  drei  Vierteile  des  Jahreseinkommens  und  steigt  von  da 
an  langsam  bis  zur  Erreichung  des  vollen  Einkommens  (bei  30,000  M.)  an.  Es  sind  dabei  fast 
durchweg  Sprünge  vermieden,  indem  der  Steueranschlag  in  den  untersten  Stufen  mit  Abstufungen 
von  25  zu  25 ,  später  von  50  zu  50 ,  sodann  von  75  zu  75  und  von  100  zu  100  und  erst  bei  den 
Einkommen  von  10,000  M.  bis  30,000  M.  mit  Abstufungen  von  500  zu  500  M.  und  bei  Einkommen 
von  30,000  und  mehr  Mark  mit  Abstufungen  von  1000  zu  1000  M.  anwächst.  Ein,  übrigens 
nicht  erheblicher,  Sprung  findet  nur,  wie  bereits  oben  angedeutet,  beim  üebergang  zu  den 
Einkommen  von  10,000  M.  und  30,000  M.  statt,  indem  der  Anschlag  für  ein  Einkommen  von 
9900  M.  in  8400  M.,  dagegen  für  ein  Einkommen  von  10,000  M.  bis  aussclüiesslich  10,500  M.  in 
9000  M.,  und  der  Anschlag  für  ein  Einkommen  von  29,500  M.  in  28,500  M.,  für  ein  solches  von 
30,000  M.  bis  ausschliesslich  31,000  M.  in  30,000  M.  besteht.  Im  frülioren  Gesetzentwui-f  waren 
dagegen  die  Sprünge  zwischen  den  Steueranschlägen  sehr  erheblich.  Der  Unterscliied  betrug 
schon  in  den  niedersten  Stufen  mindestens  300  M.,  bei  Einkommen  über  7200  M.  schon  1200  M., 
bei  Einkommen  über  14,400  M.  aber  2400  M.  u.  s.  f.  bis  zu  Abstufungen  von  1200  M.  und 
24,000  M. 

Berechnet  man,  wie  sich  bei  einem  Einkommenssteuergesetze  von  2  %  des  Einkommens 
als  NoiTOalsatz  d.  i.  also  bei  einem  Steuersatze  von  2%  des  Steueranschlages  die  Steuer  der 
einzelnen  Einkommen  stellt  und  zwar: 

A.  nach  dem  1873er  Entwurf, 

B.  nach  den  Beschlüssen  der  zweiten  Kammer  zu  diesem  Entwurf, 

C.  nach  dem  jetzt  vorliegenden  Entwurf  und  vergleicht  diese  Steuerbeträge 

D.  mit  der  Steuer,  welche  gleich  hohe  Einkommen  zur  Zeit  an  Erwerbsteuer  zu  ent- 
richten haben,  deren  Norm  aisatz  bei  dem  dermaligen  Steuerfuss  von  26  Pf.  von  100  M. 
Steuerkapital  und  der  Kapitalisierung  des  Ertrags  mit  8  ebenfalls  sich  beiläufig  auf  2  0'o  des 
Ertrags  berechnet,  so  gelangt  man  zu  folgendem  Ergebnis : 
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jAhres-Steuer-BetreffBis 


Einkommen  von 

500—  600  M.  ausschliesslich 

600—  700   „ 

700—  800    , 

800—  900    „  n 

900—1000    „ 

1000—1100    „ 

1100—1200    , 

1200—1300    „ 

1300—1400    „  „ 

1400—1500    „ 

1500—1600    „ 

1600—1700    ,  „ 

1700—1800    , 

1800—1900    „  „ 

1900—2000    r,  ^ 

2000—2100    „ 

2100—2200    ,  „ 

2200—2300    , 

2300—2400    „ 

2400—2500    „  , 

2500—2600    r  n 

2600—2700    „  r 

2700—2800    „  „ 

2800—2900    ,  „ 

2900—3000    „  , 

3000   M.  , 

4000     , 

50OO     .  „ 

6000     ^  „ 

7000     „  „ 

8000     ,  „ 

9000     , 
10,000     „  „ 

12,000     „ 

15,000     ,  , 

20,000     „  „ 

26,000     „  „ 

30,000     , 
50,000     „ 

Es  ergibt  sich  somit  nach  dem  neuen  Entwurf  (C)  gegenüber  der  Besteuerung  nach  dem 
Erwerbsteuergesetz  (D)  für  die  Einkommen  von  1000  M.  und  weniger  eine  kleine  Ermässigung, 
für  die  Einkommen  über  1000  M.  aber  beiläufig  das  gleiche  Steuerbetrefiftiis.  Auch  halten  die 
Steuerbetreftaisse  nach  jetzigem  Entwürfe  (C)  für  die  Einkommen  bis  gegen  2500  M.  beiläufig 
die  Mitte  zwischen  den  Steuersätzen  des  früheren  ßegierungsentwurfe  (A)  und  nach  den  da- 
maligen Beschlüssen  der  zweiten  Kammer  (B),  während  die  Steuerbetreflftiisse  für  Einkommen 
über  2500 — 3000  M.  den  Steuersätzen  des  früheren  Entwurfs  nahezu  gleichkommen  und  die  Be- 
tref&iisse  für  Einkommen  von  über  3000  M.  diese  letzteren  Steuersätze  noch  etwas  übersteigen. 
—  Dass  nach  dem  neuen  Entwurf  sich  eine  höhere  Besteuerung  der  niederen  und  mittleren 
Einkommen  gegenüber  der  s.  Z.  von  der  zweiten  Kammer  beschlossenen  Skala  (B)  ei^bt, 
wird  schon  im  Hinblick  darauf  gerechtfertigt  erscheinen,  dass  die  Einkommenssteuer  nach  dem 
neuen  Entwurf  die  einzige  Steuer  ist,  welche  vom  persönlichen  Verdienst  der  Landwirte,  der 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.  33Y  22 


nach  dem 

nach  dem 

nach  dem  1873er  Entwurf. 

jetzigen 
Entwurf. 

Erwerb- 
steuergesetz. 

A. 

B 

. 

C. 

D. 

fRegierungs- 
Entwurf) 

(Beschluss  der 
2.  Kammer.) 

-  M.  -  Pf. 

—  M. 

-Pf. 

2  M.  -  Pf. 

2  M.  60  Pf. 

_  

_  . 

— 

_ 

2  .  .50  . 

2  .  60  . 

_  

—  . 

— 

_ 

3  -  —  - 

3  .  90  - 

—  „  —  _ 

—  . 

— 

_ 

3  .  50  - 

3  ,  90  . 

—  ^  _  . 

_  . 

— 

_ 

4  -  -  , 

5  .  20  - 

_  

_  , 

— 

. 

5  .  —  . 

5  „  20  , 

_  ,  —  . 

—  . 

— 

. 

6  -  —  . 

5  .  20  , 

^  — 

_  , 

— 

r 

7  .  —  - 

7  ,.  80  . 

—  .  —  , 

—  ^ 

— 

r 

8  ,  —  , 

7  „  80  . 

r        »■ 

—  ,, 

— 

. 

9  ,  -  . 

7  .  80  . 

15  n  —  n' 

7  , 

50 

„ 

10   „   —  r' 

10  .,  40  ^ 

16   n   —   r 

7  „ 

50 

„ 

11   ,   -   , 

10  „  40  . 

15  „  -  , 

7  . 

50 

.. 

12  .  —  . 

10  .  40  . 

18  ,  —  „ 

9  . 

— 

. 

13  ,  —  . 

13  ,  —  - 

18  ,  —  « 

9  . 

— 

y, 

14  ,.  —  T. 

13  ^  —  „ 

18  „  —  , 

9  . 

— 

. 

15  ,  —  „ 

13  ..  —  , 

21  .  -  - 

12  . 

— 

, 

16  .  50  ^ 

13  „  -.  . 

21  ,  —  - 

12  , 

— 

. 

18  ,  —  . 

18  „  20  „ 

21  „  —  r 

12  - 

— 

, 

19  .  50  . 

18  r  20  , 

24  ,  -  , 

15  ^ 

— 

_ 

21  .  —  . 

18  .  20  ^ 

24  n  —  - 

15  . 

— 

. 

22  .  50  - 

18  ,.  20  „ 

24  „  -  , 

15  ,. 

— 

. 

24  ,  —  . 

23  ,.  40  „ 

27  ,  —  „ 

18  . 

— 

. 

25  ,  50  . 

23  „  40  „ 

27  ^  —   n 

18  .. 

— 

„ 

27  „  —  . 

23  ,  40  „ 

27  ,  —  „ 

18  , 

— 

„ 

28  .  50  . 

23  .  40  ,. 

31  ,  50  „ 

21  . 

— 

. 

30  ,  —  . 

28  .  60  . 

40  „  50  ,. 

30  , 

— 

, 

50  „  —  , 

44  ^  20  „ 

61  ,  50  „ 

48  - 

— 

„ 

70  „  —  , 

62  „  40  „ 

85  „  50  „ 

69  , 

— 

. 

90  ,  -  , 

83  ,  20  ,. 

85  „  50  „ 

69  , 

— 

, 

110  ^  —  , 

104  ..  —  , 

109  „  50  , 

93  . 

— 

„ 

130  „  —  . 

124  „  80  „ 

133  „  50  , 

117  ., 

— 

„ 

150  „  —  ,. 

145  „  60  , 

157  „  50  „ 

141  , 

— 

,, 

180  „  —  „ 

166  „  40  „ 

206  „  50  ,. 

189  .. 

— 

. 

220  ,  —  , 

208  .  —  . 

253  ,  50  , 

237  , 

— 

. 

280  ,  —  . 

270  ^  40  . 

349  „  50  „ 

333  . 

— 

, 

380  .  —  ,. 

374  ,  40  . 

897  ,  50  , 

381  . 

— 

_ 

480  „  —  ^ 

478  .  40  ,. 

541  „  50  „ 

525  - 

— 

_ 
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Arbeiter  im  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Betrieb  und  der  früher  Klassensteuerpflich- 
tigen zu  entrichten  sein  wird ,  während  nach  früherem  Entwurf  diese  Klassen  von  Pflichtigen 
neben  der  Einkommenssteuer  noch  zur  Gewerbsteuer  und  Klassensteuer  beizuziehen  waren. 

Zu  Artikel  14. 

In  Uebereinstimmung  mit  den  Vorschriften  des  1873er  Entwurfs  eines  Eiiikommenssteuer- 
gesetzes ,  sowie  des  Kapitalrenten-  und  Erwerbsteuergesetzes  ist  die  Abgabe  von  Steuer- 
erklärungen (Fassionen)  vorgesehen.  Nach  den  Erfahrungen  beim  Vollzug  der  beiden 
letztgenannten  Gesetze  darf  erwartet  werden,  dass  hierdurch  eine  entschieden  richtigere  Ver- 
anlagung erzielt  wird,  als  bei  einer  ohne  Fassionen  erfolgenden  Einschätzung.  Auch  sind  die 
Pflichtigen  infolge  dieser  Gesetze  bereits  an  die  Abgabe  von  Steuererklärangen  gewöhnt  und 
werden  deshalb  die  künftige  Einreichung  von  Einkommenssteuerfassiouen  wohl  nicht  als  eine 
besondere  Last  empfinden,  um  so  weniger,  als  dafür,  soweit  es  sich  nicht  um  die  Unternehmer 
stehender  Gewerbsbetriebe  handelt,  die  Abgabe  der  Erwerbsteuererklärungeu  in  Wegfall  kommt. 

Der  zweite  Absatz  des  Artikels  14  stimmt  in  materieller  Beziehung  mit  den  Bestim- 
mungen des  Artikels  14  des  früheren  Entwurfs  überein. 

Zu  Artikel  15. 
Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  schliessen  sich  an  die  bezüglichen  Vorschriften  des 
Artikels  16  des  früheren  Entwurfs  und  Artikel  20  des  Kapitalrentensteuergesetzes  an. 

Zu  Artikel  16. 

Artikel  16  setzt  fest,  welche  Angaben  die  Steuererklärungen  zu  enthalten  haben. 

Nach  dem  fWiheren  Entwurf  (Artikel  13)  sollte  der  Pflichtige  nur  zur  Angabe  der  Ge- 
samtsumme seines  Einkommens  nebst  Bezeichnung  der  Quellen,  aus  welchen  das  Ein- 
kommen fliesst,  verbunden  sein.  Nach  dem  jetzigen  Entwurf  soll  er  dagegen  angeben,  welches 
Einkommen  ihm  aus  jeder  der  im  Artikel  2  des  Ent^v^lrfs  aufgeführten  vier  Kategorien  von 
Einnahmequellen  zufliesst.  Es  war  für  diese  Abändeining  die  Erwägung  massgebend,  dass  der 
Pflichtige,  wenn  er  richtig  fatieren  will,  ohnehin  genötigt  ist,  sich  klar  zu  machen,  welches 
Einkommen  er  aus  seinen  einzelnen  Einnahmequellen  bezieht.  Er  muss  sich  sein  Gesamtein- 
kommen aus  dem  Einkommen,  das  ihm  aus  den  fraglichen  vier  Hauptkategorien  von  Einnahme- 
quellen (Grundbesitz,  Gewerbsbetrieb,  persönlichem  Verdienst,  Kapitalvermögen)  zufliesst,  erst 
zusammenrechnen,  bevor  er  es  fatieren  kann.  Die  Fatierung  der  einzelnen  Einkommensbezüge 
wird  ihm  daher  nicht  schwerer  fallen,  als  die  Angabe  des  Gesamteinkommens.  Durch  die  Ver- 
pflichtung, das  Einkommen  nach  den  vier  Haupteinnahmequellen  anzugeben,  wird  der  Pflichtige 
jedoch  veranlasst,  bei  seiner  Deklaration  mit  grösserer  Genauigkeit  zu  verfahren,  als  wenn 
ilun  nur  die  Fatieiimg  seines  Gesamteinkommens  im  allgemeinen  auferlegt  wird.  Für  die  Ein- 
schätzungsbehörde (Schatzungsrat)  wird  das  Geschäft  der  Priifung  der  Fassionen  auf  ihre 
Richtigkeit  ganz  wesentlich  erleichtert,  wenn  die  Fassion  die  einzelnen  Kategorien  von 
Einkommen  aufführt.  Mit  einer  ganz  vagen  Schätzung  des  Gesamteinkommens  der  Pflichtigen 
ist  es  entschieden  nicht  gethan,  wenn  eine  thunlichst  gerechte  Steuerveranlagung  angestrebt 
werden  soll.  Es  muss  vielmehr  auch  die  Einschätzungsbehörde  sich  ein  möglichst  klares  Bild 
zu  machen  suchen,  welches  Einkommen  der  Pflichtige  (nach  der  Grösse  seines  Grundbesitzes 
und  der  von  ihm  gepachteten  Güter)  aus  Grundbesitz  und  landwirtschaftlichem  Betrieb,  welches 
er  aus  Gewerbsbetrieb,  welches  er  aus  Berufs-  und  Arbeitsthätigkeit ,  welches  er  aus  zins- 
tragendem Kapitalvennögen  bezieht.  Das  Erwerbsteuergesetz  schreibt  in  Artikel  20  und  21 
sogar  die  getrennte  Fatiening  des  Ertrags  und  der  Betriebskapitalien  der  einzelnen  Ge- 
werb sunter  nehmungen  vor  und  es  hat  sich  diese  Bestimmung  als  durchaus  zweckmässig 
und  als  keineswegs  allzulästig  für  die  Pflichtigen  erwiesen.  Soweit  soll  nun  bei  den  Ein- 
kommenssteuererklärungen nicht  gegangen  werden.  Dagegen  erscheint  es  geboten,  dass  in 
der  Einkommenssteuererklärung,  ähnlich  wie  dies  auch  im  Artikel  20,  Zifi'er  3  des  Ei-werb- 
steuergesetzes  verlangt  wird,  bei  erstmaliger  Abgabe  einer  Erklärung  in  einem  Steuerdistrikt 
der  Zeitpunkt  des  Beginns  der  Steuerpflicht  und ,  falls  eine  neue  Erklärung  wegen  einer  Ein- 
kommensvermehrung, welche  gemäss  Artikel  9,  Absatz  2  den  Ansatz  von  Steuemachtrag  be- 
gründet, eingereicht  wird,  der  Zeitpimkt,  seit  welchem  die  Einkommenserhöhung  im  vollen  Um- 
fang und  in  nachhaltiger  Weise  andauert,  angegeben  wird. 

Die  Bestimmung  des  Absatzes  3  bezweckt  eine  Erieichterung  für  den  Pflichtigen. 

Die  Vorschrift  des  Absatzes  4  schliesst  sich  an  die  Bestimmung  des  Absatzes  3  des  Ar- 
tikels 13  des  früheren  Entwurfs  an,  entbindet  jedoch  die  Pflichtigen  von  der  dort  vorgesehenen 
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Angabe  der  Grösse  der  Steuerkapitalien,  mit  welchen  sie  auswärts  katastriert  sind,  da  diese 
Angabe  in  den  meisten  Fällen  dem  Pflichtigen  schwer  fallen  wird  und  durch  eine  amtliche  Er- 
mittelung seitens  der  Steuerbehörde  (des  Steuerkommissärs)  ersetzt  werden  kann. 

Zu  Artikel  17. 
Artikel  17  schliesst  sich  an  die  Bestimmungen  des  Aitikels  15  des  früheren  Entwurfs, 
Artikel  19  des  Kapitalrentensteuei'gesetzes  und  Artikel  .30  des  Erwerbsteuergesetzes  an. 

Zu  Artikel  18. 
Zu  Aitikel  36  des  früheren  Entwuifs.  welcher  bezüglich  der  Haftbarkeit  der  Erben  für 
die  vom  Erblasser  zu  wenig  versteuerten  Beträge  die  gleichen  Bestimmungen  enthielt,  welche 
späterhin  auch  im  .Artikel  31  des  Kapitalrentenstenergesetzes  zum  Ausdruck  gelangten,  hatte 
die  Kommission  der  U.  Kammer  die  Abänderung  beanti-agt,  dass  die  Erben  auch  für  die  noch 
nicht  veijähi-te,  seitens  des  Erblassers  infolge  unrichtiger  oder  unterbliebener  Steuererklärung 
verwirkte  Strafe  für  vei-haftet  erklärt  werden  sollten.  Diese  Abändening,  mit  welcher  sich 
auch  die  Vertreter  der  Regiemng  einvei-standeu  erklärt  hatten,  wurde  zwar  von  der  Majorität 
der  zweiten  Kammer  nicht  gutgeheissen  (ebenso  nicht  seitens  der  ersten  Kammer).  Gleichwohl 
sprechen  gewichtige  Gründe  dafür,  auf  den  angeregten  Gedanken,  eine  Bestrafung  der  erst 
nach  dem  Ableben  des  Defraudanten  durch  die  Verlassenschaftsaufiiahmen  zur  Entdeckung  ge- 
langenden Einkommensstenerliinterziehungen  zu  ennjjglichen.  zurückzugreifen.  Die  Erfahrungen 
beim  Vollzug  des  Kapitalrentenstenergesetzes  haben  gezeigt,  dass  jahrelang  Defraudationen  der 
Rentensteuer  von  erheblichen  Summen  auch  in  solchen  Kreisen  vorzukommen  pflegen,  in  wel- 
chen dies  nicht  ei-wartet  werden  sollte.  Der  Defraudierende  ist  sich  hierbei  bewusst,  dass  eine 
Entdeckung  seines  Vergehens  wäteend  seiner  Lebzeit  nur  in  seltenen  Fällen  zu  befürchten 
steht,  nach  seinem  Tode  aber  jede  Straf\-erfolgimg  ausgeschlossen  ist.  sofern  die  Erben  inner- 
halb dreier  Monate  nach  dem  Erbanfall  eine  Xachdeklai-ation  einreichen.  Die  letztere  zieht  nur 
den  Ansatz  eines  Steuemaehtrags  lür  die  letzten  5  Jahre  nach  sich,  wählend  die  Defraudation 
vielleicht  ein  ganzes  Menschenalter  hindurch  fortgesetzt  worden  war.  Die  Unterstellung,  dass 
die  Erben  sich  leichter  zu  einer  nachträglichen  Angabe  des  vom  Erblasser  unterschlageneu 
Betrags  bereit  finden  würden,  wenn  sie  nicht  die  Nachzahlung  von  Strafe,  sondern  uui-  Nach- 
zahlung der  noch  nicht  veijälirten  Steuer  zu  gewärtigen  haben,  hat  sich  nur  in  geringem  Um- 
fange als  zutreflfend  enviesen,  indem  erfahningsgemäss  Nachdeklarationen  der  Erben  nur  in 
solchen  Fällen  vorzukommen  pflegen,  in  welchen  eine  Aufnahme  der  Verlassenschaft  in  öflTent- 
lichev  Fonn  stattfindet,  somit  die  Entdeckung  der  Unterlassung  der  Nachdeklaration  ohnehin 
zu  erwarten  steht,  dagegen  Nachdeklarationen  in  anderen  Fällen  zu  den  Seltenheiten  zählen. 

Eine  Vei*schärfung  der  betreflenden  Bestimmungen  erscheint  hiemach  bei  Einführung 
eines  Einkommenssteuergesetzes  dringend  geboten. 

Der  jetzige  Entwurf  sucht  nun  diese  Verschärfung  dadurch  zu  erzielen ,  dass  zwai*  von 
einer  nachträglichen  Erkennung  einer  förmlichen  Strafe  gegen  einen  mit  Tod  abgegangenen 
Defraudanten  abgesehen  wia-d,  dass  aber  die  Erben  für  verpflichtet  erklärt  werden,  die  noch 
nicht  veijähiten,  zu  wenig  entrichteten  Steuerbeträge  innerhalb  6  Monaten,  vom  Erbanfall  an 
gerechnet,  nachträglich  anzumelden  und  das  Doppelte  derselben  zu  erlegen.  Auf  diese  Weise 
würde  die  nach  foimalen  sti'afrechtlichen  Gnmdsätzen  nicht  zu  rechtfertigende  Bestrafung 
eines  Verstorbenen  vennieden ,  gleichzeitig  aber  doch  einigermassen  eine  Schadloshaltung  der 
Steuerkasse  für  die  ihr  durch  die  Defraudationen  des  Verstorbenen  entzogenen  Beti"äge  erreicht. 
Falls  die  Erben  der  Verpflichtung  der  Nachdeklaration  bezw.  Nachversteuerung  nicht  genügen 
würden,  so  würden  sie  ihrerseits  nacli  Artikel  25  als  Deft-audanten  behandelt  xind  jeder  Erbe, 
welcher  die  fragliehe  Anmeldung  unterlassen  hat,  mit  einer  Strafe  gleich  dem  Achtfachen  des 
nicht  oder  zu  wenig  geleisteten  Steuemachtrags  beleget  werden.  Es  darf  erwartet  werden,  dass 
die  Fmcht  vor  dieser  Strafe  die  Erben  zu  gewissenhafter  Nachdeklaration  bewegen  wird. 

Die  Frist  zur  Anmeldung  ist  für  die  Erben  im  Entwurf  auf  sechs  Monate  (gegenüber 
3  Monaten  im  früheren  Entwurf  und  im  Kapitalrentensteuergesetz)  bestimmt  worden ,  da  nach 
seitherigen  Erfahrungen  die  Verlassenschaftsverhandlungen  innerhalb  einer  Frist  von  3  Monaten 
in  der  Regel  nicht  zu  Ende  geführt  werden  und  deshalb  die  Erben  jeweils  genötigt  sind,  um 
Verlängerung  der  Frist  ziir  Abgabe  der  Erklärungen  nachzusuchen. 

Zu  Art.  19  und  20. 
Die  Bestimmungen  dieser  beiden  Artikel  stehen  im  wesentlichen  im  Einklang  mit  den 
Bestimmungen  der  Artikel  22  und  23  des  Kapitalrentenstenergesetzes  und  der  Artikel  31,  32  und 
33  des  Ei-werbsteuergesetzes. 
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Zu  Artikel  21  und  22. 

Der  Inhalt  dieser  Artikel  stimmt  mit  Artikel  39  und  40  des  früheren  Entwurfs  und  Ar- 
tikel 33  und  34  des  Kapitalrentensteuergesetzes  überein. 

Zu  Artikel  23  und  24. 

Artikel  23  steht  in  Uebereinstimmung  mit  Artikel  10,  Absatz  1  des  früheren  Entwurfs, 
sowie  mit  den  Bestimmungen  im  Artikel  25 ,  Absatz  2  des  Kapitalrentensteuergesetzes  und  im 
Artikel  37  des  Erwerbsteuergesetzes. 

Artikel  24  stimmt  in  den  Absätzen  1,  2  und  4,  unter  Beifügung  einer  sachgemässen  Er- 
gänzung zu  Absatz  2,  mit  den  Bestimmungen  des  Artikels  30,  Absatz  1,  2  und  4  des  früheren 
Entwurfs  überein.  (Absatz  3  letzteren  Entwurfs  erscheint  im  Hinblick  auf  Artikel  17  des  Ge- 
setzes vom  17.  März  1854,  Reg.-Bl.  S.  79  entbehrlich.) 

Die  für  ein  Steuerjahr  schuldige  Einkommenssteuer  soll  in  den  gleichen  Teraiinen  wie 
die  Grund-  und  Häusersteuer  und  zur  Zeit  auch  die  Erwerbsteuer  bezw.  die  künftige  Gewerb- 
steuer zur  Erhebung  gelangen,  nämlich  j^  zu  einem  Sechstel  in  der  ersten  Hälfte  des  dem 
Steuerjahr  unmittelbar  vorhergehenden  Monats  Dezember,  sowie  in  der  ersten  Hälfte  der  Mo- 
nate Januar,  Februar,  Juli,  August  und  September  des  betreffenden  Steuerjahrs.  Eine  derartige 
Bestimmung  der  Erhebungstermine  ist  thunlich,  weil  die  Konstatiening  der  Steuer  gemäs.s 
Artikel  9,  Absatz  2  in  Verbindung  mit  Artikel  14  und  Artikel  9,  Absatz  1  in  der  Regel  in  dem 
dem  Steuerjahr  vorhergehenden  Jahre  erfolgt.  Würde  die  Konstatierung  der  Steuer,  wie  zur 
Zeit  bei  der  Kapitalrentensteuer,  in  dem  gleichen  Jahre ,  in  welchem  die  Erhebung  der  Steuer 
einzutreten  hat,  stattfinden,  so  müsste,  wie  bei  der  Kapitalrentensteuer  der  Fall,  die  Erhebung 
auf  wenige,  am  Ende  des  Jaln-es  belegene  Tennine  zusammengedrängt  werden.  Bei  der  Kapital- 
rentensteuer erscheint  dies  durcliführbar ,  da  der  Rentensteuerpflichtige  in  der  Regel  als  derart 
zahlungsfähig  wird  betrachtet  werden  können,  dass  ihm  die  Erlegung  der  Steuer  in  wenigen 
hart  aufeinander  folgenden  Tenninen  nicht  schwer  fällt.  Bei  der  Einkommenssteuer,  welche 
sich  auf  alle  Klassen  von  Steuei-pflichtigen  mit  einem  Einkommen  von  500  M.  an  erstreckt, 
würde  die  Erhebung  der  Steuer  in  dieser  Weise  zu  ernsten  Missständen  führen.  Die  Gewährung 
längerer  Zahlungsfristen,  welche  sich  thunlichst  auf  das  ganze  Steueiiahr  verteilen,  erscheint 
hier  geboten.  Damit  aber  ist  die  Möglichkeit,  die  Steuer  in  demselben  Jalu:  zu  erheben,  in 
welchem  sie  konstatiert  wird,  ausgesclilossen.  Es  kann  sich  alsdann  nur  noch  darum  handeln, 
ob  es  sich  empfiehlt,  die  Einkommenssteuer  in  den  gleichen  Terminen  wie  die  Grund-  und 
Häuser-  und  Erwerb-  (bezw.  Gewerb-)Steuer  zu  erheben  oder  aber  in  hiervon  abweichenden 
Terminen,  so  dass  etwa  die  Einkommenssteuer  gerade  in  denjenigen  Monaten  fällig  würde,  in 
welchen  keine  andere  direkte  Steuer  zu  entrichten  ist.  Der  Entwurf  hat  dem  ersteren  Ver- 
fahren den  Vorzug  gegeben,  weil  die  fraglichen  Tennine  sich  als  gut  gewählte  bewährt  haben, 
die  Steuerpflichtigen  an  sie  gewöhnt  sind  und  es  im  Interesse  der  letzteren  liegt,  ihre  Steuer- 
schuldigkeiten möglichst  gleichzeitig  entrichten  zu  können.  Auf  der  andern  Seite  wird  durch 
die  gleichzeitige  Anforderung  und  Beti-eibung  der  Hauptkategorien  von  direkten  Steuern  auch 
für  die  Steuei-verwaltung  eine  erwünschte  Vereinfachung  erzielt.  Würde  man  6  Zahlungstermine 
im  Hinblick  auf  den  Hinzutritt  der  Einkommenssteuer  nicht  für  ausreichend  erachten,  so  könnte 
eher  die  Zahl  dieser  Termine  vermehrt  werden,  als  dass  man  zu  einer  getrennten  Anforderung 
und  Entrichtung  der  Einkommenssteuer  schritte.  Uebrigens  sind  zu  zahlreiche  Termine  weder 
für  den  Pflichtigen,  der  leicht  einen  der  vielen  Termine  versäumt,  noch  für  die  Verwaltung 
wünschenswert.  Auch  ist  zu  beachten,  dass  durch  die  bei  Einführung  der  Einkommenssteuer 
in  Aussicht  genommene  Minderung  der  Steuersätze  der  Grund-,  Häuser-  und  Erwerbsteuer  die 
vom  einzelnen  zu  zahlenden  Steuerbeträge,  auch  unter  Hinzurechnung  der  Einkommenssteuer, 
keine  wesentlich  höheren  als  seither  sein  werden. 

Im  Absatz  3  des  Artikels  24  ist  vorgesehen,  dass  die  Einkommenssteuerschuldigkeiten 
der  Beamten  und  Angestellten  der  Staatsverwaltung  und  ähnlicher  Kategorien  von  Pflichtigen 
in  angemessenen,  im  Verordnungswege  zu  bestimmenden  Terminen  durch  Abzug  an  den  Ge- 
halts- etc.  Bezügen  sollen  erhoben  werden  können. 

Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  z.  Z.  der  Artikel  29  des  Erwerbsteuergesetzes  (welcher 
gemäss  Artikel  29,  Ziffer  Uli  7  gegenwärtigen  Entwurfs  in  Wegfall  kommen  soll)  in  Verbindung 
mit  den  dazu  erlassenen  Vollzugsvorschriften.  Nur  ist  nach  diesen  Bestimmungen  der  betref- 
fende Beamte  etc.,  sofern  er  ausschliesslich  ein  Einkommen  aus  den  im  yerordnungswege  be- 
zeichneten öffentlichen  Kassen  bezieht,  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  überhaupt  nicht,  und 
falls  er  keine  gewerbliche  ünteraehmung  betreibt,  wenigstens  nicht  zur  Abgabe  einer  Steuer- 
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erklärung  beim  Schatzungsrate  verbunden,  und  es  erfolgt  auch  seine  Veranlagung  nicht 
durch  den  letzteren ,  sondern  durch  die  betreflFende  Kasse.  Nach  gegenwärtigem  Entwurf  da- 
gegen soll  die  Veranlagung  zur  Einkommenssteuer  vollständig  nach  den  allgemeinen  Vor- 
schriften (durch  den  Schatzungsrat  und  auf  Grund  von  Steuererklärungen)  geschehen  und  nur 
bezüglich  der  Erhebung  der  Steuer  eine  Abweichung  von  den  allgemeinen  Vorschriften  für 
zulässig  erklärt  werden.  Eine  Entbindung  der  Beamten  etc.  von  der  Veri>flichtung  zur  Ein- 
reichung einer  Einkommenssteuei"erklärung  für  den  Fall,  dass  sie  ihr  ganzes  steuerbares  Ein- 
kommen aus  öffentlichen  Kassen  der  bezeichneten  Art  beziehen,  erscheint  schon  im  Hinblick 
darauf,  dass  nunmehr  der  Abzug  von  Schuldzinsen  zulässig  ist.  auch  das  Einkommen  von  Fa- 
milienmitgliedern nach  Artikel  4  des  Entwürfe  mitzuverstenem  ist,  nicht  gut  thunlich  und  auch 
im  Interesse  einer  gleichmässigen  Behandlung  sämtlicher  Pflichtigen  ebensowenig  rätlich,  wie 
die  Uebertragung  der  Funktionen  des  Schatzungsrats  auf  die  betreflFenden  Kassen.  Dagegen 
muss  die  Grossh.  Regierung  Wert  darauf  legen,  dass  ihr  wenigstens  die  Möglichkeit  ge- 
wahrt bleibe,  die  Einkommenssteuerscbuldigkeiten  der  Staatsangestellten  und  Beamten  und 
ähnlicher  Kategorien  von  Pflichtigen  durch  Abzug  an  den  Gehalts-  etc.  Zahlungen  einheben 
zu  können  und  so  der  Notwendigkeit  enthoben  zu  sein,  unter  Umständen  wegen  solcher  Steuer- 
schnldigkeiten  im  Wege  der  Betreibung  gegen  die  ftaglichen  Personen  vorgehen  zu  müssen. 

Die  Aufiiahme  der  hierauf  abzielenden  Bestimmung  in  das  Gesetz  selbst  schien  sich  zu 
empfehlen,  um  Zweifeln,  die  sich  etwa  aus  dem  L.R.S.  1293,  Ziffer  3  in  Verbindung  mit  C.P.O. 
§  749,  Ziffer  8  gegen  die  Zulässigkeit  der  fraglichen  Bestimmung  ableiten  lassen  könnten ,  zu 
begegnen.  Unter  dem  Ausdruck  .Gehalt"  ist  sowohl  im  gegenwärtigen  Artikel  wie  in  Artikel  5 
und  6  des  Entwurfs  Gehalt  im  weiteren  Sinne,  also  insbesondere  auch  die  Besoldung  der  Staats- 
diener verstanden. 

Zu  Artikel  25,  26  und  27. 

Die  hier  vorgesehenen  Strafbestimmungen  stehen  im  wesentlichen  im  Einklang  mit  den 
Bestimmungen  der  Ai-tikel  32,  34,  35  und  38  des  früheren  Entwurfs,  sowie  auch  (abgesehen  da- 
von, dass  die  Defraudationsstrafe  nach  dem  Vorbilde  des  ft-üheren  Entwurfs  und  Artikel  27  des 
Kapitalrentensteuergesetzes  auf  das  Achtfache  der  nicht  oder  zu  wenig  angesetzten  Steuer 
bestimmt  ist)  mit  den  Vorschriften  der  Artikel  34 ,  35  und  36  des  Erwerbsteuergesetzes.  Eine 
Ei^nzung  haben  die  fraglichen  Voi-schriften  in  der  Richtung  erfahren,  dass  der  vorliegende 
Entwurf  auch  unrichtige  Angaben,  infolge  deren  zur  Ungebühr  ein  Steuenückersatz  oder  Steuer- 
abgang festgestellt  wiude,  gleichfalls  mit  Strafe  bedroht. 

Wenn  Artikel  25,  Absatz  1  des  gegenwärtigen  Entwurfs  schlechthin  eine  Strafe  im  acht- 
fachen Betrag  der  nicht  oder  zu  wenig  angesetzten  Steuer  (bezw.  des  zur  Ungebühr  festgestellten 
Steuerabgangs  oder  Rückersatzes)  androht,  während  im  Artikel  27  des  Kapitalrentensteuer- 
gesetzes und  im  Artikel  34  des  Ei-werbsteuergesetzes  die  Defraudationssti-afe  auf  den  acht-  bezw. 
vierfachen  Betrag  der  in  den  letzten  drei  Jahren  nicht  oder  zu  wenig  angesetzten  Steuer 
festgesetzt  ist,  so  will  hiei-durch  eine  materielle  Aeudemng  gegenüber  den  Sti-afbestimmungen 
dieser  beiden  Gesetze  nicht  eingeführt,  sondern  nur  die  wohl  nicht  ganz  zutreffende  Fassung 
der  letzteren  Strafbestimmungen  vermieden  werden.  Nach  der  unverkennbaren  Absicht  der 
bezüglichen  Bestimmungen  des  Kapitalrenten-  und  Enverbsteuergesetzes  wollte  man  nämlich 
der  Strafausmessung  diejenigen  Steuerbeträge  zu  Grunde  legen,  welche  dadurch  lücht  oder  zu 
wenig  in  Ansatz  gekommen  sind,  dass  in  den  massgebenden  letzten  drei  Jahren  die  vorge- 
schriebeneu Angaben  nicht  oder  in  walnlieitswidiiger  Weise  erstattet  worden  sind.  Statt  dessen 
ist  der  nicht  ganz  koiTekte  Ausdruck  .in  den  letzten  diei  Jahren  nicht  oder  zu  wenig  ange- 
setzten Steuer"  gewählt  worden.  —  Was  die  fraglichen  Stratbestimmungen  ausdrücken 
wollten,  wird  am  einfachsten  durch  Weglassung  der  Worte  „in  den  letzten  drei  Jahren"  er- 
reicht. Denn  dass  für  jedes  Jahr,  in  welchem  die  vorgeschriebene  Anmeldung  nicht  erfolgt 
oder  die  nicht  mehr  zutreffende  fi-ühere  Erklärung  nicht  durch  Abgabe  einer  neuen  Erklärung 
berichtigt  wird,  ein  besonderes  Vergehen  vorliegt,  für  welches  fso  lange  nicht  gemäss  Ar- 
tikel 27  dessen  Verfolgbarkeit  veijährt  ist)  eine  Strafe  im  achtfachen  Beti-ag  der  infolge  der 
fraglichen  Unterlassung  nicht  oder  zu  wenig  angesetzten  Steuer  vei-wirkt  ist,  kann  nach  Ar- 
tikel 14.  25  xmd  27  des  Entwurfs  nicht  zweifelhaft  sein. 

Zu  Artikel  28. 

Der  Eintritt  der  Wiiksamkeit  des  Gesetzes  ist  hier  auf  l.  Januar  1886  in  Aussicht  ge- 
nommen. 

Da  die  Erlassung  des  Gesetzes  wohl  nicht  vor  Frühjahr  1884  zu  erwarten  steht  und  als- 
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dann  zunächst  noch  umfassende  Vollzugsvorschriften  zum  Gesetze  zu  erlassen  sind,  so  kann 
die  erstmalige  Aufstellung  der  Einkommenssteuerkataster  erst  im  Jahre  1885  durchgeführt 
werden.  Nach  Aufstellung  der  Kataster  wird  sodann  der  im  Spätjahre  1885  zusammentretende 
Landtag  über  den  einzuführenden  Steuerfuss  zu  beraten  haben  und  demgemäss  die  Einkommens- 
steuer erstmals  für  das  Jahr  1886  zur  Erhebung  kommen  können.  Die  Festsetzung  des  Steuer- 
fusses  für  1886  wird  allerdings  noch  vor  Erlassung  des  Finanzgesetzes,  anlässlich  des  Gesetzes 
über  die  vorläufige  Forterhebung  der  Steuern ,  sonach  nur  in  einer  vorläufigen  Weise  zu  ge- 
schehen haben.  Aehnlich  wurde  jedoch  auch  seinerzeit  bei  erstmaliger  Festsetzung  des  Steuer- 
fusses  für  die  Erwerbsteuer  verfaliren.  Auch  wird  nicht  anders  verfahren  werden  können,  wenn 
man  nicht  etwa,  was  sich  jedoch  nach  Ansicht  der  Grossh.  Regierung  nicht  empfiehlt,  den 
Eintritt  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  auf  1.  Januar  1887  liinausschieben ,  die  Aufstellung  der 
Kataster  im  Jahre  1885  lediglich  als  eine  probeweise  behandeln,  hiemach  den  Steuerfuss  für 
1887  im  Staatshaushaltsgesetz  für  1886/37  bestimmen  und  im  Jahr  1886  sodann  wiederum  eine 
vollständige  neue,  definitive  Katastriening  vornehmen  will. 

Wenn  nun  das  Einkommenssteuergesetz  vom  1.  Januar  1886  an  in  Wirksamkeit  treten 
soll,  so  ist  zur  Ei-möglichung  der  Aufstellung  der  Kataster  im  Jahr  1885  notwendig,  dass  die 
auf  die  Katasteraufstellung  bezüglichen  Bestimmungen  schon  vom  l .  Januar  1885  an  in  Geltung 
treten  und  dass  hierbei  insbesondere  auch  schon  die  Strafbestimmungen  Anwendung  finden, 
wobei  bis  zur  erstmaligen  Festsetzung  des  Steuerfusses  statt  der  nach  dem  hinterzogenen 
Steuerbetrag  zu  bemessenden  Strafen  eine  arbiträre  Geldstrafe  vorgesehen  werden  muss.  Aehn- 
liche  Uebergangsbestimmungen  enthielt  aucli  der  Artikel  39  des  Erwerbsteuergesetzes. 

In  gleicher  Weise  müssen  die  im  Artikel  29  unter  Ziifer  III  vorgesehenen  Abändemngen 
des  Erwerbsteuergesetzes  schon  vom  1.  Januar  1885  an  insofeme  Anwendung  finden,  als  es 
sich  um  Aufstellung  der  Gewerbsteuerkataster  für  1886  handelt.  Eine  ähnliche  Bestimmung 
bezüglich  der  Kapitalrentensteuer  im  Hinblick  auf  die  im  Artikel  29  des  Entwurfs  unter  Ziffer  II 
in  Aussicht  genommenen  Aenderungen  dieses  Gesetzes  zu  treffen,  ist  nicht  erforderlich,  da  die 
Kapitalrentensteuer  für  das  Jahr  1886  erst  im  Jahre  1886  lionstatiert  wird. 

Zu  Artikel  29. 

Das  Gesetz  vom  14.  Mai  1828  (Reg.-Bl.  Nr.  VII,  S.  63),  welches  in  seinem  Artikel  1  alle 
bis  dahin  in  die  landesherrliche  Bergwerkskasse  geflossenen  Hoheitsgefälle  vom  Bergbau,  ins- 
besondere den  Bergzehnten,  den  Kanon,  das  Quatembergeld,  das  Stollengeld  und  die  Rekogni- 
tionen  für  aufgehoben  erklärte,  führte  im  Artikel  2  an  Stelle  dieser  sämtlichen  Gefälle  eine 
Steuer,  die  Bergsteuer,  mit  der  Massgabe  ein,  dass  dieselbe  „in  dem  20.  Teil  des  Ertrags  einer 
Grube,  soweit  er  unter  die  Gewerke  verteilt  oder  von  dem  Eigentümer  aus  der  Betriebskasse 
bezogen  wird",  bestehen  solle.  Dagegen  solle  (Artikel  4  cles  Gesetzes)  eine  Gewerbsteuer 
vom  Betriebskapital  der  Bergwerke  nicht  mehr  erhoben  werden.  Im  Hinblick  auf  die  letztere 
Bestimmung  behandelte  auch  das  Ei'werbsteuergesetz  im  Artikel  8,  Absatz  4  die  Betriebs- 
kapitalien für  Bergbau  als  steuerfrei. 

Ferner  sind  im  Artikel  3  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1866,  die  neue  Katastriening  der 
Gebäude  im  Grossherzogtum  betreffend,  unter  Ziffer  5  die  zum  Bergbau  dienenden  Betriebs- 
gebäude und  Vorratshäuser  füi-  befreit  von  der  Häusei-steuer  erklärt.  Dagegen  unterliegt  der 
persönliche  Verdienst  avis  dem  Betrieb  des  Bergbaues  der  Erwerbsteuer  und  wird  zu  der- 
selben gemäss  Artikel  11  des  Erwerbsteuergesetzes,  unabhängig  vom  thatsächlichen  Ertrage, 
lediglich  nach  Massgabe  der  beim  Betrieb  verwendeten  Gehilfen  veranlagt. 

Neben  der  Einkommenssteuer  kann  nun  die  Bergsteuer,  welche  nach  obigem  mit  5^,, 
des  Reinertrags  zur  Erhebung  gelangt,  offenbar  nicht  fortbestehen.  Es  erscheint  daher  die  Auf- 
hebung des  Artikels  2  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1828,  womit  auch  Artikel  3  dieses  Gesetzes 
gegenstandslos  wird,  geboten. 

Auch  die  besondere  Besteuerung  des  persönlichen  Verdienstes  der  Bergwerksunterneh- 
mungen gemäss  Artikel  11  des  Erwerbsteuergesetzes  wird  zweckmässig  aufzuheben  und  werden 
dieselben  lediglich  wie  die  anderen  gewerblichen  Unternehmungen  zu  behandeln  sein ,  in  wel- 
chem Falle  dann  die  im  gegenwärtigen  Artikel  unter  Ziffer  HI.  8  vorgesehene  Ermässigung  der 
Steueranschläge  vom  persönlichen  Gewerbsverdienst  (in  gleicher  Weise  wie  die  etwaige  zu- 
künftige Ennässigung  des  Steuerfusses  der  Gewerbsteuer)  auch  den  Bergwerksunternehmem  zu 
Gute  käme.  Geschieht  dies ,  so  liegt  auf  der  andern  Seite  kein  genügender  Grund  mehr  vor. 
die  Betriebskapitalien  der  Bergwerksuntemelnnungen ,  sowie  die  Betriebsgebäude  und  VoiTats- 
häuser  derselben  forthin  als  steuerfrei  zu  behandeln. 

Im  Hinblick  hierauf  sieht  Artikel  29  unter  Ziffer  1.  1.  neben  Aufliebung  von  Artikel  2 
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und  3  des  Gesetzes  vom  U.  Mai  1828  auch  die  Aufhebung  von  Artikel  4  dieses  Gesetzes  und 
unter  Ziffer  I.  2  auch  die  Aufhebung  der  Ziffer  5  des  Artikel  3  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  186« 
vor.  Zugleich  ist  im  Artikel  29  unter  Ziffer  lU.  7  und  9  die  Aufhebung  der  Befreiung  der  beim 
Bergbau  verwendeten  Betriebskapitalien,  sowie  die  Aufhebung  des  Artikel  11  des  Erwerbsteuer- 
gesetzes ausgesprochen. 

Ziffer  II  des  Artikels  29  enthält  die  Abänderungen,  welche  infolge  oder  doch  anlässlich 
der  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  im  Kapital rentensteuergesetz  not- 
wendig oder  angemessen  erscheinen. 

Zu  den  einzelneu  unter  Ziffer  11  enthaltenen  Bestimmungen  wird  bemerkt: 

Zu  Ziffer  1.  Die  hier  vorgesehene  geänderte  Fassung  des  Artikels  1  des  Kapitalrenteu- 
steuergesetzes  erscheint  geboten,  da  sich  die  daselbst  aufgeführten  Kategorien  von  Steuern 
(Grund-,  Häuser-,  Gewerb-  und  Klassensteuer)  des  Grossherzogtums  teils  bereits  geändert  haben 
(au  Stelle  der  .Gewerb-  und  Klasseusteuer"  ist  die  „Erwerbsteuer-  getreten),  teils  jetzt  eine 
weitei"e  Aendemng  erfahren  sollen  (Beschränkung  der  Erwerbsteuer  auf  eine  Besteuerung  ge- 
werblicher Unternehmungen,  Einfühmng  einer  Einkommenssteuer).  Es  bedarf  unbedingt  einer 
Klarstellung,  welche  Erträgnisse  künftighin  vom  Beizug  zm*  Kapitahentensteuer  ausgeschlossen 
sein  sollen.  Ohnehin  wai-  die  derzeitige  Fassung  des  Artikels  1  des  Kapitalrentensteuergesetzes 
keine  ganz  korrekte.  Xach  dem  Wortlaut  desselben  sollen  der  Rentensteuer  der  Ertrag  aus 
Kapitalvennögen,  sowie  Renten  und  sonstige  derartige  Bezüge  unterliegen,  soweit  diese  Er- 
trägnisse nicht  unmittelbar  der  Gnmd-,  Häuser-  und  Gewerb-  oder  Klassensteuer  des  Gross- 
herzogtums unterworfen  sind.  Man  könnte  hiemach  zu  der  Auffassung  gelangen,  dass  Erträg- 
nisse eines  in  Baden  Wohnenden,  welche  keiner  dieser  badischen  Steuern,  wohl  aberin  einem 
andern  Lande  der  Grand-  und  Häusersteuer  oder  Gewerbsteuer  unterliegen,  so  also  insbesondere 
der  Ertrag  aus  ausserhalb  Badens  gelegenem  Grundbesitz  oder  eines  ausserhalb  Badens  be- 
triebenen Gewerbes  zur  badischen  Rentensteuer  beizuziehen  seien;  desgleichen  Erträgnisse, 
welche  an  imd  für  sich,  ihrer  Xatur  nach,  von  der  Grund-  etc.  Steuer  zu  erfassen  wären ,  that- 
sächlich  aber,  aus  subjektiven  Befreiungsgründen  des  Beziehers  der  fraglichen  Erträgnisse, 
nicht  zu  dieser  Steuer  herangezogen  sind.  Es  ist  dies  jedoch  offenbar  nicht  in  der  Absicht 
des  Gesetzes  gelegen.  Dasselbe  will  ^ielmehi*  von  vornherein  alle  Ei-trägnisse  vom  Beizug  zur 
Rentensteuer  ausschliessen,  welche  in  Baden  der  Grund-,  Hänser-,  Gewerb-  und  Klasseusteuer 
(jetzt  Grund-,  Häuser-  imd  Erwerbsteuer)  unterliegen  würden,  sofeni  die  betreffenden  Erträg- 
nisse aus  einer  badischen  Ertragsquelle  fliessen  würden,  sowie  alle  solche  Erträgnisse,  die  aus 
Ertragsquellen  fliessen,  welche  an  und  für  sich  Gegenstand  der  Grand-,  Häuser-  und  Erwerb- 
steuer sind.  Es  ^vird  sich  daher  empfehlen,  von  einer  Aufzählung  der  betreffenden  Kategorien 
von  (badischen)  Steuern  ganz  abzusehen  und  dafür  diejenigen  Ertragsquellen  aufeuführen, 
deren  Erträgnisse  der  Rentensteuer  nicht  unterliegen  sollen. 

Diese  Ertragsquellen  sind:  1)  Grundbesitz  (einschliesslich  der  Gebäude),  2)  der  Betrieb 
einer  gewerblichen  L'nternehmung,  3)  Arbeit,  Dienstleistung  und  Beruf sthätigkeit. 

Nach  der  projektierten  neuen  Fassung  des  Artikel  1  des  Kapitalrentensteuergesetzes  sollen 
demgemäss  diejenigen  Erträgnisse  vom  Beizug  zur  Kapitalrentensteuer  ausgeschlossen  sein, 
welche  umnittelbar  aus  Grundbesitz  (einschliesslich  von  Gebäuden)  oder  aus  dem  Betrieb  einer 
gewerblichen  ünternehnmng  herrühren  oder  ein  Entgelt  für  Arbeit,  Dienstleistungen  oder  Be- 
rafsthätigkeit  bilden. 

Zu  Ziffer  2  und  3.  Nach  Ai-tikel  5  gegenwärtigen  Gesetzentwurfs  sollen  Reichs- 
ausländer, welche  ihren  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  haben,  ganz  in  der  gleichen  Weise  wie 
die  im  Grossherzogtimi  wohnenden  Reichsinländer  zur  Einkommenssteuer  herangezogen  werden, 
demnach  mit  ihrem  gesamten  Einkommen  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Einkommens  ans  ausser- 
halb Badens  gelegenem  Grundbesitz,  aus  den  ausserhalb  Badens  betriebenen  Gewerben  und  an 
Gehalt,  Pension  oder  Wartegeld,  welches  sie  aus  einer  nicht  badischen  Staatskasse  beziehen. 
Bei  ihren  sonstigen  Einkommensbezügen,  insbesondere  auch  hinsichtlich  ihrer  Zins-  und  Renten- 
bezüge soll  hiernach  nicht  unterschieden  werden,  aus  welchen  Bezugsquellen,  inländischen  oder 
ausländischen,  dieselben  fliessen. 

Es  wird  sich  empfehlen,  auch  das  Kapitalrentensteuergesetz  mit  diesen  Bestimmungen  in 
Einklang  zu  biingen  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  dermalige  Vorschrift  des  Artikels  4  des 
Kapitalrentensteuergesetzes,  wornach  im  Grossherzogtum  wohnende  Reichsausländer  mit  ihren 
Zinsen  und  Rentenbezügen  nur  insoweit  steuen>flichtig  sind,  als  die  Kapitalien  im  deut- 
schen Reichsgebiete  angelegt  sind  oder  die  Bezüge  aus  letzterem  herkommen,  —  sich  ent- 
schieden nicht  bewährt  hat.    Im  Grossherzogtum  wohnende  Reichsausländer  können  sich  bei 
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den  gegenwärtigen  Gesetzesbestimmungen  jedem  Beizug  ihrer  Kapitalien  zur  badisclieu  Renten- 
Steuer  einfach  dadurch  entziehen,  dass  sie  entweder  ihre  Kapitalien  thatsächlich  im  Reichs- 
auslande anlegen,  wobei  schon  die  Anlage  in  ausländischen  (z.  B.  schweizerischen,  österreichi- 
schen, amerikanischen)  Papieren  genügt,  oder  aber  wenigstens  eine  derartige  Anlage  vor- 
schützen. Ein  Nachweis,  dass  eine  derartige  Angabe  unrichtig  sei,  wird  nur  in  den  seltensten 
Fällen  möglich  sein,  und  es  sieht  sich  so  die  Steuerverwaltung  in  die  Lage  versetzt,  notorisch 
reiche  und  oft  ausschliesslicli  von  Zinsen  und  Rentenbezüge  lebende,  im  Grossherzogtum  an- 
sässige Reichsausländer  auf  die  einfache  Erkläning  hin,  dass  ihre  Kapitalien  im  Auslande  ange- 
legt seien,  steuerfrei  lassen  zu  müssen.  Von  dem  Mittel  der  Einschätzung  von  Amts  wegen 
(Artikel  22  Ziffer  5  des  Kapitalrentensteuergesetzes)  kann  der  Schatzungsrat  Reichsausländem 
gegenüber  keinen  Gebrauch  machen ,  da  er  nicht  in  der  Lage  ist,  wissen  zu  können ,  ob  und 
wieviel  Kapitalien  der  Betreffende  im  Auslande  'angelegt  hat.  Es  bleibt  auf  diese  Weise  eine 
zahlreiche  Klasse  von  leistungsfähigen  Einwohnern  des  Landes,  welche  Jahre  lang,  ja  Jahr- 
zehnte hindurch  im  Grossherzogtum  ansässig  sind,  an  allen  Einrichtungen  des  Landes  und  der 
Gemeinde  ihres  Wohnsitzes  partizipieren,  den  Schutz  und  die  Unterstützung  der  Behörden  in 
Anspruch  nehmen ,  vom  Beizug  zur  Rentensteuer  und  zu  der  an  diese  sich  anschliessenden 
Gemeindebesteuerung  vollständig  befreit. 

Es  ist  deshalb  für  die  Hinkunft  eine  gleichmässige  Behandlung  der  im  Grossherzogtum 
wohnenden  Reichsausländer  mit  den  daselbst  wohnenden  Landes-  und  sonstigen  Reichsange- 
hörigen auch  hinsichtlich  des  Beizugs  zur  Kapitalrentensteuer  in  Aussicht  genommen  und  es 
soll  zu  dem  Ende  im  Artikel  3  des  Kapitalrentensteuergesetzes  hinter  den  Worten  „Landes- 
und sonstige  Reichsangehörige"  eingeschaltet  werden  „sowie  Reichsausländer",  wogegen  dann 
Artikel  4  des  erwähnten  Gesetzes  in  Wegfall  zu  kommen  hätte. 

Zu  Ziffer  i,  7,  12,  15  und  16.  Die  hier  vorgeschlagenen  Abändeningen  sind  not- 
wendige Folge  der  unter  Ziffer  8  vorgesehenen  Abänderung  des  Artikels  8  des  Kapitalrenten- 
steuergesetzes. 

Zu  Ziffer  5.  Es  empfiehlt  sich,  die  im  Artikel  5  unter  Ziffer  8  den  Witwen,  eltern- 
losen Minderjährigen  und  Ei'werbsunlähigen  unter  der  Voraussetzung  eines  den  Jahresbetrag 
von  600  M.  nicht  übersteigenden  Reineinkommens  zugestandene  Befreiung  von  der  Rentensteuer 
mit  der  im  Artikel  6  Ziffer  7  des  vorliegenden  Entwurfs  vorgesehenen  Befreiung  von  der  Ein- 
kommenssteuer in  Einklang  zu  setzen.  Es  wird  dann  auch  die  jetzt  im  Vollzug  der  Bestim- 
mung des  Artikels  5  Ziffer  8  des  Rentensteuergesetzes  erforderliche  besondere  Feststellung  des 
Ertrags  des  rentierenden  Vermögens  einer  Witwe  etc.  in  Wegfall  kommen. 

Zu  Ziffer  6.  Auch  der  dritte  Absatz  des  Artikels  6  des  Kapitalrentensteuergesetzes 
wird  entbehrlich,  wenn  Artikel  5  Ziffer  8  die  vorstehend  unter  Ziffer  5  vorgeschlagene  Fassung 
erhält,  da  bei  Berechnung  des  steuerbaren  Einkommens  gemäss  Ai-tikel  4  des  vorliegenden  Ent- 
wurfs ohnehin  dem  eigenen  Einkommen  des  Pflichtigen  das  Einkommen  der  Familienglieder, 
soweit  ihm  der  Genuss  dieses  Einkommens  zusteht,  zugerechnet  wird.  Die  im  zweiten  Absätze 
des  erwähnten  Artikels  4  enthaltene  Einschränkung  wird  allerdings  in  Fällen  dieser  Art  unter 
Umständen  zu  einer  etwas  weitergehenden  Steuerbefreiung  der  Witwen,  als  zur  Zeit,  führen. 
Es  wii'd  dies  aber  um  so  weniger  zu  beanstanden  sein,  als  durch  die  Abänderung  des  Artikels  5 
Ziffer  8  des  Kapitalrentensteuergesetzes  die  Grenze  für  die  Steuerbefreiung  von  600  M.  auf 
500  M.  Reineinkommen  herabgesetzt  werden  wird. 

Zu  Ziffer  8.  Da  nach  Einführung  der  Einkommenssteuer  die  Schuldzinsen,  und  zwar 
in  einem  noch  weitergehenden  Umfange  als  zur  Zeit  nach  Artikel  8  des  Kapitalrentensteuer- 
gesetzes zulässig,  am  Gesamteinkommen  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen  (vergl.  Ar- 
tikel 3  Ziffer  3  vorliegenden  Entwurfs),  so  erscheint  es  nicht  angänglich,  daneben  noch  einmal 
Schuldzinsen  an  den  rentensteuerpflichtigen  Bezügen  abziehen  zu  lassen.  Ohnehin  widerspricht 
der  Abzug  von  Schuldzinsen  dem  Principe  einer  Ertragssteuer.  Es  werden  daher  künftighin 
an  den  rentensteuerpflichtigen  Bezügen  nur  noch  die  auf  den  Zins-  und  Rentenbezügen 
selbst  ruhenden,  privatrechtlichen  Lasten  zum  Abzug  zuzulassen  sein  und  Artikel  8  des 
Rentensteuergesetzes  demgemäss  eine  entsprechende  Abänderung  zu  erfahren  haben. 

Zu  Ziffer  9,  10  und  11.  Die  hier  vorgesehenen  Abänderungen  ergeben  sich  aus  der 
unter  Ziffer  3  in  Aussicht  genommenen  Gesetzesänderung  (Aufliebung  des  Artikels  4  des  Kapital- 
rentensteuergesetzes) . 

Zu  Zifter  13.  Es  erscheint  nach  der  Fassung  und  Begründung  des  Kapitalrentensteuer- 
gesetzes zweifelhaft,  in  welcher  Weise  Zeitrenten,  Annuitäten  und  andere  ähnliche  Bezüge, 
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in  welchen  neben  einem  Zinsgennss  auch  eine  allmähliche  Aufzehrung  des  Kapitals  stattfindet, 
zu  veranlagen  sind. 

Die  Steuerverwaltnng  ist  seither  von  der  Anschauung  ausgegangen,  dass  eine  Zeitrente, 
Annuität  u.  dergl.,  so  lange  sie  bezogen  wird,  alljährlich  mit  dem  vollen  Jahresbetrag,  in 
welchem  sie  bezogen  wird,  bezw.  mit  einem  Steuerkapitale  gleich  dem  20fachen  dieses  vollen 
Jahresbetrags  zu  versteuern  sei,  ohne  Unterscheidung,  welcher  Teil  dieses  Betrages  den  Cha- 
rakter eines  Zinsenbezugs,  und  welcher  Teü  desselben  etwa  den  Charakter  einer  teüweisen 
Kapitalab ti-agung  hat.  Für  diese  Auffassung  lässt  sich  geltend  machen,  dass  das  Kapitalrenten- 
steuergesetz  im  Artikel  1  neben  den  eigentlichen  Zinsbezügen  (dem  „Ertrag  aus  Kapital- 
vermögen'^) auch  noch  ausdrücklich  ^.Renten  und  sonstige  derartige  Bezüge"  für  steuerpflichtig 
erklärt  und  unter  Artikel  2  Ziffer  4  die  Zeitrenten  ausdrücklich  unter  den  steuerpflichtigen 
Bezügen  auflSihrt,  ferner  unter  Artikel  16  eine  besondere  Bestimmung  bezüglich  des  Anschlags 
für  Zeitrenten  etc.  nicht  enthält,  so  dass  die  allgemeine  Bestimmung  des  ersten  Absatzes  des 
Artikels  16  als  massgebend  betrachtet  werden  muss  (während  im  Artikel  17  des  Kapitalsteuer- 
gesetzes vom  7.  April  1860  unter  Ziffer  6  eine  besondere  Berechnung  des  Anschlags  der  Zeit- 
renteu  vorgesehen  war)  und  femer  im  Artikel  25  unter  Hinweisung  auf  Aiükel  2  erklärt,  dass 
jedes  Zins-  und  Renteneinkommen,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Leibrenten,  Leibgedinge, 
Witwenbenefizien  und  anderer  bis  zum  Tode  des  Beziehers  oder  eines  Dritten  fortdauernden 
Rentenbezüge,  sowie  auch  der  Waisenbeuefizien,  durch  Vervielfachung  mit  20  zum  Steuerkapital 
zu  erheben  sei. 

Auf  der  andern  Seite  lässt  sich  einwenden : 

.Es  ist  zu  untei-scheiden  zwischen  solchen  Zeitrenten,  bei  welchen  keine  Kapitalabzah- 
lung bezw.  Kapitalau&ehrung  mit  inbegriffen  ist,  und  solchen ,  bei  welchen  dies  der  Fall  ist. 
Auf  Fälle  der  ersteren  Art  finden  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  in  der  soeben  geschilderten, 
von  der  Steuers^erwaltung  eingehaltenen  Weise  Anwendung,  d.  h.  es  ist  die  betreffende  Reute 
mit  einem  Steuerkapital  gleich  dem  20fachen  des  vollen  Jahresbetrags  der  Rente  zu  kata- 
strieren.  Als  eine  Zeitrente  dieser  Art  ist  z.  B.  die  Reute ,  welche  an  Stelle  der  auf  eine  be- 
stimmte Zeitdauer  beschränkten  Nutzniessung  eines  Vermögens  für  diese  Zeitdauer  gewälirt 
wird,  zu  beti-achten.  —  Bei  denjenigen  Zeitrenten  dagegen,  welche  dui-ch  Hingabe  eines  Kapitals 
erworben  werden,  welches  in  der  Rente  gleichzeitig  mit  dem  Kapitalzins  zur  allmählichen  Auf- 
zehrung gelangt,  so  z.  B.  bei  Darlehen  auf  Annuität,  kann  gemäss  Artikel  l  des  Kapitalrenten- 
steuergesetzes  nur  derjenige  Teil  der  Rente  für  steuerpflichtig  erachtet  werden  (und  mit  20 
vervielfacht  zum  Steuerkapital  erhoben  werden),  welcher  als  Ertrag  ans  Kapitalvermögen,  als 
Zins  zu  betrachten,  nicht  aber  diejenige,  welcher  als  eine  teilweise  Kapitalabtragung  anzu- 
sehen ist." 

In  der  gleichen  Weise  erscheint  strittig,  welchen  Betrag  ein  Pflichtiger  gemäss  Artikel  8 
des  Kapitalrentensteuergesetzes  an  seinen  steuerbaren  Zins-  und  Rentenbezügen  in  Abzug 
bringen  darf,  wenn  er  zur  Leistung  einer  Zeitrente,  Annuität  etc.  verpflichtet  ist.  Die  strittige 
Frage  bedart"  dringend  der  gesetzlichen  Lösung.  Dieselbe  wirft  sich  auch  bei  Bemessung  des 
steuerbaren  Jahreseinkommens  auf  (vergl.  Artikel  12  des  vorliegenden  Gesetzentwnrts  und  das 
oben  hiezu  Bemerkte).  Es  fi-ägt  sich  auch  hier,  ob  Zeitrenten,  Annuitäten,  welche  bezogen 
werden,  mit  dem  vollen  Jaluesbetrag  oder  nur  mit  einem  Teile  und  mit  welchem  als  steuer- 
bares Einkommen  zu  behandeln  sind,  imd  ebenso,  in  welchem  Betrag  Zeitrenten,  Annuitäten  etc., 
welche  ein  Pflichtiger  zu  leisten  hat,  am  Einkommen  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen. 

Der  Entwurf  sclilägt  vor,  diese  Frage  dadurch  zu  lösen,  dass  sowohl  beim  Beizug  zur  Ein- 
kommenssteuer, als  zur  Kapitalrentensteuer,  Zeitreuteu,  Annuitäten  und  andere  ähnliche  Forde- 
rangen,  bei  welchen  mit  den  Zinsen  zugleich  auch  Kapitalteile  bezogen  werden,  mit  IOq  des  Nenn- 
wertes der  noch  ausstehenden  Forderungen ,  ohne  Rücksicht  auf  die  Verfalltermine  (also  ohne 
Diskontierung)  veranschlagt  werden  sollen.  Es  ist  dies  dasselbe  Verfahren,  welches  das  Kapital- 
rentensteuergesetz  im  Artikel  16  Absatz  3  für  die  Veranschlagung  der  imverzinslichen  Kauf- 
schillingszieler  und  ähnlicher  Kapitalforderungen,  in  welchen  Zinsen  mit  inbegriffen  sind,  vor- 
sieht. —  Ein  principieller  Unterschied  zwischen  Forderungen  der  letzteren  Art  und  Zeitrenten 
und  Annuitäten,  bei  welchen  mit  dem  Zins  auch  Kapitalteile  bezogen  werden,  besteht  nicht. 
In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  um  Bezüge,  welche  unausgeschieden  sowohl  Zins  als  Kapital- 
beträge enthalten ;  im  einen  Falle  überwiegt  die  Kapitalabtragung ,  im  anderen  Falle  der  als 
Zins  zu  betrachtende  Betrag;  grundsätzlich  verschieden  sind  die  beiden  Arten  von  Bezügen 
nicht.  Es  wird  sich  daher  in  der  That  deren  gleichmässige  Behandlung  und  dabei  die  Anleli- 
nung  an  das  bezüglich  der  Berechnung  des  Anschlags  der  unverzinslichen  Kaufschillingszieler 
bereits  zu  Recht  bestehende  Verfahren,   welches   den  Vorzug  der  Einfachheit  hat  und  sich 
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praktisch  bewährt  hat,  empfehlen.  Nur  wird  dabei  die  beschränkende  Bestimmung  notwendig 
fällen,  dass,  wenn  etwa,  was  bei  langem  Lauf  der  Reute  etc.  in  den  Anfangsjahren  möglicli 
ist,  4:%  des  Nennwertes  der  noch  ausstehenden  Forderang  den  durchschnittlichen  Jahresbetrag 
der  Zeitrente,  Annuität  etc.  übersteigen  sollten ,  nur  dieser  Jahresbetrag  als  steuerbares  Zins- 
erträgnis angesehen  werden  soll. 

Zu  Ziffer  U.  Da  gemäss  Artikel  12  Absatz  2  gegenwärtigen  Entwurfs  bei  Bemessung 
wandelbarer  Bezüge  das  Ergebnis  des  letzten  Kalenderjahres  zu  Grund  gelegt  werden  soll, 
erscheint  es  zur  Erzielung  einer  thunlichsten  üebereinstimmung  in  den  Grundlagen  der  Be- 
steuerung empfehlenswert,  auch  beim  Kapitalrentensteuergesetz  wandelbare  Zins-  und  Renten- 
einnahmen oder  Lasten  lediglich  nach  dem  Ergebnis  des  letzten  Kalenderjahres ,  statt  wie 
seither  der  drei  letzten  Kalenderjahre,  zu  bemessen.  Die  derzeitige  Vorschrift  hat  sich  wegen 
der  oft  mit  Schwierigkeiten  verknüpften  Ennittelung  der  thatsächlichen  Erträgnisse  in  weiter 
als  ein  Jahr  zurückliegenden  Zeiträumen  für  die  Pflichtigen  wie  für  die  Steuerverwaltung  als 
lästig  erwiesen. 

Artikel  29  ZliTer  III  fasst  die  Abänderungen  zusammen,  welche  infolge  der  Einführung 
einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  das  Erwerbsteuergesetz  zu  erfahren  hat  bezw. 
zweckmässig  bei  diesem  Anlass  erleiden  dürfte. 

Zu  Ziffer  1  und  2.  Wie  bereits  im  allgemeinen  Teile  gegenwärtiger  Begründung  aus- 
geführt ist,  soll  neben  dem  Ertrag  aus  Grundstücken,  Gebäuden  und  Kapitalfordeningen  nur 
noch  der  Ertrag  aus  gewerblichen  Unternehmungen  einer  Ertragssteuer  unterliegen. 
Man  wird  der  Steuer,  deren  Gegenstand  ausschliesslich  der  Ertrag  gewerblicher  Unternehmungen 
bildet,  zweckmässig  die  Bezeichnung  „Gewerbsteuer"  geben. 

Zu  Ziffer  3.  Von  den  im  Artikel  2  des  Erwerbsteuergesetzes  aufgeführten  Steuer- 
befreiungen betreffen  die  unter  Ziffer  4,  5,  6,  7  und  8  erwähnten  solchen  persönlichen  Verdienst, 
welcher  nicht  aus  gewerblichen  Unternelnnimgen  fliesst.  Diese  Steuerbefreiungen  sind  im  Ein- 
kommenssteuergesetz entsprechend  berücksichtigt,  dagegen  aus  dem  Gewerbsteuergesetz  zu 
entfernen. 

Auch  die  unter  Ziffer  2  des  Artikels  2  des  Erwerbsteuergesetzes  ausgesprochene  Steuer- 
befreiung für  Fertigung  von  Gewerbserzeugnissen  für  den  eigenen  häuslichen  Bedarf  ist  weg- 
gelassen, da  einer  solchen  Thätigkeit  der  Charakter  einer  „gewerblichen  Unternehmung"  über- 
haupt nicht  innewohnt  und  dieselbe  daher  schon  aus  diesem  Grunde  vom  Beizug  zur  Gewerbsteuer 
ausgeschlossen  ist.  —  Dagegen  ist  der  Vollständigkeit  wegen  die  auf  Reichsgesetz  (§  21  des 
Reichsbankgesetzes  vom  14.  März  1875)  beruhende  Steuerbefreiung  der  Reichsbank  und  ihrer 
Zweiganstalten  unter  Ziffer  2  aufgenommen  worden.  —  Unter  Ziffer  3  ist  die  vollständige  Be- 
freiung des  Betriebs  der  Land-  und  Forstwirtschaft  von  der  Gewerbsteuer,  in  Verbindung  mit 
der  schon  seither  unter  Ziffer  3  des  Artikels  2  des  Erwerbsteuergesetzes  zugestanden  gewesenen 
Steuerbefreiung  des  Handels  mit  Produkten  etc.  von  eigenen  oder  gepachteten  Grundstücken, 
ausgesprochen.  Die  Begründung  für  diese  Steuerbefreiung  ist  bereits  oben  im  allgemeinen 
Teile  gegeben. 

Die  Aufrechterhaltung  des  letzten  Absatzes  des  Artikels  2  des  Erwerbsteuergesetzes 
erscheint  nicht  geboten,  da  die  durch  noch  gültige  Specialgesetze  und  Verträge  gewährten 
Befreiungen  von  der  Gew  erb  Steuer  sich,  auch  ohne  besondere  Bestimmung,  auf  die  Gewerb- 
steuer des  künftigen  Gewerbsteuergesetzes  erstrecken,  die  Befreiimgen  von  der  Klassen- 
steuer aber  das  Gewerbsteuergesetz  nicht  berühren.  Auch  konnte  die  Anfnainne  einer  besonderen 
Bestimmung  in  den  die  Einkommenssteuer  betreffenden  Teil  gegenwärtigen  Gesetzentwurfs 
wegen  der  bezüglichen  Befreiungen  von  der  Klassensteuer  unterbleiben,  da  diejenigen  Bezüge, 
für  welche  auf  Grund  noch  gültiger  Specialgesetze  und  Verträge  Beft'eiung  von  der  Klassen- 
steuer zugesichert  ist,  teils  nach  Artikel  5,  teils  nach  Artikel  6  des  Einkommenssteuergesetz- 
Entwurfs  ohnehin  Beft-eiung  von  der  Einkommenssteuer  geniessen. 

Zu  Ziffer  4.  Die  Bestimmung  im  Artikel  4,  Absatz  2  des  Erwerbsteuergesetzes,  wonach 
bei  Bemessung  des  steuerbaren  Ertrags  das  thatsächliche  Ergebnis  der  letzten  drei  Kalender- 
jahre, jedoch  unter  Berücksichtigung  der  inzwischen  eingetretenen  Veränderungen,  zu  Grand 
zu  legen  ist,  hat  sich  nicht  als  praktisch  erwiesen,  namentlich  naclidem  der  letzterwähnten 
Beschränkung  (Jedoch  unter  Berücksichtigung  der  inzwischen  eingetretenen  Veränderungen") 
eine  so  weitgehende  Auslegung  gegeben  worden  ist,  wie  solches  im  §  5  der  Vollzugsverordnung 
zum  Erwerbsteuergesetz  in  der  Fassung  der  Verordnung  vom  15.  Februar  1879  (Ges.-  u.  V.-Bl. 
S.  15)  geschehen.  Sobald  das  letzte  Kalenderjahr  gegenüber  den  beiden  vorangegangenen 
Jahren  eine  erheblichere  Abweichung  im  Eitrag  aufweist,  kann  nunmehr  jeweils  das  Vorhanden- 
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sein  einer  Verändeiimg  geltend  gemacht  werden  und  wii*d  auch  in  der  That  geltend  gemacht, 
wenigstens  sofern  dies  im  Interesse  der  Pflichtigen  liegt.  Weicht  aber  das  Ergebnis  des  letzten 
Jahres  nicht  wesentlich  von  dem  der  zwei  vorhergegangenen  Jahi'e  ab,  so  ist  es  überhaupt  gleich- 
gültig, ob  das  Ergebnis  des  letzten  Jahres  oder  der  Durchschnitt  der  drei  letzten  Jahre  zu 
Grunde  gelegt  wird. 

So  ist  thatsächlich  schon  jetzt  in  weitaus  den  meisten  Fällen  lediglich  das  Ergebnis  des 
letzten  Kalenderjahres  für  die  Steuerveranlagung  massgebend  geworden,  selbstverständlich 
ebenfalls  unter  Berücksichtigung  der  inzwischen,  seit  Ablauf  des  letzten  Kalenderjahres,  etwa 
eingetretenen  weiteren  Aenderungen,  die  aber,  da  es  an  einer  Ertragsberechnung  fürs  laufende 
Jahr  gebricht,  nicht  schon  in  einer  Aenderang  des  Ertrags  selbst  bestehen  können,  sondern  in 
einer  äusserlich  wahrnehmbaren  Aendening  des  Betriebs  etc.  sich  äussern  müssen.  Es  em- 
pfiehlt sich,  diesen  thatsächlichen  Zustand  gesetzlich  zu  sanktionieren  und  damit  zugleich  die 
so  wünschenswerte  üebereinstimmung  mit  dem  Einkommenssteuergesetz  hinsichtlich  der  Grund- 
lagen der  Besteuenmg  herbeizuführen.  Es  wird  dann  der  Gewerbsuntemehmer  in  der  Lage 
sein,  den  Erti-ag  seiner  gewerblichen  Unternehmung  nach  wesentlich  gleichen  Grundsätzen  zui- 
Gewerbsteuer,  wie  zur  Einkommenssteuer  zu  fatieren. 

Zu  Ziffer  5,  10,  12,  13,  14,  15,  17,  18,  19,  20.  Die  sämtlichen  hier  vorgeschlagenen 
Abänderangen  sind  durch  die  veränderte  Fassung  des  Artikels  l  des  Erwerbsteuergesetzes 
bedingt. 

Zu  Ziffer  6.  Die  hier  vorgeschlagene  Einschaltung  hängt  mit  der  Einführung  einer 
Einkommenssteuer  nicht  zusammen,  sondern  soll  nur  bei  gegenwärtigem  Anlass  bewirkt  werden, 
um  einem  Zweifel  zu  begegnen,  zu  welchem  die  gegenwärtige  Fassimg  des  Absatzes  1  des 
Artikels  7  des  Ei-werbsteuergesetzes  schon  Anlass  gegeben  hat.  Es  wurde  nämlich  schon, 
wenn  auch  bis  jetzt  ohne  Erfolg,  in  einzelnen  Fällen  unter  Berufung  auf  den  Wortlaut  dieser 
Gesetzesstelle  die  Befreiung  von  im  Grossherzogtum  befindlichen  Betriebskapitalien  von  der 
badischen  Ei-werbsteuer  in  Anspruch  genommen,  sofern  der  im  Ausland  (z.  B.  in  der  Schweiz) 
wohnende  Unternehmer  für  den  Erti'ag  der  in  Baden  betriebenen  Unternehmung  zu  einer  aus- 
ländischen Steuer  (Einkommens-  etc.  Steuer)  hei-angezogen  wurde. 

Zu  Ziffer  7.  Die  Bestimmung,  dass  die  Betriebskapitalien  für  Landwirtschaft  steuer- 
frei sein  sollen,  ist.  nachdem  der  Betrieb  der  Landwirtschaft  im  Artikel  2,  Ziffer  3  des  Erwerb- 
(Gewerb-)steuergesetzes  nach  der  neuen  Fassung  (siehe  oben  Ziffer  3)  überhaupt  fiü'  steuerfrei 
erklärt  ist,  entbehrlich.  —  Die  Steuei-freiheit  der  Betriebskapitalien  der  Bergbauuntemehmungen 
aber  soll  künftighin,  wie  bereits  oben  bei  Artikel  29,  Ziffer  l  erläutert,  wegfallen. 

Zu  Ziffer  8.  Wie  schon  im  allgemeinen  Teil  der  Begründung  näher  erörtert  ist,  sollen 
die  Steueranschläge  des  persönlichen  Verdienstes  aus  gewerblichen  Unternehmungen  infolge 
der  Einfiihnmg  der  Einkonunenssteuer  eine  erhebliche  Ermässigung  erfahren.  —  Nach  Artikel  9 
des  Erwerbsteuergesetzes  besteht  der  Steueranschlag  des  pei-sönlichen  Verdienstes  zur  Zeit 
(sofern  der  Jahresbetrag  des  Verdienstes  mindestens  500  M.  beträgt)  für  die  untersten  Stufen 
der  Jaliresverdienste  beiläufig  im  Zweifachen  des  Jahresverdienstes  und  steigt  schliesslich  bis 
(nahezu)  zum  Achtfachen  desselben  an.  Nach  vorliegendem  Entwurf  soll  nun  der  firagliche 
Steueranschlag  für  Jahresverdienste  von  10,000  31.  und  mehr  durchweg  im  Doppelten  des  Jahres- 
verdienstes (übrigens  mit  Abstufungen  nach  je  vollen  500  31.  Verdienst  bez.  1000  M.  Steuer- 
anschlag) bestehen,  für  die  niedrigeren  Verdienste  aber  nach  einer  massigen  degressiven  Skala 
ein  etwas  geringerer  sein  und  für  den  niediigsten ,  noch  steuerbaren ,  Verdienst  (von  500  M.) 
nui"  das  Einfache  des  Jahresverdienstes  betragen. 

Es  wüi-den  hiemach  die  Gewerbsteuerpflichtigen  mit  ihrem  pei-sönlichen  Verdienst  aus 
gewerblichen  Untemelmiungen ,  d.  i.  mit  dem  Ertrag  der  letzteren  nach  Abzug  von  5  o.o  des 
Steueranschlags  des  Betriebskapitals,  väe  folgt,  zur  Gewerbsteuer  veranlagt  werden  und 
würden,  wenn  man  hierbei  auch  nur  eine  Ermässigimg  des  Steuersatzes  der  Gewerbsteuer  auf 
20  Pfennig  von  100  M.  Steuerkapital  ins  Auge  fassen  wollte,  die  nachstehenden  Steuerbeträge 
zu  entrichten  haben: 
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Persönlicher  Jahresverdienst . 

M. 

500—  600 
600—  700 
700—  800 
800—  900 
900—1000 

1000—1100 

1100—1200 

1200—1300 

1300—1400 

UOO— 1500 

1500—1600 

1600—1700 

1700—1800 

1800—1900 

1900—2000 

2000—2100 

2100-2200 

2200—2300 

2300—2400 

2400—2500 

2500—2600 

2600—2700 

2700—2800 

2800—2900 

2900—3000 

3000 

3500 

4000 

5000 

6000 

7000 

8000 

9000 
10,000 
12,000 
15,000 
20,000 
25,000 
30,000 
50,000 

Zu  Ziffer  9.  Der  Wegfall  des  Artikels  10  des  Ei-werbsteuergesetzes  ergibt  sich  als 
Folge  der  Steuerbefreiung  des  landwirtschaftlichen  Betriebs.  Der  Wegfall  des  Artikels  11  findet 
sieh  schon  bei  der  Begrändung  zu  Ziffer  I  des  gegenwärtigen  Artikels  erläutert.  —  Artikel  12 
ist  bereits  durch  Artikel  42  des  Weinsteuergesetzes  vom  19.  Mai  1882  aufgehoben  worden. 

Artikel  13  enthält  besondere  Bestimmungen  über  die  Besteuerung  der  Ortsgeistlichen 
und  Schullehrer,  welche  Bestimmungen  mit  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer 
entbehrlich  werden,  jedenfalls  aber  nicht  in  das  künftige  Gewerbsteuergesetz  gehören. 

Artikel  13  bestimmt  nämlich  im  Absatz  1,  dass  nur  diejenigen  Dienstbezüge  der  Orts- 
geistlichen und  Schullehrer  (neben  Direm  etwaigen  sonstigen  Einkommen  aus  Arbeit  oder  Dienst- 
leistung) der  Erwerbsteuer  unterliegen  sollen,  welche  nicht  in  der  Nutzung  von  dem 
Dienste  zum  ständigen  Genuss  gewidmeten  Grundstücken,  Gebäuden,  Ge- 
fällen oder  Kapitalien  bestehen;  dagegen  sind  gemäss  Absatz  2  die  zum  Pfan'-  oder 
Schuldienst  gehörigen  Grundstücke,  Gebäude,  Gefälle  und  Kapitalien  zur  Grund-,  Häuser-,  Ge- 
lall- und  Kapitalrentensteuer  beizuziehen,  zu   dem  Ende  auf  den  Namen  des  Dienstes  zu 
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Steueranschlag 

Steuerbetreflnis 

jetzt 

künftig 

jetzt 

künftig 

M. 

M. 

M. 

Pf. 

M.  Pf. 

1000 

500 

2 

60 

1  — 

1000 

700 

2 

60 

1  40 

1500 

900 

3 

90 

1  80 

1500 

1100 

3 

90 

2  20 

2000 

1300 

5 

20 

2  60 

2000 

1500 

5 

20 

S  — 

2000 

1700 

5 

20 

3  40 

3000 

leoo 

7 

80 

3  80 

3000 

2100 

7 

80 

4  20 

3000 

2300 

7 

80 

4  60 

4000 

2500 

10 

40 

5  — 

4000 

2700 

10 

40 

')     40 

4000 

2900 

10 

40 

5  80 

5000 

3100 

13 

— 

6  20 

5000 

3300 

13 

— 

6  60 

5000 

3500 

13 

— 

7  — 

5000 

3700 

13 

— 

7  40 

7000 

3900 

18 

20 

7  80 

7000 

4100 

18 

20 

8  20 

7000 

4300 

18 

20 

8  60 

7000 

4500 

18 

20 

9  — 

9000 

4700 

23 

40 

9  40 

9000 

4900 

23 

40 

9  80 

9000 

5100 

23 

40 

10  20 

9000 

5300 

23 

40 

10  60 

11,000 

5500 

28 

60 

11  — 

14,000 

6500 

36 

40 

13  — 

17,000 

7500 

44 

20 

15  — 

24,000 

9500 

62 

40 

19  — 

32,000 

11,500 

83 

20 

23  — 

40,000 

13,500 

lOi 

— 

27  — 

48,000 

15,500 

124 

80 

31  — 

56,000 

17,500 

145 

60 

35  — 

64,000 

20,000 

166 

40 

40  — 

80,000 

24,000 

208 

— 

48  — 

104,000 

30,000 

270 

40 

60  — 

144,000 

40,000 

374 

40 

80  — 

184,000 

50,000 

478 

40 

100  — 

224,000 

60,000 

582 

40 

120  — 

384,000 

100,000 

998 

40 

200  — 
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katastrieren  und  nach  Absatz  3  vom  Dienstinhaber,  eventuell  von  dem  Dienstverweser  oder  dem 
mit  dem  Bezug  des  Diensteinkommens  Beauftragten  zu  versteuern. 

In  der  Begründung  des  fraglichen  Artikels  ist  s.  Z.  hervorgehoben  worden,  dass  strenge 
genommen  die  auf  die  Bestandteile  der  Dotation  einer  Pfarr-  oder  Schulpfründe  treffende 
Grund-,  Häuser-,  Gefäll-  und  Kapitalrentensteuer  auf  die  Namen  der  Pfründe  zu 
katastrieren  und  von  der  Pfründe  (dem  Dienste)  zu  entrichten,  der  Pfarrer  oder  Lehrer  aber 
unabhängig  hievon  für  seine  Person  mit  seinem  gesamten  Diensteinkommen  (also  ein- 
schliesslich der  Nutzung  der  dem  Dienst  gewidmeten  Grundstücke,  Gebäude,  Gefälle  und 
Kapitalien)  ziu  Erwerbsteuer  beizuziehen  wäre.  Von  einem  solchen  Verfahren  wolle  man  jedoch, 
obschon  dasselbe  an  und  für  sich  korrekt  sein  würde,  im  Hinblick  darauf,  dass  der  Pfarrer 
oder  Lehrer  der  Pfründniesser  sei  und  jede  Schmälerung  des  Pfründeeinkommens  ihn  treflFe. 
Umgang  nehmen,  um  eine  doppelte  Besteuerung  des  Pfi-ündeinhabers  zu  vermeiden. 

Mit  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer,  welche  grundsätzlich  neben  der 
Grund-,  Häuser-.  Gefäll-  und  Kapitalrentensteuer  zur  Erhebung  gelangen  soll,  tritt  jedoch  eine 
wesentliche  Aendemng  der  Sachlage  ein.  Es  wird  künftighin  jeder  Besitzer  von  Grundstücken, 
Häusern,  Gefällen  und  Kapitalien  für  den  Ertrag  oder,  wenn  er  sie  selbst  nutzt,  die  Nutzung 
dieser  Objekte  in  einer  zweifachen  Weise  zur  Besteuerung  gezogen,  indem  er  zunächst  die 
Grtmd-,  Häuser- ,  Gefäll-  und  Kapitalrentensteuer  von  denselben  zu  entrichten  hat  und  ausser- 
dem mit  dem  Ertrag  oder  dem  Wert  der  Nutzung  derselben  zur  Einkommenssteuer  zu  ver- 
anlagen ist.  Hiemach  werden  künftighin  durch  den  Wegfall  des  Artikels  13  des  Erweibsteuer- 
gesetzes  die  Ortspfarrer  und  Schullehrer  nicht  anders  als  alle  anderen  Pflichtigen  behandelt 
werden.  Sie  werden  im  Namen  des  Dienstes  (der  Pfründe)  die  Grund-,  Häuser-,  Gefäll- 
und  Kapitalrentensteuer  von  den  auf  den  Dienst  katastrierten  Grundstücken.  Häusern,  Gefällen 
und  Kapitalrenten  zu  entrichten  haben  und  ausserdem  für  ihre  Person  mit  ihrem  gesamten 
Diensteinkommen  und  ihren  sonstigen  steuerbaren  Bezügen  der  Einkommenssteuer  unterliegen. 
Auch  werden  die  fraglichen  Dienste  bez.  deren  Inhaber  an  der  künftigen  eventuellen  Ermässigung 
des  Steuerfasses  der  direkten  Steuern  mit  Teil  nehmen. 

Ein  Bedüröiis,  etwa  die  Vorschriften  des  Absatzes  2  und  3  des  Artikels  13  aufrecht  zu 
erhalten,  liegt  nicht  vor,  da  in  dieser  Beziehung  die  Bestimmungen  des  Artikels  34  des  Ge- 
setzes vom  7.  Mai  1858  (Regbl.  S.  197),  des  Artikels  21  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1866  (Regbl. 
S.  147)  und  des  Artikels  9  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1874  (Ges.-  u.  V.-Bl.  S.  361)  in  gleicher 
Weise  ausreichen  werden ,  wie  solche  für  die  geordnete  Steuerveranlagung  und  Besteuerung 
sonstiger  Pfründen  und  Fonds  genügen. 

Auch  der  letzte  Absatz  des  Artikels  13  wird  mit  dem  Wegfall  der  übrigen  Bestimmungen 
des  Artikels  hinfällig.  Ohnehin  wird  der  Absicht  der  Bestimmungen  des  fraglichen  Absatzes 
(Schutz  des  Pfründeinhabers  gegen  üeberbürdung)  im  vollen  Umfange  dadurch  Rechnung  ge- 
tragen werden,  dass  bei  Bemessung  des  steuerbaren  Einkommens  des  Pfründeinhabers  sämt- 
liche Lasten  des  Dienstes  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Artikels  3  des  Einkommens- 
steuergesetzentwurfs in  Abzug  gebracht  werden,  dürfen. 

Zu  Ziffer  11.  Es  erscheint  wünschenswert,  die  im  Artikel  16  des  Erwerbsteuergesetzes 
enthaltenen  Verschilften  darüber,  unter  welchen  Voraussetzungen  und  von  welchem  Zeitpunkte 
an  eine  Erhöhung  oder  Minderung  in  der  Besteuerung  eines  bereits  zur  Erwerbsteuer  Ver- 
anlagten eintreten  soll,  thunlichst  in  Einklang  mit  den  bezüglichen  Bestimmungen  des  Artikels  9 
des  Einkommenssteuergesetzentwurfs  zu  bringen  und  zwar  um  so  mehr,  als  sich  die  Vorschrift 
des  Absatzes  2  des  Artikels  16  des  Erwerbsteuergesetzes,  wonach  die  Steuererhöhung  oder 
Minderung  jeweils  erst  mit  dem  Anfang  des  auf  die  Aenderung  der  massgebenden  Verhältnisse 
nächstfolgenden  Kalendeijahres  eintreten  soll,  nicht  bewährt  hat.  (Vergl.  die  Begründung  zu 
Artikel  9  vorliegenden  Entwurfs.) 

Es  soll  deshalb  dem  Artikel  16,  Absatz  2  des  Erwerbsteuergesetzes  eine  mit  Artikel  9, 
Absatz  2  gegenwärtigen  Entwiufs  völlig  übereinstimmende  und  auch  dem  Artikel  16,  Absatz  i 
eine  präcisere  und  zugleich  sich  mehr  an  die  Vorschriften  des  Artikels  9,  Absatz  1  anschliessendere 
Fassung  gegeben  werden.  Zugleich  soll  im  Absätze  1  die  seitherige  Bestimmung,  wonach 
eine  Verminderung  der  Betriebskapitalien,  welche  den  Steueranschlag  der  Betriebskapitalien 
um  weniger  als  SCq  oder  um  weniger  als  700  M.  mindern  würde,  nicht  berücksichtigt  werden 
darf,  als  eine  unbillige  Härte  in  sich  schliessend,  fallen  gelassen  werden,  so  dass  es  auch  in 
Fällen  dieser  Art  dem  Pflichtigen  unbenommen  bleibt,  durch  Einreichung  einer  neuen  Erklärung 
vom  nächstfolgenden  Jahre  an  eine  Ermässigung  der  Steueranlage  herbeizuführen.  Dagegen 
soll  die  Vorschrift,  wonach  eine  Erhöhung  des  Steueranschlags  der  Betriebskapitalien  erst 
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dann  eintreten  soll,  wenn  dieselbe  sich  mindestens  auf  5 '%  bez.  700  M.  berechnet,  beibehalten 
werden,  um  bei  solchen  unbedeutenden  Aendeiningen  sowohl  dem  Pflichtigen  die  Abgabe  einer 
neuen  Steuererkläning  als  der  Steuerverwaltung  die  Mühe  einer  neuen  Steuerveranlagung  zu 
ersparen. 

Zu  Ziffer  IC.  Die  liier  vorgesehenen  Abänderungen  folgen  teils  aus  dem  in  Vorstehen- 
dem behandelten  Abändeningsvorschlag  zu  Artikel  16  des  Ei-werbsteuergesetzes ,  teils  aus  der 
unter  Ziffer  i  vorgesehenen  Abändeining  des  Artikels  4  des  ebengenannten  Gesetzes. 

Die  Bestimmung  des  Artikels  29,  Ziffer  IV  wird  infolge  der  unter  Ziffer  III,  Ziffer  l  vor- 
geschlagenen Abänderung  notwendig. 

Zu  Artikel  30. 

Es  wird  sich  wohl  empfehlen,  bei  Erlassung  der  Vollzugsvorschriften  sowohl  das  Kapital- 
rentensteuergesetz  als  das  Erwerbsteuergesetz  (künftig  Gewerbsteuergesetz)  mit  Rücksicht  aut 
die  denn  doch  ziemlich  zahlreichen  Abänderungen,  welche  beide  Gesetze  in  Gemässheit  der 
Bestimmungen  des  Artikels  29  erfahren  werden,  in  der  neuen  Fassung  bekannt  zu  geben. 
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Gesetzentwurf, 

die  Erhebung  einer  Branmalzsteuer  in  Baden  betreffend, 
Tom  16.  Jannar  1884. 

Abschnitt  I. 

Allgemeine  Bestimmangen. 

Artikel  1. 

Der  Branmalzsteaer  unterliegt  das  znr  Bierbereitang  inneriialb  des  Grossherzogtnms 
bestimmte  Malz. 

Unter  Malz  wird  alles  könstlich  zoin  Keimen  gebrachte  Getreide  verstanden. 

Artikel  2. 

Bei  der  Bierbereitnng  dürfen  zum  Ersatz  von  Halz  andere  Stoffe  irgend  welcher  Art 
nicht  vei-wendet  werden. 

Zur  Erzeugung  von  untergärigem  Bier  darf  nur  Gerstenmalz  Verwendung  finden. 

Artikel  3. 
Steuerbar  ist  —  mit  Ausnahme  desjenigen  Malzes,   welches  unter  Einhaltung  der 
im  Gesetz  bestimmten  oder  im  Verordnungsweg  vorzuschreibenden  steuer- 
lichen Kontrollmassregeln  zu  einem  anderen  Zwecke  als  zur  Bierbereitung  verwendet 
wii-d,  —  alles  Malz,  welches 

a.  in   ungebrochenem  Zustande  innerhalb  des  Grossherzogtums  in  Mühlenräume  oder 
irgend  einen  Teü  des  Mühlwerks  einer  Malzmühle  verbracht,  oder 

b.  in  gebrochenem  Zustande  in  das  Grosshei-zogtum  eingeführt  wird. 

Unter  Mühlenräumen  sind  bei  öffentlichen  Mühlen  sämtliche  zur  Mühle  gehörigen  Gebäude, 
im  übrigen  die  Räume  verstanden,  in  welchen  sich  eine  Malzmühle  befindet. 

Als  Malzmühlen  gelten  alle  zum  Brechen  des  Malzes  geeigneten  Vorrichtungen  und 
Werkzeuge. 

Ai-tikel  4. 

Bei  genehmigten  Privatmalzmühlen  (Artikel  10,  Ziffer  2)  wird  das  Malz  erst  mit  der  Ver- 
bringung in  einen  Teil  des  Mühlwerks  und,  sofern  bei  solchen  Mühlen  das  Malz  einen  geneh- 
migten selbstthätigen  Mess-  oder  Wägeapparat  durchläuft ,  erst  mit  dem  Durchgang  durch  das 
Messgefäss  oder  die  Wage  steuerbar. 

Artikel  5. 

Die  Entrichtung  der  Braumalzsteuer  liegt  dem  Eigentümer  des  steuerbaren  Malzes,  hä 
Defraudationen  der  Steuer  solidarisch  auch  dem  Defraudanten  ob. 

.\rtikel  6. 

Die  Steuer  beträgt  10  M.  für  je  100  kg  ungebrochenen  Malzes,  bei  der  Einfuhr  gebrochenen 
Malzes  10  M.  für  je  100  kg  gebrochenen  Malzes. 
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Malzmengen  unter  1  kg  bleiben  ausser  Berechnung. 

Die  Steuer  wird  vom  Nettogewicht  des  Malzes  erhoben.  Für  Malz  in  Säcken  kommt 
als  Tara  20,0  des  Bruttogewichtes  in  Abzug. 

Artikel  7. 
Bier,  welches  aus  einem  anderen  Zollvereinsstaate  in  das  Grossherzogtum  oder  aus  dem 
Auslande  oder  einer  Niederlage  für  unverzollte  Waren  in  nicht  zum  Zollverein  gehörige  Ge- 
bietsteile des  Grossherzogtums  eingebracht  wird,  unterliegt,  sofern  es  sich  nicht  um  eine  Durch- 
fuhr unter  vorgeschriebener  steuerlicher  Kontrolle  handelt,  einer  Uebergangssteuer.  Dieselbe 
ist  nach  dem  Masse  der  Braumalz  Steuer ,  welche  auf  das  im  Grossherzogtum  bereitete  Bier 
trifft,  im  Wege  der  Verordnung  festzusetzen,  welcher  auch  die  näheren  Vorschriften  über  die 
Art  und  Weise  der  Erhebung  dieser  Steuer  vorbehalten  bleiben. 

Artikel  8. 
Erlass  der  Braumalzsteuer  oder,   falls  solche  bereits  entrichtet  ist,  Kückvergütung  der- 
selben wird  gewährt: 

1.  wenn  das  Brechen  des  nach  Artikel  3.  a  und  4  bereits  steuerbaren  Malzes  nachgewiesener- 
massen  nicht  vollzogen  wird ; 

2.  wenn  und  soweit  das  steuerbare  Malz  noch  vor  der  Verwendung  oder  das  daraus 
bereitete  Bier,  noch  bevor  dasselbe  die  Brauerei  verlassen  hat,  entweder 

a.  unter  steuerlicher  Aufsicht  vernichtet  wird  oder  aber 

b.  nachweislich  durch  Zufall  zu  Grunde  gegangen  oder  derartig  beschädigt  worden 
ist,  dass  eine  Verwendung  des  Malzes  zur  Bierbereitung  oder  die  Verwertung  des 
Bieres  zum  Konsum  als  solches  nicht  möglich  ist; 

3.  wenn  im  Grossherzogtum  gebrautes  oder  gegen  Entrichtung  der  gesetzlichen  Ueber- 
gangssteuer in  dasselbe  eingeführtes  Bier  oder  wenn  gebrochenes  Malz  unter  steuer- 
licher Kontrolle  über  die  Landesgrenze  ausgeführt  wird. 

Der  Steuerrückvergütungssatz  für  Malz  beträgt  10  M.  für  je  100  kg ,  wobei  Mengen 
unter  1  kg  ausser  Berechnung  bleiben.  —  Der  Steuerrückvergütungssatz  für  Bier  wird  im  Ver- 
ordnungswege festgesetzt. 

Nachlass  wie  Rückvergütung  wird  nur  geleistet,  wenn  der  zu  erlassende  oder  zu  ver- 
gütende Betrag  sich  auf  mindestens  eine  Mark  berechnet. 

Abschnitt  II. 

Bestimmungen  ttber  das  Brechen  von  Malz  innerhalb  des  Grossherzogtums. 

1.  BeBtimmnngen  bezüglich  der  Mühlen. 

Artikel  9. 

Wer  beim  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  eine  Malzmühle  (Artikel  3  letzter 
Absatz)  besitzt  oder  später  den  Besitz  einer  solchen  erwirbt  oder  verliert,  hat  hievon  innerhalb 
8  Tagen  dem  Steuererheber  des  Ortes,  in  welchem  sich  die  Malzmühle  befindet  oder  befunden 
hat,  schriftlich  Anzeige  zu  machen. 

Befreit  von  dieser  Anzeigepflicht  sind  diejenigen,  welche  gewerbsmässig  derartige  Vor- 
richtungen oder  Werkzeuge  anfertigen  oder  damit  handeln,  sowie  die  Besitzer  öffentlicher,  nicht 
transportabler  Mühlen. 

Artikel  10. 

Malz  darf  nur  gebrochen  werden 

1.  auf  öffentlichen,  nicht  transportabeln  Mühlen, 

2.  auf  den  von  der  Steuerverwaltung  genehmigten  Privatmalzmühlen, 

Artikel  11. 
Für  Mühlen,  welche  nicht  zum  Malzbrechen  verwendet  werden  dürfen,  ist  in  der  gemäss 
Artikel  9  zu  erstattenden  Anzeige  der  Auf  Stellungsraum  anzugeben ,   dessen  beabsichtigter 
Wechsel  gleichfalls  jeweils  beim  Steuererheber  zu  melden  ist. 

Die  Steuerbehörde  kann  besondere  Kontrollen,  insbesondere  Anlage  des  steuerlichen  Ver- 
schlusses oder  Anbringung  eines  entsprechenden  selbstthätigen  Kontrollapparates  anordnen, 
auch  die  Beibehaltung  der  Mühle  untersagen ,  wenn  solche  zum  Malzbrechen  benützt  worden 
ist  oder  der  Besitzer  Bierbereitung  treibt. 
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S.  Malzbrechen  anf  öffentlichen  Mühlen, 
a.  Obliegenheiten  derjenigen,  welche  Malz  brechen  lassen. 

Artikel  12. 

Wer  innerhalb  des  Grossherzogtums  auf  einer  öffentlichen  Mühle  Malz  brechen  lassen 
will,  hat  von  der  Steuererhebungsstelle  des  Ortes,  von  welchem  aus  das  Malz  zur  Mühle  ver- 
bracht werden  soll,  bei  der  Einfuhr  des  Malzes  aus  anderen  Ländern  beim  Steuererheber  des 
Eintrittsortes ,  mittels  Anzeige  einen  Erlaubnisschein  (Mahlschein  oder ,  wenn  es  sich  um 
steuerfreien  Malzbruch  handelt,  Freischein)  zu  ei-wirken.  Gewerbsmässige  inländische  Brauer 
haben  zu  diesen  Anzeigen  ,  sofern  es  sich  nicht  um  die  Einfuhr  von  Malz  handelt ,  ein  Ein- 
schreibebuch zu  verwenden. 

Form  und  Inlialt  des  Erlaubnisscheins  und  des  Einschreibebuchs  werden  im  Yerordnongs- 
wege  bestimmt.  • 

Artikel  13. 

Das  Malz  ist  auf  einmal  und  ohne  Unterbrechung  zui'  Miihle  imd  von  dort  zum  Bestim- 
mungsort zu  bringen  und  muss  auf  diesen  Transporten  vom  Erlaubnisschein  begleitet  sein. 

Der  Transport  wie  das  Brechen  des  Malzes  ist,  sofern  nicht  von  der  Steuerbehörde  eine 
Ausnahme  zugelassen  wird,  nur  an  dem  Tage,  aufweichen  der  Erlaubnisschein  lautet  (Gültigkeits- 
tag des  Sdieins)  und  zwar  von  morgens  6  bis  abends  8  Uhr  gestattet. 

Artikel  U. 

Der  Erlaubnisschein  ist  dem  Steuererheber  des  in  dem  Schein  als  inländischer  Bestim- 
mungsort oder  (bei  zur  Ausfuhr  bestimmtem  Malze)  als  Austrittsort  bezeichneten  Ortes  und 
zwar  vor  Beginn  der  Verwendung  oder  bei  der  Ausfuhr  des  Malzes,  falls  aber  die  Verwendung 
oder  Ausfuhr  nicht  innerhalb  der  Gültigkeitsfrist  des  Scheines  stattfindet,  längstens  an  dem  auf 
den  Ablauf  dieser  Frist  nächstfolgenden  Tag  abzugeben. 

Gleichzeitig  ist,  sofern  nicht  eine  steuerfreie  Verwendung  des  Malzes  in  Frage  steht 
oder  dem  Brauer  Kredit  verwilligt  ist  oder  das  Malz  innerhalb  der  Gültigkeitsfrist  des  Erlaubnis- 
scheins ausgeführt  wird,  die  Steuer,  wie  sich  solche  nach  der  auf  dem  Scheine  vom  Müller  ver- 
merkten Gewichtsmenge  berechnet,  zu  erlegen. 

Findet  innerhalb  der  Gültigkeitsdauer  des  Erlaubnisscheins  die  beabsichtigte  Verbringung 
des  Malzes  zur  Mühle  nicht  statt ,  so  ist  der  Schein  längstens  an  dem  anf  den  Ablauf  der 
Gültigkeitsfrist  nächstfolgenden  Tag  dem  Erheber,  welcher  ihn  ausgestellt  hat,  unter  Darlegung 
des  Sachverhaltes,  zurückzugeben. 

b.  Obliegenheiten  der  Müller. 
Artikel  15. 

Will  auf  einer  öffentlichen  Mühle  das  Malzbrechen  betrieben  werden,  so  hat  der  Inhaber 
der  Miihle  (der  Müller)  dies  8  Tage  vor  dem  ersten  Malzbmdie  dem  Steuererheber  des  Ortes, 
in  welchem  die  Mühle  liegt,  schriftlich  anzuzeigen. 

Artikel  16. 

Der  Müller  darf  kein  Malz  ohne  den  vorgeschriebenen  Erlaubnissehein  fMahlschein  oder 
Freischein)  übernehmen.  Fehlt  dieser  Schein ,  so  dart"  die  üebemahme  nur  unter  Zuzug  des 
Steuererhebers  stattfinden. 

Mit  der  Einbringung  in  die  'Mühlenräume  (Artikel  S ,  Absatz  2)  gilt  das  Malz  als  über- 
nommen. 

Artikel  17. 

Der  Müller  hat  das  Malz  alsbald  nach  der  üebemahme  nachzuwägen,  zu  welchem  Behufe 
er  zur  Haltung  einer  geeigneten,  amtlich  geprüften  und  gestempelten  Wage  verpflichtet  ist. 

Ergibt  sich  beim  Nachwägen  des  Malzes  ein  üebergewicht  von  mehr  als  50  g,  so  hat 
der  Müller  hiervon  dem  Steuererheber  Anzeige  zu  erstatten  und  mit  dem  Brechen  des  Malzes 
zuzuwarten,  bis  der  Erheber  sich  von  dem  Thatbestande  überzeugt  hat.  *  . 

Das  ermittelte  Bruttogewicht  (Gewicht  des  Malzes  samt  der  Umhüllung)  hat  der  Müller 
vor  Beginn  des  Malzbrechens  auf  dem  Erlaubnisschein,  sowie  in  einem  von  ihm  nach  vorge- 
schriebenem Formular  zu  führenden  Mühlenregister  einzutragen.  Letzteres  ist  vom  Müller  all- 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.  3^3  .23 
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monatlich   abzuschliessen   und  spätestens  am  dritten  Tag  des  darauf  folgenden  Monats  dem 
Steuererheber  einzureichen. 

Artikel  18. 

Der  Müller  kann  sich  bei  den  in  den  Artikeln  16  und  17  ihm  zugewiesenen  Verrichtungen 
durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen. 

Von  der  Bestellung  eines  solchen  ist  dem  Steuererheber  binnen  24  Stunden  Anzeige  zu 
erstatten. 

Ein  Stellverteter  m  u  s  s  ernannt  werden,  wenn  das  Mühlengewerbe  von  einer  Frau,  einer 
juristischen  Person,  Handelsgesellschaft,  Genossenschaft  oder  einem  Verein  betrieben  wird 
oder  der  Müller  (auf  einer  anderen  Gemarkung)  Bierbereitung  treibt. 

Artikel  19. 

Dem  Besitzer  einer  ölTentlichen  Mühle ,  ebenso  dem  ihn  vertretenden  Bevollmächtigten, 
ist  untersagt,  innerhalb  der  Gemarkung,  auf  welcher  die  Mühle  liegt,  Malzvorräte  zu  halten, 
Bier  zu  brauen  oder  für  seine  Rechnung  brauen  zu  lassen. 

Artikel  20. 

Die  Müller  bez.  die  von  ihnen  bestellten  Bevollmächtigten  erhalten  von  dem  durch  sie 
verwegenen  und  im  Mühlenregister  angeschriebenen  steuerbaren  Malz  aus  der  Steuerkasse  eine 
Gebühr  von  10  Pf.  für  je  100  kg  Bruttogewicht. 

3.   Malzbrechen  auf  Privatmalzmiihlen. 

Artikel  21. 

Die  Benützung  einer  nicht  öffentlichen  Mühle  zum  Brechen  von  Malz  innerhalb  des  Gross- 
herzogtums ist  von  der  Genehmigung  der  Steuerverwaltung  abhängig ,  welche  jeweils  nur  für 
die  betreffende  Person  und  unter  den  zur  Sicherung  der  Abgabe  von  der  Steuerverwaltung  für 
erforderlich  erachteten  Bedingungen  erteilt  wird. 

Auf  einer  Privatmalzmühle  darf  nur  derjenige ,  welchem  die  Genehmigung  hierzu  erteilt 
ist,  "und  nur  zum  eigenen  Gebrauche  Malz  brechen  lassen.  Die  Zulassung  einer  Ausnahme  ist 
von  besonderer  Genehmigung  der  Steuerbehörde  abhängig. 

Alle  als  Privatmalzmühlen  genehmigten  Mühlen  stehen  unter  Verschluss  der  Steuer- 
verwaltung. 

Als  Privatmalzmühlen  können  gestattet  werden: 

a.  Malzmühlen  ohne  selbstthätigen  Zählapparat,  welche  so  eingerichtet  sind ,  dass  die 
Kaue  (Rumpf)  den  Malzbedarf  für  einen  Sud  fasst  und  dass  sie  in  allen  Teilen  derart 
unter  Verschluss  der  Steuerverwaltung  genommen  werden  können,  dass  ohne  Anwen- 
dung sofort  erkennbarer  Gewalt  ein  heimliches  Brechen  des  Malzes  nicht  ausführbar  ist. 

b.  Malzmühlen,  welche  mit  einem  von  der  Steuerverwaltung  genehmigten  selbstthätigen 
Zählapparat  derart  versehen  sind,  dass  durch  denselben  alles  auf  der  Mulde  gebrochene 
Malz  seiner  Quantität  nach ,  entweder  nach  dem  Volumen  (der  Literzahl)  oder  nach 
dem  Gewichte ,  angezeigt  wird.  (Malzmühlen  mit  selbstthätigem  Messungsapparat 
und  Malzmühlen  mit  selbstthätigen  Registrierwagen.) 

a.  Privatmalzmühlen  ohne  selbstthätigen  Zählapparat. 
Artikel  22. 

Die  Benützung  einer  Privatmalzmühle  ohne  selbstthätigen  Zählapparat  ist,  sofern  nicht 
eine  Ausnahme  gestattet  wird,  nur  in  der  Zeit  von  morgens  6  bis  abends  8  Uhr  gestattet. 

Will  der  Inhaber  einer  solchen  Mühle  auf  derselben  Malz  brechen,  so  hat  er  hiervon  dem 
Steuererheber  der  Gemarkung ,  auf  welcher  sich  die  Mühle  befindet,  Anzeige  zu  erstatten  und 
einen  Erlaubnisschein  (Mahlschein  oder  Freischein)  zu  erwirken. 

Gewerbsmässige  Brauer  haben  zu  diesen  Anzeigen  ein  Einschreibebuch  zu  verwenden. 
Form  und  Inhalt  des  Erlaubnisscheins  und  Einschreibebufflis  werden  im  Verordnungs- 
wege bestimmt. 

Artikel  23. 

Das  zum  Brechen  bestimmte  Malz  wird  in  Gegenwart  des  Steuerbeamten,  welcher  sich 
zu  der  für  das  Bieehen  angezeigten  Stunde  im  Mühlenlokale  einzufinden  hat,  durch tlen  Mühlen- 
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inhaber  oder  seinen  Stellvertreter  verwegen,  zu  welchem  Behnfe  der  Mühleniuhaber  zur  Haltung 
einer  geeigneten,  amtlich  geprüften  und  gestempelten  Wage  verpflichtet  ist. 

Das  ermittelte  Bruttogewicht  ist  durch  den  Steuerbeamten  auf  dem  Erlaubnisschein  und 
in  Gegenwart  des  Steuerbeamten  durch  den  Mühleninhaber  oder  seinen  Stellvertreter  in  dem 
von  ihm  nach  vorgeschriebenem  Formular  zu  führenden  Mühlenregister  einzutragen. 

Letzteres  ist  von  dem  Mühleninhaber  oder  seinem  Stellvertreter  allmonatlich  abzuschliessen 
und  spätestens  am  dritten  Tage  des  darauf  folgenden  Monats  dem  Steuererheber  einzureichen. 

Artikel  24. 

Xach  erfolgter  Verwägung  des  Malzes  hat  der  Steuerbeamte  die  amtlichen  Verschlüsse 
des  Mühlwerks,  nachdem  er  sich  von  der  Unverletztheit  derselben  überzeugt  hat,  abzunehmen, 
worauf  das  gesamte  abgewogene  Malzquantum  in  den  Rumpf  (Kaue^  des  Mühlwerks  verbracht 
wird.  Mit  dem  Brechen  des  Malzes  darf  erst  begonnen  werden ,  wenn  an  dem  Rumpfe  wieder 
der  amtliche  Verschluss  angelegt  ist. 

Von  jeder  Verletzung  des  amtlichen  Verschlusses  hat  der  Mühleninhaber  ohne  Verzag 
dem  Stenereiiieber  Anzeige  zu  machen. 

Artikel  25. 

Der  Erlaubnisschein  mnss  längstens  an  dem  auf  den  Tag  seiner  Gültigkeit  nächstfolgen- 
den Tag  dem  Erheber,  welcher  ihn  ausgesteUt  hat,  zurückgegeben  werden. 

Gleichzeitig  ist,  sofern  nicht  eine  steuerfireie  Verwendung  des  Malzes  in  Frage  liegt  oder 
dem  Brauer  Kredit  verwiUigt  ist,  die  Steuer,  vrie  sich  solche  nach  der  auf  dem  Erlaubnisscheine 
vom  Steuerbeamten  vermerkten  Gewichtsmenge  berechnet,  zn  eiiegen. 

Artikel  26. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  und  Eontrollierung  der  Privatmalz- 
mühlen ohne  selbstthätigen  Zählapparat ,  insbesondere  auch  über  die  Anlage  des  steueriidien 
Verschlusses,  werden  im  Verordnungswege  erlassen. 

b.  Privatmalzmühlen  mit  selbstthätigem  Zählapparat. 
Artikel  27. 

Will  der  Inhaber  einer  Privatmalzmühle  mit  selbstthätigem  Zählapparat.  Messungs- 
apparat oder  Registrierwage  auf  derselben  MaJz  brechen,  so  hat  er  hiervon  dem  Steuererheber 
der  Gemarkung,  auf  welcher  sich  die  Mühle  befindet,  Anzeige  zu  erstatten  und  einen  Erlaubnis- 
schein (^Mahlschein  oder  Freischein)  zu  erwirken. 

Gewerbsmässige  Brauer  haben  zu  diesen  Anzeigen  ein  Einschreibebuch  zu  verwenden. 

Form  und  Inhalt  dieses  Buches,  sowie  des  Erlaubnisscheines  werden  im  Verordnungs- 
wege bestimmt. 

'Artikel  28. 

Ist  der  Mühleninhaber  im  Besitz  des  Erlaubnisscheines,  so  kann  er  an  dem  Tage,  für 
welchen  der  Erlaubnisschein  gelöst  wurde,  zu  beliebiger  Stunde,  ohne  die  Anwesenheit  eine» 
Steuerbeamten  abwarten  zu  müssen,  eine  beliebige  Menge  Malz  brechen. 

Artikel  29. 

üeber  die  Menge  des  gebrochenen  Malzes  entscheidet,  vorbehaltlich  der  Fälle  des 
Artikels  33,  ausschliesslich  die  Angabe  des  Zählapparats. 

Der  Mühleninhaber  oder  sein  Stellvertreter  hat  deshalb  den  Stand  der  Kontrolluhr  vor 
Beginn  sowie  nach  Beendigung  des  Malzbruches  auf  dem  Erlaubnisschein  und  in  dem  von  ihm 
nach  vorgeschriebenem  Formular  zu  führenden  Mühlenregister  einzutragen. 

Letzteres  ist  von  dem  Mühleninhaber  bez.  dem  Stellvertreter  allmonatlich  abznschUessen 
und  spätestens  am  3.  Tage  des  darauffolgenden  Monats  dem  Stenererheber  abzuliefern. 

-\rtikel  30. 

Der  Erlaubnisschein  muss  längstens  an  dem  anf  den  Tag  seiner  Gültigkeit  nächst- 
folgenden Tage  dem  Steuererheber,  welcher  ihn  ausgestellt  hat,  zurückgegeben  werden. 

Gleichzeitig  ist,  sofern  nicht  eine  steuerfreie  Verwendung  des  MsJzes  in  Frage  liegt  oder 
dem  Brauer  Kredit  verwilligt  ist,  die  Steuer,  wie  sich  solche  nadi  dem  Eintrage  des  Standea 
der  Kontrolluhr  berechnet,  zu  erlegen. 
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Artikel  31. 

Kommen  Malzmühlen  mit  selbstthätigen  M  e  s  s  u  n  g  s  apparaten  in  Anwendung ,  so  hat 
behufs  der  Steuerentrichtung  eine  Umrechnung  des  nach  dem  Volumen  angezeigten  Malz- 
quantiims  auf  Gewicht  nach  der  im  Verordnungswege  zu  bestimmenden  Verhältniszahl  statt- 
zufinden. 

Artikel  32. 

Der  Messungs-  bez.  Wägeapparat  steht  unter  steuerlichem  Verschluss.  Auch  ist  der 
Mühleninhaber  verpflichtet,  die  sonst  von  der  Steuerbehörde  angeordneten  Sicherheitsvomch- 
tungen  an  der  Privatmalzmühle  anzubringen. 

Artikel  33. 

Von  Beschädigungen  an  dem  Apparate,  welche  die  Benützung  unterbrechen  oder  die 
Sicherheit  mindern ,  von  Unregelmässigkeiten  in  der  Thätigkeit  des  Apparats ,  sowie  von  Ver- 
letzungen des  amtlichen  Verschlusses  hat  der  Mühleninhaber  ohne  Verzug  dem  Steuererheber 
Anzeige  zu  erstatten. 

Das  Malzbrechen  ist  in  einem  solchen  Falle  sofort  auszusetzen  und  kann  bis  zur 
Wiederherstellung  des  Apparats,  wozu  die  Steuerverwaltung  eine  angemessene  Frist  bestimmt, 
nur  unter  besonderen,  von  der  Steuerverwaltung  festzusetzenden  Kontrollmassregeln  ge- 
stattet werden. 

Artikel  34. 

Behufs  Kontrollierung  der  Messungs-  und  der  Wägeapparate  sind  die  Inhaber  vou 
Malzmühlen  mit  derartigen  Apparaten  zur  Haltung  geeigneter,  amtlich  geprüfter  und  gestem- 
pelter Hohlmasse  bezw.  Wagen  verpflichtet. 

Artikel  35. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  der  Pi'ivatmalzmühlen  mit  selbst- 
thätigem  Zählapparat,  über  die  Zulassung  der  verschiedenen  Systeme  derartiger  Apparate, 
über  die  Kontrollierung  und  Anlage  des  steuerlichen  Verschlusses  werden  im  Verordnungs- 
wege erlassen. 

Abschnitt  III. 

Ein-  und  Durchfuhr  von  ausserhalb  des  Grossherzogtums  gebrochenem 

Malz. 

Artikel  36. 

Wer  gebrochenes  Malz  in  das  Grossherzogtum  einführen  oder  durch  dasselbe  durch- 
führen will,  hat,  sofern  die  Durclifuhr  nicht  lediglich  mittels  der  Eisenbahn  erfolgt,  zuvor  beim 
Steuererheber  seines  Wohnortes  oder  auch  des  Eintrittsortes,  unter  Angabe  der  Gewichtsmenge 
des  ein-  oder  durchzuführenden  Malzes ,  einen  Erlaubnisschein  (Einfuhrschein)  zu  erwirken, 
welcher  die  Malzsendung  von  der  Grenze  an  (bei  der  Einfuhr  mit  der  Eisenbahn  vom  Ver- 
lassen der  Bahn  an)  bis  zum  Bestimmungsorte  bezw.  bis  zum  Austrittsorte  zu  begleiten  hat. 
Form  und  Inhalt  des  Erlaubnisscheines  werden  im  Verordnungswege  bestimmt. 

Der  Transport  ist  dem  Erheber  des  Eintrittsortes,  sowie  des  Bestimmungs-  bez.  Aus- 
trittsortes  innerhalb  der  Gültigkeitsdauer  des  Erlaubnisscheins  zur  Kontrolle  vorzuführen. 

Sofern  nicht  eine  steuerfreie  Malzverwendung  in  Frage  steht  oder  dem  Brauer  Kredit 
verwilligt  ist  oder  das  Malz  bloss  durch  das  Grossherzogtum  durchgefülu-t  wird,  hat  bei  der 
Vorführung  am  Bestimmungsort,  jedenfalls  aber  vor  der  Vei-wendung  die  Versteuerung  des 
Malzes  und  zwar  unter  Zugrundlegung  des  deklarierten  Gewichtes,  sofeni  aber  beim  Ein- 
tritts- oder  Bestimmungsorte  eine  grössere  Gewichtsmenge  festgestellt  wird,  nach  dieser  letzteren 
zu  geschehen. 

Findet  innerhalb  der  Gültigkeitsdauer  des  Erlaubnisscheins  die  beabsichtigte  Einfulir 
des  Malzes  nicht  statt,  so  ist  der  Schein  längstens  an  dem  auf  den  Ablauf  der  Gültigkeitsdauer 
nächstfolgenden  Tag  dem  Erheber,  welcher  ihn  ausgestellt  hat,  unter  Darlegung  des  Sach- 
verhaltes zurückzugeben. 

Gelangt  ein  Einfuhrschein  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  zur  Erledigung,  so  kann 
■die  Steuerverwaltung  von  demjenigen,  welcher  den  Schein  erwirkt  hat,  die  Entrichtung  der 
JBrauraalzsteuer  für  die  betreffende  Malzmenge  verlangen. 
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Abschnitt  IF. 

Sonstiger  Verkehr  mit  gebrochenem  Malz. 

Artikel  37. 

Der  Verkehr  mit  gebrochenem  Malze  ist  nur  in  den  Fällen  der  Artikel  12  bis  1* 
und  des  Artikels  36  des  Gesetzes  xmd  unter  der  daselbst  vorgeschriebenen  TransportkontroUe 
zulässig.    Ausnahmen  bedürfen  der  besonderen  Genehmigung  der  Steuerverwaltung. 

Abschnitt  T. 
Verwendting  von  Malz  zu  steuerfreien  Zwecken. 

Artikel  38. 

Wer  zu  steuerfreien  Zwecken  Malz  brechen  oder  in  gebrochenem  Znstande  ein- 
führen ■wiü.  hat  dies  schon  bei  Lösung  des  Erlaubnisscheines  zu  erklären  und  dabei  den  Zweck 
der  Verwendung,  sowie  den  Raum,  in  welchem  diese  stattfinden  soll,  zu  bezeichnen. 

Die  Vei^wendung  des  Malzes  zu  anderen  als  den  angegebenen  Zwecken  und  in  anderen 
als  den  bezeichnet«n  Räumen  ist  ohne  vorherige  und  ausdrückliche  Genehmigung  der  Steuer- 
behörde nur  nach  Entrichtung  der  Braumalzsteuer  statthaft. 

Gelangt  ein  Erlaubnisschein  zum  Brechen  oder  zur  Einfuhr  von  zu  steuerfreien  Zwecken 
bestimmtem  Malz  (Freischein  oder  Einfohrschein)  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  zur  Er- 
ledigung, so  kann  die  Steuerverwaltung  von  demjenigen,  welcher  den  Schein  erwirkt  hat,  die 
Entrichtung  der  Braumalzsteuer  für  die  betreffende  Malzmenge  verlangen. 

Die  Verwendung  von  Malz  zu  steuerfreien  Zwecken  in  einer  Betriebsstätte,  von  welcher 
aus  der  Transport  von  Malz  in  eine  Bi-anerei  ohne  Berührung  einer  öffentlichen  Strasse  mög- 
lich ist,  oder  deren  Besitzer  auf  derselben  Gemaikung  eine  Brauerei  betreibt,  ist  nur  unter 
besonderen,  im  Verordnungswege  näher  zu  regelnden  Kontrollen  gestattet. 

Abschnitt  YI. 

Kreditierung  der  Steuer. 

Artikel  39. 

Brauern,  welche  in  gutem  steuerlichen  Rufe  stehen  und  der  Steuerverwaltung  genügende 
Sicherheit  leisten,  kann  die  Steuer  von  dem  in  den  Monaten  Dezember,  Januar,  Februar  und 
März  zur  Bierbereitung  gebrochenen  bezw.  in  gebrochenem  Zustande  eingeführten  Malze  auf  je 
i  Monate  kreditiert  werden. 

Abschnitt  TII. 

Steuerliche  Zontrolle. 

Artikel  40. 

Sämtliche  Malzmühlen  (Artikel  3,  Absatz  3)  und  Mühlränme  (Artikel  3,  Absatz  2),  sämt- 
liche Bierbrauereien  und  andere  Betriebsstätten  mit  Malz\erbrauch  einschliesslich  der  zu- 
gehörigen Betriebs-  und  Aufbewahrungsräume,  femer  sämtliche  Malztransporte  unterliegen 
jederzeit  der  Kontrolle  des  Steuerpersonals. 

Es  dürfen  keine  Einrichtungen  oder  Vorkeluimgen  getroffen  werden,  welche  die  Aus- 
übung dieser  Kontrolle  erschweren  oder  verhindern. 

Diejenigen,  bei  welchen  revidiert  wiid,  deren  Stellvertreter  und  Gehilfen  müssen  dem 
Steuerpersonale  diejenigen  Hilfsdienste  leisten  und  leisten  lassen,  welche  erforderlich  sind,  um 
lie  Re\-ision  in  der  vorgeschriebenen  Weise  zu  vollziehen. 

Alle  laut  dieses  Gesetzes  von  den  Kontrollpflichtigen  zu  führenden  Anschreibungen 
nebst  Belegen  sind  nach  näherer  Bestimmung  der  Steuerverwaltung  aufzubewahren  und  den 
revidierenden  Beamten  zugänglich  zu  halten ;  auch  sind  die  Scheine,  welche  die  Malztransporte 
zu  begleiten  haben,  dem  Steueraufsichts-  und  Erhebungs-Personale  auf  Verlangen  vorzuzeigen. 
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Artikel  41. 

Die  Inhaber  der  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  entstehenden  oder  neu  in  Betrieb 
tretenden  Bierbrauereien,  soweit  diese  gewerbsmässig  betrieben  werden,  d.  h.  nicht  ausschliess- 
lich auf  die  Bereitung  des  Hausbedarfs  an  Bier  beschränkt  sind,  müssen  8  Tage  vor  Eröffnung 
des  Betriebs  dem  Steuererheber  des  Betriebsortes  schriftlich  Anzeige  machen. 

Alle  gewerbsmässigen  Bierbrauer  haben  über  die  Brauakte  eine  Anschreibung  zu  führen 
und  darin  vor  Beginn  jeder  Einmaischung  die  mutmassliche  Zeit  der  letzteren  und  des  Aus- 
schlagens,  sowie  die  Menge  des  zu  verwendenden  Malzes  einzutragen. 

Abschnitt  YIII. 

Straf  bestimmungen. 

Artikel  42. 

Die  Verwendung  eines  Malzsurrogats  zur  Bierbereitung  unterliegt  einer  Geldstrafe  von 
3U  bis  3000  M.  Diese  Strafe  ist  auch  dann  schon  verwirkt,  wenn  ein  Malzsurrogat  in  irgend 
eine  unter  Steuerkontrolle  stehende  Räumlichkeit  des  Bierbrauers  eingebracht  oder  daselbst 
vorgefunden  wii'd. 

Ausser  der  Geldstrafe  tritt  die  Konfiskation  der  MalzsuiTogate  ein,  wobei  §  155  des 
Vereinszollgesetzes  Anwendung  findet. 

Artikel  43. 

Wer  es  unternimmt,  die  Braumalzsteuer  zu  hinterziehen  oder  eine  Rückvergütung  der 
Braumalzsteuer  zu  gewinnen,  welche  überhaupt  nicht  oder  nur  zu  einem  geringeren  Betrage 
zu  beanspruchen  war,  macht. sich  einer  Defraudation  schuldig  und  verfällt  in  eine  Geldstrafe, 
welche  im  ersten  Falle  im  Vierfachen,  im  ersten  Rückfalle  im  Achtfachen,  im  zweiten  Rück- 
falle im  Zwölffachen ,  im  dritten  und  in  jedem  weiteren  Rückfalle  im  Zwanzigfachen  des  vor- 
enthaltenen bezw.  zur  Ungebühr  beanspruchten  Steuerbetrags  besteht^  keinesfalls  aber  weniger 
als  30  M.  beträgt.  Ueberdies  ist  im  dritten  und  in  jedem  weiteren  Rückfalle  eine  Gefängnis- 
strafe bis  zu  6  Monaten  verwirkt. 

Neben  der  verwirkten  Strafe  ist  die  nicht  oder  zu  wenig  entrichtete,  noch  nicht  ver- 
jähite  Steuer  nachzuzahlen  bezw.  die  etwa  zur  Ungebühr  empfangene  Steuerrückvergütung, 
soweit  eine  Verjährung  der  Rückforderung  nicht  eingetreten  ist,  zurückzuerstatten. 

Ist  der  Betrag  der  vorenthaltenen  Steuer  oder  der  zur  Ungebühr  beanspruchten  Rück- 
vergütung nicht  festzustellen,  so  kann  eine  Defraudationsstrafe  von  30  bis  3000  M.  aus- 
gesproc;.(.u  werden. 

Artikel  44. 

Der  Defraudation  der  Braumalzsteuer  macht  sich  insbesondere  schuldig: 

1)  wer  Malz  ohne  den  vorgeschriebenen  Erlaubnisschein  oder  in  einer  Menge,  welche 
die  im  Erlaubnisschein  angegebene  Menge  um  mehr  als  5%  übersteigt,  in  die 
Mühlenräume  einer  öffentlichen  Mühle  oder  in  irgend  einen  TeU  des  Mühlwerks  einer 
genehmigten  Privatmalzmühle  ohne  selbstthätigen  Zählapparat  verbringt; 

2)  wer  Malz  in  gebrochenem  Zustand  über  die  Grenze  des  Grossherzogtums  in  dieses 
ohne  den  vorgeschriebenen  Erlaubnisschein  oder  in  einer  Menge  einführt,  welche 
die  im  Erlaubnisschein  angegebene  Menge  um  mehr  als  5  o'o  übersteigt ; 

3)  wer  steuerfrei  gebrochenes  Malz  zur  Bierbereitung  verwendet  oder  solches  au 
einen  Dritten  abgibt; 

4)  wer  Malz  in  den  Aufstellungsraum  oder  in  einen  Teil  des  Mühlwerks  einer  Mühle 
verbringt,  welche  zum  Malzbrechen  überhaupt  nicht  oder  nicht  für  den  Eigen- 
tümer des  Malzes  zugelassen  ist; 

5)  wer  bei  einem  Gesuche  um  Steuerrückvergütung  die  bezüglichen  Malz-  oder  Bier- 
mengen über  dem  wirklichen  Betrag  angibt; 

6)  der  Inhaber  einer  öffentlichen  Mühle  bez.  der  von  ihm  aufgestellte  Bevollmächtigte, 
welcher  ungebrochenes  Malz  ohne  den  vorgeschriebenen  Erlaubnisschein  über- 
nimmt oder  die  Verwägung  des  Malzes  unterlässt  oder  in  den  Erlaubnisschein 
oder  in  das  Mühlenregister  zu  niedriges  Gewicht  einträgt  oder  den  Eintrag  in 
dieses  Register  unterlässt; 
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7)  der  Inhaber  einer  genehmigten  Privatmalzmühle  ohne  selbstthätigen  Zählapparat 
bez.  dessen  Stellvertreter,  welcher  bei  der  Verwägung  des  Malzes  zu  niedriges 
Gewicht  angibt  oder  in  das  Mühlenregister  einträgt  oder  den  Eintrag  in  dieses 
Register  unterlässt; 

8)  wer,  während  auf  einer  genehmigten  Privatmalzmühle  mit  selbstthätigem  Zähl- 
apparat Mal^  gebrochen  wird,  auf  die  Mühle  oder  den  Apparat  in  irgend  einer 
Weise  derart  einwirkt  oder  eine  derartige  Vorrichtxmg  anbringt,  dass  die  Menge 
des  gebrochenen  Malzes  auf  dem  Zählwerk  zu  nieder  angegeben  oder  Malz  ohne 
Angabe  auf  dem  Zählwerk  gebrochen  wird ; 

9)  wer  eine  genehmigte  Privatmalzmühle  mit  selbstthätigem  Zählapparat  zum  Malz- 
brechen benützt,  obschon  ihm  bekannt,  dass  deren  Apparat  die  Menge  des  ge- 
brochenen Malzes  nicht  oder  zu  niedrig  angibt. 

Als  vorenthalten  gilt  in  den  Fällen  gegenwärtigen  Artikels  die  Steuer  von  der  Malz- 
menge, auf  welche  sich  die  mit  Strafe  bedrohte  Handlung  oder  Unterlassung  bezieht. 

Artikel  4.5. 

Kann  in  den  Fällen  des  Artikels  44  dargethan  werden,  dass  lediglich  ein  Vei-sehen  vor- 
liegt, so  tritt  (neben  Erhebung  der  nicht  oder  zu  wenig  entrichteten  Steuer  bez.  der  zur 
Ungebühr  empfangenen  Rückvergütung)  an  Stelle  der  im  Artikel  43  angedrohten  Strafe  eine 
Ordnungsstrafe  von  3  bis  1.50  M.,  welche  jedoch  den  Betrag  der  De&audationsstrafe  nicht 
übersteigen '  darf. 

Wird  in  einem  der  Fälle  der  Artikel  43  und  44  das  Versäumte  nachgeholt,  bevor  die 
Zuwiderhandlung  zur  Kenntnis  eines  Steuerbeamten  gelangt  ist,  so  ist  von  Erkennung  einer 
Defraudationsstrafe  abzusehen;  doch  kann  in  einem  solchen  Falle  eine  Ordnungsstrafe  nach 
Absatz  1  ausgesprochen  werden. 

Artikel  46. 

Im  Rückfall  befindet  sich,  wer  sich,  nachdem  'er  wegen  Branmalzsteuerdefraudation  oder 
wegen  Teilnahme  oder  wegen  Begünstigung  in  Beziehung  auf  eine  solche  verurteilt  worden 
ist,  innerhalb  dreier  Jahre  von  der  Verkündung  des  Strafnrteils  an  abermals  einer  dieser 
Handlungen  schuldig  macht. 

Artikel  47. 

Abgesehen  von  den  im  Artikel  45  bezeichneten  Fällen  unterliegt  einer  Ordnungssti-afe 
und  zwar : 

a)  von  30  bis  3000  M. 
wer  an  einer  zum  Malzbrechen  nicht  zugelassenen  Privatmühle  mit  Kontrollapparat  (Artikel  11) 
oder  an  einer  genehmigten  Privatmalzmühle  mit  selbstthätigem  Zählapparat  'Artikel  27  ff.) 
irgend  eine  Vorrichtung  anbringt,  vermöge  deren  auf  der  Mühle  Malz  ohne  Angabe  durch  den 
Kontrollapparat  gebrochen  werden  kann  oder  die  Menge  des  gebrochenen  Malzes  durch  das 
Zählwerk  zu  nieder  angegeben  wird,  oder  ohne  Genehmigung  der  Steuerbehörde  an  der  Kon- 
struktion des  Apparates  oder  an  einem  sonstigen  Teile  der  Mühle  oder  den  angebrachten 
Sicherheitsvorrichtungeu  eine  Aenderung  vornimmt  oder  den  Apparat  vorsätzlich  oder  aus 
Fahrlässigkeit  beschädigt  oder  in  seiner  regelmässigen  Thätigkeit  stört;  femer  wer  den  amt- 
lichen Verschluss  an  einer  Privatmühle  oder  genehmigten  Privatmalzmühle  jmit  oder  ohne 
Apparat  eigenmächtig  öffnet  oder  vorsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit  verletzt. 

Die  Strafe  ist  unabhängig  von  der  etwa  erkannt  werdenden  Defiraudationsstrafe  verwirkt. 

b)  vOn  3  bis  300  M.: 
wer  sich  einer  sonstigen,  nicht  mit  besonderer  Strafe  bedrohten  Zuwiderhandlung  gegen  die 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  (einschliesslich  der  Nichterfüllung  der  ihm  durch  dasselbe  auf- 
erlegten Verbindlichkeiten)  schuldig  macht. 

c)  von  1  bis  30  M. : 
wer  sich  eine  nicht  bereits  im  Gesetze  mit  Strafe  bedrohte  Zuwiderhandlung  gegen  die  auf 
Grund  des  Gesetzes  erlassenen,  öffentlich  bekannt  gemachten,  Vollzugsvorschriften  zu  Schulden 
kommen  lässt. 

Wird  bei  einer  unter  b  oder  c  fallenden  Zuwiderhandlung  das  Versäumte  nachgeholt, 
bevor  dieselbe  zur  Kenntnis  eines  Steuerbeamten  gekommen  ist,  so  kann  von  Erkennung  einer 
Strafe  ganz  abgesehen  werden. 
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Artikel  48. 

Der  Eigentümer  des  den  Gegenstand  einer  Zuwiderhandlung  bildenden  Malzes,  sowie 
jeder  Mühleninhaber  ist  für  Zuwiderhandlungen,  welche  sein  Ehegatte,  seine  Kinder,  seine 
Dienstboten  oder  sonstige  ständig  oder  vorübergehend  in  seinen  Diensten  stehende  Personen 
bei  Ausführung  der  diesen  von  ihm  übertragenen  oder  ein-  für  allemal  überlassenen  Vemch- 
tungen  gegen  die  Vorschriften  gegenwärtigen  Gesetzes  oder  der  auf  Grund  desselben  öifentlich 
bekannt  gegebenen  Vollzugsbestimmungen  begehen,  als  Thäter  bez.  Mitthäter  strafbar,  sofern 
er  nicht  nachzuweisen  veimag,  dass  die  Zuwiderhandlung  gegen  seinen  Willen  stattgefunden  hat. 

Hat  der  Inhaber  einer  öffentlichen  Mühle  gemäss  Artikel  18  einen  Bevollmächtigten  be- 
stellt oder  beteiligt  sich  der  Inhaber  einer  sonstigen  Malzmühle  oder  eines  Gewerbebetriebs, 
bei  welchem  Malz  zur  Verwendung  gelangt,  in  keiner  Weise  persönlich  am  Geschäftsbetrieb, 
so  trifft  die  vorbezeichnete  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  den  Bevollmächtigten  bezw.  Ge- 
schäftsführer, den  Mühlen-  bezw.  Geschäftsinhaber  dagegen  nur  dann,  wenn  die  Zuwiderhand- 
lung in  seinem  Auftrag  oder  mit  seinem  Wissen  begangen  worden  ist.  Ein  hiemach  nicht 
strafrechtlich  verantwortlicher  Mühleninhaber  oder  Malzeigentümer  ist  jedoch  für  die  gegen 
seinen  Bevollmächtigten  oder  Geschäftsführer  auf  Grand  gegenwärtigen  Gesetzes  erkannten 
Strafen  und  von  demselben  zu  entrichtenden  Prozesskosten  und  Steuergefälle  subsidiär  haftbar. 

Im  übrigen  sind  in  beti'eff  der  Bestrafung  der  Teilnahme  und  Begünstigung  die  all- 
gemeinen Vorschriften  des  Reichssti'afgesetzbuchs  massgebend. 

Artikel  49. 

Die  Verfolgung  der  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Voi'schriften  dieses  Gesetzes  und  die 
Vollzugsbestimmungen  verjährt  in  3  Jahren. 

Abschnitt  IX. 
Vollzugs-  nnd  Uebergangsbestimmungen. 

Artikel  50. 

Der  Tag,  mit  welchem  gegenwärtiges  Gesetz  in  Wirksamkeit  tritt,  wird  durch  landes- 
herrliche Verordnung  bestimmt. 

Mit  dem  betreffenden  Tage  treten  alle  die  Biersteuer  betreffenden,  an  jenem  Tage  noch 
gültigen  gesetzlichen  Bestimmungen  nebst  sämtlichen  hierzu  ergangenen  Verordnungen 
ausser  Kraft. 

Artikel  51. 

Alles  am  Tage  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  im  Grossherzogtum  befindliche,  vor  diesem 
Tage  gebrochene  Malz  darf  zur  Bierbereitung  erst  vei-wendet  werden,  nachdem  von  demselben 
die  Braumalzsteuer  entrichtet  worden  ist. 

Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Vorschrift  werden  als  Braumalzsteuerdefi'audationen 
bestraft. 

Artikel  52. 

Mit  dem  Vollzug  gegenwärtigen  Gesetzes  ist  das  Finanzministerium  beauftragt. 

Dasselbe  ist  zugleich  ermächtigt,  von  sich  aus  Erleichtei-ungen  in  den  durcli  das  Gesetz 
angeordneten  Kontrollvorschriften  eintreten  zu  lassen,  sofern  dies  ohne  Gefährdung  des  steuer- 
lichen Interesses  thunlich  erscheint. 

Gegeben  etc. 


Begründung 
zu  dem  Gesetzentwurf,  „die  Erliebung  einer  Braumalzstener  betreffend'*. 

Schon  seit  einer  Eeihe  von  Jahren  haben  die  badischen  Bierbrauer  bei  dem  Landtage 
Gesuche  um  Aenderung  der  Biersteuergesetzgebung  eingebracht,  welche  die  Aufhebung  der 
Kesselsteuer  und  Einführung  der  Besteuerung  des  Malzes  anstrebten.  Auf  die 
bezüglichen  friiheren,  im  wesentlichen  die  Einführang  des  Reichsbrausteuergesetzes  vom  31.  Mai 
1872  befüi-woi-tenden  Gesuche  glaubte  die  Grossh.  Regierung  insolange ,  nicht  näher  eingehen 
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zu  sollen,  als  die  Aufhebung  des  fraglichen  Reichsgesetzes  und  die  Einfuhrung  eines  neuen 
Modus  der  Bierbesteuerung  für  das  Deutsche  Reich  bezw.  die  Biersteuergemeinschaft  in  Frage 
stand.  Nachdem  nun  aber  nach  dermaliger  Lage  der  Verhältnisse  eine  anderweitige  Regelung 
der  Bierbest«uerung  für  das  Reich  in  nächster  Zeit  nicht  zu  envarten  ist,  hat  die  Grossh. 
Regierung  Veranlassung  genommen ,  der  ihr  mit  Beschluss  der  2.  Kammer  der  Landstände  in 
der  öffentlichen  Sitzung  vom  20.  April  1882  empfehlend  überwiesenen  Petition  der  badischen 
Bierbrauer  vom  20.  Februar  1882,  in  welcher  um  Einführung  der  Malzsteuer  nach  dem  bayerischen 
Modus,  jedoch  unter  Zugrundlegung  des  Gewichts  anstatt  des  Hasses  fVoIumens)  des  Malzes 
nachgesucht  wiid,  näher  zu  treten. 

Die  Grossh.  Regierung  hat  zunächst  die  verschiedenen  Systeme  und  Einrichtungen  der 
Malzbesteuerung  an  Ort  und  Steile  in  Bayern ,  Württemberg  und  im  Gebiete  der  Reichsbrau- 
steuergemeinschaft  durch  einen  höheren  Steuerbeamten  einer  eingehenden  Priifung  unterziehen 
lassen.  Die  liierbei  gemachten  Wahrnehmungen  und  gewonnenen  Erfahrungen  haben  zu  der 
üeberzeugung  geführt,  dass  es  sich  bei  dem  dermaligen  Stand  der  Brauereündustrie  aJlerdings 
empfiehlt,  die  Besteuerung  des  Bieres  nach  dem  Rauminhalt  des  Braugefässes,  wobei  gutes  und 
geringes  Produkt  gleich  hoch  getroffen  wird,  zu  verlassen  und  an  deren  Stelle  die  rationellere, 
auch  vom  wissenschaftlichen  Standpunkt  ans  am  meisten  empfohlene  Materialbesteuerung,  durch 
Besteuerung  des  Malzes  treten  zulassen.  Von  der  Einführung  einer  Fabrikat  Steuer,  etwa 
durch  Besteuerung  des  fertigen  Bieres,  wie  in  Nordamerika,  oder  der  gärungsfähigen  Bier- 
wüi-ze  nach  Quantum  und  Gehalt,  wie  in  Oesterreich,  glaubte  man,  abgesehen  von  sonstigen 
ge^vichtigen  Bedenken,  zu  welchen  dieser  Steuermodus  Veranlassung  gibt,  schon  um  deswillen 
von  vornherein  absehen  zu  sollen,  weü  derselbe  in  keinem  deutschen  Staate  durchgeführt  ist. 

Die  im  Deutschen  Reiche  vertretenen  Systeme  der  Besteuerung  des  Malzes  lassen 
sich  mit  Rücksicht  auf  die  Festsetzung  des  Zeitpunktes,  mit  welchem  die  Steuerbarkeit  des 
Malzes  eintritt,  in  zwei  Hauptkategorien  einteilen,  nämlich :  Besteuerung  des  zur  Bierbereitung 
bestimmten  ungebrochenen  Malzes  bei  (bezw.  unmittelbar  vor)  der  Schrotung  und 
Besteuerung  des  zur  Bierbereitung  bestimmten  gebrochenen  Malzes  unmittelbar  vor  der 
Einmaisch ung.  Der  erstere  Modus  liegt  dem  ba}'erischen  und  württembergischen  Malzsteuer- 
gesetz zu  Grunde,  während  der  letztere  Modus  die  Regel  für  die  Erhebung  der  Brausteuer  nach 
dem  Reiehsgesetze  vom  31.  Mai  1872  bUdet,  wenn  auch  nach  letzterem  Gesetz  unter  gewissen 
Voraussetzvmgen  die  Besteuerung  des  Malzes  auch  bei  (bezw.  vor)  der  Schrotung,  sowie  die 
Entrichtting  der  Steuer  in  einer  mit  der  Steuerverwaltung  zu  vereinbarenden  Aversalsumme 
im  Wege  der  Fixation  nicht  ausgeschlossen  ist. 

Der  Regel  nach  hat  nach  dem  Reichsbrausteuergesetz  die  Feststellung  des  von 
dem  Brauer  für  den  einzelnen  Biersud  zu  entrichtenden  Stenerbetrags  unmittelbar  vor  der  Ein- 
maischung  des  Malzes  zu  erfolgen;  der  Brauer  ist  gehalten,  Tag  und  Stunde  der  Einmaischung 
für  jeden  Biersud  der  Steuerbehörde  zu  deklarieren  und  mit  der  Einmaischung,  welche  überhaupt 
nur  in  der  Zeit  zwischen  morgens  i  bezw.  6  L'hr  und  abends  10  Uhr  erfolgen  darf,  nicht  früher 
zu  beginnen,  bis  das  Quantum  des  zur  Einmaischung  bestimmten  Malzes  oder  der  zur  Ver- 
wendung gelangenden  Malzsurrogate  durch  den  Steuerbeamten  festgestellt  ist.  Die  Versteue- 
rung erfolgt  nach  dem  Nettogewichte  des  Malzschrots  und  der  Malzsurrogate  nach  den  für 
diese  Stoffe  im  Gesetze  bestimmten  Tarifsätzen.  Der  Steuersatz  für  Malz  beträgt  zur  Zeit  2  M. 
vom  Centner  (50  kg).  —  Wird  an  Stelle  der  Steuerentrichtung  für  jede  einzelne  Einmaischung 
eine  Abfindungssumme  für  einen  bestimmten  Zeitraum  (Kalenderjahr  oder  Betriebsjahr)  mit 
der  Steuerbehörde  vereinbart,  so  wird  die  Abfindungssumme  so  bemessen,  dass  sie  thunlichst 
demjenigen  Steuerbetrag  entspricht,  den  der  Brauer  bei  der  Einzelversteuerung  für  die  während 
der  Fixationsperiode  zur  Verwendung  gelangenden  Braustoffe  zu  entrichten  haben  würde  und 
es  werden  deshalb  bei  Festsetzung  der  Aversalsumme  die  Einzelversteuemngen  der  voraus- 
gegangenen Perioden  in  Betracht  gezogen.  Wo  hierfür  keine  Anhaltspunkte  vorhanden  sind, 
wie  z.  B.  bei  neu  eröffneten  Brauereien,  wird  die  Fixation  in  der  Weise  vereinbart,  dass  neben 
dem  festgesetzten  Aversalbetrage  eine  Nachversteuemng  eintritt,  sofern  der  Brauer  während 
der  Fixationsperiode)  ein  grösseres  Quantum  von  Braustoffen  verwendet,  als  bei  Festsetzung 
des  Aversalbetrags  angenommen  wurde.  Damit  die  Steuerverwaltung  stets  einen  Anhaltspunkt 
über  die  Menge  der  in  jeder  Brauerei  zur  Verwendung  gelangten  Braustoffe  und  die  darauf 
entfallende  Steuer  hat,  ist  jeder  Brauer,  welchem  die  Entrichtung  der  Steuer  mittels  einer 
Abfindungssrunme  gestattet  ist,  verpflichtet,  ein  Register  zu  führen,  worin  jeder  Biersud  unter 
Angabe  der  hierbei  verwendeten  Braustoffe  nach  Gattung  und  Menge  angeschrieben  wird.  — 
Die  Erhebung  der  Brausteuer  in  Form  einer  Vermahlungsstener  kann  nach  dem  Reichs- 
bi-austeuergesetz  nur  rücksichtlich  derjenigen  steuerpflichtigen  Braustoffe,  welche  vor  der  Ein- 
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maischung  einer  Vermahlung  (Schrotung)  unterliegen,  und  nur  solchen  Brauern  gestattet  werden, 
welche  eigene  Schrotmühlen  besitzen;  die  Steuer  wird  dann  nach  dem  Grewichte  der 
zur  Schrotung  auf  der  Mülile  bestimmten  noch  ungeschrotenen  Stoffe  erhoben.  Die  Schrot- 
mühlen stehen  unter  steueramtlichem  Verschluss.  Dem  auf  Einzeldeklaration  steuernden  Brauer 
legt  das  Gesetz  verschiedene,  die  freie  Bewegung  des  Geschäftsbetriebs  hemmende  Verpflich- 
tungen auf;  derselbe  befindet  sich  fortgesetzt  unter  scharfer  Ueberwachung  der  steuerlichen 
Kontrollorgane.  Die  Zulassung  zur  Vermahlungssteuer,  sowie  die  Fixation,  welche  eine  etwas 
freiere  Bewegung  des  Brauereibetriebs  gestatten,  werden  deshalb  als  eine  Vergünstigung 
seitens  der  Steuerverwaltung  betrachtet,  die  nur  dem  zuverlässigen,  in  gutem  steuerlichem 
Rufe  stehenden  Brauer  vorbehaltlich  jederzeitigen  Widemifs  gestattet  wird. 

Das  bayerische  Malzaufschlaggesetz  in  seiner  neuen  Fassung  vom  31.  Oktober  1879 
legt  die  Steuer  auf  das  zur  Bier-  und  Essigbereitung  bestimmte  ungebrochene  Malz,  sobald 
es  zum  Brechen  zur  Mühle  gelangt,  oder  wenn  es  in  gebrochenem  Zustande  vom  Aus- 
lande eingeführt  wird. 

Es  verbietet  jeden  Zusatz  oder  Ersatz  von  Malz  bei  der  Bierbereitung 
und  schreibt  ausserdem  vor,  dass  bei  der  Bereitung  von  untergärigem  Bier  (Braunbier)  nur 
Gerstenmalz  verwendet  werden  darf.  Die  Steuer  wird  nach  dem  Raumquantum  (der 
Literzahl)  des  ungebrochenen  Malzes  erhoben.  Zur  Sicherung  des  Gefälls  ist  bestimmt,  dass 
das  Schroten  des  Malzes,  welchem  die  Erwirkung  eines  Erlaubnisscheines  (Polette)  bei  dem 
Steuerbeamten  vorausgehen  muss,  nur  auf  den  nichttransportablen  Mühlen  der  gewerbsmässigen 
Müller  oder  auf  den  besonders  bewilligten  Privatmalzmühlen  erfolgen  darf,  welch'  letztere  mit 
einem  von  der  Regierung  genehmigten  selbstthätigen  Zählapparat  derart  versehen  sein  müssen, 
dass  durch  denselben  alles  auf  der  Mühle  gebrochene  Malz  seiner  Quantität,  d.  h.  der  Literzahl 
nach  angezeigt  wird. 

Die  gewerbsmässigen  Müller  sind  zur  Mitwirkung  bei  der  steuerlichen  Kontrolle  dadurch 
verpflichtet,  dass  sie  kein  Malz  ohne  steueramtlichen  Malzbrechschein  annehmen  dürfen  und 
das  übernommene  Malz  sofort  nachmessen  und  die  Quantität  auf  dem  Scheine  bestätigen  müssen. 
Bei  den  Privatmalzmühlen  wird  diese  letztere  Kontrolle  durch  die  Anzeige  des  Messungsappa- 
rates in  mechanisch  selbstthätiger  Weise  ausgeübt. 

Der  Steuerkontrolle  unterliegen  aber  nicht  bloss  die  öfi'entlichen  Mühlen  und  die  geneh- 
migten Privatmalzmühlen ,  sondern  auch  alle  übrigen ,  zum  Brechen  von  Malz  verwendbaren 
Masclünen  und  Mühlen,  also  auch  Hausmühlen,  Futterschrotmaschinen  etc.,  und  es  darf  nie- 
mand ohne  Genehmigung  der  Steuerbehörde  eine  derartige  Mühle  oder  Maschine  anschaffen 
oder  benützen.  —  Der  Steuersatz  beträgt  zur  Zeit  6  M.  vom  Hektoliter  ungebrochenen  Malzes. 

Das  württembergische  Malzsteuergesetz  vom  8.  April  1856  nebst  den  dazu  untei-m 
12.  Dezember  1871  ergangenen  Abänderungen  erhebt  die  Steuer  gleichfalls  von  dem  zur  Bier- 
bereitung (desgleichen  von  dem  zur  Branntweinbereitung)  bestimmten  ungebrochenen  Malze 
unmittelbar  vor  der  Schrotung  auf  der  Mühle,  sowie  von  dem  aus  dem  Ausland  zur 
Einfuhr  gelangenden  gebrochenen  Malze,  unterscheidet  sich  aber  in  zwei  wesentlichen  Punkten 
von  dem  bayerischen  Gesetze,  nämlich  einmal  dadurch,  dass  die  Steuer  nach  dem  Gewicht 
des  Malzes  erhoben  wird,  und  ferner  darin,  dass  bei  der  Bierbereitung  auch  MalzsuiTOgate  zu- 
gelassen werden,  welche  hinsichtlich  ihrer  Steueri)flicht  zu  dem  Malze  in  ein  bestimmtes  Ver- 
hältnis gesetzt  sind.  Die  Steuer  für  Malz  beträgt  zur  Zeit  5  M.  vom  Centner.  Das  Schroten 
des  Malzes  darf  gleichfalls  nur  auf  den  Mühlen  der  gewerbsmässigen  Müller ,  welche  auch  in 
Württemberg  durch  ähnliche  Verpflichtungen  wie  in  Bayern  zur  Mitwirkung  bei  der  steuerlichen 
Kontrolle  berufen  sind,  oder  auf  den  von  der  Steuerbehörde  besonders  genehmigten  Privatmalz- 
mühlen erfolgen.  Die  letzteren  müssen  jedoch  nicht,  wie  in  Bayern,  mit  selbstthätigem 
Zählapparat  versehen,  sondern  nur  derart  beschaften  sein,  dass  sie  in  allen  Teilen  unter  völlig 
sichernden  Verschluss  der  Steuei-verwaltung  genommen  werden  können,  und  dass  ohne  Anwendung 
sofort  erkennbarer  Gewalt  eine  Oeffnung  der  Kaue  (Gosse)  oder  die  Gewinnung  sonstiger  Zugänge 
zur  Mülile  zum  Zweck  heimlicher  Schrotung  nicht  ausführbar  ist;  auch  muss  die  Kaue  so  gross 
sein,  dass -sie  den  Malzbedarf'  für  einen  Sud  auf  einmal  fassen  kann.  Sämtliche  Oeffnungen  der 
Privatmalzmühle,  sowie  das  Mahltriebwerk  stehen  unter  steueramtlichem  Verschlusse,  welcher 
beim  Schroten,  dem  (auch  bei  der  öffentlichen  Mühle)  die  Erwirkung  eines  Erlaubnisscheines 
vorauszugehen  hat,  von  dem  Steuerbeamten  abgenommen  und  wieder  angelegt  wird.  Bei 
Privatnialzmühlen  muss  dem  ganzen  Schrotungsakte  wenigstens  ein  Steuerbeamter  (Mühlen- 
aufseher) unausgesetzt  anwohnen.  Die  Verwendung  von  Privatmalzmühlen  mit  mechanischen 
Kontrollapparaten,  welche  das  Quantum  (Gewicht)  des  auf  der  Mülüe  gebrochenen  Malzes  in 
selbstthätiger  Weise  anzeigen,   findet  in  Württemberg  bis  jetzt  nicht  statt.    Wie  in  Bayeni, 
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stehen  auch  alle  übrigen  zum  Malzbrechen  verwendbaren  Mühlen  und  Maschinen  unter  steuer- 
licher Kontrolle,  indem  die  Erwerbung  und  der  Besitz  derartiger  Mühlen  und  Maschinen  von 
besonderer  Genehmigung  der  Steuerbehörde  abhängig  ist.  Landwirte  und  andere  Personen 
indessen,  welche  weder  Bier  noch  Branntwein  bereiten  oder  zu  letzterem  kein  Malz  verwenden, 
bedürfen  zur  Erwerbung  und  zum  Besitz  von  Futterschrotmaschinen  einer  besonderen  Ermäch- 
tigung der  Steuerbehörde  nicht,  müssen  jedoch  vor  der  Einbringung  einer  solchen  Maschine  in 
eines  ihrer  Gelasse  dem  Steuereinnehmer  Anzeige  machen  und  dabei  die  Stätte  der  Aufetellung 
genau  bezeichnen.  Eine  Veränderung  des  Au&tellungsortes  ist  nur  nach  vorheriger  Anzeige 
bei  dem  Steuereinnehmer  zulässig.  Die  Schrotmaschine  darf  ztun  Brechen  von  Malz  irgend 
welcher  Art  nicht  verwendet  werden. 

Was  nun  zunächst  den  Umfang  und  die  Betriebsveriiältnisse  der  badischen  Brauerei- 
industrie betrifft,  so  befinden  sich  nach  einer  statistischen  Erhebung  der  Steuer^erwaltung 
zur  Zeit  im  Grossherzogtrun  1678  Bierbrauereien,  von'  welchen  im  Jahre  1882  —  1542  ge- 
braut haben,  während  13«  ausser  Betrieb  gestanden  sind.  Weitaus  die  grösste  Anzahl  '1028) 
bilden  die  mittleren  Brauereien  mit  einer  Steuerzahlung  von  300  bis  3000  M.,  Brauereien  mit 
einer  Steuerzahlung  von  3000  bis  30.000  M.  sind  180.  mit  einer  Steuerzahlung  von  mehr  als 
30,000  M.  sind  19  vorhanden.  Die  meisten  Brauer  (1460)  verwenden  nach  ihrer  Angabe  zur 
Bierbereitung  nur  Gerstenmalz  und  nur  wenige  '82)  ausserdem  auch  Malzsurrogate  und  zwar 
hauptsächlich  Reis.  Die  Produktion  geht  in  der  Hauptsache  auf  Bereitung  von  untergärigem 
oder  sogenanntem  Brannbier  und  nur  in  den  Obereinnehmereibezirken  Stockach  und  Ueberiingen 
findet  sich  eine  Anzahl  Brauer,  welche  ausserdem  auch  obergäriges  oder  sogenanntes  Weiss- 
bier bereiten.  Die  Verwertung  des  Produkts  geschieht  bei  den  meisten  Brauern  teüs  durch 
Ausschank  in  eigener  Bierwirtschaft,  teils  durch  Verkauf  auf  die  Achse  oder  durch  Export  in 
das  Ausland.  Die  Schrotung  des  Malzes  erfolgt  bei  der  überwiegend  grösseren  .Anzahl  der 
Brauer  bei  125.5)  auf  ihren  eigenen,  in  der  Brauerei  befindlichen  Malzmühlen,  von  einem  klei- 
neren Teil  '287i  auf  den  öffentlichen  Mühlen  der  gewerbsmässigen  Müller;  einzelne  Brauer 
beziehen  das  Malz  auch  in  geschrotenem  Zustande  aus  nahegelegenen  Malzfabriken.  —  Da  die 
Verhälmisse  der  badischen  Brauereiindustrie,  insbesoijdere  auch  in  dem  Brauverfahren  im  all- 
gemeinen dieselben  sind,  wie  in  Württembei^  und  Bayern  und  in  einem  grossen  Teüe  von 
Norddeutschland,  so  liegen  keinerlei  Umstände  vor,  welche  etwa  gegen  die  Einfuhrung  einer 
in  diesen  Ländern  vertretenen  Form  der  Malzbesteuenmg  sprechen. 

Was  nun  die  Frage  betriflt.  welcher  Modus  der  Malzbesteaerang  den  Vorzug 
verdient,  ob  die  dem  Reichsgesetze  zu  Grunde  liegende  Besteuerung  des  gebrochenen  Malzes 
vor  der  Einmaischung  oder  die  dem  bayerischen  und  württembergischen  Gesetze  zu  Grunde 
liegende  Besteuerung  des  ungebrochenen  M^zes  vor  bezw.  bei  dem  Schroten  auf  der  Mühle, 
so  kann,  wie  seitens  der  Grossh.  Regierung  schon  bei  Behandlung  der  Biersteuerfrage  auf 
früheren  Landtagen  hervorgehoben  wurde,  der  erstere  Modus,  wie  auch  eine  etwaige  Aversiemng 
der  Steuer  nach  Art  der  nach  dem  Reichsgesetze  zulässigen  Fixation  weniger  empfohlen  werden, 
da  diese  Erhebungsarten  zur  Sicherung  des  Gefälls  sehr  scharfe  und  für  den  Brauereibeöieb 
lästige  und  ein  zahlreiches  Steueraufeichtspersonal  erfordernde  Kontrollmassregeln  notwendig 
machen,  ohne  dass  damit  eine  vollständige  Sicherung  der  Steuerkasse  erzielt  wird.  Auch 
dürfte  die  Thatsache,  dass  in  dem  dem  Reichstag  im  Jahr  1879  und  l88o  voi^elegten  Gesetzent- 
wurf wegen  Erhebung  einer  Brausteuer  das  System  der  Malzbesteuemng  bei  der  Einmaischung. 
sowie  die  Aversierung  der  Steuer  verlassen  und  im  wesentlichen  das  bayerische  Sj-stem  der 
Schrotungssteuer  zu  Grunde  gelegt  war,  nicht  zu  Gunsten  des  ersteren  Systems  sprechen. 

Der  vorliegende  Gesetzentwurf  bezweckt  deshalb  in  Uebereinstimmimg  mit  der  Petition 
der  badischen  Braner  die  Besteuerung  des  Malzes  bei  der  Schrotung  und  zwar  nach  dem 
Gewichte  des  ungebrochenen  Malzes. 

Die  Frage,  ob  die  Besteuerung  nach  Gewicht  oder  jene  nach  Volumen  den  Vorzug  ver- 
diene, ist  in  den  Staaten,  in  welchen  eine  Braumalzsteuer  besteht ,  schon  vielfach  Gegenstand 
der  Erörterung  gewesen.  Vom  theoretischen  Standpunkte  aus  wird  zur  Zeit  fast  allgemein 
der  Besteuerung  nach  Gewicht  der  Vorzug  gegeben,  weü  mit  derselben  der  Gehalt  des 
Malzes  an  Extraktivstoffen  besser  getroffen  werde,  als  mit  der  Volumbesteuerung,  weil  femer 
das  Wägen  ein  sichereres  Resultat  liefere  als  das  Abmessen,  bei  welchem  die  Art  und  Weise 
des  Messens,  die  Uebung,  Gewandtheit  und  Absicht  des  Messenden  einen  nicht  unbedeutenden 
Einfluss  übe,  endlich  weil  im  allgemeinen  und  insbesondere  auch  beim  Branereibetriebe  mehr 
nach  dem  Gewicht  als  nach  dem  Masse  gearbeitet  werde.  Aber  auch  praktische  Erwägungen 
sprechen  für  eine  Besteuerung  des  Malzes  nach  Gewicht  wenigstens  insoweit,  als  eine  Schro- 
tung   Vermahlung;  des  Malzes  auf  öffentlichen  Mühlen  in  Frage  steht.    Sowohl  für  den 
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Müller,  wie  für  den  Steuerbeamten  ist  die  Eimittelung  des  Gewichts  viel  einfacher,  schneller 
und  sicherer,  als  die  Vermessung  des  Malzes  mit  dem  Hohlmasse.  Es  hat  dies  besonders  auch 
Bedeutung  für  die  Kontrollierung  des  geschrotenen  Malzes  durch  das  Steuerpersonal,  welche 
sich  bei  der  Gewichtssteuer  viel  leichter  vollzieht,  als  bei  der  Volumbesteuerung,  weil  das 
Gewicht  des  geschrotenen  Malzes  dasselbe  ist ,  wie  das  des  ungebrochenen ,  während  das 
Volumen  des  Malzes  durch  das  Brechen  eine  l)edeutende  Aenderung  ei-fährt,  so  dass  es  not- 
wendig würde,  das  Massverhältnis  des  gebrochenen  zum  ungebrochenen  Malze  durch  gesetz- 
liche Bestimmung  festzusetzen. 

Auf  der  anderen  Seite  erhebt  sich  gegen  die  Gewichtsbesteueining  der  Einwand,  dass 
dieselbe  die  Verwendung  von  Malzmühlen  mit  selbstthätigen  Zähl-  und  Kontrollapparaten,  wie 
solche  in  Bayern  seit  15  Jahren  zugelassen  sind  und  sich  als  ein  für  den  Brauer  und  für  die 
Steuerverwaltung  sehr  bequemes  und  zuverlässiges  Kontrollmittel  bewährt  haben,  erschwere 
bezw.,  wenigstens  zur  Zeit,  thatsächlich  ausschliesse.  Denn  die  in  Bayern  benützten  Apparate 
sind  selbstthätige  Messungsapparate,  während  die  Verbindung  selbstthätiger  Wäge- 
apparate (Registrierwagen)  mit  Malzmühlen  sich  bis  jetzt  noch  nicht  in  einer  genügend  zuver- 
lässigen Weise  als  thunlich  erwiesen  hat. 

Die  Grossh.  Regierung  verkennt  die  Bedeutung  dieses  Einwandes  nicht,  glaubt  jedoch 
gleichwohl  im  Hinblick  auf  die  oben  angeführten,  für  die  Einführung  der  Gewichtsbesteuerung 
sprechenden  Momente,  namentlich  auch  imHinblick  darauf,  dass  im  Grossherzogtum  eben  doch 
noch  eine  immerhin  nicht  unbeträchtliche  Zahl  mittlerer  und  kleinerer  Brauer  keine  eigenen 
Malzmühlen  besitzt,  sondern  auf  öffentlichen  Mühlen  schroten  lässt,  der  Besteuerang  nach  dem 
Gewichte  vor  der  Besteuerung  nach  dem  Volumen  den  Vorzug  geben  zu  sollen.  Um  jedoch  die 
Möglichkeit  der  Verwendung  von  Malzmühlen  mit  selbstthätigem  Zählapparat  nicht  auszu- 
schliessen,  soll  es  nach  dem  Gesetzentwurf  zulässig  sein,  mit  Genehmigung  der  Steuerbehörde 
nicht  bloss  Malzmühlen  mit  selbstthätigen  Registrierwagen  anzuwenden,  sofern  es  mit  der  Zeit 
gelingen  sollte,  derartige  Mühlen  in  zuverlässiger  und  sonst  entsprechender  Weise  zu  kon- 
struieren, sondern  auch  Malzmühlen  mit  selbstthätigen  M  e  s  s  u  n  g  s  a  p  p  a  r  a  t  e  n  nach  bayerischem 
Vorbilde  in  Gebrauch  zu  nehmen.  Bei  Anwendung  solcher  Apparate  würde  das  durch  den 
Zälüapparat  angezeigte  Volumen  nach  einem  im  Verordnungswege  festzusetzenden  Verhältnis- 
satze in  Gewicht  umzurechnen  sein.  Ein  solcher  Verhältnissatz  ist  unschwer  zu  bestimmen, 
da  das  Gewicht  der  in  den  grösseren,  voraussichtlich  künffighin  mit  selbstthätigen  Messappa- 
raten arbeitenden  Brauereien  zur  Verwendung  gelangenden  Malzsorten  besserer  Qualität  nicht 
erheblich  zu  differieren  pflegt  und  durchschnittlich  etwa  zu  51  bis  höchstens  52  kg  für  das 
Hektoliter  Malz  angenommen  werden  kann.  Die  Grossh.  Regierung  behält  sich  übrigens  noch 
weitere  Probeennittelungen  in  dieser  Richtung  vor.  (Vergl.  aucli  das  zu  Art.  31  des  Entwurfs 
Bemerkte.) 

Eine  weitere  wichtige  Frage  ist  jene  des  Verbots  der  Verwendung  von  Malzsurrogaten. 
Nach  den  statistischen,  auf  die  Angaben  der  Brauer  sich  griindenden  Erhebungen  ist,  wie  be- 
reits erwähnt,  die  Verwendung  von  MalzsuiTOgaten  in  Baden  eine  sehr  beschränkte,  indem  ausser 
Gerstenmalz  nur  da  und  dort  auch  Reis  zur  Verwendung  gelangt.  Ein  Bedüilnis  zur  Zulas- 
sung der  Malzsurrogate  kann  deshalb  nicht  als  vorhanden  betrachtet  angenommen  werden, 
während  die  Einfülirung  des  Sun-ogateverbots  sowohl  für  die  Bierproduktion  als  für  die  Steuer- 
verwaltung nur  von  Vorteil  sein  kann ;  für  die  Bierproduktion,  weil  eriahrungsgemäss  die  Ver- 
wendung von  MalzsuiTOgaten  nicht  geeignet  ist,  günstig  auf  die  Qualität  des  Bieres  einzu- 
wirken, für  die  Steuei-verwaltung ,  weil  die  Besteuerung  der  Malzsurrogate,  wie  das  Reichs- 
brausteuergesetz  zeigt,  eine  Menge  einzelner  Bestimmungen  und  sehr  scharfe,  für  den  Brauereibetrieb 
lästige  Kontrollmassregeln  erfordert,  ohne  dass  hierdurch  eine  ausreichende  Sicherheit  gegen 
Unterschleife  getroffen  wäre.  Der  Gesetzentwurf  hat  deshalb  das  Verbot  der  Malzsnrrogate, 
ähnlich  wie  solches  im  bayerischen  Gesetze  enthalten  ist,  aufgenommen. 

Im  vorliegenden  Gesetzentwui-f  war  femer  auch  die  auf  dem  vorigen  Landtage  in  An- 
regung gebrachte  Frage  der  Steuerbefreiung  des  obergäiigen  (Weiss-)  Bieres,  sofern  sol- 
ches lediglich  zum  Haus  verbrauch  bestimmt  ist,  zum  Austrag  zu  bringen  (vergl.  den  Be- 
schluss  der  zweiten  Kammer  in  der  öffentlichen  Sitzung  vom  20.  April  1882,  womit  eine  auf  diese 
Steuerbeft-eiung  gerichtete  Petition  des  Andreas  König  von  Dichtenhausen  u.  Gen.  der  Regiening 
zur  Kenntnisnahme  überwiesen  wurde).  Die  Bereitung  von  Weissbier  zum  Hausverbrauch  bezw. 
zu  einem  Haustrunke  für  die  in  der  Landwirtschaft  beschäftigten  Hilfspersonen  kommt  vorzugs- 
weise in  den  Amtsbezirken  Pfullendorf,  Messkirch  und  Ueberlingen  vor.  Von  sehr  erheblichem 
Umfange  ist  die  fragliche  Biei-produktion  nicht.  Nach  gemachten  Erhebungen  haben  in  den 
fraglichen  Bezirken   im  Jahr   1881   im   ganzen   nur  33  Personen  lediglich  zum  Hausverbraucli 
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Weissbier  gebraut  und  es  hat  sich  die  hierfür  entrichtete  Steuer  nur  auf  zusammen  1318  M. 
belaufen.  Gleichwohl  und  obschon  auch  das  Reichsbrausteuergesetz  vom  31.  Mai  1872  im  8  5 
eine  Steuerbefreiung  für  das  zum  Haustrunk  bestimmte  Bier  mit  gewissen  Einschränkungen 
gewährt,  glaubte  die  Grossh.  Regierung  von  Aufnahme  einer  solchen  Steuerbefreiung  in  den 
vorliegenden  Gesetzentwurf  absehen  zu  sollen.  Einmal  scheint  es  ihr  an  einem  inneren  Grunde 
zu  einer  Freilassung  des  fraglichen,  immerhin  zur  Konsumtion  bestimmt€n  Bieres  zu  fehlen. 
Ferner  muss  besorgt  werden,  dass  eine  derartige  Steuerbefreiung  die  vermehrte  Herstellung 
von  Weissbier  zum  Hausverbrauche  fördern  und  damit  die  gewerblichen  Brauer  schädigen 
würde ;  endlich  würden  auch  die  bei  Bewilligung  einer  derartigen  Vergünstigung  erforderlichen 
Vorkehrungen  gegen  etwaigen  Missbrauch  gerade  bei  dem  System  der  Besteuerung  des  Malzes 
beim  Schrotungsakte  mit  weitgehenden  und  lästigen  Kontrollmassregeln  verbunden  sein.  Dies 
sind  wohl  auch  die  Gründe,  weshalb  eine  derartige  Steuerbefreiung  weder  in  Bayern  noch  in 
Württemberg,  wo  sich  in  einzelnen  Gegenden  gleichfalls  Hausbrauereien  für  Weissbierbereitung 
finden,  gewährt  wird,  üeberdies  verliert  das  fragliche  Gesuch  insofern  an  Bedeutung,  als  nach 
Einführung  der  Malzsteuer  die  Besteuerung  des  Weissbieres  nach  seinem  Gehalt  bezw.  nach 
der  Menge  des  hierfür  verwendeten  Malzes  erfolgen  wird  und  sonach  solches  bei  seinem  er- 
fahrungsgemäss  geringen  Malzgehalte  nicht  mehr  wie  seither  der  gleichen  Steuer  wie  das  ge- 
wöhnliche, in  gewerblichen  Brauereien  hergestellte  Braunbier,  sondern  einer  weit  massigeren 
Steuer  unterliegen  wird. 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  vorliegenden  Gesetzentwurfs  lassen  sich  somit  da- 
hin zusammenfassen,  dass  nach  demselben  die  Besteuerung  des  zur  Bierbereitung  bestimmten 
ungebrochenen  Malzes  bei  bezw.  unmittelbar  vor  der  Schrotung,  sowie  bei  der  Einfuhr  aus 
dem  Ausland  in  gebrochenem  Zustande  und  zwar  nach  dem  Gewichte  erfolgen  soll ;  dass 
die  Verwendung  von  Malzsurrogaten  bei  der  Bierbereitung  ausgeschlossen  und 
das  Brechen  des  Malzes  nur  auf  den  öffent  liehen  Mühlen  der  gewerbsmässigen  Müller  und 
auf  den  von  der  Steuerverwaltung  besonders  bewilligten  Privatmalzmühlen  zulässig 
sein  soll;  dass  übrigens  zur  Vereinfachung  der  steuerlichen  Kontrolle  auch  Privatmalzmühlen 
mit  selbstthätigen  Kontrollapparaten  zugelassen  werden  sollen ,  welche  das 
Quantum  des  gebrochenen  Malzes  nach  dem  Gewichte  oder  nach  dem  Volumen  anzeigen,  wo- 
bei in  letzterem  Falle  das  angezeigte  Volumen  nach  einem  bestimmten  Verhältnissatze  in  Ge- 
wicht umzurechnen  ist. 

Die  Gix)ssh.  Regierung  hat  Veranlassung  genommen,  den  Gesetzentwurf  vor  seiner  Fertig- 
stellung einer  Anzahl  Sachverständiger  und  Interessenten  zur  Beratung  zu  unter- 
breiten. Dieselben  haben  sich  mit  den  vorstehend  näher  gekennzeichneten  Grundlagen  des 
Entwurfs  einverstanden  erklärt  und  auch  den  Einzelbestimmungen  des  Entwurfs  im  wesent- 
lichen beigepflichtet.  Die  vorgebrachten  Wünsche  und  Vorschläge  sind  bei  der  Fertigstellung 
des  Entwurfs  fast  durchweg  berücksichtigt  worden.  Xur  bezüglich  des  vorgeschlagenen  St  ene  r- 
satzes  konnte  ein  Einverständnis  nicht  erreicht  werden,  indem  seitens  der  Majorität  der  Inter- 
essenten behauptet  wurde,  dass  schon  ein  Satz  von  9  M.  für  den  Doppelcentner  (100  Kilogramm) 
Malz  dem  seitlier  für  die  Kesselsteuer  geltenden  Satze  von  2M.  für  das  Hektoliter  Kesselgehalt 
gleichkomme,  während  die  Grossh.  Regierung  unter  den  Satz  von  10  M.  nicht  glaubt  herab- 
gehen zu  können,  sofern  das  Erträgnis  der  Steuer  keinen  Ausfall  erleiden  soll. 

Die  Grossh.  Regierung  geht  hierbei  von  folgenden  Erwägungen  aus: 

Auch  der  Entwurf  des  derzeit  gültigen  Biersteuergesetzes  vom  28.  Februar  1845  wurde 
seiner  Zeit  durch  eine  Kommission  von  Sachverständigen  begutachtet.  Dieses  Gutachten  sprach 
sich  unter  anderem  dahin  aus,  dass,  bei  Beriicksichtigung  sämtlicher  Verhältnisse,  bei  einem 
Kesselgehalt  von  loo  Masseinheiten  nur  auf  ein  Ausbringen  von  rund  64  Masseinheiten  fertigen 
Bieres  mit  Sicherheit  gerechnet  werden  kann.  Man  nahm  somit  damals  den  Gesamtabgang  auf 
36t'o  des  Kesselgehaltes  an.    Dieser  Abgang  umfasste  nach  dem  Gutachten: 

1)  das  Einkochen  im  Kessel,  der  ohnehin  von  vornherein  nicht  voU  angefüllt  werden 
könne,  wegen  des  starken  W"allens  beim  Kochen; 

2)  die  Verdampfung  auf  dem  Kühlschiffe ; 

3)  die  Verdunstung  in  den  Gärbottichen; 

4)  den  Abgang  auf  dem  Lager; 

ö)  den  sonstigen  unvermeidlichen  Verlust  durch  Verschütten  etc. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde,  während  im  Artikel  2  des  Gesetzes  die  Steuer  von 

jeder  Stütze  (=  15  Liter)  des  Rauminhaltes  des  Braugefässes  auf  5  Kreuzer  bestimmt  wurde, 

im  Artikel  13  des  Gesetzes  die  Steuer  für  fertiges  Bier  auf  13  Gulden  vom  Fuder  (1500  Liter), 

d.  i.  78.JO  Kreuzer  von  der  Stütze,  festgesetzt  und  auch  die  Uebergangssteuer  für  aus  anderen 

365 


3()()  Gesetzentwurf  zur  Erbebung  einer  Braumalzsteuer  in  Baden. 

deutschen  Staaten  zur  Einfuhr  kommendes  Bier  auf  diesen  Betrag  bestimmt.  Das  Verhältnis 
zwischen  dem  Steuersatz  für  den  Kesselraum  und  für  fertiges  Bier  war  hiemach  100  :  156.  Zur 
Zeit  ist  dieses  Verhältnis  beiläufig  noch  dasselbe,  nämlich  100  :  160  (Steuersatz  für  den  Kessel- 
gehalt 2  M.  vom  Hektoliter;  Steuersatz  für  fertiges  Bier  3  M.  20  Pf.  vom  Hektoliter). 

Die  Erhebung  der  Steuer  von  dem  im  Grossherzogtum  produzierten  Bier  in  Form  einer 
Kesselsteuer  musste  jedoch  die  Brauer  veranlassen,  ein  möglichst  hohes  Ausbringen  an 
fertigem  Bier  aus  einem  bestimmten  Kesselgehalt  anzustreben ,  denn  je  höher  das  Ausbringen, 
desto  geringer  die  auf  die  Masseinheit  fertigen  Bieres  entfallende  Steuer.  Ein  solches  höheres 
.ausbringen  kann  insbesondere  dadurch  erzielt  werden,  dass  während  des  Kochens  der  Würze 
eine  NachfüUnng  des  Kessels  stattfindet.  Es  ist  eine  solche  Nachfüllung  nach  dem  Gesetze  in- 
solange  zulässig,  als  noch  nicht  mit  dem  Ausschlagen  des  Bieres  begonnen  wird.  Auf  solche 
Nachfüllungen  hatte  jenes  Gutachten  der  Sachverständigen  keine  Rücksicht  genommen ,  als  es 
den  Abgang  auf  durclischnittlich  36  "^o  des  Kesselgehaltes  berechnete.  Dieselben  beeinträchtigen 
auch  in  der  Regel  die  Qualität  des  Bieres;  gleichwohl  werden  sie  von  fast  sämtlichen  Brauern 
vorgenommen.  Auch  durch  Anbringung  von  Schutzkränzen  gegen  übei-wallendes  Bier,  wenn 
solche  auch  den  Kesselrand  nicht  vollständig  umgeben ,  sowie  durch  Anwendung  von  Kesseln 
mit  Dunsthauben  wird  eine  möglichst  hohe  Füllung  des  Kessels  und  infolge  dessen  ein  mög- 
lichst hohes  Ausbringen  an  fertigem  Bier  angestrebt  und  auch  eiTeicht.  Wenn  man  nun  auch 
an  und  für  sich  wohl  berechtigt  wäre,  bei  Berechnung  des  Steuersatzes  für  die  künftige  Malz- 
steue?  auf  alle  diese  Vorgänge  keine  weitere  Rücksicht  zu  nehmen  und  auch  jetzt  noch  an 
der  Unterstellung  des  Gesetzes  bezüglich  des  Kesselausbringens  festzuhalten,  somit  von  der 
Annahme  eines  Abgangs  von  36  Ojq  des  Kesselgehaltes  auszugehen ,  so  würde  man  auf  diesem 
Wege  doch  unzweifelhaft  im  ganzen  zu  einem  erheblich  höheren  Aufkommen  an  Biersteuer  ge- 
langen, als  zur  Zeit.  Es  liegt  dies  aber  nicht  in  der  Absicht  der  Grossh.  Regierung.  Dieselbe 
geht  vielmehr  von  der  Anschauung  aus,  dass  durch  die  neue  Steuer  das  Hektoliter  im  Inlande 
produzierten  Bieres  durchschnittlich  nicht  höher  belastet  werden  und  das  Gesamterträgnis 
an  Biersteuer  keine  Steigerang  erfahren  soll.  Von  diesem  Standpunkte  aus  wird  man  aller- 
dings nicht  umhin  können,  den  oben  dargelegten  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen  und  bei 
Berechnung  des  neuen  Steuersatzes  dasjenige  Kesselausbringen  zu  Grunde  zu  legen,  welches 
nach  dermaliger  Sachlage  thatsächlich  das  durchschnittliche  Ausbringen  bildet. 

Nach  den  in  dieser  Richtung  gemachten  Erhebungen  und  nach  der  Begutachtung  der 
jüngst  berufenen  Sachverständigen  kann  nun  angenommen  werden,  dass  derzeit  das  that- 
sächliche  Ausbringen  an  fertigem  Bier  durchschnittlich  76 o/o  des  Kesselgehaltes,  somit 
der  Abgang  nur  25 Oq  des  Kesselgehaltes  beträgt.  Die  gegenwärtige  Steuer  berechnet  sich 
hiemach  für  das  im  Grossherzogtum  gebraute  Bier  durchschnittlich  auf  2  M.  für  75  Liter  oder 
2  M.  662!3  Pf.  für  100  Liter  fertigen  Bieres. 

Nach  allgemeiner  Annahme,  mit  welcher  auch  die  Wahrnehmungen  der  Steuervei-waltung 
in  den  Staaten,  in  welchen  die  Malzbesteuerung  eingeführt  ist,  übereinstimmen,  ist  zur  Er- 
zeugung eines  Hektoliters  untergärigen  Bieres  (Braunbieres)  von  mittlerer  Stärke  durchschnitt- 
lich ein  Malzquantum  von  beilä»ufig  50  Pfund  (25  Kilogramm)  erforderlich.  Nagh  den  stati- 
stischen Erhebungen  der  Reichsregierung  anlässlich  der  in  den  Jaliren  1879  und  1880  erfolgten 
Vorlage  eines  Reichsgesetzentwurfs,  die  Erhebung  der  Brausteuer  betr.,  berechnet  sich  der 
durchschnittliche  Malzverbrauch  für  ein  Hektoliter  Bier  sogar  noch  erheblich  niedriger.  Denn 
nach  jenen;  auf  die  Jahre  1873  bis  1878  sich  erstreckenden  Erhebungen  entfiel  auf  ein  Hekto- 
liter Bier 

in  Bayern         durchschnittlich  ein  Malzquantum  von 42,93  Pfd. 

„  Württemberg  „  „  „  „ 40,05    ,, 

„  den  Ländern  der  Biersteuergemeinschaft  ein  Malzquantum  von    ....    41,48    „ 

Dabei  ist  jedoch  zu  bemerken ,  dass  sich  diese  Zahlen  auf  die  gesamte  Bierproduktion 
dieser  Länder,  sowohl  an  imtergärigem ,  als  obergärigem  Bier  beziehen.  Für  untergäriges 
Bier  allein  berechnete  sich  der  Malzverbrauch  in  den  Ländern  der  Biersteuergemeinschaft  aut 
4  7,20  Pfund  für  ein  Hektoliter  Bier.  Für  Bayern  und  Württemberg  war  eine  Ausscheidung  der 
Produktion  an  obergärigem  Bier  nicht  thunlicli,  sie  ist  jedoch  in  diesen  beiden  Ländern  gegen- 
über den  produzierten  Mengen  untergärigen  Bieres  nicht  erheblich.  —  Wenn  man  nun  auch 
annehmen  wollte,  dass,  wie  dies  seitens  der  Sachverständigenkommission  behauptet  worden 
ist,  in  Baden  im  Durchschnitt  stärkeres  (malzreicheres)  Bier  gebraut  werde,  als  in  Norddeutsch- 
land und  Bayern  und  namentlich  in  Württemberg,  so  dürfte  doch  angesichts  der  vorstehend 
mitgeteilten  statistischen  Nachweisungen  diesem  Umstände  durch  die  Unterstellung  eines  Malz- 
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Verbrauchs  von   50  Pfund  für  das  Hektoliter  untergärigen   Bieres  ausreichend  Rechnung  ge- 
tragen sein. 

Wenn  nun  nach  obigen  Ausführungen  das  Hektoliter  fertigen  Bieres  zur  Zeit  mit  einer 
Steuer  von  2  M.  662,3  Pf.  belastet  ist ,  so  würde  künftighin  dieses  Steuerbetreflfhis ,  wenn  die 
steuerliche  Belastung  ilie  gleiche  bleiben  soll,  von  50  Pfund  Malz  zu  erheben ,  demgemäss  der 
Centner  Malz  mit*5  STSSiaPf.  und  100  kg  Malz  mit  10  M.  6 6^3  Pf.  zu  besteuern  sein.  Indem 
der  vorliegende  Gesetzentwurf  nur  einen  Steuersatz  von  10  M.  für  100  kg  Malz  in  Vorechlag 
bringt,  bleibt  derselbe  somit  noch  um  6623  Pf.  hinter  dem  berechneten  Satze  zurück.  Oder 
anders  ausgedrückt:  ein  Steuersatz  von  10  M.  für  100  kg  Malz  erreicht  (bei  der  Unterstellung 
eines  Kesselausbringens  von  75  %)  den  derzeitigen  Biersteuereatz  erst  dann,  wenn  für  ein  Hekto- 
liter Bier  nicht,  wie  oben  angenommen,  50  Pfund,  sondern  5 3I3  Pfund  Malz  verwendet  werden. 
Denn  bei  einem  Steuersatz  von  10  M.  für  100  kg  oder  5  Pf.  für  ein  Pfund  Malz  sind  531,3  Pfund 
Malz  mit  2  M.  6623  Pf.  besteuert.  Der  von  der  Mehrheit  der  Sachverständigenkommission  vor- 
geschlagene Steuersatz  von  9  M.  für  100  kg  Malz  aber  würde,  um  sich  mit  dem  derzeitigen 
Steuersatz  im  Einklänge  zu  befinden,  einen  Malzverbrauch  von  59I4  Pfund  für  das  Hektoliter 
Bier  voraussetzen.  Ein  derart  hoher  Malzverbrauch  kann  jedoch  als  durchschnittlicher 
Verbrauch  im  Grossherzogtum  nicht  unterstellt  werden.  Die  Grossh.  Regierung  glaubt  viel- 
mehr mit  dem  in  Vorschlag  gebrachten  Steuersatz  von  10  M.  für  100  kg  Malz  nach  obiger  Dar- 
stellung an  der  äussersten  Grenze  desjenigen  Betrags  angelangt  zu  sein,  welcher  minde- 
stens angefordert  werden  muss,  um  einen  dem  jetzigen  Gesamterträgnis  der  Biersteuer 
entsprechenden  Stenerertrag  zu  erzielen,  und  zwar  um  so  mehr,  als  angenommen  werden  kann, 
dass  nach  Einführung  der  Malzbesteueniug  die  Brauer  bestrebt  sein  werden,  besseres  Malz  und 
darum  ein  kleineres  Quantum  an  solchem  als  zur  Zeit  für  einen  Biersud  zu  verwenden. 

Der  vorgeschlagene  Steuersatz  kann  aber  auch  an  und  für  sich  als  ein  zu  hoher  nicht 
angesehen  werden.  Er  ist  der  gleiche  wie  zur  Zeit  in  unserem  Xachbarlande  Württemberg,  in 
welchem  die  Malzsteuer "5  M.  vom  Centner  Malz  beträgt,  und  ist  noch  erheblich  niedriger  als 
in  Bayern,  welches,  wie  oben  erwähnt,  6  M.  vom  Hektoliter  Malz  erhebt. 

Da  die  Grossh.  Regierung  nach  vorstehendem  entschieden  Gewicht  darauf  legen  muss. 
dass  der  Steuersatz  der  Braumalzsteuer  nicht  unter  dem  vorgeschlagenen  Satze  von  10  M.  für 
den  Doppelcentner  Malz  festgesetzt  werde,  so  glaubte  sie  den  Steuersatz  in  das  Gesetz  selbst 
aufnehmen  zu  sollen  (Artikel  B  des  Entwurfs).  Hierbei  bleibt  selbstverständlich  unbenommen, 
für  künftige  Budgetperioden  in  den  betreffenden  Finanzgesetzen  diesen  Steuersatz,  sofern  ein 
Bedürfnis  hierzu  vorliegen  sollte,  anderweitig  zu  regeln. 

Zu  den  einzelnen  Artikeln  des  Gesetzentwurfes  wird  bemerkt: 

Zu  Artikel  1. 

Während  nach  dem  bayerischen  Malzaufschlaggesetze  und  nach  dem  Reichsbrausteuer- 
gesetze  das  zur  Bier-  und  Essigbereitung  bestimmte  Malz  der  Besteuerung  unterliegt,  will 
der  Gesetzentwurf  nur  das  zur  Bierbereitung  bestimmte  Malz  der  Besteuerung  unterwerfen, 
indem  die  Herstellung  von  Essig,  Hefe  etc.  aus  Malz,  wie  schon  seither,  einer  Besteuerung 
nicht  unterworfen  werden  soll.  Auch  scheint  es  vorerst  nicht  geboten,  eine  Aenderung  der 
Branntwein  besteuenuig  aus  Anlass  der  Einführung  der  Braumalzsteuer  etwa  in  der  Weise 
einzuführen,  dass,  ^ie  in  Württemberg,  auch  das  zur  Branntweinb  ereitung  bestimmte 
Malz  der  Besteuerung  unterworfen  wird,  ziunal  die  Branntweinbereitung  in  Baden  hauptsächlich 
die  Verwertung  von  Obst,  Trestem  und  Weinrnckständen  begreift  und  das  Brennen  von  Ge- 
treide verhältnismässig  seltener  vorkommt. 

Die  in  Artikel  1,  Absatz  2  des  Entwurfes  enthaltene  Begriffsbestimmung  von  Malz  stimmt 
mit  dem  Artikel  2  des  bayerischen  Gesetzes  und  §  1,  Absatz  2  des  Reichsbrausteuergesetz- 
entwurfs  vom  Jahre  1880  überein.  Hiemach  muss  das  Getreide  .,künstlich*  zum  Keimen  ge- 
bracht werden.  Der  Ausdrack  ^künstlich"  ist  als  KoUektivbegiiff  aufzufassen  für  jede  nicht 
zufällige  Veranlassung,  welche  geeignet  ist,  das  Getreide  zum  Keimen  zu  bringen.  Geti-eide, 
welches  daher  durch  Einweichen  oder  durch  irgend  welche  Handlungsweise  zum  Keimen  ge- 
bracht wird,  ist  Malz,  wogegen  Getreide,  das  nur  durch  zufällige  Veranlassung,  z.  B.  infolge 
längerer  Lagerung  auf  dem  Felde  bei  Regenwetter  oder  infolge  Aufbewahrung  an  einem  feuchten 
Orte  zufällig  zum  Keimen  und  Wachsen  kommt ,  nicht  als  Malz  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  be- 
trachten ist.  Unter  „Getreide"  sind  nur  diejenigen  Getreidearten  zu  verstehen,  welche  nach 
dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  unter  den  Begriff  Getreide  fallen .  sonach  wohl  noch  Mais 
(Welschkom),  nicht  aber  Reis. 
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Zu  Artikel  2. 

Die  Gründe,  welche  für  die  Aufnahme  des  Surrogateverhots  massgebend  waren,  sind  im 
allgemeinen  Teile  dei*  Begründung  dargelegt  worden.  Die  Ausschliessung  von  allem  nicht  aus 
Gerste  bereiteten  Malze  bei  der  Bereitung  von  untergärigem  oder  sogen.  Braunbier  steht  mit 
der  Bestimmung  des  Artikels  7,  Absatz  2  des  bayerischen  Gesetzes  im  Einklang  und  entspricht 
dem  ausdrücklichen  Wunsche  der  über  den  Gesetzentwurf  gehörten  Interessenten  und  Sach- 
verständigen. —  Zugleich  wird  durch  diese  Bestimmung  die  zu  Artikel  1  erörterte  Frage,  was 
unter  Getreide  zu  verstehen,  für  die  Bereitung  des  untergärigen  Bieres  bedeutungslos. 

Zu  Artikel  3. 

Die  Besteuerung  des  Malzes  soll  sict,  wie  schon  im  allgemeinen  Teile  der  Begründung 
hervorgehoben  wurde ,  an  den  Akt  des  Brechens  (Schrotens)  des  Malzes  innerhalb  des  Gross- 
herzogtums, sowie  an  die  Einfuhr  von  gebrochenem  Malz  in  das  Grossherzogtum  anknüpfen 
und  im  ersteren  Falle  unmittelbar  vor  der  Schrotung  eintreten.  Zu  letzterem  Behufe  und  zur 
Sicherung  des  Gefälls  erscheint  es  erforderlieh,  einen  dem  Schrotungsakte  unmittelbar  vorher- 
gehenden äusseren  Akt  zu  bezeichnen,  mit  dem  die  Steuerpflicht  eintritt.  Als  diesen  Akt  be- 
stimmt der  Gesetzentwurf  das  Verbringen  des  Malzes  in  Mühlenräume  oder  aber  in  irgend 
einen  Teil  des  Mühlwerks  einer  Malzmühle  und  zwar  derart,  dass  schon  diese 
Handlungen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Brechen  des  Malzes  thatsäclüich  nachfolgt  oder 
nicht,  die  Steuerpflicht  begründen  sollen.  Der  Gesetzentwurf  bestimmt  deshalb,  dass  alles 
Malz,  welches  in  Mühlenräume  oder  in  irgend  einen  TeU  einer  Malzraühle  verbracht  oder  in 
gebrochenem  Zustand  eingeführt  wird,  als  steuerpflichtig  gelten  soll,  sofern  nicht  unter  Ein- 
haltung der  durcli  das  Gesetz  und  die  Vollzugsverordnung  erlassenen  Kontrollvor- 
schriften die  Verwendung  des  Malzes  zu  einem  anderen  Zwecke  als  zur  Bierbereitung 
«rfolgt.  In  Fällen  der  letzteren  Aii;  ist  hiemach  die  Einhaltung  der  vorgeschriebenen  Kontroll- 
massregeln  die  notwendige  Voraussetzung  für  die  Beft-eiung  von  der  Braumalzsteuer. 

Was  unter  „Mühlenräumen"  und  „Malzmühlen"  zu  verstehen  ist,  ist  im  Gesetz  selbst 
<  Absatz  2  und  3  des  Artikels)  des  näheren  erläutert.  —  Unter  den  im  Absätze  2  und  in  späteren 
Artikeln  erwähnten  „öffentlichen  Mühlen"  sind  die  Mühlen  der  gewerbsmässigen  Müller  ver- 
standen. 

Zu  Artikel  4. 

Hier  ist  der  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  Steuerbarkeit  des  Malzes  bei  genehmigten 
Privatmalzmühlen  eintritt,  näher  bestimmt. 

Während  bei  öffentlichen  Mühlen  und  nicht  genehmigten  Privatmalzmühlen  der  Eintritt 
der  Steuerbarkeit  des  Malzes  nach  Artikel  3  schon  auf  den  Zeitpunkt  des  Einbringens  des  Malzes 
in  die  Mühlenräume  und  nur,  wo  solche  nicht  vorhanden  sind  (z.  B.  bei  einer  transportablen 
Mühle,  die  auf  offener  Strasse  oder  in  einem  nicht  umschlossenen  Hofraume  benützt  wird),  mit 
dem  Einbringen  des  Malzes  in  irgend  einen  Teil  des  Mühlwerks  festgesetzt  wurde,  indem  an- 
genommen werden  kann  und  auch  (bei  öffentlichen  Mülilen)  im  Interesse  der  steuerlichen  Kon- 
trolle gewünscht  werden  muss,  dass  auf  die  Verbringung  in  die  Mühlenräume  bezw.  in  Teile  des 
Mühlwerks  das  Brechen  des  Malzes  unmittelbar  nachfolge ,  erschien  es  zulässig  und  zugleich 
zweckmässig,  den  Eintritt  der  Steuerbarkeit  bei  den  genehmigten  Privatmalzmühlen 
näher  an  den  eigentlichen  Schrotungsakt  anzuschliessen ,  weil  diese  Malzmühlen  stets  unter 
steuerlichem  Verschlusse  stehen  oder  mit  selbstthätigen  Zählapparaten  versehen  sein  müssen 
{Artikel  21)  und  sich  ferner  in  der  Regel  in  demjenigen  Räume  der  Betriebsstätte  befinden,  in 
■welchem  das  ungebrochene  Malz  aufbewahrt  wird ,  so  dass  es  zu  Unzuträglichkeiten  führen 
würde ,  wenn  man  auch  bei  diesen  Mühlen  schon  die  Einbringung  des  Malzes  in  die  Mühlen- 
räume  als  den  steuerpflichtigen  Akt  bezeichnen  wollte.  —  Der  Gesetzentwurf  lässt  deshalb  bei 
genehmigten  Privatmalzmühlen  ohne  selbstthätigen  Zählapparat  die  Steuerbarkeit  des  Malzes 
erst  mit  der  Verbringung  des  Malzes  in  einen  Teil  des  Mühlwerks  und  bei  Privatmalzmühlen 
mit  selbstthätigem  Messungs-  oder  Wägeapparat  (unter  der  Voraussetzung ,  dass  das  Malz 
diesen  Apparat  auch  wirklich  durcliläuft)  erst  in  dem  Momente  eintreten,  in  welchem  das  Malz 
das  Messgefäss  oder  die  Registrierwage  passiert ,  da  hiermit  gleichzeitig  durch  das  Zälilwerk 
die  Thatsache  des  nunmehr  erfolgenden  Malzbruches ,  sowie  das  Quantum  des  zum  Brechen 
gelangenden  Malzes  angezeigt  und  dadurch  sowohl  die  Steuerpflicht  im  allgemeinen,  wie  auch 
der  Betrag  der  verfallenden  Steuer  konstatiert  wird. 
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Zu  Artikel  5. 

In  Defiraudationsfilllen  kann  auch  eine  andere  Person  als  der  Eigentümer  des  steaerbaren 
Malzes  der  Defiraudant  sein.  Für  solche  Fälle  empfiehlt  es  sich ,  neben  dem  Eigentömer  auch 
den  Defirandanten  für  die  Steuer  solidarisch  haftbar  zu  machen. 

Zu  Artikel  6. 

Die  Berechnung  des  Steuersatzes  unter  Zngrundlegung  des  seither  für  die  Kesselsteuer 
geltenden  Satzes  ist  im  allgemeinen  Teile  dargelegt  worden. 

Da  das  Gewicht  des  Malzes  in  gebrochenem  Zustande  mit  dem  Gewicht  in  ungebrochenem 
Zustande  als  gleich  angenommen  werden  kann,  wurde  für  gebrochenes  Malz  der  gleiche  Steuer- 
satz wie  für  ungebrochenes  festgesetzt. 

Die  Tara  von  20q  für  Säcke  entspricht  dem  Durchschnittsgewichte  der  zur  Aufbewahrung 
von  Malz  gewöhnlich  verwendete*  Säcke  und  ist  in  gleichem  Prozentsatze  auch  im  württem- 
bergischen Malzsteuergesetze  enthalten. 

Zu  Artikel  7. 

Entsprechend  den  seitherigen  Bestimmungen. 

Zo  Artikel  8. 

Diese  Bestimmungen  schliessen  sich  im  wesentlichen  an  die  bayerisdie  und  württem- 
bergische  Gesetzgebung  an. 

Für  aus  dem  Ausland  eingeführtes  Bier  soll ,  abweichend  von  dem  derzeitig  geltenden 
Verfahren,  künftighin  bei  der  Wiederausfuhr  ebenfalls  eine  Steuerrückvergütung  gewährt  werden, 
vorausgesetzt,  dass  von  demselben  bei  der  Einfahr  die  Uebergangssteuer  entrichtet  worden  ist. 
Diese  Beschränkung  ist ,  abgesehen  von  dem  ohne  Steuerentrichtung  lediglich  zur  Durchfuhr 
gelangenden  Bier,  auch  tmi  deswillen  geboten,  weil  aus  dem  Vereinsauslande  xmter  Verzollung 
nach  Baden  eingeführtes  Bier  keine  Uebergangssteuer  entrichtet  und  es  nicht  angemessen  er- 
scheint, aus  der  badischen  Steuerkasse  Rückvergütung  für  eine  Steuer  zu  leisten,  welche  nicht 
zu  dieser  Kasse  geflossen  ist. 

Zu  Artikel  9. 

Diese  Bestimmung,  welche  auch  im  württembergischen  Gesetze  enthalten  ist,  bezweckt 
die  Möglichkeit  einer  allgemeinen  KontroUierung  sämtlicher  Malzmüfalen ,  zu  welchen  gemäss 
Artikel  3,  Absatz  3  alle  zum  Malzbrechen  geeigneten  Vorrichtungen  und  Werkzeuge  zählen. 
Vorrichtungen  und  Werkzeuge,  welche  zum  Malzbrechen  nur  benützt  werden  können,  ohne 
jedoch  als  zum  Malzbrechen  geeignete  Vorrichtungen  oder  Werkzeuge  betrachtet  werden  zu 
können,  wie  z.  B.  kleine  Handmühlen,  KaflFeemühlen  etc.,  unterliegen  der  Anzeigepflicht  nicht. 
Sache  der  Vollzugsverordnung  wird  es  sein ,  in  dieser  Beziehxmg  die  geeigneten  Vorschriften 
zu  geben.  Dass  die  Besitzer  öffentlicher,  nicht  transportabler  Mühlen  von  der  Anzeigepflicht 
nach  gegenwärtigem  Artikel  befreit  sein  sollen ,  erklärt  sich  durch  die  den  Genannten  im 
Artikel  1.5  des  Entwürfe  auferlegte  besondere  Anzeigepflicht  für  den  Fall ,  dass  sie  auf  den 
öffentlichen  Mühlen  das  Malzbrechen  betreiben  wollen. 

Zu  Artikel  10  und  11. 

Wie  im  bayerischen  und  württembergischen  (Jesetz,  so\*ie  im  Reichsbrausteuergesetz- 
entwurf  vom  Jahr  1880.  Die  Bestimmungen  sind  zur  Sicherung  der  Steuer  unerlässüch.  —  Zu 
Artikel  11,  Absatz  2  wird  bemerkt :  Unter  den  hier  erwähnten  selbstthätigen  Kontrollapparaten 
sind  diejenigen  auch  in  Bayern  eingeführten  Apparate  verstanden,  welche  in  selbstthätiger  Weise 
von  allem  auf  der  betreffenden  Mühle  geschrotenen  Materiale  einige  Kömer  in  einen  unter  Ver- 
schluss der  Steuerverwaltung  stehenden  Behälter  absondern ,  so  dass  jeder  Zeit  die  Gattung 
des  auf  der  Mühle  geschrotenen  Materials  konstatiert  werden  kann  und  sonach  die  etwa 
erfolgende  Schrotung  von  Malz  in  selbstthätiger  Weise  durch  den  Kontrollapparat  angezeigt 
werden  würde. 

Zu  Artikel  12,  13  und  14. 

Entsprechend  den  Bestimmungen  des  bayerischen  und  württembergischen  Gesetzes  und 
des  Reichsbrausteuergesetzentwurfs  vom  Jahr  1880.    Eine  Abänderung  musste  nur  mit  Rück- 
sicht darauf  eintreten,  dass  bezüglich  der  Steuerentrichtung  das  seither  in  Baden  eingehaltene 
Verfahren  beibehalten  werden  soll ,  wonach  die  Steuer  für  jeden  Biersud ,  also  in  Hinkunft  für 
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jeden  Malzbruch  sofort  zu  entrichten  ist,  sofern  dem  Brauer  nicht  Kredit  vei-willigt  ist  (siehe 
Artikel  39).  Auch  von  der  Kommission  der  Sachverständigen  und  Interessenten  ist  die  Bei- 
behaltung dieses  seitherigen  Verfahrens  ausdrücklich  als  wünschenswert  bezeichnet  worden. 
Die  Erhebung  der  Steuer  in  Quartals-  und  unter  Umständen  noch  längeren  Terminen,  wie  dies 
in  Bayern  und  Württemberg  der  Fall ,  ohne  dass  die  Steuei"verwaltung  für  die  gestundeten 
Beträge  Sicherheit  besitzt,  schliesst  die  Gefahr  nicht  unbeträchtlicher  Verluste  für  die  Steuer- 
kasse in  sich.  Einem  etwaigen  Bedürftiisse  der  Steuerkreditienang  aber  ist  durch  die  Bestim- 
mungen des  Artikels  39  des  Entwurfs  in  ausreichendster  Weise  Rechnung  getragen. 

Zu  Artikel  15. 
Vergleiche  hierüber  das  zu  Artikel  9  Bemerkte. 

Zu  Artikel  16,  17,  18,  19  und  20. 

Diese  Bestimmungen  entsprechen  im  wesentlichen  jenen  des  bayerischen  und  wüi'ttem- 
bergischen  Gesetzes ,  sowie  auch  des  1880er  Reichsbrausteuergesetzentwurfs.  Das  württem- 
bergische Gesetz  gibt  indessen  als  straffreies  Mehrgewicht  nur  i%  zu ,  während  der  Gesetz- 
entwurf 50|o  ohne  Gefährdung  des  steuerlichen  Interesses  zulassen  zu  können  glaubte  (Artikel  17, 
Absatz  2  und  Artikel  U,  Ziffer  1  des  Entwurfs). 

Zu  Artikel  21. 

Wie  schon  im  allgemeinen  Teil  der  Beginindung  erwähnt,  sollen  ausser  den  Privatmalz- 
mühlen mit  steuerlichem  Verschlusse  an  der  Gosse  und  eventuell  am  Triebwerke,  wie  solche 
allgemein  in  Württemberg  eingefiihrt  sind,  zur  Vei-einfachung  der  steuerlichen  Kontrolle,  auch 
Privatmalzmühlen  mit  selbstthätigem  Zählapparat,  welche  alles  auf  der  Mülile  geschrotene 
Malz  entweder  nach  dem  Volumen  (der  Literzahl)  oder  nach  dem  Gewichte  angeben,  zugelassen 
werden.  Wenn  nun  auch  die  Zulassung  der  Volumapparate  nur  dadurch  in  Einklang  mit  der 
Gewiclitsbesteuenxng  gebracht  werden  kann,  dass  das  von  dem  Zählwerk  angezeigte  Volumen 
in  Gewicht  umgerechnet  wird,  erscheint  es  gleichwohl  auch  nach  dem  ausdrücklichen  Wunsche 
der  gehörten  Interessenten  und  Sachverständigen  sehr  wünschenswert,  diese  in  Bayern  seit  etwa 
15  Jahren  eingeführten  Messungsapparate  zuzulassen ,  welche  bislier  allseitig  als  durchaus 
zuverlässig  und  sicher  erkannt  worden  sind,  zumal  Malzmülilen  mit  selbstthätigen  Registrier- 
wagen bis  jetzt  noch  keine  allgemeinere  praktische  Verwendung  gefunden  haben  und  deshalb 
deren  Zuverlässigkeit,  Sicherheit  und  Dauerhaftigkeit  bis  jetzt  noch  nicht  hinlänglich  festge- 
stellt werden  konnte.  Im  übrigen  soll  der  Einführung  derartiger  Wägeapparate  durchaus 
kein  Hindernis  in  den  Weg  gelegt  werden;  es  erscheint  vielmehr  nur  wünschenswert,  wenn 
derartige,  auch  mit  der  Gewichtsbesteuei-ung  völlig  im  Einklang  stehende  Apparate  in  einer 
Weise  hergestellt  werden  ,  dass  sie  für  die  Zwecke  der  Steuerverwaltung  und  des  Brauerei- 
betriebs völlig  zuverlässig  und  dauerhaft  sind. 

Auf  der  andern  Seite  wollte  der  Gesetzentwurf  nicht  soweit  gehen,  dass,  wie  das  bayerische 
Gesetz  vorschreibt,  die  Haltung  einer  Privatmalzmühle  von  der  Anbringung  eines  selbstthätigen 
Zählapparats  abhängig  gemaclit  werde ,  da  die  Anschaffung  derartiger  Apparate  mit  nicht  un- 
beträchtlichen Kosten  verknüpft  ist  und  dadurch  dem  kleineren  und  weniger, bemittelten  Brauer 
die  Möglichkeit  des  Schrotens  auf  eigener  Pi-ivatmalzmülile ,  das  gegenüber  dem  Schroten  auf 
öffentlicher  Mühle  immerhin  eine  wesentliche  Bequemlichkeit,  sowie  Zeit-  und  Kostenersparnis 
gewährt,  benommen  werden  würde.  Es  sollen  deshalb  auch  Privatmalzmühlen  olme  selbst- 
thätigen Zählapparat  zugelassen  werden,  sofeni  dieselben  den  in  Artikel  21,  Absatz  i,  lit.  a 
enthaltenen  und  für  den  einzelnen  Fall  noch  näher  zu  bestimmenden  Bedingungen  entsprechen. 
Auf  diese  Weise  würden  sich  im  badischen  Braumalzsteuergesetze  die  Vorteile  des  bayerischen 
Gesetzes  mit  jenen  des  württembergisclien  Gesetzes  vereinigt  finden. 

Zu  Artikel  22,  23,  24,  25  und  26. 

Im  wesentlichen  den  Bestimmungen  des  württembergischen  Gesetzes  entsprechend  mit 
der  bereits  zu  Artikel  12 — 14  erwähnten  Abänderung  hinsichtlich  der  Steuerentrichtung.  — 
Jedoch  ist  von  der  im  württembergischen  Gesetze  enthaltenen  Auflage  an  den  Besitzer  einer 
Privatmalzmühle ,  einen  besonderen  Malzbrecher  aufzustellen ,  welcher  die  Funktionen  des 
Müllers  beim  Brechen  auf  öffentlicher  Mühle  zu  übernehmen  hat,  auf  Wunsch  der  Sachverstän- 
digenkommission abgesehen  und  der  Mühlenbesitzer  selbst  in  Verbindung  mit  dem  ohnehin 
beizuziehenden  Steuerbeamten  mit  der  Wahrnehmung  dieser  Funktionen  betraut  worden. 
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Zu  Artikel  27,  28  und  29. 

Hinsichtlich  dieser,  dem  bayerischen  Gesetze  sich  anschliessenden  Bestimmungen  geht 
der  Gesetzentwurf  von  der  Anschauung  aus ,  dass  hei  nonnaler  Funktion  des  Apparats  die 
Anzeige  des  Zählwerkes  über  das  auf  der  Mühle  gebrochene  Malzquantuni  sowohl  für  den 
Pflichtigen ,  als  für  die  Steuerverwaltung  unbedingt  und  ausschliesslich  massgebend  ist.  Es 
konnten  deshalb  auch  gegenüber  den  füi-  das  Malzbrechen  auf  öffentlicher  Mühle  und  auf 
Privatmalzmühlen  ohne  Zählappai-at  getroflFeneu  Bestimmungen  verscliiedene  Erleichterungen 
gewährt  wenlen .  welche  hauptsächlich  darin  bestehen ,  dass  der  Inhaber  der  Mühle  nur  ver- 
pflichtet ist ,  d  e  n  T  a  g  des  beabsichtigten  Malzbniches .  nicht  auch  das  Quantum  des  zu 
brechenden  Malzes  beim  Steuererheber  anzumelden,  und  dass  an  dem  angemeldeten  Tage  dann 
zu  jeder  beliebigen  Stunde  bei  Tag  oder  bei  Nacht,  auch  ohne  Anwesenheit  eines  Steuer- 
beamten ,  der  MalzbiTich  begonnen  und  beentligt  werden  dai-f  und  dem  Pflichtigen  vollständig 
anheim  gegeben  ist,  welches  Malzquantum  er  brechen  will,  also  auch  die  Bestimmung  wegen 
sti-albaren  Uebermasses  hier  nicht  Platz  greift. 

Zu  Artikel  30. 

Diese  von  dem  bayerischen  Gesetze  etwas  abweichende  Bestimmung  ist  wegen  der  Art 
der  Stenerentiichtung  in  Baden  erforderlich.    (Vergl.  die  Erläuterung  zu  Artikel  12—14.) 

Zu  Artikel  31. 

Wollte  man  auf  eine  strenge  Duichführung  der  Besteuerung  des  Malzes  nach  dem  Ge- 
wichte abheben ,  so  müsste  bei  Anwendung  von  Messungs apparaten  eigentlich  bei  jeder 
einzelnen  Schrotung  das  durchschnittliche  Gewicht  des  zur  Schrotung  gelangenden  Malzes 
im  Verhältnis  zxun  Volumen  ermittelt  werden ,  um  das  angezeigte  Volumquantum  in  Gewicht 
umzuiechnen,  oder  es  müsste  wenigstens  von  Zeit  zu  Zeit  bei  dem  einzelnen  Brauer  ermittelt 
werden,  wie  sich  durchschnittlich  bei  dem  von  ihm  verwendeten  bez.  geschrotenen  Malze  das 
Volumen  zum  Gewicht  verhält.  Da  jedoch  dei-aitige  Gewichtsermittelungen  umständlich  und 
für  den  Brauereibetrieb  belästigend  sein  würden ,  dieselben  auch  die  durch  die  selbstthätigen 
Kontrollapparate  sonst  gewährten  Erleichterangen  in  der  Konti-olle  zum  Teil  wieder  aufheben 
würden ,  ist  nach  dem  Gesetzentwurf  beabsichtigt,  die  Umrechnung  des  angezeigten  Volumens 
in  Gewicht  nach  einer  a  1 1  g  e  m  e  i"n  e  n ,  im  Verordnungswege  zu  bestimmenden ,  Verhältnis- 
zaid  stattfinden  zu  lassen.  Die  Bestimmung  dieser  Verhältniszahl  wurde  dem  Vollzüge  über- 
lassen, weil  zur  Zeit  noch  keine  genügenden  Anhaltspunkte  über  das  durchschnittliche  Gewicht 
des  im  Grossheraogtum  zur  Verwendung  gelangenden  Malzes  vorhanden  sind  und  auch  eine 
Abänderung  der  Verhältniszahl,  ohne  dass  es  hierzu  einer  Gesetzesänderung  bedarf,  nicht  aus- 
geschlossen sein  soll,  sofern  sich  dieselbe  etwa  späterhin  als  nicht  mehr  zutreflFend  erweisen  soUte. 

Wie  bereits  im  allgemeinen  Teile  gegenwärtiger  Begründung  bemerkt  ist,  kann  für 
Malz  aus  guter  Gerete ,  wie  solche  bei  rationellem  Betriebe  gewöhnlich  zur  Verwendung 
kommt ,  ein  Durchschnittsgewicht  von  51  bis  52  kg  (102  bis  IM  Pfund)  per  Hektoliter  ange- 
nommen werden.  Hiemach  wird  die  zui-  Umrechnung  des  Volumens  in  Gewicht  zu  bestimmende 
Verhältniszahl  etwa  auf  103  Pfund  per  Hektoliter  festgesetzt  werden  können.  Von  der  Kom- 
mission der  Sachverständigen  imd  Interessenten  ist  als  betreflfende  Verhältniszahl  eine  Menge 
von  102  Pfund  füi"  das  Hektoliter  in  Voi-schlag  gebracht  woi-den.  Es  wird  jedoch,  um  den  Be- 
sitzern von  Malzmühlen  mit  selbstthätigem  Zählapparat  neben  der  ihnen  hierbei  gewährten 
Erleichterung  in  der  Kontrolle  nicht  auch  noch  möglicherweise  eine  Vergünstigung  im  Steuer- 
satze zuzuwenden ,   angemessen  sein ,  die  fi"agliche  Verhältniszahl  etwas  höher  zu  bestimmen. 

Zu  Artikel  32,  33,  34  und  35. 

Entsprechend  den  Bestimmungen  des  bayerischen  Malzaufschlaggesetzes. 

Erläuternd  mag  hier  bemerkt  werden,  dass  der  steuerliche  Verschluss  bei  diesen  Apparaten 
die  einzelnen  Teile  des  Apparats  miteinander  verbindet  und  den  Zweck  hat ,  zu  verhindern, 
dass  einzelne  Teile  entfernt  werden  und  dadurch  unbefugterweise  auf  den  inneren  Mechanismus 
des  Apparats  eingewirkt  werde,  sei  es,  um  eine  durch  den  Apparat  nicht  kontrollierte  Zuführung 
von  Malz  auf  die  Biechwalzen  oder  eine  unrichtige  Angabe  des  Zählwerks  zu  bewüken.  Der 
steuerliche  Verschluss  braucht  daher  bei  Benützung  des  Apparats  nicht  abgenommen  zu  werden. 

Zu  Artikel  36. 
Entspricht  im  wesentlichen  den  Bestimmungen  des  bayerischen  und  württembergisdien 
Gesetzes. 
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Zu  Artikel  37. 

Diese  dem  bayerischen  Gesetze  entnommene  Bestimmung  ist  deshalb  getroffen,  weil  es 
ohne  eine  solche  der  Steuerverwaltung  unmöglich  sein  würde,  den  Malzverbrauch  der  einzelnen 
Brauer  zu  kontrollieren  und  darüber  zu  wachen,  dass  steuerft-ei  gebrochenes  Malz  nicht  zu 
steuerpflichtigem  Zwecke  verwendet  wird.  Hiennit  im  Zusammenhange  steht  auch  die  Vor- 
schrift, dass  auf  Privatmalzmühlen  ohne  besondere  Genehmigung  der  Steuerverwaltung  nicht 
für  Dritte  geschrotet  werden  darf  (Ai-tikel  21,  Absatz  2  des  Entwurfs)  und  dass  der  gewerbs- 
mässige Müller,  welcher  sich  mit  Malzbrechen  befasst,  keine  Malzvorräte  halten  und  keine 
Brauerei  betreiben  darf  (Artikel  19  des  Entwurfs). 

Ein  Bedürfiiis,  den  Verkehr  mit  gebrochenem  Malz  zu  gestatten,  liegt  übrigens  auch 
nicht  vor.  Die  Malzfabriken  versenden  ihre  Ware  fast  durchweg  in  ungebi'ochenem  Zustande, 
da  gebrochenes  Malz  auf  dem  Transporte  und  bei  längerer  Lagerung  Feuchtigkeit  anzieht  und 
dadurch  an  Qualität  verliert. 

Zu  Artikel  38. 

Die  liier  gegebenen  Vorschriften  stehen  im  Einklang  mit  der  Bestimmung  des  Artikels  3 
des  Entwurfs  und  sind  zur  Sicherung  der  Kontrolle  erforderlich. 

Die  im  letzten  Absätze  vorgesehenen  besonderen  steuerlichen  Kontrollen  werden  je  nach  den 
Verhältnissen  des  Falles,  insbesondere  nach  den  Zwecken,  zu  welchen  das  Malz  steuerfrei  ver- 
wendet werden  soll,  sich  verschiedenartig  gestalten  müssen.  In  vielen  Fällen  wird  die  Ver- 
mischung des  Malzes  mit  Roggenmehl  oder  Roggenmalz,  wodurch  das  Malz  zur  Bierbereitung 
untauglich  wird,  ein  angemessenes  Kontrollmittel  bilden. 

Zu  Artikel  39. 

'Aitikel  39  regelt  die  seither  im  Verordnungswege  zugestandene  Gewährung  von  Bier- 
steuerkredit in  gesetzlicher  Weise.  Dabei  ist,  einer  seitens  der  Sachverständigen-Kommission 
erfolgten  Anregung  entsprechend ,  die  Kreditierung  auch  auf  das  im  Monat  Dezember 
geschrotene  Malz  ausgedehnt  worden,  während  seither  für  das  im  Dezember  gebraute  Bier  kein 
Steuerkredit  gewährt  wurde. ' 

Zu  Artikel  40  und  41, 

Diese  dem  bayerischen  und  württembergischen  Malzsteuergesetze  und  zum  Teil  dem 
Reichsbrausteuergesetze  nachgebildeten  Bestimmungen  erscheinen  zur  wirksamen  Ausführung 
der  steuerlichen  Kontrolle  und  hinreichenden  Sicherung  der  Braumalzsteuer  erforderlich. 

Dieselben  sind  auch  in  ihrer  jetzigen  Fassung  von  der  Sachverständigen-Kommission 
ausdrücklich  gutgeheissen  worden. 

Zu  Abschnitt  VHI. 

Die  Strafbestimmungen  des  Gesetzentwurfs  lehnen  sich  nach  Form  und  Gruppiemng  im 
allgemeinen  an  die  Strafbestimmungen  des  Vereinszollgesetzes  (insbesondere  §  134—137  dieses 
Gesetzes)  an,  wie  dies  auch  bei  dem  Weinsteuergesetze  der  Fall  ist. 

Zu  Artikel  42. 

Die'  Höhe  der  Strafe  wegen  Verwendung  von  Malzsurrogaten  findet  ihre  Begi'ündung  in 
der  Schwierigkeit  der  Entdeckung  dieser  Vergehen ,  indem  eine  Nachweisung  der  statt- 
gehabten Surrogateverwendung  an  dem  fertigen  oder  noch  in  Bereitung  begriffenen  Pro- 
dukte in  der  Regel  nicht  möglich  ist  und  daher  die  Fälle  der  Surrogateverwendung  meistens 
nur  dann  zur  Entdeckung  gelangen,  wenn  solche  durch  Zeugen,  die  in  der  Brauerei  beschäftigt 
waren ,  erwiesen  werden  oder,  wenn  der  Brauer  bez.  sein  Personal'gerade  beim  Zusetzen  der 
Surrogate  betroffen  wird. 

Es  soll  deshalb  auch  schon  das  Einbringen  oder  Vorfinden  derartiger  Stoffe  in 
Lokalitäten  einer  Brauerei  als  Beweis  der  stattgehabten  oder  beabsichtigten  Verwendung 
betrachtet  werden  und  die  Straffälligkeit  begründen. 

Durch  die  Vollzugsverordnung  wird  übrigens  eine  Bestimmung  zu  treffen  sein,  welche 
es  dem  Brauer  ennöglicht,  Stoffe,  die  als  Malzsun-ogate  benützt  werden  können,  die  er  aber 
für  andere  Zwecke  nötig  hat  (z.  B.  Glycerin  als  Sclimieröl),  zu  beziehen  und  zu  verwenden, 
ohne  sich  einer  Verletzung  der  hier  in  Rede  stehenden  Bestimmung  schuldig  zu  machen.  Es 
wird  dies  wohl  dadurch  ermöglicht  werden,  dass  der  Brauer  gehalten  wird,  derartige  Stoffe 
sofort  nach  dem  Bezüge  unter  steuerlicher  Kontrolle  zu  denaturieren,   so  dass  sie  zur  Bier- 
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bereitung  nicht  mehr  verwendet  werden  können.    Derart  denaturierte  Stoffe  fallen  alsdann 
überhaupt  nicht  mehr  unter  den  Begriff  „Malzsurrogat". 

Zu  .\rtikei  43. 

Das  Straflnass  lehnt  sich  an  die  Bestimmungen  des  seitherigen  Biersteuergesetzes  an 
und  enthält  nur  insofern  eine  Verschäifang.  als  das  Minimum  der  zu  erkennenden  Defiraudations- 
strafe  auf  30  M.  und  das  höchste  Mass  der  beim  dritten  und  bei  jedem  weiteren  Rücklalle  ver- 
wirkten Gefängnisstrafe  von  seitherigen  4  Wochen  auf  «  Monate  erhöht  wurden. 

Das  bayerische  Malzaufschlaggesetz  hat  die  Strafen,  in  teilweise  sehr  hohen  Beträgen, 
für  jede  einzelne  strafbare  Handlung  festgesetzt  und  bedroht  bei  einzelnen  Vergehen  jeden 
Rückfall  mit  jedesmaliger  Verdoppelung  der  Strafe,  während  das  württembergische  Malzsteuer- 
gesetz die  Defi-audationsstrafe  auf  den  4fachen  (wenn  das  Vergehen  zur  Nachtzeit  veriibt  wird, 
auf  den  sfachen)  Betrag  der  hinterzogenen  St«uer  festsetzt  und  die  Rückfallsstrafe  auf  den 
8- ,  16-  und  2«fachen  Steuerbetrag  erhöht  mit  der  Massgabe ,  dass  beim  diitten  Rückfall  dem 
bestraften  Brauer  die  Befugnis  zum  Brauereibetrieb,  sowie  zur  Hilfeleistung  bei  demselben 
für  einen  Zeitraum  von  längstens  einem  Jahre  entzogen  wird.  Das  Strafinsiss  ist  also  hier  eiu 
noch  höheres  als  in  dem  Gesetzentwurf.  Im  Reichsbrausteuergesetz  ist  für  den  ersten  FaU  eine 
Strafe  im  4fachen  Steuerbetrag,  im  ersten  Rückfall  eine  Vei-doppelung  dieser  Strafe,  im  zweiten 
Rückfall  aber  eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  2  Jahren  angedroht.  Die  gleichen  Strafen  waren 
auch  im  Reichsbrausteuergesetzeutwui-f  vom  Jahr  1880  vorgesehen. 

Im  übrigen  erscheint  es  angemessen ,  für  die  Fälle  einer  absichtlichen  Hinter- 
ziehung der  Biaumalzsteuer  einen  nicht  allzu  niediigen  Miuimalbetrag  der  Defraudationsstrafe, 
unabhängig  von  dem  in  Frage  kommenden  Steuerbetrag,  festzusetzen,  zumal  für  diejenigen 
Fälle,  wo  der  Brauer  nachweisen  kann,  dass  eine  Defiraudation  nicht  beabsichtigt  war,  geringere 
Ordnungssti-afen  vorgesehen  sind  (Artikel  45).  —  Im  Entwurf  ist  dieser  Minimalbetrag  in  Teber- 
einstimmung  mit  dem  im  Reichsbrausteuergesetz  für  den  Fall  erstmaliger  Defi-audation  vor- 
gesehenen Minimalbetrag  auf  30  M.  bestimmt  worden.  (Der  Reichsbi-austeuergesetzentwurf 
vom  Jahr  1880  hatte  einen  Minimalstrafbetrag  von  50  M.  vorgesehen.) 

Zu  Artikel  44. 

Während  das  Vorhandensein  der  hier  bezeichneten  Thatsa^chen  ohne  weiteres  den  That- 
bestand  der  Defraudation  begründet,  bedarf  es  in  allen  übrigen,  hier  nicht  aufgeführten  Fällen 
zunächst  des  Nachweises  bez.  der  richterlichen  üeberzeugung ,  dass  eine  fraudulöse  Absicht 
vorliegt.  Zur  Vermeidung  von  Härten  ist  übrigens  für  Fälle  der  erstbezeichneten  Art  im 
Artikel  45,  Absatz  1  die  Zulässigkeit  der  Erkennung  einer  Oidnungsstrafe  an  Stelle  der 
Defi-audationsstrafe  vorgesehen. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  gegenwärtigen  Artikels  lehnen  sich  an  die  bayerische  und 
württembergische  Gesetzgebung  an.  —  Für  die  Inhaber  von  genehmigten  Privatmalzmühlen 
mit  selbstthätigem  Zählappai-at  konnten  auch  hier  einige  Vergünstigungen  geschaffen  werden, 
von  der  Anschauung  ausgehend,  dass  bei  normaler  Funktion  des  Apparats  auf  demselben  kein 
Malz  geschrotet  werden  kann ,  ohne  dass  solches  seiner  Quantität  nach  durch  das  Zählwerk 
angezeigt  wird.  Das  Brechen  von  Malz  auf  einem  derartigen  Apparate  ohne  vorherige  Erhebung 
eines  Erlaubnisscheines,  ebenso  die  unterlassene  oder  zu  niedrige  Eintragung  des  Gewichts  in 
das  Mühleuregister  wiixl  deshalb  an  und  für  sich  nicht  als  Thatbestand  der  Defraudation  be- 
trachtet, fäHt  vielmehr  unter  die  Ordnungsvergehen  des  .Artikels  47  b  des  Entwurfs,  sofern  nicht 
im  einzelnen  Falle  der  Nachweis  bez.  die  richterliche  üeberzeugung  vorliegt,  dass  eine  frau- 
dulöse Absicht  vorhanden  war. 

Zu  Artikel  45. 

Dass  im  Absatz  1  nur  der  Fälle  des  Artikels  44  und  nicht  der  Defr-audationsfäUe  über- 
haupt gedacht  ist,  beruht  darauf,  dass,  wie  zu  Artikel  44  bemerkt,  die  Erkennung  einer 
Defraudationssü-afe  in  anderen  als  den  im  Artikel  4t  namentlich  aufgeführten  Fällen  nur  zu- 
lässig ist,  wenn  eine  fraudulöse  Absicht  als  vorhanden  angenommen  wird.  Ist  dies  aber  der 
Fall,  so  ist  eben  dadurch  die  mildere  Behandlung  nach  Absatz  l  gegenwäiügen  Artikels  aus- 
geschlossen. 

In  den  Fällen  des  Absatzes  2  unbedingte  Straflosigkeit  zu  gewähi-en,  empfiehlt  sich  bei 
den  hier  in  Betracht  kommenden  Verhältnissen  nicht,  vielmehr  soll  es  dem  richterlichen  Er- 
messen bez.  der  erkennenden  Behörde  anheimgestellt  bleiben,  ob  gänzliche  Straflosigkeit  oder 

373 


374  Gesetzentwui-f  zur  Erhebung  einer  Braumalzsteuer  in  Baden. 

die  Erkennung  einer  Ordnungsstrafe  nach  Lage   des   einzelnen  Falles   angezeigt   erscheint. 
(Vergleiche  auch  Artikel  36,  Absatz  2  des  Weinsteuergesetzes.) 

Zu  Artikel  46. 

Uebereinstimmend  mit  den  Vorschritten  des  Artikels  38  des  Weinsteuergesetzes. 

Zu  Artikel  47. 

Gegenüber  den  Kontrollerleichterungen  und  sonstigen  Vergünstigungen,  welche  den  In- 
habern von  genehmigten  Privatmalzmühlen  mit  selbstthätigem  Zählapparat  gewährt  werden 
soUen  und  gegenüber  dem  seitens  der  Steuerverwaltung  in  diese  Apparate  gesetzten  Vertrauen, 
erscheint  es  erforderlich,  alle  Handlungen,  welche  die  Sicherheit  und  Zuverlässigkeit  des 
Apparats  oder  seine  ordnungsmässige  Funktion  in  Frage  stellen  oder  stören,  abgesehen  von 
der  etwa  zu  erkennenden  Defraudationsstrafe,  mit  empfindlichen  Ordnungsstrafen  zu  bedrohen, 
wie  dies  auch  im  bayerischen  Malzaufschlaggesetze  vorgesehen  ist.  (Auch  im  Keichsbrausteuer- 
gesetzentwurf  vom  Jahr  1880  war  eine  solche  Ordnungsstrafe,  und  zwar  von  50  M.  bis  3000  M., 
für  derartige  Zuwiderhandlungen  in  Aussicht  genommen  gewesen.) 

Dieselben  Erwägungen  führen  dazu,  die  fragliclie  Ordnungsstrafe  auch  für  die  Fälle 
einer  unbefugten  Einwirkung  auf  den  Kontrollapparat  einer  Privatmühle  nacli  Artikel  11  des 
Gesetzentwurfs  und  der  Verletzung  des  an  irgend  einer  Mühle  angelegten  steueramtlichen  Ver- 
schlusses anzudrohen. 

Im  übrigen  ist  die  Bestrafung  der  Ordnungswidrigkeiten  ähnlich  wie  im  Weinsteuergesetz 
(Artikel  39)  geregelt,  jedoch  derart,  dass  alle  nicht  mit  besonderer  Strafe  bedrohten  Zuwider- 
handlungen gegen  im  Gesetz  selbst  enthaltene  Vorschriften  der  höheren  Ordnungs- 
strafe (lit.  b)  und  nur  die  (nicht  mit  besonderer  Strafe  bedrohten)  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  (öffentlich  bekannt  gegebenen)  Vollzugsvorschriften  der  niederen  Ordnungs- 
strafe (lit.  c)  unterliegen  sollen.  —  Es  ist  damit  auch  die  Einzelangabe  der  zahlreichen  unter 
lit.  b  fallenden  Zuwiderhandlungen  vermieden. 

Zu  Artikel  iS. 

Nach  der  Anwendung,  welche  die  Strafl)estimmungen  des  derzeitigen  Biersteuergesetzes 
erfahren ,  wird  zur  Zeit  der  Bierbrauer  unbedingt  für  alle  Zuwiderhandlungen  seiner  Be- 
diensteten gegen  die  Bestünmungen  des  Biersteuei'gesetzes  verantwortlich  gemacht.  Es  erscheint 
thunlich,  eine  Milderung  dieses  Verfahrens  insofern  eintreten  zu  lassen,  dass  künftiglün  die 
Steuer-  und  Kontrollpflichtigen  (der  Eigentümer  des  Malzes  und  der  Mülileninhaber)  dann 
strafirei  bleiben,  wenn  sie  nachzuweisen  vermögen,  dass  die  von  ilu'en  Familienangehörigen 
und  Bediensteten  begangene  Zuwiderhandlung  gegen  ihren  Willen  stattgefunden  hat,  und 
femer,  falls  Inhaber  von  Malzmühlen  oder  solchen  Gewerbebetrieben,  bei  welchen  Malz  zur 
Verwendung  kommt,  sich  in  keiner  Weise  am  Geschäftsbetriebe  persönlich  beteiligen,  die  straf- 
rechtliche Verantwortlichkeit  für  die  Zuwiderhandlungen  des  untergebenen  Personals  auf  die 
Bevollmächtigten  und  Geschäftsführer  zu  überwälzen,  es  sei  denn,  dass  die  Zuwiderhandlungen 
im  Auftrag  oder  mit  Wissen  des  GeschäftslieiTU  begangen  werden. 

Noch  weiter  zu  gehen  und  denjenigen,  in  deren  Geschäftsbetrieb  und  zu  deren  Vorteil 
eine  Zuwiderhandlung  begangen  wird,  nur  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Straf- 
gesetzbuchs für  den  Fall  erwiesener  Mitthäterschaft  oder  Anstiftung  für  strafbar  zu  erklären, 
müsste  bei  der  Natur  der  hier  in  Betracht  konunenden  Geschäftsbetriebe,  welche  in  der  Kegel 
mit  Hilfspersonen  beti-ieben  werden ,  bedenklich  erscheinen,  da  der  Geschäftsherr  alsdann  vor- 
aussichtlich in  zahlreichen  Fällen  stratlos  ausgehen  würde.  Auch  wenn  man  ilni  für  die  gegen 
sein  Personal  erkannten  Geldstrafen  subsidiär  haftbar  erklären  würde,  würde  er  immerliin, 
falls  nicht  gegen  ihn  selbst  Strafe  erkannt  werden  kann,  der  auf  den  Rückfall  gesetzten  höheren 
Strafe  sich  entziehen.  Auch  das  württembergische  und  bayerische  Malzsteuergesetz  enthält 
ähnliche  Bestünmungen  bezüglich  der  strafi-echtlichen  Vei-antwortlichkeit  der  Brauer  etc.  und 
Mühleninhaber,  wie  solche  der  gegenwärtige  Artikel  im  Absatz  1  vorsieht.  —  Im  Hinblick  auf 
diese  Bestimmungen  erscheint  es  zulässig,  die  subsidiäre  Vertretungsverbindliclikeit  auf  die  im 
Absatz  2,  Satz  2  vorgesehenen  Fälle  zu  beschränken. 

Zu  Artikel  49. 

Entsprechend  der  Vorschrift  des  Artikels  41  des  Weinsteuergesetzes  und  den  bezüglich 
der  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  des  Bierst«uergesetzes  und  Branntweinsteuer- 
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gesetzes  geltenden  Bestimmangen  (§  7  des  Einführungsgesetzes  vom  31.  Mai  1870  ztun  Straf- 
gesetzbuch des  deutschen  Reichs). 

Zu  Artikel  50. 

Da  der  Vollzug  des  Gesetzes  die  Bearbeitung  und  Erlassung  zahlreicher  Ausflihrungs- 
bestinunungen  erfordert,  erscheint  es  angemessen,  den  Termin  für  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes, 
w  enn  man  denselben  nicht  von  vornherein  allzuweit  hinausrücken  will,  der  näheren  Festsetzung 
durch  landesherrliche  Verordnung  zu  überlassen.  Die  Einführung  kann  dann  angeordnet 
werden,  sobald  das  zum  Vollzug  Erforderliche  angeordnet  sein  wird.  Die  Grossh.  Regierung 
wird  übrigens  auf  thunlichste  Beschleunigung  der  Vollzugsmassregeln  bedacht  sein. 

Zu  Artikel  51. 

Diese  Bestimmung  ist  erforderlich,  um  etwaigen  unberechtigten  Steuerbefireinngen  zu 
begegnen,  welche  dadurch  ermöglicht  werden  könnten,  dass  kurz  vor  dem  Einfnhrungstermin 
des  Gesetzes  noch  grössere  Quantitäten  Malz  auf  Vorrat  geschroten  würden.  Thatsächlich 
werden  die  etwa  erfolgenden  Xachversteuerungen  von  bereits  geschrotenem  Malze  nicht  von 
Belang  sein ,  da  Malz  erfahrungsgemäss  in  gebrochenem  Zustande  bei  längerer  Aulbewahrung 
an  Güte  verliert. 

Zu  Artikel  52. 

Dui-ch  die  Bestimmung  in  Absatz  2  soll  der  Finanzverwaltung  das  Mittel  an  die  Hand 
gegeben  werden,  ohne  dass  es  einer  Gesetzesänderung  bedarf,  sowohl  im  einzelnen  Falle,  wo 
dies  die  Verhältnisse  rechtfertigen,  eine  Milderung  der  Kontrollvorschriften  zuzugestehen,  als 
auch  allgemein  und  bleibend  solche  Erleichterungen  einzuräumen,  sofern  sich  hierzu  ein  Bedürf- 
nis geltend  macht  und  die  Finanzvei-waltung  die  üeberzeugnng  gewinnt,  dass  die  Erleichterung 
die  steuerlichen  Interessen  nicht  gefähi'det. 


375 


Finanzlitteratur. 


Biollay,   Du  controle  des  finances  publiques  par  le  Parleinent  et  par  la  Cour 
des  Comptes  en  Italic.     Paris  1882. 

Diese  Abhandlung  ist  eine  Rede,  welche  der  Verfasser  in  seiner  Eigenschaft  als  General- 
advokat in  der  feierlichen  Eröffnungssitzung  des  Pariser  Rechnungshofes  vom  2.  November  1882 
gehalten  hat.  Diese  Veranlassung  rechtfertigt  die  oratorische  Form  und  entschuldigt  die  etwas 
oberflächliche  Behandlung.  Gegenstand  des  Vortrages  ist  der  dem  italienischen  Parlament  im 
.Januar  1882  vorgelegte  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  22.  April 
1869  über  das  Reclmungswesen.  Der  Verfasser  gibt  auf  Grund  amtlicher  Mitteilungen,  welche 
ihm  durch  Vennittelung  des  französischen  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten  und 
der  französischen  Botschaft  in  Rom  zur  Verfügung  gestellt  worden  waren,  eine  Skizze  des 
bisherigen  Rechts  und  eine  Auseinandersetzung  der  Gründe,  welche  zu  einer  Reform  desselben 
drängten.  Eigentümlich  ist  dem  italienischen  Recht  eine  aus  dem  belgischen  Recht  entnom- 
mene, weitreichende  Präventivkontrolle,  ferner  die  Aufstellung  eines  doppelten  Budgets,  eines 
provisorischen,  durch  welches  den  Ressortchefs  gewisse  Summen  zur  Bestreitung  der  Verwal- 
tungsausgaben zur  Verfügung  gestellt  werden,  und  eines  definitiven,  durch  welches  die  Ver- 
wendung derselben  im  einzelnen  geregelt  wird,  endlich  der  gänzliche  Ausschluss  der  Rest- 
verwaltung, indem  alle  Ausgaben-  und  Einnahmenreste  in  das  neue  Budget  herübergenommen 
werden.  Der  Verfasser  vergleicht  diese  Einrichtungen  mit  den  davon  sehr  abweichenden  fi-an- 
zösischen;  er  hebt  daher  vorzugsweise  die  Unterschiede  zwischen  beiden  hervor,  er  gibt  aber 
doch  ein  ziemlich  umfassendes  Bild  des  bisherigen  italienischen  Budgetrechts.  Die  Verände- 
rungen, welche  durch  das  erwähnte  Gesetz  eingeführt  worden  sind,  bestehen,  abgesehen  von 
der  Verlegung  des  Beginnes  des  Etatsjahres  auf  den  1.  Mai,  in  einer  näheren  Bestinummg  des 
Verhältnisses  zwischen  dem  provisorischen  und  dem  definitiven  Budget  (budget  de  Provision 
und  loi  d'assiette  du  budget)  und  der  Einrichtung  und  den  Bestandteilen  des  letzteren;  ferner 
in  einer  etwas  freieren  Gestaltung  der  Vorschriften  über  Etatsüberschreitungen  und  ausseretats- 
mässige  Ausgaben  und  in  einer  beschränkten  Zulassung  der  Restverwaltung  für  die  nächsten 
zwei  Jahre,  insofeni  die  Zahlungen  bereits  auf  Specialfonds  des  vergangenen  Jalires  oder  der 
aus  demselben  überkommenen  Reste  angewiesen  worden  sind.  Von  Interesse  sind  auch  die 
Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  über  die  Rechnungslegung.  Nach  Beendigung  des  Geschäfts- 
jahres (30.  April)  hat  jedes  Ministerium  seine  Verwaltungsrechnung  aufzustellen  und  dieselbe 
spätestens  am  30.  Juni  dem  allgemeinen  Rechnungsbureau  des  Schatzministers  einzureichen. 
Derselbe  hat  dann  spätestens  am  30.  September  die  allgemeine  Rechnung  über  den  Staatshaus- 
halt dem  Rechnungshofe  zu  überse«iden.  Dieselbe  umfasst  ausser  der  vollständigen  Rechnung 
über  alle  Ist-Einnahmen  und  Ist-Ausgaben  eine  Uebersicht  über  die  Bewegung  der  von  den 
Staatskassen  erhobenen  Kapitalien,  über  die  voi'gekommenen  Virements,  über  die  Ausgaben- 
und  Einnalunenreste,  über  die  Kassengeschäfte  des  Staatsschatzes  und  das  Finanzvennögen ; 
ferner  eine  genaue  Darlegung  der  Verwaltung  der  Reservefonds,  die  Specialrechnungen  über 
die  Kirchengüter,  Monopolverwaltung,  die  Staatsdomänen,  die  Operationen  des  Schatzamtes  und 
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der  Bank  und  die  Ergebnisse  der  Staatseisenbahnen-Verwaltung ;  endlich  einen  Nachweis  über 
die  Materialienbestände  der  Magazine. 

Strassburg.  Laband. 


Dr.    Gust.   Sei  dl  er.    Der    Staatsrechnungshof   Oesterreichs.     Wien.     Alfred 
Holder.     1884.     8°.    41  S. 

Die  Veranlassung  zu  dieser  Schrift  ist  eine  ähnliche  wie  zu  dem  eben  besprocheneu  Vor- 
trag von  BioUay,  nämlich  die  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  im  österreichischen  Reichsrat 
über  die  Stellung  und  den  Wirkungskreis  des  Staatsrechnungshofes.  Um  ein  Urteil  über  die 
in  diesem  Gesetzentwurf  in  Aussicht  genommenen  Reformen  zu  gewinnen .  gibt  der  Verfasser 
eine  anziehende,  duich  Klaiheit  und  Anschaulichkeit  ausgezeichnete  Darstellung  der  geschicht- 
lichen Entwickelung  der  obei-sten  mit  der  Staatsrechnungskontrolle  betrauten  Behörde  in  Oester- 
reich.  Es  ergibt  sich  ans  dieser  Darstellung  der  beständige  Kampf  zwischen  der  Verwaltung 
und  der  obersten  Kontrollbehörde  um  die  Begrenzung  der  gegenseitigen  Zuständigkeit.  Nach- 
dem zuerst  durch  das  Dekret  vom  33.  Dezember  1761  der  .Hofrecheukammer-  Befugnisse  bei- 
gelegt worden  waren,  kraft  welcher  ihr  eine  übermässige,  die  Verwaltung  einengende  und 
lähmende  Präventivkontrolle  zustand,  so  dass  sie  nicht  nur  Beschlüsse  der  Hofkammer  über 
wichtige  Finanzangelegenheiten  zu  suspendieren  berechtigt  war,  sondern  auch  die  Buchhaltereien 
von  den  Verwaltungsstellen  losgelöst  und  ihr  untergeordnet  waren,  trat  nach  einigen  Jahren 
eine  Gegenströmung  auf,  welche  nach  verschiedenen  vorübergehenden  Zwischenbildungen  end- 
lich im  Jahie  1802  zu  dem  entgegengesetzten  Extrem  führte,  indem  nunmehr  die  Hof-  und 
Länderbuchhaltereien  den  administrierenden  Stellen  gänzlich  untergeordnet,  das  Centralrech- 
nungsdepartement  dem  Staatsministerium  zugewiesen  und  die  unabhängige  und  selbständige 
CentralkontroUbehörde  aufgehoben  wui"de.  Da  dieser  Zustand  aber  unhaltbar  war,  so  WTirde 
1805  das  Genei-alrechnungsdirektorium  errichtet,  welches  die  Centralleitung  und  Aufsicht  über 
alle  Hof-  und  Länderbuchhaltereien  ausüben  sollte,  welchem  aber  eine  Kontrolle  direkt  gegen 
die  Verwaltung  nicht  übertragen  wurde.  Bis  zum  Jahre  1854  hatten  demgemäss  die  Länder- 
buchhaltemen  eine  Zwitterstellung,  indem  sie  zwai-  unter  der  Leitung  des  Generalrechnungs- 
dh'ektoriums  standen,  dagegen  in  disciplinarischer  Hinsicht  den  Landeschefe  unterstellt  waren. 
Eine  im  Jahre  1829  beschlossene  Reform  gelangte  nicht  zur  Durchführung;  erst  im  Jahre  1854 
wurde  an  Stelle  des  Generalrechnungsdirektoriums  die  oberste  RechnungskontroUebehörde 
errichtet,  welcher  die  Buchhaltungen  unmittelbar  und  ausschliesslich,  in  vollkommener  Tren- 
nung von  den  Verwaltungsbehörden,  untergeordnet  wurden.  Diese  Einrichtung  bestand  aber 
nur  bis  1866.  Durch  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  November  1866  wurde  der  gegenwärtig 
zu  Recht  bestehende  „oberste  Rechnungshof^  ins  Leben  gerufen.  Während  demselben  die 
völlige  Unabhängigkeit  von  den  Verwaltungschefs  gewährt  wiirde,  hörte  die  Unterordnung  der 
Buchhaltereien  und  Rechnungsstellen  unter  denselben  auf,  die  letzteren  wnirden  den  betref- 
fenden Verwaltungsbehörden  eingefügt  und  dem  Rechnungshofe  lediglich  ein  Aufsichtsrecht 
über  dieselben  gewahrt.  Den  .Rechnungsdepartements"  der  Verwaltungsbehörden  liegt 
ob:  die  Evidenthaltung  der  Zahlungsanweisungen,  die  Ueberwachung  der  ordnungsmässigen 
Vollziehung  derselben,  die  Prüfung  und  Richtigstellung  der  von  den  Unterorganen  zu  legenden 
Rechnuugsbehelfe  und  der  eigentliche  Rechnungsdienst  der  Verwaltung.  In  der  Evidenthaltung 
der  Anweisungen  liegt  zwar  eine  Art  von  Selbstkontixtlle  darüber,  ob  die  in  dem  Staats- 
voranschlag festgesetzten  Grenzen  noch  eingehalten  sind:  da  aber  die  Verwaltungsbehörden 
selbst  schliesslich  diese  Evidenthaltung  bewirken,  so  werden  Etatsüberschreitungen,  Positions- 
verwechslungen und  andere  Verletzungen  des  Staatshaushaltetats  hierdui-ch  nicht  verhindert.  Der 
Verfasser  erachtet  hierzu  eine  wii'ksame  Präventivkontrolle  durch  eine  von  der  Verwaltung  unab- 
hängige Behörde  für  erforderlich,  wie  sie  in  Belgien  und  Italien  besteht  und  früher  vorüber- 
gehend in  Oesterreich  bestanden  hat ;  aber  er  findet  die  im  Artikel  12  des  Regierungsentwui-fe  in 
Aussicht  genommene  Einrichtung ,  wonach  die  Vorstände  der  Rechnungsdepartemeuts  Anord- 
nungen, welche  mit  den  Finanzgesetzen  und  Verordnungen  im  Widerspruch  stehen,  schriftlich 
unter  Angabe  der  Gründe  zu  monieren  haben,  in  welchem  Falle  sie  der  Entscheidung  des  Ressort- 
chefs und  erforderlichen  Falles  sogar  des  Ministerrates  unterbreitet  werden  sollen,  füi-  nicht 
ausreichend,  weil  die  Vorstände  der  Rechnungsdepartements  dem  Chef  der  Verwaltungsbehörden, 
gegen  welche  sie  ihre  Bemerkungen  und  Bemängelungen  richten,  dienstlich  untergeordnet  sind. 
Er  schlägt  vielmehr  vor,  bei  jeder  anweisungsberechtigten  Verwaltungsbehörde  Kontrolleure  zu 
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bestellen,  welche  ausschliesslicli  vom  obersten  Rechnungshofe  ressortieren ,  denen  ungefähr 
eine  ähnliche  Stellung  und  Befugnis  zukommen  würde,  wie  im  Deutschen  Reiche  den  Reichs- 
zollbevolhnächtigten  bei  den  Zoll-  und  Finanzbehörden  der  Einzelstaaten.  Der  Verfasser  beruft 
sieh  hierfür  auf  den  Vorgang  Bayerns. 

Was  die  Rechnungslegung  anlangt,  so  ist  in  Oesten'eich  die  Zusammenstellung  der 
Staatsrechnungen  und  die  Sorge  für  Einhaltung  eines  zweckmässigen,  die  Prüfung  erleichtern- 
den Rechnungsverfahrens  dem  Rechnungshofe  übertragen  und  der  neue  Gesetzentwurf  lässt 
dieses  Verhältnis  im  wesentlichen  bestehen.  Hiergegen  wendet  sich  der  Verfasser  mit  Recht. 
Er  empfiehlt  die  Einrichtung ,  welche  in  den  meisten  Staaten ,  so  auch  in  Italien ,  anerkannt 
ist,  dass  aus  den  Rechnungen  der  ünterbehörden  in  jedem  Ministerium  die  Rechnungen  des 
Ressorts  zusammengestellt  und  der  Centralrechnungsabschluss  vom  Finanzministerium  fest- 
gestellt und  dem  Rechnungshof  übennittelt  wird.  Um  das  Rechnungsvei'faliren  gleichmässig 
und  zweckentsprechend  zu  gestalten,  soll,  wie  in  Preussen  und  dem  Deutschen  Reich,  dem 
Rechnungshof  die  Befugnis  eingeräumt  werden,  die  Vorschriften  über  die  fonnelle  Einrichtung 
der  Rechnungen  und  Justiflkatorien  zu  erlassen. 

Eine  erhebliche  Verbesserung  findet  der  Verfasser  darin,  dass  der  östen-eichische  Regie- 
rungsentwurf Bestimmungen  vorschlägt,  die  im  wesentlichen  dem  §  14  der  Instruktion  für  die 
preussische  Oberrechnungskammer  entsprechen,  d.  h.  dass  der  Recluiungshot  nicht  bloss  die 
Gesetzinässigkeit  und  Budgetmässigkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  prüfen  hat,  sondern 
dass  er  auch  lünsichtlich  der  Pensionen  und  der  von  den  Behörden  für  Rechnung  des  Staates 
geschlossenen  Lieferungs-  und  anderen  Verträge  zu  untersuchen  hat,  ob  die  bestehenden  Ge- 
setze und  Verordnungen  befolgt  worden  sind.  Der  Verfasser  tadelt  es  ferner,  dass  der  oberste 
Rechnungshof  nicht  befugt  sei ,  ein  endgültiges  Urteil  über  die  Ersatzpflicht  der  anweisenden 
Beamten  abzugeben  und  die  Wiedereinziehung  der  unrichtig  verausgabten  Beträge  zu  verfügen. 
Wenn  er  sich  hierfür  aber  auf  Preussen  beruft,  so  gibt  er  den  Vorschriften  des  §  17  des  Gesetzes 
vom  27.  März  1872  eine  unrichtige  Auslegung.  Das  Monitum  der  Oberrechnungskammer  ist  nur 
dann  exekutionsfähig,  wenn  die  rechnungsiegende  Verwaltungsstelle  oder  die  vorgesetzte  Dienst- 
behörde derselben  es  für  richtig  anerkennt;  andernfalls  ist  die  Entscheidung  des  Königs  herbei- 
zuführen und  der  Landtag  hat  insofern  ein  Mitpiüfungsrecht,  als  die  Erteilung  oder  Versagung 
der  Decharge  ihm  zusteht.  Die  im  östeiTeicliischen  Regieiningsentwurf  entlialtenen  Bestimmun- 
gen würden  im  wesentlichen  denselben  Rechtszustand  herstellen. 

Ebenso  wenig  scheint  es  uns  geboten,  dass  der  Reichsrat  irgend  einen  Einfluss  auf  die 
Ernennung  des  Präsidenten  des  Rechnungshofes  ausübe.  Der  Verfasser  will  dem  Reichsrat 
das  Recht  des  Teniovorschlags  einräumen,  weil  man  dadurch  die  Garantie  erhalten  würde, 
dass  der  vom  Kaiser  ernannte  Präsident  auch  das  Vertrauen  des  Reichsrates  besitze.  Allein 
alsdann  müsste  man  für  jede  Legislatuii)eriode  den  Präsidenten  des  Rechnungshofes  von  neuem 
bestellen,  denn  wenn  das  neugewählte  Abgeordnetenhaus  eine  andere  Parteigruppiemng  zeigt, 
so  wird  es  auch  anderen  Personen  sein  „Vertrauen"  zuwenden ;  jeder  unmittelbare  Einfluss  der 
Volksvertretung  auf  die  Besetzung  der  Staatsämter  erhöht  die  Gefahren  und  Nachteile  einer 
parlamentarischen  Parteiwirtschaft.  Sodann  erörtert  der  Verfasser  die  Vorsclu-ifteu  über  die 
Denkschrift,  welche  der  Präsident  des  Rechnungshofes  dem  Reichstag  zu  unterbreiten  hat,  indem 
in  dieser  Hinsicht  zwischen  den  Vorschlägen  des  Abgeordnetenhauses  und  denjenigen  der  Regie- 
rung einige  Verscliiedenheiten  bestehen;  der  Verfasser  tritt  im  wesentlichen  den  ersteren  bei. 
Endlich  bespricht  der  Verfasser  die  Garantien  der  Unabhängigkeit,  welche  nicht  nur  dem 
Präsidenten,  sondern  auch  den  Räten  des  Rechnungshofes  in  Betreff  ihrer  dienstlichen  Stellung 
eingeräumt  werden  müssen ;  er  erklärt  sehr  mit  Recht  die  zur  Zeit  in  Oesten-eich  geltenden 
Vorschriften  lüeiüber  als  ungenügend  und  tadelt  den  Entwurf,  dass  er  diesen  wichtigen  Punkt 
mit  Stillschweigen  übergeht. 

Im  allgemeinen  können  wir  den  kritischen  Bemerkungen  des  Verfassers  vollkommen  bei- 
pflichten, und  wir  schliessen  diese  Anzeige  mit  dem  Wunsche,  dass  dieselben  bei  der  definitiven 
Regelung  dieser  Materie  in  Oesterreich  die  wohlverdiente  Berücksichtigung  finden  mögen. 

Strassburg.  Laband. 
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Hertel,  Die  preussische  Oberrechnimgskammer  ^Rechnungshof  des  Deutschen 
Reiches),  ihre  Geschichte,  Einrichtung  und  Befugnisse.  Berlin.  C.  Hej- 
mann.     1884.     562  S.    8". 

In  diesem  Werke  findet  sich  das  gesamte,  auf  die  Oberrechnungskammer  sich  beziehende 
legislative  Material  zusammengetragen.  Sehr  interessant  ist  insbesondere  der  erste  Abschnitt, 
welcher  die  Zeit  vom  Jahre  1714  bis  zum  Jahre  1824  betriflFt  und  eine  grosse  Zahl  von  Verord- 
nungen, Erlassen  und  anderen  Urkxmden  enthält.  Daran  schliesst  sich  im  zweiten  Abschnitt 
die  Instruktion  vom  18.  Dezember  1824  mit  Angabe  aller  zu  den  einzelnen  Paragi-aphen  ergan- 
genen Anordnungen,  Verfügungen,  Entscheidungen,  gesetzlichen  Bestimmungen  u.  s.  w.  Der 
dritte  Abschnitt  ist  dem  gegenwärtig  geltenden  Oberrechnungskammergesetz  vom  27.  März  1872 
nebst  den  Disciplinargesetzen  für  die  Richter  gewidmet.  Daran  schliessen  sich  die  vollstän- 
digen Abdrücke  des  Entwurfs,  der  Motive  dazu  und  der  Landtagsverhandlxuigen  von  1871  und 
1872,  denen  anhangsweise  auch  noch  die  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  vom  29.  April 
1882  beigefügt  sind.  Endlich  folgen  das  Regulativ  über  den  Geschäftsgang  bei  der  Oberrech- 
nnngskammer  vom  22.  September  1873  nebst  Abänderungen  desselben,  und  die  Instruktion  für 
den  Rechnxmgshof  des  Deutschen  Reiches  vom  5.  März  1875.  Das  Werk  ist  bloss  Materialieu- 
sammlung.  nicht  wissenschaftliche  Verarbeitung ;  es  ist  in  vieler  Hinsicht  vollständiger  als  das 
Buch  von  Meissner  über  das  Rechnungswesen  des  preussischen  Staates  (Berlin  1878,  1879) 
und  als  Nachschlagewerk  zu  empfehlen.  Nur  ist  gerade  mit  Rücksicht  auf  diesen  Nutzen,  den 
eine  solche  Kompilation  von  Rohmaterial  bietet ,  es  lebhaft  zu  bedauern ,  dass  der  Verfasser 
nicht  einmal  ein  Sachregister  beigegeben  hat,  um  die  Verwerthung  dieses  lunfangreichen  und 
zum  Teil  wüsten  Stoffes  einigermassen  zu  erleichtem. 

Strassburg.  Laband. 


F.  N.  S  i  c  k  e  n  g  a ,    Geschiedenis  der  Nederlandsche  belastingen  sedert  het  jaar 
1810.    8".     I.  Teü  243  S.     U.  Teü  326  S.     Utrecht.    J.  L.  Beijers.    1883. 

Wie  überall,  so  macht  sich  auch  in  den  Niederlanden  das  Bedürfiiis  nach  einer  Reform 
der  Staats-  und  Gemeindesteuern  geltend ,  eine  Reform ,  die  nur  dann  zweckmässig  vollzogen 
werden  kann,  wenn  man  das  geschichtlich  gewordene  System  in  seiner  Entwickelung  verfolgt. 
Merkwürdigerweise  jedoch  ist  in  den  Niederlanden  bisher  nur  wenig  gethau .  um  diese  Ent- 
wickelung klar  zu  legen.  Das  einzige  namhafte  Werk ,  welches  in  neuerer  Zeit  über  die  ge- 
nannte Materie  veröffentlicht  worden  ist.  ist  das  von  P.  H.  Engels:  .De  geschiedenis  der 
belastingen  in  Nederland",  und  auch  dies  ist  schon  von  den  neuesten  Veränderungen  überholt. 
Diese  Sachlage  veranlasste  F.  N.  Sickenga,  eine  Reihe  von  Artikeln,  die  er  in  den  ,.Bei- 
trägen  zur  Kenntnis  der  Staats- ,  Provinzial-  und  Gemeindeverwaltung  in  den  Niederlanden* 
publiziert  hatte ,  zu  einem  zusammenhängenden  Ganzen  zu  verarbeiten .  das  uns  in  der  oben 
genannten  .Geschichte  der  Niederländischen  Steuern  seit  1810-  vorliegt. 

Die  Aufgabe ,  deren  Lösung  der  Verfasser  unternommen  hat ,  ist  eine  ausserordentlich 
schwierige.  Wohl  in  keinem  Lande  herrscht  eine  solche  Massenproduktion  an  Steuergesetzen, 
als  gerade  in  den  Niederlanden.  Die  Reformentwürfe  und  Reformgesetze  folgen  sich  bei  jeder 
einzelnen  Steuer  sehr  rasch  aufeinander ;  aber  es  sind  alles  nur  Ansätze ,  nur  Versuche  und 
Experimente ,  die  zu  einer  wirklich  brauchbaren  und  abschliessenden  Reform  nicht  führen 
konnten.  Erschwert  wurde  die  Aufgabe  der  Steuergesetzgebung  in  den  Niederlanden  durch 
die  Einführung  des  fianzösischen  Steuersystems  durch  Napoleon  I..  der  dadurch  und  durch  eine 
gewaltsame  Reduktion  der  Niederländischen  Staatsschuld  fcf.  Teil  I,  S.  8  und  9)  das  chronische 
Deficit  des  niederländischen  Budgets  (durchschnittlich  mehr  als  36  MiU.  Fr.)  beseitigen  wollte. 
Nachdem  des  grossen  Korsen  Stern  gesunken  war,  trat  an  die  Niederlande  die  Frage  hei-an. 
ob  sie  das  ihnen  aufoctroyierte  Steuersystem  beibehalten  und  reformieren  wollten  ,  oder  aber 
dasselbe  abzuschaffen  und  die  Reform  auf  das  altniederländische  System  zu  basieren  gedächten. 
Die  Beantwortung  dieser  Frage  kostete  eine  jahrelange  Arbeit  .  die  ,  wie  zu  erwarten  stand, 
kein  einheitliches  Resultat  zur  Folge  hatte ,  indem  man  bald  die  ftanzösischen  Einrichtungen 
nach  und  nach  'abschaffte ,  bald  dieselben  in  Uebereinstimmung  mit  den  althergebrachten  Ge- 
wohnheiten  zu  setzen  und  zum  Ausgangspunkt  der  Reformbestrebungen  zu  machen  bemüht 
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war.  Daraus  erklärt  sich  das  tastende  Beginnen  der  zwar  viel,  aber  nur  wenig  gutes  produ- 
zierenden Steuergesetzgebung  in  den  Niederlanden.  Das  ist  die  Signatur  der  dortigen  steuer- 
gesetzlichen  Entwickelung.  Auf  den  ersten  Blick  leuchtet  ein ,  dass  durch  diese  Sachlage  die 
Arbeit  des  wissenschaftlichen  Beobachters  eine  äusserst  mühsame  werden  niusste.  Darum  ist 
es  dem  Verfasser  nicht  genug  zu  danken ,  dass  er  mit  unennüdlichem,  in  die  Tiefe  bolrrenden 
Fleisse  das  überreiche  Material  verarbeitet  hat.  Wir  müssen  darin  ein  grosses  Verdienst  er- 
blicken, das  anzuerkennen  wir  keinen  Augenblick  anstehen. 

Naturgemäss  ist  eine  derartige  Arbeit ,  die  auf  verschwindend  wenige  Vorarbeiten  sich 
stützen  kann ,  nicht  frei  von  Mängeln ;  aber  wer  wollte  mit  dem  Verfasser  darüber  rechten  ? 
Genug ,  dass  er  den  Grund  zu  einer  aktenraässigen  Geschichte  des  niedei'ländischen  Steuer- 
wesens gelegt  hat,  die  Verbesserungen  im  einzelnen  durfte  er  sich  mit  Recht  auf  eine  spätere 
Auflage  aufsparen. 

Was  den  Inhalt  anbelangt ,  so  kann  es  in  dieser  Besprechung  nur  darauf  ankommen, 
den  bestehenden  Zustand  kurz  anzudeuten ;  ein  näheres  Eingehen  auf  die  jedesmalige  sehr 
komplizierte  Entwickelung  würde  den  uns  gestatteten  Raum  weit  überschi-eiten. 

Der  Verfasser  geht  zunächst  an  die  Bearbeitvmg  der  direkten  Steuern  (Kap.  I — IV) 
und  nimmt  unter  diesen  zuerst  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  in  Angriff.  Die  Grund- 
steuer wurde  geregelt  durch  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1870  ,  worin  „alle  früheren  gesetzlichen 
Verordnungen  und  Gesetze,  betreffend  die  Gi-undsteuer"  kodifiziert  wurden.  Alles  „bebaute" 
und  „nicht  bebaute"  Grundeigentum  wird  besteuert ,  wobei  die  festgesetzte  Gesamtsumme  auf 
die  einzelnen  Provinzen  quotenweise  verteilt  wird.  Zur  Zahlung  der  Steuer  ist  derjenige  ver- 
pflichtet, der  kraft  des  Besitzrechtes  oder  auf  Grund  eines  anderen  Rechtstitels  „den  Genuss  des 
Eigentums  hat",  also  nicht  der  blosse  Eigentümer,  sondern  der  Erbpächter,  der  Nutzniesser  u.  s.  w. 

Die  Steuer  beruht  auf  dem  „Mietswerte",  wie  er  durch  den  Kataster  festgestellt  ist.  Dabei 
herrscht  das  System,  dass  der  bestehende  Mietswert  jährlich  um  den  Mietswert  der  neuen  An- 
bauten etc.  vennehrt  und  dementsprechend  auch  das  Steuersoll  erhöht  wird.  Auf  der  andern 
Sette  werden  in  analoger  Weise  bei  Verlust  von  Gebäuden  oder  Ländereien  durch  Brand- 
schaden, üeberschwemniung  u.  dgl.  m.  Abschreibungen  vorgenommen. 

Zeitweilige  Steueifreüieiten  werden  gewährt  für  neue  Bauten,  Erneuerangen  oder  Ver- 
grösserungen  auf  6,  bez.  4,  bez.  2  Jahre,  sodann  für  Nutzbannachung  unkultivierten  Terrains, 
Aufforstungen,  Trockenlegung  u.  s.  w.  bis  auf  20  Jahre. 

Die  Provinzen  und  Kommunen  sind  berechtigt ,  Zuschlagprozente  für  sich  zu  erheben, 
woraus  sich  sehr  grosse  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Provinzen  und  Gemeinden  ergeben. 

Die  Steuer  nüit  immer  noch  auf  dem  Kataster  aus  dem  Jahre  1833 ,  dessen  Entstehung 
uns  der  Verfasser  sehr  ausführlich  schildert.  Das  Bedürfnis  einer  Neukatastrierung ,  schon 
lange  anerkannt,  ist  noch  nicht  befriedigt.  Für  die  Gebäude  fand  gemäss  dem  Gesetze  vom 
22.  Juli  1873  in  den  Jaluen  1873—76  eine  Neuaufnahme  nach  dem  sog.  „Typensystem"  statt, 
die  alle  20  Jahre  revidiert  werden  soll;  für  „unbebautes"  Eigentum  hat  das  Gesetz  von  1879 
eine  Revision  des  Katasters  angeordnet,  die  aber  noch  nicht  zum  Abschluss  gebracht  ist. 

Ueber  den  finanziellen  Ertrag  dieser  Steuer  biingt  der  Verfasser  leider  nur  sehr  dürftige 
Notizen.  Wir  geben  daher  aus  dem  von  der  niederländischen  statistischen  Gesellschaft  pu- 
blizierten „Resume  statistique  pour  le  royaume  des  Pays-Bas  1850—81"  (s' Gravenhage ,  1882) 
einige  Ziffern. 

Für  den  Staat  wurden  erhoben : 


Gebäude.                                        Grundeigentum. 

Jahr. 

Steuerfähiger 
Ertrag. 

a  t  P  n  P  V                Steuerfähiger 
^*^"^^-                    Ertrag. 

Steuer«). 

1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 

fl. 

31,201,480 
1)74,501,528 
75,371,378 
76,504,249 
77,562,171 
'  78,919,631 

fl. 
3,836,567 
3,876,994 
3,922,257 
3,981,205 
4,036,258 
4,106,898 

fl. 

45,592,100 
45,603,417 
45,642,008 
45,656,135 
45,749,799 
45,979,647 

fl. 

6,602,598 
6,604,246 
6,609,868 
6,611,966 
6,625,791 
6,659,650 

1)  Der  grosse  Sprang  erklärt  sich  aus  der  oben  erwähnten  Revision  des  Katasters. 

2)  Totalbetrag  zusammengesetzt  aus  der  „Hauptsumme"  und  211,2  "o  Zuschlag  zu  derselben, 
die  zur  Deckung  mannigfacher  Unkosten  erhoben  werden. 
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Ausserdem  wurden  noch  erhoben: 


6  e  b  ä 

ade. 

Grandel 

g  e  n  t  a  m. 

Jahr. 

für  die 

für  die 

für  die 

für  die 

Provinzen. 

Gemeinden. 

Provinzen. 

Gemeinden. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1875 

416,545 

1,484,194 

828,374 

520.55S 

187« 

4(>2,986 

1,492,069 

914,025 

520,600 

1877 

466.914 

1.512,194 

934,334 

521,700 

1878 

522.669 

1.539.961 

1,040,628 

522.921 

1879 

529.932 

1.563,409 

1,046,261 

523,650 

1880 

560.441 

1.591.316 

1,085,249 

526,560 

Die  Gewerbepatentsteuer,  die  zweite,  welche  unser  Autor  behandelt,  beruht  im 
wesentlichen  auf  den  beiden  Gesetzen  vom  21.  Mai  1879  und  vom  24.  April  1843.  Sie  wurde 
zum  guten  Teil  veranlasst  durch  das  Andrängen  der  ansässigen  Gewerbtreibenden  und  kleinen 
Kauf  leute,  die  sich  über  die  Beeinträchtigung  durch  die  Konkurrenz  der  Hausierer  und  Wander- 
lager beklagten.  Die  Zahlung  dieser  Steuer  ist  die  Vorbedingung  für  das  Recht,  ein  Gewerbe 
za  treiben.  Steuerpflichtig  sind  aUe  Industriellen  und  Kaufleute,  die  in  verschiedene  Klassen 
eingeteilt  sind.  Die  Steuer  richtet  sich  nach  der  Rentabilität  des  Betriebes.  Als  Grundlage 
tür  die  Eruierung  dieser  Rentabilität  gelten  die  Zahl  der  Arbeiter  und  der  Maschinen,  die  Be- 
völkerung des  Wohnortes  etc.,  zum  Teil  aber  auch  die  Selbstdeklaration  der  Steuerpflichtigen. 
Das  Unterrichtswesen  ist  steuerfrei.  Die  Steuer  wird  im  Beginn  jedes  Jahres  nach  dem  vor- 
aassichtlichen  Ertrage  geregelt  und  ist  in  jedem  Falle  zu  zahlen ;  nur  die  Aktiengesellschaften 
zahlen  die  Steuer  immer  für  das  verflossene  Jahr  auf  Grund  der  Jahresbilanz.  Eine  Doppel- 
besteuerung wird  dadurch  herbeigeführt .  dass  die  Steuer  jeden  Handelsbetrieb  und  ausserdem 
jeden  Firmeninhaber  für  den  voUen  Betrieb  belastet. 

Der  Verfasser  sieht  die  Steuer  mit  sehr  ungünstigen  Augen  an.  .Die  (Gewerbe-)Patent- 
steaer  ist  eine  Belastung  der  Industrie,  zu  bezahlen  vor  Beginn  eines  Geschäfts,  nach  Massgs^e 
eines  vermuteten,  aber  problematischen  Gewinnes;  gerade  kein  Antrieb  für  den.  der  sein  Ge- 
schäft erst  anfängt  gegenüber  einem  wohlgefestigten  Konkurrenten,  ebensowenig  wie  für  den, 
der  ein  Geschäft  allmählich  ausbreitet ,  aber  im  voraus  auch  hierfür  der  Staatkasse  Opfer 
bringen  muss.  Sie  ist  eine  Belastung  der  Industrie ,  jedoch  mit  Ausnahmen ;  eine  Belastung 
der  Kunst,  jedoch  nicht  aller  Kunst ;  der  Werke,  die  der  Liebesthätigkeit  xind  dem  allgemeinen 
Besten  gewidmet  sind  —  allein  mit  Freilassung  der  ,. öffentlichen-  Wohlthätigkeit,  des  Ehren- 
dienstes ,  des  üntenichtswesens  und  des  öffentlichen  Dienstes  für  Staat ,  Provinz ,  Gemeinde- 
und  Wasserwesen. " 

.Sie  belastet  Handel,  Transport,  Fabrik-  und  Handwerksindustrie  .  .  .- 

.Sie  legt  eine  Abgabe  auf  jedes  Existenzmittel  —  auf  jedes  Existenzmittel  aas  eigener 
.\rbeit,  und  schont  sorgfaltig  jede  Eaistenz  ansseihalb  dieser  Arl)eit.  Sie  vernrteflt  sich 
damit  selbst." 

Der  Ertrag  der  Steuer  war  nach  den  Angaben  des  Verfessers : 


J)1815       -  fl.  1,300,000. 

1)1818       =    .,    1,477,300. 

1)1831       =    .    1,260,400  -t  22  0^  bei 

einer 

Bevölkerung 

von 

2,454,176  E. 

1841        =    _    1,816,700  +  15 Oo    . 

, 

. 

. 

2,930,950   . 

1846i47  =    ,    1,896,800  +  280;o    „ 

„ 

„ 

„ 

3,061,069    . 

1861162  =    .    2,133,600 

» 

„ 

„ 

3,119,160   „ 

186*63  =    .    1,985,600 

„ 

w 

„ 

— 

186162  =    ,    2,289,000         „          , 

, 

n 

» 

3,373,043   . 

1871J2  =    ,    2,608,700 

„ 

n 

» 

3,637,279    , 

1879  BO  =    „    3,148,300        „          , 

" 

F 

» 

4,0S5,1»7   „ 

1)  Ohne  Limburg. 
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Ehe  der  Verfasser  an  die  Behandlung  der  dritten  der  direkten  Steuern ,  der  „Personal- 
steuer", geht ,  widmet  er  der  Veranlagung  und  Einforderung  der  direkten  Steuern  überhaupt 
ein  besonderes  kürzeres  Kapitel ,  in  dessen  Einzelheiten  uns  einzulassen  an  dieser  Stelle  zu 
weit  fiihten  würde.  Wir  wenden  uns  gleich  der  im  IV.  Kapitel  beleuchteten  allgemeinen  Per- 
sonal st  euer  zu,  deren  Regelung  hauptsäclüich  durch  die  Gesetze  vom  12.  Juli  1821,  29.  März  1833, 
29.  Dezember  1835,  21.  April  1843  und  vom  9.  April  1869  ei-folgt  ist.  Die  Steuer  will  das  Ein- 
kommen treffen  und  hat  folgende  Gmndlagen: 

1)  den  Mietswert  der  Wohnung  (übrigens  nicht  nach  dem  obigen  Kataster  berechnet) ; 
es  werden  50|o  des  Mietswertes  jährlich  erhoben; 

2)  die  Zahl  der  Thüren  und  Fenster;  die  Steuer  steigt  nach  der  Bevölkerung  des 
Wohnorts ; 

3)  die  Feuerstätten ;  die  Steuer  ist  ebenfalls  progi'essiv ; 

4)  das  Mobiliar,  das  nach  einem  bestimmten  Tarif  im  Verhältnis  zum  Mietswerte  ge- 
schätzt wird; 

5)  die  Zahl  der  Dienstboten,  wobei  die  Steuer  je  nach  Geschlecht  und  Alter  variiert; 

6)  die  Zahl  der  Pferde,  die  nach  der  Art  ihrer  Verwendung  in  bestimmte  Klassen  ein- 
geteilt werden. 

Schon  die  blosse  Aufzählung  lässt  vermuten ,  dass  diese  Steuer  ausserordentliche  Unge- 
rechtigkeiten in  sich  schliesst,  und  der  Verfasser  betont  in  scharfer,  aber  gerechter  Weise  nicht 
nur  die  völlige  Unzulänglichkeit  der  genannten  Massstäbe  zur  Ennittelung  des  steuerfähigen 
Einkommens,  sondern  auch  die  mancherlei  Missstände  der  faktischen  Wirkung  dieser  Steuer. 

Den  Ertrag  der  Steuer  gibt  der  Verfasser  folgendennassen  an : 


Steuer 

Steuer  von 

Steuer 

Steuer 

Steuer 

Steuer 

Jahr. 

vom 

Thüren  und 

von  Feuer- 

vom 

von  Dienst- 

von 

Total. 

Mietswert. 

Fenstern. 

stätten. 

Mobiliar. 

boten. 

Pferden. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1846/7 

1,386,800 

1,506,800 

793,000 

841,100 

633,100 

397,900 

5,593,800 

1856/7 

1.509,400 

1,584,300 

856,100 

876,300 

766,800 

450,900 

6,052,100 

186617 

1,796,300 

1,775,900 

922,600 

1,035,900 

842,800 

541,900 

6,997,200 

1876/7 

2,252,800 

2,052,600 

1,235,200 

1,358,000 

846,100 

651,900 

8,396,700 

1879/80 

2,556,600 

2,194,900 

1,346,100 

1,483,300 

851,900 

700,800 

9,133,200 

Dies  ist  aber  nur  der  Ertrag  der  „Hauptsumme" ;  ausserdem  werden  noch  20^0  Zuschlag 
für  den  Staat  und  weitere  Zuschlagsprozente  für  Provinzen  und  Gemeinden  erhoben.  Beispiels- 
weise 1879/80  wurden  ausser  der  Hauptsumme  von  9,133,200  fl.  noch  als  Zuschlag  für  den 
Staat  1,744,830  fl.,  für  die  Provinzen  886,742  fl.,  für  die  Gemeinden  3,512,962  fl.,  zusammen  also 
ca.  15  Mill.  fl.  aufgebracht!). 

Von  weit  grösserer  Bedeutung  als  die  direkten  sind  die  indirekten  und  Verbrauchs- 
steuern in  den  Niederlanden;  der  Verfasser  nenyt  sogar  die  Niederlande  „das  klassische 
Land  der  Verbrauchssteuern"  2).  Diesen  ist  denn  auch  der  grösste  Teil  des  Buches  gewidmet. 
Der  Verfasser  behandelt  zunächst  in  Kap.  V— VII  die  „indirekten"  Steuern  und  darnach  die 
„Accisen",  die  er  als  die  eigentlichen  indirekten  Steuern  bezeichnet,  „insofern  sie  die  Pereon, 
welche  sie  zu  treffen  beabsichtigen,  nicht  direkt,  sondern  indirekt  zu  en'eichen  trachten  in  der 
Zwischenperson  des  Kaufmannes  oder  des  Fabrikanten,  der  den  als  Steueimassstab  angenom- 
menen Gegenstand  herbeischafft  oder  produziert"  3).  Wir  mögen  an  dieser  Stelle  nicht  unter- 
suchen ,  ob  der  diesen  Worten  zu  Grunde  liegende  Begriff  der  indirekten  Steuern  zutreffend 
ist;  es  würde  uns  das  zu  weit  ab  von  dem  Gegenstande  führen.  Daher  genüge  die  Bemerkung, 
dass  die  Definition  des  Verfassers  sich  im  wesentlichen  deckt  mit  derjenigen ,  die  friiher  ganz 
allgemein  herrschte  und  erst  vor  kurzem  von  Schall*)  mit  folgenden  Worten  wiedergegeben 


1)  Cf.  Eesumß  statistique  pour  le  royaume  des  Pays-Bas  1850—1881.    S.  75. 
•i)  n.  Teil,  S.  69. 
3)  II.  Teil,  S.  1. 

*)  Schönbergs  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.    Bd.  II,  S.  275. 
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wurde :  Man  bezeichnet  ilie  Verbrauchssteuern  als  indirekte ,  .weil  bei  dem  Eiiiebungsmodus 
der  finanziell  wichtigsten  Abgaben  dieser  Art  die  Steuer  nicht  unmittelbar  von  demjenigen 
erhoben  wird,  der  dadurch  besteuert  werden  soll  (dem  Steuerträger),  sondern  von  einer  Mittels- 
person (dem  Steuerzahler),  von  welcher  vorausgesetzt  wird,  dass  sie  im  stände  und  willens  sei, 
sich  für  die  vorschussweise  geleistete  Zahlung  dmch  Ueberwälzung  an  den  eigentlichen  steuer- 
pflichtigen Konsumenten  schadlos  zu  halten/  Schall  folgt  übrigens  ebenso,  wie  wir,  nicht 
dieser  Definition.  Zu  den  uneigeutlichen  ,.indirekten"  Steuern,  deren  gesetzliche  Entwickelung 
in  Kapitel  V  sehr,  vielleicht  zu  ausführlich  geschildert  wird,  rechnet  der  Verfasser  gemäss  dem 
in  den  Niederlanden  üblichen  Sprachgebrauch  die  Register-  oder  Einregistrierungs- 
steuern,  die  Stempel-,  Gerichts-  und  Hypothekensteuern  (Kapitel  VI),  sowie  die 
Erbschaftssteuer  (Kapitel  ^^T).  Die  in  Kapitel  ^^  behandelten  Steuerarten  heften  sich,  um 
die  Handlungen  des  Verkehrs  zu  treffen,  „an  die  Akte,  an  das  Papier,  aus  dem  die  Hand- 
lung erkennbar  ist".  Die  Registersteuem  sind  entweder  proportional  (wie  bei  Quittungen. 
Schuldscheinen  etc.)  oder  fest  (wie  bei  den  meisten  geriditlichen  Akten).  Der  Hanptertrag 
wird  durch  die  erstere  Art  geliefert. 

Die  Stempelsteuer  beruht  hauptsächlich  auf  dem  Stempelsteuergesetz  von  1843 
(3.  Oktober) ;  seitdem  wurde  fortwährend  an  der  Revision  gearbeitet.  Von  Wichtigkeit  sind 
von  den  verschiedenen  zustande  gekommenen  Gesetzen  nur  zwei,  das  vom  9.  April  1869,  welches 
die  Zeitungen  und  Annoncen  der  Stempelpflicht  enthob,  und  das  vom  11.  Juli  1882,  das  an  die 
Stelle  der  bisherigen  pi-oportionalen  Steuer  einen  sehr  eimässigten  festen  Steuersatz  für  Quit- 
tungen und  Handelspapiere  einführte. 

Die  Ein  registrier  ungssteuer  beruht  immer  noch  auf  dem  durch  Napoleon  I.  in 
den  Niederlanden  zur  Geltung  gebrachten  ö^nzösischen  Gesetz  vom  22.  Frimaire  des  Jahres  VE 
der  Republik ,  das  durch  die  Gesetze  vom  31.  Mai  1824  und  vom  16.  Juni  1832  modifiziert  und 
durch  zahlreiche  Entscheidungen  der  Verwaltung  und  der  Gerichte  iiitei-pretiert  worden  ist. 
Das  Gesetz  vom  11.  Juli  1882  brachte  auch  hier  einige  wichtige  .\enderungen ;  es  ermässigte 
z.  B.  die  Steuer  auf  Uebertragung  von  Immobilien  sehr  bedeutend,  erleichterte  den  Tausch  von 
unbeweglichen  Gütern  und  hob  die  Steuer  auf  Auszahlungen  behufs  Erbschaftsausgleichung  auf. 

Der  Verfasser  tadelt  an  diesen  Steuern  nicht  nur  die  dadurch  hervorgerufene  Ueberlastung 
der  Verwaltungsbeamten,  sondern  auch  besondere  den  Mangel,  dass  sie  einerseits  nicht  alle  die 
Handlungen  des  Verkehrs  trifft,  die  sie  treffen  will,  anderseits  sich  „auflöst  in  eine  Besteue- 
rung auf  die  Uebeiiragung  von  unbeweglichen  Gütern ,  und  damit  in  eine  sehr  willkürliche, 
ungleich  wirkende  und  höchst  nachteilige  Erhöhung  der  auf  Gebäude-  und  Grundeigentum  ruhen- 
den Lasf.  Von  einer  ,Verbürgung  der  allgemeinen  Rechtssicherheit'',  dem  eigentlichen  Ziel 
dieser  Steuern,  könne  keine  Rede  sein,  und  noch  weniger  von  einer  wirklich  „verhältnismässigen 
Verteflung  der  Lasf  i). 

Der  Eltrag  dieser  Steuern  stellte  sich  (excl.  Limburg)  auf  eüie  .Hauptsumme"  von 

fl.  2,731,000  im  Jahre  1831  fl.  5,777,000  im  Jahre  1855 

„  3,050,000     „        ,       1833  .  9,143,000     „        „       1873 

,  4.425,000     ,        „       1843  „11,154,000     „         „       1881. 

Dazu  wurden  1881  noch  38  Zuschlagsprozente  erhoben,  so  dass  sich  der  gesamte  Betrag 
auf  15,393,000  fl.  beläuft.    In  den  einzelnen  Kategorien  war  der  Ertrag 

im  Jahre  1831  im  Jahre  1881 

der  Stempelsteuer 943,000  fl.  1,591,000  fl. 

der  Registersteuem 1,645,000  „  8,684,000  „ 

der  Hypothekensteueni    ....       110,000   „  879,000   „ 

der  Gerichtssteuem 33,000   „  — 

Die  Erbschaftssteuer  wurde  neu  geregelt  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1859  (13.  Mai), 
geändert  durch  die  Gesetze  vom  28.  Mai  1869  und  vom  9.  Juni  1878 ;  dies  letztere  Gresetz  legte 
auch  bei  Vererbung  auf  die  direkten  Descendenten  eine  Steuer  von  l  Oq  auf.  Steuerpflichtig  ist 
„alles,  was  geerbt  oder  aus  der  Xachlassenschaft  eines  Staatsangehörigen  durch  sein  Ableben  er- 
halten wird-*.  Verbunden  ist  mit  der  Erbschaftssteuer  eine  Abgabe  vom  üebergange  unbeweg- 
licher Güter  und  Effekten,  und  von  Schenkungen  an  die  „tote  Hand". 

Die  Steuer  ist  progressiv  nach  dem  Grade  der  Verwandtschaft ,  für  die  direkten  Descen- 

1)  L  Teil,  S.  213. 
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denten  und  den  mit  Kindern  überlebenden  Ehegenossen  1  % ,  für  die  direkten  Ascendent«n 
3  o/o  und  steigt  bis  10  %.  Sie  regelt  sich  nach  den  Angaben  der  Erben,  die  in  der  Regel  eidlich 
bekräftigt  werden  müssen.  Die  Schätzung  der  Erbschaft  wird  nach  dem  „Verkaufswerte  im 
Augenblick  des  Todes"  (seil,  des  Erblassers)  vorgenommen.  Steuerfrei  ist  das  Erbteil  der  di- 
rekten Descendenten  bez.  des  überlebenden  Ehegenossen  bis  500  fl. ,  ebenso  werden  bei  Erb- 
schaften bis  1500  fl.  in  den  ebengenannten  Fällen  die  ersten  500  fl.  und  überhaupt  jede  Nach- 
lassenschaft bis  300  fl.  freigelassen. 

Der  durchschnittliche  Ertrag  der  Erbschaftssteuer  war  nach  dem  Verfasser  folgender : 

1807—10  .  .  .  fl.  2,477,000  1851—55  .  .  .  fl.  2,640,000 

181G  .  .  .  „    2,040,000  1861—65  .  .  .  ,.  2,953,000 

1831—35  .  .  .  „    2,262,000  1871—75  .  .  .  ,,  4,804,000 

1841—45  .  .  .  „    2,313,000  1876—80  .  .  .  „  5,962,000. 

Zur  Kennzeichnung  der  Wirkung  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1878  (Steuer  auf  die  Erb- 
schaft der  direkten  Descendenten)  fügt  der  Verfasser  noch  folgende  Zahlen  bei : 

1876—77     .     .     .     fl.   5,213,000  1879—81     .     .     .     fl.  7,620,000. 

In  der  Zeit  von  1876—80  brachte  speciell 

die  Steuer  auf  den  Uebergang  unbeweglicher  Güter  nur  .    .    102,000  fl.  auf, 

die  Steuer  auf  Effekten 374,000   „ 

die  Steuer  auf  Schenkungen  an  die  „tote  Hand" 8,000  „ 

und  1879—81  die  Steuer  auf  die  direkten  Descendenten 1,870,000   „ 

Die  Haupteinnahmequelle  des  niederländischen  Fiskus  bildeten,  wie  erwähnt ,  seit  jeher 
die  Verbrauchssteuern,  zumal  da  sie  auch  viele  notwendige  Verbrauchsartikel 
trafen.  Seit  dem  Beginne  der  50er  Jahre  ist  jedoch  hierin  manches  geändert.  Das  Gesetz  vom 
28.  April  1852  schaffte  die  Steuer  auf  Schweine-  und  Hammelfleisch  ab ,  das  Gesetz  vom 
13.  Juli  1855  hob  die  Mahlsteuer  auf,  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1863  beseitigte  die  Steuer 
auf  Brennmaterialien.  Dafür  wurde  aber  die  Zuckersteuer  und  besonders  die  Steuer  auf  geistige 
Getränke  bedeutend  erhöht. 

Gegenwärtig  besteht  noch  eine  Schlachtsteuer  (Rind-  und  Kalbfleisch)  von  10  0,0  des 
deklarierten  Wertes ,  eine  Branntweinsteuer  von  57  fl.  pro  Hektoliter  Branntwein  von 
50  o,'o  Alkohol  (Gesetz  vom  6.  April  1877),  eine  Weinsteuer  von  20  fl.  pro  Hektoliter  (Gesetz 
vom  20.  Juli  1870),  eine  Biersteuer  (von  31I2  Cent,  pro  Kilo  Mehl  oder  Getreide)  verbunden 
mit  einer  Steuer  auf  Essig,  eine  Steuer  auf  Salz  von  9  fl.  pro  100  Kilogramm  (Gesetz  vom 
26.  April  1852)  und  auf  Seife  von  10  fl.  pro  100  Kilogramm  (Gesetz  vom  14.  Dezember  1844) 
und  schliesslich  noch  eine  Zuckersteuer  von  27  fl.  pro  lOO  Kilo  raffinierten  Zuckers  (Ge- 
setz vom  25.  Mai  1880)  i). 

Die  letztgenannte  Steuer  wird  nach  dem  Fabrikpreise  des  gewonnenen  Zuckers  auferlegt 
und  zwar  nach  einem  Tarif  für  die  versclüedenen  Qualitäten,  die  nach  der  Farbe  unterschieden 
werden.  Auch  die  Rübenzuckerproduktion  ist  seit  1858  steuerpflichtig,  wobei  den  Fabrikanten 
die  Wahl  zwischen  der  Veranlagung  nach  der  Quantität  des  gewonnenen  Produktes  oder  nach 
der  Quantität  und  Dichtigkeit  des  Zuckersaftes  freisteht. 

Bei  Salz,  Seife,  Spirituosen  und  Essig  wird  Steuerfreiheit  für  den  industriellen  Gebrauch 
gewährt. 

Die  Accisen  werden  nur  für  den  Staat  erhoben ;  denn  das  Provinzialgesetz  von  1851  und 
das  Gesetz  vom  7.  Juli  1865  schaffte  alle  kommunalen  und  provinzialen  Accisen  ab,  wofür  den 
Gemeinden  durch  Ueberweisung  von  *k  der  Personalsteuer  Ersatz  geboten  wurde. 

Der  Ertrag  der  Accisen  wird  vom  Verfasser  für  drei  auseinander  liegende  Jahre  (1822 
bez.  1832 ,  1842 ,  1881)  angegeben ;  wir  wollen  aus  dem  „Resume  statistique"  (§  84  u.  ff.)  zur 
Ergänzung  noch  einige  weitere  Daten  aufführen. 


1)  Rohzucker  ist  jetzt  steuerft-ei;   früher  lastete  auf  demselben  eine  Steuer  von  12,57 
pro  100  Kilo,  die  später  auf  21,98  fl.  erhöht  worden  war. 
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I        Steuer  Steuer 

Jahr  auf  auf 

i  Branntwein.        Wein. 


Steuer 

auf 
Bier. 


Steuer 
auf 

Seile. 


fl. 
4.790,000 

fl. 
1)  1,230,000 

fl. 

1)450 

fl. 

fl. 
1)23,000 

fl. 

1822 

000 

1)640,000 

1842 

5,040,000 

1,260,000 

580,000 

350,000 

1,280,000 

1875 

18,707,000 

1,845,000 

750,000  "~" 

119,000 

5,737,000 

1,542,000 

1876 

20,049,000 

1,978,000 

773,000 

123,000 

6,353,000 

1,568,000 

1877 

21,111,000 

2,061,000 

784,000 

125,000 

6,128,000 

1,579,000 

1878 

22.031,000 

2,074,000 

788,000 

125,000 

6,490,000 

1,633,000 

1879 

21,829,000 

2,046,000 

757,000 

114,000 

6,541,000 

1,639,000 

1880 

22,542,000 

2,073,000 

809,000 

113,000 

5,872,000 

1,726,000 

1881 

22,709,000 

2,051,000 

812,000 

122,000 

6,488,000 

1,691,000 

Jahr 

Steuer 
auf 

Salz. 

Schlacht- 
Steuer. 

Mahl- 
Steuer. 

Steuer 

auf 

Brennstoffe. 

Total. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1822 

1;  1,700,000 

1;  1,770,000 

1;- 

1;- 

1)10,600,000 

1842 

2,070,000 

2,060,000 

4,110,000 

1,879,000 

18,600,000 

1875 

3,021,000 

2,549,000 

34,273,064 

1876 

3,062,000 

2,754,000 

Aufeehoben 

Aushoben 

36,663,759 

1877 

3,146,000 

2,732,000 

durch 

durch 

37,670,251 

1878 
1879 

3,156,000 
3,127,000 

2,678,000 
2,681,000 

das  Gesetz 

das  Gesetz 

38,979,646 
38,7.^,356 

1880 

3.323,000 

2,874,000 

vom 

vom 

39,337.306 

1881 

3,420,000 

2,985,000 

13.  Juli  1855. 

31.Dez.  1863. 

40,281,730 

Im  Jahre  1881  betrug  pro  Kopf 

die  Branntweinsteuer 5,60  fl. 

.   Weinsteuer 0,50  ,. 

„   Biersteuer 0,20  „ 

„   Essigsteuer 0,03  „ 

„   Zuckersteuer 1,59  „ 

r   Seifenstener 0,41  „ 

-    Salzsteuer 0,84  „ 

.    Schlachtsteuer 0,73  „ 

Die  Kosten  der  Eintreibung  waren  1815  für  Accisen  9  ofoi  ßr  Steuern  7  o;„  des  Ertrages, 
1817  16  0.0  bez.  32 «0,  1882  21.2  0(,  für  die  direkten  Steuern  und  l^'^t^o  für  die  Accisen  und  son- 
stigen Steuern.  Der  Verfasser  macht  diese  Daten  zum  Ausgangspunkt  einer  weitschichtigen 
Untersuchung  über  die  Verwaltung  und  Eintreibung  der  Accisen  und  Steuern  überhaupt  (Ka- 
pitel IX),  in  deren  Details  wir  ihm  hier  nicht  folgen  können. 

Im  X.  Kapitel  behandelt  der  Verfasser  die  Steuern  auf  Ein-.  Aus-  und  Durchfuhr, 
ausgehend  von  dem  französischen  Douanesystem  zur  Zeit  der  Kontinentalsperre.  Bis  1845 
herrschte  das  Protektionssystem ;  nicht  nur  die  Einfuhr  (von  Getreide ,  Tabak .  Kaffee,  Zucker. 
Kattun.  Eisen  etc.),  sondern  auch  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  war  mit  ZöUen  belastet.  Die 
Folge  war,  dass  mit  alleiniger  Ausnahme  des  stark  gewachsenen  Handelsverkehrs  mit  den  ost- 


i>  pro  1832. 
Finanzarchiv.    I.  Jahi^. 
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indischen  Kolonien  ein  „allgemeiner  Stillstand  oder  Rückgang  in  Handel ,  Schiffahrt  und  In- 
dustrie" hen-schte,  und  das  zu  einer  Zeit,  wo  Schiffahrt  und  Handel  in  Hamburg,  Bremen, 
Hävi'e  und  anderen  Seehäfen  sich  kräftig  entwickelte  i).  Mit  dem  Tarif  vom  19.  Juni  1845  be- 
gann die  Revision.  Die  Ausfuhrzölle  wurden  mit  ganz  wenigen  und  unbedeutenden  Aus- 
nahmen abgeschafft,  die  Durchfuhrzölle  sehr  ermässigt.  „Das  alte  System  der  Handelsfreiheit," 
sagt  der  Verfasser  (Teil  ü,  S.  139),  „tritt  langsam  wieder  in  den  Vordergnind."  Das  Gesetz  vom 
8.  August  1850  hob  sämtliche  Durchfuhrzölle  auf.  Die  Einfuhrzölle  wurden  gradatim 
ennässigt,  eine  Reihe  von  Artikeln  wurde  nach  und  nach  für  zollfrei  erklärt.  Die  Skalensteuer 
auf  Geti'eide  wurde  durch  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1847  provisorisch  und  1854  definitiv  abge- 
schafft und  durch  eine  feste  „Nominalsteuer"  von  10  Cent,  pro  Last  ersetzt;  dieselbe  wurde 
1862  auf  1,50  11.  erhöht  und  1877  (Gesetz  vom  6.  April)  ganz  aufgehoben.  Der  Tarif  von  1845, 
revidiert  1850  und  1854,  wurde  1862  (15.  August)  durch  einen  neuen  Tarif  ersetzt.  Einige  An- 
gaben über  die  Tarifsätze  dürften  am  Platze  sein-). 

Auf  Kaffee        lag  ein  Zoll  von      2  fl.      pro  100  Kilo, 
„    Thee  „       „      „         „      25  fl.       „      „        „ 

„    Tabak  „       „      ,,         „      70  Cent.  „      „ 

„  Cigarren  „  „  .,  ,,  40  fl.  „  „  ., 
„  Spezereien  „  „  „  „  S^o  des  Wertes. 
Rohstoffe  der  Industrie  waren  zollfrei,  mit  Ausnahme  von  Garn,  Maschinen  und  Gerät- 
schaften (für  die  letzteren  wurden  6%  des  Wertes  gezahlt);  Manufaktui'en  und  fertige  Fabri- 
kate mussten  mit  5  0)o  des  Wertes  verzollt  werden.  Der  Vei-fasser  konstatiei't ,  dass  sich  darin 
das  Princip  der  „Beschinnung"  der  Industrie  unverkennbar  ausdrücke.  Das  Gesetz  vom 
6.  April  1877  brachte  eine  neue  Revision  des  Tarifs,  der  nun  auf  folgendem  Princip  beruht 
(Teil  II,  S.  152—153): 

fertige  Fabrikate  zahlen      5  0|o  des  Wertes, 
Halbfabrikate  „      2—30/0    „ 

Rohstoffe  und  notwendige  Lebensmittel  sind  zollfrei.  Daran  schliessen  sich  höhere  Zoll- 
sätze für  solche  Artikel,  die  auch  im  Inlande  gefertigt  werden  und  der  Accise  unterliegen ,  so- 
wie für  Tabak,  Thee,  Früchte  und  feinere  Esswaren  etc.  und  dann  geringere  Zollsätze  für 
„Fabrik-  und  Dampfwerkzeuge  und  eine  Anzahl  von  Gegenständen  des  Schiffbaues  und  Schiff- 
bedarfs", und  endlich  die  AbschaiFung  des  einzigen  noch  übrig  gebliebenen  Ausfuhrzolles  auf 
Lumpen. 

Der  Vei-fasser  hält  die  Refonn  des  Tarifwesens  jedoch  noch  nicht  für  beendet,  und  diese 
Reform  muss  gehen  „in  der  Richtung,  die  seit  sehr  alten  Zeiten  hier  zu  Lande  gegolten  hat 
und  worin  wir  früher  anderen  vorangingen,  in  letzter  Zeit  jedoch  hinter  anderen  zuinickgeblieben 
sitad  und  der  wir  dann  und  wann,  wie  es  scheint,  nur  zögernd  folgen  dürfen.  Die  Forderungen 
der  Zeit  sind  auch  darin  thatsäclüich  verändert,  so  dass  da,  wo  friiher  geringe  Zölle  genügten, 
jetzt  Freiheit  erforderlich  ist".    (Teil  H,  S.  157.) 

Der  Ertrag  der  Zölle  incl.  Schiffahrtssteuer,  Tonnengelder  etc.,  den  der  Verfasser  für  die 
unten  mit  einem  *  versehenen  Jahre  angibt  und  den  wir  aus  dem  „Resume  statistique  etc." 
(S.  100)  ergänzen,  war  folgender  (in  Tausend  Gulden): 

*1850     5004  1861     5344  1872    5431 

1851     4675  *  1862     5078  1873     5761 

*1852     5132  *1863     4513  1874     5835 

1853  4826  1864    4181  1875     5670 

1854  4592  1865    4398  *  1876     5790 
*1855     4507                                1866    4588  1877     5124 

1856  4236  1867     4438  *  1878     4573 

1857  4322  1868     4494  1879     4480 

1858  4440  1869     4748  1880     4754 

1859  4400  1870    4610  *  1881     4928 

1860  4929  1871     5324 

Die  ausserordentliche  Gleichmässigkeit  dieser  nur  wenig  differierenden  Zahlen  zeigt,  dass 
die  Erträge  für  die  Staatskasse  trotz  aller  Tarifrefonnen  und  Zollermässigungen  nicht  zurück- 
gegangen sind. 


1)  Teil  II,  S.  137. 

»)  Genaueres  siehe  Teil  II,  S.  147—148. 
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Ausser  den  genannten  EinnaJunequellen  gibt  es  noch  eine  Reihe  von  anderen  Einnahmen 
aus  Domänen,  Lotterie .  Probiergeld  für  Gold-  und  Silberarbeiten .  Jagd-  und  Fischereisteuer, 
Posten ,  Telegi-aphen .  Lotsengeld  etc. .  die  in  Kapitel  XI  behandelt  werden.  Wii-  übergehen 
die  Einzelheiten  und  begnügen  uns  mit  folgenden  Ziffern  über  den  Ertrag  dieser  Einnahme- 
quellen im  ganzen  (cf.  Resume  statistique  etc.  S.  101,, : 

1851 3,240,000  fl.  1871 6,462,000  11. 

1861 5,152,000  fl.  1881 8,762,000  fl. 

Im  Kapital  Xn  („Uebersicht  unserer  Staatssteuem  seit  1813")  vergleicht  der  Verfasser  die 
Steuereiträge  der  Jahre  1811,  1816,  1831,  1855,  1881  miteinander.  Der  Gesamtertrag  an  Staats- 
st€uem  (Hauptsumme  und  Zuschlagprozente)  war  folgender  i): 


Ertrag  im  ganzen 

Bevölkerungszahl. 

1811     ....    ca. 

32,800,000  fl. 

— 

1816     ....    ca. 

40,300,000   „ 

— 

18312)       .     .     . 

37,200,000   „ 

2,454,176 

1855::)       .     .     . 

59,200,000   „ 

3,261,227 

18812)       .     .     . 

103,000,000   „ 

4,100,000 

Davon  wurden  aufgebracht  durch  die 

1811 

1816 

1831 

1855 

1881 

Grund-  und  Gebäudesteuer    8,551,000  fl. 

11,036,000  fl. 

s.8ÖO,000  fl 

10,210,000  fl. 

10,840,000  fl 

Personalsteuer 3,561,000  , 

? 

4,590,000   , 

6,550,000   , 

10,050,000   , 

Registei-steuem     ....    3,062,0003)., 

4,500,0003)„ 

3,680,000   „ 

7,970,000   „ 

15,340,000   , 

Erbschaftssteuer  ....    3.082,000  _ 

2,040,000   , 

2,360,000    , 

4,380,000   , 

11,170,000   , 

Zuckersteuer — 

— 

80,000   „ 

1,460,000   ., 

6,480,000   , 

Branntweinsteuer      .    .    .    2.200,000  _ 

2.943,000   , 

4,420,000   . 

4,450,000   ., 

22.710,000   , 

etc.                     etc. 

Eine  .belangreiche  Verbesseniug  des  allgemeinen  Wohlstandes"'  ist  nach  dem  Verfasser 
ans  diesen  Zahlen  deutlich  zu  erkennen.  Was  die  Verteilung  der  Last  anlangt,  so  seien  für 
notwendige  Lebensmittel  Erleichterungen,  für  Genussmittel  dagegen,  insbesondere  Zucker  und 
Branntwein ,  Erhöhungen  der  Last  eingetreten.  Der  Verfasser  tadelt  an  dem  gamzen  Steuer- 
system die  üeberlastung  der  unteren  Klassen  der  Bevölkerang  und  des  Grundbesitzes,  der  eine 
Bevorrechtung  des  Kapitales,  wachsend  mit  der  Höhe  des  Einkommens,  gegenüber  stünde. 

Die  Mittel,  die  man  zm-  Beseitigung  dieser  und  anderer  Mängel  versucht  hat,  werden  in 
Kapitel  xni  (Refoimvei-suche)  noch  einmal  im  Zusammenhange  behandelt,  nachdem  sie  schon 
zum  guten  Teil  bei  den  einzelnen  Steuern  besprochen  waren.  Am  Schluss  des  Kapitels  widmet 
der  Verfasser  dem  Ent\^Tirf  von  1879  zur  Effektenbesteuerung  und  dem  von  1880  zur  Renten- 
besteuerung eine  längere  Ausführung.  Beide  Entwürfe  sind  trotz  langer  Verhandlungen  noch 
nicht  zum  Gesetz  geworden. 

Wenn  man  sich  die  vielen  verfehlten  oder  unvollendet  gebliebenen  Ansätze  zur  Reform 
des  niederländischen  Steuenvesens  vergegenwärtigt,  dann  dtuf  man  gewiss  dem  Verfasser  recht 
geben,  wenn  er  das  Kapitel  XHI  mit  den  Worten  schliesst :  .Das  Resultat  dieser  (ebenerwähnten) 
wie  so  mancher  anderen  Vereuche  zur  Steuerreform  war  seit  lange  und  bli6b  auch  hier  das 
wenig  trostreiche  und  entmutigende:  Adhuc  sub  iudice  Us  est." 

Im  letzten  Kapitel  (XR)  behandelt  der  Verfasser  die  Provinzial-  und  Gemeinde- 
steuern, in  deren  Entwickelnng  die  Provinzial-  und  Gemeindegesetzgebung  (1850  und  1851) 
einen  bemerkenswerten  Abschnitt  macht.  Seitdem  die  provinzialen  tmd  kommunalen  Accisen 
abgeschafft  sind  (1851  und  1865;,  stehen  den  Provinzen  als  Einnahmequellen  zn  Gebote:  Zu- 
schläge zu  einigen  duckten  Staatssteuem  (Grund-  und  Personalsteuer),  Brückengelder  u.  ähnl. 
Die  Kommunen  sind  ebenfalls  auf  Zuschläge  zur  Personal-  und  Grundsteuer  angewiesen ,  er- 
halten ausserdem  *li  der  vom  Staat  erhobenen  Personalsteuer  als  Ei-satz  für  die  Abschaffung 
der  Lokalaccisen  und  haben  zum  Teil  eigene  direkte  Steuern  nach  dem  Einkommen,  z.  B. 
Amsterdam  seit  1882.  Leiden  seit  18789,  Dordrecht  seit  1874,  Groningen  seit  1881  und  verschiedene 


1)  Man  vergleiche  hierzu  die  Gesamtübersicht  im  „Resume  statistique  etc."  S.  100  und  101, 
umfassend  die  Jahre  1850—1881. 

2)  Exkl.  Lotsengelder  und  Domänenertrag. 

3)  Inkl.  Gewerbepatentsteuer. 
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andere.  Selbstverständlich  sind  auch  in  den  Niederlanden,  ganz  wie  in  Deutschland,  die  kom- 
munalen und  provinzialen  Zuschläge  zu  den  Staatssteuem  der  Grund  zahlloser  Ungerechtig- 
keiten und  Härten.  Der  Verfasser  ist  der  Meinung,  dass  das  einzige  Mittel  zur  Reform  eine 
verhältnismässige  und  gerechte  Staatssteuer  sei  mit  Erhebung  von  Zuschlägen  für  die  Gemeinden. 

Die  Vorbedingung  einer  gesunden  Steuerreform  aber  ist  „eine  endliche  Rückkehr,  nach 
endlosem  Wecliseln  und  Abweichen,  zu  dem  Ausgangspunkt,  zu  der  ältesten,  einfachsten  und 
eigenartigsten  aller  Steuern:  nämlich  zu  der,  welche  sich  an  die  Leistungsfähigkeit,  das  Ver 
mögen,  das  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  anschUesst". 

Schon  aus  der  kurzen  Skizze,  die  wir  im  vorstehenden  zu  geben  versucht,  ist  die  grosse 
Reichhaltigkeit  des  Sickenga'schen  Werkes  deutlich  zu  erkennen,  so  dass  wir  dieselbe  nicht 
mehr  als  einen  ausserordentlichen  Vorzug,  der  die  eingangs  geschilderte  Bedeutung  des  Werkes 
noch  zu  erhöhen  geeignet  ist,  besonders  hervorzuheben  brauchen.  Es  wird  diese  Bedeutung 
nicht  schmälern,  wenn  wir  jetzt  am  Schlüsse  noch  einige  Wünsche  betreffs  der  Darstellung 
einer  wohl  zu  erwartenden  neuen  Auflage  des  Buches  zur  Sprache  bringen. 

Wir  vermissen  —  und  in  der  vorangehenden  Skizze  trat  das  mehrfach  zu  Tage  —  eine 
genügende  Reichhaltigkeit  des  statistischen  Materiales.  Die  „statistische  Bescheiden  betreffende 
de  Geldmiddelen"  bieten  für  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  ein,  wenn  auch  nicht  kritiklos  zu 
benutzendes,  so  doch  selir  reichhaltiges  Material  über  die  Entwickelung  der  einzelnen  Steuern ; 
der  Verfasser  hätte  ohne  grosse  Mühe  dasselbe  in  verarbeiteter  Fonn  seinem  Werke  einver- 
leiben können,  wodurch  der  Wert  desselben  sicher  noch  erhöht  worden  wäre. 

Des  Weiteren  ist  die  Disponirung  öfters  nicht  scharf  genug ;  namentlich  fällt  das  im 
V.  Kapitel  auf,  wo  die  gesetzliche  Entwickelung  der  „indirekten"  Steuern  behandelt  ist.  Der 
Verfasser  hält  dabei  im  grossen  und  ganzen  eine  chronologische  Reihenfolge  inne,  wodurch  es 
ungemein  erschwert  wird,  die  Entwickelung  jeder  einzelnen  der  vielen  dort  besprochenen  Steuern 
zu  verfolgen.  Es  würde  ohne  Frage  praktischer  gewesen  sein,  den  reichen  Stoff  dieses  Kapitels 
nicht  chronologisch,  sondern  systematisch  nach  den  einzelnen  Steuern  zu  ordnen. 

Das  ganze  Werk  ist  mit  einer  sehr  behaglichen  Breite  gesclirieben,  die  sich  auch  oft  bei 
ganz  unbedeutenden  Details  über  Gebühr  lange  aufhält  und  Wiederholungen  nicht  vermeidet. 
Wir  hätten  gewünscht,  dass  die  Darstellung  präciser  gewesen  wäre  und  die  Hauptmomente 
mehr  hätte  hervortreten  lassen.  Das  Buch  könnte  um  ein  volles  Drittel  verkürzt  werden ;  dann 
würde  seine  Wirkung  eine  durchgreifendere  werden. 

Doch  das  sind  Dinge,  die  der  Verfasser  mit  leichter  Mühe  abändern  kann.  Sie  vermögen 
nicht,  die  hohe  Bedeutung  des  Werkes  herabzusetzen,  und  mit  der  aufrichtigen  Anerkennung 
dieser  Bedeutung  wollen  wir  schliessen. 

Aachen.  Dr.  R.  van  der  Borght. 


Dr.  Franz  Meisel,  Die  Ergebnisse  der  Finanzstrafjustiz  in  Oesterreich  seit 
der  Einführung  des  Gefällsstrafgesetzbuches  vom  11.  Juli  1835  (1836—1879). 
Separatabdr.  aus  der  statist.  Monatsschrift,  IX.  Jahrgang,  III.  Heft.    S.  34. 

Die  vorliegende  ausführliche  Abhandlung  bietet  eine  sachkundige  Erläuterung  der  tabel- 
larischen Zahlenreihen,  welche  die  Frequenz  der  in  Oesterreich  von  1836—1879  vorgefallenen 
Finanzdelikte  und  zwar  der  eingeleiteten  Untersuchungen  (Tab.  I),  der  eingestellten  Prozesse 
(Tab.  II)  und  der  seitens  der  Finanzverwaltungsbehörden  (Tab.  HI)  und  der  Finanzgerichte 
(Tab.  IV)  gefällten  Strafurteile  zum  Ausdrucke  bringen.  Das  Interesse  konzentriert  sich  auf 
Tabelle  I.  Der  Herr  Verfasser  sucht  das  durch  Specialgruppierangen  und  durch  relative  Zalüen 
zur  Anschauung  gebrachte  Sinken  und  Fallen  der  Anzahl  der  in  Untersuchung  gezogenen 
Delikte  auf  konkrete  Ursachen  zuiückzuführen ;  während  in  der  Periode  von  1836 — 1847  der 
Jahresdurchschnitt  der  untersuchten  Delikte  188,960  beträgt,  erreicht  er  in  der  Periode  von 
1867—1879  bloss  die  Zahl  von  55,943 ;  „hat  sich  nun  —  fragt  der  Herr  Verfasser  —  thatsächlich 
in  so  ei-freulicher  Weise  die  Steuermoral  in  der  österreichischen  Bevölkerung  gehoben  oder 
welches  sind  die  (es  soll  wohl  heissen :  übrigen)  Faktoren,  die  in  dieser  Zalilenreihe  zum  Aus- 
drucke kommen  ?"  Drei  solche  (anderweitige)  ursächliche  Faktoren  werden  angeführt :  zunächst 
das  Geltungsgebiet  der  Finanzstrafgesetze  (S.  6),  welches  sich  durch  Einbeziehung  resp.  Weg- 
fall der  ungarischen  Länder,  dann  der  Lombardei  und  Venedigs  bedeutend  änderte,  sodann  die 
Aenderung  der  allgemeinen  und  speciellen  Finanzgesetze  (S.  7—18),  welche  die  Gebote  und 
Verbote  finanzrechtlichen  Charakters  statuieren  und  den  Massstab  bilden,  der  an  das  Thun  und 
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Lassen  der  Steuerpflichtigen  gelegt  wird,  und  schliesslich  die  qualitative  und  quantitative  Zo- 
reichenheit  der  übeinAachenden,  untersuchenden  und  richtenden  Finanzorgane  (S.  19—22).  Die 
Beobachtung  und  Ergründnng  des  zweiten  grossen  tjrsachenkomplexes :  der  mit  den  Schick- 
sten des  gesamten  kulturellen  Volkslebens,  insbesondere  aber  mit  der  politischen,  religiösen 
und  technischen  Entwickelung  auf  das  engste  zusammenhängenden  steuerlichen  Moralität  des 
Volkes  bleibt  angesichts  des  stetigen  Wechsels  der  ebengedachten  äusseren  Ursachen  nahezu 
unzugänglich;  dennoch  hätte  diese  Frage  etwas  eingehender  in  Erwägung  gezogen  werden 
können.  Den  abschliessenden  Ausführungen  über  die  Notwendigkeit  einer  durchgreifenden 
Umgestaltung  des  Finanzstrafi'echtes ,  zunächst  und  insbesondere  des  formalen,  stimmen  wir 
durchaus  zu,  so  wie  wir  mit  dem  Herni  Verfasser  die  stiefinütterliche  Behandlung  des  Finanz- 
rechtes und  die  mangelhafte  Ausbildung  der  Finanzbeamten  an  den  österreichischen  Universi- 
täten nicht  allein  im  Interesse  der  österreichischen  Finanzverwaltung,  sondern  ebensosehr  im 
•Interesse  wissenschaftlicher  Auflfassung  und  Behandlung  der  finanzpolitischen  Institutionen 
Oesterreichs  lebhaft  bedauern. 

Wir  begrüssen  das  Schriftchen  mit  dem  grössten  BeifJEiIle  zuvörderst  als  seltenen  Boten 
aus  wenig  bekannten  Gebieten  (vgl.  selbst  Wagner,  Fin.-Wiss.  n.  Tl.,  1880,  die  §§  591—598 
über  Steuerstrafen,  welche  vom  österreichischen  Finanzstraflrechte  gar  nichts  enthalten)  und 
sodann  als  Vorläufer  einer  systematischen  Bearbeitung  des  österreichischen  Finanzstrafirechtes, 
welche  wir  von  dem  Herrn  Verfasser  mit  Zuversicht  erwarten. 

Prag.  J.  Kaizl. 


Dr.  Karl  Viktor  von  Riecke,  Die  direkten  Steuern  vom  Ertrag  und  vom 
Einkommen  in  Wüi-ttemberg.  Stuttgart.  W.  Kolilhammer.  1882.  S.  207. 
(Aus  den  Württemb.  Jahrb.  Jahrg.  1879  besonders  abgedruckt.) 

Wer  über  württembergische  Finanzverhältnisse  sich  gründlich  unterrichten  will,  der 
benätzt  am  besten  die  verschiedenen  Arbeiten  v.  Biecke"s  als  seinen  Berater.  Als  Mitglied 
der  ersten  Kammer  pflegt  E  i  e  c  k  e  seit  einer  Reihe  von  Jahren  den  grösseren  Teü  der  Referate 
über  finanzielle  und  volkswirtschaftliche  Fragen  zu  bearbeiten,  als  ehemaliger  Leiter  des  kgl. 
Statist,  topogr.  Bureaus  ist  er  mit  der  württembergischen  Finanzstatistik  wie  keiner  vertraut, 
als  jetziger  Direktor  des  Steuerkollegiums  steht  er  mitten  im  praktischen  Steuerwesen.  Er 
gehört  zu  den  gründlichsten  Kennern  des  württembergischen  Finanzwesens.  Seine  fiuheren. 
Arbeiten  betreffen  den  Staatshanshalt  und  seine  Entwickelung  im  ganzen  (vgl.  seine  Berichte 
über  die  Ergebnisse  der  Einanzverwaltung  seit  1820  in  den  württemb.  Jahrb.  1862,  1874,  1876 
und  dazu  die  äusserst  gelungene  knappe  Ueberschau  über  den  jetzigen  Zustand  des  Staats- 
haushaltes in  Schmollers  Jahrb.  für  Gesetzg.,  Verw.  und  Volksw.  1883  S.  193  fg.);  in  der 
oben  genannten  Schrift  hat  er  nun  auch  das  direkte  Steuersystem  Württembergs  einer  ebenso 
objektiven  als  lichtvollen  Darstellung  unterzogen.  Mit  Rücksicht  auf  die  stattgefundene  Steuer- 
reform gewinnt  diese  Ausführang  ein  besonderes  Interesse.  Mit  gi-ossem  Geschick  hebt  der 
Verfasser  die  wesentlichen  3Iomente  hervor,  vom  Detail  gibt  er  gerade  soviel,  dass  es  ausreicht, 
um  vollständig  orientiert  zu  sein. 

In  der  Entwickelung  des  württembergischen  direkten  Steuerwesens  möchte  ich  des 
leichten  Ueberblicks  halber  vier  Perioden  unterscheiden. 

Die  Schätzungen  beginnen  1470;  den  Anlass  zu  denselben  gab  die  Thatsache,  dass  die 
Erti-ägnisse  des  Kammergutes  und  der  vom  Kaiser  den  Grafen  verliehenen  Zölle  und  Regalien 
nicht  mehr  ausreichten ;  namentlich  war  die  Aufbringung  von  100,000  fl.  Lösegeld  für  den  Grafen 
Ulrich  V.  von  entscheidender  Bedeutung.  Als  Grundgedanke,  der  den  verschiedenen  damaligen 
Steuerarten  zu  Grunde  liegt,  erscheint  ähnlich  wie  heute  die  Absicht,  möglichst  alles  Ein-' 
kommen  der  Staatsangehörigen  und  über  dasselbe  hinaus  noch  den  inländischen  realen  Besitz 
auch  der  Ansgesessenen  mit  der  Steuer  zu  erreichen.  Im  übrigen  waren  die  alten  Schätzungen 
Vermögenssteuern,  aber  da,  wo  ein  Einkommen  ohne  Vermögen  anfällt,  ergänzt  durch  eine 
Erwerbsteuer.  Fassion  mit  folgender  Einschätzung,  Repartition,  Beiücksichtigung  der  Schul- 
den waren  die  weiteren  charakteristischen  Züge,  und,  erwiesen  sich  auch  trotz  alledem  die 
Kataster  als  schlecht .  so  bleibt  es  doch  immer  eine  bedeutsame  Thatsache ,  dass  die  württem- 
bergische Praxis  schon  damals,  also  noch  früher,  als  Stein  in  seinem  obigen  Aufsatz  für 
Deutschland  annimmt,  eine  Reihe  der  wichtigsten  Steuerelemente  und  Steuei-grundsätze  ent- 
wickelt hat. 
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In  staatsrechtlicher  Beziehung  ist  hervorzuheben ,  dass  schon  zur  Zeit  der  Grafen  das 
ständische  Steuerbewdlligungsrecht  zur  Anerkennung  gelangte,  unter  Herzog  Christoph  auch 
das  volle  Selbstbesteueningsrecht  und  die  eigene  ständische  Steuerkasse  in  Kraft  trat.  Der 
dreissigjährige  Krieg  und  spanische  Erbfolgekrieg  brachten  zwar  viel  neue  Extrasteueni,  aber 
keine  neuen  Principien  für  das  Steuerwesen.  Solche  ergaben  sich  in  der  zweiten  Epoche  (1713 
bis  1812)  insofern,  als  man  in  einer  neuen  Instruktion  der  sog.  Ablösungshilfe  dem  System  der 
Ertragsbesteuerung  sich  näherte.  Aeusserlich  wurde  das  Kapital  als  der  Ausdruck  für  den 
Katasterwert  des  steuerbaren  Objekts  festgehalten,  thatsächlich  jedoch  bei  den  Grundstücken 
der  Ertrag,  bei  den  Gebäuden  der  Kapitalwert,  bei  den  Gewerben  der  Umsatz  als  Grundlage 
der  Besteuerung  anerkannt.  Man  suchte  durch  gleichförmige  Einzelschätzungen  und  Berech- 
nungen einen  Landessteueifuss  zu  gewinnen,  die  Katasterarbeit  zog  sich  aber  mit  iln-en  end- 
losen Revisionen  28  Jahre  hin,  und  schliesslich  war  infolge  der  vielen  Aenderungen  der 
Landessteuerfuss  nicht  für  die  Einzelumlagen  zu  gebrauchen.  In  dieser  Epoche  wurde  noch 
die  Kapitaliensteuer  ausgescliieden  und  zu  einer  Quotitätssteuer  umgestaltet,  seit  1728  aber  den 
Gemeinden  überlassen;  die  Anfänge  zu  einer  Dienst-  und  Berufseinkommenssteuer  traten  in 
Form  von  Zwangsanlehen  von  Beamten  und  Anstellungssporteln  noch  im  17.  Jahrhundert  auf, 
^vurden  aber  nun  weiter  entwickelt;  1798  erfolgte  z.  B.  eine  ordentliche  Besoldungs-  und 
Pensionssteuer. 

Die  dritte  Epoche  (1812—1873)  ven-ät  gleich  bei  ihrem  Beginn  den  Anbruch  der  modernen 
Zeit;  1812  werden  die  Steuerfreiheiten  des  hohen  und  niederen  Adels,  der  Kirchen,  Gemeinden, 
Stiftungen ,  Geistlichen  und  Schullehrer  beseitigt ;  bald  darauf  erliielt  das  Land  von  dem  tretf- 
lichen  König  Wilhelm  eine  Verfassung;  das  Hof-  und  Domänenkammergut  wurde  den  Steuern 
unterworfen,  überhaupt  eine  Steuerreform  eingeleitet.  Namentlich  wurde  der  Grund  und  Boden 
vermessen,  der  Kataster  neu  hergestellt,  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1820  und  20.  Juni  1821 
wieder  eine  Kapitalsteuer  und  eine  Steuer  von  Apanagen  eingefülirt. 

Dass  die  Reform  der  20er  Jahre  einen  bemerkenswerten  Fortschritt  bedeutete,  ist  nicht 
zu  leugnen ;  namentlich  kam  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steueriiflicht  darin  ent- 
schieden zur  Durchführung,  die  Umlage  der  Steuer  bis  auf  die  Gemeinden  herab  wurde  durch 
Gesetz  geregelt;  für  die  Einschätzung  der  Gebäude  war  der  Kapitalwert  angenommen,  die 
Gewerbsteuer  sollte  einerseits  auf  dem  Kapitalgewinn,  anderseits  auf  dem  Arbeitsverdienst 
der  Gewerbetreibenden  ruhen.  Bei  den  Grundstücken  bildete  der  Reinertrag  die  Unterlage. 
Nichtsdestoweniger  blieb  das  Gesetz  mit  grossen  Mängeln  verknüpft.  Dieselben  werden  von 
Riecke  sehr  eingehend  dargelegt.  Vor  allem  waren  die  Bestimmungen  für  die  Besteuerung 
der  einzelnen  Steuerquellen  mangelhaft,  wurden  mangelhaft  vollzogen  und  bedurften  wesent- 
lich der  Verbesserung.  Wir  verzichten  darauf,  auf  das  DetaU  einzugehen,  es  mag  als  Beispiel 
genügen,  dass  man  den  Rohertrag  der  Grandstücke  auf  30,66  Mill.  fl.,  den  Kulturaufwand  auf 
30,74  Mill.fl.  schätzte,  so  dass  die  württembergische  Landwirtschaft  mit  einem  Deficit  gearbeitet 
hätte ;  nur  dem  Umstände,  dass  das  Gesetz  statuiert  hatte,  es  dürfe  der  Kulturaufwand  gewisse 
Quotienten  des  Rohertrags  nicht  übersteigen,  hatte  man  es  zu  danken,  dass  man  einen  Rein- 
ertrag von  14,4  Mill.  fl.  feststellen  konnte.  Bei  dem  Gewerbe  hatten  die  Einschätzungsbehörden 
keinen  festen  Boden,  weil  nicht  der  Ertrag,  sondern  nur  die  Steueranschläge  zu  schätzen  waren. 
Bei  den  Gebäuden  mussten  wegen  der  Repartition  die  neu  Iiinzugekommenen  einzelnen  Gebäude 
fortgesetzt  nach  dem  Verhältnisse  der  früheren  allgemeinen  Einschätzung  und  nicht  nach  dem 
■wirklichen  Werte  katastriert  werden ,  was ,  je  grösser  die  Abweichung  beider  Werte  und  die 
zeitliche  Entfernung  wurde,  um  so  schwieriger  sich  gestaltete  und  darum  auch  nicht  überall 
gleichmässig  befolgt  wurde.  Der  Kataster  hatte  als  Gebäudekapitalwert  1871  82  Mill.  fl., 
der  Brandversicherungsanschlag  dagegen  war  581  Mill.  fl.  Der  Hauptmangel  lag  aber  in  dem 
ein  für  allemal  fixierten  Verhältnisse  der  durch  jede  der  genannten  Steuern  aufzubringenden 
Summen.  Die  Stände  hatten  1821  „auf  Grund  oberflächlicher  Notizen"  bestimmt,  dass  an 
der  Steuersumme  von  2,400,000  fl.  die  Gebäude  400,000  fl.  =  ^/ji.  die  Gewerbe  300,000  fl.  =  s/^^ 
und  das  Grundeigentum  1,700,000  fl.  =  1^,24  beizutragen  hätten.  Beim  nächsten  Landtag 
wollte  man  wieder  auf  den  Gegenstand  zurückkommen,  das  geschah  aber  nicht;  die  Ver- 
teilung der  jeweiligen  Steuersurame  auf  die  drei  Gruppen  im  obigen  provisorischen  Mass- 
stab blieb  über  50  Jahre  lang.  Selbst  angenommen,  das  Verhältnis  habe  vor  ."jO  Jaliren 
thatsächlich  dem  Einkommen  aus  diesen  Quellen  entsprochen ,  so  war  dies  später  nicht  mein- 
der  Fall.  Nach  einer  Schätzung  vom  Jahre  1863  war  der  Beitrag  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft zu  136,5  Mill.  fl.  =  49,50/0,  der  Beitrag  der  gewerbtreibenden  Stände  dagegen 
zu  120  Mill.  fl.  --  43,5  0)0  des  Volkseinkommens  berechnet  worden;  die  Steuerbelastung  des 
Grundeigentums  nach  oben  fixiertem  Verhältnis  dagegen  betrug  70,83  o/g,   die  der  Gewerbe  nur 
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12,50  o.'o.  Trotz  der  grossartigen  Entwickelang  der  Industrie,  trotz  des  immer  stärker  werden- 
den gewerblichen  Charakters  trug  die  Gesamtindustrie  immer  nur  ihre  ^n  an  der  Steuersumme 
bei.  Die  Begünstigung  der  Industrie  wuchs  mit  jedem  Jahre.  Dieser  monströse  Zustand  konnte 
nicht  bleiben.  Die  Sache  wurde  nur  so  lange  verzögert,  weil  immer  etwas  dazwischen  kam. 
Erst  wollte  man  die  Landesvermessung  abwarten,  dann  kamen  der  Eisenbahnbau,  die  Ab- 
lösungsgesetzgebung, die  Gewerbe-  und  Freizügigkeitsgesetze,  die  Verträge.  Nun  aber  schien 
ein  passender  Abschnitt  erreicht,  eine  gleichmässige  Entwickelung  zu  erwarten,  und  der 
Finanzminister  scheute  vor  der  schweren  Aufgabe  nicht  zurück.  Das  Resultat  ist  das  Gesetz, 
betreffend  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  vom  28.  April  1873. 

Mit  demselben  ist  das  direkte  Steuersystem  Württembergs  in  seine  vierte  Entwickelungs- 
phase  getreten.  Die  Reformarbeit  wurde  vorgenommen  in  einer  Zeit,  wo  die  Finanzlage  des 
Staates  noch  die  beste  war.  Das  änderte  sich  später.  Seit  dem  l.  Juli  1877  mussten  die  Ertrags- 
steuem  von  6^  3  Mill.  auf  83  ^  Mill.  M.  erhöht  werden,  eine  weitere  Steigerung  blieb  bis  jetzt  nur 
vermieden,  weil  man  anfangs  bedeutende  aus  friiheren  Jahren  herrührende  Restmittel  zur  Ver- 
fiigimg  hatte,  den  Malzaufschlag  erhöhte,  die  vertragsmässigen  Tilgungsraten  durch  neue 
Anlehen  deckte,  die  Tilgung  bei  den  konvertierten  Anlehen  unterliess  und  am  Ertrag  der 
Zölle,  Tabakssteuer  und  Reichsstempelabgaben  participierte.  Die  Reform  kam  gei-ade  recht, 
als  man  sie  am  nötigsten  brauchte;  denn  das  alte  Steuerwesen  war  für  gesteigerten  Bedart 
eine  absolut  unbrauchbare  Unterlage. 

Was  nun  den  Charakter  der  Reform  betrifft,  so  kann  man  in  derselben  einen  radikalen 
Schritt  nicht  erblicken ;  sie  schliesst  sich  in  ihren  Grundlagen  möglichst  enge  an  den  flrüheren 
Bestand  an  und  huldigt  dem  in  Steuersachen  nicht  verwerflichen  Grundsatz  einer  allmählichen 
Fortbildung;  doch  überragt  sie  an  fundamentaler  Bedeutung  die  neuere  bayerische  Reform  am 
ein  beträchtliches. 

Die  Absicht  des  Gesetzes  ging  hauptsächlich  auf  die  Gewinnung  richtiger  Kataster;  der 
Aufwand  des  Staates  hierfür  beträgt  gegen  2  Mill.  M.  Die  neue  Grundsteuer  steht  auf  dem- 
selben Boden,  wie  die  1821  in  Aussicht  genommene,  sie  deckt  sich  zwar  nicht  mit  derpreussischen, 
österreichischen  und  französischen  Grundsteuer,  nähert  sich  aber  denselben ;  sie  ist  eine  Steuer 
von  dem  nach  Kulturarten  und  Bonitätsklassen  eingeschätzten  mittleren  Reinertrag  der  einzelnen 
Grundstücke,  also  nicht  ganzer  Wirtschaftskomplexe.  Auf  eine  möglichst  gleichmässige  Fest- 
steUung  dieses  Reinertrags  wurde  grosse  Sorgfalt  verwendet.  Man  hoffte  dieselbe  namentlich 
durch  das  zwischen  die  Katasterkommission  und  Bezirksschätzungskommissionen  eingefügte 
Institut  der  Landesschätzer  zu  erreichen ;  auch  liess  man,  im  Gegensatz  zur  fiüheren  Ordnung,  die 
Beibehaltung  von  Xormalprodnktenpreisen  für  das  ganze  Land  fallen,  berücksichtigte  vielmehr  in 
eingehender  Weise  die  örtlichen  Verschiedenheiten.  Das  Getreide  z.  B.  war  nach  den  Durchschnitts- 
preisen der  für  den  Steuerdistrikt  massgebenden  Hauptschranne  ans  den  15  Kalenderjahren  1855  bis 
1869  zu  Geld  zu  rechnen,  vorbehaltlich  von  Abweichungen,  wenn  und  solange  besonders  nachteilige 
Verhältnisse  hinsichtlich  der  Qualität  der  Früchte  oder  der  Beschwerlichkeit  des  Absatzes  nach- 
gewiesen werden.  R  i  e  c  k  e  hält  die  Grundlage  der  wtirttemb.  Grundsteuer  für  richtiger  als  die 
bayerische,  welche  in  der  Hauptsache  eine  Rohertragssteuer  ist,  und  als  die  badische,  welche  an 
die  Kaufswerte  anknüpft ;  die  Kanfspreise,  meint  er,  reichen  allein  nicht  aus,  sie  sind  beeinflusst 
durch  persönliche,  örtliche  und  zeitliche  Einwirkungen;  für  Weinberge,  Waldungen  und  ähn- 
liche Grundstücke,  auf  denen  das  Eitrag  bringende  Material  langsamer  heranwächst  und  so 
mit  verkauft  wird,  eignen  sie  sich  gar  nicht;  ebenso  ist  der  Rohertrag  zwar  ein  einfach  zu 
konstatierendes,  aber  wegen  der  grossen  Verschiedenheit  im  Kulturaufwand  wenig  brauchbai-es 
Fundament  füi"  eine  gerechte  Stenerverteilimg ;  der  Reinertrag  ist  so  recht  eigentlich  dasjenige, 
was  man  bei  der  Ertragsbesteuerung  zu  treffen  sucht.  All  das  ist  nicht  zu  bezweifeln,  doch 
muss  der  grosse  Vorteil  einer  leichten  und  billigen  Wiederholung  von  neuen  Einschätzungen 
beim  badischen  System  auch  in  Ansatz  gebracht  werden,  und  in  Württemberg  hätte  man  sich 
um  so  mehr  damit  befreunden  düifen,  als  ja  auch  bei  dem  Gebäudekataster  der  Kapitalwert  zu 
GiTinde  liegt .  Zunächst  war  freilich  auch  hier  der  Anschluss  an  das  fiühere  System  ausschlag- 
gebend, erst  in  zweiter  Linie  kam  die  Schwierigkeit,  überall  die  richtigen  Mietzinse  zu  erfahren, 
namentlich  bei  den  Gebäuden  auf  dem  Lande,  dann  der  Einfluss  von  besonderen  lokalen 
Verhältnissen  in  Beti-acht.  Endlich  entschieden  auch  bei  der  Gewerbsteuer  konservative 
Rücksichten,  man  suchte  das  bereits  Vorhandene  zu  verbessern,  aber  ohne  die  Grundlagen  zu 
ändern.  Wie  ehedem  soll  die  Gewerbsteuer  ähnlich  der  badischen  nach  dem  doppelten  Massstabe 
des  Arbeitbverdiensts  und  des  Gewinns  aus  dem  in  dem  Gewerbe  umgesetzten  Betriebskapital 
im  Wege  der  Einschätzung  bestimmt  werden.  In  den  Motiven  ist  die  Anschauung  vertreten, 
dass  der  pei'sönliche  Arbeitsverdienst  die  Belohnung  des  Gewerbtreibenden  für  seine  Teilnahme 
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an  der  Arbeit,  für  die  Leitung  des  Geschäfts,  für  die  Verantwortung,  für  die  Anwendung  von 
Kenntnissen,  Geschicklichkeit,  Erfahrung,  Umsicht  und  Kraft  bei  dem  Betrieb  bildet.  Der 
Ertrag  aus  dem  in  dem  Gewerbe  verwendeten  Betriebskapital  ist  als  reiner  Ertrag  des  Gewerbes 
anzusehen,  indem  bei  Bemessung  desselben  der  Betriebsaufwand  mit  Einschluss  der  Kosten  für 
die  Instandhaltung  der  Betriebseinrichtung  berücksichtigt  werden  muss.  Trotz  der  Ueber- 
einstimmung  im  allgemeinen  Ziele  liegt  bekanntlich  eine  geradezu  entgegengesetzte  Anschauung 
dem  badischen  Erwerbsteuergesetze  zu  Grunde;  in  Baden  hält  man  die  Voraussetzung  für 
richtig,  dass  die  Eente  des  Betriebskapitals  in  einer  gewerblichen  Unternehmung  stets  dem 
landesüblichen  Zinsfuss  (5%)  entspreche,  während  der  persönliche  Verdienst  den  eigentlichen 
Geschäftsgewinn  im  wesentlichen  in  sich  schliessen  soll.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  diese  Ver- 
schiedenheit, noch  weniger  die  übrigen  Gewerbsteuergesetze  zu  kritisieren;  das  Finanzarchiv 
wird  öfters  vergleichende  Studien  über  die  einzelnen  Ertragssteuem  bringen.  Es  zeigt  nur, 
wie  schwer  es  ist,  eine  bestimmte  allgemeine  Grenze  zwischen  dem  Anteile  der  Arbeit  und  des 
Kapitals  innerhalb  der  einzelnen  Geschäftserträge  zu  ziehen.  Das  württembergische  Gewerb- 
steuergesetz benützt  zur  Ertragsfeststellung  als  Unterlage  die  Fassion  der  Gewerbtreibenden ; 
man  mutet  ihnen  aber  nicht  zu,  den  Ertrag  ihrer  Gewerbe  für  sich  anzugeben,  sondern  ihre 
Erklämng  besclu'änkt  sich  1)  auf  die  Zahl  und  Gattung  der  in  dem  Gewerbe  verwendeten 
Gehilfen  und  2)  auf  die  Grösse  des  in  demselben  angelegten  Betriebskapitals.  Mit  diesen  beiden 
Merkmalen  hat  die  Schätzungskommission  zu  operieren;  die  Einschätzung  des  persönlichen 
Arbeitsverdienstes  geschieht  nach  einer  Klassentafel,  bei  der  teils  die  Betriebsweise,  teils  der 
aus  der  Verwendung  von  Gehilfen  und  Betriebskapital  ersichtliche  Umfang  massgebend  sein 
sollen.  Je  mehr  Hilfspersonen ,  dachte  man,  in  einem  Geschäfte  vei-wendet  werden,  um  so 
grösser  ist  die  Aufgabe  des  Unternehmers  in  deren  Unterweisung,  Leitung  xxnd  Beschäftigung. 
In  ähnlicher  Weise  verhält  es  sich  mit  dem  Betriebskapital ;  je  grösser  dasselbe  ist,  um  so  mehr 
erfordert  es  Umsicht ,  Erfahningen ,  Kenntnisse ,  Geschicklichkeit  zu  seiner  vorteilhaften  Be- 
nützung. Der  Ertrag  aus  dem  im  Gewerbe  verwendeten  Betriebskapital,  wie  dasselbe  nach 
Pi'üfung  der  Fassion  des  Gewerbtreibenden  von  der  Schätzungskommission  festgestellt  worden 
ist,  wird  nach  Prozenten,  mindestens  nach  dem  landesüblichen  Zins  geschätzt.  Beträgt  das 
im  Gewerbe  angelegte  Kapital  weniger  als  700  M. ,  so  ist  ein  Ertrag  aus  demselben  nicht  zu 
berechnen ;  es  wird  angenommen ,  dass  der  Ertrag  eines  solchen  Gewerbes  in  der  Hauptsache 
Ai'beitsverdienst  sei.  Bezüglich  des  weiteren  technischen  Details  verweisen  wir  auf  die  Schrift 
selbst,  sowie  auf  die  neuerlich  herausgegebene  treffliche  nach  dem  Stand  vom  l.  Juli  1883  im 
Auftrag  des  königl.  württembergischen  Finanzministeriums  bearbeitete  „Sammlung  der  württem- 
bergischen Staatssteuergesetze  sowie  der  mchtigeren  hierzu  ergangenen  Vollzugsvorschriften". 
(Stuttgart,  1883.)  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  wesentlichsten  Mängel  der  früheren  württem- 
bergischen Gewerbsteuer  (wie  verfehlte  Einteilung  der  Gewerbe,  die  grosse  Mannigfaltigkeit  der 
Klassifikation  und  der  Steuersätze,  das  System  der  relativen  Steuersätze  ohne  eigentliche  Ermit- 
telung des  Ertrags)  in  der  Hauptsache  behoben  wurden.  Bei  der  Einschätzung  zum  Gewerbe- 
kataster wurde  noch  mit  besonderer  Vorsicht  vorgegangen,  indem  man  zur  Erzielung  der 
materiellen  Uebereinstimmung  die  sämtlichen  grösseren  Gewerbe  des  Landes  zusammenstellte 
und  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen  aus  der  Mitte  der  Gewerbtreibenden  selbst  bestimmte 
Anhaltspunkte  aufsuchte,  nach  denen  die  Gewerbe  gleicher  Art  beurteilt  und  in  ein  richtiges 
Verhältnis  gebracht  werden  können.  Am  10.  Januar  1883  war  nach  dem  Vortrag  des  Finanz- 
ministers zum  Hauptfinanzetat  pro  1883,85  das  Einschätzungswerk  vollzogen,  nui"  7  Gemeinden 
standen  bezüglich  der  Grundsteuer  noch  aus. 

Württemberg  hat  so  Kataster  gewonnen,  welche  momentan  zu  den  vollkommensten 
gehören  mögen;  die  Gleichmässigkeit  innerhalb  der  einzelnen  Ertragsgruppe  wurde  erreicht. 
Dabei  blieb  man  nicht  stehen,  sondern  mau  suchte  auch  unter  den  Steuergruppen  selbst  Ver- 
hältnismässigkeit herzustellen.  Ja  in  diesem  Punkt  liegt  der  Schwei-punkt  der  Reform;  es 
macht  Württemberg  alle  Ehre,  diesen  Gegenstand  scharf  ins  Auge  gefasst  zu  haben,  in  Bayern 
darf  man  daran  trotz  seiner  neuen  Refoim  kaum  denken.  Man  legte  sich  in  Württemberg  also 
die  Frage  vor:  Wie  machen  wir  es,  um  unter  Berücksichtigung  der  Freilassung  eines  Existenz- 
minimums und  Unterscheidung  fundierten  und  unfundierten  Einkommens  die  einzelnen  Steuer- 
quellen  mit  gleichem  Prozentsatz  zu  treffen  V 

Die  württembergische  Kapitalrenten  Steuer  von  1852  zieht  alles  Kapital  zur  Steuer  heran 
(ausgenommen  den  Jahresertrag  bis  zu  350  M.  bei  Witwen,  Waisen  und  gebrechlichen  Personen), 
dagegen  kennt  die  Dienst-  und  Benifseinkommenssteuer  vom  gleichen  Jahr  eine  Degression  in 
der  Art ,  dass  von  dem  Einkommen  bis  850  M.  einschliesslich  i/jo ,  von  dem  Mehrbeti'ag  von 
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860—1700  2,10,  desgleichen  von  1700—2560  *\o,  desgleichen  von  2550— »400  «iio,  von  dem  weiteren 
Einkommen  der  ganze  Betrag  als  steuerbar  zu  Grunde  gelegt  wird. 

Diese  beiden  Gesichtspunkte  sind  nun  auch  auf  Grund-,  Haus-  und  Gewerbsteuer  über- 
tragen. Bei  dem  Hauskapital  verbleibt  es  bei  der  Heranziehnng  des  ganzen  Ertrags,  ähnlich 
wie  beim  Geldkapital.  Da  aber  der  Kataster  den  Kapitalwert,  nicht  den  Ertrag  angibt,  so 
muss  dieser  erst  abgeleitet  werden;  die  Regierung  glaubt  3O0  annehmen  zu  sollen.  Beim  Ge- 
werbe ist  dagegen  der  steuerbare  Arbeitsverdienst  genau  nach  obiger  Einkommensskala  zu 
bemessen;  von  dem  persönlichen  Arbeitsverdienst  bis  850  M.  wird  also  auch  nur  ijo  als  steuer- 
bar angesehen  u.  s.  w.  Das  Einkommenssteuergesetz  geht  nur  in  einem  Punkt  weiter,  es 
lässt  ein  Einkommen  von  Arbeitsverdienst  bis  350  M.  ganz  frei ;  es  handelt  sich  bei  dieser 
Steuerbefreiung  um  fluktuirende  Bevölkerung  (Dienstboten,  Fabrikarbeiter  n.  dgl.),  während 
mau  es  bei  der  Gewerbsteuer  in  der  Eegel  mit  sesshaften  Personen  zu  thun  hat,  die  auch  ein 
grösseres  Einkommen  als  3ö0  51.  gemessen.  Bei  der  Grundsteuer  griff  man  etwas  weniger 
fein ;  der  Arbeitsverdienst  des  Unternehmers  ist  in  dem  Eeinerti-ag  der  Grundstücke  nicht  ent- 
halten, er  steckt  in  dem  abgezogenen  Kulturaufwand;  indem  man  von  einer  besonderen 
Besteuerung  dieses  Arbeitsverdienstes  (im  Betrag  von  60  MiD.  M.)  absah,  glaubte  man  darin 
ein  Aequivalent  für  die  sonstige  Begünstigung  des  kleineren  Arbeitsverdienstes  zu  erblicken. 

Der  Grund-  und  Gefällkataster  ergab  friiher  30,7  Mül.  M. ,  jetzt  cii-ca  95—100  Mül.  M. 
Beinertrag. 

Der  Gebäudekataster,  früher  387.8  Mill.  M.,  jetzt  16*723  Mül.  M.  Kapitalwert  =  49i;.j Mül.  M. 
Reinertrag  unter  obiger  Annahme  von  3  0n. 

Der  Gewerbekataster  166,8  MiU.  M.  Ertrag  =  66,8  Mül.  M.  steuerbaren  Reinertrag  infolge 
oben  erwähnter  Verhältnisse. 

Das  wären  die  Reinertragssummen,  die  mit  einem  bestimmten  Prozent  zu  belegen  wären. 

Vorerst  operiert  die  \*"ürttembergische  Regierung  mit  ihren  alten  Viemndzwanzigsteln ; 
sie  hat  aber  dem  neuen  Kataster  bereits  insofern  Rechnung  getragen,  als  sie  die  Stenersxunme 
anders  verteüt.    Die  8,723,315  M.  werden  seit  1877  in  folgender  Weise  aufgebracht: 

4,730,547  =  13,^  /früher  i',^)  vom  Gmnd  und  Boden  =  4,7 o^  des  Reinertrags. 

3,992,768  =  1I24  (früher  i'24)  von  den  Gewerben  und  Häusern. 

a)  %  =  1,996,384  Hänser  =  4o;o  des  Reinertrags. 

b)  'i'a  =  1,996,384  Gewerbe  =  SO;,,  des  Reinertrags. 

Die  Folge'  der  neuen  Bemessung  ist,  dass  die  1877  eingetretene  Steuererhöhung  von 
6*3  Mill.  M.  auf  8^4  Mül.  M.  in  der  Hauptsache  den  Gebäuden  und  Gewerben  zugefallen  ist, 
während  Grund  und  Boden  infolge  der  neuen  besseren  Grundlage  von  einer  beträchtlichen 
Steuererhöhung  verschont  bleiben  konnte ;  trotzdem  unterliegt  der  Ertrag  des  Grundeigentums 
der  Staatssteuer  mit  nahezu  50or  ähnlich  wie  der  Ertrag  der  Kapitalien  und  der  steuerbare 
Ertrag  des  Dienst-  und  Berufseinkommens ;  dagegen  der  Ertrag  der  Gebäude  mit  4,  deijenige 
der  Gewerbe  nur  mit  30o- 

Konsequenz,  Klaiheit  und  ernstes  Streben  nach  Gerechtigkeit  innerhalb  des  Rahmens 
des  Ertragssteuersystems  wird  man  der  Reform  nicht  absprechen  können.  Illusionen  wird  man 
sich  aber  trotzdem  nicht  machen  dürfen ;  man  wird  nicht  vergessen  dürfen,  dass  die  jetzt  leid- 
lich richtigen  Kataster  in  kurzer  Frist  wieder  unrichtig  werden  und  dass  ein  Hauptpunkt  für 
ein  gerechtes  Steuei^system,  die  Beriicksichtigung  der  Schulden  der  Steuerzahler,  nicht  besteht. 
Auch  R  i  e  c k  e  sieht  in  der  Refoim  keinen  Abschlnss,  er  beurteüt  dieselbe  sehr  vomrteüsfrei,  auch 
er  sieht  in  ihr  nur  einen  Schritt  zum  Bessern ,  dem  über  kurz  oder  lang  ein  weiterer  in  An- 
näherung an  das  Einkommenssteuersystem  folgen  müsse. 

Wir  müssen  uns  versagen,  hier  auf  die  auch  von  Riecke  angeregte  Frage  der  Re- 
partition.  die  er  wohl  zu  ungünstig  beurteüt,  einzugehen;  ebenso  verzichten  wir  darauf,  die 
älteren  Kapital-,  Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommenssteuem  näher  zu  analysieren,  so  viel 
des  Interessanten  sie  bieten;  die  von  Finanzassessor  C  am  er  er  beigefügte  Statistik  derselben 
mag  besonders  hervorgehoben  werden.  Dagegen  mögen  noch  einige  Worte  über  die  Steuern 
der  Amtskörperschaften  und  Gemeinden  gesagt  sein. 

Soweit  das  Gemeindevermögen  unzulänglich  ist,  dürfen  Amtskörperschaflen  und  Ge- 
meinden (ausser  der  Bürger-  und  Wohnsteuer)  Zuschläge  zu  den  staatlichen  Ertragssteuem 
erheben.  Wie  anderwärts,  so  sind  auch  in  Württembei^  die  Zuschläge  der  Gemeinden  sehr 
gewachsen. 

Der  Gemeindeschaden  181920  betrug  690,879  fl. 
1868,69  ,  2,885,034  . 
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Seitdem  hat  dies  Anwachsen  sich  gesteigert,  und  es  betrag  in  21  grösseren  Städten  die 
Gemeindesteuer  aus  Grundeigentum,  Gebäuden  und  Gewerben  212— 773 "/q  der  Staatssteuer. 
Die  staatliche  Steuerreform  musste  auf  die  Kommunalsteuem  naturgemäss  zurückwirken.  Da 
der  Staat  das  Beitragsverhältnis  von  Grand  und  Boden,  Gewerben  und  Gebäuden  zu  Ungunsten 
der  beiden  letzten  verschoben  hat,  so  musste,  wenn  nicht  vorgesorgt  wurde,  diese  Verschiebung 
auch  auf  die  Gemeinde  sich  übertragen.  Es  wäre  nicht  etwa  wie  beim  Staat  eine  neu  ein- 
tretende Erhöhung  dem  Gewerbe  und  den  Gebäuden  zugefallen,  sondern  auch  der  bisherige 
Beitrag  wäre  anders  verteilt  worden.  Es  wäre  die  Wirkung  der  Steuen-efonn  potenziert  worden. 
Eine  solche  plötzliche  Aenderung  in  den  relativen  Besteuerungsverhältnissen  der  einzelnen 
Gemeinden  und  zwar  vorzugsweise  zu  Lasten  der  Gewerbe  scheute  man,  urasomehr,  als  diese 
in  die  Zeit  lange  dauernder  Geschäftsstockung  fiel. 

Durch  zwei  Gesetze  vom  23.  Juli  1877  suchte  die  Kegierang  die  Frage  der  Kommunal- 
steuem provisorisch  zu  regeln.  Es  wurde  zugelassen,  das  Beitragsverhältnis,  insolange  nur 
einzelne  der  neuen  Kataster  bei  der  Staatssteueramlage  angewendet  werden,  für  die  Ge- 
meindesteueiiimlage  in  dem  Fall  abzuändern,  wenn  die  Anwendung  einzelner  der  neuen 
Kataster  erliebliche  Abweichungen  von  dem  prozentualen  Verhältnis  ergäbe,  in  welchem  bisher 
das  Grundeigentum,  die  Gebäude  und  die  Gewerbe  zu  den  Gemeindesteuern  beigetragen  haben. 
Derartige  Beschlüsse  bedürfen  der  Genehmigung  des  Ministers ,  welche  jeweils  nur  auf  einen 
die  Dauer  von  drei  Jahren  nicht  übersteigenden  Zeitraum  erteilt  werden  soll.  Es  ist  also  da- 
durch möglich  gemacht,  bei  der  Gemeindesteuer  bis  zur  völligen  Fertigstellung  des  Grund- 
katasters das  seitherige  Beitragsverhältnis  der  drei  Steuerquellen  aufrecht  zu  erhalten.  Es  wurde 
damit  erreicht,  dass  die  höhei-e  Belastung  der  Gewerbe  und  der  Gebäude  zunächst  einmal  nur 
dem  Staat  gegenüber,  nicht  aber  auch  der  Gemeinde  gegenüber  Platz  zu  greifen  hatte.  Auch 
hier  soll  für  die  Uebergangszeit  die  Landwirtschaft  nicht  melu*  bezahlen  als  bisher ,  nur  ander- 
seits auch  nicht  weniger. 

Ein  weiteres  Mittel ,  um  der  Notlage  in  den  Gemeinden  zu  begegnen ,  schuf  man  durch 
Wiederzulassung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  von  Bier,  Fleisch  und  Gas.  Die  Verbrauchs- 
steuern waren  ehedem  eine  Haupteinnahme  der  Gsmeinden,  Avurden  aber  später  beschränkt  und 
konnten  seit  1849  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  für  einzelne  Gemeinden  eingeführt  werden. 
Bis  1877  gab  es  denn  auch  keine  mehr;  seitdem  haben  15  Städtische  Gemeinden  von  der  gesetz- 
lichen Ennächtigung  der  Einführang  Gebrauch  gemacht. 

Riecke  ist  nicht  damit  einverstanden,  dass  man  wieder  eine  entgegengesetzte  Richtung 
eingeschlagen ;  was  er  anführt,  ist  ja  nicht  ohne  Berechtigung,  aber  doch  nicht  ganz  durchsclüagend. 
Ein  massiger  Betrag  indirekter  Verbrauchsabgaben  ist  für  grössere  Gemeinden  schon  um  des- 
willen zu  rechtfertigen,  weil  es  das  beste  Mittel  ist,  die  fluktuierende  Bevölkerang,  welche  die 
Ausgaben  mit  verarsacht  und  an  den  Vorteilen  participiert,  zu  treffen.  Mit  den  technischen 
Schwierigkeiten  und  Verkehrshemmungen  ist  es  auch  nicht  so  schlimm,  wie  Bayern  beweist. 
Vergl.  Gutachten  des  Würzburger  Bürgenneisters  Dr.  Zürn  über  die  Kommunalsteuerfrage, 
Schi-ft.  des  Ver.  für  Socialpolitik  XII. 

Wir  glauben  nicht,  dass  Riecke' s  Hofftiung  und  Wunsch,  es  möchten  die  neuen  in- 
dii'ekten  Kommunalabgaben  nicht  von  Dauer  sein,  sich  erfüllt. 

Eine  durchgreifende  neue  Ordnung  des  Gemeindesteuerwesens  in  Württemberg  ist  nicht 
mehr  zu  vermeiden,  R.  muss  aber  zugeben,  dass  neue  direkte  Steuern  für  die  Gemeinden  nicht 
erschlossen  werden  können.  Er  baut  seine  Hoffnung  auf  den  Reichssäckel.  Die  Erleichterang 
der  Landesftnanzen  soll  in  weiterer  Linie  den  Kommunen  zu  gute  kommen. 

Zum  Schluss  mag  auf  die  ganz  andern  Grandlagen  der  geplanten  Steuerreform  in 
Baden  hingewiesen  sein  (vergl.  oben  S.  316  fg.);  der  hessischen  soll  in  einem  der  nächsten 
Hefte  gedacht  werden.  G.  Schanz. 
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Dr.  Gustav  Schöttle,  Der  Telegraph  in  administrativer  und  finanzieller  Hin- 
sicht.    Stuttgart  1883.    Verlag  von  W.  Kohlhammer.     8».     327  S. 

Wenn  man  vorliegendes  Buch  gelesen ,  liat  man  das  angenehme  Bewusstsein ,  in  der 
Erkenntnis  eines  wichtigen  Gebietes  ein  Stück  vorwärts  gekommen  zu  sein.  Der  Verfasser  ist 
als  Beamter  der  K.  wiirttembergischen  Generaldirektion  der  Posten  und  Telegraphen  in  der  Lage 
gewesen,  mit  vielen  Details  bekannt  zu  werden,  welche  dem  Femerstehenden  gar  nicht  nahe 
treten;  erlässt  von  dem,  was  in  seinen  Gesichtskreis  tiitt,  sich  thatsächlich  anregen,  sucht  den 
Zusammenhang  der  Erscheinungen  auf  und  bestrebt  sich ,  das  Gesamtgebiet  des  Telegraphen- 
wesens wirklich  zu  beherrschen,  ^^'enn  solche  Praktiker  schriftstellerisch  auftreten,  so  muss 
man  das  dankbarst  begriissen ;  sie  gehören  nicht  zu  der  grossen  Masse  derjenigen,  welche  sich 
mit  dem  routinenmässigen  .\bhaspeln  ihres  täglichen  Arbeitspensums  begnügen ,  sondern  zu 
den  besten  Förderern  der  Wissenschaft. 

Die  Art  der  Behandlung ,  welche  unser  Autor  seinem  Thema  zu  teil  werden  lässt ,  ist 
eine  durchaus  nüchterne  und  sachliche.  Alles  Phrasenhafte  ist  ihm  fremd;  er  bewegt  sich 
immer  auf  dem  Boden  der  Thatsachen,  ohne  doch  von  diesen  seinen  Bück  gefangen  nehmen 
zu  lassen.  Der  Stoff  ist  in  vier  Abteilungen  zerlegt.  Der  erste  Teil  soll  über  die  allgemeineren 
Fragen  der  Telegraphenverwaltung  einen  Ueberblick  verschaffen;  man  braucht  nur  die  Titel 
der  20  Kapitel  zu  nennen,  um  anzndeiiten,  was  der  Verfasser  hier  erörtert :  die  modernen  Ver- 
kehrsmittel imd  ihre  Wirkungen ;  erste  Einfiihning  des  elektrischen  Telegraphen :  Staats- 
telegraphen; ürepraug  und  Gründe  des  staatlichen  Alleinbetriebs ;  überseeische  Verbindungen; 
rechtliches  imd  thatsächliches  Monopol ;  finanzielle  Behandlimg  des  Telegraphen wesens ;  Abriss 
einer  Finanzgeschichte  des  Staatstelegraphen;  die  Eisenbahnbetriebstelegraphen  und  ihr  Ver- 
hältnis zum  allgemeinen  Telegrammverkehr;  der  Telegraph  als  Privatimtemehmen  in  Gross- 
britanuien  und  Nordamerika ;  internationale  Beziehungen  ;  Veränderlichkeit  der  Verkehrsmenge ; 
Ausnutzung  der  Betriebseinrichtuugen ;  Haftpflicht  der  Verwaltung  und  ihrer  Organe ;  Kosten- 
beiträge von  Interessenten ;  Verteilimg  der  internationalen  Gebühreneinnahmen ;  Telegraphen- 
apparate ;  Leitungen ,  namentlich  unterirdische ;  Telegraphenfreimarken ;  weibliche  Beamt« ; 
örtliche  Telephonanstalt«n.  Keines  dieser  Kapitel  liest  man  ohne  Gewinn ;  überall  ist  aus  dem 
Leben  geschöpft,  ist  das  hervorgehoben,  was  man  eben  ^wissen  möchte.  Ein  zweiter  TeU  gibt 
eine  kurze  Geschichte  des  Ursprungs  der  wichtigeren  staatlichen  Telegraphenverwaltungen, 
die  viel  interessantes,  bisher  wenig  gekanntes  imd  zei-stieutes  Detail  zusammenstellt.  Ein 
dritter  Abschnitt  ist  dem  württembergischen  Telegi-aphenwesen  gewidmet,  wo  der  Verfasser 
natürlicherweise  sich  besonders  heimisch  fühlt.  Ein  vierter  bespricht  das  Tarifweseu  der  Tele- 
gi-aphenanstalten.  Eine  statistische  Cebersicht  fülu-t  zum  Schluss  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Telegraphenbetriebs  von  18  Staaten  von  1849 — 81  vor. 

Der  Hauptwert  des  Buches  liegt  nach  unserer  Meinung  in  der  überaus  trefflichen  Analyse 
der  Kostenbestandteile,  die  beim  Telegraphen  auftreten.  Wie  der  einzelne  Arbeit.sakt,  jeder 
bestimmte  Vermögensteil,  die  Art  der  Organisation  die  Kosten  beeinflusst,  ist  in  sauberer, 
klarer  Weise  durchgeführt.  Man  erhält  durch  diese  üntersuchimg  geradezu  erst  tlie  Basis  für 
die  richtige  Beurteilung  der  Tarifpolitik.  Die  Verschiedenheiten  gegenüber  dem  Postverkehr 
treten  erst  hierdurch  scharf  hervor.  Ceberzeugend  wird  nachgewiesen,  wie  eine  Verkehrs- 
steigerung beim  Telegraphen  die  Kosten  in  erheblich  stärkerem  Masse  beeinflusst,  als  dies  bei 
andern  Kommunikationsanstalten  der  Fall  ist,  ebenso  wie  die  Länge  der  Befördenmgsstrecke 
gewisse  sehr  erhebliche  Bestandteile  der  Selbstkosten  erhöht.  Der  Verfasser  ist  deshalb  auch 
nicht  mit  der  in  neuerer  Zeit  von  mancher  Seite  so  stark  forcierten  Ignorierung  der  Entfemungs- 
unterschiede  beim  Telegraphen  einverstanden ;  in  grossen  Staaten  und  im  Verkehr  mit  fremden 
Ländern  hält  er  ün  Interesse  eines  guten  Erträgnisses  die  Berücksichtigung  der  Entfernung  für 
sehr  wichtig;  um-  wenn  es  sich  um  Länder  handelt,  deren  nationale  Einheit  noch  neu  ist,  wie 
in  Deutschland  und  Italien,  scheint  ihm  ein  Absehen  von  der  geographischen  Weite  gerecht- 
fertigt; es  ist  das  dann  eben  ein  zu  Gunsten  der  nationalen  Einheitsidee  von  der  Gesamtheit 
der  Eeichsangehörigen  geleisteter  Verzicht  auf  Mehreinnahmen  aus  dem  Femverkehr.  Etwas 
zurückhaltender  und  mehr  referierend  zeigt  sich  der  Verfasser  in  der  Frage ,  wie  die  Wortzahl 
im  Tarif  zu  berücksichtigen  sei.  Eine  ganze  Reihe  thatsächlich  vorgekommener  Kombinationen 
werden  vorgeführt;  auch  zeigt  sich,  dass  die  Hoffiiung,  es  werde  der  in  Deutschland  übliche 
Tarif  allgemeine  Geltung  sich  erobern ,  zur  Zeit  ihrer  Verwüklichung  noch  sehr  fem  ist.  Es 
gilt  zur  Zeit  der  reine  Einworttarif  im  aussereuropäisch-intemationalen  Verkehr  und  in  Rumänien, 
im  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Frankreich,  zwischen  Spanien  und  Portugal  etc.,  der 
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Einworttaiü'  in  Verbindung  mit  einer  Gi'undtaxe  im  europäisch-internationalen  Verkehr,  in 
Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn,  Bosnien-Herzogewina,  Portugal,  Niederlande  und  Türkei ;  ein 
Zweiworttarif  in  Verbindung  mit  einer  Grundtaxe  in  der  Schweiz ;  ein  Gruppentarif  in  Verbindung 
mit  dem  Einworttarif  in  Frankreich,  Italien ,  Eussland ,  Nordamerika ,  ein  Gruppentarif  in  ver- 
schiedenen Fonnen  in  Schweden,  Norwegen,  Grossbritannien,  Belgien,  Dänemark.  Die  Viel- 
fältigkeit vermehrt  sich  noch  dadurch,  dass  Russland,  die  Türkei,  die  nordamerikanischen  Ge- 
sellschaften etc.  Entfemungsunterscliiede  machen,  andere  Länder  nicht.  Als  Vorzug  des  Ein- 
worttariis  bezeichnet  der  Verfasser,  dass  der  Aufgeber  in  der  Lage  ist,  in  der  Hauptsache  den 
Preis  der  Depesche  selbst  zu  bestimmen,  und  dass  in  Verbindung  mit  einer  Grundtaxe  sich  der 
Worttarif  den  Selbstkosten  der  Verwaltung  anschliesst,  nur  ist  zu  bedauern,  dass  eine  Unter- 
suchung darüber,  wie  auf  Gmndlage  der  Kostenteile  das  Verhältnis  von  Grundtaxe  zum  Wort- 
tarif zu  gieifen  ist,  ob  z.  B.  in  Deutschland  die  Ginindtaxe  nicht  zu  niedrig,  der  Worttarif  nicht 
zu  hoch  bemessen  ist',  unterblieb.  Der  Verfasser  rühmt  auch  an  dem  Einworttarif,  dass  er 
der  Venvaltung  viel  Arbeitsaufwand  erspart  und  eine  geringere  andauernde  Belegung  der  Linien 
veranlasst,  sowie  die  üebemiittelung  der  Depeschen  beschleunigt ;  er  muss  aber  zugeben ,  dass 
auch  ein  richtig  konstruierter  Gruppentarif  das  zu  leisten  vermag,  hätte  auch  hervorheben 
dürfen,  dass  der  geringere  Arbeitsaufwand  nicht  immer  eine  entsprechende  Personenersparnis 
ermöglicht.  Als  Schattenseite  hebt  er  hei-vor,  dass  das  Kargen  mit  Worten  dem  Empfänger  die 
Verständlichkeit  der  Depesche  verkümmert,  IiTtümer  herbeiführt,  die  Belieferung  erschwert,  der 
Mehrzahl  der  Korrespondenten  die  sichere  Selbstberechnung  der  Taxe  namentlich  wegen  der 
zusammengesetzten  Worte  unmöglich  macht.  Er  deutet  auch  leise  die  Furcht  an ,  dass  bei 
weiterem  Sinken  der  durchschnittlichen  Wortzahl  einer  Depesche  (von  1876—1881  sank  sie  von 
18,3  auf  11,9)  die  Einnahmen  empttndlich  leiden  könnten.  Das  System  würde  dadurch  sich  selbst 
ad  absurdum  führen.  Der  Verfasser  äussert  sich  nicht,  welche  Tarifrefomi  ihm  passend  erscheint; 
zunächst  hat  er  als  guter  Wüi-ttemberger  wohl  eine  stille  Vorliebe  für  das  jetzige  System,  hat 
es  doch  dazu  beigetragen,  die  Einnahmen  der  württembergischen  Staatstelegraphen  auf  die  als 
Nomi  anzusehende  Höhe  emporzuheben. 

Schöttle  vertritt  die  wohl  begründete  und  von  uns  durchaus  geteilte  Ansicht,  dass  die 
Telegrapheneinnahmen  in  iln-er  Gesamtheit  nicht  bloss  die  Betriebs-  und  Unterhaltungskosten 
decken,  sondern  auch  das  Anlagekapital  verzinsen;  es  ist  wirklich  nicht  zu  rechtfertigen,  dass 
man  den  durchschnittlich  sehr  leistungsfähigen  Benutzern  auf  Kosten  der  Gesamtheit  noch  ein 
besonderes  Geschenk  mache;  so  war  es  aber  in  Württemberg  vor  1879,  wo,  wie  aus  nachstehender 
Uebersicht  zu  ersehen  ist,  bei  jedem  Telegramm  ein  Geschenk  von  20—30  Pf.  gewährt  wurde. 

Auf  ein  internes  württembergisches  Telegramm  trafen : 

Ausgaben 


11  Jalir 

ohne  Kapitalverzinsung. 

einschliessl. 

Gebühreneinnahmen  im  ungef 
Durchschnitt. 

1868 

81,4  Pf 

94,3  Pf 

60—65  Pf 

1869 

78,2    „ 

90,6    „ 

60—65    „ 

1872 

67,7    „ 

78,1    „ 

52—55    „ 

1874 

66,5    „ 

76,4    „ 

52—55    „ 

1877 

62       „ 

78,9    „ 

60        „ 

1880 

63,3    „ 

80 

80 

Den  richtigen  Grandsatz  vertreten  principiell  nur  England  und  die  Schweiz,  welch  letztere 
namentlich  auch  die  Heranziehung  der  interessierten  Gemeinden  zu  den  Anlagekosten  mit  grossem 
Erfolge  durchgeführt  hat;  thatsächlich  sind  ausser  Württemberg  auch  Frankreich,  Russland, 
Italien ,  Oesterreich  auf  oder  nahe  an  der  normalen  Höhe ;  Bayern ,  Schweden ,  wahrscheinlich 
auch  das  Deutsche  Reich  decken  wenigstens  noch  ihre  Betriebskosten,  während  die  übrigen 
Staaten  mit  Deficits  arbeiten.    Die  Finanzergebnisse  in  der  letzten  Zeit  waren  in  Fr. 

Einnahmen.   Ausgaben. 


Preussen  .    .  ■ (1867) 

Baden (1870) 

Deutsche  Reichstelegraphie  (1881) 

Schweiz (1881) 

Grossbritannien    ....  (1881) 

Frankreich (1880) 

Russland (1881) 


5,967,000 

437,000 

21,422,000 

2,454,000 
40,761,000 
23,649,000 
33,513,000 


üeberschuss  (+) 
oder  Deficit  (— ) 
5,076,000  -j-      891,000 

314,000  -f      123,000 

unbekannt. 


1,882,000 
31,450,000 
22,191,000 
24,679,000 


-f  672,000 

+  9,311,000 

-j-  1,458,000 

+  8,834,000 
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Einnahmen.  Aasgaben.  Ueberschuss  (+) 
oder  Deficit  (— ) 

Italien (1881)            9,077,000  7,893,000  +  1,184,000 

Oesterreich (1881)          10,027.000  8,200,000  +  1,827,000 

Schweden (1881)            2,023,000  1.754,000  +      269,000 

Bayern (1881)            1,355,000  1,354,000  +      100,000 

Ungarn (1881)            3,339,000  3,708.000  —      369,000 

Norwegen (1881)             1,393,000  1.507,000  —      114,000 

Dänemark (1881)             936,000  1,049,000  —     113,000 

Niederlande (1881)            2,202,000  2,983,000  .  —      781,000 

Belgien (1881)            2,701,000  3,121,000  —     420,000 

Spanien (1881)            4,618,000  4,847,000  —      229,000 

Es  kann  und  soll  nicht  die  Aufgabe  einer  Besprechung  sein,  den  ganzen  Inhalt  eines 
Buches  zu  reproduzieren;  wir  verzichten  deshalb  darauf,  weiteres  aus  der  Schrift  mitJiut eilen. 
Nach  Hervorhebung  der  Vollzüge  dürfen  wir  aber  auch  einen  berechtigten  Tadel  nicht  ver- 
schweigen; die  Anordnung  des  Stoffes  hätte  eine  bessere  sein  können.  Trotz  allen  Bemühens 
Termag  Schöttle  Wiederholungen  nicht  ganz  zu  vermeiden,  er  musste  alles  Zusammengehörige 
zerreissen,  das  Buch,  vortreflüch  im  Detail,  macht  keinen  organisch  gegliederten,  geschlossenen 
Eindruck.  Die  gesamte  Monopolfrage  z.  B.  kommt  eigentlich  erst  zu  ihrer  Erledigung  durch 
Zusammenfassen  vier  verschiedener  Stellen  (S.  27  fg..  133  fg.,  256  fg..  263  fg.);  die  höchst 
interessante  Betrachtung  der  verschiedenen  Verteilungsmodi  bei  den  internationalen  Gebühren- 
einnahmen,  bei  denen  leider  über  die  seit  1871  unter  den  deutschen  Staaten  üblichen  Ab- 
rechnungsarten  keine  Angaben  gemacht  werden  konnten,  wiederholt  sich  (S.  108,  S.  158). 
Am  meisten  stört  die  Auseinanderreissung  der  finanziell  wichtigen  Momente;  ein  Teil  findet 
sich  im  ersten  Abschnitt,  ich  rechne  dahin  z.  B.  die  Betrachtungen  über  die  Veränderlichkeit  der 
Verkehrsmenge,  die  Ausnutzung  der  Betiiebseinrichttmgen,  den  Vergleich  der  üntergrundünien 
mit  den  Luftleitungen,  den  Einfluss  der  Apparate  etc.  Ein  organisches  Gefiige  hätte  sich  viel- 
leicht ergeben,  wenn  in  einem  ersten  Abschnitte  die  Geschichte  der  Ausdehnung  der  Telegraphen, 
in  einem  zweiten  Abschnitte  die  äussere  Organisation  der  Verwaltung  unter  Hinzunahme  der 
rechtlichen  Fragen,  in  einem  dritten  Abschnitte  der  Telegraph  in  finanzieller  Hinsicht  behandelt 
worden  wäre.  Das  über  Württemberg  Gesagte  hätte  sich  in  diese  Abschnitte  einarbeiten  lassen 
■oder  auch  einen  vierten  Abschnitt  bilden  können. 

G.  Schanz. 


Ludwig  Hoffmann,  Geschichte  der  direkten  Steuern  in  Bayern  vom  Ende 
des  Xni.  bis  zum  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts.  Staats-  und  social- 
wissenschaftliche  Forschungen  herausg.  von  Gustav  Schmoller.  Bd.  IV, 
Heft  5.     Leipzig.     Duncker  und  Humblot.     1883.     8".     XIV  und  220  S. 

Ludwig  von  May,  Gesetz  über  den  (bayrischen)  Malzaufschlag  vom  16.  Mai  1868 
mit  den  Aenderungen  bis  zam  Jahre  1883.  Erlangen.  Verlag  von  Palm  und 
Enke.     1883. 

Jakob  Hock,  Handbuch  der  gesamten  Finanzverwaltung  im  Königreich  Bayern, 
herausgegeben  als  dritte  Auflage  des  gleichnamigen  Handbuchs  von  Kai-1 
Stockar  von  Neufom.  I.  Bd.  1882.  607  S.  IL  Bd.  1888.  752  S.  III.  Bd. 
bis  jetzt  2  Lieferungen.     192  S. 

Diese  drei  Werke  gehören  zu  den  wertvollsten  Bereicherungen  der  bayrischen  Finanz- 
litteratur  im  vergangenen  Jahre.  Die  erste  Schrift  verfolgt  ein  wissenschaftliches  Interesse, 
die  beiden  andern  dienen  dagegen  mehr  praktischen  Zwecken. 

Hoffmann  fand  für  seine  Arbeit  ein  reichhaltiges  gedrucktes  Quellenmaterial  und 
auch  ältere  Teilbearbeitungen  vor,  die  an  Sauberkeit  der  Durchführung  nichts  zu  wünschen 
übrig  lassen.  Ich  erinnere  namentlich  an  Freybergs  grossartig  angelegte  pragmatische  Ge- 
schichte der  bayrischen  Gesetzgebung  und  Staatsverwaltung  seit  den  Zeiten  Maximilians  I.,  von 
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welcher  der  183C  erschienene  I.  Band  durchweg  Verhandlungen  der  Landesfürsten  mit  den  Ständen 
und  im  Zusammenhang  damit  Darstellungen  des  hayrischen  Finanzhaushaltes  enthält  Allein 
wenige  ai'beiten  sich  durch  solche  umfangreiche  Werke  durch ;  nur  eine  gedrängtere  Uebersicht, 
welche  zugleich  die  noch  nicht  bearbeiteten  Perioden  auf  Grund  der  Quellen  zu  skizzieren  sucht, 
kann  auf  einen  grösseren  Leserkreis  rechnen.  Gerade  ein  solches  Buch  war  der  Verfasser  im- 
stande zu  liefern,  indem  er  sich  zunächst  auf  die  Darstellung  der  Geschichte  der  dii-ekten  Steuern 
in  Bayern  beschränkte.  Mit  grossem  Fleiss  und  anerkennenswertem  Geschick  hat  H.  das  spröde 
Material  zusammengestellt  und  zu  einem  einheitlichen  Bild  zu  vereinigen  gesucht. 

Die  Gescliichte  der  direkten  Steuern  vom  Ende  des  13.  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts zerfällt  in  drei  Epochen.  Die  erste  umfasst  die  Zeit  der  Landesteilungen  bis  zum  Tode 
Albrechts  des  Weisen  (1507);  die  zweite  erstreckt  sich  von  da  bis  zum  letzten  Landtag  im 
Jahr  1669;  die  dritte  bis  zum  Regierungsantritt  des  Kurfürsten  Max  IV.  (1799). 

Schon  die  erste  Epoche  entwickelt  einen  gewissen  Reichtum  von  allgemeinen  Steuern; 
sie  können  deutlich  bis  1215  zurückverfolgt  werden.  Nichtsdestoweniger  galt  in  Bayern  wie 
anderwärts  das  Steuergeben  und  Steuerfordern  damals  als  etwas  Ausserordentliches,  so  zwar, 
dass  noch  1311  Otto  von  Niederbayem-Landshut  für  die  Steuerfordenmg  ein  wichtiges  Recht 
der  Herzogswürde,  die  niedere  Gerichtsbarkeit  an  Prälaten,  Adelige  und  Städte  als  Gegengabe 
zu  veräussern  sich  genötigt  sah.  Dem  Inhalte  nach  stellten  sich  die  damaligen  Steuern  als 
VeiTnögens-,  Einkommens-,  Gmnd- ,  Kopf-  und  gemischte  Steuern  dar.  Eine  partikulare  Ver- 
mögenssteuer war  die  bereits  1302  auftretende  und  auch  später  öfter  wiederkehrende  Vieh-  oder 
Klauensteuer.  Die  Beitragsleistung  der  einzelnen  war  nach  dem  Viehstand  bemessen.  Dieser 
Steuemiodus  hatte  für  eine  Zeit  unausgebildeter  Steuertechnik  viel  Zweckmässiges.  Vieh  hatte 
fast  jedei-mann  und  zwar  im  Verhältnis  zu  seinem  Gnindbesitz.  Die  Fassion  war  leicht  zu 
bewerkstelligen,  die  Berechnung  nicht  minder.  Einer  allgemeinen  Veiinögenssteuer,  von  der  nur 
der  Hausrat  und  das  Gesinde  fi'eigelassen  war,  begegnen  wir  1396 ;  es  ist  die  Steuer  des  20sten 
Pfennigs.  Die  Anlegung  war  den  Städten,  Adeligen,  den  Prälaten  je  für  sich  und  ihre  Leute, 
den  fürstlichen  Steurem  für  die  Grundliolden  des  Herzogs  überlassen.  Eine  ständische  Central- 
behörde  leitete  das  Ganze.  Diese  Steuerordnung  von  1396  ist  wahrscheinlich  eine  Uebertragung 
der  in  den  Städten  erprobten  Formen  der  Vermögensbesteuerung  auf  ein  ganzes  Temtorium. 
Die  Grundsteuer  zeigt  sich  in  Form  des  Hoffusses.  Die  Bauerngüter  waren  je  nach  der  Art  und 
Weise,  in  der  die  Grundherrn  ihr  Gmndeigentum  an  die  sogenannten  annen  Leute  begeben 
hatten,  in  ganze  Höfe  (AUod),  halbe  (Hube),  viertel  (Lehen),  achtel  (Halblehen,  Bausölden, 
Hofstette),  sechzehntel  (Kobel,  Häusl,  Sölden)  und  zweiunddreissigstel  Höfe  geteilt.  Dieser 
Hoffuss  wurde  z.  B.  in  Anwendung  gebracht  bei  der  Fräuleinsteuer  1445  (zur  Aussteuer  einer 
Prinzessin);  l  Hof  zahlte  9  Schillinge,  1  Hube  5  u.  s.  w. 

Eine  Kopfsteuer  lernen  wir  in  der  Hussitensteuer  vom  Jahr  1429  kennen,  welche  zu 
1  Groschen  von  jedem  Menschen  erhoben  wurde ,  aber  nicht  dem  Herzog,  sondern  dem  Papste 
zufiel.  In  Form  der  Einkommenssteuer  wurden  die  Ehehalten  zu  den  Lasten  herangezogen .  Einen 
gemischten  Charakter  hatte  die  Landsteuer.  Sie  war  die  vornehmste  und  häufigst  angewandte 
Form.  Sie  sog  im  Lauf  der  Zeit  eine  Reihe  der  sonstigen  Steuern  auf  und  vemet  die  meisten 
Spuren  eines  Steuersystems.  Die  Anlageweise  war  anfangs  schwankend;  allmählich  bildete  sich 
aber  die  Gewohnheit  hei-aus,  dass  die  früher  erhobene  Steuer  Nonn  für  die  künftige  Steuer- 
erhebung wurde,  dass  sie  das  Fixum,  das  Definitivum  bildete,  welches  füll  »üe  Folgezeit  zu 
dem  Voranschlage  der  Steuereinnahmen  die  Grundlage  abgab.  Steueranlage  und  Steuerertrag 
standen  sich  gegenüber,  wie  heute  Staatshaushaltsvoranschlag  und  Reclmungsnachweisungen. 
Die  Unterlage  der  Steuertechnik  bildeten  die  Steuerinstruktionen ,  welche  den  Steuerern  und 
Untersteuerem  die  Art  und  Weise  der  Steueranlage  vorschrieben.  Anfangs  wurden  solche  münd- 
lich gegeben,  später  infolge  der  häufigen  Steueranlage,  der  grossem  Zahl  derer,  welche  das 
Steuergeschäft  zu  besorgen  hatten,  und  des  Wechsels  der  leitenden  Persönlichkeiten,  welche 
sich  mehr  oder  minder  geschickt  erwiesen,  niedergeschrieben,  um  als  feste  Regeln  einem  jeden 
zu  dienen.  In  materieller  Hinsicht  erfuhr  die  Landsteuer  sehr  bald  ebenso  bedeutsame  als  be- 
denkliche Wandlungen.  Urspriinglich  wurde  sie  von  den  Ständen  und  armen  Leuten  gereicht; 
in  kurzem  brachten  die  Stände  es  dahin,  dass  sie  nur  von  den  armen  Leuten,  vom  vierten 
Stande  gegeben  wurde. 

Den  äussern  Anlass  gab  die  Erleichterung  der  gesamten  Steuererhebung,  wenn  die  Gnind- 
hen-en  zur  Vermittelung  in  Anspruch  genommen  wurden;  die  Möglichkeit  für  die  Grundlieiren, 
durch  einen  Zuschlag  für  die  Erhebung  sich  zu  entschädigen,  war  natürlich  diesem  Modus  günstig, 
und  auf  Gnmd  und  im  Zusammenhang  dieser  Praxis  konstniierten  sich  dann  tlie  Edelhemi  die 
eigene  Steuerfreiheit.    Sie  betrachteten  sich  schon  in  ihren  Grundholden  angegriffen,  die  Ge- 
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samt{?abe,  die  in  ihren  Händen  sich  sammelte,  sahen  sie  als  ihre  eigene  an  und  hielten  sich 
dadurch  jeder  weitem  Pflicht  überhoben.  So  beobachten  wir,  dass  die  ständische  Steuerverwaltung 
und  Verfassung,  welche  sich  mit  Zunahme  der  Steuern  ausbildet  und  gegenüber  den  Missbräuchen 
der  landesfürstlichen  Regierung,  der  Verschwendung  des  Hofes,  der  Unvollkommenheit  der  Ver- 
waltung eine  Art  konstitutioneller  Steuerverwilligung  schuf,  sofort  selbst  entartete,  indem  sie 
die  Lasten  nicht  auf  alle  gleichmässig  verteilte ,  soudem  nur  die  armen  Leute  zu  wirklichen 
Steuerträgem  machte. 

Die  erste  Epoche  kennt  nicht  bloss  direkte,  sondern  auch  indirekte  Steuern,  da  erstere 
nicht  ausreichten.  Das  Getränkeumgeld  taucht  auf.  Im  Oberland  existiert  bereits  ein  ümgelds- 
brief  vom  Jahr  1395.  Im  Unterland  postulierte  1488  Heraog  Georg  die  Einführung ;  das  Umgeld 
(im  Betrag  von  100,270  fl.)  erregte  aber  solchen  Unwillen,  dass  er  dasselbe  wieder  aufhob  und 
durch  die  Landsteuer  ei-setzte. 

In  der  zweiten  Epoche  wird  das  Steuersystem  kompliziert«r,  in  technischer  Hinsicht 
vollkommener,  aber  die  Klassensteuergesetzgebung  verechärft  sich  noch  unter  dem  massgebenden 
Einflnss  der  Laiidstände.  Die  Gesellschaft  erscheint  als  ein  Konglomerat  zahlreicher  gesonderter 
Klassen,  jede  wird  anders  behandelt  und  erfasst.  die  allerverschiedensten  Steuersätze  wechseln 
bunt  durcheinander,  halbe  und  ganze  Steuerfreiheiten  drücken  den  verschiedenen  Kang,  die 
verschiedene  Macht  der  Betreffenden  aus.  Doch  gelang  unter  dem  Dmck  des  wachsenden  Schulden- 
wesens die  Ausdehnung  der  Steuer  auf  immer  weitere  bisher  steuerfrei  gebliebene  Kategorien ; 
auch  mussten  die  Stände  sich  selbst  angreifen;  das  geschah  aber  nur  in  Pauschsummen,  die  sie 
unter  sich  verteilten.  Ein  schon  1507  von  dem  Adel  und  den  Pi-älaten  gemachter  Versuch,  die 
Städte  und  Märkte  der  gleichen  Steuerweise,  wie  sie  bei  den  armen  Leuten  galt  •'also  nicht  in 
Form  einer  Pauschsumme,  sondern  nach  Schätzung  ihres  Vermögens)  zu  unterwerfen,  scheiterte 
am  Widerstand  der  Städte.  So  blieb  der  Hauptcharakter  der  Landstener  gewahrt.  Der  kom- 
plizierte Mechanismus  derselben  tritt  besonders  deutlich  in  der  von  Hofimann  mitgeteilten  Steuer- 
instruktion vom  22.  Dezember  1553  hervor,  auf  welcher  alle  späteren  beruhen.  Die  mannigfaltige 
Technik  dieses  Stenerwesens  ist  uicht  ohne  Interesse.  Die  Feststellung  der  Steuerpflichtigen 
allein  imponiert;  die  Aufeählung  ist  unsystematisch,  aber  sehr  erschöpfend;  mit  scharfem  Auge 
erspähte  sie,  bald  an  das  Vermögen,  bald  an  deis  Einkommen  sich  haltend,  allerorten  die  Kräfte, 
welche  dem  Staate  dienstbar  zu  machen  waren.  Das  baj-rische  System  war  hierin  z.  B.  dem 
böhmischen  weit  voraus,  das  erst  1592  eine  feinere  Ausbildimg  erhielt.  Doppelbesteuemngen, 
Steuerhinterziehungen,  Steuerabwälzungen  suchte  man  zu  begegnen,  die  Besteuerung  der  Fo- 
rensen  wird  geregelt,  der  Abzug  der  Passivschulden  den  Bauern,  wie  es  scheint,  gestattet. 

Diese  Instruktion  von  1553,  auf  deren  Detail  hier  uicht  eingegangen  werden  kann,  zeigt 
den  Höhepunkt.  Die  Aendenuigen,  die  sich  bis  1612  vollzogen,  bedeuteten  teils  je  nach  den 
politischen  Machtverhältnissen  und  der  ökonomischen  Lage  der  verschiedenen  Klassen  kleine 
Modifikationen  der  Heranziehung  und  Belasttmg,  teils  bildeten  sie  das  gewählte  Steuersystem 
nach  der  formalen  Seite  besser  aus ;  man  wurde  noch  genauer  und  konsequenter,  als  bisher,  die 
Kontrollen  ■wurden  verschärft;  aber  es  war  bei  all  dem  ein  schwaches  Vorwärtsschreiten  ohne 
wirklich  schöpferischen  Geist. 

Ein  etwas  frischerer  Zug  machte  sich  erst  unter  dem  kräftigen  Kurfni-sten  Maximilian 
geltend.  Trotz  der  kriegerischen  Ereignisse,  welche  in  seine  Regierungszeit  fielen  —  er  erlebte 
den  ganzen  30jährigen  Krieg  —  gelang  es  ihm,  die  Finanzverwaltung  in  Ordnung  zu  erhalten. 
Der  Einfluss  der  Stände  verblasste,  so  lange  M.  das  Scepter  führte.  Wiederholt  schrieb  er  die 
Steuern  ohne  Genehmigung  der  Landschaft  aus.  Die  seit  1594  zuerst  auftauchende  Bewilligung 
der  Landsteuer  für  eine  längere  Reihe  von  Jahren  wurde  unter  ihm  von  1605  ab  zur  Regel. 
Eine  ganze  Reüie  von  Fragen  fanden  ihre  Lösung,  besondere  aber  wandte  er  auch  der  besseren 
Verteilung  der  Steuern  sein  Augenmerk  zu;  \viederholt  machte  die  Hofkammer  den  Versuch,  in 
ausgiebiger  und  gei-echterer  Weise  alle  Steuerfahigen  heranzuziehen .  und  es  gelang  ihr  auch, 
dem  Princip  der  Gleichheit  der  Lasten  in  Ansehung  des  Weltklerus,  der  Offiziere,  Kapitalisten, 
Unansässigen  Geltimg  zu  verschaflFen.  Würde  M.  nicht  in  so  bewegter  Zeit  gelebt  haben,  so 
würden  gewiss  von  ihm  entscheidende  Reformen  auf  diesem  Gebiete  ausgegangen  sein.  Allein 
nach  seinem  Tode  erlahmte  der  WiUe  zu  energischer  Besserung,  und  die  ständischen  Verordneten 
oder  der  Ausschuss,  welcher  seit  1510  mehr  und  mehr  die  ständische  Gewalt  an  sich  gezogen 
hatte,  traten  wieder  in  ihre  alte  Stellung. 

Dieselben  gaben  die  Xotwendigkeit  einer  Aendemng  zu,  kamen  aber  über  einen  schwachen 
Anlauf,  der  in  einer  Art  Kopfsteuer  endete,  nicht  recht  hinaus.  Sie  verlangten  stets  die  Wieder- 
einberufung des  seit  langem  nicht  mehr  beisammen  gewesenen  Landtags.  Dieselbe  erfolgte  1669 ; 
die  Hotfiiung ,  die  man  auf  den  Landtag  gesetzt  hatte ,  erwies  sich  aber  als  eine  trügerische. 
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Es  zeigte  sich,  dass  eine  Körperschaft,  die  sich  lange  nicht  gesehen  hat,  vieles  verlernt  hat, 
feste  Traditionen  nicht  besitzt.  Die  Ungunst  der  Zeit  hatte  alte  Geschlechter  in  den  Staub  ge- 
worfen und  neue  an  ihre  Stelle  gesetzt;  der  Unterschied  zwischen  solchen,  welche  nur  Land- 
standschaft hatten,  und  solchen,  welche  landsassiatum  plenum  hatten,  gab  Anlass  zu  Versagung 
des  passiven  Wahlrechtes  für  den  grossen  Ausschuss  und  damit  zu  schlimmer  Parteibildung. 
Der  Eigennutz  drängte  sich  hervor;  in  der  Stelle  eines  Verordneten  sah  man  eine  Sinekure, 
die  man  anstreben  müsse,  zu  der  man  aber  nur  durch  den  Ausschuss  hindurch  gelangen  könne. 
Endlich  waren  bei  300  Teilnehmern  die  technischen  Schwierigkeiten  der  Formalien  des  Beratens 
und  Beisammenseins  sehr  gross,  da  ihnen  nicht  auch  wie  heute  die  technischen  Mittel  zur  Er- 
leichterung der  Beratungen  zur  Seite  standen.  Das  Hauptresultat  war  denn  auch,  dass  man 
das  Coi-pus  der  Verordneten  mit  einem  neuen  umfangreicheren  Mandat  ausstattete  und  damit 
die  Mitwirkung  der  gesamten  Stände  in  der  Finanzverwaltung  definitiv  beseitigte.  Der  am 
meisten  bedrückte  Bauernstand  war  gar  nicht  zu  Wort  gekommen.  Einer  unmittelbaren  Um- 
gestaltung des  Steuerwesens,  die  infolge  der  gänzlich  geänderten  Vermögens-  und  Einkommens- 
verhältnisse und  des  so  hoch  gewachsenen  Finanzbedarfs  so  notwendig  gewesen  wäre,  trat  man 
nicht  nälier. 

So  ging  Bayern  aus  dem  ständischen  in  den  absolutistischen  Territorialstaat  über.  Die 
dritte  Epoche  des  Steuerwesens  beginnt.  Bei  der  Hauptsteuer  wirtschaftete  man  mit  den 
veralteten  Normen  und  Bestimmungen  weiter ,  starre  Schablone  und  Foiinalismus  kamen  zur 
HeiTSchaft.  Als  Regel  galt,  das  Recht  des  einzelnen  zu  vertheidigen ;  denn  es  war  ja  ein  Recht 
geworden  ,  so  und  bis  zu  diesem  Betrage  und  nicht  höher  besteuert  werden  zu  können.  Die 
Reformideen  des  aufgeklärten  Despotismus,  die  anderwärts  um  diese  Zeit  so  kräftig  erblühten, 
trugen  in  Bayern  zunächst  keine  steuerpolitischen  Früchte.  Wir  können  nicht  in  das  Detail 
eingehen.  Die  hervorstechendste  Erscheimmg  in  der  Folgezeit  ist  das  rapide  und  fortwährende 
Anwachsen  der  Steuern  und  Schulden.  Schon  während  der  28jährigen  Regierung  Ferdinand 
Marias  (t  1679)  waren  die  Landsteuern  von  160,000  fl.  auf  628,000  fl.  gestiegen;  der  Gesamt- 
schuldenstand,  welcher  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  wenig  mehr  als  '2  Mill.  fl.  betrug,  war  aut 
8  Mill.  fl.  gestiegen.  Die  Kriege  von  Max  Emanuel  verschlimmerten  die  finanzielle  Lage  um 
ein  beträchtliches.  Gegen  1720  betrugen  die  Schulden  20  Mill.  fl.,  das  Kameral-  und  Militär- 
deficit  600,000  fl.  bei  einem  Militäretat  von  mehr  als  1  Mill.  fl.  Die  Landschaftskasse  war,  man 
muss  das  zu  ihrem  Ruhme  sagen,  bestrebt,  aus  dem  Wirrsal  herauszukommen.  Sie  verstand 
sich  zur  Uebemahme  der  gesamten  Schuldenlast  und  wollte  sie  in  33  Jaliren  abtragen.  Die 
direkten  Steuern  reichten  nicht  aus,  man  musste  stärker  die  schon  länger  einen  festen  Bestand 
bildenden  indirekten  Abgaben  weiterentwickeln ,  was  auch  namentlich  liinsichtlich  der  Zölle 
geschah.  Allein  trotzdem  schien  das  Tilgungswerk  eine  Art  Sisyphusarbeit  zu  werden.  Neue 
Schulden  hatten  in  dem  Augenblick,  da  man  die  alten  zu  tilgen  begann,  die  Wirkung  der 
Tilgung  aufgehoben."  Man  begreift,  dass  die  Verordneten,  um  klar  zu  sehen,  auf  die  Mit- 
teilung der  Einnahmen  und  Ausgaben  bei  der  Hof  kammer  drangen.  Diese  Forderung  war  nicht 
in  dem  formalen  Finanzrecht  begründet.  Was  der  Hof  einnahm  und  wozu  er  es  verwendet 
hatte,  war  bisher  Sache  des  Hofes  gewesen,  nur  der  Militäretat  war  seit  mehreren  Jahren  mit- 
geteilt worden.  Allein  mit  der  Gesamtübemahme  der  Schulden  hatte  die  Landschaftskasse  eine 
Pflicht  übernommen,  welche  die  Hofkammer  nicht  nur  wesentlich  entlastete,  sondern  welclie 
Pflicht  auch  verlangte,  dass  die  Hofkammer  noch  Anteil  am  Werke  nehme  und  demgemäss  die 
kumulative,  nicht  privative  Natur  der  Schuldentilgung  festhielt.  Diese  Anteilnahme  konnte  nur 
stattfinden,  wenn  die  Hofkammer  all  das,  wessen  sie  entraten  konnte,  namentlich  gemachte 
Ersparungen  und  vermiedene  Ausgaben ,  Einschränkung  in  den  Bedürfiiissen ,  der  Schulden- 
abledigung  zuwarf  und  damit  auch  ihrerseits  einen  Teil  der  Bürde  mittrug.  Es  zeigte  sich  aber 
auch  hier,  was  die  Geschichte  der  Etatshandlungen  in  allen  modernen  konstitutionellen  Staaten 
lehrt,  dass  dem  Streben  der  Volksvertretung ,  mit  der  Lampe  der  Erleuchtung  in  die  tiefsten 
Tiefen  des  Budgets  einzudringen,  um  Bedüifnis  und  Befriedigung  desselben  in  Einklang  zu 
bringen,  das  Widerstreben  entgegenstand,  eine  derartige  Durchschau  zu  gestatten.  Der  Kur- 
fürst war  sehr  unwillig,  behauptete,  dass  es  ihm  zustehe,  Rechenschaft  von  der  Landschaft  zu 
fordern,  knüpfte  daran  die  heftigsten  Vorwürfe,  liess  aber  gleichwohl  den  Hof-  und  Militäretat 
vorlegen,  den  H.  auch  mitteilt.  Allein  die  Ordnung  wollte  sich  auch  so  nicht  einstellen.  War 
ein  Loch  zugestopft,  so  entstand  ein  anderes  um  so  grösseres.  Die  Steuerbürde  wurde  fort- 
während vermehrt,  es  kämpfte  aber  alles  mit  Deficits:  der  Hof,  die  Landschaft,  das  Schulden- 
abledigungswerk.  Letzteres  ,  tief  krankend  an  einem  mehr  als  problematischen  Fundus ,  war 
der  Säckel,  in  welchem  der  Fürst  in  seinen  Verlegenheiten  fortwährend  Hilfe  suchte.  Die  Land- 
schaft sah  ihre  Rechnungszirkel  fortwährend  gestört,  wagte  sie  Vorstellungen  zu  machen,   so 
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ei-tolgten  ernsthafte  Rügen  vom  Hofe.  Klagen  häuften  sich  auf  Klagen,  alles  war  unzufrieden  und 
stöhnte  unter  der  schweren  und  ungerechten  Steuerlast.  Alle  positiven  Forderungen  der  neuen 
Zeit  waren  übersehen  worden,  die  Gesellschaftsordnung  war  eine  veraltete,  die  Grundbasis  des 
Steuerwesens  zu  selir  verknöchert.  Nur  vorübergehend  ging  man  von  den  alten  Formen  ab, 
wie  1746,  wo  man  den  Vei-such  einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  machte,  ohne  sich  freilich 
der  Formen  der  Kopfsteuer  ganz  entsehlagen  zu  können.  Nach  wenigen  Jahren  kehrte  man 
aber  wieder  zu  der  alten  Praxis  zurück.  Ein  Umschwung  trat  ei-st  17991800  ein.  Mit  der  Re- 
formierung von  Staat  und  Gesellschaft  wurde  zugleich  die  Umänderung  des  ganzen  Steuerwesens 
angebahnt. 

Die  ganze  Entwickelung  des  bayrischen  direkten  Steuerwesens  bis  1800  macht  einen  be- 
trübenden Eindruck.  Um  so  mehr  können  wir  uns  dessen  freuen,  was  inzwischen  gebessert 
worden  ist.  Kleben  unserem  dii'ekten  Steuerwesen  auch  noch  grosse  Mängel  an,  im  Vergleich 
zu  den  Zuständen  der  früheren  Jahrhunderte  müssen  wir  gestehen,  dass  wir  es  doch  weit  ge- 
bracht haben.  Das  Gefühl  für  eine  gerechtere  und  gleichmässigere  Steuerverteilung  ist  immer 
feiner  geworden  und  successive  auch  in  der  Gesetzgebung  zum  Ausdinick  gekommen.  Es  be- 
darf einer  eigenen  Darstellung,  um  diesen  Punkt  und  die  Gebarung  des  bayrischen  Staats- 
haushaltes im  19.  Jahrhundert  vollständig  erkennen  zu  können.  Eine  solche  ist  von  mir  auch 
bereits  seit  längerer  Zeit  angeregt. 

Zum  Schluss  möge  hier  auf  Grund  der  in  Hoffinanns  Buch  vorgeführten  Daten  ein  ge- 
drängtes statistisches  Bild  des  bayrischen  Finanzhaushaltes  bei  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  ge- 
geben werden.  H.  hat  die  (in  ihren  Endsummen  freilich  mehrfach  inkorrekten)  Zahlen  dem  äusseret 
seltenen  (von  Moutgelas  in  Beschlag  genommenen)  Werk  des  Obeiünanzi-ats  Fr.  v.  Krenner, 
Bayrischer  Finanzzustand  in  den  Jahren  1777,  1792,  1799  und  1800,  München  1808,  entnommen. 

Ordentlicher   Etat. 

Ausgaben.  Einnahmen.  Ueberschuss  oder  Deficit. 

1777  .     .     .     4,453,379  fl.  4,381,427  fl.                        —     71,952  fl. 

1792  .     .     .     5,601,299    ,.  5,617,129    „                         -f-     15,829   „ 

1798  .     .     .     5,430,498    ,  5,752,259    ,.                         -f  321,761    ,. 

1799  .     .     .     6,014,766   .  5,717,934   „                         —  296,832   „ 

1800  .     .     .     5,842,137   ,  5,677,561   ,.                         —  164,576   ,. 


1777 
1792 
1798 
1799 
1800 


Ausserordentlicher    Etat. 

685,689  fl.  1,030,158  fl.  +    344,469  fl. 

351,886    ,.  1,644,966   „  -fl, 293,079   „ 

3,711,170    ,  4,504,436   „  +    793,266    , 

4,109,533   „  5,170,347   „  -i-1,060,813  „ 

4,325,560    .  5,389,590   ,.  -|-1,064,029  „ 


Bayrischer  Finanzzustand  im  Jahre   180  0. 
Staatseinnahmen!). 
I.  Abteilung.    Staatsauflagen 3,566,314  fl. 

A.  Allgemeine  Grund-  und  Vermögenssteuern. 

a)  Landsteuem 1,393,176  fl. 

b)  Anlagen  nach  dem  Hoffuss 278,510  „ 

c)  Weggeldsurrogat  der  Inländer 102,203   ,, 

d)  Staatsbeitrag  des  Klerus  und  der  Kirchen  .    .  110,104   ,. 

Sa.  A.  1,883,995  fl. 

B.  Indirekte  Auflagen. 

a)  Aufschläge  (Bier,  Wein,  Fleisch) 619,000  fl. 

b)  Umgeld 233,184   „ 

c)  Mauten,  Accisen,  Brücken-  und  Wegzölle   .    .  551,774   , 


Sa.  B.  1,403,960  fl. 
Gewerbsteuem. 

a)  Mühlanlage      10,548  fl. 

b)  Tanz-  und  Mnsikpatentgelder      8,793   „ 


Sa.C.        19,338  fl. 


1)  Die  jährlichen  Nachlässe  und  Lokalregieausgaben  sind  bereits  abgezogen.    Nur  bei 
den  Gerichtsgefällen  und  Kanzleitaxen  sind  die  Roheinnahmen  angesetzt. 
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D.  Personalsteuem.  ' 

a)  Von  jeder  Familie  (Herdstättegeld)      ....  83,322  fl. 

b)  Von  jedem  Brautpaar  (2  fl.  Lieenz) 18,080  „ 

c)  Zubaugutstoleranzgelder 7,314   „ 

d)  Stempeltaxe 99,7in    ., 

e)  Pferdegelder  und  Konditionssteuer 14,785  „ 

f)  Quartiersprvice 25,033   „ 

g)  Bürgeraufnahmstaxe  und  Exerciergulden     .    .  884   „ 

h)  ThorspeiTgelder  in  den  Hauptstädten  ....  745  „ 

i)  Judentoleranzgelder 776   „ 

k)  Straftaxen 5,307   „ 

Sa.  D.       259,020  fl. 
n.  Abteilung.    Besondere  Staatsrenten  aus  nutzbaren  Rechten     .    .    .  846,635  fl. 

A.  Die  hohe  und  niedere  Gerichtsbarkeit 250,455  fl. 

B.  Aus  dem  Bräuwesen 146,019   „ 

C.  Aus  dem  Jagdrechte 5,542   „ 

D.  Aus  dem  Staatsvertrag  mit  Salzburg 444,618   „ 

840,635  fl. 
ni.  Abteilung.    Ertrag  der  liegenden  Staatsgüter 1,264,611  fl. 

A.  Kastengefälle         556,935  fl. 

B.  Forstgefälle      206,455   „ 

C.  Lehengefälle 63,499  „ 

D.  Salzgefälle  von  Reichenhall  und  Traunstein      .    .       403,671  „ 

E.  Bergwerksgefälle 12,788  „ 

F.  Zinsen  aufliegender  Aktivkapitalien 21,360  „ 

1,264,611  fl. 
Gesamtsumme  aller  Staatseinnahmen    5,077,561  fl. 
Staatsausgaben. 
I.  Abteilung.    Hofetat 1,388,509  fl. 

A.  Der  Landesfürst  d.  h.  zum  Kabinet 236,000  fl. 

Oberhofmeisterstab .       268,039   „ 

Oberstkämmererstab 35,038   „ 

Oberstmarschallstab 227,339  „ 

Oberstallmeisterstab .    1,119,798   „ 

1,119,798  fl. 

B.  Fürstliche  Witwensitze  und  Apanagen 264,664  fl. 

C.  Zurückgelassener  Hofstaat  verstorbener  fürstlicher 
Personen 22,046   „ 

n.  Abteilung.    Civiletat ' 1,983,217  fl. 

A.  Auswärtiges »4,396  fl. 

B.  Finanz-  und  Staatspolizei 1,040,437    „ 

C.  Justiz 652,047    „ 

D.  Kultus 206,335    „ 

1,983,217  fl. 

ni.  Abteilung.    Jlilitäretat 1,249,848  fl. 

IV.  Abteilung.    Schuldenetat 961,671  fl. 

V.  Abteilung.    Landscliaftliche  Etats 258,891  fl. 


Sa.  aller  Staatsausgaben    5,842,137  fl. 
Ausserordentlicher  Finanzetat   180  0. 
Ausgaben. 

1)  Das  Delicit  im  ordentlichen  Etat 164,576  fl. 

2)  "Weitere  Bedürfhisse  im  Hofetat 20,000   „ 

«)        „  „  .,    Civiletat  (daranter  Kriegskontribution)    2,534,496  „ 
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4)  Weitere  Bedürfnisse  im  MUitäretat »24.939  fl. 

5)  ^  ,  ,    Schuldenetat 661,548  , 

C)  Besonderer  Anhang 120,000  . 


4.32Ö.560  fl. 
Einnahmen. 

1    Kassenvorräte 1.332,114  fl. 

2)  Ausserordentliche  Auflagen  und  Landschaftsvorräte       ....  1,830,078  , 

3^  Güterverkauf 200,171   „ 

i)  .\iileihen 2.000,456   ., 

5}  Zufällige  Einnahmen 26,768  , 


5,389.590  fl. 


Die  Schrift  von  L.  v.  May  bildet,  obwohl  zunächst  ganz  andern  Zwecken  dienend, 
doch  zur  vorstehenden  eine  Art  Ergänzung,  indem  sie  die  wichtigste  indirekte  Steuer  Bayerns 
ins  Äuge  fasst.  Wie  schon  aus  der  Hoflinannschen  Schrift  ersehen  werden  kann,  nahm  das 
Bier  und  seine  Besteuerung  seit  alter  Zeit  eine  hervoiTagende  Stellung  in  Bayern  ein.  Kireitt- 
majnr  nannte  darum  vor  mehr  als  100  Jahren  in  seinen  Anmerkungen  zum  bajTischen  Land- 
rechte das  Bier  das  fünfte  Element  in  Bayern,  und  Rudhart  am  Anfang  des  gegenwärtigen  Jahr- 
hunderts bezeichnete  die  Bierbrauerei  als  das  eigentliche  bayrische  Haupt-  und  Xationalgewerbe. 
Mehr  oder  weniger  könnte  man  heute  ebensogut  sagen.  Ueber  5000  Bi"auereien' existieren  zur 
Zeit  in  Bayern  und  31,7  Mill.  Mark  =  34  Oq  aller  Steuer-  und  gebührenartigen  Einnahmen  haben 
sie  an  den  Staat  abzuliefern.  Der  Malzaufsehlag  ist  der  feste  Kern  des  bayrischen  Einnahme- 
budgets, der  sämtliche  direkte  Steuern  um  6  Mill.  Mark  überragt. 

Man  begreift,  dass  viele  Interessen  unmittelbar  durch  die  gesetzliche  Besteuerung  über 
den  Malzaufschlag  berührt  werden  und  dass  ein  grosses  Bedürfiais  nach  einem  gründlichen 
Kommentar  eines  so  wichtigen  Gesetzes  bei  Brauern,  Aufschlagsbeamten  und  Richtern  besteht. 
Dass  der  Generaldirektor  der  ZöUe  und  indirekten  Steuern  der  kompetenteste  Maim  für  eine 
solche  Aufgabe  ist,  kann  als  selbstverständlich  gelten.  Die  erste  Ausgabe  des  Kommentars  er- 
folgte 1871 ;  alle  Praktiker  riihmten  seine  YortieflBichkeit.  Man  hatte  es  eben  nicht  mit  der  jetzt 
so  üblichen  tabrikmässigen  Kommentierung  zu  thun,  welche  aus  den  Motiven  und  Verhandlungen 
einige  dürftige  Noten  beifügt  und  allen  Schwierigkeiten  aus  dem  Wege  geht,  sondern  das  Buch  war 
ein  zuverlässiger  Berater  in  allen  zweifelhaften  Fällen.  Leider  veraltete  dieser  erste  Kommentar 
sehr  bald:  infolge  von  Gesetzesänderungen  und  Umgestaltung  der  Aufschlagverwaltung  wurde 
der  grössere  Teü  unbrauchbar,  kaimi  zwanzig  Artikel  blieben  unberührt.  Im  Laufe  der  zwölf 
Jahre  lieferte  natürlich  auch  die  Rechtsprechung  viel  neues  Material.  Es  war  eine  Neubearbeitung 
dringend  notwendig.  L.  v.  May  hat,  unterstützt  von  zwei  Unterbeamten,  dieselbe  mit  grosser 
Sorgfalt  vorgenommen  und  so  einer  Reihe  von  Praktikern  wieder  ein  höchst  nützliches  Buch  in 
die  Hand  gegeben.  Bei  dem  grossen  Interesse,  welches  der  bayrischen  Malzaufschlagsgesetz- 
gebung wegen  ihrer  anerkannten  Yoi-züglichkeit  allei-wärts  geschenkt  \tTrd,  düi"fte  der  Kommentar 
selbst  ausserhalb  Bayerns  nicht  unbeachtet  bleiben ,  an  der  Hand  desselben  wird  man  am 
leichtesten  den  vollen  Mechanismus  des  bajiischen  Malzautschlags  zu  erkennen  vermögen. 
Ueber  viele  Fragen,  die  namentlich  in  Xorddeutschland  bei  etwaiger  Einführung  des  bayrischen 
Modus  in  Betracht  kämen,  z.  B.  die  Kontrolle  über  die  Malz-,  Futterschrotmühlen  u.  s.  w.,  ist 
liier  die  eingehendste  Oiientierong  mögUcb.  Der  allgemeine  Wert  des  Buchs  wird  noch  besonders 
erhöht  dm-ch  eine  treflfiiche  147  Seiten  umfassende  Einleitung.  Dieselbe  stützt  sich  atif  eine 
reiche,  sonst  wenig  gekannte  Litteratur.  sie  gibt  zunächst  nach  einigen,  freilich  dürftigen 
Notizen  über  das  älteste  Vorkommen  der  Brauereien  in  Bayern  eine  kurze  Darstellung  der 
älteren  polizeilichen  Vorschriften,  um  dann  in  ziemlich  eingehender  Weise  die  Entwickelung  des 
Aufschlag-  oder  Ungeltwesens  in  Bayern  vorzutüliren.  Da  der  Bieraufschlag  in  Bayern  seit  1543, 
bez.  1572  ohne  Unterbrechung  besteht,  so  handelt  es  sich  imi  eine  mehr  als  300jährige  Geschichte, 
der  es  an  interessantem  Detail  nicht  fehlt.  Weiter  hat  der  Verfasser  sämtliche  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  üblichen  Besteuemngsarten  des  Biers  auf  Grund  der  fremden  Gesetze  und 
besten  Quellen  näher  beschrieben.  Neben  Holzners  .\rbeit  .über  die  verschiedenen  Methoden 
der  Bierbesteuemng-  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Brauerwesen  von  Di\  C.  Lintner  1880, 
S.  413  fg.  gehört  die  vergleichende  Darstellung  M  a  y  s  jetzt  zu  dem  Besten ,  wa»  wir  in  dieser 
Hinsicht  haben.    Der  Schwerpunkt  derselben  ruht  weniger  in  einer  alle  Seiten  erschöpfenden 
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Kritik  der  verschiedenen  Systeme,  als  in  der  scharfen  Skizziening  ihrer  Technik.  Endlich  wird 
in  sieben  grösseren  statistischen  Tabellen  das  Wichtigste  über  die  Bewegung  des  Braugewerbes 
und  der  Bierbesteuerung  in  Bayern  zusammengestellt.  Die  Produktion,  welche  1859  etwas  über 
6  Mill.  hl  betrug,  ist  inzwischen  beinahe  auf  das  Doppelte  gestiegen  (über  11  Mill.  lil) ;  sie  macht 
ungefähr  so  viel  als  das  halbe  Quantum  von  der  Produktion  des  Reichssteuergebiets  aus. 
Die  Ausfuhr  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  jährlich  um  circa  100,000  hl  gehoben,  beläuft  sich 
aber  nicht  ganz  auf  l  Mill.  hl.  Das  Erträgnis  des  Malzaufschlags  hat  sich  absolut  und  relativ 
fortwährend  gesteigert. 

Durchschnittlicher  Ertrag  excl.  der  Pfalz 
pro  Kopf 
1,42 


1818119  — 1820,'21 
1821|22  — 1830,31 
183 1:32  — 1840/41 
1841/42  — 1850;51 
185152  — 1860;61 
186i;62  — 1870 
1871  —1875 
1876      —1878 


4,642,261  fl. 

5,062,240  „ 

5,409,685  „ 

6,013,845  „ 

6,449,754  ,. 

9,290,267  „ 

11,034,970  „ 

12,054,691  „ 


1879 
1880 
1881 


incl. 

der 

Pfalz 


22,398,947 
30,525,776 
32,324,569 


M. 


1,43 
1,44 
1,54 
1,63 
2,14 
2,39 
2,75 


6,11  M. 


Die  Rückvergütung  ist 
hier  nicht  in  Abzug  ge- 
bracht; sie  betrug  im 
rechtsrheinischen  Bayern : 


1843 

37,2,58  fl. 

1853 

83,150  „ 

1863 

197,801  „ 

1873 

498,523  „ 

1875 

305,879  „ 

1881 

2,055,888  M, 

Das  bedeutende  Ansehwellen  in  den  drei  letzten  Jahren  kommt  auf  die  Einbeziehung  der 
Pfalz  und  eine  Erhöhung  des  Malzaufschlags.  Neben  dem  staatlichen  Malzaufschlag  (jetzt  von 
6  M.  pro  lil  Malz)  erhebt  noch  eine  Reihe  von  Gemeinden  einen  Lokalmalzaufschlag  im  Betrag 
von  75  Pf.  bis  1  M.  95  pro  hl;  die  Einnahme,  die  daraus  467  Gemeinden  zufliesst,  beträgt 
4,8  Mill.  M.  Aus  diesen  Ziffern  ersieht  man,  was  bei  wachsamer,  scharfer  und  konsequenter 
Fortbildung  aus  einer  indirekten  Steuer,  die  auf  einen  beliebten  Genussartikel  gelegt  ist,  ge- 
wonnen werden  kann.  Dabei  gehört  Bayern  trotz  der  neulichen  Erhöhung,  deren  Schwierig- 
keiten freilich  noch  nicht  überwunden  sind,  nicht  einmal  zu  den  Staaten,  welche  die  höchste 
Bierbelastung  haben.  Dieselbe  beträgt  per  hl  Bier  (unter  Annalune  eines  gleichmässigen  Malz- 
verbrauchs von  50  1  für  1  hl  Bier  und  des  Gewichts  von  l  hl  Malz  zu  nind  50  kg): 


1.  Brausteuergemeinschaft  IM.—  Pf. 

2.  Holland 1  „  45  „ 

3.  Belgien 1  „  76  „ 

4.  Elsass-Lothringen     .    .  2  „  30    „ 

5.  Württemberg    .    .    .    .  2  „  50  ,. 

6.  Bayern 3  „  —  „ 

7.  Nordamerika     ....  3  .  13  . 


8.  Baden 3  M.  20  Pf. 

9.  Frankreich 3  „  20  „ 

10.  England 3  „  52  „ 

11.  Russland 3  „  75  „ 

12.  Oesterreich 4  „  72  „ 

13.  Italien 5  „  49  „ 

14.  Noi-wegen 6  „  40  „ 


Das  Handbuch  der  gesamten  Finanzverwaltung  im  Königreich  Bayern  von 
Regierungsrat  Karl  Stokar  von  Neufom  erschien  zum  erstenmal  1857.  Es  wurde  schon  da- 
mals auf  das  lebhafteste  begi-üsst.  Der  Verfasser  konnte  nocli  eine  zweite  Auflage  1864  besorgen, 
nach  deren  Ausgabe  er  bald  (1865)  verstarb.  Infolge  der  seitdem  massenhaft  auf  allen  Gebieten 
der  Finanzverwaltung  eingetretenen  Aenderungen  ist  auch  dieses  Buch  unbrauch1»ar  geworden ; 
der  k.  Finanzrechnungskommissär  Hock  in  Regensburg  hat  es  unternommen,  unter  Aufwand 
eines  erstaunlichen  Fleisses  dasselbe  dem  dermaligen  Stande  der  Reichs-  und  Landesgesetz- 
gebung wieder  anzupassen. 

Es  dürfte  wenige  Staaten  geben,  welche  ein  derartiges  Handbuch  besitzen.  Zwar  gibt 
es  Werke  über  die  Staatshaushalte  einzelner  Länder,  zum  Teil  von  hohem  wissenschaftlichen 
Wert  und  geeignet,  in  den  materiellen  Inhalt  der  betreffenden  Haushalte  einzufüliren.  Zu  diesen 
gehört  das  Neufom-Hock'sche  Handbuch  nicht.  Der  Leser  würde  sich  sehr  getäusclit  finden, 
wenn  er  über  die  quantitative  Seite  der  Einnalimen  und  Ausgaben  und  ilire  Bewegung  in  dem 
Handbuch  sich  Rats  erholen  wollte.  Ausser  der  Haupt  Übersicht  des  Budgets  für  1880—81, 
welche  zur  Verdeutlichung  des  Budgetschemas  abgedruckt  ist,  enthält  das  Werk  keine  statistischen 
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Zahlen  und  Eröitemngen.  Sein  Wert  liegt  ansschliesslich  nach  der  formalen  Seite.  Das  ge- 
samte fonnelle  Detail  der  bayrischen  Finanzverwaltnng,  die  Gesetze  und  Unmasse  von  Ver- 
ordnungen sind  in  das  von  Neofom  angelegte  System  organisch  eingearbeitet  und  durch  Citate 
hervorgehoben. 

Wer  den  äusseren  Apparat  der  Finanzverwaltnng  bis  in  seine  kleinsten  Teile  in  all 
seinen  Thätigkeiten  und  Bewegungen  kennen  lernen  muss  und  will,  für  den  ist  das  Handbuch 
das  beste  Hilfsmittel.  Der  bayrische  Finajizbeamte  hat  an  ihm  einen  zuverlässigen  und  un- 
entbehrlichen Führer  für  alle  Fragen  und  Dinge,  mit  denen  er  sich  zu  beschäftigen  hat.  Aber 
auch  für  die  Finanzwissenschaft  ist  es  wichtig,  an  der  Hand  eines  solchen  Werkes  den  finan- 
ziellen Verwaltungsmechanismns  eines  Staates  kennen  lernen  und  daraus  die  oiganisatorischen 
'tjmndsätze  und  Piincipien  ableiten  zu  können. 

G.  Schanz. 
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Prüfungsaufgaben  für  den  höhern  Finanzdienst  in  Bayern. 

Die  Vorbedingungen  für  den  hohem  Finanzdienst  sind  in  Bayern  durch  die  Allerhöchste 
Veroi-dnung  vom  25.  April  1880  ^Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  K.  B.,  S.  271)  und  die 
am  12.  März  1882  erlassenen  Vorschriften  über  die  Vornahme  der  Priifting  (Finanzministerial- 
blatt S.  70)  neu  geordnet  worden.    Danach  ist  erforderlich: 

1)  Der  Besitz  der  zur  Ausübung  des  Richteramts  erforderliehen  Eigenschaften,  also 
mindestens  di-eijähriges  Studium  der  Bechtswissenschaft  auf  einer  ünivereität;  Ab- 
legung einer  ersten  sog.  theoretischen  PiTifung:  dreijähriger  Vorbereitungsdienst, 
wovon  12  Monate  im  Dienst  bei  einer  Behörde  der  innem  Verwaltung,  18  Monate  im 
Dienste  bei  den  Gerichten.  6  Monate  bei  einem  an  einem  Kollegialgerichte  zugelasse- 
nen und  am  Orte  desselben  wohnhaften  Rechtsanwälte  zu  verwenden  sind;  endlich 
Ablegung  einer  zweiten,  sog.  praktischen  Prüfung. 

2)  Eine  nach  dem  Schluss  der  letztbezeichneten  zweiten  Prüfung  bei  einem  Rentamt 
vorzunehmende  sechsmonatliche  Praxis,  durch  welche  dem  Rechtspraktikanten  volle 
Gelegenheit  gegeben  werden  soll,  den  Dienst  in  materieller  und  formeller  Hinsicht 
kennen  zu  lernen. 

3)  Ablegung  einer  Priifting,  welche  in  der  Bearbeitung  eines  praktischen  Falls  aus  dem 
Gebiet  der  Finanzverwaltung  besteht  uud  vom  Staatsministerinm  der  Finanzen  lie- 
stinmit  \vird.  Für  die  Bearbeitung  sind  8  Stunden  gewährt,  von  Vormittags  8  Uhr 
bis  Xaclunittags  i  Uhr.  Mit  der  Abhaltung  der  von  1883  ab  jährlich  am  1.  Werktag 
des  Monats  JuU  stattfindenden  Priifung  wird  eine  oder  mehrere  k.  Regierungsfinanz- 
kaumiem  beauftragt.  Bei  diesen  wird  zur  Leitung  und  Durchführung  des  Pi-üfungs- 
geschäftes  eine  eigene  Kommission  gebildet,  welche  aus  dem  Finanzdirektor  oder 
dessen  SteUvem«ter ,  dann  aus  zwei  KoUegialmitgliedem  und  einem  Sekretär  oder 
Accessisten  als  Protokollführer  zu  bestehen  hat.  Die  beiden  Kollegialmitglieder  und 
der  Pi-otokoUführer  werden  vom  k.  Regieningspräsidium  ernannt.  Dieser  Kommission 
liegt  auch  die  Censur  ob. 

Die  hauptsächlichsten  Neuerungen  gegen  friiher  bestehen  in  dem  Erfordernis  einer  be- 
sondem  rentamtlichen  Praxis,  sodann  in  der  gänzlichen  Trennung  der  Prüfung  für  den 
hohem  Fiiianzdienst  von  der  praktischen  Prüfung  der  zum  Staatsdienste  aspirierenden  Rechts- 
kandidaten :  infolge  dessen  ist  auch  die  friiher  fiir  den  Kandidaten  bestandene  Möglichkeit,  den 
praktischen  FaU  aus  dem  Gebiet  der  innem  Verwaltung  ganz  imbearbeitet  zu  lassen  und  nur 
jenem  aus  der  Finanzverwaltung  sich  zu  unterziehen  oder  beide  zu  kombinieren  und  dadurch 
eine  doppelte  Komputation  zu  erlangen,  in  Wegfall  gekommen.  (Vgl.  auch  Stokar  v.  Neufom- 
Hock,  Handbuch  der  gesamten  Finanz%"erwaltung  im  Kgi-.  Bayern,  I.  Bd.  1882,  S  501  fg.) 

Xachstehend  folgen  die  praktischen  Fälle,  welche  seit  Erlass  der  neuen  Ordnung  in  den 
zwei  letzten  Jahren  gegeben  worden  sind. 

Aufgabe  pro  1882. 

Der  Rentier  Simson  Campbell  aus  London,  welcher  seit  dem  Jahre  1877  seineu  Wohn- 
sitz in  München  genommen  hatte,  verstarb  daselbst  am  27.  November  1880  kinderlos  mit  Hinter- 
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lassung  eines  Testamentes,  worin  er  die  beiden  Söhne  eines  vorvevstorbenen  Stiefbruders,  näm- 
lich den  Gutsbesitzer  August  von  Lilienthal  zu  Saargemünd  in  Elsass-Lothringen ,  und  den 
Landgerichtsrat  Philipp  von  Lilienthal  zu  Augsburg,  zu  Erben  einsetzte. 

Nachdem  das  k.  Stadtrentanit  München  II  durch  die  Anmeldung  seitens  der  Erben  und 
die  Mitteilung  des  Yerlassenschaftsgericlites  von  dem  Erbschaftsanfalle  rechtzeitig  Kenntnis 
erhalten  hatte,  erliess  dasselbe  unterm  2.  Februar  1881  die  Aufforderung  zur  Abgabe  der  in 
Artikel  31  des  Erbschaftssteuergesetzes  vorgeschriebenen  Steuererklärung  und  zur  üebergabe 
des  Verzeichnisses  über  die  steuei-pflichtige  Masse. 

August  von  Lilienthal  gab  hierauf  bei  dem  k.  Rentamte  inneilialb  der  von  diesem  vor- 
gesetzten vierwöchentlichen  Frist  für  sich,  seinen  Bnider  Philipp  von  Lilienthal  und  für  sämt- 
liche Legatare  folgende  Erkläiimg  ab. 

Laut  des  von  sämtlichen  Interessenten  anerkannten  Testamentes  vom  2.  November  1879, 
wovon  ich  hiermit  beglaubigte  Abschrift  vorlege,  hat  der  Erblasser  mich  und  meinen  Bnider 
Philipp  zu  Haupterben  seines  Rücklasses  zu  gleichen  Teilen  mit  der  Bestimmung  eingesetzt, 
dass  der  Erbteil  meines  Bruders  Philipp  nach  seinem  Ableben  ungeschmälei't  an  mich  oder 
meine  Leibeserben  herausgegeben  werden  soll. 

Mein  Bruder  ist  am  1.  Juli  1842  geboren,  während  icli  am  1.  Mai  1839  geboren  bin. 

In  dem  Testamente  wurden  folgende  Legate  ausgesetzt: 

a)  mir  als  dem  altem  Bruder  ein  Prälegat,  bestehend  in  der  zum  Rücklass  gehörenden 
Villa  Hs.-Nr.  6  in  der  Steuergemeinde  Staniberg  nebst  Blumengarten  und  Grundstücken  mit 
einem  Gesamtflächeninhalt  von  4,73  Hektaren,  dann  der  hierzu  gehörigen  Mobiliarschaft,  Haus- 
und Kücheneinrichtung ; 

b)  meiner  Gattin  Julie,  geboren  am  1.  Mai  1844  und  mit  dem  Erblasser  nicht  verwandt, 
den  Betrag  von  in,000  M.  mit  der  Bestimmung,  dass  diese  10,000  M.,  insoweit  sie  beim  Tode 
meiner  Gattin  noch  vorhanden  sein  sollten ,  mein  Sohn  Emil ,  geboren  am  10.  .Juni  1874 ,  er- 
halten solle ; 

c)  meiner  am  1.  Oktober  1870  geborenen  Tochter  Frida  für  den  Fall  ihrer  Verheiratung 
eine  Aussteuer  im  Werte  von  8000  M. ; 

d)  meinem  am  10.  Februar  1868  geborenen  Sohn  Max  für  die  Dauer  seiner  Universitäts- 
studien alljährlich  1000  M.  und  ausserdem  noch  1800  M.  zu  einer  nach  Beendigung  dieser 
Studien  zu  unternehmenden  wissenschaftlichen  Reise ; 

e)  meiner  am  2.  Oktober  1865  geborenen  Tochter  I^lsa  eine  Leibrente  von  jährlich  600  M., 
an  deren  Stelle  jedoch  im  Falle  ihrer  Verheiratung  eine  Aussteuer  im  Werte  von  9000  M. 
treten  soll; 

f)  seinem,  des  Erblassers,  Grossneflen  Eduard  Campbell  in  London ,  geboren  am  1.  Mai 
1858,  eine  unverzinsliche  Darlehensfordening  an  denselben  im  Betrage  von  50,000  M.  unter  der 
Bedingung,  dass  er  in  seinem  Berufe  als  Kaufmann  verbleibe  und  mit  der  weitem  Auflage, 
dass  er  des  Erblassers  voiTerstorbener  Gattin ,  Namens  Emilie,  auf  deren  Grab  im  Friedhof  zu 
Bradford  in  England  ein  scliönes  Denkmal  im  Werte  von  15,000  M.  emchten  lasse; 

g)  dem  am  10.  Oktober  1870  geborenen  ausserehelichen  Sohne  eines  Bniders  des  Erb- 
lassers, Namens  Johann  Krämer,  in  Fürth  eine  Leibrente  von  jährlich  400  M.  bis  zum  voll- 
endeten 21.  Lebensjahre  und  hierauf  noch  eine  Abfertigung  von  3000  M.; 

h)  dem  am  5.  Dezember  1815  geborenen  Privatier  Karl  Meyer  in  München ,  welcher  in 
den  Jahren  1877  bis  1879  als  Kammerdiener  des  Erblassers  dessen  Hausstand  angehört  hatte, 
eine  Leibrente  von  jährlich  300  M.  und  ausserdem  noch  das  unter  dem  Rücklass  befindliche 
Bukarester  Los; 

i)  einem  Freunde  des  Erblassers ,  dem  Schauspieler  Emil  Held  in  Münclien ,  geboren  am 
10.  November  1832,  zwei  Bilder  von  Kaulbach  im  Werthe  von  20,000  M. ; 

k)  dem  Komniis  Karl  Pelzer  in  Karlsmhe ,  mit  dem  Erblasser  nicht  vei-wandt ,  eine  un- 
verzinsliche Darleliensforderang  an  denselben  zu  2000  M. ; 

1)  der  freiwilligen  Feuenvehr  zu  Weilheim  .^OO  M. ; 

m)  der  Schützengesellschaft  Hubertia  in  Friedberg  300  M.; 

n)  der  Freimaurerloge  in  BajTeuth  2000  M. 

Die  einzelnen  Bestandteile  des  Rücklasses  sind  aus  dem  mit  den  erforderlichen  Wert- 
angaben versehenen  Verzeichnisse  ersichtlich,  welches  icli  liiennit  übergebe. 
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Zur  Nachlasssjuihe  des  Rentier  Simson  Campbell  in  München. 

Terseiehais 

der  bei  der  Festetellong  der  Erbschaftssteuer  in  Betracht  kommenden  Masse. 


g  e 


t  ä  n  d  e 


Wert  betrag 

im  Zeit- 
punkte des 
Todes  des 
Erblassers 


I.  A  k  t  i  V  a.  i 

Häuser,  Grundstücke  und  Gerechtigkeiten  : 

a)  ein  Wohnhaus  in  einer  Vorstadt  Londons 300,000 

b)  eine  Villa  in  Versailles 200,000 

c)  ein  Wohnhaus  mit  Garten  Hs.-Nr.  11  an  der  Amaliensti-asse  in 
München |        90,000 

d)  eine  Villa  Hs.-Xr.  6  in  der  Steuergemeinde  Stamberg  nebst  Blumen- 
garten und  Grundstücken  mit  einem  Gesamt-Flächeninhalt  von    = 
4,73  Hektaren 30,000 

2  Vier  Wagenpferde  und  zwei  Reitpfei-de 8,000 

3  Zwei  Wägen  nebst  Pferdegeschirr 6.000 

4  Bares  Geld \  1,820 

Wertpapiere:  "  '■, 

a)  120  Stück  bayerische  4prozentige  Eisenbahnanleihe  im  Nominal-    i 
wert  von  zusammen  120,000  M. :  nach  dem  Kurse  des  Todestages 
nebst  Zinsen  bis  dahin 122,420 

b)  110  Stück  österreichische  Goldrente  im  Nominalwert  von  zusam- 
men 220,000  M. ;  nach  dem  Kurse  des  Todestages  nebst  Zinsen  bis 
dahin 

c)  40  Stuck  Aktien  der  Münchener  Vereinsbank  im  Nominalwerte  von 
zusammen  34,000  M. ;  nach  dem  Kurse  des  Todestages  nebst  Zinsen    i 
bis  diJiin |         46,000 

d)  100  Stück  Aktien  der  Spinnerei  N.  im  Nominalwerte  von  100,000  M. ;    \ 
nach  dem  Kurse  des  Todestages  nebst  Zinsen  bis  dahin  ....  51,500 

e)  ein  Bukarester  Los  , 22 

Ausstehende  Forderungen: 

aj  Hypothekforderung  auf  dem  Hause  Nr.  46  in  Fiankfurt  a.  M.  .    .  60,000 

Rückständige  Zinsen  hieraus  bis  zum  Todestage 1,000 

b)  Kurrentforderuugen  und  zwar: 

a)  an  Eduard  Campbell  in  London •        50,000 

,S)  an  den  Kommis  Karl  Pelzer  in  Karlsruhe  im  Nominalwerte  j 
von  2000  M. ;  der  wirkliche  Wert  dieser  Forderung  wird  ' 
wegen  Unsicherheit  der  Eintreibimg  veranschlagt  auf     .     .  200 

Y)  Mietzinse  von  dem  Hause  Nr.  11  an  der  Amalienstrasse      .  1,500 

5)  Mietzinse  von  dem  Hause  in  London 8,000 

7  Betten.  Wäsche  und  Kleidungsstücke 8,000 

8  Möbel-,  Haus-  und  Kücheneinrichtung: 
"    a)  in  London 8,000 

bi  in  Versailles 11,000 

c>  in  München 10,000 

d)  in  Stamberg 15,000 

H          Silber,  Schmucksachen  u.  dgl 20,000 

10  !      Zwei  Oelgemälde  von  Kaullach 20,000 

11  Bücher  und  Musikalien 3,000 


Summa  I        1.256,062 
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(iregenstände 


I  Wertbetraj» 
j    im  Zeit- 
!  punkte  des 
'  Todes  des 
'  Erblassers 


II.    Passiva. 

Darlelieiisforderiiug  der  Bank  von  England  an  den  Erblasser,  für  welche 
das  Wohnhaus  in  London  verpfändet  ist 

Darlehensfordening  des  Bankhauses  Erlanger  in  Paris  au  den  Erblasser, 
für  welche  auf  der  Villa  in  Versailles  Hypothek  bestellt  ist    .     .    . 

Darlehensforderung  der  Hypothekenbank  in  Frankfurt  a.  M.  an  den 
Erblasser,  für  welche  auf  dem  Hause  in  München  Hypothek  be- 
stellt ist 

Rückständige  Zinsen  aus  der  letzten  Forderung  bis  zum  Todestage 

Bodenzinskapital  der  bayer.  Grundrenten-Ablösungskassa  des  Staates 
zu  ursprünglich  2000  M.  auf  der  Villa  nebst  Zugehörungen  in  Stani- 
berg  lastend,  wofür  mit  Rücksicht  auf  die  infolge  des  Gesetzes  vom 
28.  April  1872  inzwischen  erfolgten  Annuitätenzahlungen  vorbehalt- 
lich näherer  Berechnung  des  Rentamtes  ein  Restbetrag  zu  ... 
in  Ansatz  gebracht  wird. 

Der  aus  vorstehendem  Kapital  an  Martini  1880  verfallene  Bodenzins 
nebst  Tilgungsrate  mit  zusammen 

Eine  Foi'denmg  des  Bankhauses  Williams  in  London  aus  einem  Konto- 
kon-ent 

Eine  Forderung  des  Bankhauses  Fröhlich  in  München  aus  einem  Konto- 
korrent     

Begräbniskosten ,  ärztliche  Deserviten ,  Apotliekerkosten  laut  Rech- 
nungen     

Für  Errichtung  eines  monumentalen  Denkmales  auf  dem  Grabe  des 
Verstorbenen  laut  Berechnung  der  beiden  Erben 

Kosten  der  Verlassenschafts-Auseinandersetzung 

Summa  II 

A  b  g  1  e  i  c  h  u  n  g. 

I.  Aktiva 1,250,062  M. 

IL  Passiva 124,790  M. 

verbleibt  ein  Rest  von    .    .    .    1,131,272  M., 
welcher   nach   Ansicht   des   Unterzeichneten    der   Steueiiitlicht   unter- 
liegen wird. 
München,  am  1.  März  1881. 

August  V.  Lilienthal,  Gutsbesitzer. 


M. 


30,000 
25,000 


22,000 
500 


1,800 

90 

8,500 

8,000 

1,500 

26,000 
1,400 


'Ausserdem  habe  ich  noch  folgendes  zu  bemerken: 

1)  Auf  das  dem  Privatier  Karl  Mayer  vermachte  Bukarester  Los  ist  bei  der  Ziehung  am 
2.  Januar  1881,  noch  bevor  Mayer  von  dem  Legate  Kenntnis  erhalten  liatte,  ein  Treffer  im  Werte 
von  40,000  M.  entfallen.  Ob  dieser  Gewinnst  der  Besteuerung  unterliegt,  wird  der  Erwägung 
des  k.  Rentamtes  anheimgestellt. 

2)  Die  in  dem  Verzeichnis  sub  Num.  curr.  5  lit.  d.  aufgeführten  100  Stück  Aktien  der 
Spinnerei  N.,  welche  beim  Tode  des  Erblassers  bei  einem  Kurse  von  500,o  noch  einen  Wert  von 
50,000  M.  repräsentierten,  sind,  noch  bevor  mein  Bnuler  und  icli  über  den  Erbschaftsantritt  uns 
erklärt  hatten,  laut  Kurszettel  um  *ir,  iln-es  damaligen  Wertes  gesunken  und  repräsentieren  zur 
Zeit  bei  einem  Kurse  von  ioo/q  nur  noch  einen  Wert  von  lü,000  M.,  was  ich  bei  Festsetzung 
der  Erbschaftssteuer  zu  berücksichtigen  bitte. 

3)  Die  Forderung  des  Erblassers  an  den  Kommis  Karl  Pelzer  in  Karlsmhe  ist  höchstens 
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aoo  M.  wert,  da  der  (ienannte  in  sehr  inissliehen  Venuögensverhältuissen  lebt  uud  in  keinem 
Falle  mehr  als  diesen  Betrag  hätte  zuriickzahlen  können. 

4)  In  dem  Geldschränke  des  Veilebten  befand  sich  auch  noch  ein  Paket,  10,000  M.  in 
4*oiger  Reichsanleihe  enthaltend,  mit  der  Uebei-schrift : 

.Inneliegende  lo,000  M.  sind  Eigentum  meiner  Haushälterin.  Klara  Hauser  in 
München,  welclie  ich  derselben  ans  Dankbarkeit  für  ihre  Dienstleistungen  schon 
zu  Lebzeiten  mit  der  Bestimmung  geschenkt  habe,  dass  sie  das  Geld  sofort 
nach  memem  Ableben  zu  sich  nehmen  darf." 
München,  am  lo.  März  1879. 
Simson  Campbell. 
Diese  der  Klara  Hauser  von  uns  bereits  verabfolgten  lO.oco  M.  wei-den,  da  hier  offenbar 
eine  Schenkung  unter  Lebenden  in  Mitte  liegt,  der  Erbschaftssteuer  nicht  unterworfen  sein.  Vor- 
sorglich bemerke  ich  jedoch ,  dass  die  fraglichen  10,000  M.  am  Todestage  des  Erblassers  samt 
den  laufenden  Zinsen  einen  Wert  von  lo,480  M.  repräsentierten. 

5)  Bei  der  Verlassenschaftsauseinandei-setzung  sind  mein  Bruder  und  ich  mit  dem  Legatar 
Emil  Held  dalüu  übei-eiugekommen,  dass  derselbe  gegen  eine  Abfindung  von  15,000  M.  auf  die  ihm 
vermachten  beiden  Kanlbachschen  Bilder  zu  unsem  Gunsten  verzichtet. 

6)  Mein  Bruder  und  ich  finden  mis  durch  die  von  dem  Verlebten  an  uns  geübte  Grossmut 
veranlasst,  demselben  aus  Dankbarkeit  auf  seinem  Grabe  ein  monumentales  Denkmal  setzen  zu 
lassen.  Hierfür  wird  nach  den  vorliegenden  Plänen  und  Kostenvoranschlägen  ein  Aufwand  von 
26.noo  M.  erwachsen,  um  welchen  Betrag  sich  unser  Erbteil  mindert. 

7)  Das  sämtliche  zum  Rücklass  gehörende  bewegliche  Vermögen  mit  Ausnahme  der  sub 
Num.  curr.  8  a  und  b  des  übergebenen  Verzeichnisses  angefühi-ten  Möbel  etc.  befindet  sich  in 
den  Häusern  zu  München  xmd  Stamberg. 

Das  k.  Stadtrentamt  München  H  hat  sich  durch  die  gepflogenen  Erhebungen  überzeugt, 
dass  das  Vorbringen  des  Erben  August  von  LiUenthal,  sowie  der  Inlialt  des  übergebenen  .Ver- 
zeichnisses in  thatsächlicher  Beziehung  vollkommen  richtig  sind. 

Aufgabe. 

Auf  Grund  vorstehender  Aktenlage  ist  eine  Berechnung  der  treffenden  Erbschaftssteuern, 
soweit  thunlich,  aufzustellen  imd  hierbei  jeder  Einzelnbeti-ag  eingehend  zu  begründen. 

Zugleich  sind  die  rentamtlichen  Verfügungen,  welche  ausserdem  durch  die  Aktenlage  zur 
Erledigung  der  Sache  vei-anlasst  erecheinen,  zu  entwerfen. 

Soweit  auf  erbrechtliche  Bestimmungen  zu  rekurrieren  ist,  hat  das  gemeine  Recht  mass- 
zugeben. 

Femer  ist  bei  der  Bearbeitung  des  Falles  von  der  Voraussetzung  auszugehen ,  dass  üu 
Auslände  eine  Erbschaftssteuer  nicht  zu  entrichten  ist. 


Aufgabe  pro  1883. 

Der  Gutsbesitzer  Aloys  Merk  von  Au,  k.  Rentamtes  Zwiesel,  besitzt  in  dem  Bezirke  dieses 
Rentamtes  zwei  Anwesen,  nämlich  den  sogenannten  Meierhof  in  Au  imd  den  sogenannten  Amer- 
hof  in  Maut. 

I. 

Die  Hauptbestandteile  des  Meierhofes,  mit  welchem  eine  Bierwirtschaft  verbunden  ist.  sind 
a,  die  Wirtschaftsgebäude  mit  einer  Fläche  von  0,3U  Tgw.  und  einer  Grundsteuer- Verhält- 
niszahl von  2.40. 

b)  eine  Waldung  mit  150,00  Tgw.  und  einer  Gmndsteuer-Verhältniszahl  von  1350.00, 

c)  70  Tgw.  Aecker  mit  einer  Gnuidsteuer- Verhältniszahl  von  1050,00,  endlich 

d)  100  Tgw.  Toit'gi-und  mit  4i)0,00  Gnindsteuer- Verhältniszahl. 

Gebäude,  ^\'aldung  und  Tort'giimd  sind  zusammen  mit  einem  Erbrechts-Handlohnsäqui- 
valent  zu  800  M.  zur  Ablösungskassa  belastet.  Aussenlem  niht  auf  der  Waldung  ein  Boden- 
zins zu  18  M.  —  inkl.  's  Zuschlag  —  zur  Ablösungskassa.  Auf  den  Aeckem  ruht  ein  Bodenzins 
nach  Art.  28  des  Gesetzes  vom  4.  Juni  1848  im  Jahresbetrage  von  6  M.  zur  Staatskassa. 
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Laut  Notariatsurkunde  vom  30.  Dezember  1881  verkaufte  Aloys  Jlerk  von  den  Aeckem 
8  Tgw.  an  Thomas  Lohr,  44  Tgw.  an  August  Veit,  dann  eine  Parzelle  zu  4  Tgw.  und  eine 
solche  zu  7  Tgw.  an  Peter  Miller.  Die  nach  diesen  Verkäufen  noch  verbleibende  Restparzelle 
blieb  im  Eigentum  des  Aloys  Merk. 

Die  Waldung,  welche  mit  dem  Staatswalde  im  Zusannnenhang  steht,  verkaufte  Aloys 
Merk  nebst  60  Ster  gefällten  Holzes  laut  weiterer  Notariatsurkunde  vom  30.  Dezember  1881  an 
das  k.  Eisenbahnärar  um  50,000  M.  In  dem  Vei-trag  wurde  bestimmt,  dass  der  Verkäufer  die 
auf  dem  verkauften  Objekte  nihenden  Gmndlasten  abzulösen  habe. 

Die  Ausübung  der  Bierwirtschaft  auf  dem  Meierhofe  und  die  Nutzung  des  Toifgnindes 
■wurde  von  Aloys  Merk  gegen  Ende  des  Jahres  1880,  erstere  um  einen  Pachtschill^ng  von  800  M.,. 
letztei'e  um  einen  solchen  von  000  M.  per  Jahr  an  Martin  Greif  verpaclitet.  Der  Pächter  bezahlt 
vom  Bierwirtschaftsbetriebe  die  Gewerbesteuer  und  der  Yei-pächter  vom  Torfstiche  die  Grund- 
steuer. Eine  weitere  Steueranlage  hierfür  besteht  nicht.  Den  Torfliandel  betreibt  der  Pächter 
in  der  Art,  dass  er  das  selbst  gewonnene  Rohprodukt  verkauft. 

Inhaltlich  des  Verzeichnisses  des  Notars  N.  über  die  von  demselben  im  Monate  Dezember 
1881  Verlautbarten  Besitzveränderungen  verkaufte  Aloys  Merk  ferner  aus  PI. -Nr.  400  Gemeinde- 
grund eine  noch  nicht  vennessene  Fläche  von  circa  6,00  Tgw.,  dann  von  der  Wiese  PI. -Nr.  30 
zu  18  Tgw.  eine  Parzelle  PI. -Nr.  S0IJ4  zu  5,00  Tgw.  au  Simon  Most.  Die  bezüglich  dieser  letzten 
beiden  Verkäufe  vom  k.  Rentamte  gepflogenen  Erhebungen  ergaben  nachstehendes : 

,,—  Das  Objekt  Pl.-Nr.  400  ist  ein  unverteilter  Gemeindegi-und ,  woran  dem  Aloys  Merk 
i/g  Anteil  zusteht,  und  ist  im  Kataster  noch  auf  die  Gemeinde  Au  katastriert.  Die  berechtigten 
Gemeindeglieder  haben  die  Verteilung  dieses  Gemeindegrundes  unter  sich  beschlossen  und  auch 
ausgeführt.  Dieselben  halten  weder  eine  notarielle  Beurkundung,  noch  eine  obrigkeitliche  Be- 
willigung und  Konstatieiiing  der  Verteilung  für  notwendig.  Die  Wiese  Pl.-Nr.  30  ist  noch  auf 
den  Gütler  Anton  Auer  katastriert,  von  welch  letzterem  Aloys  Merk  die  weggemessene  Parzelle 
Pl.-Nr.  301/4  bereits  im  Jahre  1860  erkaufte.  Eine  notarielle  Beurkundung  des  Vertrages  wurde 
damals,  als  zur  Gültigkeit  desselben  nicht  notwendig,  nicht  bethätigt.  Nach  der  geometrischen 
Messungstabelle  vom  Jahre  18G0  enthält  übrigens  die  Parzelle  Pl.-Nr.  SOi'i  nicht  5,  sondern  nur 
3  Tagwerk.  — " 

II. 

Der  Amerhof  in  Maut  ist  im  Kataster  noch  auf  Aloys  Merk  und  seine  verwitwete  Schwester 
Therese  Holz,  wohnhaft  in  Bogenhausen  bei  München ,  als  deren  gemeinschaftliches  Eigentum 
vorgetragen.  Therese  Holz  ist  bereits  im  Jahre  1872  kinderlos  gestorben.  Auf  dem  Amerhofe 
ruht  ein  Erbrechts-Handlohnsftxum  von  1200  M.  zur  Staatskassa. 

Infolge  Ablebens  der  Therese  Holz  hat  das  damalige  k.  Stadtgericht  X.  als  zuständige 
Verlassenschaftsbehörde  für  Aloys  Merk  als  Testameiitserben  seiner  Schwester  Therese  Holz 
ein  Erbschaftszeugnis  d.  d.  20.  März  1872  ausgestellt,  das  den  Uebergang  des  Anteiles  der  The- 
rese Holz  an  dem  Amerhofe  an  ihren  Bruder  Aloys  Merk  rechtsgültig  dokumentiext.  Dem  k.  Rent- 
amte Zwiesel  wurde  jedoch  von  dieser  Besitzveränderung  keine  Kenntnis  gegeben. 

Das  k.  Rentamt  Zwiesel  verlangte  von  Aloys  Merk,  welcher  das  fragliche  Erbschafts- 
zeugnis dem  genannten  Amte  zur  Einsichtnahme  im  Monate  Januar  1882  mitgeteilt,  jedoch  bei- 
gefügt hat,  dass  er  auf  der  Berichtigung  des  Besitztitels  im  Kataster  nicht  bestehe,  die  Erläge 
der  Taxe  nach  Art.  42  des  früheren  Taxgesetzes  vom  28.  Mai  1852  aus  der  Hälfte  des  auf  100,000  M. 
manifestierten  Anwesenswertes,  sowie  die  Ablösung  des  Handlohns. 

Hiergegen  remonstrierte  Aloys  Merk,  indem  er  in  seiner  dem  k.  Rentamte  übergebenen 
Beschwerde  vom  30.  Januar  1882  vorbringt,  dass  die  Taxfordeiiing  und  ebenso  auch  die  Hand- 
lohnsforderung mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  fragliche  Besitzveränderung  bereits  im  Jahre  1872 
eingetreten  sei  und  die  Ausstellung  des  Erbschaftszeugnisses  schon  im  März  1872  erfolgte,  nach 
dem  Finanzgesetze  vom  Jahre  1831  verjährt  sei.  Die  Taxforderung  sei  übrigens  abgesehen  von 
der  Verjähnmg  schon  deswegen  ganz  und  gar  unbegründet,  weil  das  Taxgesetz  vom  28.  Mai  1852 
zui"  Zeit  längst  ausser  Geltung  sei.  Bezüglich  der  Handlohnsfordening  müsse  er  weiter  noch 
bemerken,  dass  er  selbst  für  den  Fall,  dass  seine  Beschwerde  als  unbeginindet  erachtet  werden 
sollte,  keinesfalls  vei-pflichtet  sei,  das  ganze  Handlohn  abzulösen,  da  durch  das  Ableben  seiner 
Schwester  eine  Besitzveränderung  nur  an  der  Hälfte  des  Amerhofes  vor  sich  gegangen  sei.  — 
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Aufgabe. 

1.  Es  ist  die  durch  die  Abtriimmening  aus  dem  Meierhofe  veranlasste  Abgaben-Repar- 
tition  zu  entwerfeu  und  sind,  insoweit  GefäUsablösungen  stattzufinden  haben,  durch  rentanit- 
lichen  Erlass  die  Beteiligten  zur  Erläge  der  treffenden  Ablösungsbeiträge  unter  gleidizeitiger 
Hinweisiuig  auf  die  einschlägigen  Bestimmungen  aufzufordern. 

2.  Sind  die  zum  Behüte  der  Herbeiführung  der  Katastemmschreibung  bezüglich  der  aus 
PI. -Nr.  400  und  30  veräusserteu  Parzellen  erforderlichen  rentamtlichen  Verfügungen  zu  entwerfen 
und  genau  zu  motivieren. 

3.  Ist  über  die  für  die  Nutzung  des  Torfgmndes  und  die  Ausübung  der  Bierwirtschaft 
zu  bezahlenden  Steuern  und  sonstigen  Abgaben  gutachtliche  Aeusserung  abzugeben. 

4.  Ist  über  die  Beschwerde  des  Aloys  Merk  wegen  Tag-  und  Handlohnsforderung  amt- 
licher Gutachtensbericht  zu  entwerfen. 
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Die  Reform  der  indirekten  Steuern  in  Italien  i). 

Ton 

Ricca-Salerno, 

Professor  an  der  Universität  Modena. 

Wer  den  gegenwärtigen  Zustand  des  italienischen  Finanzwesens 
und  seine  kurze,  aber  wechselreiche  Geschichte,  die  unsicheren 
und  bescheidenen  Anfänge,  die  stetigen  Fortschritte  und  wunder- 
baren Wirkungen  betrachtet,  wird  nicht  umhin  können,  sich  ein 
günstiges  Urteil  über  den  jugendlichen  Staat  zu  bilden,  welcher  es 
verstanden  hat,  in  so  vortrefflicher  Weise  diese  erste  und  wesent- 
lichste Bedingung  der  selbständigen  politischen  Existenz  zu  regeln. 
Sind  doch  die  strenge  Ordnung  und  günstige  Lage  der  Finanz- 
verwaltung das  klarste  Zeugnis  für  die  wirtschaftlichen  Kräfte, 
welche  eine  Nation  besitzt,  wie  auch  der  beste  Beweis  für  jene 
bürgerlichen  Tugenden,  welche  jedem  starken  und  gut  geordneten 
Staat  unentbehrlich  sind. 

Und  in  der  That  hat  in  den  letzten  Jahren  die  eifrige,  aus- 
dauernde und  kräftige  Anstrengung  jener  ausgezeichneten  Männer, 
welche  in  Italien  bis  jetzt  das  Finanzwesen  geleitet  haben,  so  augen- 
fällige Resultate  erzielt,  dass  sie  die  Erwartung  aller  überstiegen. 
Man  braucht  nur  an  die  glücklich  vollendete  und  in  wirtschaftlicher 
wie  finanzieller  Hinsicht  so  folgenreiche  Abschaffung  des  Zwangs- 
kurses zu  erinnern.    Die  neuen  Handelsverträge,  die  im  Zollwesen  in 


')  Nach  dem  italienischen  Manuskript  übersetzt. 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  ^j 


2  Ricca-Salemo, 

einer  den  industriellen  Anforderungen  des  Landes  und  dem  Interesse 
des  Fiskus  entsprechenden  Weise  herbeigeführten  Aenderungen  be- 
gründeten in  zweiter  Linie  den  wirtschaftlichen  Aufschwung  und 
das  Wachsen  der  finanziellen  Erträgnisse.  Aber  am  augenfälligsten 
erscheint  die  Bedeutung  der  im  italienischen  Finanzw^esen  gemachten 
Fortschritte,  wenn  man  die  Reformen  betrachtet,  welche  im  System 
der  indirekten  Steuern  eingeführt  wurden.  Es  verlohnt  sich,  die 
Intentionen   und  praktischen  Resultate   derselben  kennen  zu  lernen. 

Die  Ordnung  des  Finanzwesens  war  eine  der  schwersten  und 
mühseligsten  Aufgaben  des  neuen  Königreichs;  standen  doch  seiner 
Bildung  Schwiergkeiten  und  Hindernisse  entgegen,  die  bei  dem 
grossen  Mangel  an  Geldmitteln  und  dem  gänzlichen  Fehlen. wirk- 
samer Vorkehrungen  unübersteiglich  schienen.  Wer  auf  die  ersten 
Jahre  der  italienischen  Einigung  zurückgeht,  hat  das  Gefühl  der 
Mutlosigkeit,  wenn  er  auf  der  einen  Seite  das  rapide  und  beträcht- 
liche Wachsen  der  Ausgaben  und  namentlich  auch  die  Dringlichkeit 
der  ausserordentlichen  Bedürfnisse,  auf  der  andern  Seite  aber  die 
finanzielle  Unordnung,  die  spärlichen  und  uneinträghchen  Einnahme- 
quellen wahrnimmt.  Ein  ergiebiges  und  weise  eingerichtetes  Ab- 
gabensystera  zu  schaffen  war  eine  gebieterische  Notwendigkeit  des 
neuen  politischen  Geraeinwesens,  und  man  musste  direkt  auf  das 
Ziel  lossteuern  und  es  so  rasch  als  möglich  zu  erreichen  suchen 
mit  Hintansetzung  jedwelcher  Rücksichten.  Gründe  des  Staats- 
wohls rechtfertigen  die  energischten  Vorkehrungen,  die  schmerz- 
lichsten Opfer  und  auch  aussergewöhnliche  und  ungleiche  Be- 
lastungen. Die  Maxime:  Salus  publica  suprema  lex  esto  hat  ihre 
Gültigkeit  auch  in  Finanzsachen.  Dieser  Maxime  folgten  die  italie- 
nischen Gesetzgeber,  aber  nicht  ohne  Opposition  und  verdriessliche 
Kämpfe,  welche  dem  Fiskus  schadeten,  den  Steuerzahlern  aber  nicht 
nützten.  Nichtsdestoweniger  wurden  die  Schwierigkeiten  allmählich 
überwunden,  die  Irrtümer  verbessert  und  das  Endziel  erreicht. 

Man  vervielfältigte  die  ordentlichen  Einnahmequellen  und  richtete 
einen  den  Bedürfnissen  des  Staates  entsprechenden  finanziellen  Bau 
auf.  Aber  nachdem  dies  erreicht,  lag  in  ruhigeren  und  günstigeren 
Zeiten  der  Regierung  die  Pflicht  ob,  di^  Steuerverteilung  neu  zu 
ordnen  und  die  Grundlagen  derselben  entsprechend  den  Principieii 
der  Gerechtigkeit  und  Verhältnismässigkeit  zu  ändern,  d.  h.  die 
öffentlichen  Lasten  gleichmässig  unter  die  Privaten  zu  verteilen  und 
jeden  Anlass  zu  socialen  Ungleichheiten  und  wirtschaftlichen  Schäden 
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ZU  beseitigen.  So  ist  denn  auch  die  italienische  Finanzpolitik,  welche 
für  eine  fi:e^visse  Zeit  notwendigerweise  konservativ  und  fiskalisch 
war,  insofern  sie  alle  Sorgfalt  darauf  verwendete,  die  Einnahmen 
zu  steigern  und  das  Gleichgewicht  herzustellen,  später  naturgemäss 
reformatorisch  geworden,  indem  sie  die  Mängel,  die  aus  der  Not- 
wendigkeit dringende  Bedürfnisse  auf  die  rascheste  und  leichteste 
Weise  zu  befriedigen  hervorgegangen«  waren,  zu  entfernen  bestrebt 
war.  Es  lenkte  sich  nach  Uebervrindung  der  stärksten  Hindemisse 
und  Herstellung  des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalt  die  Aufmerk- 
samkeit und  das  Studium  auf  die  einzelnen  Teile  des  Gebäudes,  das 
man  unter  dem  Druck  der  Umstände  in  hastiger  Weise  errichtet 
hatte,  und  so  fühlte  man  das  Bedürfnis,  verschiedene  Aendermigen 
und  zweckmässige  Reformen  herbeizuführen.  Die  Aufgabe  der 
italienischen  Finanzpolitik  muss  dahin  gehen,  ein  festes  und  starkes 
Steuersystem  zu  bilden,  das  gut  bilanziert,  der  Ausdehnung  und  Ent- 
wickelung  fähig  und  allen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Nation 
angepasst  ist;  denn  die  biUige  und  passende  Ordnmig  der  Steuern 
steht  einesteils  in  unmittelbarer  Berührung  mit  den  vitalen  Interessen 
des  Wirtschaftslebens  und  ist  ein  mächtiges  Mittel  der  bürger- 
lichen Gerechtigkeit  in  der  Verteilung  der  öffentlichen  Lasten, 
anderseits  bildet  sie  die  Grundlage  der  öffentMchen  Innern  Ver- 
waltung und  den  festen  Boden  für  alle  andern  finanziellen  Ver- 
besserungen. 

Der  innere  Kern  und  das  praktische  Ziel  der  Steuerreformen 
besteht  aus  zwei  gleich  notwendigen  Teilen,  d,  i.  .der  Neu- 
regelung der  direkten  Steuern  und  der  Umgestaltung 
der  indirekten. 

Diese  beiden  Reformarbeiten  ergänzen  sich  gegenseitig  und  dienen 
demselben  Zweck:  sie  wollen  das  Steuersystem  in  solcher  Weise 
modifizieren,  dass  der  Staat  ein  genügendes  Einkommen  erhält,  dem 
nationalen  Erwerbsleben  der  geringstmögliche  Schaden  erwächst  und 
den  verschiedenen  socialen  Klassen  und  einzelnen  Individuen  eine 
gleiche  und  verhältnismässige  Last  auferlegt  wird. 

Hinsichthch  der  Xeuregelimg  der  direkten  Steuern  ist  bis  jetzt 
in  Italien  sehr  wenig  geschehen ;  man  macht  zunächst  nur  die  ersten 
Versuche  und  bringt  Gesetzentwürfe  ein:  aber  die  Umbildung  der 
indirekten  Steuern,  welche  in  verschiedenen  Staaten  sich  zu  voll- 
ziehen im  Begriffe  steht,  hat  in  Italien  mit  den  Arbeiten  begonnen, 
welche  die  Abschaffung  der  Mahlsteuer,  eine  weitgehende  Entwickeluug 
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der  Abgaben  auf  Zucker  und  Spirituosen,  sowie  die  neue  Ordnung 
der  Zölle  und  Monopole  bezweckten.  Das  Hauptziel  ist,  die  not- 
wendigsten Lebensmittel  zu  entlasten  und  dafür  die  mehr  oder 
weniger  freiwillig  konsumierten  Artikel  zu  belegen,  um  dadurch 
bedeutende  Inkonvenienzen  zu  vermeiden  und  eine  Quelle  socialer 
Ungleichheiten  zu  verstopfen.  Diese  Motive  sind  von  ausgezeich- 
neten Staatsmännern  im  italienischen  Parlamente  klar  dargelegt 
worden  und  die  zu  diesem  Behuf  gemachten  Anstrengungen  und  die 
erreichten  Resultate  bilden  einen  der  besten  Titel  für  den  Ruhm 
unserer  Finanzpolitik.  »Die  Nachkommen,"  schreibt  ein  hervor- 
ragender Finanzschriftsteller,  „werden  die  starken  Lenker  unseres 
Finanzwesens  bewundern ,  welche  das  Deficit  mit  den  härtesten 
Opfern  zu  bekämpfen  verstanden;  aber  sie  werden  die  lebhafteste 
Dankbarkeit  denen  bewahren,  welche  angesichts  der  äussersten 
Schwierigkeit  des  Problems  die  Umbildung  unserer  Steuern  unter- 
nahmen" ^). 

In  Wahrheit  trat  im  italienischen  Steuersystem  ein  ausserordent- 
liches Ueberwiegen  der  indirekten  Steuern,  namentlich  auf  Gegen- 
stände des  notwendigen  Konsums  hervor,  eine  Erscheinung,  welche 
übrigens  fast  allen  andern  Staaten  gemeinsam  ist  und  mannigfache 
Ursachen  hat.  Um  den  enormen  Betraoj  des  modernen  Ausgabe- 
budgets  gleichmässig  und  allgemein  zu  verteilen,  musste  man  auf 
verschiedene  Objekte  greifen  und  in  grossem  Umfang  die  Verbrauchs- 
steuern heranziehen.  Diese  passen  sich  besser  den  veränderlichen 
Verhältnissen  des  wirtschaftlichen  Lebens  an,  sind  weniger  empfind- 
lich ,  leichter  zu  erheben  und  folgen  der  natürlichen  Entwicke- 
lung  und  Aenderung  des  Wohlstandes.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort, 
dieses  Thema  zu  diskutieren.  Ebendeshalb  lassen  wir  auch  die 
alte  und  verwickelte  Frage  nach  dem  Nutzen  und  Schaden  der  in- 
direkten Besteuerung  beiseite  und  halten  uns  gleich  fern  von  den 
beiden  extremen  Tendenzen,  von  denen  die  eine  dieselbe  bedingungslos 
verherrlicht,  die  andere  sie  schlechtweg  verurteilt,  und  zwar  um  so 
mehr,  als  jetzt  die  Anschauungen  der  bedeutendsten  Finanztheoretiker 
übereinstimmend  einer  vermittelnden  und  eklektischen  Ansicht  hul- 
digen,  die  auch  die  Praxis  als  Richtschnur  nimmt,   indem  sie  nach 


*)  Ellena,  Delle  principali  imposte  indirette  im  Annuario  deUe  scienze 
giuridiche  sociali  e  politiche.  Herausg.  von  Carlo  F.  Ferraris.  Mailand  1880,  a.  I. 
S.  254. 
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Bedürfnis  unter  den  verschiedenen  Besteuerungsformen  die  wenigst 
schädliche  auswählt.  Während  die  direkten  Steuern  dem  Steuersystem 
Festigkeit,  Stärke  und  Sicherheit  verleihen,  geben  ihm  die  indirekten 
Steuern  Ausdehnung,  Fülle  und  Allgemeinheit,  so  dass  man  von 
beiden  zusammen  befriedigende  Resultate  erzielen  kann.  Die  wich- 
tigste und  schwerste  Aufgabe  der  Wissenschaft  und  der  modernen 
Finanzkunst  besteht  eben  in  der  zweckmässigen  Auslese  verschiedener 
Steuern,  die  unter  sich  in  ein  gut  ausgeglichenes,  in  praktischer 
Hinsicht  nützliches  und  in  seinen  unmittelbaren  Wirkungen  gerechtes 
Svstem  gebracht  sind.  Ein  sehr  weites  Feld  steht  der  Thätigkeit 
von  Reformern,  Staatsmännern  und  Kationalökonomen  in  dieser  Hin- 
sicht offen ;  denn  überall  findet  man  ein  beträchtliches  Ueberwiegen 
der  indirekten  Verbrauchssteuern  mit  all  den  schädlichen  Folgen, 
welche  daraus  hervorgehen. 

Grossbritannien  verlangt  etwa  20  Millionen  ^  an  Zöllen,  mehr 
als  27  an  Accisen,  im  ganzen  47  Millionen,  begnügt  sich  dagegen 
mit  30  Millionen  bei  den  direkten  Steuern.  Die  Vereinigten  Staaten 
erhalten  bei  350  Millionen  Dollars,  welche  das  Einnahmebudget  des 
Bundes  bilden,  kaum  25  aus  Steuern,  welche  nicht  auf  dem  Konsum 
liegen.  Frankreich  zieht  1200  Millionen  Franken  aus  direkten  Steuern, 
1300  aus  Zöllen  und  verwandten  Abgaben.  Das  österreichische  Budget 
hat  neben  90  Millionen  Gulden  direkter  Steuern  noch  180  Millionen 
indirekte.  Russland  erzielt  aus  den  direkten  Steuern  90  Millionen 
Rubel,  aus  den  Verbrauchsabgaben  380,  Endlich  Italien,  wo  der 
Fiskus  in  harter  Weise  die  Hand  auf  jede  Art  von  Abgaben  legt, 
bekommt  370  Millionen  an  direkten  Steuern  und  ungefähr  500  an 
Verbrauchsabgaben  ^), 

Unter  den  indirekten  Verbrauchssteuern,  die  ihrem  Wesen 
nach  gleich  und  in  ihren  Wirkungen  ähnlich  sind,  pflegt  man  mehrere 
Klassen  und  Kategorien  zu  unterscheiden,  je  nach  der  Verschieden- 
heit der  Form,  je  nach  der  Zeit  und  Art  der  Erhebung  oder 
nach  irgend  einem  andern  analogen  Umstand.  Daher  haben  wir 
in  Italien  die  Fabrikationssteuern,  die  fiskalischen  Monopole,  die 
Zölle  in  mannigfacher  Form.  Eine  vollständige  Betrachtung  aller 
dieser  Abgaben  würde  ein  ziemlich  umfassendes  und  schwieriges 
Thema   sein.     Ich  muss   mich    auf  jene  Abgaben  beschränken,    bei 


')  Ellena,    L'elemento   economico  e  Telemento  tecnico  nelle  dogane  im 
Archivio  di  statistica.     Roma  1881.     Fase.  111.  mid  IV.     S.  144-14.5. 
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denen,  wie  bei  den  Fabrikationssteuern  und  Monopolen,  die  stärksten 
Aenderungen  stattgefunden  haben,  und  werde  nur  auf  jene  Punkte 
eingehen,  welche  die  Ziele  der  begonnenen  und  zum  Teil  voll- 
zogenen Reform  ins  rechte  Licht  setzen.  Ich  lasse  auch  die  ver- 
wickelte Materie  der  Zölle  beiseite,  die  für  sich  allein  eine  lange 
besondere  Erörterung  erfordern  würde,  und  werde  nur  einige  An- 
deutungen machen,  wie  sie  zu  meinem  Thema  erforderlich  sind. 

In  erster  Linie  steht  die  Mahlsteuer,  die  zur  Gruppe  der 
Fabrikationssteuern  gehört,  nunmehr  aber  ganz  abgeschafft  ist.  Sie 
hat  eine  reiche  alte  und  neue  Geschichte  und  war  lange  Zeit  das 
Objekt  imauslöschlichen  Hasses.  Nachdem  sie  jetzt  der  Vergangen- 
heit angehört,  kann  man  bezüglich  derselben  ein  unparteiisches  und 
gerechtes  Urteil  fällen  und,  ohne  ihre  unvermeidlichen  Nachteile  zu 
verkennen,  den  unleugbaren  Nutzen  und  die  aus  derselben  dem 
Haushalt  erflossenen  Wohlthaten  würdigen. 

Eine  Steuer  ähnlicher  Art  findet  man  in  verschiedenen  Staaten 
in  vergangener  Zeit,  und  in  einigen  Teilen  Italiens  reichen  die 
Spuren  viele  Jahrhunderte  zurück.  Von  einer  solchen  ist  die  Rede 
in  der  Geschichte  Siciliens  zur  Zeit  der  Normannen,  wo  sie  unter 
dem  Namen  jus  tumuli  (tumulo  ist  ein  Getreidemass)  auftritt. 

In  Toscana  schrieb  das  erste  vom  Herzog  Cosimo  erlassene 
Gesetz  dat.  8.  Oktober  1552  vor,  dass  die  Steuer  von  den  Kunden 
an  die  Müller  zu  zahlen  sei,  welche  in  diesem  Fall  die  Funktionen 
der  fiskalischen  Steuerbeamten  ausüben  mussten.  L^m  die  Steuer- 
hinterziehung zu  vermeiden,  welche  bei  diesem  System  leicht  war, 
wenn  der  Müller  sich  dazu  hergab,  führte  man  später  das  sinnreiche 
Verfahren  der  Bollette  ein,  das,  wie  es  scheint,  von  den  Florentinern 
1553  erfunden  und  dann  in  Sicilien  und  Piemont  adoptiert  wurde, 
als  man  daselbst  die  Steuer  auf  Getreide  am  19.  Juli  1614  einführte. 
Der  Steuerzahler  war  gehalten,  vor  dem  Amt  die  Menge  Getreide 
zu  deklarieren,  welche  er  mahlen  wollte,  und  bei  Zahlung  der  ent- 
sprechenden Abgabe  erhielt  er  eine  Bollette,  welche  als  authentischer 
Beweis  der  geschehenen  Zahlung  galt  und  auf  Erfordern  den  fiska- 
lischen Kontrollbeamten  vorgezeigt  werden  musste.  Aber  es  blieb 
bei  all  dem  für  den  Unterschleif  ein  weites  Feld  offen.  Der  Müller 
konnte  sich  mit  den  Steuerzahlern  verständigen  und  sie  eine  grössere 
Quantität  Getreide  vermählen  lassen,  als  in  der  Bollette  angegeben 
war,  zum  Vorteil  der  beiden  Beteiligten  und  zum  Schaden  des  Fiskus. 
Um    den   in    diesem   sträflichen   Einverständnis    wurzelnden   Uebeln 
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vorzubeugen,  erliess  man  zahlreiche  Verordnungen,  schuf  verschiedene 
Beschränkungen  und  begrenzte  die  Zahl  der  Mühlen,  indem  man  jene 
mit  schwieriger  Ueberwachung  ausschloss;  man  fixierte  weiterhin  die 
Gültigkeitsdauer  der  Bollette,  welche  allerwärts  variierte,  und  zwar  in 
Toscana  von  8  auf  5  Tage,  man  bestimmte  die  Stunden  für  den  Eintritt 
des  Getreides  in  die  Mühle  und  den  Ausgang  des  Mehles,  man  adoptierte 
ein  rigoroses  Rechnungssystem  und  erliess  andere  Verfügungen,  alle 
mit  dem  Zweck,  die  Interessen  des  Fiskus  gegen  die  Defrauden  der 
Steuerzaliler  und  Müller  zu  schützen.  Die  Geschichte  der  Mahl- 
steuer während  dieser  Periode  und  für  eine  lange  Reihe  von  Jahren 
umfasst  zahllose  vergebliche  Versuche  und  Anstrengungen  ohne  ver- 
hältnismässiges Resultat  und  brachte  dem  Publikum  vielfache  Belästi- 
gungen ohne  praktischen  Nutzen  für  die  Finanzen;  das  Perceptions- 
system  war  in  seiner  Grundlage  fehlerhaft,  indem  es  sich  auf  die 
anorenommene  Treue  des  Müllers  stützte,  der  ein  treuloser  und 
unverantwortlicher  Beamte  des  Fiskus  war.  Weder  die  gesetz- 
lichen Beschränkungen  jeder  Art,  noch  die  Strafbestimmmigen  ver- 
mochten seine  betrügerischen  Abmachungen  mit  den  Privaten  zu 
hindern  und  waren  für  das  Publikum  verhasste  Belästigungen. 
Zwischen  dem  angewendeten  Apparat  und  den  spärlichen  Einkünften 
war  der  Kontrast  ein  recht  bedeutender  ^). 

1842  endlich  modifizierte  man  in  Sicilien  das  Erhebungssystem. 
Dem  Müller  wurde  der  Charakter  eines  Fiskalbeamteu  genommen 
und  in  die  Mühle  ein  neuer  Beamte  eingeführt,  der  eustode  pesatore. 
Jene  Art  von  Defraude,  welche  in  der  Verheimhchung  und  Aende- 
rung  der  Menge  des  gemahlenen  Getreides  bestand,  wurde  nun 
weniger  leicht  wegen  Anwesenheit  einer  dritten  mit  öffentHchem 
Charakter  bekleideten  Person.  Aber  man  musste  die  Wägung  des 
Getreides  jedem  Steuerzaliler  auferlegen,  indem  man  ihn  zwang, 
viele  lästige  Formalitäten  zu  erfüllen;  bezüglich  der  Erhebung  der 
Abgabe  schuf  man  harte  Bestimmungen.  Das  fiskalische  Ziel  wurde 
bei  dem  neuen  System  zum  grossen  Teil  erreicht ;  denn  der  Betrag 
der  Steuer,  welcher  vorher  in  ganz  Sicilien  nicht  5,700,000  L. 
überstieg,  wuchs  nun  allmählich  und  erreichte  im  letzten  Quinquen- 
nium  (1855 — 1859)  im  jährlichen  Durchschnitt  15,364,885  mit  einer 


')  In  Bezug  auf  diese  Angaben  ist  zu  vergleichen  die  gelehrte  Denkschrift, 
welche  dem  Progetto  di  legge  suU'  iniposta  del  niacinato,  presentato  dal  Ministro 
SeUa  al  Parlamento  il  di  13  dicembre  1865  vorangeschickt  ist. 
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Ausgabe  von  mehr  als  2  Millionen  oder  12*^/0  des  Ertrags.  Im 
vorausgehenden  Quinquennium  war  das  Mittel  10,494,032  L.,  die 
Erhebungskosten  beliefen  sich  auf  15°/o.  Allerdings  stieg  der  Steuer- 
fuss,  der  in  dieser  Periode  2,67  L.  per  metrischen  Centner  Ge- 
treide betrug,  in  der  andern  auf  4.  Die  Unzufriedenheit  über 
diese  Steuer  war  in  Sicilien  sehr  gross,  weshalb  bei  der  Revolution 
von  1860,  zu  deren  Ausbruch  sie  sehr  viel  beitrug,  Garibaldi 
sofort  ihre  Abschaffung  dekretierte. 

Diese  wenig  erfreuliche  Geschichte  der  Mahlsteuer  mit  ihren 
Defrauden,  Bedrückungen  und  Unruhen  dient  zur  Erklärung  der 
späteren  Ereignisse  und  der  starken  Opposition,  welche  die  Steuer 
in  der  Folge  in  Italien  hervorgerufen  hat.  Uebrigens  findet  man 
sie  auch  in  anderen  europäischen  Ländern,  z.  B.  in  Preussen,  wo  die 
Mahlaccise,  durch  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1820  geschaffen,  sich  auf 
132  grössere  Orte,  nach  dem  Gesetz  vom  1.  Mai  1851  aber  nur 
noch  auf  83  Grossstädte  erstreckte.  Sie  bildete  dort  einen  inte- 
grierenden Teil  des  Personalsteuersystems,  wurde  jedoch  durch  das 
Gesetz  vom  25.  Mai  1873  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1875  an 
aufgehoben  und  die  Klassensteuer  an  ihre  Stelle  gesetzt.  In  den 
Niederlanden,  wo  die  Mahlsteuer  mehrere  Jahrhunderte  bestand, 
wiederholt  geändert,  aufgehoben  und  wieder  hergestellt  wurde,  er- 
folgte die  definitive  Beseitigung  1855. 

Im  neuen  Königreich  Italien  musste  man,  nachdem  man  einige 
Jahre  vergeblich  das  Deficit  zu  begleichen  gesucht  hatte,  abermals 
zu  der  Mahlsteuer  seine  Zuflucht  nehmen.  Minister  Sella  brachte 
dieselbe  1865  in  Vorschlag,  3  Jahre  später  wurde  sie  durch 
Gesetz  vom  7.  Juli  1868  eingeführt.  Man  adoptierte  ein  neues 
Erhebungssystem,  das  des  contatore  mecanico;  dasselbe  stützte 
sich  auf  ein  höchst  einfaches  Princip,  indem  von  der  Zahl  der 
Umdrehungen  des  Mahlgangs,  welche  durch  einen  Apparat  gezählt 
wurden,  auf  die  Menge  des  vermahlenen  Getreides  geschlossen 
und  hiefür  ein  bestimmtes  Verhältnis  zu  Grunde  gelegt  wurde.  In 
dieser  Weise  wurden  viele  früheren  Inkonvenienzen,  die  hauptsäch- 
lichsten Ursachen   der  Defrauden   und  Belästigungen   vermieden  ^). 


^)  Ueber  das  Techriische  der  verschiedenen  in  Italien  versuchten  Erhebungs- 
modi vgl.  jetzt  die  inzwischen  erschienene  Abhandlung  von  Dr.  R.  Friedberg, 
Die  italienische  Mahlsteuer.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik, 
herausg.  von  Prof.  Joh.  Conrad.    VIII.  Bd.   1884.   S.  536  fg. 
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Der  Fiskus  war  nicht  in  unmittelbarer  Berührung  mit  den 
Steuerzahlern,  verlangte  nicht  ihre  Deklarationen,  schrieb  keine 
ßolletten  vor,  wog  nicht  das  Getreide  imd  Mehl,  setzte  keine 
umständlichen  und  drückenden  Formalitäten  fest.  Jeder  Müller 
hatte  einfach  die  Steuer  nach  Massgabe  der  Umdrehungen  des 
Mahlgangs  zu  entrichten ,  welche  der  angebrachte  Apparat  ver- 
zeichnete. Das  System  stiess  nichtsdestoweniger  am  Anfang  auf 
Schwierigkeiten .  weil  das  vom  Gesetz  fixierte  Verhältnis  zwischen 
der  Zahl  der  Umdrehungen  des  Mahlgangs  und  der  Menge  ver- 
mahlenen  Getreides  nicht  immer  der  Wirklichkeit  entsprach.  Die 
Müllleu,  ihre  Struktur,  ihre  bewegende  Kraft  waren  von  Ort 
zu  Ort  verschieden,  ebenso  die  Qualität  des  Mehls;  infolgedessen 
ergab  die  Vermahlung  verschiedene  Resultate.  Ein  lebhafter  Kon- 
trast der  Interessen  manifestierte  sich  an  mehreren  Orten  zwischen 
den  Müllern  und  Kunden,  und  es  fehlte  nicht  an  schweren  Kon- 
flikten, welche  die  Abneigung  des  Volks  gegen  diese  Steuer  wieder 
erstehen  liessen.  Doch  es  gelang  allmählich,  die  Schwierigkeiten 
zu  überwinden,  viele  Mängel  wurden  im  Laufe  der  Zeit  gebessert 
und  die  Steuer  gab  einen  Ertrag,  der  von  Jahr  zu  Jahr  sich  be- 
trächtlich besserte.  Von  17  Millionen  Lire  1869  stieg  das  Aufkommen 
auf  44  Millionen  Lire  1871,  auf  64  Millionen  Lire  1873  und  ging 
über  80  Millionen  hinaus  1876.  Die  Finanz  Verwaltung  hat  hier  eine 
grosse  Festigkeit  an  den  Tag  gelegt,  aUe  Wahrnehmungen  verwertet, 
lun  ihr  Ziel  zu  erreichen,  und  zu  diesem  Behufe  sich  ein  eifriges 
und  gut  geschultes  technisches  Personal  geschaffen  ^). 

So  förderlich  nun  auch  die  erlangten  Resultate  für  den  Staats- 
haushalt waren,  so  vermochten  sie  doch  nicht  die  gegenteilige  Mei- 
nung zu  ändern,  welche  in  alten  Traditionen  und  in  begründeten 
Anschauungen  über  die  Wirkungen  der  Steuer  wurzelten.  Auch 
war  bei  allen  anerkennenswerten  Bemühungen  der  Regierung  es 
doch  nicht  zu  vermeiden,  dass  unter  den  Steuerbeamten  solche  waren, 
welche  zu  weit  gingen  und  oft,  wie  Maurogonato  in  einer  Rede 
zu  seinen  Wählern  von  Murano  hervorhob  ,  lieber  das ,  was  ver- 
mählen werden  konnte ,  als  das  wirklich  Vermahlene  zu  Grunde 
legten.  Im  Venetianischen  waren  die  Klagen  besonders  stark.  Aus 
diesen  Beschwerden,  welche  im  itahenischen  Parlament  immer  wieder- 
kehrten, zog  die  Linke  ein  Argument,  um  die  aus  der  Rechten  ge- 


^)  E.  Morpurgo,  La  finanza.    Firenze  1877.     S.  72—75. 
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nommene  Regierung  zu  bekämpfen,  indem  sie  gegen  die  unpopuläre 
Steuer  eiferte  und,  als  sie  ans  Ruder  kam,  die  Abschaffung  derselben 
vorschlug. 

Doch  hatten  auch  schon  praktische,  ausserhalb  des  Parteilebens 
stehende  Männer  gegen  die  Fortdauer  dieser  Steuer  sich  erklärt, 
namentlich  weil  sie  die  unteren  Klassen  hart  bedrückte.  Mit  der 
Besserung  des  Budgets  verloren  zudem  die  Gründe,  welche  bei  ihrer 
Einführung  massgebend  waren,  immer  mehr  an  Gewicht.  Als  der 
Gesetzentwurf  behufs  Abschaffung  von  der  Regierung  dem  Parlamente 
vorgelegt  wurde,  fand  er  nur  Einwendungen  vom  Standpunkt  der 
allgemeinen  Finanzlage.  Die  Gegner  der  Aufhebung  hielten  den 
Finanzzustand  noch  für.  zu  unsicher,  das  Wachsen  der  Ausgaben 
dagegen  für  wahrscheinlich.  Je  mehr  aber  das  Gleichgewicht  im 
Staatshaushalt  durch  verschiedene  Mittel  sichergestellt  wurde,  um 
so  mehr  verstummte  die  Opposition.  Nach  erfolgtem  Votum  vom 
7.  Juli  1878  im  Parlament  wurde  durch  Gesetz  vom  25.  Juli  1879 
die  Steuer  auf  die  geringeren  Getreidesorten  und  stufenweise  in  den 
folgenden  vier  Jahren  auch  auf  Weizen  abgeschafft.  Infolgedessen 
nahm,  während  bis  1878  der  Steuerertrag  fortwährend  im  Wachsen 
war,  von  da  an  derselbe  fortwährend  ab. 


1869 

17,582,410 

1877 

83,138,532 

1870 

26,957,285 

1878 

83,540,973 

1871 

44,585,710 

1879 

75,485,336 

1872 

59,109,999 

1880 

56,627,279 

1873 

64,347,322 

1881 

47,617,701 

1874 

68,879,570 

1882 

51,607,695 

1875 

76,642,311 

1883 

50,643,420  '). 

1876 

82,521,093 

Die  Abschaffung  der  Mahlsteuer,  die  mit  dem  1.  Januar  1884 
zum  Abschluss  kam,  ist  eine  Thatsache  von  grösster  Wichtigkeit  und 
bedeutet  den  Anfang  jener  fruchtbaren  und  erwünschten  Reform  der 
indirekten  Steuern,  welche  jetzt  das  Ziel  italienischer  Finanzpolitik  ist. 
Zugleich  zeigt  sie  die  beträchtliche  Besserung  des  italienischen  Finanz- 
wesens und  die  hervorragenden  Hilfsquellen,  über  die  es  verfügt. 
Mittels   des   natürlichen  und  ständigen  Wachstums  der  bestehenden 


^)  Diese  Ziifern  sind  dem  Annuario  del  Ministero  delle  Finanze  pel  1883 
entnommen,  die  des  letzten  Jahres  wurden  direkt  von  der  Generaldirektion  mit- 
geteilt. Es  sei  bemerkt,  dass  das  letzte  definitive  Abschaffungsgesetz  das  Datum 
19.  Juli  1880  trägt. 
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Steuern  und  einiger  nützlicher  Reformen  bei  denselben  vermochte 
man  das  Gleichgewicht  aufrecht  zu  erhalten  und  sogar  allmählich 
trotz  wachsender  Ausgaben  einen  Ueberschuss  zu  erzielen.  In  den 
letzten  Jahren  wurden  viele  öffentUche  Dienste  besser  dotiert,  man 
hat  beträchtliche  Steuererleichterungen  gewährt,  und  selbst  die 
Tilgung  der  Schulden  beschleimigen  können;  denn  die  schwebende 
Schuld,  welche  1876  230  Millionen  betrug,  wurde  nach  und  nach 
bis  1881  auf  133  Millionen  vermindert. 

Die  Summe  der  Ausgaben  hat  sich  in  naturgemässer  Weise  ge- 
steigert: es  genügt  hervorzuheben,  dass  die  ordentKche  Ausgabe  für 
das  Heer  1876  163,611,783  betrug,  jetzt  aber  auf  200  Millionen  ge- 
stiegen ist,  wobei  die  ausserordentliche  Ausgabe,  die  ebenfalls  ge- 
wachsen ist,  nicht  in  Rechnung  gezogen  ist.  Zu  gleicher  Zeit  schaffte 
man  die  Schiffahrtsabgaben  ab  und  ermässigte  die  AusgangszöUe 
um  mehr  als  3  Millionen:  man  verzichtete  auf  die  kleinsten  Quoten 
der  Steuer  vom  Mobiliarvermögen  im  Wertbetrag  von  5  Millionen 
und  gewährte  den  Kommunen  einen  Anteil  am  Ertrag  derselben; 
trotzdem  blieb  ein  Ueberschuss  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben. 

Derselbe  betrug     1877 14,028,000  Lire 

1878 12,212,000     , 

1879 42,513,000     , 

1880 19,141,000     r, 

1881 49,240,000     , 

Aehnliche  üeberschüsse  sind  vorgesehen  und  berechnet  für  die 
folgenden  Jahre.  Zu  diesem  Ergebnis  trugen  ausser  dem  regel- 
mässigen Wachstum  der  bestehenden  Steuern  die  neuen  Massregeln 
bei,  die  das  Zollwesen,  das  Tabakmonopol,  die  Steuern  auf  Spirituosen, 
Kolonialprodukte  und  Petroleum,  die  Registerabgaben,  die  Verwal- 
tung»- und  ähnliche  Konzessionen  betrafen,  was  in  der  Periode  von 
1876 — 81  ungefähr  einen  Mehrertrag  von  63  Millionen  ergab.  Diese 
Mehrung,  welche  sich  auf  die  natürhche  Entwickelung  der  nationalen 
Steuerkräfte  stützt,  vermochte  die  wachsenden  Staatsbedürfnisse  zu 
befriedigen  und  auch  noch  den  Ausfall  der  abgeschafften  Mahlsteuer 
zu  decken  ^).  Der  unmittelbare  und  definitive  Effekt  dieser  Ab- 
schaffung ist  eine  universelle  Wohlthat  für  die  Steuerzahler,  besonders 
aber  für  jene  Klassen  und  Gegenden,  welche  den  grossem  Teil  der 


')  Vgl.  hierüber  die  Ausfühningen,  welche  der  Minister  Magliani  in  der 
Kammer  der  Deputierten  den  20/21.  April  imd  im  Senat  den  27.  Juni  1882  gab. 
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Last  zu  tragen  hatten.  Die  Thatsache  hat  also  einen  wirtschaftUchen 
lind  socialen  Wert,  den  man  nicht  verkennen  kann,  und  gehört  zum 
Kreis  der  modernen  Steuerreformen,  welche  vom  Princip  strenger 
Gerechtigkeit  und  demokratischer  Politik  durchdrungen  sind.  Es 
ist  jedoch  hier  auf  eine  Meinungsverschiedenheit  hinzuweisen.  Seit 
dem  Auftreten  des  Gesetzentwurfs  über  die  Mahlsteuer  haben  manche 
die  Ansicht  verfochten,  dass  die  Wirkungen  der  Steuer  keine  schäd- 
lichen seien.  Der  Autor  einer  sehr  gelehrten  Arbeit,  der  zu  den 
hervorragendsten  italienischen  Nationalökonomen  gehört,  wandte  allen 
Scharfsinn  auf,  um  zu  zeigen,  dass  die  vorgenannte  Steuer  sich  nicht 
wesentlich  von  den  andern  unterscheide,  und  dass  sie  nicht  für  die 
arbeitenden  Klassen  nachteilig  sei,  indem  eine  vis  medicatrix  naturae 
im  entgegengezetzten  Sinn  wirke.  »Die  Abwälzung,"  sagt  er,  „wird 
unvermeidlich  sein  und  der  Arbeiter  wird  sich  von  der  ganzen  Last  be- 
freien können,  teils  als  Getreidekonsument,  indem  er  den  Konsum  ein- 
schränkt und  das  Sinken  des  Preises  veranlasst,  teils  als  Arbeitnehmer, 
indem  er  den  Lohn  erhöht  und  für  den  Verlust  sich  so  entschädigt, 
teils  als  Arbeiter,  indem  er  eine  .grössere  Energie  und  Emsigkeit 
entwickelt,  also  in  der  Arbeit  produktiver  ist.  Eine  Steuer  mag 
auf  den  ersten  Blick  ungerecht  und  ungleichmässig  erscheinen  und 
kann  doch  in  Wirklichkeit  der  Steuerfähigkeit  der  Privaten  sich 
anpassen,  indem  nachträglich  der  Verteilungsmodus  sich  korrigiert"  ^). 

Aber  alle  von  dem  scharfsinnigen  Schriftsteller  beigebrachten 
Argumente  vermögen  die  aufgestellte  These  nicht  zu  stützen;  sie 
ruht  auf  einer  unsichern  und  schwankenden  Basis,  da  das  veränder- 
liche Spiel  der  Privatinteressen  und  jene  Reihe  von  Aktionen  und 
Reaktionen,  von  der  die  Preisänderungen  abhängen,  hiebei  in 
Frage  steht. 

Die  Rückwälzung  wäre  in  Bezug  auf  den  Lohn  nur  möglich 
unter  Verhältnissen,  welche  dem  Arbeitsangebot  besonders  günstig 
sind ;  dagegen  kann  sie  sich  nicht  in  einer  der  andern  angedeuteten 
Formen  vollziehen,  ohne  dass  die  Arbeiter  Schaden  erlitten  und  ihre 
Lebenshaltung  herabdrücken  müssten  ^).  Stein  hat  also  Recht,  wenn 
er  die  Mahlsteuer  verurteilt,  und  ebenso  der  Minister  Magliani, 
wenn  er  am  4.  Mai  1879  in  der  Kammer  der  Deputierten  äusserte: 


^)  Ferrara,  La  tassa  sul  macinato  S.  97  fg. 

^)  R.  Meyer,    Die  Principien   der   gerechten  Besteuerung   in   der  neuem 
Finanzwissenschaft.     Berlin  1884,   S.  204—205. 
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„Die  Mahlsteuer  ist  nicht  nur  eine  umgekehrt  progressive  Steuer, 
insofern  sie  den  Armen  in  direktem  Verhältnis  zu  seinem  Elend 
trifft,  sondern  sie  schädigt  auch  eine  wichtige  Industrie." 

Eben  diese  Natur  der  Mahlsteuer  enthüllt  sich  durch  die  Art 
und  Weise,  in  der  sich  die  Gesamtlast  auf  die  verschiedenen  Teile 
der  Halbinsel  verteilt;  der  auf  den  einzelnen  treffende  Betrag  ist 
grösser  oder  kleiner  je  nach  dem  grossem  oder  geringem  Gebrauch, 
den  man  von  dem  Getreide  macht.  Die  Kopfquote  berechnete  sich  1878 
auf  3,72  L.  in  Parma,  auf  3,61  L.  in  Sicilien,  auf  3,44  L.  in  der 
Provinz  Rom,  auf  3,25  L.  in  der  Romagna,  in  den  Marken  und 
IJmbria,  auf  3,22  L.  in  Toscana,  auf  3,20  L.  im  Neapolitanischen, 
auf  3,09  L.  im  Gebiet  von  Venedig  und  Mantua,  auf  3,01  L.  im 
Piemontesischen  und  in  Ligurien,  auf  2,92  L.  im  Modenesischen,  auf 
2,74  L.  in  der  Lombardei,  auf  1,34  L.  im  Sardinischen,  auf  3,12  L. 
im  ganzen  Königreich.  Im  darauf  folgenden  Jahr,  in  welchem  die 
Steuer  auf  die  geringeren  Getreidearten  mit  Beginn  des  1.  August 
abgeschafft  wurde,  also  der  Ertrag  für  5  Monate  fehlte,  verminderten 
sich  die  Quoten  überall,  aber  auch  die  Reihenfolge  in  der  Verteilung 
änderte  sich  sofort.  Sicilien  nahm  nun  die  erste  Stelle  ein,  das 
Neapolitanische  überholte  Toscana,  Piemont  und  Ligurien,  das  Vene- 
tianische  und  Mantuanische.  Ueberdies  kann  man  die  grössere  Last, 
welche  von  dieser  Steuer  auf  der  armen  Bevölkerung  einiger  nicht 
wohlhabender  Provinzen  Italiens  lag,  aus  folgender  üebersicht  er- 
sehen, welche  den  fiskalischen  Ertrag  der  Mahlsteuer  und  Grund- 
steuer für  verschiedene  Teile  in  absoluten  und  relativen  Zahlen 
für  1877  vorführt  ^). 

Ton  beiden  zusammen  treffen  auf 


Mahlsteuer 

Grundsteuer 

die  Mahl- 
Steuer 

die  Grund- 
steuer 

7o 

Sardinien       .     .     . 

857,77.5,85 

3,889.904,37 

18 

82 

Lombardei     .     .     . 

8,608,951,21 

19,988,014,00 

30 

70 

Modena     .... 

1,940,356,57 

3,982,400,61 

33 

67 

Parma 

1,770,5.57,62 

2,937,937,99 

37 

63 

Romagna  u.  Marche 

8.233.294,79 

12,646,298,53 

39,4 

60,6 

Roma 

2,770,182,92 

4,238,371,15 

39,4 

60,6 

Venedig  u.  Mantua 

9,370.001.99 

13,949,329,43 

40 

60 

Neapel      .... 

22,500,120.07 

32,603,495,99 

40,1 

59,9 

Piemont  u.  Ligurien 

11,293,734.22 

16,-537,597,70 

40,7 

59,3 

Toscana     .... 

6,529,468,54 

6,750,949,44 

49.1 

50.9 

Sicilien      .... 

9.264,088,28 

8,876,805,41 

51,1 

48.9 

Königreich     .     .     . 

83,138,-532,07 

126,401,104.62 

40 

60 

^)  S.  Ami,  La  perequazione  dell'  imposta  sui  teiTeni  e  le  sue  appUcazioni 
alla  riforma  tributaria.     Torino  1879,  S.  169. 
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Aus  dieser  Gegenüberstellung  ergibt  sich,  class  die  Mahlsteuer, 
welche  für  sich  allein  zwei  Drittel  des  ganzen  Ertrags  der  Grund- 
steuer ergibt,  in  der  Art  ihrer  Verteilung  auf  die  verschiedenen 
Provinzen  des  Reichs  die  umgekehrte  Reihenfolge  einhält  wie  die 
Verteilung  der  andern.  Gerade  in  den  Gegenden,  in  welchen  der 
Ertrag  des  Bodens  am  geringsten  ist,  war  die  Last  der  Mahlsteuer 
grösser;  wo  die  Besitzer  weniger  direkte  Steuern  zahlen  oder  wo 
auch  der  ländliche  Wohlstand  geringer  ist,  war  die  von  allen  ge- 
zahlte Verbrauchssteuer  grösser.  Dies  will  sagen,  dass  die  Mahl- 
steuer nicht  nur  eine  ungleiche,  umgekehrt  progressive  Last  auf 
alle  Einwohner  darstellte,  sondern  auch  eine  Last,  welche  schwerer 
an  jenen  Orten  wurde,  wo  der  Getreide-  und  besonders  Weizen- 
konsum am  ausgedehntesten  war,  und  eine  Last,  welche  noch  grösser 
da  war,  wo  die  wohlhabenden  Klassen  und  die  Grundeigentümer 
speciell  weniger  Grundsteuer  bezahlen. 

Daraus  kann  man  leicht  abnehmen,  welche  Bedeutung  die  Ab- 
schaffung der  Mahlsteuer  in  Italien  mit  Rücksicht  auf  die  gleich- 
massige  Verteilung  der  öffentlichen  Lasten  hat.  Der  Minister  Ma- 
gliani  gab  dem  Reformgedanken  in  der  Kammer  der  Deputierten  in 
folgender  Weise  Aasdruck:  „Das  Land  verlangt,  dass  das  Steuer- 
sytem,  nachdem  das  Gleichgewicht  im  Staatshavishalt  hergestellt  ist, 
weniger  hart  auf  die  Bevölkerung  drücke  und  der  Produktion  und 
Arbeit  geringere  Hindernisse  bereite,  dass  die  Steuern  mit  grösserer 
Gleichmässigkeit  verteilt  werden,  und  dass  man  eine  rationelle  Um- 
gestaltung der  Abgaben  beginne,  welche,  ohne  das  Gleichgewicht  zu 
stören,  die  Abschaffung  jener  Steuern  ermögliche,  welche  die  not- 
wendigsten Lebensmittel  treffen  und  ein  Hemmnis  für  die  nationale 
Industrie  und  Arbeit  bilden"  ^).  Dieser  Grundgedanke  durchzieht 
auch  die  Abschaffung  einiger  schädlicher  Grenzabgaben,  sowie  die 
ganze  Neuordnung  des  Zollwesens,  die  Schaffung  neuer  Abgaben  auf 
Zucker,  Spirituosen,  Kaffee  und  andere  Kolonialprodukte,  Vermehrung 
der  Steuer  auf  Tabake  und  ähnliche  Produkte. 

Die  Gegenstände  des  notwendigen  Konsums  entlastete  man, 
während  man  gleichzeitig  jene  Produkte,  deren  Gebrauch  allgemein, 
aber  mehr  oder  minder  dem  freien  Willen  unterstellt  ist,  belastete. 
Der  Umgestaltung  liegt  eine  gesunde  Finanzpolitik  zu  Grunde. 


'}  Finanzexpose  vom  4.  Juni  1879.    Vgl.  auch  den  Artikel,  der  betitelt  ist: 
La  trasformazione  dei  tributi  in  der  Rassegna  Settimanale  vom  25.  Mai  1879. 
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Bevor  wir  in  diese  eingehen,  mag  kurz  auf  die  Reform  des 
Zollwesens  hingewiesen  werden,  da  sie  mit  ihr  in  enger  Be- 
ziehung steht  und  die  Basis  derselben  bildet.  Sie  wurde  durchge- 
führt durch  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1878,  welches  den  neuen  Zoll- 
tarif schuf,  und  durch  die  folgenden  Gesetze ,  durch  welche  der 
Handelsvertrag  mit  Oesterreich-Ungarn  und  die  Konventionen,  bezw. 
die  Verträge  mit  Frankreich  und  der  Schweiz  bestätigt  wurden. 
Folgende ,  teils  finanzielle ,  teils  wirtschaftliche  Ziele  hatte  man 
dabei  im  Auge:  Abschaffung  vieler  der  einheimischen  Industrie 
schädlicher  Ausfuhrzölle,  Vermehrung  der  Abgaben  auf  importierte 
Waren  im  Verhältnis  zur  Erhöhung  der  inneren  Steuern  ^),  Unter- 
drückung der  Defrauden,  zu  denen  das  fehlerhafte  System  der 
Wertzölle  Anlass  gab,  Beseitigung  des  Missverhältnisses  des  alten 
Tarifs,  der  in  zahlreichen  Fällen  die  Rohmaterialien  höher  be- 
steuerte als  die  Manufakte,  Vereinfachung  der  Zollreglements  durch 
Ausscheidung  verwirrender  Formalitäten  und  Verschärfung  der 
Exekution  und  Disciplin.  Diese  Ziele  wurden  grösstenteils  erreicht. 
Die  Ausfuhrzölle ,  1866  infolge  harter  Notwendigkeit  eingeführt, 
wurden  zu  ungefähr  vier  Fünfteln  unterdrückt,  ebenso  die  Eingangs- 
zölle auf  gewisse  Rohprodukte,  welche  die  einheimische  Industrie 
bedarf,  auf  eine  kleine  Zahl  beschränkt,  nämlich  auf  Säuren,  Soda, 
Hypochlorit,  rohes  Gummi  elasticum  und  ähnliches  mehr.  Dagegen 
wurden  in  Bezug  auf  die  Einfuhr  der  Manufakte  die  Zölle  auf 
Gespinnste  und  Gewebe  aus  Leinen,  Hanf,  Baumwolle,  Wolle  und 
Seide,  die  Zölle  auf  Eisen,  Spirituosen,  Zucker  u.  s.  w.  beträcht- 
lich erhöht. 

Infolge  dieser  Reform  verschwanden  viele  Missstände,  der  Steuer- 
ertrag wuchs  und  die  Industrien  empfanden  die  wohlthätigen  Wir- 
kungen. Die  Mehrimg  der  ZoUeinnahmen  in  diesen  Jahren  war  in 
der  That  bedeutend;  während  von  1871  —  74  der  mittlere  Jahres- 
ertrag 91  Millionen  und  von  1875 — 78  104,1  Millionen  ausmachte, 
stieg  er  in  den  folgenden  4  Jahren  1879 — 82  auf  143,8  Millionen 
imd  ist  noch  in  allmählicher  Zunahme  begriffen.  In  der  gleichen 
Periode  machten  die  einheimischen  Industrien,  besser  gegen  die 
fremde  Konkurrenz  geschützt,  naturgemässe  Fortschritte,  die  ein- 
heimische Produktion  wuchs  in  jedem  Zweig,  und  während  der  Im- 
port der  Rohmaterialien  zunahm,  Hess  der  der  Fabrikate  nach.    Die 


')  Rede  des  Ministers  Magliani  im  Senat  vom  27.  Juni  1882. 

415 


J  Q  Ricca  -  Salemo, 

Interessen  des  Fiskus  und  der  Industrie  fanden  gleichmässige  Wah- 
rung ^). 

Zu  den  neuen  Zollordnungen  gesellen  sich  die  Zucker-  und 
Branntweinsteuer,  welche  grosse  Steigerung  erfahren  haben  und 
feste  Säulen  unseres  Abgabenwesens  bilden.  Zucker  und  Spirituosen 
können  als  Gegenstände  des  allgemeinen  Konsums  betrachtet  werden, 
ohne  doch  zu  den  notwendigsten  Lebensmitteln  zu  gehören,  zumal 
in  Italien,  wenn  man  sein  Klima  und  seinen  Boden  in  Betracht 
zieht.  Der  Konsum  wächst  mit  der  Zunahme  des  Wohlstands  im 
Volk.  Hier  hat  das  Beispiel  der  andern  Staaten  Italien  nützliche 
Winke  gegeben. 

Vor  1877  existierten  nur  geringe  und  einfache  Importzölle,  die 
zuerst  in  Piemont  und  von  da  nach  1859  in  den  übrigen  Teilen 
der  Halbinsel  je  nach  dem  Zuwachs,  den  das  Königreich  erfuhr, 
eingeführt  wurden.  Beim  Zucker  machte  man  nur  zwei  Klassen, 
Rohzucker  and  raffinierten  Zucker;  vom  ersteren  erhob  man  20,80  L. 
per  Centner,  vom  zweiten  28,85  L.  per  Centner.  Beide  Zuckerarten 
unterschied  man  anfangs  nach  empirischen  und  unsicheren  Methoden ; 
aber  später  wurde  festgestellt,  dass  behufs  Verzollung  als  raffinierter 
Zucker  jener  anzusehen  sei,  der  einen  grösseren  Weissegrad  als 
Nr.  20  holländisch  habe ;  alle  übrigen  galten  als  Rohzucker.  Die 
beiden  Zölle  standen  zu  einander  im  Verhältnis  von  72  zu  100; 
infolgedessen  war  die  Raffinerie  gezwungen ,  ausschliesslich  sehr 
reichhaltige  Zuckerarten  zu  verarbeiten;  denn  da  aller  Zucker  beim 
Eingang  die  gleiche  Abgabe  zahlte,  konnte  man  nicht  ohne  Verlust 
die  geringeren  72  grädigen  verarbeiten. 

Die  Raffinerie  war  in  keine  direkten  und  konstanten  Beziehun- 
gen zum  Fiskus  gebracht.  Die  einheimischen  Raffinateure  zahlten 
20,80  L.  Zoll  auf  importierten  Rohzucker,  verarbeiteten  ihn,  er- 
hielten 90 ^/o  raffinierten  Zucker,  den  sie  in  den  freien  Verkehr 
brachten,  d.  h.  sie  zahlten  einen  Zoll,  der  für  jeden  Centner  raffi- 
nierten Zucker  23,11  L.  betrug,  während  jener  auf  den  vom  Aus- 
land gekommenen  28,85  L.  ausmachte;  sie  erfreuten  sich  also  eines 
eflfektiven  Schutzes  von  5,74  L.  in  Gold.  Nichtsdestoweniger  rief 
der  Tarif  von  1859  grosse  Klagen  hervor,  namentlich  in  Ligurien, 


^)  EUena,  La  tariffa  doganale  im  Annuario  delle  scienze  giuridiche  sociali 
e  politiche  del  Ferraris.     Milano  1883,  Jahrg.  IV,  S.  618  fg. 
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WO  einige  Fabriken  entstanden,  eben  weil  die  Verarbeitung  geringerer 
Rohzuckersorten  erschwert  war.  Und  während  die  einheimische 
Industrie  keine  grossen  Fortschritte  machte  mid  der  Konsum  ein 
ziemlich  spärlicher  blieb ,  waren  die  Zollerträgnisse  gering  wegen 
der  massigen  Zollsätze.  Nach  1870  trat  auch  in  Italien  eine  Periode 
leichtfertiger  Spekulationen  ein,  deren  Centrura  Ligurien  war.  Da- 
mals entstanden  gleichzeitig  zwei  grosse  Raffinerien  zu  Sampierda- 
rena  und  Rivarolo  bei  Genua  und  zwar  von  solchem  Umfang,  dass 
es  den  Anschein  hatte,  sie  würden  den  ganzen  Konsum  des  König- 
reichs befriedigen  können.  In  derselben  Zeit  fasste  man  auch  die 
Fabrikation  einheimischen  Zuckers  ins  Auge.  Bereits  war  zu  Anagni  in 
der  Provinz  Rom  in  den  letzten  Jahren  der  päpstlichen  Regierung 
auf  Grund  gewährter  Privilegien  eine  Rübenzuckerfabrik  entstanden; 
zwei  andere  grosse,  prächtige  Fabriken  gleicher  Art  wurden  1870 
zu  Cesa  im  Aretinoschen  und  zu  Rieti  in  Umbrien  gegründet,  kurz 
zuvor  war  zu  Chiasso  in  der  Provinz  Turin  ein  Etablissement  zur 
Zuckergewinnung  aus  Moorhirse  (sorgo)  eröffnet  worden.  Aber 
während  diese  letzte  Fabrik  wegen  der  Schwierigkeiten,  auf  welche 
die  Kultivierung  von  Sorgo  stiess,  plötzKch  wieder  verschwand,  blühten 
die  andern  nicht  lange  und  erzielten  nur  die  spärlichsten  Resultate  aus 
demselben  Grunde,  nämlich  wegen  des  Mangels  zuckerreichen  Roh- 
materials, indem  die  Zuckerrübe  sich  besser  für  die  nordischen  Länder 
eignet.  Auch  das  Schicksal  der  Raffinerien  war  kein  erfreuliches.  Die 
von  Rivarolo  wurde  angeblich  technischer  Konstruktionsfehler  und 
anderer  Missstände  wegen  niemals  eröffnet.  Die  von  Sampierdarena, 
welche  von  einflussreichen  und  unternehmenden  Personen  creorriindet 
worden  war,  hatte  in  den  ersten  Jahren  mit  den  grössten  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen,  teils  wegen  der  Kleinheit  des  Grundkapitals,  teils 
wegen   der  Unerfahrenheit  des  technischen  Direktors. 

Folgende  Zahlen  lassen  den  Produktionsumfang  der  italienischen 
Raffinerien  von  1873—78  ersehen  i): 


Eingeführter  Zucker      Er 

zeugter  raffinierter  Zucker 

1873 

37,620  Ctr. 

29,141  Ctr. 

1874 

90,677     , 

81,140     , 

1875 

151,849     , 

135,045     , 

1876 

160,752     , 

148,379     , 

1877 

156,781     , 

143,879     . 

1878 

308,552     , 

284,948     , 

')  Ellena,  I  tributi  sullo  zucchero  e  sugli  spiriti  im  Archivio  di  Statistica. 
Roma  1879.  Jahrg.  III,  Fase.  3,  S.  274-276,  291  f. 
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Die  Zunahme  der  Produktion  in  den  Raffinerien  während  dieser 
kurzen  Periode  ist  evident,  und  man  kann  sagen,  angesichts  der 
technischen  und  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  der  neuen  Industrie 
und  der  Hemmnisse,  die  das  fehlerhafte  Zollsystem  bereitete,  auch 
beträchtlich.  Ausserdem  ist  zu  beachten,  dass  man  infolge  der  all- 
mählich in  den  Fabriken  eingeführten  Verbesserungen  Rohzucker 
von  besserem  Aussehen  gewinnt,  welcher  leicht  direkt  in  den  Kon- 
sum übergeht,  ohne  dass  er  erst  raffiniert  zu  werden  braucht.  Aehn- 
lich  mischt  man  in  Genua  im  sogenannten  Freihafen  in  den  Fein- 
zucker gewisse  Bestandteile,  um  dem  Zucker  eine  Färbung  zu  geben, 
welche  in  Weisse  die  Nr.  20  holländisch  nicht  übersteigt.  Infolge 
dessen  ist  die  Zollverwaltung  gezwungen,  den  Satz  für  Rohzucker 
in  Anwendung  zu  bringen.  Aus  diesen  Gründen  hat  der  Import  des 
Rohzuckers  beständig  auf  Kosten  der  Einfuhr  raffinierten  Zuckers 
zugenommen,  während  der  Steuerertrag  sich  nicht  beträchtlich  ver- 
mehrte, wie  folgende  Uebersicht  zeigt  ^)  : 


Rohzucker 

Raffinierter  Zucker 

Erhobene  Zölle 

Ctr. 

Ctr. 

Lire 

1860 

62,956 

232,027 

8,003,463 

1861 

136,262 

371,179 

13,541,764 

1862 

120,450 

429,876 

14,907,283 

1863 

279,430 

319,050 

15,016,737 

1864 

.362,211 

214,664 

13,727,045 

1865 

95,612 

529,149 

17,264,266 

1866 

115,588 

535,693 

17,868,045 

1867 

89,014 

466,795 

15,314,196 

1868 

130,557 

532,876 

18,081,219 

1869 

141,381 

540,156 

18,515,751 

1870 

146,211 

537,978 

18,571,726 

1871 

141,457 

569,720 

19,386,346 

1872 

164,011 

538,174 

17,943,953 

1873 

297,523 

510,140 

20,908,718 

1874 

343,021 

450,922 

20,182,735 

1875 

.378,515 

481,285 

21,779,332 

1876 

373,395 

423,838 

19,994,213 

Obwohl  die  italienischen  Finanzpolitiker  längst  der  Ueber- 
zeugung  lebten ,  dass  der  Zucker  in  einem  Land  wie  Italien  eine 
grössere  Belastung  ertragen  könne,  wo  viele  andere  unentbehrliche 
Objekte  stark  besteuert  waren  und  sind,  konnte  man  doch  lange 
Zeit  diesen  Gedanken  nicht  verwirklichen,  weil  die  fraglichen  Zölle 


^)  Ellena,  I  tributi  sullo  zucchero  e  sugli  spiriti,   S.  292  —  293. 
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durch  den  Handelsvertrag  von  1863  gebunden  waren.  Aber  nach- 
dem einige  inländische  Zuckerfabriken  entstanden  waren,  konnte 
man  das  Ziel  indirekt  erreichen,  indem  man  die  einheimische  Pro- 
duktion und  Raffinerie  besteuerte ,  um  in  gleichem  Verhältnis  die 
Eingangsabgabe  zu  erhöhen.  Denn  die  Handelsverträge  haben  mit 
Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Finanzbedürfnisse  der  Staaten  die 
Maxime  aufgestellt ,  dass  man ,  wenn  man  neue  Konsumsteuern 
einführt,  die  Grenzabgaben  von  diesen  Produkten  in  gleichem 
Mass  erhöhen  darf.  Es  entsteht  hiebei  die  schwierige  praktische 
Frage,  wie  man  das  genaue  Verhältnis  zwischen  der  Fabrikations- 
steuer und  der  Grenzabgabe  herstellen  könne  und  zwar  so,  dass  die 
dem  Schutz  gemachten  Zugeständnisse  sich  nicht  ändern  —  eine 
äusserst  schwierige  Sache  bei  jeder  Ware,  besonders  aber  beim 
Zucker.  Durch  Gesetz  vom  2.  Juni  1877 ,  das  der  Finanzminister 
Depretis  in  Vorschlag  gebracht  hatte,  wurde  die  Steuer  für 
die  Fabrikation  sowie  für  die  Raffinerie  des  Zuckers  zu  21,15  L. 
für  den  Centner  und  der  ZoU  auf  Rohzucker  auf  41,95  (20,80  in 
Gold  und  der  Rest  in  Papier)  und  der  ZoU  auf  raffinierten  Zucker 
auf  50  L.  (28,85  in  Gold)  festgestellt.  Es  wurde  als  Steuersystem 
das  sogen.  Fabrikatsteuersystem  gewählt,  das  die  Fabriken  imd  Raf- 
finerien der  ständigen  Aufsicht  der  Beamten  unterwirft,  teils  um 
die  Inkonvenienzen  der  in  andern  Staaten  üblichen  Systeme  zu  ver- 
meiden und  nicht  gefährliche  Neuerungen  zu  versuchen,  teils  weil 
die  Fesseln  der  Verträge  keine  ganz  freie  Wahl  zuliessen.  Immerhin, 
während  die  Zuckerfabriken  im  früheren  Zustand  verharrten,  empfand 
die  Raffinerie  von  Sampierdarena  die  wohlthätigen  Wirkungen  so- 
gleich rmd  erfuhr  einen  unerwarteten  Aufschwung.  Die  Gründe 
dieser  Erscheinung  sind  nachstehende:  Infolge  des  neuen  Gesetzes 
und  der  Vollzugsinstruktion  wurden  die  Bedingungen  für  die  Raf- 
finerie erheblich  günstiger.  Um  einen  Centner  raffinierten  Zucker 
zw  erhalten,  hatte  die  Raffinerie  23,11  L.  in  Gold  beim  Eingang 
des  Rohproduktes  zu  zahlen,  wozu  sich  die  Fabrikationsabgabe  von 
21,15  L.  in  Papier  gesellte,  was  bei  einem  Agio  von  lO**;©  19,35  L. 
in  Gold  ausmachte,  im  ganzen  also  42,46  L.  in  Gold.  Der  raffinierte 
Zucker ,  welcher  vom  Ausland  kam ,  war  dem  Zoll  von  28,85  Lire 
unterworfen,  dazu  kam  die  Zusatzabgabe  von  19,45  L.  (auf  Gold 
reduciert),  so  dass  die  ganze  Belastung  48,20  L.  betrug.  Es  blieb 
also  zu  Gunsten  der  Raffineure  eine  Differenz  von  5,74  L.,  welche 
genau   den  Schutz   wie   früher   bildete.     Aber   ausserdem  hatte  die 
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Raffinerie  infolge  des  neuen  Gesetzes  andere  Erleichterungen;  das- 
selbe gestattete ,  dass  die  Raffineure  die  Steuer  und  den  Zoll  in 
sechsmonatlichen  Wechseln,  ohne  dass  ein  Zinsabzug  stattfand,  zahlen 
durften;  ferner  geschah  die  Zahlung  der  Steuer  provisorisch  auf 
der  Basis  eines  mittleren  Rendements  von  80  ^jo ,  während  die  de- 
finitive Abrechnung,  welche  sich  auf  90°/o  stellt,  erst  am  Ende  des 
Jahres  statthatte,  für  den  Ueberschuss  gab  man  abermals  sechs- 
monatlicbe  Wechsel.  Daraus  folgt,  dass ,  wenn  man  die  Zinsen  zu 
5*^/0  rechnet,  die  Protektion  aus  diesem  Grund  um  1,16  L.  in  Gold 
für  jeden  Centner  wuchs.  Diese  Zulassung  von  Wechseln  hat  der 
Raffinerie  grosse  Aktionsfreiheit  und  Bequemlichkeit  gewährt ,  sie 
konnte  sich  grosse  Vorräte  von  Rohmaterial  verschaffen,  ohne  gleich 
hohe  Zollsummen  zu  zahlen,  und  sich  die  Mittel  und  Gelegenheiten, 
welche  der  Handel  gewährt,  zu  nutze  machen  ^). 

Inzwischen  war  der  Handelsvertrag  mit  Frankreich  abgelaufen, 
und  in  dem  mit  0  esterreich -Ungarn  hatte  sich  Italien  die  Mög- 
lichkeit reserviert,  in  freier  Weise  das  Mass  der  Zölle  zu  fixieren, 
wofern  nur  die  Zollabgaben  auf  Rohzucker  nicht  weniger  als  ^/s 
vom  raffinierten  Zucker  betrugen.  Es  wurde  nun  ein  neuer  Gesetz- 
entwurf dem  Parlament  vom  Minister  Magliani  behufs  Ordnung 
der  Zuckerabgaben  vorgelegt.  Es  war  vorgeschlagen,  dass  man 
die  Zahlung  in  Wechseln  sowie  die  Extraabgabe  der  Raffinerie 
abschaffe  und  zu  den  alten  Zollordnungen  d.  i.  zur  einfachen 
Unterscheidung  von  Rohzucker  und  raffinierten  Zucker  zurück- 
kehre, die  Fabrikatsteuer  und  beständige  Bewachung  durch  Steuer- 
beamte aufgebe  und  den  Importzoll  vom  Rohzucker  auf  45  L. 
und  vom  raffinierten  auf  56  per  Centner  feststelle.  Eine  andere 
Bestimmung  des  Entwurfs  war  die,  dass  man  die  Steuer  auf  die 
einheimische  Fabrikation  bis  zu  24,20  L.  für  jeden  Centner  Roh- 
zucker und  bis  zu  27,15  L.  für  jeden  Centner  raffinierten  Zucker 
erhöhen  müsse  und  zwar  in  Uebereinstimmung  mit  einer  Klausel 
des  italienisch  -  österreichischen  Vertrags,  welcher  verlangt,  dass 
die  Protektion,  deren  sich  gegenwärtig  die  Fabriken  erfreuen, 
nicht  vermehrt  werde.  Die  Ziele  der  vorgeschlagenen  Reform 
waren,  einen  grösseren  finanziellen  Ertrag  aus  der  Belastung 
des  Zuckers  zu  erhalten  und  die  einheimischen  Raffinerien  zw 
erleichtern   und   zu   fördern.     Das   ministerielle  Projekt  wurde  von 


')  EUena,  I  tributi  sullo  zucchero  e  sugli  spiriti,  S.  292,  293. 
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der  Kammer  der  Deputierten  mit  einigen  unbedeutenden  Modifika- 
tionen am  27.  Mai  1879  angenommen  und  am  25.  Juli  1879  als  Gesetz 
publiziert.  Dasselbe  beseitigte  die  Steuer  auf  die  Raffinerie,  brachte 
die  Zölle  auf  53  L.  für  den  Rohzucker  und  auf  66,25  für  den 
raffinierten,  schuf  einige  verständige  Bestimmungen  hinsichtlich  der 
Zollrestitution  auf  Zuckerprodukte.  Die  Fabrikationssteuer  und  Zu- 
satzabgabe vom  Zoll  wurden  auf  32,20  L.  für  den  Rohzucker  fixiert 
und  auf  37,40  für  den  raffinierten  Zucker.  Auf  Grund  dieser  Tarife 
kann  man  sonach  den  Schutz  folgendermassen  berechnen :  Der  Roh- 
zucker, der  vom  Ausland  kommt,  zahlt  53  L.  Zoll  und  32,20  L. 
Zusatzabgabe,  im  ganzen  85,20  L. ;  der  raffinierte  ebenfalls  impor- 
tierte Zucker  zahlt  66,25  L.  Zoll  und  37,40  L.  Zusatz,  im  ganzen 
103,65  L.  Unter  Zugrundelegung  eines  Rendements  von  90  "o  be- 
trägt die  Differenz  zwischen  den  beiden  Abgaben  9,33  L.  per 
Centner,  welches  genau  die  Prämie  oder  den  Schutz  der  einheimi- 
schen Raffinerie  darstellt  ohne  Einrechnung  des  Zinses,  der  zwischen 
der  provisorischen  Bezahlung  und  definitiven  Zollberechnung  ge- 
wonnen wird  ^). 

Ausserdem  erhöhte  das  nämliche  Gesetz  die  Importzölle  von 
Zuckerwerk,  Schokolade,  Kaffee,  Pfeffer,  Zimmet,  hob  dagegen 
auf  den  Zoll  von  Citronen,  dem  Rohmaterial  der  Konfektindustrie. 
Bereits  in  der  Sitzung  vom  22.  Juni  1877,  nachdem  die  erste  Er- 
höhung der  Zuckerzölle  eingeführt  war,  hatte  das  Handelskollegium 
auch  Vorschläge  gemacht,  um  den  Interessen  jener  Gewerbtreibenden 
gerecht  zu  werden,  welche  zuckerhaltige  Produkte  ins  Ausland 
schicken;  in  der  Sitzung  vom  6.  Dezember  1879  ergänzte  sie  dann 
diese  Massregel,  indem  sie  dieselbe  auf  kondensierte  Milch,  Wermut- 
wein, Mostrich,  Mandelkuchen  ausgedehnt  wissen  wollte,  indem  sie 
diese  Produkte  denen  anreihte,  welche  wie  Citronen,  Pomeranzen  und 
andere  eingemachte  Früchte,  Zuckerwerk  und  Schokolade  kraft  alter 
Gesetze  und  landesherrlicher  Dekrete  vom  24.  August  1877  und 
20.  Juni  1878  der  ZoUrestitution  (drawback)  unterworfen  waren. 
Die  Beschlüsse  des  Kollegiums  wurden  in  VoUzug  gesetzt  durch  aas 
kgl.    Dekret    vom    14.    August    1879    und    Ministerialdekret    vom 


')  Vgl.  den  umfangi-eichen  Bericht  Luzzati's  in  betreff  der  Zuckerzoll- 
reform vom  5.  Mai  1879  in  den  Atti  Parlamentari,  Sessione  del  1878/79,  XIII.  Legis- 
latura  Nr.  145  A,  worin  die  bezüglichen  Fragen  mit  grosser  Gelehrsamkeit  und 
Sachkenntnis  behandelt  sind. 
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22.  Februar  1880.  Diese  Massregeln  verhinderten,  dass  einige  nütz- 
liche Landesindustrien  durch  die  neuen  Gesetze,  d.  h.  wegen  eines 
fiskalischen  Zweckes,  Schaden  erlitten.  Aber  während  man  all  das 
im  Interesse  der  Exportindustrien,  in  deren  Produkten  Zucker  ent- 
halten ist,  geschehen  liess,  hat  das  letzte  Gesetz  von  1879  die  Ge- 
währung von  Drawbacks  bei  dem  raffinierten  Zucker  verboten,  da 
sie  jederzeit  und  überall  sich  als  Exportprämien  entpuppt  haben, 
zum  grossen  Schaden  der  Volkswirtschaft  und  der  Finanzen.  Die 
traurigen  Erfahrungen  anderer  Staaten,  in  denen  solche  Inkonvenienzen 
zu  Tage  getreten  sind,  haben  Italien  als  Lehre  gedient.  Die  Praxis 
der  Zollvergütungen  (drawbacks)  mit  ihren  unvollkommenen  Schätzungs- 
methoden hinsichtlich  des  Zuckers  hat  schädliche  Wirkungen  hervor- 
gebracht und  zahlreiche  Kontroversen  hervorgerufen.  Die  auf  äussere 
Anzeichen  sich  stützenden  Systeme,  welche  allgemein  vorherrschen, 
weil  man  das  der  Fabrikatsteuer  für  zu  fiskalisch  und  vexatorisch 
hält,  haben  meist  zu  geringe  Rendements  ergeben,  so  dass  das  Ver- 
hältnis ,der  Rückvergütung  auf  falscher  Basis  berechnet  ist.  Die 
Folge  ist  eine  Aufmunterung  der  Raffinerie  zum  Export  und  ein 
doppelter  Verlust  für  den  Fiskus,  welcher  weniger  Steuer  auf  die 
einheimische  Fabrikation  erhebt  und  mehr  Zoll  beim  Ausgang 
des  raffinierten  Zuckers  rückvergütet  als  man  beim  Eingang  des 
Rohzuckers  erhalten  hat.  Die  fortwährenden  Unterschleife  und 
subtilen  Machinationen  der  Fabrikanten  haben  dies  veranlasst,  in- 
dem sie  die  Anstrengungen  der  Finanzbehörden ,  um  die  gesetz- 
lichen Rendements  des  Zuckers  der  Wirklichkeit  entsprechend  zu 
erhöhen ,  vereiteln.  Kein  Hindernis  ist  für  sie  unübersteiglich. 
Es 'ist  hier  nicht  der  Ort,  das  weiter  auszuführen;  ich  will  nur 
das  Beispiel  Oesterreichs  erwähnen,  das  deutlich  genug  spricht. 
In  Oesterreich,  wo  bis  in  die  letzten  Jahre  das  oben  geschil- 
derte System  in  Kraft  war,  gab  die  Zuckersteuer  im  Decennium 
(1863 — 1873)  nach  Abzug  der  Rückvergütungen  einen  Nettoertrag 
von  4 — 6  Millionen  Gulden  jährlich.  Dieser  Ertrag  sank  1874  auf 
2,943,067,  1875  auf  1,742,324  und  1876  verwandelte  es  sich  in  einen 
Verlust  von  135,556  fl.  Infolgedessen  wurde  durch  Gesetz  von  1877 
den  Fabrikanten  eine  kontingentierte  Summe  von  6  Millionen  Gulden 
pro  Jahr  1878/79  auferlegt,  welche  in  den  folgenden  Jahren  bis 
zu  10  Millionen  Nettoertrag  gesteigert  werden  muss.  Gleiche  Un- 
zuträglichkeiten beklagt  man  in  anderen  europäischen  Staaten,  und 
es  ist  zu  grossen  Interessenkonflikten  zwischen  den  einheimischen  und 
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fremden  Zuckerraffineiiren  und  zwischen  ihnen  und  der  öflFentlichen 
Finanz  Verwaltung  gekommen,  so  zwar,  dass  zur  Abhilfe  die  Staaten, 
welche  ein  grösseres  Interesse  an  dieser  Sache  haben,  wie  Frank- 
reich, Belgien,  England,  Holland,  am  4.  November  1864  eine 
internationale  Liga  zur  Beseitigung  der  Prämien  schlössen.  Aber 
diese  Konvention  war  nicht  imstande,  die  Unterschleife  und  erwähnten 
Meinungsverschiedenheiten  zu  beseitigen.  Am  11.  August  1875 
wurde  sie  auf  Basis  der  Fabrikatsteuer  erneuert,  aber  sie  blieb 
nichtsdestoweniger  toter  Buchstabe  und  hat  keinen  irgendwie  nennens- 
werten Effekt  erzielt  ^). 

Es  war  also  von  seiten  der  italienischen  Finanzpolitiker  weise 
gehandelt,  wenn  sie  bei  einer  so  ungewissen  Sachlage  die  Rück- 
vergütung auf  die  absolut  notwendigen  Fälle  beschränkten,  d.  h.  nur 
auf  die  zuckerhaltigen  Produkte,  und  es  der  Zukunft  überHessen, 
ob  eine  bessere  Lösung  möglich  ist.  Dass  die  Raffinerien  hierbei 
bestehen  können,  zeigt  ihr  neuerlicher  Aufschwung.  Die  Raffinerie 
von  Sampierdarena  dehnte  sich  seit  1877  rapid  aus,  die  von  Rivarolo 
in  Ligurien,  die  für  lange  Zeit  geschlossen  war,  erneuerte  ihre  Be- 
triebseinrichtungen und  trat  mit  grosser  Kraft  in  den  industriellen 
Wettstreit  im  vergangenen  Jahr.  Eine  andere  kleine  Nebenfabrik 
von  der  zu  Sampierdarena  ist  nach  St.  Martino  im  Veronesischen 
übergesiedelt;  und  ausserdem  spricht  man  bereits  von  der  Errichtung 
einer  grossen  Raffinerie  am  adriatischen  Meer,  welche  sobald  wie 
möglich  erstehen  soll.  Während  die  Zeit  gar  nicht  so  fern  ist,  wo 
aller  raffinierter  Zucker  vom  Ausland  kam,  versorgt  jetzt  Italien 
bis  zu  ^,3  den  innern  Konsum.  Gleichzeitig  hat  sich  der  fiskaKsche 
Ertrag,  welcher  vor  wenigen  Jahren  noch  ziemlich  klein  war,  rasch 
mehr  als  verdoppelt, 

Einfuhr : 

Raffinierter  Zucker  Zollbeti-ag 

Ctr.  Lire 

373,612  25,971,750 

254,195  31,852,137 

365,957  45,397,220 

148,290  28,986,680 

174,112  42,653,084 

192,292  45,380,296 

147,495  51,054,251 

')  Vgl.  die  mehrfach  citierte  Arbeit  von  Ellena,  sowie  die  wichtigen  Werke 
von  Arne  und  Hittioff. 
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Rohzucker 

Ctr. 

1877 

474,041 

1878 

478,186 

1879 

649,800 

1880 

361,556 

1881 

587,135 

1882 

615,867 

1883 

778,919 

24  Ricca  -  Salerno, 

Angesichts  der  kurzen  Zeit,  in  der  die  neuen  Gesetze  ins  Leben 
getreten  sind,  und  unter  Berücksichtigung  des  geringen  Konsums  in 
Italien  sind  das  gewiss  nicht  zu  verachtende  Summen.  Der  Konsum 
berechnet  sich  auf  3  kg  pro  Kopf  in  Italien,  auf  4  in  0 ester- 
reich, auf  6  in  Deutschland,  auf  7  in  Frankreich,  auf  30  in  England,, 
wo  der  Zuckerzoll  1874  ganz  abgeschafft  wurde.  Der  finanzielle 
Ertrag  aber,  der  in  Italien  50  Millionen  Lire  übersteigt  und  fort- 
während sich  mehrt,  beläuft  sich  auf  15  Millionen  in  Oesterreich, 
auf  79  in  Deutschland,  auf  180  in  Frankreich  ^). 


In  weiterer  Linie  kommt  in  Betracht  die  Branntwein- 
steuer, welche  zwar  nicht  entfernt  die  ausserordentliche  Bedeutung 
in  Italien  wie  in  anderen  Kulturstaaten,  aber  doch  beträchtliche 
Fortschritte  in  den  letzten  Jahren  gemacht  hat  und  einen  wesent- 
lichen Teil  der  Steuerreform  bildet.  In  Grossbritannien  belaufen  sich 
die  Spiritusabgaben  auf  477,19  L.  per  Hektoliter  absol.  Alkohol,  die 
Abgabe  beträgt  sonach  fast  das  Zehnfache  des  Handelswertes  und 
bringen  dem  Aerar  600  Millionen  Lire  ein.  Die  Vereinigten  St^^aten 
von  Amerika  haben  diese  Steuer  auf  245,36  L.  für  jeden  Hektoliter  abs. 
Alkohols  fixiert  und  ziehen  daraus  mehr  als  300  Millionen.  In  Frank- 
reich steigt  die  Steuer  auf  156  L.  per  Hektoliter  und  ergibt  circa 
190  Millionen.  Diese  Staaten,  denen  sich  Holland  beigesellt,  wollen  eine 
grosse  Einnahme  aus  dieser  Steuer,  haben  deshalb  möglichst  hohen  Steuer- 
fuss  und  das  System  der  permanenten  Ueberwachung  der  Fabriken 
oder  der  »exercice",  wie  die  Franzosen  es  nennen.  Hierbei  sind  die 
Fabrikanten  einer  peniblen  Kontrolle  und  hohen  Strafen  unterworfen  ^). 
Andere  Staaten,  wie  Oesterreich,  Deutschland  und  Belgien  sind 
eher  bestrebt,  die  Blüte  der  Industrie  zu  begünstigen,  als  die 
Interessen  des  Fiskus  und  haben  sich  an  Systeme  gehalten,  die  auf 
Rendementsannahmen  beruhen,  indem  man  aus  den  Apparaten  oder 
aus  der  Quantität  des  Rohmaterials  auf  die  Menge  Alkohol  schliesst. 
So  hat  z.  B.  in  Deutschland,  bezw.  Preussen,  das  Gesetz  von  1819  die 


')  J.  Wolf,  Die  Zuckersteuer,  ihre  Stellung  im  Steuersystem.  Tübinger  Zeit- 
schrift 1882.  Die  im  ganzen  sehr  verdienstliche  Arbeit  ist  gerade  in  Bezug  auf 
Italien  leider  etwas  lückenhaft. 

^)  Vgl.  hierüber  J.  Wolf,  Die  Branntweinsteuer,  ihre  Stellung  im  Steuer- 
system und  in  der  Volkswirtschaft,  ihre  geschichtliche  Entwickelung  und  gegen- 
wärtige Gestalt  in  den  einzelnen  Ländern  und  ihre  Erhebungsformen.  Tübin- 
gen 1884. 
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Steuer  auf  33  L.  per  Hektoliter  festgesetzt ;  aber  in  der  Wirklichkeit 
war  die  Steuer  für  die  Brenner,  welche  Getreide,  stärkemehlhaltige 
Stoffe  und  Zuckerrüben  verarbeiteten,  zu  0,375  L.  für  22;90  Liter 
Maischraum  festgesetzt,  und  in  Fabriken,  welche  Wein,  Weinhefe, 
Trauben  und  Früchte  gebrauchen,  entscheidet  die  Quantität  des 
Rohmaterials.  Infolgedessen  schreibt  das  Gesetz  die  Stimden  vor, 
während  deren  die  Destillation  erlaubt  ist,  den  Minimalmnfang  der 
Maischgefasse,  reguliert  den  Gebrauch  der  sonstigen  Apparate  u.  s.  w. 
Das  System  wurde  etwas  modifiziert  durch  Gesetz  vom  28.  Juni  1864. 
AehnKch  ist  es  in  Oesterreich  und  Belgien,  wo  die  Steuer  sich  nicht 
sowohl  auf  die  wirkliche  Produktion  des  Alkohols  stützt,  als  auf 
gewisse  Produktionsfaktoren,  wie  die  angewandten  Instrumente  und 
verarbeiteten  MateriaKen. 

Die  Wirkungen  dieses  Systems  sind  ebenso  schädlich  für  den 
Fiskus  als  für  die  Volkswirtschaft.  Die  Fabrikanten  können  leicht 
die  gesetzlichen  Vorschriften  umgehen  und  selbst,  wenn  sie  dieselben 
einhalten,  so  bringen  sie  doch  eine  grössere  Alkoholmenge  als  die 
vom  Gesetz  festgestellte  heraus.  Das  Endresultat  ist,  dass  die 
Branntweinbrenner  eine  geringere  Steuer  als  die  vom  Gesetz  ge- 
wollte bezahlen  und  grössere  Gewinne  machen.  Sie  wählen  nicht 
nur  sehr  reichhaltige  Materialien,  sondern  sie  überhasten  den  Pro- 
duktionsprozess  und  verschwenden  in  der  Ausbeute  der  letzten  Prozente 
unnötige  Kraft.  Die  von  den  Konsumenten  gezahlte  Steuer  kommt 
nicht  ganz  dem  Fiskus  zu  gute,  sondern  bleibt  zum  Teil  in  den 
Händen  der  Fabrikanten  und  die  betreffende  Industrie  kann  nicht 
einen  normalen  Gang  verfolgen,  sondern  wird  in  ihrer  Richtung 
durch  die  steuerlichen  Kunstgriffe  bestimmt.  Der  Ertrag  in  Deutsch- 
land beläuft  sich  auf  57  Millionen  Lire,  in  Oesterreich  auf  27  Millionen, 
in  Belgien  auf  25  Millionen. 

In  Italien  beging  man  zuerst  die  nämlichen  Irrtümer.  Man 
hat  aber  hernach  sie  zu  beseitigen  gesucht.  Obgleich  in  den  auf  die 
Verbrauchssteuer  bezüglichen  Bestimmungen  die  Fabrikationssteuer 
im  Keim  schon  enthalten  war,  erhielt  sie  doch  erst  eine  unabhängige 
und  selbständige  Existenz  mit  dem  Gesetz  vom  11.  August  1870, 
welches  sie  auf  20  L.  per  Hektoliter  78grädigen  Alkohol  festsetzte. 
Durch  Verordnung  vom  27.  September  1870  wurde  vorgeschrieben, 
dass  die  Steuer  sich  bemesse  nach  der  wirklich  gewonnenen  Menge  bei 
den  Brennereien,  welche  konzentrierte  geistige  Flüssigkeiten,  Melasse 
und  Hefe   verarbeiteten,    dagegen   nach   dem   Maischraum    bei    den 
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Brennereien  von  Steinobst,  Wein  und  Most  mit  1  L.  per  Hektoliter,  von 
Kernobst,  Zuckerrüben  und  Bierabfallen  mit  0,77  L.  per  Hektoliter,  von 
Weintrestern  mit  0,50  L.  per  Hektoliter  Maischraum,  Die  Ausbeute- 
koefficienten  waren  schon  an  sich  sehr  klein  und  Avurden  noch  durch 
die  Abfindungen  verringert.  Und  obgleich  in  den  ersten  Jahren 
unsere  Industrie  noch  in  den  Kinderschuhen  steckte,  auch  noch  nicht 
jene  subtilen  Manipulationen,  aus  denen  sie  später  Vorteil  zog,  ge- 
lernt hatte,  so  kann  man  doch  mit  Sicherheit  behaupten,  dass  die 
grossen  Fabriken  nur  einen  vrinzigen  Teil  der  Steuer  bezahlten  und 
beträchtlichen  Gewinn  von  dem  1870  inaugurierten  System  hatten. 
Im  Jahre  1870  erfolgte  noch  ein  grosser  Import,  um  dem  neuen 
Zoll  zu  entgehen,  aber  im  folgenden  Jahr  sank  die  Einfuhr  auf  ein 
Minimum,  nämlich,  wenn  man  von  den  Jahren  1873  und  1874,  in 
denen  der  hohe  Preis  des  Getreides  den  grossen  Fabriken  ein  un- 
übersteigliches  Hindernis  bereitete,  absieht,  auf  70,000  hl  jährlich, 
während  sie  früher  circa  200,000  hl  betrug.  Das  weist  unter  gleich- 
zeitiger Annahme  einer  kleinen  Konsummehrung  darauf  hin,  dass 
die  italienischen  Brennereien  nach  Einführung  der  Steuer  100  bis 
150,000  hl  mehr  als  vorher  erzeugten.  Und  da,  wie  bekannt  ist,  die 
Verarbeitung  der  Weintrester  nicht  nur  infolge  der  Steuer  an  sich, 
sondern  auch  infolge  des  Erhebungsmodus  abnahm,  so  ist  klar,  dass 
die  Getreidebrennereien  eine  grössere  Bedeutung  erlangt  haben  müssen, 
Oesterreich  und  Deutschland,  welche  in  die  Handelsverträge  mit 
Italien  die  übliche  Klausel  eingefügt  hatten,  derzufolge  es  verboten 
sein  sollte,  Zusatzzölle  zu  erheben,  die  nicht  den  von  den  einheimischen 
Fabrikanten  erhobenen  Steuern  äquivalent  seien,  verlangte  deshalb 
sehr  nachdrücklich,  dass  man  das  Gleichgewicht  wieder  herstelle. 
Da  diese  Klagen  auch  mit  den  Interessen  des  Fiskus  und  der  Volks- 
wirtschaft, namentlich  der  Landwirtschaft  in  Bezug  auf  die  Weine 
und  Trester,  zusammentrafen,  so  wurde  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1874 
erlassen,  welches  manche  Unzuträglichkeit,  wie  die  der  Ab- 
findungen, beseitigte,  aber  wirkungslos  blieb,  da  es  in  allem  übrigen 
mangelhaft  war.  Es  setzte  die  Steuer  auf  30  L.  per  Hektoliter  absol. 
Alkohols  fest  —  massig  im  Vergleich  zu  andern  Ländern,  und 
adoptierte  die  in  Oesterreich,  Deutschland  und  Belgien  bestehende 
Erhebungsweise.  Das  Ausbeuteprozent  wurde  gegenüber  früher 
höher  angenommen,  aber  immer  noch  viel  zu  niedrig  gegenüber  der 
Wirklichkeit;  denn  wenn  bei  der  Produktion  des  Alkohols  mehlige 
Stofi'e,  Zuckerrüben  und  Steinobst  verwendet  wurden,  so  nahm  man 
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an,  dass  die  Gährimg  drei  Tage  dauere  und  der  Hektoliter  Maische  3,901 
Spiritus  erhalte.  Bei  Kernobst  und  Brauereiabfällen  ging  das  Gesetz 
von  einer  zweitägigen  Oährdauer  und  3*'oigen  Ausbeute  aus.  Bei 
der  Verarbeitung  der  Weintrester  richtete  sich  die  Besteuerung 
nach  dem  Rohmaterial  unter  Annahme  eines  Rendements  von  1,70  ''o. 
Endlich  für  konzentrierte  geistige  Flüssigkeiten,  für  die  Abfälle  der 
Zuckerraffinerie,  für  Wein  und  Most  wurde  die  Steuer  nach  dem 
fertiffen  Produkt  bemessen.  Die  früheren  Unzuträglichkeiten  blieben 
bei  diesem  System  bestehen.  Es  waren  immer  die  grossen  Etablisse- 
ments begünstigt,  welche  mehlige  Stoffe  verarbeiteten,  nicht  nur 
zum  Schaden  des  ausländischen  Imports,  sondern  auch  zum  Schaden 
der  ländlichen  Brennereien;  denn  diese  mussten  die  Steuer  für  ihr 
ganzes  Produkt  zahlen,  während  die  andern  für  eine  angenommene 
Quantität  von  3,90  ^jo  steuerten ,  in  Wirklichkeit  aber  7  bis  8  ®/o 
erhielten.  In  gleicher  Weise  musste  der  ausländische  Spiritus  ausser 
der  Grenzabgabe  die  ganze  Steuer  zahlen,  während  das  einheimische 
Fabrikat  einer  viel  geringeren  Steuer  unterlag,  so  dass  der  sinkenden 
Zolleinnahme  nicht  eine  Zunahme  der  Innern  Steuer  entsprach. 
Folgende  Zahlen  illustrieren  die  Verhältnisse  vor  und  nach  Ein- 
führung der  Steuer  ^). 


Import 

Zoll- 

Steuer- 

Einheimische 

Gesamt- 

einkünfte 

zuschlag 

Steuer 

einnahme 

BektoKter 

Lire 

Lire 

Lire 

Lire 

1867 

132,800 

1,323,693 

— 

— 

1.323,693 

1868 

140,900 

1,379,951 

— 

— 

1.379,951 

1869 

160,800 

1,425,847 

— 

— 

1,425,847 

1870 

210,000 

2,137.737 

— 

— 

2,137,737 

1871 

20,022 

212,232 

431,812 

541,246 

1,185,290 

1872 

73,099 

747,742 

1,689,251 

781,251 

3,218,244 

1873 

161,706 

1,635,726 

3,852,122 

825,310 

6,313.198 

1874 

156,318 

1,631,032 

3,753,533 

1,262,027 

6,646.592 

1875 

77,862 

817,742 

2,008,566 

l,9a5,728 

4,812,036 

1876 

65,615 

670,733 

1,657,829 

1,629.649 

3,958.211 

Eine  solche  Sachlage  war  für  alle  unbefriedigend  und  rief  leb- 
hafte Klagen  im  In-  und  Ausland  hervor.  Deshalb  wurde  vom 
Finanzminister  eine  Kommission  aus  Deputierten  und  Regierungs- 
beamten berufen,  welche  im  Lauf  des  Jahres  1877  diese  Frage 
studieren   und    beraten   sollte.     Man   nahm    die   im   Handelsvertrasf 


^)  Ellena.  I  tributi  suUo  zucchero  e  sugli  spiriti,  S.  307. 
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vom  27.  Dezember  1878  mit  Oesterreich-Ungarn  aufgestellten  Grund- 
sätze an.  Man  musste  die  allzugeringe  Fabrikaccise  erhöhen  und 
einen  Erhebungsmodus  einführen,  der  die  grossen  Brennereien  zur 
vollen  Zahlung  derselben  zwang,  während  sie  vorher  nur  einen 
kleinen  Teil  entrichteten.  Dieses  letzte  Ziel  wurde  erreicht  durch 
das  Gesetz  vom  31.  Juli  1879,  welches  die  Brennereien  in  zwei 
Klassen  geteilt  hat;  der  erstem  gehören  jene  an,  welche  mehlige 
Stoffe  und  Reste  der  Zuckerfabrikation  oder  Raffination  verarbeiten, 
der  zweite  jene,  welche  Trester,  Früchte,  Honig,  verschiedene  Wur- 
zeln u.  s.  w.  zur  Alkoholbereitung  benützen.  Bei  den  Brennereien 
der  ersten  Kategorie  wird  die  Menge  und  Stärke  des  erzeugten 
Alkohols  mittelst  eines  mechanischen  Messapparates  festgestellt,  bei 
den  andern  wendet  man  das  Rendementsystem  an,  indem  man  die 
Steuer  nach  dem  Fassungsraum  der  Blase,  nach  den  verarbeiteten 
Materialien  und  nach  dem  Fabrikationsmodus  bestimmt.  Für  Bren- 
nereien von  Wein  und  Trester,  deren  Destillierapparate  10  hl 
nicht  übersteigen,  ist  ein  diskretionäres  Verfahren  gewählt,  insofern 
den  Gemeinden  die  Kontrolle  über  die  Dauer  der  Arbeit  anvertraut 
ist,  auch  steht  ihnen  die  Hälfte  der  von  den  Brennereien  gezahlten 
Steuer  zu.  Das  andere  Ziel,  das  einen  Teil  der  Reform  ausmacht, 
d.  i.  die  Erhöhung  der  Steuer  von  30  auf  60  L.  per  Hektoliter 
absoluten  Alkohols  wurde  durch  Gesetz  vom  19.  Juli  1880  erreicht. 
Aber  nachdem  so  die  Interessen  des  Fiskus  berücksichtigt  waren, 
zeigte  der  Gesetzgeber  in  beiden  Fällen  auch  eine  lebhafte  Für- 
sorge für  das  Gedeihen  der  Produktion  selbst.  Im  Jahr  1879  räumte 
er  den  ländlichen  Brennereien  nicht  nur  specielle  Erleichterungen 
ein,  sondern  schuf  auch  eine  Reihe  von  Massregeln,  um  in  billiger 
Weise  die  Rückvergütung  der  Steuer  (drawback)  für  die  Liqueure, 
Moste  und  versetzten  Weine,  welche  ins  Ausland  gehen,  zu  ordnen 
und  ebenso  den  provisorischen  Import  (Veredlungsverkehr)  konform 
mit  den  Interessen  der  Volkswirtschaft  zu  regeln.  Im  Jahr  1880 
erwog  man  eine  andere  wichtige  Seite  der  Frage,  nämlich  wie  man 
andern  Industrien,  welche  den  Alkohol  als  Rohmaterial  oder  Hilfs- 
stoff verwenden,  die  gleichen  Vorteile  zukommen  lassen  könne.  Das 
Handelskollegium  fasste  in  zwei  Sitzungen  vom  11.  Dezember  1880 
folgende  von  der  Regierung  angenommene  Beschlüsse:  höheren 
Restitutionssatz  bei  Spiritus,  der  dem  zu  exportierenden  Marsalawein 
zugesetzt  wird,  Gewährung  der  Rückvergütung  nicht  nur  bei  Weinen 
und  Liqueuren  in  Fässern,  sondern  auch  bei  Flaschenwein,  ebenso 
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halben  Ersatz  für  den  Alkohol,  der  in  der  Glycerinseife-,  Chinm-, 
Schwefeläther-  und  Essigindustrie  verwendet  wird.  Die  Wirkungen 
dieser  Bestimmungen  sind  augenfällig  und  bestehen  hauptsächlich 
in  einer  beträchtlichen  Hebung  der  einheimischen  Produktion  und 
des  steuerlichen  Ertrags.  Erstere  überstieg  1878  um  weniges 
100,000  hl,  jetzt  beläuft  sie  sich  auf  mehr  als  das  Doppelte;  sie 
betrug  218,000  hl  1881,  206,000  hl  1882,  226,000  hl  1883.  Die 
Einnahme  des  Staates  hat  sich  in  wenigen  Jahren  mehr  als  ver- 
vierfacht; von  5  Millionen  im  Jahr  1879  stieg  sie  auf  24  im  Jahr 
1883.  Aber  noch  in  diesem  letzten  Jahr  ist  ein  neues  Gesetz  vom 
6.  Juh  1883  hinzugekommen,  welches  die  Steuer  auf  100  L.  per 
Hektoliter  absoluten  Alkohols  erhöht  und  die  Reform  vollendet  hat. 
Dem  Staat  ist  eine  beträchtliche  Einnahme  gesichert,  welche  im 
Lauf  der  Jahre  allmählich  wachsen  wird.  Folgende  Uebersicht  unter- 
richtet über  die  Resultate  der  letzten  Periode  ^). 


Import 

Zölle 

Zuschlag 

Steuer  von  der 

Im  ganzen 

BektoHter 

Lire 

Lire 

inländ.  Produktion 

Lire 

1877 

68,038 

790,087 

2,062,052 

1,917,188 

4.769,327 

1878 

69,962 

753,-547 

1,883,293 

2,093,971 

4,730,811 

1879 

97,712 

1,302,249 

2,503,875 

2,121,342 

5,927,466 

1880 

128,597 

1,660,533 

3,742,523 

5,420,869 

10,823,925 

1881 

61,643 

839.262 

3,317,209 

11,808,547 

15,965,018 

1882 

83,179 

1,126,749 

4,488,470 

11,202,099 

16,817,319 

1883 

148,278 

1,917,0:34 

8,553,810 

14,487,041 

24,957,887 

Von  geringerer  Bedeutung  sind  die  übrigen  Accisen  auf  Bier, 
kohlensäurehaltige  Wasser,  Schiesspulver  und  Cichorie.  Die  Bier- 
steuer wird  erhoben  von  der  Würze  auf  dem  Kühlschiff;  die  Steuer 
von  den  kohlensäurehaltigen  Wassern  richtet  sich  nach  der  Menge 
des  Produkts,  welche  immittelbar  durch  die  Steuerbeamten  festge- 
stellt und  überwacht  wird ;  doch  lässt  man  Abfindung  zu :  die  dritt- 
genannte Steuer  bestimmt  sich  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  ver- 
schiedenen Fabrikationsapparate,  und  die  Cichorienfabriken  sind  der 
dauernden  Aufsicht  der  öffentlichen  Beamten  unterworfen.  Das  Ge- 
setz vom  31.  Juli  1879  führte  bei  diesen  untergeordneteren  Accisen 
zwei  nützliche  Neuerungen  ein;  entsprechend  den  wirklichen  Be- 
dingungen der  Industrie  wurde  der  Abgang  des  auf  dem  Kühlschiff 


')  Vgl.  Statistica  pubblicata  deUa  Direzione  generale  delle  gabelle  intomo 
alle  tasse  di  fabbricazione.    Roma  1884,  S.  62. 
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gemessenen  Biers  auf  12  ^/o  festgestellt  und  den  kleinen  Handwer- 
kern, welche  der  Cichorie  verwandte  Prodvikte  herstellen,  gestattet, 
mit  der  Regierung  specielle  Abkommen  zu  treffen.  Diese  Steuer- 
gruppe im  ganzen  gibt  dem  Staate  einen  Ertrag  von  circa  2^/2  Mil- 
lionen Lire  ^). 

Vom  Kaffee  und  Petroleum  sprechen  wir  hier  nicht,  da  sie 
lediglich  den  Importzöllen  unterliegen;  in  der  letzten  Zeit  immer 
höher  belastet  geben  sie  beträchtlichen  Ertrag,  der  Kaffee  über 
13  Millionen,  das  Petroleum  über  30  Millionen  Lire. 

Es  ist  wahr,  dass  die  Accisen,  von  denen  hier  gehandelt  wurde, 
mit  Ausnahme  der  Mahlsteuer  in  Italien  keine  grosse  fiskalische 
Bedeutung  haben,  namentlich  im  Vergleich  zu  andern  Nationen. 
Die  langsame  und  geringe  Verbreitung  des  Wohlstands,  das  frugale 
Leben  der  Bewohner,  die  klimatischen  Verhältnisse  und  auch  die 
Natur  der  landwirtschaftlichen  Kulturen  in  Italien  lassen  nicht  zu, 
dass  gewisse  Getränke  und  Lebensmittel  eine  breite  und  feste  Basis 
kolossaler  Steuern  bilden,  wie  man  es  in  nordischen  Ländern  findet. 
Immerhin  geht  aus  dem  Gesagten  hervor,  dass  auch  in  Italien  die 
erwähnten  Steuern ,  wofern  sie  nur  rationell  veranlagt  sind ,  bei 
einigermassen  erhöhten  Tarifen  dem  Finanzhaushalt  eine  kräftige 
Stütze  geben  können.  Eben  diese  rasche  Entwickelung  dieser  Ein- 
nahmen hat  die  Steuerreform ,  welche  mit  der  Abschaffung  der 
Mahlsteuer  beginnt,  möglich  gemacht.  Die  Last,  welche  in  zu 
schwerer  Weise  auf  die  geringeren  Steuerzahler  drückte,  wurde  auf 
andere  weniger  notwendige  Konsumartikel  gelegt  and  in  billigerer 
und  gerechterer  Weise  verteilt. 

Dieselbe  Wirkung  hatten  sicherlich  auch  andere  Massregeln. 
Wir  können  hier  nicht  auf  die  neuen  Gesetze  und  Verordnungen 
eingehen,  welche  in  Bezug  auf  manche  direkte  Steuer,  auf  die 
Stempel-  und  Registerabgaben,  staatliche  Konzessionen  und  Aehn- 
liches  erlassen  wurden.    Wohl  aber  müssen  wir  einiges  bemerken  über 


') 

Bier. 

Säuerlinge. 

Cichorie. 

Schiesspulver. 

1879 

1,260,454 

237,911 

452,531 

325,215 

1880 

1,283,469    , 

221,575 

536,909 

277,429 

1881 

1,452,628 

241,148 

513,566 

238,198 

1882 

1,455,892 

252,479 

482,909 

241,812 

1883 

1,497,241 

270,431 
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eine  andere  Konsumsteuer ,  die ,  so  verschieden  sie  auch  der  Form 
nach  von  den  bisher  besprochenen  ist ,  doch  ihrem  innern  Wesen 
nach  zu  denselben  gehört  und  auch  einen  Teil  der  Steuerreform 
bildet,  wir  meinen  das  Tabaksmonopol. 

SämtHche  Finanztheoretiker  wie  Praktiker  erkennen  einmütig 
an,  dass  der  Tabak  als  ein  nicht  notwendiger,  aber  allgemeiner 
und  mit  dem  Wohlstand  des  Volks  allmählich  sich  ausdehnender 
Verbrauchsgegenstand  ein  pausendes  Steuerobjekt  bilde.  Die  stärkste 
Belastung  auf  Tabak  verteilt  sich  gleichmässig  auf  alle  verschie- 
denen socialen  Schichten,  weü  sie  auf  einem  Genussobjekt,  einer 
freiwilligen  Ausgabe  ruht  und  sich  verschieden  hoch  gestaltet  nach 
den  Qualitäten  des  Produkts,  die  von  verschiedenen  Personen  ge- 
raucht werden.  Eben  deshalb  spricht  Stein  von  einer  grossen 
Steuerfähigkeit  des  Tabaks,  welche  die  modernen  Staaten  benutzt  haben 
oder  in  lunfangreicher  Weise  zu  benutzen  streben.  Aber  mit  Rück- 
sicht auf  die  Gestaltung  der  Steuer  besteht  noch  eine  sehr  bedeutende 
Meinungsverschiedenheit,  je  nachdem  die  Interessen  der  Konsumenten 
oder  der  Produzenten  oder  des  Fiskus  vorangestellt  werden.  Eine 
Versöhnung  dieser  verschiedenen  Interessen  ist  eine  äusserst  schwie- 
rige Sache;  doch  kann  man  eine  solche  Steuerordnung  schaffen, 
dass  dem  Staat  ein  beträchtlicher  Ertrag  gesichert  bleibt,  ohne  zu 
grossen  wirtschaftlichen  Inkonvenienzen  zu  führen.  Alle  in  der 
Praxis  bestehenden  Systeme ,  welche  auf  eine  direkte  Besteuerung 
des  Objekts,  sei  es  der  mit  Tabak  bebauten  Fläche,  sei  es  des  Roh- 
materials, des  fertigen  Produkts,  des  Verkaufs  oder  was  sonst,  hin- 
auslaufen, können  nur  geringe  Erträge  liefern  und  opfern  allzu  sehr 
die  Interessen  des  Fiskus  den  sehr  problematischen  Interessen  der 
Produktion  und  des  Konsums.  Eine  Steuer  auf  die  Tabakkultur  in 
Verbindung  mit  Grenzzöllen  auf  die  Blätter  und  Produkte  wurde 
in  Sicüien  versucht,  ebenso  in  Deutschland  mit  dem  Gesetz  vom 
26.  März  1868.  An  die  SteUe  dieser  Arealsteuer  trat  mit  dem  Gesetz 
vom  16,  Juli  1879  die  Gewichtssteuer.  Aber  es  ist  vergeblich,  von 
einer  solchen  Einrichtung  der  Steuer  reiche  Erträge  zu  hoffen;  denn 
wenn  man  den  Steuersatz  beträchtlich  erhöhen  will,  würden  die 
Unzuträglichkeiten  wachsen,  die  unvermeidlichen  Steuerhinterziehun- 
gen und  Konterbande  würden  nicht  eingedämmt  werden  können. 
Der  steuerliche  Ertrag  überstieg  1876  wenig  17  Millionen  Lire, 
davon  kamen  1,469,775  Millionen  auf  die  einheimische  Steuer,  der 
Rest  auf  den  Zoll.    Auch  nach  dem  neuen  Gesetz  mit  seiner  bedeu- 
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tenden  Erhöhung  macht  die  innere  Steuer  nur  circa  ^ji  des  ganzen 
Ertrags  aus  ^). 

Ein  komplizirteres  Steuersystem  haben  die  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  1862  eingeführt,  1868  und  1872  reformiert;  die  Steuer 
vom  fertigen  Tabak  wird  mittelst  Banderollen,  die  an  der  Ver- 
packung angebracht  werden,  bezahlt,  ausserdem  bestehen  Licenz- 
abgaben  hinsichtlich  der  Fabrikanten,  Kaufleute  und  Kleinhändler, 
sowie  sehr  hohe  Zollsätze.  Die  Unterschleife  sind  zahlreich,  nichts- 
destoweniger ist  der  fiskalische  Ertrag  beträchtlich  und  übersteigt 
200  Millionen  Lire.  Das  kommt  teils  von  der  umfangreichen  in- 
ländischen Produktion,  teils  von  der  hohen  Eingangsabgabe  ^). 

Das  Monopolsystem  vermeidet  viele  Mängel  der  andern  Be- 
steuerungsarten und  hat  verschiedene  entscheidende  Vorteile,  nament- 
lich den,  dass  es  einen  grossen  Ertrag  liefert  und  kräftig  die  Konter- 
bande bekämpft.  Ausserdem  lässt  es  besser  die  Absicht  erreichen, 
die  Steuerlast  unfühlbar  zu  machen  und  gleichmässig  auf  alle  Steuer- 
zahler nach  Quantität  und  Qualität  des  Verbrauchs  zu  verteilen, 
den  man  sich  als  im  Verhältnis  zur  Wohlhabenheit  der  einzelnen 
denken  kann.  Und  was  die  Einwände  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
betrifft,  wonach  es  der  Tabakindustrie  und  Tabakkultur  grossen 
Schaden  bringe,  indem  es  die  freie  Thätigkeit  der  Privaten  und  die 
Vorteile,  die  daraus  hervorgehen,  aufhebe,  so  kann  man  vor  allem 
mit  dem  Beispiel  Ungarns  und  Frankreichs  antworten,  wo  die  Ver- 
waltungen wirksam  zur  Prosperität  der  einheimischen  Produktion 
beigetragen  haben,  während  in  Deutschland  die  gerühmte  Freiheit 
nicht  verhindert  hat,  dass  der  fremde  Import  ganz  erheblich  die 
einheimische  Produktion  überwiegt.  In  Frankreich  hat  der  Tabak- 
bau trotz  des  Monopols  stark  sich  ausgedehnt,  so  zwar,  dass  man 
in  Elsass-Lothringen  allein  an  13,000  Pflanzer  zählte,  welche  jähr- 
lich 7 — 8  Millionen  Kilogramm  Tabakblätter  lieferten,  und  1872 
nach  Verlust  dieser  Provinzen ,  waren  in  Frankreich  noch  0674  ha 
mit  Tabak  bebaut  und  gab  es  31,869  Pflanzer,  von  denen  die 
staatlichen  Tabakmanufakturen  11,531,673  kg  Blätter  erhielten.  In 
Ungarn    wurde    das    österreichische    Monopol    1851    eingeführt   und 


')  1882/83  war  der  Bruttoertrag  der  Steuer  8,499,800  M.,  der  des  Zolls 
24,267,000  M. 

^)  Aufsess,  Zur  Tabakbesteuerungsfrage  im  Jahrbuch  herausg.  vonHoltzen- 
dorflf  und  Brentano,  1878,  S.  538  fg. 
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rief  damals  grosse  Klagen  und  lebhafte  Opposition  hervor.  Die 
Mehrzahl  behauptete,  die  einheimische  Produktion  werde  vernichtet 
werden.  Aber  die  Zahl  der  Pflanzer,  welche  vor  jenem  Jahr  40,113 
war,  hob  sich  5  Jahre  später  auf  83,575;  und  der  grösste  Teil  des 
Erzeugnisses,  der  zuerst  im  Lande  verbraucht  wurde  und  kaum  den 
Bedürfnissen  Ungarns  selbst  genügte,  bildete  hernach  einen  bedeu- 
tenden Exportartikel  hauptsächlich  nach  den  andern  Provinzen  des 
Kaiserreichs.  Das  Monopolsystem  ist  sonach  der  einheimischen 
Produktion  nicht  so  schädlich,  wie  von  einigen  geglaubt  wird,  es 
kann  sich  ganz  den  verschiedenen  Bedürfnissen  der  Tabakkultur 
anpassen  und  sich  mit  einer  starken  Entwickelung  dieser  speciellen 
Industrie  wohl  vertragen  ^). 

In  Frankreich  geht  das  Monopol  bis  auf  Ludwig  XIV.  zurück; 
1791  abgeschafft  und  durch  eine  einfache  Produktions-  und  Ver- 
brauchssteuer ersetzt,  was  eine  grosse  Verminderung  des  Ertrags 
zur  Folge  hatte ,  wurde  es  durch  Dekret  vom  29.  Dezember  1810 
wieder  hergestellt  und  durch  Gesetz  vom  28.  April  1816  vollständig 
geregelt.  Seit  dieser  Zeit  hat  es  eine  ständige  und  erstaunliche 
Mehrung  des  Ertrags  ergeben,  so  dass  es  die  Aufinerksamkeit  der 
Finanztheoretiker  und  Praktiker  erregt  hat.  Die  Nettoeinnahme  des 
Staats,  welche  um  weniges  mehr  als  30  Millionen  Francs  1815 
betrug,  stieg  auf  70  Millionen  1840,  auf  143  Millionen  1860,  auf 
197  Millionen  1869,  auf  262  MilHonen  1876,  auf  284  Millionen  1880, 
in  welchem  Jahre  die  Bruttoeinnahme  346  Millionen  erreichte;  für 
das  folgende  Jahr  nahm  man  eine  Mehrung  von  8  Millionen  in 
Aussicht.  Die  parlamentarische  Enquete  von  1875  konstatiert,  dass' 
seit  1835,  wo  die  vorherige  Enquete  stattgefunden  hatte,  eine  sehr 
beachtenswerte  Entwickelung  in  der  Tabakindustrie  sich  vollzogen 
hat.  Man  berechnete,  dass  damals  in  Frankreich  gleichviel  Rauch- 
und  Schnupftabak,  wenig  Cigarren  und  ganz  wenig  Cigaretten  ver- 
braucht wurden.  Hernach  blieb  der  Konsum  des  Schnupftabaks 
nahezu  stationär,  der  des  Rauchtabaks  wuchs  um  178%,  indem  er  von 
6  Millionen  Kilogramm  auf  16^2  Millionen  stieg;  gleichzeitig  dehnte 
sich  der  Gebrauch  der  Cigaretten  aus,  deren  Fabrikation  über  1  Mil- 
harde  beträgt.  Die  Zahl  der  Arbeiter  stieg  von  1200  auf  18,000. 
Der  Verbrauch,  der  in  einem  halben  Jahrhundert  sich  mehr  als  ver- 


^)  Vgl.  den  Artikel  L'imposta  del  tabacco  im  Archivio  di  Statistica.    Roma 
1878  a.  III,  Fase.  3.   S.  161—170,  wo  zahlreiche  statistische  Daten  sich  finden. 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  ^ga  3 
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dreifaclit  hat,  ist  der  Grund  für  die  Mehrung  dieser  Steuer  ^).  Und 
ähnlich  können  in  Oesterreich-Ungarn  die  Resultate  des  Monopols, 
wenn  sie  auch  keine  so  glänzenden  sind  wie  in  Frankreich,  als  be- 
friedigend angesehen  werden.  Seit  50  Jahren  etwa  hat  man  gleich- 
falls eine  konstante  und  progressive  Mehrung  der  Steuer  beobachtet. 
Der  durchschnittliche  Jahresertrag  stieg  von  60  Millionen  Lire  im 
Decennium  1851—60  auf  95  Millionen  in  der  folgenden  Periode 
1861—70.  Die  Bruttoeinnahme  betrug  etwa  148  Millionen  mit  59  Mil- 
lionen Ausgabe  im  Jahre  1875  und  160  MiUionen  im  Jahre  1882  ^). 
Diese  wenigen  Notizen  über  die  Natur  und  Bedingungen  der 
Tabakbesteuerung  werden  dazu  dienen ,  uns  eine  vollständige  Er- 
klärung von  dem  zu  geben,  was  man  in  dieser  Frage  in  Italien 
gethan  und  erreicht  hat;  denn  auch  hier  hat  das  neue  italienische 
Königreich  sich  die  Erfahrungen  der  andern  Staaten  zu  Nutzen  ge- 
macht. Von  Anfang  an  bestand  in  Italien  das  Tabaksmonopol,  aber 
nicht  überall  und  es  war  nicht  genug  gewinnbringend.  Infolge  des 
Gesetzes  vom  24.  August  1868  überliess  die  Regierung  einer  Aktien- 
gesellschaft, der  sog.  mitbeteiligten  Regie  (Regia  cointeressata)  auf 
die  Dauer  von  15  Jahren  mit  Beginn  vom  1.  Januar  1869  das  aus- 
schliessliche Recht  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  und  zwar  in 
jenen  Teilen  des  Königreichs,  auf  die  sich  damals  das  Staats- 
monopol erstreckte,  d.  h.  auf  das  festländische  Italien  und  Sardinien ; 
die  Gesellschaft  verpflichtete  sich,  ein  bestimmtes  jährliches  Pacht- 
geld zu  zahlen  und  einen  Teil  der  bleibenden  Geräte  zu  stellen. 
Die  ganze  Dauer  wurde  in  vier  Perioden  geteilt;  für  die  ersten 
beiden  Jahre  (1869 — 70)  war  das  von  der  Gesellschaft  dem  Staat 
zugesicherte  Pachtgeld  66,894,811  L.  =  dem  Nettoertrag  des 
vorangegangenen  Jahres ;  für  jede  folgende  Periode  war  das  Pacht- 
geld auf  der  Basis  des  durchschnittlichen  Nettoertrags  der  voran- 
gehenden festgestellt,  indem  die  Ausgaben  und  Interessen  von  6^/o 
von  dem  im  Betrieb  beschäftigten  Kapital  abgezogen  wurden.  In- 
folgedessen wurde  für  die  zweite  Periode  von  4  Jahren  (1871  bis 
1874)  der  Pachtertrag  auf  72,293,032,   für  die  dritte  gleich  grosse 


')  A.  a.  0.  S.  165.  Der  Konsum  ist  relativ  gewachsen;  denn  während 
er  in  Frankreich  sich  auf  1,5  Pfd.  per  Kopf  stellt,  beträgt  er  in  Oesterreich  2,9, 
in  Deutschland  3,75.  Der  Steuerbetrag  pro  Kopf  berechnet  sich  auf  8,92  L. 
pro  Kopf  in  Frankreich,  auf  7,26  in  Oesten-eich,  auf  5,50  in  Erigland,  auf  5  in 
Italien  und  auf  0,42  in  Deutschland  (jetzt  0,72  Mark). 

*)  Aufsess,  Zur  Tabakbesteuerungsfrage  im  Jahrbuch  1878,  S.  543. 
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Periode  (1875 — 78)  auf  79,484,891  irnd  für  die  viert«  5  jährige 
Periode  (1879—83)  auf  93  Millionen  festgestellt.  Nachdem  das 
Pachtgeld  vom  Nettoprodukt  in  der  angedeuteten  Weise  abgezogen 
war,  erhielt  der  Staat  auf  die  verbleibenden  Geräte  noch  einen  An- 
teil von  40^,0  in  den  beiden  ersten  Perioden  und  von  50  "o  in  den 
beiden  letzten,  ausserdem  den  Ertrag  einer  Zusatzsteuer,  welche  aus- 
schliesslich zu  seinem  Nutzen  auf  einige  Quahtäten  des  Tabaks  ge- 
legt war.  Während  der  15  Jahre  wurden  in  diesen  Kontrakt  einige 
Modifikationen  eingeführt.  Infolge  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1874 
wurde  das  Monopol  auch  auf  Sicilien  ausgedehnt  und  mit  demselben 
gleichfalls  die  Gesellschaft  betraut.  Durch  Konvention  vom  24.  De- 
zember 1877  erhöhte  man  die  Preistarife  um  ungefähr  24 ^/o  und 
indem  man  die  Kontraktbestimmungen  etwas  modifizierte,  hoflFte  man 
auf  einen   jährUchen  Ertrag 

von     96,300,000  für  1878 

,     102,000,000    ,    1879 

,     105,000,000    ,    1880 

„     107,700,000    ,    1881 

,     110,700,000    „    1882 

,  113,700,000  ,  1883 
Endlich  durch  das  Gesetz  vom  10.  April  1879  wurde  der  jähr- 
liche Pachtertrag  der  letzten  Periode  auf  94,600,000  L.  für  die  kon- 
tinentalen Provinzen  und  Sardinien  bestimmt  und  der  präsumtive 
Nettoertrag  für  jedes  der  5  Jahre  festgesetzt.  Ausserdem  wurde 
vereinbart ,  dass  die  Differenz  zwischen  diesem  Produkt  und  dem 
Pachtbetrag  in  gleichen  Teilen  zwischen  dem  Staat  und  der  Aktien- 
gesellschaft geteilt  werden  soll.  Soweit  der  Nettoertrag  den  ange- 
nommenen übersteigt,  gehörte  er  dem  Staat  zu  83  V-  Die  Resultate 
der  Geschäftsfühnmg  sind  in  folgenden  Daten  enthalten  ^) : 


I 


Rohertrag 

Kosten 

Nettoertrag 

Kosten 

Nettoertrag 

in  Prozenten 

1871 

105,874,799 

30,863,578 

75,011,221 

29,15 

70,85 

1872 

102,622,202 

33,365,985 

79,256,217 

29,62 

70,38 

1873 

117,798,181 

35,817,132 

81,981,049 

30,40 

69,60 

1874 

120,537,280 

38,351,475 

82,185,805 

31,81 

68,19 

1875 

180,524,879 

42,855,499 

87,669,380 

32,83 

67,17 

1876 

137,591,942 

45,149,188 

92,442,754 

32,81 

67,19 

1877 

147,844,966 

49,717,083 

98,127,881 

33,62 

66,38 

1878 

148.539,216 

43,815,207 

104,724,009 

29,49 

70,51 

1879 

15.3,449,142 

44,964,449 

108,484,693 

29,30 

70,70 

1880 

155,309,075 

45,396,581 

109,912,493 

29,22 

70,78 

')  Vgl.  Relazione  deUa  Commissione  d'inchiesta  sui  tabacchi.    Roma  1883. 
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Diese  mit  dem  Tabakmonopol  erlangten  Resultate  während  der 
Verwaltung  der  mitbeteiligten  Regie  waren  zwar  nicht  gering  zu 
schätzen,  blieben  aber  doch  hinter  dem  zurück,  was  die  Regierung 
sich  erwartet  hatte.  Die  Mehrung  der  jährlichen  Einnahme  ist 
eine  etwas  langsame  und  ohnehin  begrenzte  gewesen.  Die  Pro- 
duktions- und  Betriebsausgaben  sind  immer  gestiegen  und  beliefen 
sich  im  vorbezeichneten  Decennium  auf  30,84  °/o  im  Durchschnitt, 
während  sie  gleichzeitig  in  Frankreich  nur  18,76  *^/o  des  Totalprodukts 
betrugen ;  auch  haben  die  Tabakkultur  und  die  Tabakindustrie  keine 
beträchtlichen  Fortschritte  gemacht.  Im  Decennium  von  1870  bis 
1879  betrug  die  Ausdehnung  des  mit  Tabak  bebauten  Areals  auf 
dem  Festland  und  der  Insel  Sardinien  im  Mittel  jährlich  4109  ha, 
also  etwas  weniger  als  in  den  letzten  4  Jahren,  wo  das  bezügliche 
Areal  4704  ha  ausmachte,  wozu  noch  439  ha  für  Sicilien  zu  rechnen 
sind.  Die  durchschnittlich  von  der  Regie  gekaufte  Menge  Tabak 
belief  sich  im  angegebenen  Decennium  auf  43,607  Centner  und  in  den 
folgenden  4  Jahren  auf  47,857  Centner,  wozu  noch  7,016  für  SiciUen 
hinzukamen.  Dieser  Summe  von  54,873  Centner  einheimischen 
Tabaks  steht  gegenüber  ein  Betrag  von  159,773  Centner  Rohtabak, 
der  vom  Ausland  bezogen  wurde,  so  dass  der  einheimische  Tabak 
während  der  letzten  4  Jahre  25*^/0  von  der  ganzen  in  den  Manu- 
fakturen der  Regie  verarbeiteten  Menge  darstellt.  Von  den  er- 
haltenen Produkten  trafen  auf  die  Schnupftabake  35,456  Centner  oder 
200/0,  auf  den  Rauchtabak  69,082  Centner  oder  39  >,  auf  die  Ci- 
garren  und  Cigarretten  75,047  Centner  oder  41°/o.  Doch  verwandte 
man  bis  zum  Jahre  1874  keinen  einheimischen  Tabak  zur  Cigarren- 
fabrikation,  wohl  aber  seit  1876 — 79  (mit  Einschluss  von  Sicilien) 
in  folgenden  Proportionen  ^): 


Schnupftabak 

Rauchtabak 

Cigarren 

1876 

31 

49 

20 

1877 

29 

38 

33 

1878 

26 

28 

46 

1879 

23 

25 

52 

Diese  Mehrung  des  in  der  Cigarrenfabrikation  verwendeten  ein- 
heimischen Tabaks  hat  zwei  Ursachen,  einmal  die  Einführung  der 
Cigarre  von  5  Centesimi  an  und  den  Anbau  einer  neuen  Species 
„Seed-heaf ,    deren  Ertrag   1879  auf  8493  Centner  sich  belief  und 


^)  Relazione  della  Commissione  d'inchiesta  sui  tabacchi.  Roma  1883,  S.  18  fg. 
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noch  in  fortwährender  Zunahme  ist.  Ein  gewisser  Fortschritt  ist 
also    wohl   ersichtlich,   nur  ist    er  ein  langsamer  und  beschränkter. 

Eben  deshalb  entstand  das  Bedürfnis  nach  einer  Reform.  In 
welchem  Sinne  diese  erfolgen  musste,  war  durch  die  besseren  Vor- 
bilder des  Auslandes  angezeigt.  In  erster  Linie  stand  das  finanzielle 
Ziel,  in  zweiter  das  wirtschaftlich-industrielle.  Es  wurde  auf  Auf- 
forderung der  Deputiertenkammer  durch  Dekret  vom  20.  April  1879 
eine  Kommission  niedergesetzt,  um  Vorschläge  zu  machen,  welche 
einen  Ertrag  von  120  bis  130  Millionen  in  Aussicht  stellen,  zugleich 
aber  die  wirtschaftlichen  und  Ackerbauinteressen  schützen.  Nach 
sorgfältigem  Studium  kam  die  Kommission  zu  dem  Beschluss,  dass 
man  das  Monopolsystem  aufrecht  erhalten,  aber  den  Händen  der 
mitbeteiligten  Regie  entziehen  und  in  die  Hände  der  Regierung 
unter  der  Generaldirektion  der  Steuern  legen  müsse ;  sie  gab  ausser- 
dem einige  nützliche  Winke  und  machte  wirksame  Vorschläge  in 
Bezug  auf  die  Kultur  und  Manufaktur. 

Infolge  des  Beschlusses  übernahm  die  Regierung  mit  Beginn 
des  Jahres  1884  die  Regie.  Der  Minister  Magliani  versprach  sich 
davon  eine  Mehrung  um  8  oder  9  Millionen  in  dem  unmittelbar 
darauffolgenden  Jahr,  was  den  ganzen  Nettoertrag  auf  über  120  Mil- 
lionen bringen  würde.  Das  Resultat  kann  kaum  anders  sein,  und 
der  italienische  Haushalt  wird  am  Monopol  eine  immer  wichtigere 
Finanzquelle  erhalten. 


So  ist  die  Wichtigkeit  der  neuen  Steuergesetze,  welche  die 
Abschaffung  der  Mahlsteuer  in  Italien  ermöglicht  und  für  die  ge- 
steigerten Ausgaben  Einnahmen  vorgesehen  hat,  klar  ersichtlich. 
Ausser  der  natürlichen  Vermehrung  der  bestehenden  Steuern  infolge 
des  industriellen  Fortschritts  und  der  Mehrung  des  Wohlstands,  wie 
er  in  den  neueren  industriellen  Ausstellungen  offen  hervorgetreten 
ist,  werden  zu  diesem  Resultat  die  neuen  Gesetze  über  die  Zucker-, 
Alkohol-,  Tabakbesteuerung  und  die  Reform  der  GrenzzöUe  erheb- 
lich beitragen.  Das  Finanzproblem  zeigte  sich  aufs  engste  ver- 
knüpft mit  höchst  wichtigen  Fragen  der  Industrie  und  Volkswirt- 
schaft. Die  nämlichen  Institutionen  und  Gesetze,  welche  die  kom- 
merziellen Beziehungen  Italiens  gebessert,  die  Interessen  jener  Gewerbe 
und  Manufakturen  gefördert  und  die  Entwickelung  der  einheimischen 
Produktion  gesteigert  haben,  trugen  gleichzeitig  zur  Steigerung  des 
Finanzertrags  bei.    Uebrigens  hat  die  Reformarbeit  im  Steuersystem 
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nur  eben  begonnen,  es  bleibt  noch  viel  zu  thun  übrig,  um  das 
Begonnene  zu  vollenden.  Wir  wollen  nicht  von  den  direkten 
Steuern  sprechen ,  in  deren  Veranlagung  noch  grosse  Lücken 
und  Ungleichheiten  bestehen,  so  dass  bald  eine  vollständige  und 
rationelle  Ordnung  im  Interesse  einer  distributiven  Gerechtigkeit 
und  gesunden  Finanzpolitik  notwendig  wird.  Aber  auch  im  System 
der  indirekten  Steuern  sind  noch  schwere  Unzuträglichkeiten  vor- 
handen, und  der  Fundamentalmangel,  dass  der  Verbrauch  der 
weniger  wohlhabenden  Klassen  allzUhart  belastet  ist,  ist  auch 
jetzt  noch  nicht  verschwunden.  Gewiss  ist  mit  der  Abschaffung 
der  Mahlsteuer  und  Reduktion  einiger  Grenzzölle  viel  geschehen, 
aber  wer  sieht  nicht,  wie  viel  nach  dieser  Seite  noch  in  unserem 
Land  zu  thun  ist,  wo  noch  die  sehr  harte  Salzabgabe,  die  Ver- 
brauchssteuer auf  Mehle  und  Brot  zurückgeblieben  und  manchmal 
auf  das  Drei-  oder  Vierfache  der  Mahlsteuern  festgestellt  ist,  um 
ganz  zu  schweigen  von  den  innern  Steuern  auf  Wein,  Fleisch, 
Oel,  Früchte  und  fast  alle  notwendigen  Lebensmittel.  Der  Weg 
der  Reformen,  der  zu  durchlaufen  ist,  ist  noch  sehr  lang.  Sind 
einige  Fragen  in  befriedigender  Weise  gelöst,  so  erscheinen  andere 
nicht  weniger  schwierige  Probleme  am  Horizont  der  Finanzpolitik 
und  beanspruchen  die  ganze  Aufmerksamkeit  der  Regierung  und 
des  Parlaments. 

Das  Salzmonopol  in  den  festländischen  Provinzen  Italiens  mit 
einer  fast  unerträglichen  Steuerhöhe  (der  Verkaufspreis  beträgt 
55  C.  pro  Kilogramm)  liefert  dem  Staatshaushalt  einen  ansehnlichen 
Betrag,  der  80  Millionen  übersteigt,  aber  es  schädigt  das  öffentliche 
Gesundheitswesen,  sowie  den  Betrieb  einiger  Industrien  und  des 
Ackerbaus  speciell.  In  Frankreich  berechnet  sich  der  Salzverbrauch 
auf  8  kg,  in  Italien  übersteigt  er  um  weniges  6  kg.  Die  Wirkungen 
hievon  fühlt  man  in  einem  Land  wie  Italien,  wo  so  viele  und  zahl- 
reiche Klassen  der  Ackerbaabevölkerung,  wo  der  Zustand  der  länd- 
lichen Arbeiter  ein  so  unglücklicher,  und  wo  97,000  Bauern  mit 
der  Pellagra  behaftet  sind.  Die  ersten  Diskussionen  in  Bezug  auf 
diese  schädliche  Belastung  erfolgten  auch  bereits  in  der  Kammer 
der  Deputierten  und  werden  wohl  bald  mit  besserem  Ausgang  wie- 
der aufgenommen,  sobald  die  Umstände  günstig  sind  und  die  Finanz- 
lage des  Staates  es  gestattet.  Bei  Vielen  hat  übrigens  die  Ansicht 
Wagners  Anklang  gefunden,  wonach  die  Abschaffung  der  Salzsteuer 
durch  die  Gerechtigkeit,  nicht  aber  durch  die  Wirtschaftspolitik  ge- 
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fordert  werde  ^).  In  ähnlicher  Weise  geben  die  Verbrauchsabgaben 
(Octrois),  welche  mannigfache  Subsistenz-  und  Produktionsmittel 
belasten,  dem  Staat  eine  Summe  von  circa  70  Millionen  und  eine 
noch  grössere  den  Gemeinden.  Ohne  von  den  schweren  Störungen 
und  den  ständigen  Belästigungen  zu  sprechen,  welche  dem  inneren 
Handel  und  den  Privaten  erwachsen,  so  ist  auch  der  Eiufluss,  welchen 
sie  auf  den  Verbrauch  der  armen  Klassen  und  auf  die  Entwickelung 
der  Industrien  ausüben,  ein  sehr  schädlicher.  Oft  werden  die  Ver- 
brauchsabgaben Mittel  einer  illegitimen  und  schädlichen  Lokalprotek- 
tion, manchmal  verletzen  sie  in  schwerer  Weise  die  Interessen  der 
Produzenten  und  oft  bilden  sie  eine  ungleichmässige  Last.  Die 
italienische  industrielle  Enquete  hat  uns  zahlreiche  Beweise  geliefert, 
indem  sie  die  schädlichen  Wirkungen  der  Konsumsteuern  zeigte, 
die  Missverhältnisse  und  vielen  Willkürlichkeiten,  die  zahlreichen 
FäUe  des  Lokalprotektionismus  und  die  traurigen  Folgen,  die  daraus 
hervorgehen.  Minister  Magliani  legte  am  28.  März  1879  der 
Kammer  einen  Gesetzentwurf  vor,  der  einige  Mängel  dieser  Steuerart 
korrigieren  und  die  enormen  Ungleichheiten  mildern,  auch  den  Ge- 
meinden grössere  Erträge  liefern  sollte,  ohne  den  Staat  allzusehr 
in  seinen  Einnahmen  zu  verkürzen,  dabei  sollten  die  Interessen  der 
Industrie  etwas  mehr  gewahrt  und  so  gestaltet  werden,  dass  die 
Verbrauchssteuern  nicht  die  Ordnung  und  die  natürliche  Entwicke- 
lung der  Grenzabgaben  stören.  Aber  dieser  Reformplan  wurde  nicht 
diskutiert,  und  doch  kann  man  sagen,  dass  die  verwickelte  und  un- 
geordnete Materie  der  Lokalabgaben  in  Italien  ein  höchst  dringliches 
Finanzproblem  ist,  auf  dessen  Lösung  das  Studium  unserer  Finanz- 
praktiker sich  richten  muss;  denn  durch  dasselbe  werden  mannig- 
fache Interessen  berührt.  Ausserdem  ist  die  Sunmie,  die  im  ganzen 
von  den  Grenzzöllen  aufgebracht  wird,  auch  nach  den  letzten 
Reformen  in  verhältnismässig  grösserem  Masse  den  weniger  be- 
mittelten Klassen  zugewälzt.  Man  braucht  hierfür  nur  einige  Artikel 
des  Zolltarifs,  wie  Petroleum,  Baumwolle  und  andere  anzuführen. 
Aber  was  noch  besser  die  Sache  darthut,  ist  der  Getreidezoll,  wel- 
cher auf  unserer  Halbinsel  beträchtlich  höher  ist,  als  in  Ländern, 
welche  allgemein  als  Länder  hohen  Schutzes  gelten.  Das  auslän- 
dische Getreide  zahlt  beim  Eingang  nach  Italien  1,40  L.  für  jeden 


')  Vgl.  auch   die  allseitige  Würdigung  der  Salzsteuer   durch   Schall  ia 
Schönbergs  Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  Bd.  II,  S.  318  fg. 
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Centner,  während  der  französische  Zoll  nur  60  C,  der  deutsche  1,25  L., 
der  österreichisch-ungarische  1,25,  der  schweizerische  0,60  L.  be- 
trägt. England,  Belgien,  Russland,  Holland,  Schweden  lassen  das 
Getreide  zollfrei.  Nur  Spanien,  Portugal  und  Griechenland  haben 
höhere  Zölle  als  Italien. 

Endlich  besteht  in  Italien  auch  noch  das  Lottoregal,  welches 
bereits  in  mehreren  civilisierten  Staaten  abgeschafft  ist  und  nur  in 
einigen  wenigen  als  ein  alter  Bestandteil  des  öffentlichen  Haushalts 
zurückgeblieben  ist.  Es  liegt  ausserhalb  unserer  Aufgabe,  von  den 
schädlichen  wirtschaftlichen  und  moralischen  Folgen  desselben  zu 
sprechen.  Jedenfalls  zieht  der  italienische  Finanzhaushalt  aus  dem 
Lotterieregal  einen  Nettoertrag  von  ungefähr  30  Millionen,  welche 
auch  eine  Last  bilden,  die  hauptsächlich  auf  den  armen  von  Vor- 
urteilen beherrschten  Klassen  liegt.  Seine  Abschaffung  wird  in  Zu- 
kunft aus  Gründen  der  bürgerlichen  Ordnung  verlangt  werden  müssen. 

Dies  sind  die  Finanzprobleme,  welche  in  Bezug  auf  die  in- 
direkten Steuern  einer  Lösung  harren.  Aber  das,  was  bis  jetzt 
geschehen  ist,  sind  beträchtliche  Verbesserungen;  die  neuen  bei  der 
Ordnung  der  Steuern  gelegten  Grundlagen  und  die  daraus  hervor- 
gegangenen Vorteile  sind  der  Anfang  von  dem,  was  in  Zukunft  vor- 
genommen werden  kann.  Jetzt  ist  die  Finanzpolitik  von  wissen- 
schaftlichen Principien  beherrscht  und  strebt  dahin,  eine  Gestalt  zu 
gewinnen,  welche  den  wirtschaftlichen  Bedingungen  und  den  strengen 
Forderungen  der  Gerechtigkeit  entspricht.  Wir  aber,  die  vollständig 
das  begonnene  Reformwerk  der  Regierung  und  die  bedeutsamen 
Resultate  derselben  anerkennen  und  bestimmt  auf  die  Fortsetzung 
desselben  hoffen,  werden  vor  allem  auf  einer  höchst  wichtigen 
Forderung  bestehen,  nämlich  dass  die  engen  Beziehungen  zwischen 
direkten  und  indirekten  Steuern  und  die  Verhältnismässigkeit  zwischen 
den  verschiedenen  Teilen  des  Steuersystems  beachtet  und  strenge 
festgehalten  werden. 
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Die  österreicMsche  Gebülirengesetznovelle  und  der 
dentsclie  Geschäftssteuergesetzentwnrf. 


Dr.  Tictor  Korn, 

k.  k.  Finanzrat  in  Czemowitz. 

Seit  Erfindung  des  Stempels  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts 
in  Holland,  hat  die  Stempelsteuer,  oder  —  nach  der  Stein'schen 
Bezeichnung  —  die  Yerkehrssteuer  (in  Oesterreich  Gebührensteuer, 
Gebühr)  ihren  Rundgang  durch  die  meisten  civilisierten  Staaten  ge- 
macht, sich  einen  Platz  in  den  Budgets  derselben  erobert,  und  auf 
die  Finanzverwaltungen  stets  sehr  verlockend  gewirkt.  Die  Gründe 
hierfür  sind  nicht  weit  zu  suchen.  Den  besitzenden  Klassen  weniger 
missliebig,  als  die  direkten  Einkommens-  und  Ertragssteuern  und 
leichter  überwälzbar  als  diese,  erregt  die  Verkehrssteuer  nicht  den 
Widerstand,  wie  die  direkten  Steuern,  die  in  starken  Beträgen  all- 
jährHch  gezahlt  werden  müssen. 

Es  trifft  die  Verkehrssteuer  eben  mehr  oder  weniger  doch  den 
Besitz,  wird  also  gegenüber  der  den  Arbeitslohn  steigernden  Ver- 
zehrungssteuer als  das  kleinere  Uebel  betrachtet,  und  ist  nebstdem 
die  Einhebung  durch  Stempel  oder  unmittelbare  Zahlung  sehr  ein- 
fach, die  Kontrolle,  wenn  auch  unvollkommen,  so  doch  wohlfeil. 
Hiezu  kommt  der  Umstand,  dass  die  Verkehrssteuer  oder  Gebühr, 
wenn  sie  auf  ihre  richtigen  Grenzen  eingeengt  wird,  es  ermöglicht, 
Ansammlungen,  Bereicherungen,  Glücksfälle,  unregelmässige  Ein- 
künfte, welche  den  anderen  Steuern  entschlüpfen,  einer  individuali- 
sierenden und  ergänzenden  Specialbesteuerung  zu  unterziehen  und 
hiedurch  dem  Grundsatze  der  Gleichmässigkeit  in  der  Belastimg 
nach  der  wirklichen  Leistungsfähigkeit  näher  zu  kommen,  als 
durch   das  Mittel    der   direkten  Steuer   möglich   war;    wodurch   die 
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Notwendigkeit  gebannt  wird,  das  Schwergewicht  der  Last  der  Konsum- 
besteuerung auf  die  Masse  der  konsumierenden  Bevölkerung  fallen 
zu  lassen. 

Es  ist  deshalb  einleuchtend,  dass  die  Finanzverwaltungen  in 
Deutschland  und  in  0 esterreich  angesichts  der  durch  den  Neuausbau 
dieser  Staaten  herangetretenen  Notwendigkeit  der  Erhöhung  der 
Staatseinnahmen  gerade  in  den  letzten  Jahren  auf  dem  Gebiete  des 
Gebührenwesens  eifrige  Umschau  hielten.  Dies  führte  in  Bayern 
zur  Kodifizierung  seines  Gebührenrechtes  im  Gesetze  vom  18.  August 
1879.  In  anderen  Mittelstaaten  sind  Gesetze  in  Vorbereitung.  — 
Für  das  Deutsche  Reich  erfloss  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1881 ,  be- 
treffend die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben.  —  In  jüngster 
Zeit  wurde  dem  deutschen  Reichstage  ein  Gesetzentwurf  wegen  Ab- 
änderung des  soeben  angezogenen  Gesetzes  und  Einführung  einer 
Geschäftssteuer  vorgelegt;  und  in  0 esterreich  harrt  im  Abgeordneten- 
hause der  von  der  Regierung  mitgeteilte  Gesetzentwurf,  betreffend 
die  Abänderung  einiger  gesetzlicher  Bestimmungen  über  Stempel 
und  unmittelbare  Gebühren  —  die  sog.  Gebührengesetznovelle  — 
der  parlamentarischen  Behandlung,  welche  schon  demnächst  erfolgen 
soll.  —  Beide  Gesetzentwürfe  sind  hochwichtig,  sowohl  der  deutsche, 
welcher  den  Mobiliarverkehr  kräftiger,  als  es  bisher  geschehen,  der 
Verkehrssteuer  zu  unterziehen  bestrebt  ist,  als  auch  der  österreichische, 
welcher  denselben  Zweck  verfolgt,  nebstdem  aber  auch  den  Im- 
mobiliar verkehr  einer  neuen  Gebührenregelung  unterwirft,  hiebei 
für  einen  bedeutenden  Teil  der  Bevölkerung  eine  erhebliche  Ent- 
lastung bringt,  manche  in  der  Verwaltungspraxis  streitig  gebliebene 
Frage  im  Gesetzgebungswege  löst  und  das  administrative  Verfahren 
und  den  Eingang  der  Gebühren  vereinfacht,  abkürzt  und  sichert. 

Es  ist  daher  Aufgabe  der  steuerwissenschaftlichen  Untersuchung, 
diesen  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Finanzgesetzgebung  zu 
folgen,  die  Verkehrssteuer,  wie  sie  durch  die  im  Zuge  befindliche 
Reform  neugestaltet  werden  soll,  auf  ihre  wissenschaftliche  Begrün- 
dung zu  prüfen  und  ihre  Stellung  grundsätzlich  abzugrenzen. 

Im  folgenden  soll  dies  bei  beiden  Gesetzentwürfen  versucht 
werden.  Hierbei  werden  sowohl  die  österreichische  Regierungsvorlage, 
als  auch  jede  an  derselben  von  dem  Gebührenausschusse  des  Ab- 
geordnetenhauses vorgeschlagene  Abänderung,  ferner  der  Motiven- 
bericht der  Regierung  und  der  des  Ausschusses  ihre  besondere 
Berücksichtigung  finden;  hingegen  soll  der  deutsche  Geschäftssteuer- 
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entwurf  bei  Besprechung  des  gleichartigen  Teiles  der  österreichischen 
Gebührengesetznovelle  zusammen  mit  dieser  einer  rechtsvergleichenden 
Erörterung  unterzogen  werden. 


Wenn  wir  das  ganze  Gebührensystem  in  objektiver  Richtung 
erfassen,  so  ergibt  sich  eine  Gliederung  desselben  in  drei  Haupt- 
gruppen von  Gebühren  und  zwar  von  solchen  bei  Vorkommnissen 
des  Familien-,  Ehe-  und  Erbrechtes,  ferner  von  Gebühren  auf  dem 
Gebiete  des  Privatrechtes  und  endlich  auf  dem  Gebiete  des  öflPent- 
lichen  Rechtes  ^). 

Die  österreichische  Gebührengesetznovelle  bringt  nun  Neuerungen 
bezüglich  der  letzteren  zwei  Gebührenhauptgruppen,  und  zwar: 

I.  Rücksichtlich  der  Gebühren   auf  dem  Gebiete  des  Privat- 
rechtes: 
Ä.  a)  Bei  Rechtsgeschäften  des  ordentlichen  Erwerbes: 

Die  Ausdehnung  der  Gebührenpflicht  bei  Urkunden  über  gewisse 
Dienstverträge  und  bei  Empfangsbestätigungen  über  Dienst-  und 
Versorgungsbezüge  auf  Fälle,  in  welchen  solche  Urkunden  nicht 
ausgestellt  werden  (§  7); 
b)  bei  Rechtsgeschäften  des  privaten  (privatwirtschaftlichen) 
Vermögensverkehrs: 

1)  über  unbewegliche  "Werte: 

Die  Aufhebung  des  sog.  Gebührennachlasses;  sodann  eine  Er- 
mässigung der  Gebühren  für  Uebertragungen  von  bäuerlichen 
Realitäten  und  von  solchen  im  Werte  bis  5000  fl.  unter 
den  nächsten  Familienmitgliedern;  bezw.  eine  die  Gebühren- 
behandlung dieser  Immobiliarübertragungen  klarstellende  Norm 
(§4-6): 

2)  bei  Rechtsgeschäften' über  bewegliche  Werte,  Zahlungs- 
stempel und  zwar : 

a)  die  Einführung  einer  niedrigen  festen  Gebühr  für  Empfangs- 
bestätigungen in  Handels-  vmd  Gewerbecorrespondenzen  (§11); 
ß)  und  in  Nachnahmescheinen  (§  12). 
B.       Bei  Bethätigimgen  des  ausserordentlichen  und  des  Glücks- 
erwerbes und  zwar  ebenfalls  bei  beweglichen  Werten; 
a)  bei  Geschäftsschlüssen  und  Spekulationsgeschäften; 

1)  die  Einführung  einer  massigen  Gebühr  von  SchlusszetteLn  und 
einer  solchen  abgestuften  Gebühr  für  Rechnungen  über  Wert- 
papiere und  Valuten  (§  15  und  14); 

2)  die  Aenderung  der  bisherigen  Gebührenbehandlung  der  von  An- 
stalten betriebenen  Vorschussgeschäfte  (§  2); 

')  Schaffte:  Grundsätze  der  Steuerijolitik.     Tübingen  1880,  S.  466  ff. 
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3)  die  Einführung   einer  Emissionsgebühr  bei  Uebertragung   von 
ausländischen  Aktien,   Aktienanteilsscheinen,  Renten,  Schuld- 
verschreibungen u.  s.  w.  in  das  Inland,  bei  deren  Veräusserung, 
Ausbietung  u.  dgl.  (§  3); 
b)  die  Aenderung  der  bestehenden  Bestimmungen  rücksichtlich  der  Ge- 
bühren von  Glücksverträgen  (Wetten,  Lotterien,   Hoffnungskäufen, 
Bodmereiverträgen,  Versicherungsverträgen)  (§  13); 
II.  rücksichtlich  der  Gebühren  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Rechtes    (der   eigentlichen   Verwaltungsgebühren:    Licenzen, 
Eingabenstempel,  Gerichtsgebühren): 

1)  die  Feststellung  einer  Abgabe  für  die  lukrative  Licenzei-teilung  zum 
Börsebesuche  (§  1); 

2)  die  Erhöhung  des  Eingabenstempels  bei  Gesuchen  um  Nobilitirung, 
Auszeichnung,  Namensänderung  u.  dgl.  (§  8); 

3)  die  Beschränkung  der  Befreiung  von  der  Gebühr  für  die  Eintragung  von 
Renten,  Kaufschillingsresten  u.  dgl.  in  die  öffentlichen  Bücher  (§  10). 

Endlich  bringt  die  österreichische  Gebührengesetznovelle 
III.  Aenderungen  formeller  Art  zur  Sicherung  und  Beschleunigung 
des    Einganges    der    Gebühren    und    zur    Abkürzung    des    Ge- 
schäftsganges: 

1)  die  Anordnung  der  Entrichtung  der  Gebühr  von  Urteilen  und  bücher- 
lichen Eintragungen,  bis  zum  Betrage  von  25  fl.  in  Stempelmarken 
(§  9  und  16); 

2)  die  Wiedereinführung  der  Verpflichtung  zur  unmittelbaren  Gebühren- 
entrichtung von  den  einer  Skalagebühr  von  mehr  als  25  fl.  unter- 
liegenden Urkunden  (§  19); 

3)  die  Abkürzung  des  Instanzenzuges  in  geringfügigeren  Gebühren- 
sachen (§  17); 

4)  die  Abänderung  der  Bestimmungen  über  Ergreifer-  und  Anzeiger- 
anteile (§  18). 

Nach  dieser  Klassifikation  soll  nun  die  projektierte  Reform  Gegen- 
stand der  Einzelnbesprechung  sein^ 

I. 
Gebühren  auf  dem  GeMete  des  Pmatreehtes. 

A.  a)  Bei  RecMsgescliäfteii  des  ordentlichen  Erwerbes. 

Gebühren  von  Dienstverträgen  und  von  Empfangsbestätigungen  über 
Dienst-  und  Versorgungsbezüge. 

Nach  geltendem  österreichischen  Gebührenrechte  ^)  (Tarif Post  40a 
und  47a    des    Gebührengesetzes)   unterliegt    die   Uebertragung    von 


^)  Das  österreichische  Gebührenwesen  wird  geregelt  durch  das  Grundgesetz, 
das  kaiserliche  Patent  vom  9.  Februar  1850,  Nr.  50  Reichsgesetzblatt,  und  die 
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geistlichen  und  weltlichen  Aemtern  und  von  Dienstesstellen  zur  Be- 
sorgung dauernder  oder  wiederkehrender  Geschäfte  anderer  Art,  als 
welche  von  Taglöhnern,  Dienstboten  u.  dergl.  besorgt  zu  werden 
pflegen,  der  Gebühr  nach  Skala  II  (ungefähr  */i6"/o),  welche  von 
dem  Betrage  aller  mit  der  Bedienstung  verbundenen  Jahresgenüsse 
unter  gleichzeitiger  Veranschlagung  nach  einem  im  §  16  des  Ge- 
bührengesetzes specialisierten  Multiplum  zu  entrichten  ist  und  zwar 
ohne  Unterschied,  ob  die  AnsteUungsurkunde  nur  von  dem  Dienst- 
geber oder  der  Vertrag  von  beiden  Teilen  ausgfertigt  oder  aber  der 
Ernennungsakt  hinterlegt  wurde.  Die  Beurkundung  ist  aber  stets 
Voraussetzung  der  Gebührenpflicht. 

In  Ansehung  der  Dienstesverleihungen,  die  von  Gemeinden, 
Korporationen  und  Anstalten  ausgehen,  ist  nun  einerseits  die  Fest- 
stellung der  Grundlagen  der  Gebührenbemessung  mit  umständlichen 
Erhebungen  verbunden,  anderseits  die  Gebührenleistung  eine  nicht 
aUgemeine,  da  sich  viele  Vereine  und  Anstalten  durch  Unterlassung 
jeder  urkundlichen  Konstatierung  der  Ernennungsakte  oder  durch 
Unterlassung  der  Stempelung  oder  Anzeige  derselben  bei  der  Steuer- 
behörde der  Gebührenpflicht  entziehen.  Analog  erfolgt  bei  vielen 
solchen  Anstalten,  z.  B.  bei  vielen  Eisenbahnen,  die  Auszahlung  der 
Dienst-  und  Versorgungsbezüge,  ohne  urkundliche  Bestätigung,  auf 
Grund  von  Zahlungslisten,  welche  nur  von  Zeugen,  nicht  aber  von 
den  Empfängern  unterfertigt  werden. 

Die  Gebührennovelle  nimmt  nunmehr  von  der  Beurkundung, 
als  der  bisherigen  Voraussetzung  der  Gebührenpflicht,  Umgang. 
Nebstbei  sollen  aber  in  Hinkunft  öffentliche  Fonde  und  Korporationen, 
Benefizien,  Stiftungen,  geistliche  und  weltliche  Gemeinden,  Vereine, 
Aktiengesellschaften,  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und 
andere  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtete  Anstalten  ge- 
halten sein,  von  der  Uebertragung  der  oben  erwähnten  Dienstesstellen, 
wenn  der  Jahresgenuss  mindestens  300  Gulden  beträgt,  die  Gebühr 
nach  Skala  III  (ungefähr  ^^/le  */o),  hingegen  die  Bestätigungen  der 
Angestellten,  sowie  ihrer  Angehörigen  über  den  Empfang  der  Dienst- 


dasselbe  reformierenden  Novellen  vom  13.  Dezember  1862,  29.  Februar  1864 
und  8.  März  1876,  Nr.  89,  20  und  26  des  Eeichsgesetzblattes,  sodann  durch  eine 
erhebliche  Zahl  von  im  Reichsgesetzblatte  publizierten  Gesetzen,  Verordnungen 
und  Erlässen  des  Finanzministeriums,  woran  sich  Erlässe  desselben  reihen,  die 
bloss  den  Charakter  von  Erläuterungen  für  die  untern  Behörden  besitzen  und  im 
Ministerialverordnungsblatte  publiziert  worden  sind. 
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und  Versorgungsbezüge,  sofern  diese  nicht  bei  einer  Staatskasse  zur 
Auszahlung  gelangen,  nach  Skala  II  unmittelbar  zu  entrichten  und 
die  letztere  Gebühr  zu  diesem  Ende  bei  den  Bezugsberechtigten 
einzuheben.  Der  etwaige  Regress  betreffs  der  Gebühr  von  der 
Dienstverleihung  hängt  von  dem  diesfälligen  Vertrage  ab. 

Hiermit  vrerden  die  gedachten  Fonde  und  Anstalten  zu  Gebühren- 
einhebungsstellen  mit  Buchungszwang  und  delegierter  Registrierung, 
d.  i.  mit  der  Verpflichtung  zur  Führung  eines  eigenen  Journales 
zur  Aufnahme  aller  gebührenpflichtigen  Ernennungsakte  und  Aus- 
zahlungen und  zur  Abfuhr  der  durch  Vorlage  des  Journales  bezüg- 
lich ihrer  Höhe  auszuweisenden  Gebührenbeträge  innerhalb  der  vom 
Finanzministerium  festzusetzenden  Zeiträume,  wodurch  das  staatliche 
Geschäft  der  Gebühreneinhebung  bedeutend  vereinfacht  und  ge- 
sichert wird. 

Auch  die  Sicherheit  der  Dienstverträge  gewinnt  durch  die  Un- 
abhängigkeit der  Gebührenpflicht  von  der  Beurkundung,  da  nun- 
mehr bei  allgemeiner  Gebührenpflicht  aller  Anstellungen  der  Grund 
zur  Unterlassung  der  Ausstellung  der  Verträge,  Anstellungsdekrete 
u.  dgl.  aufhört. 

Was  nun  die  wissenschaftliche  Beurteilung  dieser  Neuerung 
sowie  der  Dienstverleihungsgebühr  überhaupt  betrifft,  so  wird  die- 
selbe je  nach  der  Verschiedenheit  des  grundsätzlichen  Standpunktes 
auch  verschieden  sein. 

Die  Freihandelsschule,  welche  den  Staat  als  eine  Veranstaltung 
zum  ßechtsschutze  auffasst,  zu  deren  Unterhalt  jeder  nach  Ver- 
hältnis des  empfangenen  Schutzes  beitragen  muss,  sieht  in  der 
Rechtsverbindlichkeit  und  Klagbarkeit  eines  jeden  Vertrages  die 
Mitwirkung  und  den  Schutz  des  Staates,  für  welchen  als  Gegen- 
leistung die  Verkehrssteuer  gezahlt  werden  muss.  Dieses  Princip 
spitzt  sich  dann  konsequent  zu  der  Forderung  der  ausnahmslosen 
Schriftlichkeit  der  Verträge  und  Stempelung  derselben  bei  sonstigem 
Verluste  der  Klagbarkeit  zu  ^). 

Diese  Begründung  der  Verkehrssteuer  ist  jedoch,  insofern 
sich  die  Abgabe  nicht  als  Gebühr  im  engeren  Sinne,  d.  i.  als  Ver- 
waltungskostenentschädigung oder  -Vergütung,    sondern  als  Steuer 


')  Dr.  Alexander  Mayer,    ,Ueber  Stempelsteuern"   in  Fauchers  Viertel- 
jahresschrift 1864,  in.  Band.   Aehnlich  auch  Besobrasow,  ,inip6ts  sur  les  actes". 
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darstellt,  unhaltbar,  da  bei  Abschluss  der  meisten  Rechtsgeschäfte 
lind  bei  dem  Zustandekommen  von  Rechtsakten  ein  besonderer 
Rechtsschutz  des  Staates  ganz  unfindbar  ist.  Vielmehr  ist  die  Be- 
gründung und  Begrenzung  der  Verkehrssteuer  in  der  Thatsache  zu 
suchen,  dass  die  Ertrags-  und  Einkommensteuer  den  berufsmässigen 
Erwerb  nicht  ausreichend,  daneben  den  aussergewöhnlichen  Erwerb 
durch  einzelne  Rechtsakte  gar  nicht  trtflft;  ebensowenig  aber  auch 
die  individuelle  Steuerkraft,  welche  sich  in  der  Kapitalbildung» 
also  dem  Gegenteil  der  Konsumsverwendung  verrät  und  der  Auf- 
wandsteuer entzieht.  Es  hat  deshalb  die  Verkehrssteuer  die  Auf- 
gabe, als  Ergänzung  und  Ersatz  der  sonstigen  Erwerbs-  und  Ein- 
kommensbesteuerung und  als  individualisierende  Erfassung  der  kapital- 
bildenden Steuerkraft,  aber  auch  nur  so  weit  einzutreten,  als  in  der 
direkten  Besteuerung  Lücken  bestehen,  als  femer  Einkommens-  und 
Vermögensteile  wegen  ihrer  ausserordentlichen  und  zufälligen  Ent- 
stehung der  direkten  Steuer ,  oder  wegen  ihrer  Verwendung  zur 
Kapitalbildung  dem  Konsume  und  der  Konsumsteuer  entschlüpfen  ^). 

Nach  diesen  Gesichtspunkten,  die  auch  für  die  Beurteilung  der 
übrigen  weiter  unten  zu  besprechenden  Bestimmungen  der  österr. 
Gebührengesetznovelle  und  der  des  deutschen  Geschäftssteuergesetz- 
entwurfs massgebend  sein  werden,  erscheint  die  oben  besprochene 
Gebühr  bei  denjenigen  Dienstverleihungen,  mit  welchen  eine  erheb- 
liche Steigerung  der  Steuerkraft  verbunden  ist,  genügend  gerecht- 
fertigt. Insoweit  kann  auch  die  Abgabepflicht  von  der  nebensäch- 
lichen, für  die  letztere  keineswegs  grundlegenden  Thatsache  der 
Beurkundung  nicht  abhängig  gemacht  werden. 

Die  in  einer  gegen  die  Gesetzesvorlage  gerichteten  anonymen 
polemischen  Schrift  (Stimmen  aus  0 esterreich  VU.  Heft.  —  Die 
Gebührennovelle.  Wien,  Hartleben  1883)  erhobene  Einwendung, 
dass  durch  diese  Gebühr  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften,  Aktiengesellschaften  u.  s.  w.  geschwächt 
werden  wird,  trifft  keineswegs  zu,  indem  diese  Anstalten  nach  der 
Natur  der  Sache,  übrigens  aber  auch  gemäss  Anmerkung  4  zu  dem 
einschlägigen  §  7  der  Novelle  ausdrücklich  berechtigt  sind,  die  Ge- 


^)  Adolph  Wagner,  Finanzwissenschaft .  2.  Teü,  1880.  S.  448  ff.  — 
Dr.  Robert  Friedberg,  .Zur  Theorie  der  Stempelsteuer*  in  Hildebrands  Jahr- 
büchern, 31.  Bd.  1878,  S.  71  (nach  A.  Wagner,  wie  oben,  S.  441,  die  einzige- 
beachtenswerte,  diesen  Teil  der  Finanzwissenschaft  fordernde  deutsche  Arbeit). 
Femer:  Schäffle,   ,Die  Grundsätze  der  Steuerpolitik,"  S.  485  ff. 
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bühr    von    ihren   Funktionären   und  Bediensteten    im   Regresswege 
einzuheben. 

Was  jedoch  die  Gebühr  betrifft,  welche  die  Funktionäre  von 
den  Empfangsbestätigungen  über  die  Dienst-  und  sonstigen  Bezüge 
entrichten  sollen,  so  kann  für  dieselben  nach  den  oben  entwickelten 
steuerpolitischen  Principien  eine  Begründung  nur  schwer  gefunden 
werden,  wie  denn  auch  der  Quittungsstempel  überhaupt  den  schärfsten 
Anfechtungen,  insbesondere  aber  der  Einwendung  ausgesetzt  ist,  dass 
er  eine  Doppelbesteuerung  involviere.  Es  wird  deshalb  die  Frage 
der  wissenschaftlichen  Begründung  dieses  Stempels  weiter  unten 
bei  Besprechung  der  Stempelsteuer  von  Empfangsbestätigungen  in 
Handels-  und  Gewerbekorrespondenzen  und  Nachnahmescheinen 
Gegenstand  näherer  Erörterung  sein. 

b)  Gebühren  bei  Rechtsgeschäften  des  privaten  (privatwirtschaft- 
lichen)  Vermögensverkehrs. 

1.  Ueber  unbewegliche  Werte. 

a)  Aendernng  der  Gebühr  von  der  entgeltlichen  Uebertragung  unbeweg- 
licher Sachen  und  Aufhebung  des  Gebührennachlasses. 

Eine  der  wichtigsten  principiellen  Reformen,  welche  durch 
die  Gebührennovelle  eingeführt  werden  sollen ,  gilt  der  Auf- 
bebung  des  sog.  Gebührennachlasses  bei  der  für  die  entgeltliche 
TJeberlassung  des  Eigentums-,  Fruchtniessungs-  und  Gebrauchs- 
rechtes an  unbeweglichen  Sachen  bisher  mit  3^2  *^/o  fixiert  ge- 
wesenen Gebühr. 

Nach  geltendem  Rechte  (Tarifpost  39  c.  aa.,  65,  B,  97  B,  106, 
2,  a  des  Geb.-Ges.)  unterliegen  entgeltliche  Uebertragungen  der  er- 
wähnten Rechte  an  Immobilien  der  Gebühr  von  S^J2^lo,  unent- 
geltliche jedoch  der  Gebühr  von  1^2  °/o.  —  Zufolge  Abs.  II  der  auf 
Grund  kaiserl.  Entschliessung  vom  1.  Mai  1850  erlassenen  Verord- 
nung des  Finanzministeriums  vom  3.  Mai  1850  ZI.  181  R.G.B.  tritt 
an  obigen  Gebühren,  insoweit  seit  der  letztvorhergehenden  Besitz- 
libertragung  bis  zu  dem  Tage  der  Anzeige  des  Rechtsgeschäftes, 
für  welches  die  Gebühr  bemessen  werden  soll,  bei  dem  zur  Ge- 
bührenbemessung bestimmten  Amte,  ein  Zeitraum  von  weniger  als 
10  bezw.  8  Jahren  verstrichen  ist,  ein  Nachlass  ein,  welcher  bei 
•der  Gebühr  von  3  ^2  °/o 
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bei  einer  Besitzveränderung  innerhalb  2  Jahren  2  ^/s  °/'o 


4 

» 

2> 

6 

» 

1V«> 

8 

» 

1> 

10 

» 

V««/o 

bei  der  Gebühr  von  1  ^2  ®/o 

bei  einer  Besitzveränderung  innerhalb  4  Jahren     1  ®/o 


» 


V« 


beträgt.  —  Der  Gebührennachlass  an  der  3  ^/a  "/o -Gebühr  soU  nun 
nach  der  Novelle  (§  4)  aufgehoben,  jedoch  gleichzeitig  die  Gebühr 
von  3  ^2  "jO  auf  3  V  herabgesetzt  werden. 

Zur  Rechtfertigung  dieser  einschneidenden  Massregel  heben  die 
Motive  der  Regierungsvorlage  das  ganz  ExceptioneUe  der  Bestim- 
mung des  Gebührennachlasses  hervor,  welcher  andern  Gesetzgebungen 
ganz  fremd  ^)  und  mit  der  Natur  der  Uebertragungsgebühr  als  Yer- 
kehrssteuer  nicht  vereinbarhch  ist,  da  die  letztere  lediglich  den  Akt 
der  Uebertragung  nach  Massgabe  des  Wertes  der  Sache,  sonach  den 
Verkehrsakt  selbst  ohne  Rücksicht  auf  die  Dauer  des  Vorbesitzes 
treffen  soU.  —  Hierbei  könne  von  einer  teilweisen  Absorbierung  des 
Realwertes  durch  die  Uebertragungsgebühren  nicht  die  Rede  sein, 
zumal  die  letzteren  für  verschiedene  Uebertragungen  auch  verschiedene 
Personen  treffen  und  sonach  kein  Grund  vorliege,  dass  der  Käufer 
einer  vom  Verkäufer  vor  einem  Jahre  erworbenen  Realität  eine 
geringere  Gebühr  zahle,  als  unter  gleichen  Umständen,  wenn  der 
Verkäufer  sie  schon  seit  mehr  als  zehn  Jahre  besässe.  —  Im  Gegen- 
teile bilde  der  Gebührennachlass  eine  Prämie  für  den  raschen 
Besitzwechsel  und  könne  daher  vom  Standpunkte  der  Notwendig- 
keit der  Herstellung  der  Stabilität  des  Grundbesitzes  nicht  gebilligt 
werden. 

Dieser  Teil  der  projektierten  Reform  würde  ein  sehr  erheb- 
liches Mehrergebnis  der  Uebertragungsgebühren  im  Gefolge  haben. 
Dies  ist  der  Grund,  weshalb  sich  gerade  gegen  die  bezweckte  Auf- 
hebung des  Gebührennachlasses  der  stärkste  Widerspruch  geltend 
gemacht  hat.  —  Unter  den  die  GebührennoveUe  behandelnden  publi- 


')  Siehe  Karl  Freiherr  von  Czörnig,  Die  Abgaben  von  den  Uebertragungen 
unbeweglichen  Eigentums  in  Oesterreich,  Frankreich,  Preussen,  England  u.  s.  w. 
Triest  1869,   S.  102. 

Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  '  ^ 
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zistischen  Enunciationen  ist  es  indes  nur  die  oben  (unter  la)  er- 
wähnte Schrift:  „Stimmen  aus  Oesterreich.  Die  Gebührengesetz- 
novelle",  welche  insbesondere  die  in  Rede  stehende  Partie  der  Ge- 
setzesvorlage eingehender  und  mit  mehr  Gründlichkeit,  als  die 
sonstige  politische  und  finanzielle  Tageslitteratur  behandelt,  weshalb 
die  darin  gegen  die  Aufhebung  des  Gebührennachlasses  erhobenen 
Einwendungen  im  folgenden  näher  geprüft  werden  sollen. 

Dieselben  konzentrieren  sich  in  dem  Einwurfe,  dass  die  Auf- 
hebung des  Nachlasses  einerseits  den  Marktpreis  der  Realitäten  alte- 
rieren  und  hiedurch  eine  Rückwirkung  auf  den  Hypothekarkredit 
ausüben  müsse,  anderseits  aber,  dass  hiedurch  die  jetzt  in  den 
grossen  Städten  insbesondere  in  Wien  so  blühenden  Baugewerbe  in 
Stockung  geraten  werden  und  dass  die  mit  der  Reform  verbundene 
Erhöhung  des  Gebühreneinganges  durch  den  Rückgang  der  Ueber- 
tragung  der  unbeweglichen  Güter  und  durch  Abnahme  der  Neu- 
und  Umbauten  werde  aufgewogen  werden.  Wenn  nun  die  Einwen- 
dung richtig  wäre,  dass  sowohl  der  Hypothekarkredit,  als  auch  der 
Immobiliarbesitzwechsel  durch  die  in  Rede  stehende  Reformmass- 
regel eingeengt  werden  müssen ,  so  würde  diese  Thatsache  insbe- 
sondere bei  landwirtschaftlichen  kleineren  und  mittleren  Besitzungen 
gerade  für,  niemals  aber  gegen  die  Massregel  sprechen,  zumal 
eben  die  Verschuldung  und  fortschreitende  Teilung  dieser  Besitzungen 
und  deren  allzuhäufige  freiwillige  und  exekutive  Besitzänderungen 
es  sind,  welche  in  Oesterreich  einen  besorgniserregenden  Umfang 
erreicht  haben,  deshalb  Gegenstand  der  eingehendsten,  von  der  Re- 
gierung eingeleiteten  fachmännischen  Untersuchungen  geworden  sind 
und  zur  Durchführung  der  bereits  geplanten  Agrarreform  in  nicht 
ferner  Zeit  führen  müssen. 

Aber  auch  die  Belastung  des  übrigen  Immobiliarbesitzes  hat  in 
Oesterreich  nicht  gewöhnliche  Dimensionen  angenommen. 

Nach  den  dem  Berichte  des  Gebührenausschusses  angeschlosse- 
nen offiziellen  statistischen  Ausweisen  betrug  bei  dem  gesamten  Real- 
besitze in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
in  der  Periode  vom  Jahre  1870  bis  1880 

die  Neubelastung 3,469,130,772  fl. 

die  Entlastung        2,501,445,552  fl, ,    wonach 

sich  eine  effektive  Vergrösserung  des 

Lastenstandes  um 967,685,250  fl.  ergibt. 

480 


Die  Osten-.  Gebühiengesetznovelle  u.  der  deutsche  Geschäftssteuergesetzentwurf.         !^| 

Bei  dem  städtischen  Grundbesitze  allein  betrug 

die  Neubelastung        945,095,993  fl. 

die  Entlastung        665,413,734  fl., 

sonach    die    effektive    Vergrösserung 

des  Lastenstandes 279,682,259  fl. 

Angesichts  so  gewaltiger  Yerschuldungssummen  wäre  wohl  die 
befürchtete  Einengung  der  Möglichkeit  noch  weiterer  Verschuldung 
auch  des  grösseren  landwirtschaftlichen  und  des  städtischen  Besitzes 
aus  volkswirtschaftlichen  und  socialpolitischen  Gesichtspunkten  kaam 
zu  bedauern,  zumal  wohl  nur  ein  Bruchteil  obiger  Belastungssuramen 
produktiven   und  Meliorationszwecken   zugeführt  worden   sein  wird. 

Indes  selbst  die  Befürchtung  der  Einengung  des  Realkredites 
ist  ungegründet.  —  Die  oben  erwähnte  Schrift  stützt  ihre  An- 
schauung, dass  der  Hypothekarkredit  durch  Aufhebung  des  Ge- 
bührennachlasses leiden  werde,  damit,  dass  das  Kredit  gebende  In- 
stitut, für  welches  bei  Bewilligung  einer  Satzpost  der  Verkaufspreis 
der  Hypothekarrealität,  wie  derselbe  sofort  nach  Zuzählung  des 
Darlehens  erzielbar  wäre,  massgebend  ist,  bisher  daraufrechnen 
konnte,  dass  bei  Zahlungssäumigkeit  des  Schuldners  und  exekutiver 
Veräusserung  des  Hypothekargutes  innerhalb  der  nächsten  zwei 
Jahre  1  ^/o  an  üebertragungsgebühr  an  den  Staat  gezahlt  werden 
müssen,  sonach  die  Gebühr  nur  in  diesem  Prozentsatze  von  der 
Belehnungssumme  abzuziehen  sein  werde,  während  nach  vollzogener 
Gebührenreform   diese  Post   mit  3*'/o  in  Anschlasr  gebracht  werden 


o    e 


müsste,  wonach  die  zu  gewährenden  Darlehen  sich  um  den  Satz 
von  3*^,0  verringern  werden.  —  Diese  Argumentation  trifft  nach 
keiner  Richtung  hin  zu.  Kein  nur  einigermassen  vorsichtiges  Kredit- 
institut wird  ein  Darlehen  einer  Person  zuzählen,  bei  welcher  die 
Gefahr  der  Realexekution  schon  innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre 
nach  Zuzählung  des  Darlehens  zu  befürchten  wäre.  Muss  also  die 
Üebertragungsgebühr  von  der  zuzuzählenden  Summe  in  Abschlag 
gebracht  werden,  so  könnte  dies  bei  der  geltenden  Gesetzgebung 
nur  nach  dem  Gebührensätze  von  3^/2°/o,  nicht  aber  von  1  °/o  ge- 
schehen. 

Die  Prüfung  der  Hypothekensicherheit  für  Darlehen  erfolgt 
jedoch  —  wenigstens  bei  den  grossen  österreichischen  Kreditinsti- 
tuten —  ohne  Abzug  dieser  Gebühr  und  in  anderer  Art.  Die  letz- 
teren sehen  vielmehr  von  den  einmaligen   oder  periodischen  öffent- 
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liehen  Lasten  der  Hypothekarrealität  gänzlich  ab  und  legen  den 
Schwerpunkt  auf  eine  möglichst  genaue  und  strenge  Ermittelung  des 
Verkehrswertes  derselben  und  auf  die  genaue  Ueberwachung,  dass 
die  periodischen  Staats-  und  Kommunalabgaben  aus  dem  Einkommen 
des  Hypothekargutes  rechtzeitig  abgestattet  werden,  indem  sie 
von  der  Erwägung  ausgehen,  dass  die  Uebertragungsgebühr  bei 
exekutiver  Veräusserung  des  Gutes  regelmässig  von  dem  Ersteher 
aus  seinem  Vermögen  getragen  wird  und  nebstdem  gemäss  §  72 
(^es  österreichischen  Gebührengesetzes  das  gesetzliche  Pfandrecht  auf 
dem  an  den  Ersteher  übergehenden  Gute  geniesst,  welches  Pfand- 
recht der  übrigen  Hypothekarbelastung  drei  Jahre  vorausgeht,  wes- 
halb der  Feilbietungserlös  von  der  erwähnten  Uebertragungsgebühr 
frei  bleibt. 

Bei  den  k.  k.  Finanzprokuraturen  ^)  in  0 esterreich,  den  amtlich 
bestellten  Rechtskonsulenten  der  Staatsbehörden  und  Advokaten  des 
Staatsärars  und  der  demselben  gleichgestellten  Fonde  vor  Gericht, 
werden  bei  Prüfung  der  Sicherheit  der  Hypotheken  —  allerdings 
nach  einem  älteren  Herkommen  —  von  dem  genau  ermittelten  Werte 
der  Hypothek  vorerst  dreijährige  Realsteuern  des  Gutes  in  Abzug 
gebracht,  weil  denselben  ein  gesetzliches  Vorzugsrecht  auf  dem 
Reale  als  hypotheca  tacita  eingeräumt  ist  und  demnach  auch  an  dem 
Feilbietungserlöse  zusteht;  worauf  der  Rest  erst  als  belehnbare 
Hypothek  in  Betracht  kommt: 


^)  Die  österreichischen  Finanzprokuraturen  sind  Behörden,  welche  nach  der 
Instruktion  vom  16.  Februar  1855  zur  gerichtlichen  Vertretung  und  Führung 
der  Rechtsstreite  in  Angelegenheiten,  welche  das  Staatsvermögen  und  die  dem- 
selben gleichgehaltenen  Fonde  betreffen,  zur  Erstattung  von  Rechtsgutachten  an 
die  Staatsbehörden  und  zur  Mitwirkung  bei  der  Zustandebringung  von  Rechts- 
geschäften und  Rechtsurkunden  in  obigen  Angelegenheiten  berufen  sind.  Hervor- 
gegangen aus  dem  altösterreichischen  Institute  der  Kammerprokuratoren,  deren 
die  Quellen  (insoweit  sie  dem  Verfasser  bekannt  werden  konnten)  bis  in  das 
16.  Jahrhundert  (so  Suttinger:  Consuetudines  Austriacae,  dagegen  Codex 
Austriacus  und  Weingarten  bis  in  das  17.  Jahrhundert)  herab  Erwähnung  thun, 
ist  diesen  Behörden  von  Kaiser  Josef  II.  mit  dem  Hofdekrete  vom  10.  März  1783 
die  Gestaltung  gegeben  worden,  die  sie  mit  einigen  Aendei'ungen  noch  heute 
besitzen.  Nach  dem  1876er  österreichischen  Entwürfe  einer  Civilprozessordnung 
(§  100)  sollen  sie  auch  in  Hinkunft  als  Vertreter  des  Aerars  vor  Gericht  fungieren. 
Sie  haben  sich  stets  sehr  gut  bewährt,  wie  dies  unter  andern  Stein  (in  seiner 
Finanzwissenschaft,  1.  Band,  3.  Aufl.,  S.  222)  anerkannt  hat.  Dieses  österreichische 
Institut  wurde  auch  in  Italien  als  avocato  aerariale  aufgenommen.  (Stein  eben- 
da, S.  220.) 
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Die  Uebertragungsgebühr  von  der  eventuellen  Feilbietung  des 
Hypothekargutes  bringen  aber  selbst  die  Finanzprokuraturen  nicht 
in  Abzug,  obwohl  ihnen  durch  ihre  Instruktionen  die  strengste  Rigo- 
rosität bei  Anwendung  der  sogenannten  Kautelarjurisprudenz  zur 
Pflicht  gemacht  ist. 

Der  zweite  Einwurf  gegen  die  Gebührengesetznovelle  weist  auf 
die  Wichtigkeit  der  Bauunternehmer  und  Baugewerbe  für  den  Aus- 
und  Umbau  der  grossen  Städte  hin,  zumal  es  nur  diese  Unternehmer 
seien,  welche  ihrer  Aufgabe  um  einen  massigen  Gewinn  gerecht 
werden  können.  Nunmehr  aber  würden  diese  Unternehmer  schon 
bei  Ankauf  der  zum  Zwecke  der  Aufführung  von  Neubauten  zu 
demolierenden  Gebäude  oder  bei  Erwerbung  der  Baustellen,  wenn 
diese  durch  weniger  als  acht  Jahre  im  Besitze  des  Verkäufers  ge- 
wesen, eine  höhere  Gebühr  zahlen,  als  bisher  und  da  sie  in  der 
Regel  den  Neubau  binnen  zwei  Jahren  weiter  verkaufen,  so  müssten 
sie  nach  der  GebührennoveUe  dreifach  oder  doppelt  so  hohe  Ge- 
bühren zahlen  als  bei  der  geltenden  Gesetzgebung. 

Auch  dieser  Einwurf  hält  einer  eingehenden  Prüfung  nicht  Stand. 
Es  wird  nämlich  in  Zeiten  des  steigenden  Bedarfes  an  Wohnungen 
und  Häusern  die  Nachfrage  nach  Neubauten  eine  rege  sein  und 
werden  demgemäss  die  Uebertragungsgebühren  nicht,  wie  einge- 
wendet wurde ,  von  den  Verkäufern ,  sondern  von  den  Käufern ,  in 
deren  Interesse  der  Kauf  liegen  wird,  getragen  werden,  wie  denn 
auch  die  Kaufgebühr  eigentlich  den  Käufer  treffen  soU.  Nur  wenn 
die  Nachfrage  nach  Häusern  sich  mindert  und  die  Häuserspekulan- 
ten gezwungen  sind,  ihre  Häuser  um  Notpreise  wegzugeben,  wer- 
den sie  als  die  ökonomisch  Schwächeren  wohl  auch  die  Ueber- 
tragungsgebühren zu  zahlen  haben.  Dann  ist  aber  auch  der  Moment 
gekommen,  mit  dem  weiteren  Häuserbaue  innezuhalten. 

Das  Eintreten  der  früher  angezogenen  anonymen  Schrift  für 
Bauunternehmer  und  Baugewerbe  verhüllt  übrigens  nur  sehr  ober- 
flächlich die  Vertretung  des  einseitigen  Interesses  der  Baugesell- 
schaften und  der  Spekulation  in  Häusern  und  Baustellen.  Gerade 
in  Bezug  auf  diese  haben  aber  die  neuesten  Untersuchungen  hin- 
sichtlich der  Wohnungsfrage  in  grossen  und  mittleren  Städten  den 
innigen  Zusammenhang  blossgelegt,  der  zwischen  der  modernen 
Wohnungsnot  und  dem  zur  Spekulation  benutzten  privaten  städti- 
schen Grund-  und  Hauseigentume  besteht,  und  hieraus  gerade  die 
Notwendigkeit   einer   ergiebigen   und    entsprechend   normierten  Be- 
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Steuerung  der  letzteren  und  insbesondere  des  auf  Erzielung  von 
Konjunkturengewinnen,  den  Gneist'schen  Spring  werten,  gerichteten 
Besitzwechsels  nachgewiesen. 

Es  ist  das  besondere  Verdienst  Adolf  Wagners,  in  dieser 
Richtung  seine  gewichtige  Stimme  erhoben  zu  haben  ^). 

Wagner  weist  darauf  hin,  dass  es  das  enge  Beisammenleben 
der  Menschen  in  grösseren  Städten  und  die  geringere  Fähigkeit  der- 
selben, einen  Gegenstand  des  täglichen  beständigen  Transportes  zu 
bilden,  ist,  welche  den  Wert  des  städtischen  Wohnungsbodens  ganz 
besonders  von  seiner  Lage  abhängig  macht,  welche  für  die  Höhe 
der  Grund-  und  nach  bewirktem  Hausbaue,  der  Hausrente  mass- 
gebend wird.  Der  vorzüglich  gelegene  Boden  erlangt  bei  der  Be- 
schränktheit seines  Umfanges  eine  hohe  ökonomische  Bedeutung 
und  hiedurch  eine  ausserordentliche  Steigerung  seiner  Rente  und 
einen  monopolistischen  Charakter  für  den  Eigentümer.  Die  Be- 
deutung, die  Gunst  oder  Ungunst  der  Lage,  die  Rente  und  der  Wert 
des  Grundeigentums  hängen  nur  wenig  oder  nicht  von  der  bewussten 
wirtschaftlichen  Einzelthätigkeit  des  Eigentümers,  sondern  über- 
wiegend von  allgemeinen  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen 
Ursachen  ab.  Die  Ab-  und  Zunahme  der  Bevölkerung,  die  Ent- 
wickelung  von  Handel  und  Industrie,  die  Spekulation,  die  Gestal- 
tung des  Kommunikationswesens,  der  Geld-  und  Kreditverhältnisse, 
der  Gang  des  politischen  Lebens  sind  die  grossen  Konjunkturen  für 
den  städtischen  Grund. 

In  den  Zeiten  wirtschaftlichen  Fortschrittes  ist  diese  Konjunktur 
im  ganzen  dauernd  vorteilhaft.  Der  Eigentümer  geniesst  einen  Ge- 
winn in  seinem  Einkommen  aus  der  steigenden  Rente  des  Grund- 
stückes und  Hauses  und  in  seinem  Vermögen  in  dem  steigenden 
Werte  beider  und  zwar  ohne  ökonomische  Gegenleistung  auf 
Kosten  der  übrigen  Bevölkerung,  welche  in  steigenden  Miet- 
preisen und  in  den  Preisen  der  unter  dem  Einflüsse  der  letzteren 
gestiegenen  Produkte   einen  Teil  ihres  Einkommens  an  den  Grund- 


^)  In  der  Eisenacher  Debatte  über  die  Wohnungsnot.  (Vgl.  Verhandlungen 
der  Eisenacher  Versammlung  zur  Besprechung  der  socialen  Frage.  Leipzig  1873, 
Seite  231  —  243.)  Ihm  schlössen  sich  daselbst  Professor  Schönberg  und  Professor 
R  Osler  an.  Ferner  auch  in  dessen  Grundlegung  zur  Volkswirtschaftslehre 
Seite  745  IF.,  sowie  im  zweiten  Teile  seiner  Finanzwissenschaft  S.  455  ff.  In 
neuerer  Zeit  Schaf fle,  Grundsätze  der  Steuerpolitik  Seite  518.  Auch  Dr.  Robert 
Friedberg  in  seinem  früher  citierten  Aufsatze:  Zur  Theorie  der  Stempelsteuern. 
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Besitzer  ohne  Entgelt  abgeben  muss,  da  nur  ein  Teil  des  Miet- 
preises sich  als  ökonomisches  Entgelt,  der  Rest  aber  desselben  als 
Notpreis  wegen  der  monopolistischen  Stellung  des  Eigentümers 
charakterisiert.  Der  Konjunkturengewinn  aus  dem  Steigen  der 
Grund-  und  Hausrente  wird  aber  in  Spekulationszeiten  gern  und 
leicht  realisiert  durch  Verkauf  und  Kreditaufnahme  gegen  Hypo- 
tekierung.  Der  Verkaufspreis  ist  aber  die  kapitalisierte  Rente, 
welche  bei  günstiger  Konjunktur  höher  veranschlagt  wird ,  als  der 
der  augenblicklichen  Rente  und  dem  Zinsfusse  entsprechende  Preis, 
zumal  die  Spekulation  das  Steigen  der  Rente  anticipiert.  Der  Be- 
lehnungsbetrag  aber  bildet  die  Quote  des  Verkaufspreises.  Das 
Interesse  der  Eigentümer  an  der  Mietzinssteigerung  liegt  also  vor- 
züglich darin,  dass  sie  zur  Grundlage  für  einen  höheren  Verkaufs- 
oder Belehnungswert  dient.  Auf  diese  Art  werden  Grundstücke 
zum  Spekulationsgegenstande  behufs  Erzielung  von  Preisdifferenzen, 
und  Börsengeschäfte  knüpfen  sich  an  das  private  städtische  Grund- 
eigentum. 

Dieselben  Verhältnisse  kommen  bei  Baustellen  vor,  welche  ab- 
sichtlich durch  längere  Zeit  der  Bebauung  vorenthalten  werden, 
während  welcher  Zeit  der  Eigentümer  die  Hände  thatsächlich 
in  denSchoss  legt,  um  sodann  infolge  der  durch  die  Konjunktur 
hervorgerufenen  Wertsteigerung  bedeutenden  Gewinn  durch  Ver- 
kauf zu  erzielen.  (Allerdings  treten  auch  temporäre  Rückgänge  in 
der  Konjunktur  ein.  Die  Spekulation  verspekuliert  sich.  Aber  die 
daraus  folgenden  Verluste  treffen  gerade  nicht  den,  der  den  Kon- 
junkturengewinn gemacht,  sondern  den  Käufer,  der  denselben  reali- 
siert hat.)  Die  künstliche  Verteuerung  der  Baustellen  müssen  aber 
die  Mieter  in  grösseren  Mietpreisen,  die  ganze  städtische  Bevölke- 
rung in  dem  Uebermasse  des  lästigen  und  ungesunden,  weder  für 
das  intime  Familienleben,  noch  für  die  allgemeine  Sittlichkeit  gün- 
stigen Kasernbaues  tragen,  welcher  notwendig  wird,  imi  die  Kosten 
der  Baustellen  auf  eine  grössere  Zahl  von  Wohnungen  zu  verteilen. 
Hiemit  ist  aber  auch  der  innige  Zusammenhang  der  modernen 
Wohnungsnot,  welche  insbesondere  in  der  schlechten  Beschaffenheit 

Ider  Wohnungen,  in  der  Unsicherheit  des  Innehabens  derselben  und 
in  der  Abhängigheit  der  Mieter  vom  „Hausherrn"  liegt,  mit  dem 
sog.  Realitätenverkehr  erwiesen.  Der  Handel  mit  den  Wohnge- 
bäuden  wird  zum  formlichen  Handel  mit  den  Bewohnern,  wenn  die 
Häuser  in  die  Hände  von  Spekulanten  kommen,  wodurch  eine  be- 
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dauernswerte  Abhängigkeit  grosser,  höchst  achtbarer  Klassen  der 
Bevölkerung  von  wenigen  Realitäteneigentümern  entsteht. 

Wie  nun  die  neue  Volks wirtschaftsschule  vom  Staate  den  Schutz 
der  wirtschaftlich  schwächeren,  die  Ausfüllung  der  Lücken,  die  der 
wirtschaftliche  Egoismus  gelassen  und  eine  gerechtere  Verteilung 
der  Wirtschaftsergebnisse,  als  selbe  durch  die  „freie  Konkurrenz" 
geschehen  kann,  vornehmlich  durch  Steuerpolitik  und  Rechtsordnung 
verlangt,  so  zählt  sie  mit  Adolph  Wagner  zu  den  Mitteln  der  zur 
Beseitigung  der  oben  geschilderten  Uebelstände  der  Wohnungs- 
not, welche  einen  wichtigen  Teil  der  Notstände  der  sog.  socialen 
Frage  bilden,  unter  anderen  auch  eine  derartige  Gestaltung  des 
Steuerrechtes,  dass  einerseits  die  Eigentümer  die  von  ihnen  ökono- 
misch nicht  verdienten  Konjunkturengewinne  möglichst  zu  Gunsten 
des  Staates  und  der  Gemeinde,  welche  indirekt  die  steigende  Rente 
und  den  Konjunkturenwert  schufen,  abgeben,  dass  anderseits  die 
Behandlung  städtischen  Immobiliarbesitzes  als  Ware  und  blosser 
Spekulationsgegenstand ,  insbesondere  das  Aussermarkthalten  von 
Baustellen  mittelst  hoher  Besteuerung  erschwert  werde  ^)  und  dass 
endlich  ein  richtiges  System  der  Besitzwechselsteuern 
bei  Immobiliarverkäufen ,  namentlich  denjenigen  Teil  des  Erlöses 
gehörig  belaste,  der  gegen  den  Erwerbspreis  rein  infolge  der  Kon- 
junktur zugewachsen. 

Wagner^)  und  ihm  nachfolgend  Friedberg ^)  wollen  darnach 
die  Immobiliar-Konjunkturensteuern  (bei  Erbgang,  Schenkung  und 
Verkauf)  allerdings  nicht  von  dem  ganzen  Werte,  sondern  nur  von 
demjenigen  Zuwachse  desselben,  der  nicht  nachweisbar  auf  Kapitals- 
verwendungen zurückzuführen  ist,  besteuern  und  zwar  nach  einer 
Skala,  die  sich  nach  der  Besitzdauer  richtet,  so  dass  die  höhere 
Steuer  bei  kürzerer  und  eine  geringere  bei  längerer  Zeit  des  Be- 
sitzes den  gleichen  Wertzuwachs  treffe ;  also  nach  einem  Principe, 
das  dem  des  österreichischen  Gebührennachlasses  schnurstracks  zu- 
widerläuft. 

Gelingt  diese  Steuerreform,  so  entfällt  nach  der  Anschauung 
der  Obigen  ein  grosser  Teil  der  richtigen  Bedenken  gegen  den  Ein- 


^)  Eisenacher  Kongressverhandlung,  S.  241. 

^)  In   dem  Referate   über   die  Kommunalsteuerfrage.     Leipzig  und  Heidel- 
berg, 1878,   S.  40. 

^)  Seine  früher  angezogene  Abhandlung,  S.  84. 
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fluss   der  Konjunktur   auf  die  wirtschaftliche  Lage  des  einzelnen  ^). 
—  Von   grossem  Interesse  ist  es,   dass  auch   Ihering  (Zweck  im 


')  Das  Verhältnis  der  Besteuerung  zu  den  Konjunkturengewinnen  an  Bau- 
stellen in  grossen  Städten  behandelt  auch  Ratkowsky  in  einem  grösseren 
Essay:  ,Ueber  die  Mittel  zur  Beseitigung  der  Wohnungsnot  in  grossen  Städten" 
im  „österreichischen  Oekonomist"  1871,  Nr.  21  ff.  in  analoger  Weise.  —  Der 
Verfasser  geht  von  der  Thatsache  aus,  dass  bei  dem  Steigen  der  Bevölkerung 
und  des  Verkehrs  in  den  grossen  und  grössten  Städten  die  Nachfrage  nach 
Wohnungen  und  Geschäftsräumen  im  Centrum  der  Städte  und  deren  geschäft- 
lichen Verkehrs  naturgemäss  steigt,  ohne  dass  das  Angebot  der  Nachfrage  folgen 
könnte,  da  die  Zahl  der  Wohnungen  und  Baustellen  beschränkt  ist  imd  deshalb 
bald  einen  monopolistischen  Charakter  annimmt.  Es  steigen  sonach  im  Gegen- 
satze zu  den  Mietpreisen  an  der  Peripherie  der  Städte  die  Mietpreise  im  Inneren 
der  letzteren,  ohne  Rücksicht  auf  die  hohen  oder  niedrigen  Herstellungskosten 
der  Häuser  und  auf  die  darauf  haftenden  öffentlichen  Lasten,  zu  einer  Höhe, 
die  lediglich  in  der  Höhe  der  Mietzinsanbote  ihre  Grenze  findet;  wogegen  an 
der  Peripherie  der  Städte,  wo  das  Angebot  von  Baustellen  bei  steigender  Nach- 
frage leicht  vermehrt  werden  kann,  der  Hauseigentümer  sich  mit  dem  landes- 
üblichen Zinsfusse  begnügen  muss.  Deshalb  würden  sich  die  Mietpreise  im  Inneren 
der  Städte  auch  dann  nicht  ändern,  wenn  die  öffentlichen  Lasten  der  Häuser 
erhöht,  oder  herabgesetzt,  oder  ganz  aufgehoben  würden.  —  Hieraus  resultiert 
die  bemerkenswerte  Thatsache,  dass  die  unbedingte,  für  alle  Neubauten  gleiche 
Steuerfi-eiheit,  nicht  wie  es  die  Absicht  der  Gesetzgebung  ist,  den  Wohnungs- 
bedürftigen, sondern  den  Baustellenbesitzern  auf  Kosten  der  Gesamt- 
heit zu  gute  kommt,  indem  die  letzteren  bei  Verkauf  der  Baustellen  den  ganzen 
Kapitalswert  der  Steuerfreiheit  dem  Verkaufspreise  zuschlagen.  —  Der  Verfasser 
schlägt  daher  vor,  die  Steuerfreiheit  nur  bei  Bauten  an  den  Rändern  der  Städte 
zuzulassen,  wo  solche  Bauten  ohne  dieselbe  nicht  entstehen  können.  Im  Inneren 
der  Städte  jedoch  sei  der  BausteUenbesitzer ,  der  die  Steuerfreiheit  für  einen 
vorzimehmenden  Neubau  beansprucht,  zu  verhalten,  seinen  Grund  an  den  (in 
einem  eigenen  Ediktalverfahren)  sich  Anmeldenden,  welcher  denselben  Bau  ohne 
Inansprachnahme  der  Steuerfreiheit  herzustellen  bereit  ist,  imi  den  gartenwirt- 
schaftlichen Preis  zu  überlassen,  wofern  der  Eigentümer  es  nicht  vorzieht,  mit 
Verzicht  auf  die  Steuerfreiheit  zu  bauen.  Damach  müsste  nach  dem,  was  oben 
vorausgeschickt  wurde,  der  Preis  der  Baustellen  um  den  ganzen  Kapitalswert 
der  Steuerfreiheit  sinken. 

Diese  imd  zahlreiche  andere  Vorschläge,  die  hier  nicht  gegenständlich  sind, 
sollen  dem  Baustellenwucher  imd  der  Wohnungsnot  in  grossen  Städten  steuern. 
Den  Einwurf,  dass  diese  Massregel  ein  Eingriff  ins  Eigentum  sei,  widerlegt  der 
Verfasser  durch  den  Hinweis  auf  den  Umstand,  dass  das  Privateigentum  nur 
soweit  berechtigt  imd  unerlässlich  sei,  als  es  die  wirksamste  Form  gemeinnütziger 
Verwaltung  der  Produktionsfonde  und  des  Vermögens  an  Genussmitteln  sei. 
Danach  die  Schranken  festzustellen,  ist  Sache  der  nächsten  Zukunft  und  ins- 
besondere bei  dem  Baugrundeigentume,  weil  hier  die  verderblichen  Wirkungen 
des  schrankenlosen  Eigentums  am  stärksten  zu  Tage  treten. 
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Recht,  I.  Bd.  S.  520)  eine  derartige  Steuer  zur  Ausübung  eines 
Druckes  auf  das  Privateigentum  fordert,  welcher  dem  Uebermasse 
seiner  Anhäufung  auf  einzelnen  Punkten  vorbeugt,  indem  er  den 
Ueberschuss  in  die  Staatskasse  abführt  und  hiemit  die  Möglichkeit 
schafft,  den  Druck  auf  andere  Teile  des  gesellschaftlichen  Körpers 
zu  verringern  und  eine  den  Interessen  der  Gesellschaft  entsprechendere, 
also  gerechtere  Verteilung  der  Güter  herbeizuführen,  als  dies  bisher 
unter  der  Herrschaft  des  absoluten  Eigentums  möglich  war. 

Die  Richtigkeit  sowohl  der  oben  geschilderten  thatsächlichen 
Zustände,  als  auch  das  Zutreffende  der  hieraus  abgeleiteten  steuer- 
politischen Postulate  wird  kaum  ernstlich  zu  bestreiten  sein.  Dar- 
nach aber  wird  die  Rücksicht  auf  Baugesellschaften  und  Häuser- 
spekulanten die  Ursache  hierfür  nicht  abgeben  können,  die  in  Oester- 
reich  bisher  für  den  Besitzwechsel  durch  den  Gebührennachlass  zu 
erzielende  geringere  Steuergebühr  von  1  bis  2^/2  °/o  auch  für  die 
Zukunft  aufrecht  zu  halten. 

Auch  Schäffle  tritt  in  seiner  Steuerpolitik  (S.  518)  für  die 
oben  entwickelte  Lehre  Wagners  von  der  Besteuerung  der  Kon- 
junkturengewinne und  ferner  für  die  Aufhebung  des  in  0 esterreich 
zulässigen  Gebührennachlasses  direkt  ein  S.  516,  517),  den  er  als 
durchaus  irrationell  erklärt,  da  die  Gebühr  in  der  Regel  vom 
Käufer  bezahlt  und  getragen  werden  soll,  der  zweite  Käufer  aber 
nicht  schon  einmal  bezahlt  hat,  demnach  ihm  auch  nichts  zu  er- 
lassen ist. 

Wenn  schon  also  gegen  die  geplante  Reform  der  Immobiliar- 
Verkehrssteuer  nach  Einwänden  gesucht  wird,  so  könnte  ein  solcher 
lediglich  darin  gefunden  werden,  dass  derselbe  sich  die  Gelegenheit 
entschlüpfen  lässt,  neben  der  allgemeinen  geringeren  Uebertragungs- 
gebühr  für  den  Immobiliarverkehr  noch  eine  besondere  höhere  Ge- 
bühr für  die  dabei  erzielten  und  bei  dem  Bestände  eines  geordneten 
Grundbuchswesens  unschwer  zu  kontrollierenden  Konjunkturengewinne 
einzuführen,  wobei  die  allgemeine  Besitzwechselgebühr  noch  weiter 
herabgesetzt  werden  könnte,  wie  dies  die  neue  Volks wirtschafts- 
schule  fordert.  Den  Gebührenpflichtigen  aber  wären  zu  ihrem  Rechts- 
schutze  selbstredend  sowohl  der  Gegenbeweis  gegen  die  Annahme 
von  Konjuncturengewinnen,  als  auch  überhaupt  alle  Kautelen  gegen 
ungerechte  Besteuerung  vorzubehalten. 

Nach  den  von  der  .  Regierung  vorgelegten  statistischen  Aus- 
weisen fallen  von  100  Millionen  des  Wertes  von  im  Wege  der  ent- 
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geltlichen  Besitzveräuderung  übertragenen  Immobilien  46  ^sV  *^^ 
Fälle,  in  denen  die  Uebertragung  nach  10  Jahren  stattfand,  sonach 
der  Gebühr  von  S^jt^/o  unterlag.  Für  diese  46,2 °/o  bedeutet  sonach 
die  Aufhebung  des  Gebührennachlasses  bei  der  künftigen  allge- 
meinen Gebühr  von  3^o   eine  faktische  Ermässigung  um   Va^/o  ^). 

Da  jedoch  die  Gebühr  von  3  ^/2  '/o  mit  Rücksicht  auf  die  übrigen 
54,8  dem  Gebührennachlasse  verfallenden  Prozente  der  Besitzver- 
änderangsfälle  sich  samt  dem  25 '^o  igen  Zuschlage  als  Durchschnitts- 
gebühr  von  3,143 ''o  darstellt,  so  erscheint  die  eventuelle  Gebühr 
von  3''/o  oder  mit  dem  Zuschlage  von  3,75**,,  um  ein  Geringeres 
höher  als  die  bezeichnete  Durchschnittsgebühr.  Thatsächlich  würde 
sie  auch  nach  den  obbezeichneten  statistischen  Ausweisen  ein  Mehr- 
ergebnis von  über  2  Millionen  zur  Folge  haben.  Immerhin  kann 
jedoch  die  3' o -Gebühr,  insbesondere  wenn  sie  mit  den  gleichartigen 
Abgaben  anderer  Staaten  verglichen  wird,  nicht  als  überspannt  be- 
zeichnet werden. 

So  beträgt  die  Gebühr  der  Uebertragung  von  Immobilien  in 
Frankreich  S^sV?  ^^i  Ankauf  der  versteigerten  gemeinschaftlichen 
Sache  durch  einen  Teilhaber  oder  von  Grundparzellen  in  Kirch- 
höfen für  immerwährende  Zeit  4°o  ,  bei  Käufen  von  in  Corsica 
gelegenen  Immobilien  3  ^ji  ®/o ,  von  der  Rückgängigmachung  des 
Kaufes  von  Immobilien  binnen  24  Stunden  nach  Abschluss  des 
Vertrages  5  ^,'2  ®/o . 

Die  Immobiliar -üebertragungsgebühr  beträgt  femer  in  Russ- 
land 4%,  in  Baden  2V«°/o,  in  der  Schweiz  in  den  Kantonen  Genf, 
Neuenburg  und  Waadt  4''/o  von  dem  Werte  der  Sache  ^).  In  den 
übrigen  Teilen  von  Deutschland  sind  diese  Gebühren  niedriger,  aber 
auch  hier  ist  die  Erhöhung  dieser  Steuergebühren,  wie  überhaupt 
die  Erweiterung  des  ganzen  Verkehrsteuerrechts  wohl  nur  eine  Frage 
der  Zeit. 

Im  Gegensatze  zur  projektierten  Aufhebung  des  Gebührennach- 


^)  Gegenüber  der  österreichischen  Gesetzgebung  von  1848  wäre  dies  der 
zweite  Fall  der  Herabsetzung  der  Inimobiliargebühr ,  indem  die  rücksichtlich 
der  ehemals  laudemienpflichtigen  Besitzimged  bestandenen  Besitzübertragungs- 
abgaben höher  wären,  als  die  durch  das  Gesetz  vom  9.  Februar  1850  eingeführte 
Gebühr  von  S'/^^/o-  (Allenmterthänigster  Vortrag  des  Ministerrats  vom  26.  Ja- 
nuar 1850  an  Se.  Majestät  den  Kaiser  über  Verbesserung  des  Stempel-  und 
Taxgesetzes.)  • 

*)  Czörnig,  Kapitel  4. 
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lasses  an  der  S^/g^/oigen  Gebübr  bei  entgeltlichen  Erwerbungen  vom 
unbeweglichen  Gute  behält  die  Gebührennovelle  (§  5)  den  bis  zu 
einer  Besitzdauer  von  8  Jahren  zulässigen  Gebührennachlass  an 
der  l72°/'^igen  Immobiliargebühr  bei  unentgeltlicher  Erwerbung  von 
Eigentum,  Fruchtgenuss  oder  Gebrauchsrecht  an  unbeweglichen 
Sachen  bei. 

Die  Beibehaltung  des  Gebührennachlasses  wurde  von  der  Re- 
gierung damit  motiviert,  dass  ein  durch  Todesfälle  verursachter  rasch 
aufeinander  folgender  Besitzeswechsel  insbesondere  zwischen  Eltern 
und  Kindern  nachteilig  einwirken  könne  und  dass  für  die  Gebühren- 
erraässigung  in  solchen  Fällen  Billigkeitsgründe  sprechen.  Nebst- 
bei  sei  in  diesen  Fällen  der  Gebührennachlass  von  materiell  geringerer 
Bedeutung. 

Wenngleich  nicht  verkannt  wird,  dass  die  Erbteile  der  Descen- 
denten  nicht  neue  Vermögenszugänge,  sondern  Splitter  eines  schon 
gebildet  gewesenen  und  dem  Familienzwecke  gewidmeten  Vermögens 
darstellen,  so  lassen  sich  hiedurch  allein  die  grundsätzlichen  Bedenken, 
welche  gegen  den  Gebührennachlass  überhaupt  vorliegen  ^  nicht 
gehörig  entkräften,  zumal  die  Gebühr,  um  die  es  sich  hier  handelt, 
ohnehin  nur  1  ^/2  ^jo  beträgt  und  dieselbe,  wenn  sie  zu  hoch  erschiene, 
unter  Aufhebung  des  Gebührennachlasses  auf  einen  niedrigeren 
Prozentsatz  herabgesetzt  werden  könnte. 

ß)  Uebertragungen  von  Bauerngütern  und  von  Liegenschaften  bis  5000  fl. 
von  Eltern  an  Kinder  oder  deren  Nachkommen. 

Nach  der  bisherigen  Gesetzgebung,  insbesondere  nach  §  3  der 
kaiserl.  Verordnung  vom  19.  März  1853  Nr.  53  R.G.Bl.,  unter- 
liegt die  unentgeltliche  Uebertragung  unbeweglichen  Gutes  von 
Eltern  an  Kinder  der  Gebühr  von  l^/o  samt  Zuschlag  rücksicht- 
lich des  unentgeltlich  übergehenden  Gutswertes,  also  der  nach 
Abzug  der  übernommenen  Lasten  verbleibenden  reinen  Schenkung, 
und  nebstdem  der  Immobiliargebühr  von  1  '/z  ^  vom  ganzen 
Gutswerte ,  sonach  auch  von  demjenigen  Teile ,  der  mit  allfälligen 
Lasten  übernommen  wurde.  Die  entgeltliche  Uebertragung  von 
Immobilien  unter  obigen  Personen  unterliegt  der  allgemeinen  grösse- 
ren Gebühr  von  3'/2"/o  samt  Zuschlag.  Bei  praktischer  Anwen- 
dung dieser  Vorschriften  verursachte  die  Frage,  welche  Ueber- 
tragung als  teilweise  unentgeltlich  anzusehen  sei,  erhebliche 
Schwierigkeiten,   welche   durch   die   in   früheren  Jahren  erflossenen 
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Nachtragsverordnungen  des  Finanzministeriums  keineswegs  behoben 
wurden,  sondern  vielmehr,  wie  die  Regierungsmotive  zugeben,  zu 
noch  grösserer  Ungleich artigkeit  in  der  amtlichen  Gebührenbehand- 
lung führten.  Die  in  betreff  solcher  Eigentumsübertragungsfälle 
erflossenen  Entscheidimgen  des  österreichischen  Yerwaltungs- Ge- 
richtshofes lösten  die  Frage  grundsätzlich  dahin ,  dass  nur  jene 
Uebertragungen  als  ganz  oder  teilweise  unentgeltlich  übertragen 
betrachtet  werden  dürfen,  welche  ausdrücklich  die  unentgeltliche 
Zuwendung  der  Realität  oder  eines  Wertteils  derselben  enthalten. 
Da  nun  aber  im  österreichischen  Bauernstande  eine  besondere  Vor- 
liebe besteht,  die  Güter  unter  Lebenden  an  die  Kinder  zu  über- 
tragen und  diese  Uebertragungen  eigentlich,  anticipirte  Erbteilungen 
sind,  welche  von  den  mit  den  Gebührenvorschriften  nicht  vertrauten 
Beteiligten  zumeist  in  die  Form  entgeltlicher  Verträge  gekleidet 
werden,  so  wurden  die  letzteren  regelmässig  von  der  höheren 
Gebühr  mit  3  ^2  V  getroffen,  während  sie  ihrem  Wesen  nach  eigent- 
lich der  im  Prozentsatze  gleichen  Schenkungs-  und  Erbschafts- 
gebühr von  1  '/o  und  der  Unbeweglichkeitsgebühr  von  1  ^/s  ®/o  hätten 
anheimfallen  sollen.  —  Diesen  Uebelstand  räumt  die  Gebühren- 
noveUe  aus  dem  Wege,  indem  sie  (§  6)  Uebertragungen  des  Eigen- 
tums, Fruchtgenusses,  oder  Gebrauchsrechtes  an  Bauerngütern 
von  Eltern  an  eheliche  oder  uneheliche  Kinder,  an  die  mit  ihren 
Kindern  eine  Ehe  eingehenden  oder  durch  dieselbe  schon  verbun- 
denen Personen,  von  Stiefeltern  an  Stiefkinder  oder  von  Wahleltem 
an  Wahlkinder,  ohne  Unterschied,  ob  diese  Uebertragungen  formell 
als  entgeltliche  oder  als  unentgeltKche  erscheinen,  der  Gebühr  von 
IVz^o  vom  Gutswerte  nebst  der  l°oigen  Gebühr  von  der  reinen 
Schenkung  unterziehen.  Bei  Bauerngütern  bLs  zum  Werte  von 
1000  fl. ,  wenn  zugleich  das  gesamte  in  der  Veräusserung  oder 
VerJassenschaft  inbegriffene  Vermögen  den  Wert  von  1000  fl. 
nicht  übersteigt,  ist  die  l^/a^oige  Gebühr  nur  zur  Hälfte  zu 
entrichten.  —  Diese  Bestimmungen  sollen  nach  dem  Antrage  des 
Gebührenausschusses  auf  aUe  Liegenschaften  bis  zum  Werte  von 
5000  fl.  ausgedehnt  werden.  Die  hiedurch  erzielbare  Gebühren- 
erleichterung würde  sich  zufolge  der  von  der  Regierung  dem 
Ausschusse  vorgelegten  statistischen  Ausweise  ungefähr  auf  eine 
Million  beziffern.  Deshalb  und  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Not- 
wendigkeit einer  gleichartigen  Finanzpraxis  sind  diese  Bestimmungen 
auf   das    lebhafteste    zu    begrüssen ,    zumal    hiedurch  Klarheit   und 
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Durchsichtigkeit  in  die  einschlägigen,  bisher  so  dunkeln  gesetzlichen 
Bestimmungen  gebracht  wird  und  verwickelte  Rechtsfragen  auf  dem 
Gebiete  des  Gebührenrechtes  gewiss  nicht  als  Vorzug  der 
Verkehrssteuer  betrachtet  werden  können. 

2.  Gebühren  bei  Rechtsgeschäften  über  bewegliche  Werte. 

u)  Zahlungsstempel  für  Empfangsbestätigungen  in  Handels-  und  Gewerbe- 
korrespondenzen. 

Diese  geniessen  derzeit  die  bedingte  Stempel-  und  Gebähren- 
freiheit, da  sie  imter  den  im  §  9  des  Gesetzes  vom  29,  Februar 
1864  und  im  §  19  des  Gesetzes  vom  8.  März  1876  erwähnten 
kaufmännischen  Rechnungen,  welche  ungeachtet  des  Vorkommens 
in  einer  Handels-  oder  Gewerbekorrespondenz  gebührenpflichtig 
sind,  nicht  aufgeführt  werden.  —  Ohne  nun  diese  Empfangsbestä- 
tigungen in  Ansehung  der  Stempelpflicht  den  übrigen  gleichstellen 
zu  wollen,  hält  die  Regierungsvorlage  doch  immer  die  Einführung 
einer  massigen  fixen  Gebühr  für  solche  Empfangsbestätigungen  für 
gerechtfertigt  und  setzt,  wenn  der  bestätigte  Geldbetrag  oder  ziffer- 
mässig  angegebene  Wert  der  schätzbaren  Sachen ,  deren  Empfang 
bestätigt  wird,  10  fl. ,  jedoch  nicht  50  fl.  übersteigt,  die  Stem- 
pelgebühr von  1  kr. ,  darüber  hinaus  aber  die  Gebühr  von  5  kr. 
vom  Bogen  fest.  —  Enthält  die  Korrespondenz  nebstbei  eine 
Rechnung  oder  einen  bilancirten  Conto ,  so  soll  obige  Gebühr 
nur  insoweit  entrichtet  werden ,  als  zur  Korrespondenz  nicht 
schon  der  gleiche  oder  grössere  Stempel  von  der  Rechnung  oder 
der  Bilanz  entrichtet  ist.  —  Bei  gerichtlichem  oder  amtlichem  Ge- 
brauche (mit  Ausnahme  einiger  weniger  Fälle)  soll  die  Gebühr 
gemäss  T.  P.  47,  a,  auf  den  ordentlichen  Quittungsstempel  nach 
Skala  II  ergänzt  werden.  —  Zur  Rechtfertigung  dieser  übrigens 
geringen  Gebühr,  welche  nach  den  zahlreichen  gegen  deren  Votie- 
rung im  Reichsrate  eingebrachten  Petitionen  zu  schliessen^  auf  grosse 
Abneigung  in  beteiligten  Kreisen  stösst,  verweist  die  Regierung  auf 
den  Vorgang  ausländischer  Gesetzgebungen  und  zwar  der  italienischen, 
französischen  und  englischen,  welche  sämtlich  die  Empfangsbestä- 
tigungen  in  Korrespondenzen    einer    ähnlichen  Gebühr   unterziehen. 

ß)  Gebühr  von  Empfangsbestätigungen  in  Nachnahmescheinen. 

Solche  beabsichtigt  der  Regierungsentwurf  bei  Beträgen  von 
10  bis  50  fl.  der  Gebühr  von  1  kr.,  bei  Beträgen  über  50  fl.  aber 
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der  Gebühr    von  5  kr.   zu  unterziehen.     Der  Ausschuss  hat  jedoch 
abändernd  hierfür  die  unbedingte  Gebührenfreiheit  beantragt. 

Der  Quittungsstempel  hat  in  der  neueren  steuerwissenschaft- 
liehen  Behandlung  nur  Missgeschick  aufzuweisen.  Er  wird  daselbst 
platterdings  verworfen,  weil  er  sich  auf  die  Massenurkunden  des 
täglichen  Mobiliar-,  Handels-  und  Privatverkehrs  wirft,  hiedurch 
zur  generalisierendsten  Mobiliarsteuer  wird;  femer  weil  die  Masse 
der  Quittungen  weder  auf  besonderen  steuerfähigen,  der  Gewerbe- 
oder Einkommensteuer  entschlüpfenden  Erwerb,  noch  auf  stattge- 
habte Kapitalisierung  hinweisen  und  endlich,  weil  die  formlosen 
Geschäfte  sich  dieser  Steuer  entziehen.  Der  Stempel  von  der  Em- 
pfangsbestätigung bei  einem  Akte,  der  mit  dem  regulären  Gewerbe- 
und  Handelsbetriebe  verbunden  ist,  erscheint  als  Doppelbesteuerung; 
ebenso  bei  einzelnen  Geschäftsschlüssen,  wenn  die  Quittung  schrift- 
lich ausgefertigt  wird,  während  andere  Umsätze  nicht  ein  einziges 
Mal  mit  Sicherheit  besteuert  werden.  Hiezu  komme,  dass  der 
Quittimgsstempel  von  der  schriftlichen  Beurkundung  abdränge  und 
der  Rechtssicherheit  und  geschäftKchen  Ordnung  Abbruch  thue, 
deshalb  lästiger  sei,  als  der  Geschäfts-  und  Kopierbuchstempel. 
SchäfiQe  plaidiert  daher  für  die  Aufhebung  des  österreichischen 
Quittungsstempels  bis  zu  dem  Wertbetrage  von  100  fl.  und  erblickt 
in  den  Bestimmungen  über  die  Gebühren  von  Empfangsbestätigungen 
die  reformbedürftigsten  Stellen  des  österreichischen  Gebührenrechtes. 

B.  Grebüliren  bei  Bethätigung  des  ausserordentllclieii  und  des  Grlücks- 
erwerbes  (bei  bewegüclieii  Sachen). 

a)  Gebühren  bei  Geschäftsschltisseii  und  Spekulationsgeschäften. 

1.  Die  Gebühr  von  Schlnsszetteln  und  von  Bechnun^en. 

Mit  den  im  folgenden  zu  besprechenden  Neuerungen  beab- 
sichtigt die  österreichische  Regierung  den  Mobiliarverkehr  und  ins- 
besondere die  Börsengeschäfte  und  die  Handelsgeschäfte  in  Wert- 
papieren kräftiger,  als  es  bisher  geschah,  der  Verkehrsbesteuerung 
zu  unterziehen.  —  Diese  Geschäfte  werden  in  der  Regel  ohne  Aus- 
fertigung von  Urkunden  geschlossen.  Die  Heranziehimg  dieser  Art 
von  Geschäften  zur  Gebührenentrichtung  durch  Einführung  des 
Urkundenzwanges  etwa  in  der  Art,  dass  die  Klagbarkeit  des  Rechts- 
geschäftes von  dessen  Beurkundung  abhängig  gemacht  würde,  hält 
die  Regierung  im  Hinblick  auf  die  Natur  dieser  Art  des  Handels- 
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Verkehrs  für  unzulässig,  weil  durch  eine  solche  Massregel  lediglich 
der  unsolide  Geschäftsmann  auf  Kosten  des  legal  vorgehenden  be- 
günstigt würde.  Da  nun  aber  bei  Abschluss  dieser  Geschäfte  häufig 
Schlusszettel,  bei  Erfüllung  derselben  aber  regelmässig  Rechnungen 
ausgestellt  werden,  so  sollen  nunmehr  beide,  Schlusszettel  wie  Rech- 
nungen einer  veränderten  Besteuerung  unterworfen  werden  (§  15  u.  14). 

Analog  der  gegenwärtig  verbindlichen  T.  P.  93  des  Gebühren- 
gesetzes und  dem  §  13  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1864,  nach 
welchen  die  von  Sensalen  ausgefertigten  Schlusszettel  der  festen 
Stempelgebühr  von  5  kr.  unterliegen,  würden  in  Hinkunft  alle 
Schlusszettel  über  den  Abschluss  oder  die  Prolongation  von  Kauf- 
oder anderweitigen  Anschaflfungs-,  Lieferungs-  oder  Kostgeschäften 
über  edle  Metalle,  Staats-  oder  andere  Wertpapiere,  Wechsel,  kauf- 
männische Anweisungen  und  (nach  der  Ausschussfassung)  über  aus- 
ländische Banknoten  und  ausländisches  Papiergeld  durch  die  feste 
Gebühr  von  5  kr.  für  jedes  Stück  und  Exemplar  getroffen  wer- 
den, ohne  Unterschied,  ob  der  Schlusszettel  von  Sensalen  oder 
andern  Unterhändlern  oder  den  Kontrahenten  selbst  ausgestellt 
worden  ist;  wobei  der  Umstand,  dass  der  Aussteller  aus  dem  Schluss- 
zettel nicht  zu  ersehen  ist,  die  Gebührenpflicht  nicht  aufhebt,  wo- 
ferne  nur  der  letztere  an  eine  vom  Aussteller  verschiedene  Person 
eingehändigt  worden  ist.  —  Schlussbriefe,  welche  nicht  über  Börsen- 
geschäfte und  nicht  von  Handels-  oder  Gewerbtreibenden  in  Korre- 
spondenzform ausgefertigt  werden,  sollen  der  für  Rechtsgeschäfte 
festgesetzten  Skalagebühr  unterliegen. 

Nach  dem  abändernden  Antrage  des  Gebührenausschusses  sollen 
Schlusszettel,  wenn  der  Wert  des  Verkehrsgegenstandes  oder  des 
Anspruches  10  fl.  aber  nicht  50  fl.  übersteigt,  dem  Stempel  von 
1  kr.,  wenn  derselbe  50  fl.  aber  nicht  5000  fl.  übersteigt,  dem 
Stempel  von  5  kr.,  wenn  er  aber  5000  fl.  übersteigt,  dem  Stempel 
von  5  kr.  von  je  5000  fl.  von  jedem  Exemplare  unterliegen,  wo- 
bei jeder  Restbetrag  als  voll  anzunehmen  ist. 

Nebstbei  will  der  Ausschuss,  weiter  gehend  als  die  Regierung, 
bezüglich  der  Börsengeschäfte  den  Schlusszettelzwang  dahin  ein- 
geführt wissen,  dass  über  die  letzteren  mindestens  zwei  Schlusszettel 
bei  sonstigem  Eintritte  der  für  Hinterziehung  der  Abgabe  festgesetzten 
Strafen  auszufertigen  sind,  wodurch  das  Umgehen  der  Gebühren- 
pflicht möglichst  beschränkt  werden  soll.  Die  Ungültigerklärung 
von  Börsengeschäften,  hinsichtlich  welcher  die  Gebühr  nicht  entrichtet 
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worden  ist,  perhorresciert  der  Ausschuss  im  Interesse  der  Rechts- 
sicherheit. —  Die  Hinterziehungsstrafen ,  bezw.  Straf erhöhiingen, 
sollen  das  50  fache  der  einfachen  Gebühr  und  bei  Börsegeschäften 
mindestens  50  fl.  betragen.  Zur  Ueberwachung  der  Erfüllung  der 
Gebührenpflicht  bei  den  in  Rede  stehenden  Schlusszetteln  räumt  der 
Entwurf  des  Ausschusses  den  zur  Leitung  der  GefäUsangelegenheiten 
berufenen  Behörden  das  Recht  ein,  die  stempelpflichtigen  Schrift- 
stücke der  eingangs  erwähnten  Art  der  Bank-,  Kredit-  oder  Ver- 
sicherungsanstalten, Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen 
bei  diesen  einzusehen  imd  bezüglich  der  Stempelverwendung  zu 
prüfen.  Von  der  Stempelpflicht  befreit  der  Ausschussentwurf  Schluss- 
briefe  bis  10  fl.  und  solche,  welche  mit  der  Staatsverwaltung  ab- 
geschlossen werden,  sowie  auch  Schlussbriefe  über  die  von  statuten- 
mässig  hierzu  berechtigten  Anstalten  auf  nicht  länger  als  8  Tage 
abgeschlossenen  Kostgeschäfte,  für  welche  eine  besondere,  weiter 
unten  zu  besprechende  Gebühr  zu  entrichten  kommt.  Der  ordent- 
lichen Gebühr  vom  Rechtsgeschäfte  verfallen  aber  die  Schlusszettel, 
wenn  sie  von  beiden  Teilen  unterschrieben  oder  notariell  ausgefertigt 
oder  legalisirt  sind;  endlich  wenn  sie  Beurkundimgen  über  ander- 
weitige (im  §  9  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1864  angezeigte) 
Rechtsseschäfte  enthalten. 


I 
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Was  nun  die  Rechnungen  anbelangt,  so  wird  vorausgeschickt, 
dass  dieselben  gegenwärtig  bis  zum  Betrage  von  10  fl.  gebührenfrei 
sind,  hingegen  von  10  bis  50  fl.  der  Gebühr  von  1  kr.,  über  50  fl. 
aber  der  Gebühr  von  5  kr.  imterliegen. 

Nunmehr  soUen  nach  der  Regierungsvorlage  Rechnungen  (Conti, 
Noten,  Ausweise,  bilanzierte  Konti  u.  dergl.)  über  Forderungen  aus 
Kauf-  oder  anderweitigen  Anschaffungs- ,  Lieferungs-  oder  Kost- 
geschäften über  gemünzte  oder  ungemünzte  edle  Metalle,  Staats- 
oder andere  für  den  Handelsverkehr  bestimmte  Wertpapiere,  wenn 
der  Betrag  der  Forderung  50  fl.  nicht  übersteigt,  der  Stempelgebühr 
von  1  kr.,  wenn  derselbe 

50  fl.  aber  nicht  1000  fl.  übersteigt  der  Stempelgebühr  von  5  kr. 
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imterliegen;  welche  Gebührenpflicht  auch  dann  eintritt,  wenn  derlei 
Rechnungen  in  den  Text  einer  kaufmännischen  Korrespondenz  als 
deren  Anhang,  Beilage  u.  s.  w.  aufgenommen  werden. 

Der  Gebührenausschuss  hat  die  obige  Skala  dahin  geändert, 
dass  die  Rechnung,  wenn  der  Betrag  der  Forderung  10  fl.  beträgt 
und  100  fl.  nicht  übersteigt,  der  Stempelgebühr  von  1  kr.,  wenn 
derselbe  100  fl.,  aber  nicht  5000  fl.  übersteigt,  dem  Stempel  von  5  kr. 
und  wenn  derselbe  5000  fl.  übersteigt,  von  je  1000  fl.  der  Stempel- 
gebühr von  1  kr.  unterliegt. 

Die  Gebührennovelle  stellt  ferner  bezüglich  der  Rechnungen 
die  klare  und  unzweideutige  Bestimmung  auf,  dass  die  Gebühren - 
pflicht  nicht  aufgehoben  erscheine,  wenn  der  Name  des  Ausstellers 
aus  der  Rechnung  nicht  zu  ersehen,  wofern  nur  die  Rechnung  an 
einen  Dritten  ausgehändigt  worden  ist.  Hiedurch  wird  die  Auf- 
fassung beseitigt,  dass  durch  Unterlassung  der  Namenszeichnung 
die  Gebührenpflicht  umgangen  werden  dürfe.  Bezüglich  der  nach- 
teiligen Folgen  der  Gebührenverkürzung  werden  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  8.  März  1876  festgehalten,  wonach  die  Gebühren- 
erhöhung im  50  fachen  Betrage  der  einfachen  festen  Gebühr  zu  er- 
folgen hat. 


Die  soeben  behandelten  zwei  Gattungen  von  Stempelsteuern 
und  die  noch  weiter  unten  zu  besprechende  Verkehrssteuer  von 
Vorschüssen  auf  Staats-  und  andere  Wertpapiere  werden  oft  als 
, Börsensteuer"  gekennzeichnet. 

Diese  Bezeichnung  ist  nur  zum  Teile  richtig  und  zwar  nur 
insoweit,  als  die  durch  die  Steuer  zu  treffenden  Geschäfte  an  der 
Börse  geschlossen  werden.  Gerade  diese  als  Börsensteuer  bezeichneten 
imd  dem  „reaktionären  Zuge  der  Zeit"  zugeschriebenen  Steuer- 
gattungen flnden  einen  sehr  intensiven  Widerspruch  als  Belastung 
von  einzelnen  Umsatzakten,  die  angeblich  nur  als  Schritte  zur  Er- 
zeugung eines  wirklichen  Steuerobjektes  betrachtet  werden  können, 
als  Behinderung  der  Cirkulationsfähigkeit  des  beweglichen  Kapitals, 
als  das  Herausdrängen  desselben  nach  Wirtschaftsgebieten,  woselbst 
es  ungehinderte  Bewegung  hat  u.  s.  w.  —  Diese  Einwendungen 
sind  wohl  kaum  geeignet,  einer  eingehenden  und  insbesondere  einer 
unbefangenen  Prüfung  standzuhalten. 

Unbestritten  ist  nämlich  das  oberste  staatsrechtliche  Princip 
der  Besteuerung,  dass  jeder  zu  den  allgemeinen  Lasten  nach  seineri 
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Leistungsfähigkeit  beizutragen  habe.  Die  letztere  beurteilen  wir 
nach  dem  Einkommen  des  Steuerpflichtigen,  d.  i.  nach  der  Summe 
seiner  wirtschaftlichen  Güter,  welche  ihm  periodisch  regelmässig  mit 
der  Fähigkeit  der  Wiederholung  als  Reinerträge  einer  festen  Er- 
werbsquelle neu  als  Vermögen  hinzuwachsen,  und  nach  den  Nutzungen, 
die  ihm  sein  Vermögen  periodisch  fortdauernd  gestattet. 

Das  Einkommen  ist  nun  die  Hauptquelle,  nicht  aber  die  einzige 
Quelle  der  Leistungsfähigkeit.  Diese  wird  noch  weiters  durch  einzelne 
auss ergewöhnliche  Einnahmen  mitbestimmt,  unter  welchen  die- 
jenigen ganz  besonders  hervorragen,  welche  ohne  Hinzukunft  neuer 
Güter  durch  die  Aenderung  des  Begehrens  nach  einer  bestimmten 
Güterart  entstehen  und  dadurch  aussergewöhnliche,  nämlich  die  schon 
oben  bei  der  Immobiliarverkehrssteuer  behandelten  Konjunkturen- 
gewinne und  Verluste  im  Gefolge  haben.  Den  grössten  Konjunkturen- 
gewinnen (allerdings  oft  auch  Verlusten)  unterliegen  aber  ganz 
besonders  die  Wertpapiere,  Effekten  und  ähnliche  Werte;  und  unter 
diesen  wieder  (ausser  denjenigen,  deren  Erwerb  auf  die  wirklich 
reelle  Kapitalsanlage,  den  Kauf  fester  Rente  geht)  vornämlich  die, 
welche  zur  Erzielung  eines  über  den  landesüblichen  Zinsfuss  hinaus- 
gehenden Kapitalsertrags  mit  der  weitem  Absicht  erworben  werden, 
das  Effekt  bei  günstigem  Kurse  zn  veräussem,  oder  endlich  diejenigen, 
deren  Anschaffung  zur  Befriedigung  des  —  nach  allgemeiner  An- 
erkenntnis —  keinem  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  dienenden  Börsen- 
und  Differenzspiels  geschieht.  Diese  Konjunkturengewinne  werden 
vermöge  ihrer  entschlüpfenden  Natur  von  der  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuer weder  erfasst  noch  getroffen.  Die  Steuerpolitik  gelangt 
daher  zur  Forderung  einer  besonderen  Besteuerung  dieser  leistungs- 
fähigen Geschäfte,  sobald  nur  feststeht,  dass  dieselben  einer  aus- 
reichenden Steuer  nicht  unterlagen.  Dies  war  thatsächlich  bisher 
nicht  der  Fall,  zumal  die  Spekulation,  von  dem  reellen  Handel  in 
der  äusseren  Form  nicht  unterscheidbar,  bloss  der  für  den  letzteren 
bestimmten  Steuerform,  der  Gewerbe-  und  Einkommensteuer  unter- 
hegt. Diese  kann  ledighch  auf  einem  fehlerhaften  Kataster  (Selbst- 
^  angäbe  oder  Schätzung)  beruhen,  ist  also  gewiss  unvollkommen,  und 
ll^p naturgemäss  noch  unvollkommener  bei  der  Spekulation,  die  der 
Schätzung  und  hiemit  der  Steuer  sich  noch  leichter  entzieht,  als 
der  Handel.  Da  nun,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  bei  mangel- 
hafter Funktion  der  Ertrags-  und  Einkommensteuer  die  Verkehrs- 
steuer berufen  ist,    ergänzend   und   ersetzend  einzugreifen,    so  wird 
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auch  bei  den  soeben  erwähnten  Konjunkturengewinnen  die  Verkehrs- 
steuer zu  funktionieren  haben  und  zwar  um  so  mehr,  als  sie  auch 
theoretisch  als  Uebertragungsgebühr  von  Teilen  stehenden  Produktiv- 
kapitales gerechtfertigt  ist. 

Von  einer  Schädlichkeit  der  Steuer  von  diesen  ökonomisch  nicht 
verdienten  Konjunkturengewinnen  kann  übrigens  nicht  die  Rede  sein, 
und  zwar  nicht  bei  der  reellen  Kapitalsanlage  in  Effekten,  weil  der 
Kapitalist  auf  den  Erwerb  einer  nachhaltigen  guten  Rente  wegen 
einer  massigen  Steuer  um  so  weniger  verzichten  wird,  als  er  bei 
Anlage  in  Grundstücken  oder  Hypotheken  eine  bei  weitem  höhere 
Steuer  tragen  müsste;  noch  weniger  aber  bei  der  Spekulation,  da 
die  Steuer  bei  kleinen  Sätzen  unbedeutend,  bei  grösseren  Sätzen 
gegen  die  voraussichtlichen  Gewinne  oder  Verluste  verschwindend 
ist.  Aber  selbst  wenn  es  richtig  wäre,  dass  die  Börsenspekulation 
und  deren  Ausschreitungen  durch  die  Börsensteuer  beschränkt  würden, 
so  wäre  dies  sicher  nicht  bedauerlich,  sondern  ein  socialer  Gewinn  ^). 

Allerdings  hat  diese  Steuer  das  Missliche,  dass  sie  an  die  That- 
sache  der  Uebertragung  anknüpfen  muss,  ohne  Rücksicht,  ob  der 
Gewinn  erzielt  wurde  oder  nicht.  —  Diesem  Umstände  ist  durch 
richtige  Wahl  der  steuerpflichtigen  Objekte  und  zweckmässige  Nor- 
mierung der  Steuersätze,  welche  hier  kleiner  sein  müssen,  als  bei 
anderen  Rechtsgeschäften,  Rechnung  zu  tragen.  Die  Besteuerung 
aber  ist  deshalb  bei  weitem  nicht  aufzugeben,  da  soviel  feststeht, 
dass  hier  Erträge  —  und  wie  uns  die  Erfahrung  lehrt,  meist  sehr 
bedeutende  Erträge  —  vorkommen  müssen,  weil  sonst  diese 
Geschäfte  nicht  regelmässig  gemacht  würden^). 


Wenngleich  nun  der  Konjunkturenbesteuerung  bei  Wertpapieren, 
Effekten  und  ähnlichen  Werten  grundsätzlich  beizupflichten  ist,  so 
gilt  nicht  unbedingt  das  nämliche  bezüglich  der  Regelung  dieser 
Steuer,  wie  dieselbe  sowohl  in  der  österr.  Gebührennovelle,  als  auch 
in  dem  dem  deutschen  Reichstage  im  Sommer  dieses  Jahres  vor- 
gelegten Gesetzentwurfe  wegen  Abänderung  des  Reichsstempelgesetzes 
vom  1.  Juli  1881  und  Einführung  einer  Geschäftssteuer  beabsichtigt 
wird.  Dieser  Umstand,  wie  auch  das  gleiche  Ziel,  welches  beide 
Entwürfe  und  das  soeben  berufene  Gesetz  verfolgen,    legt  die  ver- 


')  Für  das.Obige  vgl.Dr.RobertFriedberg,  Die  Börsensteuer.  Berlinl875. 
^)  Wagner:  Finanzwissenschaft,  2.  S.  470. 
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gleichende  Prüfung  beider  Entwürfe  und,  inwieweit  dies  notwendig 
erscheint,  des  dem  Geschäftssteuergesetzentwurfe  als  Ausgangspunkt 
dienenden  Reichsstempelgesetzes  vom  Jahre  1881  nahe. 

Dieses  unterwirft  Schlussnoten  und  ähnliche  von  den  Kontra- 
henten, Maklern  und  Unterhändlern  ausgestellte  Urkunden  über 
Abschluss  oder  Prolongation  eines  Kauf-,  Tausch-  oder  Lieferungs- 
geschäftes über  Wechsel,  ausländische  Banknoten,  ausländisches 
Papiergeld,  ferner  über  Aktien,  Staats-  und  sonstige  für  den  Handels- 
verkehr bestimmte  Wertpapiere  und  Waren,  die  nach  Gewicht, 
Mass  und  Zahl  gehandelt  werden,  bei  Comptantgeschäften  dem  Fix- 
stempel von  20  Pf.,  bei  Zeitgeschäften  dem  Fixstempel  von  1  M., 
hingegen  Rechnungen,  Noten,  Geschäftsbuchauszüge  über  bestehende 
oder  ausgeglichene  Guthabungen  oder  Verpflichtungen  aus  den  soeben 
bezeichneten  Geschäften  dem  Fixstempel  von  20  Pf.  von  jedem 
Stücke  des  Schlusszettels  oder  der  Rechnung;  und  befreit  solche 
Schriftstücke  von  der  Abgabe ,  wenn  der  Wert  des  Gegenstandes 
des  Geschäftes  nicht  mehr  als  300  M.  und  bei  Warengeschäften 
nicht  mehr  als  1000  M.  beträgt,  ferner  Comptantgeschäfte  über 
Wechsel,  über  gemünztes  oder  ungemünztes  Gold  oder  Silber,  endlich 
Telegramme  und  Briefe  über  obige  Geschäfte  auf  Entfernungen  von 
mindestens  15  km. 

Die  Stempel entrichtung,  zu  welcher  Aussteller  und  Mitunter- 
zeichner verpflichtet  sind,  geschieht  durch  Verwendung  von  vor- 
schriftsmässig  gestempelten  Formularien  oder  rechtzeitige  Verwendung 
von  Reichsstempelmarken.  Bei  Nichterfüllung  der  Stempelpflicht 
erfolgt  Ahndung  durch  eine  Geldstrafe  im  50  fachen  des  Betrages 
der  hinterzogenen  Abgabe,  welche  Strafe  mindestens  20  M.  beträgt. 

Im  deutschen  Reichsstempelgesetze,  wie  in  der  österreichischen 
Gebührengesetznovelle  ist  also  die  Stempelpflicht  von  der  Aus- 
stellung der  Urkunde,  des  Schlusszettels  oder  der  Rechnung 
abhängig  gemacht.  Für  Oesterreich  hat  der  Gebührenausschuss 
bei  Börsengeschäften  sogar  den  Zwang  auf  Ausstellung  von  mindestens 
zwei  Schlusszetteln  eingeführt,  ohne  jedoch  die  letzte  hier  notwendige 
Konsequenz  zu  ziehen,  nämlich  die  Nichtklagbarkeit  von  Geschäften 
auszusprechen,  welche  ohne  Beurkundung  zustande  gekommen  sind. 

Das  Steuerobjekt,  die  Urkunde,  wird  durch  den  Pflichtigen 
selbst,  durch  Verwendung  eines  gestempelten  Formulares  oder  durch 
Stempelung  formalisiert.  —  Hinterziehungen  sollen  nach  §  27  des 
Reichsstempelgesetzes    und   der   demselben    in    §    15    alinea   9   (der 
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Ausscliussfassung)  folgenden  Gebührengesetznovelle  neben  den  Strafen 
auch  dadurch  verhindert  werden,  dass  der  Finanzverwaltung  das 
Recht  eingeräumt  wird,  bei  den  Anstalten,  Handels-  und  gewerblichen 
Unternehmungen  die  stempelpflichtigen  Schriftstücke  bezüglich  der 
Stempelverwendung  durch  hierzu  bestimmte  Beamte  einsehen  und 
prüfen  zu  lassen.  Gegenüber  einzelnen  Personen,  welche  die  ab- 
gabenpflichtigen  Geschäfte  betreiben,  ist  der  Finanzbehörde  dieses 
Revisionsrecht  nicht  eingeräumt  und  ist  die  Entdeckung  der  Stempel- 
hinterziehungen, welche  solche  Geschäftspersonen  sich  zu  schulden 
kommen  Hessen,  lediglich  dem  Zufalle,  bezw.  der  Beanstandung  bei 
amtlichem  oder  gerichtlichem  Gebrauche  überlassen. 

In  den  neuesten  deutschen  Geschäftssteuer-Gesetzentwurf  sind 
infolge  der  mit  dem  Reichsstempelgesetzentwurfe  gemachten  Erfah- 
rungen bereits  viel  einschneidendere  Verfügungen  aufgenommen 
worden.     Es  werden  darin 

1)  Kauf-,  Rückkauf-,  Tausch-,  Lieferungs-  und  sonstige  An- 
schaffungsgeschäfte über  im  Auslande  zahlbare  Wechsel,  ausländische 
Banknoten,  ausländisches  Papiergeld,  über  in-  und  ausländische 
Aktien,  Aktienanteils-  und  Interimsscheine,  Renten  und  Schuldver- 
schreibungen, inländische,  auf  den  Inhaber  lautende  Renten  und 
Schuldverschreibungen  der  Kommunen,  Grundbesitzerkorporationen, 
Grund-,  Kredit-  und  Hypothekenbanken  und  Transportgesellschaf- 
ten, ferner  über  Waren  jeder  Art,  die  nach  Gewicht,  Mass  oder 
Zahl  gehandelt  worden,  sofern  diese  Waren  zur  Weiterveräusse- 
rung  bestimmt  sind,  unter  Ausnehmung  von  Auktionskäufen  von 
Waren,  als  Gegenstand  der  Besteuerung  erklärt.  —  Hiervon  befreit 
sind  Geschäfte  bis  zu  300  Mark,  Warengeschäfte  bis  1000  Mark, 
Comptantgeschäfte  über  Wechsel  und  gemünzte  und  ungemünzte 
edle  Metalle  und  über  zur  Weiterveräusserung  bestimmte  Waren, 
welche  von  einem  der  Kontrahenten  selbst  erzeugt  oder  hergestellt 
sind  oder  deren  Weiterveräusserung  nach  vorhergängiger  gewerb- 
mässiger  Be-  oder  Verarbeitung  durch  einen  der  Kontrahenten  er- 
folgen soll. 

2)  Die  Gebühr  ist  nicht  mehr  eine  fixe,  sondern  eine  prozen- 
tuale, und  beträgt  ^/lo  vom  1000  für  Abstufungen  von  je  1000  M. 

3)  Die  Abgabe  wird  weder  von  der  Beurkundung  noch  davon 
abhängig  gemacht,  ob  das  Geschäft  gegen  Kassa  oder  auf  Zeit  ab- 
geschlossen wurde. 

4)  Die  Steuer  ist  vom  Pflichtigen  an  die  Steuerbehörde  monat- 
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lieh  unmittelbar  abzuführen  und  ist  daher  jeder,  der  obige  Geschäfte 
gewerbemässig  betreibt,  sei  es  auf  eigene  Rechnung,  im  eigenen 
Namen  oder  als  Kommissionär,  als  nichtvereideter  Vermittler  oder 
als  vereidigter  Makler  gehalten,  ein  von  der  Steuerbehörde  be- 
glaubigtes Steuerbuch  (Verzeichnis  eventuell  Tagebuch)  zu  führen, 
in  dasselbe  alle  von  ihm  im  eigenen  oder  fremden  Namen  abge- 
schlossenen Geschäfte  einzutragen  imd  einen  Auszug  hiervon  jeden 
Monat  samt  der  für  die  verzeichneten  Geschäfte  berechneten  Steuer 
der  Behörde  zu  übergeben.  Auf  Defraudationen  sind  Strafen  bis 
zum  500fachen  der  hinterzogenen  Abgabe  und  bis  10,000  Mark 
festgesetzt. 

Aus  den  Motiven  zu  diesem  Gesetzentwurfe  geht  hervor,  dass 
die  Hauptveranlassung  zu  der  projektierten  Reform  die  war,  dass 
die  ursprünglich  nur  sehr  geringen  fixen  Stempelsätze  des  Reichs- 
stempelgesetzes vom  Jahre  1881  einen  geringen  Ertrag  abwarfen, 
zumal  die  Vertragschliess enden  ungeachtet  der  Niedrigkeit  der  Sätze 
Geschäftsformen  suchten  und  fanden,  welche  der  Steuer  nicht  unter- 
liegen. 

Der  Entwurf  beruht  in  vielen  Beziehungen  auf  richtigeren  Prin- 
cipien  als  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  Tarifnummer  4  des 
Reichsstempelgesetzes  vom  1.  Juli  1881  und  die  derselben  folgenden, 
ähnlichen  Bestimmungen  der  österreichischen  Gebührengesetznovelle. 

Vor  allem  ist  hier  hervorzuheben: 

1)  Die  Auflassung  des  Unterschiedes  zwischen  Kassa-  und  Zeit- 
geschäften, die  sich  schon  deshalb  empfiehlt,  weil  der  Begriff  der 
letzteren  nicht  fest  abzugrenzen  ist  imd  hierunter  nicht  bloss  Dif- 
ferenz-, sondern  auch  reelle  Lieferungsgeschäfte  enthalten  sind, 
die  durch  die  bestehende  höhere  Gebühr  nach  UuLständen  zu  hart 
getroffen  werden. 

2)  Die  Einführung  der  Prozentualgebühr  bedeutet  gegenüber 
dem  ursprünglichen  Fixstempel  und  der  rohen  Skala  des  Ausschuss- 
autrages  zu  der  österreichischen  Novelle  einen  grossen  Fortschritt, 
da  durch  die  letztere  die  Mindestbeträge  überbürdet,  dagegen  die 
grössten,  gebührenfähigsten  Umsätze  erheblich  begünstigt  erscheinen. 

3)  Der  Gesetzentwurf  bringt  ferner  die  Ausdehnung  der  Ab- 
gabepflicht auf  nicht  beurkundete  Rechtsgeschäfte  (und  hiermit  in 
enger  Verbindung  den  Selbstregistrierungszwang  für  alle  diejenigen, 
welche  die  früher  erwähnten  Geschäfte  betreiben,  mit  der  weiteren 
Pflicht   zur   monatlichen  Vorlage   von  Auszügen   aus   ihren   Steuer- 
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büchern  oder  Verzeichnissen  u.  dgl.  und  zur  unmittelbaren  Entricli- 
tung  der  Abgabe"  bei  der  Steuerbehörde  bei  sonstigen  sehr  bedeu- 
tenden Geldbussen). 

Grundsätzlich  ist  gegen  die  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf 
nicht  beurkundete  Rechtsgeschäfte  gewiss  nichts  einzuwenden.  Zu 
beanstanden  ist  bloss  die  Begründung  des  deutschen  Geschäfts- 
steuer-Gesetzentwurfes für  die  Gleichartigkeit  in  der  Steuerbehand- 
lung aller  Geschäfte,  der  an  der  Börse  oder  ausserhalb  derselben 
abgeschlossenen,  der  beurkundeten  wie  der  nichtbeurkundeten,  und 
die  aus  dieser  Begründung  abgeleitete  Konsequenz  der  Gleichartig- 
keit in  der  Normierung  der  Steuerentrichtungsart  und  der  hierüber 
eingeführten  Kontrolle.  —  Es  soll  nämlich  nach  der  zu  dem  ge- 
dachten Gesetzentwurfe  beigegebenen  Begründung,  die  „Unmöglich- 
keit das  Börsengeschäft  als  solches  greifbar  zu  bestimmen",  gewesen 
sein,  welche  dahin  drängte,  auch  die  ausserhalb  der  Börse  geschlos- 
senen und  nicht  beurkundeten  Geschäfte  für  abgabepflichtig  zu  er- 
klären, zumal  nach  Art.  317  H.G.B.  die  Gültigkeit  der  Verträge 
durch  die  Aufzeichnung  nicht  bedingt  ist. 

Höchst  befremdend  ist  ■  der  Ausspruch ,  dass  der  Begriff  der 
Börsengeschäfte  nicht  greifbar  zu  bestimmen  wäre,  einer  Gattung 
von  Geschäften,  durch  welche  Umsätze  von  so  vielen  Millionen  von 
Werten  bewirkt  werden! 

Bei  der  Frage  nach  der  Begriffsbestimmung  für  Börsengeschäfte 
dürfte  es  wahrlich  nicht  notwendig  sein,  die  Flinte  so  schnell  ins 
Korn  zu  werfen.  Börsengeschäfte  sind  eben  Handelsgeschäfte,  welche 
an  der  Börse  über  die  daselbst  verkehrsüblichen  Waren  geschlossen 
werden  ^).  Für  0 esterreich  gibt  es  auch  eine  gesetzliche  Begriffs- 
bestimmung, indem  nach  dem  Wortlaute  des  §  12  des  Gesetzes  vom 
1.  April  1875,  Nr.  67  R.G.Bl. ,  betreffend  die  Organisierung  der 
Börsen,  als  Börsengeschäfte  diejenigen  anzusehen  sind,  die  im  öffent- 
lichen Börsenlokale  in  der  festgesetzten  Börsenzeit  über  solche  Ver- 
kehrsgegenstände geschlossen  worden  sind,  welche  an  der  betreffen- 
den Börse  gehandelt  und  notiert  werden  dürfen. 

Insoferne  also  die  im  Geschäftssteuergesetzentwurfe  speciali- 
sierten  Geschäfte  an  der  Börse  verkehrsüblich  sind  und  daselbst 
geschlossen  werden,  sind  sie  Börsengeschäfte. 


')  Keyssner:    Ueber   , Börsengeschäfte"    in   Holtzendorifs  Rechtslexikon, 
3.  Auflage,  1.  Band,  S.  407. 
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Obschon  nun  die  Begriffsbestimmung  für  die  letztere  Geschäfts- 
art gegeben  ist,  so  will  hieraus  keineswegs  gefolgert  werden,  dass 
etwa  nur  die  an  der  Börse  gemachten  Schlüsse  allein  zu  besteuern 
wären.  Vielmehr  empfiehlt  sich  die  vollständige  Loslösung  der 
Steuerpflicht  der  in  Rede  stehenden  Geschäfte  von  der  Vorfrage, 
ob  sie  auf  der  Börse  oder  ausserhalb  derselben  abgeschlossen  wur- 
den und  von  der  Bedingung  ihrer  Beur kund  mag. 

Denn  nicht  der  Umstand,  dass  das  Geschäft  auf  der  Börse  oder 
ausserhalb  derselben  geschlossen  worden  ist,  begründet  die  Heran- 
ziehung desselben  zur  Verkehrssteuer.  Diese  ergibt  sich  vielmehr 
aus  den  Gründen,  die  oben  für  die  Verkehrsbesteuerung  der  Kon- 
junkturengewinne bei  den  in  Rede  stehenden  Geschäften  geltend 
gemacht  worden  sind. 

Ferner  ist  bei  allen  diesen  Geschäften  die  Beurkundung  neben- 
sächlich, daher  der  Beurkundungszwang,  welcher  nur  bei  gleich- 
zeitiger Versagung  der  Klagbarkeit  aller  nicht  beurkundeten  Ge- 
schäfte konsequent  durchgeführt  erschiene,  weder  in  privatrecht- 
licher Hinsicht  angezeigt,  noch  auch,  wie  wir  gleich  unten  sehen 
werden,  steuertechnisch  zur  Kontrolle  der  Steuerentrichtung  not- 
wendig. —  Der  Schlusszettelzwang  hat  nämlich  auf  der  Börse 
keine  privatrechtliche  Bedeutung,  weil  das  Börsenpublikum  eine 
Interessengruppe  ist ,  die  unter  sich  die  Erfüllung  der  ein- 
gegangenen Verpflichtungen  streng  überwacht,  und  derjenige,  der 
ihnen  nicht  nachkommt,  seine  Existenz  untergräbt,  indem 
niemand  mehr  mit  ihm  Geschäfte  schliessen  wird.  Die  Klagbarkeit 
der  Schlusszettel  bei  Börsengeschäften  ist  also  ohne  wesentliche  Be- 
deutung. 

Sie  kann  ohne  Bedenken  fallen  gelassen  werden.  Ebenso  aber 
auch  angesichts  des  §  317  H.G.B.  bei  den  ausser  der  Börse  ge- 
schlossenen Geschäften.  —  Also  ungeachtet  der  Annahme  einer  festen 
Begriffsbestimmung  der  Börsengeschäfte  gelangt  man  ebenso,  wie  die 
Motive  des  Geschäftssteuergesetzentwurfes,  bei  Negierung  der  Mög- 
lichkeit der  ersteren  grundsätzlich  zur  Forderung  der  Besteuerung 
aller  hier  in  Frage  kommenden  Geschäfte,  der  auf  der  Börse  oder 
ausserhalb  derselben,  mit  oder  ohne  Beurkundung  abgeschlossenen 
Geschäfte,  wobei  allerdings  gewisse  Ausnahmen  werden  zugelassen 
müssen,  wie  unten  gezeigt  werden  wird. 

Der  Unterschied,  ob  ein  Geschäft  auf  der  Börse  abgeschlossen 
wurde  oder  nicht,  erlangt  besondere  Wichtigkeit  erst  bei  der  Frage 
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wegen  Regelung  der  Kontrolle  der  Steuer entrichtung.  Da  kommt 
nun  zu  erinnern: 

Nach  dem  Geschäftssteuergesetzentwurfe  haben  sowohl  Anstalten 
wie  Einzelnpersonen,  Börsenbesucher  als  auch  sonstige  Geschäftsleute 
die  Pflicht,  sämtliche  abgeschlossenen  Geschäfte  von  der  in  der  ge- 
änderten Tarifnummer  4  angegebenen  Art  in  ihr  Steuerbuch  oder 
Verzeichnis  einzutragen  und  am  Schlüsse  des  Monates  einen  Auszug 
hiervon  samt  dem  für  die  verzeichneten  Geschäfte  entfallenden  Ab- 
gabebetrage an  die  Steuerbehörde  abzugeben.  Damit  dies  auch 
wirklich  geschehe,  wird  gemäss  §  27  des  Entwurfes  den  Landes- 
regierungen das  Recht  eingeräumt,  durch  eigene  Beamte  die  Schrift- 
stücke, Steuerbücher  und  Verzeichnisse  der  Anstalten  und  Personen, 
welche  die  hier  in  Frage  komnienden  Geschäfte  gewerbemässig  be- 
treiben, der  Einsicht  zu  unterziehen  und  auf  die  geleistete  Steuer- 
zahlung zu  prüfen. 

Bei  den  von  Aktiengesellschaften  oder  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien  betriebenen  Bank-,  Kredit-  oder  Versicherungsanstalten, 
Handels-  oder  gewerblichen  Unternehmungen,  Liquidationsbureaus 
u,  dgl.  ist  diese  Kontrolle  durchführbar,  da  die  specifizierten  Steuer- 
pflichtigen nur  in  beschränkter  übersichtlicher  Zahl  vorkommen,  im 
Mittelpunkte  des  Verkehrs  stehen,  zur  öff'entlichen  Rechnungslage, 
Publizierung  der  Bilanzen  verpflichtet  sind  und  daher  der  Steuer- 
behörde leicht  bekannt  werden  können,  weshalb  die  Kontrolle  bei 
ihnen  durch  besondere  amtliche  Revisionen  thatsächlich  möglich  sein 
wird.  Dasselbe  wird  auch  bei  Börsensensalen  und  sonstigen  Börsen- 
organen der  Fall  sein. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  aber  bei  den  einzelnen  Geschäfts- 
treibenden. Es  ist  geradezu  nicht  abzusehen,  wie  es  den  kontrol- 
lierenden Finanzbeamten  möglich  werden  soll,  unter  den  unzähligen 
an  der  Börse  täglich  abgeschlossenen  Geschäften  und  zwar  ins- 
besondere den  ohne  Vermittelung  von  Sensalen  oder  vereidigten 
Maklern  abgeschlossenen  Geschäften  zu  erheben  und  festzustellen, 
dass  A  mit  B  das  Geschäft  X  abgeschlossen  habe,  sobald  die  Kontra- 
henten ein  Interesse  daran  haben,  dasselbe  vor  der  Steuerbehörde 
geheim  zu  halten.  —  Die  ausserhalb  der  Börse  und  der  oberwähnteu 
Anstalten  sich  vollziehenden  Schlüsse  entschlüpfen  vermöge  ihrer 
intimen  Natur  noch  sicherer  der  Kenntnis  der  Behörde,  welcher  die 
Kontrahenten  und  umsomehr  die  von  diesen  abgeschlossenen  Ge- 
schäfte in   der   weitaus    überwiegenden    Zahl    der   Fälle   unbekannt 
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bleiben  müssen  und  bleiben  werden.  Der  Absatz  3  des  §  27  des 
Geschäftssteuergesetzentwurfes  wird  daher  den  kontrollierenden 
Finanzbeamten  kaum  oft  Gelegenheit  geben,  Defraudationen  zu  ent- 
decken. Die  geschäftstreibenden  Einzelpersonen  werden  das  Steuer- 
buch oder  Verzeichnis  in  den  meisten  Fällen  nicht  oder  zum  minde- 
sten nicht  vollständig  führen.  Gelangt  dann  die  Steuerbehörde  durch 
besondere  günstige  Fügung  des  Zufalls  zur  Kenntnis  einer  Steuer- 
defraudierung,  dann  wird  der  drakonische  Strafapparat  spielen.  Ab- 
schreckend aber  werden  diese  Strafen  ebensowenig  wirken,  als  jemals 
selbst  die  strengsten  Strafsanktionen  das  Begehen  der  untersagten 
Handlungen  zu  verhindern  vermochten.  Alle  diese  Erwägungen 
haben  wohl  auch  bei  Verfassung  der  Motive  zum  Geschäftssteuer- 
gesetzentwurfe  vorgeschwebt,  indem  daselbst  zugegeben  wird,  dass 
denjenigen,  welche  gewerbemässig  abgabepflichtige  Geschäfte  be- 
treiben, ein  weitgehendes  Vertrauen  geschenkt  wird  und  dass 
die  Kontrolle  der  letzteren  immer  eine  „ziemlich  unvollständige" 
bleiben  werde,  weshalb  es  gerechtfertigt,  sei,  dass  für  den  Fall  des 
Gelingens  der  Entdeckung  den  Defraudanten  eine  „ernstliche"  Strafe 
treffe. 

Aus  der  vorstehenden  Ausführung  resultiert,  dass  die  Selbst- 
registrierung mit  Buchungszwang  und  periodischer  •  unmittelbarer 
Steuerzahlung  lediglich  bei  Gesellschaften  und  Anstalten,  allenfalls 
bei  vereidigten  Maklern  ohne  Schädigung  des  Staatsschatzes  zu- 
lässig erscheint.  Was  aber  die  Art  der  Steuerentrichtung  und 
deren  Kontrolle  rücksichtlich  der  auf  der  Börse  abgewickelten  Ge- 
schäfte betrifft,  welche  wohl  den  grössten  und  wichtigsten  Teil 
der  Geschäfte  ausmachen,  die  der  neuen  Verkehrssteuer  unterzogen 
werden  sollen,  so  dürfte  dieselbe  auf  anderem  Wege  mit  mehr 
Erfolg  zu  regeln  sein,  als  dies  bei  dem  durch  den  deutschen 
Geschäftssteuergesetzentwurf  in  Aussicht  genommenen  Verfahren 
möglich  wäre. 

Hier  wird  eben  die  feste  Abgrenzung,  die  den  Börsegeschäften 
oben  gegeben  worden  ist,  im  eminenten  Sinne  praktisch. 

In  dieser  Richtung  läge  die  Wahl  zwischen  zwei  Erhebungs- 
arten, von  denen  die  eine  durch  das  Züricher  Gesetz  vom  27.  De- 
zember 1883,  betreffend  die  Gewerbe  der  Effektensensale  und  Börsen- 
agenten ^)   angezeigt  wird.     Dasselbe   hat  bezüglich  der  Geschäfts- 


')  In  Schanz'  Finanzarchiv,  1.  Heft.  1.  Jahrgang,  S.  304  ff. 
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abschlüsse  in  Wertpapieren  die  Sicherung  des  Einganges  der  Ge- 
bühren dadurch  zu  erzielen  getrachtet,  dass  es  Börsenschlüsse  nur 
durch  Vermittelung  der  Sensale  und  Agenten  zulässt,  welche  jedem 
Kontrahenten  einen  Schlusszettel  einzuhändigen  haben,  der  mit  den 
Angaben  ihres  Tagebuches  übereinstimmt  und  mit  den  vorgeschrie- 
benen Stempelmarken  versehen  sein  muss.  Unter  der  Voraussetzung 
nun,  dass  auch  die  Kautelen  gegen  die  Umgehung  der  Vermittelung 
der  Sensale  und  Agenten  bei  Börseschlüssen  gesetzlich  festgestellt 
wären,  würde  allerdings  der  Eingang  der  Gebühren  gesichert  er- 
scheinen. Das  angezogene  Gesetz  enthält  jedoch  ein  Zurückgreifen 
auf  den  Schlusszettelzwang,  welcher  aus  den  früher  entwickelten 
Gründen  als  eine  unnötige  Belastung  der  Geschäftswelt  besser  ganz 
aufzugeben  wäre. 

Einen  zweiten  Weg  und  unseres  Erachtens  die  richtige  Mass- 
regel, um  den  Eingang  der  Gebührensteuer  bei  Börsengeschäften  zu 
sichern,  hat  Dr.  Robert  Friedberg  in  seiner  Schrift:  „Vorschläge 
zur  technischen  Durchführung  einer  prozentualen  Börsen- 
steuer, Jena  1882"  gebracht.  Derselbe  knüpft  an  die  bei  Fonds- 
börsen für  Zeitgeschäfte  bestehenden  Liquidationsbureaus  und  an 
die  sog.  Effekten-Clearinghäuser  für  Kassageschäfte  an,  plaidiert  für 
die  Einrichtung  eines  offiziellen,  der  Börsenbehörde  zu  unterstellen- 
den Effektenabrechnungshauses,  durch  dessen  Vermittelung  die  Liefe- 
rung und  Abnahme  der  Effekten  obligatorisch  geschehen  müsste, 
wobei'  das  Abrechnungshaus  selbst  mit  der  Berechnung  und  Ein- 
ziehung der  Steuerbeträge  zu  betrauen  wäre. 

. Diese  Massregel  würde  die  Umgehung  der  Steuer  nahezu  un- 
möglich machen.  Die  Kontrolle  wäre  eine  angleich  tiefer  gehende, 
als  bei  dem  Stempel  oder  bei  der  Selbstregistrierung  durch  den 
Steuerpflichtigen.  Auch  würde  die  so  eingerichtete  Steuer  nicht 
unmittelbar  in  den  Verkehr  eingreifen,  sondern  erst  später  zur 
Perception  gelangen;  der  Verpflichtete  wäre  für  die  Richtigkeit 
der  Berechnung  des  Steuerbetrages  nicht  mehr  verantwortlich  und 
von  Stempelvexationen  befreit  und  endlich  wäre  die  Ueberwachung 
durch  die  Steuerbehörde  ausserordentlich  erleichtert,  was  gewiss 
nicht  gering  anzuschlagen  ist,  zumal  die  deutsche  Geschäftswelt, 
welche  ohnehin  schon  gegen  das  durch  die  Stempelrevisionen  des 
Reichsstempelgesetzes  vom  Jahre  1881  veranlasste  Eindringen  in 
das  Geschäftsgeheimnis  Beschwerde  erhoben  hat,  durch  das  in 
den    hohen    Strafen    des    deutschen    Geschäftssteuergesetzentwurfes 


I 


Die  österr.  Gebtihrengesetznovelle  u.  der  deutsche  Geschäftssteaergesetzentwnrf.        yy 

gegen  sie  zum  Ausdrucke  gelangende  Misstrauen  nicht  wenig  ver- 
stiramt  ist  ^). 

Die  Einführung  des  offiziellen  Abrechnungshauses  könnt«  nicht 
einmal  als  exceptionelles  Eingreifen  in  den  freien  Verkehr  be- 
anstandet werden,  zumal  das  Bedürfnis  des  Börsenverkehrs  und  freie 
Vereinigungen  von  Börsenbesuchern  bereits  zwei  Institute  geschafTen 
haben,  welche  den  Ansatz  zu  dem  vorgeschlagenen  Effektenabrech- 
nungshause  bilden,  nämlich  die  Liquidationsbureaus  für  Zeitgeschäfte 
und  die  Kassenvereine  als  Effektenabrechnungsbureaus  für  Kassa- 
geschäfte. Im  übrigen  ist  angesichts  des  Umstandes,  dass  Braue- 
reien, Brennereien,  Zuckerfabriken  u.  s.  w.  ihren  Betrieb  konform 
den  vom  Staate  vorgeschriebenen  Bestimmungen  einrichten  und  sich 
zur  Sicherung  des  Steuereinganges  mancherlei  Beschränkimg  und 
Störung  der  Produktion  gefallen  lassen  müssen,  nicht  einzusehen, 
warum  das  Börsenpublikum  sich  dem  Staats  wohle  nicht  unterordnen 
und  zur  Anwendung  von  geschäftlichen  Formen  entschliessen  sollte, 
welche  von  unbefangenen  Interessenten  selbst  als  die  zweckmässig - 
sten  anerkannt  worden  sind. 

Bei  den  Gesellschaften,  Anstalten  und  Unternehmungen,  sowie 
bei  Handelsmaklern  und  Sensalen  bliebe  jedoch  für  die  von  den- 
selben ausserhalb  der  Börse  geschlossenen  Geschäfte  die  Selbst- 
registrierung mit  darauffolgender  unmittelbarer  Steuerzahlung. 

Die  sonstigen  ausserhalb  der  Börse  zwischen  einzelnen  Personen 
sich  abwickelnden  Geschäfte  aber  wären  der  Steuerpflicht  nur  in- 
soweit zu  unterziehen,  als  hierüber  Schlusszettel  oder  ähnliche 
Urkunden  ausgestellt  würden.  (Dies  wäre  die  früher  oben  ange- 
deutete einzige  Ausnahme  vom  Principe  der  Unabhängigkeit  der 
Steuer  von  der  Beurkundung.)  Es  wäre  dies  der  gleiche  Vorgang, 
wie  derselbe  bei  anderen  Rechtsurkunden,  z.  B.  bei  Wechseln,  be- 
obachtet wird.  Allerdings  werden  sodann  nicht  beurkundete  Ge- 
schäfte der  Steuer  nicht  verfallen.  Die  Mässigung,  die  sich  hier 
die  Finanzverwaltung  nach  dem  Vorgange  des  Reichsstempelgesetzes 
vom  Jahre  1881  und  des  Regierungsentwurfes  der  österreichischen 
GebührengesetznoveUe  auferlegen  würde,  erscheint  aber  durch  die 
Macht  der  Thatsachen  geboten. 


')  Petition  der  Handelskammern  und  Kaufmannschaftsältesten  von  16  der 
grössten  Städte  Deutschlands  zu  dem  Geschäflssteuergesetzentwurfe.  Berlin  bei 
Denter  und  Nicolas. 
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Darnach   ergeben   sich   die   Vorschläge  für   die   österreichische 
Gebührengesetznovelle  von  selbst.     Dieselben  gehen  dahin: 

1)  Dass  die  in  §  15  der  Novelle  bezeichneten  Geschäfte,  welche 
auf  der  Börse  oder  ausserhalb  derselben  von  Gesellschaften, 
Anstalten  oder  aber  durch  Yermittlung  von  Handelsmaklern 
(Sensalen)  geschlossen  werden,  als  gebührenpflichtig  erklärt 
werden  ohne  Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  über  das  ein- 
zelne Geschäft  eine  Urkunde  nicht  aufgenommen  worden  ist; 

2)  dass  für  diese  Geschäfte  eine  Prozentualgebühr  eingeführt 
werde ; 

3)  dass  die  Börsenspekulation  zur  Liquidation  bei  Lieferung  und 
Abnahme  der  Effekten  durch  Vermittlung  des  zu  errichtenden 
Abrechnungshauses  staatlich  verhalten  werde,  welches  bei  der 
Liquidation  gleichzeitig  auch  die  Steuer  zu  ermitteln  und  zu 
erheben  hätte.  Der  Umgehung  dieser  Vorschrift  und  Vor- 
nahme des  Realisierungsgeschäftes  ausser  dem  Abrechnungs- 
hause dürften  die  strengen  Strafen  des  §  1  und  17  des  österr, 
Börsengesetzes  vom  1.  April  1875,  ZI.  67  R.G.Bl.  gegen  Winkel- 
börsen (bis  1000  Gulden  und  4  Wochen  Arrest,  Ausschluss 
von  der  Börse  auf  bestimmte  Zeit)  oder  allenfalls  noch  andere 
gesetzlich  vorzukehrende  Massregeln  genügend  vorbeugen.  — 
Es  wären  ferner 

4)  Bank- ,  Kredit-  und  ähnliche  Anstalten  und  Gesellschaften,, 
ferner  Handels-  und  Gewerbeunternehmungen,  endlich  Handels- 
makler (Sensale),  welche  die  im  §  15  der  Novelle  aufgezähl- 
ten Geschäfte  im  eigenen  oder  fremden  Namen  ausserhalb  der 
Börse  betreiben,  zur  unmittelbaren  Entrichtung  der  von  diesen 
Geschäften  entfallenden  Gebühr  unter  Vorlage  des  mit  den 
eigenen  Aufschreibungen  über  die  Geschäfte  übereinstimmen- 
den Journales,  welches  die  zur  Beurteilung  der  Richtigkeit 
der  Gebührensätze  notwendigen  Angaben  enthält,  bei  dem 
Steueramte  (gemäss  §  5  und  12  des  Gesetzes  vom  13.  Dezember 
1862)  zu  verpflichten  und  müsste  dann  selbstredend  der  Finanz- 
bezirksbehörde das  Recht  eingeräumt  werden,  bei  diesen  Ge- 
sellschaften, Anstalten  und  Personen  eingehende  Schriften- 
und  Bücherrevisionen  vorzunehmen  behufs  Feststellung,  dass 
der  Gebührenpflicht  stets  vollständig  und  rechtzeitig  ent- 
sprochen wurde. 

Schlusszettel    und    Rechnungen,    welche    über    die    gemäss 

508 


Die  öst€iT.  Gebührengesetznovelle  n.  der  deutsche  Geschäftsstenergesetzentwnrf.        yc) 

Absatz  3)  und  4)  ordnungsraässig  vergebührten  Geschäfte  aus- 
gestellt  würden,    wären    dann   nicht   mehr    Gegenstand   einer 
besonderen  Abgabe. 
.') )  Endlich  wären   Geschäfte ,  welche   nicht   an  der  Börse ,   nicht 
mit  den  oder  durch  Yermittelung  der  ad  4)  bezeichneten  An- 
stalten und  Personen  abgeschlossen  wurden,  nur  bei  Ausstel- 
lung von  Schlusszetteln  oder  Rechnungen  gebührenpflichtig  zu 
erklären. 
Rechnungen    über   Forderungen    aus    diesen    Geschäften   wären 
angesichts  der  Thatsache,  dass  dieselben  in  den  meisten  Fällen  bei 
Erfüllung    mit    Vermeidung    der    Schlusszettel    ausgestellt    werden, 
einer  gleichen  Gebühr  wie    die  Schlusszettel  zu  unterziehen.     Eine 
Ausnahme    wäre  allenfalls  nur  dann  zuzulassen,    wenn  ein  Schluss- 
zettel ausgefertiget  und   ordnungsmässig   vergebührt   worden  wäre. 
Zur   thunlichsten   Sicherung   des   Einganges    könnten   allenfalls 
Strafen  bestimmt  werden,  die  über  das  Mass  der  durch  das  Gesetz 
vom    8.   März   1876    ZI.    26    R.-G.-Bl.    bestimmten    noch    hinaus- 
gehen, 

Dass  in  dem  österreichischen  Entwürfe  der  Gebührengesetz- 
novelle die  Schlüsse  über  Waren  unter  die  der  Steuer  zu  unter- 
ziehenden Geschäfte  nicht  aufgenommen  erscheinen,  ist  zu  billigen, 
weil  es  gerade  der  Warenhandel  ist,  der  die  Deckung  des  Bedarfs 
der  Konsumenten  zum  Gegenstande  hat  und  diese  bedingt,  und  die 
Spekidation  in  Waren  die  Aufgabe  hat,  dem  etwa  konstatierten 
Mangel  durch  rechtzeitige  Beschaffung  der  Vorräte  abzuhelfen  und 
den  Umsatz  lebendig  zu  halten,  indem  sie  sich  den  rentabelsten 
unter  den  konkurrierenden  Projekten  zuwendet,  daher  eine  richtige 
Meinung  über  die  Preisbewegungen  bildet,  deren  Gefahr  auf  sich 
nimmt  und  deren  Heftigkeit  mildert  ^).  Nebstdem  spricht  in  Oester- 
reich  für  das  Absehen  von  Warenschlüssen  noch  die  Erwägung, 
dass  die  Warenbörsen,  insbesondere  aber  die  Frucht-  und  Mehl- 
börsen zumeist  junge  Institute  sind,  deren  Kräftigung  abzuwarten 
ist,  bevor  die  Frage  der  Besteuerung  der  daselbst  vollzogenen  Schlüsse 
aufgeworfen  wird. 

Keine  dieser  Rücksichten  spricht  für  die  Spekulation  auf  Effekten, 
zumal  bei  derselben  von  einer  annähernd  richtigen  Voraussicht  der 


')  Otto  Michaelis:  ,Die  wirtschaftliche  Rolle  des  Spekulationshandels," 
der  Berliner  Vierteljahresschrift  fiir  Volkswirtschatt,  1865,  2.  Bd.,  S.  108. 
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Kursschwankungen  nicht  die  Rede  sein  kann  und  dieselbe  zum  grossen 
Teile  unproduktiven  Spielzwecken  dient. 

Alle  die  obigen  Bedenken  gegen  die  Verkehrsbesteuerung  des 
Warenhandels  haben  auch  offenbar  bei  Verfassung  des  deutschen 
Geschäftssteuergesetzentwurfes  vorgeschwebt,  weshalb  in  demselben 
eine  grosse  Zahl  und  bestimmte  Formen  von  Geschäften  zum  Schutze 
des  soliden  und  reellen  Warenverkehrs ,  der  Landwirtschaft  und 
Industrie,  wie  auch  des  Exports  inländischer  Erzeugnisse  ins  Aus- 
land von  der  Geschäftssteuer  ausgenommen  werden  mussten.  —  Die- 
selbe wird  hier  jedoch  besser  ganz  fallen  gelassen,  zumal  sie  gerade 
bei  dem  gebührenfähigsten  Teile  des  Warenhandels  am  leichtesten 
abgewälzt  wird  und  dann  mit  den  Handelskosten  wie  ein  General- 
konsumsteuerzuschlag auf  das  Publikum  wider  den  eigensten  Zweck 
der  Gebühr  fäUt  ^). 

B.  a.  2)  Aenderung  der  Grebührenbeliaiidliiiig  bei  den  von  Anstalten 
betriebenen  Vorschussgescliäften. 

Diese  unterliegen  dermalen  im  Sinne  T.  P.  36.  1)  des  Gesetzes 
vom  13.  Dezember  1862,  wenn  sie  von  hiezu  statutenmässig  be- 
rechtigten Anstalten  auf  Staats-  und  andere  Wertpapiere  oder 
Waren  und  zwar  für  nicht  längere  Zeit  als  3  Monate  erteilt  werden, 
der  Gebühr  nach  Skala  I  (^i 5*^/0),  bei  Vorschüssen  auf  längere  Zeit 
als  3  Monate  aber  der  Gebühr  nach  Skala  II  (circa  ^/le^/o),  welche 
Gebühr  von  den  Anstalten  unmittelbar  abzuführen,  daher  auch  bei 
mangelnder  Beurkundung  des  Geschäftes  zu  entrichten  ist.  (§  5 
des  Ges.  vom  13.  Dezember  1862.)  Nunmehr  soll  eine  Aenderung 
in  obigen  Bestimmungen  dahin  getroffen  werden,  dass  derartige  Ge- 
schäfte von  statutenmässig  hierzu  berechtigten  Anstalten,  wenn  die 
Vorschüsse  für  eine  Dauer  von  nicht  länger  als  8  Tagen  erteilt 
werden,  einer  Gebühr  von  ^/zo  Kreuzer  von  je  100  fl.  des  erteilten 
Vorschusses  für  je  einen  Tag  verfallen,  wobei  jeder  Betrag  unter 
100  fl.  als  voll  anzunehmen  und  jeder  bei  Berechnung  der  Gebühr 
sich  ergebende  Bruchteil  von  weniger  als  ^J2  Kreuzer  auf  ^2  Kreuzer 
abzurunden  ist. 

Vorschüsse,  die  auf  mehr  als  8  Tage,  nicht  aber  auf  länger 
als  3  Monate,  ferner  solche,  welche  auf  längere  Zeit  als  3  Monate 
oder  von  anderen  Personen  erteilt  werden,  imterliegen  der  Gebühr 


1)  Schäffle,  Steuerpolitik,  S.  625. 
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nach  Skala  I  bezw.  Skala  II  nach  dem  Betrage  des  Vorschusses, 
Avobei  eine  Prolongation  wie  eine  erste  Vorschusserteilung  zu  be- 
handeln ist. 

Gleichzeitig  hat  die  Regierung  die  Streitfrage,  ob  und  wie  die 
sog.  Kostgeschäfte  der  hier  in  Rede  stehenden  Anstalten  zu  ver- 
gebühren  kommen,  durch  Gleichstellung  der  letzteren  mit  den  oben 
erwähnten,  für  nicht  länger  als  8  Tage  abgeschlossenen  Vorschuss- 
geschäften zur  endgültigen  Lösung  gebracht.  —  Dermalen  bestimmt 
nämlich  §  8  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1864,  dass  der  von  einem 
Kaufraanne  in  einem  Vorschussgeschäfte  über  Staats-  oder  andere 
Wertpapiere  oder  Waren  ausgeteilte  Schuldschein  nach  T.  P.  60.  I) 
des  Gebühren-Ges.  so  wie  ein  Wechsel  zu  behandeln  ist;  wogegen 
der  vom  Pfandnehmer  dem  Pfandgeber  über  Empfang  des  Pfandes 
ausgestellte  Pfandschein  in  einem  Darlehensgeschäfte  gegen  Faust- 
pfand nach  T.  P.  78  c.  dem  Stempel  von  50  Kreuzer  für  jeden 
Bogen  unterworfen  bleibt,  wenn  aber  der  Pfandschein  von  einem 
Kaufmanne  in  einem  solchen  Darlehensgeschäfte  (wie  das  Gesetz 
beifügt:  „dem  sog.  Kostgeschäfte")  von  einer  Dauer  von  nicht 
mehr  als  8  Tagen  ausgefertigt  wird,  der  Gebühr  von  10  Kreuzern 
von  jedem  Bogen  unterliegt. 

Bezüglich  der  gleichen,  von  den  Anstalten  zahlreich  betriebenen 
Kostgeschäfte  ergibt  sich  nun ,  wie  die  Regierungsmotive  nach- 
weisen, die  Schwierigkeit,  dass  der  soeben  angezogene  §  8  des  Ge- 
setzes vom  29.  Februar  1864  diese  Anstalten  nicht  erwähnt,  dieselben 
also  nicht  im  Auge  hat,  ferner  dass  dieselben  bei  der  von  ihnen 
beobachteten  Manipulationsform  die  oben  bezeichneten  Urkunden  gar 
nicht  ausfertigen  und  dass  endlich  das  Prolongations-  oder  Kostge- 
schäft (Reportgeschäft)  dermalen  als  ein  Kaufgeschäft^)  und  nicht  als 


I 


^)  Das  Reportgeschäft  ist  die  Kombination  von  Kauf  tmd  Verkauf,  von 
Kassa-  und  Lieferungsgeschäften  bei  Waren,  zumeist  aber  bei  börsengängigen 
Wertpapieren.  —  Bei  Warenmangel  im  Zeitpunkte  der  Liquidation  wird  nämlich 
zur  Vermeidung  von  Kurssteigerungen  der  Vorrat  per  cassa  gekauft,  zugleich 
aber  auf  Lieferung  zu  einem  etwas  niedrigeren  Preise  rückverkauft.  Die  Differenz 
der  Preise  wdrd  als  Vorratsmiete,  Deport  bezeichnet.  Bei  Warenüberfluss 
hingegen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  den  Kursdruck  zu  vermeiden,  wird  per 
cassa  verkauft  und  der  Rückkauf  mit  festem  Lieferungstermine  zu  etwas  höherem 
Preise  bedungen.  Die  Differenz  ist  der  Report.  Kauf  und  Verkauf  werden 
hier  als  ein  einheitliches  Geschäft  abgeschlossen,  welches  als  Reportgeschäft 
bezeichnet  wird  und  wovon  die  sog.  Prolongation  oder  das  Kostgeschäft  Abarten 
Finanzarcliiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  ^n  ß 
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eigentliches  Vorscliussgeschäft  beurteilt  wird,  weshalb  die  Anwend- 
barkeit der  nur  über  Darlehensgeschäfte  handelnden  T.  P.  36,  1, 
auf  diese  von  den  Anstalten  betriebenen  Geschäfte  mindestens  be- 
stritten werden  könnte.  Um  diese  nun  nicht  gebührenfrei  ausgehen 
zu  lassen,  wofür  ein  triftiger  Grund  nicht  vorhanden  ist,  hat  der 
Regierungsentwurf  dieselben  rücksichtlich  der  Gebührenbehandlung 
den  achttägigen  Vorschussgeschäften  der  Anstalten  gleichgestellt, 
sonach  der  Gebühr  von  ^/ao  Kreuzer  von  jedem  hundert  Gulden  per 
Tag  unterworfen,  wozu  der  Ausschuss  beifügte,  dass  diese  Gebühren- 
behandlung ohne  Unterschied  auf  die  Zeit ,  für  welche,  und  die  Form, 
in  welcher  diese  Geschäfte  geschlossen  wurden,  eintrete. 

Die  erwähnten  Anstalten  haben  die  Gebühr  von  den  Parteien 
einzuheben  und  monatlich  nachhinein  unmittelbar  zu  entrichten. 

Hier  käme  zu  erinnern,  dass  bei  Annahme  und  Durchführung 
der  Vorschläge,  die  oben  unter  B.  a.  1  bezüglich  der  Art  der  Ein- 
bringung der  Verkehrssteuer  bei  Börsengeschäften  gemacht  worden 
sind,  folgerichtig  auch  die  von  den  oben  bezeichneten  Anstalten  an 
der  Börse  gemachten  Kost-,  Report-  und  Deportgeschäfte,  da  die- 
selben mit  Rücksicht  auf  ihre  handelsrechtliche  Qualifikation  unter 
die  im  §  15  der  Gebührengesetznovelle  aufgeführten  reihen,  bei  dem 
ins  Leben  zu  rufenden  offiziellen  Efi'ektenabrechnungshause  erfüllt 
werden  müssten,  woselbst  auch  die  Steuer  zu  zahlen  wäre.  Diese 
müsste  jedoch  der  Homogenität  halber  dieselbe  sein,  wie  bei  den 
übrigen  im  berufenen  §  15  specifizierten  Schlüssen. 

Die  soeben  besprochene  Steuergattung  ist  bei  Beschränkung 
auf  Spekulationsdarlehen  vollkommen  gerechtfertigt,  indem  in  diesem 


sind.  In  beiden  Fällen  des  Deports  und  Reports  findet  Kauf  gegen  Barzahlung 
mit  gleichzeitigem  Verkaufe  auf  Zeit  statt.  Diesfalls:  Otto  Michaelis,  Die 
wii-tschaftliche  Rolle  des  Spekulationshandels  in  Fauchers  Vierteljahresschrift  für 
Volkswirtschaft,  1864,  4.  Band,  S.  150.  —  Sodann,:  Gareis  in  HoltzendorfFs 
Rechtslexikon,  3.  Auflage:  Reportgeschäft.  —  Auch  Thöl,  Handelsrecht.  §  285 
und  Ladenburg:  ,Die  Börsengeschäfte"  in  Goldschmidts  Zeitschrift  f.  d.  ge- 
samte Handelsrecht,  III.  Bd.,  S.  419  ff.,  woselbst  auch  der  Unterschied  zwischen 
obigen  Geschäften  und  der  Belehnung  auf  Staatspapiere  dahin  präcisiert  wird, 
das  bei  Reportgeschäften,  Prolongationen  die  Papiere  in  das  Eigentum  des 
Reporteurs,  Prolonganten  übergehen,  der  gewöhnlich  Kaufnota  er- 
hält und  die  Zinsen  der  Papiere,  für  die  er  das  Kapital  als  Kaufpreis  hin- 
gegeben hat,  bezieht,  welches  letztere  sonach  keine  Zinsen  trägt;  wogegen  bei 
Belehnung  von  Staats-  (oder  auch  anderen  Wert-)Papieren  für  die  entlehnte 
Summe  Zinsen  bedungen  und  vom  Entlehner  gezahlt  werden. 

512 


Die  österr.  Gebührengesetznovelle  u.  der  deutsche  Geschäftsstenergesetzentwurf,        gg^ 

Geschäfte  der  Spekulant  (hier  Schuldner)  spielt  und  der  Geldgeber 
bei  ihm  grosse,  oft  wucherische  Profite  macht,  sonach  beide  Ge- 
schäftsakte gebührenfähig  erscheinen. 

B.  a.  3)  Emissionsgebülir  bei  Uebertragimg  von  ausländisclieii 
Aktien,  Renten,  Sclmldverschreibungen  in  das  Inland. 

Bezüglich  der  Versteuerung  von  ausländischen  Aktien,  Renten, 
Schuldverschreibungen,  war  die  österreichische  Praxis  bisher  schwan- 
kend. Nach  §  23  des  G.  G.  unterliegen  ausländische  Urkunden, 
wenn  sie  ein  im  Inland  wirksam  werden  sollendes  Rechtsgeschäft 
betrefi'en,  bei  ihrer  Uebertragung  in  das  Inland  derjenigen  Gebühr, 
welche  von  dem  Rechtsgeschäfte  im  Falle  der  Ausstellung  der  Ur- 
kunde im  Inlande  zu  entrichten  käme.  Diese  Gebühr  ist  binnen 
30  Tagen  nacb  Einbringung  der  Urkunde  in  das  Inland,  oder  vor 
Ablauf  dieser  Frist  zu  entrichten,  ehe  von  der  Urkunde  ein  amt- 
licher Gebrauch  gemacht  oder  auf  deren  Grundlage  eine  rechts- 
verbindliche Handlung  vorgenommen  wird.  Nun  waltet  aber  gerade 
betreffs  der  oberwähnten  ausländischen  Urkunden  der  berechtigte 
Zweifel  ob,  wann  dieselben,  welche  in  der  Regel  nur  Verbindlich- 
keiten des  ausländischen  Ausstellers  begründen,  im  Inlande  wirksam 
werden,  was  in  der  Praxis  zur  Folge  hat,  dass  von  diesen  Urkun- 
den die  Gebühr  in  der  Regel  nicht  gefordert  wird  ;  wonach  die  aus- 
ländischen Papiere  sich  thatsächlich  einer  günstigeren  Behandlung 
erfreuen  als  die  inländischen,  wozu  gewiss  kein  Grund  vorliegt. 

Nach  dem  Vorbilde  ausländischer  Gesetzgebungen  ^)  setzt  nun 
die  österreichische  Gebührengesetznovelle  im  §  3  für  ausländische 
Aktien,  Aktienanteilsscheine,  Renten  und  Schuldverschreibungen, 
wenn  sie  in  das  Inland  übertragen  oder  wenn  mit  denselben  oder 
auf  Grund  derselben  rechtsverbindliche  Handlungen  vorgenommen 
werden,  eine  von  jedem  Stücke  einmal  zu  entrichtende  Stempel- 
gebühr  nach  Skala  II  vom  Nominalwerte  oder  von  dem  auf  dem 
Papiere  als  Teilzahlung  notierten  Betrage  fest. 

Nach  einem  Amendement  des.  Gebührenausschusses  soll  die  Ge- 
bühr für   solche  vor  Wirksamkeit   des  zu  beschliessenden  Gesetzes 


')  Das  deutsche  Reichsstempelgesetz  vom  1.  Juli  1881  unterwirft  ausländische 
Aktien  und  Anteüsacheine,  sodann  ausländische  Renten  und  Schuldverschreibungen 
in  der  T.  Nr.  1,  b,  bezw.  2,  b  der  Verkehrssteuer. 
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ausgegebenen  Papiere ,  wenn  sie  90  Tage  nach  Wirksamkeit  zur 
Stempelung  vorgelegt  werden,  25  Kreuzer  für  jedes  Stück  be- 
tragen. 

Ausländische  zum  Geschäftsbetriebe  im  Inlande  zugelassene 
Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  hätten 
nebst  obigen  Gebühren  für  den  zum  Geschäftsbetriebe  zu  widmen- 
den Teil  ihres  Kapitals  in  Aktien  und  Obligationen  die  Gebühr 
nach  Skala  I  vor  Beginn  des  Betriebes,  eventuell,  wenn  der  letztere 
bereits  begonnen,  binnen  30  Tagen  nach  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
unmittelbar  zu  entrichten. 

Beabsichtigen  solche  ausländische  Gesellschaften,  dann  aus- 
ländische Korporationen  und  Einzelnpersonen  die  Notierung  ihrer 
Aktien,  Aktienanteilscheine  oder  Partialobligationen  an  einer  in- 
ländischen Börse  zu  erwirken,  so  soll  von  denselben  noch  vor  Er- 
teilung der  Bewilligung  von  dem  im  Inlande  in  Verkehr  zu  bringen- 
den Aktien-  oder  Obligationenkapitale  die  Gebühr  nach  Skala  II 
unmittelbar  entrichtet  werden.  Die  Höhe  des  Kapitalbetrages, 
für  welchen  in  diesen  Fällen  die  Gebühr  zu  entrichten  ist,  wird 
mit  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  vom  Finanzministerium  be- 
stimmt. 

Die  Repräsentanten  der  ausländischen  Gesellschaften  haften 
persönlich  für  diese  Gebühr.  Handelsmakler  (Sensale),  die  wissent- 
lich bei  Begebung  solcher  Papiere  mitwirken,  bezüglich  welcher 
die  Abgabe  nach  obigen  Bestimmungen  nicht  geleistet  worden  ist, 
haften  für  die  verkürzte  Gebühr  und  die  Gebührenerhöhung  und 
unterliegen  überdies  den  im  §  84  e  Absatz  II  des  Gesetzes  vom 
4,  April  1875  Z.  68  R.  G.  Bl. ,  betreffend  die  Handelsmakler  oder 
Sensale,  festgesetzten  Disciplinarstrafen  (Geldbussen  über  100  bis 
1000  fl. ,  Suspension  vom  Amte  auf  bestimmte  Zeit,  Entsetzung 
vom  Amte). 

Der  Emissionsstempel  von  ausländischen  Aktien,  Renten  und 
Schuldverschreibungen  ist  gegründet,  weil  auch  die  inländischen  der 
Steuer  unterworfen  sind.  Bei  den  Aktien,  bei  welchen  Emission 
und  Zeichnung  immerhin  mehr  oder  weniger  Spieleinlage  ist,  stellt 
der  Emissionsstempel  überdies  eine  beiden  Teilen  gegenüber  be- 
gründete Spielsteuer  dar. 

Nebstdem  werden  in  Aktien  Ansammlungen  gerne  angelegt, 
welche  bisher  der  Konsumbesteuerung  entgingen,  die  nunmehr  der 
Individualisierungs-Belastung  unterzogen  werden. 
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B.  b)  Aendenuig  der  Bestimmuiigen  rücksichtlich  der  Gebiiliren 
von  Glücksverträgen. 

Solche  werden  beabsichtigt: 

A.  Bei  Wetten.  Diese  soUen  anstatt  der  bisher  angewendeten 
Skala  II  (wie  schon  öfter  bemerkt,  beiläufig  ^/le^^o)  nunmehr 
nach  Skala  III  (ungefähr  ^"/le^/o)  besteuert  werden.  Erfolgt 
aber  auf  Grund  der  Wette  eine  Uebertragung  des  Eigenturas, 
Fruchtgenusses  oder  Gebrauchsrechtes  einer  inländischen  un- 
beweglichen Sache,  dann  ist  die  Immobiliargebühr  von  3*^/0 
samt  dem  (25%)  Zuschlage  zu  entrichten.  Stellt  sich  die 
Wette  civilrechtHch  als  Schenkung  dar,  dann  tritt  die  Schen- 
kungsgebühr  in  Anwendung. 

B.  Bei  Lotterien. 
Bei  diesen  und  zwar 

a)  bei  Privatlotterien  muss  gegenwärtig  die  Gebühr  nach  der 
im  Lose  oder  im  Spielplane  angegebenen  Einlage  nach 
Skala  II  vor  Ausgabe  entrichtet,  wogegen 

b)  nach  der  Ziehung  von  den  nicht  in  Effekten  bestehenden 
Gewinnsten  der  Staats-  oder  Privatlotterie  bei  Gewinnsten 
über  2  fl.  bei  dem  Zahlenlotto  die  Gebühr  nach  Skala  III, 
von  den  übrigen  Gewinnsten  aber  eine  Prozentualgebühr 
imd  zwar  bei  Staatslotterien  20^0,  bei  Privatlotterien  15^ o 
des  Gewinnstes  (nach  Abzug  der  Spieleinlage)  zu  ent- 
richten sind. 

Lose  der  Effektenausspielungen  zu  wohlthätigen  Zwecken  oder 
bei  denen  die  Spieleinlage  2  fl.  nicht  übersteigt,  sind  gebührenfrei. 
—  Nunmehr  sollen  bei  den  Lotterien  ad  a),  wozu  auch  die  Aus- 
gabe der  das  Recht  der  Teilnahme  an  Yereinsverlosungen  gewähren- 
den Jahreskarten  und  Anteilsscheinen  an  Kunst-  und  ähnlichen  Ver- 
einen gehört,  vor  Einräumimg  des  Spielrechtes,  eventuell  also  vor 
Ausgabe  die  Gebühr  nach  Skala  III  von  jeder  einzelnen  nach  dem 
Spielplane  vorhandenen  Einlage  nach  der  Gesamtzahl  der  Einlagen 
durch  die  Spielimternehmung  unmittelbar,  bei  den  Lotterien  ad  b) 
nach  der  Ziehung  eine  Gebühr  von  20  °j^  des  Gewinnstes  und  zwar 
ohne  Unterscheidung,  ob  Staats-,  Privatlotterie  oder  Zahlenlotto, 
entrichtet  werden,  wofern  nur  der  Gewinnst  nicht  in  Effekten  besteht. 

Für  diese  Gebührenerhöhung  machen  die  Motive  der  Regie- 
rungsvorlage die  geringe  Empfindlichkeit  der  Abgabe,  wie  auch  den 
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Umstand  geltend,  dass  für  die  durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1868 
Nr.  67  R.G.Bl.  ausgesprochene  verschiedene  Behandlung  der  Staats- 
und der  Privatlotterien  (20°/o  und  15  "/o  Besteuerung)  kein  innerer 
Grund  zu  finden  ist.  —  Ob  die  höhere  Besteuerung  der  Gewinnste 
im  Zahlenlotto  auch  eine  Abnahme  der  Frequenz  der  LottokoUekturen 
zur  Folge  haben  w^ird,  wie  der  Ausschussbericht  zwischen  den  Zeilen 
andeutet,  muss  allerdings  abgewartet  werden. 

Die  Lotteriesteuer  ist  vollkommen  gerechtfertigt  und  zwar  so- 
wohl bei  dem  Spieleinsatze  als  auch  bei  dem  Glücksgewinne.  Bei  dem 
ersteren  beweist  eben  der  Spieler  durch  die  Art  des  Gebrauches 
des  Einsatzes,  dass  dieser  für  ih)a.  subjektiv  entbehrlich  ist.  Die 
Spielsteuer  wirkt  sonach  als  Gebrauchssteuer.  Die  Gebührenfähigkeit 
des  Glücksgewinnes  steht  ausser  Frage,  da  derselbe  als  ausserordent- 
liches Einkommen  der  direkten  Besteuerung  sich  entzieht,  leicht 
entschlüpft,  weil  er  leicht  wieder  zerrinnt,  und  als  zufällige  bedeu- 
tende Bereicherung  einen  besonders  steuerkräftigen  Teil  des  Ein- 
kommens repräsentiert.  Die  Spieleinlagegebühr  bei  Privatlotterien 
nach  Skala  III  (wie  sie  durch  die  Novelle  in  Aussicht  genommen 
ist),  hält  Schäffle  (Steuerpolitik,  S.  551)  sogar  für  zu  niedrig. 

Eine  weitere  Aenderung  der  bisher  vorgeschriebenen  Gebühren 
soll  eingeführt  werden 

C.   Bei  Versicherungsverträgen. 

Dermalen  haben  die  Versicherungsanstalten  nach  Anordnung 
der  T.  P.  57,  F  die  Gebühr  von  den  Versicherungsverträgen  (den 
Polizzen),  den  wiederkehrenden  Leistungen  der  Versicherten  an 
die  Anstalt,  von  allen,  bei  Eintritt  des  versicherten  Ereignisses  der 
Anstalt •  obliegenden  Leistungen  (mit  Ausnahme  der  gebührenfreien 
Elementarschadenvergütungen)  die  Gebühr  nach  Skala  II  monatlich 
nachhinein  unmittelbar  zu  entrichten. 

Die  Abgabe  von  den  Polizzen  ist  entweder  von  dem  gemäss 
§  16  G.G.  nach  Mass  der  Dauer  des  Vertragsverhältnisses  ver- 
vielfältigten Preise  der  Versicherung  oder  aber  gemäss  der  Finanz- 
ministerialverordnung  vom  28.  April  1866  ZI.  18,840  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Dauer  nach  dem  Masse  und  Zeitpunkte  des  Einfliessens 
der  Prämien  zu  bezahlen. 

Die  Transport-  und  wechselseitigen  Versicherungsanstalten  allein 
haben  die  Begünstigung  der  Entrichtung  der  Gebühr  nach  der  Ge- 
samtsumme aller  Prämien. 

Bei   den   übrigen  Anstalten   aber  erfolgt  die  Bemessung  dieser 
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Gebühren  von  jeder  einzelnen  pflichtigen  Empfangs-  oder  Aus- 
gabspost, weshalb  alle  diese  Posten,  deren  Zahl  bei  grösseren  An- 
stalten sehr  bedeutend  ist,  von  den  letzteren  monatlich  in  besonderen 
Journalen  einzeln  ausgewiesen  werden  müssen. 

Die  soeben  angeführten  Gebührenbemessungsnormen  ergeben 
in  der  praktischen  Anwendung  nachteilige  Folgen  in  zweifacher 
Richtung : 

1)  Ist  bei  der  hiedurch  bedingten  Massenhaftigkeit  der  Aus- 
weise die  Kontrolle  der  Richtigkeit  derselben  für  die  Finanzverwaltung 
sehr  erschwert  und  auch  den  Anstalten  mit  der  Pflicht  zur  Ver- 
fassung der  Detailausweise  ein  kostspieKger  Arbeitsaufwand  auferlegt. 

2)  Nebstbei  ergibt  sich  bei  der  Vergebührung  nach  Skala  II 
eine  ungleichmässige  Belastung  der  einzelnen  Anstalten.  Der  Skala  II 
liegt  nämlich,  wie  schon  oft  bemerkt  worden,  der  Prozentsatz  von 
^,16  oder  0,3125  ^o  zu  Grunde,  jedoch  ungefähr  erst  vom  Betrage 
über  20  fl.  Bei  niederen  Beträgen  stellt  sich  der  Prozentsatz  der 
Skala  ungleich  höher.  So  z.  B.  stellt  bei  dieser  Scala  die  Stempel- 
gebühr von  7  kr. 

in  Ansehung  des  Betrages  von  50  kr.  einen  Satz   von    14 ''/o 
»  »  »  »  »Id.         „  „„7/0 

9  ^  T Oft 

»  »  »  5»  j)3„„,„   -,33  /o 

»  T>  n  Ji  n  ^     Ji  »  y>  j>     A?«0    ,0 

1  »  »  »  »ö»»»»        -Ij'*  i*^ 

1  4  Vst  o/o 

und  erst  bei  20  fl.  annähernd  einen  Satz  von  ^/le  °/o   dar. 

Transport-  und  wechselseitige  Versicherungsanstalten,  welche 
dermalen  die  Gebühr  nach  der  monatlichen  Gesamtsumme  der 
Prämien  u.  dergl.  zahlen,  welche  naturgemäss  grösser  sein  muss, 
bleiben  von  dieser  Ungleichheit  unberührt,  zumal  die  Sprünge  der 
Skala  II  bei  höheren  Beträgen  nahezu  den  der  Skala  unterliegenden 
Prozentsatz  einhalten.  Bei  den  übrigen  Anstalten  aber,  welche  die 
Gebühr  von  jeder  einzelnen  Empfangs-  und  Ausgabspost  ent- 
richten und  namentlich  bei  Verträgen  auf  kürzere  Dauer  und  über 
kleinere  Objekte,  stellen  sich  die  Gebühren  nach  obiger  Nachweisung 
weit  höher  als  auf  °/i6  '/o. 

Da  nun  die  Versicherungsanstalten  die  Gebühr  auf  die  Parteien 
über  wälzen,  so  folgt,  dass  die  Versicherer  der  kleinsten  Objekte  die 
grössten  Gebühren  zahlen. 
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Um  dieser  Ungleichartigkeit  der  Besteuerung  abzuhelfen,  will 
die  Regierungsvorlage  bei  Anstalten  (auch  Eisenbahn-  und  Schiffahrts- 
unternehmungen hinsichtlich  der  Transportversicherung)  den  Abschluss 
und  die  Fortsetzung  von  Versicherungsverträgen  (auch  Rückversiche- 
rungs-  und  Leibrentenverträgen),  dann  die  Empfangsbestätigungen 
über  die  Leistungen  der  Versicherten 

a)  bei  Transportversicherungen  der  Gebühr  von  1  "/o , 

b)  bei  allen  übrigen  Versicherungen  der  Gebühr  von  2°/o 

der  Gesamtsumme  aller  in  jedem  Vierteljahre  einfliessenden  Zahlungen 
an  Prämien,  Nebengebühren  und  anderen  Leistungen  der  Versicherten 
nach  dem  Masse  und  dem  Zeitpunkte  des  Einfliessens,  bei  wechsel- 
seitigen Versicherungsanstalten  aber  nur  der  Hälfte  der  obigen 
Gebühren  unterziehen. 

Von  der  erwähnten  Gesamtsumme  sollen  jedoch  Rückversicherungs- 
prämien in  Abzug  gebracht  werden  dürfen. 

Der  Gebührenausschuss  minderte  diese  Gebührensätze  um  etwas, 
indem  er  bei  Rückversicherungen  den  Satz  von  ^2  Vi  ^®i  ^^^^  übrigen 
Versicherungen  (mit  Ausnahme  der  Transportversicherungen,  für  die 
er  den  Satz  der  Regierungsvorlage  mit  1  ^  belässt)  einen  Prozent- 
satz von  1^2  V  ^^  Antrag  bringt,  hingegen  die  von  der  Regierung 
den  wechselseitigen  Versicherungsgesellschaften  eingeräumte  Be- 
günstigung der  Zahlung  der  Hälfte  obiger  Sätze  beseitigt,  weil  diese 
wechselseitigen  Versicherungsanstalten  (nach  Ansicht  des  Ausschusses) 
ihren  Interessenten  keine  nennenswerten  besonderen  Vorteile  gewähren. 

Für  Empfangsbestätigungen  über  Leibrentenbeträge,  für  die 
Schadensvergütungen  und  sonstigen  den  Anstalten  bei  Eintritt  des 
versicherten  Ereignisses  obliegenden  Leistungen  beantragt  die  Regie- 
rungsvorlage : 

a)  bei  Elementarschadensvergütungen  (unter  Aufhebung  der 
bisherigen  Befreiung,  welche  der  Ausschuss  aufrecht  erhalten  will) 
eine  Gebühr  von   ^/2  °/o, 

b)  für  die  übrigen  Fälle  eine  Gebühr  von  1  ^jo ,  nach  der  Ge- 
samtsumme der  in  jedem  Vierteljahre-  zur  Auszahlung  gelangenden 
Beträge. 

Ferner  wird  für  Vorschüsse  auf  Polizzen  die  gleiche  Gebühr, 
wie  für  Vorschüsse  auf  Staats-  oder  andere  Wertpapiere  oder  Waren 
(§  2  der  Novelle),  endlich  die  Gebühr  für  Polizzenrückkäufe  nach 
Skala  III  normiert. 
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Endlich  werden  Versicherungsverträge  (auch  Kückversicherungen 
und  Leibrentenverträge)  zwischen  Einzelpersonen  der  Gebühr 
von  2  ",'o  des  Versicherungspreises  oder  des  Wertes  der  gegen  Leib- 
rente überlassenen  Sache,  die  Empfangsbestätigungen  über  Leib- 
rentenverträge oder  über  die  dem  Versicherer  obliegenden  Leistungen 
der  Gebühr  nach  Skala  II  ausgesetzt. 

Durch  diese  Bestimmungen  wird 

1)  eine  Vereinfachung  des  Geschäftsganges  bei  den  Anstalten 
erzielt,  welche  ihre  Ausweise  nur  vierteljährig  und  überdies  nur 
von  Gesamtsummen  vorzulegen  haben,  so  dass  eine  massige  Gebühren- 
erhöhung ohne  Nachteil  für  die  Anstalten  eintreten  kann; 

2)  wird  die  Gebühr,  ungeachtet  der  Erhöhung,  für  Parteien, 
welche  kleinere  Zahlungen  leisten,  faktisch  ermässigt. 

Den  Beweis  hierfür  liefern  die  von  der  Regierung  dem  Aus- 
schusse vorgelegten  statistischen  Tabellen.  So  geht,  um  nur  einiges 
beispielsweise  anzuführen,  aus  der  dem  Ausschussberichte  an- 
geschlossenen statistischen  Darstellung  A,  rücksichtlich  der  Gebühren 
von  Feuerversicherungen,  hervor,  dass  unter  3352  Fällen,  in  welchen 
die  Verträge  auf  mehrere  Jahre  geschlossen  und  wovon  die  Gebuhr 
mit  Zugrundelegimg  des  im  §  16  G.G.  normierten  Multiplums  sofort 
entrichtet  wurde, 

647  Fälle  bei  einem  Prämienbetrage  von  2  fl. 

337       ,.       .  .  .     2  bis  3  fl. 

371       «,-  «  ,3,4fl. 


zusammen  1355  Fälle  vorkamen.  Nachdem  nun  die  Gebühr  nach 
Skala  II  für  die  Beträge  von  50  kr.  bis  4  fl.  nach  dem  oben  an- 
gegebenen Schema  zwischen  14  ^,o  und  1,75  °/o  variiert,  so  entfiel 
nach  den  geltenden  Gesetzen  auf  die  obigen  1355  Fälle  (40,42  V 
der  gesamten  3352  Fälle)  eine  bedeutend  grössere  Gebühr,  als  die 
vom  Ausschusse  mit  1 V2  "/o  vorgeschlagene. 

Bei  200  Feuerversicherungsfällen,  in  welchen  die  Prämie  5  fl. 
beträgt,  kommt  die  durch  die  Novelle  in  Aussicht  genommene  Ge- 
bühr der  gegenwärtigen  so  ziemlich  gleich.  Nur  bei  dem  Reste, 
d.  i.  bei  1797  Fällen,  also  bei  53,5  >  der  oben  angeführten  3352  Fälle, 
soll  eine  höhere  Gebühr  gezahlt  werden,  als  dermalen. 

Nach  derselben  Darstellung  wurden  auch  979  Fälle  ins  Auge 
gefasst,  wo  die  Gebühr  von  dem  Vertrage  nach  Massgabe  der  Ver- 
tragsdauer bemessen  imd  die  Prämie  für  das  erste  Jahr  sogleich  und 
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für  die  weiteren  Jahre  in  Raten  gezahlt  wurde,  wo  sonach  die  Ge- 
bühr für  die  Empfangsbestätigungen  abgesondert  zu  zahlen  ist. 

Hier  beträgt  gegenwärtig  die  Gebühr  für  den  Vertrag  und  die 
Empfangsbestätigungen 

bei  einer  Gesamtprämie  bis  10  fl 3,5  °/o 

„        .  y,  ,     12  fl.  50  kr.      .     .       2,8  > 

.       .  y,  »     15  „ 2,33> 

.       .  r,  .    20  , 1,750/0 

»       «  .  »    25  , 1,64> 

ist  also  höher,  als  die  vom  Ausschusse  beantragte  Gebühr  von  V«  ^h- 
Hingegen  beträgt  sie  weniger  und  zwar 

bei  einer  Gesamtprämie  von  30  fl.       ...     1,366  "/o 
»        ,  «  »     35   „       ...     1,171  o/o  U.S.W. 

Von  den  in  der  Darstellung  berücksichtigten  979  Fällen  kommen 

mit  Prämien  bis  10  fl.  vor 18 

über  10  fl.  bis  15  fl.  vor       ....     299 
n  »  »      1<3   »     »     2o   „      „ 132 

zusammen  449,  also 
44,7  >  aUer  Fälle. 

Mit  Prämien  zwischen  25  und  30  fl.,  wo  die  Gebühr  den  gegen- 
wärtigen ziemlich  gleich  bleibt,  kommen  90  FäUe  vor.  Bei  dem 
Reste  von  440  Fällen  (45,6  ^/o)  mit  einer  Vertragsprämie  über  30  fl., 
also  bei  den  Mehrbemittelten,  wird  die  neueinzuführende  Gebühr 
sich  höher  stellen  als  derzeit.  Es  ist  sonach  richtig,  was  der  Aus- 
schuss  hervorhebt,  dass  die  bisherigen  krassen  Ungleichheiten, 
welche  zum  Schaden  des  minderbemittelten  Teils  der  Bevölkerung 
bestehen,  durch  obige  Verfügungen  aufgehoben  werden  und  nunmehr 
die  Gebühr  für  fast  die  Hälfte  der  Versicherungsfälle  herabgesetzt, 
zum  mindesten  eine  gleichmässige  Heranziehung  jedes  einzelnen  zur 
Steuer  nach  Massgabe  seiner  Mittel  erzielt  wird. 

Endlich  sei  bemerkt,  dass  die  vorgeschlagenen  Gebührensätze 
sich  günstiger  gestalten,  als  die  in  anderen  Ländern,  beispielsweise 
in  Frankreich,  wo  die  Gebühr  8  "/o  der  Prämien  für  Feuerversiche- 
rungen neben  dem  Dimensionsstempel  von  Polizzen  und  Prämien- 
scheinen zu  entrichten  ist. 

In  Sachsen  beträgt  nach  dem  Urkundenstempelgesetze  vom 
13.  November  1866  die  Gebühr  für  Lebensversicherungsverträge 
*/io  o/o  und  für  andere  Versicherungsverträge   ^/öo  per  mille  der  ver- 
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sicherten  Summe,  welche  Sätze  den  durch  die  Gebührengesetznovelle 
vorgeschlagenen  ziemlich  gleichkommen. 

Was  nun  die  Gebührenfähigkeit  der  Versicherungsverträge  in 
thesi  betriflPb,  so  werden  die  Hausmobiliar-  und  die  Lebensversicherungs- 
verträge bei  höheren  Summen,  ferner  die  Leibrentenverträge  als 
gebührentahig  zugegeben;  diese  sogar  in  einem  mit  der  Höhe  der 
Rente  ansteigenden  Gebührenbetrage.  Die  Heranziehung  der  Hagel-, 
Vieh-,  Unfall-,  See-  und  Transportversicherung  zur  Gebührenentrich- 
tung wird  jedoch  bekämpft. 

n. 

Gebühren  auf  dem  Gebiete  des  öffentUeheu  Rechtes. 

Eigentliche  Verwaltungsgebühren:  Licenzen.    Eingaben-  und  Gerichts- 
gebühren. 

1.  Abgabe  für  die  lukrative  Erteilnng  des  Rechtes  zum  Börsen- 
besuche (§  1). 

Der  allgemeinen  Forderung,  den  Börsenverkehr  zur  Verkehrs- 
besteuerung kräftiger,  als  es  bisher  der  Fall  war,  heranzuziehen, 
will  die  Gebührengesetznovelle  durch  Festsetzimg  einer  Gebühr  von 
der  Erteilung  des  Rechtes  zum  Börsenbesuche  Rechnung  tragen,  wobei 
der  Gedanke  leitend  ist,  dass  in  der  nach  dem  Börsengesetze  vom 
1.  April  1875  von  der  Börsenleitung  auszufertigenden  Legitimations- 
karte zum  Börsenbesuche  eine  nicht  auf  einem  Titel  des  bürgerlichen 
Rechtes  beruhende  Ermächtigung  zur  Vornahme  einer  unbestimmten 
Anzahl  von  Erwerbsakten  liegt,  welche,  wie  andere  gebührenpflichtige 
Ermächtigungen  einer  Gebühr  zu  unterziehen  ist. 

Da  es  sich  jedoch  nicht  um  Ermächtigung  zur  Vornahme  eines 
einzelnen,  sondern  einer  unbestimmten  Anzahl  von  Verkehrsakten 
handelt,  wird  die  Gebühr  mit  einem  bestimmten  Prozentsatze  der 
an  der  Börsenleitung  für  die  Börsenkarten  erhobenen  Gebühr  imter 
Aufirechthaltung  eines  bestimmten  Minimalsatzes  festgesetzt,  wobei 
Frucht-  und  Mehlbörsen  als  ganz  junge  Institute  und  im  Interesse 
der  Förderung  und  Regelung  des  Absatzes  der^  Bodenprodukte  von 
der  Besteuerung  der  Berechtigimg  zum  Börsenbesuche  ausgenommen 
werden.  Für  die  Erteilung  dieser  Berechtigimg  wird  nun  eine  un- 
mittelbar zu  entrichtende  Gebühr  normirt,  welche,  wenn  die  Be- 
rechtigung auf  ein  Jahr  erteilt  wird,  12  fl. ,  wenn  sie  auf  kürzere 
Zeit   erteilt  wird,  1  fl.   für  jeden  Monat  betragen  soU;  wenn  aber 
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an  der  Börse  eine  mehr  als  das  Doppelte  obiger  Sätze  betragende 
Eintrittsgebühr  erhoben  wird,  mit  50*^/o  dieser  letzteren  zu  bemessen 
ist.  Gastkarten  für  längstens  3  Tage  sind  gebührenfrei.  Die 
Börsenleitung  hat  vor  Erteilung  der  Eintrittskarte  die  Gebühr  ein- 
zuheben  und  an  die  Bezirksgefällskasse  abzuführen.  Der  Ausschuss 
hat  diese  Gebührensätze  auf  die  Hälfte  herabgesetzt. 

Insoferne  die  Berechtigung  zum  Börsenbesuche  thatsächhch  eine 
lukrative  Befugniserteilung  enthält  und  der  Börsenverkehr,  wie  bis- 
her, sich  der  Verkehrssteuer  entzieht,  lässt  sich  die  in  Aussicht 
genommene  Gebühr  wohl  rechtfertigen.  Da  sie  jedoch  bei  jedem 
Börsenbesucher  gleich  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die  Geschäfte,  die  er 
an  der  Börse  zu  machen  in  die  Lage  kommen  werde  oder  nicht, 
gewinnt  sie  Aehnlichkeit  mit  der  Kopfsteuer,  Wenn  daher  die 
prozentuale  Verkehrsbesteuerung  der  Börsengeschäfte  und  die  Kon- 
trolle des  Gebühreneinganges,  wie  selbe  oben  unter  L  B.  a,  vorge- 
schlagen worden  ist ,  also  kräftiger  zur  Ausführung  gelangte ,  als 
selbe  durch  die  von  der  Gebührengesetznovelle  beabsichtigten  Ge- 
bühren möglich  sein  wird,  dann  könnte  auf  die  hier  besprochene 
Gebührenart  verzichtet  werden. 

2.  Gebühren  bei  Gesncheu  um  Nobilitiernng,  Auszeichnnng  n.  s.  w. 

Gemäss  Tarif-Post  43.  c.  des  Gebührengesetzes  ist  von  Ge- 
suchen um  Verleihung  von  Adelsgraden,  Orden,  um  die  Bewilligung 
ausländische  Orden  zu  tragen,  um  Würden,  Auszeichnungen,  um 
die  Bewilligung  zur  Namensänderung  vom  ersten  Bogen  eine  Stem- 
pelgebühr von  5  11.  zu  entrichten.  —  Der  Regierungsentwurf  will 
für  diese  Gesuche  eine  Gebühr  von  15  fl. ,  sofern  jedoch  die  Ge- 
suche auf  die  Bewilligung  der  Annahme  ausländischer  Orden  oder 
Auszeichnungen  gerichtet  sind ,  eine  solche  von  30  fl.  einführen. 
Der  Ausschussentwurf  erhöht,  indem  er  (wie  es  in  seinem  Motiven- 
berichte heisst)  zwischen  dem  mehr  oder  weniger  Notwendigen 
einerseits  und  dem  mehr  oder  weniger  „Nützlichen  und  Angeneh- 
men" anderseits  unterscheidet,  die  Gebühr  von  allen  diesen  Ein- 
gaben auf  100  fl.  vom  ersten  Bogen,  mit  Ausnahme  bei  Gesuchen 
mn  Namensänderungen  und  -Uebertragungen,  für  welche  er  die  bis- 
her geltende  Gebühr  belässt. 

Desgleichen  sollen  nach  der  Regierungsvorlage  Gesuche  um 
Bewilligung  zur  Errichtung  eines  Fideikommisses  dem  Stempel  von 
25  fl. ,  Gesuche  um  Bewilligung  der  Verschuldung  oder  Auflösung 
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eines  solchen  dem  Stempel  von  15  fl,,  hingegen  nach  dem  Antrage 
des  ^Ausschusses  die  erstere  Gebühr,  sowie  die  von  Gesuchen  um 
Auflösung  des  Fideikommisses  dem  Stempel  von  100  fl.  unterliegen. 
Für  die  in  der  T.  P.  43,  e.  bezeichneten  Gesuche  um  Er- 
teilung von  Pässen  zur  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  der  daselbst 
bezeichneten  Gegenstände,  dann  für  Waffenpässe  wird  die  Stempel- 
gebühr von  1  fl.  auf  2  fl,  erhöht.  Principiell  ist  gegen  diese  Er- 
höhungen nichts  einzuwenden.  Jedoch  ist  die  Höhe  der  vom  Aus- 
schusse vorgeschlagenen  Gebühr  für  Gesuche  um  Auszeichnungen 
überspannt,  — 

3.  Gebühr  von  der  bücherlichen  Eintragung  von  Kaufschillingsresten 
Benten  n.  dgl.  in  die  öffentlichen  Bücher  (§  10). 

Nach  T,  P,  45  D.  ff.  des  österr.  Gebührengesetzes  sind  bis- 
her die  Eintragungen  des  Pfandrechtes  für  die  von  dem  Eigen- 
tümer ,  dem  Fruchtuiesser  oder  Gebrauchsberechtigten  einer  unbe- 
weglichen Sache  oder  eines  in  den  öffentlichen  Büchern  eingetra- 
genen Rechtes  bei  gänzlicher  oder  teilweiser  Uebertragung  seines 
Rechtes  für  seine  Person  auf  derselben  Sache  vorbehaltenen  Rechte, 
wie  Kaufschillingsforderungen ,  Renten ,  Ausgedinge  u,  s.  w.  ge- 
bührenfrei. 

Diese  Befreiung  soll  nunmehr  durch  die  Gebührennovelle  in 
betreff  der  Eintragungen  von  Renten-,  Kaufschillings-  und  anderen 
Forderungen  aufgehoben  werden,  wofern  der  Wert  des  eingetra- 
genen Rechtes  die  Summe  von  1000  fl.  erreicht.  Diese  neue  Ge- 
bühr wird  durch  den  Hinweis  auf  den  Umstand  zu  motivieren  ge- 
trachtet, dass  eine  solche  Gebührenbefreiung  fremdländischen  Gesetz- 
gebungen unbekannt  ist  und  dass  die  Förderung  von  Realitäten- 
verkäufen mit  bedeutenden  Kaufschillingsresten,  welche  insbesondere 
bei  der  ländlichen  Bevölkerung  die  Ursache  weiterer  Verschuldung 
bilde,  sich  nicht  rechtfertigen  lasse.  Gegen  diese  Gebühr  ergeben 
sich  jedoch  mancherlei  Bedenken.  Denn  es  wird  einerseits  die  Ver- 
schuldung durch  die  Eintragungsgebühr  (^/2*^/o  samt  Zuschlag)  kaum 
aufzuhalten  sein  und  wäre  derselben  mit  anderen  verwaltungs- 
gesetzlichen Massregeln  entgegenzuarbeiten. 

Anderseits  muss  im  Auge  behalten  werden ,  dass  die  Gebüh- 
ren nicht  jeden  Verkehrsakt  ausnahmslos  erfassen  dürfen.  Bloss 
wo  ein  aussergewöhnlicher  Erwerb  oder  eine  stattgehabte  Kapitals- 
ansammlung stattgefunden  hat,    welche  sich  der  sonstigen  Besteue- 
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rung  entzieht,  hat  die  Gebührensteuer,  wie  früher  schon  öfter  nach- 
gewiesen worden  ist,  individualisierend  und  ergänzend  die  ent- 
schlüpfende Steuerkraft  zu  treffen.  Nun  wird  aber  hier  der  Akt 
der  Rechtsübertragung  ohnehin  schon  durch  die  Verkaufs-  oder  die 
Schenkungsgebühr  und  durch  diese  unter  Hinzutritt  der  Immobiliar- 
gebühr  getroffen.  Im  Vorbehalte  von  Kaufschillingsresten,  Renten 
u.  dgl.,  welcher  an  die  Vermögensübertragung  geknüpft  wird,  liegt 
also  kein  derartiger  neuer  Erwerb,  wie  dies  die  österreichische  Ge- 
setzgebung rücksichtlich  der  bücherlichen  Eintragung  der  bei  den 
sogenannten  Ausgedingverträgen  vorbehaltenen  Renten  in  dem  Finanz- 
ministerialerlasse  vom  20.  September  1850  P.  25,265  Abs.  1  aus- 
drücklich anerkannt  hat. 

Soll  also  diese  Gebühr  eingeführt  werden,  so  erscheint  es 
zum  mindesten  angezeigt,  dass  die  vorbehaltenen  Rechte  bis  zu 
einem  höheren  Betrage  gebührenfrei  belassen  werden,  als  in  der 
Gebührennovelle  vorgesehen  wird. 

III. 

Aenderungen  formeller  Art  zur  Sicherung  und  Beschleunigung 
des  Einganges  der  Gebühren  und  zur  Abkürzung  des  Ge- 
schäftsganges. 

1.  Bei  Entrichtung  von  Eintragungs-  und  Urteilsgebühren  (§  9  und  16). 

Bis  nun  ist  die  ^/2^/oige  Gebühr  für  die  Eintragung  von  an- 
deren dinglichen  Rechten,  als  des  Eigentums-,Fruchtgenuss-  und  Ge- 
brauchsrechtes,  wenn  sie  mit  dem  7^  Zuschlage  5  fl.  nicht  über- 
schreitet, d.  i.  bei  einem  Werte  des  eingetragenen  Rechtes  bis 
800  fl.  und  ebenso  die  Urteilsgebühr  von  1  bis  5  fl.  bis  zu  der- 
selben Wertgrenze  des  Streitgegenstandes  in  Stempeln  zu  entrichten. 
Die  Eintragungsgebühr  muss  bei  Ueberreichung  des  Eintragungs- 
gesuches dem  Gerichte  übergeben,  hingegen  der  Stempel  für  die 
Urteilsfällung  bei  Schluss  des  Verhandlungsstadiums  dem  Akten- 
rotel oder  -Verzeichnisse  beigeheftet  werden. 

Höhere  Gebühren  bei  Wertbeträgen  über  800  fl.  sijid  über 
besondere  amtliche  Bemessung  unmittelbar  zu  entrichten.  Nunmehr 
sollen  Gebühren  bis  zu  der  Höhe  von  25  fl.  d.  i.  von  20  fl.  an  ordent- 
licher Gebühr  und  von  5  fl.  an  Zuschlag,  also  bis  zu  der  Werthöhe 
von  4000  fl.    mittelst  Stempel    entrichtet   werden,    so   dass   also   in 
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Kechtsstreiten  die  Partei  das  Gebührenobjekt  in  gleicher  Weise, 
wie  bisher  ini  Stempelbetrage  bis  5  fl.  selbst  formalisiert,  welcher 
Vorgang  im  Hinblick  auf  die  den  Gerichten  gesetzlich  obliegende 
Kontrolle  und  die  den  Ergreifern  beziehungsweise  Anzeigern  der 
imterlassenen  Stempelentrichtung  zugesicherten  Anteile  an  der  das 
Doppelte  der  einfachen  betragenden  Strafgebühr  den  Eingang  der 
Gebühren  sichert,  die  Bemessmigsämter  erheblich  entlastet  und  die 
Streitpartien  in  den  Prozessen  in  die  Lage  versetzt,  die  bezahlte 
Urteilsgebühr  in  das  Verzeichnis  der  Gerichtskosten,  deren  Ersatz 
sie  vom  Gegner  beanspruchen,  sofort  aufzunehmen,  womach  das 
Urteil  die  Zusprechung  auch  dieser  Kosten  im  ziffermässig  bestimm- 
ten Betrage  enthalten  wird.  Die  Eintragungsgebühren  aber  werden, 
wie  bisher  den  Gesuchen  um  Eintragung  in  die  öffentlichen  Bücher 
in  Stempeln  in  einem  besonderen  Umschlage  beizulegen  sein. 

Bei  der  Urteilsgebühr  wurde  eine  Abstufung  von  je  800  fl.  des 
Wertes  des  Streitgegenstandes  bezw.  von  je  5  fl.  des  Gebühren- 
betrages gewählt. 

Als  Neuerung  ist  die  Bestimmung  anzusehen,  dass  bei  gänzlich 
abweisendem  Urteile  in  Streitsachen  über  4000  fl.  die  Gebühr  25  fl. 
(gegen  den  bisherigen  Maximalsatz  von  15  fl.)  zu  betragen  habe 
und  dass  auch  von  strafgerichtlichen  Urteilen,  wenn  sie  die  Zuer- 
kennung  civilrechtlicher  Ansprüche  enthalten  und  auf  Grund  dieser 
Urteile  Sicherstellungs-  oder  Exekutionsschritte  eingeleitet  werden 
sollen,  vorher  die  nach  dem  Wertbetrage  des  zuerkannten  Rechts- 
anspruches entfallende  Urteilsgebühr  zu  entrichten  ist. 

Wird  nach  Entrichtung  der  Urteilsgebühr  im  Zuge  des  wei- 
teren gerichtlichen  Verfahrens  ein  Vergleich  abgeschlossen,  so  ist 
die  bezahlte  Urteilsgebühr  in  die  von  dem  Vergleiche  zu  entrich- 
tende Gebühr  einzurechnen. 

2.  Abändernngen  der  Bestimmungen  betreffend  die  Entrichtung  skala- 
massiger  und  fester  Stempelgebühren  (§  19). 

Abweichend  von  der  bisher  geltenden  Norm,  sollen  Skalage- 
bühren, wenn  sie  an  ordentlicher  Gebühr  samt  Zuschlag  '25  fl. 
überschreiten,  unmittelbar  entrichtet  werden.  Der  Stempelbetrag 
von  25  fl.  kommt  bei  Skala  I  bei  dem  Werte  über  36,000  bis 
37,500  fl.,  bei  Skala  II  bei  dem  Werte  von  8000  fl.  und  bei  Skala  III 
bei  dem  Werte  von  4000  fl.  zu  entrichten.  Da  nun  Urkunden  über 
so  grosse  Werte  in  der  Regel  nicht  ohne  Intervention  von  Rechts- 
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freunden  ausgefertigt  werden,  so  ist  die  unmittelbare  Gebührenent- 
richtung bei  Geschäften  über  grössere  Wertbeträge,  als  es  die  obigen 
sind,  und  die  hiedurch  bedingte  Anmeldung  dieser  Geschäfte  bei 
dem  Gebühren  bemessenden  Amte  nicht  nur  keine  Belästigung  der 
gebührenpflichtigen  Parteien,  sondern  sogar  im  Interesse  der- 
selben gelegen. 

Ferner  wird  den  Parteien  eine  grosse  Erleichterung  durch  die 
Neuerung  geboten,  dass  in  Fällen,  wo  das  Rechtsgeschäft  der  un- 
mittelbaren Gebührenentrichtung,  zugleich  aber  auch  einer  fixen 
oder  einer  25  fl.  nicht  übersteigenden  Skalagebühr  unterliegt,  nun- 
mehr gestattet  wird,  die  Urkunde  ungestempelt  auszustellen,  wofern 
dieselbe  nur  binnen  acht  Tagen  zur  Gebührenbemessung  angemel- 
det wird. 

Da  nämlich  bisher  die  fixen  und  die  Skalagebühren  bis  25  fl. 
sofort  mittelst  Stempelung  der  Urkunde,  bei  sonstiger 
Stempelstrafe,  entrichtet  werden  müssen  und  nur  die  unmittel- 
bare Gebühr  amtlich  zu  bemessen  ist,  so  sind  die  Parteien  im  ent- 
schiedenen Nachteile,  da  sie  in  den  meisten  Fällen  mit  den  Grund- 
sätzen der  Gebührengesetze  nicht  vertraut,  teils  die  Unterscheidung 
zwischen  den  Entrichtungsarten  der  konkurrierenden  fixen  Stempel-, 
Skala-  und  unmittelbaren  Gebühren  nicht  zu  machen  vermögen, 
teils  nicht  ohne  innere  Berechtigung  annehmen,  dass  bei  recht- 
zeitiger Anmeldung  des  Rechtsaktes  bei  dem  Gebühren  bemessenden 
Amte  von  einer  beabsichtigten  Stempeldefraudation  nicht  die  Rede 
sein  könne. 

Der  Gebührenausschuss  hat  diesen  Paragraph  als  (angeblich) 
nicht  gerechtfertigte  Beschränkung  der  freien  Wahl  der  Steuerzahler 
fallen  gelassen.  Darin  liegt  eine  Verkennung  des  Interesses  des 
Publikums,  für  welches  die  Befreiung  der  Pflicht  zur  sofortigen 
Beibringung  der  Stempel  bei  sonst  noch  unmittelbar  zu  vergebühren- 
den Urkunden  eine  höchst  schätzenswerte  Konzession  ist,  welche 
das  Publikum  von  der  Gefahr  nicht  beabsichtigter  Stempelhinter- 
ziehungen und  der  darauf  folgenden  Stempelstrafen  befreit. 

3.  Abkiirzungr  des  administratiren  Instanzenzn^es. 

Bisher  steht  gegen  die  Bemessung  und  Vorschreibung  von 
Stempel-  und  unmittelbaren  Gebühren  für  alle  jene  Fälle,  wo  die 
Bemessung  durch  die  Steuerämter  oder  durch  diese  nach  den  Grund- 
lagen erfolgt,  welche  von  den  hierzu  bestimmten  Organen  der  Finanz- 
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bezirksdirektion  oder  durch  die  Gebührenbemessungs'ämter  aufge- 
stellt werden,  der  administrative  Instanzenzug  ausser  dem  Bemessungs- 
amte durch  drei  Instanzen,  nämlich  an  die  Finanzbezirksbehörde, 
an  die  Finanzlandesbehörde  und  das  Finanzministerium  offen.  Gegen 
die  Entscheidung  des  Finanzministeriums  ist  überdies  die  Beschwerde 
an  den  k.  k.  Yerwaltungsgerichtshof  zulässig;  so  dass  gegenwärtig 
wegen  der  geringfügigsten  Gebührenbeträge  die  Entscheidung  von 
vier  Instanzen  angerufen  werden  kann  und  in  ausserordentlich  vielen 
Fällen  auch  thatsächüch  angerufen  wird;  die  Kosten  der  Rekurse 
stehen  meist  in  keinem  Verhältnisse  zu  den  Gebührenbeträgen, 
gegen  welche  sie  gerichtet  sind. 

Im  Interesse  der  Parteien  selbst,  wie  auch  in  dem  der  Finanz- 
verwaltung, soll  der  Instanzenzug  nunmehr  dahin  beschränkt  werden, 
dass  die  Finanzlandesbehörde  bei  Gebühren  bis  25  Gulden  (mit  In- 
begriff der  allfälligen  strafweisen  Steigerungen)  als  letzte  administrative 
Instanz  zu  entscheiden  berufen  sein  wird.  Wo  dieselbe  jedoch  die 
Entscheidung  der  unteren  Instanz  zum  Nachteüe  der  Partei  abge- 
ändert hat,  sowie  auch  in  Fällen,  welche  Xachtragsgebühren  be- 
treffen, die  zwar  für  sich  allein  nicht  über  25  Gulden,  wohl  aber 
mit  den  ursprünglich  bemessenen  Gebühren  zusammengenommen 
mehr  als  25  Gulden  betragen,  bleibt  der  Beschwerdeweg  an  das 
k.  k.  Finanzministerium  nach  wie  vor  offen. 

4.  Aenderung  des  Ansmasses  der  Anzeiger-  und  Ergreifersanteile  an 
erhöhten  Stempelgebiihren. 

Dieser  ist  bisher  mit  ^3 ,  beziehungsweise  ^/e  der  über  das 
Mass  der  ordentlichen  Gebühren  einfliessenden  Erhöhungen  gesetz- 
lich festgestellt. 

Für  jene  FäUe,  für  welche  die  erhöhte  Gebühr  nach  dem  Gesetze 
vom  8.  März  1866,  R.G.Bl.  Xr.  26,  das  Fünfzigfache,  beziehungs- 
weise das  Zehnfache  der  ordentlichen  Gebühr  beträgt  (bei  Wechseln, 
kaufmännischen  Anweisungen  und  Verpflichtungsscheinen  über  Geld- 
leistungen, kaufmännischen  Schuldurkunden  über  Vorschüsse  auf 
Wertpapiere  oder  Waren,  bei  kaufmännischen  Pfandscheinen  im 
Kostgeschäfte,  Cheques,  Frachtkarten,  Rechnungen,  Büanzen  und 
Frachtbriefen)  erscheint  das  Ausmass  der  Ergreifers-  und  Anzeigers- 
belohnungen gegenüber  jenen  FäUen,  wo  die  Steigerung  das  Ein- 
fache oder  Doppelte  der  Gebühr  beträgt,  entschieden  zu  hoch. 

Diese  Belohnungen  werden  nunmehr  rücksichtlich  der  Gebühren- 
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erhöhung  mit  dem  Zehnfachen,  beziehungsweise  mit  Fünfzigfachen 
der  einfachen  Gebühr,  für  die  Anzeiger  auf  ^12,  für  die  Ergreifer 
auf  7^  <5er  über  das  Mass  der  ordentlichen  Gebühr  einfliessenden 
Beträge  entsprechend  festgesetzt. 


Hiermit  wäre  die  Besprechung  der  durch  die  österreichische 
Gebührengesetznovelle  gebrachten  Neuerungen  erschöpft. 

Bei  unbefangener  Würdigung  wird  dem  schon  von  Schäffle 
(Grundsätze  der  Steuerpolitik,  Seite  481)  als  ,be deutsam"  be- 
zeichneten Reformprojekte  die  Anerkennung  kaum  versagt  werden 
können,  dass  es  nicht  nur  die.  durch  die  Verhältnisse  gebotene  Er- 
höhung der  Staatseinnahmen  bezweckt,  sondern  auch  eine  verhält- 
nismässige, gerechtere  Verteilung  der  Gebührenlast  zwischen  Be- 
mittelten und  Minderbemittelten,  den  Schutz  der  wegen  Unkenntnis 
der  Gebührengesetze  oft  empfindlichen  materiellen  Schädigungen 
ausgesetzten  ländlichen  Bevölkerung  anstrebt,  dem  kleineren  Immo- 
biliarbesitze sehr  wertvolle  Gebührenbegünstigungen  und  im  admini- 
strativen Verfahren  und  der  Einhebungsart  der  Gebühren  Verein- 
fachungen bringt,  welche  eine  nicht  unerhebliche  Ersparung  an 
Verwaltungsauslagen  ermöglichen . 

Soweit  es  augenblicklich  thunlich  erschien,  finden  in  dem  Ge- 
setzentwurfe auch  die  Resultate  die  neuesten  Untersuchungen  auf 
dem  Gebiete  der  Steuerpolitik  ihre  Berücksichtigung  und  wenn  dies 
vielleicht  nicht  bei  jeder  einzelnen  Bestimmung  im  vollen  Masse 
geschehen  ist,  so  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  gerade  rücksicht- 
lich der  Verkehrssteuern  die  theoretische  Behandlung  nicht  nur  in 
0 esterreich,  sondern  auch  in  Deutschland  bisher  noch  unzureichend 
war  und  dass  die  Wissenschaft  auf  diesem  Gebiete  keineswegs  das 
letzte  Wort  gesprochen  hat. 

In  nicht  geringem  Masse  ist  anerkennenswert  ferner  die  Klar- 
heit und  Durchsichtigkeit  der  Konzeption  des  Gesetzentwurfes, 
welcher  ein  abgerundetes  und  geschlossenes  Ganze  für  sich  bildet 
und  worin  es  dem  Verfasser  gelungen  ist,  dasjenige  zum  klaren 
Ausdrucke  zu  bringen,  was  er  beabsichtigte.  Und  dies  ist  nicht  1 
gering  anzuschlagen  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrssteuern,  dieser  — 
wie  Adolf  Wagner  bemerkt  —  rudis  indigestaque  moles  — | 
bei  welchen  es  an  Einfachheit,  Sicherheit  und  Bestimmtheit  der  ge-j 
setzlichen  Vorschriften  allerwärts  noch  so  sehr  fehlt. 
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Diese  letztere  Thatsaclie  ist  es  aber,  welche  die  Forderung 
wohl  berechtigt  erscheinen  lässt,  dass  das  ganze  Gebührenrecht  in 
0 esterreich ,  sowohl  im  Interesse  der  steuertragenden  Bevölkerung, 
als  auch  der  Finanzverwaltung  selbst  baldigst  einer  gründlichen  Re- 
form unterzogen  werde. 

Zu  wiederholten  Malen  ist  der  Ruf  nach  der  letzteren  sowohl  in 
der  Wissenschaft,  als  auch  in  gesetzgebenden  Vertretangskörpern, 
so  beispielsweise  im  Vorjahre  im  galizischen  Landtage ,  laut  ge- 
worden. 

Wenn  es  jedoch  zur  Neuregelung  dieses  wichtigen  Zweiges  der 
Finanzgesetzgebung  kommen  sollte,  dann  ist  zu  wünschen,  dass  mit 
der  von  Frankreich  überkommenen  Methode  die  Ausbildung  des 
Gebührenrechtes,  welche  den  Gattungsbegrijff  der  Steuerobjekte  auf 
juristisch-logischer  Grundlage  erweitert  und  deshalb  auch  nicht  ge- 
bührenfähige  Objekte  zur  Steuer  heranzieht ,  gäuzKch  gebrochen 
und  dass  dem  Gebührenrechtssysteme  eine  finanzwissenschaft- 
lich und  nationalökonomisch  richtige  Begründung  und 
Begrenzung  gegeben  werde,  die  allein  geeignet  ist,  den  Weg 
anzugeben,  auf  welchem  die  den  anderen  Steuergattungen  ent- 
schlüpfenden Einkünfte  einer  ergänzenden,  nachholenden  und  indi- 
vidualisierenden Belastung  unterzogen  werden  können. 


Die  preussische  Staatslotterie  vor  dem  Forum  der 
Landesvertretung. 

Von 
F.  Marcinowski. 

Die  gegenwärtig  in  Preussen  bestehende  Staatslotterie  ist  eine 
Klassenlotterie,  gehört  also  zu  denjenigen  Lotterien,  bei  welchen  eine 
bestimmte  Anzahl  von  Losen  ausgegeben  und  eine  bestimmte  An- 
zahl von  Gewinnen  auf  mehrere  Ziehungen  (Klassen)  verteilt  wird. 
Am  Ziehungstage  werden  aus  dem  Nummernrade  die  Nummern  der 
Lose,  aus  dem  Glücksrade  die  Gewinne  für  ein  jedes  der  aus  dem 
ersteren  herausgekommenen  Lose  gezogen.  Die  in  dem  Nummernrade 
am  Ende  des  Spiels  nach  Ziehung  der  der  Zahl  der  Gewinne  ent- 
sprechenden Nummern  verbleibenden  Lose  sind  Nieten.  In  jedem 
Jahre  finden  zwei  Lotterien  mit  vier  Ziehungen  (Klassen)  statt.  Für 
jede  Lotterie  werden  80,000  Stammlose  und  15,000  Freilose  aus- 
gegeben. Für  jedes  in  den  drei  ersten  Klassen  gezogene  Los  er- 
hält nämlich  der  Spieler  ausser  dem  planmässigen  Gewinnbetrage, 
noch  ein  für  die  nächstfolgende  Klasse  einsatzfreies  Los,  bei  dessen 
Annahme  jedoch  für  die  schon  gezogenen  Klassen  der  Einsatz  und  die 
Gebühren  nachzuzahlen  sind,  auch  für  die  laufende  Klasse  die  Schreib- 
gebühr entrichtet  werden  muss.  Die  Freilose  spielen  bis  zu  ihrer 
Ausgabe  für  Rechnung  der  Lotteriekasse.  Die  Zahl  der  Gewinne 
beziffert  sich  auf  4000  in  der  ersten,  5000  in  der  zweiten,  6000  in 
der  dritten,  28,000  in  der  vierten  Klasse,  also  im  ganzen  auf  43,000. 
Der  niedrigste  Gewinn  beziffert  sich  in  der  ersten  Klasse  auf  60  M., 
in  der  zweiten  auf  105  M.,  in  der  dritten  auf  155  M.,  in  der  vierten 
auf  210  M.,  der  höchste  Gewinn  in  der  ersten  Klasse  auf  15,000  M., 
in  der  zweiten  auf  30,000  M.,  in  der  dritten  auf  45,000  M.,  in  der 
vierten  auf  450,000  M. 

Der  Einsatzpreis  eines  Loses  beträgt  für  jede  Klasse  39  M., 
also  in  Summa  156  M.    Ausser  diesem  Betrage  hat  der  Spieler  1  M. 
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als  Schreibgebühr  (gleichfalls  für  jede  Klasse)  an  den  staatlich  be- 
stellten Einnehmer  zu  entrichten,  auch  die  Reichsstempelabgabe  (S'/o) 
zu  berichtigen.  Es  werden  nur  ganze,  halbe,  und  Yiertellose  ab- 
gegeben. Die  Ziehungen  werden  von  besonders  dazu  ernannten 
königlichen  Kommissarien  geleitet.  Diese  schütten  vor  Beginn  der 
ersten  Ziehung  sämtliche  Losnummern  und  zu  jeder  Klasse  die  Ge- 
winne (nach  Revision  der  Nummern  und  Gewinne  in  Gegenwart 
des  Publikums  und  einzelner  dazu  besonders  abgeordneter  Lotterie- 
einnehmer) in  die  Ziehungsräder,  rufen  die  öffentlich  von  Waisen- 
knaben gezogenen,  Zug  um  Zug  ihnen  zugereichten  Nummern  und 
Gewinne  aus,  lassen  diese  von  vereideten  Protokollführern  auf  der 
Stelle  niederschreiben  und  belegen  demnächst  die  mit  den  ent- 
sprechenden Gewinnen  aufgereihten  Nummern  sowie  die  Ziehungs- 
räder mit  ihrem  Kommissionssiegel.  Jedes  Los  gewährt  nur  für  die 
Klasse,  aufweiche  es  lautet,  Anspruch  auf  Gewinn.  Die  Spieler  haben 
daher  von  Klasse  zu  Klasse  für  ihre  nicht  gezogenen  neue,  mit  gleichen 
Nummern  bezeichnete  Lose ,  unter  Vorzeigung  der  Lose  aus  der 
zuletzt  orezocrenen  Klasse  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  einzulösen. 
Bestellungen  auf  Lose  zum  Weiterspiel  in  der  folgenden  Lotterie 
sollen  der  Regel  nach  Berücksichtigung  finden.  Die  Gewinnzahlung 
erfolgt  gegen  Rückgabe  des  Loses  an  den  Präsentanten  desselben 
ohne  Prüfimg  seiner  Legitimation.  Von  allen  Gewinnen  werden 
13*5  *',o  für  die  Generallotteriekasse  und  2  %  für  den  Einnehmer 
in  Abzug  gebracht.  Die  zeitige  Einnahme  der  preussischen  Staats- 
verwaltung aus  der  Lotterieverwaltung  ist  in  dem  Etat  für  das 
Jahr  vom  1.  April  1884/85  auf  3,944,800  M.  veranschlagt.  Der 
Anspruch  auf  einen  Gewinn  erlischt  mit  dem  neunzigsten  Tage  nach 
dem  Ablauf  des  Datums  der  bezüglichen  Gewinnliste.  Ist  der  Ge- 
winn auf  ein  rechtzeitig  als  vermisst  angemeldetes  Los  gefallen,  so 
kommt  dem  Empfangsberechtigten  eine  fernere  Frist  von  30  Tagen 
zu  statten. 

Das  Lotteriespiel  soll  möglichst  auf  Personen  der  wohlhabenden 
Klassen  beschränkt  werden,  und  ist  demgemäss  die  Bestimmung  ge- 
troffen, dass  den  Einnehmern,  sofern  sie  auf  den  Einsatz  Kredit 
gegeben  haben,  deshalb  keine  gerichtliche  Klage,  sondern  nur  die 
Kompensation  gegen  den  auf  ein  solches  Los  fallenden  Gewinn  zu- 
stehen soll.  Aus  gleicher  Rücksicht  ist  die  Verminderung  der  Zahl 
der  Lotterieeinnehmer,  der  Wegfall  dieser  Stellen  in  kleineren  Städten 
und  auf  dem  Lande  und  die  allmähliche  Aufhebimg  der  Stellen  der 
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Untereinnehmer  vorgesehen.  Es  ist  ferner  den  Lotterieeinnehmern 
untersagt,  münälich  oder  schriftlich  zum  Lotteriespiel  aufzufordern, 
ohne  vorangegangene  Bestellung  Lose  persönlich  anzubieten  oder  in 
Briefen  zu  übersenden,  oder  durch  einen  Dritten  anbieten  oder  zu- 
senden zu  lassen.  Auch  ist  es  ihnen  streng  verboten,  Privat- 
kommissionäre anzunehmen  oder  Lose  an  Personen  behufs  der  Ver- 
mittelung  von  Vereinigungen  zu  gemeinschaftlichen  Spielen  zu  über- 
geben. Zur  ersten  Klasse  dürfen  sie  der  Regel  nach  keinem  Spieler 
mehr  als  drei  Lose  verabfolgen.  Dem  Losehandel  dürfen  sie  in 
keiner  Weise  Vorschub  leisten,  daher  an  bekannte  Losehändler  keine 
Lose  absetzen  und  Losebestellungen  von  Personen,  von  welchen  Lose 
an  Losehändler  gekommen  sind  oder  anzunehmen  ist,  dass  sie  Lose 
zur  Weiterbegebung  verkaufen,  nicht  berücksichtigen.  Mit  welcher 
Strenge  diese  Vorschriften  gehandhabt  werden,  ergibt  sich  daraus, 
dass  die  Stelle  als  Lotterieeinnehmer  verwirkt  ist,  wenn  Lose  an 
Händler  oder  bekannte  Mittelspersonen  abgelassen  werden,  oder 
Anteilscheine  auf  Lose  ausgegeben  werden,  oder  Vereinigungen  zum 
gemeinschaftlichen  Spiele  von  Losen  eingeleitet  werden. 

Zum  Schutze  der  preussischen  Staatslotterie  gegen  die  Konkurrenz 
auswärtiger  Lotterieunternehmungen  sind  Straf  Verordnungen  ergangen. 
Die  für  die  alten  Provinzen  erlassene  Verordnung  vom  5.  Juli  1847 
bestimmt,  dass  derjenige,  welcher  in  auswärtigen  Lotterien  —  darunter 
werden  alle  Ausspielungen  beweglicher  und  unbeweglicher  Sachen 
verstanden  — ,  sofern  sie  nicht  in  Preussen  zugelassen  sind,  spielt, 
sich  dem  Verkauf  der  Lose  unterzieht,  oder  einen  solchen  Verkauf 
als  Mittelsperson  befördert,  mit  Geldbusse  bis  1500  M.  bestraft 
werden  soll.  Die  für  die  neuerworbenen  Landesteile  ergangene  Ver- 
ordnung vom  25.  Juni  1867  unterstellt  in  Art.  IV  die  gleiche  Zu- 
widerhandlung der  Strafe  des  §  286  des  Strafgesetzbuchs,  wonach 
die  Veranstaltung  öffentlicher  Lotterien  ohne  obrigkeitliche  Erlaub- 
nis mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  oder  mit  Geldbusse  bis  zu 
3000  M.  geahndet  wird. 

L  Die  Erörterung  der  preussischen  Lotterie  als  Staatsinstitut 
seitens  der  Landesvertretung  begann  im  Jahre  1847  mit  der  Be- 
ratung eines  von  den  Abgeordneten  Diergardt  und  Illigens  dem 
vereinigten  Landtage  vorgelegten  Antrags  auf  Aufhebung  der  Klassen- 
lotterie. Derselbe  wurde  wesentlich  durch  den  Hinweis  auf  die 
erheblichen,  namentlich  die  ärmere  Klasse,  insbesondere  die  Arbeiter 
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treffenden  wirtschaftlichen  Nachteile  des  Lotteriespiels  begründet, 
imd  insbesondere  hervorgehoben,  dass  in  einzelnen  Gegenden  durch 
die  Aufwendungen  für  den  Einsatz  von  Lotterielosen  (in  Teilab- 
schnitten von  ^,8  bis  Vie)  die  Mittel  der  ärmeren  Einwohner 
stärker  als  durch  die  Staatspersonalsteuern  in  Anspruch  genommen 
werdeh. 

Dieser  Antrag  gelaugte  in  der  Sitzung  der  Kurie  der  drei 
Stände  vom  29.  Mai  1847  zur  Beratung.  Die  mit  der  Begutachtung 
dieser  Vorlage  betraute  Abteilung  des  Landtages  hatte  die  Ablehnung 
votiert.  In  dem  Votum  wurde  ausgeführt,  es  sei  zwar  nicht  zu 
verkennen,  dass  die  Bestandsfähigkeit  der  nur  auf  das  Kapital  der 
eigenen  Arbeitskraft  angewiesenen  arbeitenden  Klasse  durch  das 
Lotteriespiel  gefährdet  werden  könne,  da  die  mit  diesem  Spiel  ver- 
bundene Hoffnung,  auf  aussergewöhnlichem  Wege  den  Wohlstand 
zu  verbessern,  notwendig  zu  einer  Verringerung  des  Vertrauens  auf 
die  eigene  Kraft  führen  müsse;  der  Andrang  der  ärmeren  Klassen 
zum  Lotteriespiel  würde  jedoch  durch  die  seitens  der  Staatsregierung 
vorgesehenen  Massregeln  (Verbot  der  Aufforderung  zum  Lotterie- 
spiel, Verringerung  der  Zahl  der  Einnehmer,  Wegfall  der  kleineren 
Losabschnitte,  Aufhebung  des  Klagerechts  wegen  gestundeter  Ein- 
satzgelder u.  s.  w.)  so  erheblich  vermindert,  dass  die  Neigung  zum 
Lotteriespiel  nur  wenig  Nahrung  finde  und  eine  Beteiligung  in 
nennenswertem  Umfange  nicht  bestehe.  Für  die  Besorgnis  der  Ge- 
fährdung der  wirtschaftlichen  Interessen  der  unteren  Klassen  sei 
daher  thatsächlich  kein  genügender  Anhalt  vorhanden,  die  Aufhebung 
der  Staatslotterie  auch  um  so  weniger  ratsam,  als  der  Wegfall  der 
Gelegenheit  zum  Spiele  in  der  heimischen  Lotterie  der  bestehenden 
Verbotsgesetze  unerachtet  eine  entsprechend  verstärkte  Beteiligung 
an  den  Lotterien  der  Nachbarstaaten  zur  Folge  haben,  das  Spiel- 
bedürfnis der  Inländer  nur  in  andere  Bahnen  geleitet  werden,  im 
übrigen  aber  ungeschmälert  seine  volle  Befriedigung  und  Ausgleichung 
suchen  und  finden  würde. 

In  der  Diskussion  über  diese  Vorlage  traten  die  Abgeordneten 
Scheidt,  Krause,  Steinbeck  imd  Dittrich  für  den  Antrag  der 
Abteilung  ein,  während  die  Abgeordneten  von  der  Heydt  —  der 
spätere  Finanzminister  — ,  Baum  und  von  Saucken  für  die  Auf- 
hebung der  Staatslotterie  plaidierten. 

Die  ersteren  suchten  ihre  Auffassung  durch  die  Ausfiihnmg  zu 
begründen,   dass  die  Neigung   zum  Glücksspiel  in   der  Natur   der 
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meisten  Menschen  eingewurzelt  und  namentlich  dem  deutschen 
Nationalcharakter  eigen  sei,  dass  die  Befriedigung  dieses  Triebes 
nicht  ohne  weiteres  als  unsittlich  und  v  er  dammlich  gelten  dürfe  und 
in  der  Beschränkung  auf  ein  in  Form  der  preussischen  Klassen- 
lotterie gestaltetes  Glücksspiel  zu  Bedenken  keinen  Anlass  bieten 
könne,  weil  derselben  hier  ein  gesetzliches  und  leidenschaftsloses 
Feld  angewiesen  sei.  Die  Aufhebung  der  Staatslotterie  würde 
auch  vom  Standpunkt  der  Philanthropie  nicht  zu  billigen  sein,  weil 
man  auch  dem  Armen  die  Freude  nicht  einschränken  dürfe,  sich 
durch  das  Lotteriespiel  die  Hoffnung  auf  bessere  Tage  zu  erkaufen, 
und  eine  Bevormundung  da  nicht  an  richtiger  Stelle  wäre,  wo  man 
sich  in  den  Stand  setzen  könne,  dem  im  Menschen  wurzelnden  Triebe 
eine  Bahn  anzuweisen,  welche  zu  einem,  mit  dem  Interesse  des 
Ganzen  wohl  zu  vereinigenden  Zustand  führen  könne.  Vom  steuer- 
lichen Standpunkt  aus  müsse  man  für  die  Lotterie  die  gleichen 
Vorzüge  in  Anspruch  nehmen,  welche  den  indirekten  Steuern  eigen 
seien,  da  die  für  das  Lotteriespiel  gemachten  Aufwendungen  unbedingt 
in  das  freie  Belieben  der  Spieler  gestellt  seien. 

Die  Gegner  der  Staatslotterie  führten  aus,  es  sei  vom  Stand- 
punkt der  Religion  und  der  Sitte  verwerflich,  wenn  der  zu  ihrer 
Wahrung  berufene  Staat  aus  der  Lotterie  Einkünfte  beziehe,  zumal 
vorzugsweise  gerade  die  bedürftigen  Volksklassen  durch  den  Anreiz 
des  Gewinns  zur  Teilnahme  an  der  Lotterie  in  einem  Masse  ver- 
führt würden,  dass  häufig  die  zum  notwendigen  Lebensunterhalt 
erforderlichen  Mittel  angegriffen  werden  müssten.  Die  Lotterie  sei 
ein  Haupthindernis  des  Spartriebes,  mache  die  Spieler  träumerisch, 
arbeitsscheu  und  unzufrieden.  Die  im  Sinne  der  Beschränkung  des 
Lotteriespiels  auf  die  wohlhabenden  Klassen  getroffenen  Aenderungen 
in  der  Lotterieverwaltung  hätten  der  Fortdauer  der  Spielassociationen 
der  armen  Leute  den  Boden  nicht  entzogen,  und  sei  auch  die  An- 
nahme, dass  nach  Aufhebung  der  Lotterie  in  Preussen  die  fremden 
Lotterien  der  Spielsucht  gleiche  Nahrung  bieten  würden,  nicht  für 
zutreffend  zu  erachten. 

Die  Vertreter  der  Staatsregierung  (Finanzminister  vonDürsberg 
und  Generalsteuerdirektor  Kühne)  wiesen  zunächst  daraufhin,  dass 
der  Staatshaushalt  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  auf  die 
Lotterieeinnahme  nicht  verzichten  dürfe,  und  hoben  ausserdem  hervor, 
dass  die  Klassenlotterie  mit  den  für  Preussen  gewählten  Modalitäten 
die  Besorgnis    der  wirtschaftlichen  Gefährdung  der  unteren  Klassen 
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nicht  rechtfertige.  Das  Spiel  sei  nach  dem  Naturrecht  kein  Ver- 
brechen und  seien  demgemäss  auch  nur  die  Ausschreitungen  des- 
selben durch  positives  Gesetz  unter  Strafe  gestellt.  Der  Staat  habe 
sich  einen  Teil  des  erlaubten  Spiels  in  der  TJeberzeugung  vorbehalten, 
dass  es  gewagt  sein  würde,  dieses  der  Privatindustrie  freizugeben. 
Er  behielte  nur  einen  Teil  des  Gewinnstes  der  Spieler  als  Staats- 
einnahme. Dieses  sei  den  Spielern  bekannt  und  unterliege  deshalb 
diese  Einnahme  nach  keiner  Richtung  hin  einer  begründeten  Aus- 
stellung. Der  Finanzminister  erwähnte  noch,  dass  mit  den  deutschen 
Nachbarstaaten,  in  denen  gleichfalls  die  Staatslotterie  bestände,  Ver- 
handlungen zur  Herbeiführung  einer  allgemeinen  Aufhebung  der 
Lotterien  geschwebt  hätten,  eur  Zeit  aber  ein  Erfolg  derselben  nicht 
in  naher  Aussicht  stehe,  mithin  in  Berücksichtigung  der  Gelegenheit 
zur  Fortsetzung  des  Spiels  in  den  Lotterien  der  Nachbarstaaten  das 
mit  der  Aufhebung  der  Lotterie  in  Preussen  angestrebte  Ziel  nicht 
vollständig  zu  erreichen  wäre. 

Der  Antrag  der  Abteilung  wurde  schliesslich  von  der  Kurie 
mit  grosser  Majorität  angenommen,  die  Befürwortung  der  auf 
die  Beseitigung  der  Staat«lotterie  gerichteten  Petition  sonach  ab- 
gelehnt. 

Die  gestellten  Amendements:  1)  die  Freilose  aufzuheben,  2)  den 
Debit  der  Lose  von  den  königlichen  Steuerbehörden  in  den  Dienst- 
lokalen stattfinden  zu  lassen,  3)  den  Debit  der  Lose  durch  die 
Lokalbehörden  zu  besorgen,  4)  eine  anderweite  Verteilung  der  Ge- 
winne herbeizuführen,  fanden  keine  Unterstützung. 

IL  Nach  der  Emanation  der  Verfassungsurkunde  in  Preussen 
fand  eine  Erörterung  der  Verhältnisse  der  Staatslotterie  erst  im 
Jahre  1856  im  Hause  der  Abgeordneten  statt.  Am  13,  März  1856 
verhandelte  das  Haus  über  folgende  Anträge: 

1)  dass  für  die  Lotterie  über  das  Maximum  von  90,000  Losen 
nicht  hinausgegangen  werden,  der  Staatsregierung  aber  über- 
lassen werden  solle,  den  Preis  der  Lose  der  dritten  Klasse 
auf  45  Mark  zu  erhöhen  (Antrag  Kühne); 

2)  die  Erwartung  auszusprechen,  dass  die  Staatsregierung  die 
gänzliche  Aufhebung  der  Staatslotterie  in  Preussen  als  ein 
anzustrebendes  Ziel  im  Auge  behalten  werde.    (Antrag  Lette.) 

Der  Antrag  zu  1  wurde  durch  den  Hinweis  auf  die  Notwendig- 
keit der  Beschränkimg  des  Lotteriespiels  auf  die  wohlhabenden 
Klassen  motiviert.    Zur  Begründung  d^s  Antrages  zu  2  wurde  aus- 
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geführt,  die  Staatslotterie  stelle  sich  als  eine  irrationelle  Besteuerungs- 
massregel  dar,  da  sie  sich  weder  auf  die  Konsumtion  und  die  Be- 
dürfnisse des  Volkes  gründe  noch  aus  dem  Einkommen  hervorgehe, 
welches  dem  Staate  aus  Grundstücken  oder  sonstigen  Realitäten 
zufliesse,  vielmehr  auf  den  Leidenschaften  der  Menschen  basiert 
sei  und  wegen  ihrer  verderblichen  Wirkung  auf  die  Gesellschaft, 
namentlich  der  untersten  Klassen,  für  verwerflich  erachtet  werden 
müsse. 

Der  damalige  Finanzminister  (von  Bodelschwingh)  wandte 
sich  gegen  beide  Anträge,  und  hob  noch  besonders  hervor,  dass 
eine,  dem  Bedürfnis  entsprechende  Vermehrung  der  Zahl  der  Lose 
eine  günstige  Massnahme  zur  Verhütung  des  verstärkten  Spiels  in 
auswärtigen  Lotterien  sein  würde. 

Die  Anträge  zu  1,  2  wurden  vom  Abgeordnetenhause  ab- 
gelehnt. 

IIL  Der  Versuch,  die  Staatsregierung  zur  Aufhebung  der  Lotterie 
zu  veranlassen,  wurde  nunmehr  erst  im  Jahre  1866  wiederholt,  der 
betreifende  Antrag  (Abgeordneter  Dr.  Wuttke  und  Genossen)  jedoch 
in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  13.  Dezember  1866 
abgelehnt.  Der  Antragsteller  hatte  zur  Begründung  desselben  her- 
vorgehoben, dass  die  Leidenschaft  des  Lotteriespiels  nächst  der  des 
Trunkes  am  tiefsten  in  das  gesellschaftliche  und  moralische  Wohl 
des  Volkes  einschneide ,  indem  sie  nicht  allein  zur  Verarmung  der 
Spieler  führe,  sondern  auch  die  Begriffe  über  das  sittliche  Wesen 
des  Eigentums  verwirre,  den  Sinn  für  Arbeit  und  redliches  Streben 
vernichte.  Die  Lotterie  sei  eine  Anomalie  in  dem  sonst  ernst  und 
streng  gefügten  Staatsgebilde,  eine  Art  Einkommensteuer,  welche 
sich  als  eine  Ordnungsstrafe  für  einen  auf  unanständigem  Wege  er- 
langten Gewinn  charakterisiere. 

Diesen  Ausführungen  wurden  von  anderer  Seite  (Abgeordneten 
vonDenzin)  entgegengehalten,  dass  durch  den  vorgesehenen  Weg- 
fall der  UntercoUecteure  die  Beteiligung  der  ärmeren  Klassen  an 
dem  Lotteriespiel  sehr  wesentlich  abgeschwächt,  die  Staatslotterie 
auch  an  sich  nicht  als  eine  Landeskalamität  aufzufassen  sei. 

IV.  Der  Antrag  auf  Aufhebung  der  Staatslotterie  fand  schon 
im  Jahre  1867  neue  Vertreter.  In  der  Sitzung  des  Hauses  der 
Abgeordneten  vom  6.  Dezember  1867  wurde  über  zwei  darauf  ge- 
richtete Anträge  (Abgeordneter  Lauenstein  und  Genossen,  Abge- 
ordneter Dr.  Becker)  verhandelt,  welche  sich  in  ihrer  Fassung  nur 
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dadurch  unterschieden,  dass  der  erste  verlangte,  die  Staatsregierung 
solle  bis  zur  Vorlage  des  nächsten  Budgets,  der  zweite,  sie  möge 
baldigst  auf  die  Aufhebung  der  Lotterie  Bedacht  nehmen. 

Die  Antragsteller  bezeichneten  es  als  verwerflich ,  dass  ein 
Staat,  in  welchem  das  gewerbsmässige  Hazardspiel  mit  hohen 
Strafen  bedroht  sei ,  selbst  als  Unternehmer  eines  solchen  auftrete 
und  auf  die  Spielleidenschaft  der  Bürger  spekuliere,  glaubten  auch 
die  finanzielle  Rücksicht  nicht  als  ein  vollwichtiges  Argument 
für  die  Erhaltung  der  Staatslotterie  gelten  lassen  zu  dürfen,  weil 
sich  für  den  entstehenden  Ausfall  mit  Leichtigkeit  ein  entsprechen- 
der Ersatz  finden  liesse. 

Dieser  Auffassung  trat  der  Abgeordnete  Groschke  mit  dem 
Hinweis  auf  die  Staats-Prämienanleihen  und  die  zahlreichen  Privat- 
wohlthätigkeits-Lotterien  entgegen ,  fand  aber  im  Hause  den  leb- 
haftesten Widerspruch,  indem  die  Gegner  der  Staatslotterie  diesen 
Formen  des  Spieluntemehmens  den  Charakter  der  Unsittlichkeit 
und  UnWirtschaftlichkeit  absprachen. 

Der  Finanzminister  v.  d.  Hey  dt  gab  die  Erklärung  ab,  dass 
die  Staatsregierung  bisher  stets  auf  den  Moment  gewartet  hätte, 
wo  es  ihr  gestattet  sein  würde,  die  Lotterie  aufzuheben,  und  zur 
Zeit  nur  durch  finanzielle  Rücksichten  daran  verhindert  sei,  mit 
dieser  Massregel  vorzuorehen. 

Der  Antrag  Lauenstein  wurde  vom  Abgeordnetenhause  an- 
genommen. 

Y.  Der  Umstand,  dass  die  Staatsregierung  dieser  Resolution 
unerachtet  die  Einnahme  aus  der  Lotterie  in  den  Staatshaushalts- 
etat des  Jahres  1868  wieder  eingestellt  hatte,  veranlasste  die  wieder- 
holte Einbringung  des  betrefi'enden  Antrages,  welcher  demgemäss 
in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  13.  Februar  1868  zur 
erneuten  Durchberatung  gelangte.  Der  Abgeordnete  Stumm  be- 
kämpfte den  Antrag  auf  das  lebhafteste.  Er  ging  davon  aus,  dass  es 
verfehlt  sei,  das  Spiel  ohne  weiteres  als  ein  Laster  zu  bezeichnen, 
während  es  doch  nur  in  seiner  Ausschreitung,  ebenso  wie  das  Trinken 
in  gleichem  Falle,  diesen  Namen  verdiene.  Abgesehen  davon  sei 
die  Klassenlotterie  das  ungefährlichste  Spiel,  da  hier  die  Leidenschaft 
durch  das  Spatium  zwischen  Einzahlung  und  Ziehimg,  die  Zahl  und 
Grösse  der  Lose  und  die  langsame  Wiederholung  der  Ziehungen 
unbedingt  ausgeschlossen  bliebe.  Er  stellte  auch  in  Abrede,  dass 
den   Sparkassen    durch   das  Lotteriespiel   that«ächlich  Abbruch   ge- 
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schehe ,  und  glaubte  vor  der  Aufhebung  desselben  auch  deshalb 
warnen  zu  müssen ,  weil  dann  das  Spiel  in  gefährlicher  Form  im 
geheimen,  stärker  betrieben  werden  würde. 

Gegnerischerseits  (Abgeordneter  Becker)  wurde  namentlich  auf 
das  mit  dem  Betriebe  der  Staatslotterie  im  Zusammenhange  stehende 
Unwesen  des  von  Privatunternehmern  betriebenen  Handels  mit 
Staatslotterielosen,  auf  den  Vertrieb  kleinster  Losanteile  (bis  zu  V<'*)t 
die  schwindelhaften  Anpreisungen  und  verwerflichen  Manipulationen 
dieser  Händler  und  die  dadurch  verursachte  Schädigung  der  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  ärmeren  Volksklassen  hingewiesen,  und  hieraus 
die  Notwendigkeit  der  Abschaffung  der  Staatslotterie  hergeleitet. 

Das  Abgeordnetenhaus  beschloss  nunmehr  nochmals :  die  Staats- 
regierung aufzufordern,  bis  zur  Vorlage  des  nächsten  Budgets 
auf  die  Aufhebung   der  Klassenlotterie  Bedacht  zu  nehmen, 

VI.  In  Veranlassung  der  Resolutionen  vom  6.  Dezember  1867 
und  13.  Februar  1868  wurden  dem  Abgeordnetenhause  in  der  dar- 
auf folgenden  Session  zahlreiche  Petitionen  (ca.  260)  mit  mehr 
als  11,000  Unterschriften  eingebracht,  in  welchen  die  Aufrecht- 
haltung der  Staatslotterie  nachgesucht  wurde.  Dieselben  kamen 
in  der  Sitzung  vom  16.  Januar  1869  zur  Verhandlung  und  wurden 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Staatsregierung  den  die  Aufhebung 
der  Lotterie  anstrebenden  Resolutionen  keine  Folge  gegeben,  das 
Abgeordnetenhaus  selbst  aber  die  in  dem  neuen  Etat  unverändert 
aufgenommene  Etatsposition  der  Lotterie  ohne  Widerspruch  be- 
willigt hatte ,  durch  Uebergang  zur  Tagesordnung  zum  Austrage 
gebracht.  In  einigen  der  gedachten  Petitionen  wurde  neben  der 
Konservierung  der  Staatslotterie  die  Vermehrung  der  Zahl  der  Lose, 
der  Wegfall  der  Freilose,  die  Verpachtung  der  Lotterie,  die  Auf- 
hebung der  beschränkenden  Bestimmungen  hinsichtlich  des  Handels 
mit  Losen,  die  Wiederherstellung  der  hannoverschen  Lotterien  befür- 
wortet. 

Bei  der  Besprechung  dieser  Anträge  wurde  insbesondere  der 
bedrohlichen  Vermehrung  der  Winkellotteriekollekten  gedacht.  Die 
Beseitigung  derselben  wurde  allgemein  als  dringend  wünschenswert 
bezeichnet,  und  auf  die  Notwendigkeit  hingewiesen,  den  häufig  über 
den  Besitzstand  des  PrivatcoUecteurs  hinaus  stattfindenden  Vertrieb 
minimaler  Losabschnitte  der  Staatslotterie  sowie  den  umfangreichen 
Absatz  der  Lose  auswärtiger  Lotterien  möglichst  zu  unterdrücken. 
Der  Referent   und    der  Korreferent   hatten   in  der  Kommission   den 
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Antrag  gestellt,  die  Staatsregierung  aufzufordern,  gegen  diese  Winkel- 
kollekten energisch  vorzugehen,  und,  falls  in  den  Strafgesetzen  keine 
genügenden  Mittel  dafür  vorhanden  seien,  deswegen  den  Weg  der 
Gesetzgebung  zu  beschreiten.  Die  Kommission  wie  auch  das  Plenum 
des  Abgeordnetenhauses  ist  indes  auch  über  diesen  Antrag  zur 
Tagesordnung  übergegangen. 

In  der  Diskussion  über  diesen  Punkt  wurde  besonders  darauf 
aufmerksam  gemacht  (Abgeordneter  Stumm),  dass  der  eigentliche 
Kern  der  Angriffe,  welche  gegen  das  Institut  der  Lotterie  erhoben 
würden,  sich  hauptsächlich  auf  den  Betrug  und  Schwindel  zurück- 
führen Hesse,  welcher  bei  dem  Kauf  und  Verkauf  von  Anteilscheinen 
der  Lose  der  Staatslotterie  getrieben  würde.  Die  Abhilfe  dieses 
Uebelstandes  sei  einerseits  in  der  Vermehrung  der  Lotterielose, 
anderseits  aber  in  dem  Erlass  eines  Verbotsgesetzes  zu  suchen, 
welches  die  Teilung  der  Lose  in  willkürliche  Abschnitte  unter  Strafe 
stellen  müsste. 

VII.  Im  Jahre  1869  kam  die  Frage  des  Fortbestandes  der  in 
den  deutschen  Bundesstaaten  bestehenden  Landeslotterien  im  Reichs- 
tage des  Norddeutschen  Bundes  zur  Sprache. 

Die  Abgeordneten  Heubner  und  Genossen  hatten  dort  am 
12.  März  1869  einen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Aufhebung  der 
Lotterien  eingebracht.  Danach  sollten  die  im  Bundesgebiete  be- 
stehenden Klassenlotterien  mit  dem  1.  Januar  1873  in  Wegfall 
kommen,  die  Einführung  neuer  Lotterien  irgend  welcher  Art,  ebenso 
die  Ausdehnung  bezw.  Verstärkung  der  bestehenden  namentlich 
durch  Vermehrung  der  Ziehungen  und  Lose  aber  schon  mit  der 
Publikation  des  Gesetzes  ausgeschlossen  sein.  Das  Spielen  in  aus- 
wärtigen Lotterien,  die  Beteiligung  an  auswärtigen  Prämienlotterien 
oder  Lotterieanleihen,  sowie  der  Vertrieb  der  betreffenden  Lose  und 
Anteilscheine .  und  jede  darauf  bezügliche  Ankündigung  sollte  straf- 
bar sein,  und  nur  die  Verlosung  von  Waren,  Büchern,  Kunstgegen- 
ständen u.  dgl.  zu  Wohlthätigkeits-  oder  andern  gemeinnützigen 
Zwecken,  und  auch  diese  nur  mit  Genehmigimg  der  einzelnen 
Landesregierungen  —  im  Falle  der  Ausdehnung  des  Vertriebes  der 
Lose  über  das  Gebiet  des  betreffenden  Einzelstaates  hinaus  nur 
mit  Genehmigung  des  Bundespräsidiums  —  gestattet  werden.  Die 
Statuierung  von  Geldgewinnen  wurde  im  ersteren  Falle  von  der 
Zustimmung  der  Landesregierung,  im  letzteren  von  der  des  Reichs- 
tages abhängig  gemacht. 
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Mit  diesem  Gesetzentwurf  beschäftigte  sich  der  Reichstag  in 
der  Sitzung  vom  28.  April  1869.  Hinsichtlich  der  Zuständigkeit 
machten  sich  verschiedene  Ansichten  geltend.  Der  Antragsteller 
suchte  dieselbe  aus  der  Bestimmung  des  Art.  4  Nr.  1  der  Ver- 
fassungsurkunde herzuleiten,  indem  er  die  Lotterien  als  Gewerbe  den 
Spielbanken  an  die  Seite  stellte.  Der  Abgeordnete  Stumm  wandte 
dagegen  ein,  dass  die  Staatslotterien  nicht  den  Charakter  eines  Ge- 
werbes an  sich  trügen,  sondern  sich  nach  ihrer  ganzen  Einrichtung 
als  eine  Steuer  darstellten,  deren  Erhebung  sich,  weil  freiwillig  dar- 
gebracht, ohne  den  geringsten  Druck  vollziehe. 

Sachlich  motivierte  der  Antragsteller  den  Gesetzentwurf  gleich- 
falls durch  Parallelstellung  der  Klassenlotterie  mit  den  Spielbanken. 
Die  ersteren  seien,  so  führte  er  aus,  weit  verderblicher  und  verwerf- 
licher als  die  letzteren.  Während  die  Spielbanken  nur  an  einzelnen 
zerstreuten  Punkten  Deutschlands  beständen,  fänden  die  Lotterien 
Verbreitung  über  das  ganze  Land.  Bei  jenen  seien  auch  meist  nur 
solche  Personen  beteiligt,  welche  ihre  Verluste  leicht  vertragen  und 
verschmerzen  könnten  oder  sich  schon  in  moralischem  Verfalle  be- 
fänden, bei  dem  Lotteriespiel  würden  aber  alle  Schichten  des  Volkes 
in  Mitleidenschaft  gezogen.  Der  unterste  Beamte,  der  kleinste  Hand- 
werker, der  geringste  Tagelöhner,  der  arme  Dienstbote  verspielten 
dort  ihre  geringen  Ersparnisse,  oft  sogar  die  zu  den  unentbehrlichsten 
Lebensbedürfnissen  erforderlichen  Mittel,  ja  selbst  anvertrautes  Gut. 
Durch  den  Hang  zu  mühelosem  Erwerbe,  die  stetig  genährte  Aus- 
sicht auf  grossen  Gewinn  würde  die  Arbeitslust  geschwächt,  die 
Unzufriedenheit  genährt,  würden  auch  Leidenschaften  aller  Art  auf- 
geregt und  redlicher  Fleiss  und  weise  Sparsamkeit  zerstört.  Die 
Erklärung  für  die  auffallende  Erscheinung,  dass  das  Unsittliche  des 
Spiels  wenig  erkannt  und  gefühlt  würde,  sei  darin  zu  suchen,  dass 
der  Staat  selbst  die  Lotterie  unter  seine  Protektion  genommen  habe. 
Hinsichtlich  der  Verlosung  von  Sachen  zu  wohlthätigen  und  gemein- 
nützigen Zwecken  fiele  das  Unmoralische  und  Verderbliche  der  Staats- 
lotterien zum  Teil  fort  und  liege  deshalb  keine  Veranlassung  vor, 
auch  diesen  Unternehmungen  durch  Verbotsgesetze  entgegenzutreten. 
Gegen  diese  Argumentation  wandte  sich  der  Abgeordnete  Stumm, 
und  bezeichnete  namentlich  die  Gleichstellung  der  Lotterien  mit  den 
Spielbanken  als  verfehlt  und  unzutreffend.  Ebensowenig  wie  das 
Essen  mit  der  Völlerei,  das  Trinken  mit  dem  Betrinken  auf  gleiche 
Linie   zu   stellen   sei,    könne   man   auch  das  legitime  Spiel  und  die 
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Spielsucht  mit  gleichem  Masse  messen.  Nur  die  Leidenschaft,  das 
TJebermass  wirke  verderblich,  und  fiele  deshalb  dem  Staate  auch 
nur  die  Aufgabe  zu,  den  Ausschreitungen  des  Lotteriewesens  (Teilung 
der  Lose  in  kleine  Abschnitte,  Handel  mit  Lotterielosen  u.  s.  w.) 
entgegenzutreten,  in  welcher  Beziehung  nicht  die  AbschaflFong  der 
Lotterien,  sondern  gerade  die  Vermehrung  der  Lose  als  ein  geeig- 
netes Korrektiv  zu  empfehlen  sei.  Es  sei  zwar  richtig,  dass  be- 
deutendere Gewinne  häufig  eine  unwirtschaftliche  Verwendung  fänden, 
indes  sei  der  gleiche  Nachteil  auch  mit  Erbschafts-  und  sonstigen 
Glücksfällen  verbunden.  Die  Gegnerschaft  der  Lotterien  stehe  mit 
den  sittlichen  Anschauungen  des  Volkes  nicht  im  Einklänge,  sei 
vielmehr  der  Ausfluss  eines  krankhaften  Idealismus. 

Der  Bundeskommissar  machte  im  wesentlichen  nur  finanzielle 
Bedenken  geltend  und  gab  demgemäss  die  Erklärung  ab,  dass  der 
Bundesrat  zur  Zeit  nicht  in  der  Lage  sei,  dem  Antrage  auf  Auf- 
hebung der  Staatslotterien  näher  zu  treten. 

Ueber  den  Gesetzentwurf  wurde  demnächst  auf  den  Antrag 
des  Abgeordneten  Grafen  Schwerin-Putzar  mit  Rücksicht  auf 
die  zweifelhafte  Zuständigkeit  des  Reichstages  der  Uebergang  zur 
Tagesordnung  beschlossen. 

VIII.  In  den  nächsten  Jahren  blieb  der  Etat  der  Lotterie- 
verwaltung unbeanstandet.  Wie  aus  der  Aeusserung  des  Referenten 
der  Budgetkommission  in  betrefi"  des  Etats  des  Jahres  1874  in  der 
Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  15.  Dezember  1873  hervor- 
geht, wurde  die  Frage  wegen  Aufhebung  der  Lotterie  zwar  auch 
damals  in  der  Kommission  in  den  Kreis  der  Erörterimg  gezogen,  von 
einem  bezüglichen  Antrage  aber  mit  Rücksicht  auf  das  Bestehen 
der  andern  deutschen  Landeslotterien,  deren  weitere  Ausdehnung 
im  Falle  der  Aufhebung  der  prenssischen  Lotterie  zu  erwarten 
sei,  Abstand  genommen. 

IX.  Bei  der  Beratung  des  Etats  der  Lotterie  Verwaltung  pro 
1880/81  im  Abgeordnetenhause  brachte  der  Abgeordnete  Röckerath 
in  der  Sitzung  vom  1.  Dezember  1879  zur  Sprache,  dass  bei  der 
Zuteilung  der  Lose  den  Spielern  kein  Anrecht  auf  den  weiteren 
Bezug  der  Lose  in  den  folgenden  Lotterien  gegeben,  vielmehr  die 
Regelung  in  dieser  Beziehung  lediglich  der  Willkür  der  Einnehmer 
bezw.  Untereinnehmer  überlassen  sei,  und  sprach  den  Wunsch  aus, 
dass  den  berechtigten  Forderungen  der  Spieler  nach  dieser  Richtung 
hin  besser  Rechnung  getragen  werden  möge. 
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Der  Regierungskommissar  lehnte  eine  Aenderung  der  bestehenden 
Vorschriften  des  Lotterieplanes  ab,  weil  es  bedenklich  sei,  durch 
Gewährung  eines  Rechts  zum  Weiterbezuge  der  Lose  den  betreffenden 
Spielern  ein  Monopol  zum  beständigen  Weiterspiel  zu  sichern,  und 
dadurch  der  Lotterieverwaltung  ein  wirksames  Mittel  zu  entziehen, 
um  dem  Handel  mit  Lotterielosen,  bei  welchem  es  ein  gewöhnliches 
Experiment  der  Händler  sei,  Lose  von  Lotterie  zu  Lotterie  durch 
alle  möglichen  Mittelspersonen  festzuhalten,  den  Boden  zu  entziehen. 
Er  erwähnte  dabei,  dass  die  Nachfrage  nach  Lotterielosen  so  be- 
deutend sei  (bei  einzelnen  Einnehmern  bis  in  die  Tausende),  dass  die 
Einnehmer  sich  ausser  stände  befänden,  alle  Bewerber  zu  notieren 
und  im  Auge  zu  behalten. 

X.  Bei  der  Verhandlung  über  den  Etat  der  Lotterieverwaltung 
pro  1881/82  machte  der  Abgeordnete  Löwe  (Bochum)  in  der  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  2.  März  1880  auf  den  massenhaften 
Vertrieb  auswärtiger  Lotterielose  in  Preussen  aufmerksam,  erwähnte 
insbesondere,  dass  in  Frankfurt  a/M.  mindestens  15 — 20,000  Lose 
fremder  Lotterien  gespielt  bezw.  abgesetzt  werden  und  dort  die 
Ansicht  bestehe,  dass  man  diesem  Unwesen  nur  durch  Vermehrung 
der  Zahl  der  preussischen  Lotterielose  unter  Einrichtung  neuer 
Kollekten  steuern  könne.  Dieses  sei  auch  nach  seiner  Auffassung 
das  geeignetste  Mittel  zur  Beseitigung  der  bestehenden  ünzuträg- 
lichkeiten,  falls  man  nicht  der  Aufhebung  der  Lotterie  den  Vorzug 
geben  wollte. 

Der  Finanzminister  Bitter  bestätigte  es,  dass  das  Spielen  in 
auswärtigen  Lotterien  im  Verhältnis  zu  der  preussischen  Lotterie 
einen  bedeutenden  Umfang  angenommen  habe.  Im  letzten  Decennium 
sei  die  Zahl  der  Lose  der  königlich  sächsischen  Lotterie  von  34,000 
auf  100,000,  die  der  Hamburger  Lotterie  von  22,300  auf  84,000, 
die  der  Braunschweiger  von  25,000  auf  84,000  gestiegen,  und  sei 
anzunehmen,  dass  ein  sehr  grosser  Teil  derselben  trotz  des  bestehen- 
den Strafverbots  in  Preussen  gespielt  würde.  Die  Aufhebung  der 
Lotterie  in  Preussen  würde  zweifellos  die  Wirkung  haben,  dass  das 
Spiel  in  auswärtigen  Lotterien  in  noch  grösseren  Dimensionen  zur 
Entwickelung  käme.  Diesem  Missstand  gegenüber  könne  nur  in 
der  Erhöhung  der  Zahl  der  Lotterielose  in  Preussen  ein  zweckmäs- 
siges Gegenmittel  gefunden  werden.  Da  die  Staatsregierung  sich 
indes  nicht  auf  den  Standpunkt  stellen  könne,  die  Lotterie  als  eine 
besonders    erwünschte   Einnahmequelle   anzusehen,    so    sei  sie  nicht 
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in  der  Lage .  die  Initiative  für  die  Vermehrung  der  Lose  zu  er- 
greifen, würde  jedoch  einen  darauf  abzielenden  Beschluss  der  Lan- 
desvertretung in  sorgfältige  Erwägung  ziehen. 

In  der  darauf  folgenden  Diskussion  wurde  von  einer  Seite  (Ab- 
geordneter Strosser)  der  Standpunkt  vertreten,  dass  man  die  Staats- 
lotterie nur  als  finanziellen  Notbehelf  gelten  lassen  könne,  und  bei 
günstiger  Finanzlage  jedenfalls  ihre  Aufhebung  ins  Auge  fassen 
müsse.  Von  anderer  (v.  Uechtritz-Steinkirch,  Dr.  Selig)  wurde 
daffegen  ausgeführt,  dass  die  Staatslotterie  dem  im  Volke  vorhan- 
denen  Verlangen  des  Spiels  in  ganz  zweckmässiger  Weise  entgegen- 
komme, dass  man  auch  dem  Armen  die  Hoffnung,  durch  Glücks- 
zufall in  eine  bessere  Lage  zu  kommen,  nicht  nehmen  dürfe, 
Ausschreitungen  aber  nicht  mit  Verbot,  sondern  mit  Belehrung  ent- 
gegentreten müsse.  Das  Verbot  des  Spielens  in  auswärtigen  Lot- 
terien sei  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  nicht  zu  billigen, 
da  die  mit  dieser  Beschränkung  im  Zusammenhange  stehende  mora- 
lische Schädigung  den  wirtschaftlichen  Nachteilen,  deren  Vermei- 
dung sie  anstrebe,  nicht  die  Wage  halte.  Die  Vermehrung  der 
Lose  der  preussischen  Staatslotterie  würde  den  Absatz  auswärtiger 
Lotterielose  nicht  erheblich  beeinflussen,  da  gerade  bei  dem  Lotterie- 
spiel Gewohnheit,  besondere  Vorliebe,  oft  auch  der  Aberglaube  in 
Betracht  käme.  Das  einzige  Mittel  der  Abhilfe  könne  nur  darin 
gefunden  werden,  dass  die  preussische  Staatsregierung  mit  den 
deutschen  Staaten ,  in  welchen  gleichfalls  Staatslotterien  bestehen ' 
(Königreich  Sachsen.  Herzogtum  Braunschweig,  Grossherzogtum 
Mecklenburg-Schwerin,  freie  Stadt  Hamburg),  die  Grundsätze,  nach 
denen  die  Staatslotterien  gehandhabt  werden  sollten,  vereinbare,  in 
welchem  Falle  die  Aufhebung  des  Spielverbots  unbedenklich  nach- 
gegeben werden  könne.  Gegen  diesen  Vorschlag  wurde  eingewendet 
(Abgeordneter  Löwe -Bochum),  dass  die  mit  den  andern  beteilig- 
ten deutschen  Staaten  einzuleitenden  Verhandluncren  weit  schwierisrer 
und  aussichtsloser  seien  als  die  Abschaffung  der  Staatslotterien  durch 
ein  Reichsgesetz,  da  die  Gemeinsamkeit  der  in  Aussicht  zu  nehmen- 
den Anordnung  doch  nur  darin  bestehen  könne,  dass  jedem  Staate 
pro  rata  seiner  Bevölkerung  die  Ausgabe  einer  bestimmten  Anzahl 
von  Losen  zu  gestatten  wäre. 

Einen  Beschluss  des  Abgeordnetenhauses  hatte  diese  Erörterung 
nicht  zur  Folge. 

XL  Die  Abneigung  gegen  die  Staatslotterie  fand  in  der  Reichs- 
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tagssession  des  Jahres  1881  insofern  einen  erneuten  Ausdruck,  als  die 
Kommission  zur  Vorberatung  des  Entwurfs  eines  Gesetzes  betreffend 
die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben  in  ihrem  Bericht  vom 
20.  Mai  1881  unter  Nr.  3  den  Antrag  stellte: 

den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  auf  die  Aufhebung  der 
noch  bestehenden  Staatslotterien  der  deutschen  Bundesstaaten 
hinzuwirken,  inzwischen  jedenfalls  einer  Erweiterung  derselben 
vorzubeugen. 
Eine  nähere  Begründung  dieses  Antrages  wurde  im  Kommissions- 
bericht nicht  gegeben,  sondern  nur  bemerkt,  dass  die  Staatslotterien 
vielfach  verurteilt  würden  und  auch  in  der  Kommission  keinen  Ver- 
teidiger gefunden  hätten.  Eine  Aeusserung  des  Kommissars  des 
Bundesrats  ist  in  den  Kommissionsbericht  nicht  aufgenommen.  Der- 
selbe sprach  sich  erst  bei  der  Diskussion  in  zweiter  Lesung  des  Gesetz- 
entwurfs betreffend  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben  in  der 
Sitzung  des  Reichstages  vom  28.  Mai  1881  dahin  aus,  dass  die  Auf- 
rechthaltung oder  Aufhebung  der  Staatslotterien  lediglich  in  der 
Kompetenz  der  Landesregierungen  und  Landesvertretungen  stehe,  er 
deshalb  in  Erwägung  geben  müsse,  ob  die  Resolution  nicht  einen 
Eingriff  in  Gegenstände  der  Landesverwaltung  enthalte,  welche  von 
der  Zuständigkeit  des  Reichstages  ausgeschlossen  seien.  An  diese 
Erklärung  schloss  sich  eine  kurze  Diskussion  über  den  Kommissions- 
antrag, an  welcher  sich  die  Abgeordneten  Sonnemann,  Richter 
(Hagen),  Büsing  und  Dr.  Windthorst  befürwortend  beteiligten, 
und  nur  der  Abgeordnete  Stumm  die  entgegengesetzte  Auffassung 
vertrat.  Erstere  erkannten  zwar  die  Zweifelhaftigkeit  der  Frage 
nach  der  Zuständigkeit  der  Faktoren  der  Reichsgesetzgebung  an, 
glaubten  sie  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  seitens  des  Reichs- 
tages in  der  Angelegenheit  der  Spielbanken  und  Prämien-Anleihen 
bethätigte  Praxis  um  so  eher  bejahen  zu  dürfen,  als  die  Tendenz 
des  Kommissionsantrages  nicht  direkt  auf  eine  Aenderung  der  be- 
stehenden Landesgesetzgebung,  sondern  wesentlich  darauf  gerichtet 
sei,  der  Annahme,  dass  die  im  Gesetzentwurf  wegen  der  Reichsstempel- 
abgaben vorgesehenen  Besteuerung  der  Lotterien  als  eine  Billigung 
dieser  Institute  aufgefasst  werden  dürfe,  entgegen  zu  treten.  Diese 
Ansicht  der  Reichsvertretung  müsse  zum  Ausdruck  gebracht  wer- 
den, um  die  unter  der  Aegide  des  Staats  bestehenden  Landeslotterien, 
in  denen  die  Gewinnsucht  des  Volks  gross  gezogen  und  die  Aus- 
beutung  der   w^eniger  Bemittelten   gefördert   würde,    als  unsittliche 
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Einrichtungen  zu  brandmarken  und  dadurch  mittelbar  auf  deren 
Beseitigung  hinzuwirken.  Die  zu  mildthätigen  Zwecken  veranstal- 
teten Lotterien  müssten  unter  einen  andern  Gesichtspunkt  gestellt 
werden,  weil  es  sich  bei  ihrer  Durchführung  nicht  um  einen  Akt 
der  Spekulation  auf  die  Gewinnsucht,  sondern  nur  um  eine  in  dieser 
Form  stattfindende  Heranziehung  von  Beiträgen  für  die  betreffenden 
Zwecke  handle.  Mit  Rücksicht  auf  die  der  gänzlichen  Aufhebung 
der  Staatslotterien  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  falle  das 
Schwergewicht  des  Kommissionsantrages  wesentlich  auf  die  Ver- 
hinderung ihrer  weiteren  Ausdehnung,  damit  der  imhaltbare  Zu- 
stand im  Deutschen  Reiche,  wonach  in  einzelnen  Staaten  (Bayern) 
das  Lotteriespiel  überhaupt  unter  Strafverbot  gestellt,  in  andern  die 
stetige  Vermehrung  der  Lotterien  angestrebt  würde,  wenigstens 
gemildert  werden  könne. 

Der  Abgeordnete  Stumm  bekämpfte  den  Kommissionsantrag 
als  eine  über  die  Zuständigkeit  des  Reichstages  hinausgreifende 
Einmischung  in  die  Finanzgesetzgebung  der  Einzelstaaten.  Der 
.Vergleich  mit  den  Spielbanken  sei  nicht  zutreffend,  da  es  sich  bei 
diesen  imi  einen  Akt  der  Gewerbegesetzgebung  gehandelt  habe, 
deren  Regelung  der  Reichsgesetzgebung  verfassungsmässig  zuge- 
wiesen sei.  Den  Staatslotterien  könne  aber  der  Charakter  des  Ge- 
werbes nicht  beigelegt  werden,  da  sie  ihrer  ganzen  Einrichtung 
nach  sich  als  Steuern  dokumentierten.  Das  Lotteriespiel  dürfe 
übrigens  an  sich  noch  nicht  als  ein  Laster  angesehen  werden.  Man 
würde  es  sonst  in  richtiger  Konsequenz  auch  als  Mittel  zur  För- 
derung mildthätiger  Zwecke  mit  gleicher  Schärfe  verurteilen  müssen. 
Das  Unsittliche  beginne  erst  mit  der  TTebertreibung ,  der  leiden- 
schaftlichen Aufregung.  Nach  dieser  Richtung  liege  in  den  be- 
stehenden Staatsklassenlotterien,  namentlich  in  der  preussischen  kein 
begründeter  Anlass  zur  Besorgnis  vor.  Der  Zeitabschnitt  von 
6  Monaten  zwischen  dem  ersten  Einsatz  und  der  letzten  Ziehung 
schhesse  das  Aufkommen  einer  wirklichen  Spielleidenschaft  um  so 
^toehr  aus,  als  ohnedies  jeder  Spieler  in  der  Lage  sei,  genau  zu 
ibersehen,  um  welche  Summen  es  sich  handle.  Nachteilig  wirke  in 
*reussen  nur  der  Umstand,  dass  ein  fühlbarer  Mangel  an  Losen 
)estehe,  und  sich  infolgedessen  ein  Winkelhandel  ausgebildet  habe, 
|der  den  Zwischenhändlern  einen  grossen  Gewinn  zuführe,  indem  den 
jüsabnehmern  ein  erheblich  höherer  Einsatz  abgefordert  würde,  als 
lieses  bei  den  staatlich  bestellten  Collecteuren  der  FaU  wäre. 


WQ  F.  Marcinowski, 

Die  Resolution  der  Kommission  wurde  vom  Reichstage  mit  123 
gegen  101  Stimmen  abgelehnt. 

XII.  Gelegentlich  der  zweiten  Beratung  des  Etats  der  preussi- 
schen  Lotterieverwaltung  pro  1883/84  brachte  der  Abgeordnete  Peters 
in  der  Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  28.  Nov.  1882 
die  Vermehrung  der  Lose  der  Staatslotterie  in  Anregung  und  gab 
gleichzeitig  zur  Erwägung,  ob  nicht  im  Interesse  der  Verringerung 
des  Geschäftsbetriebes  der  Winkelhändler,  welche  Lose  der  Staats- 
lotterie zum  fünf-  bis  sechsfachen  Preise  des  Einsatzgeldes  in 
kleinen  Anteilen  (^/s,  ^/le,  ^/32,  ^JGi)  ausböten,  die  amtliche  Aus- 
gabe von  Achtellosen  einzuführen  sei.  Er  hob  ferner  hervor,  dass 
hinsichtlich  der  Verteilung  der  Kollekten  im  Lande  die  grösste  Un- 
zufriedenheit darüber  bestehe,  dass  nur  eine  bestimmte  Kategorie 
(Kaufleute,  Bankiers  und  dergleichen)  dabei  Berücksichtigung  fände. 
Die  betreffenden  Einnahmen  seien  so  bedeutend,  dass  davon  eine 
Familie  vollständig  und  zur  Genüge  leben  könne  und  sei  es  nicht 
abzusehen,  weshalb  man  Lotteriekollekten  nicht  auch  an  Beamte, 
namentlich  an  Pensionäre  vergebe. 

Der  Regierungskommissarius  machte  dem  gegenüber  geltend, 
dass  die  Lotterieverwaltung  einerseits  mit  Rücksicht  auf  die  Sicher- 
heit des  Fiskus,  anderseits  zur  Sicherung  des  Publikums  bei  Be- 
setzung der  Lotteriekollekten  ihr  Augenmerk  vorzugsweise  auf 
solche  Personen  richten  müsse,  welche  mitten  im  Leben  stehen  und 
durch  ihre  äusseren  Verhältnisse  und  ihr  Vermögen  der  Staats- 
regierung die  Garantie  gäben,  dass  nach  keiner  Richtung  hin  für 
die  Befürchtung  einer  Veruntreuung  ein  Anhalt  geboten  würde. 
Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  erschiene  es  gerechtfertigt,  ange- 
sehene Leute  aus  kaufmännischen  und  ge werbtreibenden  Kreisen  zu 
CoUecteuren  zu  bestellen,  und  habe  die  Erfahrung  gelehrt,  dass 
diese  Personen  den  Anforderungen  in  der  vollständigsten  Weise 
genügten. 

Dieser  Standpunkt  wurde  von  dem  Abgeordneten  Peters  imter 
Hinweis  auf  die  Tüchtigkeit  und  Integrität  des  preussischen  Be- 
amtenstandes bekämpft.  Der  Abgeordnete  Stengel  nahm  bei 
dieser  Gelegenheit  Veranlassung,  die  Gründe  für  die  Aufrechthal- 
tung der  Staatslotterie  auseinanderzusetzen.  Er  hob  insbesondere 
hei-vor,  dass  das  Lotteriespiel  insofern  einen  sittlich  günstigen  Ein- 
fluss  ausübe ,  als  die  Hoffnung  auf  Verbesserung  der  Lebenslage 
den  weiten  Kreisen  der  Spieler,   welche  durch  ihre  Lebensverhält- 
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nisse  nicht  in  die  Lage  versetzt  würden,  dass  anderweite  ausser- 
ordentliche Glücksfälle  sich  ihnen  nähern,  über  manche  Unannehm- 
lichkeit des  Lebens  hinweghelfe.  Der  Abgeordnete  Dr.  Windt- 
horst  brachte  wiederholt  die  mit  dem  Handelsvertrieb  der  Lotterie- 
lose im  Zusammenhange  stehenden  Unzuträglichkeiten  zur  Sprache 
und  hob  namentlich  hervor,  dass  dem  Hausierbetriebe,  den  An- 
preisungen und  sonstigen  Anreizungen  zum  Lotteriespiel  mit  allen 
Mitteln  auf  das  nachdrücklichste  entgegengewirkt  werden  müsse. 

Ein  Beschluss  des  Abgeordnetenhauses  wurde  nicht  herbei- 
geführt. 

Xin.  In  der  Sitzung  vom  16.  März  1883  beschäftigte  sich  das 
Abgeordnetenhaus  in  Veranlassung  eines  Berichts  der  Kommission 
für  das  Justizwesen  mit  der  Frage  der  Aufhebung  der  das  Spielen 
in  auswärtigen  Lotterien  betreffenden  Strafverordnungen. 

Die  Beschwerde  der  betreffenden  Petition  richtete  sich  ins- 
besondere auf  die  Verschiedenartigkeit  der  Strafandrohung  in  der 
in  den  alten  Provinzen  geltenden  Verordnung  vom  5.  Juli  1847  und 
der  für  die  neuerworbenen  Provinzen  erlassenen  Verordnung  vom 
"25.  Juli  1867.  Der  Umstand,  dass  in  der  ersteren  das  Strafmaximum 
auf  1500  Mark  normiert,  in  der  zweiten  Verordnung  infolge  der 
Bezugnahme  auf  den  §  286  des  Reichsstrafgesetzbuchs  durch  eine 
Gefängnisstrafe  bis  zu  zwei  Jahren  bezw.  Geldbusse  bis  zu  3000  Mark 
abgegrenzt  sei,  habe  einen  unhaltbaren  Rechtszustand  zur  Folge 
imd  widerstreite  dem  Inhalte  des  Art.  3  der  Reichsverfassung. 
Der  Aufhebung  der  gedachten  Strafverbote  stehe  auch  kein  Hinder- 
nis entgegen,  da  das  wesentlich  fiskalische  Motiv  derselben  da- 
durch, dass  die  Zahl  der  Lose  der  preussischen  Staatslotterie  weit 
hinter  dem  thatsächlichen  Bedürfnisse  zurückbliebe ,  die  Zulassung 
auswärtiger  Lose  sonach  den  Fiskus  nicht  schädige,  in  Wegfall 
gekommen  sei. 

Die  Kommission  beantragte  den  üebergang  zur  Tagesordnung, 
weil  die  nur  in  Bezug  auf  das  Strafmaximum  bestehende  Inkongruenz 
von  geringer  Bedeutung  sei,  auch  mit  dem  Art.  3  der  R^ichs- 
^erfassung  nicht  im  Widerspruch  stehe,  da  man  dort  nur  die  Gleich - 
erechtigung  für  die  Personen  der  Augehörigen  verschiedener 
deutscher  Staaten,  nicht  aber  die  Gleichstellung  der  in  diesen  be- 
stehenden staatlichen  Einrichtungen,  soweit  dieselben  nicht  durch 
reichsgesetzliche  Xormativbestimmungen  geregelt  seien,  vorgesehen 
habe. 


WQ  '  F.  Marcinowski, 

Der  Abgeordnete  M  u  n  c  k  e  1  unterstützte  den  Antrag  der 
Petenten ,  konstatierte ,  dass  notorisch  in  allen  Kreisen  der  Be- 
völkerung der  Kenntnis  des  Verbots  unerachtet  in  auswärtigen 
Lotterien  gespielt  würde,  weil  das  Rechtsbewusstsein  im  Lande 
nicht  dahin  gehe,  ein  Spiel  für  strafbar  und  verwerflich  zu  halten, 
welches  in  dem  Mangel  an  preussischen  Losen  seine  Begründung 
finde,  und  zog  hieraus  den  Schluss,  dass  man  Strafvorschriften, 
welche  mit  dem  Rechtsbewusstsein  des '  Volkes  ausser  allem  Zu- 
sammenhange ständen,  nicht  länger  aufrecht  erhalten  dürfe. 

Ein  von  dem  genannten  Abgeordneten  gestellter,  von  dem  Ab- 
geordneten Hansen  amendierter  Antrag: 

die  Petition    der  Staatsregierung   insoweit   zur  Berücksichtigung 
zu  überweisen,   als  es  sich  um  die  Beseitigung  der  Ungleich- 
heit der  in  den  einzelnen  Landesteilen  bestehenden  bezüglichen 
Strafbestimmungen  handelt, 
wurde    vom    Hause    der    Abgeordneten    mit    grosser    Majorität    an- 
genommen. 

XIV.  Bei  der  Beratung  des  Etats  der  Lotterieverwaltung  pro 
1884/85  brachten  die  Abgeordneten  Dr.  Stern  und  von  Ludwig 
in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  10.  Dezember  1883 
die  Unzuträglichkeiten  des  Strafverbots  bezüglich  des  Spielens  in 
auswärtigen  Lotterien  und  die  mit  dem  Winkelhandel  der  Lose  der 
Staatslotterie  im  Zusammenhange  stehenden  Missstände  zur  Sprache. 
Als  Mittel  der  Abhilfe  wurde  einerseits  die  Aufhebung  des  Spiel- 
verbots, anderseits  die  Vermehrung  der  Lose  der  preussischen 
Staatslotterie  empfohlen,  und  vom  Abgeordneten  von  Ludwig  unter 
Hinweis  auf  das  bestehende  Bedürfnis  das  Verlangen  ausgesprochen, 
die  Staatsregierung  möge  dafür  Sorge  tragen,  dass  Lose  ohne 
Zwischenhandel  in  kleinen  Abschnitten  (bis  zu  ^64)  in  den  Kollekten 
zu  erlangen  wären.  Diesen,  übrigens  nicht  zur  Abstimmung  formu- 
lierten Anträgen  traten  die  Abgeordneten  vonBenda,  Dr.  Wind t- 
horst,  von  Rauchhaupt  und  Götting  entgegen,  indem  sie  mit 
Rücksicht  auf  die  demoralisierende  Wirkung  des  Lotteriespiels  — 
es  wurde  namentlich  auch  des  lästigen  und  schädlichen  Gebarens 
der  Losehändler  auf  dem  Lande  gedacht  —  jede  auf  die  Förderung 
des  Instituts  der  Staatslotterie  berechnete  Massregel  perhorreszierten. 
Der  Abgeordnete  Löwe  (Bochum)  hielt  es  für  geboten,  dass  seitens 
der  preussischen  Staatsregierung  Schritte  gethan  würden,  um  die 
Aufhebung  der  Lotterien  im  gesamten  deutschen  Reichsgebiet  in  die 
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Wege  zu  leiten,  sprach  sich  jedoch  für  den  Fall  des  Misslingens 
einer  derartigen  Aktion  gleichfalls  für  die  Vermehrung  der  Lose 
der  Staatslotterie  aus. 

Der  Regierungskommissar  erklärte,  dass  die  Staatsregierung, 
obwohl  sie  die  hervorgehobenen  üebelstände  anerkennen  müsse,  zu 
einer  Aenderung  des  bestehenden  Zustandes  noch  nicht  habe  Stellung 
nehmen  kömien,  weil  sich  im  Abgeordnetenhause  die  Stimmung  für 
die  Verstärkung  der  Staatslotterie  und  das  Verlangen  nach  Auf- 
hebung derselben  mit  fast  gleichem  Nachdruck  geltend  gemacht 
habe.  Wolle  man  die  Lotterie  abschaflPen,  so  verliere  der  Staats- 
haushaltsetat zwar  eine  Reineinnahme  von  ca.  4  Millionen  Mark, 
dieser  Verlust  würde  aber,  obwohl  unerwünscht,  kein  absolutes 
Hindernis  für  die  Durchführung  dieser  Massregel  abgeben.  Ander- 
seits stände  aber  auch  der  Vermehrung  der  Lose,  für  deren  Ver- 
doppelung der  Plan  bereits  vorliege,  kein  Bedenken  entgegen,  und 
würde  es  dann  weiter  keines  Verbots  des  Spielens  in  auswärtigen 
Lotterien  bedürfen,  weil  diejenigen,  welche  in  Preussen  spielen  woll- 
ten, durch  preussische  Lotterielose  ihr  Bedürfnis  befriedigen  könnten. 
In  Fortsetzung  dieser  Beratung  wurde  zur  dritten  Lesung  des 
Etats  der  Lotterie  Verwaltung  von  den  Abgeordneten  Löwe  (Bochum) 
und  Dr.  Windthorst  der  Antrag  eingebracht: 

die  königHche  Staatsregierung  aufzufordern,  ihre  Bemühungen 
für  den  Erlass  eines  Reichsgesetzes  eintreten  lassen  zu  wollen, 
durch  welches  alle  in  den  Staaten  des  Deutschen  Reiches  be- 
stehenden Lotterien  aufgehoben  werden  und  die  Errichtung 
neuer  Lotterien  verboten  wird. 

Diesem  Antrage  stellte  der  Abgeordnete  Freiherr  von  Minni- 
gerode den  Antrag  entgegen: 

das  Haus  der  Abgeordneten   wolle   beschliessen ,    die  königliche 
Staatsregierung  aufzufordern,  ihre  Bemühung  für  den  Erlass 
eines    Reichsgesetzes    eintreten    lassen    zu   wollen,    durch 
welches   eine  einheitliche  Regelung  des  Lotteriewesens  inner- 
halb der  Einzelstaaten  angebahnt  wird. 
Den   ersten  Antrag   verteidigte   zunächst  der  Abgeordnete  Dr. 
Wagner.     Die   Zuständigkeit  des  Deutschen  Reichs  für  die 
betreffende  Massregel  motivierte  er  ledighch  durch  den  Hinweis  auf 
das   seitens   des  Norddeutschen  Bundes    erfolgte  Verbot  der  Spiel- 
banken  und   auf  die  wiederholten  Besprechungen  der  Lotteriefrage 
im    Reichstage.      Die    Notwendigkeit    der    Aufhebung    der    Staats- 
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lotterien  folgerte  er  einerseits  aus  ihrer  Qualifikation  als  reines 
Hazardspiel,  anderseits  aus  den  mit  dem  Lotteriespiel  verbundenen 
wirtschaftlichen  Nachteilen  und  dem  ungünstigen  Einfluss  desselben 
auf  die  Arbeitslust  und  den  Sparsinn  der  Spieler.  Der  Widerspruch, 
dass  auf  der  einen  Seite  das  Hazardspiel  unter  Strafe  gestellt,  auf 
der  andern  Seite  zu  Gunsten  des  Fiskus  landesgesetzlich  geschützt 
werde,  sei  für  die  Dauer  unhaltbar.  Als  Steuer  betrachtet  charak- 
terisiere sich  die  Lotterie  als  die  denkbar  schlechteste  indirekte 
Steuer,  weil  sie  auf  die  Ausbeutung  der  Spielsucht  ausgehe  und 
hierbei  eine  Menge  kleinerer  Leute  zu  Gunsten  weniger  Gewinner 
benachteilige.  Dieser  anomale  und  abnorme  Zustand  könne  nur  im 
Wege  der  reichsgesetzlichen  Regelung  beseitigt  werden,  indem  das 
einseitige  Vorgehen  Preussens  im  Sinne  der  Aufhebung  der  Staats- 
lotterie nur  die  Verstärkung  der  in  den  anderen  Staaten  des  Deutschen 
Reichs  bestehenden  Lotterien  zur  Folge  haben  und  der  Spielsucht 
anderweit  Nahrung  verschaffen  würde. 

Der  Abgeordnete  Dr.  Windthorst  suchte  nachzuweisen,  dass 
das  Lotteriespiel  in  seiner  Wirkung  noch  weit  verderblicher  sei,  als 
die  Spielbanken.  Bei  beiden  sei  der  Erfolg  unsicher,  die  Staats- 
lotterie umfasse  jedoch  einen  weit  ausgedehnteren  Spielerkreis  und 
dringe  namentlich  in  die  niederen  Volksschichten  ein,  welche  die 
Dinge  nicht  so  klar  und  bestimmt  zu  übersehen  vermöchten,  als 
dieses  bei  den  Spielern  an  den  Spielbanken  der  Fall  wäre.  Trotz 
aller  Verbote  und  Kontrollen  würden  die  Lotterielose  von  Unter- 
händlern in  das  Volk  hineingetragen,  und  die  kleinen  Leute  mit 
allerlei  Praktiken  und  Manipulationen  zum  Spiele  veranlasst.  Die 
Erzielung  von  Staatseinnahmen  aus  unmoralischen  Handlungen  sei 
unter  keinen  Umständen  wünschenswert  und  um  so  mehr  zu  miss- 
billigen, als  viele  Fälle  vorkämen,  in  denen  zur  Abwendung  drohenden 
Vermögensverfalls  in  der  Lotterie  gespielt  und  dadurch  der  Ruin 
beschleunigt  würde. 

Dem  Antrage  des  Abgeordneten  Freiherrn  von  Minnigerode 
lag  nach  den  Ausführungen  des  Antragstellers  der  Gedanke  zu 
Grunde,  dass  die  Klassenlotterie  unbedenklich  als  Staatsinstitut  bei- 
zubehalten sei,  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  Ueberproduktion  an 
Losen  seitens  der  andern  mit  Staatslotterien  ausgestatteten  Einzel- 
staaten (Königreich  Sachsen,  Herzogtum  Braunschweig  u.  s.  w.)  und 
den  daraus  resultierenden,  vielfach  bethätigten  Bestrebungen,  die 
Spielsucht  anzuregen,  eine  nach  der  Bevölkerungsziffer,  der  Finanz- 
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kraft  u.  s,  w.  herbeizuführende  einheitliche  Regelung  der  Verhält- 
nisse angebahnt  werden  müsse.  Die  Parallele  der  Klassenlotterie 
mit  den  Spielbanken  sei  nicht  zutreffend.  Bei  den  letzteren  würde 
die  Spielleidenschaft  derart  angestachelt,  dass  in  kürzester  Frist  das 
ganze  Vermögen  in  Frage  kommen  könne,  während  bei  der  Klassen- 
lotterie der  Regel  nach  nur  Anteile  an  Lotterielosen,  welche  in  der 
Hand  der  weniger  bemittelten  Spieler  oft  auf  verschwindende  Bruch- 
teile zusammenschmelzen,  den  Gegenstand  des  Risikos  bildeten. 
Das  auf  feste  Chancen  gestellte  Geschäft  entwickele  sich  überdies 
langsam ,  die  Kontrolle  des  Staates  verbürge  den  normalen  und 
soliden  Verlauf  desselben.  In  dieser  Form  des  Spiels  hege  eine 
sehr  harmlose  Bethätigung  der  menschlichen  Neigung,  unter  Um- 
ständen den  Versuch  einer  ungewöhnlichen  Verbesserung  der  Glücks- 
umstände  zu  wagen,  und  dürfe  man  dieser  Art  der  Befriedigung 
der  Spielneigung  um  so  weniger  entgegentreten,  als  gerade  ein  der- 
artig konstruiertes  Sicherheitsventil  den  Anlass  gebe,  Abwege  zu 
vermeiden  und  Ausschreitungen  zu  verhüten. 

In  gleichem  Sinne  äusserten  sich  auch  die  Abgeordneten 
von  Uechtritz-Steinkirch  und  Schmidt  (Stettin). 

Seitens  des  Regierungskommissars  wurde  bemerklich  ge- 
macht ,  dass  die  Lotterie  zwar  vom  idealen  Standpunkt  misslich, 
auch  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  insofern  nicht  zu  billigen  sei, 
als  dem  Lotteriespiel  die  Absicht  zu  Grunde  liege,  ohne  entsprechende 
Arbeit  reich  zu  werden.  Die  Gleichstellung  der  Klassenlotterie  mit 
den  Spielbanken  sei  indes  keinesfalls  gerechtfertigt,  weil  die  letzteren 
durch  die,  infolge  des  Darbietens  augenblicklicher  Chancen  hervor- 
gerufene Aufregung  und  Aufreizung  ihre  verderbliche  Wirkung 
äussern,  während  dieses  Moment  bei  der  Klassenlotterie  gänzlich 
ausser  Betracht  käme.  Der  Staatsregierung  seien  auch  Fälle,  in 
denen  sich  jemand  durch  das  Lotteriespiel  ruiniert  habe,  nicht  be- 
kannt geworden. 

Der  Antrag  des  Abgeordneten  Freiherrn  von  Minnigerode 
wurde  vom  Abgeordnetenhause  angenommen ,  auch  der  Etat  der 
Lotterieverwaltung  unverändert  genehmigt. 


In  der  gegebenen  Darstellung  der  die  preussische  Staatslotterie 
berührenden  parlamentarischen  Vorgänge  tritt  die  Frage,  ob  bezw. 
wann  mit  der  Aufhebung  derselben  vorzugehen  sei,  in  den  Vorder- 
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grund  ^).  Die  Kurie  der  drei  Stände  hat  den  auf  die  Beseitigung 
der  Staatslotterie  gerichteten  Antrag  abgelehnt,  das  Haus  der  Ab- 
geordneten bei  den  verschiedenen,  den  gleichen  Gegenstand  be- 
treffenden Beratungen  den  Standpunkt  gewechselt.  Während  das- 
selbe in  den  Jahren  1856  und  186(3  (II,  III)  auf  die  gestellten 
Anträge  ablehnend  votierte,  gab  es  in  den  Jahren  1867  und  1868 
(IV,  V)  dem  Verlangen  Ausdruck,  dass  die  Lotterie  in  dem  nächsten 
Etat  nicht  mehr  Aufnahme  finden  möge,  liess  jedoch  später  die 
betreffende  Position  in  dem  vorgelegten  Etat  unbeanstandet,  und 
hat  sich  endlich  auch  den  in  den  Jahren  1883  und  1884  wieder- 
holten, auf  die  Vermittelung  der  Aufhebung  der  Lotterien  im  Reichs- 
gebiet gerichteten  Anträgen  gegenüber  (XIV)  im  wesentlichen  ne- 
gierend verhalten.  Die  in  den  Jahren  1869  und  1881  angestellten 
Versuche  der  Gegner  der  preussischen  Staatslotterie,  ihre  Absicht 
beim  Reichstage  durchzusetzen,  sind  an  der  ablehnenden  Haltung 
desselben  (VII,  XI)  gescheitert. 

Charakteristisch  ist  die  Haltung,  welche  die  preussische  Staats- 
regierung den  Bestrebungen  der  Gegner  der  Staatslotterie  gegenüber 
angenommen  hat.  Den  im  Jahre  1847  stattgehabten  Verhand- 
lungen war  die  Allerhöchste  Kabinetsordre  vom  21.  Juli  1841 
vorausgegangen.  Die  in  derselben  vorgesehenen  Massregeln  zur 
Beschränkung  des  Lotteriespiels  auf  die  wohlhabenden  Klassen 
wurden  mit  der  motivierenden  Bemerkung  eingeleitet,  dass  die 
Lao-e  des  Staatshaushalts  mit  Rücksicht  auf  die  anderweit  beab- 
sichtigten  Steuererleichterungen  die  Abschaffung  der  Lotterie  noch 
nicht  gestattet.  Bei  der  Beratung  der  Lotteriefrage  in  der  Kurie 
der  drei  Stände  wird  die  Finanzlage  zwar  ebenfalls  in  den  Vorder- 
grund gestellt,  ausserdem  aber  von  den  Vertretern  der  Staats- 
regierung auseinandergesetzt,  dass  das  Lotteriespiel  in  der  in 
Preussen  bestehenden  Form  weder  sittlich  noch  wirtschaftlich  ver- 
derblich wirke.  Die  im  Jahre  1867  von  dem  Finanzminister  von 
der  Heydt  abgegebene  Erklärung  dokumentiert  dagegen  inso- 
fern eine  grössere  Geneigtheit  für  die  Aufhebung  der  Staatslotterie, 


1)  Im  Königreich  Sachsen  ist  die  Aufhebung  der  Lotterie  in  der 
Sitzung  der  zweiten  Kammer  vom  7.  Januar  1884  von  dem  Abgeordneten 
von  Vollmer  angeregt,  der  Etat  jedoch  gegen  eine  Minorität  von  4  Stimmen 
angenommen.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  ist  die  Beseitigung  der  Lotterie 
so  viel  bekannt  nicht  in  Frage  gekommen. 
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als  in  derselben  die  Abneigung  gegen  diese  Einnahmequelle  mit 
voller  Deutlichkeit  hervortritt  und  die  bestimmte  Zusage  gemacht 
wird,  die  Staatslotterie  so  bald  als  möglich  zu  beseitigen.  Die  in 
Veranlassung  eines  Antrages  auf  Vermehrung  der  Lotterielose  der 
Staatslotterie  im  Jahre  1880  von  dem  damaligen  Finanzrainister 
Bitter  geäusserte  Meinung  lässt  zwar  gleichfalls  erkennen,  dass  die 
Staatsrecfieruncr  die  Lotterie  als  keine  besonders  erwünschte  Ein- 
nahmequelle  ansieht,  indes  ist  aus  der  hinzugefügten  Bemerkung, 
dass  die  Staatsregierung  sich  nicht  in  der  Lage  sehe,  die  Initiative 
für  die  Vermehrung  der  Lose  zu  ergreifen,  einen  darauf  abzielenden 
Beschluss  der  Landesvertretung  aber  in  sorgfältige  Erwägung  ziehen 
werde,  wohl  zu  entnehmen,  dass  der  frühere  Standpunkt  nicht 
absolut  und  unter  allen  Umständen  festgehalten,  und  durchführbaren 
Anträgen  der  Landesvertretung  ein  principieller  Widerstand  nicht 
entgegengesetzt  werden  soll.  In  gleichen  Grenzen  bewegen  sich  die 
vom  Regierungskommissar  in  den  Verhandlungen  des  Abgeordneten- 
hauses im  Jahre  1883  und  1884  abgegebenen  Erklärungen. 

lieber  die  zu  dem  Antrage  des  Freiherrn  von  Minnigerode 
einzunehmende  Stellung  hat  sich  die  preussische  Staatsregierung 
nicht  ausgesprochen,  und  es  bleibt  daher  noch  eine  offene  Frage, 
ob  dieselbe  sich  entschliessen  wird,  den  Weg  der  Vermittelung  einer 
gleichmässigen  Regelung  der  verschiedenen,  im  deutschen  Reichs- 
gebiet bestehenden  Staatslotterien  zu  betreten. 

Die  deutschen  Landeslotterien  ausserhalb  Preussens 
haben  mit  derselben  den  Charakter  der  Klassenlotterie  und  das 
Princip  gemeinsam,  dass  der  Gesamtbetrag  der  Einsatzgelder  un- 
verkürzt in  Gestalt  von  Gewinnen  zurückgewährt,  und  für  die 
Staatskasse  nur  ein  prozentualer  Abzug  von  den  Gewinnbeträgen 
in  Anspruch  genommen  wird.  Wesentliche  Abweichungen  bestehen 
nur  in  folgenden  Punkten: 

1)  Die  Landeslotterie  des  Königreichs  Sachsen  besteht 
aus  100,000  Losen,  auf  welche  50,000  Gewinne  entfallen.  Die 
Ziehung  erfolgt  in  fünf  Klassen  zu  gleichem  Einsatzbetrage  wie  in 
Preussen.  Die  Gewinne  sind  derart  verteilt,  dass  in  den  vier  ersten 
Klassen  je  3500,  in  der  letzten  36,000  Gewinne  gezogen  werden. 
Der  niedrigste  Gewinn  ist  in  der  ersten  Klasse  auf  105  Mark,  in 
der  zweiten  auf  160  Mark,  in  der  dritten  auf  210  Mark,  in  der 
vierten  und  fünften  auf  260  Mark,  der  höchste  Gewinn  ist  in  der 
ersten  Klasse   auf  30,000  Mark  festgesetzt,    steigt  in  den  drei  fol- 
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genden  Klassen  um  je  10,000  Mark  und  schliesst  in  der  letzten 
Klasse  mit  500,000  Mark  ab.  Der  Betrag  des  niedrigsten  Gewinns 
der  ersten  Klasse  ist  deshalb  höher  gegriffen  als  bei  der  preussischen 
Staatslotterie,  um  die  Gewinner  in  den  Stand  zu  setzen,  sich  für 
den  Gewinn  ein  Kauflos  zur  folgenden  Klasse  zu  verschaffen.  Frei- 
lose im  Sinne  der  preussischen  Lotterieeinrichtung  werden  nicht 
ausgegeben,  der  Zweck  derselben  wird  aber  dadurch  erreicht,  dass 
die  Einnehmer  möglichst  dafür  Sorge  tragen,  dass  jeder  Spieler  für 
ein  in  den  ersten  vier  Klassen  gezogenes  Los  ein  Kauflos  erhalten 
kann,  welches  der  Einnehmer  —  was  in  Preussen  unzulässig  ist  — 
bis  dahin  für  eigene  Rechnung  spielt. 

Ausser  ganzen  und  halben  Losen  werden  Fünftel-  und  Zehntel- 
losabschnitte, auch  mit  sofortiger  Volleinzahlung  für  alle  fünf  Klassen 
(sog.  Volllose)  ausgegeben.  Der  Gewinnabzug  des  Staats  mit  Ein- 
schluss  der  Einnehmergebühren  ist  auf  1 5^/2^/0  festgesetzt.  Die 
unverlangte  Zusendung  von  Losen  seitens  der  Collecteure  ist  nicht 
untersagt,  der  Empfänger  solcher  Lose  jedoch,  selbst  wenn  er  die- 
selben ohne  Erlegung  des  Preises  oder  ohne  die  Erklärung,  das 
Los  spielen  zu  wollen,  an  sich  behält,  im  Nichtgewinnungsfalle  zur 
Bezahlung  des  Preises  nicht  verpflichtet,  im  Gewinnfalle  aber  als 
rechtmässiger  Inhaber  zu  betrachten. 

2)  Die  braunschweigische  Landeslotterie  besteht  gleich- 
falls aus  100,000  Losen  mit  50,000  Gewinnen,  deren  Ziehung  in  sechs 
Klassen  stattfindet.  Der  Einsatz  für  ein  Los  beträgt  in  der  ersten, 
zweiten  und  sechsten  Klasse  je  15  Mark,  in  der  dritten,  vierten  und 
fünften  Klasse  je  23  Mark,  also  in  summa  114  Mark.  In  der  ersten, 
zweiten  und  vierten  Klasse  werden  je  3000,  in  der  dritten  5000, 
in  der  fünften  2000,  in  der  sechsten  34,000  Gewinne  gezogen.  Der 
niedrigste  Gewinn  beziffert  sich  in  der  ersten  Klasse  auf  40  Mark, 
in  der  zweiten  auf  70  Mark,  in  der  dritten  auf  100  Mark,  in  der 
vierten  auf  130  Mark,  in  der  fünften  und  sechsten  auf  150  Mark. 
Der  höchste  Gewinn  ist  für  die  erste  Klasse  auf  20,000  Mark 
normiert,  steigt  in  den  vier  folgenden  Klassen  um  je  10,000  Mark 
und  beträgt  in  der  sechsten  Klasse  200,000  Mark.  Dem  zuletzt 
gezogenen  Hauptgewinn  der  letzten  Klasse  —  als  Hauptgewinn 
gelten  die  Gewinne  von  3000  Mark  und  darüber  —  tritt  eine  Prämie 
von  300,000  Mark  hinzu.  Das  Institut  der  Freilose  besteht  nicht, 
indes  findet  auch  hier  im  Falle  des  Gewinnes  in  einer  Vorklasse 
das  Weiterspiel  durch  Erwerb  von  Kauflosen  statt.    Den  in  Preussen 
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zulässigen  Losabschnitten  treten  Achtellose  hinzu.  Der  Gewinn- 
anteil des  Staats  ist  auf  12  "/o  festgesetzt.  Die  Hauptcollecteure 
erhalten  von  den  Spielern  3*/o  des  Gewinnbetrages. 

3)  Die  Grossherzoglich  Mecklenburg-Schwerinsche 
Landeslotterie  ist  nur  mit  18.000  Losen  ausgestattet,  auf  welche 
9000  in  sechs  Klassen  verteilte  Gewinne  entfallen.  Der  Einsatz  für 
ein  Los  beträgt  in  der  ersten  Klasse  6  Mark,  in  der  zweiten  19  Mark, 
in  der  dritten  25  Mark,  in  der  vierten  28  Mark,  in  der  fünften  und 
sechsten  je  18  Mark,  also  in  summa  114  Mark.  In  den  fünf  ersten 
Klassen  werden  je  700  Gewinne ,  in  der  sechsten  5500  Gewinne 
gezogen.  Alle  in  den  fünf  ersten  Klassen  mit  den  kleinsten  Ge- 
winnen gezogenen,  und  aUe  in  der  sechsten  Klasse  ohne  Gewinn 
gebliebenen  Nummern  erhalten  zu  der  folgenden  Klasse  bezw.  zur 
ersten  Klasse  der  nächstfolgenden  Lotterie  ein  Freilos,  oder,  falls  es 
daran  fehlen  sollte,  den  voUen  Wert  desselben  (25  Mark,  50  Mark, 
78  Mark,  96  Mark,  114  Mark,  6  Mark).  Der  niedrigste  Gewinn 
ist  für  die  ersten  fünf  Klassen  auf  5  Mark,  für  die  sechste  auf 
155  Mark  normiert.  Der  höchste  Gewinn  beziffert  sich  in  der  ersten 
Klasse  auf  4000  Mark,  in  der  zweiten  auf  5000  Mark,  in  der  dritten 
auf  6000  Mark,  in  der  vierten  auf  8000  Mark,  in  der  fünften  auf 
10,000  Mark,  in  der  sechsten  auf  75,000  Mark.  Die  geringe  Ziffer 
des  niedrigsten  Gewinns  in  den  ersten  fünf  Klassen  fechtfertigt  sich 
dadurch,  dass  der  Spieler  für  die  nächste  Klasse  unentgeltlich  ein 
Freilos  erhält.  Bei  dieser  Lotterie  besteht  wie  bei  der  braun- 
schweigischen  die  Einrichtung,  dass  in  der  letzten  Klasse  derjenigen 
Nummer,  auf  welche  der  letzte  der  126  grösseren  Gewinne  (von 
1000  Mark  und  darüber)  fällt,  eine  Prämie  von  150,000  Mark,  der 
zu  allerletzt  gezogenen  Nummer  ein  sogenannter  Extragewinn  von 
1000  Mark  zugeschlagen  wird.  Hinsichtlich  der  Losabschnitte  be- 
steht das  gleiche  Verhältnis  wie  zu  2.  Der  Gewinnanteil  des  Staats 
ist  auf  12  *'/o  festgesetzt.  Für  die  Collecteure  wird  ausserdem  der 
Betrag  von  6^/4*^,0  in  Abzug  gebracht.  Die  Debitierung  der  Löse 
ist  einem  Handlungshause  überlassen,  demselben  auch  die  Annahme 
von  SubcoUecteuren  bei  eigener  Haftung  gestattet. 

4)  Die  Hamburger  Stadtlotterie  besteht  aus  100,000  Losen 
mit  50,500  in  sieben  Klassen  verteilten  Gewinnen.  Der  Einsatz 
für  ein  Los  beträgt  in  der  ersten  Klasse  4,50  Mark,  in  der  zweiten 
10,25  Mark,  in  der  dritten  imd  siebenten  je  15,95  Mark,  in  der 
vierten,  fünften  und  sechsten  je  21,65  Mark,  in  summa  111,60  Mark. 


J26  ^-  Marcinowski, 

In  den  vier  ersten  Klassen  werden  je  4000,  in  der  fünften  Klasse  3500, 
in  der  sechsten  Klasse  2000,  in  der  siebenten  Klasse  29,000  Gewinne 
gezogen.  Der  niedrigste  Gewinn  ist  für  die  erste  Klasse  auf  20  Mark, 
für  die  zweite  auf  40  Mark,  für  die  dritte  auf  67  Mark,  für  die 
vierte  auf  94  Mark,  für  die  fünfte  auf  124  Mark,  für  die  sechste 
und  siebente  auf  145  Mark  normiert.  Der  höchste  Gewinn  beziffert 
sich  in  der  ersten  Klasse  auf  50,000  Mark,  steigt  in  jeder  der  darauf 
folgenden  fünf  Klassen  um  je  10,000  Mark  und  erhebt  sich  in  der 
siebenten  Klasse  auf  200,000  Mark.  Dasjenige  Los,  auf  welches 
in  der  letzten  Klasse  der  zuletzt  gezogene  Hauptgewinn  (als  Haupt- 
gewinne kommen  die  Gewinne  von  2000  Mark  und  darüber  in  Be- 
tracht) entfällt,  erhält  ausserdem  eine  Prämie  von  300,000  Mark. 
Freilose  werden  im  allgemeinen  nicht  ausgegeben,  der  Inhaber  einer 
gezogenen  Nummer  kann  sich  die  fernere  Teilnahme  nur  durch  den 
Erwerb  eines  noch  im  Glücksrade  befindlichen  Loses  gegen  Zahlung 
des  für  Kauf  lose  bestimmten  Einsatzes  sichern;  dagegen  erhalten 
die  Inhaber  der  in  der  letzten  Klasse  nicht  mit  einem  Gewinne 
gezogenen  Lose  unentgeltlich  ein  Los  zur  ersten  Klasse  der  folgenden 
Lotterie  oder  an  Stelle  dessen  den  dafür  im  Plane  ausgesetzten 
Betrag  von  6  Mark  in  barem  Gelde.  Die  Teilung  der  Lose  in 
Abschnitte  ist  dem  Befinden  der  Generaldirektion  überlassen.  Der 
Gewinnanteil  der  Stadt  ist  progressiv  geregelt.  Von  Gewinn- 
beträgen bis  zu  100  Mark  einschliesslich  werden  lO^/o,  von  solchen 
bis  1000  Mark  einschliesslich  13''/o,  von  den  höheren  Gewinnen  und 
der  Prämie  15°/o   erhoben. 

Das  Einsatzkapital   der   deutschen  Landeslotterien   be- 
ziffert sich  für  jede  Lotterie  auf  folgende  Beträge: 

1)  Königreich    Preussen  '  (27,279,111    Ein- 

wohner)       13,728,000  Mark 

2)  Königreich  Sachsen  (2,972,803  Einwohner)     18,135,000  Mark 

3)  Grossherzogtum  Mecklenburg-Schwerin 

(577,055  Einwohner) 1,831,500  Mark 

4)  Herzogtum  Braunschweig  (349,367  Ein- 

wohner)       10,402,000  Mark 

5)  Stadt  Hamburg  (453,869  Einwohner)      .       9,620,100  Mark 

Summa    53,716,600  Mark 
Die  Jahressumme  beläuft  sich  unter  der  Voraussetzung,  dass 
in  jedem  Jahre  zwei  Lotterien  gespielt  werden,    auf  den  doppelten 
Betrag  dieser  Summe,  mithin  auf  107,433,200  Mark. 
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Die  jährliche  Bruttoeinnahme  für  die  Staatskasse  stellt 
sich  nach   dem  letzten   Staatshaushaltsetat  heraus:    • 

1)  für  das  Königreich  Preussen  innerhalb  der 

Gesamtsumme    der    Staatseinnahmen    von 

1,130,234,790  Mark  auf 4,034,000  Mark 

2)  für  das  Königreich  Sachsen  innerhalb  der 

Gesamtsumme    der    Staatseinnahmen    von 

123,773,955  Mark  auf 5,604,250  Mark 

3)  für  das  Herzogtum  Braunschweig   inner- 

halb    der    Gesamtsumme     der    Staatsein- 
nahmen von  28,485,600  Mark  auf  .     .     .     1,169,000  Mark 

4)  für    die    Stadt    Hamburg    innerhalb    der 

Gesamtsumme    der    Staatseinnahmen    von 

36,935,177  Mark  auf 1,454,000  Mark 

Für  das  Grossherzogtum  Mecklenburg-Schwerin  ist  die 
Bruttoeinnahme  in  Ermangelung  anderweiter  amtlich  publizierter  Nach- 
richten auf  12"  0  der  Einsätze  bezw.  Gewinne,  also  auf  439,560  Mark 
zu  veranschlagen. 

Von  der  gesamten  planmässigen  Anzahl  der  Lose  wird  nach 
Massgabe  des  Reichsgesetzes  betreffend  die  Erhebung  von  Reichs- 
stempelabgaben vom  1.  Juli  1881  eine  Stempelabgabe  von  5''/o  des 
Einsatzbetrages  zur  Reichskasse  abgeführt,  welche  seitens  der  Lotterie- 
verwaltungen durch  entsprechende  Zuschläge  zum  Einsatzpreise  der 
Lose  von  den  Spielern  erhoben  wird.  Bei  vollständigem  Absatz  der 
Lose  beziffert  sich  die  Jahressumme  dieser  Abgabe  auf  5,371,660  Mark. 

Nach  dem  Staatshaushaltsetat  des  Königreichs  Sachsen  wird 
ein  Betrag  von  48,825  Mark  als  Konzessionsgeld  für  den  Vertrieb 
der  Lose  in  benachbarten  Staaten  gezahlt.  In  dem  Etat  der  Stadt 
Hamburg  findet  sich  eine  Einnahmeposition  von  60,000  Mark 
unter  der  Bezeichnung  „Rekognition  von  den  Pächtern  der  herzog- 
lich braunschweiffischen  Landeslotterie". 


Die  staatliche  Greldverwaltung. 

Von 

Dr.  £iigeu  von  PhilippoTich, 

Privatdozent  an  der  Universität  in  Wien. 

Je  weiter  das  Bedürfnis  nach  Ausdehnung  der  Verwaltungs- 
thätigkeit  des  Staates  dringt  und  mit  neuen  Aufgaben  neue  Organi- 
sationen hervorruft,  desto  mehr  steigert  sich  auch  der  finanzielle 
Bedarf  des  Staates,  um  die  Kosten,  welche  mit  jener  Verwaltungs- 
thätigkeit  verbunden  sind,  zu  decken.  Allenthalben  hat  daher  diese 
Entwickelungstendenz  der  Verwaltung  die  Einnahmen  des  Staates 
erhöht  und  entweder  zur  Eröffnung  neuer  wirtschaftlicher  Betriebe 
durch  den  Staat  oder  Steigerung  der  Abgaben  geführt.  Welche 
Wege  dabei  auch  eingeschlagen  wurden,  ob  förderlich  für  das 
Gedeihen  der  Volkswirtschaft  oder  nicht,  das  eine  Resultat  ist  un- 
bestreitbar, dass  der  Anteil  des  Staates  an  dem  allgemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Zahlungsprozess  durch  den  vermehrten  Empfang  von 
Geldern  aus  den  Privatwirtschaften  und  die  Steigerung  seiner  eigenen 
Zahlungen  ein  bedeutender  geworden  ist.  Neben  diesen  auf  eine 
Erhöhung  der  Einnahmen  des  Staates  zur  Bestreitung  seiner  Ver- 
waltungszwecke abzielenden  Erscheinungen  ist  aber  auch  jene  Be- 
wegung nicht  zu  übersehen,  welche  dem  Staate  einen  Teil  des 
Volkseinkommens  anvertraut,  damit  er  dasselbe  im  Interesse  der 
Deponenten  verwalte.  Zu  der  auf  allgemeinen  Verwaltungsgrund- 
sätzen beruhenden  Ue bernahme  von  Kautionen  und  Depositen  ist 
die  Handhabung  eines  Kreditwesens  getreten,  wonach  der  Staat  die 
Ueberschüsse  der  Einzelwirtschaften  im  Interesse  der  einzelnen  ver- 
waltet (Postsparkassen)  oder  die  in  private  Sparkassen  gelegten 
Gelder  an  sich  zieht  (Frankreich,  England).  Daran  schliesst  sich 
die  noch  unfertige  Bewegung  eines  staatlichen  Versicherungswesens, 
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einer  Selbstversorgung  der  Beamten  durch  Beitragsleistung  zu 
künftigen  Pensionen,  Witwen-  und  Waisengeldern  u.  s.  w.  Eine 
unübersehbare  Perspektive  eröffnet  sich  dadurch  für  den  Eintritt 
des  Staates  in  den  allgemeinen  Geldverkehr,  beruhend  auf  jenem 
allgemeinen  Gesetz  der  quantitativen  und  qualitativen  Vermehrung 
der  Aufgaben  des  Staatswesens. 

Es  ist  daher  nicht  unangemessen,  die  Frage  aufzuwerfen,  in 
welcher  Weise  der  Staat,  welchem  alljährlich  ein  grosser  Teil  des 
Volkseinkommens  anvertraut  wird,  die  ihm  in  Erfüllung  der  Ab- 
gabenpflicht, als  Gegenzahlung  einer  Leistung  oder  zur  Aufbewahrung 
überorebenen  Gelder  bis  zu  ihrem  Wiederaustritte  aus  der  Staats- 
Wirtschaft  verwaltet.  Es  handelt  sich  hierbei  nicht  um  die  materielle 
Verwendung  der  Staatsgelder  zur  Erfüllung  der  Verwaltungsaufgaben, 
sondern  um  jene  Grundsätze,  von  welchen  die  Geldbewegung  inner- 
halb der  Staatswirtschaft  beherrscht  sein  soll,  also  imi  die  für  die 
Sammlung,  Verteilung.  Bewegung  der  Staatsgelder  zum  Zwecke  der 
Bereitstellung  für  jene  materielle  Verwaltungsthätigkeit,  für  die  Art 
der  Zahlungsleistung  u.  s.  w,  aufzustellenden  Normen.  Nur  mit  der 
Verwaltung  der  Staatsgelder  in  diesem  Sinne  werden  wir  uns  im 
folgenden  beschäftigen  und  auf  ihre  Bedeutung  haben  wir  durch  die 
betonte  stete  Vermehrung  des  Anteües  des  Staates  an  dem  Geld- 
verkehre hinweisen  woUen.  Denn  je  grösser  die  Summen  sind, 
welche  in  jedem  Augenblicke  in  die  Staatskassen  fliessen  imd  wieder 
aus  denselben  strömen,  desto  bedeutsamer  wird  die  Stellung  des 
Staates  für  das  Geld-  und  Kreditwesen  des  volkswirtschaftlichen 
Gebietes,  dem  er  angehört  und  desto  wichtiger  die  Frage  nach  der 
zweckmässigsten  Organisation  seines  Zahlungswesens  und  den  obersten 
Grundsätzen,  nach  welchen  dasselbe  geleitet  werden  soll.  Denn  wenn 
auch  die  dabei  zu  lösenden  Fragen  zunächst  rein  formeller  und 
technischer  Natur  sind,  indem  sie  nur  ein  Eingehen  in  die  Formen 
des  im  Staate  vor  sich  gehenden  Geldverkehres  verlangen,  so  knüpfen 
sich  doch  Konsequenzen  daran,  welche  auch  in  materieller  Beziehung 
für  die  \virtschaftliche  Aufgabe  der  Staatswirtschaft  von  hoher  Be- 
deutung sind.  Gerade  technische  Fortschritte  sind  es  gewesen,  welche 
zu  allen  Zeiten  den  grössten  Einfluss  auf  die  Entwickelung  des  ge- 
sellschaftlichen Lebens  ausgeübt  haben,  und  dieselben  sind  iiLS- 
besondere  für  die  menschliche  Wirtschaft  von  tief  einschneidender 
Bedeutung  geworden. 

.  So  waren  auch  für  die  gedeihliche  Entwickelung  der  Staatswirt- 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  553  9 


130  ^-  ^-  Philippovich, 

Schaft  die  Einführung  eines  geordneten  Systems  der  Buchführung, 
die  Aufstellung  von  Voranschlägen,  die  Zusammenfassung  derselben 
zu  einem  Budget,  die  Trennung  der  Kassen  von  den  Verwaltungs- 
behörden und  die  Ordnung  derselben  zu  einem  selbständigen  System 
als  Grundlage  der  innerhalb  desselben  auszuführenden  Verwaltung 
der  Staatsgelder  von  der  grössten  Wichtigkeit. 

Die  Entwickelung  dieser  letzteren  macht  seit  Beginn  dieses  Jahr- 
hunderts einen  weiteren  bedeutenden  Fortschritt,  an  welchem  die 
verschiedenen  Staaten  Europas  einen  ungleichen  Anteil  nehmen. 
Während  nämlich  mit  der  festeren  Fügung  der  staatlichen  gegen- 
über ständischen  und  lokalen  Organisationen  schon  zu  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  ein  Zusammenschliessen  der  einzelnen  zur  Ver- 
waltung öffentlicher  Gelder  bestimmten  Kassen  zu  einem  Staats- 
kassensystem Hand  in  Hand  geht,  machen  Staaten,  wie  England, 
Frankreich,  Belgien  und  selbst  Russland  einen  weiteren  Schritt  nach 
vorwärts  und  verbinden  die  Verwaltung  der  Staatsgelder  mit  dem 
Bankwesen,  während  die  übrigen  Staaten,  vor  allem  die  deutschen 
Landesstaaten  und  0 esterreich  noch  an  dem  reinen  Staatskassen- 
system festhalten.  Mit  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches  wird 
allerdings  auch  für  dieses  das  System  der  bankmässigen  Verwaltung 
der  Reichsgelder,  jedoch  in  höchst  ungenügender  Weise,  angenommen. 

Worin  besteht  nun  der  Unterschied  zwischen  diesen  beiden 
Systemen  und  welches  sind  die  Vorzüge  des  einen  vor  dem  anderen? 
Dies  zu  untersuchen  ist  Aufgabe  des  Folgenden. 


Es  ist  natürlich,  dass  die  besondere  Aufgabe,  welche  der  staat- 
lichen Wirtschaft  bei  der  Verwaltung  der  eingehenden  Einnahmen 
bis  zu  ihrer  Verwendung  als  Ausgabe  obliegt,  der  Beobachtung 
staatswirtschaftlicher  Schriftsteller  nicht  entgangen  sein  konnte  und 
zum  Gegenstand  der  Untersuchung  gemacht  worden  sein  muss.  In 
der  That  finden  wir  von  Seckendorff  bis  auf  die  jüngste  Zeit 
herab  fast  in  allen  Schriftstellern,  welche  die  technischen  Seiten  der 
staatswirtschaftlichen  Verwaltung  berühren,  diesbezügliche  Grund- 
sätze  erwähnt. 

Seckendorff  erklärt  als  die  zwei  Aufgaben  der  fürstlichen 
Kammer,  zii  überwachen,  erstens  dass  die  herrschaftlichen  Einnahmen 
gehörig  eingebracht,  ,zur  fürstlichen  cammer  oder  dero  disposition 
geliefert   und    bereit   gehalten    werden" ,    zweitens    dass    der    ganze 
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Ertrag  ,zu  aller  fürstlichen  nothdurflft  und  erfordemng  gebührlich 
und  vemünfftig  dispensiret,  ausgetheilet  und  angewendet  werde"  ^), 
wobei  allerdings  die  wirkliche  Verwendung  und  die  Disponierung 
über  die  staatlichen  Einnahmen  zum  Zwecke  der  Bereitstellung  zur 
Verwendung  entsprechend  der  damaligen  mangelhaften  Sonderung 
von  Verwaltung  und  Finanzwesen  miteinander  vermengt  werden. 

Mit  der  Entwickelung  und  Ausbildung  der  staatlichen  Wirtschaft, 
der  Trennung  von  Einnahme-  und  Ausgabe  Verwaltung  begann  sich 
das  Bedürfnis  und  damit  auch  die  Anerkennung  eines  bestimmten 
Grundsatzes  über  die  Verwendung  der  staatlichen  Gelder  innerhalb 
der  Staatswirtschaft  selbst  zu  bilden  und  Justi  konnte  als  eine 
besondere  Regel  der  Kammer  aufstellen,  ,dass  sie  die  Stärke  und 
Beschaffenheit  einer  jeden  Kasse  zu  allen  Zeiten  wissen,  sowohl  als 
wann  und  zu  welcher  Zeit  diese  oder  jene  Ausgaben  vorfallen"  '), 
wobei  er  allerdings  von  dem  obersten  Grundsatz  der  Notwendigkeit 
der  Erhaltung  des  Staatsvermögens  ausging,  also  noch  nicht  zu  einer 
Theorie   der  Verwaltung  der  Staatsgelder  für  sich  gekommen  war. 

Eine  solche  Theorie  findet  sich  aber  bei  den  staatswirtschaft- 
lichen Schriftstellern  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahrhunderts. 
Jakob  stellt  bereits  die  Principien  auf,  welche  auch  in  der  Folge 
allgemein  anerkannt  wurden.  Die  Einnahmen  sollen  wo  möglich 
dort  erfolgen,  wo  die  Ausgabe  zu  leisten  ist  und  zu  solchen  Zeiten, 
dass  sich  Eingang  der  Einnahme  und  Fälligkeit  der  Ausgabe  decken. 
Die  Kassen  müssen  stets  mit  Fonds  sichergestellt  sein,  um  die  auf 
sie  gewiesenen  Zahlungen  durchführen  zu  können,  aber  die  Gelder 
müssen  so  kurze  Zeit  als  möglich  in  den  Kassen  ruhen  und  eiligst 
zu  den  bestimmten  Ausgaben  wandern.  Man  muss  sich  daher  jeden 
Augenbhck  eine  Uebersicht  über  alle  Einnahmen  und  Ausgaben 
verschaffen  können  ').  Von  solchen  Grundsätzen  ausgehend,  ent- 
wickelt Jakob  auch  bereits  ein  denselben  entsprechendes  System 
der  Kassen,  welchem  sich  auch  Malchus  in  seiner  Politik  der 
inneren  Staatsverwaltung  anschliesst  *).  Im  zweiten  Teü  des  Hand- 
buches der  Finanzwissenschaft  und  Finanzverwaltung  erweitert 
Malchus  dasselbe  zu  einer  Theorie  der  Kassenverwaltung  ^),  wobei 


1)  Teutscher  Fürstenstaat,  Aufl.  von  1720,  lU.  Th.,  4.  K.,  §  4. 

*)  Staatswirtschaft  1758,  2.  Bd.,  S.  499. 

')  Staatsfinanzwirtschaft  §  1268  und  §  1287. 

*)  1.  c.  §  191  fg. 

*)  1.  c.  §  127. 
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ihm  für  die  Wichtigkeit  der  letzteren  der  Einfluss  massgebend  ist, 
welchen  sie  auf  den  schnelleren  oder  trägeren  Umlauf  der  öffent- 
lichen Gelder  zu  äussern  vermag.  Die  Durchführung  der  hierbei 
zu  treffenden  Massregeln  liegt  der  Finanzverwaltung  ob,  deren  dies- 
bezügliche Aufgabe  „in  der  Anordnung  und  Kombination  der  An- 
stalten und  Massregeln  für  Einzug  und  Bereithaltung  (des  Staats- 
einkommens) zum  Behufe  seiner  Verwendung  in  jedem  Momente 
und  an  jedem  Orte  seines  Bedarfes"   besteht  ^). 

In  selbständigen  Schriften  über  das  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen des  Staates  werden  zu  gleicher  Zeit  die  Principien  für  die 
zweckmässigste  Organisation  der  Staatskassen,  der  innerhalb  der- 
selben durchzuführenden  Geldbewegung  mit  Rücksicht  auf  den  End- 
zweck des  ganzen  Kassensystems  die  staatlichen  Ausgaben  rasch  und 
mit  möglichst  geringer  Häufung  unbenutzt  liegender  Gelder  leisten 
zu  können  ziemlich  eingehend,  namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf 
bestimmte  Staaten  entwickelt.  Seit  Malchus  aber  wendet  man 
speciell  dieser  Seite  der  Finanzverwaltung  geringe  Aufmerksamkeit 
zu.  Noch  Stein  und  Wagner  berühren  sie  in  den  ersten  Auf- 
lagen ihrer  finanzwissenschaftlichen  Werke  gar  nicht,  um  ihr  erst 
in  den  späteren  eine  principielle  Stellung  in  der  Darstellung  der 
Finanzverwaltung  einzuräumen.  Wie  die  Grundsätze,  welche  hierbei 
aufgestellt  werden  können,  an  sich  einfach  und  klar  sind  und  nur 
durch  die  Komplikationen  der  Realität  sich  Schwierigkeiten  für  die 
Anwendung  ergeben,  so  sind  denn  auch  die  Ausführungen  Steins 
und  Wagners  untereinander  und  mit  den  schon  von  den  Früheren 
aufgestellten  Ansichten  übereinstimmend  ^).  Eine  Verschiedenheit 
der  Behandlung  ist  nur  insofern  vorhanden,  als  diese  nur  von  den 
Ausgaben  des  Staates  im  allgemeinen  sprachen,  während  der  modernen 
Untersuchung  die  verfassungsmässige  Staats-  oder  Budgetwirtschaft 
zu  Grunde  gelegt  ist  und  nunmehr  die  Ausführung  des  Budgets 
d.  i.  „der  durch  die  staats wirtschaftliche  Verordnungsgewalt  organi- 
sierte und  geleitete  Prozess,  durch  welchen  die  vorhandenen  Ein- 
nahmen den  gesetzlich  anerkannten  Ausgaben  zugeführt  werden" 
(Stein),  massgebend  wird  für  die  bezüglich  der  stets  in  die  Staats- 
kassen fliessenden  Einnahmen  zu  treffenden  Verfügungen.    Die  Geld- 


')  1.  c.  S.  3. 

^)  Vgl.  Stein,  Finanzwissenschaft  4.  Aufl.,  S.  96  fg.  und  Wagner,  Finanz- 
wissenschaft 3.  Aufl.  1.  Bd.,  insbes.  S.  206  fg. 
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bewegiing  soll  in  Raum  und  Zeit  derart  reguliert  und  demgemäss 
durch  ein  entsprechendes  Staatskassensystem  unterstützt  werden, 
dass  die  budgetmässigen  Ausgaben  aus  den  budgetmässigen  Ein- 
nahmen ihre  rasche  Beftiedigimg  finden. 

Dies  ist  allerdings  die  wichtigste  und  erste  Aufgabe,  von  welcher 
man  bei  Verwendung  der  dem  Staate  zufliessenden  Einnahmen  aus- 
gehen muss,  allein  es  ist  nicht  die  einzige,  und  die  Theorie  macht 
sich  hiedurch  einer  Einseitigkeit  schuldig,  durch  welche  sie  hinter 
der  Praxis  zurückbleibt. 

Die  dargelegten  theoretischen  Principien  bezüglich  der  Ver- 
waltung der  Staatsgelder  gehen  nämlich  alle  nur  von  einem  Gesichts- 
punkt aus.  Sie  betrachten  die  Ausgaben  des  Staates  und  die  dafür 
nötigen  Geldbewegungen  innerhalb  der  Kassen  und  bestimmen  da- 
durch die  für  die  letzteren  massgebenden  Forderungen.  Sie  fassen 
nur  die  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  innerhalb  der  Kassen 
mit  Rücksicht  auf  ihre  budgetmässige  Bestimmung  ins  Auge.  Die 
in  der  Praxis  vielfach  durchgeführte  Verwertung  der  öffentlichen 
Gelder,  soweit  sie  zu  jenen  Zahlungen  nicht  nötig  sind,  durch  zeit- 
weilige Deponierung  in  Banken  oder  üebergabe  der  Verwaltung 
aller  Staatsgelder  an  Banken,  blieb  theoretisch  unbegründet.  An- 
deutungen finden  wir  allerdings  auch  hierüber  und  namentlich  Stein 
gebührt  das  Verdienst  für  die  theoretische  Klarstellung  der  in  Frage 
stehenden  staats wirtschaftlichen  Funktion  neue  Anregung  gewährt 
zu  haben  dadurch,  dass  er  dieselbe  nicht  mehr  unter  dem  eng 
begrenzten  Begriff  der  K  a  s  s  e  n  Verwaltung ,  sondern  unter  dem 
allgemeineren  der  staatlichen  Geldverwaltimg  betrachtet.  Er  hat 
hierbei  auf  den  durch  eine  Verbindung  dieser  staatlichen  Geldverwal- 
tung mit  dem  Bankwesen  erzielten  Einfluss  des  Staates  auf  das 
volkswirtschaftliche  Kreditwesen  durch  die  in  einer  solchen  Bank 
vereinigte  Geldmacht  von  Privatkapital  und  Staatsgeldem  hingewiesen 
und  diese  Betrachtung  in  direkten  Zusammenhang  mit  der  Leitung 
der  Geldbewegung  in  den  Staatskassen  selbst  gebracht  ^).  Allein 
bestinunte  Forderungen  für  die  Organisation  und  Stellung  der  Geld- 
verwaltung sind  daraus  nicht  zu  entnehmen.  Eingehender  hatte 
Wagner  schon  früher  die  Bedeutung  der  Verwaltung  der  Staatsgelder 
durch   eine  Bank   vom    volkswirtschaftlichen  Standpunkt   erörtert'), 


')  1.  c.  S.  98. 

»)  Zettelbankpolitik,  Freiburg  1873,  S.  385  fg. 
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doch   unterblieb   hierbei   eine  Untersuchung   des   Verhältnisses   vom 
Standpunkte  der  Finanzverwaltung. 

Unseres  Erachtens  liegt  der  Fehler  aller  vorgängigen  Theorien 
der  Kassen-  oder,  vrie  wir  im  Anschluss  an  Stein,  richtiger  sagen 
werden,  der  Geldverwaltung  in  der  mangelnden  Betrachtung  der 
Verwaltung  der  öffentlichen  Gelder  als  einer  für  sich  bestehenden, 
allerdings  durch  zahlreiche  gegebene  Verhältnisse  eingeengten  und 
bedingten  Aufgabe  der  Staatswirtschaft.  Es  konnten  daher  auch 
nie  die  für  die  letztere  angenommenen  höchsten  Principien  auf  die 
Geldverwaltung  angewendet  werden  und  doch  scheint  es  uns  keinem 
Zweifel  zu  unterliegen,  dass  dieselben  eine  solche  Anwendung  dulden. 
Wir  wollen  daher  im  weiteren  den  Begriff  und  die  Aufgabe  der 
Geldverwaltung  aus  dem  Wesen  der  Staats  Wirtschaft  zu  deduzieren 
versuchen,  und  ihre  üebereinstimmung  mit  dem  Staatskassensystem 
oder  dem  System  der  bankmässigen  Verwaltung  prüfen. 


Es  ist  klar,  dass  alle,  von  wem,  aus  welchem  Grunde  und  zu 
welchem  Zwecke  auch  immer  an  den  Staat  gezahlten  Gelder  von 
dem  Momente  der  Uebergabe  an  in  sein  Eigentum  treten  und  ihm 
nur  die  Pflicht  obliegt,  sie  in  der  Erfüllung  seiner  Verwaltungs- 
thätigkeit  zu  verwenden,  die  bedungene  Gegenleistung  zu  gewähren 
oder  gleiche  Summen  zur  festgesetzten  Zeit  oder  dem  bestimmten 
Auftrag  gemäss  zurückzuzahlen.  Dadurch  vermag  sich  die  staatliche 
Verwaltungsthätigkeit  frei  zu  gestalten.  Der  Staat  ist  in  jedem 
Momente  Eigentümer  bedeutender  Summen,  mit  welchen  er  schalten 
kann,  wie  er  will  —  innerhalb  der  Schranken,  welche  ihm  seine 
ebenso  bedeutenden  Verpflichtungen  auferlegen.  Das  richtige  Er- 
wägen dieser  Verpflichtungen  im  Vergleiche  mit  den  im  Besitze  des 
Staates  befindlichen  Geldern,  die  danach  zu  treffenden  Massregeln, 
um  die  Zahlungsfähigkeit  des  Staates  zu  allen  Zeiten  und  auf  allen 
Punkten  zu  wahren  und  für  die  sich  als  überflüssig  ergebenden 
Gelder  eine  Verwendung  zu  finden,  das  bildet  den  eigentlichen 
Inhalt  der  staatlichen  Geldverwaltung,  welche  in  dem  Momente  be- 
ginnt, als  sich  aus  irgend  einer  dritten  Wirtschaft  ein  Geldbestand 
loslöst  und  zu  welchen  Zwecken  oder  aus  welchem  Grunde  immer 
in  das  Eigentum  des  Staates  übergeht.  In  den  meisten  Fällen  sind 
es  private  Gelder,  welche  hier  zu  öffentlichen  werden. 

Wir  nennen  alle  im  Eigentum  des  Staates  befindlichen  Gelder 
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öffentliche  Gelder,  da  ihre  weitere  Verwendung  seitens  des 
Staates  den  dafür  bestehenden  öffentlichen  Rechtsordnungen  und 
Kontrollen  unterworfen  ist.  Dieselben  sind  in  den  einzelnen  Staaten 
natürlich  nach  dem  jeweiligen  Zustande  der  Verfassung  und  Ver- 
waltung verschieden.  Sie  werden  aber  zugleich  bestimmt  durch  den 
Charakter,  welchen  die  Wirtschaft  des  Staates  überhaupt  hat  und 
dieser  lässt  sich  für  die  Gegenwart  folgendermassen  feststellen. 

Der  Staat  vereinigt  sämthche  Privatwirtschaften  seines  Terri- 
toriums zu  einer  wirtschaftlichen  Einheit,  bei  welcher  dieselben  der 
Ausgangspunkt  und  Endpunkt  seiner  Thätigkeit  sind.  Die  Leistimgen, 
welche  die  einzelnen  Wirtschaften  zu  Gunsten  der  Gesamtheit,  jener 
durch  den  Staat  repräsentierten  wirtschaftlichen  Einheit  aller,  zu  machen 
haben,  beruhen  zunächst  auf  rechtlichen  Verpflichtungen.  Allem 
damit  sind  die  Beziehungen  zwischen  den  Privatwirtschaften  und 
der  Wirtschaft  des  Staates  nicht  erschöpft.  Es  entsteht  vielmehr 
ein  neuer  wirtschaftlicher  Zusammenhang,  indem  durch  die 
Gegenleistungen  des  Staates  in  der  Erfüllung  der  allgemeinen  Staats- 
aufgaben ein  im  einzelnen  nicht  fassbarer,  im  ganzen  aber  vor- 
handener Ersatz  für  jene  Leistungen  der  Privatwirtschaften  durch 
Erhöhung  der  wirtschaftlichen  Erwerbskraft  derselben  geboten  wird. 

Dieser  im  Wesen  des  Staates  begründete  Zusammenhang  er- 
zeugt nun  auch  nach  der  rechtlichen  Seite  hin  eine  neue  Forderung, 
welche  in  der  Verfassung  zum  Ausdruck  kommt.  Die  Verwendung 
der  den  Privatwirtschaften  entzogenen  oder  dem  Staate  sonst  zu- 
gekommenen wirtschaftlichen  Werte  soll  in  solcher  Weise  erfolgen, 
dass  dadurch  die  Entwickelung  der  Gemeinschaft  gefördert  werde. 
Die  gesetzgebende  Gewalt,  durch  welche  der  WDle  der  alle  Bürger 
umfassenden  Staatspersönlichkeit  repräsentiert  wird,  soU  daher  die 
Verwendung  derselben  regeln  und  kontrollieren. 

Die  Form,  in  welcher  der  Wille  der  gesetzgebenden  Gewalt 
über  die  Verwendung  der  dem  Staate  zufliessenden  Einnahmen  aus- 
gedrückt wird,  ist  das  Budget.  Die  Verwendung  selbst  geschieht 
durch  die  der  gesetzgebenden  Gewalt  unterworfene  Verwaltung. 
Innerhalb  derselben  ist  die  Leitung  und  Verfügung  über  die  staat- 
lichen Gelder  entsprechend  dem  im  Budget  ausgedrückten  Staats- 
willen dem  Finanzminister  anvertraut.  Die  Rechnungspflicht  der 
Verwaltung,  eine  unabhängige,  nur  der  gesetzgebenden  Gewalt 
unterworfene  Kontrolle,  welche  die  Verwaltung  Schritt  für  Schritt 
begleitet,  sichern  die  Durchführung  des  Staatswillens.    Dadurch  wird 
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der  oben  aufgestellte  Begriff  der  öffentlichen  Gelder  gerechtfertigt, 
indem  alle  dem  Staate  zukommenden  Gelder  einer  öffentlichen 
Rechtsordnung  unterworfen  sind  und  ihre  Verwaltung  nach  den 
Grundsätzen  derselben  stattfinden  muss. 

Wir  haben  bereits  den  Moment  erwähnt,  in  welchem  die  staat- 
liche Geldverwaltung  beginnt.  Das  Ende  derselben  ist  nun  offenbar 
dort  gelegen,  wo  die  staatlichen  Gelder  wieder  in  das  Eigentum 
anderer  Wirtschaften  zurückkehren.  Seine  Begrenzung  wird  also 
durch  die  Ausgaben  des  Staates  gegeben,  welche  an  Zeit  und  Ort 
gebunden  sind.  Diese  werden  durch  das  Budget  fixiert.  Das  Budget 
ist  seinem  Begriffe  nach  der  ziffermässige  Ausdruck  der  durch  einen 
bestimmten  staatlichen  Wirtschaftsplan  in  Einnahme  und  Ausgabe 
angestrebten  Ergebnisse.  Während  das  Erreichen  der  im  Budget 
eingestellten  Höhe  der  Einnahmen  im  allgemeinen  vom  Willen  des 
Staates  unabhängig  ist,  enthält  dasselbe  bezüglich  der  Ausgaben 
eine  Generalinstruktion  (Gneist)  an  die  Verwaltung,  ihre  Ausgaben 
innerhalb  der  festgesetzten  Summen  zu  halten.  Es  enthält  zugleich 
meistens  eine  Prohibitivnorm  bezüglich  der  Verwendung  der  unter 
einem  Titel  bewilligten  Gelder  für  einen  anderen.  Treten  nur  die 
bei  Aufstellung  des  Budgets  vorausberechneten  Fälle  ein,  so  wird 
das  wirkliche  Ergebnis  der  Wirtschaftsperiode  mit  letzterem  über- 
einstimmen müssen.  Man  kann  daher  das  Budget  als  das  antizipierte 
Resultat  eines  für  eine  bestimmte  Wirtschaftsperiode  aufgestellten 
Wirtschaftsplanes  bezeichnen.  Damit  ist  das  formelle  Ziel  gegeben, 
welches  die  Geldverwaltung  im  Staate  anzustreben  hat.  Die  ein- 
gehenden Einnahmen  sind  für  die  im  Budget  ausgedrückten  Zwecke 
zu  verwenden,  die  letzteren  bezeichnen  gewissermassen  die  Wege, 
auf  welchen  die  öffentlichen  Gelder  wieder  zu  privaten  werden  ^). 

Dadurch  ist  nun  auch  das  Gebiet  der  staatlichen  Geldverwaltung 
begrenzt.  Dasselbe  umfasst  alle  dem  Staate  zufliessenden  Gelder 
vom  Momente  des  Einganges  bis  zum  Wiederaustritte  aus  der  Ver- 
waltung des  Staates  durch  Zahlungsleistung  oder  Darlehensgewährung. 
Jedoch  nicht  die  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  zu  diesen 
letzteren,  im  Budget  näher  specialisierten  Zwecken  selbst  ist  Auf- 
gabe  der  Geldverwaltung.     Die  Aasführung   des   Budgets   wird  ja 


*)  Um  durch  das  Budget  die  gesamte  Bewegung  in  den  dem  Staate  zu- 
gekommenen Geldern  mit  Rücksicht  auf  ihre  Bestimmung  verfolgen  zu  können, 
muss  das  staatliche  Budget  allerdings  ein  vollkommenes  Bruttobudget 
sein,  welcher  Forderung  aber  die  wenigsten  Staaten  entsprechen. 
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durch  die  Verwaltung  besorgt.  Die  Geldverwaltung  hat  nur  die 
Verfügung  über  die  öffentlichen  Gelder,  wobei  sie  durch  jene  Thätig- 
keit  der  Verwaltung  gebunden  ist,  indem  sie  dieser  letzteren  überall 
und  zu  allen  Zeiten  die  von  derselben  benötigten  Summen  bereit 
stellen  muss. 

Die  Ausführung  des  Budgets,  die  Erfüllung  der  dem  Staate 
obliegenden  rechtlichen  Verpflichtungen  durch  die  Verwaltung  be- 
dingt nun  eine  kontinuirliche  Reihe  von  Zahlungen.  Dieselben  sind 
teils  zeitlich  und  örtlich,  oder  nur  zeitlich,  oder  nur  örtlich  bestimmt, 
oder  sie  entziehen  sich  jeder  genauen  Vorausberechnung.  Da  aber 
der  Staat  schon  im  Interesse  seines  Kredites  jederzeit  seinen 
Zahlungsverpflichtungen  nachkommen  muss,  ergibt  sich  daraus  für 
die  Geldverwaltung  eine  doppelte  Pflicht. 

1)  Der  Staat  muss  zu  jeder  Zeit  über  jene  Summen  verfügen 
können,  welche  zu  Erfüllung  der  etwa  an  ihn  herantretenden  For- 
derungen notwendig  sind. 

2)  Diese  Summen  müssen  zu  jeder  Zeit  in  solcher  Weise  ört- 
lich verteilt  sein,  dass  der  an  einem  bestimmten  Ort  zu  fordern 
Berechtigte  auch  daselbst  befriedigt  werden  kann. 

Dies  ist  aber  nur  dadurch  möglich,  dass  der  Staat  zu  allen 
Zeiten  in  seinen  Kassen  einen  Geldbestand  und  zwar  in 
solcher  Verteilung  hält,  dass  alle  in  dem  gegebenen 
Zeitpunkte  fälligen  Forderungen  erfüllt  werden 
können. 

Dies  ist  die  erste  aus  den  rechtlichen  Verpflichtungen  des 
Staates  entspringende  Aufgabe  der  G eldver waltung ,  welcher  nun 
die  zweite  aus  der  wirtschaftlichen  Natur  des  Staates,  dem  Ver- 
hältnis der  Staatswirtschaft  zu  den  Privatwirtschaften  entstehende 
Aufgabe  gegenübertritt. 

Die  Staatswirtschaft  steht  nicht  als  eine  mit  den  Privatwirtschaften 
konkurrierende,  Sonderinteressen  verfolgende  Wirtschaft  da,  ihre 
Aufgabe  ist  vielmehr,  die  Existenz  und  das  Gedeihen  der  letzteren 
zu  schützen  und  zu  fördern.  Zunächst  wird  darauf  Rücksicht 
genommen  bei  der  Bestimmung  der  Verwendung  der  den  Privat- 
wirtschaften entzogenen  oder  sonst  dem  Staate  zugekommenen 
Gelder.  Die  Geldverwaltung  tritt  nur  als  ein  Mittel  ein,  diese 
Verwendung  durch  Erfüllung  der  damit  verbundenen  Zahlungen 
zu  erreichen.  Allein  sie  kann  auch  selbständig  fordernd  ein- 
greifen.    Die    Staatswirtschaft    erzeugt    einen    fortwährenden    Ab- 
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fluss  von  Geldern  aus,  und  ein  Zurückströmen  derselben  zu  Privat- 
wirtschaften. Aufgabe  der  Geldverwaltung  ist  es,  dies  Zurückströmen 
zu  beschleunigen,  das  was  auf  der  einen  Seite  genommen  wurde, 
rasch  auf  der  anderen  Seite  wieder  zu  geben.  Aufgabe  der  Geld- 
verwaltung ist  es,  die  Bildung  von  Beständen  zu  vermeiden. 
Sie  kann  zwar,  da  sie  durch  die  rechtlich  bestimmte  Verwendung 
der  Gelder  gebunden  ist,  dieselben  nicht  etwa  wieder  den  zahlenden 
Privatwirtschaften  im  Masse  ihrer  Zahlung  zuführen,  allein  sie  kann 
verhindern,  dass  sie  der  Gesamtheit  der  Privatwirtschaften  entzogen 
bleiben.  Sie  kann  den  Umlauf  beschleunigen  und  vermeiden,  dass 
im  Besitze  des  Staates  sich  tote  Kapitalien  befinden,  welche  der 
Volkswirtschaft  entzogen  sind.  Dieser  Grundsatz,  welcher  bereits 
der  einzelnen  Privatwirtschaft  gegenüber  als  berechtigter  Wunsch 
gilt,  wird  für  die  Staatswirtschaft  Pflicht,  da  ihr  die  Vorsorge  für 
das  Gedeihen  der  Privatwirtschaften  obliegt.  Das  aus  der  wirt- 
schaftlichen Aufgabe  des  Staates  fliessende  Princip  für  die  Geld- 
verwaltung besteht  daher  darin,  dass  dieselbe  die  den  Privat- 
oder anderen  Wirtschaften  entnommenen  Gelder  so 
rasch  als  möglich  wieder  der  Volkswirtschaft  zur  Ver- 
fügung stelle. 

Die  beiden  Grundforderungen  der  staatlichen  Geld  Verwaltung 
stehen  in  einem  Widerspruch.  Auf  der  einen  Seite  das  Princip, 
überall  und  zu  jeder  Zeit  Bestände  zu  halten ;  auf  der  anderen  Seite 
das  Princip,  Bestände  zu  vermeiden.  Es  ist  nun  offenbar  unmöglich 
die  Bildung  von  Beständen  ganz  hintanzuhalten,  wenn  der  Staat 
seinen  rechtlichen  Verpflichtungen  pünktlich  nachkommen  soll.  Dies 
erscheint  aber  als  seine  erste  und  dringendste  Pflicht.  Die  zweite 
Forderung  kann  daher  nur  bestimmend  wirken  auf  das  Mass  der 
zu  haltenden  Bestände  und  das  geringste  noch  zur  Erreichung  des 
ersten  Zieles  hinlängliche  Mass  als  das  wünschenswerteste  bezeichnen. 
Die  bestimmte  Beantwortung  der  Frage,  wie  hoch  dieselben  sein 
müssen,  richtet  sich  nach  den  konkreten  Umständen  und  wird  viel 
mehr  Gegenstand  einer  auf  praktische  Erfahrungen  gegründeten 
Beurteilung,  als  einer  wissenschaftlichen  Untersuchung  sein.  Allein 
die  Wissenschaft  erhebt  dieser  Notwendigkeit  gegenüber  eine  neue 
Forderung.  Wenn  es  dem  Staate  auch  unmöglich  ist  die  den  Privat- 
wirtschaften entzogenen  Gelder  sogleich  wieder  in  dieselben  hinüber- 
zuleiten, so  kann  er  sie  unter  Umständen  doch  für  die  Volkswirt- 
schaft nutzbar  machen. 
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Die  in  den  Staatskassen  liegenden  Gelder  repräsentieren  ein 
Kapital.  Die  Höhe  desselben  ist  bedingt  durch  das  Mass,  in  welchem 
die  fortlaufenden  Zahlungen  sich  mit  den  Eingängen  aus  den  Ein- 
nahmen decken  oder  nicht  decken.  Dies  nach  Zeit  und  Ort  ver- 
schiedene Verhältnis  ist  für  den  Staat  als  Ganzes  und  im  Vergleiche 
verschiedener  Finanzjahre  geringen  Schwankungen  unterworfen,  imi 
so  geringeren  natürlich,  je  stetiger  die  Einnahmen  und  die  Aus- 
gaben geworden  sind.  Diesen  zu  jeder  Zeit  im  Staate  notwendigen 
Fonds  an  Geldern  zur  Ermöglichung  steter  Zahlungsleistung  nennen 
wir  den  kontinuierlichen  Bestand  der  Kassen.  Derselbe  ist 
natürlich  im  Laufe  des  Jahres  von  verschiedener  Höhe,  je  nach  der 
zeitlichen  Verteilung  der  staatlichen  Zahlungen  und  ebenso  ver- 
schieden für  die  einzelnen  örtlich  verteilten  Staatskassen.  Durch 
Erfahrung  wird  es  in  einem  Staatswesen  mit  geregelten  Verwaltungs- 
verhältnissen möglich  sein,  die  Höhe  desselben  einigermassen  zu 
berechnen.  Derselbe  wird  aber  von  Zeit  zu  Zeit  vermehrt  durch 
vorübergehende  Bestände,  welche  auf  einem  erhöhten  Eingang 
gegenüber  den  augenblicklichen  Ausgaben  oder  einer  Verminderung 
der  letzteren  im  Verhältnis  zur  Höhe  des  kontinuierlichen  Bestandes 
beruhen.  Dieselben  liegen  für  kürzere  Zeiten  ganz  unbenutzt  in 
den  Staatskassen,  dienen  nicht  einmal  zur  Aufrechterhaltung  der 
Zahlungsmöglichkeit ,  sondern  gehen  erst  mit  der  Zeit,  wenn  die 
Ausgaben  wieder  wachsen ,  in  den  kontinuierlichen  Bestand  über, 
da  ja  mit  der  Zahlungssteigerung  auch  die  Höhe  des  letzteren  ge- 
steigert werden  muss.  Diese  nur  vorübergehend  in  den  Staatskassen 
liegenden  Gelder  nennen  wir  den  fluktuierenden  Bestand  ^). 
Sowohl  der  kontinuierliche,  als  der  fluktuierende  Bestand  sind  ein 
totes,  der  Volkswirtschaft  entzogenes  Kapital.  Den  kontinuierlichen 
Bestand  kann  der  Staat  offenbar  gar  nicht  entbehren,  während  der 
fluktuierende  eben  jene  ihm  für  kurze  Zeit  überflüssige  Geldmenge 
ist.    Hier  entsteht  nun  die  Aufgabe  für  die  staatliche  Geldverwaltung, 


*)  Stein  scheidet  zwischen  Kassen  behalt  und  Kassen  bestand  und 
versteht  unter  ersterem  die  überhaupt  in  den  Kassen  vorhandene  Summe,  unter 
dem  letzteren  die  für  die  laufenden  Zahlungen  nötige  Geldmenge.  Der  Bestand 
ist  also  das,  was  wir  kontinuierlichen  Bestand  genannt  haben,  während  der  Be- 
halt sowohl  den  kontinuierlichen,  wie  den  fluktuierenden  Bestand  unserer  Bezeich- 
nung umfasst.  Vgl.  Finanzwissenschaft  4.  Aufl.,  1.  Bd.,  S.  96.  Für  die  Präzi- 
sierung  dessen,  was  die  Geld  Verwaltung  zu  leisten  vermag,  scheint  uns  unsere 
Scheidung  wichtiger  zu  sein. 
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erstens  durch  die  ihr  zu  Grebote  stehenden  organisatorischen  Mittel 
die  Höhe  des  kontinuierlichen  Bestandes  zu  vermindern ,  zweitens 
den  fluktuierenden  Bestand  im  Interesse  der  Volkswirtschaft  za  ver- 
werten. 

In  welcher  Weise  dies  geschehen  kann,  soll  im  weiteren  im 
Zusammenhange  mit  der  Organisation  der  G eldver waltung ,  welche 
hierfür  von  der  grössten  Wichtigkeit  wird,  dargelegt  werden. 

3. 

Für  die  staatliche  Geld  Verwaltung  kann  es  keine  selbständige, 
von  dem  allgemeinen  Verwaltungsorganismus  losgetrennte  Organi- 
sation geben,  da  sie  ja  durch  die  mit  finanziellen  Leistungen  ver- 
bundenen Aufgaben  der  letzteren  bedingt  ist.  Sie  bedarf  nur  einer 
Leitung,  welche  sowohl  die  Einnahmen  des  Staates,  wie  seine  Aus- 
gaben übersieht  und  darnach  jene  Bewegung  in  den  staatlichen 
Geldbeständen  verursacht,  welche  notwendig  ist,  um  die  zeitliche 
und  örtliche  Inkongruenz  der  bevorstehenden  Ausgaben  und  der 
dafür  zur  Verfügung  stehenden  Gelder  auszugleichen.  Dies  ist  in 
jedem  Staate  Aufgabe  des  obersten  Leiters  der  Staatsfinanzen,  des 
Finanzministers,  welcher  die  Einnahmen  des  Staates  im  Interesse 
der  Staatswirtschaft  durch  stete  Bereitstellung  der  zur  Ausgabe 
nötigen  Summen  und  im  Interesse  der  gesamten  Volkswirtschaft 
durch  möglichstes  Hintanhalten  der  Bildung  toter  Bestände  und 
Beschleunigung  des  Rückströmungsprozesses  zu  verwalten  hat  ^). 
Allein  dieser  Aufgabe  kann  er  nur  durch  den  gegebenen  Organismus 
von  Aemtern,  welche  die  Einnahmen  des  Staates  zu  empfangen  und 
die  Ausgaben  zu  leisten  haben,  nachkommen  und  insoweit  die  staat- 
liche Geld  Verwaltung  notwendig  an  diesen  Organismus  gebunden  ist, 
ja   ihn   zu  ihrer  Existenz  geradezu  zur  Voraussetzung  hat,    können 


')  In  Frankreich  bestand  allerdings  eine  Zeit  lang,  unter  Napoleon  I.,  eine 
selbstjindige  Behörde  zur  Leitung  der  Geldverwaltung.  Es  war  dies  das  Mini- 
stere  du  tresor  public,  dessen  Aufgabe  war:  ^Fexecution  des  lois  et  decrets 
qui  ont  pour  objet  d'assurer  les  recettes  du  tresor  et  de  regier  les  depenses 
publiques;  la  distribution  des  fonds  ä  mettre  ä  la  disposition  des  düFerents 
Ministeres  et  l'administration  de  payment  des  fonds  et  revenus  publics  de  toute 
nature,  de  la  caisse  du  tresor  public  ä  Paris  ou  dans  les  caisses  exterieures  u.  s.  w. 
S.  Malchus,  Politik  der  inneren  Staatsverwaltung,  S.  200.  An  die  Stelle  dieses 
Ministere  du  tresor  public  ist  sodann  die  noch  jetzt  bestehende  Abteilung  des 
Finanzministeriums,  ^division  du  mouvement  des  fonds"  getreten. 
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wir  von  demselben  als  dem  Organismus  der  staatlichen  Geldverwal- 
tung sprechen. 

Art  und  Mass,  in  welchem  die  einnehmenden  und  ausgebenden 
Aemter  an  der  Geldverwaltung  beteiligt  sind,  sind  jedoch  durchaus 
ungleich.  Die  Einhebung  einer  Einnahme  ist  noch  kein  Akt  der 
Geldverwaltung,  da  dieselbe  erst  mit  der  vorhandenen  Einnahme 
beginnt,  die  wirkliche  Auszahlung  ist  eine  mechanische  Ausführungs- 
handlung, welche  nicht  mehr  zu  der  Geldverwaltung  gehört.  Allein 
das  die  Einnahme  einhebende  Amt  gibt  die  Bedingung  und  das  die 
Auszahlung  leistende  Amt  die  Durchführung,  beide  zusammen  liefern 
also  das  Medium,  durch  welches  die  Geldverwaltung  ihre  Aufgabe 
erfüllt.  Jenen  Organismus  aber,  welcher  die  Aufgabe  hat,  die  Ein- 
nahmen des  Staates  zu  empfangen  und  die  Ausgaben  zu  leisten, 
nennen  wir  das  Kassenwesen  und  das  System  desselben  bildet  somit 
die  Grundlage  der  staatlichen  Geld  Verwaltung. 

"Während  unter  den  Einnahmeämtern  nur  jene  in  Betracht 
kommen,  welche  die  Einnahmen  wirklich  empfangen,  nicht 
aber  jene,  welche  die  Einnahme  vorbereiten,  die  Steuerverteilung  vor- 
nehmen, die  Einschätzungen  prüfen,  die  Einhebung  anordnen  u.  s.  w., 
sind  von  den  ausgebenden  Aemtern  nicht  nur  jene,  welche  die  Aus- 
gabe wirklich  leisten,  von  Bedeutung,  —  diese  kommen  nur  als 
Teil  des  Kassensystems  in  Betracht  —  sondern  vor  allem  auch  jene 
zu  berücksichtigen,  welche  die  Ausgabe  anweisen,  mithin  die  Ver- 
wendung staatlicher  Gelder  verfügen.  Dies  sind  die  sog.  an- 
weisenden oder  verrechnenden  Behörden  (Ordonnateurs, 
accounting  departements) ,  welche  dem  Kreise  der  allgemeinen  zur 
Durchführung  der  Staatsaufgaben  eingesetzten  Verwaltungsbehörden 
angehören  und  nach  Massgabe  der  Budgetinstruktion  die  mit  Er- 
füllung ihrer  Aufgaben  verbundenen  Ausgaben  leisten,  d.  h.  durch 
Anweisung  an  die  Kassen  zur  Zahlung  bringen.  Während  die  Kassen 
nur  die  lokalen  Sammelpunkte  staatlicher  Gelder,  in  ihrer  Gesamt- 
heit also  der  Organismus  sind,  durch  welchen  die  notwendige  lokale 
Verteilung  derselben  erfolgt,  geben  die  anweisenden  Behörden  durch 
die  von  ihnen  zu  erlassenden  Anweisungen  das  Mass  ab  für  die 
Geldbewegung,  welche  innerhalb  des  Kassenorganismus  erfolgen  soll, 
und  sind  daher  direkt  bestimmend  für  das  Mass  der  Thätigkeit  der 
Geldverwaltung  selbst. 

Mit  den  Kassen  und  den  über  die  daselbst  erliegenden  Gelder 
verfügenden  Behörden  ist  der  Organismus,  durch  welchen  die  staat- 
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liehe  Geldverwaltung  bedingt  erscheint,  erschöpft.  Allein  an  diese 
beiden  Organisationen  schliessen  sich  die  zweier  unmittelbar  damit 
zusammenhängender  Funktionen,  des  Rechnungs-  und  Kontrolls- 
wesens, welche,  weil  sie  eben  jede  finanzielle  Bewegung  auf  dem 
Gebiete  der  Verwaltung  begleiten,  zwar  nicht  die  Thätigkeit  der 
Geldverwaltung  bedingen,  allein  jeden  ihrer  Akte  aufzuzeichnen  und 
zu  überwachen  in  der  Lage  sein  müssen  und  dies  thun,  indem  sie 
die  Bewegung  der  Gelder  in  den  Kassen  und  ihren  Zusammenhang 
mit  den  Verfügungen  der  anweisenden  Behörden  verfolgen  und 
kontrollieren. 

Bezüglich  der  Ausbildung  dieser  Organisation  weisen  die  Staaten 
Europas  eine  grundlegende  Verschiedenheit  auf.  Während  nämlich 
die  einen,  noch  auf  einer  älteren  Stufe  der  Entwickelung  stehenden 
Staaten  an  der  Existenz  und  organisatorischen  Durchbildung  eines 
besonderen  Staatskassensystems  festhalten,  ist  die  andere  Gruppe  in 
eine  mehr  oder  weniger  enge  Verbindung  mit  dem  Bankwesen  ge- 
treten und  hat  dadurch  ihre  Geldverwaltung  freier,  leichter  und 
wirtschaftlicher  zu  ordnen  vermocht,  als  die  ersteren  es  vermögen. 
Da  wir  mit  Rücksicht  auf  die  von  uns  oben  gekennzeichnete  Auf- 
gabe der  staatlichen  Geldverwaltung  zu  zeigen  versuchen  wollen, 
dass  eine  solche  Verbindung  durch  das  Wesen  der  staatlichen  Geld- 
verwaltung gefordert  wird,  werden  wir  im  folgenden  nur  auf  die 
Organisation  der  Geld  Verwaltung  jener  Staaten  Rücksicht  nehmen, 
welche  noch  an  dem  Staatskassensystem  festhalten,  also  wesentlich 
die  Grundzüge  der  Organisation  in  Oesterreich  und  den  deutschen 
Landesstaaten  verfolgen.  Aus  ihrer  Unzulänglichkeit  für  gewisse 
Aufgaben  der  staatlichen  Geldverwaltung  soll  sich  dann  die  Not- 
wendigkeit einer  Reform  ergeben. 

a)  Das  System  der  Kassen. 

Die  Kassen  und  das  System  derselben  sind  in  ihrem  Ursprünge 
und  ihrer  Gestaltung  durch  lange  Zeit  an  die  besondere  Natur  der 
Einnahme-  und  Ausgabeverwaltung  geknüpft  gewesen,  indem  nicht 
nur  die  eine  wie  die  andere  ihre  besonderen  Kassen  hatten,  sondern 
dieselben  auch  noch  nach  den  Zweigen  der  Einnahmen  und  der 
Ausgaben  weiter  geteilt  und  vervielfältigt  waren.  In  vollkommener 
Reinheit  hat  dies  Princip  der  Trennung  von  Einnahme-  und  Ausgabe- 
kassen  und  ihre    Specialisierung  nach    Zwecken   wohl   niemals   be- 
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standen.  Verwendung  der  Einnahmekassen  zur  Zahlung,  der  Aus- 
gabekassen zur  Vereinnahmung  wenigstens  der  Verwaltungseinnahmen, 
der  Kasse  des  einen  Verwaltungszweiges  zu  Zahlungen  für  einen 
anderen  verwischten  diesen  Charakter  der  Specialität  des  Kassen- 
wesens und  bereiteten  die  Lostrennung  der  Kassen  von  der  Ver- 
waltung vor.  Dieselbe  ward  vollkommen  erst  möglich,  als  man 
durch  ein  geordnetes  System  der  Buchführung  und  eine  genaue 
Feststellung  des  Anweisungsrechtes  in  der  Lage  war,  buchmässig 
die  Eingänge  aus  den  Einnahmequellen  und  die  Ausgaben  der  ver- 
schiedenen Verwaltungszweige  auseinanderzuhalten  und  die  An- 
weisungen der  letzteren  zu  kontrollieren.  Eine  materielle  Sonderung 
der  Staatsgelder  war  damit  nicht  mehr  nötig  und  aus  der  Zer- 
splitterung und  Vielgestaltigkeit  der  Kassen  wurde  ein  System  des 
Kassenwesens  durch  eine  nach  bestimmten  Principien  geordnete 
Verbindung  der  Kassen  untereinander  zur  Durchführung  der  drei- 
fachen Aufgabe:  die  Gelder  von  den  dritten  Wirtschaften  zu 
übernehmen,  die  Vereinigung  und  Verteilung  der  Gelder  zu  besorgen 
und  Zahlungen  zu  leisten  ^). 

Durch  die  Selbständigkeit  des  Kassenwesens  ist  erst 
die  freie  Verfügung  über  die  Staatsgelder  durch  eine  einheitliche 
Leitung,  den  Finanzminister,  überhaupt  ermöglicht  worden.  Durch 
eine  passende  Organisation  dieses  selbständigen  Kassenwesens 
werden  sodann  die  Bedingimgen  geschaffen,  die  durch  jene  Ver- 
fügungen beabsichtigte  Geldbewegung  innerhalb  der  Kassen  mit 
Rücksicht  auf  den  Endzweck,  Bereitstellung  der  Staatsgelder  für 
die  Ausgaben,  in  der  einfachsten  Weise  durchzuführen.    Das  hierbei 


')  Eine  selbständige  Geschichte  des  Kassenwesens  in  den  einzelnen  euro- 
päischen Staaten  fehlt  derzeit  noch.  Die  Entwickelung  in  England  seit  dem 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  habe  ich  in  meiner  Schrift,  Die  Bank  von  England 
im  Dienste  der  Finanzverwaltmig  des  Staates,  Wien,  1885,  dargestellt,  soweit 
sie  auf  der  Verbindung  mit  der  Bank  beruht. 

Die  die  Entwickelung  des  Kassenwesens  namentlich  in  den  deutschen  Ländern 
betreffende  Litteratur  findet  man  bei  Wagner,  Finanzwissenschaft,  3.  Aufl., 
S.  188  fg.;  daselbst,  wie  auch  in  Schönbergs  Handbuch,  3.  Bd.,  S.  416  fg, 
eine  historische  Skizze  der  Finanzbehörden  in  den  deutschen  Staaten.  Für  die 
Geschichte  der  österreichischen  Reichs  finanzverwaltung  im  vorigen  Jahrhundert 
gibt  einigen  Aufschluss  de  Luca,  Historisch  statistisches  Lesebuch  1798,  II.  Teil, 
5.  Abschn.  und  Justi,  Staatswissenschaft,  II.  Teil.  Ueber  das  im  Text  Gesagte 
vgl.  übrigens  auch  noch  Lichtnegel,  Geschichte  des  österr.  Kontrolls-  und 
Rechnungswesens.    Wien.  1872,  S.  15. 
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gegenwärtig  anerkannte  Princip  ist  das  der  fiskalischen  Kassen- 
einheit ^). 

Zur  zweckmässigen  Disposition  über  das  gesamte  Staatseinkommen, 
zur  Verhinderung  einer  übermässigen  lokalen  Anhäufung  von  Geld- 
beständen und  zur  Erreichung  einer  vollkommenen  Uebersicht  über 
die  vorhandenen  Geldbestände  erscheint  es  notwendig,  sämtliche 
Staatseinnahmen  mindestens  rechnungsmässig  in  einer  Centralkasse 
zu  konzentrieren  und  von  dieser  Centralkasse  aus  den  Verwaltungs- 
zweigen die  nötigen  Gelder  zu  überweisen,  respektive  die  Zahlungen 
selbst  zu  leisten.  Die  Operationen  dieser  Kasse  sind  zum  grossen 
Teil  nur  Buchungen,  da  nur  die  wenigsten  Staaten  (Belgien,  Eng- 
land) in  der  Lage  sind,  ihre  Zahlungen  in  bedeutendem  Masse  bei 
der  Centralkasse  zu  konzentrieren.  Die  wirkliche  Geldbewegung 
(Vereinnahmung,  Zahlung,  Verteilung)  geht  daher  in  dem  System 
von  Kassen  vor  sich,  als  deren  Spitze  die  Centralkasse  erscheint. 

Dieses  System  wird  nun  allerdings  noch  immer  beherrscht  von 
der  Gestaltung  der  Einnahmeverwaltung  und  jener  Verwaltungs- 
zweige, deren  Thätigkeit  das  Ausgabewesen  konstituiert.  Jedoch 
in  einem  anderen  Masse  als  in  früheren  Jahrhunderten,  indem  aus 
dem  qualitativen  Gegensatz  von  Einnahme-  und  Ausgabekassen  ein 
gradueller  geworden  ist. 

Die  Notwendigkeit,  die  Einhebung  der  Einnahmen  mit  der 
Verwaltung  derselben  zu  verbinden,  bringt  es  mit  sich,  dass  die 
untersten  Organe  der  Einnahmeverwaltung,  welche  die  Ueberein- 
stimmung  der  Einzahlung  mit  der  Vorschreibung  zu  überwachen, 
zum  Teil  diese  letztere  selbst  vorzunehmen,  in  jedem  Falle  aber 
über  dieselbe  Buch  zu  führen  haben,  auch  die  Einzahlung  in  Em- 
pfang nehmen.  Diese  untersten  Aemter  der  Einnahmeverwaltung, 
die  sogenannten  perzipierenden  Aemter,  stellen  daher  die  untersten 
Elemente  des  Kassenwesens  dar,  die  Eingangskanäle,  durch  welche 
die  Gelder  aus  den  Privatwirtschaften  in  die  Staatswirtschaft  ein- 
treten. Eine  Scheidung  derselben  nach  den  Einkommenszweigen 
hat  nicht  mit  Notwendigkeit  einzutreten,  doch  wird  dies  mit  Rück- 
sicht auf  die  besondere  Natur  derselben  häufig  geschehen.  (Schei- 
dung  von    Kassen   für    direkte,    für   indirekte   Steuern:    Zollämter, 


^)  Stein,  Finanzwissenschaft  S.  89;  Wagner,  Finanzwissenschaft  S.  237. 
Das  Princip  der  fiskalischen  Kasseneinheit  ist  übrigens  schon  von  den  älteren 
Finanzschriftstellem  anerkannt  worden.  S.  Jakob,  Staatsfinanzwissenschaft, 
§  1310;   Malchus,  Finanzwissenschaft,  IL  Teil,  §  23. 
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Verzehrungssteuerämter .  Gefällsämter,  Taxämter,  Post-,  Tele- 
graphen-, Eisenbahnkassen  u.  s.  w.).  Diese  zunächst  nur  zur  Ein- 
hebung der  Einnahmen  bestimmten  Kassen  müssen  sich  natur- 
gemäss  in  ungemein  reicher  Gliederung  über  den  ganzen  Staat 
erstrecken. 

Alle  übrigen  Kassen  erscheinen  nun  neben  den  Perzeptions- 
ämtern  als  Ausgabekassen.  Doch  sind  dieselben  nicht  mehr  eine 
blosse  Begleiterscheinung  der  einzelnen  Verwaltungszweige.  Da 
alle  Staatsgelder  einen  Fonds  bilden,  und  die  Ansprüche  der  A^er- 
waltungszweige  nach  Massgabe  des  Budgets  buchmässig  auseinander- 
gehalten werden,  ist  es  nicht  mehr  nötig  für  jeden  der  letzteren 
eine  besondere  Kasse  zu  errichten,  es  genügt  im  allgemeinen,  wenn 
die  Organisation  der  Verwaltungsbehörden  und  die  Organisation  der 
Kassen  derart  verbunden  werden,  dass  am  Sitze  derjenigen  Ver- 
waltungsbehörden, welche  mit  dem  Anweisungsrechte  versehen  sind, 
eine  Kasse  zur  Bestreitung  sämtlicher  Ausgaben  der  dortigen  Ver- 
waltungsbehörden errichtet  wird.  An  die  Stelle  des  Principes  ge- 
sonderter Verwaltungskassen  ist  daher  das  Princip  der  Verbindung 
je  einer  selbständigen  Ausgabekasse  mit  sämtlichen  am  Sitze  der- 
selben befindlichen  anweisenden  Behörden  getreten  und  die  Ordnung 
der  Ausgabekassen  ist  daher  nicht  mehr  eine  nach  den  Objekten  der 
Verwaltung  geschiedene,  sondern  eine  territoriale,  durch  die  ört- 
liche Verteilung  der  anweisenden  Behörden  beeinflusste.  Da  die 
letztere  aber  sich  enge  an  die  territoriale  Einteilung  des  ganzen 
Staates  in  Länder,  Provinzen,  Departements  anschliesst,  so  sind  auch  die 
Ausgabekassen  dem  entsprechend  L  an  de  s-,Provinzialkassenu.  s.w. 
Die  Füllung  dieser  Kassen  erfolgt  sodann  ganz  naturgemäss  durch 
die  in  dem  Territorium  der  Landes-,  Provinzialkasse  u.  s.  w. 
liegenden  Perzeptionsämter,  so  dass  die  Landeskasse  stets  die  Ein- 
nahmen ihres  Territoriums  in  sich  vereinigt  und  ziu*  Sammelkasse 
für  dieselben  wird. 

Am  Sitze  der  Staatsregierung  aber  muss  neben  der  Landeskasse 
für  die  in  der  betreffenden  Provinz  zu  leistenden  Zahlungen  der 
Provinzialverwaltungsbehörden  die  Staatscentralkasse  existieren 
für  die  Zahlungsanweisungen  der  Regierung.  Praktisch  könnte 
natürlich  die  Staatscentralkasse  auch  die  Gelder  der  Provinzial- 
kasse übernehmen  und  beide  Funktionen  ausüben.  In  dem  letzteren 
Falle   hätte    sie   die  Einnahmen   aus   dem  Lande   für   die  Ausgaben 

Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  \Q 
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im  Lande  zu  empfangen.  Für  ihre  Leistungen  als  Staatscentral- 
kasse  besitzt  sie  aber  keine  eigenen  Einnahmen.  Sie  kann  auch 
jedenfalls  niemals  dafür  etwa  bloss  territoriale  Einnahmen  empfangen, 
da  ja  von  ihr  aus  Zahlungen  der  Staatsregierung  geleistet  werden. 
Sie  übernimmt  daher  ihre  Gelder  aus  dem  ganzen  Staate  durch 
Ablieferung  der  Ueberschüsse  der  Landeskassen.  Ausser  jenen 
Zahlungsleistungen  hat  die  Staatscentralkasse ,  als  der  Zusammen- 
fassung der  gesamten  Ueberschüsse  aus  den  Kassen  des  Staates 
auch  jene  Landeskassen  zu  dotieren,  deren  eigene  Einnahmen  nicht 
hinreichend  waren,  die  an  sie  gestellten  Forderungen  zu  decken, 
eine  Aufgabe,  welche  aber  selbstverständlich  nicht  mit  ihrer  Stellung 
als  Ausgabekasse,  sondern  als  Centralkasse  des  Staates  zusammen- 
hängt. 

Eine  derartige  Centralisierung  der  Zahlungen,  dass  dieselben 
nur  am  Sitze  der  Landes-  oder  Staatsregierung  stattfinden  würden, 
ist  jedoch  niemals  vollkommen  zu  erreichen.  Die  Zahlungsver- 
pflichtungen des  Staates  gehen  in  viel  kleinere  Kreise.  Es  werden 
<iaher  die  Perzeptionsämter  zur  Durchführung  von  Zahlungen  be- 
nützt und  sie  liefern  nicht  ihre  Bruttoeinnahmen  ab,  sondern  nur 
den  Ueberschuss,  welchen  sie  nach  ihren  Zahlungsleistungen  behalten. 
Doch  sollen  sie  Zahlungen  nie  über  unmittelbaren  Auftrag  einer 
Verwaltungsbehörde,  sondern  nur  durch  Vermittlung  derjenigen 
Kasse  leisten,  welcher  sie  unterstehen,  da  andernfalls  die  Kontrolle 
der  Perzeptionsämter  geschwächt  werden  würde.  Sie  leisten  ihre 
Zahlungen  daher  nur  als  Delegierte  der  Landeskassen  und  verlieren 
darum  nichts  von  ihrem  Charakter  als  Einnahmekassen.  Weiters 
scheint  es  aber  nicht  thunlich,  Landes-  und  Staatscentralkasse  alle 
Zahlungen  im  Detail  durchführen  zu  lassen.  Bei  allen  jenen  Ver- 
waltungszweigen,  welche  einen  lebhaften  und  mit  kleinen  Summen 
rechnenden  Geldverkehr  haben  (die  staatlichen  Wirtschaftsbetriebe, 
das  Heer  durch  die  Löhnungszahlungen  u.  s.  w.),  ist  es  notwendig, 
stets  einen  Barfonds  zu  besitzen  und  mithin  eine  Kasse  zu  halten. 
Diese  besonderen  Kassen  einzelner  Verwaltungszweige  werden  aber 
regelmässig  von  der  Landeskasse  respektive  der  Staatscentralkasse 
gespeist,  welche  ihnen  in  grösseren  Summen  ihren  Bedarf  überweist. 
Sie  erscheinen  daher  nur  als  Ableger  der  Landeskassen  und  der 
Staatscentralkasse  mit  specieller  Bestimmung  und  während  wir 
diese  nach  ihrer  Aufgabe,  für  die  gesamte  Verwaltung  Zahlungen 
zu    leisten,    centrale    Verwaltungskassen    nennen    können, 
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werden    wir    jene    als    besondere    Verwaltungskassen    be- 
zeichnen ^). 

Nur  auf  der  historischen  Entwickelung  des  Kassenwesens  be- 
ruhend und  theoretisch  durchaus  nicht  zu  rechtfertigen  ist  es,  wenn 
neben  den  erwähnten  Kassen  noch  besondere  Kassen  für  die  Ministerien, 
für  die  Staatsschuldenverwaltung,  für  das  Heer  u.  s.  w.  existieren. 
Derartige  Sonderkassen  sind  aber  namentlich  im  Deutschen  Reiche 
und  in  Oesterreich  noch  häufig,  trotzdem  auch  hier  das  Princip  des 
Kassensystems,  wie  wir  es  vorgeführt  haben,  mit  Perzeptionsämtern, 
centralen  Verwaltungskassen  (Landeskassen  und  Staatscentralkasse) 
imd  besonderen  Verwaltungskassen  anerkannt  und  bis  auf  jene 
üeberreste  auch  durchgeführt  ist. 

b)  Die  anweisenden  Behörden. 

Das  Anweisungsrecht  der  Verwaltungsbehörden  enthält  die  Be- 
fugnis, die  in  den  Staatskassen  Kegenden  Gelder  für  die  Zwecke 
der  Verwaltung  in  Anspruch  zu  nehmen.  Es  kann  natürlich  nicht 
jeder  Verwaltungsbehörde  dies  Recht  eingeräumt  werden,  da  dies 
zu  unvermeidlichen  Uebergriffen,  zu  einer  Erschwerung  der  Kontrolle 
und  vor  allem  aber  zu  einer  vollkommenen  Auf  hebimg  der  mit  der 
Verwendung  staatlicher  Gelder  stets  verbundenen  Verantwortlichkeit 
führen  würde,  indem  es  zur  wirklichen  Geltendmachung  derselben 
einer  Zusammenfassung  in  bestimmte  Centralstellen  bedarf.  Die 
Ordnung  der  anweisenden  Behörden  findet  daher  auch  thatsächlich 
nach  dem  Gesichtspunkte  der  Verantwortlichkeit  statt  und  die  Grund- 
lage derselben  bildet  das  Budget.  Für  die  Durchführung  des  Budgets 
ist  in  erster  Linie  der  Finanzminister  verantwortlich.  Er  vertritt 
das  Budget  nach  aussen  und  hat  daher  auch  an  dessen  Ausführung 
durch  die  Verwaltung  teilzunehmen.  Dies  geschieht  zunächst  durch 
die  Bereitstellung  der  den  einzelnen  Ministerien  im  Budget  be- 
willigten Summen,  indem  er  denselben  bei  den  ihnen  unterstehenden 


^)  Stein  hat  in  der  ereten  Auflage  seiner  Finanzwissenschaft  (1860)  bei 
der  Darstellung  des  Kassenwesens  die  Scheidung  von  Verwaltungskassen 
(unsere  besonderen  Verwaltungskassen)  und  Finanzkassen  (unsere  centralen 
Verwaltimgskassen  und  Perzeptionsämter)  vorgenommen.  Unseres  Erachtens  wurde 
diese  klare  und  den  thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechende  Gliederung  der 
Kassen  in  den  späteren  Auflagen  mit  Unrecht  aufgegeben.  Wir  sind,  mit  ge- 
ringen Modifikationen,  wieder  auf  dieselbe  zurückgekommen. 
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Kassen  bis  zur  Höhe  der  Bewilligungen  Kredit  gewährt,  alle  Ueber- 
schreitungen  aber  an  seine  Zustimmung  gebunden  und  durch  seine 
Mitverantwortlichkeit  gedeckt  werden.  Von  dieser  Disposition  zum 
Zwecke  der  Bereithaltung  der  Gelder  ist  aber  die  eigentliche  An- 
weisung, d.  i.  die  Disposition  über  die  vorhandenen  Mittel  zu  scheiden. 
Diese  steht  jedem  Ministerium  für  seine  Ausgaben  zu  und  da  die 
Ministerien  für  die  Verwendung  der  ihnen  durch  das  Budget  be- 
willigten Gelder  verantwortlich  sind,  besitzen  sie  dies  Recht  innerhalb 
ihres  Verwaltungszweiges  auch  ausschliesslich.  Nun  wäre  es  aber 
offenbar  sehr  umständlich,  wenn  jede  Ausgabe  im  ganzen  Staate 
vom  Ministerium  angeordnet  werden  müsste  und  die  Ministerien 
übertragen  daher  für  alle  nicht  an  ihrem  Sitze  zu  machenden 
Zahlungen  ihr  Anweisungsrecht  auf  die  Mittelbehörden,  welche  das- 
selbe für  sich  und  die  Unterbehörden  ausüben.  Die  territoriale 
Gliederung  der  Verwaltungsorganisation  ergibt  jeweilig  an  der  Spitze 
eines  Territoriums  eine  Mittelbehörde  eines  Ministeriums,  welche 
daher  die  Anweisungen  für  dies  Territorium  zu  erlassen  hat.  Es 
bleibt  jedoch  selbstverständlich  das  Recht  des  Ministeriums,  seine 
Anweisungen  gegebenen  Falls  an  irgend  einer  Stelle  des  Staates 
vorzunehmen,  da  ja  die  Mittelbehörden  ihr  Recht  der  Anweisung 
nur  als  delegiertes  besitzen. 

Die  detaillierte  Organisation  der  anweisenden  Behörden  wird  in 
jedem  Staate  durch  seine  besondere  Verwaltungsorganisation  be- 
stimmt ^).  Doch  besteht  überall  der  Zusammenhang  zwischen  Budget, 
verantwortlichen  Ministerien,  territorialer  Gliederung  des  Verwaltungs- 
organismus der  einzelnen  Ministerien  und  dem  Anweisungsrechte. 
Eine  Verbindung  des  Anweisungsrechtes  mit  dem  Kassensystem 
ergibt,  dass  die  Ministerien  das  Anweisungsrecht  sowohl  bei  der 
Staatscentralkasse ,  wie  bei  allen  Landeskassen  besitzen  müssen, 
während  die  Mittelbehörden  dasselbe  nur  bei  den  Landeskassen  ihres 
Territoriums  ausüben.  Die  Perzeptionskassen  sind  keinem  selb- 
ständigen Anweisungsrecht  unterworfen,  sondern  leisten  Zahlungen 
über  Auftrag  der  Landeskasse,  welche  die  Anweisung  hiezu  wieder 
von  den  obigen  Behörden   erhalten  kann.     Die  besonderen  Verwal- 


^)  So  besteht  z.  B.  keineswegs  für  jedes  Ministerium  immer  eine  besondere 
Mittelbehörde.  Grösstenteils  tritt  nur  eine  Scheidung  zwischen  Militär-  und 
Civilbehörden  ein  und  werden  durch  letztere  (Statthalter,  Landespräsident,  Landes- 
regierung) sämtliche  Ministerien  der  Civilverwaltung  vertreten. 
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timgskassen  stehen  nicht  mehr  unter  dem  Territorialsystem.  Hier 
übt  die  Anweismig  der  Chef  der  "Verwaltungsbehörde,  welche  einer 
solchen  Kasse  bedarf.  Da  die  in  einer  solchen  Kasse  erKegeuden 
Gelder  aber  von  den  centralen  Verwaltungskassen  aus  überwiesen 
werden,  steht  mittelbar  die  Anweisung  aus  diesen  Kassen  unter 
der  Aufsicht  der  bei  jenen  anweisenden  Behörden. 


e)  Die  Reclmmigs-  und  Kontrollsbeliorden. 

Jede  Staatsgelder  verwaltende  oder  über  Staatsgelder  verfügende 
Behörde  hat  über  die  Bewegung  der  ihr  anvertrauten  Gelder  resp. 
über  die  von  ihr  getroffenen  Verfügimgen  Buch  zu  führen,  d.  h.  Ein- 
tragungen zu  machen,  aus  welchen  in  jedem  Moment  mit  gehöriger 
Klarheit  Rechtsgrund  und  Grösse  der  bewirkten  oder  zu  bewirkenden 
Veränderung  in  den  Geldbeständen  entnommen  werden  kann. 
Jeder  dieser  Vorgänge  muss  zur  Vermeidung  unrechtmässiger  Ge- 
bahrungen  einer  Kontrolle  unterworfen  sein  und  die  Gesamtheit  der 
zu  diesen  Zwecken  bestehenden  Organisation  gibt  die  Organisation 
des  Rechnungs-  und  Kontrollswesens. 

Soweit  hier  bloss  das  Rechnungswesen,  also  die  Buchhaltung 
mit  ihrer  Aufgabe,  durch  die  Zusammenstellung  aller  thatsächlichen 
Veränderungen  in  dem  Bestände  der  Staatsgelder  Rechnung  über 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  zu  legen,  in  Betracht 
kommt,  ist  es  klar,  dass  dieselbe  sich  an  die  Organisation  der 
Kassen  und  der  anweisenden  Behörden  anschliessen  muss.  Durch 
die  von  den  Kassen  zu  führende  Buchhaltung  wird  eine  Uebersicht 
über  die  Einnahmen  und  die  Ausgaben  des  Staates,  sowie  ihrer 
Verhältnisse  zu  einander  gegeben.  Damit  dieselbe  in  jedem  Momente 
zu  einem  einheitlichen  Bilde  des  ganzen  Staatshaushaltes  zusammen- 
gefasst  werden  könne,  muss  eine  Centralbuchhaltung ,  in  welcher 
sich  die  Veränderungen  in  dem  jeweiligen  Stande  des  Kassenhaus- 
haltes  darstellen,  existieren.  Diese  ergibt  sich  naturgemäss  im  An- 
schlüsse an  die  Staatscentralkasse,  welche  der  nicht  wirkliche,  sondern 
gedachte  Vereinigungspunkt  sämtlicher  Einnahmen  und  sämtlicher 
Ausgaben  des  Staates  ist.  Dieselbe  muss  daher,  soweit  nicht  wirklich 
die  Staatseinnahmen  bei  ihr  zasammenfliessen  und  die  Ausgaben 
daselbst  geleistet  werden,  von  sämtlichen  Landeskassen  Ausweise 
über  die  bei  denselben  vor  sich  gegangenen  Ein-  und  Auszahlungen 
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erhalten,  dieselben  nach  den  Kategorien  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben zugleich  mit  ihren  wirklichen  Einnahmen  und  Ausgaben 
eintragen  und  so  die  Buchhaltung  über  die  gesamten  Staatseinnahmen 
und  -Ausgaben  führen,  deren  Bilanz  sodann  den  jeweiligen  Stand  des 
Staatshaushaltes  ausdrückt. 

Neben  dieser  Buchhaltung  der  Kassen  und  der  Staatsbuchhaltung 
der  Centralkasse  müssen  aber  auch  sämtliche  anweisenden  Behörden 
eine  Buchhaltung  führen,  deren  Aufgabe  es  ist,  stete  Evidenz  zu 
gewähren  über  das  Mass,  in  welchem  von  dem  Anweisungsrechte 
Gebrauch  gemacht  wurde,  welche  zur  Hintanthaltung  einer  Ueber- 
schreitung  der  für  die  Zwecke  der  Behörde  ausgeworfenen  Geld- 
summen und  zugleich  als  eine  Kontrolle  für  die  Ausführung  der 
Anweisung  durch  die  Kassen  zu  dienen  hat.  Da  die  Mittelbehörden 
ihr  Anweisungsrecht  nur  an  Stelle  der  eigentlich  verantwortlichen 
Ministerien  führen,  müssen  bei  diesen  Buchhaltungen  bestehen,  welche 
die  Ergebnisse  der  Anweisung  sowohl  der  Ministerien  wie  der  Mittel- 
behörden vereinigen  (Ministerialbuchhaltungen),  welche  ausser  dem 
Zwecke  der  Uebersicht  jenem  der  internen  Kontrolle  der  Mittel- 
behörden dienen.  Durch  diese  Buchhaltungen  ist  dem  Bedürfnisse 
der  Verwaltung  im  allgemeinen  und  des  Finanzministeriums  nach 
Uebersicht   über   den   Stand   des  Staatshaushaltes  Genüge   geleistet. 

Zur  Sicherung  des  Staates  aber  vor  vermögensrechtlichen  Nach- 
teilen und  zur  Ueberwachung  der  Durchführung  der  durch  das 
Budget  aufgestellten  finanziellen  Ordnung  bedarf  es  noch  einer  drei- 
fachen Kontrolle.  Es  muss  erstens  geprüft  werden,  ob  die  Ein- 
tragungen der  Kassen  und  anweisenden  Behörden  mit  den  thatsäch- 
lichen  Verhältnissen,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  übereinstimmen, 
zweitens,  ob  die  Anweisungen  der  Verwaltung  (bei  der  Einnahme 
die  Vorschreibung  durch  die  Finanzbehörden)  und  die  korrelativen 
Kassenvorgänge  sich  decken  und  drittens,  ob  die  Anweisungen  der 
Verwaltung  sich  innerhalb  der  durch  das  Budget  gegebenen  Ver- 
wendungszwecke und  Summen  bewegen. 

Auf  die  Ausübung  der  ersten  dieser  Kontrollen  wird  bereits 
bei  Feststellung  der  Amtspersonen  der  einzelnen  Kassen  Rücksicht 
genommen,  indem  die  Vorgänge  daselbst  stets  die  Handlung  mehrerer, 
verschiedene  Stellen  einnehmender  Personen  voraussetzen.  Sie  wird 
weiters  geübt  durch  die  von  der  vorgesetzten  (Kassen-  und  Finanz-) 
Behörde  vorzunehmenden  Revisionen  und  Inspektionen,  indem  jeder 
Kassenvorgang  (Einnahme  oder  Ausgabe)  durch  Anweisung,   Buch- 
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eintragung  und  sonstigen  Beleg  (Quittung  u.  s.  w.)  ersichtlich  ge- 
macht sein  muss. 

Die  zweite  Kontrolle  wird  durch  die  vorschreibende  Finanz-  und 
die  anweisenden  Behörden  selbst  geübt.  Da  ihre  Buchhaltungen  mit 
jener  der  Kassen  korrespondieren,  dienen  sie  auch  zur  gegenseitigen 
Kontrolle  und  die  von  den  Kassen  an  die  ersteren  zu  sendenden 
Ausweise  sind  die  Grundlage  ihrer  Ausübung. 

Die  dritte  Kontrolle  endlich ,  die  sog.  verfassungsmässige 
Kontrolle  (Stein)  oder  politische  oder  Staatskontrolle  (Wagner),  da 
sie  in  letzter  Linie  eine  Kontrolle  der  gesamten  Verwaltung  durch 
das  Parlament  ist,  wird  durch  eine  von  der  Verwaltung  unabhängige, 
mit  dem  Parlament  direkt  in  Verbindung  stehende  Behörde,  den 
obersten  Rechnungshof  ausgeübt,  welcher  das  Recht  und  die  Pflicht 
der  Prüfung  der  Verwendung  der  staatlichen  Einnahmen  in  der  ganzen 
Verwaltung  besitzt  und  zu  diesem  Behufe  sowohl  seitens  der  Kassen, 
wie  seitens  der  Buchhaltungen  der  anweisenden  Behörden  Ausweise  über 
ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  und  die  entsprechenden  Belege  erhält. 

Der  Prozess,  welcher  sich  innerhalb  der  vorbeschriebenen  Or- 
ganisation mit  Rücksicht  auf  die  Verwendung  der  staatlichen  Gelder 
vollzieht,  ist,  wie  bereits  an  anderer  Stelle  betont  wurde,  der  der 
Ausführung  des  Budgets.  In  allen  europäischen  Staaten  ist  bereit« 
eine  auf  genauer  Schätzung  der  Einnahmen  und  Veranschlagung  der 
Ausgaben  beruhende  Ordnung  der  Finanzen  eingetreten,  welche  im 
Budget  ihren  Ausdruck  erhält,  indem  daselbst  eine  Ausgleichung 
der  Einnahmen  imd  Ausgaben  durch  Verteilung  der  ersteren  auf 
die  letzteren  vorgenommen  wird.  Diese  Ausgleichung  ist  aber  nur 
eine  rechnungsmässige ,  und  sie  geschieht  nur  auf  Grund  der  ver- 
muteten Höhe  der  Einnahmen  und  Ausgaben  während  der  ganzen 
bevorstehenden  Finanzperiode. 

Durch  die  Einhebung  der  Einnahmen  und  durch  die  Leistung 
der  Ausgaben  soll  dies  vermutete  Endergebnis  im  Laufe  der  Finanz- 
periode verwirklicht  werden.  Die  Einnahmeverwaltung  vollzieht 
ihre  Instruktionen,  die  Gelder  gehen  bei  den  Perzeptionsämtern  ein 
und  werden  in  den  centralen  Verwaltungskassen  vereinigt.  Die 
Verwaltung  erfordert  kontinuierlich  Ausgaben  und  die  anweisenden 
Behörden  senden  ihre  Aufträge  an  die  respektiven  Kassen.  Ob 
und  aus  welcher  Quelle  die  letzteren  die  für  die  Anweisung  er- 
forderlichen Gelder   besitzen,   kümmert   die    anweisenden   Behörden 
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nicht.  Sie  sind  in  ihrem  Rechte,  wenn  sie  innerhalb  der  ihnen 
durch  das  Budget  für  die  Finanzperiode  zur  Verfügung  gestellten 
Beträge  die  Anweisungen  ergehen  lassen  und  sie  können  es  thun, 
sobald  sich  für  sie  das  Bedürfnis  danach  herausstellt.  Ob  der 
Staat  überhaupt  und  ob  er  gerade  in  dieser  Kasse  die  nötigen  Fonds 
besitzt,  dies  zu  überwachen  ist  Aufgabe  jener  Behörde,  welcher  die 
Verwaltung  der  Staatsgelder  obliegt,  die  des  Finanzministers. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  sich  dem  letzteren  hierbei  entgegen- 
stellen, sind  die  bereits  einmal  erwähnten  örtlichen  und  zeitlichen 
Inkongruenzen  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  da  er  eben  zu  jeder 
Zeit  jedem  Verwaltungszweig  die  benötigten  Summen  zur  Verfügung 
stellen  soll.     Er  soll  daher  zu  jeder  Zeit  kennen: 

1)  die  im  ganzen  Staate  vorhandenen  Geldbestände, 

2)  die  in  der  nächsten  Zeit  zu  erwartenden  Einnahmen, 

3)  die  in  dieser  Zeit  zu  gewärtigenden  Ausgaben. 
Während    er   von    1)    durch    die    regelmässigen    Ausweise    der 

Kassen  genaue  Kenntnis  haben  kann,  stützt  sich  seine  Kenntnis 
von  2)  und  3)  auf  Berechnungen  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
früherer  Jahre  unter  Berücksichtigung  der  Momente,  welche  Aende- 
rungen  unterworfen  sind,  Schätzungen  bei  neuen  Einnahmen  und 
Ausgaben  u.  s.  w.  Allein  auch  dies  genügt  noch  nicht,  es  muss 
vielmehr  noch  die  Kenntnis  der  lokalen  Verteilung  1)  der  Bestände, 
2)  der  künftigen  Einnahmen,  3)  der  künftigen  Ausgaben  hinzutreten, 
da  sonst  TJeberfluss  an  Geldern  an  einem  Orte  einem  Mangel  an 
einem  anderen  gegenüberstehen  könnte,  und  während  der  Staat  an 
der  einen  Stelle  Gelder  tot  liegen  hat,  er  an  anderer  etwa  gar  auf 
die  Benützung  seines  Kredites  angewiesen  sein  möchte.  Dieser  in 
früheren  Zeiten  durch  ungenügende  Kenntnis  der  vorhandenen  Be- 
stände, durch  mangelhafte  Berechnung  der  in  nächster  Zeit  zu  ge- 
wärtigenden Einnahmen  und  Ausgaben,  und  durch  nicht  entsprechende 
Verkehrsmittel  zur  raschen  Versendung  überflüssiger  Gelder  aus 
einer  Staatskasse  an  die  andere  häufig  hervorgerufene  Zustand  ist 
in  der  Gegenwart  durch  gehörige  Wachsamkeit  des  Finanzministers 
leicht  zu  vermeiden.  Seine  Hauptaufgabe  gegenüber  den  aus  der 
örtlichen  Inkongruenz  der  Einnahmen  und  Ausgaben  entspringende 
Schwierigkeit  besteht  daher  in  der  rechtzeitigen,  zweckentsprechenden 
Verteilung  der  vorhandenen  Gelder. 

Allein  in  jedem  Staate,  namentlich  aber  in  solchen,  in  welchen 
man  die  zur  steten  Zahlungsleistung  in  den  Kassen  bereitliegenden 
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Gelder  —  den  kontinuierlichen  Bestand  —  in  Befolgung  ganz  ge- 
rechtfertigter ökonomischer  Principien  auf  ein  geringes  Mass  reduciert 
hat,  können  Momente  eintreten,  in  welchen  die  im  ganzen  Staate 
vorhandenen  Bestände  mit  den  in  der  nächsten  Zeit  zu  erwartenden 
Einnahmen  nicht  hinreichen,  die  in  dieser  Zeit  an  den  Staat  heran- 
tretenden Zahlimgsverpflichtungen  zu  erfüllen.  In  diesem  Falle 
steht  der  Finanzminister  vor  einem  Kassendeficit ,  indem  zwar  die 
Gesamtheit  der  Ausgaben  des  Staates  in  der  Finanzperiode  durch 
die  Gesamtheit  der  Einnahmen  derselben  Periode  gedeckt  ist,  die 
Deckung  der  gegenwärtigen  Ausgaben  aber  durch  die  vorhandenen 
Einnahmen  nicht  gegeben  ist  und  erst  durch  die  in  späterer  Zeit 
(innerhalb  der  Finanzperiode)  zu  erwartenden  Einnahmen  erfolgen 
würde  ^). 

Die  Deckung  eines  Deficits  scheint  allerdings  nicht  Aufgabe 
der  Geldverwaltung  zu  sein.  Allein  im  vorliegenden  Falle  haben 
wir  es  nicht  mit  einem  eigentlichen  Deficit  zu  thun,  sondern  mit 
einer  zeitlichen  Inkongruenz  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  zu 
deren  Ausgleichimg  allerdings  zu  einer  Anleihe  gegriffen  werden 
muss,  ohne  dass  jedoch  der  Staat  damit  wirtschaftlich  belastet  er- 
scheint. Es  handelt  sich  in  der  That  nur  um  die  Verwendung 
künftiger  mit  keiner  Ausgabe  belasteten  Einnahmen  zu  gegen- 
wärtigen Ausgabszwecken.  Es  ist  aber  nicht  gleich,  in  welcher 
Form  diese  Anleihe  aufgenommen  werden  muss,  und  hier  befinden 
sich  die  Staaten  des  Staatskassensystems  gegen  jene  der  bank- 
mässigen  Geldverwaltung  stets  im  Nachteil.  Nicht  nur  müssen  die 
ersteren  auf  dem  Geldmarkte  werbend  auftreten,  haben  also  nicht 
die  Sicherheit  der  sogleichen  Deckung  des  Deficits,  sie  haben  auch 
in  der  Regel  einen  höheren  Zins  zu  zahlen  als  dort,  wo  die  An- 
leihe bei  einer  Bank  genommen  wird,  welche  die  Kasse  für  den 
Staat  führt. 

Der  direkt  entgegengesetzte  Fall  eines  Kassendeficits  liegt 
dann  vor,  wenn  man  es  mit  einem  fluktuierenden  Bestände, 
also  einem  Ueberschusse  der  cregenwärtigen  Einnahmen  geffen- 
über  den  gegenwärtigen  Ausgaben,  zu  thun  hat.  Hier  taucht 
die    Frage    auf,    wie    kann    der    Staat   seine    Bestände    verwerten? 


*)  Vgl.  über  Begriff  und  Bedeutung  des  Kassendeficits  Wagner,  Finanz- 
\vissenschaft,  3.  Aufl.,  §  77,  Leroy-Beaulieu,  sc.  d.  fin.,  II.  Bd.,  2.  Buch. 
S.  273,  294  fg. 
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Kann  er  es  bezüglich  beider  oder  nur  bei  einer  der  erwähnten 
Arten? 

Zwei  Arten  der  Verwertung  der  Kassenbestände  sind  überhaupt 
denkbar.  Der  Staat  kann  erstens  bis  zur  Höhe  des  kontinuierhchen 
Bestandes  Papiergeld  ausgeben.  In  dem  Masse,  in  welchem  er  das 
letztere  zu  seinen  Zahlungen  benützt,  wird  natürlich  die  entsprechende 
Summe  der  in  seinen  Kassen  liegenden  Gelder  frei  und  er  gewinnt 
mit  einem  Male  den  ganzen  Bestand  als  ein  zu  Staatszwecken  zu 
verwendendes  Kapital.  An  die  Stelle  des  Metallgeldes  ist  ein  Papier 
getreten,  welches  seinen  Wert  dadurch  erhält,  dass  es  bei  allen 
Zahlungen  zwischen  Staat  und  Dritten  zum  festgesetzten  Werte  ge- 
geben und  genommen  wird.  Es  ruht  auf  der  Gewissheit  der  Zah- 
lungen des  Staates  und  der  Zahlungen  an  den  Staat.  Wird  es  in 
solchem  Masse  ausgegeben,  dass  es  für  den  Zahlungsverkehr  des 
Staates  genügt  und  das  Bedürfnis  desselben  nicht  übersteigt  —  und 
sobald  die  Ausgabe  dem  Kassenbestande  angepasst  ist,  wird  dies 
nicht  der  Fall  sein  —  dann  bedarf  es  keiner  weiteren  Fundation. 
Es  wäre  wie  ein  Abrechnungsmittel,  welches  mehrere  Personen, 
welche  wissen,  dass  sie  eine  Reihe  von  Zahlungen  aneinander  zu 
machen  haben,  benützen  ^). 

Der  Charakter  dieser  Art  Papiergeldes  tritt  am  deutlichsten 
in  den  von  der  deutschen  Reichsverwaltung  ausgegebenen  Reich.s- 
kassenscheinen  hervor.  Sie  werden  allerdings  nicht  ausgegeben  um 
den  Kassenbestand  in  Metall  zu  gewinnen,  •  aber  sie  wurden  bei 
Gründung  des  Reiches  geschaffen,  um  eine  möglichst  geringe  Dotie- 
rung der  Reichskassen  mit  Beständen  zu  ermöglichen.  Sie  werden 
nur  ausgegeben,  wenn  die  Betriebsfonds,  das  ist  die  kontinuierlichen 


^)  Es  handelt  sich  hier  um  das  bekannte  Papiergeld  mit  sog.  „Steuer- 
fundation".  Diese  Fundation  und  die  Höhe  derselben  ist  nur  bei  Trennung  des 
Kassenbestandes  in  einen  kontinuierlichen  und  fluktuierenden  richtig  zu  verstehen. 
Dass  die  Steuerfundation  darauf  beruht,  dass  das  Papiergeld  nicht  über  die  Höhe 
des  kontinuierlichen  Kassenbestandes  ausgegeben  werde,  mithin  nur  diesen  zu 
ersetzen  habe,  hat  schon  Hock  ausgesprochen.  ,Ein  Betrag  an  Papiergeld, 
welcher  die  für  den  regelmässigen  Verkehr  der  Staatskassen  erforder- 
liche Summe  nicht  überschreitet,  erhält  sich  von  selbst  ohne  alle  Deckung 
im  Umlauf  und  gewährt  dem  Staat  eine  Anticipation  seiner  Einnahmen,  die 
er  als  Betriebsfonds  ...  zu  seinem  nicht  unbedeutenden  Vorteil  verwenden 
kann."  (Die  öffentlichen  Abgaben  und  Schulden.  Stuttgart  1863,  S.  345;  \;j;\. 
auch  S.  34(3.) 
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Bestände  der  Reichskassen  zu  gering  werden.  Sie  vertreten  diese 
Bestände  daher  ganz,  wie  das  besprochene  Papiergeld.  Xur  machen 
sie  dieselben  nicht  erst  frei,  sondern  ersparen  sie.  Im  Effekt  ist 
dies  dasselbe  ^).  Allein  gegen  die  Durchführung  dieser  Art  der 
Verwertung  der  Kassenbestände  sprechen  mehrere  Gründe. 

Ein  vom  Staate  zum  Zwecke  der  Gewinnung  der  Kassenbestände 
ausgegebenes  Papiergeld  wäre  ein  vollkommen  statthaftes  Mittel. 
Allein  dies  Papiergeld  kann  vom  Staate  nicht  eingelöst  werden,  da 
er  ja  den  die  Einlösung  ermöglichenden  Kassenbestand  anderweitig 
verwertet  hat.  Wenn  dieser  Umstand  auch  bei  vollem  Vertrauen 
auf  den  Staat  ohne  Bedeutung  für  den  Wert  des  Papiergeldes  wäre, 
so  kann  derselbe  doch  durch  die  Furcht  erschüttert  werden,  dass 
der  Staat  die  durch  die  Höhe  des  Kassenbestandes  gegebene  Grenze 
bei  Ausgabe  des  Papiergeldes  überschreite,  eine  Verlockung,  von  der 
mau  zu  oft  Gebrauch  gemacht  hat,  um  die  darin  liegende  Gefahr 
als  unbegründet  ansehen  zu  können. 

Ein  solches  Mittel  wäre  aber  auch  an  sich  ungenügend.  Nicht 
nur  könnte  bei  der  Ausgabe  des  Papiergeldes  nur  der  kontinuier- 
liche Kassenbestand  berücksichtigt  werden,  während  die  fluktuierende, 
sich  nur  für  kurze  Zeit  einstellende  nutzlose  Geldhäufung  nach  wie 
vor  bestände,  auch  der  kontinuierliche,  nach  dem  Durchschnitt  einer 
Reihe  von  Jahren  berechnete  Kassenbestand  könnte  eben  nur  in 
diesem  Masse  berücksichtigt  werden.  Nun  steht  aber  die  finanzielle 
Entwickelung  der  Staaten  nicht  stille.  Ihre  Entwickelung  ist  viel- 
mehr eine  fortschreitende.  Im  besten  Falle  raüsste  das  Mittel  nach 
einigen  Jahren  von  neuem  versucht  werden,  wodurch  eine  Ver- 
mehrung des  Staatspapiergeldes  eintreten  würde,  ohne  dass  dem 
Uebelstande  dauernd  gesteuert  wäre. 

Eine  zweite  Art  der  Verwertung  der  Kassenbestände  läge 
darin,  dieselben  dem  Kreditbedürfnisse  der  Volkswirtschaft  zuzuführen. 
Eine  genaue  Berechnung  der  vom  Staate  zu  leistenden  Zahlungen 
würde  ergeben,  ob,  wie  viel  und  für  welche  Zeit  ein  Teil  der  Kassen- 
bestände entbehrt  und  entweder  durch  direkte  Gewährung  von  Dar- 
lehen oder  durch  Deponierung  in  Banken  verwertet  werden  kann. 
Da  aber  als  kontinuierlicher  Bestand  jene  Summen  angenommen 
wurden,  welche  zur  Fortführung  der  laufenden  Zahlungen  unbedingt 
nötig  sind,    würde   nur  der  fluktuierende  Bestand    eine  solche  Ver- 


>)  Vgl.  Laban d,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  H.  Bd.,  S.  438. 
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Wendung  zulassen.  Es  würde  dem  Staat  auch  schwer  werden,  für 
die  jedenfalls  bedeutenden  Summen  jederzeit  eine  Verwendung  zu 
finden  und  endlich  wäre  zur  Vermeidung  der  Bildung  neuer  über- 
flüssiger Bestände  dadurch  kein  neuer  Anhaltspunkt  gewonnen. 

Es  ist  auch  nicht  möglich  im  reinen  Staatskassensystem  zu 
einem  solchen  zu  gelangen.  Der  staatliche  Zahlungsprozess  hat  hier 
immer  diese  Kassen  zum  Ausgangs-  und  Endpunkt  und  bewegt  sich 
in  einem  besonderen  Kreise  mit  einer  scharfen  Trennung  von  dem 
allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Zahlungsprozess,  dessen  Kanäle 
und  Sammelpunkte  die  Banken  sind.  Wenn  es  nun  auch  ausser 
Frage  steht,  dass  die  eine  Aufgabe  der  staatlichen  Geldverwaltung; 
Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  gemäss  der  Budgetinstruktion, 
auf  diesem  Wege  vollkommen  gelöst  werden  kann,  so  ist  doch  die 
zweite  Aufgabe,  Verwertung  der  öffentlichen  Gelder,  dabei  ausser 
acht  gelassen.  Die  Bedeutung  des  oben  erwähnten  Widerspruches 
der  beiden  Hauptforderungen  an  eine  geordnete  staatliche  Geld- 
verwaltung, Bestände  zu  halten  und  Bestände  zu  vermeiden  oder 
doch  den  Wert  derselben  nutzbar  zu  machen,  tritt  dabei  scharf 
hervor. 

Es  wurde  nun  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  der  Wert  der 
Bestände  dadurch  benützt  werden  könnte,  dass  sie  in  der  einen  oder 
anderen  Weise  dem  Kreditbedürfnisse  der  Volkswirtschaft  zugeführt 
werden.  Der  Mangel  der  angeführten  Mittel  bestand  in  dem  Fehlen 
einer  organischen  Anpassung  derselben  an  die  Schwankungen  der 
Staatswirtschaft.  Dieser  Mangel  ist  aber  so  lange  nicht  zu  beheben, 
solange  zwischen  der  Organisation  des  staatlichen  und  des  volks- 
wirtschaftlichen Zahlungswesens  noch  eine  Trennung  und  ein  Unter- 
schied besteht.  Die  erstere,  nur  aus  der  Notwendigkeit  des  Zahlungs- 
empfangs und  der  Zahlungsleistung  entstanden,  kann  sich  nicht  einer 
ganz  neuen  Aufgabe,  Organisation  des  Kreditwesens  zu  werden, 
anpassen.  Die  Organisation  des  volkswirtschaftlichen  Zahlungs-  und 
Kreditwesens  aber  hat  keinen  inneren  Zusammenhang  mit  jener 
staatlichen.  Wird  dieser  Zusammenhang  hergestellt,  dann  sind  alle 
Schwierigkeiten  gelöst.  Vermag  der  staatliche  Zahlungsprozess  mit 
dem  volkswirtschaftlichen  voUkomihen  zu  verschmelzen,  so  dass  nur 
eine  Organisation  zur  Durchführung  desselben  bestimmt  ist,  dann 
befindet  sich  der  Staat  bei  jedem  einzelnen  Empfang  und  jeder 
einzelnen  Zahlung  auch  zugleich  in  Berührung  mit  dem  volkswirt- 
schaftlichen Kreditwesen.     Jede  vom  Staate  augenblicklich  nicht  zu 


Die  staatliche  Geldrerwaltong.  |5y 

benützende  Summe  vermehrt  sogleich  das  für  das  Kreditbedürfnis 
der  Volkswirtschaft  freiliegende  Kapital,  jede  Schwankung  im  staat- 
lichen Zahlungserapfang  oder  in  der  Zahlungsleistung  kann  ohne 
Störung  vor  sich  gehen,  da  dieselben  nicht  mehr  die  Bestände  des 
Staates  allein,  sondern  die  gesamten  Kapitalsmassen  der  Volkswirt- 
schaft berührt. 

Die  Organisation  des  volkswirtschaftlichen  Zahlungs-  und  Kredit- 
Wesens  ist  durch  die  Banken  gegeben.  Eine  organische  Verbindung 
des  staatlichen  Zahlungswesens  mit  dem  ersteren  bedingt  daher 
die  Benützung  der  Banken  nicht  nur  zur  Durchführung  gelegent- 
licher Zahlungen  oder  vereinzelter  Deponierung  von  Beständen, 
sondern  zur  üebernahme  des  gesamten  staatlichen  Zahlungswesens 
in  Einnahme  und  Ausgabe. 

Dadurch  erst  gelangt  der  oberste  wirtschaftliche  Grundsatz  der 
staatlichen  Geldverwaltung ,  die  den  Privatwirtschaften  entzogenen 
Gelder  sogleich  der  Volkswirtschaft  zur  Verfügung  zu  stellen,  zur 
vollendeten  Durchführung,  ohne  dass  die  Verwendung  der  öflfent- 
lichen  Gelder  zur  Erfüllung  der  staatlichen  Aufgaben  behindert  wäre. 


Wenn  unsere  bisherige  Darstellung  eine  principielle  Recht- 
fertigung der  bankmässigen  Geldverwaltung  gegenüber  der  im  Staats- 
kassensysteme üblichen  enthalten  hat,  so  erübrigt  uns  nun  nur  mehr 
jene  Aenderungen  und  ihre  Bedeutung  auseinanderzusetzen,  welche 
durch  dieselbe  im  einzelnen  bedingt  sind.  Dieselben  betreffen  natur- 
gemäss  sowohl  die  Organisation  der  Geldverwaltung,  als  auch  die 
Verwaltung  selbst  in  ihren  einzelnen  Teilen:  Kassenverwaltung  und 
Zahlungswesen,  Verwertung  der  Ueberbestände  und  Deckung  des 
Kassendeficites.  Ein  tieferes  Eingehen  in  die  auf  diesem  Gebiete 
sich  ergebenden  Reformen,  ihre  Vorteile  und  Nachteile  ist  an  dieser 
Stelle  nicht  möglich.  Der  Wert  solcher  Untersuchungen  liegt  ausser- 
dem, wie  bei  derartigen  technischen  Fragen  zumeist,  in  ihrer  An- 
passung an  die  Einrichtungen  einzelner  Staaten.  Nichtsdestoweniger 
wären  unsere  vorausgehenden  Auseinandersetzungen  über  die  princi- 
pielle Berechtigung  der  bankmässigen  Geld  Verwaltung  unvollständig, 
wenn  wir  nicht  wenigstens  versuchen  wollten,  sie  in  ihren  Wirkungen 
im  allgemeinen  zu  verfolgen. 

Als  allgemeinste  Voraussetzung  der  Uebertragung  gewisser 
bisher  durch  die  Staatskassen  besorgter  Geschäfte  auf  Banken  hat  — 
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solange  nicht  eine  Reform  des  Bankwesens  selbst  beabsichtigt 
wird  —  jedenfalls  die  Uebereinstimmung  dieser  Geschäfte  mit  jenen, 
welche  in  der  Natur  der  Banken  liegen ,  zu  gelten.  Soweit  die 
Kassenverwaltung  in  Betracht  kommt,  kann  daher  nur  an  eine  Ueber- 
tragung  der  Zahlungsgeschäfte  der  Kassen  gedacht  werden.  Die 
mit  den  perzipierenden  Staatskassen  hie  und  da  verbundene  Auf- 
gabe der  Einnahme  Verwaltung:  Der  Steuervorschreibung,  der 
Kontrollierung  ihrer  Uebereinstimmung  mit  der  Einzahlung,  der 
Einhebung  und  Exekutionsvornahme  u.  s,  w,,  hat  kein  Analogon  auf 
Seite  der  Bankverwaltung  und  kann  daher  auch  nicht  von  dieser 
übernommen  werden,  ohne  ihre  Aufgabe  und  Stellung  in  der  Volks- 
wirtschaft vollständig  zu  ändern  ^). 

Aehnlich  verhält  es  sich  in  Bezug  auf  die  mit  den  Kassen  ver- 
bundene Buchführung,  Die  Banken  können  keine  detaillierte 
Buchhaltung  führen.  Soweit  solche  mit  den  Staatskassen  verbunden 
sind,  lösen  dieselben  sich  daher  los  und  müssen  selbständige  Ab- 
teilungen der  Finanzverwaltung  oder  der  übrigen  Verwaltungszweige 
werden.  Eine  Scheidung  der  einzelnen  Einnahmequellen  und  Aus- 
gaberubriken tritt  daher  bei  den  Banken  nur  insoweit  hervor,  als 
dies  durch  die  Verbindung  mit  den  einzelnen  Aemtern  der  Ver- 
waltung, für  welche  bei  ihnen  Einzahlungen  oder  Auszahlungen  ge- 
schehen, notwendig  ist.  Es  würde  eine  dem  ganzen  Bankwesen 
fremde  Schwerfälligkeit  und  Langsamkeit  des  Gebarens  hervorrufen, 
wenn  jede  Bank  entsprechend  den  sämtlichen  Einnahmerubriken  und 
sämtlichen  Ausgaberubriken  des  Budgets  Buch  führen  müsste.  An 
die  Stelle  der  Scheidung  nach  dem  Zahlungsgrund  und  dem  Zahlungs- 
zwecke tritt  daher  eine  solche  nach  den  Aemtern,  für  welche  ge- 
zahlt wird  und  die  Buchhaltung  im  einzelnen  Falle  ist  eine  einfache 
Contenführung,  wodurch  nur  die  Geldbewegung  auf  jedem  einzelnen 
Conto  zu  Gunsten  oder  Ungunsten  des  Conto  haltenden  Amtes  ver- 
folgt wird.  Die  Ausweise  der  Banken  ergeben  daher  auch  nur 
die  allgemeinen  Summen,  welche  dem  einzelnen  Conto  gutgeschrieben 
sind,  oder  womit  es  belastet  wird,  während  die  Details  durch  be- 
sondere Buchhaltereien  verrechnet  werden  müssen.  Zu  diesem 
Zwecke   wird    die   Evidenzbuchhaltung    der    mit    dem   Verfügungs- 


')  Hiedurch  ist  es  jedoch  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  Steuerzahlungen 
seitens  der  Verpflichteten  direkt  an  die  Bank  geschehen,  nur  wird  eine  gleich- 
zeitige Verständigung  eventuell  Ermächtigung  des  zur  Perzeption  berechtigten 
Amtes  erforderlich  sein. 
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(Anweisiings-)  Recht  über  die  Staatsgelder  versehenen  Behörden  zu 
einer  Evidenzbuchhaltung  für  die  gesamte  Finanzverwaltung,  und 
ihre  Ausweise ,  aus  welchen  der  Stand  der  einzelnen  Verwaltungs- 
kredite zu  ersehen  ist,  müssen  der  letzteren  im  Zusammenhalte 
mit  den  Ausweisen  der  Banken,  welche  die  Gesamtbewegimg  der 
Fonds  darstellen,  die  früheren  Kassenausweise  ersetzen. 

Das  Rechnungswesen  wird  daher  aEerdings  in  der  angegebenen 
Weise  eine  Aendenmg  erleiden  müssen.  Was  das  Kontrollswesen 
anbelangt,  so  ist  es  klar,  dass  die  verfassungsmässige  (politische) 
und  die  Kontrolle  der  anweisenden  Behörden  durch  das  Eintreten 
von  Banken  an  Stelle  der  Kassen  nicht  tangiert  wird.  Die  erstere 
richtet  sich  nur  gegen  die  anweisenden  Behörden,  die  letztere  be- 
trifft die  Uebereinstimmung  der  Anweisung  und  Auszahlung  und 
wird  nach  wie  vor  von  den  Behörden  geübt  werden  können.  Die 
Kassenkontrolle  aber  wird  zu  einer  internen  Angelegenheit  der  Bank. 
Noch  weniger  endlich  als  das  Kontrollswesen  wird  das  System  der 
anweisenden  Behörden  durch  die  Veränderung  im  Kassenorganismus 
beeinflusst.  Eine  Rückwirkung  auf  dasselbe  ist  durch  das  Princip 
der  bankmässigen  Geldverwaltung  nicht  begründet.  So  ist  es  denn 
nur  das  System  der  Kassen,  in  welches  die  bankmässige  Geldver- 
waltung einschneidend  eingreift,  ohne  aber  an  dem  Principe,  von 
welchem  dasselbe  beherrscht  wird,  etwas  zu  ändern. 

Von  dem  Grundsatze  der  fiskalischen  Kasseneinheit  wird 
nämlich  der  Staat,  da  derselbe  den  Bedürfnissen  der  Geldbe- 
wegung und  nicht  der  Organisation  entspringt,  auch  bei  Be- 
nützung des  Bankorganismus  zur  Geldverwaltung  nicht  abweichen. 
Er  wird  also  jedenfalls  an  der  Centralstelle  einer  Bank  das  Central- 
kassengeschäft  übergeben.  Sie  wird  auch  alle  sonstigen  in  der 
Centrale  stattfindenden  staatlichen  Zahlungen  in  sich  vereinigen. 
Sie  muss  mit  sämtlichen  Perzeptionsämtern  und  sämtlichen  Zahl- 
stellen in  Verbindung  treten.  Dies  kann  auf  zweifache  Weise  ge- 
schehen. Entweder  gliedert  sich  an  die  Centralbank  ein  reiches 
Netz  von  Filialen  oder  es  treten  neue  selbständige  Banken  ver- 
mittelnd ein.  In  diesem  Punkte  kann  sich  der  Organismus  in 
mannigfacher  Weise  differenzieren.  Die  besondere  wirtschaftliche 
Gestaltung  des  Staatsgebietes,  die  Organisation  der  Verwaltung, 
welche  das  örtliche  Geldbedürfiiis,  die  in  der  Staatswirtschaft  üb- 
lichen Zahlungsmodalitäten,  welche  das  zeitliche  und  örtliche  Geld- 
bedürfnis regulieren,  werden  dafür  bestimmend  wirken.    Die  Vorteile. 
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welche  mit  der  Benützung  der  Banken  für  die  Kassen  Verwaltung 
verbunden  sind,  werden  sich  in  jedem  Falle  zeigen,  Sie  bestehen 
in  rascherer  Centralisation  der  Staatsgelder,  also  strengerer 
Durchführung  des  Princips  der  fiskalischen  Kasseneinheit,  sowie  in 
einer  durch  Vereinfachung  des  Zahlungswesens  herbeigeführten 
Verminderung  der  Kassenbestände. 

Sobald  der  staatswirtschaftliche  Zahlungsprozess  sich  durch  die 
Organisation  der  Banken  in  den  allgemein  volkswirtschaftlichen  ein- 
gefügt hat,  wird  er  auch  die  in  diesem  üblichen  Zahlungsformen 
benützen.  An  Stelle  der  Kassenanweisungen  des  Staatskassensystems 
werden,  soweit  nicht  Barzahlung  notwendig  erscheint,  Zahlung  durch 
Umschreibung  (Buchübertragung),  Check  und  Wechsel  treten. 

Die  Buchübertragung  setzt  voraus,  dass  Zahler  und  Empfänger 
bei  derselben  Bank  ein  Conto  besitzen  und  sie  besteht  in  der  Aus- 
gleichung einer  Forderung  durch  Uebertragung  eines  Teiles  des 
Guthabens  vom  Conto  des  Zahlers  auf  das  des  Empfängers.  Diese 
Form  der  Zahlung  wird  zunächst  in  Anwendung  kommen  bei  den 
zwischen  den  Aemtern,  welche  bei  derselben  Bank  Conten  besitzen, 
vorzunehmenden  Geldübertragungen,  für  den  Verkehr  der  Staats- 
wirtschaft mit  den  Privatwirtschaften  natürlich  nur  dann,  wenn  diese 
letzteren  mit  der  vom  Staate  benützten  Bank  ebenfalls  in  Depositen- 
verkehr getreten  sind,  was  zum  Vorteile  aller  jener  Privatwirtschaften 
geschehen  wird,  welche  in  laufender  Geschäftsverbindung  mit  der 
Staatswirtschaft  stehen. 

Mit  den  Buchübertragungen  ist  zugleich  stets  eine  Ersparung 
an  Barumsätzen  verbunden.  Nicht  so  mit  dem  Check,  welcher  nur 
die  Verweisung  des  Empfangsberechtigten  an  einen  anderen  Zahlungs- 
ort enthält.  Die  Einfachheit  der  Ausstellung,  die  Uebertragbarkeit 
und  die  mit  dem  Checkverkehr  verbundene  Allgemeinheit  des  Bar- 
kassehaltens sichern  aber  auch  dem  Check  ein  grosses  ümsatzgebiet. 
In  der  bankmässigen  Geldverwaltung  des  Staates  ist  der  Check  be- 
bestimmt, an  die  Stelle  der  bisherigen  nicht  übertragbaren  Zahlungs- 
ordres  der  anweisenden  Behörden  zu  treten.  Die  Verfügung  über 
die  staatlichen  Depositen  wird  im  lokalen  Verkehr  nur  durch  Checks 
geschehen. 

Dem  Wechsel  ist  auch  im  Staatskassensystem  ein  wenn  auch 
beschränktes  Geltungsgebiet  für  internationale  Zahlungen,  zum  Teil 
auch  vereinzelt  zur  zeitlichen  und  räumlichen  Uebertragung  von 
Zahlungen  im  Staatsgebiete    selbst  eingeräumt.      Dasselbe    wird   in 
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der  bankinässigen  Geldverwaltung  principiell  überall  dort  festzuhalten 
sein,  wo  ein  zeitlicher  Aufschub  oder  eine  Uebertragung  von  Zah- 
lungen im  Räume  stattfinden  soll,  also  bei  Lieferungskontrakten. 
Uebertragungen  von  einer  Kasse  an  die  andere,  bei  Zahlungen 
der  Marine  u.  s.  w. 

Für  die  Kassen  Verwaltung,  welche  fortwährend  die  Zahlungs- 
verbindHchkeiten  des  Staates  und  die  dafür  bereitliegenden  Gelder 
zu  berechnen  hat,  gilt  als  oberster  Grundsatz,  dass  Geldüberweisungen 
so  viel  als  möglich  zu  vermeiden  sind,  wenn  sie  aber  notwendig 
werden,  in  der  raschesten  und  einfachsten  Weise  vor  sich  gehen. 
Dies  ist  der  Punkt,  in  welchem  die  mögliche  Verschiedenheit  des 
Bankorganismus,  ob  Bankeinheit  oder  Mehrheit  der  Banken  von 
Bedeutung  wird.  Lokale  Zahlungen  werden  von  den  Perzeptions- 
ämtern  selbst  geleistet.  Sie  haben  nur  ihre  Ueberschüsse  abzuliefern. 
Im  Falle  der  Bankeinheit  geschieht  dies  an  die  nächste  Filiale  der 
Centralbank.  Da  für  die  Geldverwaltimg  Centralbank  und  Filialen 
als  eine  Einheit  betrachtet  werden,  stehen  demnach  sämtliche,  wo 
immer  der  Bank  übergebenen  Staatsgelder  der  Geldverwaltung  so- 
gleich zur  Verfügung.  Ln  Falle  einer  Mehrheit  von  Banken  wird 
dies  dahin  geändert,  dass  jeder  Bank  ein  Minimalguthaben  zu  ver- 
bleiben hat,  für  alle  Einzahlungen  über  die  Höhe  desselben  hinaus 
aber  Wechsel  genommen  und  der  Centralbank  zur  Realisierung  ein- 
gesandt werden.  Eine  Teilung  der  Bestände  ist  offenbar  mit  dem 
System  einer  Mehrheit  von  Banken  unvermeidlich.  Allein  in  beiden 
Fällen  wird  die  Leitung  der  Geld  Verwaltung  stets  eine  rasche  und 
klare  Uebersicht  über  die  ihr  zur  freien  Disposition  stehenden  Gelder 
aus  dem  allgemeinen  Staatsconto  der  Centralbank  erhalten.  Dem- 
gemäss  werden  auch  von  hier  aus  alle  Zahlungen  mit  grösserer  Rasch- 
heit geleitet  werden  können.  Dies  wird  aber  besonders  dazu  bei- 
tragen die  Kassenbestände  im  ganzen  Staate  zu  erniedrigen.  Denn 
es  ist  gewiss,  dass  die  Höbe  dessen,  was  wir  den  kontinuierhchen 
Bestand  genannt  haben,  jene  Summe,  welche  stets  in  den  Kassen 
liegen  muss,  um  die  laufenden  Zahlungen  zu  ermöglichen,  ausser 
durch  andere,  sich  immer  gleichbleibende  Faktoren,  bestimmt  wird 
durch  die  Raschheit,  mit  welcher  die  eingegangenen  Einnahmen  den 
Ausgaben  zur  Verfügung  gestellt  werden,  durch  die  Zahl  der  Kassen, 
welche  Zahlungen  zu  leisten  haben  und  die  Raschheit,  mit  der  die 
Kassen  untereinander  in  Verbindung  treten  und  die  Ueberschüsse 
der  einen  der  anderen  zugeführt  werden  können.     Jene  organisato- 
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rischen  Mittel,  welche  eine  Konzentration  der  Kassen  und  eine  Be- 
schleunigung der  TTeberweisungen  herbeiführen,  vermindern  daher 
notwendig  die  zu  haltenden  Bestände.  Durch  eine  in  der  erwähnten 
Weise  organisierte  bankmässige  Geldverwaltung  wird  aber  dieser 
Erfolg  herbeigeführt  und  er  wird  um  so  grösser  sein,  je  mehr  da- 
nach gestrebt  wird,  die  Einnahmen  des  Staates,  soweit  nicht  lokale 
Ausgaben  damit  gedeckt  werden,  unmittelbar  in  der  Centralbank 
zu  vereinigen,  wo  sie  auf  dem  Regierungsconto  erscheinen,  das 
sodann  der  genaue  Massstab  der  augenblicklichen  Zahlungsfähigkeit 
des  Staates  wird. 

Die  Einigung  der  Banken  und  der  Leitung  der  Geld  Verwaltung 
über  die  Höhe  der  Beträge,  welche  jederzeit  an  jedem  Platze  ent- 
zogen werden  können,  über  vorherige  Verständigung  der  Bankleitung 
bei  bevorstehendem  grösseren  Bedarf  an  einzelnen  Plätzen,  über 
den  Verkehr  der  Banken  untereinander  im  Falle  einer  Mehrheit 
von  Banken  u.  s.  w.  gehören  der  Ausführung  dieses  in  seinen  Grund- 
zügen einfachen  Verhältnisses.  Wir  haben  dasselbe  hier  nur  so  weit 
berührt  als  notwendig  war,  um  die  dadurch  bewirkte  Konzentration 
der  Staatsgelder  und  die  damit  verbundene  Verminderung  des  kon- 
tinuierlichen Bestandes  zu  zeigen. 

Nach  derselben  Richtung  macht  sich  zum  Teil  auch  der  Ein- 
fluss  geltend,  welchen  der  Gebrauch  der  bankmässigen  Zahlungs- 
mittel seitens  des  Staates  auf  den  Geldverkehr  überhaupt  haben 
wird.  Die  Kassenanweisungen  im  Kassensystem  eignen  sich  nicht 
zu  Verkehrsinstrumenten,  Sie  berechtigen  nur  den  in  der  Anweisung 
Bezeichneten,  sie  erfordern  die  Quittierung  desselben  bei  der  Kasse 
und  sind  nicht  übertragbar.  Sie  cirkulieren  daher  nicht,  sondern 
werden  von  den  Berechtigten  selbst  präsentiert.  Durch  die  Aus- 
stellung von  Checks  und  Wechsel  seitens  der  staatlichen  Behörden 
ändert  sich  dies.  Alle  mit  jenen  Zahlungsformen  verbundenen  Vor- 
teile treten  auch  hier  ein,  insbesondere  die  leichte  Uebertragbarkeit 
der  Zahlungsforderung  an  den  Staat.  Die  Bedeutung  dieses  Um- 
standes  ist  wegen  der  Grösse  der  staatlichen  Zahlungsverpflich- 
tungen nicht  gering  zu  schätzen.  Die  von  den  Staatsbehörden  aus- 
gestellten Anweisungen  werden  Zahlungsmittel.  Ein  Teil  von  ihnen 
wird  cirkulieren,  bevor  er  zur  Einlösung  gebracht  wird.  Ihre  Be- 
nützung bedeutet  daher  eine  Ersparung  an  Bargeld,  d.  h.  eine 
Verminderung  des  kontinuierlichen  Bestandes  bei  den  staatlichen 
Zahlungsämtern.     Die  Cirkulationszeit   jedes   einzelnen  Checks   und 

592 


Die  staatliche  Geldverwaltung.  \6S 

Wechsels  ist  zwar  nur  eine  kurze.  Allein  es  werden  immer  neue 
ausgegeben,  unter  welchen  sich  st«ts  solche  befinden,  welche  für 
kürzere  Zeit  im  Umlaufe  sind.  Die  Ersparung  an  Geld  und  die 
derselben  entsprechende  Verminderung  des  kontinuierlichen  Be- 
standes ist  daher  eine  dauernde.  Die  Höhe  der  Verminderung 
hängt  ofi'enbar  von  der  Höhe  der  einzelnen  Checks  ab,  welche  im 
Umlaufe  sind  und  wird  dem  Durchschnitte  aus  den  Einzelbeträgen 
entsprechen  ^). 

Eine  weiterhin    anzunehmende  Folge    der   bankmässigen  Geld- 
verwaltung ist  die  voraussichtliche  Hebung  des  Depositen  verkehr  es 


^)  Die  Yerminderung  des  kontinuierliclieii  Kassenbestandes  ist  eine  der 
bedeutendsten  Folgen  der  Verbindung  der  staatlichen  Geldverwaltxmg  mit  dem 
Bankwesen.  Eine  solche  Verminderung  bedeutet  in  jedem  Falle  den  einmaligen 
Gewinn  der  freiwerdenden  Summe.  Die  Yerwendimg  derselben  imterliegt  den 
allgemeinen  staatswirtschaftlichen  und  staatsrechtlichen  Grundsätzen.  Es  ist 
darüber  an  dieser  Stelle  nichts  zu  bemerken.  Allein  eines  Falles  müssen  wir 
gedenken,  da  er  von  principieller  Wichtigkeit  ist. 

In  einem  Staate  nämlich,  welcher  einen  Staatspapiergeldumlauf  wie  z.  B. 
Oesterreich  hat,  wird  der  Kassenbestand  zum  grössten  Teile  in  diesem  Papier- 
gelde bestehen.  Durch  eine  Verbindung  der  Staatskassen  mit  dem  Bankwesen 
und  die  an  dieselbe  sich  anschliessenden  Aenderungen  in  der  Geldverwaltung  wird 
ein  Teil  dieses  im  Besitze  des  Staates  sich  befindenden,  bisher  zur  Fortfühnmg 
der  laufenden  Zahlungen  verwendeten  Papiergeldes  frei  und  kann  nun  von  ihm 
in  zweckentsprechender  Weise  verwendet  werden.  Die  Verwendung  eines  solchen 
Kassenbestandes  ist  keine  willkürliche  mehr,  es  gibt  vielmehr,  soweit  man  wirt- 
schaftliche Grundsätze  befolgen  will,  nur  einen  Weg. 

Wenn  das  Papiergeld  nur  auf  Kassen-  oder  Steuerfundation  ruhte,  also 
nur  bis  zur  Höhe  des  kontinuierlichen  Bestandes  im  Umlauf  war,  dann  ist  die 
Verwendung  des  in  einem  solchen  Falle  frei  werdenden  Teües  durch  die  Natur 
der  Sache  gegeben.  Derselbe  muss  vernichtet  werden,  da  für  ihn  wegen  der 
Vermindenmg  des  Kassenbestandes  keine  Fundation  mehr  vorhanden  ist.  Hat 
man  es  aber  mit  einem  wirklichen  Staatspapiergeld  zu  thun,  welches  Zwangs- 
kurs, also  Staats-  und  Verkehrswährung  besitzt,  dann  besteht  die  Versuchung, 
die  freiwerdende  Menge  Papiergeldes  als  ein  Kapital  anzusehen,  welches  in 
irgendwelchen  produktiven  Anlagen  zu  verwenden  wäre.  Doch  käme  die  Aas- 
gabe dieses  Papiergeldes  offenbar  einer  Neuemission  gleich.  Bisher  war  dasselbe 
durch  die  Staatskassen  gebimden  imd  es  konnte  für  diese  Summe  die  Natur  der 
Kassenscheine  in  Anspruch  genommen  werden ,  indem  sie  nie  dauernd  im  Ver- 
kehre waren,  sondern  stets  wieder  an  die  Staatskassen  zurücksti'ömten.  Werden 
sie  aber  jetzt  als  Zahlung  ausgegeben ,  dann  bleiben  sie  dauernd  im  Verkehre 
und  man  hat  kein  anderes  Mittel  sie  einzuziehen,  als  die  Einlösrmg.  Sie  würden 
eine  Vermehrung  der  Papiergeldschuld  des  Staates  bilden  und  es  gibt  daher 
auch  für  sie  keine  andere  Verwendimg  als  die  Vernichtung. 
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im  allgemeinen.  Das  Beispiel  des  Staates  ist  stets  ein  mächtiges. 
Der  Umstand,  dass  er  seine  Gelder  einer  Bank  anvertraut,  wird 
zur  Nachahmung  aneifern.  Doch  nicht  das  blosse  Beispiel  wird 
wirksam  sein,  der  Nutzen  und  Vorteil  der  einzelnen  wird  dahin 
drängen,  dass  Beamte,  Militärs,  Geschäftsleute,  die  mit  dem  Staate 
oder  mit  seinen  Beamten  in  Verbindung  stehen,  ihre  Kasse  bei 
den  vom  Staate  benützten  Banken  halten.  Die  Zahlungsmodalitäten 
werden  einfacher,  die  Geldverwahrung  wird  sicherer,  das  Kreditieren 
kleiner  Forderungen  seltener,  da  nun  nicht  mehr  Verschiedenheiten 
der  Kasseanlage  ein  Zuwarten  bei  den  Zahlungen  nötig  machen. 
Wagner  hat  diesen  Punkt  bereits  weiter  ausgeführt  und  nach- 
gewiesen, wie  sich  zu  allgemein  volkswirtschaftlichem  Vorteil  immer 
weitere  Kreise  von  Privatconten  um  das  Staatsconto  bei  den  Banken 
vereinigen  werden  ^).  Dadurch  wird  eine  grössere  Menge  sonst 
unbenutzter  Kapitalien  nutzbar  gemacht.  Da  Zahlungen  innerhalb 
jenes  bei  der  Bank  vereinigten  Kundenkreises  durch  Umschreibung 
in  den  Büchern  der  Bank  geschehen,  wird  ein  mit  der  Zahl  der 
Bankkunden  steigender  Prozentsatz  der  deponierten  Kapitalien  von 
der  Bank  benützt,  d.  h.  den  kreditsuchenden  Wirtschaften  zugeführt 
werden  können. 

Die  beträchtlichsten  Summen  aber,  welche  durch  das  System 
der  bankmässigen  Geldverwaltung  dem  Kreditbedürfnisse  der  Volks- 
wirtschaft zugeführt  werden,  sind  jene  Staatsgelder,  welche  über 
den  zur  Zahlungsleistung  notwendigen  Betrag  hinaus  in  den  Banken 
liegen.  Wir  haben  darauf  hingewiesen,  dass  diese  Summen  eine 
Verminderung  erleiden  würden  durch  die  stärkere  Centralisierung 
und  raschere  Ueberweisung ,  durch  den  Gebrauch  von  Check  und 
Wechsel;  allein  der  fluktuierende  Bestand  lässt  sich  bei  der  In- 
kongruenz des  Zeitpunktes  des  Einganges,  der  Einnahmen  und  der 
Zahlungsnotwendigkeit  nicht  vermeiden.  Wie  bei  den  Staatskassen, 
so  wird  man  auch  bei  den  Banken  erfahrungsgemäss  den  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  zur  Zahlungsleistung  notwendigen  Betrag  ermitteln 
und  die  darüber  hinausgehenden  Summen  können  für  kürzere  Zeiten 
in  aktiven  Kreditgeschäften  angelegt  werden.  Eine  Vermehrung 
dieser  Kapitalien  tritt  durch  das  eben  erwähnte  Verhältnis  ein, 
dass  die  Zahlungen  häufig  durch  Umschreibung  geschehen  können, 
so  dass  also,  nicht  für  den  Staat,  aber  für  die  Banken  dadurch  der 
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kontinuierliche  Bestand  vermindert  wird.  Werden  z.  B.  erfahrungs- 
gemäss  60  °o  der  staatlichen  Zahlungen  bar  geleistet,  40  "/o  aber 
umschrieben,  so  muss  allerdings  der  Staat  zu  100  bei  der  Bank 
berechtigt  sein.  Die  Bank  aber  braucht  nur  60  davon  zu  halten 
und  kann  40  in  Kreditgeschäften  verwenden.  Der  Nutzen  daraus 
kommt  naturlich  der  Bank  zu  gute. 

Eine  wichtige  Frage  aber,  welche  sich  an  den  Umstand  knüpft, 
dass  auch  in  der  bankmässigen  Geldverwaltung  der  fluktuierende 
Bestand  erhalten  bleibt,  ist  die,  zu  wessen  Gunsten  und  in  welcher 
Weise  derselbe  verwertet  werden  soll.  Die  mit  der  Verwaltung 
der  Staatsgelder  betraute  Bank  hat  offenbar  einen  Anspruch  auf 
Entschädigung  ftir  die  vielfachen  von  ihr  zu  leistenden  Thätigkeiten. 
Es  wäre  natürlich,  den  aus  einer  Verwertung  der  IT  eberbestände 
sich  ergebenden  Nutzen  ihr  als  eine  solche  Entschädigung  zuzuweisen. 
Massgebend  wird  dabei  in  jedem  Falle  die  voraussichtliche  Höhe 
dieses  Nutzens  sein.  Uebersteigt  der  letztere  den  Wert  der  Bank- 
leistungen, dann  ist  der  Anspruch  des  Staates  auf  einen  Teil  jenes 
Gewinnes  gerechtfertigt.  Das  Mass  seines  Anteils  kann  sodann 
entweder  als  ein  Prozentsatz  oder  in  der  Weise  bestimmt  werden, 
dass  die  Maximalsumme  festgesetzt  wird,  welche  jeweilig  zu  Gunsten 
der  Bank  verwertet  werden  darf,  so  dass  also  der  nach  Abzug 
dieser  Maximalsumme  verbleibende  Rest  des  überhaupt  benutzbaren 
Bestandes  jene  Summe  bildet,  die  zu  Gunsten  des  Staates  ver- 
wertet wird. 

Für  die  Art  der  Anlage  selbst,  soweit  dieselbe  für  Rechnung 
des  Staates  geschehen  soll,  ergeben  sich  hauptsächlich  zwei  Möglich- 
keiten. Entweder  überlässt  der  Staat  diese  Summe  der  Bank  und 
begehrt  von  ihr  eine  Verzinsung  oder  sie  wird  für  seine  Rechnung 
in  Kreditgeschäften  angelegt. 

Im  ersten  Falle  wird  der  zu  Gunsten  des  Staates  zu  ver- 
wertende Bestand  ein  verzinsliches,  entsprechend  den  Bedürfnissen 
des  Staates  stets  fälliges  Depositum  bei  der  Bank.  Bei  stets  fälligen 
Depositen  ist  es  aber  den  Banken  unter  Umständen  —  wenn  sie 
erfahrungsgemäss  einen  raschen  Entzug  zu  gewärtigen  haben  — 
unmöglich  Zinsen  zu  gewähren,  da  sie  nicht  in  die  Lage  kommen, 
die  deponierten  Gelder  zu  verwerten.  Von  anderem  Einflüsse  ist 
die  Höhe  der  Depositen.  Die  Möglichkeit  der  Anlage  überhaupt 
wird  durch  die  Höhe  der  Depositen  nicht  beeinflusst,  allein  die 
Möglichkeit  der   sicheren  Anlage   während   der   den   Kündigungs- 
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fristen  entsprechenden  kürzeren  Zeiträume.  Je  kürzer  die  Kündi- 
gungsfrist bei  gleicher  Höhe  der  Depositen  und  gleichen  Wirtschafts- 
verhältnissen, desto  riskanter  wird  offenbar  die  Anlage,  da  die 
gesteigerte  Menge  von  Kreditkapitalien  derselben  Menge  Kredit- 
sucher gegenübersteht  und,  wenn  sie  verwertet  werden  müssen, 
um  die  Depositenzinsen  zahlen  zu  können,  nach  Versorgung  der 
reellen  Kreditnehmer  auch  den  weniger  sicheren  geliehen  werden 
muss.  Hohe  und  stets  fällige  Depositen,  von  welchen  man  weiss, 
dass  sie  in  starken  Posten  entzogen  werden,  sind  daher  auch  am 
wenigsten  geeignet  eine  Verzinsung  zuzulassen.  In  diesem  Falle 
befindet  sich  aber  der  Staat  und  es  ist  daher  nicht  wünschenswert, 
überflüssige  Bestände  durch  die  Bank  selbst  verzinsen  zu  lassen. 
Denn  wenn  auch  die  Conten  des  Staates  nach  einiger  Zeit  mit 
ziemlicher  Genauigkeit  berechnet  werden  können,  da  gerade  hier 
der  Zahlungsprozess  ein  sehr  regelmässiger  ist^  so  sind  doch  die  zu 
verzinsenden  Depositen  so  hoch,  dass  die  Notwendigkeit  für  sie 
eine  Anlage  zu  finden,  die  Banken  zu  leichterer  Gewährung  von 
Eskompten  und  Darlehen  zwingen  könnte  und  so  ihrer  Sicherheit 
Gefahr  brächte. 

Wenn  der  Staat  daher  eine  Verwertung  des  fluktuierenden 
Bestandes  zu  seinen  Gunsten  wünscht ,  so  soll  sie  auch  auf  seine 
Rechnung,  unter  seiner  Aufsicht  und  Leitung  geschehen.  Hier  greift 
nun  das  volkswirtschaftliche  Kreditwesen  ein.  Sollen  die  Bestände 
in  Papieren  angelegt  werden?  In  einheimischen  oder  ausländischen? 
Sollen  sie  im  Eskomptegeschäft  verwendet  werden?  Sollen  sie  zur 
Stütze  eines  socialen  Kreditwesens  dienen?  In  welcher  Weise  soll 
dasselbe  organisiert  werden?  Es  ist  hier  nicht  der  Platz  dazu,  auf 
diese  und  andere  daran  sich  knüpfende  Fragen  einzugehen.  Das 
„Wie"  der  Verwertung  ist  nicht  mehr  eine  finanzwirtschaftliche 
sondern  eine  Frage  der  Volkswirtschaftspolitik. 

Noch  eine  Frage  der  staatlichen  Geldverwaltung  ist  offen  ge- 
blieben, die  der  Deckung  eines  Kassendeficits.  Es  ist  klar,  dass 
in  einem  solchen  Falle  nichts  anderes  übrig  bleibt,  als  mit  schwe- 
benden Schulden  irgend  welcher  Art  den  augenblicklichen  Ausfall 
zu  decken  unter  Vorbehalt  einer  Rückzahlung  derselben  aus  dem 
nächsten  Ueberschusse  der  Einnahmen.  Der  erste  Grundsatz  hiebei 
ist,  dass  die  Tilgung  nach  Massgabe  des  Einganges  der  Einnahme 
geschehen  müsse.  Und  aus  eben  diesem  Grunde  genügt  das  Staats- 
kassensystem   dafür    nicht.     In    demselben    sind   Schatzanweisungen 
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und  Rentenscheine  mit  kurzen  Fälligkeitsterminen  die  regelmässige 
Form  der  Deckung  des  Kassendeficits.  Die  zur  Einlösung  dieser 
Schulden  bestimmten  Einnahmen  gehen  nach  und  nach  ein  und 
müssen  nun  so  lange  unbenutzt  liegen,  bis  der  Einlösungstermin 
kommt.  Der  Staat  zahlt  daher  durch  eine  längere  Zeit  Zinsen,  als 
durch  den  Stand  seiner  Kassen  bedingt  wäre. 

Im  System  der  bankmässigen  Geldverwaltung  kann  dieser  Fehler 
behoben  werden  durch  Benützung  des  Kredites  bei  der  mit  der 
Verwaltung  der  Staatsgelder  betrauten  Bank.  Es  könnte  allerdings 
scheinen,  als  ob  gerade  dies  der  wunde  Punkt  des  ganzen  Systems 
wäre  und  wir  wollen  daher  näher  darauf  eingehen.  Man  wird  be- 
haupten, dass  die  enge  Verbindung  der  Bank  mit  den  Staatsfinanzen 
für  die  Regierung  die  gefährliche  Versuchung  schaffe,  ihre  Stellung 
zu  benützen,  um  in  finanziellen  Schwierigkeiten  die  Bank,  etwa 
durch  Drängen  zu  übermässiger  Notenausgabe  bei  Notenbanken 
oder  zur  Acceptierung  nicht  gedeckter  oder  auf  lange  Frist  laufender 
Wechsel,  zur  Gewährung  eines  Darlehens  zu  nötigen,  wodurch  ent- 
weder die  Sicherheit  der  Bank  gefährdet  oder  die  finanzielle ,  ver- 
fassungsmässig festgestellte  Ordnung  durch  Beschaffung  nicht  etats- 
mässiger  Einnahmen  verletzt  werden  könnte.  Es  ist  nicht  zu  leugnen, 
dass  diese  Gefahr  besteht.  Allein  es  darf  anderseits  nicht  übersehen 
werden,  dass,  wie  ja  namentlich  in  der  Diskussion  über  Monopol- 
banken für  die  Notenausgabe  bereits  allgemein  anerkannt  wird,  die 
Banken  sich  noch  nie  der  Nötigung  zur  Darlehensgewährung  an 
den  Staat  auf  die  Dauer  entziehen  konnten,  dass  dem  Staate  auch 
sonst  noch  Mittel  übrig  bleiben,  um  in  kritischen  Momenten  ein 
Darlehen  zu  erhalten,  Zwangsanlehen,  Papiergeldemission  u.  s.  w., 
unter  welchen  die  Banken  ebenso  leiden,  wie  unter  einer  direkten 
Anleihe. 

Was  aber  die  zweite  mit  jener  eng  verbundene  Befürchtung 
betrifft,  dass  die  Regierung  nicht  etatsmässige  Einnahmen  aus  solchen 
Darlehen  beziehen,  daher  nicht  bewilligte,  nicht  notwendige  oder 
verworfene  Ausgaben  bestreiten,  sich  auf  diese  Weise  von  den 
Volksvertretungen  unabhängig  stellen  und  dieselben  in  Zwangslagen 
bringen,  eventuell  die  ganze  Gebahrung  verheimlichen  könne,  so 
gibt  es  gerade  gegen  ein  solches  Vorgehen  der  Regierung  genügenden 
Schutz.  Genaue  Feststellung  der  gegenseitigen  Beziehungen,  un- 
bedingte Veröffentlichung  aller  mit  der  Bank  gepflogenen  Unter- 
handlungen, periodische  Veröffentlichung  des  Standes  der  Staatsgelder 

597 


'[QQ  E.  V.  Philippovich, 

bei  der  Bank  und  genaue  nachträgliche,  vielleicht  auch  eine  bereits 
die  Anweisungen  vidierende  Kontrolle  sind  hinreichende  Schranken 
für  ungehörige  Regierungsmassregeln. 

Eine  verderbliche  Kreditquelle  muss  man  daher  nicht  notwendig 
in  dem  engeren  Verhältnisse  der  Regierung  zur  Bank  erblicken,  ja 
sie  wird  ganz  gewiss  eine  höchst  erspriessliche ,  wenn  man  sie  im 
Falle  eines  Kassendeficites  benützt.  Da  nämlich  die  nach  und  nach 
einfliessenden  Einnahmen  des  Staates  bei  der  Bank  eingehen,  so 
kann  ein  von  ihr  erteilter  Vorschuss  ganz  in  dem  Masse  zurück- 
gezahlt werden,  in  welchem  sie  den  jeweiligen  Ausgaben  gegen- 
über einen  Ueberschuss  gewähren,  und  der  Staat  wird  nur  so  lange 
Zinsen  zu  zahlen  haben,  als  er  in  der  That  nicht  in  der  Lage  ist, 
seine  Schuld  abzutragen. 

Auch  diese  Schuld  bei  der  Bank  kann  verschiedene  Formen 
haben.  Sie  wird  entweder  gedeckt  durch  ßegierungssicherheiten 
oder  sie  entsteht  in  der  Form  eines  Buchkredits.  Mit  Rücksicht 
auf  diesen  Kredit  wird  die  Geldverwaltung  in  die  Lage  kommen, 
die  staatlichen  Geldbestände  verhältnismässig  nieder  halten  zu 
können,  da  die  Zinsen,  welche  sie  der  Bank  zu  zahlen  hat,  geringer 
sein  werden  als  jene,  welche  die  Bestände  dem  Staate  kosten.  Denn 
diese  Schuld  soll  principiell  nur  kurze  Zeit  ausstehen  und  nach 
Massgabe  der  eingehenden  Einnahmen  getilgt  werden  und  es  wird 
die  Bank  dem  Staate  als  grösstem  Geschäftskunden  auch  grössere 
Vorteile  gewähren.  So  wird  dies  Kreditverhältnis  mit  ein  Grund 
zur  Verminderung  der  Bestände  sein. 

Mit  dem  Anteile  an  der  Deckung  des  Kassendeficits  ist  die 
Aufgabe  der  Banken  in  der  staatlichen  Geldverwaltung  geschlossen. 
Allein  wir  müssen  hier  doch  ein  Verhältnis  erwähnen,  das  sich  im 
Anschluss  an  die  Uebernahme  der  Geld  Verwaltung  leicht  zu  ent- 
wickeln vermag  und  in  der  Wirklichkeit  auch  hin  und  wieder  ent- 
wickelt hat. 

Unter  den  von  den  Banken  zu  übernehmenden  Aufgaben  bildet 
die  Auszahlung  der  Zinsen  der  Staatsschuld,  sowie  die  Empfang- 
nahme oder  Rückzahlung  von  Anlehen  einen  natürlichen,  aus  ihrer 
Stellung  als  Staatskassen  entspringenden  Teil.  Im  Zusammenhang 
damit  steht  die  Frage,  ob  nicht  auch  die  technische  Seite  der 
Staatsschulden  V  er  Aval  tu  ng  (die  Führung  der  Schuldbücher,  die 
Durchführung  von  A  mortisation,  Eigentumsübertragungen,  Pfändungs- 
vermerke u.  s.  w.)   in   zweckmässiger  Weise    als  eine  Aufgabe  der 
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Bankthätigkeit  hingestellt  werden  soU.  Allein  es  muss  betont 
werden,  dass  eine  notwendige  Uebertragung  dieses  Zweiges  der 
Finanzverwaltung  aus  der  Uebergabe  der  Kassengeschäfte  nicht 
ffefolsrert  werden  kann.  Die  aus  dem  Staatsschuldenwesen  ent- 
springenden  Zahlungen  bilden  einen  so  bedeutenden  Komplex  von 
Buch-  und  Kassenvorgängen,  dass  sogar  eine  ganz  selbständige 
Behandlung  derselben  möglich  ist.  So  wurde  in  England  die  Ver- 
waltung der  Staatsschuld  durch  die  Bank  von  England,  die  Südsee- 
geseUschaft  und  die  ostindische  Compagnie  schon  lange  vor  der 
Zeit  vorgenommen,  als  man  die  übrigen  staatlichen  Zahlungen 
durch  die  Bank  von  England  vermittelte.  Anderseits  vermag  die 
Benützung  einer  Bank  als  Staatskasse  zu  geschehen,  ohne  dass  man 
deshalb  die  letztere  mit  der  Verwaltung  der  Staatsschuld  betraut. 
Soweit  daher  nur  die  Geldverwaltung  d.  h.  die  zweckmässigste 
Verwenduncr  und  Verwertung  der  öffentlichen  Gelder  vor  ihrem 
Austritte  aus  dem  Besitze  des  Staates  in  Betracht  kommt,  ergibt 
sich  als  Konsequenz  einer  Verbindung  derselben  mit  dem  Bank- 
wesen nur  die  Uebernahme  der  reinen  Kassengeschäfte,  der  Zinsen- 
zahlung, Empfangnahme  der  Einzahlungen  von  staatlichen  Anlehen 
und  die  Rückzahlung  derselben  durch  die  Banken.  Allein  es  ist 
klar,  dass  man,  sobald  eine  solche  Uebertragung  vorgenommen 
wird,  auch  die  Führung  der  Schuldbücher  und  der  sich  daran 
schliessenden  technischen  Vorgänge  seitens  der  Banken  erwägen 
wird  und  der  Uebergang  des  technischen  Teiles  der  Schulden- 
verwaltung auf  Banken  wird  namentlich  dort  zweckmässig  er- 
scheinen, wo  das  Princip  der  englischen  und  französischen  Renten- 
schuld das  Schuldenwesen  beherrscht.  Die  damit  verbundene 
Buchhaltung  über  das  Guthaben  jedes  einzelnen  Gläubigers  muss 
keineswegs  von  der  Finanzverwaltung  selbst  ausgeübt  werden.  In 
jedem  Falle  aber  ist  mit  der  Uebernahme  der  Schuldenverwaltung  in 
bedeutendem  Masse  eine  administrative  und  nicht  eine  bloss  bank- 
mässige  Thätigkeit  verbunden,  wie  bei  Durchführung  der  Zahlungs- 
geschäfte  des  Staates.  Dieser  Umstand  erfordert  die  Errichtung 
eines  besonderen  Departements  bei  der  Bank  und  eine  selbständige 
Regelung  des  ganzen  Verhältnisses. 

Wir  glauben  keineswegs  im  Vorhergehenden  die  Beziehungen, 
welche  sich  aus  der  Durchführung  der  bankmässigen  Geldverwaltung 
zwischen  Staat  und  Bankwesen  ergeben,  erschöpft  zu  haben.  Die 
Banken  treten   dadurch  zum  Staate  in  ein  Verhältnis,    welches  ihr 
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Interesse  mit  den  seinigen  enge  verknüpft.  Sie  werden  zu  Organen 
der  staatlichen  Verwaltung.  Die  Erfüllung  der  übernom- 
menen staatlichen  Aufgabe  tritt  aber  nicht  neben  die  ihrer  eigenen 
Aufgaben ,  sie  ist  vielmehr  auf  das  innigste  verbunden  mit  der- 
selben, die  eine  wird  von  der  anderen  abhängig,  sie  bedingen  sich 
gegenseitig.  Dies  Verhältnis  kann  nach  manchen  Seiten  hin  er- 
weitert werden.  So  im  Falle  der  Ausgabe  der  von  Knies  ge- 
wünschten Geldscheine  ^).  Durch  die  Ausgabe  solcher  Münzscheine 
entstünde  für  den  Staat  die  Verpflichtung,  zu  allen  Zeiten  und  an 
allen  Orten,  an  welchen  ihre  Einlösung  zugesagt  ist,  einen  Bestand 
in  jener  Höhe  zu  halten,  welche  notwendig  ist,  um  den  Einlösungs- 
ansprüchen genügen  zu  können.  Bei  bankmässiger  Geldverwaltung 
würde  dieser  Bestand  nur  als  Teil  jener  Summen  erscheinen,  welcher 
der  Staat  für  die  durch  diese  Bank  zu  leistenden  Ausgaben  über- 
haupt bedarf.  Die  jeweilige  Beschaffung,  Anweisung,  Verrechnung 
dieser  Summen  würde  somit  ganz  denselben  Regeln  und  Grundsätzen 
unterworfen  sein,  von  welchen  die  ganze  Geld  Verwaltung  ausgeht, 
welche  ja  nicht  unterscheidet  zwischen  den  Objekten  und  Ausgabs- 
zwecken, deren  regulierende  Faktoren  vielmehr  nur  die  Einnahmen 
des  Staates  und  die  ihnen  gegenüberstehenden  formalen  rechtlichen 
Verpflichtungen  sind.  Die  Gesamtheit  der  aus  einer  solchen  Stellung 
der  Banken  entstehenden  besonderen  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
zu  betrachten  muss  aber  die  Aufgabe  weiterer,  besonderer  Unter- 
suchungen bilden. 


1)  Geld  und  Kredit  II,  2,  S.  287. 
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Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsaclieii.    Die  Strafen  der 
modernen  Stempelgesetze. 

Von 
Dr.  Felix  Hecht. 

Vorbemerkung. 

Manche  sind  wohl  der  Ansicht,  dass  die  eingehende  Unter- 
suchung von  Fragen,  welche  auf  das  Reichsstempelgesetz  vom 
1.  Juli  1881  Bezug  haben,  nicht  notwendig  ist,  seitdem  die  Reichs- 
regierung durch  die  Vorlage  des  Entwurfs  einer  allgemeinen  Ge- 
schäftssteuer die  Absicht  kundgegeben  hat,  eine  viel  weitergehende 
Besteuerung  des  Handels  und  der  Industrie  eintreten  zu  lassen. 
Diese  Ansicht  ist  unrichtig.  Die  neue  Vorlage  charakterisierte  sich 
ausdrücklich  als  , Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  Abänderung 
des  Gesetzes  wegen  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben  vom 
1.  Juli  1881."  Das  Reichsstempelgesetz  sollte  als  Ganzes  in  Kraft 
bleiben,  jedoch  sollten  an  die  Stelle  der  §§  1,  6 — 11  nebst  Ueber- 
schrift  derselben,  23  Abs.  2,  27,  29,  30  Abs.  3  und  31  und  der 
Tarifnummer  4  neue  Bestimmungen  treten. 

In  der  vom  Reichstag  nicht  mehr  erledigten  Novelle  findet  sich 
insbesondere  keine  Bestimmung  über  den  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen. Hiermit  aber  beschäftigt  sich  vorzugsweise  die  nach- 
folgende Abhandlung.  Damit  im  Zusammenhang  erörtern  wir  die 
wichtige  Frage,  welche  gleichfalls  bisher  noch  nicht  Gegenstand 
wissenschaftlicher  Prüfung  gewesen  ist,  über  die  Strafen  der 
modernen  Steuer-  und  namentlich  der  modernen  Stempelgesetze. 
Seltsamerweise  hat  unsere  umfangreiche  deutsche  Strafrechtslitteratur 
bisher  einer  Erörterung  der  letzteren  Frage  sich  enthalten.  —  Die 
Frage    des    Rechtswegs    in    Reichsstempelsachen    wurde    in    einem 
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interessanten  und  bemerkenswerten  Referat  des  Herrn  Präsidenten 
Jonas  auf  dem  deutschen  Handelstag  im  April  1884  besprochen, 
und  in  dem  Referat  ist  auf  das  Erscheinen  der  vorliegenden  Ab- 
handlung bereits  Bezug  genommen  S.  Verh.  des  12.  Deutschen 
Handelstags  S.  40  fg.  i). 

§  1.    Einleitung. 

Wir  beschäftigen  uns  zunächst  mit  der  Untersuchung  folgender 
Frage :  Ein  Schriftstück  ist  im  Sinne  des  Reichsstempelgesetzes  vom 
1.  Juli  1881  für  stempelpflichtig  erachtet  worden.  Man  hat  unter 
dem  Vorbehalt  der  Rückforderung  den  Stempelbetrag  bezahlt.  Kann 
nun  derjenige,  welcher  den  Betrag  zahlte,  auf  dem  Weg  des  Civil- 
prozesses  die  Rückforderung  geltend  machen?  ^) 

Diese  Frage  bedarf  um  so  mehr  einer  eingehenden  Erörterung, 
als  sie  die  bei  weitem  wichtigste  ist,  welche  in  betreff  des  Reichs- 
stempelgesetzes in  Anregung  gebracht  werden  kann. 

Die  Untersuchung  der  Frage  ist  um  so  mehr  zeitgemäss,  weil 
in  dem  Schreiben  des  Reichskanzlers  an  den  Bundesrat  vom 
15.  Mai  1882  —  S.  den  Wortlaut  des  Briefes  Berl.  Börsenztg.  vom 
13.  Dezember  1882,  III.  Beil.  —  vollkommen  sachgemäss  darauf 
hingewiesen  wurde,  dass  durch  Entscheidungen  des  Bundesrats  in 
Reichsstempelsachen  ein  abschliessendes  Urteil  über  die  Zweifels- 
fragen insofern  nicht  zu  gewinnen  ist,  als  die  Gerichte  bei  ihren 
Entscheidungen  an  die  Beschlüsse  des  Bundesrats  nicht  gebunden 
sind.  Und  in  dem  Bescheid  des  Reichskanzleramts  an  den  mittel- 
rheinischen Fabrikantenverein  vom  1.  Juli  1883  —  S.  Mitteil,  für 
den  mittelrh.  Fabrikantenverein  herausg.  von  dem  Vereinsvorstand, 
Mainz,  Jahrg.  1883,  Nr.  167,  168,  S.  1429  fg.  —  ist  ausdrücklich 
hervorgehoben  , falls  die  Beteiligten  diese  Entscheidungen  (sei.  des 
Bundesrats)  nicht  für  zutreffend  erachten,  bleibt  es  ihnen  überlassen, 
ihre  abweichende  Meinung  nach  Massgabe  der  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten   bestehenden   gesetzlichen  Bestimmungen  im  gericht- 


')  S.  auch  Korrespondenz  der  Aeltesten  der  Berliner  Kaufmannschaft  vom 
8.  November  1882,  Nr.  9 ;  Berl.  Börsenztg.  vom  23.  Juni  1883.  Petit,  der  Württ. 
Handels-  und  Gewerbekammern  vom  1.  Dezember  1882  an  den  Reichstag,  An- 
hang, S.  11;  Freudenstein,  Komm,  zum  Reichsstempelgesetz  S.  222  fg. 

^)  Ue"ber  die  Anrufung  der  Gerichte  im  Weg  des  strafrechtl.  Verfahrens 
S.  Korresp.  der  Aeltesten  der  Berl.  Kaufmannschaft  vom  8.  November  1882,  S.  86. 
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liehen  Wege  geltend  zu  machen."   —   Wir  sind  sonach  darauf  hin- 
gewiesen, diese  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  eruieren. 

Unsere  überaus  schwierige  Aufgabe  wird  wenigstens  einiger- 
massen  durch  das  Urteil  des  1.  Civilsenats  des  Reichsgerichts  vom 
2.  Februar  1884  erleichtert.  S.  den  Wortlaut  des  Urteils  und  der 
Entscheidungsgründe  in  der  Berl.  Börsenztg.  vom  23.  Februar  1884, 
IV.  Beil.,  Nr.  92,  Umschau  auf  dem  Gebiete  des  Zoll-  und  Steuer- 
wesens, Jahrg.  1884,  p.  67 — 68,  81,  82,  100.  Aus  dem  ersten,  hier 
für  uns  allein  relevanten  TeU  des  reichsgerichtlichen  Urteüs  seien 
folgende  Sätze  hervorgehoben: 

1.  „Der  in  den  Reichsjustizgesetzen  gebrauchte  Ausdruck  „bür- 
gerliche Rechtsstreitigkeiten "  ist  nirgend  wie  dahin  auszulegen,  dass 
unter  den  dadurch  bezeichneten  Begriff  solche  Rechtsstreitigkeiten 
nicht  zu  subsumieren  seien,  in  welchen  der  betreffende  auf  eine 
Vermögensverletzung  begründete  Vermögensanspruch  sich  auf  eine 
(rechtswidrige,  angeblich  durch  eine  Norm  des  öffentlichen  Rechts 
gerechtfertigte)  Handlung  einer  Behörde  im  Namen  des  Staats 
gründe." 

2.  „Ein  Rechtsstreit  zwischen  dem  Abgabepflichtigen,  dessen 
Vermögen  verletzt  ist  durch  ungerechtfertigte  Erhebung  eines  Reichs- 
stempelbetrags,  als  Kläger,  gegen  das  Deutsche  Reich  oder  den 
Mittelstaat,  durch  dessen  zur  Abgabeerhebung  zuständige  Behörde 
jener  Abgabebetrag  erhoben  war,  als  beklagte  Vermögenssubjekte, 
auf  Zahlung  der  dem  zu  Unrecht  erhobenen  Betrage  gleichen  Summe 
ist  reichsgesetzlich  von  der  Verfolgung  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  nicht  ausgeschlossen." 

3.  „Es  handelt  sich  hier  um  solche  bürgerliche  Rechtsstreitig- 
keiten, in  Bezug  auf  welche  es  der  Landesgesetzgebung  überlassen 
ist,  den  Rechtsstreit  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegen- 
stands den  Landgerichten  zuzuweisen." 

In  dem  reichsgerichtlichen  Urteil  vom  2.  Februar  1884  ist 
folgende  Frage  nicht  beantwortet  —  sie  lag  zur  Entscheidung  nicht 
vor  —  wenn  in  einem  deutschen  Bundesstaat  Beschränkungen  des 
Rechtswegs  in  Bezug  auf  Ansprüche  wegen  ungerechtfertigter  Er- 
hebung von  Abgaben  dieses  Staats  gesetzlich  bestehen,  z.  B.  den 
Abgabepflichtigen  in  dieser  Beziehung  nur  der  Beschwerdeweg  bei 
den  Verwaltungsbehörden  oder  das  Angehen  sog.  Verwaltungs- 
gerichte freigelassen  ist,  greifen  diese  Beschränkungen  des  Rechts- 
eos 
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wegs  auch  dann  durch,  wenn  dieser  Bundesstaat  auf  Grund  der 
Normen  des  Reichsstaatsrechts  Reichsabgaben  erhoben  hat?  —  Die 
Frage  ist  inzwischen  durch  ein  Urteil  des  4.  Civilsenats  des  Reichs- 
gerichts vom  9.  April  1884  klargestellt  worden  und  zwar  in  dem 
Sinn,  dass  die  betreffenden  landesgesetzlichen  Beschränkungen  des 
Rechtswegs  als  massgebend  zu  erachten  sind. 

Unsere  zum  Beginn  der  Abhandlung  gestellte  Frage  gewinnt 
nunmehr  eine  noch  präcisere  Form  und  wir  sind  in  der  Lage,  fol- 
gende Sätze  aufzustellen: 

1.  Ausdrückliche  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit  des 
Rechtswegs  für  Ansprüche  auf  Befreiung  von  Reichsabgaben  und 
Reichssteuern  im  allgemeinen  und  insbesondere  von  Reichsstempel- 
abgaben sind  in  der  Reichsgesetzgebung,  insbesondere  auch  in  dem 
Reichsstempelgesetz  nicht  enthalten, 

2.  Die  Reichsstempelabgaben  sind  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten, wo  sie  erhoben  werden,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Verwendung 
zu  Reichszwecken,  lediglich  den  Landesbehörden  mit  ihren  bisherigen 
Befugnissen  in  Betreff  der  Landesabgaben  unterstellt  und  den 
letzteren,  namentlich  rücksichtlich  der  Vollstreckbarkeit,  also  auch 
der  damit  zusammenhängenden  Frage  von  der  Zulässigkeit  des 
Rechtswegs  gleichgeachtet. 

3.  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  d.  h.  die  Verfolgung 
der  diesbezüglichen  Ansprüche  vor  den  für  bürgerliche  Rechtsstreitig- 
keiten regelmässig  zuständigen  Gerichten,  ist  in  jedem  deutschen 
Bundesstaat  gegeben,  insofern  und  insoweit  nicht  landesgesetzliche 
Bestimmungen  entgegenstehen. 

Wir  wenden  uns  nun  dazu,  die  in  den  einzelnen  deutschen 
Staaten  geltenden  Bestimmungen  zu  prüfen.  Diese  Aufgabe  wurde 
nur  dadurch  lösbar,  dass  wir  mit  durchaus  sachkundigen  Männern 
jedes  einzelnen  deutschen  Staates  in  Verbindung  getreten  sind  und 
unter  Präzisierung  der  relevanten  Fragen  gutachtliche  Aeusserungen 
provozierten.  Es  ist  somit  eine  Art  Enquete  veranstaltet  worden, 
deren  Resultate  im  folgenden  Paragraphen  enthalten  sind.  Es  er- 
schien zweckmässig,  bei  der  Uebersicht  über  den  jetzigen  Rechts- 
zustand in  alphabetischer  Reihenfolge  die  einzelnen  Staaten  aufzu- 
zählen. 
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§  2.    Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsaclieii  nach  der  Gesetzgebung 
der  einzelnen  deutschen  Staaten. 

Anhalt. 

In  Anhalt  besteht  weder  ein  Aus-  noch  Einführungsgesetz 
noch  eine  Verordnung  zum  Reichsstempelgesetz.  Die  Erhebung  der 
Stempelabgaben  erfolgt  durch  die  Provinzialsteuerdirektion  in  Magde- 
burg, gegen  deren  Verfügungen  Beschwerde  an  die  vorgesetzte 
preussische  Dienstbehörde  zulässig  ist. 

Nach  den  für  die  Anhaltischen  Stempelabgaben  massgebenden 
Gesetzen  (Anhalt.  Gesetzsammlung  Bd.  1,  Xr.  48,  Bd.  6,  Nr.  364)  ist 
die  erhebende  Behörde  die  herzogliche  Finanzdirektion,  Beschwerde- 
instanz das  Finanzministerium.  Eine  Rückforderung  vermeintlich 
mit  Unrecht  gezahlter  Stempelbeträge  ist  im  gewöhnlichen  Civil- 
prozessverfahren  gegen  den  Fiskus,  vertreten  durch  die  Finanz- 
deputation (erste  Instanz  das  Landgericht  Dessau)  durchzuführen. 
Ein  Verwaltungsgerichtshof  existiert  in  Anhalt  nicht. 

Baden. 

Für  Baden  ist  von  §  70  Abs.  3  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
auszugehen.  Auf  diesen  bezieht  sich  der  §  3  des  badischen  Ein- 
führungsgesetzes zu  den  Reichsjustizgesetzen.  Durch  diesen  Para- 
graphen soll  an  den  hinsichtlich  der  Zulässigkeit  des  Rechtswegs 
vor  den  bürgerlichen  Gerichten  überhaupt  geltenden  Grundsätzen 
nichts  geändert  werden  und  es  ist  in  der  R^gierungsbegründung 
insbesondere  darauf  hingewiesen,  dass  in  Baden  Streitigkeiten  über 
die  Schuldigkeit  zu  Staatsabgaben  vor  den  Verwaltungsgerichtshof 
gehören.  S.  §  15  des  Gesetzes  betr.  die  Organisation  der  Innern 
Verwaltung,  vom  5.  Oktober  1863,  R.Bl.  Nr.  44,  p.  104.  Der 
Verwaltungsgerichtshof  entscheidet  in  letzter  Instanz.  S.  über  das 
einzuhaltende  Verfahren  §§  117,  118  der  V.  V.  vom  12.  Juli  1864, 
R.Bl.  Nr.  31.  Hiernach  hat  in  den  FäUen  des  §  15,  Z.  3  ein  Vor- 
verfahren vor  den  zuständigen  Verwaltungsbehörden  vorauszugehen. 
Als  solche  sind  —  soweit  hier  in  Betracht  kommend  —  bezeichnet: 
die  nach  den  einschlägigen  Steuergesetzen  zuständigen  unteren  und 
mittleren  Behörden.  Die  Streitsache  muss  bei  Verlust  des  Berufungs- 
rechts innerhalb  drei  Monaten  von  der  Eröffnung  der  Entscheidung 
der  Centralmittelbehörde    an,    bei   dem  Verwaltungsgerichtshof  an- 
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liängig  gemacht  werden.  Dabei  ist  den  Beteiligten  unbenommen, 
vor  der  Berufung  an  den  Verwaltungsgerichtshof  oder  gleichzeitig 
mit  dieser,  jedoch  unbeschadet  des  Laufs  der  dreimonatlichen  Frist 
sich  an  das  Finanzministerium  zu  wenden.  Aus  der  Bestimmung 
des  §  15,  Z.  3  des  Verwaltungsgesetzes  ergibt  sich,  dass  dasselbe 
Verfahren  auch  für  die  Rückforderung  von  zur  Ungebühr  bezahlten 
Staatsabgaben  gilt.  Zur  Einleitung  des  Rückforderungsverfahrens 
wird  man  sich  zweckraässigerweise  zunächst  durch  Vermittlung  des 
Hauptzollamts  an  die  Zolldirektion  wenden.  Der  Einwand  gegen 
die  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichtshofs,  dass  das  Verwaltungs- 
gesetz in  §  15,  Z.  3  nur  badische  Staatsabgaben  im  Auge  hat,  wäre 
nicht  zutreffend. 

Diese  hier  niedergelegte  Rechtsanschauung  ist  aber  durch  ein 
Erkenntnis  des  grossherzoglich  badischen  Verwaltungsgerichtshofs  vom 
16.  April  1884  nicht  approbiert  worden.  Das  Erkenntnis  wurde  in  dem 
Prozesse  eines  Mannheimer  Bankinstituts  gegen  den  Reichsfiskus, 
vertreten  durch  die  grossherzogliche  Zolldirektion,  Reichsstempel- 
abgaben betreffend,  erlassen.  Der  Verwaltungsgerichtshof  erklärte 
sich  für  inkompetent,  während  die  grossherzoglich  badische  Staats- 
verwaltung selbst  die  Ansicht  hegte,  dass  die  Gerichtsbarkeit  bezw. 
Zuständigkeit  des  badischen  Verwaltungsgerichtshofs  zum  endgültigen 
Erkenntnis  über  den  betreffenden  Rechtsstreit  keinem  Anstand  unter- 
liege. In  den  Entscheidungsgründen  des  Verwaltungsgerichtshofs 
ist  auf  den  gewöhnlichen  Civilprozessweg  hingewiesen.  Da  aber  die 
Gerichte  selbstverständlich  an  diese  Rechtsansicht  des  Verwaltungs- 
gerichtshofs nicht  gebunden  sind,  sondern  ihre  Kompetenz  selbständig 
zu  prüfen  haben,  da  sonach  auch  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen 
ist;  dass  sich  die  Gerichte  für  inkompetent  erklären  und  den  badischen 
Verwaltungsgerichtshof  für  kompetent  erachten,  so  sind  Komplikationen 
denkbar,  welche  ohne  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Faktoren  über- 
haupt nicht  beseitigt  werden  können.  Es  ist  übrigens  möglich,  dass 
der  Verwaltungsgerichtshof  neuerdings  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
23.  Juni  1884,  die  Verwaltungsrechtspflege  betr.  sich  für  kompetent 
erachtet,  und  es  wäre  daher  wohl  praktisch  in  einem  konkreten  Falle 
die  Frage  der  Kompetenz  nochmals  zur  Entscheidung  zu  stellen. 

Bayern. 

In  erster  Instanz  entscheiden  über  die  Stempelpflicht  diejenigen 
Behörden,  denen  zugleich  die  Einkassierung  der  Stempel  übertragen 
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ist.     Als  solche  Behörden  sind  durch  Verordnung   vom  16.  August 
1881,  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben  betr.,  bestimmt: 

a.  Für  Erhebung  der  Reichssterapelabgaben  von  Aktien,  Renten 
und  Schuldverschreibungen  (Nr.  1 — 3  des  Tarifs),  für  die  Ab.stempe- 
lung  dieser  Urkunden  und  der  Formulare  für  die  in  Tarifnummer  4 
bezeichneten  Schriftstücke,  Schlussnoten,  Rechnungen:  die  bei  den 
königlichen  Kreisregierungen  bestehenden  Kreiskassen  und  das  Stempel- 
amt Nürnberg. 

b.  Für  die  Erhebung  der  Reichsstempelabgaben  von  Lotterie- 
losen (Nr.  5  des  Tarifs)  und  deren  Abstempelung:  32  speziell  für 
diesen  Zweck  bezeichnete  Rentämter. 

Ansprüche  auf  Rückforderung  der  vermeintlich  mit  Unrecht 
gezahlten  Stempelbeträge  sind  gemäss  Art.  2  des  bayr.  Ausfüh- 
rungsgesetzes zur  Civilprozess-  und  Konkursordnung  zunächst  im 
Administrativweg  zu  verfolgen  und  können  mittelst  Klage  gegen 
den  Fiskus  bei  den  Gerichten  erst  dann  geltend  gemacht  werden, 
wenn  durch  die  zuständigen  höheren  Verwaltungsstellen  Abhilfe 
nicht  gewährt  worden  ist.  Es  existieren  nun  keinerlei  spezielle 
Vorschriften  darüber,  welche  Administrativbehörden  zunächst  gegen 
die  Entscheidungen  der  sub  a  und  b  bezeichneten  Stellen  anzugeben 
sind.  Es  hat  daher  bei  dem  allgemein  für  alle  Administrativsachen 
gegebenen  Instanzenzug  auch  hier  sein  Bewenden.  Hiernach  ent- 
scheiden als  2.  Instanz  die  Kreisregierungen,  Kammern  der  Finanzen 
und  als  3.  und  letzte  Instanz  das  Finanzministerium. 

Dieser  Instanzenzug  gründet  sich  auf  die  Formationsverordnung 
vom  9.  Dezember  1825. 

In  Bayern  besteht  ein  Verwaltungsgerichtshof,  welcher  mittelst 
Gesetz  vom  8.  August  1878  ins  Leben  gerufen  wurde.  Zu  dessen 
Kompetenz  gehört  nach  Art.  10  des  allg.  Gesetzes  auch  die  Be- 
scheidung von  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der  Kreisregierungen 
über  die  Stempelpflicht  in  letzter  Instanz.  Da  das  Reichsstempel- 
gesetz zur  Zeit  der  Bestimmung  der  Kompetenz  des  Verwaltungs- 
gerichtshofs noch  nicht  existierte,  so  bleibt  es  auch  für  Bayern 
zweifelhaft,  ob  der  Verwaltungsgerichtshof  in  Reichsstempelsachen 
kompetent  sei.  Der  Verwaltungsgerichtshof  hatte  bisher  noch  keine 
Gelegenheit,  über  diese  Kompetenzfrage  eine  Entscheidung  zu  treffen. 
Wir  sind  unserseits  geneigt,  die  Kompetenzfrage  zu  bejahen,  wenn 
aber  der  Verwaltungsgerichtshof  einen  Teil  der  Entscheidungsgründe 
sich  aneignet,  welche  von  dem  badischen  Verwaltungsgerichtshof  in  dem 

Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  qqj  J2 
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Erkenntnis  vom  16.  April  1884  niedergelegt  sind  —  alle  Gründe 
würden  für  Bayern  nicht  zutreffen  —  so  würde  die  Kompetenzfrage 
des  Verwaltungsgerichtshofs  zu  verneinen  sein. 

Braunschweig. 

Ein  Verwaltungsgerichtshof  besteht  in  Braunschweig  nicht.  Will 
man  sich  an  die  Administrativbehörden  wenden,  so  ist  die  Zoll- 
und  Steuerdirektion  in  Braunschweig  in  erster  Instanz  zuständig. 
Gegen  die  Entscheidung  derselben  findet  ein  Rekurs  an  das  Staats- 
ministerium statt.     Gesetz  vom  12.  Oktober  1832  §  12. 

Die  Rückforderung  der  mit  Unrecht  gezahlten  Reichsstempel- 
abgaben kann  aber  auch  im  Weg  der  Klage  gegen  den  Landes- 
fiskus geschehen. 

In  Ausführung  des  §  70  Z.  2,  Abs,  2  i.  f.  des  Gerichtsver- 
fassungsgesetzes   hat    das    Braunschweiger   Ausführungsgesetz    vom 

1.  April  1879  in  §  30  Nr.  5  der  ausschliesslichen  Kompetenz  der 
Landgerichte  auch  die  Ansprüche  gegen  den  Landesfiskus  in  Betreff 
der  Verpflichtung  zur  Entrichtung  öffentlicher  Abgaben,  soweit  der 
Rechtsweg  nicht  ausgeschlossen  ist,  überwiesen.  Nun  bestimmt  der 
citirte  §  12:  die  herzogliche  Steuerdirektion  (jetzt  Zoll-  und  Steuer- 
direktion, cf.  V.  vom  25.  Dezember  1841)  entscheidet  in  allen  Steuer- 
Reklamationssachen  in  erster  Instanz.  Von  dieser  Entscheidung  findet 
zwar  ein  Rekurs  an  das  herzogliche  Staatsministerium  statt;  bei  der 
von  diesem  zu  erlassenden  Verfügung  aber  hat  es  in  allen  Fällen 
sein  Verbleiben  und  sollen  Steuerreklamationssachen  nur  in  dem 
einzigen  Falle  Gegenstand  des  Rechtsstreites  werden  können,  wenn 
die  Frage:  ob  und  wie  viel  Steuer  zu  bezahlen  sei,  von  einer  Vor- 
entscheidung über  Privatrechtsverhältnisse  abhängig  ist  und  diese 
letztere  Voraussetzung  wird  in  zweifelhaften  Fällen  des  Reichs- 
stempelgesetzes stets  zutreffen ,  da  die  Feststellung  des  Begriffs 
Rechnung,  Quittung,  Schlussnote  etc.  als  eine  Entscheidung  über 
ein  Privatrechtsverhältnis  aufzufassen  ist.  Dass  auch  bei  An- 
sprüchen von  Braunschweigern  auf  Rückzahlung  von  Reichsstempel- 
abgaben der  Braunschweiger  Landesfiskus  (vertreten  durch  die  ZoU- 
und  Steuerdirektion)  als  Beklagter  passiv  legitimirt  ist,  ergibt  sich 
aus  Art.  36  der  Reichsverfassung  und  §§  27 ,  29 ,  32  des  Reichs- 
stempelgesetzes. Diese  Auffassung  erhielt  ihre  weitere  Bekräf- 
tigung  und  Bestätigung    durch   das  Urteil  des  Reichsgerichtes  vom 

2.  Februar  1884. 
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Brenieu,  Hamburg,  Lübeck. 

Für  diese  Staaten  ist  die  Frage,  ob  der  Civilprozessweg  zulässig 
sei,  derzeit  im  bejahenden  Sinne  allseitig  erledigt. 

Elsass-Lothringen, 

Die  Frage,  ob  der  Rechtsweg  gegen  Anforderung  zu  zahlender 
oder  wegen  Rückforderung  gezahlter  Reichsstempelabgaben  zulässig 
ist,  findet  sich  nicht  durch  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung 
geregelt.  Ein  Einführungsgesetz  zum  Reichsstempelgesetz  ist  nicht 
erlassen  worden  und  eine  allgemeine  Vorschrift  über  die  Behand- 
lung von  Streitigkeiten  wegen  indirekter  Landessteuern  besteht  nicht. 
Wohl  aber  ist  in  besonderen  Gesetzen  für  die  wesentlichsten  dieser 
Abgaben  der  Rechtsweg  im  weitesten  Umfang  eröffnet,  so  für  En- 
registrement ,  Stempel,  Hypothekengebühren,  indirekte  Steuern  im 
engern  Sinn  (Verbrauchsabgaben  wie  Weinsteuer,  Biersteuer  etc.). 
Nach  diesen  Bestimmungen  und  nach  dem  Ausführungsgesetze  zur 
C.P.O.  ist  die  Klage  ohne  Rücksicht  auf  den  Streitwert  bei  den 
Landgerichten  zu  erheben.  —  Von  sehr  sachkundiger  Seite  wird 
nicht  bezweifelt,  dass  der  Rechtsweg  auch  bei  Reichsstempelsachen 
für  zulässig  erachtet  würde.  Wir  glauben  uns  dieser  Ansicht  für 
Elsass-Lothringen  unbedenklich  anschliessen  zu  dürfen,  und  zwar 
wiederum  unter  Bezugnahme  auf  die  allgemeinen  Ausführungen  im 
reichsgerichtlichen  Urteil  Yom  2.  Februar  1884. 

Hessen-Darmstadt. 

Die  Frage,  ob  in  Reichsstempelsachen  die  Rückforderung  der 
unter  dem  Vorbehalt  der  Rückforderung  gezahlten  Stempelbeträge 
auf  dem  Wege  des  Civilprozesses  geschehen  könne ,  ist  in  kom- 
petenten juristischen  Kreisen  des  Landes  eine  bestrittene.  Landes- 
gesetzliche Vorschriften  über  gerichtliche  Rückforderung  gezahlter 
Reichsstempelabgaben  und  desfallsige  gerichtliche  Instanzen  bestehen 
nicht,  aber  ebenso  wenig  bestehen  irgend  welche  Gesetze,  durch  welche 
der  Rechtsweg  als  ausgeschlossen  betrachtet  werden  könnte.  Unter 
diesen  Umständen  ist  die  Zulässigkeit  des  civilprozessualischen  Ver- 
fahrens unbedenklich  anzunehmen,  und  zwar  konform  den  Ent- 
scheidungsgründen des  Reichsgerichts,  wie  sie  in  dem  Urteil  vom 
2.  Februar  1884  enthalten  sind.  Aber  auch  abgesehen  von  diesem 
Urteil   und  den  Entscheidungsgründen  sprechen  triftige  Gründe  für 
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die  Zulässigkeit  des  Rechtswegs  im  Grossherzogtum  Hessen.  Es  be- 
stehen in  Hessen  für  den  Streitfall  weder  Verwaltungsbehörden  noch 
Verwaltungsgerichte.  Es  kommt  hinzu,  dass  in  hessischen  Verord- 
nungen mehrfach  den  Gerichten  das  Recht  zugesprochen  ist,  bei 
Einforderung  illiquider  Steuersätze  Einhalt  zu  gebieten,  eine  Vor- 
schrift, welche  keinen  Sinn  hätte,  wenn  nicht  den  Gerichten  nachher 
auch  die  Entscheidung  in  der  Hauptsache  zustehen  sollte.  Cf.  V. 
vom  10.  März  1807,  §  9  und  §  11,  s.  auch  Steuerexekutionsordnung 
von  1820,  §  15,  V.  vom  7.  September  1832,  §  46. 

Fürstentümer  Lippe. 

Für  Lippe-Detmold  wird  mir  die  Frage,  ob  das  civilprozessua- 
lische  Verfahren  zulässig  sei,  bejaht,  während  sie,  gleichfalls  von 
sachverständiger  Seite,  für  Schaumburg-Lippe  verneint  ist.  Indessen 
scheint  mir  durchweg,  sowohl  in  Lippe-Detmold  wie  in  Schaumburg- 
Lippe  wiederum  in  Rücksicht  auf  das  Urteil  des  Reichsgerichts  vom 
2.  Februar  1884  das  civilprozessualische  Verfahren  zulässig  zu  sein. 

Mecklenburg. 

Für  Mecklenburg -Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz  hat  sich 
ein  bestimmtes  Resultat  für  die  Beantwortung  unserer  Frage  nicht 
erzielen  lassen.  Es  kommen  für  beide  Grossherzogtümer  die  ver- 
schiedensten Vereinbarungen ,  Verordnungen  u.  s.  w.  in  Betracht. 
Was  den  administrativen  Beschwerdeweg  betrifft ,  so  geht  die  Be- 
schwerde zunächst  an  die  betreffenden  Hauptsteuerämter  in  Schwerin, 
Rostock,  Güstrow,  Neubrandenburg  und  das  Nebenzollamt  I  in 
Wismar.  Die  Befugnisse  derselben  sind  für  Mecklenburg-Schwerin 
durch  die  Ausführungsverordnung  vom  22.  Juli  1881  normiert.  Die 
weitere  Instanz  für  Beschwerden  ist  die  für  beide  Grossherzogtümer 
gemeinsame  Steuer-  und  Zolldirektion  in  Schwerin.  Von  dieser  führt 
die  Beschwerde  in  Mecklenburg-Schwerin  an  das  Finanzministerium, 
in  Mecklenburg-Strelitz  an  die  Landesregierung  in  Strelitz. 

Oldenburg. 

Das  revidierte  Staatsgrundgesetz  vom  22.  November  1832, 
Art,  102  verpflichtet  die  öffentlichen  Verwaltungen  in  allen  sie  be- 
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treflfenden  privatrechtlichen  Streitigkeiten  Recht  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  zu  nehmen.  Weiteres  Material  ist  für  unsere  Frage  nicht 
gegeben.  Gemäss  dieser  Sachlage  zweifeln  wir  nicht,  dass  in  Olden- 
burg der  Civilrechtsweg  für  Reichsstempelsachen  offen  steht. 

Preussen. 

Die  Frage ,  ob  und  in  welchem  Umfang  der  Rechtsweg  in 
Reichsstempelsachen  zulässig  sei,  war  für  Preussen  eine  überaus 
bestrittene.  S.  insb.  Korresp.  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von 
Berlin  vom  8.  November  1882  p,  85  fgde.  In  dem  Urteil  des  Reichs- 
gerichts, 1.  Civilsenat,  vom  2,  Februar  1884  (mitget.  Berl.  Börsenz.  vom 
23.  Februar  1884)  ist  die  Frage  nicht  zur  Entscheidung  gekom- 
men ^).  Dagegen  folgt  aus  dem  Urteil  des  4.  Civilsenats  des  Reichs- 
gerichts vom  9.  April  1884  (Berl.  Börsenz.  vom  1.  Mai  1884),  dass 
der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  für  zulässig  erachtet  wird, 
wenn  derjenige,  welcher  zur  Entrichtung  eines  Wertstempels  oder 
eines  nicht  nach  dem  Betrage  des  Gegenstandes  zu  bemessenden 
Yertragsstempels  gar  nicht  oder  nicht  in  dem  geforderten  Betrage 
verpflichtet  zu  sein  vermeint,  solches  binnen  sechs  Monaten  nach 
erfolgter  Beitreibung  oder  mit  Vorbehalt  geleisteter  Zahlung  des 
Stempelbetrages  gerichtlich  geltend  macht  —  m.  a.  W.  der  Rechts- 
weg ist  in  Betreff  des  Schlussschein-  und  Lotteriestempels  offen,  in 
Betreff  des  Effekten-  und  Rechnungsstempels  verschlossen  ^).  Indessen 
beruht  diese  Ansicht  lediglich  auf  den  Anschauungen  eines  Senats 
des  Reichsgerichts  und  es  wäre  immerhin  denkbar,  dass  nament- 
lich die  Entscheidungsgründe  und  damit  das  Urteil,  welches  am 
9.  April  d.  J.  gefällt  wurde ,  im  Sinne  einer  unbeschränkten  Zu- 
lassung des  Rechtsweges,  noch  eine  Abänderung  erfahren  könnten. 


')  In  den  Entscheidungsgründen  heisst  es:  -Es  gelangt  im  vorliegenden 
Falle  die  Frage  nicht  zur  Beurteilung,  ob,  wenn  in  einem  deutschen  Bundes- 
staate Beschränkungen  des  Rechtswegs  in  Bezug  auf  Ansprüche  wegen  ungerecht- 
fertigter Erhebungen  von  Abgaben  dieses  Staates  gesetzlich  bestehen,  z.  B.  den 
Abgabepflichtigen  in  dieser  Beziehung  nur  der  Beschwerdeweg  bei  den  Ver- 
waltungsbehörden oder  das  Angehen  sogenannter  Verwaltungsgerichte  freigelassen 
ist,  diese  Beschränkungen  des  Rechtswegs  auch  dann  durchgreifen,  wenn  dieser 
Bundesstaat  auf  Gi-und  der  Normen  des  Reichsstaatsrechts  .  .  Reichsabgaben  er- 
hoben hat." 

*)  S.  übrigens  die  Ausführungen  von  Jonas,  Verhandl.  des  12.  Deutschen 
Handelst,  p.  45. 
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Die  Entscheidungsgründe ,  welche  dem  letztgenannten  Urteil  bei- 
gegeben wurden,  sind  keineswegs  so  überzeugend,  wie  diejenigen 
des  Urteils  vom  2.  Februar  1884.  —  Soweit  der  Rechtsweg  zulässig 
ist,  richtet  sich  die  Klage  gegen  den  Landesfiskus  und  sie  ist  beim 
Landgericht,  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes, 
anzubringen. 

Königreich  Sachsen. 

Im  sächsischen  Gesetze  über  Kompetenz  Verhältnisse  zwischen 
Justiz-  und  Verwaltungsbehörden  vom  28.  Januar  1835  ist  bestimmt: 
In  Streitigkeiten  über  die  Verbindlichkeit  zu  Staats-  und  Kom- 
munalabgaben und  anderen  Staats-  und  Kommunalleistungen,  über 
die  Verteilung  derselben  und  behaupteten  Beschwerungen  vor 
anderen  entscheiden  die  Verwaltungsbehörden.  —  Von  Klagen  auf 
Rückforderung  gezahlter  Stempelgebühren  kann  sonach  nicht  die 
Rede  sein. 

Sachsen- Altenhurg. 

Für  die  Rückforderung  sind  die  ordentlichen  Gerichte  zu- 
ständig. 

Sachsen-Coburg  und  Sachsen-Gotha. 

Bei  dem  Mangel  eines  Einführungsgesetzes  zum  Reichsstempel- 
gesetz ,  sowie  bei  dem  Mangel  eines  Verwaltungsgerichtshofes  und 
irgend  welcher  gesetzlicher  Bestimmungen  in  Betreff  unserer  Frage 
würde  man  sich  im  Herzogtum  Koburg  an  die  ordentlichen  Gerichte 
wenden  müssen  und  zwar  in  erster  Instanz  au  das  Amtsgericht 
Koburg,  in  zweiter  Instanz  an  das  Landgericht  Meiningen. 

Anders  verhält  es  sich  in  Sachsen-Gotha : 

Hier  kommt  zunächst  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1868  (Bd.  12 
der  G.  S.  Nr.  938)  Art.  33  fgde.  in  Betracht.  Insbesondere  be- 
stimmt Art.  34:  Wer  zur  Entrichtung  eines  Wertstempels  oder 
eines  nicht  nach  dem  Betrag  des  Gegenstandes  zu  bemessenden 
Vertragsstempels  gar  nicht  oder  nicht  in  dem  geforderten  Betrag 
verpflichtet  zu  sein  vermeint,  ist  befugt,  dies  gerichtlich  geltend  zu 
machen.  Die  Klage  ist  bei  Verlust  des  Klagerechts  binnen  sechs 
Monaten  nach  erfolgter  Beitreibung  oder  mit  Vorbehalt  geleisteter 
Zahlung  des  Stempelbetrages  anzubringen.  Art.  35:  Auf  Grund 
der  Behauptung,  dass  die  Forderung  bereits  früher  getilgt  oder  ver- 
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jälirt  gewesen  sei,  kann  wegen  jeder  Stempelabgabe  Klage  auf  Er- 
stattung des  Gezahlten  angestellt  werden,  jedoch  bei  Verlust  des 
Klagerechts  nur  binnen  sechs  Monaten  nach  erfolgter  Beitreibung 
oder  geleisteter  Zahlung.  Art.  36 :  Wird  im  gerichtlichen  Straf- 
verfahren wegen  einer  Stempelstrafe  von  dem  Angeschuldigten  die 
Behauptung  aufgestellt,  dass  zur  Zahlung  der  betreffenden  Stempel- 
steuer eine  Verpflichtung  bezüglich  für  ihn  nicht  vorgelegen  habe, 
so  hat  der  Strafrichter  das  Erkenntnis  auszusetzen  und  dem  Ange- 
schuldigten eine  höchstens  zweimonatliche  Frist  zur  Klageanstellung 
zu  verwilligen.  Hält  er  diese  Frist  nicht  inne,  oder  steht  er  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  von  der  Klage  ab,  in  welchem  Falle 
deren  Wiederaufnahme  oder  wiederholte  Anstellung  nicht  gestattet 
ist,  so  hat  das  Strafverfahren  seinen  Fortgang.  Andernfalls  ist  das 
im  Civilprozess  ergangene  Endurteil  für  die  Untersuchung  mass- 
gebend. —  S.  auch  §  13  der  Ministerialverordnimg  vom  3.  Juli  1868 
und  Gesetz  vom  3.  Mai  1866  (G.  S.  Bd.  13  Nr.  827)  insb.  §  2. 

In  Sachsen  -  Gotha  ist  hiernach  der  Civilprozessweg  für  den 
Effekten-  und  Rechnungsstempel  ausgeschlossen,  für  den  Wert-  und 
Vertragsstempel  aber  gegeben. 

Sachsen-Meiningen. 

In  Betracht  kommt  Art.  1  der  Verordnung  vom  16.  Juli  1829, 
worin  bestimmt  ist:  Ueber  die  Entrichtung  öffentlicher  Abgaben 
zur  Landessteuerkasse  und  anderer  Leistungen  für  den  Staat  kann 
kein  Rechtsstreit  nachgelassen  werden,  sondern  sie  müssen  auf  dem 
verfassungsmässigen  Wege  ausgeschrieben  und  alsdann  von  den 
Einzelnen  imweigerlich  geleistet  werden,  selbst  in  dem  Falle,  dass 
der  Einzelne  die  Gesetzwidrigkeit  der  Abgabe  überhaupt  oder  der 
ihm  geschehenen  individuellen  Anforderung  behauptete.  Es  hat 
aber  ein  jeder  in  einem  solchen  Falle  das  Recht,  diese  angebliche 
Gesetzwidrigkeit  auf  gerichtlichem  Wege  auszuführen  und  das  zuviel 
Gezahlte  zurückzufordern. 

Weitere  Anhaltspunkte  sind  für  die  Beantwortung  unserer  Frage 
nicht  gegeben.  Aber  sowohl  nach  dieser  Verordnung  wie  auch  in 
Erwägung,  dass  keinerlei  irgend  welche  entgegenstehende  Bestim- 
mung im  Herzogtum  Meiningen  vorhanden  ist,  erscheint  das  civil- 
prozessualische  Verfahren  zulässig. 


tu 


134  Felix  Hecht, 

Sachsen-Weimar. 

Nach  dem  Gesetz  vom  20.  März  1879  sind  für  die  Ansprüche 
gegen  den  Staat  in  Betreff  der  Verpflichtung  zur  Entrichtung  öffent- 
licher Abgaben  die  Landgerichte  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des 
Streitgegenstandes  ausschliesslich  zuständig.  In  Ermanglung  irgend 
welcher  entgegenstehender  Bestimmung  erachten  wir  den  Civil- 
prozessweg  für  die  Rückforderung  von  Reichsstempelgebühren,  welche 
unter  dem  Vorbehalt  der  Rückforderung  gezahlt  worden  sind ,  als 
unbedenklich  zulässig. 

Schwarzburg-Rudol Stadt  und  Schwarzburg-Sondershausen. 

In  Ermanglung  irgend  welcher  hieher  gehöriger  partikularrecht- 
licher Bestimmungen  ist  der  Civilprozessweg  als  zulässig  zu  erachten. 

Württemberg. 

In  Württemberg  ist  zunächst  der  Beschwerdeinstanzenzug  zu  er- 
schöpfen. Man  wendet  sich  durch  Vermittelung  der  Ortssteuerbehörde 
an  das  königliche  Steuerkollegium,  sodann  an  das  Finanzministerium, 
vmd  von  da  im  Wege  der  Rechtsbesehwerde  an  den  Verwaltungs- 
gerichtshof. Das  Beschwerderecht  im  allgemeinen  ist  durch  die 
württembergische  Verfassungsurkunde  von  1819,  §  36  garantiert. 
Die  Rechtsbeschwerde  an  den  V.  G.  H.  ist  durch  das  Gesetz  über 
die  Verwaltungsrechtspflege  vom  16.  Dezember  1816,  §§  13,  19 
geregelt. 

§  3.    Kritik  des  jetzigen  Rechtszustandes.    Vorschläge.    Die  Strafen 
der  modernen  Stempelgesetze. 

Wir  wissen  nun,  wie  es  mit  dem  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen sich  verhält.  Für  jeden  einzelnen  deutschen  Staat  war  eine 
Specialuntersuchung  notwendig,  die  nach  Lage  der  Sache  nicht  ein- 
mal überall  zu  einem  abschliessenden  Resultat  führen  konnte. 

In  einer  Reihe  von  Staaten  ist  der  Rechtsweg  als  unzweifelhaft 
zulässig  anerkannt,  so  in  Bremen,  Hamburg,  Lübeck,  für  andere 
Staaten  kann  mit  einiger  Bestimmtheit  angenommen  werden,  dass 
die  ordentlichen  Gerichte,  sofern  die  Frage  in  betreff  der  Zulässig- 
keit  des  Rechtswegs  in  einem  konkreten  Fall  an  sie  herantritt,  sich 
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für  kompetent  erklären  werden.  In  einigen  Staaten  ist  der  Rechts- 
weg beschränkt  zulässig,  so  in  Preussen  für  Wertstempel  oder 
einen  nicht  nach  dem  Betrag  des  Gegenstandes  zu  bemessenden 
Vertragsstempel;  dasselbe  gilt  für Sachsen-Gotha,  während  inSachsen- 
Coburg  der  Rechtsweg  unbeschränkt  offen  steht.  In  Baden  ist  nach 
Ansicht  des  Verwaltungsgerichtshofs  dieser  nicht  kompetent,  wäh- 
rend nach  Ansicht  der  grossherzoglich  badischen  Zolldirektion,  so- 
wie auch  nach  der  Meinung  anderer  der  Verwaltungsgerichtshof 
kompetent  wäre;  für  Bayern  ist  es  zweifelhaft,  ob  der  Verwaltungs- 
gerichtshof zuständig  sei  oder  ob  nach  Erschöpfung  des  administra- 
tiven Instanzenzugs  eine  Klage  bei  den  Gerichten  anzustellen  ist. 
Im  Königreich  Sachsen  und  in  Württemberg  ist  der  Rechtsweg 
ausgeschlossen;  für  Mecklenburg  ist  es  selbst  einheimischen  Autori- 
täten nicht  möghch,  aus  dem  weitschichtigen  Material  ein  be- 
stimmtes Urteil  sich  zu  bilden.  —  Difficile  est,  satiram  non  scribere. 

Wir  wenden  uns  nicht  an  die  Freunde  von  Handel  und  In- 
dustrie ,  sondern  an  die  Feinde ,  denn  hier  handelt  es  sich  nicht 
mehr  um  Parteifragen,  sondern  nur  um  eine  Frage  des  Rechts,  der 
Gerechtigkeit.  Man  verlangt  durch  ein  Reichsgesetz  die  Zahlung 
bestimmter  Stempelgebühren,  aber  man  gewährt  nicht  durch  ein 
Reichsgesetz  den  Unterthanen  einen  einheitlichen  Rechtsschutz.  Sie 
sind  auf  äusserst  komplizierte  Landesgesetzgebungen  hingewiesen, 
und  auf  Grund  dieser  Gesetzgebungen  können  die  einen  ihre  An- 
sprüche vor  den  ordentlichen  Gerichten  verfolgen,  die  anderen  sind 
der  Entschliessung  von  Verwaltungsbehörden  preisgegeben,  die  einen 
können  in  gewissen  Fällen  vor  den  ordentlichen  Gerichten  Recht 
fordern,  anderen  ist  diese  Möglichkeit  genommen.  Es  gibt  sonach 
in  Bezug  auf  die  durch  das  Reichsstempelgesetz  auferlegten  Lasten 
Bürger  gleichen  und  Bürger  minderen  Rechts. 

Die  Verwaltungsbehörden  der  einzelnen  Staaten  erhalten  ein- 
heitliche Direktive  durch  den  Bundesrat,  die  Bürger  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  können  zum  Teil  überhaupt  nicht,  zum  Teil  nur 
in  Bezug  auf  einzelne  Bestimmungen,  zum  Teil  aber  auch  für  alle 
Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  durch  die  Gerichte  erfahren,  was 
denn  eigentlich  für  sie  geltendes  Recht  ist. 

Der  Bundesrat  gibt  seine  zum  Teil  überraschenden  Interpreta- 
tionen den  Verwaltungsbehörden  prompt ,  die  Beschreitung  des 
Rechtswegs  und  die  Provokation  eines  endgültigen  Urteils  nimmt 
lange  Zeit    in   Anspruch.     In    der  Zwischenzeit    ist   man    genötigt, 
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unbedingt  nach  der  Meinung  der  Stenerverwaltungsbehörden  die 
Zweifelsfragen  zu  entscheiden  und  in  vorkommenden  Fällen  die 
Schriftstücke  zu  stempeln,  denn  würde  der  Prozess  zu  Ungunsten 
der  Partei  entschieden,  so  wäre  die  Geldstrafe  namentlich  bei  grossen 
Geschäften  ruinös. 

In  der  schlimmsten  Lage  sind  selbstverständlich  diejenigen, 
welchen  nach  ihren  Landesgesetzen  der  Rechtsweg  durchaus  ver- 
schlossen ist.  Es  kann  recht  wohl  geschehen,  dass  das  Reichsge- 
richt für  eine  Kategorie  von  Fällen  die  Befreiung  von  der  Gebühr 
des  Reichsstempelgesetzes  ausspricht,  während  die  einheimischen 
Verwaltungsbehörden  den  gegenteiligen  Standpunkt  auf  Grund  der 
Bundesratsentscheidungen  festhalten. 

Unsere  moderne  Gesetzgebung,  welche  den  Lehren  einzelner 
Finanztheoretiker  so  gern  und  willig  folgt,  auch  wenn  dieselben  noch 
keineswegs  zur  communis  opinio  geworden  sind,  hätte  in  Bezug  auf 
die  Frage  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtswegs  doch  füglich  den 
vielfach  gegebenen  Hinweis  beherzigen  dürfen,  dass  man  dem  Steuer- 
pflichtigen den  Rechtsweg  nicht  beschränken  darf,  sofern  und  soweit 
er  der  Meinung  ist,  es  sei  eine  Stempelgebühr  zu  Unrecht  von  ihm 
erhoben  worden. 

Wäre  einheitlich  für  ganz  Deutschland  der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen durch  das  Reichsstempelgesetz  zugelassen  worden,  so 
würde  der  grösste  dem  Gesetz  jetzt  anhaftende  Fehler  vermieden 
worden  sein.  Für  alle  die  zahlreichen,  durch  den  unpräcisen  Wort- 
laut des  Gesetzes  veranlassten  Streitfragen  hätte  wenigstens  eine 
massgebende  oberstrichterliche  Entscheidung  sich  provocieren  lassen. 
Man  hat  angeregt,  die  Frage  des  Rechtswegs  in  Reichsstempelsachen 
durch  authentische  Interpretation  des  Reichsstempelgesetzes  im  Sinne 
einer  einheitlichen  Gestaltung  des  Rechtsweges  zu  erledigen.  Dieser 
Vorschlag  beruht  auf  einer  vollständigen  Verkennung  der  rechtlichen 
Grenze,  innerhalb  welcher  eine  authentische  Interpretation  möglich 
ist.  Im  vorliegenden  Falle  kann  nur  eine  Gesetzesänderung  Ab- 
hilfe schaffen. 

In  früherer  Zeit  stellte  man  an  gesetzgeberische  Arbeiten  die 
Anforderung,  dass  sie  sorgfältig  durchdacht  und  sorgfältig  redigiert 
seien,  dass  sonach  der  Wortlaut  der  Gesetze  dem  scharf  erwogenen 
gesetzgeberischen  Gedanken  einen  möglichst  prägnanten  Ausdruck 
verleihe.  Ein  schlechtes  Gesetz,  welches  präcis  redigiert  ist,  hat 
in  vieler  Beziehung    erhebliche  Vorzüge   gegenüber   einem  auf  ge- 
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Sunden  Grundgedanken  ruhenden,  aber  schlecht  redigierten  Gesetz. 
Schlimm  aber  ist  es  bestellt,  wenn  unklare  gesetzgeberische  Vor- 
stellungen mit  unklarem  Wortlaut  sich  verbinden,  wie  dies  bei  dem 
Reichsstempelgesetz  der  FaU  ist. 

Derzeit  sind  viele  der  Meinung,  die  Gesetzesfabrikation  en  gros 
sei  unumgänglich  notwendig,  sie  sind  bereit  auch  auf  dem  Gebiet 
der  Gesetzgebung  Experimente  zu  machen  und  die  Gesetzesfabri- 
kation auf  Gebiete  zu  erstrecken,  auf  welchen  man  zugestandener- 
massen  im  Dunklen  tappt:  sie  verzichten  sonach  von  vornherein 
auf  das  eine  Requisit,  dass  klare,  allzeitig  erwogene  Ausgangspunkte 
für  die  Gesetzesbestimmungen  vorhanden  seien,  sie  verzichten  da- 
mit auch  gleichzeitig  auf  eine  präcise  Formulierung  der  Gesetze. 
denn  die  präcise  Formulierung  eines  gesetzgeberischen  Gedankens 
setzt  voraus,  dass  der  gesetzgeberische  Gedanke  selbst  klar  und 
scharf  vor  dem  geistigen  Auge  stehe.  Wenn  aber  die  Resignation 
selbst  in  weiten  Kreisen  schon  so  weit  gediehen  ist,  dass  sie  dies 
alles  entschuldbar,  ja  sogar  gerechtfertigt  findet,  dann  ist  es  aber 
doch  immerhin  eine  überaus  bescheidene  Forderung,  dass  wenigstens 
der  Rechtsweg  nicht  verkümmert  werde  und  dass  man  dem  Kauf- 
mann, dem  gegenüber  die  Behörden  eine  Stempeldefraudation  be- 
haupten ,  dieselben  Wege  offen  halte ,  welche  man  in  allen  privat- 
rechtlichen Streitigkeiten  beschreiten  kann. 

Ja,  wir  sind  sogar  der  Ansicht,  dass  der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen in  bevorzugter  Form  vorhanden  sein  müsse,  dass  eine 
Art  von  summarischem  Verfahren  herzustellen  ist,  damit  thunlichst 
rasch  die  Streitfrage  durch  alle  Instanzen  zur  Entscheidung  kommt. 
Die  Prozesse  in  Reichsstempelsachen  haben  nämlich  folgende  Eigen- 
tümlichkeit. Sie  werden  wegen  eines  anscheinend  geringfügigen 
Betrags  geführt,  aber  an  dem  Ausgang  des  Prozesses,  an  der  Ent- 
scheidung der  betreffenden  Frage,  sind  viele  interessiert  und  wäh- 
rend der  Prozess  schwebt,  muss  die  Partei,  welcher  man  eine 
Stempeldefraudation  imputiert  oder  welche  glaubt,  dass  sie  mit 
Unrecht  einen  Stempelbetrag  gezahlt  habe,  die  rigorose  Ansicht 
der  Steuerbehörde  für  die  Stempelung  ihrer  Schriftstücke  als  mass- 
gebend erachten,  weil,  wenn  der  Prozess  zu  Ungunsten  der  Privat- 
partei ausgeht,  die  Summe  der  aufgelaufenen  Stempelstrafen  leicht 
das  Vermögen  eines  wohlhabenden  Kaufmanns  verschlingen  könnte. 

Wir  gelangen  hiermit  noch  zu  einigen  Bemerkungen  über  die 
Geldstrafen    in   Reichsstempelsachen.     Diese    Bemerkungen    —    das 
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Resultat  eingehender  Studien,  welches  hier  nur  kurz  mitgeteilt  wer- 
den kann  —  beanspruchen  für  jedes  irgend  komplizierte  Stempel- 
gesetz gleichmässige  Berechtigung. 

Allseitig  vernimmt  man  den  Ruf  nach  drakonischen  Strafen. 
Die  Strafparagraphen  unserer  Steuergesetze ,  die  Motive  zu  diesen 
Paragraphen,  die  Auslassungen  in  der  Presse  und  in  den  Kammern 
stimmen  in  dieser  Tendenz  vollkommen  überein.  Erst  die  neuen 
Strafansätze  in  dem  Entwurf  einer  allgemeinen  Geschäftssteuer 
haben  Bedenken  wachgerufen.  Indessen,  diese  neuen  Strafansätze 
bewegen  sich  innerhalb  desselben  Grundgedankens  wie  die  früheren, 
zum  Teil  gesetzlich  geltenden  Strafansätze.  Es  gibt  eben  auch  für 
drakonische  Strafen  eine  Steigerung,  eine  Stufenleiter.  Aber  Strafen, 
auch  Geldstrafen,  sollen  weder  drakonisch,  noch  mild  sein,  sie  sollen 
gerecht  sein,  sie  sollen  dem  nachgewiesenen  Grad  des  Verschuldens, 
der  Schuld  entsprechen. 

Es  ist  eine  überaus  lohnende  und  der  Lösung  dringend  harrende 
Aufgabe,  unter  diesem  Gesichtspunkt  das  Strafsystera  unserer  mo- 
dernen Steuergesetze  zu  prüfen.  Die  Steuergesetze  bilden  den- 
jenigen Teil  unserer  Gesetzgebung,  in  welchem  noch  zahlreiche 
Spuren  überwundener  Rechtsanschauungen  erhalten  sind.  Unseres 
Erachtens  wäre  es  dringend  geboten,  für  alle  partikularen  Steuer- 
gesetzentwürfe das  Princip  zu  statuieren,  dass  sie,  bevor  sie  an  die 
Kammern  zur  Vorlage  kommen,  das  Justizministerium  passieren. 

Die  angedeutete  Aufgabe  kann  hier  nicht  im  vollen  Umfang 
zur  Erörterung  gelangen.  Wir  schliessen  von  der  Betrachtung  alle 
direkten,  alle  ohne  Vermittelung  eines  Stempels  zur  Erhebung  ge- 
langenden Studien  aus.  Wir  beschäftigen  uns  nur  mit  dem  Straf- 
system der  Stempelgesetze.  Dieses  letztere  beruht  auf  einer,  histo- 
risch leicht  erklärbaren,  aber  gleichwohl  durchaus  unzutreffenden 
Fiktion.  Man  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  Stempel- 
pflicht aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  klar  erkennbar  sei,  dass  so- 
nach, den  Gegenbeweis  vorbehalten,  eine  Defraudation  angenommen 
werden  müsse,  wenn  nach  Ansicht  der  betreffenden  Behörden  gegen 
den  angeblich  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes  gefehlt  worden  ist. 
Diese  Fiktion  trifft  für  die  Stempelgesetzgebung  beinahe  ausnahms- 
los nicht  zu.  Die  Stempelgesetze ,  wie  das  Wechselstempelgesetz, 
das  Reichsstempelgesetz  sind  anerkanntermassen  nicht  derart  klar 
und  zweifelsohne,  dass  die  Stempelpflichtigkeit  der  einzelnen  Schrift- 
stücke  bei  einigem   guten  Willen    leicht   erkennbar   wäre.     Ja,    es 
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es  treten  einer  präcisen,  klaren  Fassung  solche  Schwierigkeiten 
entgegen,  dass  viele  der  Meinung  sind,  es  sei  von  vornherein  eine 
durchaus  keinen  Zweifeln  unterliegende  Fassung  gar  nicht  möglich, 
es  müsse  jedes  Stempelgesetz  einige  Jahre  in  der  Praxis  gehand- 
habt worden  sein,  um  wenigstens  einigermassen  die  volle  Tragweite 
der  einzelnen  Paragraphen  festzustellen. 

Wie  kann  man  aber,  angesichts  dieses  notorischen  Thatbestands, 
bei  der  Formulierung  der  Strafparagraphen  eines  Stempelgesetzes 
gleichwohl  von  der  Fiktion  eines  strikt  entgegengesetzten  That- 
bestands ausgehen?  Mit  dieser  Fiktion  wird  der  Willkür  Thür  und 
Thor  geöffnet.  Es  werden  diejenigen  Kreise,  auf  welche  das  be- 
treffende Stempelgesetz  berechnet  ist,  in  unerhörte  Beunruhigung 
versetzt. 

Die  Strafparagraphen  unserer  Stempelgesetze  enthalten  ein 
grosses  Unrecht  gegenüber  den  Kreisen,  welche  ihnen  unterstellt 
sind ,  und  sie  wirken  wie  alle  ungerechten  Gesetze  korrumpierend. 
Weil  nämlich  die  beteiligten  Kreise  einem  Verfahren  unterstellt 
sind,  welche  auf  einer  grausamen  und  unmotivierten  Fiktion  sich 
aufbaut,  und  das  Bewusstsein  dieser  Thatsache  selbstverständlich 
überall  verbreitet  ist,  hat  man  sich  daran  gewöhnt  in  einer  Ver- 
urteilung wegen  Stempeldefraudation  nichts  zu  finden,  was  dem  Ruf 
des  Betreffenden  schadet.  Die  kaufmännische  Ehre  bleibt  trotz 
dieser  Verurteilung  intakt. 

Würde  man  den  fiskalischen  Behörden  die  Befugnis  zur  Ver- 
hängung irgend  welcher  Geldstrafen  wegen  Stempeldefraudation 
entziehen,  würde  man  das  Verfahren  in  betreff  der  Stempeldefrau- 
dation mit  allen  Garantien  des  gerichtlichen  Verfahrens  ausnahms- 
los ausstatten,  von  jeder  Fiktion  und  Präsumtion  absehen,  so  wür- 
den die  Beteiligten  von  einer  Verurteilung  wegen  Stempeldefraudation 
schwer  betroffen  und  eine  einzige  solche  Verurteilung  würde  einen 
tieferen,  nachhaltigeren  Einfluss  ausüben,  als  die  drakonischen 
Strafen. 

Innerhalb  des  geordneten  gerichtlichen  Verfahrens  ist  dann 
selbstverständlich  für  eine  praesumtio  malae  fidei  kein  Platz.  Dem 
wegen  Stempeldefraudation  Angeklagten  ist  der  dolus  oder  die 
culpa  lata  dolo  proxima  nachzuweisen  und  nach  dem  Grade  des 
Verschuldens  die  Strafe  zu  normieren.  Ergibt  sich ,  dass  zwar  die 
Schriftstücke  stempelpflichtig  sind,  die  Unterlassung  der  Stempe- 
lung aber  nicht   auf  dolus    oder   culpa   lata  zurückzuführen  ist,    so 
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würde  auf  Zahlung  der  Stempel  (und  der  Prozesskosten),  aber  nicht 
auf  Strafe  zu  erkennen  sein. 

Wenn  derzeit,  beispielsweise  im  R.St.G.  §  23,  Satz  2  statuiert 
ist,  eine  Strafe  soll  auch  dann  eintreten,  wenn  nachgewiesen  wird, 
dass  eine  Steuerhinterziehung  nicht  habe  verübt  werden  können  oder 
nicht  beabsichtigt  worden  sei,  so  erachten  wir  das  als  eine  Bestimmung, 
für  welche  in  einem  modernen  Steuergesetz  nach  dem  heutigen 
Stande  unserer  Strafrechtswissenschaft  keine  Stelle  ist.  Das  sind 
Reste  überwundener  Rechtsanschauungen,  welche  füglich  nur  noch 
als  rechtsgeschichtliche  Curiosa  citiert  werden  sollten. 

Wenn  aber  derartige  Gesetzesparagraphen  diskutiert  und  be- 
schlossen werden,  stehen  die  gesetzgebenden  Faktoren  unter  dem 
Eindruck,  dass  es  ausserordentlicher  Mittel  bedürfe,  um  der  Massen- 
defraudation entgegenzuwirken.  Allein  zunächst  entspricht  es  nicht 
der  Würde  der  Gesetzgebung,  Grundsätze  gesetzlich  zu  fixieren, 
welche  in  dem  modernen  Rechtsbewusstsein  nicht  wurzeln,  illoyale 
Mittel  anzuwenden,  um  illoyale  Zwecke  zu  vereiteln.  Ein  derartiges 
Verfahren  entspricht  ferner  nicht  der  Ehrbarkeit  derjenigen  Kreise, 
auf  welche  solche  Gesetze  berechnet  sind.  Man  darf  mit  voller 
Ueberzeugung  voraussetzen,  dass  diese  Kreise  nicht  die  Absicht 
haben,  der  klar  erkannten  Stempelpflicht  sich  zu  entziehen.  Die 
Staatsgesetze  sollen  von  der  bona  fides  der  Staatsbürger  ausgehen ; 
aus  den  einzelnen  Paragraphen  soll  das  Vertrauen  zur  Befolgung 
der  Gesetze,  nicht  das  permanente  Misstrauen  in  betreff  der  Nach- 
achtung der  gesetzlichen  Bestimmungen  hervorleuchten;  andernfalls 
üben  die  Gesetze  keine  erziehende,  sondern  eine  korrumpierende 
Wirkung  aus. 

Man  lasse  sich  doch  nicht  durch  das  Gespenst  der  Massen- 
defraudation leiten.  In  dem  Kaufmannstande  herrscht  durchweg  das 
Bestreben ,  das  einmal  eingeführte  Gesetz ,  selbst  wenn  es  grosse 
Unbequemlichkeiten  und  erhebliche  Erschwerung  des  Geschäfts- 
betriebs veranlasst,  zu  befolgen.  Wenn  aber  unklare  Gesetze  ge- 
geben werden,  wenn  über  die  Tragweite  der  einzelnen  Paragraphen 
selbst  die  Steuerbehörden ,  ja  auch  die  Gerichte  verschiedener  An- 
sicht sind,  wenn  massenhafte  Verordnungen  der  oberen  Verwaltungs- 
behörden hinzutreten  müssen,  um  die  anderen  Verwaltungsbehörden 
über  den  angeblichen  Inhalt  des  Gesetzes  aufzuklären:  dann  sind 
derartige  Gesetze  am  allerwenigsten  die  richtige  Stelle  für  die  Ver- 
schiebung  der  Beweislast   im  Fall   einer  Kontroverse   zwischen  der 
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Steuerbehörde  und  dem  angeblich  Stempelpflichtigen  und  für  dra- 
konische Strafen. 

In  unseren  modernen  Stempelgesetzen  sucht  man  die  Unklar- 
heit des  Gesetzesausdrucks  durch  drakonische  Strafen  zu  verbessern; 
unlösbare  oder  unrichtig  formulierte  gesetzgeberische  Probleme  sollen 
durch  den  Gerichtsvollzieher  lösbar  gemacht  werden. 

Auf  die  Dauer  wird  man  den  hier  ausgesprochenen  Gedanken 
sich  gewiss  nicht  verschliessen  können:  auch  für  die  Strafparagraphen 
der  Stempelgesetze  wird  man  zum  gemeinen  Recht  sich  bekennen 
müssen:  gerichtliches  Verfahren  für  die  Festsetzung  einer  Strafe, 
prozessualische  Gleichstellung  der  Staatsbehörde,  welche  wegen 
Stempeldefraudation  anklagt,  mit  der  Partei,  welche  behauptet,  keine 
Defraudation  begangen  zu  haben,  gerechte  Strafen  bei  nachgewie- 
sener, auf  Grund  eines  dolus  oder  einer  culpa  lata  geschehenen  Defrau- 
dation, Beseitigung  aller  Fiktionen  und  Präsumtionen,  welche  zu 
Ungunsten  der  Privaten  bestehen. 
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Die  Kommunalbelastung  im  (jrossherzogtum  Oldenburg. 

Auf  statistischer  Grundlage  dargestellt 

von 

Dr.  Paul  Eollmann, 

Grossherzoglicli  oldenburgischem  Regierungsrat,  Vorstand  des  statistischen  Bureaus. 


Die  6escha£feuh.eit  des  statistisclieiL  Materials  über  die  Kommunal- 

finanzen. 

Die  seit  geraumer  Zeit  und  auch  gegenwärtig  wieder  häufig  in  Deutsch- 
land mit  Lebhaftigkeit  geführten  Erörterungen  der  finanziellen  Lage  und  ins- 
besondere des  Besteuerungswesens  der  Gemeinden,  sowohl  was  dessen  Einrichtung 
wie  was  die  Höhe  der  Belastung  der  Pflichtigen  anlangt,  haben  zwecks  Auf- 
klärung über  die  thatsächlich  obwaltenden  Zustände  das  verbreitete  Verlangen 
nach  Beschaffung  entsprechender  zahlenmässiger  Belege  hervorgerufen.  Infolge 
hiervon  ist  in  mehreren  Staaten  und  vorzugsweise  in  solchen,  welche,  wie  Preussen, 
die  Nötigung  empfanden,  das  Mass  der  Ansprüche  an  die  Gemeindekassen  einer 
Regelung  durch  die  Gesetzgebung  zu  unterziehen,  dem  vorhandenen  Bedüi'ftiisse 
durch  Vornahme  statistischer  Ermittelungen  Rechnung  zu  tragen  gesucht  worden. 
Sind  auf  Grund  derselben  in  etlichen  Ländern  und  namentlich  für  einzelne 
Seiten  des  Gegenstandes  wertvolle  Thatsachen  zusammengetragen  worden,  so  hat 
doch  im  grossen  und  ganzen  das,  was  seitens  der  Statistik  bis  jetzt  auf  dem 
Gebiete  des  kommunalen  Finanzwesens  geleistet  ist,  bisher  immer  erst,  wenigstens 
in  Deutschland,  eine  schwache  Ausbeute  geliefert.  Wenn  aber  die  Statistik 
auf  diesem  Felde  weniger  entwickelt  ist  und  weniger  erreicht  hat,  so  liegt  das 
zu  einem  guten  Teile  daran,  dass  ihr  gerade  hier  gewichtige  Hindernisse  be- 
gegnen. 

Zunächst  schon  kann  die  Bewältigung  des  Materials  sich  störend  erweisen. 
Denn  dadurch,  dass  die  Unterlagen  von  einer  Fülle  einzelner  Wirtschaftskörper 
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einzuziehen,  von  jedem  derselben  eine  nicht  unerhebliche  Anzahl  von  Einzel- 
thatsachen  zu  erheben,  zu  prüfen  und  zusammenzustellen  sind,  gestaltet  sich 
die  Arbeit  zu  einer  sehr  umfänglichen,  langwierigen  imd  kostspieligen.  Das 
fallt  um  so  mehr  ins  Gewicht,  als  einmalige  Ermittelungen  von  verhältnismässig 
geringem  Werte  sind,  es  vielmehr  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dieselben  von 
Jahr  zu  Jahr  oder  doch  in  anderen  kürzeren  Abschnitten  fortlaufend  zu  wieder- 
holen. 

Grössere  Bedeutung  als  diesen,  durch  geeignetes  Verfahren  noch  am  ehesten 
zu  hebenden  Bedenken  kommt  jedoch  denen  zu,  welche  aus  gewissen,  im  Hin- 
blick auf  die  statistischen  Erhebungen  unzulänglichen  Einrichtungen  des  Kom- 
mimalfinanzwesens  entspringen.  Dahin  gehört  vor  allen  Dingen  der  gerade 
in  den  meisten  deutschen  Staaten  bestehende  Mangel  einheitlicher  Vorschriften 
über  die  formelle  Führung  des  Haushaltes  durch  die  Organe  der  Selbstverwal- 
tung. Solange  solche  aber  nicht  ergangen,  nicht  feststeht,  nach  welchen  Grund- 
sätzen die  Rechnungen  aufzustellen,  welche  einzelnen  Gegenstände  darin  er- 
.sichtlich  zu  machen  sind,  statt  dessen  die  Behandlung  dem  Ermessen  jeder  Ver- 
waltung überlassen  bleibt,  ist  auch  für  eine  gedeihliche  statistische  Ermittelung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Korporationen  der  gehörige  Boden  nicht  ge- 
schaffen. Denn  die  ungleichartige  Einrichtung  der  Rechnungen  macht  sie,  so 
wie  sie  sind,  ungeeignet,  jener  als  Quelle  zu  dienen.  An  Stelle  des  einfachsten 
und  natürlichsten  Weges,  sich  auf  die  einmal  vorhandenen  Aufstellungen  zu 
stützen,  wird  der  viel  umständlichere  und  für  die  Kommunalverwaltung  höchst 
lästige  betreten  werden  müssen,  durch  eine  eigene  Erhebimg  zu  dem  erforder- 
lichen gleichmässigen  Material  zu  gelangen.  Dabei  ist  es  dann  vielfach  imver- 
meidlich,  dass  auf  die  Einzelheiten  der  Buchimg  zurückgegangen  werden  muss. 
Unzuträglichkeiten,  welche  die  ümfänglichkeit  imd  öftere  Wiederholung  der- 
artiger Ermittelungen  zu  beschränken  angethan  sind. 

Doch  nicht  allein  das  Erfordernis  eines  gleichartigen,  ebenso  sehr  das  eines 
vollständigen  und  zuverlässigen  Materials  ist  nicht  immer  leicht  zu  erfüllen. 
Dieser  Uebelstand  hat  häufig  seinen  Grund  in  der  Unfähigkeit  der  kleinen  Selbst- 
verwaltungsorgane, der  politischen,  kii'chlichen  und  sonstigen  Gemeindeverwal- 
tungen des  platten  Landes,  also  der  grossen  Masse  der  Kommunalverbände,  ihre 
Rechnungen  übersichtlich  und  korrekt  zu  führen  und  demnach  auch  die  verlangten 
Nachweisungen  richtig  beibringen  zu  können.  Gerade  die  Unvollkommenheiten 
der  ländlichen  Thatsachen,  soweit  letztere  überall  zu  erreichen  sind,  werden  oftmals 
der  kommunalen  Finanzstatistik  eine  ernste  Klippe  bereiten  dort  besonders,  wo 
das  Etats-  und  Rechnungswesen  überhaupt  noch  wenig  geordnet  ist.  So  ist  hieran 
in  Preussen  zweimal  der  Versuch,  die  Einnahmen  \md  Ausgaben  wie  den  Ver- 
mögensstand der  sämtlichen  Kommunalverwaltungen  je  für  ein  Jahr  zu  erfassen, 
hinsichtlich  der  kleineren  Städte  und  des  platten  Landes  gescheitert  und  erst 
in  der  Gegenwart  bei  einer  Wiederholtmg  der  Aufnahmen  für  das  Etatsjahr 
1883—84  wenigstens  insoweit  gelungen,  als  man  sich  einstweilen  noch  an  Stelle 
der  thatsächlichen  Beträge  mit  den  anschläglichen  begnügt  hat.  Nun  kommt 
aber  noch  ein  Umstand  hinzu,  der  auf  eine  genaue  Bezifferung  des  Haushaltes 
der  ländlichen  Körperschaften  störend  einwirkt:  das  ist  die  Bestreitung  eines 
grösseren  Teils  des  Aufwandes  in  Gestalt  von  Naturalleistungen,  so  namentlich 
zu  Bauten  wie  zur  gewöhnlichen  Unterhaltung  der  Strassen  und  Wasseranlagen, 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  g23  13 
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so  aber  auch  zu  anderen  Zwecken,  wie  selbst  mitunter  noch  zu  denen  der  Armen- 
pflegeaufwendungen, welche  in  der  Rechnung  nicht  zur  Erscheinung  zu  kommen 
pflegen,  deren  Abschätzung  misslich  ist  und  mit  deren  Auslassung  eben  eine 
bedenkliche  Lücke  offen  bleibt.  Die  sich  der  Erhebung  gegenüber  spröde  ver- 
haltenden Naturalleistungen  erlangen  vollends  dann  Bedeutung,  sobald  sie  in 
Verbindung  mit  Einrichtungen  auftreten,  welche  überwiegend  auf  dieselben 
angewiesen  sind,  wie  das  bei  den  neben  den  eigentlichen  Gemeinden  bestehenden, 
mit  kommunalen  Rechten  belegten  Gutsbezirken  der  Fall  ist.  Für  diese  Bezirke, 
in  denen  die  öffentlichen  Lasten  wesentlich  allein  durch  den  Gutsherrn  zu  tragen 
sind  und  in  engster  Verbindung  mit  seiner  Privatwirtschaft  bestritten  werden, 
ist  von  einer  Erhebung  kein  irgendwie  zureichendes  Ergebnis  zu  erwarten. 
Bleiben  indessen  die  Gutsbezirke  und  überall  die  Naturalaufwendungen  ausser 
Ansatz,  so  werden  die  erhobenen  Thatsachen  hinsichtlich  des  platten  Landes 
immer  nur  Unvollständiges  bieten. 

Schwierigkeiten  wie  die  geschilderten  und  vielleicht  hier  und  dort  nach 
Lage  der  öi-tlichen  Verhältnisse  noch  andei-weite  mussten  begreiflicherweise  in 
hohem  Grade  lähmend  auf  die  statistische  Ei'forschung  einwirken  und  das  um 
so  mehr,  als  eben  deren  Beseitigung  nicht  bloss  durch  die  Technik  der  Erhebung, 
sondern  überwiegend  dm-ch  Massregeln,  die  unmittelbar  das  Kommunalwesen 
berühren,  zu  erzielen  ist.  Günstiger  gestaltet  sich  die  Sache  schon,  wenn  es 
gilt,  nur  gewisse  Seiten  des  Haushaitee  festzustellen,  welche,  wie  der  Schulden- 
stand, die  erhobenen  Steuern,  durchweg  ziemlich  ofi'en  zu  Tage  liegen  und  leicht 
den  darüber  geführten  Aufzeichnungen  entnommen  werden  können.  Es  sind 
denn  auch  diese  Gegenstände  und  hauptsächlich  die  Umlagen  in  jüngster  Zeit 
wiederholt  für  sich  allein  ennittelt  worden,  so  dass  gerade  über  den  letzteren 
wichtigen  Punkt  aus  etlichen  Ländern  neueres  Material  vorliegt.  Es  ist  nur 
gewöhnlich  der  Uebelstand  dabei,  dass  sich  die  Angaben  lediglich  auf  die  er- 
hobenen Geldbeträge  beziehen,  dass  sie  demnach  dort,  wo  daneben  Natural- 
leistungen vorkommen,  und  je  verbreiteter  selbige  sind,  natürlich  um  so  weniger, 
die  gesamte  Belastung  zum  Ausdruck  bringen. 

Was  nun  auf  dem  Gebiete  des  kommunalen  Finanzwesens  durch  die  amt- 
liche Statistik  der  einzelnen  deutschen  Staaten  —  wenigstens  für  den  ganzen 
Gebietsumfang  oder  grössere  Abschnitte  und  nicht  bloss  für  einzelne  Gemeinden  — 
gesammelt  und  zusammengetragen  ist,  lehrt  folgender  Ueberblick  über  die  hier 
vorliegenden  Veröifentlichungen.  Vorweg  sind  dabei  Hessen  ')  und  Sachsen-  ■ 
Altenburg^)  zu  nennen,  deren  Mitteilungen  sich  ausschliesslich  auf  Vermögens- 
und Schuldenverhältnisse  der  Gemeinden  erstrecken,  welche  für  ersteren  Staat 
besonders  ausführlich   ersichtlich  gemacht  sind.     Wenig  mehr  bieten  die  Nach- 


^)  L.  Ewald,  Notizblatt  des  Vereins  für  Erdkunde  und  der  verwandten 
Wissenschaften,  Heft  IX,  S.  20-23,  Heft  XI,  S.  180-186.  Heft  XVI,  S.  201-208, 
Heft  XVIII,  S.  246-252.  Darmstadt  1870,  1872,  1874  und  1879.  Uebersicht 
des  Schulden-  und  Vermögensstandes  der  Gemeinden  des  Grossherzogtums  Hessen 
am  1.  Januar  1869,  1872,  1875  und  1878,  Mitteilung  der  Centralstelle  für  die 
Landesstatistik. 

^)  Statistische  Nachrichten  aus  dem  Herzogtum  Sachsen-Altenburg.  Nr.  V. 
Zusammenstellung  der  Schuldenverhältnisse  im  Herzogtum  am  Schlüsse  des 
Jahres  1878.     Altenburg  1879. 
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richten  aus  Meiningen*),  die  ausser  den  Aktiv-  und  Passivkapitalien,  die  Soll- 
Einnahmen  im  ganzen  und  einige  Hauptzweige  derselben,  darunter  auch  die 
,  Umlagen  nach  dem  Steuerfuss''.  beziffern. 

Etwas  umfangreicher  ist  schon  das  aus  dem  Königreich  Sachsen*)  be- 
kannt gegebene  Material.  Dieses  bezieht  sich  allein  auf  die  Städte  und  auf 
diejenigen  Nach  Weisungen,  welche  jene  nach  Massgabe  der  Städteordnung  von 
1832  den  Kreisbehörden  einzureichen  haben.  Die  für  die  Jahre  1859  und  1865 
veröffentlichten  Thatsachen  begreifen  den  nach  einigen  Kategorien  zerlegten 
Vermögenswert,  die  Schuldenhöhe,  die  Einnahmen  und  Ausgaben  insgesamt  unter 
Hervorhebung  einzelner  weniger  Positionen,  unter  denen  sich  der  Ertrag  der 
direkten  und  der  indirekten  , Anlagen "*  befindet. 

Von  etwa  ähnlicher  Ausdehnung  sind  die  im  Grossherzogtum  Sachsen- 
Weimar')  ermittelten  Thatsachen,  nur  dass  diese  sich  auf  sämtliche  städtischen 
wie  ländlichen  Gemeinden  erstrecken.  Auch  hier  ist  die  Aufstellung  der  Nach- 
weisungen seitens  der  Gemeindeorgane  zum  Zweck  der  üeberwachung  der  Kom- 
munalwirtschaft durch  die  staatlichen  Aufsichtsbehörden  schon  seit  längerer  Zeit 
und  in  verbesserter  Gestalt  seit  1859  geboten.  Die  durch  ausgiebige  Verhältnis- 
berechnungen unterstützten  weimarischen  Publikationen  gewähren  nähere  Auf- 
schlüsse über  die  Vermögenslage,  beschränktere  über  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, welche  je  nach  fünf  Zweigen  geschieden  sind,  zu  denen  bei  letzteren 
wiederum  die  aus  direkten  und  indirekten  Steuern  —  in  einer  Summe  —  ge- 
hören. 

Ungleich  reichhaltiger  ist  die  Finanzstatistik  der  Gemeinden  des  Gross- 
herzogtums Baden'*),  wie  sie  für  1854  und  1860  vorliegt.  Sie  darf  auch  wohl 
als  eine  der  vollständigsten,  die  über  einen  deutschen  Staat  bisher  erschienen 
ist,  angesehen  werden.  Eine  zweckentsprechende  Organisation  hat  ihre  Her- 
stellung wesentlich  gefördert.  Wie  über  die  Verwendung  des  Vermögens,  die 
Ausschreibung  von  Abgaben  bestehen  auch  nähere  Vorschriften  über  das  Ver- 
fahren bei  Aufstellung  der  Voranschläge  und  der  Rechnungen,  von  denen  die 
ersteren  zur  Genehmigung,  die  letzteren  zur  -Abhör"  der  überwachenden  Staats- 
steUe  vorzulegen  sind.     Und   zwar  gestatten  die  Rechnungen  einen  gründlichen 


')  Statistik  des  Herzogtums  Sachsen -Meiningen.  Herausgegeben  vom  sta- 
tistischen Bureau  im  Herzoglichen  Staatsministerimn .  Abteilung  des  Innern. 
Meiningen  1882.  1883  und  1884.  Bd.  1.  S.  372—373;  Bd.  VI,  S.  122-123; 
Bd.  X,  S.  214-215. 

*)  Zeitschrift  des  statistischen  Bureaus  des  Königlich  sächsischen  Ministeriums 
des  Innern.  Jahrg.  IX.  S.  1—20.  Dresden  1863.  Beiträge  zur  Kenntnis  der 
Vermögensverhältnisse  imd  des  Haushalts  der  Städte  des  Königreichs  Sachsen. 
Jahrg.  XrV,  S.  97—105.  Dresden  1868:  Gemeindevermögen  und  Gemeinde- 
haushalt der  Städte  des  Königreichs  Sachsen  im  Jahre  1865. 

*)  Beitrage  zur  Statistik  des  Grossherzogtums  Sachsen -Weimar -Eisenach. 
Herausgegeben  vom  Grossherzoglichen  Staatsministerium.  Departement  des  Innern. 
Heft  2.  Weimar  1865:  Die  Vermögensverhältnisse  und  die  Ausgaben  der  Ge- 
meinden. —  Unter  demselben  Specialtitel:    Weimar  1870. 

*)  Beiträge  zur  Statistik  der  inneren  Verwaltung  des  Grossherzogtums 
Baden.  Herausgegeben  vom  Ministerium  des  Innern,  später  vom  Handels- 
ministerium. Die  Gemeinden  des  Grossherzogtums  Baden,  deren  Vermögens- 
verhältnisse. Einnahmen  und  Ausgaben.  Heft  IX  und  XIV.  Karlsruhe  1858/59 
und  1863. 
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Einblick  in  die  Führung  des  Haushaltes;  die  aus  diesen  Quellen  geschöpften 
statistischen  Nachrichten  konnten  deshalb  den  Gegenstand  ziemlich  ausführlich 
schildern.  Einnahmen  wie  Ausgaben,  nach  den  Sollbeträgen  aufgestellt,  und 
das  hier  —  wie  meistenteils  —  als  Bruttobeträge,  werden  namentlich  für  1854 
hinsichtlich  einer  grösseren  Anzahl  specieller  Positionen  dargethan.  Unter  den 
ersteren  werden  die  Erträge  aus  Umlagen  genauer  nachgewiesen  derart,  dass 
die  von  den  Inhabern  von  Bürgemutzungen,  von  gewissen  Klassen  als  Voraus- 
beiträge und  von  allen  Gemeindegenossen  zu  tragenden  Abgaben  und  ferner  bei 
jeder  Steuerart  der  Umlagefuss  und  die  danach  erhobene  Quote  angegeben  ist; 
bei  den  letzteren  werden  in  der  Hauptsache  die  Aufwendungen  für  die  Ertrag 
abwerfenden  und  die  sonstigen  Liegenschaften,  für  volkswirtschaftliche  Einrich- 
tungen, für  Kirche  und  Schule,  für  Polizei-  und  Armenwesen,  für  Bezirks-  und 
Kreisverbände,  für  das  Schuldenwesen  und  die  allgemeine  Verwaltung  ausein- 
ander gehalten.  Hinzu  kommt  die  Höhe  der  Steuerkapitalien  und  das  Erträgnis 
des  in  einzelnen  Gemeinden  bestehenden  Octrois.  Die  Vermögenslage  ist  nicht 
minder  gründlich  behandelt:  durch  Nachweis  der  verschiedenen  Arten  von  Ak- 
tiven nach  Wert,  Zahl  und  Fläche  und  ebenso  durch  den  der  Schulden  nach 
ihren  besonderen  Bestandteilen.  Ueberdies  werden  über  den  Umfang  und  die 
Verteilung  der  Bürgernutzungen  nähere  Belege  beigebracht.  Und  alles  dieses 
ist  gemeindeweise  dargethan.  Ist  durch  diese  beiden  eingehenden  Bearbei- 
tungen für  die  Würdigung  der  finanziellen  Zustände  der  Gemeinden  in  Baden 
ein  trefflicher  Grund  gelegt,  so  erfreut  sich  dieses  Land  auch  noch  der  alljähr- 
lich wiederkehrenden  bezirksweisen  Zusammenstellung  und  Kundmachung  der 
hervorragendsten  Ergebnisse  des  Gemeindehaushaltes  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Belastungsverhältnisse '). 

Für  Württemberg  finden  sich  in  der  Hauptsache  drei  hierher  gehörige 
Veröffentlichungen,  die  sich  dadurch  bemerklich  machen,  dass  sie  nicht  allein 
die  Gemeinden  im  engeren  Sinne,  sondern  auch  die  grösseren  Verbände,  die 
Amtskörperschaften  und  teilweise  die  unter  der  Verwaltung  der  Gemeinden 
stehenden  besonderen  Stiftungen  zum  Gegenstand  haben.  Das  umfänglichste 
und  zugleich  älteste  vom  Ministerium  des  Innern  aus  Veranlassung  einer  bevor- 
stehenden Verfassungsrevision  erhobene  Material  bezieht  sich  auf  den  Durch- 
schnitt der  Jahre  1860  bis  1863^).  Es  ist  einmal  in  gedrängterer  Weise  für 
jede  Gemeinde  und  sodann  nach  Oberamtsbezirken  unter  genauerer  Darlegung 
der  Einnahme-  und  Ausgabezweige  zusammengestellt  worden.  Die  erstere  Ueber- 
sicht  gewährt  bloss  den  summarischen  Betrag  der  Aktiv-  und  Passivkapitalien 
und  der  dafür  erhobenen  bezw.  gezahlten  Zinsen,  den  Flächengehalt  des  Grund- 
besitzes an  Waldungen  und  sonstigen  Liegenschaften  —  nicht  aber  dessen  Wert, 
so  dass  solcher  des  ganzen  Vermögens  ebenfalls  nicht  festgestellt  ist  —  den 
Ertrag  des  Gemeindeeigentums,  aus  dem  von  Abgaben  und  Gebühren,  aus  „Ge- 


')  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Grossherzogtum  Baden.  Jahrg.  I— XIII. 
Karlsruhe  1869—1882. 

^)  W.  Camerer,  Gemeinde-,  Stiftungs-  und  Amtskörperschaftsvei-waltung 
in  Württemberg  nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1860—63,  im  Jahrgang  1870 
der  Württembergischen  Jahrbücher  für  Statistik  imd  Landeskunde,  herausgegeben 
von  dem  K.  statistisch-topographischen  Bureau.     Stuttgart  1872.  S.  174—411. 
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meindeschaden"  und  aus  anderweiten  Rechten,  die  Ausgaben  für  Gehalte  und 
allgemeinen  Dienstaufwand,  für  Rechte  und  Besitzungen,  für  Zwecke  der  Polizei 
und  Volkswirtschaft  und  für  die  des  Armenwesens,  sodann  in  Ansehung  der 
kommvmalen  Stiftungen  ihre  Aktivkapitalien  und  ihre  jährlichen  ordentlichen 
Einnahmen  wie  Ausgaben  im  ganzen.  Die  anderweiten  ausführlicheren  Ueber- 
sichten  machen  die  Einnahmen  der  Gemeinden  nach  19,  die  der  Ausgaben  nach 
23  Rubriken  ersichtlich;  interessant  ist  hierbei  die  Sonderung  der  Gehaltsauf- 
wendangen  für  die  verschiedenen  Beamt«nkategorien  und  hinsichtlich  des  Unter- 
personals auch  der  vorhandenen  Anzahl  desselben;  sie  gliedern  ferner  die  Stif- 
tungen nach  dem  Zwecke,  dem  sie  dienen,  fügen  auch  die  Grösse  ihres  Grund- 
besitzes den  vorerwähnten  Daten  hinzu.  Entsprechend  diesen  Aufschlüssen  über 
die  Gemeinden  sind  dann  die  über  die  Amtskörperschaften  erteilten. 

So  schätzenswertes  Material  die  württembergischen  Nachweisungen  und  die 
sie  begleitenden  weiteren  Ausfühningen  darbieten,  vermag  es,  weil  dem  Anfang 
der  sechziger  Jahre  entstammend,  für  die  Erkenntnis  der  gegenwärtigen  Zustände 
doch  nicht  mehr  als  ausreichend  betrachtet  zu  werden.  Es  ist  das  um  so  mehr 
zu  bedauern,  als  seither  keine  neuen  Thatsachen,  welche  sich  über  den  ganzen 
kommunalen  Haushalt  verbreiten,  wieder  veröffentlicht  sind.  Denn  was  im 
übrigen  noch  vorliegt,  behandelt  bloss  die  Vermögens-  und  die  Besteuerungs- 
verhältnisse imd  auch  das  nicht  ganz  vollständig.  Von  den  beiden  einschlägigen 
Mitteilungen  gewährt  nämlich  die  ältere  einen  Nachweis  über  die  direkten 
Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuern  in  Verbindung  mit  den  entsprechenden 
Staatssteuem  für  das  Etatsjahr  1868—69.  Und  zwar  wird  hier  im  wesentlichen 
oberamtsweise  der  Steuerertrag  je  nach  den  verschiedenen  Verteilungsweisen  der 
Umlagen,  der  Anteil,  den  daran  die  auf  Staatseigentum  gelegten  Kommunal- 
abgaben erbrachten,  sowie  die  Abstufung  der  Gemeinden  nach  der  Höhe  der 
direkten  Gemeindesteuern  (im  Verhältnis  zur  Staatssteuer)  dargethan  *).  Die 
jüngste  Publikation  hat  neben  einzelnen  Seiten  der  Vermögensverhältnisse  auch 
wiederum  die  Steueraufkünfte  zum  Gegenstand.  Hierbei  wird  einmal  der  Be- 
trag an  Staats-,  Amts-  und  Gemeindesteuern  auf  Grundeigentum,  Gebäude  und 
Gewerbe  für  die  Jahre  1843-44,  1859-60,  1869—70  und  1879—80  nach  Ober- 
amtsbezirken,  femer  das  Verhältnis  dieser  Kommunal-  zu  den  Staatssteuerum- 
lagen für  1879 — 80  in  den  einzelnen  Gemeinden  des  Landes  beziffert.  In  diesen 
Belegen  ist  aber  nur  ein  Theil  der  Kommunalabgaben  enthalten,  da  daneben 
noch  solche  vom  Einkommen,  weiter  sogenannte  Bürger-,  Beisitz-  und  Wohn- 
steuern, Fronsurrogatgelder  wie  endlich  Verbrauchsabgaben,  wenigstenis  teil- 
weise, zur  Erhebung  gelangen.  Büerüber  liegen  und  zwar  in  ziemlich  aus- 
giebiger Gestalt  Angaben  allein  in  Ansehung  der  Gemeinden  von  mehr  als 
4000  Einwohner  vor.  Ausserdem  bringt  die  im  Ministerium  des  Innern  auf 
Grund  der  jährlichen  Berichte  der  Oberämter  gefertigte  Arbeit  für  die  zuvor 
genannten  Jahre  Zusammenstellungen  über  das  Kapitalvermögen  und  die  ver- 
zinslichen Schulden  nebst  Tilgungsrate   der  Amtskörper  und  Gemeinden,   über 


')  W.  C  am  er  er.  Direkte  Staatssteuem  und  Amts-  und  Gemeindeanlagen 
in  Württemberg  im  Etatsjahr  1.  Juli  1868—1869.  unter  Berücksichtigimg  der 
aus  Staatseigentimi  bezahlten  Korporationssteuem  in  den  Württembergischen 
Jahrbüchern  a.  a.  0.,  Jahrg.  1868,  S.  313—372. 
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die  Anzahl  der  gewisse  Bürgernutzungen  gewährenden  Gemeinden  und  deren 
Wert,  endlich  über  die  Verwaltungsergebnisse  der  örtlichen  Stiftungen  (Aktiv- 
vermögen, Schulden  und  Tilgungsbetrag,  summarische  Höhe  der  Einnahmen  und 
Ausgaben)  für  1879—80.  Ueber  die  Bedeutung  des  Materials  verbreitet  sich 
eine  beigegebene  Textausführung,  welche  auch  die  erbrachten  Ergebnisse  näher 
beleuchtet  '). 

Nur  eine  einzige  Seite  des  Kommunalfinanzwesens,  diese  aber  in  trefflicher 
Weise,  ist  bislang  von  der  Statistik  des  Königreichs  Bayern  behandelt  worden 
—  abgesehen  von  einem  gedrängten  Ueberblick  über  die  wichtigsten  Posten  des 
Haushaltes  und  der  Vermögenslage  lediglich  für  eine  Anzahl  grösserer  Städte  ^). 
Dieselbe  betrifft  die  direkte  Gemeindebesteuerung  der  Orts-  und  Distriktsver- 
bände, in  Bezug  auf  welche  der  Gesamtbetrag  der  erhobenen  Gemeindeumlagen 
mit  Einschluss  derer  für  Schul-  und  Armenwesen,  sowie  der  Distriktsumlagen 
und  daneben  der  der  direkten  Staatssteuem  durch  eigene  Ermittelungen  nach 
dem  Stande  von  1876,  1877,  1878,  1880  und  1881  festgestellt  ist»).  Was  diese 
Mitteilungen  so  lehrreich  macht,  ist  weniger  der  Umfang  des  doch  nur  einige 
Hauptmomente  begreifenden  Materials,  als  vielmehr  dessen  feine  Zergliederung 
und  Verwertung.  Es  werden  nämlich  einmal  die  Gemeindeumlagen  nach  ihrer  — 
an  den  Staatssteuem  gemessenen  —  Höhe  derart  auseinandergehalten,  dass  für 
jede  Höhenstufe  die  Zahl  der  Gemeinden ,  die  Staatsteuersumme  und  der  kom- 
munale Umlagebetrag  angegeben  wird.  In  gleicher  Weise  wird  sodann  daneben 
auch  die  nach  ihrer  Stärke  ebenfalls  abgestufte  Bevölkerung  in  Rechnung  ge- 
zogen. Es  wird  hier  also  die  verschiedenartige  Verbreitung  der  —  freilich 
immer  nur  direkten  —  Belastungshöhe  und  der  Einfluss  der  Dichtigkeit  der 
Wohnplätze  ersichtlich  gemacht  und  dadurch  das  gezeichnete  Bild  wesentlich 
vervollständigt. 

Die  erheblichsten  Anstrengungen  zur  Gewinnung  einer  thunlichst  umfang- 
reichen und  gründlichen  Statistik  der  Selbstverwaltung  sind  nun  schliesslich  in 
Preussen  gemacht  worden ,  wenn  schon  hier  gerade  der  Erfolg  nicht  immer 
den  Erwartungen  entsprochen  hat  und  erst  in  jüngerer  Zeit  ein  erfreulicherer 
gewesen  ist. 

Die  Bemühungen  auf  diesem  Gebiete  reichen  bis  1851  zurück,  in  welchem 
Jahre  den  Bezirksregierungen  die  Ausfüllung  eines  Schemas,  welches  einige  wenige 


^)  Beiträge  zur  Statistik  der  Vermögensverwaltung  der  Amtsköi-perschaften, 
Gemeinden  und  Stiftungen  in  Württemberg  und  der  Besteuerung  für  Amts- 
körperschafts-  und  Gemeindezwecke.  Mitgeteilt  vom  K.  Ministerium  des  Innern 
in  den  Württembergischen  Jahrbüchern  a.  a.  0.,  Jahrg.  1883,  I.  Bd.,  1.  Hälfte. 
S.  187—229.  —  Als  Ergänzung  hierzu  kann  die  Arbeit  des  Direktors  von  Riecke 
angesehen  werden :  Die  direkten  Steuern  vom  Ertrag  und  Einkommen  im  Jahr- 
gang 1879,  I,  S.  71  —  205  der  Württembergischen  Jalurbücher,  welche  auch  ,die 
Steuern  der  Amtskörperschaften  und  Gemeinden"  schildert  und  nach  ihren 
Wirkungen  beurteilt. 

")  Zeitschrift  des  Königl.  bayerischen  statistischen  Bureaus,  Jahrgang  XII. 
München  1880,  S.  100  —  106;  M.  Seydel,  Zur  Finanzstatistik  der  grösseren 
Städte  Bayerns. 

3)  Ebenda.  Jahrg.  X,  S.  268-359,  XH,  S.  22-55,  XIV,  S.  167—191  und 
XV,  S.  69—94,  München  1878, 1880, 1882  und  1883;  G.  Mayr,  später  L.  v.  Müller, 
Beiträge  zur  Statistik  der  Gemeindebesteuerung  in  Bayern. 
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Thatsachen  über  die  Vermögenslage  und  den  Haushalt  der  Gemeinden  verlangte, 
aufgegeben  Arurde  ').  So  bescheiden  auch  die  Anforderungen  waren,  könnt« 
ihnen  nicht  genügend  entsprochen  werden.  Zahlreiche  kleine  Gemeinden,  darunter 
die  ganzer  Kreise,  blieben  alle  Aufschlüsse  schuldig,  andere  gaben  nur  lücken- 
haftes oder  inkorrektes  Material  her,  so  dass  den  gesammelten  Ergebnissen  von  vorn- 
herein nur  ein  untergeordneter  Wert  beizumessen  war  *).  Nicht  glücklicher  war  der 
Ausfall  einer  für  das  Jahr  1855  veranstalteten  erneuten  Aufiiahme,  die  sich  indessen 
lediglich  auf  die  Abgaben  aller  Art  zu  Provinzial-,  Kreis-  und  Ortskommimal- 
zwecken  zu  beschränken  hatte.  Wiederum  waren  der  Lücken  so  zahlreiche  und 
unter  den  erhaltenen  Angaben  —  theilweise  infolge  unzulänglicher  Einrichtimg 
der  Erhebung  —  der  Unrichtigkeiten  so  \-iele,  dass  von  einer  weiteren  Ver- 
wendung der  Eingänge  abgesehen  werden  musste  ^).  Eine  dann  abermals  unter- 
nommene, besser  geplante  und  zugleich  etwas  ausführlicher  angelegte,  auf  das 
Jahr  1857  sich  gründende  Wiederholung  hatte  auch  bloss  einen  zum  Teil  be- 
friedigenden Erfolg.  Es  sollten  dabei  die  Beiträge  für  Pro\-inzen,  Kreise  und 
Gemeinden,  letztere  gesondert  nach  politischen,  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schul- 
zwecken, femer  der  Staatssteuerertrag,  die  Einnahmen  aus  dem  Vermögen  der 
Gemeinden,  deren  Schulden  und  der  Tilgungsaufwand  nachgewiesen  werden. 
Soweit  sich  die  erlangten  Angaben  auf  Provinzen  und  Kreise  beziehen,  können 
sie  als  nchtig  ermittelt  angesehen  werden,  während  die  der  Städte  und  vollends 
die  der  Landgemeinden  ^-ielfach  als  mangelhaft  befunden  wurden,  so  dass  auch 
in  diesem  Falle  die  Ergebnisse  keiner  näheren  Bearbeitimg  gewürdigt  werden 
konnten  *). 

Zu  einem  wenigstens  teilweise  glücklicheren  Ausgange  führte  erst  die  nächste, 
an  Sorgfalt  der  Vorbereitungen  wie  an  L'mfänglichkeit  der  Anlage  ihren  Vor- 
gängerinnen weit  überlegene  Erhebung  von  1871,  von  der  an  dann  auch  die 
preussische  Finanzstatistik  der  Selbst^erwaltungskörper  eine  grössere  Bedeutung 
erlangt  hat.  Den  Anlass  zu  derselben  bot  ein  Antrag  des  Abgeordnetenhauses, 
welcher  die  Vorlegung  von  Uebersichten  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Provinzial-,  Kommimal-  und  Kreisverbände,  der  Stadt-  imd  Landgemeinden  mit 
Einschluss  der  Kirchen-,  Pfarr-,  Schul-  imd  Armenverbände  xmter  Scheidung  der 
Einnahmen  in  solche  aus  Steuern,  Gnmdeigentum,  Stiftungen  u.  dgl.  bezweckte. 
Die  infolge  hienon  nach  dem  Stande  von  1869  angeordnete  Ermittelung  wurde 
zunächst  auf  die  grösseren  Verbände,  die  Städte  imd  Flecken,  beschränkt  und 
hatte  die  sämtlichen  Einnahmen  nach  ihren  Quellen,  die  Ausgaben  nach  ihren 
Verwendungszwecken  und  die  Schulden-  und  Vermögenslage  zum  Gegenstand. 
Für  die  Städte  insbesondere  waren  die  Nachweisungen  der  Einnahmen  nach  20, 
die  Ausgaben  nach  32  Rubriken  imd  hierbei  in  jedem  Falle  die  Gesamtbeträge 
nach  laufenden  und  ausserordentlichen  wie  nach  sächlichen  und  persönlichen 
Erträgen  bezw.  Aufwendungen  (in  zusammen  260  Rubriken)  darzuthun.   Gerade 


^)  R.  Boeckh,  Gutachten,  die  statistischen  Aufnahmen  über  die  Provinzial-, 
Kreis-  und  Gemeindeabgaben  betreffend,  in  der  Zeitschrift  des  K.  preussischen 
statistischen  Bureaus,  Jahrg.  III,  S.  1 — 11.     Berlin  1863. 

-)  Boeckh  a.  a.  0.  S.  1. 

=»j  Boeckh  a.  a.  0.  S.  3. 

*)  Boeckh  a.  a.  0.  S.  6  und  7,  woselbst  sich  auch  die  summarischen 
Resultate,  soweit  sie  zusammengetragen,  finden. 
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wegen  der  Städte,  also  hier  der  zahlreichsten  Verbände,  ist  eben  das  ein- 
gelaufene Material  unbrauchbar  ausgefallen,  so  dass  es  auch  nur  in  bescheidenem 
Masse  und  namentlich  im  Hinblick  auf  die  erhobenen  Steuern  zur  Zusammen- 
stellung benutzt  ist  ^).  Wegen  dieser  Erfahrungen  wurde  dann  auch  von  einer 
anfänglich  beabsichtigten  Heranziehung  der  Landgemeinden  und  Gutsbezirke 
abgesehen.  Grössere  Ausbeute  hat  indessen  die  Aufnahme  über  die  Provinzial- 
und  Kreisverbände  geliefert,  wie  davon  eine  umfangreiche  Veröffentlichung 
Zeugnis  ablegt.  Der  Haushalt  vorzugsweise  der  Kreisverbände  wird  hier  in 
der  eingehendsten  Weise  und  zwar  stets  und  im  Gegensatz  zu  den  Zusammen- 
stellungen der  meisten  Länder  durch  Aufführung  der  Brutto-  und  Nettobeträge, 
femer  der  Ordinarien  und  Extraordinarien  beziffert,  und  dies  unter  detaillierter 
Ausscheidung  der  verschiedenen  Zweige.  Ebenso  eingehend  sind  die  Nach- 
weisungen über  Vermögen  und  Schulden  behandelt,  so  dass  hier  für  die  be- 
zeichneten Verbände  eine  ergiebige  Quelle  zur  Erkenntnis  ihrer  Finanz- 
verhältnisse gewährt  worden  ist  *). 

Eine  neue  für  1876  angeordnete  Aufnahme  erzielte  jetzt  endlich,  dass  die 
Thatsachen  vollständig  eingingen,  daher  auch  dieselben  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange zur  Verwertung  und  Mitteilung  gelangten.  Freilich  bezogen  sich  die  Er- 
hebungen allein  auf  die  von  den  Gemeinden  erhobenen  Abgaben  und  zwar  als 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuem,  als  besondere  Kommunaleinkommensteuem  und 
als  sonstige  direkte  und  indirekte  Gemeindeabgaben,  welche  durch  Entnahme 
aus  den  Haushaltsetats  oder  aus  den  Heberegistem  kreisweise,  gesondert  nach 
Stadt  und  Land,  festzustellen  waren.  Die  eingegangenen  Thatsachen  liegen 
nicht  bloss  in  dieser  ihrer  ganzen  Ausführlichkeit  vor,  sondern  sind  auch  einer 
weiteren  trefflichen  Bearbeitung  unterzogen  worden.  Allerdings  lassen  sie  in- 
sofern immer  noch  eine  Lücke  wahrnehmen,  als  die  steuerlichen  Leistungen  für 
Kreise  und  Provinzen,  wie  für  Schule,  Kirche  und  Annenwesen,  soweit  sie  nicht 
in  die  Gemeindekasse  fliessen,  endlich  die  Naturallasten  ausser  Ansatz  ge- 
blieben sind  '). 

Wie  belangreich  gleich  die  Forschungen  über  die  kommunale  Belastung 
sein  mochten,  dem  verschiedentlich  seitens  der  Landesvertretung  geäusserten 
Verlangen  nach  Unterlagen  zur  Beurteilung  des  gesamten  Gemeindehaushalts 
war  damit  noch  nicht  abgeholfen.  Um  demselben  Genüge  zu  leisten,  wurden 
1878  abermals  geeignete  Vorkehrungen  getroffen,  dabei  aber  von  vornherein 
nur  die  Gebiete  ins  Auge  gefasst,  welche  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  einen 
guten  Erfolg  erwarten  Hessen.  Jene  hatten  die  kaum  überwindliche  Schwierig- 
keit dargethan,  die  sämtlichen  Gemeinden,  ja  nicht  einmal  alle  1517  Kommunal- 
einheiten dichterer  —  mindestens  2000  Einwohner  fassender  —  Bevölkerung 
heranzuziehen:    nicht  bloss   weil   die  zur  richtigen  Ausfüllung  der  Erhebungs- 


^)  Jahrbücher  für  die  amtliche  Statistik  des  preussischen  Staats.  Heraus- 
gegeben vom  K.  statistischen  Bureau.    Berlin  1876.     Jahrg.  IV,  2,   S.  403. 

^)  Preussische  Statistik.  Herausgegeben  vom  K.  statistischen  Bureau. 
Berlin  1875.  Heft  XXXV.  Finanzstatistik  der  Kreise  und  Provinzialverbände 
für  das  Jahr  1869. 

')  Zeitschrift  des  K.  preussischen  statistischen  Bureaus.  Berlin  1878.  Jahr- 
gang XVIII,  S.  1—60.  L.  Herrfurth,  Beiträge  zur  Statistik  der  Gemeinde- 
abgaben in  Preussen. 
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formulare  erforderliche  Befähigung  in  den  kleinen  Gemeinden  nicht  durchweg 
vorhanden  anzunehmen  gewesen,  sondern  auch  weil  die  Zusammenstellung  eines 
so  gewaltigen  Materials  zu  viel  Arbeits-  und  Zeitaufwand  gekostet  haben  würde. 
Es  wurden  deshalb  lediglich  die  Gemeinden  von  mehr  als  10,000  Einwohnern 
rücksichtlich  ihres  Haushaltes  und  ihrer  Vermögenslage  in  Betracht  gezogen 
und  zwar  in  letzterer  Hinsicht  ähnlich  wie  1871 ,  in  erstcrer  indessen  in  ver- 
einfachter Gestalt,  nämlich  sowohl  durch  Zusammenfassung  der  zu  unter- 
scheidenden Positionen  wie  auch  dadurch,  dass  bloss  die  Bruttobeträge  verlangt 
wurden.  Da  hingegen  war  auch  der  Wert  der  Naturalausgaben.  eventuell  nach 
überschläglicher  Schätzung,  zu  ermitteln.  Durch  die  bereits  1879  erfolgte  ein- 
gehende Veröffentlichung  der  Resultate  aus  171  Städten  und  durch  damit  ver- 
bundene nähere  Würdigung  dieser  Thatsachen  hat  Preussen  den  ersten  gründ- 
licheren Einblick  in  die  Finanzverhältnisse  seiner  —  freilich  immer  nur  erst 
grösseren  —  Gemeinden  zu  thun  vermocht ').  Eine  Vervollständigung  haben 
die  Ermittelungen  noch  durch  eine  1879  vom  Ministerium  des  Innern  ver- 
anlasste Enquete  über  die  Anzahl  und  Gehaltsverhältnisse  der  höheren  Gemeinde- 
beamten erfahren  *). 

Die  nächste,  1878  vorgenommene,  auf  das  Rechnungsjahr  1878/79  bezüg- 
liche Erhebung  galt  wieder  den  Kreisfinanzen,  welche  im  wesentlichen  nach 
dem  Verfahren  von  1871.  doch  mit  der  Abweichung  veranstaltet  wurde,  dass 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  lediglich  nach  Haupttiteln  und  auch  allein  nach 
ihren  Bruttobeträgen  anzugeben  waren.  Auch  in  diesem  Falle  sind  die  Er- 
gebnisse entsprechender  Bearbeitung  imterzogen  und  dem  Drucke  übergeben 
worden  '). 

Um  das  auch  durch  die  Thatsachen  von  1876  nicht  genügend  befriedigte 
Bedürfnis  nach  Aufklärung  über  den  Gesamtbetrag  der  Kommimalbesteuerung 
zu  heben,  folgte  alsbald  auf  genauerer  Grundlage  eine  erneute  Auflage  der  Ge- 
meinde-, wie  ausserdem  der  Kreisabgaben  nach  dem  Stande  von  1880/81.  Während 
sich  die  der  Gemeindesteuern  für  1876  auf  diese  im  engeren  Sinne  beschränkte, 
umfasst  die  letztere  neben  jenen  —  nach  ihrer  Aufbringungsart  zu  unter- 
scheidenden —  Lasten  auch  die  anderweiten  von  den  Gemeinden  umgelegten 
Korporationsabgaben,  und  zwar  solche  für  Schul-,  Kirchen-,  Kreis-  und  Pro- 
vinzialbedürfnisse.  Dabei  waren  durchweg  die  Naturalleistungen  nach  ihrem 
Geldwerte  anzuschlagen.     Fortgelassen  wurden  wiederum  die  Gutsbezirke.    Ab- 


*)  Ergänzungsheft  VI  der  Zeitschrift  des  Königl.  preussischen  statistischen 
Bureaus.  Berlin  1879;  L.  Herrfurth,  Beiträge  zur  Finanzstatistik  der  Ge- 
meinden in  Preussen:  I.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  sowie  der  Vermögens- 
und Schuldenstand  der  preussischen  Gemeinden  mit  mehr  als  10.000  Einwohner. 
11.  Die  besonderen  Abgaben  für  Benutzung  von  Gemeindeanstalten.  Gemeinde- 
einrichtungen und  Unternehmungen  sowie  die  besonderen  Beiträge,  Gebühren 
und  Sportein  in  denselben  Gemeinden. 

^  ■'')  Zeitschrift  des  K.  preussischen  statistischen  Bureaus.  Jahrg.  XX,  1880. 
S.  271  — 288;  E.  Blenck,  Die  Gehaltsverhältnisse  der  höheren  Gemeindebeamten 
in  den  preussischen  Stadtgemeinden  mit  mehr  als  10.000  Einwohnern.  Ein  Bei- 
trag zur  Statistik  des  Preises  der  Arbeit  im  Gemeindedienst. 

')  Ergänzungsheft  Vll  der  Zeitschrift  des  K.  preussischen  statistischen 
Bureaus,  1880:  L.  Herrfurth  und  C.  Studt,  Finanzstatistik  der  Kreise  des 
preussischen  Staates  für  das  Jahr  1877/78. 
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gesehen  von  ihnen  erhält  man  so  in  den  veröffentlichten  Resultaten  dieser  Er- 
mittelung zum  erstenmal  ein  wirklich  vollständiges  Bild  der  Gemeindebelastung. 
Die  Kreisabgaben  sind  in  ähnlicher  Weise,  d.  h.  mit  Rücksicht  auf  ihre  Um- 
legung erfasst  worden  ^). 

Ihren  Abschluss  finden  die  seitherigen  preussischen  Veröffentlichungen  in 
der  —  erst  nach  Beendigung  der  gegenwärtigen  Arbeit  erschienenen  und  darum 
auch  bloss  noch  zusätzlich  zu  erwälinenden  —  Mitteilung  der  Ei'gebnisse,  welche 
ein  erneuter  Versuch  zur  Feststellung  des  Haushaltes  der  sämtlichen  Gemeinden 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  Gutsbezirke  erbracht  hat  ^).  Dieses  1883  für  das 
laufende  Etatsjahr  1883/84  angeordnete  Unternehmen  hatte  im  wesentlichen  die 
Erhebung  von  1878  zum  Vorbilde,  unterscheidet  sich  von  ihr  aber  haupt- 
sächlich dadurch,  dass  es  von  dem  Vermögens-  und  Schuldenbestande  absah, 
die  Unterscheidung  der  Einnahme-  und  Ausgabepositionen  weniger  eingehend 
(statt  234  bloss  111  Spalten)  forderte  und  jene  nach  Massgabe  der  Vor- 
anschläge beziffei-n  Hess.  Zu  berücksichtigen  waren  aber  ausser  den  Vor- 
anschlägen zur  eigentlichen  Gemeindekasse  die  besonderen  unter  Gemeinde- 
verwaltung stehenden  und  Gemeindezwecken  dienenden  Anstalten  und  Fonds 
mit  eigenem  Etat;  femer  waren  die  Naturalabgaben  und  Leistungen  zu  berück- 
sichtigen. Wenn  gleich  in  Bezug  auf  etliche  Momente  die  gewonnenen  That- 
sachen  sich  als  ungenau  erwiesen  und  bei  der  Aufstellung  der  Uebersichten  zu 
einer  Verschmelzung  von  Positionen  drängten,  so  hat  doch  im  ganzen  diese  Auf- 
nahme den  Erwartungen  entsprochen  und  ist  es  damit  den  unablässigen  preus- 
sischen Bemühungen  endlich  noch  gelungen,  wenigstens  eine  erstmalige  genauere 
Darlegung  der  Haushaltsführung  auch  der  Landgemeinden  zu  erhalten.  So 
erfreulich  dieser  Fortschritt  ist,  bleibt  der  Statistik  der  preussischen  Kommunal- 
finanzen jedoch  immer  noch  die  wichtige  Aufgabe  zu  lösen,  den  Haushalt  nicht 
nur  wie  hier  auf  Grundlage  bloss  der  Voranschläge,  sondern  der  wii-klich  ab- 
geschlossenen Rechnungen  zu  ermitteln  und  nachzuweisen.  Immerhin  verdient, 
zumal  angesichts  der  erheblichen  Schwierigkeiten,  mit  welchen  die  grosse 
Monarchie  bei  ihren  statistischen  Bestrebungen  zu  kämpfen  hatte,  anerkannt  zu 
werden,  dass  die  bisherigen  Ermittelungen,  wiewohl  noch  der  Vervollständigung 
und  Weiterbildung  bedürftig,  ein  reiches  Material  zu  Tage  gefordert  haben, 
welches  letztere  um  so  grösseren  Wert  besitzt,  als  es  durch  die  umfänglichen 
und  gründlichen  Bearbeitungen  namentlich  des  jetzigen  Unterstaatssekretärs 
Herrfurth  in  ergiebiger  Weise  erschlossen  worden  ist^). 


')  Ergänzungsheft  IX  der  Zeitschrift  des  K.  preussischen  statistischen 
Bureaus,  1882;  L.  Herrfurth  und  E.  von  der  Brincken,  Die  Belastung  der 
preussischen  Städte  und  Landgemeinden  mit  direkten  Staatssteuern,  Gemeinde- 
abgaben und  sonstigen  Korporationsabgaben  im  Jahre  1880/81;  II.  L.  Herr- 
furth, Statistik  der  Kreisabgaben  im  Jahre  1880/81. 

^)  Ergänzungsheft  XVI,  ebendaselbst  1884:  L.  Herrfurth  und  W.  von 
Tschoppe,  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  preussischen  Städte  und  Land- 
gemeinden sowie  das  Sollaufkommen  an  direkten  Staats-.  lu-eis-,  Provinzial-, 
Schul-  und  Kirchensteuern  in  denselben  für  das  Jahr  1883/84. 

*)  Teilweise  in  den  Bereich  der  kommunalen  Finanzstatistik  hineinragend 
ist  ausser  den  aufgeführten  Quellenwerken  auch  noch  die  im  Ergänzungsheft  X 
a.  a.  0.  (1882)  enthaltene  Darstellung  von  A.  Petersilie,  Die  öffentlichen  Volks- 
schulen in  Preussen  und  die  zur  Unterhaltung  derselben  erforderlichen  persön- 
lichen und  sächlichen  Gesamtaufwendungen  im  Jahre  1878  zu  nennen. 
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Aus  dieser  Darlegung  der  statistischen  Wirksamkeit  auf  dem  Gebiete  des 
kommunalen  Finanzwesens  geht  nun  hervor,  dass  von  einer  tieferen  Ergründung 
desselben  trotz  einzelner  verdienstvoller  Leistungen  noch  keine  R«de  sein  kann. 
Höchstens  die  eine  Seite  der  Kommunalbelastung  hat  bereits  reichlichere  Früchte 
gezeitigt.  Absichtlich  wurde  auf  die  bisherigen  Erfolge  etwas  näher  eingegangen, 
weil  es  doch  nicht  ohne  Interesse  ist,  für  fernere  Untersuchungen  über  den  vor- 
liegenden Stoff  den  gegenwärtigen  Stand  der  Ermittelungen  im  Auge  zu  haben 
und  damit  einen  Massstab  füi*  die  zu  stellenden  Ansprüche  zu  geben.  Ins- 
besondere sollte  damit  auch  der  Boden  zur  Beurteilung  der  im  Grossherzogtum 
Oldenburg  dem  in  Rede  stehenden  Gegenstande  gewidmeten  Bestrebungen  ge- 
funden werden,  um  dann  die  erhobenen  Thatsachen  selbst  und  soweit  es  angeht, 
in  Verbindung  mit  denen  anderer  Länder,  einer  weiteren  Betrachtung  zu 
unterziehen. 

Dieser  Staat  gehört  zu  denjenigen,  welche  dem  Haushalt  der  verschiedenen 
Arten  kommunaler  Köi-per  schon  seit  geraumer  Zeit  durch  statistische  Er- 
hebungen Aufmerksamkeit  geschenkt  haben.  Solange  ein  amtliches  Organ  für 
die  Landesstatistik  besteht  (18o4J ,  sind  auch  Nachweise  über  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  aller  Verbände  gesammelt,  denen  sich  bald  solche  über  Vermögen 
und  Schulden  anreihten.  Eine  gute  Handhabe  bot  von  vornherein  die  lange 
bestehende  Verpflichtung  der  Gemeinden,  ihre  Etats  der  vorgesetzten  Behörde 
zur  Einsichtnahme  zu  unterbreiten.  Eine  Veröffentlichung  der  Ergebnisse  —  ab- 
gesehen von  denen  über  Einzelheiten,  und  das  auch  erst  in  neuerer  Zeit  *)  — , 
ist  niemals  erfolgt.  Mochte  anfänglich  die  Absicht  bestehen,  erst  eine  Reihe 
von  Jahren  das  Material  anwachsen  zu  lassen,  geboten  später  die  im  Kom- 
mimalwesen  ausgeführten  Reformen  mit  ihi-en  Rückwirkungen  auf  die  zu  er- 
hebenden Momente  davon  abzusehen.  Es  mussten,  um  den  neuen  Einrichtungen 
zu  entsprechen,  die  Erhebungsformulare  geändert  und  wieder  geändert  werden. 
So  kam  es,  dass  für  das  Material  der  Zeit  nach  keine  rechte  Uebereinstimmung 
erzielt  werden  konnte.  Erst  seit  dem  Jahre  1873,  von  welchem  an  die  nach 
einer  erneuten  Aendenmg  der  Gemeindeordnung  den  jetzigen  Verhältnissen  mehr 
angepassten  und  erweiterten  Schemata  zur  Einführung  gelangten,  liegt  ein  zu- 
sammenhängendes und  korrekteres  Material  vor.  Dasselbe  bezieht  sich  einmal 
auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  alljährlich  durch  Auszüge  aus 
den  abgeschlossenen  Rechnungen  von  all  den  verschiedenartigen,  an  der  Selbst- 
verwaltung beteüigten  Korporationen  nachzuweisen  sind.  Nur  für  einige  kleinere 
Verbände,  den  sog.  staatlich  geregelten  "Wasserbaugenossenschaften,  welche 
nicht  jedes  Jahr  eine  Rechnungslage  vornehmen,  erfolgen  die  Angaben  in 
grösseren  Abschnitten.    Da  die  Nachweisungen  den  vorgeschriebenen  Rechnungs- 


'j  Vermögen  und  Schulden  der  politischen  und  Armengemeinden  des  Gross- 
herzogtums Oldenburg  am  1.  Mai  1875.  ^litteüung  des  Grossherzoglich  olden- 
burgischen statistischen  Bureaus.  Oldenburg  1880.  —  Die  kommunalen  Abgaben 
und  Lasten  im  Grossherzogtum  Oldenburg.  Bearbeitet  und  herausgegeben  vom 
Grossherzoglich  oldenburgischen  statistischen  Bureau.  Oldenburg  1881.  — 
Statistische  Nachrichten  über  das  Grossherzogtum  Oldenburg,  herausgegeben 
vom  Grossherzoglichen  statistischen  Bureau.  Oldenburg  1881.  Heft  18.  Das 
Armenwesen  mit  Einschluss  der  besonderen  Wohlthätigkeitsanstalten,  namentlich 
Abschnitt  V :  Der  Haushalt  der  öffentlichen  Armenpflege. 
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aufstellungen  entsprechen,  diese  aber  eine  Kontrolle  der  ganzen  Rechnungs- 
führung gestatten  sollen,  so  sind  die  ersteren  so  eingerichtet,  dass  sie  die  ge- 
samten Ein-  und  Ausgänge  der  Kassen  in  ihren  Bruttobeträgen  ersichtlich 
machen.  Demgemäss  enthalten  die  Uebersichten  die  Beträge  der  Kassenbehalte 
und  Rückstände,  die  Einnahmen  aus  verkauften  Grundstücken  und  anderen  Ver- 
mögensobjecten,  aus  abgetragenen  und  wieder  zu  belegenden  wie  aus  angeliehenen 
Kapitalien,  aus  Vermächtnissen  und  Schenkungen,  auch  wenn  selbige  dem 
Kapitalvermögen  hinzuzufügen,  unter  den  Ausgaben :  den  Vorschuss  des  Rechnungs- 
führers, den  Aufwand  für  Grunderwerb,  für  abgetragene  Schulden  und  dgl. 
Lediglich  von  statistischen  Rücksichten  ausgegangen,  würden  diese  mehr 
rechnungsmässigen  Positionen  besser  ausser  Ansatz  geblieben  oder  gegebenen 
Falls  als  ausserordentliche  Einnahmen  und  Ausgaben  darzuthun  gewesen  sein. 
Denn  für  die  Zusammenstellung  der  Thatsachen  macht  sich,  um  ein  richtiges 
Bild  des  Haushaltes  zu  geben,  eine  Ausscheidung  solcher  Positionen  wie  der 
genannten  erforderlich.  Wenn  auch  die  Fassung  derselben  im  grossen  und 
ganzen  dies  leidlich  durchführen  lässt,  ist  es  doch  nicht  in  jedem  Falle  möglich, 
genau  das  Richtige  zu  treffen.  So  ist  z.  B.  nicht  immer  mit  Sicherheit  zu  er- 
kennen, ob  Vermächtnisse  und  Schenkungen  wirklich  als  Einnahmen  zu  be- 
handeln, weil  sie  unmittelbare  Verwendung  durch  Ausgaben  wieder  gefunden, 
oder  ob  sie  nicht  als  solche  für  die  Jahresrechnung  anzusehen ,  da  sie  zu 
Stiftungen  zu  verwenden  sind.  Mag  hier  gleich  ein  Uebelstand  vorliegen,  so 
fällt  er  doch  für  das  Gesamtergebnis  nicht  allzuschwer  ins  Gewicht. 

Was  des  weiteren  die  nachzuweisenden  Einnahme-  und  Ausgabezweige  an- 
langt, so  fordern  die  Formulare  übereinstimmend  für  sämtliche  kommunalen 
Verbände  auf  seiten  der  ersteren:  die  Erträge  des  Grundvermögens  (gewöhn- 
liche und  aus  Veräusserungen  und  Ablösungen),  des  Kapitals  (Zinsen  und  Ab- 
trag) ,  wie  des  sonstigen  beweglichen  Vermögens,  aus  Vermächtnissen  und 
Schenkungen,  aus  Zuschüssen  und  vertragsmässigen  Leistungen  des  Staates  oder 
anderer  Kassen,  der  angeliehenen  Kapitalien  wie  endlich  der  Steuern  und  Um- 
lagen und  zwar  diese  geschieden  nach  dem  Umlagefuss,  auf  seiten  der  Aus- 
gaben: die  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung  (Gehalte,  Pensionen,  Geschäfts- 
kosten), diejenigen  des  eigenen  Vermögens  (entsprechend  den  Positionen  der 
Einnahme  mit  Unterscheidung  des  gewöhnlichen  und  aussergewöhnlichen  Auf- 
wandes für  das  Grundvermögen,  der  belegten  Kapitalien,  der  Schuldzinsen  und 
abgetragenen  Kapitalien),  die  Leistungen  an  andere  Gemeinden  und  Kassen, 
wie  die  rückständig  gebliebenen  Einnahmen.  Ausserdem  ist  zur  vollständigeren 
fjrfassung  der  Belastung  der  abgeschätzte  Geldwert  der  geleisteten  Hand-  und 
Spanndienste  anzugeben.  Alle  übrigen  Einnahme-  wie  Ausgabezweige  sind 
natürlich  je  nach  der  Art  der  Verbände  verschieden  und  mehr  oder  minder  ins 
einzelne  gehend.  Im  allgemeinen  ist  grössere  Specialisierung  unterblieben,  so 
dass  Einzelgebiete  zu  Hauptgruppen  vereint  sind.  Immerhin  lässt  sich  den  An- 
gaben ein  einigermassen  deutliches  Bild  von  dem  Haushalt  der  Verbände  ent- 
nehmen. So  wird  beispielsweise  für  die  Armengemeinden  des  Grossherzogtums 
Oldenburg  dargethan,  was  an  Armenunterstützungen  für  Kostgeld  ausgethaner 
Pfleglinge,  für  regelmässige  Geldspenden,  was  je  für  Nahrungsmittel,  Kleidung, 
Feuerung,  Wohnungsgelder,  Krankenpflege,  Unterricht  wie  an  sonstigen  Unter- 
stützungen verausgabt,  welche  Vorschüsse  gezahlt,  was  an  Rohmaterial  für  Be- 
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schäftigung  der  Armen  aufgewendet,  was  hieraus  erlöst  -wurde  u.  s.  w.  Minder 
ausgiebig  dürften  die  Nachweisungen  in  Ansehung  der  politischen  Gemeinden 
erscheinen.  Ausser  den  genannten ,  mehr  oder  minder  überall  wiederkehrenden 
Zweigen  sind  von  ihnen  an  Einnahmen  lediglich  die  wegen  Nutzung  von  Ge- 
meindeanstalten und  Einrichtungen  erhobenen  Rekognitionen,  Gebühren  u.  dgl. 
ohne  nähere  Unterscheidung  dieser  Anstalten  nachzuweisen.  Ebenso  haben  die 
Ausgaben  in  Bezug  auf  die  die  eigentliche  Gemeindeverwaltung  kennzeichnenden 
Momente  nur  folgende  specielle  in  ordentliche  und  ausserordentliche  geschiedene 
Rubriken :  für  Wege  u.  s.  w.,  für  Wasserläufe,  für  Feuerpolizei,  für  Nachtwache, 
für  Strassenbeleuchtung  und  für  sonstige  Polizeiverwaltung  —  vorbehaltlich  der 
Nachfügung  anderer  vorgekommener  Zweige.  Ueberdies  tritt  die  Aufführung  von 
Ausgaben  hinzu,  welche  durch  bestimmte  Klassen  von  Gemeindeangehörigen  (Inter- 
essenten) zu  bestreiten  sind,  endlich  die  Beiträge  zum  Amtsverbande.  Wer  diese 
wenigen  Momente  mit  dem  zusammenhält,  was  die  preussische  Statistik  an  ein- 
zelnen Einnahme-  und  Ausgabezweigen  ersichtlich  macht,  wird  freüich  einen  weiten 
Abstand  wahrnehmen  und  leicht  auf  eine  durchaus  unzulängliche  \md  unvoll- 
kommene Erhebung  der  wesentlichen  Gebiete  schliessen.  Mag  auch  zuzugeben  sein, 
dass  manche  Gegenstände  deutlicher  ausgeschieden  werden  könnten,  im  grossen  und 
ganzen  muss  indessen  nach  Lage  der  thatsächlichen  Verhältnisse  der  Umfang 
der  Ermittelungen  als  zulänglich  angesehen  werden.  Denn  einmal  ist  das,  was 
anderwärts  bei  der  politischen  Gemeinde  sich  vereint  findet,  wie  polizeiliche 
und  wirtschaftliche  Verwaltimg,  Armenwesen,  Schul-  und  selbst  Kirchenwesen, 
meistenteils  im  Grossherzogtum  Oldenburg  getrennten  Verbänden  und  Kassen 
zugewiesen,  für  welche  eben  je  nach  ihren  Aufgaben  besondere  Nachweisungen 
herzugeben  sind.  Dann  aber,  und  das  ist  vor  allen  Dingen  von  Belang,  handelt  es 
sich  bei  den  Haushaltsermittelungen  Preussens  bis  1878  nur  um  Städte  und  noch 
dazu  grössere  Städte,  in  Oldenburg  aber  ganz  wesentlich  um  ländliche  Gemeinden. 
Weil  aber  diese  durchaus  im  Vordergrunde  stehen,  die  Städte  weder  zahlreich 
noch  dicht  bevölkert  sind,  musste  auch  in  erster  Linie  auf  die  ländlichen  Ver- 
hältnisse Rücksicht  genommen  werden.  Selbige  liegen  nun  aber  gemeinhin  so 
einfach,  dass  ihre  finanziellen  Bedürfnisse  und  Aufwendimgen  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  durch  das  Wenige,  was  die  eingelieferten  Rechnungsauszüge 
darüber  an  Einzelheiten  enthalten,  genügend  klar  gestellt  wird.  Doch  auch 
wegen  der  Städte,  überwiegend  Landstädte,  kann  das  Nämliche  gelten.  Eine 
entschiedene  Ausnahmestellung  nimmt  allein  die  Residenzstadt  Oldenburg  diurch 
einen  grösseren  Zuschnitt  ihrer  Verwaltung  ein,  daher  hier  denn  wohl  die  im 
Uebrigen  ausreichenden  Ermittelungen  unzulänglich  sind,  doch  gerade  in  diesem 
Falle  sich  leicht  ergänzen  lassen. 

Zur  näheren  Beurteilung  des  Haushaltes  der  politischen  und  Armen- 
gemeinden ist  überdies  auf  anderem  Wege  noch  die  Zahl  und  Besoldung  ihrer 
Beamten  wie  die  Beschaffenheit  gewisser  kommunaler  Einrichtungen,  wie  Lösch- 
wesen, Strassenbeleuchtung,  Armenverpflegung  ermittelt  worden.  Weitere  laufende 
Nachweisvmgen  über  das  Schulwesen  beleuchten  die  hierüber  gesammelten  finan- 
ziellen Thatsachen. 

Endlich  wird,  als  Bestandteil  der  kommunalen  Finanzstatistik,  alle  fünf 
Jahre  eine  Aufstellung  der  Vermögenslage  bewirkt.  Selbige  begreift  den  Um- 
fang  der  verpachteten   und  selbst   bewirtschafteten  Liegenschaften  nach  ihren 
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Kulturarten  und  deren  gesamtes  Steuerkapital ,  die  Zahl  und  den  Brandkassen- 
wert der  Gebäude,  den  Betrag  an  Kapitalien  wie  die  jährlichen  Einnahmen  aus 
Kanon  und  sonstigen  Gerechtigkeiten,  endlich  die  Schulden  und  zwar  seit  neuerer 
Zeit  speciell  nach  Zweck,  Jahr,  ursprünglichem  und  gegenwärtigem  Betrage, 
Zinsfuss,  Tilgungsfrist  und  Tilgungsjahr  der  Anleihen. 

Das,  was  hiernach  über  die  finanzielle  Lage  der  Selbstverwaltungsköi-per 
des  Grossherzogtums  Oldenburg  zur  Ermittelung  gelangt,  dürfte  sich  nicht  bloss 
den  Leistungen  anderer  deutschen  Staaten  ebenbürtig  anreihen,  sondern  auch  viel- 
leicht in  mancher  Beziehung  über  dieselben  hinausgehen.  Denn  selbst,  wenngleich 
die  Zergliederung  der  Einzelheiten  des  Haushaltes  bescheiden  erscheint,  so  trägt 
sie  doch  den  einfachen  Verhältnissen  einer  vorzugsweise  ackerbautreibenden 
Bevölkerung  und  deren  kommunalen  Einrichtungen  Rechnung  und  bringt  alles 
Wesentliche  zur  Darstellung.  Gerade  dadurch  aber,  dass  die  Anforderungen 
den  bestehenden  Zuständen  angepasst  werden,  war  die  Beschaffung  jährlicher 
und  zwar  vollständiger  und  korrekter  Nachweisungen  erreichbar.  Und  eben  in 
den  alljährlichen,  die  Bewegung  zum  Ausdruck  bringenden  Nachweisungen 
liegt  ein  grosser  Vorzug  des  oldenburgischen  Materials.  So  sind  nunmehr  in 
vervollkommneter  Weise  bereits  acht  Jahre,  von  1873  bis  1880,  die  That- 
sachen  zusammengetragen  und  fertiggestellt.  Ein  anderer  besteht  darin,  dass 
das  gesamte  Gebiet  der  kommunalen  Verwaltung,  also  nicht  bloss  der  poli- 
tischen i.  e.  S. ,  sondern  auch  der  Kirchen- ,  der  Deich-  und  sonstigen  Ver- 
waltung erhoben  wird.  So  lässt  sich  denn  ein  vollständiger  Einblick  in  das 
gewinnen,  was  die  Selbstverwaltung  in  ihren  einzelnen  Zweigen  erfordert  und 
wie  sie  hierzu  ihre  Angehörigen  durch  Steuern  heranzieht.  Der  Kreis,  auf  den 
alle  diese  regelmässigen  Ermittelungen  ausgedehnt  sind,  setzt  sich  aus  nicht 
weniger  denn  1063  Verbänden  der  verschiedenen  Arten  zusammen. 

Die  auf  Grund  dieses  näher  bezeichneten  Matei'ials  gewonnenen  Ergebnisse, 
sollen  hier  nun  vorzugsweise  nach  der  Seite  der  kommunalen  Belastung  im 
oldenburgischen  Staat  zur  Darstellung  gelangen.  Um  dieselbe  thunlichst  all- 
seitig zu  erörtern,  wird  es  nicht  bloss  auf  den  Nachweis  der  Höhe  der  Be- 
lastung und  ihres  Druckes  auf  den  Einzelnen,  sondern  auch  darauf  ankommen 
zu  zeigen ,  in  welchem  Verhältnisse  die  erhobenen  Steuern  zu  den  übrigen 
Einnahmequellen  und  zum  Bedarfe  stehen,  wie  sie  sich  gegenüber  den  direkten 
Staatssteuem  verhalten,  auf  welcher  Grundlage  (Steuerfuss)  sie  erhoben  sind, 
in  welchem  Masse  sie  die  Steuerobjekte  treffen  und  damit  die  volkswirtschaft- 
liche Lage  der  Bevölkerung  berühren.  Dazu  erscheint  es  angezeigt,  vorweg 
einen  Blick  auf  die  staatliche  Steuergesetzgebung  wie  auf  die  kommunale  Ver- 
fassung, namentlich  rücksichtlich  der  Deckung  ihrer  Bedürfnisse,  sowie  ferner 
auf  einige  weitere,  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Zustände  charakterisierenden 
Momente  zu  werfen.  Allerdings  handelt  es  sich  bei  diesen  Mitteilungen  um 
ein  Land,  dessen  Umfang  ihm  keinen  Anspruch  auf  grössere  Bedeutung  und 
Beachtung  verleiht.  Da  aber  die  augenblicklich  wieder  im  Mittelpunkt  der 
öffentlichen  Besprechungen  stehende  Kommunalsteuerfrage  doch  immer  noch 
keineswegs  erschöpfend  mit  statistischen  Mitteln  beleuchtet  ist,  dürften  weitere 
Beiträge  aus  einem  kleinen,  zugleich  über  leidlich  ausgiebige  Unterlagen  ver- 
fügenden Staate  auch  weiteren  Kreisen  vielleicht  willkommen  sein.  Zudem 
kommt  wohl  in  Betracht,  dass  gerade  das  im  äussersten  Westen  an  der  Wasserkante 
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belegene  Oldenburg,  auch  heute  noch  wie  einst  zu  den  Zeiten  des  heiligen  römischen 
Reiches,  welches  es  selbst  bei  Ansetzung  zu  den  Kreislasten  lange  vergessen  hatte, 
wenig  bekannt  ist,  dass  es  aber,  weil  eben  von  alters  her  in  schwacher  Be- 
rührung mit  dem  übrigen  Deutschland,  sich  eigenartig  entwickelt  hat  und  des 
Chai-akteristischen  und  Beachtenswerten  gar  manches  bietet,  wie  besonders  auch 
in  seinem  Komniunalwesen. 

IT. 

Die  direkten  Staatsstenem. 

Wenn  auch  nicht  allein,  so  sind  doch  überwiegend  und  das  %-ielfach  ge- 
botenermassen  die  direkten  Staatssteuem  für  die  komniimale  Besteuerung  im 
Grossherzogtum  Oldenburg  massgebend.  Ihre  gesetzliche  Organisation  ist  darum 
an  erster  Stelle  ins  Auge  zu  fassen.  Das  System  dieser  Steuern  begreift  die 
Einkommen-,  die  Grund-  und  die  Gebäudesteuer  sowie  femer  die  Erbschafts- 
steuer. Von  der  letzteren,  aus  praktischen  Gründen  dfn  direkten  Steuern  hin- 
zugezählt, kann  hier  fügHch  abgesehen  werden,  da  sie  für  die  Kommunal- 
belastung keine  Bedeutung  hat.    Ueber  die  drei  anderen  Steuern  gilt  folgendes. 

Wie  die  Mehrzahl  der  staatlichen  Einrichtungen  ist  auch  die  Steuergesetz- 
gebung nicht  völlig  übereinstimmend  in  den  drei  getrennten  Gebietsteilen  des 
Grossherzogtums.  Jedes  derselben  hat  seine  besonderen  Gesetze,  seine  getrennte 
Verwaltung,  wozu  dann  freilich  noch  die  für  den  ganzen  Staat  gemeinsam  gel- 
tenden Erlasse,  für  ihn  gemeinsam  wirkenden  Organe  und  Verwaltung  treten. 
Doch  sind  die  gemeinsamen  Institutionen  nur  auf  eine  Minderheit,  wie  die 
Centralleitung  des  Staates  und  seine  Gesetzgebung,  wie  auf  etliche  wenige  An- 
stalten beschränkt.  In  der  Hauptsache  besteht  unter  der  Centralverwaltung 
jeder  Gebietsteil  für  sich,  insbesondere  auch  gemäss  staatsgrundgesetzlicher  Be- 
stimmung in  Ansehung  seiner  Finanzen  dergestalt,  dass  die  staatlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  für  jeden  derselben  mit  dem  gemeinsamen  Landtage 
vereinbart  werden.  Nach  Massgabe  der  Leistungsfähigkeit  der  Gebietsteile  wird 
sodann  die  -Quote*  bestimmte  die  jede  Landeskasse  zur  „Centralkasse"  des  Gross- 
herzogtums beizutragen  hat,  und  dieser  Beitrag  —  ebenso  wie  der  zur  Civil- 
liste  —  in  den  Ausgabeetat  jedes  Gebietsteils  eingesetzt.  Zu  den  Budgets  imd 
Rechnungen  der  drei  Landeskassen  treten  femer  die  der  Centralkasse ,  welche 
die  gemeinsamen  Aufwendungen  zu  bestreiten  hat  und  ausser  aus  den  Zinsen 
des  dem  ganzen  Staate  gehörenden  Kapitalvermögens  vorzugsweise  aus  den 
gedachten  Quotenleistungen  ihre  Deckung  empfängt.  Die  staatliche  und  nament- 
lich auch  finanzielle  Organisation  ist  also  den  besonderen  örtlichen  Bedürfnissen 
angepasst.  Es  erklärt  das  die  mancherlei  Abweichungen,  die  je  nach  den  Ge- 
bietsteilen sich  für  das  direkte  St^uerwesen  ergeben  und  sowohl,  die  Einrichtung 
der  Steuern  als  auch  das  Mass  der  Belastung  angehen. 

Bezüglich  der  drei  direkten  Staatssteuem  herrscht  die  grösste  örtliche 
üebereinstimmung  in  den  Vorschriften  über  die  Einkommensteuer,  deren 
Vorläufer  eine  —  im  Herzogtum  und  Birkenfeld  1859,  im  Fürstentum  Lübeck 
1861  eingeführte  —  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer  war.  Letztere 
hatte  die  Aufgabe,  die  mancherlei  vorhin  im  Staate  nebeneinander  erhobenen 
direkten  Steuern  —  so  namentlich  in  Birkenfeld  die  noch  aus  der  französischen 
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Zeit  stammenden  Thür-  und  Fenster-,  Personal-  und  Mobiliar-  wie  Patentsteuer 
—  durch  eine  einzige  derartige  Umlage  zu  ersetzen.  Die  jener  nach  kurzem 
Bestände  folgende,  heute  gültige  Einkommensteuer  beruht  für  das  Herzogtum 
auf  Gesetz  vom  6.  April  186'':,  für  Lübeck  auf  dem  vom  3.  Juli  und  für  Birken- 
feld vom  1.  Mai  1865.  Nach  diesen  Gesetzen  sind  der  Steuer  in  der  Hauptsache 
unterworfen  die  ganze  im  lalande  lebende  erwerbende  bezw.  aus  ihrem  Ver- 
mögen Einkommen  beziehende  Bevölkerung,  sowie  die  moralischen  Persönlich- 
keiten und  femer  diejenigen  A-jisländer,  welche  im  Inlande  ihren  Aufenthalt 
genommen  oder  sich  in  demselben  des  Erwerbes  halber  wie  aus  sonstigen  Gründen 
bei  einer  Dauer  von  mehr  als  sechs  Monaten  aufhalten.  Ausgeschlossen  bleiben, 
abgesehen  von  der  landesherrlichen  Familie,  vor  allen  Dingen  die  aus  öffent- 
lichen Armenmitteln  unterstützten  oder  wegen  Dürftigkeit  zur  Steuerzahlung 
unfähigen  Personen,  femer  alle  Personen  unter  17  Jahren  und  Zöglinge  be- 
stimmter Lehranstalten  auch  über  dies  Alter  hinaus,  sofern  solche  nicht  aus 
eigenem  Vermögen  ein  Einkommen  von  wenigstens  225  M.  jährlich  beziehen, 
endlich  die  bei  der  Fahne  befindlichen  niedern  Militärpersonen.  Der  Steuer 
unterliegt  „derjenige  Teil  des  gesamten  Einkommens  des  Steuerpflichtigen,  welcher 
demselben  nach  Abzug  der  auf  die  Hervorbringung  unmittelbar  zu  verwendender 
Kosten  zu  seinem  oder  seiner  Haushaltungsangehörigen  Unterhalt  oder  zu  son- 
.stiger  Verwendung  in  Geld  oder  Geldeswert  übrig  bleibt".  Von  diesem  steuer- 
pflichtigen Einkommen  sind  jedoch  abzurechnen:  die  auf  dem  Grundbesitz 
ruhenden  Lasten,  wie  alle  öffentlichen  Abgaben,  die  an  fremde  Personen  zu 
zahlenden,  einklagbaren,  fortdauernden  Jahresleistungen  —  Erbrecht,  Altenteil  — 
sowie  die  Zinsen  der  speciell  nachgewiesenen  hypothekarischen  und  sonstigen 
Schulden.  Bei  der  durch  Schätzungsausschüsse  vorzunehmenden  Ermittelung 
des  Einkommens  erfolgt  die  Veranlagung,  sofern  jenes  unter  3000  M.  bleibt, 
„unter  Berücksichtigung  der  durch  die  gesamten  Verhältnisse  des  Steuerpflich- 
tigen etwa  begründeten  geringeren  Leistungsfähigkeit",  d.  h.  es  kann  hier  „eine 
Ermässigung  unter  die  in  den  Fällen  gewöhnlicher  Verhältnisse  durch  das  Ein- 
kommen allein  bedingte  Steuerstufe  eintreten ;  bei  Jahreseinkommen  von  3000  M. 
und  darüber  sind  dagegen  die  einzelnen  Bestandteile  des  Jahreseinkommens 
thunlichst  genau  festzustellen  und  ist  nach  dem  hierbei  ermittelten  Betrage  das 
Einkommen  anzunehmen.  Eine  Ausnahme  ist  bezüglich  des  Gesindes  und  der 
diesem  nach  Art  ihrer  Dienste  und  des  dafür  gewährten  Lohnes  im  allgemeinen 
gleichstehenden  Gewerbsgehilfen,  sofern  sie  im  Hause  ihres  Principals  wohnen, 
gemacht.  Beide  sind  stets  mit  einem  festen  Einkommen  und  zwar  die  weib- 
lichen Personen  von  225  M.,  die  männlichen  von  300  M.  zu  veranlagen,  unter 
der  Voraussetzung  freilich,  dass  sie  kein  anderweites  Einkommen  von  mindestens 
150  M.  beziehen.  Die  Veranlagung  erfolgt  nach  Klassen,  deren  unterste  ein 
Einkommen  bis  225  M.  (75  Thlr.)  voraussetzt.  Die  Klassen  schreiten  bis  zu 
einem  Einkommen  von  600  M.  (6.  Stufe)  um  75  M.,  von  da  bis  zu  1200  M. 
(10.  Stufe)  um  150  M.,  alsdann  bis  zu  2100  M.  (13.  Stufe)  um  300  M.,  weiter 
bis  3000  M.  (15.  Stufe)  um  450  M.  fort.  Von  3000  bis  6600  M.  (21.  Stufe)  hebt 
sich  die  Klasse  um  600,  darnach  bis  9000  M.  (24.  Stufe)  um  900,  von  hier  an 
bis  zu  15,000  M.  (29.  Stufe)  um  1200  und  im  weiteren  Verlaufe  um  1500  M. 
Die  einfachen  oder  nach  der  landesüblichen  Bezeichnimg  „ zwölfmonatlichen " 
Jahressteuersätze  beginnen  für  die  unterste  Stufe  mit  1  M.,   betragen  3  M.  bei 
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einem  Einkommen  zwischen  375  und  450  M.,  6  M.  bei  einem  solchen  zwischen 
525  und  600  M.,  15  M.  zwischen  1050  und  1200  M.  und  rücken  mit  einer  all- 
mählichen Steigerung  der  Belastung  des  Einkommens  zwischen  15,000  und 
16,500  M.  bis  zu  300  M.  auf,  von  wo  an  sich  der  Steueirsatz  für  jede  weiteren 
1500  M.  gleichmässig  um  30  M.  hebt.  Der  Steuersatz  beträgt  diesen  Angaben 
nach  anfänglich  noch  kein  halbes  Prozent  vom  Einkommen  und  schreitet  bis  zu 
der  letztgenannten  Stufe,  deren  mittlere  Grösse  15,750  M.  ausmacht,  bis  zu 
1,90  "/o  Yor.  Wie\'iel  von  diesem  Steuerbetrage  nun  aber  thatsächlich  zur  Er- 
hebung gelangen  soll,  wird  für  jede  Finanzperiode  und  für  jeden  Gebietsteil 
durch  besonderes  Finanzgesetz  —  und  zwar  mittelst  Angabe  der  Zahl  der  Monate, 
wobei  15  Monate  =  125  "/o,  18  Monate  =  150  7«  des  vorerwähnten  Simplums  — 
bestimmt.  Der  zu  erhebende  Betrag  kann  also  und  pflegt  auch  in  den  drei  Teilen 
des  Grossherzogtums  verschieden  zu  sein. 

Zu  der  so  beschaffenen  Einkommensteuer  tritt  durchweg  im  Staate  eine 
Grund-  imd  mit  Ausnahme  des  Fürstentums  Lübeck  auch  eine  Gebäude- 
steuer. Derselben,  wie  sie  heute  besteht,  ist  überall  eine  genaue  Vermessung 
und  Abschätzung  des  Grund  und  Bodens  vorausgegangen,  deren  Ergebnisse  in 
das  Kataster  eingetragen  sind. 

Die  Grundsteuerverfassung  des  Herzogtums  zunächst,  schon  lange  einer 
Reform  bedürftig,  hat  im  Jahre  1866  ihre  gegenwärtige  Gestalt  erhalten.  Die 
fi-ühere  Belastimg  des  Grund  xmd  Bodens  bestand  in  der  Erhebung  der  ver- 
schiedenartigsten imd  nach  den  verschiedensten  Gnmdsätzen  sowie  auf  die  ein- 
zelnen Teüe  des  Landes  ganz  ungleichartig  veranlagten  Abgaben.  Diese  hatten 
übrigens  keineswegs  immer  einen  rein  steuerlichen,  also  öffentKch  rechtlichen 
Charakter;  sie  büdeten  vielmehr  häufig  ein  Gemisch  solcher  Leistungen,  , welche 
teüs  dem  Grafen  als  Gutsherrn,  teils  demselben  als  Landeshex-m  geleistet  wur- 
den \).''  Das  galt  namentlich  von  den  sog.  Ordinärgefallen,  einem  Konglo- 
merat der  mannigfaltigsten  Abgaben,  welche  von  denjenigen  Landstellen  erhoben 
wurden,  über  die  einst  die  Landesherrschaft  zugleich  die  Gutsherrlichkeit  aus- 
geübt hatte;  sie  waren  überwiegend  nicht-steuerlicher  Natur.  Alle  diese  Auf- 
lagen auf  den  Grund  \md  Boden  hatten  in  der  letzten  Zeit  ihrer  Erhebung  jähr- 
lich 1,090,819  M.,  darunter  die  Ordinärgefälle  283,416  M.  geliefert. 

An  Stelle  dieser,  wie  erwähnt,  verschiedenartigen  Abgaben  wurde  nach 
bewirkter  Landesvermessung  durch  die  Gesetze  über  .die  Ermittelung  des  Steuer- 
kapitals der  Grundstücke  und  Gebäude"'  und  über  .die  anderweite  Veranlagung 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer-  vom  18.  Mai  1855  die  Einführung  einer  neuen 
gleichartigen  Besteuerung  des  Grundeigentums  vorgeschrieben.  Die  zu  dem 
Ende  zunächst  angeordnete  Abschätzung  hatte  sich  auf  alle  Grundstücke 
und  auf  die  Gebäude  mit  Ausnahme  der  grossherzoglichen  Schlösser,  der  gottes- 
dienstlichen, der  landwirtschaftlichen  Gebäude,  soweit  diese  nicht  zur  Wohnung 
oder  zu  anderen  Nutzungen  dienen,  und  derjenigen  Gebäude  der  Gemeinden 
imd  Genossenschaften,  welche  nach  ihrer  dauernden  Bestimmung  keinen  Ertrag 


')  Ursprung  der  Ordinärgefälle  im  Stad-  imd  Butjadingerlande  und  deren 
Umwandlung  in  Geldrenten  vom  Geh.  Oberfinanzrat  Dr.  Janssen  in  der  Zeit- 
schrift für  Verwaltung  und  Rechtspflege  des  Grossherzogtiuns  Oldenburg.  Bd.  IV. 
Oldenburg  1877. 
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geben,  zu  erstrecken.  Die  Abschätzung  sollte  als  Steuerkapital  den  Reinertrag 
feststellen  und  zwar  bei  den  Grundstücken :  durch  Abschätzung  des  nachhaltigen 
durchschnittlichen  jährlichen  Reinertrages  in  Gelde,  welcher  durch  ortsübliche 
Bewirtschaftung  bezogen  werden  kann;  bei  den  Gebäuden:  durch  Abschätzung 
des  mittleren  jähi'lichen  Mietwertes,  welchen  die  Gebäude  bei  eigener  Benutzung 
oder  beim  Vermieten  haben  oder  haben  würden.  Behufs  dessen  sind  in  den 
einzelnen  Gemeinden  die  Grundstücke  nach  Marsch-  und  Geest-  sowie  nach 
Kulturarten  getrennt,  in  Specialertragsklassen  und  diese  Specialklassen  in  die 
allgemeinen  Ertragsklassen,  die  Gebäude  in  Specialmietwertsklassen  und  diese 
ebenfalls  in  die  allgemeinen  Mietwertsklassen  eingeschätzt  worden.  Die  Zahl 
der  Klassen  und  der  Geldbetrag  für  jede  derselben  war  nach  dem  gegebenen 
Bedürfnisse  festzustellen.  Es  gibt  für  Grundstücke  im  ganzen  69  Klassen,  deren 
unterste  einem  Reinertrag  von  50  Pfg.,  deren  höchste  einem  solchen  von  100  M. 
vom  Hektar  entspricht.  Für  Gebäude  ist  ihrer  Natur  nach  die  Klassenzahl  nicht 
beschränkt;  letztere  beginnt  mit  einem  Mietwert  von  3  M.  und  steigt  nach  Be- 
dürfnis. Zu  jenen  69  Klassen  der  Grundstücke  tritt  noch  eine  weitere  Gruppe 
der  völlig  ertragslosen  Grmidstücke,  welche  ebendeswegen  in  keine  dieser  Er- 
tragsklassen eingeschätzt  werden  konnten.  Nicht  abgeschätzt  sind  wegen  ihres 
immaginären  Wertes  bloss  die  öffentlichen  Wege  und  Gewässer.  Bei  der 
Abschätzung  sind  die  Grundflächen  der  Gebäude  und  die  zur  Wirtschaft  erfor- 
derlichen Hofräume  mit  dem  besten  Ackerlande  ihrer  Art  in  der  Gemeinde  in 
die  gleiche  Klasse  gesetzt  worden.  Die  Kosten  der  Erhaltung  der  landwirt- 
schaftlichen Gebäude,  der  Brunnen,  Viehtränken,  Entwässerungsgräben,  der  Be- 
friedigungen sind  als  Produktionskosten  von  vornherein  in  Abzug  zu  bringen 
gewesen  und  zu  bringen;  ausserordentliche  Kulturkosten,  wie  solche 
die  Bedeichung,  Uferbauten,  Siele,  Hauptabwässerungszüge,  Wasserschöpfmühlen, 
Schwemm-  und  Berieselungswiesen  und  ähnliche  Anlagen  erheischen,  sind  da- 
gegen, sofern  sie  von  staatlich  geregelten  Genossenschaften 
getragen  werden,  von  den  Erträgen  der  einzelnen  Grundstücke  nicht  ab- 
zuziehen, sondern  —  nach  einer  zwölfjährigen  durch  ein  Gesetz  vom  20.  Juni  1859 
näher  festgestellten  Durchschnittsermittelung  —  den  Genossenschaften  zu  ver- 
güten. Bei  Gebäuden  wird  der  reine  Mietwert  aus  dem  mittleren  jährlichen 
Mietwert  hergeleitet,  indem  von  diesem  je  nach  Bauart,  Alter  und  Beschaffenheit 
des  Gebäudes  mindestens  der  sechste  Teil  und  höchstens  die  Hälfte  füi-  Ab- 
nutzung und  Unterhaltung  sowie  für  den  anderweit  zu  besteuernden  Reinertrag 
der  Grundfläche  in  Abzug  zu  bringen  ist.  Allgemeine  Revisionen  der  Ab- 
schätzvmgen  sind  zwar  in  Aussicht  genommen,  aber  so  oft  solche  für  nötig  be- 
funden werden,  jedesmal  der  Gesetzgebung  vorbehalten  worden.  Dahingegen 
ordnet  ein  jüngeres  Gesetz  über  die  Einrichtung  und  Erhaltung  des  Katasters 
vom  1.  April  1879  an,  dass  eine  neue  Abschätzung  und  Katastrierung  erfolgen 
soll,  wenn  Grundstücke  neu  entstehen,  untergehen  oder  bleibend  ertragsunfähig 
werden,  wenn  sie  ihre  Kulturart  dauernd  ändern  oder  bei  gleich  bleibender 
Kulturart  durch  Veränderung  ihrer  inneren  Beschaffenheit  im  Reinertrage  dauernd 
um  20  Prozent  sinken  oder  steigen,  wenn  sie  in  den  Schutz  eines  Hauptdeiches 
eintreten  oder  diesen  Schutz  verlieren ,  endlich  wenn  Gebäude  neu  entstehen 
oder  untergehen  oder  durch  Veränderung  ihrer  Substanz  an  Mietwert  dauernd 
gewinnen  oder  verlieren.    Das  Kataster  und  die  durch  dasselbe  nachgewiesenen 
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Reinerträge  folgen  demnach  durch  die  fortgesetzten  Neuabschätzungen  in  ge- 
wissem Umfange  den  eingetretenen  erheblicheren  Wertveränderungen,  entsprechen 
mithin  insoweit  stets  den  derzeit  bestehenden  Verhältnissen. 

Begonnen  wurde  mit  der  Abschätzung  zur  Grundsteuer  im  Jahre  1859; 
dieselbe  wurde  gleichzeitig  mit  der  Aufstellung  des  Katasters  beendigt  1865,  so 
dass  im  folgenden  Jahre  die  Steuer  zum  erstenmal  umgelegt  werden  konnte. 
Die  durch  das  erwähnte  Gesetz  vom  18.  Mai  1855  angeordnete  neue  Grund- 
imd  Gebäudesteuer  wird  allen  Grundstücken  und  Gebäuden  —  beide  Teile  aber 
getrennt  gehalten  —  nach  einem  gleichen  festen,  angemessen  abzurundenden 
Prozentsatze  vom  ermittelten  Reinertrage  bezw.  Mietwert  aufgelegt.  Die  da- 
nach festgestellten  Prozentsätze  vom  Steuerkapital  sind  auch  für  künftige  An- 
setzungen  massgebend.  Die  Steuer  haftet  auf  jedem  mit  seinem  Steuerkapitale 
in  der  Mutterrolle  gesondert  aufgeführten  Grundstücke  oder  Gebäude.  Befreit 
von  den  Abgaben  sind :  die  Grossherzoglichen  Schlösser  nebst  Pertinenzien  sowie 
die  zum  Krongute  und  die  dem  Staat  gehörigen  Grundstücke  und  Gebäude, 
welche  von  letzterem  nicht  erblich  oder  auf  bestimmte  Leiber  zur  Nutzung  aus- 
gegeben sind  oder  als  Gemeinheiten  der  Nutzung  anderer  unterliegen,  femer 
die  für  den  Gottes-,  Schul-  und  Kommunaldienst,  für  Begräbnisse  und  die  zu 
Deichen,  Sielen  nebst  Zubehör  verwendeten  Grundstücke  bezw.  Gebäude,  die 
landwirtschaftlichen  Gebäude,  endlich  die  zum  Anbau  ausgegebenen  Ländereien 
nebst  Gebäuden  auf  zehn,  die  zur  Kultur  ausgegebenen  auf  drei  Jahre. 

Die  an  Stelle  der  aufgehobenen  Abgaben  von  Grund  und  Boden  neu  ge- 
schaffene Grund-  und  Gebäudesteuer  ist  nun  gesetzlicher  Bestimmung  gemäss 
bis  zu  einer  Höhe  umzulegen,  welche  jene  anfänglich  erwähnten,  nunmehr  fort- 
gefallenen Bezüge  deckt,  soweit  sie  als  steuerliche  Leistungen  anzusehen  waren. 
Da  aber  hiervon  und  speciell  von  einem  bestimmten  Kreise  der  gedachten  sog. 
Ordinärgefälle  ein  schwer  auszuscheidender  und  zwar  grösserer  Teil  nicht 
steuerlicher  Natur  war,  so  wurde  nach  einem  Griffe  von  dem  Betrage  jener  Ge- 
fälle ein  Siebentel  als  Steuer  angenommen.  Der  sonach  —  in  einem  bestimmten 
Verhältnisse  —  teils  durch  die  Grund-,  teils  durch  die  Gebäudesteuer  zu  deckende 
Betrag  belief  sich  auf  847,891  M.,  von  denen  107,421  M.,  also  etwa  ein  Achtel, 
auf  die  Gebäudesteuer  entfallen.  Dem  entsprechend  war  der  für  die  Besteuerung 
vorgeschriebene  Prozentsatz  des  durch  die  Abschätzung  festgestellten  Reinertrages 
der  Grundstücke  voll  abgerundet  zu  9 ,  des  Mietwertes  der  Gebäude  zu  6  '/o 
ermittelt  und  hienach  beide  Abgaben  während  der  ersten  zehn  Jahre  ihres  Be- 
standes erhoben  worden.  Inzwischen  hatte  sich  aber  herausgestellt,  dass  die 
beiden  Prozentsätze  zu  hoch  gegriffen  seien,  dass  sie  für  die  Grundstücke  zwi- 
schen 8  und  9 ,  für  die  Gebäude  zwischen  5  und  6 "o  lägen.  Zur  genaueren 
Begrenzung  dieses  Verhältnisses  ward  deshalb  vom  Jahre  1876  an  der  Abgabe- 
satz der  Gebäudesteuer  auf  5,3"  o  ermässigt:  für  die  Grundsteuer  blieb  zwar  der 
bisherige  Satz  von  9  "/o  bestehen ,  es  wurden  aber  die  anfänglichen  Reinerträge 
oder  Steuerkapitale  in  einem  der  beabsichtigten  Herabsetzung  der  Abgabenhöhe 
entsprechenden  Verhältnisse,  nämlich  von  6,6* o,  einer  allgemeinen  Sen- 
kung unterworfen.  Diese  Massregel  ist  für  die  spätere  Betrachtung  der 
Ertragsfähigkeit  und  Belastung  des  Grundeigentums  deshalb  besonders  beachtens- 
wert, weil  sie  bewirkt  hat,  dass  das  Kataster  den  wirklichen  schätznngsmässigen 
Betrag  um  das  genannte  Mass  zu  niedrig  beziffert. 
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Im  Fürstentum  Birkenfeld  war  die  Parzellarvermessung  bereits  1845 
vollendet  gewesen,  so  dass  durch  Gesetz  vom  12.  November  dieses  Jahres  die 
Vornahme  von  Absehätzungen  der  Liegenschaften  und  darnach  die  Aufstellung 
eines  Grundsteuerkatasters  angeordnet  werden  konnte.  Als  vorzugsweiser  Zweck 
des  letzteren  wurde  —  neben  dem  einer  Beweisquelle  für  Eigentumsverhältnisse 
—  erklärt,  „die  auf  den  Immobilien  haftenden  Staats-  und  Kommunallasten  mög- 
lichst gleich  und  gerecht  zu  verteilen  und  den  Beschwerden  über  Prägravationen 
abzuhelfen".  Zu  dem  Ende  ward  bestimmt,  dass  künftig  die  Grund-  und  Gebäude- 
steuer nach  Verhältnis  des  Reinertrages  aufzubringen  sei  und  zwar  von  allen 
einen  Ertrag  liefernden  oder  eines  solchen  fähigen  Grundstücken  und  Gebäuden 
mit  wesentlich  den  nämlichen  Ausnahmen,  die  auch  für  das  Herzogtum  gemacht 
sind,  jedoch  unter  Hinzurechnung  der  Fabrikgebäude,  Mühlen  und  Hammerwerke. 
Auch  die  befreiten  Gegenstände  gehören  in  das  Kataster  und  unterliegen  der 
Besteuerung,  sobald  sie  ihre  befreiende  Eigenschaft  verlieren,  wohingegen  bei 
den  steuerpflichtigen  Immobilien  die  Steuerpflicht  nur  mit  ihrem  Untergang  oder 
dem  Eintritt  einer  bleibenden  Ertragsünfähigkeit  aufhört.  Die  Abschätzung  hatte 
nach  dem  zur  Zeit  vorgefundenen  Zustande  unter  Berücksichtigung  der  orts- 
üblichen Wirtschaftsmethode  und  der  klimatischen  Verhältnisse  zu  geschehen 
und  ohne  Beachtung  von  Gerechtsame  oder  Verpflichtungen.  Die  Grundfläche 
der  Gebäude  und  die  Hofräume  sollten  dem  besten  Ackerlande  in  der  Gemeinde 
gleichgeschätzt  werden.  Wie  im  Herzogtume  erfolgte  eine  Einschätzung  nach 
Kulturarten  im  besonderen  und  diese  in  die  allgemeinen  Ertragswertklassen. 
Bei  der  Ermittelung  der  Katastralerträge  waren  die  Bodenprodukte  nach  ihren 
mittleren  —  aus  einem  mehrjährigen  Durchschnitt  berechneten  —  Verkaufspreisen 
zu  veranschlagen  und  davon  die  Hervorbringungs-,  Ent-  und  Verwertxmgs- 
kosten  in  Abzug  zu  bringen.  Hinsichtlich  der  Wohngebäude  war  der  jährliche 
Mietwert  zu  Grunde  zu  legen  unter  Abrechnung  von  einem  Viertel  bis  zur  Hälfte 
auf  die  Unterhaltung  wie  des  Ertrages  der  Grundfläche.  Auch  im  Fürstentum 
Birkenfeld  wurde  eine  allgemeine,  bisher  noch  nicht  angeordnete  Revision  der 
Schätzungen  vorbehalten,  hier  jedoch  von  vornherein  bestimmt,  dass  Nach- 
schätzungen stets  bei  neuentstandenen  oder  untergegangenen  bezw.  dauernd  er- 
tragsunfähig gewordenen  Grundstücken  wie  bei  solchen  Wertverminderungen 
derselben,  durch  die  mindestens  eine  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Rein- 
ertrages um  ein  Fünftel  erfolgt,  femer  bei  ^wesentlichem"  Gewinn  oder  Verlust 
des  Reinertrages,  ingleichen  bei  Neubau  oder  Untergang  von  Gebäuden  zu  ge- 
schehen haben. 

Nach .  bewirkter  Veranlagung  ward  die  Grundsteuer  anfänglich  mit  10,43(3  7« 
vom  Steuerkapital  einschliesslich  eines  Zuschlags  von  5  ^o  erhoben,  dann  aber 
durch  Gesetz  vom  18.  April  1864  im  Belaufe  von  lO'/«  °/o  mit  der  Massgabe 
ausgeschrieben,  dass  dieser  Prozentsatz  bei  einer  allgemeinen  Revision  der  Ab- 
schätzungen und  der  dadurch  bewirkten  Aenderung  der  Steuerkapitale  von  neuem 
festgesetzt  werden  solle.  Mittelst  Gesetz  vom  7.  Januar  1873  wurde  die  Ge- 
bäudesteuer in  Nachbildung  der  Einrichtung  des  Herzogtums  einer  Abänderung 
unterzogen  und  von  der  Grundsteuer  getrennt.  Infolgedessen  kam  von  deren 
Eintritt  an  die  bisher  auf  die  Gebäude  mit  Ausschluss  ihrer  Grundflächen  und 
Hofräume  gelegte  Grundsteuer  in  Wegfall.  Der  für  die  Veranlagung  der  Ge- 
bäude   aufgestellte  Tarif,  nach   welchem   die  Einschätzung  und  Hebung  zu  er- 
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folgen  hat,  bezeichnet  als  unterste  Stufe  Gebäude  mit  einem  jährlichen  Miet- 
werte bis  zu  9  M.,  wofür  eine  Steuer  von  0,50  M.  zu  entrichten  ist.  In  der 
42.  Stufe  beträgt  der  Mietwert  3000,  die  Abgabe  150  M.  Von  hier  steigt  jede 
fernere  Stufe  um  300  M.  Wert  und  um  15  M.  Steuer. 

Eine  ebenfalls  nach  dem  Reinertrage  umgelegte  Grundsteuer  besitzt  end- 
lich auch  das  Fürstentum  Lübeck,  indessen  keine  Gebäudesteuer.  Hier  liegen 
aber  die  Verhältnisse  namentlich  insofern  abweichend,  als  die  Abschätzung  des 
Grund  und  Bodens  nach  seinem  Ertrage  und  die  daraufhin  bewirkte  Anlegung 
des  Katasters  ohne  vorgängige  Vermessung  stattgefunden  hat,  letztere 
vielmehr  erst  nachträglich  hinzugekommen  ist.  Wie  im  Herzogtum  hatte  näm- 
lich auch  in  diesem  Bezirke  die  Grundsteuer  für  die  AbschafFung  einer  Anzahl 
alter  Abgaben  imd  Gefälle  und  bis  zum  Belaufe  des  dadurch  entstehenden  Aus- 
falls Ersatz  zu  schaiFen.  Das  Grundsteuergesetz  vom  21.  Dezember  1854  be- 
stimmte den  zu  ersetzenden  Betrag  auf  10.400  Thlr.  holsteinisch  Courant 
(37,440  M.),  der  durch  ein  späteres  Gesetz  vom  19.  April  1861  infolge  der  Ein- 
fühnmg  einer  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  auf  8300  Thlr. 
(29,880  M.)  ermässigt  wurde.  Im  Hinblick  auf  einen  solchen  geringfügigen, 
durch  die  Steuer  beabsichtigten  Ertrag  erregten  die  bedeutenden  Kosten  einer 
allgemeinen  ordentlichen  Landes-  wie  Parzellarvermessimg  Bedenken.  Das  nüt 
dem  erstgenannten  gleichzeitig  ausgegebene  Abschätzungsgesetz  verfügte  des- 
halb, dass  die  Flächengrössen  der  einzelnen  Grundstücke  in  der  Regel  nach 
eigener  Angabe  der  Besitzer,  durch  Vermessung  jedoch  nur  zu  ermitteLn  sei: 
einmal,  wenn  seitens  des  Besitzers  eine  Grössenangabe  nicht  beigebracht  werde 
—  und  zwar  auf  dessen  Kosten  —  zweitens  sofern  der  leitende  Vermessungsbeamte 
die  Richtigkeit  der  gemachten  Angabe  anzweifelte  —  in  diesem  Falle  bloss  dann 
zu  Lasten  des  Besitzers,  wenn  seine  Angaben  in  bestimmtem  Verhältnis  von  dem 
Vermessungsresultate  abwichen.  Man  glaubte,  mit  diesem  eigenartigen  Wege 
um  so  eher  auskommen  zu  können,  als  im  Fürstentum  Lübeck  lim  Gegensatz 
zum  Herzogtum)  aller  Boden  in  Kultur  genommen  und  jedes  Grundstück  scharf 
und  sicher  durch  Wall  und  Graben  begrenzt  sei,  als  femer  jede  Koppel  zur 
Saat  benutzt  und  daher  deren  Grösse  dem  Besitzer  genau  bekannt  sein  werde. 
Dem  entsprechend  ist  dann  die  Feststellung  der  Flächen  imd  die  Abschätzung 
des  Reinertrages  bewirkt  worden,  letztere  in  allen  wesentlichen  Punkten  in  L'eber- 
einstimmimg  mit  den  beiden  anderen  Gebietsteilen,  nur  dass  die  Werte  der  ein- 
zelnen Grundstücke  und  Bodenarten  nicht  nach  ihrem  einfachen  Geldbetrag, 
sondern  nach  sog.  Steuereinheiten  zu  10  Schilling  Courant  (0,75  M.)  berechnet 
wurden.  Im  Anschluss  an  diese  Ermittelungen  geschah  die  Aufstellung  des 
Gnmdsteuerkatasters  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  28.  März  1857.  Zu  Anfang 
1865  war  das  ganze  Veranlagungswerk  beendigt,  so  dass  von  da  an  die  neue 
Grundsteuer  in  Hebimg  gesetzt  ward:  auch  hier  —  unter  ähnlichen  Befreiungen 
wie  im  Herzogtum  und  Bü-kenfeld  —  nach  einem  von  allen  Grundstücken  zu 
tragenden  gleichen  festen  Prozentsatze  vom  Steuerkapitale  (Reinertrage).  Dieser 
Satz  wurde  anfänglich  zu  3V3  %  bestimmt. 

Als  dann  nach  Vereinigung  des  von  Preussen  abgetretenen,  vormals  hol- 
steinischen Amts  Ahrensböck  mit  dem  Fürstentum  Lübeck  auf  jenes  die  näm- 
liche Besteuerung  des  Grundbesitzes  und  dazu  das  gleiche  Verfahren  der  Grössen- 
ermittelung   und   der  Ertragsabschätzung   wie   im  alten  Landesteile  durch  zwei 
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Gesetze  vom  18.  Dezember  1872  übertragen  war,  stellten  sich  für  die  BeschaflFung 
gehöriger  Flächenangaben  Schwierigkeiten  heraus,  so  dass  die  Frage  einer  völligen 
Neuvermessung  und  zwar  gleich  des  ganzen  Fürstentums  entstand.  Nachdem  auch 
in  dem  neuen  Gebiete  zuvörderst  die  Abschätzung  der  Reinerträge  ausgeführt, 
wurde  eine  nach  den  gegenwärtigen  wissenschaftlichen  Methoden  vorzunehmende 
allgemeine  Landesvermessung  wie  Specialvermessung  und  Kartierung  —  letztere 
auf  Kosten  der  Dorfschaften  unter  Leistung  eines  Staatszuschusses  von  28  "/<>  ~ 
mittelst  Gesetz  vom  20.  Dezember  1875  angeordnet.  Beendigt  ward  dieselbe 
und  die  dadurch  bedingte  neue  Aufstellung  des  Katasters  im  Jahre  1880.  Wegen 
der  nunmehr  angewandten  neuen  Masse  und  Münzen  bei  den  Katasterangaben 
wurde  der  Grundsteuerbetrag  von  SV»  auf  3,4  7o  normiert.  Durch  ein  am 
15.  März  1882  ergangenes  erneutes  Gesetz  über  die  Einrichtung  und  Erhaltung 
des  Katasters  sind  schliesslich  die  jetzt  im  übrigen  Staatsgebiete  geltenden  Be- 
stimmungen und  namentlich  auch  wegen  der  Nachtragungen  und  Nachschätzungen 
gleichfalls  für  das  Fürstentum  Lübeck  erlassen  worden. 

Das  ist  in  Kürze  die  jüngste  Entwickelung  und  der  gegenwärtige  Stand  der 
Gesetzgebung  über  die  direkte  Besteuerung  des  Grossherzogtums.  Was  dem 
gegenüber  die  finanziellen  Erträge  der  Steuern  und  die  Abschätzungsergebnisse 
anbelangt,  so  wird  das  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Erscheinungen  an  späterer 
Stelle  nachgewiesen  werden. 

III. 
Die  Kommunalverfassung. 

Nächst  den  staatlichen  direkten  Steuern  sind  nunmehr  die  Abgabeneinrich- 
tungen der  Selbstverwaltungskörper,  soweit  Normen  darüber  bestehen,  darzulegen. 
Unvermeidlich  ist  es  dabei,  auch  die  Kommunalverfassung  im  allgemeinen  wenig- 
stens zu  streifen.  Das  kann  wiederum  nur  unter  gesonderter  Behandlung  der  drei 
Gebietsteile  geschehen,  da  selbige  gerade  nach  der  vorliegenden  Richtung  merk- 
lich auseinandergehen.  Immerhin  hat  bei  aller  Verschiedenheit  über  die  Auf- 
gaben und  Gestaltung  der  Kommunalverbände  die  Gesetzgebung  in  neuerer  Zeit 
mehr  und  mehr  eine  gewisse  Uebereinstimmung  der  erlassenen  Vorschriften  er- 
strebt, so  namentlich  auf  dem  wichtigsten  Gebiete,  dem  der  eigentlichen  poli- 
tischen Gemeinden.  Es  wird  deshalb  genügen,  die  Verfassung  allein  bei  dem 
grössten  Landesteile,  dem  Herzogtume,  etwas  genauer  zu  berühren,  bei  den 
Fürstentümern  indessen  bloss  auf  die  Besonderheiten  einzugehen. 

Für  die  Erfüllung  der  kommunalen  Aufgaben  und  Interessen  besteht  im 
Herzogtum  Oldenburg  eine  Mehrheit  von  Verbänden.  Diese  zerfallen — wie 
überall  im  Grossherzogtum  —  einmal  in  bürgerliche  und  in  kirchliche;  sodann 
die  ersteren  in  die  eigentlichen  politischen'  Verbände,  in  die  Gemeinden  i.  e.  S. 
nebst  den  Ortsarmenverbänden,  in  die  Schulverbände  für  das  Volksschulwesen, 
in  die  besonderen  Ortsverbände,  in  die  Amtsverbände  und  für  das  deichpflichtige 
Land  in  die  Wasserbaugenossenschaften  verschiedener  Art. 

Den  umfassendsten  Wirkungskreis  haben  von  diesen  Verbänden  begreiflicher- 
weise die  politischen  Gemeinden  und  die  mit  ihnen  vereinigten  Armen- 
gemeinden.   Ihre  gegenwärtige  Verfassung  fusst  auf  der  revidierten  Gemeinde- 
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ortlnung  vom  15.  April  1873.  Die  heutigen  Gemeinden  haben  sich  in  territorialer 
Hinsicht  aus  den  alten  Kirchspielen  d.  h.  zunächst  rein  kirchlichen  Verbänden 
entwickelt,  denen  in  den  vormaligen  Grafschaften  Oldenburg  und  Delmenhorst 
—  in  der  Hauptsache  dem  älteren  imd  protestantischen  Gebietsteile  des  heutigen 
Herzogtums  —  seit  der  Refonnation  (wenigstens  dem  freilich  nur  höchst  ungenügend 
entsprochenen  Grimdsatze  nach)  auch  die  Armenpflege  zufiel.  Diese  Kirchspiele 
und  demgemäss  die  —  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  —  noch  gegenwärtig 
mit  ihnen  teiritorial  zusammenfallenden  Gemeinden  waren  und  sind,  örtlich 
betrachtet,  ein  Komplex  von  Wohnplätzen.  Neben  den  wenigen  mit  Stadt- 
rechten ausgestatteten  Korporationen  war  nämlich  auf  dem  Lande  der  nächste 
örtliche  Verband  der  der  Bauerschaften,  welche  nach  der  Art  der  Besiedelung 
teils  aus  eigentlichen  Dörfern,  teüs  und  überwiegend  aus  den  mehr  lose  sich  an- 
einander reihenden  Hofstellen  nebst  Zubehör  bestanden  und  auch  wohl  wieder 
eine  Mehrzahl  von  Wohnplätzen  mit  eigenen  Namen  bildeten.  Diese  Bauer- 
schaften hatten  bis  zum  Jahre  1873  die  Eigenschaften  von  Realgenossenschafl^n, 
bilden  seither  aber  bloss  administrative  Cnterabteüimgen  der  Gemeinden.  Eine 
mehr  oder  minder  grosse  Anzahl  Bauerschaften  und  unter  Umständen  auch 
in  Verbindung  mit  einer  Stadt  waren  und  sind  zu  Kirchspielen  imd  jetzt  zu 
Gemeinden  vereinigt.  Nur  etliche  kleine  Gemeinden  und  Kirchspiele  des  Jever- 
landes  sind  von  jeher  rein  örtliche  Verbände  gewesen.  An  jene  grösseren  Ver- 
bände, die  der  alt«n  Kirchspiele,  wurde  angeknüpft,  als  das  Bedürfiiis  zur 
Schöpfung  bürgerlicher  Selbstverwaltung  im  modernen  Sinne  auftrat.  Nachdem 
bereits  unterm  1.  August  1786  bei  einer  durchgreifenden  Reform  des  Armen- 
wesens der  Anfang  damit  gemacht  war,  dieses  als  weltliche  Einrichtung  den 
Kirchspielen  mit  dem  Recht«  der  Besteuerung  der  Eingesessenen  zu  übertragen, 
dehnte  namentlich  die  Gemeindeordnung  für  die  Landgemeinden  vom  28.  De- 
zember 1831  auf  erstere  auch  die  weitere  Wahrnehmung  der  kommunalen  Inter- 
essen aus ,  indem  sie  'zugleich  ein  Gemeindebürgerrecht  wie  eine  mit  grösseren 
ausgedehnteren  Rechten  versehene  Kirchspielsveiiretung  ins  Leben  rief  doch  noch 
so,  dass  bürgerliche  wie  kirchliche  Angelegenheiten  in  gewisser  Verbindimg  er- 
halten wurden.  Eine  Trennung  der  letzteren  bewirkte  erst  die  Gemeindeordnung 
vom  1.  Juli  1855,  welche  dann  durch  die  heute  gültige  von  '1873  ersetzt  ist. 

Diese  letztere  wie  ihre  Vorgängerin  lassen  die  bei  ihrer  Verkündigimg  vor- 
handenen Gemeinden  d.  h.  im  wesentlichen  die  vormaligen  Kirchspiele  bestehen 
und  machen  die  Bildvmg  neuer  wie  die  Auflösung  gegenwärtiger  von  gesetzlicher 
Regelung  abhängig.  Die  politischen  Gemeinden  sind  also  nach  den  vorauf- 
gehenden Andeutimgen  im  allgemeinen  keine  reinen  Ortsgemeinden,  sondern  Ver- 
einigungen einer  Anzahl  getrennter  Wobnplätze  zu  einem  kommunalen  Ganzen 
und  machen  demnach  verhältnismässig  grössere  territoriale  Abschnitte  aus.  Die 
auf  diese  Weise  den  Gemeinden  gegebene  Gestalt  war  gegenüber  der  schwachen 
Verdichtung  der  Bevölkerung  zu  geschlossenen  oder  stärker  besetzten  Ortschaften 
eine  Notwendigkeit,  wenn  wirtschaftlich  irgendwie  leistungsfähige  Körper  erzielt 
werden  sollten.  Die  Bauerschaften,  deren  es  zur  Zeit  662  mit  einer  durch- 
schnittlichen Bevölkerung  von  nur  398  Köpfen  gibt,  würden  sich  als  zu  klein 
erwiesen  haben.  Mehr  aber  noch  wäre  das  der  Fall  gewesen,  wenn  man  sich 
an  die  einzelnen  Wohnplätze  gehalten  hätte.  Ihrer  sind  nicht  weniger  denn 
2380  auf  95  Quadratmeüen  mit  einer  mittleren  Dichtigkeit  von  106  Ein- 
sts 
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wohnern.  Aber  unter  dieser  Anzahl  sind  schon  1354,  also  die  grössere  Hälfte, 
mit  bloss  bis  zu  50,  363  weitere  von  51  bis  100,  347  mit  über  100  bis  200  Be- 
wohnern besetzt.  Zwischen  201  und  500  Köpfe  zählen  nur  254,  über  500  bis 
1000  bloss  46  und  mehr  als  1000  gar  nur  16  Wohnplätze.  Anders  dagegen  ist 
es  um  die  Gemeinden  bestellt,  deren  überall  nicht  mehr  als  118  vorhanden  sind, 
so  dass  bei  einer  Gesamtbevölkerung  des  Herzogtums  von  263,648  Einwohnern 
auf  je  eine  davon  2234  kommen.  Die  Anzahl  der  Gemeinden,  welche  weniger 
als  1000  Köpfe  umfasst,  macht  33  aus;  39  haben  zwischen  1000  und  2000,  37 
von  hier  bis  zu  5000,  darüber  hinaus  sind  bloss  9  und  speciell  über  10,000  allein 
die  Stadtgemeinde  Oldenburg  mit  20,575  Köpfen. 

Die  Gemeinden  sind  entweder  Stadt-  oder  Landgemeinden,  erstere  zur  Zeit 
10,  letztere  demnach  108.  Jene  zerfallen  wieder  in  solche  erster  Klasse 
—  Oldenburg,  Jever,  Varel  —  welche  mit  einem  in  den  juristischen  Staats- 
prüfungen bestandenen,  auf  Lebenszeit  gewählten  Bürgermeister  an  der  Spitze 
unmittelbar  von  der  Oberbehörde  abhängen,  sowie  in  solche  zweiter  Klasse, 
welche  mit  den  Landgemeinden  gleichstehend,  amtssässig  sind  und  nur  in  Bezug 
auf  das  kollegialisch  gebildete  Verwaltungsorgan  und  auf  gewisse  Befugnisse 
der  Gemeindevertretung  sich  von  jenen  in  wenigen,  minder  bedeutungsvollen 
Punkten  unterscheiden.  Zu  den  Stadtgemeinden  gehören  öfters  auch  ländliche 
Bezirke,  in  welchem  Falle  für  den  städtischen  (Stadt)  wie  für  den  ländlichen 
Teil  (Stadtgebiet)  statutarisch  besondere  Vertretungen  —  und  besondere  Kassen 
und  Umlagen  —  eingerichtet  werden  können,  welche  Vertretungen  zusammen 
für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  dann  eine  Körperschaft  bilden. 

Die  Gemeinden  haben  die  juristische  Persönlichkeit  und  in  Bezug  auf  ihr 
Vermögen  die  Rechte  der  Minderjährigen.  Ihnen  liegt  die  Selbstvei-waltung 
ihrer  Angelegenheiten  nach  Vorschrift  der  Gesetze  ob.  Sie  sind  mit  höherer 
Genehmigung  zu  statutarischen  Anordnungen  über  solche  Angelegenheiten  und 
über  solche  Rechte  und  Pflichten  ihrer  Mitglieder  befugt,  hinsichtlich  deren 
die  Gemeindeordnung  Verschiedenheiten  gestattet  oder  keine  ausdrückliche  Be- 
stimmung enthält,  sowie  über  sonstige  eigentümliche  Einrichtungen  und  Ver- 
hältnisse, insbesondere  auch  über  polizeiliche  Gegenstände.  Sie  sind  zu  allen 
Leistungen  und  Einrichtungen,  welche  zur  Erreichung  der  Gemeindezwecke  er- 
forderlich sind  und  ihnen  nach  Gesetz  oder  Herkommen  obliegen,  verbunden. 

Die  Gemeinden  werden  durch  ein  Organ  vertreten,  welches  in  den  Stadt- 
gemeinden Stadtrat,  in  den  Landgemeinden  Gemeinderat  heisst  und  durch  einen 
Vorstand  vei-waltet,  der  dort  die  Bezeichnung  Stadtmagistrat,  hier  Gemeinde- 
vorstand führt,  auf  welche,  insbesondere  abgesehen  von  der  Art  der  Zusammen- 
setzung, in  Stadt  und  Land  in  der  Hauptsache  rücksichtlich  der  Rechte  und 
Pflichten  die  gleichen  Grundsätze  Anwendung  finden.  Die  Aufgabe  der  Gemeinde- 
vertretung, soweit  namentlich  diese  finanzieller  Natur  sind,  bestehen  neben 
Wahlen  des  Vorstandes,  Uebei-wachung  des  Rechnungswesens,  Mitwirkung  bei 
statutarischen  Bestimmungen  und  Grenzänderungen  des  Bezirkes  in  der  Beschluss- 
fassung über  den  Voranschlag,  die  Ginindsätze  der  Verteilung  der  Lasten,  so- 
weit sie  nicht  gesetzlich  bestimmt,  über  Erwerb  und  Veräusserung  von  Grund- 
stücken und  Gerechtsamen,  über  Verminderung  des  Vermögens  und  Uebernahme 
bleibender  Verbindlichkeiten,  wie  Vermehrung  der  Schulden,  über  Feststellung 
der  Grundsätze  für  die  Verwaltung  des  Vermögens  und  der  Einrichtungen  und 
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Anstalten  der  Gemeinde,  femer  über  Anstrengang  Ton  Proze^en  und  Ab- 
schliessung  von  Vergleichen  bei  Geltendmachung  nicht  zweifellos  feststehender 
Rechte  und  über  Erlass  von  Gemeindesteuern.  Die  Beschlüsse  der  Gemeinde- 
vertretung, welche  sich  auf  nicht  gesetzlich  voigesehene  Verteilung  der  Lasten,  auf 
Aufführung  grosser  Anlagen  und  Einrichtungen,  freiwillige  üebemahme  bleibender 
Verpflichtungen,  Erwerb  und  Veräusserung  von  Immobilien,  femer  auf  Er- 
richtung von  Statuten  und  Grenzänderungen  beziehen,  sind  14  Tage  lang  den 
Gemeindebürgem  zur  Abgabe  ihrer  Ansichten  darüber  offen  zu  l^en  und  dar- 
nach unter  Erwähnung  der  etwa  abg^ebenen  Erklärungen  einer  z:weiten  Lesung 
zu  unterziehen.  Die  Ausführung  der  Beschlüsse  wie  überall  die  Besorgung  der 
Verwaltung  ist  Sache  des  Gemeindevorstandes,  der  zugleich,  als  Organ  des 
Staates,  die  niedere  Polizei  wahrzunehmen  hat.  Das  Buchung»-,  Zahlungs-  und 
Hebewesen  wird  unter  seiner  Aufsicht  durch  den  Rechnungsfahrer  besorgt, 
welcher  alljährlich  die  Rechnung  abzulegen  hat. 

Was  speciell  Vermögen,  Haushalt  und  Lasten  betrifft,  so  veriaagt  die 
Gemeindeordnung  unverminderte  Erhaltung  des  Stammvermögens  an  Lnmobiliai, 
Kapitalien  und  Gerechtsamen.  Demgemäss  hat  die  Tilgung  von  Schulden  nach 
einem  aufzustellenden  Plan  ohne  Angriff  jenes  zu  erfolgen.  Auch  ausserordentliche, 
die  Substanz  angreifende  Benutzungen  des  Vermögens,  wie  auch  Abholzungen 
bedürfen  höherer  Genehmigung.  Das  Nämliche  ist  bei  der  Anfiiahme  von  An- 
leihen erforderlich,  welche  »nur  ziu:  Abtragung  gekündigter  Schulden  oder  zur 
Bestreitxmg  von  unvermeidlichen  oder  zum  dauernden  Vorteil  der  Gemeinde 
gereichenden  Ausgaben  gestattet  ist,  deren  Deckung  aus  den  Hilfsquellen  der 
Gemeinde  nicht  ohne  Ueberbürdung  der  Gremeindeangehörigen  geschehen  kann"'. 

Soweit  die  Einkünfte  ans  dem  Vermögen  und  sonst  der  Gemeinde  zu- 
stehende Einnahmen,  so  an  Strafgeldern  und  Abgaben  —  wie  die  bereits  1830 
zu  Gunsten  der  Gemeindekasse  eingeführte,  nach  Beschluss  der  Gemeinden  zu 
verwendenden  und  über  den  Minimalbetrag  hinaus  noch  etwa  zu  erhöhende 
Hundesteuer  —  zur  Bestreitung  der  Bedürfoisse  nicht  ausreichen,  können 
Gemeindeleiätungen  in  Form  von  Steuern  sowie  von  persönlichen  und 
Naturalleistungen  gefordert  werden.  In  dem  Masse,  als  nicht  Gesetze 
odei-  Staatsverträge  entgegenstehen,  sind  die  Gemeinden  auch  ,zur  Erhebung 
von  Verbrauchssteuern  xmd  von  örtlichen  Abgaben  für  die  Benutzimg  ihres 
Eigentums  imd  üu-er  Unternehmungen  befugt,"  doch  dürfen  Marktstätten- 
gelder nm-  als  Vergütxmg  für  Raum  und  Buden  und  im  Verhältnis  hierzu  er- 
hoben werden. 

Beitragspflichtig  zu  den  direkten  Gremeindesteuem  sind  alle  zxur  Einkommen-, 
Grund-  und  Gebäudesteuer  angesetzten  wie  die  von  ersterer  nach  dem  Bundes- 
doppelbesteuerungsgesetz befreiten  Gemeindeangehörigen,  die  vorübergehend  im 
Bezirk  sich  aufhaltenden  Personen,  soweit  sie  zur  Einkommensteuer  vom  Staate 
herangezogen  werden,  sowie  die  Forensen,  juristischen  Personen,  Aktien-  und 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien.  Endlich  tritt  noch  die  Verwaltung  des 
Staats-  und  BJronguts  wegen  ihrer  in  der  Gemeinde  belegenen  Grundstücke  und 
Gebäude,  jedoch  nur  in  Ansehung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  hinzu.  Aus- 
genommen sind  aber  alle  Gebäude  und  Grundstücke,  welche  unmittelbar  zn 
Zwecken  des  Staates  und  der  Gemeinde,  der  öffentlichen  Genossenschaften,  des 
öffentlichen  Verkehrs,  des  öffentlichen  Unterrichts,  der  Kunst  und  Wissenschaft 
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und  der  öfFentlichen  Wohlthätigkeit  dienen,  sofern  sie  nach  ihrer  dauernden 
Bestimmung  keinen  Ertrag  geben;  femer  die  Staatsforsten,  Sande,  die  unkulti- 
vierten Gemeinheiten,  es  sei  denn,  dass  die  Umlagen  zur  Deckung  gerade  ihnen 
förderlicher  Aufwendungen  oberlich  genehmigt  sind. 

Die  Verteilung  der  Steuern  über  die  Pflichtigen  erfolgt  nach  dem  Verhältnis 
der  von  denselben  in  der  Gemeinde  zu  erhebenden  staatlichen  Steuersätze  durch 
Zuschläge  zu  denselben,  indessen  verschieden  nach  den  zu  deckenden  Bedürf- 
nissen. Der  für  die  Armenpflege  aufzubringende  Betrag  ist  lediglich  nach  der 
Einkommensteuer,  der  für  Ausgaben  im  Interesse  des  Grundeigentums  oder 
der  Feldkultur  lediglich  nach  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  umzulegen.  Für 
die  übrigen  Erfordernisse  sind  die  Gemeindeumlagen  nach  der  sog.  Gesamt- 
steuer, d.  h.  nach  den  drei  direkten  Staatssteuren  zusammen  zu  bemessen, 
insbesondere  hat  das  auch  für  die  auf  die  Gemeinden  von  den  Amtsverbänden 
repartierten  Kosten  wegen  Herstellung  von  Amtsverbandswegen  zu  geschehen. 
Es  ist  jedoch,  falls  besondere  Gründe  dafür  vorhanden,  mit  höherer  Genehmigung 
zulässig,  statt  der  Gesamtsteuer  einzelne  Steuerarten  oder  einen  besonderen 
Repartitionsmodus  zu  Grunde  zu  legen.  Letzterer  ist  namentlich  bei  Steuern 
für  Ausgaben  im  Interesse  der  Viehzucht  zu  wählen,  welche  „in  der  Regel 
nach  dem  Viehbestande  aufgebracht  werden"  sollen.  In  Bezug  auf  die  nach  der 
Einkommensteuer  zu  verteilenden  Abgaben  ist  es  zulässig,  die  untersten  vier 
—  bis  zu  450  Mark  Einkommen  hinaufreichenden  —  Stufen  ausser  Ansatz  zu 
lassen  oder  auf  einen  geringeren  Prozentsatz  zu  ermässigen.  Für  Ausgaben, 
welche  nicht  durch  die  Zwecke  der  Gemeinde,  in  ihrer  Gesamtheit  betrachtet, 
veranlasst,  sondern  zur  Abwendung  oder  Erreichung  besonderer  Vor-  oder  Nach- 
teile bestimmter  Klassen  von  Gemeindeangehörigen  aufgewendet  werden,  können 
zunächst  die  Beteiligten  herangezogen  und  nach  einem  eigenen,  den  Verhält- 
nissen entsprechenden  Verteilungsfuss  belastet  werden. 

Wenn  nicht  zweckmässig  aut  anderem  Wege  zu  beschaffen,  können  für 
Gemeindezwecke,  so  behufs  Ausführung  von  Gemeindearbeiten  und  für  die 
öffentliche  Sicherheit,  die  Steuerpflichtigen  mit  Genehmigung  der  Vertretung 
durch  den  Vorstand  zu  Hand-  und  Spanndiensten  herangezogen  werden,  wobei 
in  der  Regel  die  Verteilung  unter  gleichzeitiger  Abschätzung  zu  Gelde  nach 
dem  Massstabe  der  Gemeindeumlagen  zu  erfolgen  hat.  Die  Spanndienste  sind 
ausschliesslich  von  den  mit  Gespann  versehenen  Pflichtigen  —  mit  Ausnahme 
einiger  Befreiten  —  zu  fordern  und  nach  billigem  Anschlag  an  den  Handdiensten 
abzurechnen. 

Die  den  Gemeinden  obliegende  Wegepflicht  regelt  sich  nach  der  Wege- 
ordnung vom  12.  Juli  1861.  Dieselbe  haftet  auf  allen  zur  Gemeinde  gehörigen, 
der  Besteuerung  zu  Zwecken  der  Gemeinde  unterworfenen  Grundstücken  und 
zwar  nach  deren  Grösse;  jedoch  kann  in  denjenigen  Gemeinden,  welche  nur 
Geestboden  haben,  nach  einem  der  Bestätigung  bedürfenden  Beschlüsse  des 
Gemeinderates  auch  die  Güte  des  Landes  nach  Massgabe  der  Abschätzung  zur 
staatlichen  Grundsteuer  bei  Verteilung  der  Wegelast  berücksichtigt  werden. 
In  den  Stadtgemeinden  kann  für  die  Aufbringung  der  Wegelast  der  ausser- 
halb des  engeren  Stadtbezirks  gelegenen  Wege  ein  anderer  Beitragsfuss  an- 
genommen werden;  in  den  engeren  Stadtbezirken  sind  die  Kosten  der  Wege 
aus   einer  besonderen  Strassenkasse   zu  bestreiten,   zu   welcher  alle  im  Bezirke 
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belegenen,  nicht  gesetzlich  befreiten  Gebäude  nach  ihrem  Ansatz  zur  Grund- 
und  Gebäudesteuer  beizutragen  haben. 

Einen  abgesonderten  Zweig  der  Wirksamkeit  der  Gemeinden  bildet  die 
Verwaltung  der  ihnen  als  Ortsarmenverbände  obliegenden 
öffentlichen  Armenpflege.  Dieselbe  wird  durch  die  kollegiaüsch  ein- 
gerichtete, aus  dem  Gemeindevorsteher,  Mitgliedern  der  Vertretung,  den  Armen- 
pflegem  ( Armenvätem)  und  den  angestellten  Pfarrern  zusammengesetzte  Armen- 
kommission  mit  der  Zuständigkeit  des  Gemeindevorstandes  geführt,  dergestalt, 
dass  von  ihr  über  Gewährung,  Versagimg,  Umfang,  Dauer  und  Art  von  Unter- 
stützungen zu  befinden  ist.  Im  Uebrigen  bleiben  indessen  die  Bestimmungen 
der  Gemeindeordnung  über  die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten,  ins- 
besondere die  über  die  Zuständigkeit  der  Gemeindevertretung  auch  für  die  Ver- 
waltung der  öfiFentlichen  Armenpflege  massgebend.  Die  Armenkommission  ist 
verbunden,  allen  sich  in  der  Gemeinde  aufhaltenden  Hilfsbedürftigen  —  vor- 
behaltlich des  Rückgriffs  auf  anderweit  Verpflichtete  —  nach  Massgabe  des 
Bedürfnisses  und  imter  Verwendung  der  etwa  vorhandenen  Arbeitskraft,  die  er- 
forderliche —  niemals  über  das  Notdürftige  hinausgehende  —  Unterstützung,  sei 
es  in  Anstalten,  sei  es  durch  Arbeitsanweisung,  sei  es  sonstwie,  zu  gewähren. 
Die  Gemeinden  sind  deshalb  gehalten,  die  für  die  örtliche  Armenpflege  not- 
wendigen Einrichtungen  zu  treffen,  bezw.  sich  mit  anderen  Gemeinden  wegen 
deren  Herstellung  zu  vereinigen.  Werden  derlei  Einrichtungen,  namentlich 
Armen-  und  Krankenhäuser,  seitens  des  Landarmen- (Amts-) Verbandes  errichtet, 
so  sind  die  Gemeinden  des  Bezirks  ebenso  berechtigt  wie  verpflichtet,  dieselben 
gegen  Entschädigung  für  die  ihrer  Fürsorge  überlassenen ,  zur  Aufiiahme  sich 
eignenden  Armen  zu  benutzen. 

Der  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  für  die  öffentliche  Armenpflege  er- 
forderliche Bedarf  ist  zunächst  durch  die  Einkünfte  des  vorhandenen  —  seinem 
Zwecke  nicht  zu  entfremdenden  und  demgemäss  von  dem  übrigen  Gemeinde- 
vermögen getrennt  zu  haltenden  —  Armenvermögen  zu  decken,  und  erst,  sofern 
solche  nicht  ausreichen,  durch  die  zuvor  erwähnte  Umlage  nach  der  staatlichen 
Einkommensteuer  aufzubringen.  Der  Bedarf  ist  im  Gemeindevoranschlag  fest- 
zustellen, über  den  Haushalt  der  Armenpflege  aber  besondere,  der  allgemeinen 
anzulegende  Rechnung  zu  führen.  Gemeinden,  welche  haushälterischer  Armen- 
pflege ungeachtet  durch  die  Verpflegung  ihrer  Armen  überlastet  sind,  haben 
Anspruch  auf  Beihilfe  seitens  des  Amtsverbandes. 

Wegen  der  weiteren  Ausdehnung  der  ländlichen  Gemeinden  ist  innerhalb 
derselben  nun  femer  die  Bildung  besonderer  Ortsgenossenschaften  zu- 
lässig, für  die  gleichfalls  die  Gemeindeordnung  massgebend  ist  und  deren  Ver- 
hältnisse sich  nach  den  für  die  Gemeinde  erlassenen  Bestimmungen  regeln. 
Zur  Ortsgenossenschaft  können  sich  die  innerhalb  einer  Landgemeinde  belegenen 
Ortschaften  zur  Selbstverwaltung  ihrer  örtlichen,  die  ganze  Gemeinde  als  solche 
nicht  berührenden  Angelegenheiten  und  unbeschadet  ihrer  Rechte  und  Pflichten 
in  denselben,  durch  ein  von  der  Mehrheit  der  stimmberechtigten  des  Ortsbezirks 
angenommenes,  oberlich  zu  genehmigendes  Ortsstatut  konstituieren.  Vertreten 
wird  die  Ortsgenossenschaft  durch  einen  eigenen  Ortsausschuss  und  verwaltet 
durch  den  Gemeindevorstand.  Die  zur  Zeit  bestehende  Zahl  solcher  Genossen- 
schaften macht  13  aus. 
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Für  den  Bereich  der  Aemter,  d.  li.  der  den  Gemeinden  (mit  Ausnahme  der 
Städte  I.  Klasse)  vorgesetzten  staatlichen  Aufsichts-  und  lokalen  Verwaltungs- 
behörden bezw.  Bezirke  bilden  —  ebenfalls  auf  Grund  der  Gemeindeordnung  — 
die  Amtsverbände  kommunale  Verbände  zur  Selbstverwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten mit  den  Eechten  juristischer  Personen.  Die  beiden  Städte  I.  Klasse 
Jever  und  Varel  sind  den  Verbänden  der  gleichnamigen  Ämter  einverleibt,  wo- 
gegen die  Stadt  Oldenburg  einen  Amtsverband  für  sich  bildet.  Die  den  Ver- 
bänden überwiesenen  Aufgaben  sind  neben  denen,  den  Eingesessenen  als  Organ 
von  Wünschen,  Beschwerden,  Anträgen  im  Interesse  des  Bezirkes,  den  vor- 
gesetzten Staatsbehörden  als  solches  zur  Begutachtung  zu  dienen,  gewisse  Wahlen 
vorzunehmen,  insbesondere :  allgemeine  und  gemeinnützige  Anlagen,  Einrichtungen 
und  Massregeln  zu  treffen  —  die  Besorgung  der  Kriegsleistungen,  deren  Ver- 
gütung in  Preussen  den  Kreisen  obliegt  —  die  Unterstützung  bedürftiger,  zum 
Dienste  einberufener  Mannschaften  —  die  Besorgung  des  Landarmenwesens, 
abgesehen  von  den,  durch  die  Armenkommissionen  auf  Kosten  der  Anitsverbände 
wahrzunehmenden  unmittelbaren  Fürsorge  für  die  Landarmen  —  endlich 
die  Fürsorge  für  Geisteskranke,  Idioten,  Taubstumme  und  Blinde.  Die  zur  Be- 
streitung der  Ausgaben  aufzubringenden  Kosten  werden,  soweit  sie  nicht  durch 
eigene  Einnahmen  bestritten  werden  können  (was,  da  die  Verbände  nicht  dotiert, 
kaum  ins  Gewicht  fällt),  auf  die  einzelnen  Gemeinden  des  Amtsverbandes  und 
zwar  bei  den  Ausgaben  für  Armenpflege  nach  dem  Massstabe  der  in  ihnen  zu 
erhebenden  Einkommensteuer  und  bei  den  übrigen  Ausgaben  nach  dem  der  zur 
Umlage  gelangenden  direkten  Staatssteuern  verteilt.  Aus  besonderen  Gründen 
kann  in  einzelnen  Fällen,  doch  nur  mit  höherer  Zustimmung,  ein  anderweiter 
Repartitionsmodus  gewählt  werden.  Handelt  es  sich  um  Anlagen,  welche  einzelnen 
Gemeinden  des  Verbandes  in  vorzugsweise  geringem  oder  hervorragendem  Grade 
zu  gut  kommen,  so  ist  —  ebenfalls  mit  höherer  Genehmigung  — -  für  diese  Ge- 
meinden eine  nach  Quoten  zu  bemessende  Minder-  oder  Mehrbelastung  zulässig. 
Die  Mehrbelastung  darf  durch  Naturalleistungen  ersetzt  werden.  Organe  des 
Verbandes  sind  der  denselben  vertretende,  von  den  Gemeinden  nach  ihrer  Ein- 
wohnerzahl zu  wählende  Amtsrat  und  der  verwaltende,  aus  den  Vei'waltungs- 
beamten  des  Bezirkes  und  vier  gewählten  Mitgliedern  bestehende  Amtsvorstand, 
für  deren  Wirksamkeit  im  wesentlichen  die  für  die  Gemeinden  gegebenen  Vor- 
schriften gelten. 

Von  den  politischen  Gemeinden  vollständig  abgelöst  sind  die  für  die  Unter- 
haltung des  Volksschulwesens  bestellten  Selbstverwaltungskörper,  deren 
Organisation  auf  dem  Unterrichtsgesetz  vom  3.  April  1855  nebst  Nachträgen 
und  Ausführungsvorschriften  fusst.  Diese  Körper  sind  die  —  konfessionell  ge- 
trennten —  „Schulachten",  welche,  im  Anschluss  an  die  älteren  Schulgemein- 
schaften, räumlich  engbegrenzte  Verbände  bilden  dergestalt,  dass  innerhalb  des 
Bezirks  einer  politischen  Gemeinde  deren  mehrere  vorhanden  zu  sein  pflegen. 
Ihre  Ziffer  erreicht  gegenwärtig  276  evangelische  und  123  katholische  mit  einer 
mittleren  Bevölkerungsstärke  von  661  Einwohnern.  Einer  Schulacht  gehören 
sämtliche  Staatsbürger  an,  welche  sich  in  deren  Bezirk  häuslich  niedergelassen 
haben  und  sich  zu  der  betreffenden  Konfession  halten.  Den  Mitgliedern  einer 
anderen  Konfession,  welche  einer  Schulacht  ihrer  Konfession  nicht  angehören, 
steht  es  frei,  für  die  Erziehung  ihrer  Kinder  durch  häuslichen  tJntenicht,  durch 
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Gründung  einer  konfessionellen  Privatschule ,  durch  Bildung  einer  besonderen 
oder  durch  Anschluss  an  eine  benachbarte  Schulacht  selbst  zu  sorgen.  Machen 
sie  von  diesem  Rechte  Gebrauch,  sind  sie  von  allen  Schullasten  befreit,  wenn 
nicht,  müssen  sie  ihre  Kinder  am  Unterricht  in  der  Volksschule  (abgesehen  von 
dem  in  der  Religion)  teilnehmen  lassen  imd  alle  Lasten  wie  jeder  andere  mit- 
tragen. Die  Oberschulbehörde  entscheidet  über  die  Vereinigung  und  Teilung 
von  Schulachten  und  kann  jene  auch  gegen  deren  Willen  anordnen,  wenn  eine 
Schulacht  die  Kosten  nicht  aufbringen  kann,  und  der  Schulzweck  solche  gestattet. 

In  jeder  Schulacht  soll  wenigstens  eine  Volksschule  als  Konmiunalanstalt 
bestehen.  Ob  es  deren  mehrere  und  nach  Geschlechtem  getrennt  geben  soll, 
hängt  zunächst  von  der  Vertretung  der  Schulacht  ab,  kann  aber  auch  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Vorstande  derselben  durch  die  Oberbehörde  vei-fügt  werden. 
Dahingegen  ist  die  Erweiterung  einer  Volks-  zur  Mittelschule  oder  die  Errich- 
tung einer  liöheren  Bürgerschule  nur  auf  Beschluss  der  Vertretung  mittelst 
Statuts  zulässig. 

Die  Organe  der  Schulacht  sind  der  Schulvorstand  und  der  Ausschuss.  deren 
vorgesetzte  Behörde  das  unter  Aufsicht  des  Staatsministeriums  stehende,  je  nach 
der  Konfession  gebildete  evangelische  oder  katholische  Oberschulkollegium  ist. 
Ers-terer,  zusammengesetzt  aus  dem  ersten  Verwaltungsbeamten  des  Amtsbezirks 
und  in  seiner  Vertretimg  aus  dem  betreffenden  Gemeindevorsteher,  dem  Pfarrer 
des  Kirchspiels,  als  Lokalinspektor,  dem  ersten  Lehrer  der  Schule  und  zwei  von 
der  Vertretimg  gewählten  ^Mitgliedern,  worunter  einer  der  Jurat  (Rechnungs- 
führer), ist  die  leitende  und  beaufsichtigende  Behörde.  Der  Ausschuss  wird  aus 
zur  Schulachtsversammlung  berufenen  Genossen  gewählt  und  muss  zu  zwei  Drit- 
teln aus  Gnmdbesitzem  bestehen.  Ihm  liegt  die  Ueberwachung  der  Verwaltung 
der  Schulachtsangelegenheiten,  die  Beschlussfassung  bei  Vermögensfragen  und 
die  Rechnungslage  ob.  Die  Voranschläge,  vom  Vorstand  aufgestellt,  mit  dem 
Ausschusse  beraten,  den  Genossen  zur  Einsicht  offen  gelegt,  werden  schliesslich 
vom  Oberschulkollegium  genehmigt.  In  den  Städten,  in  denen  besondere  Schul- 
achten nicht  bestehen,  werden  —  vorbehaltlich  anderer  statutarischer  BeUebung 
—  die  Befugnisse  des  Ausschusses  durch  den  Stadtrat  ausgeübt. 

Sämtliche  Ausgaben  einer  Volksschule  sind  von  der  Schulacht  zu  bestreiten, 
soweit  sie  nicht  dadurch  über  ihre  Kräfte  beschwert  wird  oder  hinsichtlich  ein- 
zelner Fälle  das  Gesetz  Ausnahmen  macht.  Das  Diensteinkommen  des  Lehrers 
wird  zunächst  aus  den  dafür  bestimmten  Fonds  und  Ländereien  bestritten.  Hiezu 
treten  für  den  Bedarf  der  Unterhaltung  von  Schule  und  Lehrer  das  von  jedem 
schulpflichtigen  Kinde,  einerlei  ob  die  Schule  besuchend  oder  nicht,  nach  gleichem 
Satze  zu  erlegende  Schulgeld,  das  etwa  sonst  vorhandene  Vermögen  und  Bei- 
träge der  Schulgenossen.  Befreit  vom  Schulgeld  sind  in  der  Hauptsache  die 
eine  höhere  Staats-  oder  Kommunal-,  eine  Seminarschule  oder  eine  andere  Schule 
der  nämlichen  Schulacht  besuchenden  und  die  eigenen  häuslichen  Unterricht 
empfangenden  Kinder.  Die  an  die  Schulachtsgenossen  auszuschreibenden  Um- 
lagen sind,  soweit  sie  Baulasten  zu  Schulgebäuden  nebst  Zubehör  mit  Einschluss 
der  dafür  aufgenommenen  Schulden  betreffen,  über  sämtliche  in  der  Schulacht 
belegenen  Grundstücke  und  Gebäude  nachbargleich  zu  verteilen,  wobei  die  auf 
dem  Grundbesitz  haftenden  Schulden  und  Reallasten  ausser  acht  bleiben.  Die 
nämliche  Verteilungsweise  kann  auch  wegen  des  Erwerbs  sonstiger  Schulgrund- 
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stücke  stattfinden.  Nicht  herangezogen  werden  dürfen  zu  diesen  Umlagen  die 
der  Gemeindebesteuerung  nicht  unterworfenen  Grundstücke,  öffentliche  Gebäude 
indessen  insoweit,  als  sie  zugleich  zu  Privatwohnungen  dienen.  Erstrecken  sich 
zwei  Schulachten  verschiedener  Konfessionen  über  denselben  Bezirk,  so  sind  die 
Mitglieder  der  einen  Schulacht  nicht  verpflichtet,  zu  den  Ausgaben  der  anderen 
beizusteuern.  Der  Grundbesitz  der  Forensen  und  des  Staats-  und  Krongutes 
trägt  in  diesem  Falle  zu  den  Kosten  beider  Schulachten  in  bestimmtem  Verhält- 
nisse bei.  In  Städten  und  in  anderen  nicht  vorzugsweise  Landwirtschaft  trei- 
benden Schulachten  darf  mit  Genehmigung  des  Oberschulkollegiums  von  der 
Verteilung  der  Baulasten  über  den  Grundbesitz  übrigens  abgesehen  werden. 
Werden  die  Mitglieder  einer  Schulacht  durch  ihre  Beiträge  zu  den  notwendigen 
Schulausgaben  zu  sehr  belastet,  so  soll  eine  angemessene  Beihilfe  aus  der  Staats- 
kasse bewilligt  werden,  wobei  wesentlich  und  ohne  Ausschluss  anderer  Momente 
auf  das  Verhältnis  der  Schulausgaben  zur  staatlichen  Einkommensteuer  Rücksicht 
zu  nehmen  ist;  Beihilfen  zu  den  Kosten  der  Schulhausbauten  sind  dagegen  stets 
besonders  zu  bemessen. 

Zu  den  genannten  weltlichen  Kommunalverbänden  treten  noch  die  zum 
Schutze  gegen  das  Wasser  gebildeten  öffentlichen  Wasserbau  gen  08  Benschaften 
der  Marsch.  Für  diese  ist  die  Deichordnung  vom  8.  Juni  1855  massgebend. 
Nach  derselben  ist  alles  unter  dem  Schutze  der  haupt-  d.  h.  staatsseitig  beauf- 
sichtigten Deiche  belegene  Land,  das  Binnenland,  deich-  und  sielpflichtig.  Das- 
selbe hat  nach  dem  alten  Grundsatze:  ,kein  Land  ohne  Deich,  kein  Deich  ohne 
Land"  die  Kosten  aller  zum  Zweck  des  Deich-  und  Sielwesens  gemeinschaftlichen 
Anstalten  zu  tragen.  Deichland  ist  alles  Klei-(Marsch-)Land  sowie  das  an  die 
Marsch  grenzende  kultivierte  Moor-  und  Geestland,  welches  drei  Fuss  oder  we- 
niger über  der  , mittlem  ordinären"  Fluthöhe  liegt.  Die  Sicherung  der  bedeichten 
Ländereien  ist  Aufgabe  der  Deichgenossenschaften  oder  Deichbände. 
Für  die  Entwässerung  des  bedeichten  Landes  mittelst  Siele  (durch  die  Deiche 
geführte  Entwässerungsschleusen)  haben  die  Sielgenossenschaften  oder  Siel- 
achten zu  sorgen.  Innerhalb  der  Sielachten  ist,  als  besondere  Anstalten,  die 
Wahrnähme  specieller  Wasserbauinteressen,  welche,  wie  die  Anlage  von  Wasser- 
schöpfmühlen, Stauwerken  (sog.  Verlathen)  über  das  nachbargleiche  Bedürfnis 
der  gesamten  Sielgenossenschaft  hinausreichen,  besonderen  Genossenschaften 
(Achten)  übertragen  worden.  Deichbände  sind  4  gebildet;  Sielachten  bestehen 
33  und  besondere  Genossenschaften  65,  mithin  im  ganzen  102  öffentliche  Wasser- 
baugenossenschaften im  Gebiete  der  Deichordnung. 

Genosse  einer  Wasserbaugenossenschaft  ist  jeder,  der  innerhalb  derselben 
ein  deichpflichtiges  Gnindstück  zum  Eigentum,  erblichen  Nutzungsrechte  oder 
Niessbrauch  besitzt.  Die  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  als  solcher 
haften  zunächst  auf  dem  Genossenvermögen,  sodann  auf  dem  deichpflichtigen 
Lande,  doch  ferner  auch  auf  dem  Vermögen  der  Inhaber  des  Landes. 

Die  verwaltende  und  zugleich  für  Streitigkeiten  innerhalb  der  Genossen- 
schaft entscheidende  Behörde  ist  der  Vorstand,  welcher  sich  aus  dem  Amts- 
hauptmann des  Bezirks,  in  dem  die  Genossenschaft  belegen,  aus  dem  staatlichen 
Distriktswasserbaubeamten  sowie  einer  Anzahl  gewählter  Genossen  zusammen- 
setzt. Soweit  nicht  dem  Vorstande  zugewiesen,  beschliesst  über  die  Angelegen- 
heiten der  Genossenschaft  der  Ausschuss,  dessen  Bildung  und  Abstimmung  nach 
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Massgabe  der  Beitragshöhe  geregelt  ist.  Belangreichere  Gegenstände,  wie  über 
den  Ankauf  und  die  Veräusserung  von  Immobilien,  Aenderung  der  Verteilungs- 
art der  Laston,  sind  vor  formlicher  Beschlussfassung  öffentlich  auszulegen.  Diese 
Gegenstände  und  ebenso  Uebemahme  neuer  Lasten,  Aufnahme  von  Anleihen, 
Verwendung  des  Kapitalvermögens  bedürfen  höherer  Genehmigung. 

Die  Deichordnung  hat  die  Kommuniondeichung,  also  die  Anlage  der  Deiche 
auf  gemeinschaftliche  Kosten,  für  allein  zulässig  erklärt.  Nur  in  Bezug  auf  die 
gewöhnliche  Unterhaltung  ist  es  mit  höherer  Bewilligung  zulässig,  dieselben 
nach  Schlägen  über  gewisse  Bezirke  zu  verteilen.  Die  Kommuniondeichung  hat 
der  Regel  nach  gegen  Geld  und  auf  Rechnimg  des  Deichbandes  imd  nur  aus- 
nahmsweise durch  Naturalleistung  und  durch  Arbeit  zu  geschehen.  Die  Ver- 
teilung der  Deich-  und  Siellasten  geschieht  nach  dem  Pflichtigen  Grund  und 
Boden  imd  zwar  der  Siellasten  allein  nach  der  Grösse,  die  Deichlasten  ausserdem 
nach  dem  Ertrage  —  wobei  die  Abschätzungsergebnisse  zur  Grundsteuer  zur 
Anwendung  gelangen.  Eine  Ausnahme  machen  in  Ansehung  der  Siellasten  jedoch 
, diejenigen  Gross-  und  Moorländereien,  die  den  geringsten  Klei-(Marsch-)Ländereien 
in  der  Genossenschaft  im  Ertrage  nachstehen  und  deshalb  nach  Verhältnis  des 
Ertrages  zu  den  geringsten  Kleiländereien  und  zu  dreiviertel,  einhalb  oder  ein- 
viertel  im  Beitrage  anzusetzen  sind". 

Für  die  Geest  bestehen  ähnliche  Genosseiischaften  nicht,  schon  deshalb  nicht, 
weil  diese,  höher  belegen,  nicht  unmittelbar  auf  den  Schutz  der  Deiche  und  der 
damit  in  Verbindung  stehenden  Vorkehrungen  angewiesen  ist.  Die  Wasserlast 
liegt  auf  der  Geest  nach  der  —  nicht  für  den  Bezirk  der  Deichordnung  gelten- 
den —  Wasserordnung  vom  20.  November  1868  vielmehr  den  Gemeinden  ob, 
soweit  nicht  die  gewöhnliche  Unterhaltung  den  Landanliegem  zugewiesen  worden 
ist.  Wenn  jedoch  die  auszuführenden  Arbeiten  die  verpflichtete  Gemeinde  zu 
sehr  belasten,  so  können  nach  einem  ministeriell  zu  bestimmenden  Verhältnis 
auch  solche  Nachbargemeinden,  für  welche  die  Instandsetzung  und  Unter- 
haltvmg  des  Wasserzuges  ebenfalls  von  Nutzen  sein  wird,  zur  Beihilfsleistung 
herangezogen  werden.  Die  Kosten  der  Instandsetzung  und  Unterhaltung  der 
öffentlichen  Wasserzüge  sind  nach  dem  Grundsteuerreinertrag  aufzubringen. 
Wird  Naüiralarbeit  beliebt,  so  ist  die  Beitragspflicht  nach  Klassen  zu  regeln, 
welche  nach  dem  Grundsteuerreinertrag  festzusetzen  sind.  Dabei  können  die 
bei  der  Anlage  vorzugsweise  beteiligten  Grundstücke  nach  einem  ihrem  Nutzen 
entsprechenden  ausserordentlichen  Beitrage  herangezogen  werden.  In  Stadt- 
gemeinden können  auch  die  Gebäude  zugezogen  werden.  Nur  zu  Unternehmungen 
und  Anlagen  zwecks  Förderung  der  Bodenkultur,  welche  mehr  als  nachbargleiche 
Entwässerung  bezwecken,  namentlich  auch  zu  Berieselungsanlagen  von  Wiesen, 
sind  besondere  Genossenschaften  für  die  beteiligten  Grundbesitzer  zugelassen; 
diese  aber  fallen  nicht  mehr  in  den  Rahmen  der  Kommunalverbände  und  der 
daraus  entspringenden  Belastung. 

An  die  bürgerlichen  Selbstverwaltungskörper  reihen  sich  endlich  die  kirch- 
lichen,   die  Pfarrgemeinden  der  evangelischen  und  der  katholischen  Kirche. 

Für  die  evangelische  Kirche,  welche  ihre  Angelegenheiten,  unbeschadet 
der  Rechte  des  Staates,  selbständig  ordnet  und  verwaltet,  ist  die  Gestaltung  des 
Kommunalwesens  durch  das  kirchliche  Verfassungsgesetz  vom  11.  April  1853 
nebst  Nachträgen  bestimmt  worden.     Während  darnach  die  obere  Verwaltung 
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und  Vertretung  der  Kirche  beim  Oberkircheni-at  mid  der  Landessynode  liegt, 
sind  für  die  Wahrnehmung  der  örtlichen  Aufgaben  die  bestehenden  Kirchspiele 
in  räumlicher  Beziehung  als  Pfarrgemeinden  gebildet  und  ist  später  auch  das 
Gebiet  des  Herzogtums,  in  welchem  keine  evangelischen  Kirchen  vorhanden,  den 
Pfarrgemeinden  für  die  dort  wohnhaften  Protestanten  zugeteilt  worden.  Der 
Wohnsitz  innerhalb  der  Gemeinde  begründet  für  jedes  Konfessionsmitglied  die 
Einpfarrung  und  damit  die  Teilnahme  an  den  Rechten  und  Pflichten,  insbesondere 
auch  an  den  Kirchenlasten  der  Gemeindegenossen.  Jede  Gemeinde  hat  für  ihre 
Angelegenheiten  das  Recht  der  Selbstverwaltung  und  übt  ihre  Befugnis  so  durch 
die  allgemeine  oder  engere,  für  Wahlzwecke  bestimmte  Gemeindeversammlung, 
durch  den  zur  Vertretung  berufenen  Kirchenausschuss  und  durch  den  die  Ver- 
waltung führenden  Kirchenrat  (Presbyterium)  unter  Vorsitz  des  Pfarrers  aus.  Dem 
Kirchenrat  liegt  neben  der  Pflege  des  christlichen  Lebens,  der  allgemeinen  Ge- 
schäftsführung, der  üebung  der  kirchlichen  Armen-  und  Krankenpflege  insbeson- 
dere die  Verwaltung  und  Wahrung  des  Kirchengutes  und  die  Leitung  des 
Rechnungswesens  ob.  Der  Kirchenausschuss  hat  zu  beschliessen  über  die  Ver- 
änderungen im  Kircheneigentum  —  bei  Veräusserungen  und  Verwendungen, 
welche  die  Substanz  des  Vermögens  betreffen  sowie  bei  Anleihen  unter  Geneh- 
migung des  Oberkirchenrats  —  über  die  Feststellung  der  Art  und  Grösse  des 
Einkommens  der  neu  eintretenden  Beamten,  hinsichtlich  des  Pfarrers  und  Or- 
ganisten ebenfalls  unter  höherer  Zustimmung,  über  die  HerbeischafFung  der 
Mittel  durch  Verwendung  der  kirchlichen  Vermögenseinkünfte,  durch  Umlagen 
oder  durch  Anleihen,  über  die  Voranschläge  und  Rechnungen,  über  die  Anlage 
der  Kapitalien  in  Grundstücken  und  über  Anstellung  des  Rechnungsführers. 
Die  zu  Kirchenzwecken  im  Bedarfsfalle  vorzunehmende  Ausschreibung  von  Ge- 
meindeumlagen hat  nach  einem  Gesetz  vom  21.  Januar  1865  unter  ^nachbar- 
gleicher"  Verteilung  in  der  Weise  zu  geschehen,  dass  die  Baulast  im  wesent- 
lichen nach  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  die  sonstigen  Bedürfnisse  nach  der 
Armen-  (also  in  der  Hauptsache  Einkommen-)  Steuer  aufzubringen  sind.  Mit 
Genehmigung  des  Oberkirchenrates  können  auch  andere  persönliche  Steuern  be- 
liebt werden,  ebenso  das  Verhältnis,  in  dem  bei  den  ersteren  Abgaben  Häuser 
und  Liegenschaften  zu  trefi'en  sind.  Die  Befreiungen  des  Grundbesitzes  stimmen 
mit  denen,  welche  für  die  politischen  Gemeinden  bestehen,  im  ganzen  überein; 
doch  kann  das  Staats-  und  Krongut  nur  da  zur  Tragung  der  Baulasten  heran- 
gezogen werden,  wo  die  Kirchenlast  bisher  gesetzlich  oder  herkömmlich  als 
Reallast  getragen  wurde.  Von  der  persönlichen  Steuer  sind  die  Kü-chenbeamten 
mit  ihrem  Einkommen  als  solche  befreit. 

Wie  die  evangelische  ordnet  ebenfalls  die  katholische  Kirche  ihre  Angelegen- 
heiten selbständig.  Sie  ressortiert  nach  Massgabe  eines  mit  der  Kurie  getrof- 
lenen  Abkommens  vom  5.  Januar  1836  vom  Bistum  Münster,  doch  ist  für  das 
oldenburgische  Gebiet  die  Leitung  einem  unter  Mitwirkung  des  Staates  ein- 
gesetzten, aus  Geistlichen  und  Juristen  gebildeten  bischöflichen  Offizialate  über- 
tragen. Da  eine  besondere  kirchliche  Gemeindevertretung  noch  nicht  eingerichtet 
ist,  so  hat  das  Einführungsgesetz  zur  revidierten  (politischen)  Gemeindeordnung 
vom  15.  April  1873  die  allgemeine  Bestimmung  getroffen,  dass  bis  zur  ander- 
weiten Regelung  der  katholischen  Kirchengemeinden  auf  deren  Verwaltung  die 
Vorschriften  der  revidierten  Gemeindeordnung  zur  Anwendung  gebracht  werden 
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sollen,  soweit  solches  nach  den  dieserhalb  bestehenden  besonderen  Verhältnissen 
zulässig  erscheint.  Demgemäss  ist  der  politische  Gemeinderat  in  der  Hauptsache 
nur  zur  Beschlussfassung  über  die  Ausschreibung  von  Steuern  und  die  Aufnaihine 
von  Anleihen  berufen.  Die  Verwaltung  der  Kirchengüter  und  der  keinem  Bene- 
fiziaten  zui-  Nutzung  gewidmeten  Stiftungen  werden  durch  den  Kirchenvorstand, 
gebildet  aus  dem  Amtshauptmann,  dem  Pastor  und  dem  Juraten,  verwaltet,  die 
ßenefizialgüter  durch  den  Benefiziaten  —  in  beiden  Fällen  imter  Aufsicht  des 
Offizials  und  des  Anwalts  der  geistlichen  Güter.  Die  ümlegimg  der  kirchlichen 
Lasten  erfolgt,  sofern  aus  besonderen  Gründen  kein  anderer  Verteilungsmodus 
beliebt  und  genehmigt  ist,  der  Gemeindeordnung  gemäss  nach  der  Gesamtsteuer. 

Was  zum  zweiten  jetzt  das  ehemalige  evangelische  Hochstift  und  heutige 
Fürstentum  Lübeck  mit  dem  Hauptort  Eutin  anlangt,  so  liegen  hier  die 
Verhältnisse  insofern  einfacher  als  im  Herzogtum,  weil  die  weltliche  Selbst- 
verwaltung in  der  Hauptsache  allein  durch  die  politischen  Gemeinden  aus- 
geübt wird. 

Die  Verfassung  der  Gemeinden  ist  zuletzt  durch  die  revidierte  Gemeiide- 
ordnung  vom  30.  März  1876  geregelt  worden.  Danach  bestehen  neben  der 
Stadt  Eutin  18  Gemeinden,  welche  in  der  Mehrzahl  —  ähnlich  dem  Herzogtum 

—  durch  Vereinigung  einer  Anzahl  von  Dorfschaften,  den  ältesten  kommunalen 
Verbänden  des  Fürstentums,  gebildet  sind,  nur  dass  hier  nicht  wie  in  dem  andern 
Landesteile  eine  Anlehnung  an  die  Parochialbezirke  statt  hatte.  Auch  in  diesem 
Falle  stellen  die  Gemeinden  relativ  grössere  territoriale  Abschnitte  dar,  auf  die 

—  abgesehen  von  der  Stadt  Eutin  —  im  Mittel  je  169&  Einwohner  fallen.  Für 
einzelne  Zwecke  können  sich  mehrere  Gemeinden  noch  zu  einem  Gesamtverbande 
mit  gemeinschaftlicher  Vertretung  und  Verwaltung  auf  statutarischem  Wege 
vereinen. 

In  Bezug  auf  die  den  Gemeinden  gewährten  Rechte  imd  übertragenen 
Pflichten,  auf  Errichtung  der  Vertretung  imd  Verwaltung,  auf  Vermögen  und 
Haushalt  folgt  die  dem  Fürstentum  erteilte  Gemeindeordnung  ziemlich  genau 
der  des  Herzogtums  und  bloss  in  wenigen  Punkten  greifen  bemerkenswerte  Ab- 
weichungen Platz.  Diese  letzteren  betreffen  vor  allen  Dingen  das  Besteuerungs- 
und das  Armenwesen. 

Die  Verteilung  der  Gemeindesteuern  mit  Einschluss  der  durch  L'mlagen 
zu  deckenden  Schulausgaben  über  die  Steuerpflichtigen  erfolgt  —  falls  nicht 
ausnahmsweise  und  aus  besonderen  Gründen  mit  Genehmigung  der  Regierung 
ein  anderweiter  Verteilungsfuss  beschlossen  ist  —  lediglich  nach  dem  Verhältnisse 
des  Einkommens  so  jedoch,  dass  bei  Ermittelung  desselben  aus  Grundbesitz  die 
darauf  haftenden  Schulden  unberücksichtigt  bleiben,  und  dass  ,das  Einkommen 
aus  Grundbesitz  und  sonstigem  Vermögen  einem  zwanzig  Prozent  höheren  Steuer- 
satze unterworfen  wird,  als  das  rein  persönliche  Einkommen",  endlich  dass  das- 
jenige Einkommen,  welches  aus  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  belegenem  Grund- 
besitz fliesst .  ausser  Rechnung  bleibt.  Für  die  Stadt  Eutin  sind  jedoch ,  vor- 
behaltlich einer  Revision,  drei  ältere  Abgaben  belassen  worden:  eine  Ueber- 
tragungs-  und  Erbschaftssteuer  von  V^ "/« ,  eine  solche  von  Liegenschaften  (die 
, Landsteuer ")  von  3,60  M.  für  den  Hektar  und  eine  vom  Hausbesitz  (der  ,Haus- 
schoss"),  welche  letztere  eine  feststehende  nachbargleich  umgelegte  Realabgabe 
Finanzarchiv.    I.  Jahi^.    2.  Heft.  555  15 
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bildet.  Solange  hier  der  Grundbesitz  durch  die  letzteren  beiden  Steuern  oder 
durch  eine  an  die  Stelle  des  Hausschoss  tretende  Gebäudesteuer  getroffen  wird, 
werden  bei  Ermittelung  des  Einkommens  aus  Grundbesitz  die  auf  demselben 
haftenden  Schulden  in  Abzug  gebracht  und  kommt  nur  das  persönliche  Ein- 
kommen des  Grundbesitzers  in  Berücksichtigung. 

Zu  Gunsten  der  Gemeinden  wird  auch  in  diesem  Landesteile  nach  einem 
Gesetz  vom  23.  November  1854  eine  vom  Staate  angeordnete  Hundesteuer  er- 
hoben, über  deren  Verwendung  vom  Gemeinderat  zu  beschliessen  ist. 

Das  Armenwesen  wird  im  Fürstentum  ebenfalls  als  besonderer  Zweig 
der  Gemein  dethätigkeit  ausgeübt.  Zu  dem  Ende  bilden  mit  Ausnahme  zweier 
zu  einem  Gesamtverband  vereinigten  Gemeinden  jede  einen  Ortsarmenverband. 
Für  jene  beiden  Gesamtverbände  bestehen  eigene  Vertretungen,  während  die 
Vertretung  in  Armensachen  im  übrigen  die  nämliche  wie  für  die  andei-weiten 
Aufgaben  der  Gemeinde  ist.  Die  sonstige  Organisation,  nach  welcher  die  Ver- 
waltung durch  eine  Armenkommission  geführt  wird  und  die  hierbei  geltenden 
Grundsätze  stimmen  mit  den  für  das  Herzogtum  geschilderten  überein.  An 
Steüe  des  mit  dem  Amtsverbande  im  Herzogtum  zusammenfallenden  Land- 
armenverbandes tritt  hier  die  Gesamtheit  der  Gemeinden  des  Fürstentums,  deren 
Vertretung  und  Verwaltung  der  Eegierung  obliegt.  Aufgabe  des  Landarme  n- 
verbandes  ist  es,  die  Kosten  bezw.  eine  Beihilfe  zu  den  Kosten  des  Unter- 
haltes, der  Erziehung  und  Heilung  von  öffentlicher  Unterstützung  bedürftigen 
Blinden,  Taubstummen  und  Geisteskranken,  sofern  selbige  einer  dafür  bestehen- 
den Anstalt  zu  überweisen  sind  und  auch  solche  der  Verpflegung  und  Bewachung 
von  bedürftigen  gemeingefährlichen  Geisteskranken,  selbst  wenn  sie  nicht  in 
einer  eigenen  Anstalt  untergebracht,  zu  tragen,  femer  Unterstützungen  an  einzelne 
Gemeinden  bei  Epidemien,  Seuchen  und  sonstigen  ausserordentlichen  Unglücks- 
fällen, sofern  daraus  für  die  Armenpflege  eine  besondere  Belastung  entsteht, 
endlich  Zuschüsse  zu  erteilen  an  Private  und  öffentliche  Vereine  zur  Förderung 
ihrer  Zwecke  in  der  Unterstützung  Hilfsbedürftiger  sowie  an  solche  Gemeinden, 
welche  haushälterischer  Armenpflege  ungeachtet  überlastet  sind.  Zur  Bestrei- 
tung dieser  Ausgaben  ist  dem  Landarmenfonds  das  Vermögen  eines  zuvor  ein- 
gerichteten Armenfonds,  der  aus  Kassenüberschüssen  auf  ein  Stammkapital  von 
230,000  M.  erhöht  werden  sollte  und  solche  gegenwärtig  bereits  erheblich  über- 
schritten hat,  und  ausserdem  ein  jährlicher  Zuschuss  von  6000  M.  aus  der  Landes- 
kasse überwiesen.  Reichen  die  aus  diesen  Quellen  fliessenden  Erträge  nicht  aus, 
werden  von  der  Regierung  nach  Bedarf  über  sämtliche  Gemeinden  ausserordent- 
liche Beiträge  ausgeschrieben,  deren  Verteilung  nach  dem  Verhältnis  der  in  der 
Gemeinde  aufzubringenden  direkten  Staatssteuern  und  deren  Umlegung  inner- 
halb derselben  nach  dem  allgemeinen  Beitragsfuss  für  Gemeindelasten  geschieht. 

Ueberdies  unterscheidet  sich  die  Kommunalverfassung  des  Fürstentums 
Lübeck  von  der  des  Herzogtums  dadurch  wesentlich,  dass  die  Sorge  für  das 
Schulwesen  ebenfalls  den  politischen  Gemeinden  übertragen  und  im  einzelnen 
durch  das  Unterrichtsgesetz  vom  15.  Februar  1873,  soweit  es  bemerkenswerte 
Unterschiede  vom  anderen  Landesteile  bekundet,  folgendermassen  geordnet  ist. 
Danach  hat  jede  politische  Gemeinde  —  mit  Ausnahme  der  nämlichen  beiden, 
welche  hinsichtlich  des  Armenwesens  einen  Gesamtverband  bilden  und  für  die 
in  Schulsachen   die   gleiche   Einrichtung   getroffen  —  innerhalb    ihres   Bezirkes 
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die  Verwaltung  des  Schulwesens  als  besonderen  Zweig  der  Gemeindeverwaltung 
und  zwar,  sofern  statutarisch  nichts  anderes  bestimmt,  mit  eigener  Kasse  und 
Rechnungsführung  nach  den  im  allgemeinen  für  die  Gemeindeangelegenheiten 
geltenden  Grundsätzen  zu  üben  und  alle  damit  verbundenen  Ausgaben,  soweit 
sie  nicht  der  Landeskasse  zur  Last  fallen,  zu  tragen. 

In  jeder  Gemeinde  sollen  soviel  Volksschulen  bestehen,  als  der  Schulzweck 
erfordert.  Da  die  Gemeinden  nun  grössere  territoriale  Abschnitte  ausmachen, 
so  erheischt  das  Bedürfnis  durchweg  eine  mehr  oder  minder  grosse  Anzahl  von 
Schulen  für  die  nämliche  Gemeinde.  Hierin  liegt  ein  erheblicher  Unterschied 
gegen  das  Herzogtum,  wo  in  der  Regel  für  jede  Schulacht,  als  rein  örtlicher 
Verband,  nur  eine  Schule  in  Frage  kommt.  In  jeder  Schule  soll  den  Mädchen 
vom  achten  Jahre  an  Handarbeitsunterricht  erteilt  werden.  Eine  ungeteilte 
Volksschule  soll  in  der  Regel  nicht  über  80  Kinder  fassen.  Wo  zwei  Klassen 
bestehen,  dürfen  die  untere  80,  die  obere  60,  wo  ihrer  mehrere  sind,  die  unteren 
80,  die  mittleren  00,  die  oberen  50  Kinder  regelmässig  nicht  übersteigen. 

Die  Aufbringung  der  durch  das  Schulwesen  entstehenden  Kosten,  soweit 
sie  nicht  aus  dem  Schulvermögen  oder  aus  von  Staatswegen  erfolgten  Anwei- 
sungen Deckung  finden,  steht  der  Gemeinde  zu.  Für  das  bare  Dienstgehalt  soll 
zunächst  das  Schulgeld  aufkommen,  wo  dies  nicht  ausreicht,  sind  L'mlagen  nach 
Massgabe  der  Gemeindeordnung  auszuschreiben.  Bei  zu  starker  Belastung  der 
Gemeinde  tritt  nach  den  nämlichen  Grundsätzen  wie  im  Herzogtum  eine  Bei- 
hilfe aus  der  Landeskasse  ein.  Für  die  Zahlung  von  Ruhe-  und  Wartegeldem, 
von  Beihilfen  zur  Unterhaltung  von  Hilfslehrern,  welche  wegen  Kränklichkeit 
oder  Schwäche  des  angestellten  Lehrers  erforderlich  sind  und  von  ausserordent- 
lichen Unterstützungen  oder  Vorschüssen  für  besonders  hilfsbedürftige  Lehrer 
hat  ein  allgemeiner  Hilfs-  und  Fensionsfond  für  das  Volksschulwesen  des  Fürsten- 
tums zu  sorgen,  dem  aus  der  Landeskasse  Mittel  überwiesen  werden. 

Zu  den  Schullasten  treten  noch  die  den  Inhabern  spannfähiger  Grundstücke 
obliegenden  Verpflichtungen  zu  Fuhren  für  den  Schulinspektor,  für  den  neu 
anziehenden  Lehrer,  für  Schulbauten  und  zur  Herbeischaffung  des  Heizungs- 
matmals.  Ueberdies  sind  die  Landbesitzer  verpflichtet,  falls  bei  Erweiterung 
oder  Neubau  von  Schullokalitäten  die  Gemeinde  auf  andere  Weise  nicht  Rat 
zu  schaffen  vermag,  von  ihrem  Grund  und  Boden  die  erforderliche  Fläche  gegen 
voUe  Entschädigung  des  gehörig  ermittelten  Wertes  abzutreten. 

Neben  den  Gemeinden  besitzt  das  Fürstentum  Lübeck  noch  weltliche  Selbst^ 
verwaltimgskörper  in  den  Dorfschaften.  Diese  sind  also  nicht,  wie  gegen- 
wärtig die  Bauerschaften  des  Herzogtums,  bloss  administrative  Unterbezirke  der 
Gemeinden,  sondern  bilden  Realgenossenschaften  mit  dem  Recht  juristischer 
Personen  für  die  ihnen  nach  Gesetz  und  Herkommen  obliegenden  Verpflichtungen 
und  zustehenden  Berechtigungen,  sowie  für  die  besonderen  Anstalten  und  Ein- 
richtungen ihres  Bezirks.  Die  Realgenossenschaft  besteht  aus  den  Dorfschafts- 
genossen d.  h.  aus  allen  denjenigen,  welche  ein  in  dem  Dorfschaftsbezirk  be- 
legenes Grundstück  zum  Eigentum ,  zum  erblichen  Nutzungsrechte  oder  zum 
Niessbrauche  besitzen.  Die  Dorfschaft  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbst 
und  fasst  ihre  Beschlüsse  in  der  Dorfschaftsversammlung.  An  Stelle  der  allge- 
meinen Versammlung  kaim  diirch  Statut  eine  Vertretung  durch  einen  gewählten 
Dorfschaftsau sschuss  gebildet  werden.    Der  an  der  Spitze  der  Dorfschaft  stehende 
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Bauervogt  verteilt  die  Umlagen,  hebt  die  Einnahmen,  bestreitet  die  Ausgaben 
und  legt  hierüber  Rechnung  ab.  Die  zur  Bestreitung  der  Dorfschaftsausgaben 
erforderlichen  Umlagen  werden  nach  dem  katastrierten  Keinertrage  der  Grund- 
stücke umgelegt.  Im  übrigen  gelten  für  die  Dorfschaften  die  auf  sie  anwend- 
baren Vorschriften  der  Gemeindeorduung. 

Sache  der  Dorfschaften  (wie  der  Stadt  Eutin  und  der  Flecken)  ist  nach 
der  "Wasserordnung  vom  9.  April  1879  auch  schliesslich  noch  die  Instandsetzung 
der  öffentlichen  Wasserzüge  in  der  Weise,  dass  zu  den  Kosten  derselben  (mit 
Einschluss  der  etwaigen  Entschädigungen  für  Enteignungen)  die  zur  Dorfschaft 
gehörigen  Grundstücke  nach  Verhältnis  ihrer  Grösse  beizutragen  haben.  Wie  im 
Herzogtum  können  bei  zu  erheblicher  Belastung  der  verpflichteten  Dorfschaft 
auch  benachbarte,  an  der  Anlage  interessierte  Dorfschaften  herangezogen  werden. 
Wo  erheblichere  Anlagen  für  einzelne  Grundstücke  mit  wesentlich  höheren  Vor- 
teilen als  für  die  übrigen  verbunden  sind,  können  selbige  dementsprechend  höher 
in  Anspruch  genonmen  werden.  Die  gewöhnliche  Unterhaltung  der  Wasserzüge 
und  der  Uferschutz  liegt  aber  nicht  den  Dorfschaften,  sondern  den  Anliegern  ob. 

Die  W egelasten  des  Fürstentums  sind,  nach  Gesetz  vom  1.  März  1855, 
abgesehen  von  den  Staats-  und  nichtöffentlichen  Wegen,  in  der  Stadt  Eutin 
und  den  Flecken  den  Gemeinden,  in  den  ländlichen  Bezirken  indessen  besonderen 
—  in  der  Hauptsache  an  die  Dorfschaften  sich  anschliessenden  —  Wege- 
gemeinden überwiesen,  in  welchen  sie  von  denjenigen  Grundbesitzern,  aui 
deren  Besitztum  Spann  werk  gehalten  werden  kann,  nach  der  Grösse  des  letztei'en 
getragen  werden.  In  der  Regel  wird  die  Spannfähigkeit  eines  Besitztums  bei 
einem  Umfang  von  10  Tonnen  (5  ha)  angenommen.  Die  Lasten  sind  lediglich 
Naturallasten,  die  entweder  mit  gesamter  Hand  bezw.  im  Reihedienst  oder  nach 
vorgängiger  Aufteilung  von  Pfändern  zu  leisten  sind.  Bei  Fusswegen  trägt  die 
Kosten  der  An-  oder  Umlegung  indessen  die  Gemeinde,  der  beteiligte  Land- 
besitzer nur  dann,  wenn  er  durch  Landgewinn  Vorteil  bei  der  Umlegung  hat.  Das 
Schneeschaufeln  geschieht  im  Gemeindedienst  mit  gesamter  Hand.  In  den  Flecken 
hat  die  Gemeindekasse,  in  der  Stadtgemeinde  Eutin  —  nach  einem  Gesetze  vom 
26.  März  1864  —  bloss  für  die  gepflasterten  Strassen  die  Stadtkasse  die  Wege- 
lasten zu  tragen,  die  in  der  Stadtfeldmark  belegenen  öffentlichen  Wege  werden 
mittelst  Beiträge  der  Grundbesitzer  in  den  Stand  gesetzt  und  unterhalten,  so 
nämlich,  dass  die  Kosten  nach  dem  Grundsteuerreinertrage  umgelegt  werden. 
Bloss  der  auf  die  sog.  Hausparzellen  entfallende  Teil  der  Kosten  wird  auch 
hier  aus  der  Stadtkasse,  ebenso  das  Schneeschaufeln,  bestritten. 

Was  das  kirchliche  Gemeindewesen  des  Fürstentums  Lübeck  be- 
trifft, so  hat  dasselbe  wegen  der  Beteiligung  preussischer  und  städtisch-lübeckischer 
Gebietsteile  an  den  inländischen  Pfarrsprengeln  und  der  Patronatsrechte  Aus- 
wärtiger wie  umgekehrt  wegen  der  öfteren  Zugehörigkeit  diesseitiger  Distrikte 
zu  ausserhalb  des  Fürstentums  belegenen  Kirchen  erst  teilweise  eine  organische 
Verfassung  erhalten  können.  Anfänglich  wurde  eine  solche  durch  Gesetz  vom 
9.  September  1864  an  drei,  dann  1869  an  drei  weitere  und  1880  und  1881  an 
je  eine  erteilt.  In  diesen  organisierten  Gemeinden  besteht  das  Recht  der 
Selbstverwaltung  unter  Aufsicht  der  Regierung  als  oberen  Kirchenbehörde,  aus- 
geübt durch  Kirchenrat  (Presbyterium)  und  Ausschuss,  wohinzu  für  Wahlzwecke 
die  Gemeindeversammlung,  analog  der  im  Herzogtum  bestehenden  Einrichtungen, 
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tritt.  Nur  in  den  beiden  zuletzt  errichteten  Gemeinden  fehlt  der  Ausschuss  und 
werden  dessen  Aufgaben  durch  den  Kirchenrat  wahrgenommen.  Die  Befug- 
nisse und  die  Wirksamkeit  dieser  kirchlichen  Selbstverwaltungskörper  fallen, 
namentlich  auch  in  Bezug  auf  den  Haushalt,  im  wesentlichen  mit  denen  zu- 
sammen, welche  den  entsprechenden  Organen  der  evangelischen  Kirche  des 
Herzogtums  zugewiesen  sind.  Nur  in  Ansehimg  der  Lasten  ist  wegen  der  be- 
sonderen, erwähnten  Zustände  die  Anordnimg  getroffen,  dass  das  gesetzlich 
oder  herkömmlich  bestehende  Verhältnis,  nach  welchem  die  zum  Fürstentum 
gehörigen  und  die  einer  fremden  Staatshoheit  unterworfenen  eingepfarrten 
Kirchspielsteüe  zu  den  Kirchenlasten  beitragen,  bis  weiter  im  verändert  bleibt, 
doch  kann  der  Beitragsfuss  in  betreff  der  inländischen  Gemeindegenossen  durch 
die  Gemeindeorgane  mit  Genehmigung  der  Regierung  geändert  werden.  Da 
wo  Inland ,  Ausland  und  in  jedem  wieder  Gutsherren  und  andere  Eingepfarrte 
konkurrieren,  pflegt  nämlich  seit  alters  ein  bestimmter  Quotensatz,  nach  welchem 
diese  verpflichteten  Teüe  beitragen,  zu  bestehen.  Innerhalb  derselben,  bezw. 
der  beteiligten  Dorfschaften,  werden  die  Lasten  nach  der  Qualität  des  »be- 
hausten" Grundbesitzes  (ganze,  halbe  Hufen)  aufgebracht,  wobei  jedoch  örtlich 
manche  Verschiedenheiten  vorkommen.  Das  Staatsgut  bleibt  aber  durchweg  frei. 
Dieses  Beitragsverfahren  ist  auch  in  den  Gemeinden  üblich,  welche  noch  nicht  von 
der  Reorganisation  betroffen  sind,  für  die  sie  aber  bereits  in  Aussicht  genommen 
ist.  In  ihnen  gilt  noch  die  sog.  Konventsverfassung,  d.  h.  die  Verwaltung 
der  kirchlichen  Angelegenheiten  wird  von  einem  Konvent  geführt,  dem  ein  Mit- 
glied der  Regierung,  der  holsteinischen  oder  städtisch — lübeckischen  Gutsherr- 
schaften und  der  fremdstaatlichen  lokalen  Obrigkeiten  angehören.  Der  Konvent 
beschliesst  über  die  Kirchenlasten,  welche  wesentlich  allein  aus  Baulasten  be- 
stehen, da  die  anderweiten  Bedürfnisse,  vor  allen  Dingen  die  Besoldimg  der 
Geistlichen  und  sonstigen  kirchlichen  Beamten  aus  den  Dotationen  der  Stellen, 
wie  auch  noch  verschiedentlich  aus  Naturalien  der  Eingepfarrten  (z.  B.  Korn) 
gedeckt  werden.  Die  Kassengeschäfte  besorgt  hier  der  Pfarrer  unter  Aufsicht 
der  Regierung. 

In  dem  schliesslich  noch  zu  behandelnden  Fürstentum  Birkenfeld 
hatte  das  Gemeindewesen  schon  frühzeitig  und  noch  vor  der  —  auf  Grund  der 
Wiener  Kongressakte  im  Jahre  1817  —  vollzogenen  oldenbm-gischen  Besitz- 
ergreifung eine  wohlgefügte  Gestalt  gewonnen.  Bis  zum  Ausgang  des  vorigen 
Jahrhunderts  zu  sieben  verschiedenen  —  wie  der  markgräflich  badischen,  pfalz- 
zweibrückenschen ,  kur-trierschen ,  wild-  und  rheingräflichen  und  anderen  — 
Herrschaften  gehörig,  ward  dieser  Länderkomplex  nach  dem  Lünevüler  Frieden 
in  Frankreich  einverleibt  und  empfing  damit  die  bekanntlich  eingehend  ge- 
ordnete französische  Municipalverfassung.  Dieselbe  blieb  auch  noch  lange  nach 
der  Vereinigung  mit  Oldenburg  grossenteils  in  Kraft  und  wurde  erst  durch  die 
Gemeindeordnung  von  1854  umgebildet.  Ersetzt  ist  die  letztere  dann  -wieder, 
nachdem  der  Einfluss  der  Reichsgesetzgebung  zu  Aenderungen  Anlass  gegeben, 
durch  die  revidierte  Gemeindeordnung  vom  28.  März  1876.  Dieser  auf  die  bürger- 
liche Selbstverwaltung  bezügliche  Erlass  unterscheidet  sich  in  manchen  Stücken 
von  denen  der  anderen  beiden  Gebietsteile. 

Die    politischen    Selbstverwaltungskörper    des    Fürstentums    sind    die    Ge- 
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meinden  und  für  je  eine  Anzahl  derselben  die  Bürgermeistereien,  jene  durch 
den  Gemeinde-,  dieser  durch  den  Bürgermeistereirat  vertreten  und  erstere  durch 
den  Schöffen,  letztere  durch  den  —  nebst  Unterijersonal  von  Staatswegen  an- 
gestellten und  besoldeten  —  Bürgermeister  verwaltet.  Die  Gemeinden  sind  im 
Gegensatz  zu  denen  des  Herzogtums  und  des  Fürstentums  Lübeck  überwiegend 
Ortsgemeinden  und  denmach  kleinere  Bezirke.  Unter  ihnen  sind  die  Orte  Birken- 
feld, Oberstein  und  Idar  Stadtgemeinden,  die  indessen  in  wichtigeren  Punkten 
keine  Ausnahmestellung  einnehmen.  Die  Zahl  der  Landgemeinden  beläuft  sich 
auf  86  mit  einer  mittleren  Bevölkerung  von  321  Einwohnern.  Ueber  deren  1000 
hat  keine,  5  bis  zu  100,  67  zwischen  101  bis  500  und  14  über  500  Köpfe.  Die 
drei  Stadtgemeinden  zählen:  die  hart  aneinander  grenzenden  Oberstein  und 
Idar  4803  und  3742  und  Birkenfeld  2589  Bewohner.  Der  Bürgermeistereien, 
als  weitere  Verbände,  sind  bloss  fünf. 

Die  Abweichungen  der  Birkenfelder  Gemeindeordnung  von  denen  der 
andern  Landesteile  und  besonders  vx)n  der  des  Herzogtums  bestehen  einmal, 
was  die  allgemeine  Stellung  der  Gemeinden  anlangt,  vorzugsweise  darin,  dass 
die  Befugnisse  des  jenen  zunächst  vorgesetzten  Aufsichtsorgans,  des  Bürger- 
meisters, weitere  als  die  des  Amtshauptmannes  im  Herzogtum  sind,  insofern  der 
Bürgermeister  Sitzungen  des  Gemeinderates  veranlassen,  ihnen  beiwohnen  kann 
und  alsdann  in  denselben  den  Vorsitz  zu  übernehmen  hat,  insofern  er  weiter 
dadurch,  dass  ihm  stets  die  Beschlüsse  des  Gemeinderats  mitzuteilen  sind,  in 
der  Lage  ist,  eine  gewisse  Kontrolle  hierüber  zu  üben.  Sodann  aber  enthalten 
die  Bestimmungen  über  den  Haushalt  Besonderheiten,  welche  durch  die  im 
Birkenfeldschen  verbreitete  Art  der  Verwendung  des  Gemeindevermögens  mittelst 
Natur alnutzung  desselben  seitens  der  Eingesessenen  bedingt  sind.  Hierauf  ist 
noch  kurz  einzugehen. 

Die  Kompetenz  des  Gemeinderates  in  Finanzsachen  ist  der  des  übrigen 
Gebietes  des  Grossherzogtums  im  ganzen  und  grossen  entsprechend.  Nur  sind 
die  Fälle,  in  welchen  die  gefassten  Beschlüsse  zur  Aeusserung  der  Gemeinde- 
bürger offen  zu  legen ,  in  Bezug  auf  Erwerbungen  und  Veräusserungen  von 
Gemeindegütem  wie  auf  grössere  Anlagen  und  Bauten  dahin  näher  bestimmt, 
dass  erst  bei  einem  Betrage  von  mehr  als  1000  Mark  die  Verpflichtung  eintritt. 
Ueberdies  gehören  auch  die  Beschlüsse  über  die  nutzniessliche  Verteilung  von 
Gemeindegütem  an  die  Bürger  zu  denen,  über  welche  die  Ansicht  der  Stimm- 
berechtigten einzuholen  ist.  Die  Genehmigung  der  Regierung  bleibt  vorbehalten, 
wo  es  sich  um  Beschlüsse  über  Verwendungen  aus  dem  Grundstocksvermögen, 
über  Veräusserungen,  Verzichtleistungen  und  Vergleiche,  welche  jenes  wie  Grund- 
gerechtsame und  Grundstücke  betreffen  und  über  die  Uebernahme  bleibender 
Verbindlichkeiten  wie  über  Anleihen  handelt,  durch  die  die  Gemeinde  mit  einem 
Schuldenbestande  belastet  oder  der  vorhandene  vergrössei-t  wird. 

In  Bezug  auf  das  Gemeindevermögen  ist  voi'geschrieben ,  dass  zwar  der 
Ertrag  in  die  Gemeindekasse  fliesst,  dass  jedoch  dadurch  die  herkömmliche  Ver- 
teilung von  Brennholz  und  anderer  Produkte  aus  den  Gemeinde  Waldungen  nicht 
ausgeschlossen  ist.  Der  Erlös  von  veräusserten  Immobilien  mit  Einschluss  der 
Taxen,  d.  h.  Abstandsgelder  bei  eigentümlichen  Güterumteilungen,  femer  der 
Ertrag  aus  abgelösten  Berechtigungen  und  aus  ausserordentlichen  Holzhieben, 
sowie  sonstige  ausserordentliche  Kapitaleinnahmen,  sofern  nicht  bei  Schenkungen 
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der  Wille  des  Grebers  entgegensteht,  sind  aber  dem  Grundstocksvermögen 
hinzuzuschlagen. 

Eine  Eigentümlichkeit  Birkenfelds  in  Ansehung  der  Vermögensverwaltung 
liegt  darin,  dass  Gemeindeländereien  —  mit  Ausnalime  der  bewaldeten,  welche  gegen 
Ersatz  der  Bewirtschafttmgskosten  der  staatlichen  Forstverwaltung  unterstehen  — 
unter  die  Gemeindebürger  sowohl  zum  vorübergehenden  Genuss  als  zum  dauernden 
Eigentum  verteilt  werden  dürfen.  Die  Teilnahme  an  diesen  wie  anderweiten 
Natmalnutzungen  ist  jedoch  an  einen  dreijährigen  Wohnsitz  wie  an  die  Führung 
eines  eigenen  Haushaltes  in  der  Gemeinde  geknüpft.  Bei  Neuanziehenden  kann 
dieselbe  von  der  Zahlung  eines  Einkaufsgeldes  und  von  einer  statt  dessen  oder 
daneben  zu  entrichtenden  jährlichen  Abgabe  abhängig  gemacht  werden.  — 
Die  Yertheüungen  zum  Genuss  dürfen  über  die  Zeit  von  zwölf  Jahren  hinaus 
nicht  erfolgen.  Die  durch  das  Los  zu  der  auf  sie  entfallenden  Quote  berufenen 
Teünehmer  haben  eine  vom  Gemeinderat  festgesetzte  jährliche  Taxe  in  die 
Gemeindekasse  zuzahlen.  Umteilungen  zum  Eigentum  sind  nach  Ermittelung 
des  wahren  zu  bezahlenden  Wertes  ebenfalls  mittelst  Los  zu  be\virken.  Hierbei 
kann  ein  Los  zur  Fundierung  der  Schule  ausgeschieden  werden. 

Für  die  mangels  zulänglicher  Einkünfte  aus  dem  Gemeindevermögen  ge- 
botene Heranziehimg  der  Steuerkraft  sind  folgende  Grundsätze  aufgestellt.  Li 
erster  Linie  ist  danach  der  Bedarf  durch  Auflagen  auf  die  jährlich  zur  Ver- 
teilung kommenden  Gemeindenutzungen  und  Berechtigungen  zu  decken,  jedoch 
dürfen  jene  die  Hälfte  des  wahren  Wertes  dieser  nicht  übersteigen  und  das 
Sammeln  von  Laub,  Streu,  Raffholz,  wie  das  sog.  Berechtigungsholz  überhaupt 
nicht  belasten.  Das  weitere  Erfordernis  der  Gemeindekasse  ist  dann  in  der 
Regel  durch  Ausschreibung  von  Umlagen  und  Diensten  herbeizuschaffen.  Die 
Verteilung  der  Umlagen  erfolgt  nach  dem  Ma^sstabe  der  direkten  Steuern  über 
alle  Gemeindeangehörigen,  sowie  über  die  Forensen,  juristischen  Personen,  Aktien- 
gesellschaften imd  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  soweit  sie  im  Gemeinde- 
bezirk Grundbesitz  haben  oder  daselbst  Gewerbe  treiben.  Die  Forensen  sind 
auch  nur  zu  den  dem  Grundeigentum  oder  den  Gewerben  auferlegten  Lasten 
heranzuziehen.  Befreit  bleiben  von  den  Gemeindeumlagen  alle  die  Grundstücke, 
welche  solches  ebenfalls  von  den  Staatssteuem  sind.  Die  bestimmten  Klassen 
von  Einwohnern  oder  Begüterten  zu  gut  kommenden  und  zunächst  von  diesen 
nach  einem  dem  Falle  entsprechenden  Verteüungsfuss  aufzubringenden  Auf- 
wendungen können  im  Fürstentum  Birkenfeld  nach  Beschluss  des  Gemeinde- 
rates ganz  oder  teilweise  auf  die  Gemeindekasse  übernommen  werden,  wenn 
nach  Deckung  der  Gemeindeausgaben  die  gewöhnlichen  Einkünfte  noch  dazu 
hinreichen.  Die  Kosten  des  Neubaus  und  der  Unterhaltung  der  durch  solche 
besonderen  Bedingnisse  nötigen  Gebäude,  sowie  die  der  Inventarienstücke  müssen 
jedoch  immer  von  der  ganzen  Gemeinde  bestritten  werden.  Gleich  den  zwei 
anderen  Gebieten  des  Grossherzogtums  kommt  ebenfalls  hier  zu  Gunsten  der 
Gemeinden  eine  durch  Gesetz  vom  14.  April  1856  eingeführte  Hundesteuer  zur 
Erhebung. 

Wie  im  Fürstentimi  Lübeck  ist  auch  in  Birkenfeld  das  Schulwesen 
Sache  der  Gemeinden,  welche  in  dieser  Beziehimg  nach  dem  Unterrichtsgesetz 
vom  1.  März  1861  Schulachten  heissen.  Es  können  aber  auch,  wo  die  örtlichen 
Verhältnisse  es  gestatten,  mehrere  Gemeinden  zu  einer  Schulacht  vereint  werden, 
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doch  so,  dass  für  jede  Gemeinde  durch  mindestens  eine  (eigene  oder  vereinte) 
Volksschule  gesorgt  sein  muss.  Die  Schulen  sind  konfessionell  zu  trennen,  so- 
bald nach  mehljährigem  Durchschnitt  von  jeder  Konfession  25  Kinder  vorhanden 
sind.  Während  die  Leitung  des  gesamten  Schulwesens  der  Regierung  unter- 
stellt ist,  besteht  für  jede  Gemeindeschule  ein  besonderer  Schulvoratand ,  dem 
neben  dem  Vorsitzenden  Bürgermeister  die  Pfarrer  der  betreffenden  Konfession, 
der  erste  Lehrer,  der  oder  die  Schöffen  und  ein  oder  mehrere  vom  Gemeinderat 
gewählte  Gemeindebürger  angehören. 

Sämtliche  Ausgaben  der  Volksschule  sind  von  der  Gemeinde  zu  bestreiten, 
soweit  sie  nicht  dadurch  über  ihre  Kräfte  beschwert  wird,  in  welchem  Falle 
vom  Staatsministerium  nach  Massgabe  der  im  Finanzgesetz  dafür  ausgeworfenen 
Mittel  Zuschüsse  gewährt  werden  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Gemeinde,  ihrer  sonstigen  Kommunalausgaben  und  Umlagen  wie 
ihres  Vennögens.  Der  Bedarf  für  die  Besoldung  des  Lehrers,  welcher  nicht 
aus  den  dafür  vorhandenen  Fonds  und  Ländereien  gedeckt  wird,  ist  von  der 
Gemeinde  wie  anderer  Kommunalbedarf  aufzubringen,  Jedoch  kann  dabei  ein 
Schulgeld  erhoben  werden",  dessen  Höhe  zwei  Mark  nicht  übersteigen  darf. 
Ebenso  ist  es  mit  den  sonstigen  Ausgaben  zu  halten,  für  die  auch  zuerst  das 
für  Schulzwecke  bestimmte  Vermögen  in  Anspruch  zu  nehmen  ist. 

Die  mehrere  Gemeinden  umschliessenden ,  grösseren  Bürgermeisterei- 
verbände haben  insbesondere  die  Aufgaben  der  Landlieferung  in  Gemässheit 
des  hierüber  erlassenen  Eeichsgesetzes ,  der  Unterstützung  bedürftiger  Familien 
zum  Dienst  einberufener  Mannschaften  der  Reserve,  Landwehr  und  Ersatzresene 
und  der  Herstellung  solcher  allgemeiner  und  gemeinnütziger  Anlagen,  Anstalten, 
Einrichtungen  und  Massregeln,  welche  vom  Bürgermeisterrat  mit  Genehmigung 
der  Regierung  besclilossen  werden.  Die  Verwaltung  der  Bürgermeistereiangelegen- 
heiten hat  nach  den  gleichen  für  die  Gemeinden  erlassenen  Vorschriften  zu  er- 
folgen. Die  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  aufzubringenden  Kosten  sind,  soweit 
nicht  eigene  Einnahmen  vorhanden  oder  im  einzelnen  Falle  aus  besonderen 
Gründen  ein  anderer  Repartitionsmodus  von  der  Regierung  zugelassen  ist,  nach 
Verhältnis  der  Gesamt-  (Grund-,  Gebäude-  und  Einkommen-)Steuer  auf  die  ein- 
zelnen Gemeinden  zu  verteilen,  wobei  für  die  durch  den  Kostengrand  in  erheb- 
lichem Grade  mehr  oder  minder  interessierten  Gemeinden  eine  nach  Quoten  zu 
bemessende  Mein--  oder  Minderbelastung  bestinmit  werden  kann.  Die  Mehr- 
belastung kann  durch  Naturalleistungen  ersetzt  werden. 

Abgezweigt  von  der  Verwaltung  der  Gemeinden  ist  die  des  Armenwesens. 
Die  Ortsarmenverbände  werden  vielmehr  durch  die  Bürgermeistereien  als  Gesamt- 
verbände mit  den  Rechten  von  Korporationen  gebildet  —  mit  Ausnahme  jedoch 
der  drei  Stadtgemeinden,  welche,  losgelöst  von  ihrer  Bürgermeisterei,  jede  für 
sich  einen  Ortsarmenverband  ausmachen.  Die  Verwaltung  wird  durch  die  Armen- 
kommission nach  den  gleichen  Gnindsätzen  wie  im  Herzogtum  und  im  Fürsten- 
tum Lübeck  geführt.  Die  Kosten  der  Armenpflege  werden  aus  den  Bürger- 
meisterei- bezw.  in  den  Stadtgemeinden  aus  den  Gemeindekassen  bestritten.  Die 
Verteilung  erfolgt  auf  die  einzelnen  Gemeinden  auch  hier  nach  dem  Verhältnis 
der  Gesamtsteuer  derselben. 

Der  Landarmenverband,  vertreten  und  verwaltet  durch  die  Regierung,  Avird 
aus  sämtlichen  Gemeinden  des  Fürstentums  gebildet.   Ihm  liegt  ob :  die  Erstattung 
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von  Reisekosten  und  Honoraren  der  Aerzte  bei  Behandlung  anner  Kranker,  des 
Aufwandes  für  Heilung  und  Verpflegung  hilfsbedürftiger  Geisteskranker  sowie 
der  zum  Schutze  der  öffentlichen  Sicherheit  gegen  dieselben  getroffenen  polizei- 
lichen Massregeln,  der  Kosten  des  Unterrichts  und  der  Ausbildung  hilfsbedürf- 
tiger taubstummer  imd  blinder  Kinder,  der  ausserordentlichen  Unterstützungen 
bei  Epidemien,  grosser  Teuerung  und  anderer  besonderer  Unglücksfälle,  der 
Detentions-  imd  Unterhaltungskosten  für  die  in  eine  Zwangsarbeitsanstalt  ver- 
wiesenen Armen  sowie  endlich  die  Gewährung  von  Zuschüssen  an  derart  be- 
schwerte Ortsarmenverbände,  dass  ihre  Ausgaben  30  °  o  der  Gesamtsteuer  sämt- 
licher zum  Armendistrikt  gehörender  Gemeinden  übersteigen.  Dem  Landarmen- 
verband sind  als  Einnahmen  zugewiesen  namentlich  gewisse  Strafgelder,  die 
Abgaben  für  Jagdkarten  und  für  Tanz-  und  andere  Lustbarkeiten  sowie  ein 
für  jede  Finanzperiode  festzusetzender  —  für  1882/'84  jährlich  4800  M.  betragen- 
der —  Zuschuss  aus  der  Landeskasse.  Reichen  diese  Mittel  nicht  hin,  ist  der 
Fehlbetrag  von  der  Gemeinde  nach  ihrer  Gesamtsteuer  einzufordern. 

In  kirchlicher  Beziehung  setzt  sich  die  Bevölkerung  des  Fürstentums  etwa 
zu  einem  Fünftel  aus  Katholiken  und  im  übrigen  fast  ganz  aus  Evangelischen 
zusammen.  Die  durch  Gesetz  vom  5.  September  1855  geregelten  evangelischen 
Kirchengemeinden  haben  einen  Vorstand  (Presbyterium)  und  eine  grössere 
Gemeindeversammlung  als  Organe,  von  denen  ersterer  die  Verwaltung  insbesondere 
auch  die  finanzielle  zu  führen  imd  die  Anstellung  der  imteren  Beamten  vorzu- 
nehmen hat,  beide  gemeinschaftlich  zur  Feststellung  des  Haushalts,  zur  Beschluss- 
fassung über  Veränderungen  in  der  Substanz  des  Kirchenvermögens,  Erwerbung 
oder  Veräusserung,  über  Aufnahme  von  Anleihen  und  Verpfandung  von  Gütern 
unter  Vorbehalt  der  Genehmigimg  des  Konsistoriums  bezw.  des  Staatsministeriums 
sowie  femer  über  die  nötigenfalls  erforderliche  Ausschreibung  von  nach  Ver- 
hältnis der  Gesamtsteuem  zu  zahlenden  Umlagen  berufen  sind.  Die  aus  der 
französischen  Zeit  her  bestehenden  Beiträge  der  Pfarrgenossen  zu  den  Besoldungen 
der  Pfarrer  und  anderer  Kirchenbeamten  sind  beibehalten  worden  und  können 
überall  nur  unter  Einwilligung  des  Grossherzo^  geändert  werden.  Die  Besol- 
dung der  Pfarrer  wird  in  erster  Linie  aus  den  Dotationen  der  Stellen  sowie  aus 
der  Landeskasse  bestritten  —  letzteres  infolge  der  von  der  französischen  Regierung 
zum  Besten  des  Staates  bewirkten  Einziehung  der  geistlichen  Güter  und  der 
daraufhin  (im  Gesetze  vom  31.  Fructidor  XIII)  gewährten  Ersatzleistung. 

Die  katholischen  Pfarrgemeinden,  welche  von  dem  bischöflichen 
Stuhle  zu  Trier  abhängen,  in  Hinsicht  auf  ihre  Vermögensverwaltung  aber  auch 
der  Aufsicht  der  grossherzoglichen  Kommission  für  die  katholischen  Kirchen- 
angelegenheiten und  des  Anwaltes  der  geistlichen  Güter  untersteUt  sind,  werden 
von  einem  Kirchenvorstand,  den  der  Vorsitzende  Pastor  und  zwei  gewählte  Mit- 
glieder ausmacht,  verwaltet.  Dem  Vorstande  steht  kontrollierend  der  Kirchen- 
ausschuss  zur  Seite.  Nach  der  im  Einverständnis  mit  dem  Bischöfe  erlassenen 
Verordnvmg  vom  11.  Mai  1840  gebührt  dem  Vorstand  die  unmittelbare  Verwal- 
tung des  Kirchen-  und  Stiftungsvermögens  mit  Ausnahme  der  dem  Genüsse  eines 
Benefiziaten  direkt  untergebenen  Immobilien,  Grundrechte  und  sonstigen  stän- 
digen Renten ;  doch  vorbehaltlich  der  Kontrole  des  Ausschusses  und  des  advocatus 
piarum  causarum.  Veräusserungen  imbeweglicher  Güter  des  Kirchen-  und  Stif- 
tungsvermögens,  ilie  Belastung  derselben   mit  Hypotheken  und  anderen  ding- 
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liehen  Rechten,  die  Aufnahme  von  Anleihen  und  Verwendung  von  Aktivkapitalien, 
nicht  weniger  die  Annahme  von  Schenkungen  und  Vermächtnissen  sind  nur 
nach  Anhörung  des  Ausschusses  und  des  Güteranwaltes  mit  Bewilligung  des 
Bischofs  und  der  kirchlichen  Kommission  bezw.  unter  landesherrlicher  Autori- 
sation  zulässig.  Kirchenumlagen  sollen  nur  statthaben,  wenn  sich  ergeben  hat, 
dass  die  Kirchengemeinde  zur  Bestreitung  der  vorliegenden  Ausgaben  verpflichtet 
ist,  der  Ertrag  des  Kirchenvermögens  dazu  nicht  bestimmt  ist  oder  nicht  hin- 
reicht, auch  wenn  nicht  etwa  feststeht,  dass  die  fragliche  Ausgabe  nur  durch  Ver- 
wendung bestimmter  Kirchenaufkünfte  gedeckt  werden  soll.  Grössere,  nur  in 
langen  Zwischenräumen  wiederkelurende  Ausgaben  sollen,  soviel  als  möglich, 
auf  die  Zwischenzeit  verteilt  und  nach  den  Umständen  durch  Anleihen  gedeckt 
werden.  Die  erforderlichen  Umlagen  sind,  sofern  nicht  ein  anderes  gesetzlich 
oder  herkömmlich  ist,  nach  dem  für  die  direkten  Staatsausgaben  bestehenden 
Repartitionsmodus  zu  erheben.  Wie  die  evangelischen  Geistlichen  beziehen  auch 
die  katholischen  Pfarrer  ein  Staatsgehalt. 

Die  in  den  vorstehenden  Ausführungen  aus  der  Fülle  des  gesetzgeberischen 
Materials  zusammengedrängten  Anordnungen  über  die  Wirkungskreise  und  Be- 
fugnisse der  verschiedenen  kommunalen  Körper  haben  freilich  nicht  allein  die 
steuei'liche  Seite  berücksichtigt  und  dadurch  eine  im  Verhältnis  zum  eigent- 
lichen Gegenstand  dieser  Abhandlung  weite  Ausdehnung  erfahren.  Um  aber 
einesteils  zum  gehörigen  Verständnis  der  über  den  Umfang  und  den  Modus  der 
Besteuerung  ermittelten  Thatsachen  die  Hand  zu  bieten,  erschien  es  geboten, 
auch  die  allgemeinen  Aufgaben,  die  Rechte  und  Pflichten  wie  die  Beschaffen- 
heit der  Organe  der  einzelnen  korporativen  Verbände  als  unmittelbar  im  Zu- 
sammenhang stehend  mit  der  besonders  betonten  Gestaltung  des  Haushaltes  aus 
dem  hieraus  entspringenden  Besteuerungsbedürfnisse  darzulegen.  Andemteils  er- 
gab die  komplizierte  Organisation  des  oldenburgischen  Kommunalwesens  die 
Zweckmässigkeit  etwas  ausführlicherer  Schilderung   der   gesetzlichen  Zustände. 

IV. 
Die  allgemeine  volkswirtschaftliche  Lage. 

Eine  genauere  Prüfung  der  steuerlichen  Belastung  setzt  eine  gewisse  Be- 
kanntschaft mit  den  allgemeinen  wirtschaftlichen  Zuständen  des  Landes 
und  seiner  Teile  voraus.  Daher  denn  auch  solche,  wenigstens  im  Fluge,  an  der 
Hand  der  statistisch  erhobenen  Thatsachen  zu  berühren  sind.  Und  zwar  werden 
vornehmlich  drei  Seiten  dabei  in  Betracht  zu  ziehen  sein :  der  Umfang  und  die 
Bewegung  wie  die  gewerbliche  Zusammensetzung  der  Bevölkerung,  die  Beschaffen- 
heit, die  Ertragsfähigkeit  und  die  Verbreitung  des  Grundeigentums  als  des  wich- 
tigsten und  wertvollsten  Bestandteils  des  Nationalvermögens  und  endlich  die 
Höhe  und  Verteilung  des  Einkommens  zur  Charakteristik  der  Wohlhabenheits- 
verhältnisse und  der  steuerlichen  Leistungski-aft.  Auf  manche  dieser  Gegenstände 
wird  überdies  später  zurückzugreifen  sein,  um  sie  den  Ergebnissen  über  die  Be- 
lastung gegenüberstellen  bezw.  letztere  an  ihnen  messen  zu  können. 

Das  Grossherzogtum  Oldenburg  setzt  sich  bekaimtlich  und,  wie  das  auch 
schon  aus  dem  Voraufgehenden  sich  ergeben,  aus  drei  getrennten  Gebietsteilen 

664 


Die  Kommanalbelastang  im  Grossherzogtam  Oldenbm^.  235 

zusammen :  aus  dem  am  Ausfluss  der  Weser  imd  an  der  Nordseeküste  belegenen 
Stammlande,  dem  gleichnamigen  Herzogtum,  aus  dem  Fürstentum  Lübeck 
inmitten  des  östlichen  Holsteins  imd  aus  dem  sich  im  Nahethale  an  den  Ab- 
hängen des  Hoch-,  Soon-  und  Idarwaldes  hinziehenden  Fürstentums  Birken- 
feld, d.  h.  aus  drei  Gebieten,  welche  wie  durch  ihre  geographische  Lage  von- 
einander weit  entfernt,  so  auch  in  Bezug  auf  den  geschichtlichen  Entwickelungs- 
gang.  die  örtliche  Verfassung  und  auf  Bodenbeschaffenheit  und  wirtschaftliche 
Zustände  merklich  auseinandergehen.  Aber  ebenso  erhebliche  Verschiedenheiten 
wie  hier  finden  sich  wiederum  insbesondere  innerhalb  des  Herzogtums,  welches, 
was  die  Natur  und  Ertragfähigkeit  der  Fläche,  was  agrarische  Einrichtungen, 
wie  Abstammung,  Charakter  und  Lebensgewohnheiten  der  Bewolmer  anlangt, 
in  zwei  oder  vielmehr  drei  Distrikte  zerföUt:  in  die  an  den  Küsten  sich  entlang 
ziehende  Marsch  mit  ihrem  angeschwemmten,  dem  Fleisse  ergiebigst  lohnenden 
Lande,  mit  ihrem  ernsten,  der  Herkunft  von  freien  Friesen  voUbewusstem  Ge- 
schlecht und  der  gegenüber  in  die  magere,  von  grossen  sterilen  Moor-  und 
Heidestrecken  diirchzogenen  Geest  mit  ihren  mehr  heiteren  Bewohnern  säch- 
sischen Stammes.  Die  letztere  scheidet  sich  in  die  oldenburgische  Geest, 
das  m-sprüngüche  Besitztum  des  alten  Grafenhauses,  auf  der  mit  diesem  die 
evangelische  Lelire  zur  Geltung  gekommen  und  in  die  münstersche,  vormals 
geistliches  Territorium,  auf  dem  sich  die  römische  Kirche  erhalten  hat,  ein  Ge- 
bietsteil, der  auch  sonst  noch  und  namentlich  in  agrarischer  Hinsicht  durch  das 
allgemein  ausgebildete  sog.  Heuerverhältnis,  d.  h.  ein  Verhältnis  zwischen  dem 
bäuerlichen  Grundeigner  und  den  gegen  Wohnung.  Land  und  sonstige  Naturalien 
zu  bestimmten  Arbeitsleistungen  verpflichteten  Heuerleuten,  belangreich  von  der 
oldenburgischen  Geest  absticht.  Die  so  gebildeten  7  Bezirke  oder  Landesteile 
sind  nun  bei  den  weiteren  Betrachtungen  der  verschiedenartigen  Aeussenmgen 
des  Volkslebens  durchweg  auseinander  zu  halten.  Fast  in  jeder  Beziehung  wer- 
den sie  ihre  Eigenart  zu  erkennen  geben. 

Das  zeigt  sich  schon  gleich  bei  der  Betrachtung  der  Bevölkerungsver- 
hältnisse, namentlich  was  deren  Dichtigkeit  imd  Erwerbsbeziehungen  anlangt. 
Wird  zuerst  die  Einwohnerzahl  im  ganzen  ins  Auge  gefasst,  so  betrug  dieselbe  *) : 

im 
Herzogtum  Oldenburg. 
Darunter  in  der 

Marsch 

Oldenburger  Geest    . 

Münsterschen  Geest  . 

Fürstentum  Lübeck 

•Fürstentum  Birkenfeld 

Grossherzoertum  .     .     . 


1871 

1875 

1880 

im  Mitte 

242,247 

248,136 

263.648 

251,343 

68,437 

70,097 

76,066 

71,533 

111,299 

115,408 

122,959 

116.555 

62,-511 

62,631 

64,623 

63,255 

34.353 

34,085 

35,145 

34,528 

36.128        37,093        38,685        37,302 
312.728      319.314      337.478      323.173 


Wie   sich  diese  Volksmenge   zur  Fläche  stellt,  wird  noch  weiter  unten  zu 
erörtern  sein.    Zuvor  ist  der  Bewegung  derselben  in  dem  hier  wichtigen  letzten 


^)  Statistische  Nachrichten  über  das  Grossherzogtum  Oldenburg.  Heraus- 
gegeben vom  Grossherzoglichen  statistischen  Bureau.  Heft  XVH  und  XIX. 
Oldenburg  1876  und  1882. 
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Köpfe 

«/o 

.    .    .    21,401 

8,83 

.    .    .      7,629 

11,15 

.     .     .     11,660 

10,48 

.    .    .      2,112 

3,38 

.     .     .         792 

2,31 

.     .     .       2,557 

7,08 

.     .     .     24,750 

7,91 

Decennium  zu  gedenken.     Dieselbe  gestaltete  sich  derart,  dass  die  Bevölkerung 
sich  vermehrte  von  1871  auf  1880  um: 
im 
Herzogtum  Oldenburg 
Darunter  in  der 
Marsch      .... 
Oldenburger  Geest 
Münsterschen  Geest 
Fürstentum  Lübeck  . 
Fürstentum  Birkenfeld 
Grossherzogtum    . 

Der  Zuwachs  von  7,91  "/<>>  den  die  Bevölkerung  des  Grossherzogtums  in  den 
9  Jahren  erfahren,  darf  im  Vergleich  mit  den  Erfahrungen  anderer  deutscher 
Staaten  als  ein  nur  schwacher  aufgefasst  werden,  der  merklich  absticht  von  dem 
Mittelergebnis  von  11,06  "/o  des  deutschen  Keiches  ^).  Allerdings  erfreuten  sich 
die  Marsch  wie  die  oldenburger  Geest  einer  Zunahme,  die  an  den  Reichs- 
durchschnitt hinanreicht;  dafür  bieten  aber  das  Münsterland  und  das  Fürsten- 
tum Lübeck  auch  das  Bild  eines  ganz  ungewöhnlich  langsamen  Wachstums. 
Die  äusseren  Anlässe  dieser  Erscheinungen  sind  nun  keineswegs  in  einem  unzu- 
länglichen Nachwuchs  zu  suchen,  vielmehr  leidet  das  Land  in  den  meisten  seiner 
Teüe  an  einer  bedenklichen  Auswanderung.  Das  lehren  folgende  Thatsachen. 
Es  sind  nämlich  von  1871  bis  1880') 


geboren 

gestorben 

mehr  geboren 

mehr  ein-  als  aus- 

mit Einschluss  der 

als  gestorben. 

gewandert  oder 

Totgeborenen. 

umgekehrt. 

im 

Anzahl. 

'Jo') 

Anzahl,      «/o  ^) 

Herzogtum  Oldenburg 

77,259 

54,495 

22,764 

9,06 

- 1363      0,54 

Darunter  in  der 

Marsch      .... 

.      23,999 

15,587 

8,412 

11,76 

—   783      1,09 

Oldenburger  Geest 

35,680 

25,403 

10,277 

8,82 

+ 1383      1,19 

Münsterschen  Geest 

17,580 

13,505 

4,075 

6,44 

-  1963      3,10 

Fürstentum  Lübeck  . 

10,688 

6,902 

3,786 

10,97 

-  2994      8,67 

Fürstentum  Birkenfeld 

12,543 

7,581 

4,962 

13,30 

—  2405      6,45 

Grossherzogtum    .     . 

100,490 

68,978 

31,512 

9,75 

-  6762      2,09 

Durchweg  ist  also  der  durch  Sterbefälle  erfolgte  Abgang  in  hinreichender 
Stärke  auf  natürlichem  Wege  ergänzt  worden,  um  mittels  der  Neugeborenen  der 
Bevölkerung  eine  einigennassen  kräftige  Entwickelung  zu  sichern.  Wären  keine 
anderen  Einflüsse  dazwischen  getreten,  hätte  sich  die  Bevölkerung  des  Grossherzog- 
tums durch  die  Geburtenüberschüsse  statt  um  knapp  8  um  mehr  denn  107o  heben 
müssen.  Wie  aber  die  Zahlen  weiter  belegen,  haben  die  Fortzüge,  welche  mit  Aus- 
nahme von  der  oldenburger  Geest  die  Zuzüge  überwiegen,  das  Wachstum  be- 
einträchtigt.   Und  jene  eine  Ausnahme  ist  auch  noch  wesentlich  auf  die  Rückkehr 


^)  Statistik   des  Deutschen  Reiches,    herausgegeben  vom  Kaiserlichen  sta- 
tistischen Amte.    Bd.  LVIl,   Th.  I,  S.  V.     Berlin  1882. 

2)  Statistische  Nachrichten  a.  a.  0.,  Heft  XVII  und  XIX. 
')  In  Prozenten  der  mittleren  Bevölkerung. 
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der  Occupationstruppen  aus  Frankreich  zurückzuführen.  Die  Ursachen  dieser 
durch  Wanderungen  dem  Lande  zugefügten  Verluste  sind  teils  mehr  vorüber- 
gehender Art  gewesen:  wie  namentlich  aus  den  wiiischaftlichen  Notständen  der 
letzten  Jahre  entsprungene  Einschränkung  an  Gesinde  und  sonstigem  Hilfspersonal, 
teils  mehr  bleibende;  letztere  berühren  vorwiegend  die  ländlichen  Kreise  des  Herzog- 
tums und  des  Fürstentums  Lübeck.  Hier  ist  es  der  Trieb  gewisser  Schichten, 
in  den  -grossen  Nachbarstädten  Hamburg  und  Lübeck  Dienste  zu  suchen,  dort 
die  weitverbreitete  Neigimg  zur  Ansiedelung  jenseits  des  Atlantischen  Oceans. 
welche  in  den  Anlockungen  der  bereits  zahlreich  Ausgewanderten  immer  wieder 
neue  Nahrung  erhält.  Das  Münsterland  vorzugsweise  verliert  sowohl  wegen  der 
dort  bestehenden  eigentümlichen  agrarischen,  die  Bewirtschaftung  von  Grund 
und  Boden  ex-schwerenden  Verhältnisse  als  auch  wegen  der  Abneigung  dieses 
katholischen  Landesteües  gegen  den  Militärdienst  alljährlich  eine  nicht  unbedeu- 
tende Anzahl  ganzer  Familien  wie  einzelner  Personen  und  hat  daher  seit  ge- 
raumer Zeit  fast  regelmässig  einen  Rückgang  von  Zählung  zu  Zählung  bekundet. 
Wahrscheinlich  würde  die  Einbusse  des  Grossherzogtums  durch  Fortzüge 
weit  geringer  sein,  wenn  es  in  seinen  Grenzen  stark  entwickelte  Industrien  hätte, 
welche  die  ländliche  Bevölkerung  anzuziehen  vermöchten.  Das  ist  indessen  nicht 
der  Fall.  Fragt  man  nämlich  nach  den  Erwerbszweigen,  aus  welchen  die  Be- 
wohner vorzugsweise  ihren  Unterhalt  schöpfen,  so  lehrt  die  Volkszählung  von 
1880,  dass  im  ganzen  —  d.  h.  als  Selbstthätige  wie  als  Haushaltungsangehörige 
ohne  erwerbende  Thätigkeit  bezw.  als  Ernährer  wie  Ernährte  —  beteiligt  waren 

bei  den ') :  .  .    ,       •  „        , 

agrarischen      mdustnellen    kommerziellen    sonstigen 

Gewerben         Gewerben  Gewerben       Berufsarten 

im  abs.        "/o  abs.       7«  abs.       7»  ^.bs.      •/• 

Herzogtum  Oldenburg    139,889  53,06     67,952  25,77     27,131  10,29    28,676  10,88 
Darunter  in  der 
Marsch      ....       36,521  48,01     22,111  29,07     10,085  13,26      7,349    9,66 
Oldenburger  Geest.      55,292  44,97     37,010  30,10     12,854  10,45     17,803  14,48 
Münsterschen  Geest      48,076  74,39      8,831  13,67      4,192    6,49      3,524    5,45 
Fürstentum  Lübeck  .       17,792  50,62      9,422  26,81       3,485     9,92      4,446  12,65 
Fürstent.  Birkenfeld  .       15,169  39,21     17,444  45,09      3,164    8,18      2,908     7,52 
Grossherzogtum     .     .     172,850  51,22     94,818  28,09     33,780  10,01     36,030  10,68 
Hiemach  trägt  also  der  überwiegende  Teü  des  ganzen  Grossherzogtums  ein 
entschieden  agrarisches  Gepräge.     Mit  einer  Ausnahme  Oberragen  die  mit  dem 
Grund  und  Boden  verknüpften  Erwerbszweige  an  numerischer  Stärke  nicht  bloss 
alle  anderen  Berufsarten,   sie  nehmen  sogar  bereits  die  eine  Hälfte  der  Bevöl- 
kenmg  für  sich  in   Anspruch.     Demgemäss  treten  die  Gewerbe  der  Veredelung 
und  des  Umsatzes  der  Güter,  Industrie  und  Handel  stark  zurück,  ganz  besonders 
aber  im  Münsterland,  wo  die  agrarischen  Erwerbszweige  etwa  drei  Viertel  aller 
Einwohner  den  Unterhalt  gewähren.    Den  Gegensatz  zu  diesem  und  zu  den  an- 
deren agrarischen  Bezirken  stellt  Birkenfeld  dar:  hier  nimmt  die  Industrie  un- 
bedingt die  erste  Stelle  ein  und  lässt  die  Land-  und  Forstwirtschaft  noch  sicht- 
lich hinter  sich  zurück.    Und  zwar  hat  sich  hier  die  Industrie  auf  ein  ganz  be- 
stimmtes Gebiet  geworfen:   auf  das  der  Schleiferei,   Gravierung,  Fassung  und 

*)  Statistische  Nachrichten  a.  a.  0.,  Heft  XIX. 

667 


238 


Paul  Kollmann, 


sonstigen  Bearbeitung  von  Achaten  und  andei*en  Halbedelsteinen  —  wozu  ur- 
sprünglich der  Boden  durch  Darbietung  solcher  Steine  den  Anlass  gegeben  — 
und  in  Verbindung  hiermit  auf  die  Herstellung  meist  unechter  Bijouteriewaren. 
In  den  anderen  Landesteilen  herrscht  ganz  entschieden  handwerksmässiger  Be- 
trieb für  die  lokalen  Bedürfnisse  vor;  eine  bestimmte  industrielle  Richtung, 
Arbeit  für  den  weiteren  Markt  im  Klein-  wie  Grossbetrieb  findet  sich  in  den- 
selben nur  vereinzelt.  So  sind  ausgesprochene  industrielle  Mittelpunkte  für 
Tabaksindustrie  Delmenhorst  und  Lohne,  ersteres  auch  für  Korkschneiderei,  ein- 
zelne Weser-  und  Emsorte  für  den  Schiffsbau  und  etliche  Gegenden  des  Herzog- 
tums für  Ziegelei.  Und  entsprechend  dem  vorzugsweise  örtlichen  Charakter  der 
Industrie  waltet  im  ganzen  Lande  der  Kleinbetrieb  unbedingt  vor.  Das  er- 
kennt man,  sobald  die  beruflich  beschäftigten  (selbstthätigen)  Personen,  je  nach- 
dem sie  ihren  Beruf  selbständig  oder  nicht  ausüben,  einander  gegenübergestellt 
werden.     Dann  kommen  auf  ^) : 


die  Selb- 

die Unselb- 

je 1  Selb- 

ständigen. 

ständigen. 

ständigen. 

im 

abs. 

> 

abs. 

7o 

Unselbst. 

Herzogtum  Oldenburg 

37,460 

47,52 

41,364 

52,48 

1,10 

Darunter  in  der 

Marsch 

.      9,492 

45,61 

11,321 

54,39 

1,19 

Oldenburger  Geest  . 

.     16,550 

46,92 

18,723 

53,08 

1,13 

Münsterschen  Geest 

.     11,418 

50,22 

11,320 

49,78 

0,99 

Fürstentum  Lübeck     . 

.      4,056 

43,96 

5,170 

56,04 

1,27 

Fürstentum  Birkenfeld 

6,620 

50,90 

6,385 

49,10 

0,96 

Grossherzogtum .     .     . 

48,136 

47,63 

52,919 

52,37 

1,10 

Die  Zahl  der  in  abhängiger  Stellung  am  Erwerbsleben  Beteiligten  ist  also 
nur  um  ein  Unbedeutendes  grösser  als  die  der  Selbständigen;  es  folgt  daraus, 
dass  die  Selbständigen  im  Durchschnitt  nur  über  ein  geringes  Hilfspersonal  ver- 
fügen, dass  im  Mittel  ihre  Geschäfte  nur  von  ganz  bescheidener  Ausdehnung 
sein  können,  dass  mit  anderen  Worten  dieselben  vorzugsweise  im  kleinen,  ge- 
stützt auf  die  eigene  Arbeitskraft  des  Geschäftsinhabers,  betrieben  werden.  Dieses 
Verhältnis  der  Geschäftsinhaber  ist  begreiflicherweise  je  nach  der  Art  des  Er- 
werbszweiges verschieden,  aber  im  grossen  und  ganzen  doch  in  allen  Zweigen 
ein  niedriges.  So  entfallen,  wenn  man  die  betrachteten  vier  Gewerbsgruppen 
unterscheidet,  auf  je  einen  Selbständigen  Unselbständige  bei  den-): 

aerrarischen     industriellen     kommerziellen 


Herzogtum  Oldenburg 
Darunter  in  der 

Marsch 

Oldenburger  Geest 
Münsterschen  Geest 

Fürstentum  Lübeck  . 

Fürstentum  Birkenfeld 

Grossherzogtum     .     . 


werben 

Gewerben 

Gewerben 

1,24 

1,14 

0.49 

1,64 

1,23 

0,31 

1,19 

L20 

0,72 

1,11 

0,80 

0,32 

2,74 

0,72 

0,33 

1,19 

0,86 

0,53 

1,31 

1,04 

0,47 

^)  Statistische  Nachrichten  a.  a.  0.,  Heft  XIX. 

2)  S.  die  absoluten  Zahlen:  Statistische. Nachrichten  a.  a.  0.,  Heft XIX,  S.  224 ff. 
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Die  Landwirtschaft  verfügt  freilich  durchgängig  über  mehr  Hilfskräfte  als 
die  übrigen  Erwerbsarten,  doch  findet  auch  hier  keine  belangreiche  Verwendung 
derselben  statt.  Nur  im  Fürstentum  Lübeck  erheischt  der  grössere  Betrieb  ein 
stärkeres  Personal.  Sodann  macht  sich  die  Marsch  bemerkbar,  in  der  der 
schwere  Boden  die  Haltung  von  Dienstleuten  beeinflusst.  Dagegen  bekundet 
Birkenfeld  auch  in  der  Landwirtschaft  das  unbedingte  Vorwalten  des  Klein- 
betriebs. Viel  weniger  zahlreich  als  in  den  agrarischen  sind  in  den  industi-iellen 
und  namentlich  in  den  kommerziellen  Gewerben  imselbständige  Mitarbeiter  thätig. 
Wie  sehr  überall  im  Lande  der  Kleinbetrieb  in  seiner  einfachsten  Gestalt  auf- 
tritt, lehren  ferner  noch  folgende  Ziffern.  Nach  der  Gewerbeaufiiähme  vom 
Jahre  1875  waren  —  in  Prozenten  ausgedrückt  —  in  den  durch  diese  fest- 
gestellten (wesentlich  nur  industriellen  und  kommerziellen)  Gewerbebetrieben 
solche ') : 

im 
Herzogtum  Oldenburg  . 
Darunter  in  der 

Marsch 74,32 

Oldenburger  Geest    . 

Münsterschen  Geest  . 

Fürstentum  Lübeck  .     . 

Fürstentum  Birkenfeld 

Grossherzogtum   .     .     . 

Etwa  drei  Viertel  aller  Betriebe  arbeiten  also  ohne  jegliche  fremde  Unter- 
stützung und  speciell  im  Münsterlande  wie  im  Fürstentum  Lübeck  ist  die  Form 
des  kleinsten  Kleinbetriebes  noch  stärker  ausgeprägt.  Grossbetriebe,  solche, 
welche  die  auch  nicht  einmal  gross  zu  nennende  Zahl  von  mindestens  sechs 
Hilfspersonen  beschäftigen,  stehen  überall  durchaus  zurück.  Tritt  uns  sonach 
die  Gestaltung  des  gewerblichen  Lebens  unbedingt  in  einer  bescheidenen  Ent- 
wickelung  hier  entgegen  —  bescheiden,  weil  das  entschiedene  Uebergewicht 
ganz  kleiner  Betriebe  auf  häufig  vorkommende  kümmerliche,  in  ihren  Leistungen 
unvollkommene  Wirtschaftsführung  hindeutet,  —  so  ergibt  sich  doch  auch 
gleichzeitig  aus  den  Ziffern  die  Thatsache,  dass  das  obwaltende  Verhältnis  von 
Selbständigen  und  Unselbständigen  einem  weiten  Kreise  selbständige  Berufs- 
ausübung in  Aussicht  stellt,  während  eine  ausgedehnte  Gehilfenhaltung,  also 
im  ganzen  ein  Anzeichen  gedeihlich  entfalteter  gewerblicher  Zustände,  einem 
nicht  unbeträchtlichen  Teile  der  Gewerbtreibenden  die  Erreichung  dieses  natur- 
gemässen  Zieles  verschlossen  halten  würde.  Es  spricht  nun  aber  auch  femer 
aus  jenem  Verhältnisse  von  Selbständigen  und  Unselbständigen  und  der  dadurch 
bedingten  vorherrschenden  Form  des  Kleinbetriebes,  dass  die  Verteilimg  von 
Besitz  und  Einkommen  im  allgemeinen  eine  ziemlich  gleichmässige  sein  muss, 
infolgedessen  im  Durchschnitt  auf  den  einzelnen  auch  nur  ein  beschränktes 
Mass  entfallen  kann.  Ehe  das  nun  aber  weiter  zu  verfolgen,  bedarf  es  noch 
eines  Blickes  auf  die  relative  Bevölkerung. 


ohne 

mit  1—5 

über 

Hilfspersonen 

74,58 

22,92 

2,50 

74,32 

23,59 

2,09 

72,59 

24,07 

3,34 

80,46 

18,64 

0,90 

78,04 

20,33 

1,60 

73,74 

25,53 

0,73 

74,87 

23,07 

2,06 

>)  statistische  Nachrichten,  Heft  XVI.     Oldenburg  1877. 
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Wie  schon  aus  der  Beschaffenheit  der  gewerblichen  Zustände  abzunehmen 
ist,  fehlt  es  dem  Grossherzogtum  an  dicht  besetzten,  industriereichen  Ortschaften ; 
vielmehr  lebt  die  vorzugsweise  agrarische  Bevölkerung  ziemlich  lose  über  das 
Land  verbreitet.  Einen  näheren  Anhalt  hierfür  boten  auch  schon  die  weiter 
oben  beigebrachten  Thatsachen  über  die  Verteilung  der  einzelnen  Wohnplätze 
nach  ihrer  Einwohnerzahl,  aus  der  erhellte,  dass  im  Herzogtum,  dem  Haupt- 
landesteil, bereits  mehr  als  die  Hälfte  aller  Ortechaften  weniger  als  50  Köpfe 
umfassen.  Die  in  Städten  d.  h.  in  geschlossenen  Wohnplätzen  von  mindestens 
2000  Einwohneni  zusammenlebende  Bevölkerung  nimmt  denn  auch  keinen  an- 
sehnlichen Bruchteil  ein.  Sie  beläuft  sich  im  Durchschnitte  des  Staates  auf  bloss^ 
68,451  Personen  oder  20,28  7o.  Den  höchsten  Stand  erreicht  sie  mit  30,28% 
auf  der  Oldenburger  Geest,  dem  sich  Birkenfeld  mit  28,25  7o  sehr  nähert.  Da- 
gegen erreicht  die  Marsch  nicht  mehr  als  14,48,  das  Fürstentum  Lübeck  13,01 
und  das  Münsterland  gar  bloss  7,02  7» •  Diese  Belege  sprechen  dafür,  dass  das 
Verhältnis  der  Bevölkerung  zur  bewohnten  Bodenfläche  auch  nur  ein  niedriges 
wird  sein  können.     Und  in  der  That  kommen: 


bei  einem  Umfang 

auf  1  qkm 

im 

vom  qkm 

Einwohner 

Herzogtum  Oldenburg     . 

.     *  5376,11 

49 

Darunter  in  der 

Marsch 

1145,10 

66 

Oldenburger  Geest  .     . 

2085,92 

59 

Münsterschen  Geest 

2145,09 

30 

Fürstentum  Lübeck     .     . 

541,24 

65 

Fürstentum  Birkenfeld    . 

502,87 

77 

Grossherzogtum       ,     .     . 

6420,22 

53 

Wie  schwach  das  Territorium  des  oldenburgischen  Staates  hiemach  im 
ganzen  noch  besiedelt  ist,  thut  sofort  ein  Vergleich  mit  dem  Durchschnitt  des 
Deutschen  Reiches  dar.  Hier  nämlich  erhebt  sich  die  Dichtigkeit  auf  der  ge- 
dachten Fläche  bis  zu  83,7  Einwohnern,  ist  also  weit  über  die  Hälfte  stärker 
als  im  Grossherzogtum.  Innerhalb  dieses  treten  übrigens  bezirksweise  immer 
noch  recht  wahrnehmbare  Verschiedenheiten  auf.  Als  Extreme  machen  sich 
Birkenfeld  und  das  Münsterland  bemerkbar,  jenes  durch  sein  höheres,  dieses 
durch  sein  geringfügigeres  Verhältnis,  welches  einigemiassen  dem  der  Aus- 
dehnung der  städtischen  Bevölkerung  entspricht.  Allein  indessen  hängt  von 
dieser  die  relative  Volkszahl  nicht  ab,  wie  ja  schon  daraus  hervorgeht,  dass  die 
städtearme  Marsch  und  das  Fürstentum  Lübeck  in  ihrer  Dichtigkeit  Birkenfeld 
folgen  und  höher  stehen,  als  die  gerade  am  meisten  mit  städtischer  Bevölke- 
rung ausgestattete  Oldenburger  Geest.  Es  machen  sich  demnach  hier  noch 
andere  Einflüsse  geltend  und  solche  treten  uns  namentlich  in  der  Beschaffenheit 
oder  Besiedlungsfähigkeit  des  Landes  entgegen,  welche  eine  fernere  Betrachtung 
erfordert. 

Werden  deshalb  zum  anderen  jetzt  die  Grundeigentumsverhält- 
nisse berührt,  so  ist  vor  allen  Dingen  die  Beschaffenheit  und  Verwen- 
dung des  Bodens  in  Berücksichtigung  zu  ziehen.  Diese  ist  folgende.  Von 
dem  Gesamtareal  fallen  Hektar  auf: 
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Kultur- 

darunter 

unkultiv. 

dar.  öffentl. 

im 

land 

Wald 

u.  Unland 

Wege  u.  Gewässer 

Herzogtum  Oldenburg 

.     297,650 

32,012 

221,514 

18,450 

Darunter  in  der 

Marsch 

.     104,813 

576 

6,659 

8,086 

Oldenburger  Geest  . 

.     111,467 

18,215 

89,365 

7,713 

Münsterschen  Geest  . 

.      81,370 

13,221 

125,490 

7,651 

Fürstentimi  Lübeck 

.      49,984 

4,483 

516 

3,624 

Fürstentum  Birkenfeld 

.      46,047 

19,850 

2,529 

1,712 

Grossherzogtum  .     .     . 

.    393,681 

56,345 

224,559 

23,786 

Das  gibt,  in  prozentale 

"Werte  um 

gesetzt,  an 

Kultur- 

darunter 

unkultiv. 

dar.  öffentl. 

im 

land 

Wald 

u.  L'nland 

Wege  u.  Gewässer 

Herzogtum  Oldenburg  . 

.     55,36 

5,95 

41,21 

3,43 

Darunter  in  der 

Marsch 

.     91,49 

0,50 

5,82 

2,69 

Oldenburger  Geest     . 

.     53,45 

8,73 

42,85 

3,70 

Münsterschen  Geest   . 

.     37,92 

6,16 

58,51 

3,57 

Fürstentum  Lübeck  .     . 

.    92,35 

8,28 

0,95 

6,70 

Fürstentum  Birkenfeld  . 

.    91,56 

39,47 

5,03 

3,41 

Grossherzogtum     .     ,     . 

.    61,31 

8,77 

34,98 

3,71 

Nicht  viel  mehr  als  die  Hälfte  der  ganzen  Fläche  des  Grossherzogtums  ist 
also  erst  der  Kultur  unterworfen  worden,  die  Leistungsfähigkeit  des  Grund  und 
Bodens  demnach  räumlich  noch  sehr  eingeschränkt.  Dabei  sind  aber  unter  den 
einzelnen  Bezirken  dem  Grade  nach  scharfe  Gegensätze  wahrzunehmen,  zunächst 
zwischen  dem  Herzogtum  und  den  beiden  Fürstentümern,  dann  innerhalb  des 
ersteren  zwischen  der  Marsch  und  den  beiden  Geestlandest^üen,  ja  dieser  letztere 
Gegensatz  tritt  noch  ausgeprägter  hervor.  Die  Marsch  mit  ihrem  üppigen,  fetten, 
vom  Meere  angeschwemmten  Boden  hat  nur  eine  vergleichsweise  bescheidene 
Fläche  von  unkultiviertem  Lande,  dahingegen  nimmt  das  letztere  auf  der  Olden- 
burger Geest  noch  fast  die  Hälfte,  ja  im  Münsterlande  gar  nahezu  zwei  Drittel 
des  gesamten  Territoriums  ein.  Ausgedehnte  Moor-  und  Heidestrecken  sind  es, 
welche  sich  durch  die  beiden  Geestlandesteile  ziehen  und  bisher  der  Kultur  noch 
nicht  haben  erschlossen  werden  können.  Eine  ähnliche  Ausdehnung  wie  in  der 
Marsch  hat  das  Kulturland  in  den  beiden  Fürstentümern,  doch  während  dort 
fast  gar  nicht,  im  Fürstentum  Lübeck  wenig,  ist  in  Birkenfeld  mehr  als  ein 
Drittel  des  Areals  der  landwirtschaftlichen  Ausnutzung  durch  Wald  entzogen. 
Diese  Thatsachen  mit  den  vorhin  angeführten  zusammengehalten.  Hefern 
einen  neuen  und  deutlichen  Grund  zur  Erklärung  der  geringen  Volksdichtigkeit 
des  Grossherzogtums  und  der  Verschiedenheiten,  die  sich  darin  bezirksweise  er- 
geben haben.  Wo  das  wirtschaftlich  voll  ausgenutzte  und  zur  Zeit  nutzbare 
Land  noch  einen  verhältnismässig  bescheideneu  Teil  ausmacht,  sind  natürlich 
auch  der  Ausbreitung  der  Bevölkerung  enge  Grenzen  gezogen.  Die  Bedeutung, 
welche  die  unbebauten  Flächen  für  die  Stärke  der  Besiedlung  haben,  lässt  sich 
am  einfachsten  dadurch  ermessen,  dass  man  die  Fläche  bloss  dem  Kulturland, 
also  dem  besiedlungsfähigen  gegenüberstellt.  Alsdann  fallen  auf  einen  Quadrat- 
kilometer des  Kulturlandes  mit  Einschluss  des  Waldes  in  Birkenfeld  84,  in 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  (^^^  1(3 
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Lübeck  70,  in  der  Marsch  73  Köpfe.  Hier,  wo  die  Kulturfläche  nicht  belang- 
reich von  der  Gesamtfläche  absticht,  ist  auch  die  Difi"erenz  zwischen  diesen  und 
den  früheren  Zahlen  nicht  beträchtlich.  Ganz  anders  ist  dieser  Abstand  aber  in  den 
beiden  Geestlandesteilen,  denn  für  die  Oldenburger  Geest  beträgt  das  Einwohner- 
verhältnis zur  Kulturfläche  110  und  79  für  die  münstersche.  Es  geht  also  jedenfalls 
aus  diesen  Thatsachen  hervor,  dass  die  Ungunst  der  BodenbeschafFenheit  die  Aus- 
breitung der  Bevölkerung  in  einzelnen  Teilen  des  Landes  empfindlich  berührt. 
Bei  den  nach  den  voraufgehenden  Angaben  so  stark  voneinander  ab- 
weichenden Kulturverhältnissen  des  Bodens  gestaltet  sich  dann  begreiflicherweise 
auch  höchst  verschiedenartig  das  Mass,  in  welchem  der  Boden  die  auf  ihn  vei*- 
wandte  wirtschaftliche  Thätigkeit  lohnt.  Es  beträgt  nämlich  nach  den  Ein- 
schätzungen zur  Grundsteuer  der  Reinertrag  der  gesamten  öffentlichen 
wie  privaten  Liegenschaften: 


im 

im  ganzen 

auf  1  ha 

Herzogtum  Oldenburg .  : 

.       9,342,926  M. 

18,01  M. 

Darunter  in  der 

Marsch 

4,963,881    „ 

44,64    „ 

Oldenburger  Geest    . 

.       2,527,685    „ 

12,60    „ 

Münsterschen  Geest  . 

1,851,360    „ 

8,95    „ 

Fürstentum  Lübeck .     . 

1,662,903    „ 

31,37    „ 

Fürstentum  Birkenfeld 

814,224    „ 

16,80    „ 

Grossherzogtum  .     .     . 

11,820,053    „ 

19,06    „ 

Die  ausserordentlich  belangreichen  Abstände  zwischen  der  Marsch  des 
Herzogtums  und  dem  Fürstentum  Lübeck  einer-  und  den  übrigen  Gebietsteilen 
anderseits  sind  gewiss  durch  die  Ausdehnung  des  kultivierten  Areals  hüben 
und  drüben,  teüs  aber  auch  durch  die  Güte  desselben  bedingt.  Das  Fürstentum 
Lübeck  und  vorzugsweise  die  Marsch  haben  in  dem  allergrössten  Teile  ihrer 
Fläche  nicht  nur  ertragsfähiges,  sondern  auch  sehr  wertvolles  Land;  auf  der 
Geest  dagegen,  namentlich  auf  der  Münsterschen,  ist  das  vergleichsweise  wenige, 
was  dauernd  in  Kultur  genommen,  auch  nur  in  geringem  Grade  gewinnbringend; 
ebenso  ist  der  Bodenertrag  Birkenfelds  stellenweise  ein  nur  dürftiger.  Im  Hin- 
blick auf  die  entsprechenden  Verhältnisse  der  preussischen  Monarchie  will  der 
mittlere  Reinertrag  der  Liegenschaften  im  Grossherzogtum  immer  als  ein  recht 
ansehnlicher  erscheinen.  Denn  dort  kommt  mit  Ausschluss  der  ertraglosen  Grund- 
stücke auf  einer  Fläche  von  33,689,146  ha  ein  Reinertrag  von  446,231,188  M.'). 
Das  gibt  auf  den  Hektar  bloss  13,2  M.,  während  der  Mittelsatz  fürs  Grossherzogtum 
zu  19,06  M.  ermittelt  wurde.  Und  hierbei  ist  an  die  frühere  Mitteilung  zu  er- 
innern, dass  für  den  grössten  Landesteil,  fürs  Herzogtum,  das  St«uerkapital 
einer  allgemeinen  Reduktion  von  reichlich  6  72°/"  unterworfen  worden  ist. 

Für  die  weitere  Würdigung  der  Grundeigentumsverhältnisse  kommt  es  jetzt 
darauf  an,  die  Gliederung  desselben  unter  die  Eigentümer  wie  überall 
die  Teilnahme  der  Bevölkerung  am  Grundbesitz  ins  Auge  zu  fassen. 
Da  ist  dann  vorweg  das  Privateigentum  vom  öffentlichen,  um  es  kurz  so  zu 
nennen,   d.  h.   von   dem   des   Staates,   der   Krone,    Stiftungen  und   politischen 


')  Jahrbuch   für   die  amtliche  Statistik  des  preussischen  Staates.     Heraus- 
gegeben vom  Königlichen  statistischen  Bureau.    V.  Jahrg.    Berlin  1883,  S.  167. 
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Korporationen,    auseinander  zu  halten. 

Es  entfallen  alsdann  nach  Ausweis  der 

Grundsteuerkataster  auf  das: 

öffentliche 

private 

Grundeigentum 

im 

Flache 

Reinertrag 

Fläche 

Reinertrag 

ha           > 

M. 

ha 

'!o 

M. 

Herzogtum  Oldenburg 

102,531     19,77 

1,011,581 

416,148 

80,23 

8,331,345 

Daruntor  in  der 

Marsch     .... 

14,526     13,06 

592,643 

96,678 

86,94 

4,371,238 

Oldenburger  Geest 

37,689     18.79 

276,988 

162,B86 

81,21 

2,250,697 

Münsterschen  Geest 

50,316    24,32 

141.950 

156,584 

75,68 

1.709,410 

Fürstentum  Lübeck  . 

8,986    .16,95 

207,671 

44,028 

83,05 

1,455,232 

Fürstentum  Birkenfeld 

15,571     32,12 

138,284 

32,906 

67,88 

675,940 

Grossherzogtum    .     . 

127,088    20.49 

1,357,536 

493,082 

79,51 

10,462,517 

Das  Privateigentum  schwankt  zwar  bezii'ksweise  ansehnlich,  ist  aber  durch- 
weg das  erheblich  belangreichere,  überdies  zugleich  das  wertvoUere,  denn  es 
trägt  im  Mittel  21,22,  das  öffentliche  kaum  halb  so  viel,  d.  h.  10,69  M.  auf  den 
Hektar.  Wie  nun  diesem  volkswirtschaftlich  bedeutungsvollsten  Bestandteil  des 
Grundeigentums  die  Bevölkerung  sich  gegenüber  verhält,  lehren  am  einfachsten 
die  anlässüch  der  Volkszählung  von  1880  erhobenen  Thatsachen  über  die  An- 
sässigkeit. Damach  betrugen  in  jenem  Jahre  —  absolut  wie  %  der  Gesamt- 
bevölkerung —  die: 


Herzogtum  Oldenburg 
Darunter  in  der 

Marsch 7,614 

Oldenburger  Geest 

Münsterschen  Geest 
Fürstentum  Lübeck    . 
Fürstentum  Birkenfeld 
Grossherzogtum      .     . 

Sieht  man  auf  die  Grundeigentümer  mit  Einschluss  ihrer  an  den  Vorteilen 
des  Besitztums  teilnehmenden  Angehörigen,  so  ergibt  sich,  dass  im  Mittel  des 
Grossherzogtums  gerade  die  eine  Hälfte  der  Bevölkerung  angesessen,  die  andere 
dies  nicht  ist.  Von  den  verschiedenen  Bezirken  weichen  hiervon  aber  einige 
ganz  bedeutend  ab;  so  nach  der  einen  Seite  Birkenfeld;  in  welchem  schon  vier 
Fünftel  aller  Einwohner  am  Grundbesitz  beteiligt  sind  und  nach  der  anderen 
das  Fürstentum  Lübeck  und  die  Marsch,  wo  jene  besitzende  Klasse  nur  etwa 
einem  Drittel  der  Bevölkerung  gleichkommt.  Die  Verbreitung  der  Angesessen- 
heit in  Birkenfeld  erscheint  nicht  bloss  im  Hinblick  auf  die  übrigen  Ergebnisse 
aus  dem  Grossherzogtum,  sondern  auch  auf  die  anderer  deutscher  Länder  als 
eine  sehr  erhebliche.  Im  Mittel  sechs  thüringischer  Staaten,  aus  denen  allein 
entsprechendes  Vergleichsmaterial  augenblicklich  zur  Hand  liegt,  waren  1871 
unter  je  100  Einwohnern  56,96  mit  Grundbesitz  angesessen,  d.  h.  also  mehr  als 
im  Durchschnitt  der  zu  Norddeutschland  gehörenden  Gebiete  des  Grossherzog- 
tums.  Freilich  geben  jene  Staaten  auch  belangreiche  Abweichungen  zu  erkennen; 
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Grundeigentümer 
allern          nebst  Angehörigen 
abs.         "/o            abs.          *'/o 

nicht  angesessene 

Bevölkerung 

abs.         7o 

30,670     11,63 

126,385 

47,94 

1.37,263     52,06 

7,614     10,01 

28,449 

37,40 

47,617    62,60 

14,572     11,85 

60.867 

49.50 

62,092    50,50 

8,484    13,13 

37,069 

57,36 

27,554    42,64 

2,890      8,22 

11,771 

33,49 

23,374    66,51 

7,616     19,69 

30,178 

78,01 

8,507     21,99 

41,176    12,21 

168,334 

49,88 

169,144    50,12 

244  ^^'^^  Kollmann, 

SO  erreichten  die  Angesessenen  Weimars  68,15,  die  Sondershausens  67,58,  die 
Altenburgs  und  Rudolstadts  53,81  und  55,22,  endlich  die  von  Reuss  jüngerer 
und  älterer  Linie  48,49  und  46,45 %  der  Bevölkerung^).  Es  kommen  sonach 
auch  in  Mitteldeutschland  Besitz  Verhältnisse  vor,  welche  einzelnen  Teilen  des 
Herzogtums  nahe  stehen,  die  indessen  an  die  sehr  beschränkte  Ausdehnung  in 
der  Marsch  und  im  Fürstentum  Lübeck  bei  weitem  noch  nicht  hinanragen.  Auf 
der  anderen  Seite  bleiben  die  beiden  Staaten  mit  der  höchsten  Ziffer  —  Weimar 
und  Sondershausen  —  noch  beträchtlich  hinter  der  Birkenfelds  zurück. 

Die  erhebliche  oder  geringe  Verbreitung  der  Grundeigentümer  steht  natür- 
lich in  innigem  Zusammenhang  mit  der  Grösse  und  den  Erträgnissen  des  Be- 
sitztums. Dort  wo,  wie  überwiegend  in  Thüringen,  ein  grosser  Teil  der  Bevölke- 
rung mit  Grund  und  Boden  angesessen  ist,  fällt  auf  den  einzelnen  Eigentümer 
auch  nur  eine  bescheidene  Fläche.  So  war  von  den  drei  Staaten,  aus  denen 
die  Thatsachen  bekannt  sind,  die  mittlere  Besitzgrösse  in  Sondershausen  4,74, 
in  Altenburg  6,64  und  in  Weimar  5,80  ha ").  Dem  entspricht  im  Gross- 
herzogtum nur  Birkenfeld,  während  die  übrigen  Bezirke  mit  ihrer  erheblich 
geringeren  grundbesitzenden  Bevölkerung  ein  wesentlich  umfänglicheres  mittleres 
Gütermass  aufweisen.     Es  kommt  nämlich: 


Fläche 

Reinertrag 

Reinertrag 

im 

auf  1  Grundbesitzer 

auf  1  ha 

ha 

M. 

M. 

Herzogtum  Oldenburg 

.     13,57 

271,64 

20,02 

Darunter  in  der 

Marsch 

.     12,70 

574,11 

45,21 

Oldenburger  Geest  . 

.     11,18 

154,45 

13,82 

Münsterschen  Geest 

.     18,46 

201,49 

10,92 

Fürstentum  Lübeck 

.     15,23 

503,54 

33,05 

Fürstentum  Birkenfeld 

.       4,32 

88,74 

20,54 

Grossherzogtum  .     .     . 

.     11,97 

254,09 

21,22 

In  Birkenfeld  geht  also  neben  zahlreichen  Grundbesitzern  ein  sehi-,  sehr 
kleiner  mittlerer  Besitzumfang  her;  umgekehrt  ist  dieser  dort,  wo  die  Angesessen- 
heit beschränkter,  erheblich  grösser  und  namentlich  einträglicher.  Ansehnlich 
ist  das  mittlere  Gütermass  ja  vor  allem  im  Münsterland,  doch  ist  hier  der  Boden 
am  wenigsten  wert;  mehr  oder  weniger  bedeutende  unkultivierte  Moor-  und 
Heideflächen  gehören  zu  den  unabänderlichen  Bestandteilen  fast  jeder  ländlichen 
Besitzung.  Dahingegen*  ist  der  Privatbesitz  ausserordentlich  ertragreich  und 
darum  wertvoll  in  der  Marsch,  obschon  die  mittlere  Besitzgrösse  —  und  wohl 
eben  deshalb  —  minder  ausgedehnt  erscheint.  Beide  Momente  fallen  indessen  im 
Fürstentum  Lübeck  zusammen,  wo  bei  beachtenswertem  mittleren  Areal  auch 
die  Ertragsfähigkeit  eine  ansehnliche  ist,  freilich  längst  nicht  so  ansehnlich  wie 


^)  B.  Hildebrand  und  J.  Conrad,  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und 
Statistik.  Jena  1873.  Bd.  21 ,  S.  378  ff.  Die  Grundbesitzer  in  ihrem  Verhältnis 
zur  Gesamtbevölkerung  der  thüringischen  Staaten. 

*)  B.  Hildebrand,  Agrarstatistik  Thüringens.  Mitteilungen  des  statisti- 
schen Bureaus  vereinigter  thüringischer  Staaten.  Erste  Hälfte.  Jena  1871. 
S.  126  ff. 
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in  der  Marsch  des  Herzogtums.  Dafür  ist  dann  auch  der  Kreis  derer,  welchen 
unmittelbar  dieser  wertvolle  Besitz  zu  Nutzen  kommt,  ein  relativ  recht  be- 
schränkter. 

Wo  übrigens,  wie  im  Fürstentum  Lübeck  und  auf  den  beiden  Geestbezirken 
das  mittlere  Besitztum  eine  grössere  Fläche  ausmacht,  ist  doch  von  einem  Geest- 
grundbesitz nicht  zu  reden.  Ein  solcher  findet  sich  nirgend  im  Grossherzogtum, 
höchstens  handelt  es  sich  in  einigen  Gegenden  um  grossbäuerliche  Besitzungen. 
Genauere  Angaben  über  die  Zusammensetzung  der  Besitzungen  liegen  auf  Grund 
einer  im  Jahre  1869  bewirkten  Ermittelung  aus  dem  Kataster  für  das  Herzogtum 
vor.  Sieht  man  auf  die  Ergebnisse  im  ganzen,  so  waren  unter  den  damals  vor- 
handenen 39,475  Privatbesitzungen  oder  Stellen  solche  mit  einem  Umfang  von  ^) : 

unter     1  ha  12,339  ■=  31,2t?  % 

1-     5  „  11,326  =  28,69  „ 

6-  10  „  6,237  =  15,80  „ 

10—  20  „  4,003  =  10,15  „ 

20-  40  „  3,346  =     8,48  „ 

40-  75  „  1,707  =     4,32  „ 

75—100  „  293  =     0,74  „ 

100—200  „  195  =    0,49  „ 

über  200  „  29  =     0,07  „ 

Grössere  Besitzungen  treten  also  durchaus  zurück  und  ganz  grosse  sind 
in  Privathänden  eben  überall  nicht  vorhanden.  Etwas  gefüllter  werden  wohl 
im  Fürstentum  Lübeck  die  Stufen  von  20  imd  mehr  Hektar  sein,  aber  die  obersten 
auch  keine  stärkere  Vertretung  aufzuweisen  haben.  Und  in  Birkenfeld  vollends, 
wo  der  Durchschnittsbesitz  so  niedrig  steht  und  die  dort  herrschende  französische 
Gesetzgebung  mit  ihrer  Teilungs-  und  Vererbungsfreiheit  die  fortgesetzte  Zer- 
stückelung des  Grund  und  Bodens  begünstigt  hat,  sind  grössere  Besitzkomplexe 
so  gut  wie  gar  nicht  anzutreffen.  Die  Verteilung  des  Grund  und  Bodens  ist 
demnach  im  grossen  und  ganzen  im  oldenburgischen  Staat  eine  ziemlich  allge- 
meine, welche,  namentlich  wenn  man  die  Ertragsßhigkeit  in  Anschlag  bringt, 
im  Durchschnitt  auf  eine  bescheidene,  indessen  keineswegs  ungünstige  ökono- 
mische Lage  der  Bevölkerung  hinweist. 

Wie  der  Grund-  erfreut  sich  ebenfalls  der  Viehbesitz  einer  erheblicheren 
Verbreitung.  Da  derselbe  in  einem  so  hervorragend  agrarischen  Lande  wie 
dem  Grossherzogtum  Oldenburg  eine  bedeutende  Rolle  spielt,  die  Viehzucht 
einzelner  Gegenden,  insbesondere  der  Marsch,  ein  grosses  Ansehen  geniesst 
und  eine  Hauptquelle  des  Wohlstandes  bildet,  so  kann  derselbe  in  dieser  Skizze 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Lage  nicht  völlig  übergangen  werden.  Was 
die  Beteiligung  am  Viehbesitze  anlangt,  so  hat  die  Zählung  vom  10.  Januar  1883 
ergeben  ') : 


')  P.  Kollmann,  Das  Herzogtum  Oldenburg  in  seiner  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelrmg  während  der  letzten  fünfundzwanzig  Jahre.    Oldenburg  1878,  S.  102. 

*)  Zeitschrift  für  Verwaltung  und  Rechtspflege  im  Grossherzogtum  Olden- 
burg. Bd.  10,  1883;  Die  Viehhaltung  im  Grossherzogtum  Oldenburg  nach  den 
Ergebnissen  der  Zählung  vom  10.  Januar  1883.  Mitteilung  des  Grossherzoglich 
oldenburgischen  statistischen  Bureaus.    S.  343. 
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im  Anzahl  der  Viehbesitzer     "/»  der  Bevölkerung 

Herzogtum  Oldenburg      .     .         40,707  15,44 


Darunter  in  der 

Marsch 

Oldenburger  Geest   . 

Münsterschen  Geest . 

Fürstentum  Lübeck 

Fürstentum  Birkenfeld 

Grossherzosrtum  .     .     . 


11,282  14,83 

18,023  14,66 

11,402  ,  17,64 

4,911  13,97 

5,794  14,98 

51,412  15,23 


Wenn  es  sich  1873  für  das  Mittel  des  Deutschen  Reiches  herausgestellt 
hat,  dass  hier  unter  100  Einwohnern  erst  12,26  über  den  Besitz  von  Nutztieren 
verfügten,  so  darf  die  oldenburgische  Ausdehnung  dieses  Besitztums  in  der  Be- 
völkerung mit  mehr  als  15  wohl  als  eine  einigermassen  belangreiche  angesehen 
werden  ^).  Auch  ist  sie  selbst  in  den  Bezirken,  welche  eine  beschränktere  relative 
Anzahl  von  Viehbesitzern  aufzuweisen  haben,  immer  noch  sichtlich  grösser  denn 
im  Mittel  von  Deutschland.  Von  Belang  sind  indessen  die  Schwankungen  inner- 
halb des  Grossherzogtums  nicht;  soweit  sie  aber  vorliegen,  machen  sie  sich  am 
meisten  zwischen  der  Marsch,  der  Oldenburger  Geest  und  dem  Fürstentum 
Lübeck  nach  der  einen  und  dem  Münsterlande  nach  der  anderen  Richtung  be- 
merkbar. Dort  ist  der  Anteil  der  Viehhalter  ein  kleinerer,  hier  ein  grösserer. 
Es  hängt  dies  wenigstens  teilweise  mit  den  Gnmdbesitzverhältnissen  zusammen. 
Da  die  Viehhaltung  doch  vorzugsweise  mit  dem  landwirtschaftlichen  Betriebe 
in  Verbindung  steht,  so  ist  für  die  Anzahl  der  Viehbesitzer  die  der  Landwirte 
mehr  oder  minder  entscheidend.  Die  letztere  Grösse  wird  aber  wiederum  wesent- 
lich durch  die  Wertsverhältnisse  und  Natur  des  Grundbesitztums  bedingt,  je 
nachdem  das  letztere  leichter  oder  schwieriger  zu  erlangen  ist.  Nun  ist  aber 
der  Boden  weit  wertvoller  imd  für  wenigere  erschwingbar,  deshalb  auch  in 
wenigeren  Händen  in  der  Marsch  und  im  Fürstentum  Lübeck  als  im  Münster- 
land mit  seinem  kärglich  lohnenden  Grundeigentum.  Es  muss  deshalb  in  der 
Hauptsache  auch  hier  die  Verteilung  des  Viehbesitzes  eine  allgemeinere  sein. 
Für  die  geringere  Ausdehnung  des  Viehbesitzes  auf  der  Oldenburger  Geest  kann 
freilich  nicht  der  —  ebenfalls  nur  niedrige  —  Wert  des  Grand  und  Bodens  aus- 
schlaggebend sein,  vielmehr  muss  hier  der  bedeutendere  Umfang  der  städtischen 
Bevölkerung,  welche  begreiflicherweise  bei  der  Viehhaltung  in  minderem  Masse 
beteiligt  ist,  in  Anschlag  gebracht  werden. 

Weniger  gleichmässi'g  als  der  Besitz  von  Vieh  ist  der  in  demselben  ent- 
haltene Kapitalwert  über  die  einzelnen  Bezirke  des  Landes  verteilt.  Dieser  näm- 
lich beträgt^): 

im  ganzen 
im  M. 

Herzogtum  Oldenburg     .     57,016,791 
Darunter  in  der 

Marsch 30,461,681 

Oldenburger  Geest  .     .     16,737,093 

Münsterschen  Geest .     .       9,818,017 


auf  1  ha 

auf  1  Viehbesitzer 

M. 

M. 

106 

1401 

266 

2700 

80 

929 

46 

861 

»)  Statistik  des  Deutschen  Reiches.    1875.    Bd.  VIII,  2.  Teil,  S.  72. 

^)  Die  Viehhaltung  im  Grossherzogtum  Oldenburg,  a.  a.  0.  S.  336—339. 
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f  1  ha 

auf  1 

Viehbesitzer 

M. 

M. 

113 

1246 

121 

1049 

108 

1346 

im  ganzen 

im  M. 

Fürstentum  Lübeck     .     .      6,120,190 

Fürstentum  Birkenfeld     .      6,077,728 

Grossherzogtum  ....     69,214,709 

Wie  viel  wertvoller  der  Viehstand  der  Marsch  als  der  aller  anderen  Be- 
zirke und  von  diesen  wieder  der  beiden  Fürstentümer  als  der  der  beiden  Geest- 
t«üe  ist.  erhellt  deutlich  aus  dem  Verhältnis  des  Wertes  zur  Fläche.  Fasst  man 
aber  das  Wertverhältnis  zu  den  Besitzern  ins  Auge,  so  macht  sich  nächst  der 
Marsch,  freilich  mit  einigem  Abstand,  auch  das  Fürstentum  Lübeck  geltend, 
also  jene  zwei  Bezirke,  welche  wegen  ihres  wertvollen  Bodens  eine  beschränktere 
Anzahl  Viehbesitzer  haben,  die  aber  auch  deshalb  über  einen  ausgedehnteren 
und  ebenfalls  qualitativ  besseren  Viehetand  verfügen.  In  welchem  Masse  der 
Viehbesitz  für  den  Wohlstand  des  Landes  von  Bedeutung  ist,  mag  aus  einem 
Vergleich  seines  Wertes  mit  dem  des  Grundbesitzes  entnommen  werden.  Wird 
der  letztere  durch  Kapitalisierung  der  Reinerträge  (im  fünfundzwanzigfachen 
Betrage)  festzustellen  gesucht,  so  beläuft  er  sich  für  das  Herzogtum  auf  233,132,297, 
für  Lübeck  auf  77,752,825 ,  für  Birkenfeld  auf  37,217,048  und  für  das  ganze 
Grossherzogtum  auf  348,102,170  M.  Davon  macht  der  Kapitalwert  des  Vieh- 
standes im  Herzoghim  24,46,  im  Fürstentum  Lübeck  7,87,  in  Birkenfeld  16,33 
und  überhaupt  19,89 o/o  aus,  steht  also,  wenn  auch  bezirksweise  verschieden, 
durchweg  in  einem  sehr  ansehnlichen  Verhältnisse  zu  dem  wichtigsten  Bestand- 
teile des  Nationalvermögens,  zu  dem  Immobiliarbesitze  *).  — 

Zu  einigermassen  ähnlichen  Wahrnehmungen,  wie  sie  bei  den  Besitz- 
verhältnissen heiTortreten,  führt  schliesslich  noch  ein  Blick  auf  die  Verteilung 
des  Einkommens.  Quelle  derselben  ist  die  für  die  —  zuvor  beschriebene  — 
klassifizierte  Einkommensteuer  aufzustellende  RoUe  der  Steuerpflichtigen,  ihrer 
Bezüge  und  Abgabenbeträge.  Die  darauf  begründeten  Ermittelimgen  ergeben, 
was  einmal  die  Höhe  des  gesamten  Einkommens  wie  den  Anteil  auf  die  Be- 
steuerten selbst  —  seien  es  einzeln  stehende  Personen  oder  ganze  Haushaltungen  — 
und  auf  die  Bevölkerung  überhaupt  angeht,  hinsichtlich  des  Jahres  1880: 

Mittleres  Einkommen 


Herzogtum  Oldenburg 
Darunter  in  der 
Marsch      .... 
Oldenburger  Geest 
Münsterschen  Geest 

Fürstentum  Lübeck   . 

Füi-stentum  Birkenfeld 

Grossherzogtum     .     . 


izahl  der 

Deren 

für  einen 

euerzahler 

Einkommen 

Steuerzahler 

Einw. 

M. 

M. 

M. 

76,204 

58,766,550 

771.17 

222,89 

24,613 

19,824,938 

805,47 

260,63 

35,260 

29,185,800 

827,73 

237,36 

16.331 

9,755,812 

597,38 

150,97 

10,730 

7,255,088 

676,15 

206,43 

10,631 

8,051,550 

757,36 

208,13 

97,565 

74,073.188 

759,22 

219,49 

Das  hier  entrollte  Bild  ruft  nicht   den  Eindruck  einer  im  ganzen  hoch- 
entwickelten Wohlhabenheit  wach.    Ja,   dürfte  man  trauen,   dass  diese  Zahlen 


')  Ebenda,  S.  34l. 
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genau  die  Wirkliclikeit  abspiegelten,  könnte  man  daraus  eher  auf  recht  be- 
schränkte ökonomische  Verhältnisse  schliessen.  Eine  solche  Annahme  drängt 
sich  wenigstens  dann  auf,  wenn  neben  die  obigen  Erscheinungen  die  des  König- 
reichs Sachsen  gestellt  werden.  Denn  daselbst  trafen  im  gleichen  Jahre  1880 
bei  einem  mit  Ausschluss  der  juristischen  Personen  zu  591,398,116  M.  ge- 
fundenen Einkommen  auf  den  Einwohner  bereits  320  M.,  d.  h.  100  M.  mehr 
als  im  Mittel  des  oldenburgischen  Staates  ^).  Nun  liegen  aber  in  Wahrheit 
für  den  letzteren  die  Dinge  etwas  anders  und  günstiger,  als  sie  hier  ziffer- 
mässig  zum  Ausdruck  gekommen  sind.  Die  Ermittelungen  des  Einkommens 
durch  die  Steuerbehörden  lassen  sich  nämlich  von  Missgriifen  nicht  freisprechen, 
leiden  vielmehr  an  der  notorischen  Neigung  der  Schätzungsorgane,  die  Pflichtigen 
thunlichst  niedrig  einzuschätzen.  Es  dürfen  darum  auch  die  oldenburgischen 
Schätzungsergebnisse  nicht  als  vollwertig  aufgefasst  werden.  Wohl  aber  haben 
diejenigen  Sachsens  Anspruch  darauf,  als  den  thatsächlichen  Zuständen  ent- 
sprechend zu  gelten,  da  nach  der  neuen  vervollkommneten  —  aus  den  Jahren 
1874  und  '1878  stammenden  —  Einrichtung  der  Einkommensteuer  dort  ein 
treffliches,  mit  vieler  Gründlichkeit  gehandhabtes  Veranlagungsverfahren  besteht. 
Wenn  also  die  Vergleichung  beider  Länder  einen  nennenswerten  Abstand  in 
der  Grösse  des  mittleren  Einkommens  aufgedeckt  hat,  so  ist  derselbe,  wie  hoch 
man  auch  die  Ueberlegenheit  des  industriereichen  Sachsens  über  das  vorwiegend 
agrarische  Oldenburg  anzuschlagen  geneigt  sein  mag,  doch  nicht  ganz  allein 
dieser  Ueberlegenheit  des  allgemeinen  Wohlstandes,  sondern  teilweise  eben  auch 
der  verschiedenartigen,  bei  den  Schätzungen  geübten  Sorgfalt  und  der  dadurch 
bedingten  Zuverlässigkeit  der  Resultate  zuzuschreiben.  In  dieser  Richtung  würde 
weit  mehr  als  mit  Sachsen  eine  Uebereinstimmung  mit  Preussen  vorhanden  sein, 
dessen  Einschätzungen  ebenfalls  angefochten  sind  als  vielfach  hinter  der  Wirk- 
lichkeit zurückbleibend,  und  zwar  so  sehr,  dass  sie  ein  berufener  Forscher  bei 
seinen  Berechnungen  des  Volkseinkommens  um  eine  namhafte  Quote  —  bis  zu 
84,000  M.  um  25  7o,  darüber  um  10%  —  erhöhen  zu  müssen  geglaubt  hat  ^). 
Leider  sind  die  Thatsachen  dieses  Staates  wegen  einer  anderen  Ungleichheit,  der 
gemäss  dort  die  Einkommen  bis  zu  420  M.  unbesteuert  und  ausser  Ansatz 
bleiben  (die  später  eingetretene  Beschränkung  der  Besteuerungsgrenze  un- 
gerechnet), während  in  Oldenburg  solche  bis  450  M.  schon  von  mehr  als  der 
Hälfte  —  etwa  60°/o  ~  aller  Steuerzahler  bezogen  werden,  zur  Vei-wendung  im 


^)  V.  Böhmert,  Die  sächsische  Einkommensstatistik  von  1875  bis  1880  in 
der  Zeitschrift  des  K.  sächsischen  statistischen  Bureaus.  Dresden  1881,  XXVI.  Jahr- 
gang, Heft  3  und  4,  S.  103  ff.  —  Eine  Berechnung  des  sächsischen  Einkommens 
auf  je  einen  Kontribuenten  ist,  um  nicht  im  Hinblick  auf  die  diesseitigen  An- 
gaben zu  einer  irrigen  Vorstellung  zu  verleiten,  unterblieben.  Das  Einschätzungs- 
verfahren ist  nämlich  insofern  verschieden,  als  in  Oldenburg  die  mehreren  einer 
Haushaltung  angehörenden  Personen  in  der  Regel  bloss  gemeinsam,  in  Sachsen 
aber  einzeln  angesetzt  werden,  was  bewirkt,  dass  hier  die  Anzahl  der  Censiten 
eine  grössere,  demnach  ihr  Durchschnittseinkommen  ein  verhältnismässig  kleineres 
ist  als  dort. 

^)  A.  Soetbeer,  Umfang  und  Verteilung  des  Volkseinkommens  im  preussi- 
schen  Staate  1872—1878.  Leipzig  1879,  S.  37;  desgleichen  für  den  Zeitraum 
von  1879 — 1882  in  Conrads  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik, 
Bd.  34,  S.  112  ff.,  Bd.  39,  S.  229  ff.  und  Bd.  41,  S.  453  ff. 
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vorliegenden  Falle  ungeeignet,  weil  begreiflicherweise  durch  den  Fortfall  der 
höchst  zahlreich  vertretenen  kleinen  Einkommen  die  Gesamthöhe  und  infolge- 
dessen der  Durchschnittsbetrag  des  preussischen  Einkommens  in  einer  Weise  be- 
einflusst  wird,  dass  er  dem  Grossherzogtum  gegenüber  zu  niedrig  sich  heraus- 
stellen muss.  Wie  für  Preussen  geschehen,  bedürften  auch  die  oldenburgischen 
Ergebnisse  einer  Erhöhung,  um  gie  auf  das  Niveau  der  sächsischen  zu  bringen 
und  zugleich  eine  richtigere  Wiedergabe  des  Thatsächlichen  zu  erlangen.  Nach 
welchem  Massstabe  die  Berichtigung  vorzunehmen,  dazu  fehlt  es  jedoch  an 
genügendem  Anhalte,  und  soll  deshalb  —  zumal  bei  einer  doch  mehr  beiläufigen 
Behandlimg  des  Gegenstandes  —  hier  von  einem  derartigen,  leicht  irreführenden 
Versuche  abgesehen  werden.  Festhalten  muss  man  aber  daran,  dass  das  er- 
mittelte Einkommen  nicht  dessen  vollen  Betrag  beziffert,  dass  derselbe  bei 
schärferer  Einschätzung  ein  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  merklich  grösserer 
gewesen  sein  würde.  Alsdann  wird  man  auch  den  gewonnenen  Ergebnissen 
nicht  entnehmen  dürfen,  dass  sie  etwa  armseligen  Zuständen  das  Wort  reden; 
wenn  sie  gleich  weit  entfernt  sind,  eine  blühende  Entfaltung  der  allgemeinen 
Wohlhabenheit  anzudeuten  und  selbst  infolge  besserer  und  höherer  Abwertung 
noch  gegen  Sachsen  eine  breite  Kluft  ex-keimen  lassen  würden,  weisen  sie  doch 
bei  aller  Einfachheit  der  bestehenden  Verhältnisse  auf  eine  gedeihliche ,  lebens- 
fähige wirtschaftliche  Lage  der  Bevölkerung  im  ganzen  hin.  Allerdings  sind 
dabei  gerade  nach  dem  Wohlhabenheit«charakter  bezirksweise  sehr  wahrnehm- 
bare Unterschiede  zu  beobachten.  Auf  der  untersten  Stufe  steht  das  Münster- 
land, dessen  geringfügiges  Durchschnittseinkommen  den  anderen  Landesteilen 
gegenüber  in  der  That  für  einen  recht  schwachen  wirtschaftlichen  Entwickelimgs- 
grad  spricht.  Zwischen  dieser  und  der  obersten  Stufe  Hegt  dann  auch  ein 
breiter  Raum.  Auf  der  letzteren  steht  überraschenderweise  die  Oldenburger 
Geest,  während  nach  allem,  was  bisher  und  insbesondere  auch  über  die  Grund- 
besitzverhältnisse vorgebracht  ist,  an  erster  Stelle  die  Marsch  hätte  vermutet 
werden  sollen.  Das  wird,  wenn  nicht  allein,  so  vorzugsweise  bewirkt  durch  die 
Residenzstadt  Oldenburg  mit  einem  verhältnismässig  umfangreichen  Beamten- 
und  Offiziersstande,  mit  vielen  Rentnern  und  grösseren  Geschäftsleuten,  also 
mit  zahlreichen  Elementen,  welche  sich  im  Hinblicke  auf  die  Gesamtheit  eines 
gehobenen  Einkommens  erfreuen;  dazu  kommt,  dass  ein  grosser  Teü  dieser  Ein- 
kommen, weü  aus  öffentlichen  Kassen  fliessend,  offen  zu  Tage  liegt ,  sowie  dass 
überall  gerade  in  jener  Stadt  mit  der  Schätzung  strenger  verfahren  wird.  Wie 
sehr  sich  diese  Einflüsse  geltend  machen,  erhellt  daraus,  dass  nach  Abzug  der 
Stadt  das  Einkommen  des  Bezirks  sich  niu-  noch  auf  19,713,825  und  das  der 
28,219  Kontribuenten  im  Mittel  auf  bloss  698,60  M.  —  gegen  sonst  827,73  M.  — 
beläuft,  so  dass  es  in  diesem  Falle  weit  hinter  dem  der  Marsch  mit  805,47  M. 
zurückbleibt.  Dass  die  letztere  im  grossen  und  ganzen  sich  als  den  Landesteü 
mit  weiter  verbreiteter  Wohlhabenheit  darstellt,  wird  deutlich,  sobald  man  neben 
der  Höhe  des  Einkommens  selbst  auch  zweitens  noch  die  höchst  wichtige  Art 
der  Zusammensetzung  der  Einkommen  in  Berücksichtigung  zieht.  Geschieht 
das  wenigstens  durch  Büdung  einiger  grosser  Gruppen,  so  erhält  man  folgendes. 
Von  den  Kontribuenten  haben  ein  Einkommen  von: 
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Paul  Kollmann, 

bis  zu 

600  bis 

1500  bis 

3000  bis 

mehr-  als 

im: 

600  M. 

1500  M. 

3000  M. 

6000  M. 

6000  M. 

Herzogtum  Oldenburg 

.     55,200 

12,619 

5290 

2259 

836 

Darunter  in  der 

Marsch 

.     17,931 

3748 

1729 

888 

317 

Oldenburger  Geest . 

.     24,858 

6378 

2421 

1114 

489 

Münsterschen  Geest 

.     12,411 

2493 

1140 

257 

30 

Fürstentum  Lübeck    . 

8155 

1493 

675 

345 

62 

Fürstentum  Birkenfeld 

.       6660 

2841 

846 

224 

60 

Grossherzogtum     ,     . 

.    70,015 

16,953 

6811 

2828 

958 

Die  Zusammensetz 

ung  ist  eine 

derartige, 

dass  unter  , 

e  100  Steuerzahlern 

sind  mit  einem  Einkommen  von: 

bis  zu 

600  bis 

1500  bis 

3000  bis 

mehr  als 

im: 

600  M. 

1500  M. 

3000  M. 

6000  M. 

6000  M 

Herzogtum  Oldenburg 

.     72,44 

16,56 

6,94 

2,97 

1,09 

Darunter  in  der 

Marsch 

.     .     72,85 

15,23 

7,02 

3,61 

1,29 

Oldenburger  Geest . 

.     70,50 

18,09 

6,86 

3,16 

1,39 

Münsterschen  Geest 

.     76,00 

15,27 

6,98 

1,57 

0,18 

Fürstentum  Lübeck    . 

.     76,00 

13,91 

6,29 

3,22 

0,58 

Fürstentum  Birkenfeld 

.     62,65 

26,71 

7,96 

2,11 

0,57 

Grossherzogtum      .     . 

.     71,76 

17,38 

6,98 

2,89 

0,99 

Diese  Verteilung  zeugt  dafür,  dass  eine  erhebliche  Ungleichheit  der  wirt- 
schaftlichen Lage  der  Bevölkerung  des  Grossherzogtums  nicht  obwaltet,  dass 
vielmehr  ein  begrenztes  Mass  von  Gütern  auf  ziemlich  weite  Kreise  entfällt  — 
eine  Erscheinung,  die  der  hinsichtlich  des  Grundbesitzes  wahrgenommenen  ent- 
spricht. Das  Vorhandensein  grosser  Reichtümer  auf  der  einen,  stark  aus- 
gebreiteter Dürftigkeit  auf  der  anderen  Seite  liegt  nicht  vor.  Von  den  958 
Kontribuenten,  die  1880  zu  mehr  als  6000  M.  Einkommen  veranlagt  waren, 
gab  es  nur  60,  die  über  18,000  M.  hatten.  Die  grosse  Mehrzahl,  im  Mittel  des 
Grossherzogtums  schon  nahezu  drei  Viertel  aller  Steuerzahler,  verfügt  nach  der 
Annahme  der  —  wie  gesagt  vielfach  zu  niedrig  veranschlagenden  —  Schätzungs- 
organe über  nicht  mehr  als  bis  zu  600  M.  Die  grösseren  Einkommen  treten 
also  stark  zurück,  so  stark,  dass  ein  solches  von  3000  M.  schon  zu  den  höheren 
gerechnet  werden  muss. 

Für  die  Vergleichung  der  einzelnen  Landesteile  nach  dem  Grade,  in  welchem 
ein  höherer  wie  niederer  Wohlstand  mehr  oder  minder  verbreitet  erscheint,  ver- 
dient das  Verhältnis,  in  welchem  sich  die  Kontribuenten  jener  grösseren  Ein- 
kommen von  über  3000  M.  zu  denen  von  bis  zu  600  M.  stellen,  vorzugsweise 
Beachtung.  In  diesem  Verhältnisse  gehen  aber  die  Bezirke  des  Grossherzog- 
tums nicht  unmerklich  auseinander.  Am  verbreitetsten  sind  danach  die  grösseren 
Einkommen  in  der  Marsch,  wo  auf  einen  der  wohlhabenderen  Steuerzahler  bloss 
14,88  solcher  mit  schwachem  Einkommen  fallen.  Der  Reihenfolge  nach  kommt 
die  Oldenburger  Geest  mit  15.51  —  wie  man  daraus  zu  entnehmen  vermag, 
ist  die  Zahl  der  kleinen  Einkommen  hier  relativ  umfangreicher  als  in  der  Marsch, 
das   gegen   die  letztere  höhere  Durchschnittseinkommen  aber  nur  durch  wenige 
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wohlhabendere  Kontribuenten  bewirkt  — ,  sodann  das  Fürstentum  Lübeck  mit 
20,04 ,  Birkenfeld  mit  23,45  und  endlich  nach  einer  ansehnlicheren  Spanne  die 
Münstersche  Geest,  in  welchem  Bezirk  erst  auf  43,24  dürftige  ein  begüterter 
Steuerzahler  entfällt.  Hält  man  diese  Verhältnisgrössen  mit  dem  mittleren 
Einkommen  eines  Einwohners  zusammen,  wii-d  man  bemerken,  dass  in  der  Haupt- 
sache jene  diesen  folgen,  dass  demnach  niedrige,  also  günstige  Verhältnisziffem 
einem  höheren  Durchschnittseinkommen  entsprechen  und  umgekehrt.  Daraus 
geht  wiederum  hervor,  dass  dort,  wo  sich  im  Mittel  höhere  Einkommen  ge- 
funden haben,  nicht  der  Einfluss  einiger,  reich  begüterter  Steuerzahler,  als  viel- 
mehr der  eines  —  selbstverständlich  relativ  —  höherstehenden  Wohlstandes  in 
weiterer  Ausdehnung  hervortritt. 

Zeigen  also  ihren  Einkommenverhältnissen  nach  die  einzelnen  Teüe  des 
Grossherzogtums  auffällige  Verschiedenheiten,  so  ist  doch  unverkennbai- ,  dass 
im  Durchschnitt  die  allgemeine  Wohlhabenheit  noch  keine  hohe  Stufe  ei-reicht 
hat.  Trotz  der  Missgriffe  bei  der  Veranlagung  muss  es  doch  immerhin  schon 
als  ein  gewichtiges  Zeichen  erscheinen,  dass  Kontribuenten  mit  Einkommen  von 
3000  M.  —  und  setze  man  als  Korrektur  einer  unzureichenden  Einschätzung 
statt  dessen  selbst  5000  M.  —  noch  nicht  4"/»  der  erwerbenden  Bevölkenmg 
ausmachen.  Und  doch  ist  bei  aller  Geringfügigkeit  der  Einkommenserträge  ein 
verbreitetes  Besitztum,  freilich  überwiegend  in  seiner  Ergiebigkeit  nicht  minder 
beschränkt  als  das  Einkommen  dai-gethan  worden.  Wenn  man  daher  auch  von 
keiner  hoch  entwickelten  wirtschaftlichen  Gestaltung  sprechen  kann,  so  un- 
bedingt noch  weniger  von  proletaiischen  oder  eigentlich  unbefriedigenden  Zu- 
ständen. Der  ökonomische  Charakter  des  Staates  im  grossen  und  ganzen  ist 
vielmehr  der,  dass  mit  bescheidenen,  ziemlich  gleichmässig  verteilten  ilitteln 
bescheidene  Erträge  erzielt  werden,  dass  das  ganze  volkswirtschaftliche  Leben 
ein  zwar  einfaches,  in  seinen  Grundlagen  aber  gesundes  Gepräge  hat.  Dafür 
werden  auch  teilweise  die  folgenden  Untersuchungen  über  den  Umfang  der 
kommunalen  Belastung  sowohl  im  Hinblick  auf  die  steuerliche  Leistungsfähig- 
keit der  Bevölkerung  als  auch  auf  die  Bedürfnisse  der  Selbstverwaltungskörper 
Zeugnis  ablegen. 

V. 

Die  Höhe  der  Eommnnalbelastung. 

Nach  längerer  Erörterung  solcher  Momente,  welche,  als  Akte  der  Gesetz- 
gebung oder  als  Erscheinungen  der  allgemeinen  socialen  Lage  der  Bevölkerung, 
auf  die  Art  und  Weise,  wie  auf  den  L'mfang  der  steuerlichen  Belastung  sich 
mehr  oder  minder  einflussreich  erweisen,  ist  jetzt  an  der  Hand  der  statistischen 
Ermittelungen  auf  die  Höhe  der  kommunalen  Umlagen  selbst  ein- 
zugehen und  diese  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  beteiligte  Volkszahl  näher 
zu  untersuchen.  Die  dabei  heranzuziehenden  Thatsachen  begreifen  für  das 
Herzogtimi:  die  12  Amtsverbände,  118  politischen  und  Armengemeinden,  276  evan- 
gelischen und  123  katholischen  Verbände  für  das  Volksschulwesen  (Schulachten) 
nebst  6  städtischen  Gemeindeschulverbänden  zugleich  mit  höheren  Lehranstalten, 
13  Ortsgenossenschaften  und  Ortswegegemeinden,  87  evangelische  und  36  katho- 
lische Pfarrgemeinden,  überdies  100  Deichbände  und  sonstige  Wasserbau- 
genossenschaften.    Für    das  Fürstentum  Lübeck  beziehen  sich  die   Unterlagen 
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auf  19  politische  und  je  18  Armen-  und  Schulgemeinden,  sowie  auf  13  Kirchen- 
gemeinden. Aus  dem  Fürstentum  Birkenfeld  kommen  die  5  Bürgermeisterei- 
verbände, 89  politische  Gemeinden  mit  Einschluss  ihrer  steuerlichen  Leistungen 
für  Armen-  und  Schulwesen,  femer  15  evangelische  und  7  katholische  Kirchen- 
gemeinden in  Betracht.  Die  Angaben,  welche  den  achtjährigen  Abschnitt  von 
1873  bis  1880  umfassen,  sind  jedoch  von  einigen  Lücken  nicht  frei.  Einmal 
begreifen  sie  insofern  nicht  die  ganze  Kommunalbelastung,  als  die  jüdischen 
Kultusgemeinden  bis  jetzt  bei  den  Ermittelungen  ausser  acht  gelassen  sind. 
Das  fällt  indessen  wenig  ins  Gewicht,  da  die  ganze  jüdische  Bevölkerung  des 
Grossherzogtums  noch  kein  halbes  Prozent  ausmacht,  ihre  Kultusbedürfnisse 
daher  nur  von  geringem  Umfange  sind  und  der  geistliche  Dienst  bloss  durch 
je  einen  Rabbiner  im  Herzogtum  und  Fürstentum  Birkenfeld  versehen  wird. 
Weit  mehr  als  diese  Auslassungen  sind  die  von  Belang,  welche  sich  aus  gewissen 
Einrichtungen  des  Fürßtentums  Lübeck  ergeben.  Einmal  hat  das  auf  das  Kirchen- 
gemeindewesen  Bezug,  welches  erst  teilweise  eine  neue  Organisation  erfahren 
hat.  Infolgedessen  konnten  regelmässige  statistische  Erhebungen  bis  jetzt 
bloss  auf  die  drei  zuerst  organisierten  Kirchengemeinden  ausgedehnt  werden. 
Für  die  übrigen  Gemeinden  liegen  bloss  für  die  Jahre  1875  bis  1879  die  Er- 
trägnisse der  Umlagen  vor.  Dazu  kommt,  dass  im  Fürstentum  noch  vielfältig  zu 
Kirchen-,  Armen-  und  Schulzwecken  Hand-  und  Spanndienste  stattfinden,  die  in  den 
Rechnungen  nicht  zur  Erscheinung  gelangen.  Hier  hat  nun  allerdings  eine  auf 
den  Durchschnitt  der  Jahre  1875  bis  1879  ausgedehnte  überschlägige  Ermittelung 
des  Geldwertes  dieser  Dienste  nachgeholfen,  so  dass  das  Bild  leidlich  berichtigt 
werden  konnte.  Dasselbe  trifft  auf  die  weit  umfangi'eicheren  Wegelasten  zu, 
die  —  wie  zuvor  dargethan  —  fast  ausschliesslich  durch  Landbesitzer  in  natura  zu 
tragen  sind.  Ebenfalls  nur  durchschnittlich  und  allein  für  die  Jahre  1875  bis  1879 
sind  die  Geldumlagen  der  Dorfschaften  festgestellt  worden,  und  zwar  deshalb  nur 
in  dieser  Weise,  weil  das  Rechnunsgwesen  der  Dorfschaften  bisher  noch  nicht 
einheitlich  geordnet  worden  ist  und  daher  auch  nicht  in  den  Rahmen  regel- 
mässiger statistischer  Ermittelungen  gezogen  werden  konnte.  Der  Haushalt 
dieser  kleinen  Verbände  mit  sehr  beschränkten  örtlichen  Aufgaben  ist  übrigens 
von  untergeordneter  Natur.  Alles,  was  sie  insgesamt  an  Umlagen  ausgeschrieben, 
erreicht  im  Jahre  noch  keine  8000  M.  Bedauerlich  bleibt  es  aber,  dass  die 
Angaben  des  Fürstentums  Lübeck  nicht  so  exakt  wie  für  das  übrige  Staats- 
gebiet zu  erlangen  waren.  Für  das  Herzogtum  dagegen  lassen  sich  die  That- 
sachen  über  die  Geldlasten  auch  noch  durch  den  in  den  Rechnungen  bezifferten 
Betrag  der  geleisteten  Hand-  und  Spanndienste  ergänzen.  In  Birkenfeld  kommen 
selbige  als  unmittelbare  Umlagen  nicht  mehr  vor,  nur  mittelbar  insoweit,  als 
dadurch  die  Nichtleistung  der  angesetzten  Geldleistungen  abverdient  werden 
kann  und  wird.  Hier  wird  darum  in  den  Rechnungen  die  ganze  Belastung  als 
erhobene  Geldlast  behandelt  und  demgemäss  der  abverdiente  Betrag  angegeben. 
Die  so  beschaffenen  Thatsachen  über  die  Kommunalbelastung  mögen  hier  nun 
zunächst  in  Bezug  auf  den  Gesamtbelauf  der  Umlagen  mit  Einschluss 
des  in  Geld  abgeschätzten  Wertes  der  Naturalleistungen  für  die 
einzelnen  Verbandsarten  und  das  je  für  die  verschiedenen  charakteristischen 
Bezirke  des  Grossherzogtums  nach  ihren  absoluten  Grössen  vorgeführt  werden, 
um    dann    mit    den    erforderlichen    Berechmmgen    daran    die    weiteren    Unter- 
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suchungen  knüpfen  zu  können.  In  zeitlicher  Beziehung  sollen  hierbei  nicht  nur  mit 
Rücksicht  auf  den  Raum,  sondern  auch  um  mehr  ausgeglichene  Grössen  zu  erhalten, 
an  Stelle  der  oftmals  stark  wechselnden  Beträge  der  einzelnen  Jahre  mehrjährige 
Durchsclmitte  zu  Grunde  gelegt  werden,  nämlich  ausser  für  den  ganzen  achlgährigea 
Abschnitt  für  dessen  beide  Hälften  von  1873  bis  1876  und  von  1877  bis  1880. 
Demgemäss  betrugen  die  Konmiunallasten  im  Jahresmittel: 

1873—76       1877—80       1873-80 
M.  M.  M. 

bei  den  —  in  der  Marsch  — 


politischen  Gemeinden     .     . 

.      222,497 

357,035 

289,766 

dazu  Hundesteuer  ^) 

6,356 

7,652 

7,004 

Ortsgenossenschaft«n    .     . 

1,998 

2,176 

2,087 

Armengemeinden      .     .     . 

.     206,428 

180,782 

193,604 

evangel.  Schulachten    .     . 

.      168,524 

180,127 

174,325 

kathol.  Schulachten     .     . 

— 

— 

— 

Gemeindeschulverbänden 

7,331 

8,785 

8,058 

evangel.  Pfarrgemeinden 

.       71,007 

76,070 

73,538 

kathol.  Pfarrgemernden    . 

— 

— 

— 

Zusammen      .     .     . 

.     684,141 

812,627 

748,382 

—  auf  der  Oldenburger  Geest  — 

politischen  Gemeinden 

.      275,942 

380,096 

328,018 

dazu  Hundesteuer  ') 

11,498 

14,024 

12,761 

Ortsgenossenschaften    .     . 

14,176 

15,014 

14,595 

Armengemeinden     .     .     . 

.      190,818 

215,046 

202,932 

evangel.  Schulacht«n    .     . 

.     .      173,673 

192,057 

182,863 

kathol.  Schulachten     .     . 

4,596 

3,287 

3,942 

Gemeindeschulverbänden 

.     .       50,239 

57,434 

53,837 

evangel.  Pfarrgemeinden 

96,421 

116,277 

106,349 

kathol.  Pfarrgemeinden    . 

.     .         1,562 

1,987 

1,775 

Zusammen      .     . 

.     .     818,925 

995,222 

907,072 

—  auf  der  Münsterschen  Geest  — 

politischen  Gemeinden 

.       49,555 

88,166 

68,861 

dazu  Hundesteuer  ') 

.     .         6,044 

6,075 

6,059 

Ortsgenossenschaften    .     . 

.     .         1,569 

3,768 

2,669 

Armengemeinden      .     .     . 

.     .       43,704 

45,070 

44,387 

evangel.  Schulachten    .     . 

.    .         4,143 

5,137 

4,640 

kathol.  Schulachten     .     . 

79,889 

91,266 

85,577 

Gemeindeschulverbänden 

.    .          — 

— 

— 

evangel.  Pfarrgemeinden 

.    .         1,704 

2,653 

2,178 

kathol.  Pfarrgemeinden    . 

.    .       29,136 

22,508 

25,822 

Zusammen      .     . 

.     .     215,744 

264,643 

240,193 

')  Die  hier  besonders  ausgeschiedene  Hundesteuer  ist  eigentlich  als  staatliche 
Abgabe  aufzufassen,  bestimmt,  der  überflüssigen  Hundehaltung  entgegenzuwirken. 
Da  sie  jedoch  in  Bezug  auf  die  Höhe  des  Steuersatzes,  abgesehen  vom  Minimal- 
betrage, vom  Beschluss  der  Gemeindevertretimg  abhängig  ist  und  auch  die 
Erhebimg  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse  geschieht,  ist  selbige  den  Kommunal- 
steuem  hinzugerechnet  worden. 
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bei  den 


1873—76       1877  -80       1873-80 
M.  M.  M. 

—  im  ganzen  Herzogtum  — 


politischen  Gemeinden     .     . 

.       547,994 

825,297 

686,645 

dazu  Hundesteuer  ')     .     . 

23,898 

27,751 

25,824 

Ortsgenossenschaften  .     .     . 

17,743 

20,958 

19,351 

Armengemeinden     .     .     .     . 

.      440,950 

440,898 

440,923 

evangel.  Schulachten  .     .     . 

.       346,340 

377,316 

361,828 

kathol.  Schulachten     .     .     . 

84,485 

94,553 

89,519 

Gemeindeschulverbänden 

57,570 

66,219 

61,895 

evangel.  Pfarrgemeinden 

.       169,132 

195,000 

182,065 

kathol.  Pfarrgemeinden  .     . 

.  •      30,698 

24,495 

27,597 

Zusammen     .     .     . 

.    1,718,810 

2,072,487 

1,895,647 

—  im  Fürstentum  Lübeck  — 

politischen  Gemeinden    .     . 

63,912 

110,689 

87,301 

dazu  Hundesteuer  ')     .     . 

8,754 

3,718 

3,736 

Dorfschaften 

7,791 

7,791 

7,791 

Armengemeinden     .     .     .     . 

92,699 

79,106 

85,902 

Schulgemeinden       .     .     .     . 

.       126,757 

144,414 

135,585 

Kirchengemeinden  .     .     .     . 

16,322 

14,126 

15,224 

Zusammen     .     .     . 

.       311,235 

359,844 

335,539 

—  im  Fürstentum  Birkenfeld  — 

politischen  Gemeinden 

(nebst  Armen-  u.  Schulwesen)  . 

.       179,497 

199,007 

189,252 

dazu  Hundesteuer  ^)      .     . 

3,119 

3,929 

3,524 

evangel.  Kirchengemeinden 

8,886 

8,902 

8,894 

kathol.  Kirchengemeinden   . 

2,736 

3,569 

3,152 

Zusammen     .     .     . 

.       194,238 

215,407 

204,822 

—  im 

Grossherzoi 

^um  — 

weltlichen  Verbänden      .     . 

.'  1,965,738 

2,366,248 

2,165,994 

dazu  Hundesteuer  ^)     .     . 

30,771 

35,398 

33,084 

kirchlichen  Verbänden     .     . 

.      227,774 

246,092 

236,933 

Zusammen     .     .     . 

.    2,224,283 

2,647,738 

2,436,011 

Die  unter  diesen  Beträgen  enthaltenen  Naturalleistungen  haben  sowohl 
absolut  als  in  ihrem  Verhältnisse  zu  den  sämtlichen  Lasten  folgende  Ausdehnung. 
Im  Herzogtume  wurden  deren  gefordert: 


1873- 

-76 

1877- 

-80 

1873- 

-80 

von  den 

M. 

7o 

M. 

> 

M. 

7« 

politischen  Gemeinden    . 

12,204 

2,13 

9,860 

1,15 

11,032 

1,55 

Ortsgenossenschaften  .     . 

1,400 

7,89 

1,165 

5,56 

1,282 

6,62 

evangel.  Schulachten 

10 

— 

2 

— 

6 

— 

evangel.  Pfarrgemeinden 

63 

0,04 

63 

0,03 

63 

0,03 

kathol.  Pfarrgemeinden  . 

1,986 

6,47 

11 

0.04 

999 

3,62 

Zusammen    .     .     . 

15,663 

0,91 

11,101 

0.54 

13,382 

0,71 

^)  S.  vorhergehende  Seite. 
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Die  Naturdlleistungen  —  Hand-  imd  Spanndienst  —  sind  also  für  den 
Haushalt  der  Kommunalverbände  des  Herzogtums  gegenwärtig  bereits  zu  unter- 
geordneter Bedeutung  herabgesunken  —  abgesehen  von  den  örtlichen,  vielfach 
zu  Wegeanlagen  errichteten  Verbänden.  Anders  stellt  sich  die  Sachlage  aber 
im  Fürstentum  Lübeck,  wo  allein  der  Wert  der  Wegelasten  zu  18,203,  dann  der 
für  Armen-  und  Schulzwecke  zu  8638,  für  Kirchenzwecke  zu  826  M.,  mithin  im 
ganzen  zu  27,667  M.  ermittelt  wurde.  Es  macht  dies  8,25  °/o  der  sämtlichen 
Lasten  aus.  Dass  in  Birkenfeld  Hand-  rmd  Spanndienste  nur  als  Ersatz  nicht  ge- 
leisteter Barzahlimg  vorkommen,  ist  bereits  gesagt.  Dieser  ab  verdiente  Betrag 
bezifferte  sich  durchschnittlich  auf  7598  M.,  d.  h.  auf  4,01  "/o  der  von  den  poli- 
tischen Gemeinden  aufgebrachten  Umlagen. 

Zu  den  Umlagen  der  aufgeführten  Verbände  treten  aber  noch  diejenigen, 
welche  allein  die  Marsch  betreffen  \md  sich  auf  deren  besondere  Vorkehrungen 
zum  Schutz  gegen  das  Wasser  beziehen.  Von  diesen  Wasserbaugenossenschaften 
wurden  erhoben  und  zwar  von  den: 

Deich-                Siel-  sonstigen  sämtlichen 

Durchschnitt:        bänden.  achten.  Genossensch.  Genossensch. 

M.                    M.  M.                      M. 

1873—76            222,456  200,082  60,031            482,569 

1877-80            238,642  163,337  75,897            477.876 

1873-80            230,549  181,709  67,964           480,222* 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Deichwesen  und  die  damit  in  Verbindung 
stehenden  wasserbaulichen  Aufgaben  ganz  eigenartiger  Natur  sind  und  lediglich 
einen  Landesteil  berühren,  sollen  sie  im  weiteren  Verlauf  der  Darstellung  auch 
nicht  wieder  oder  nur  beiläufig  herangezogen  werden.  Hier  aber  gebot  die 
Vollständigkeit,  auch  die  aus  diesen  kommunalen  Obliegenheiten  entspringenden 
steuerlichen  Verpflichtungen  darzuthun,  um  je  nach  Bedarf  die  Möglichkeit  zu 
gewähren,  diese  Lasten  in  Anschlag  zu  bringen.  Die  weitere  Verwendung  der 
Wasserbaulasten  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Kommimalsteuem  wird  zudem 
dadurch  nicht  gut  ausführbar,  dass,  wie  es  nachher  zu  geschehen  hat,  die  Be- 
rechnung zur  Bevölkerung  unthunlich  ist,  da  letztere  bezüglich  der  einzelnen 
Wasserbaugenossenschaften  nicht  feststeht.  Hier  ist  nämlich  niu-  die  —  auch  für 
die  Abgabenleistung  massgebende  —  Fläche  des  beteiligten  Gnmdbesitzes  be- 
kannt, welche  sich  für  die  Deichbände  und  das  gesamte  deichpflichtige  Land 
auf  116,069,82  ha  beläuft,  wozu  noch  946,56  ha  des  ausserhalb  der  Deichbände 
belegenen  Areals  treten,  auf  das  sich  die  Wirksamkeit  der  Genossenschaften  er- 
streckt. Das  Gebiet  der  Sielachten  insbesondere  umfasst  108,295,29  und  das  der 
übrigen  Genossenschaften  24,918,07  ha.    Danach  kommen  —  um  das  gleich  hier 


anzufügen   und  damit 

diesen  Gegenstand  zu 

erledigen  — 

auf  je  1  ha  i 

lagen  der: 

Deich- 

Siel- 

sonstigen 

sämtliche 

Durchschnitt: 

bände. 

achten. 

Genossensch. 

Genossensch. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1873—76 

2,00 

1,84 

2,42 

4,12 

1877-80 

2,06 

1.50 

3,04 

4,08 

1873-80 

1,98 

1,67 

685 

2,73 

4,10 

256  P8.U1  Kollmann, 

Wollte  man  wissen,  wie  sich  diese  Abgaben  zur  Bevölkerung  stellen,  so 
kann  dies  nur  durchaus  annähernd  ermittelt  werden.  Nimmt  man  nämlich  die 
Bevölkerung  der  Marsch,  wie  sie  oben  mitgeteilt  ist  und  im  übrigen  zutrifft, 
mit  73,086  Einwohner  an,  so  stimmt  das  deshalb  nicht  genau,  weil  sich  der 
geographische  Bezirk,  wie  er  nach  Massgabe  der  Grenzen  der  politischen  Ge- 
meinden und  deren  überwiegender  Marschqualität  gebildet  ist,  nicht  mit  dem 
des  deichpflichtigen  Landes  deckt,  was  schon  daraus  hervorgeht,  dass  jener  nur 
111,204  ha  ausmacht,  dieser  aber  6000  mehr  fasst.  Indessen,  um  doch  eine  all- 
gemeine Vorstellung  der  Belastung  des  einzelnen  in  der  Marsch  durch  die 
Wasserbauumlagen  zu  erhalten,  würde,  den  geographischen  Bezirk  mit  seiner 
erwähnten  Bevölkerung  zu  Grunde  gelegt,  als  Resultat  ergeben,  dass  auf  den  Be- 
wohner 6,57  M.  an  Wasserbaulasten  im  ganzen  entfielen.  — 

Sollen  die  vorstehend  über  die  Höhe  der  Kommunalbesteuerung  beigebrachten 
Grundzahlen  nunmehr  den  Gegenstand  weiterer  Verwertung  darbieten,  so  wird 
an  erster  Stelle  der  Anteil  der  von  den  verschiedenen  Verbänden  aus- 
geschriebenen Steuern  an  der  gesamten  kommunalen  Steuerlast 
zu  erforschen  sein.  Werden  dabei  des  leichteren  Ueberblickes  wegen  die  wenig 
belangreichen  Lasten  der  Ortsgenossen-  bezw.  Dorfschaften  mit  denen  der  poli- 
tischen Gemeinden,  von  denen  sie  einen  Bestandteil  ausmachen,  vereinigt  und 
werden  femer  diejenigen  der  Kirchen-  und  der  Schulverbände  für  die  beiden 
Konfessionen  zusammengeworfen,  so  betrugen  in  dem  achtjährigen  Mittel  die 
Kommunalabgaben  Prozente  ihrer  Gesamtsumme  im: 

Herzogtum  Oldenburg  Fürstt.     Fürstt.     Gross- 


diejenigen  der 

Marsch 

Oldenb. 

Münst. 

zusam- 

Lü- 

Birken- 

herzog- 

Geest 

Geest 

men 

beck 

feld 

tum 

politischen  Gemeinden 

nebst  Ortsgenossen- 

bezw.  Dorfschaften 

94,12 

90.28 

einschl.  Hundesteuer . 

39,94 

39,18 

32,30 

38,60 

29,45  / 

Armengemeinden     .     . 

25,87 

22,37 

18,48 

23,26 

25,60  i 

Schulgemeinden       .     . 

24,37 

26,53 

37,56 

27,08 

40,41  1 

Pfarrgemeinden  .     .     . 

9,82 

11,92 

11,66 

11,06 

4,54 

5,88 

9,72 

Im  Mittel  des  Grossherzogtums  ist  hiemach  also  der  Sachverhalt  derart, 
dass  etwa  ein  Zehntel  aller  Kommunallasten  durch  kirchliche,  das  übrige  durch 
weltliche  Bedürfnisse  gefordert  wird.  Dies  Verhältnis  gestaltet  sich  aber  terri- 
torial sehr  abweichend;  im  Herzogtum  ist  der  Anteil  der  Kirchensteuern  etwa 
doppelt  so  hoch  als  in  den  beiden  Fürstentümern,  was  wesentlich  darauf  zurück- 
zuführen sein  wird,  dass  in  dem  ersteren  Gebietsteile  die  Pfarrgenossen  in  höhe- 
rem Grade  zu  dem  belangreichsten  Bedürfnisse  der  Kirchenverwaltung,  der  Be- 
soldung der  Beamten  beizutragen  haben,  als  in  den  beiden  anderen,-  wo  ent- 
weder die  Dotationen  der  Stellen  ausgiebiger  sind  oder  staatliche  Gehaltszah- 
lungen in  Frage  kommen.  Hinsichtlich  der  Auflagen  zu  Gunsten  der  weltlichen 
Angelegenheiten  —  abgesehen  von  dem  eine  nähere  Vergleichung  wegen  der 
Zusammenfassung  der  Steuern  nicht  gestattenden  Birkenfeld  —  bestehen  nicht 
minder   wahrnehmbare    distriktive  Verschiedenheiten.     Im   Fürstentum    Lübeck 
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sind  es  vor  allen  Dingen  die  Schullasten,  welche  sich  mit  zwei  Fünftel  des  Ge- 
samtbetrages hei-vorthmi ,  während  sie  im  Durchschnitt  des  Herzogtums  bloss 
reichlich  ein  Viertel  ausmachen.  Dagegen  fallen  dort  die  Steuern  der  politischen 
Gemeinden  minder  ins  Gewicht  als  hier  —  mit  Ausnahme  jedoch  des  Münst^r- 
landes,  welches  in  dieser  Beziehung  von  den  anderen  beiden  Bezirken  des  Herzog- 
tums sichtlich  absticht  imd  sich  dem  Fürstentum  Lübeck  nähert.  Auch  darin 
findet  eine  Aehnlichkeit  mit  dem  letzteren  statt,  dass  der  geringeren  Quote 
an  Gemeindesteuern  eine  höhere  an  Schulsteuer  gegenübersteht,  die  sich  bis  fast 
zu  zwei  Fünftel  erhebt.  Die  Verteilung  zwischen  beiden  Bezirken,  dem  Münster- 
lande und  dem  Fürstentum  Lübeck,  ist  aber  insofern  wieder  verschieden,  dass 
jenes  gleich  den  beiden  anderen  Landesteilen  des  Herzogtums  weit  mehr  Kirchen- 
und  weniger  Armensteuem  imd  letztere  weniger  als  irgend  ein  anderer  Bezirk 
des  Staates  im  Verhältnis  zur  Totalsumme  aufzubringen  hat.  Die  Marsch  und 
die  Oldenburger  Geest  vmd  namentlich  erstere  ragen  am  meisten  durch  den 
Anteil  ihrer  Abgaben  für  die  politischen  Gemeinden  hervor.  In  der  Marsch  kommt 
auch  auf  die  Aiinensteuem  eine  höhere  Quote. 

Nächst  dem  für  die  Beurteilung  der  steuerlichen  Anforderungen  immerhin 
beachtenswerten  A'^erhältnisse  der  von  den  einzelnen  Verbänden  —  oder  was 
ziemlich  auf  dasselbe  herauskommt,  der  nach  der  Art  der  zu  deckenden  Be- 
dürfiiLsse  —  ausgeschriebenen  Umlagen  an  der  ganzen  Summe  derselben  ist 
zweitens  der  jedenfalls  noch  wichtigeren  Verteilung  der  Kommunalauflagen 
über  die  Bevölkerung  und  damit  dem  Mass  der  Belastung  für  den  einzelnen 
nachzuforschen.  Wird  zu  dem  Ende  der  auf  je  1  Bewohner  entfallende  Betrag 
ermittelt,  so  erhält  man  im: 

Herzogtum  Oldenbiu-g: 
Marsch  Oldenb.  Münst.  zusam- 
Geest     Geest      men 
an  Auflagen  der  M.  M.  M.  M. 

—  im  Diirchschnitt  von  1873—1876  — 
politischen    Gemeinden 

nebst     Ortsgenossen- 

bezw.  Dorfschaffcen 
Armengemeinden 
Schulgemeinden  . 
Hundesteuer     .     . 
Bärchengemeinden 
Zusammen 

politischen    Gemeinden 
nebst      Ortsgenossen- 
bezw.  Dorfschaften 
Armengemeinden 
Schulgemeinden  . 
Hundesteuer    .     . 
Kirchengemeinden 
Zusammen 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg 


Fürstt. 

Fürstt. 

Gross- 

Lü- 

Birken- 

herzog- 

beck 

feld 

tum 

M. 

M. 

M. 

3,20 

2,51 

0,82 

2,28 

2,10  \ 

2,95 

1,65 

0,70 

1,78 

2,72  l 

4,84 

6.16 

2,51 

1,98 

1,34 

1,97 

8,72) 

0,09 

0,10 

0,10 

0,10 

0,11 

0,08 

0,10 

1,01 

0,85 

0,49 

0,81 

0,48 

0,31 

0,71 

9,76 

7,09 

3,45 

6,94 

9,13 

5,23 

6,97 

—  im  Durchschnitt  von  1877  —  1880 


4,72 
2,38 
2,48 
0,10 
1,00 
10,68 
2.  Heft. 


3,21 
1,75 
2,06 
0,11 
0,96 
8,09 


1,42 
0,70 
1,49 
0,09 
0.39 
4,09 


3,21 
1,67 
2,04 
0,11 
0,83 
7,86 


3,37  j 
2,25) 
4,11' 
0,11 
0,40 
10,24 


5,14       7,01 


0,10 

0,33 

5,57 

17 


0,10 
0,73 
7,84 
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an  Auflagen  der 

politischen  Gemeinden 
nebst  Ortsgenossen' 
bezw.  Dorfschaften 

Armengemeinden 

Schulgemeinden  . 

Hundesteuer    .     . 

Kirchengemeinden 
Zusammen 


Herzogtum  Oldenburg: 
Marsch  Oldenb.  Münst.  zusam- 
Geest     Geest      men 
M.  M.  M.  M. 


Fürstt.  Fürstt.    Gross- 
Lü-     Birken-  herzog- 
beck       feld        tum 
M.  M.  M. 


im  Durchschnitt  von  1873—1880  — 


3,98 
2,65 
2,50 
0,10 
1,01 


2,87 
1,70 
2,02 
0,11 
0,91 


1,12 
0,70 
1,42 
0,10 
0,44 


2,76 
1,72 
2,01 
0,10 

0,82 


2,75  i 
2,48 
3,92  j 
0,11 
0,44 


4,99       6,60 


0,09 
0,32 


0,10 
0,72 


10,24       7,61       3,78       7,41        9,70       5,40       7,42 


Das  zur  Befriedigung  der  kommunalen  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  an- 
gesonnene Mass  steuerlicher  Leistungen  ist  diesen  Belegen  gemäss  ümerhalb  des 
Grossherzogtums  ein  sehr  verschiedenartiges.  Blickt  man  auf  die  Totalbeträge, 
so  hatte  im  Mittel  des  achtjährigen  Abschnittes  die  Marsch  des  Herzogtums  die 
relativ  ansehnlichsten  Opfer  zu  bringen.  Die  zvpeite  Stelle  nimmt  das  Fürsten- 
tum Lübeck  ein.  In  ziemlich  gleichartigen  Abständen  folgen  dann  die  Olden- 
burger Geest,  das  Fürstentum  Birkenfeld  und  endlich  das  Münsterland.  Hier, 
wo  die  Kommunalabgaben  ihren  niedrigsten  Stand  haben,  machen  sie  für  den 
Einwohner  nicht  mehr  als  ein  Drittel  von  dem  der  Marsch  und  auch  ia  Birken- 
feld nur  etwa  die  Hälfte  dessen  aus ,  was  jener  am  stärksten  besteuerte  Bezirk 
zahlt.  Die  Höhe  der  Bedürfnisse  für  kommunale  Zwecke  geht  also  landesteils- 
weise  recht  ansehnlich  auseinander.  Sie  ist  zugleich  einigermassen  charakteristisch 
für  die  wirtschaftliche  Lage  der  einzelnen  Bezirke.  Wenn  nämlich  auch  beson- 
dere Erscheimmgen ,  wie  die  Organisation  des  Kommunalwesens,  die  natürliche 
Beschaffenheit  des  Bodens  und  die  damit  zusammenhängende  stärkere  oder  losere 
Besiedlung  desselben,  wie  speciell  auch  der  Umfang  des  rentierenden  Kommunal- 
vermögens, die  Grösse  des  Bedarfs  und  der  durch  Steuern  zu  deckenden  Quote 
beeinflussen,  so  ist  doch  für  den  Zuschnitt  des  kommunalen  Haushaltes  bei  nor- 
malen Zuständen  vor  allen  Dingen  der  Grad  der  allgemeinen  Wohlhabenheit 
der  Bevölkerung  massgebend  dergestalt,  dass  der  thatsächlichen  ökonomischen 
Leistungskraft  die  Bedürfnisse  angepasst  werden.  Dass  nun  eine  gewisse  Ver- 
bindung zwischen  der  steuerlichen  Belastungshöhe  und  der  Entwickelung  des 
Wohlstandes  in  den  einzelnen  Teilen  des  Grossherzogtums  besteht,  lehrt  ein 
Vergleich  der  vorstehenden  mit  den  früher  über  die  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  beigebrachten  Zahlen.   Stellt  man  sie  hier  gegenüber,  so  kommen: 


der  Marsch 

der  Oldenburger  Geest 
mit  I  Stadtgemeinde 
ohne  I  Oldenburg  .  . 
der  Münsterschen  Geest 
dem  Fürstentum  Lübeck 
dem  Fürstent.  Birkenfeld 


auf  1  Einwohner 

1  Steuer- 

1 Steuerzahler  von 

insgesamt 

zahler 

3000  solche  von 

Kommunalsteuer 

Einkommen 

600  M.  Einkommen 

10,24  M. 

805,47  M. 

14,88 

7,61    , 

827,73    „ 

15,51 

6,68    , 

698,60    , 

25,33 

3,78    , 

597,38    , 

43,24 

9,70    , 

676,15    , 

20,04 

5,40    , 

757,36    , 

28,45 
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Da  sich  im  vorigen  Abschnitte  zeigte,  dass  die  gehobene  steuerliche 
Leistungsfähigkeit  der  Stadtgemeinde  Oldenburg  danach  angethan  sei,  den  Ein- 
druck des  gemeinhin  ziemlich  dürftigen  Zustandes  in  dem  ganzen  Bezirk  der 
Oldenburger  Geest  zu  verwischen,  so  sind  für  diesen  die  Angaben  mit  Ein-  wie 
Ausschluss  jener  Stadt  gemacht  und  bei  einer  Vergleichung  der  Landesteüe  die 
letzteren  als  vorwiegend  massgebend  zu  betrachten.  Hält  man  dann  bezirks- 
weise den  Betrag  an  Kommunalbelastung  mit  dem  mittleren  Einkommen  zu- 
sammen, wird  man  wahrnehmen,  dass  ersterer  im  ganzen  mit  diesem  sich  einiger- 
massen  in  gleichem  Schritte  bewegt.  Nur  auf  Birkenfeld  trifft  daß  nicht  völlig 
zu,  da  hier  verhältnismässig  die  Abgabenlast  dem  durchschnittlichen  Einkommen 
gegenüber  eine  mindere  ist  und  zwar  in  diesem  Bezirk,  wie  sich  noch  zeigen 
wird,  wesentlich  aus  Anlass  der  bedeutenden  Einkünfte  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen der  Verbände.  Noch  deutlicher  tritt  die  Uebereinstimmung  von  Steuer- 
erfordemis  und  Wohlhabenheit  dann  hervor,  wenn  man  auf  die  Beziehungen  der 
grösseren  zu  den  kleineren  Einkommen,  also  auf  den  Grad  der  Verteilung  der 
Einkommen  sieht.  Je  mehr  nämlich  im  allgemeinen  ein  entwickelterer  Wohl- 
stand Platz  greift,  je  kleiner  die  Anzahl  von  Kontribuenten  mit  ganz  niedrigen 
Einkommen  denen  mit  grösseren  gegenüber  ist,  um  so  umfangreicher  gestaltet 
sich  den  gewährten  Belegen  zufolge  auch  das  mittlere  Mass  der  Kommunal- 
belastung. 

Was  die  letztere  je  nach  den  verschiedenen  Verbänden  oder,  wenn  man 
wUl,  je  nach  den  verschiedenen  kommunalen  Aufgaben  anbelangt,  so  ent- 
spricht ihr  grösserer  oder  geringerer  Umfang  annähernd  dem  zuvor  nachgewie- 
senen Anteü  der  Einzelerträge  an  den  Gesamterträgen  der  Abgaben.  Demgemäss 
belasten  im  Herzogtum  mit  Ausnahme  des  Münsterlandes  die  Erfordernisse  der 
politischen  Gemeinden  die  Steuerzahler  am  erheblichsten,  während  im  Münster- 
lande und  im  Fürstentum  Lübeck  die  Schulabgaben  grössere  Ansprüche  stellen. 
Auch  ist  in  diesen  beiden  Bezirken  die  mittlere  Belastung  für  die  Armen- 
pflege wenig  geringer  als  die  der  politischen  Gemeinde,  von  der  sie  in  der 
Marsch  und  auf  der  Oldenburger  Geest  erheblich  differiert.  Bemerkenswert 
ist  übrigens  noch,  dass  die  Schul-  und  Kirchenabgaben  des  Herzogtums 
höher  bei  den  evangelischen  als  den  katholischen  Verbänden  sind.  Denn  in 
ersteren  kommen  für  Schulzwecke  2,25,  für  Kirchenzwecke  0,97  M.  auf  den  Kopf, 
in  letzteren  an  Schulsteuem  aber  nur  1,37  und  an  Kirchensteuern  0,42  M.  In 
Birkenfeld  werden  dagegen  in  den  evangelischen  Kirchengemeinden  0,30,  in  den 
katholischen  0,42  M.  geleistet. 

Lassen  die  vorstehend  in  Betracht  gezogenen  grösseren  Abschnitte  des 
Staates  bereits  sichtliche  Abweichungen  in  betreff  der  Höhe  der  zu  tragenden 
Umlagen  erkennen,  so  begegnet  man  solchen  begreiflicherweise  in  noch  stärkerem 
Umfange,  sobald  man  zu  den  einzelnen  Kommunalbezirken  selbst  herabsteigt. 
Da  es  mm  nicht  ohne  Interesse  ist,  zu  sehen,  in  welchem  Grade  die  Belastung 
örtlich  wechselt,  möge  das  hier  wenigstens  für  das  Herzogtum  und  für  die  Ge- 
samtheit der  Kommunalabgaben  aUer  Verbände  dargethan  werden.  Als  räum- 
liche Einheit  soll  dabei  das  Gebiet  der  politischen  Gemeinden  gelten  und  sind 
danach  den  Abgaben  dieser  diejenigen  der  übrigen  Verbände,  welche  mit  jenem 
Bezirk  räumlich  zusammenfallen,  hinzugezählt.  Wo,  wie  bei  etlichen  Pfarr- 
gemeinden,  die   Sprengel   über  den  Bezirk  der  politischen  Gemeinden  hinüber- 
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greifen,  sind  die  Abgaben  im  Verhältnis  zur  Bewohnerzahl  verteilt  worden. 
Da  drei  politische  Gemeinden  erst  neueren  Datums,  müssen  sie  mit  denen,  aus 
welchen  sie  herausgelöst,  hier  vereint  behandelt  werden,  so  dass  statt  der  gegen- 
wärtigen 118  bloss  115  in  Frage  kommen.  Von  diesen  nun  hatten  im  Mittel  von 
1873  bis  1880  eine  Belastung  auf  den  Kopf  des  Einwohners  von: 

7o 


bis  zu  3         M. 

9  Gemeinden  oder    7,83 

über     8-  6  „ 

44 

„ 

„      38,26 

6-  9  , 

25 

r 

.      21,74 

9-12  „ 

20 

„ 

,      17,39 

.       12-15  , 

14 

T 

,      12,17 

.       15 

3 

„ 

.        2,61 

Die  Abweichungen  sind  also  recht  belangreich.  Bei  noch  genauerer  Unter- 
scheidung würde  man  sehen,  dass  in  zwei  Gemeinden  die  ganze  Belastung  bis  auf 
noch  nicht  2  M.  für  den  einzelnen  herabsinkt,  hingegen  in  einer  bis  über  17  M. 
hinaufsteigt. 

Veranschlagt  man  die  Bevölkerungsstärke  der  Gemeinden,  so  war  die  Be- 
lastung folgende.     Es  wurden  erhoben: 


bei  einer  Bevöl- 

in Ge- 

Umlagen 

bei  zusammen 

demnach 

kerung 

meinden 

M. 

Einwohner 

auf  1  Einw 

unter    1000  Einwohner 

30 

158,243 

•     19,737 

8,07  M. 

1000-2000 

39 

464,742 

58,457 

7,85    „ 

2000-5000 

36 

633,495 

106,198 

5,89    , 

über     5000           „ 

10 

599,960 

71,500 

8,39    , 

Die  am  schwächsten  wie  die  am  stärksten  bevölkerten  Gemeinden  sind  also 
die  am  schwersten  belasteten:  jene  vermutlich,  weil  gewisse  Bedürfnisse,  die  unter 
allen  Umständen  befriedigt  werden  müssen,  bei  einer  geringen  Anzahl  Beteiligter 
für  den  einzelnen  Kopf  sich  verhältnismässig  höher  stellen,  diese,  weil  die  grössere 
Bevölkerung  erhöhte  Ansprüche  an  die  Kommunalverwaltung  erhebt.  Ganz  be- 
sonders gilt  das  mindestens  von  der  Residenzstadt  Oldenburg,  die  der  letzteren 
Gruppe  angehört.  Hier  sind  auch  die  Umlagen  hervorragend  hoch,  wenngleich 
nicht  am  höchsten  im  Herzogtum,  denn  unter  die  19,018  Einwohner  verteilen 
sich  die  242,037  M.  aufgebrachter  Umlagen  derart,  das  auf  den  Kopf  12,56  M. 
fallen.  — 

Der  aus  den  beigebrachten  Berechnungen  sich  ergebende  Grad  der  Be- 
lastung der  oldenburgischen  Bevölkerung  mit  Kommunalauflagen  wird  am  einfach- 
sten danach  beurteilt  werden  können,  dass  man  den  Thatsaehen  des  Grossherzog- 
tums entsprechende  anderer  deutscher  Länder  entgegenhält  —  soweit  solche  in 
den  zugänglichen  Veröffentlichungen  der  amtlichen  Statistik  vorliegen.  Wie 
aber  aus  den  früheren  Ausführungen  hervorgeht,  ist  das  leider  nur  in  be- 
scheidenem Umfange  der  Fall;  insofern  die  Nachweisungen  der  neuesten  Zeit  an- 
gehören, also  für  den  vorliegenden  Zweck  geeignet  sind,  begreifen  sie  nämlich 
bloss  Sachsen-Meiningen,  Württemberg,  Baden,  Preussen  und  allenfalls  Bayern. 
Sollen  die  Ermittelungsergebnisse  dieser  Staaten  und  zwar  einzeln  hier  heran- 
gezogen werden,  so  erscheint  es  —  abgesehen  auch  von  der  Rücksicht  auf  den 
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kleinen  Umfang  des  Grossherzogtums  und  seiner  Bezirke  —  zweckmässig,  das 
beschränkte  Vergleichungsmaterial  in  der  Weise  zu  erweitem,  dass  nicht  bloss 
tlie  Staaten  im  ganzen,  sondern  auch  ihre  grösseren  Gebietsabschnitte  betrachtet 
und  so  die  örtlichen  Verschiedenheiten  mehr  ersichtlich  gemacht  werden.  Blickt 
man  zuerst  auf  Bayern,  so  stellen  die  Angaben  über  die  direkten  Gemeinde- 
steuern den  Durchschnitt  der  Jahre  1876,  1878,  1880  und  1881,  die  über  die 
Bevölkenmg  den  von  1875  und  1880  dar.     Danach  betrugen  die: 

Gemeindesteuern  in  M.  Bevölkerung 

in  den  in  den 

unmittelb.     übrigen  sämtl.  unmittelb.  übrigen  sämtl. 

Städten      Gemeind.  Gemeind.  Städten  Gemeind.  Gemeind. 

.1,951,647     1,721,306  3,672,953  255,553     667,516  923,069 

149,361      1,296,737  1,446,098  46,281     588,371  634,652 

269,910        932,668  1,202,578  46,992     469,171  516,163 

281,374        932,128  1,213,502  68,527     496,618  565,145 

1,010,666     1,241,773  2,252,439  183,916     441,535  625,451 

376,390     1,212,840  1,589,230  78,089     533,528  611,617 

618,870     1,226,646  1,845,516  117,277     500,943  618,220 


m 
Oberbayem 
Niederbayem  . 
Oberpfalz  .  . 
Oberfranken  . 
Mittelfranken  . 
Unterfranken  . 
Schwaben  .  . 
rechtsrheinisch. 
Königreich  . 
dazu  Pfalz 


4,658,218     8,564,098   13,222,316     796,635  3,697,682  4,494,317 
-  3,009,409     3,009,409  -         659,267     659,267 


Die  Nachweisungen  sind  hier  nach  grösseren  Städten  und  anderen  Ge- 
meinden auseinander  gehalten  und  werden  es  auch  femer,  weil  sich  —  wie  die 
folgenden  Berechnungen  noch  näher  belegen  werden  —  die  Kommunalabgaben 
der  Städte  und  namentlich  der  volksreicheren  sehr  erheblich  von  denen  der 
übrigen  Gemeinden  abheben.  Da  das  Grossherzogtum  nun  mit  Ausnahme  der 
einen  mittelgrossen  Residenzstadt  Oldenburg  bloss  über  kleine  Landstädte  mit 
einfacheren  Verhältnissen  und  auch  deren  nicht  einmal  in  grosser  Zahl  verfügt, 
so  ist  es  für  eine  Vergleichung  wichtig,  bei  den  fremden  Ländern  mit  an- 
sehnlicherem Städtereichtum  vorzugsweise  auf  deren  ländliche  Gemeinden  das 
Augenmerk  zu  richten.  Für  das  Grossherzogtum  Hess  sich  eine  Zerlegung  in 
Stadt  und  Land,  es  sei  denn,  dass  man  die  einzelnen  Verbände  namentlich 
aufzählte  und  nachwiese,  nicht  gut  vornehmen,  weil  die  Verbände  vielfach 
städtische  und  ländliche  Theile  umspannen."  Höchstens  in  Ansehung  der  politischen 
und  Armengemeinden  könnte  man  die  Scheidung  vornehmen ,  obschon ,  wie  im 
dritten  Abschnitte  erwähnt,  zu  den  Stadtgemeinden  mehrfach  ein  ländliches 
Gebiet  mit  besonderen  Wohnplätzen  gehört.  Da  jedoch  das  letztere  nicht  so 
ins  Gewicht  fallt,  dass  es  das  städtische  Gepräge  zu  verwischen  angethan  ist, 
so  mag  hier  beiläufig  der  Ertrag  an  Umlagen  in  den  Stadt-  und  Landgemeinden 
des  Herzogtums  seinen  Platz  finden.  Für  die  Fürstentümer  sind  dergleichen 
Angaben  unthunlich:  für  Lübeck  wegen  der  nach  diesem  Gesichtspunkte  nicht 
scheidbaren  Naturallasten  und  für  Birkenfeld  wegen  der  Vermischung  der  Ab- 
gaben zu  Schulzwecken  mit  den  übrigen  der  Gemeinde.  Im  Herzogtum  be- 
trugen nun  die  Abgaben  (mit  Einschluss  der  Hundesteuer)  der: 
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politischen  Gemeinden  Armengemeinden 

in  Stadtgem.      in  Landgem.      in  Stadtgem.      in  Landgem. 

M.  M. 

85,701  355,249 


M. 

M. 

1873-76 

180,710 

391,182 

1877-80 

243,726 

609,322 

1873-80 

212,217 

500,252 

92,127  348,771 

88,914  352,009 

Auf  den  Kopf  eines  Bewoliners  berechnet,  gibt  das  für  die  Steuern  der: 

politischen  Gemeinden  Armengemeinden 

Stadt  Land  Stadt  Land 

M.       M.        M.       M. 

1873-76   3,89      1,93  1,84      1,76 

1877-80   4,75      2,87  1,80      1,64 

1873-80   4,34      2,41  1,82      1,70 

Obschon,  wie  erwähnt,  die  Städte  des  Herzogtums  weder  zahlreich  noch 
bevölkert  und  wegen  des  letzteren  Umstandes  daher  auch  nicht  auf  jene  Be- 
dürfnisse hingewiesen,  welche  die  moderne  Entwickelung  des  Zusammenlebens 
in  grösseren  Gemeinden  für  die  kommunale  Verwaltung  bedingt,  sind  doch 
ebenfalls  hier  für  Armen-  wie  für  die  eigentlichen  politischen  Zwecke  die  Ab- 
gaben der  Stadtgemeinden  die  höheren.  In  Bezug  auf  die  Armenpflege  ist  der 
Abstand  nicht  belangreich,  grösser  indessen  schon  für  die  politische  Verwaltung. 
Freilich  gegen  das,  was  die  Ergebnisse  solcher  Länder  besagen,  die  eine  stark 
konzentrierte  städtische  Bevölkerung  besitzen,  kann  auch  die  letztere  Differenz 
nicht  aufkommen.  Das  lehren  bereits  die  bezifferten  bayrischen  Thatsachen. 
Sucht  man  nämlich  den  mittleren  Anteil  für  einen  Einwohner  auf,  so  entfallen 
auf  letzteren  an  Gemeindesteuern  in  den: 


unmittelb. 

übrigen 

sämtl. 

Städten 

Gemeinden 

Gemeinden 

in 

M. 

M. 

M. 

Oberbayem    . 

.     7,64 

2,58 

3,98 

Niederbayern 

.    3,23 

2,20 

2,28 

Oberpfalz 

.    5,74 

1,99 

2,33 

Oberfranken  . 

.     4,11 

1,88 

2,15 

Mittelfranken 

.     5,50 

2,81 

3,60 

Unterfranken 

.     4,82 

2,27 

2,60 

Schwaben 

.    5,28 

2,45 

2,99 

rechtsrheinisches 

Königreich 

.    5,85 

2,32 

2,94 

dazu  Pfalz     . 

.      — 

4,56 

4,56 

Hier  tritt  also  die  Verschiedenheit  zwischen  den  „unmittelbaren"  Städten 
und  den  übrigen  Gemeinden  —  zu  welchen  auch  die  kleineren,  den  Bezirks- 
ämtern unterstellten  Städte  zählen  —  viel  schärfer  hen^or  als  im  Herzogtum. 
Die  letzteren,  weil  ihren  Verhältnissen  nach  den  oldenburgischen  Kommunal- 
verbänden mehr  entsprechend,  diesen  gegenüber  betrachtet  zeigen,  dass  die 
Kommunallasten  Bayerns,   in  dem  Umfange,   als  sie  hier  in  Rechnung  gezogen 
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sind,  viel,  viel  niedriger  stehen,  als  diejenigen  des  Grossherzogtums,  welche 
insgesamt  zu  durchschnittlich  7,42  M.  ermittelt  wurden.  Dabei  ist  aber  zu 
fragen:  inwieweit  die  bayrischen  Angaben  die  Kommunalbelastung  erfassen. 
Soweit  sie  benutzt,  beziehen  sie  sich  allein  auf  die  eigentlichen  Gemeinde- 
steuern, nicht  aber  auch  auf  die  Umlagen  der  Kirchspiele,  hinsichtlich  deren 
es  an  Aufschlüssen  hier  gebricht.  Femer  sind  nicht  eingerechnet  die  Umlagen, 
welche  für  grössere  kommunale  Verbände,  für  die  Distrikte  und  Kreise  erhoben 
sind.  Sie  haben  in  vorstehenden  Zahlen,  welche  den  Durchschnitt  der  bisher 
für  rier  Jahre  erfolgten  Bezifferung  bringen,  deshalb  keine  Berücksichtigung  er- 
fahi-en,  weil  die  Distriktsumlagen  bloss  für  1876  und  1878,  die  Kreisumlagen  gar 
nicht  in  den  bayrischen  Nachweisungen  enthalten  sind.  Um  aber  die  Distrikts- 
umlagen doch  nicht  ganz  zu  übergehen,  sei  erwähnt,  dass  solche  im  Mittel  der 
gedachten  beiden  Jahre  (mit  Ausnahme  der  Pfalz)  in  den  den  Bezirksämtern 
unterstellten  Gemeinden  sich  auf  3,807,328  M.,  d.  h.  auf  1,03  M.  für  den  Ein- 
wohner stellen.  Demnach  würden  in  diesen  Gemeinden  —  in  den  unmittelbaren 
Städten  fallen  die  Distriktsumlagen  aus  —  die  Kommunalumlagen  ohne  Kreis- 
steuem  bis  auf  3,35  M.  ansteigen.  Doch  auch  dieser  Betrag  ^vürde,  gegen  den 
des  Grossherzogtums  gehalten,  noch  recht  niedrig  sein.  Es  ist  nun  aber  ferner 
zu  beachten,  dass  die  bayrischen  Kommunalabgaben  lediglich  direkte  Steuern 
befassen.  Das  kaim  man  zwar  von  den  oldenburgischen  auch  sagen,  da  hier, 
wenn  auch  für  die  politischen  Gemeinden  des  Herzogtums  ausnahmsweise  in- 
direkte zulässig,  solche  zur  Zeit  nicht  erhoben  werden.  Es  kommt  deshalb  aber 
darauf  an,  ob  neben  den  direkten  Steuern  die  Anwendung  der  indirekten  in 
Bayern  eine  verbreitete  ist.  Nach  der  dortigen  Gemeindeordnung  vom  20.  April 
1869  sind  den  direkten  die  Verbrauchssteuern  und  sonstige  indirekte  Abgaben 
als  gleich  statthaft  an  die  Seite  gestellt.  Vorzugsweise  sind  als  Verzehrungs- 
steuem  der  Getreide-,  Malz-,  Fleisch-  und  namentlich  Malz-  und  Bieraufschlag 
in  Uebung  ^).  Wie  hoch  die  hierdurch  bewirkte  Belastung  ist  und  wie  sich  die- 
selbe zu  der  direkten  verhält,  entzieht  sich  bis  jetzt  noch  der  Kenntnis.  Ge- 
nauere, auf  das  ganze  Königreich  bezügliche  Ermittelungen  liegen  nicht  vor  *) : 
nur  in  Ansehung  von  13  grösseren  Städten  sind  entsprechende  Nachweise  zu- 
sammengetragen'). Dieselben  haben  hier  insofern  Bedeutung,  als  sich  daraus 
entnehmen  lässt,  welche  Rolle  im  kommunalen  Haushalt  wenigstens  der  volks- 
reicheren Gemeinden  die  indirekten  Steuern  spielen.  Diese  13  Städte  zählten 
1871  zusammen  514,633,  1877:  603,471  und  1878:  617,922  Einwohner.  Die 
grösste  unter  ihnen,  München,  besitzt  deren  über  200,000,  die  kleinste,  Rosen- 
heim, rund  8000;  die  übrigen  bewegen  sich  zwischen  96,000  und  15,000  Be- 
wohnern.  Die  Gemeindesteuern  für  alle  Städte  zusammen  erreichten  und  zwar  an 


*)  G.  Zürn  in  den  vom  Verein  für  Socialpolitik  veröffentlichten  zehn  Gut- 
achten und  Berichten  über   ,die  Kommimalsteuerfrage*.     Leipzig  1877.  S.  193. 

')  L.  von  Müller,  Beiträge  zur  Statistik  der  Gemeindebesteuerung  in 
Bavem  in  der  Zeitschrift  des  K.  bavrischen  statistischen  Bureaus,  14.  Jahrg. 
München  1882.     Heft  3  und  4,  S.  167'. 

')  M.  Seydel,  Zur  Finanzstatistik  der  grösseren  Städte  Bayerns  in  der- 
selben Zeitschrift,  12.  Jahrg.,  1880,  Heft  1  und  2,  S.  100-106. 
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direkten 

indirekten 

sämtlichen 

Steuern 

Steuern 

Steuern 

M. 

M. 

M. 

1870 

1,471,696 

3,398,281 

4,869,977 

1877 

3,971,518 

4,967,853 

8,939,371 

1878 

3,955,042 

4,912,479 

8,867,521 

intfiele 

sn  auf  1  Einwohner  an: 

direkten 

indirekten 
Gemeindesteuern 

sämtlichen 

M. 

M. 

M. 

1870 

2,86 

6,60 

9,46 

1877 

6,58 

8,25 

14,83 

1878 

6,40 

7,95 

14,35 

Hier,  wo  es  sich  nur  um  sog.  unmittelbare  Städte  handelt,  füi-  die  die 
Distriktssteuem  nicht  in  Frage  stehen,  dürfte  mit  Ausnahme  der  Kreisabgaben  wohl 
die  ganze  weltliche  Kommunalbelastung  zur  Erscheinung  kommen.  Diese  eiTcicht 
dann  auch  einen  ansehnlich  höheren  Grad  als  derjenige,  welcher  auf  Grund 
lediglich  der  direkten  Umlagen  nachgewiesen  wurde;  zugleich  überragt  sie  den 
für  den  Durchschnitt  des  Grossherzogtums  berechneten  ganz  erheblich,  zumal 
in  den  beiden  letzten  Jahren,  in  welchen  die  Auflagen  gegen  1870  so  gewaltig 
angeschwollen  sind.  Solches  "Wachstum  ist  nun  besonders  auf  selten  der  direkten 
Steuern  eingetreten,  so  dass  die  indirekten,  welche  anfänglich  jenen  ansehnlich 
überlegen  waren,  sich  ihnen  stark  genähert  haben.    Es  kamen  nämlich  auf  die : 


direkten 

indirekten 

Steuern 

Steuern 

1870 

30,22  7o 

69,78  > 

1877 

44,43  „ 

55,57  , 

1878 

44,60  , 

55,40  , 

Noch  immer  sind  also  trotz  ihrer  relativen  Verminderung  die  indirekten 
Abgaben  die  belangreicheren.  So  wenigstens  ist  es  in  den  grösseren  Städten. 
In  den  übrigen  und  namentlich  in  der  grossen  Menge  der  Landgemeinden 
dürften  die  direkten  Umlagen  den  grossem  Teil  der  Kommunalbelastung  aus- 
machen. Doch  steht  nach  einer  kürzlich  erschienenen  Veröffentlichung  fest, 
dass  speciell  der  Malzaufschlag  auch  in  den  kleineren  Gemeinden  des  Landes 
ziemlich  allgemein  verbreitet  ist  ^).  Ihr  zufolge  wird  ein  Lokalmalzaufschlag  in 
467  Gemeinden  mit  einem  Ertrage  von  4,835,000  M.  erhoben,  zu  welchem  noch  329 
andere  Gemeinden  treten,  in  denen  sich  keine  Brauereien  finden  und  die  deshalb 
das  in  ihren  Bezirk  eingeführte  Bier  mit  einer  Einfuhrabgabe  belegen.  Mögen 
nun  auch  wohl  sonstige  Verzehrungsabgaben,  zumal  in  Bayern,  denen  vom  Bier 
gegenüber  von  geringem  Belang  sein,  so  gewinnt  man  aus  den  mitgeteilten 
Anhaltepunkten    doch    die   Vorstellung,    dass    die   indirekte  Besteuenmg  auch 


')  L.  von  May,    Gesetz   über   den  Malzaufschlag  vom   16.  Mai  1868  mit 
den  Aenderungen  bis  zum  Jahre  1883.     München  1883. 
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auf  dem  platten  Lande  eine  nicht  ganz  seltene  Anwendung  findet  und  dass 
demzufolge  die  über  die  direkten  Umlagen  beigebrachten  Thatsachen  die  steuer- 
liche Belastimg  zu  Gimsten  der  Gemeinden  nicht  erschöpfen. 

Auch  aus  den  Mitteüimgen  für  Sachsen-Meiningen  erhellt  nicht  ge- 
nügend, ob  die  in  den  Aufstellungen  über  den  Gemeindehaushalt  nachgewiesenen 
,  Umlagen  nach  dem  Steuerfuss*  sämtliche  Gemeindesteuern  umspannen,  ob  da- 
neben noch  andere  steuerliche  Leistimgen  an  die  Gemeinde,  ferner  solche  für 
die  Kreise  imd  die  Kirche  bestehen.  Trifft  insbesondere  das  erstere  zu,  dass 
die  Umlagen  aUe  für  die  bürgerliche  Gemeinde  erhobenen  Steuern  enthalten,  so 
erscheint  die  meiningische  Belastung  gegen  die  oldenburgische  recht  niedrig. 
Denn  im  Mittel  von  1879  bis  1881  beliefen  sich  die  gedachten  Umlagen  in  den 
Städten  auf  386,896,  in  den  Landortschaften  auf  431,768,  also  zusammen  auf 
818,664  M.  Da  die  Bevölkerung  der  Städte  aus  64,008.  die  der  übrigen  Wohn- 
plätze  aus  143,067  Einwohnern  besteht,  so  kommen  dort  auf  den  einzelnen  6,04, 
hier  3,02  und  im  Mittel  bloss  3,95  M. 

Aus  Württemberg  lassen  sich  die  Daten  über  die  Gesamtheit  der  kom- 
munalen Auflagen  nur  für  das  Königreich  im  ganzen  beziflfem,  da  die  benutzten 
Quellen  nicht  hinsichtlich  aller  Abgaben  eine  Unterscheidung  der  verschiedenen 
Landesteile  gestatten.  In  dem  Rechmmgsjahre  1879/80  wurden  hier  nach  den 
neuesten  Ermittelungen  des  Ministeriums  des  Innern  erhoben  an:  Amtskörper- 
schaftssteuem  2,018,718  M.,  an  Gemeindesteuern  und  zwar  direkten  von  Grund- 
eigentum, Gebäuden  und  Gewerben,  sowie  vom  Kapital-  imd  Diensteinkommen 
(sog.  Gemeindeschaden)  10,818,323,  an  Verbrauchsabgaben  1,314,191  und  an 
Kirchenumlagen  154,675  M.  ').  Diese  Beträge  umschüessen  jedoch  nicht  das 
ganze  Gebiet  der  KommunaUasten,  vielmehr  gehören  dahin  noch  eine  Reihe  von 
Personalabgaben,  welche,  wie  die  Bürger-,  Beisitz-  und  Wohnsteuem  in  der  Mehr- 
zahl der  Gemeinden  oder,  wie  die  Wach-  und  Fronsmrogatgelder  (als  Ersatz 
ehemaliger  Naturalleistungen)  nur  vereinzelt  erhoben  werden.  Der  Belauf  dieser 
Personalabgaben  ist  jedoch  für  das  Land  im  ganzen  niemals  genau  festgestellt, 
sondern  bloss  schätzungsweise  und  zwar  zu  900,000  M.  veranschlagt  worden  *). 
Ausserdem  kommen,  indessen  nur  noch  in  ganz  geringem  Masse  hie  und  da 
Naturalleistungen  zu  Gunsten  der  Gemeinde  vor  ').  Von  ihnen  abgesehen,  stellten 
sich  mit  Einschluss  der  gedachten  Personalabgaben  die  Steuern  der  Gemeinden 
auf  13,032,514  M.,  was  bei  1,971,118  Einwohnern  für  den  einzehien  Kopf  6,62  M. 
ergibt.  Dazu  gelegt  die  Steuern  der  Amtskörperschaften  und  die  Kirchen- 
umlagen,  von  denen  erstere  den  Bewohner  mit  1,02,  letztere  mit  0,08  M. 
treffen,  belief  sich  die  Kommunalbelastung  auf  zusammen  15,205,907  oder  auf 
7,72  M.  im  Durschschnitt  der  Bevölkerung.  Diese  Belastimgshöhe  würde  der  des 
Grossherzogtums  etwa  gleichkommen,  es  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  dass  in 
Württemberg  in  nicht  imbedeutendem  Umfange  den  Bürgern  von  seiten  der  Ge- 
meinden aus  deren  Vermögensbestande  Ackerland,   Holzgaben,    Weide,   Obst, 


')  Württemb,  Jahrbücher  a.  a.  0.,  1883,  I.  Bd.,  1.  Hälfte,  S.  187  ff. 

*)  Nach  einer  gefälligen  Mitteilung  des  K.  statistisch  -  topographischen 
Bureaus  auf  Grund  der  Schätzung  des  Herrn  Präsidenten  Baetzner  im  Mini- 
sterium des  Innern. 

')  Nach  der  vorigen  Quelle. 
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Torf  und  Streu  als  Nutzungen  überlassen  werden.  Von  den  1911  Gemeinden 
gewähren  nicht  weniger  denn  895  Allmendgenuss  und  Holzgaben,  Streunutzungen 
822,  deren  Wert  für  1875/76  auf  4,174,737  M.  ermittelt  wurde.  Dafür  waren 
als  Gegenleistung  383,846  M.  zu  zahlen,  so  dass  der  den  Bürgern  verstattete 
Genuss  einen  Reinwert  von  3,790,891  M.  hatte  ').  Zieht  man  nun  letzteren  von 
dem  Betrage  ab,  der  zu  Gemeindezwecken  an  Steuern  zu  leisten  war,  ver- 
mindert er  sich  auf  9,241,623  M.  oder  auf  4,69  M.  für  den  einzelnen  und  dem- 
nach die  Gesamtbelastung  auf  11,415,016  bezw.  5,79  M.  Diese,  unter  Beachtung 
der  Bürgemutzungen  gefundene  Grösse  mit  der  oldenburgischen  verglichen,  er- 
gibt dann  freilich  für  Württemberg  einen  wesentlich  niedrigeren  Grad  an 
Leistungen  für  die  Aufgaben  der  Selbstverwaltung. 

In   Baden  gestalteten   sich  für  das  Mittel   der  Jahre   1880  bis  1882  die 
von  den  Gemeinden  erhobenen  Steuern  folgendermassen.     Es  betrugen  die: 


allgem.      besonderen 

Auflagen 

Um-  und 

Bevöl- 

Um- 

Um- 

auf Bürger- 

Auflagen 

kerungs- 

lagen 

lagen 

nutzungen 

im  ganzen 

zahl 

in 

M. 

M. 

M. 

M. 

(1880) 

den  Städten  der 

Städteordnunj 

y    .    .   3,170,182 

5,789 

30,888 

3,206,859 

224,289 

den  Kreisen  zus 

.    .    .   9,196,173 

190,939 

934,957 

10,322,069 

1,345,965 

und  zwar 

Konstanz    . 

.    .    1,101,283 

11,324 

101,385 

1,213,992 

118,022 

Villingen    . 

.     .      458,714 

26,360 

95,963 

581,037 

70,629 

Waldshut  . 

.     .      759,169 

6,029 

59,702 

824,900 

80,309 

Freiburg     . 

.     .     .    1,079,754 

19,039 

90,052 

1,188,845 

170,319 

Lörrach.     . 

.     .     .       933,159 

8,573 

61,929 

1,003,661 

92,363 

Offenburg  . 

.     .      957,633 

32,318 

87,701 

1,077,652 

155,138 

Baden    .     . 

.     .       580,415 

28,817 

84,583 

693,815 

122,607 

Karlsruhe  . 

.    .      927,100 

22,142 

184,638 

1,133,880 

187,732 

Mannheim . 

.    .      439,534 

— 

77,313 

516,847 

70,656 

Heidelberg 

.     .       846,017 

6,786 

44,631 

897,434 

i  18,969 

Mosbach     . 

.     .    1,113,395 

29,551 

47,060 

1,190,006 

159,221 

Grossherzogtum 

.     .12,366,355 

196,728 

965,845 

13,528,928 

1,570,254 

Demgemäs 

s   war   die   Verteilung  unter 

die  Bevölkerung  derart. 

dass   au 

1  Einwohner  en 

tfielen  an: 

allgem 

besonderen    Auflagen     Um-  und 

Um- 

Um- 

a. d.  Bürger-  Auflag 

an 

lagen 

lagen        nutzungen   im  ganzen 

] 

n                        M. 

M. 

M. 

M. 

den  Städ 

;en  der 

Städtec 

rdnung      .       14,13 

0,03 

0,14 

14,30 

den  Kreis 

en  zus. .     .        6,83 

0,14 

0,69 

7,66 

und 

zwar 

Konsta 

nz      .    .    .        9,33 

0,10 

0,86 

10,29 

')  Württemb.  Jahrb.  a.  a.  0.,  1883,  I.  Bd.,  1.  Hälfte,  S.  193-195. 
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allgem. 

besonderen 

Auflagen 

Um-  und 

Um- 

Um- 

a. d.  Bürger- 

Auflagen 

lagen 

lagen 

nutzungen 

im  ganzen 

in                         M. 

M. 

M. 

M. 

Villingen     .     .     .        6,50 

0,37 

1,36 

8,23 

Waldshut 

9,45 

0,08 

0,74 

10,27 

Freiburg . 

6,34 

0,11 

0,53 

6,98 

Lörrach  . 

10,10 

0,09 

0,67 

10.86 

Offenburg 

6,17 

0,21 

0,57 

6,95 

Baden 

4,73 

0,24 

0,70 

5,67 

Karlsruhe 

4,94 

0,12 

0,98 

6,04 

Mannheim 

6,22 

— 

1,09 

7,31 

Heidelberg 

7,11 

0,06 

0,38 

7,55 

Mosbach . 

6,99 

0,19 

0,30 

7,48 

Grossherzogtm 

n 

7,87 

0,13 

0,62 

8,62 

Zu  diesen  direkten  Steuern  treten  noch  für  die  besonders  organisierten 
grösseren  Städte  gewisse  Yerbrauchssteuem  oder  Octrois,  die  in  dem  behandelten 
Abschnitte  durchschnittlich  jährlich  560,861  oder  2,50  M.  für  den  Einwohner  er- 
gaben. Danach  erreicht  in  diesen  der  gesamte  Gemeindesteuerertrag  3,767,720  M., 
d,  h.  16,80  M.  auf  den  Kopf.  Und  für  das  ganze  Grossherzogtum  hebt  sich 
alsdann  das  Erträgnis  auf  14,089,789  bezw.  8,97  M. 

Mit  den  oldenburgischen  Ergebnissen  verglichen,  lassen  die  Thatsachen  aus 
Baden,  sobald  man  von  den  grösseren  Städten  absieht,  einen  einigermassen  über- 
einstimmenden oder  doch  nicht  gerade  beträchtlich  stärkeren  Grad  der  Belastung 
erkennen.  Gleich  den  oldenburgischen  bekunden  auch  die  badischen  Gebietsteile 
wahrnehmbare  Verschiedenheiten.  Wie  unter  jenen  sich  das  Münsterland  und 
Birkenfeld  durch  schwache  Besteuerung  ihrer  Eingesessenen  hervorthim,  so  unter 
diesen  die  Kreise  Baden  und  Karlsruhe,  doch  gehen  sie  nicht  bis  auf  den  Stand 
des  Münsterlandes  herab.  Umgekehrt  nehmen  reichlich  die  doppelte  Höhe  am 
Durchschnittsbetrag  für  einen  Einwohner  die  Kreise  Lörrach,  Konstanz  und 
Waldshut  in  Anspruch,  ebenso  wie  im  Grossherzogtiun  die  Marsch  und  das 
Fürstentum  Lübeck,  deren  Gesamtbelastung  mit  der  der  genannten  badischen 
Kreise  sich  annähernd  deckt.  Freilich  fehlt  es  auch  in  diesem  Falle  an  vor- 
liegender Aufklärung  darüber,  in  welcher  Ausdehnung  neben  den  Geldsteuem 
etwa  noch  Naturalleistungen  gefordert  werden,  ob  für  die  kirchlichen  Bedürf- 
nisse und  für  grössere  Verbände,  wie  für  Bezirke  oder  Kreise  noch  besondere 
Kommunalsteuem  zur  Hebung  gelangen.  Uebrigens  darf  bei  der  Beurteüung 
der  Kommunalbelastung  Badens  nicht  ausser  acht  gelassen  werden,  dass  hier 
ähnlich  wie  in  Württemberg  in  erheblicher  Weise  Bürgemutzungen  aus  Ge- 
meindevermögen bestehen  und  dass  mithin  bei  gehöriger  Aufwiegung  dieser 
Vorteüe  die  darnach  schliesslich  verbleibenden  Opfer  eine  Einschränkung  gegen 
die  obigen  Beträge  erfahren  würden.  Der  Wert  der  Nutzimgen  lässt  sich  jedoch 
aus  den  verfügbaren  Unterlagen  nicht  entnehmen. 

Was  endlich  Preussen  (mit  Ausschluss  HohenzoUems)  betrifft,  so  er- 
brachte die  für  das  Jahr  1880/81  ausgeschriebene,  nicht  auf  die  selb- 
ständigen Gutsbezirke   ausgedehnte,    wohl  aber   die  geforderten  Natural- 
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leistungen   ihrem  Geldwert  nach   berücksichtigende  Erhebung   als  Resultat  an 
aufgelegten  ^) : 


bei  einer  Ein- 

Gemeinde- 

andere Kor- 

Abgaben 

wohnerzahl 

abgaben 

porationsabg. 

zusammen 

von 

M. 

M. 

M. 

in 

- 

-  in  den  Stadtgemeinden 

— 

Ostpreussen     .     .     . 

434,100 

3,648,641 

162,546 

3,811,187 

Westpreussen .     .     . 

379,060 

3,371,874 

214,267 

3,586,141 

Berlin 

1,122,504 

22,968,121 

— 

22,968,121 

Brandenburg  .     . 

832,401 

5,441,600 

465,994 

5,907,594 

Pommern    .     .     . 

524,215 

3,163,288 

250,183 

3,413,471 

Posen     .... 

475,999 

2,607,486 

1,031,044 

3,638,530 

Schlesien    .    .    . 

1,085,057 

9,190,880 

466,988 

9,657,868 

Sachsen  .... 

955,161 

6,569,372 

617,399 

7,186,771 

Schleswig-Holstein 

394,713 

4,772,036 

681,889 

5,453,925 

Hannover    .     .     . 

439,725 

3,313,257 

695,510 

4,008,767 

Westfalen  .     .     . 

625,566 

5,153,462 

1,918,126 

7,071,588 

Hessen-Nassau 

563,638 

8,055,446 

250,694 

8,306,140 

Rheinland  .     .     . 

1,632,329 

21,406,661 

1,697,866 

23,104,527 

Zusammen  .     . 

9,464,368 

99,662,124 

8,452,506 

108,114,630 

- 

-  in  den  Landgemeinden  - 

- 

Ostpreussen     .     . 

1,184,726 

3,415,453 

3,023,407 

6,438,860 

Westpreussen  .     . 

792,060 

2,465,887 

2,215,132 

4,681,019 

Berlin     .... 

— 

— 

— 

— 

Brandenburg  .     . 

1,203,252 

3,473,420 

1,920,318 

5,393,738 

Pommern    .     .     . 

647,995 

1,177,921 

1,349,130 

2,527,051 

Posen     .... 

835,459 

866,120 

2,564,629 

3,430,749 

Schlesien     .     .     . 

2,589,838 

6,803,810 

2,788,140 

9,591,950 

Sachsen  .... 

1,283,425 

3,073,871 

1,832,831 

4,906,702 

Schleswig-Holstein 

.       648,288 

3,825,861 

4,163,649 

7,989,510 

Hannover    .     .     . 

1,665,342 

5,301,244 

6,375,902 

11,677,146 

Westfalen  .     .     . 

1,413,770 

8,436,855 

2,251,865 

10,688,720 

Hessen-Nassau 

981,241 

3,129,512 

406,784 

3,536,296 

Rheinland  .     .     . 

2,439,995 

16,948,510 

1,071,929 

18,020,439 

Zusammen  .     . 

15,685,391 

58,918,464 

29,963,716 

88,882,180 

—  in  den  Stadt-  un 

d  Landgemeinden  — 

Ostpreussen     .     . 

.     1,618,826 

7,064,094 

3,185,953 

10,250,047 

Westpreussen  .     . 

.     1,171,120 

5,837,761 

2,429,399 

8,267,160 

')  Die  neuere,  erst  nach  Abschluss  der  gegenwärtigen  Arbeit  herausgegebene 
preussische  Veröffentlichung  mit  den  Thatsachen  für  1883/84  ist  hier  wie  in  den 
weiteren  Abschnitten  nicht  mehr  herangezogen  worden.  Es  müssen  auch  die 
vorstehenden  Zahlen  als  geeigneter  für  die  hier  beabsichtigte  Vergleichung  be- 
trachtet werden,  weil  sie  zeitlich  denen  aus  dem  Grossherzogtum,  aus  dem 
die  Angaben  bereits  mit  dem  Jahre  1880  abschliessen ,  näher  stehen.  Zudem 
erscheinen  die  von  1880/81  insofern  zutreffender,  als  sie  auf  den  abgeschlos- 
senen Rechnungen,  die  von  1883/84  aber  bloss  auf  Voranschlägen  beruhen. 
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bei  einer  Ein-    Gemeinde-  andere  Kor-  Abgaben 

wohnerzahl  abgaben  porationsabg.    zusammen 

in                         von  M.  M.  M. 

Berlin 1,122,504  22,968,121  -  22.968,121 

Brandenburg  .     .     .  2,035,653  8,915,020  2,386,312  11,301.332 

Pommern    ....     1,172,210  4,:341,209  1,599,313  5,940,522 

Posen 1,311,458  3,473,606  3,595,673  7,069,279 

Schlesien     ....     3,674,895  15,994.690  3,255,128  19,249,818 

Sachsen 2,238,586  9,643,243  2,450,230  12,093,473 

Schleswig-Holstein  .     1,043,001  8,597,897  4,845,538  13.443.435 

Hannover    ....     2,105,067  8,614,501  7,071,412  15,685,913 

Westfalen  ....     2,039,336  13,590,317  4,169,991  17,760,308 

Hessen-Nassau     .     .     1,544,779  11,184,958  657,478  11,842,436 

Rheinland  ....     4,072,324  38.355,171  2,769,795  41,124,966 

Zusammen  .     .     .  25,149,759     158,580,588  38,416,222     196,996,810 

Nach  Massgabe  des  Mittels  des  Flächengehalts  imd  der  Bevölkenmg  der 
selbständigen  Gutsbezirke  einerseits  und  des  auf  Areal  und  Einwohner  in  den 
Landgemeinden  entfallenden  Betrages  an  Kommunalabgaben  anderseits  ist  in 
der  von  Herrfurth  bearbeiteten  Veröffentlichung  dieser  Thatsachen  auch  der 
Wert  der  Kommunalleistungen  in  den  selbständigen  Gutsbezirken  und  ebenso 
in  Hohenzollem  schätzungsweise  ermittelt  worden.  Dieselben  sind  danach 
für  eigentliche  Gemeindeabgaben  zu  rund  15,80  Millionen,  für  anderweite  Kor- 
porationsabgaben zu  7,90  Millionen,  mithin  zusammen  zu  nmd  23,70  Millionen 
Mark  gefunden  worden.  Dies  zn  den  obigen  Beträgen  geschlagen  erbrächte 
als  gesamte  Kommunallast  der  preussischen  Monarchie  an: 

Gemeinde-  andere  Kor-      Abgaben 
abgaben     porationsabg.    zusammen 

in  den                     M.  M.                   M. 

Stadtgemeinden  .     .    99,75  MUl.      8.50  Mill.  108,25  Mül. 
Landgemeinden  und 

Gutsbezirken    .     .    75,00       ,  37,90       „  112,90       , 

sämtl.  Gemeinden    .  174,75       ,  46,40       ,  221,15       , 

Die  hier  neben  den  eigentlichen  Gemeindeabgaben  für  anderweite  Korpo- 
rationsbedürfnisse erhobenen  Leistungen  sind  die  durch  besondere  Steuer- 
umlagen für  Armen-,  Schul-,  Kirchen-,  Kreis-  und  Provinzialzwecke  aufgebrachten 
Beträge.  Wie  schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  vorstehende  Angaben  lehrt,  ist  der 
Anteil  dieser  letzteren  Gattung  an  dem  Gesamtbetrage  ein  viel  höherer  auf  dem 
Lande  als  in  den  Städten.  Letztere,  welche  die  Lasten  für  die  grösseren  Ver- 
bände wie  für  Kirche,  Schule  und  Armenwesen  überwiegend  in  Verbindung  mit 
ihren  eigentlichen  städtischen  Steuern  aufzubringen  pflegen,  haben  bloss  7,85  % 
durch  Specialauflagen  gedeckt,  das  platte  Land  hingegen  hat  auf  diese  Weise 
33,57  %  seiner  sämtlichen  Kommunalabgaben  zu  tragen  gehabt. 

Das  Verhältnis  zur  Bevölkerung  —  bei  17,75  Millionen  Einwohnern  auf 
dem  Lande  mit  Einschluss  der  selbständigen  Gutsbezirke  —  war  nun  so,  dass 
je  ein  Bewohner  zu  zahlen  hatte,  an: 
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Gemeinde- 

anderen Kor- 

Abgaben 

abgaben 

porationsabg. 

zusammen 

in  den 

M. 

M. 

M. 

Stadtgemeinden  .     . 

10,53 

0,89 

11,42 

Landgemeinden  und 

Gutsbezirken  .     . 

4,22 

2,15 

6,37 

sämtl.  Gemeinden    . 

6,31 

1,67 

7,98 

War  für  das  Grossherzogtum  die  durchschnittliche  Höhe  aller  in  Geld  und 
Diensten  bestehenden  kommunalen  Auflagen  für  den  einzelnen  Einwohner  zu 
7,42  M.  ermittelt  worden,  so  findet  sich  hier,  dass  dieselbe  hinter  dem  Mittel 
aller  Land-  wie  Stadtgemeinden  des  preussischen  Staates  etwas  zurückbleibt. 
Hält  man  sie  aber  im  Hinblick  auf  die  schwache  städtische  Bevölkerimg  Olden- 
burgs gegen  die  preussischen  Resultate  in  den  ländlichen  Bezirken,  zeigt  sich 
eine  immerhin  schon  schwerere  Belastung  im  Grossherzogtum. 

Blickt  man  jetzt  wieder  auf  die  exakt  erhobenen  Thatsachen,  lässt  also  die 
Schätzungswerte  für  die  Gutsbezirke  beiseite,  so  fallen  in  Gemässheit  der  vor- 
aufgehenden Angaben  auf  den  Kopf  in  den: 


Stadtgemeinden 

Landgemeinden 

Stadt-  u. 

Landgem. 

Kommun.- 

dar.  bes. 

Kommun.- 

dar.  bes. 

Kommun. 

-  dar.  bes. 

Abgaben 

Koi-por.- 

Abgaben 

Korpor.- 

Abgaben 

Koi-por.- 

zusamm. 

Abgaben 

zusamm. 

Abgaben 

zusamm. 

Abgaben 

in 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Ostpreussen     .     . 

.      8,78 

0,37 

5,44 

2,55 

6,34 

1,97 

Westpreussen  .     . 

9,45 

0,55 

5,91 

2,80 

7,06 

2,07 

Berlin      .... 

.     20,46 

— 

— 

— 

20,46 

— 

Brandenburg  .     . 

7,10 

0,56 

4,48 

1,59 

5,55 

1,17 

Pommern    .     .     . 

6,51 

0,47 

3,90 

2,08 

5,07 

1,37 

Posen     .... 

7,64 

2,16 

4,11 

3,08 

5,39 

2,74 

Schlesien     .     .     . 

8,90 

0,43 

3,70 

1,07 

5,24 

0,89 

Sachsen  .... 

7,53 

0,65 

3,82 

1,43 

5,40 

1,09 

Schleswig    .     .     . 

13,82 

1,73 

12,32 

6,42 

12,89 

4,65 

Hannover    .     .     . 

9,11 

1,58 

7,01 

3,83 

7,45 

3,36 

Westfalen   .     .     . 

11,32 

3,08 

7,56 

1,60 

8,71 

2,04 

Hessen-Nassau 

14,72 

0,43 

3,60 

0,42 

7,67 

0,43 

Rheinland  .     .     . 

14,15 

1,04 

7,39 

0,45 

10,10 

0,68 

Zusammen  .     . 

11,42 

0,89 

5,67 

1,91 

7,84 

1,53 

Nicht  nur,  wenn  man  allein  die  Landgemeinden,  sondern  auch  wenn  man 
das  Mittel  aus  diesen  und  den  Städten  beobachtet,  machen  sich  eine  ganze 
Reihe  von  Provinzen  geltend  und  namentlich  die  östlichen,  welche  ein  nicht 
ganz  vmerheblich  geringeres  Mass  an  steuerlichen  Leistungen  für  Kommunal- 
zwecke an  den  Tag  legen  als  der  oldenburgische  Staat  in  seinem  Durchschnitte. 
Von  Berlin  abgesehen  bekunden  unter  den  zwölf  Provinzen  sieben  einen  öit- 
schieden  günstigeren  Stand  als  jener,  zwei  —  Hannover  und  Hessen-Nassau  — 
stehen  ihm  ziemlich  gleich  und  nur  drei  —  Westfalen,  das  industriereiche  Rhein- 
land und  vornehmlich  das  stark  beschwerte  Schleswig-Holstein  —  überholen  ihn. 
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"VVenn  demnach  .der  Belastungsgrad  der  preussischen  Landgemeinden  mehrfach 
minder  hoch  als  in  Oldenburg  ist,  wenn  derselbe  im  Gesamtdurchschnitt  hier 
7,42,  dort  aber  bloss  5,67  M.  ausmacht,  so  ist  dieser  nicht  unbeträchtliche  Ab- 
stand vielleicht  daraus  zu  erklären,  dass  die  oldenburgische  Konmaunalverfassung 
der  politischen  Gemeinden  und  anderen  Verbände  des  platten  Landes  sich  be- 
reits einer  grösseren  Durchbildung  erfreut  und  dass  infolgedessen  zu  Gimsten 
der  kommunalen  Interessen  mehr  durch  die  Verbände  geleistet  wird,  als  es  in 
Preussen  der  Fall  ist,  wo  namentlich  in  den  östlichen  Provinzen  die  Organi- 
sation der  Landgemeinden  eine  minder  ausgedehnte  Entwickelung  erfahren  hat. 
Dem  gegenüber  muss  freilich  auch  in  Anschlag  gebracht  werden,  dass  manche 
Aufwendimgen  —  so  für  gewisse  Zweige  des  Medizinal-,  des  Unterrichts-,  des 
Kommunikations-  wie  des  Landesmeliorationswesens  — ,  die  in  Oldenburg  aus  der 
Staatskasse  bestritten  werden,  in  Preussen  den  grösseren  kommunalen,  insbeson- 
dere den  Provinzialverbänden  zur  Last  fallen. 

Fasst  man  die  Ergebnisse  dieser  Vergleichung  nun  zusammen,  so  gelangt 
man  zu  dem  Eindrucke,  dass  die  mittlere  kommunale  Belastung  des  olden- 
burgischen Staates  zwar  auf  keiner  besonders  hohen  Stufe  steht  und,  sofern 
man  nur  von  den  ihm  fehlenden  dichter  bevölkerten  Städten  absieht,  geringer 
ist  als  die  der  meisten  badischen  und  etlicher  preussischen  Bezirke,  dass  sie  aber 
wiederum  einer  grösseren  Anzahl  anderer  Provinzen  gegenüber  sich  als  merk- 
lich umfangreicher  erweist.  Da  nun  diese  letzteren  preussischen  Provinzen, 
deren  Besteuerungshöhe  hinter  der  oldenburgischen  imd  meist  fühlbar  zurück- 
bleibt, bereits  reichlich  13  Millionen  Einwohner,  d.  h.  mehr  als  die  Hälfte  von 
ganz  Preussen  imd  beinahe  ein  Drittel  des  gesamten  Deutschen  Reiches  ent- 
halten, so  wird  man  den  im  Grossherzogtum  ermittelten  Grad  der  Belastung  im 
allgemeinen  wohl  als  einen  gesteigerten,  wenngleich  auch  nicht  als  einen  be- 
sonders hohen  ansehen  müssen.  — 

Das  Erfordernis  an  steuerlichen  Leistungen  hat  sich  übrigens  in  Oldenburg 
nicht  ganz  unbedeutend  im  Laufe  des  behandelten  achtjährigen  Zeitraums  ge- 
hoben. Denn  kehrt  man  schliesslich  nochmals  zu  den  oben  gewährten  Nach- 
weisungen zurück,  um  sie  auf  die  Bewegung  der  Abgabenlast  hin  ins 
Auge  zu  fassen,  und  zwar  derart,  dass  die  ersten  den  letzten  vier  Jahren  in 
ihrem  Durchschnitt  gegenüber  berücksichtigt  werden,  so  zeigt  sich  ein  Wachs- 
tmn  des  Kopfanteils  von  6,97  auf  7,84  M.  von  1873—76  zu  1877—80.  Dies  in 
Verhältniswerte  ausgedrückt  gibt  12.48 °/o.  Dem  ziemlich  gleich  stellt  sich  mit 
12,16  "/o  die  relative  Zvmahme  im  Fürstentum  Lübeck  und  etwas  höher  mit 
13,26  "JQ  im  Herzogtum.  Viel  schwächer  war  sie  in  Birkenfeld,  wo  sie  nur  6,50  % 
ausmachte.  Nicht  so  ansehnlich  als  im  Mittel  des  Grossherzogtums  gestaltete 
sich  die  Vermehrung  in  dem  des  preussischen  Staates  von  1876  auf  1880—81. 
In  dem  ersteren  Jahre  erbrachten  nämlich,  um  die  absoluten  Zahlen  nachzuholen, 
in  Preussen  ohne  HohenzoUem  die  Kommunalsteuem : 


im  ganzen 

auf  1  Einw. 

in 

M. 

M. 

den  Stadtgemeinden .... 

84,077,062 

9,58 

den  Landgemeinden .... 

55.181,181 

3,70 

Stadt-  vmd  Landgemeinden    . 

139,258,243 

5,88 
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Da  nun  der  Kopfanteil  für  1880-81  sich  auf  10,53  bezw.  8,76  und  6,31  M, 
belief,  so  bekundet  das  eine  Zunahme  in  den  Städten  von  9,92,  auf  dem  Lande 
von  bloss  1,60  und  im  ganzen  von  7,31  7o-  Demnach  war  die  Bewegung  im 
Grossherzogtum  von  1873—76  auf  1877—80  eine  stärkere,  als  sie  hier  selbst 
innerhalb  der  genannten  beiden  Jahre  in  den  Städten  sich  ergibt.  Wie  sie  in 
jenem  nun  sich  im  einzelnen  gestaltete,  erhellt  aus  nachstehenden  Berechnungen. 
Lässt  man  dabei  die  nur  unbedeutenden  Veränderungen  im  Bevölkerungsstande 
beiseite,  zieht  also  bloss  die  Ab-  oder  Zunahme  der  Abgaben  heran,  so  vermehrten 
(-I-)  bezw.  verminderten  (— )  sich  die  in  Geld  geleisteten  Kommunalsteuem 
von  1873—76  auf  1877—80  um  %  in: 


den 

Marsch 

Oldenb. 

Geest 

Münstersch. 
Geest 

Herzog- 
tum 

politischen  Gemeinden  . 

+  60,42 

+  38,29 

-f   98,49 

-f  52,19 

Armengemeinden .     .     . 

—  12,42 

+  12,70 

+     3,12 

—    0,01 

evangel.  Schulachten     . 

+    .6,89 

+  10,59 

+  23,99 

+     8,94 

kathol.  Schulachten.     . 

— 

-  28,48 

+   14,24 

+  11,91 

Gemeindeschulen .     .     . 

+  19,83 

-f  14,32 

— ■ 

+   15,02 

Ortsgenossenschaften     . 

-f     8,91 

-f  12,45 

-f  107,14 

-f  21,11 

evangel.  Pfarrgemeinden 

+    7,13 

-f  20,61 

+  55,69 

+  15,30 

kathol.  Pfarrgemeinden 

— 

-f-  27,21 

-  17,14 

—  14,73 

Hundesteuer     .... 

-f  20,39 

+  21,97 

+     0,51 

-f  16,12 

Vorzugsweise  sind  es  also  die  Bedürfnisse  der  politischen  Gemeinden,  welche 
die  ausgedehntere  Auflegung  von  Steuern  erforderlich  machte.  Namentlich  wur- 
den die  des  Münsterlandes  davon  betroffen,  in  dem  sich  die  Umlagen  der  poli- 
tischen Gemeinden  nahezu  verdoppelten.  Freilich  waren  in  diesem  Landesteil 
mit  seinen  sehr  einfachen  Verhältnissen  und  einer  im  ganzen  wenig  wohlhabenden 
Bevölkerung  die  Leistungen  für  die  Gemeinde  nur  recht  bescheiden  gewesen; 
aber  auch  nach  dieser  relativ  so  erheblichen  Steigerung  fällt  hier  auf  den  Kopf 
eines  Einwohners  noch  immer  nicht  halb  so  viel  als  auf  der  Oldenburger  Geest 
und  reichlich  ein  Viertel  von  dem  der  Marsch.  Nicht  zum  wenigsten  dürften 
zu  der  Erhöhung  der  Abgabenlast  der  politischen  Gemeinden  des  Herzogtums 
die  Anforderungen  der  durch  die  Gemeindeordnung  von  1873  in  ihrer  Wirk- 
samkeit erheblich  erweiterten  Amtsverbände  beigetragen  haben,  und  zwar  vor- 
zugsweise aus  Veranlassung  von  Chausseebauten.  Was  aus  den  Steuererträgen 
seitens  der  Gemeinden  zu  den  Amtsverbänden  beigetragen,  machte  im  Jahres- 
durchschnitt aus: 


im  ganzen 

auf  den  Kopf 

M. 

M. 

1873—76    . 

.     .     102,237 

0,41 

1877-80   . 

.     .     232,022 

0,88 

1873—80   . 

.     .     167,130 

0,65 

Diese  Beiträge  haben  sich  demnach  mehr  denn  verdoppelt,  und  da  sie  etwa 
einem  Viertel  aller  Steuern  der  politischen  Gemeinden  gleichkommen,  deren 
Anschwellung  fühlbar  beeinflusst. 

Im  Vergleich  mit  den  Umlagen  der  politischen  Gemeinden  tritt  die  Zu- 
nahme  derselben  bei   allen  übrigen  Verbänden  sichtlich  zurück.     Am  nächsten 
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stehen  ihnen  noch  die  Ortsgenossenschaften,  welche  im  Durchschnitt  des  Herzogtums 
während  des  zweiten  Abschnittes  reichlich  ein  Fünftel  mehr  als  im  ersten  aufzu- 
bringen hatten.  Die  steuerlichen  Leistungen  der  evangelischen  Schulachten  haben 
sich  im  Mittel  etwas  unter,  die  der  katholischen  etwas  über  ein  Zehntel  gehoben. 
In  beiden  Fällen,  besonders  aber  im  ersteren  überschreitet  das  Münsterland  dieses 
Mittel  sichtbar,  während  auf  der  Oldenburger  Geest  die  Auflagen  der  katholi- 
schen Schulachten  eine  Verringerung  von  mehr  als  einem  Viertel  erfahren  haben. 
Auch  die  evangelischen  Kirchensteuern  sind  im  Münsterland  tun  reichlich  die 
Hälfte  gewachsen,  während  sie  im  Durchschnitt  nur  um  15%  stiegen.  Dahin- 
gegen brauchte  dieser  Landesteil  an  Umlagen  der  katholischen  Pfarrgemeinden 
im  zweiten  Zeitabschnitt  fast  ein  Fünftel  weniger  deim  im  ersten  zu  zahlen, 
die  Oldenburger  Geest  aber  über  ein  Viertel  mehr.  Einem  Stillstände  gleich 
kam  im  Herzogtum  der  Ertrag  an  Armensteuem,  wobei  jedoch  die  Landes- 
teile wieder  erheblich  auseinandergehen,  insofern  die  Marsch  sich  eines  Rück- 
ganges erfreute,  die  Oldenburger  Geest  indessen  ein  starkes  Achtel  mehr  zu 
leisten  hatte. 

Im  Fürstentum  Lübeck  besteht  darin  eine  Uebereinstimmung  mit  dem 
Herzogtum,  dass  seine  Steuern  für  politische  Zwecke  namhaft,  nämlich  um  73,19  "/o, 
wuchsen,  hingegen  die  für  Armenpflege  um  14,60%  abnahmen.  Die  Schul- 
lasten sind  um  14,01  "/o  gestiegen  und  die  für  die  Kirche  wieder  um  14,17% 
gewichen. 

In  Birkenfeld  endlich  hatten  die  weltlichen  Gemeinden  1877—80  im  ganzen 
10,87%  mehr  aufzubringen,  und  von  den  kirchlichen  die  katholischen  30,45%. 
Bei  den  protestantischen  war  dagegen  das  Steuererfordemis  gegen  1873 — 76  das 
Gleiche  geblieben. 

Es  zeigt  sich  also,  dass  die  Zunahme  der  Kommunalbelastung  über- 
wiegend im  Grossherzogtum  durch  die  Ansprüche  der  politischen  Gemeinde- 
verwaltung bewirkt  worden  ist.  Wie  nun  hier  wie  bei  den  übrigen  Verbänden 
die  steuerlichen  Leistungen  sich  zu  der  ganzen  finanziellen  Lage  derselben 
verhalten  imd  durch  sie  mehr  oder  minder  bedingt  sind,  wird  in  grossen 
Cmrissen  der  nächste  Abschnitt  darthun. 


VI. 
Die  Lasten  im  Hinblick  auf  die  Finanzlage  der  Kommunalverbände. 

"Werden,  wie  das  auf  der  Hand  liegt,  die  an  die  Steuerkraft  der  Bevölke- 
rung erhobenen  Ansprüche  in  immittelbarster  Weise  auf  der  einen  Seite  durch 
das  Ausgabebedürfnis,  auf  der  anderen  durch  die  neben  den  Abgaben  verfüg- 
baren Einnahmequellen  bedingt,  so  kann  es  auch  für  die  fernere  Klarstellung 
der  bisher  beobachteten  Thatsachen  nicht  unwichtig  sein,  auf  jene  massgebenden 
Erscheimmgen  Rücksicht  zu  nehmen  und  damit  die  steuerliche  Belastung 
in  ihrem  Zusammenhang  mit  dem  gesamten  Kommunalhaushalt 
zu  erfassen.  Selbst\'erständlich  verbietet  dabei  schon  die  ümfänglichkeit  des 
Materials,  letzteren  mehr  als  nach  seiner  Aussenseite  zu  berühren.  Es  muss 
darum  auch  genügen,  den  zuerst  heranzuziehenden  Aufwand  lediglich  sum- 
marisch vorzuführen. 

Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  ypg  ig 
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Die  im  Mittel   der  Jahre  1873 — 80  verwandten  Ausgaben  betrugen  im 
Herzogtum  Oldenburg  und  zwar  in  der: 


Marsch 

Oldenb. 

Geest 

Münst. 

Geest 

im  gan- 

auf 1 

im  gan- 

auf 1 

im  gan- 

auf 1 

zen 

Einw. 

zen 

Einw. 

zen 

Einw. 

bei  den 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

politischen  Gemeinden    . 

351,102 

4,80 

590,776 

4,96 

92,377 

1,45 

Armengemeinden  .     .     . 

278,951 

3,82 

282,451 

2,37 

71,238 

1,12 

Ortsgenossenschaften .     . 

3,264 

2,43 

22,264 

2,59 

5,077 

1,54 

Gemeindeschulverbänden 

31,832 

2,54 

194,152 

8,12 

— 

— 

evangel.  Schulachten 

.  266,179 

3,69 

295,920 

2,59 

7,368 

2,39 

kathol.  Schulachten  .     , 

— 

— 

10,376 

2,11 

133,727 

2,21 

evang.  Pfarrgemeinden  . 

136,529 

1,89 

124,322 

1,10 

2,379 

0.78 

kathol.  Pfarrgemeinden . 

— 

— 

3,313 

0,67 

60,555 

1,00 

Zusammen    .... 

1,067,857 

14,61 

1,523,574 

12,78 

372,721 

5,86 

Hierüber  hinaus  ist  noch  der  zwölf  Amtsverbände  des  Herzogtums  zu 
gedenken,  welche  durchschnittlich  im  Jahr  402,215  M.,  d.  h.  1,57  M.  für  den 
Kopf  der  Bevölkerung  verausgabten.  Ihr  Haushaltsbereich  hat  übrigens  in  dem 
achtjährigen  Abschnitt  eine  sehr  erhebliche  Ausdehnung  erfahren;  denn  während 
die  Ausgaben  im  Mittel  von  187-3 — 76  noch  149,774  M.  erforderten,  hoben  sie 
sich  in  dem  von  1877—80  auf  654,656  M. 

Den  erheblichsten  Aufwand  in  diesem  Gebietsteil  verursachen  also  die 
Bedürfnisse  der  politischen  Gemeindeverwaltung,  für  die  ja  auch  die  meisten 
Steuern  zu  leisten  waren,  wenigstens  in  der  Marsch  und  auf  der  Oldenburger 
Geest.  Während  aber  die  mittlere  Belastung  in  Geld  in  der  Marsch  3,97 ,  auf 
der  Oldenburger  Geest  aber  nur  2,71  M.  austhut,  zeigen  diese  Zahlen,  dass  die 
Ausgabenhöhe  umgekehrt  in  letzterem  Bezirke  im  Verhältnis  zur  Einwohner- 
stärke bedeutender  als  in  ersterem  ist.  Die  Münstersche  Geest  stellt  gegen  die 
beiden  vorigen  Landesteile  an  ihre  allgemeine  Gemeindeverwaltung  nur  schwache 
Anforderungen,  dafür  stärkere  an  die  Schulverwaltung,  d.  h.  relativ  stärkere, 
denn  im  Vergleich  namentlich  zur  Marsch  erfordert  das  Unterrichtswesen  immer 
noch  weniger.  Ueberall  ist  es  auffallend,  wie  ungleich  bescheidener  der  ge- 
samte Aufwand  des  Münsterlandes  ist.  Nach  Massgabe  der  Bevölkerung  be- 
lauft er  sich  noch  immer  nicht  auf  die  Hälfte  dessen,  was  die  Kommunalverbände 
im  übrigen  Herzogtum  verausgabt  haben.  Damit  im  Einklänge  steht  dann  die 
im  vorigen  Abschnitt  dargethane  sehr  erheblich  geringere  mittlere  Abgabenquote 
des  Münsterlandes. 

Im  Fürstentum  Lübeck  wurde  der  Bedarf  der  politischen  Gemeinden  mit 
96,497  M.  oder  mit  2,79  M.  für  den  Einwohner  bestritten.  Das  Armenwesen 
kostete  123,400  bezw.  3,56  M.  und  das  Schulwesen  190,118  oder  5,49  M.  Würde 
man  nun  den  Aufwand  der  Kirchengemeinden  nach  Verhältnis  der  Minderheit, 
für  die  bloss  Angaben  vorliegen,  für  das  ganze  Gebiet  berechnen,  so  erhielte 
man  34,372  M.,  d.  h.  0,99  M.  auf  den  Kopf  und  kämen  demnach  im  ganzen 
an  Kommunalausgaben  aufs  Fürstentum  444,387  oder  12,83  M.,  d.  i.  soviel  als 
auf  der  Oldenburger  Geest ,  wobei  aber  nicht  ausser  acht  zu  lassen ,   dass  eine 
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R«ihe  von  Aufwendungen,  weil  durch  Naturalverpflichtungen  gedeckt,  im  Ausgabe- 
etat nicht  zur  Erscheinung  kommen. 

In  Birkenfeld  hatten  die  politischen  Gemeinden  im  Jahre  durchschnittlich 
463,994  oder  auf  den  Kopf  12,27  M.,  dazu  die  Bürgermeistereien  40.654  oder 
1,07  M.  aufzuwenden.  Die  evangelischen  Kirchengemeinden  gebrauchten  25,830, 
die  katholischen  9296  M.,  was  auf  den  einzelnen  0,87  bezw.  1,24  M.  gibt.  Zu- 
sammengerechnet stellt  sich  danach  der  Kommunalaufwand  auf  539,774  M.,  d.  h. 
auf  14,27  M.  für  den  Einwohner. 

Fasst  man  hiemach  die  Kommunalausgaben,  nach  ihren  vornehmsten  Zwecken 
geschieden,  so  gut  es  geht,  für  das  Grossherzogtum  und  seine  drei  getrennten 
Gebiete  zusammen,  so  gibt  das  im: 


Herzogt. 

Fürstent. 

Fürstent. 

Grossher- 

Oldenb. 

Lübeck 

Birkenfeld 

zogtum 

Aufwand  für 

M. 

M. 

M. 

M. 

für  1878—76 

politische  Zwecke 

904,654 

68,347 

323,071 

1,296,072 

Armenwesen    .     . 

580,374 

125,450 

42,299 

748,123 

Schulwesen      .     . 

871,961 

205,673 

130,802 

1,208,436 

Kirchenwesen .     . 

296,069 

38,616 

36,242 

370,927 

Zusammen  .     . 

2,653,058 

438,086 
für  18' 

532,414 

(7—80 

3,623,558 

politische  Zwecke 

1,225,063 

124,648 

303,029 

1,652,740 

Armenwesen    .     . 

684.904 

121,350 

64,224 

870,478 

Schulwesen     .     . 

1,007,147 

174,563 

145,872 

1,327,582 

Kirchenwesen  .     . 

358,126 

30,129 

34,011 

422,266 

Zusammen  .     . 

3,275,240 

450,690 

547,136 

4,273,066 

für  1873—80 

politische  Zwecke 

1,064,860 

96,497 

313,050 

1,474,407 

Armenwesen    .     . 

632,640 

123.400 

53,261 

809,301 

Schulwesen      .     . 

939,554 

190,118 

138,337 

1,268,009 

Kirchenwesen .     . 

327,098 

34,372 

35,126 

396,596 

Zusammen  .     . 

2,964,152 

444,387 

539,774 

3,948,313 

Hierbei  sind  im  Herzogtum  den  Aufwendungen  für  politische  oder  allge- 
meine Gemeindeverwaltungszwecke  die  der  Ortsgenossenschaften  hinzugerechnet, 
die  Amtsverbände  aber  fortgelassen,  weü  diese  ihre  Ausgaben,  soweit  sie  nicht 
mit  HUfe  von  Anleihen  gemacht  sind,  aus  den  Beiträgen  der  Gemeinden  be- 
streiten ,  letztere  aber  in  den  Ausgaben  der  Gemeinden  bereits  sich  beziffert 
finden.  Für  das  Fürstentum  Lübeck  wurde  der  Aufwand  der  Kirchengemeinden 
nach  der  eben  zuvor  angegebenen  Berechnungsweise  bloss  annähernd  ermittelt.  Hier 
fehlen  aber  die,  wie  früher  erwähnt,  bislang  nicht  festgestellten,  indessen  keines- 
wegs belangreichen  Ausgaben  der  Dorfschaften.  Auch  sind  hier  die  durch  Natural- 
leistungen gedeckten  Bedürfnisse,  weil  nicht  gebux;ht,  ausser  Ansatz  geblieben, 
so  dass  für  diesen  Bezirk  die  Angaben  einen  ünterwert  darstellen.  In  Birken- 
feld endlich  sind  die  Aufwendungen  der  Gemeinde-  und  Bürgermeistereikassen 
für  Armen-  und  Schulwesen  herausgezogen   und  besonders  angesetzt,   der  Rest 
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der  Ausgaben  ist  aber  als  für  politische  Zwecke  verwendet  angesehen  worden. 
Demgemäss  gestalten  sich  die  Ausgaben  nun  zur  Bevölkerung  derart,  dass  auf 
einen  Bewohner  entfiel  an  Kommunalaufwand  für: 


politische 

Armen- 

bchul- 

Kirchen- 

im 

Zwecke 

wesen 

wesen 

wesen 

ganzen 

im 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Herzogt. 

( 

1873- 

-76 

3,64 

2,34 

3,51 

1,20 

10,69 

Olden- 

1877- 

-80 

4,64 

2,60 

3,82 

1,36 

12,42 

burg. 

{ 

1873- 

-80 

4,16 

2,47 

3,67 

1,28 

11,58 

Fürsten- 

) 

1873- 

-76 

2,01 

3,68 

6,03 

1,13 

12,85 

tum 

1877- 

-80 

3,55 

3,45 

4,96 

0,86 

12,82 

Lübeck 

r 

1873- 

-80 

2,79 

3,57 

5,49 

0,99 

12,84 

Fürstent. 

) 

1873- 

-76 

8,71 

1,14 

3,53 

0,98 

14,36 

Birken- 

1877- 

-80 

7,83 

1,66 

3,77 

0,88 

14,14 

feld. 

1873- 

-80 

8,26 

1,41 

3,65 

0,93 

14,25 

Gross- 

1 

1873- 

-76 

4,06 

2,35 

3,78 

1,16 

11,35 

herzog- 

1877- 

-80 

4,90 

2,58 

3,93 

1,25 

12,66 

tum 

1873- 

-80 

4,49 

2,46 

3,86 

1,21 

12,02 

Ein  Vergleich  dieser  Ziffern  mit  denen  der  steuerlichen  Belastung  lehrt, 
dass  sie  hier  wie  dort  untereinander  in  ziemlich  ähnlichen  Verhältnissen  stehen, 
ein  Beleg  dafür,  dass  die  Kommunalverbände  bei  der  Deckung  ihrer  Bedürfnisse 
überwiegend  auf  die  Tasche  der  Kontribuenten  angewiesen  sind.  Demnach  be- 
gegnet man  auch  im  vorliegenden  Falle  wieder  der  Erscheinung,  dass  im  Herzog- 
tum der  grösste  Aufwand  dm*ch  die  politischen  Gemeindebedürfiiisse  und  sodann 
für  die  der  Schulen  veranlasst  wird,  dass  aber  umgekehrt  im  Fürstentum  Lübeck 
die  Bedürfnisse  für  Schulwesen  relativ  weit  bedeutendere  sind  und  durchschnittlich 
doppelt  so  viel  als  die  der  politischen  Gemeindeverwaltung  ausmachen,  dass  diese 
darum  —  und  freilich  auch  wegen  der  hier  ausser  acht  gebliebenen  Naturalprästan- 
den —  sichtlich  niedriger,  jene  namhaft  höher  als  im  Herzogtum  sich  nach  Mass- 
gabe der  Bevölkerung  verhalten.  Auch  das  belegen  die  vorstehenden  Thatsachen, 
dass  der  gesamte  Geldaufwand  für  Kommunalzwecke  aller  Art  ebenso  me  der 
gesamte  Geldertrag  der  Kommunalsteuern  relativ  in  beiden  Gebietsteilen  der 
nämliche  ist.  Worin  aber  zwischen  den  obigen  Zahlen  und  den  früheren  über 
den  auf  den  Kopf  entfallenden  Umlagen  keine  Uebereinstimmung  herrscht,  das 
bezieht  sich  auf  die  Verhältnisse  Birkenfelds.  Dieser  Gebietsteil,  welcher  den 
beiden  anderen  gegenüber  eine  erheblich  schwächere  steuerliche  Belastung  be- 
kundete, gibt  trotzdem  einen  nicht  unbedeutenden  Aufwand  zu  erkennen.  Der- 
selbe rührt  hier  ganz  allein  von  den  ausserordentlich  hohen  Kosten  der  poli- 
tischen Verwaltung  her.  Denn  während  das,  was  das  Schulwesen  beanspruchte, 
etwa  dem  Durchschnitte  das  ganzen  Staates  gleichkam,  was  Armen-  imd 
namentlich  Kirchenwesen  erheischten,  noch  entschieden  dahinter  zurück  blieb, 
wurde  für  die  übrige,  also  die  politische  Selbstverwaltung  etwa  das  Doppelte 
aufgewendet.  Eine  Erklärung  dieser  Thatsachen  sowohl  der  ansehnlicheren 
Ausgaben  als  deren  beschränktere  Bestreitung  mittelst  Steuern  wird  man  teil- 
weise einem  Einblick  in  die  Art  der  Deckung  der  Finanzbedürfnisse  und  der 
Vermögenslage    der  Verbände   zu   entnehmen  vermögen.     Ehe  ein  solcher   er- 
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öffiiet  wird,  sei  hi«  noch  kurz  auf  die  von  1873/76  zu  1877/80  eingetretenen  Ver- 
änderungen in  dem  Umfange  der  Kommunalaufwendungen  hingewiesen.  Es 
mehrten  (+)  oder  minderten  ( — )  sich  um  "jo  die  Ausgaben  für: 

politische  Armen-  Schul-  Kirchen-  im 

im  Zwecke  wesen  wesen  wesen  ganzen 

Herzogt.  Oldenburg   .     -f  35,52  -f  18,01  +  15,50  -f-  20,96  -r  23,45 

Fürstent.  Lübeck    .     .     +  82,38  -    3,27  -  15,13  -  21,98  -f    2,88 

Fürstent.  Birkenfeld  .     -    6,20  +  51,83  +  11,52  -    6,16  +    2,77 

Grossherzogtum.     .     .     -f  27,52  +16,35  +    9,86  -f  13,84  -f- 17,92 

Für  einen  so  kurzen  Zeitabschnitt  ist  die  Zunahme,  welche  die  Kommunal- 
bedürfnisse im  Mittel  erfahren  haben,  immerhin  schon  beachtenswert.  Am 
wenigsten  sind  davon  Kirchen-  und  Schulwesen  betroffen  worden,  ja  im  Fürsten- 
tum Lübeck  hatten  sie  einen  merklichen  Rückgang  erfahren.  Dennoch  waren 
die  Geldschullasten  um  14  "o  gestiegen.  Auch  die  Kosten  der  Armenpflege 
hatten  sich  in  diesem  Landesteile  vermindert,  während  sie  in  Birkenfeld  eine 
Steigerung  von  reichlich  der  Hälfte  erzielten.  Dagegen  sind  hier  die  Auf- 
wendungen der  politischen  Gemeinde-  und  Bürgermeistereiverwaltung  gesunken, 
im  Gegensatz  zu  den  anderen  beiden  Gebieten,  für  die  auf  diesem  Felde  eine 
starke  Anschwellung  ihres  Ausgabebudgets,  zumal  im  Fürstentum  Lübeck,  sich 
ergeben  hat.  Damit  steht  die  früher  beobachtete  belangreiche  Vermehrung 
der  von  den  politischen  Gemeinden  ausgeschriebenen  Steuern  im  Einklang. 

Erhellte  aus  diesen  Nachweisungen  der  Bedarf  zur  Führung  des  kom- 
munalen Haushaltes,  so  firagt  es  sich  hiemächst,  auf  welchem  Wege  die  Mittel 
zu  dessen  Befriedigung  gewonnen  wurden.  Um  darüber  eine  gedrängte  ziffem- 
mässige  Auslomft  zu  gewähren,  sind  zweitens  die  Einnahmen  der  Verbände 
nach  drei  Hauptgruppen  auseinander  zu  halten :  ausser  nach  den  Steuerei-trägen 
nach  den  Aufkünften  des  eigenen  Vermögens  und  denjenigen  Bezügen, 
welche  aus  allen  übrigen  offenen  Quellen  geflossen  sind.  Gehen  die  so  zu  ge- 
währenden Aufschlüsse  auch  eben  nicht  tief,  dürften  sie  doch  für  die  gegen- 
wärtige Aufgabe,  da  es  hier  doch  hauptsächlich  auf  die  Beeinflussung  des 
Steuerbedarfs  durch  andere  vorhandene  Deckungsmittel  ankommt,  hinreichen; 
zudem  würde  eine  Auflösung  der  allgemeinen  Gruppe  der  , sonstigen"  Ein- 
nahmen in  ihre  wesentlichsten  Bestandteile  wegen  der  Besonderheiten  bei  den 
verschiedenen  Verbänden  die  Uebersichtlichkeit  gestört  und  jedenfalls  viel  zu  weit 
geführt  haben.  Ohnehin  sind  schon  nach  dieser  Dreiteilung  die  Nachweisungen 
ziemlich  ausgedehnt,  daher  sie  denn  auch  bloss  den  Gesamtdurchschnitt  der 
Jahre  1873  bis  1880  berücksichtigen  sollen.  Das  Ergebniss  ist  dann  folgendes. 
Es  betrugen  die  Einnahmen: 


aus  eigenem 

aus             aus  sonst. 

im 

Vermögen 

Umlagen          Quellen 

ganzen 

M. 

M.                    M. 

M. 

bei  den 

—  in  der  Marsch  — 

politischen  Gemeinden 

7,563 

296,710            41,338 

345,611 

Armengemeinden   .     . 

.       30,a31 

193,604             42,752 

267,187 

Ortsgenossenschaften . 

315 

2,087                  764 

3,166 
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lus  eigenem          aus 

aus  sonst. 

im 

Vermögen 

Umlagen 

Quellen 

ganzen 

bei  den 

M. 

M. 

M. 

M. 

evangel.  Schulachten .     . 

14,092 

174,325 

83,271 

271,688 

kathol.  Schulachten    .     . 

— 

— 

— 

— 

Gemeindeschulverbänden 

4,165 

8,058 

21,065 

33,288 

evangel.  Pfarrgemeinden 

52,742 

73,538 

10,885 

137,165 

kathol.  Pfarrgemeinden , 

— 

— 

— 

— 

Zusammen 

109,708 

748,322 

200,075 

1,058,105 

— 

auf  der  Oldenburger  Geest 

— 

politischen  Gemeinden    . 

63,325 

336,046 

108,664 

508,035 

Armengemeinden   .     .     . 

18,836 

202,932 

57,921 

279,689 

Ortsgenossenschaften  .     . 

1,101 

13,571 

3,838 

18,510 

evangel.  Schulachten  .     . 

12,106 

182,857 

109,788 

304,751 

kathol.  Schulachten    .     . 

2,897 

3,942 

3,564 

10,403 

Gemeindeschulverbänden 

5,994 

53,837 

130,772 

190,603 

evangel.  Pfarrgemeinden 

30,080 

106,286 

7,384 

143,750 

kathol.  Pfarrgemeinden  . 

2,032 

1,775 

143 

3,950 

Zusammen 

136,371 

901,246 

422,074 

1,459,691 

— 

auf  der  Münsterschen  Geest 

— 

politischen  Gemeinden    . 

12,898 

68,681 

11,933 

93,512 

Armengemeinden   .     .     . 

14,345 

44,387 

9,800 

68,532 

Ortsgenossenschaften .     . 

1,305 

2,410 

495 

4,210 

evangel.  Schulachten.     . 

101 

4,640 

3,055 

7,796 

kathol.  Schulachten    .     . 

32,399 

85,577 

18,147 

136,123 

Gemeindeschulverbänden 

— 

— 

— 

— 

evangel.  Pfarrgemeinden 

400 

2,178 

374 

2,952 

kathol.  Pfarrgemeinden . 

38,339 

24,823 

3,781 

66,943 

Zusammen 

99,787 

232,696 

47,585 

380,068 

- 

-  im  Herzogtun 

i  zusammen 

— 

politischen  Gemeinden    . 

83,786 

701,437 

161,935 

947,158 

Armengemeinden    .     .     . 

64,012 

440,923 

110,473 

615,408 

Ortsgenossenschaften .     . 

2,721 

18,068 

5,097 

25,886 

evangel.  Schulachten.     . 

26,299 

361,822 

196,114 

584,235 

kathol.  Schulachten    .     . 

35,296 

89,519 

21,711 

146,526 

Gemeindeschulverbänden 

10,159 

61,895 

151,837 

223,891 

evangel.  Pfarrgemeinden 

83,222 

182,002 

18,643 

283,867 

kathol.  Pfarrgemeinden  . 

40,371 

26,598 

3,924 

70,893 

Zusammen 

345,866 

1,882,264 

669,734 

2,897,864 

—  im  Fürstentum  Lübeck  - 

- 

politischen  Gemeinden    . 

14,228 

69,098 

12,219 

95,545 

Armengemeinden   .     .     . 

1,694 

86,285 

32,107 

120,086 

Schulgemeinden     .     .     . 

5,930 

130,300 

45,608 

181,838 

Zusammen 

21,852 

285,683 

89,934 

397,469 
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aus  eigenem 

aus 

aus  sonst. 

Vermögen 

Umlagen 

Quellen 

M. 

M. 

M. 

bei  den 

— 

im  Fürstentum 

Birkenfei 

politischen  Gemeinden 

.     208,987 

192,776 

91,772 

evangel.  Gemeinden  . 

.       12,607 

8,894 

6,121 

kathol.  Gemeinden     . 

5,135 

3,152 

1,870 

Zusammen .... 

.     226,729 

204,822 

99,263 

ganzen 
M. 

493,535 

27,622 

9,657 

530,814 

Werden  zur  gehörigen  Beurteilung  dieser  absoluten  die  erforderlichen  Ver- 
hältnisgi-össen  hinzugefügt  und  zwar  sowohl  im  Hinblick  auf  den  Anteil  der 
Erträge  der  drei  Quellen  am  Gesamtertrage  wie  auf  die  Beziehimgen  aller  Posten 
ziu:  Bevölkerung,  so  kommen  auf: 

die  Einnahmen  aus 
eigen.       Um-       sonst. 
Verm.     lagen    Quellen 


1  Einwohner  Einnahmen 

aus         aus      a.  sonst.      im 

Verm.  Umlagen  Quellen  ganzen 


bei  den 

poHt.  Gemeinden  .     .  2,19 

Armengemeinden   .     .  11,54 

Ortsgenossenschaften .  9,95 

evangel.  Schulachten .  5,19 

kathol.  Schulachten    .  — 

Gemeindeschulverb.    .  12,51 

evangel.  Pfarrgem.     .  38,45 

kathol.  Pfan-gem.  .     .  — 
Zusammen .     . 


7o 

85,85 
72,46 
65,92 
64,16 

24,21 
53,61 


% 


M. 


M. 


—  in  der  Marsch  ■ — 


11,96 
16,00 
24,13 
30,65 

63,28 
7,94 


0,10 
0,42 
0,23 
0,20 

0,33 
0,73 


4,07 
2,65 
0,03 
2,43 

0,64 
1,03 


M. 

0,56 
0,58 
2,09 
1,14 

1,69 
0,14 


I 


—  auf  der  Oldenburger  Geest  — 

poHt.  Gemeinden   .     .  12,48  66,14  21,38  0,53  2,82  0,91 

Armengemeinden   .     .  6,73  72,56  20,71  0,16  1.70  0,49 

Ortsgenossenschaften.  5,95  73,32  20,73  0,12  0,11  1,91 

evangel.  Schulachten.  3,97  60,00  36,03  0,11  1,61  0,95 

kathol.  Schulachten   .  27,85  37,89  34,26  0,59  0,93  0,60 

Gemeindeschulverb.     .  3,14  28,25  68,61  0,25  2,25  5,47 

evangel.  Pfarrgem.     .  20,93  73,93  5,14  0,26  0,94  0,06 

kathol.  Pfarrgem.  .     .  51,44  44,94  3,62  0,48  0,42  0,03 

Zusammen.     ...  9,43  61,74  28,83  1,15  7,56  3,54 

—  auf  der  Münsterschen  Geest  — 

polit.  Gemeinden  .    .  13,79  73,44  12,77  0,20  1,08  0,19 

Armengemeinden   .     .  20,93  64,77  14,30  0,23  0,70  0,15 

Ortsgenossenschafl^n .  31,00  57,24  11,76  0,40  0,04  0,84 

evangel.  Schulachten.  1,29  59,52  39,19  0,03  1,51  0,99 

kathol.  Schulachten    .  23,80  62,87  13,33  0,54  1,42  0,30 

Gemeindeschulverb.    .  —  —            _  _            _            _ 

evangel.  Pfarrgem.     .  13,55  73,77  12,68  0,13  0,71  0,12 

kath.  Pfarrgem.     .     .  57,27  37,08  5,65  0,63  0,41  0,06 

Zusammen.    .    .    .  26,09  60,84  13,07  1,57  3,66  0,78 
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M. 

4,73 
3,65 
2,35 
3,77 

2,66 
1,90 


10,37      70,72      18,91       1,50      10,26        2,72      14,48 


4,26 
2,35 
2,14 
2,67 
2,12 
7,97 
1,26 
0,93 
12,25 

1,47 
1,08 
1,28 
2,53 
2,26 

0,96 
1,10 
6,01 
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die  Einnahmen  aus 

1  Einwohner  Einnahmen 

eigen. 

Um- 

sonst. 

aus 

aus 

a.  sonst. 

im 

Verm. 

lagen 

Quellen 

Verm. 

Umlagen 

Quellen 

ganze] 

7o 

% 

> 

M. 

M. 

M. 

M. 

bei  den 

— 

im  Herzogtum  zusammen 

— 

polit.  Gemeinden   .     . 

8,85 

74,06 

17,09 

0,33 

2,74 

0,63 

3,70 

Armengemeinden   .     . 

10,40 

71,65 

17,95 

0,25 

1,72 

0,44 

2,41 

Ortsgenossenschaften . 

10,52 

69,80 

19,68 

0,21 

0,07 

1,68 

1,96 

evangel.  Schulachten. 

4,50 

61,93 

33,57 

0,14 

1,92 

1,02 

3,08 

kathol.  Schulachten   . 

24,09 

61,09 

14,82 

0,54 

1,37 

0,33 

2,24 

Gemeindeschulverb.     . 

4,54 

27,65 

67,81 

0,28 

1,70 

4,17 

6,15 

evangel.  Pfarrgem.     . 

29,31 

64,12 

6,57 

0,44 

0,96 

0,10 

1,50 

kathol.  Pfarrgem.  .     . 

56,95 

37,52 

5,53 

0,62 

0,41 

0,06 

1,09 

Zusammen.     .    .    . 

11,97 

64,90 

23,13 

1,36 

7,35 

2,63 

11,34 

— 

im  Fürstentum  Lübeck  — 

- 

polit.  Gemeinden  .    . 

14,89 

72,32 

12,79 

0,41 

2,11 

0,24 

2,76 

Armengemeinden   .     . 

1,41 

71,85 

26,74 

0,05 

2,38 

1,04 

3,47 

Schulgemeinden     .     . 

3,26 

71,66 

25,08 

0,17 

3,76 

1,32 

5,25 

Zusammen.     .     .    . 

5,50 

71,88 

22,62 

0,63 

8,25 

2,60 

11,48 

— 

im  Fürstentum  Birkenfeld 

— 

polit.  Gemeinden  .     . 

42,34 

39,06 

18,60 

5,52 

5,08 

2,43 

13,03 

evangel.   Kirchengem. 

45,66 

32,19 

22,15 

0,43 

0,30 

0,20 

0,93 

kathol.  Kirchengem.  . 

53,17 

32,64 

14,19 

0,68 

0,42 

0,18 

1,28 

Zusammen.     .     .     . 

42,71 

38,58 

18,71 

5,98 

5,40 

2,63 

14,01 

Ueberblickt  man  diese  langen  Zahlenreihen,  so  fällt  sofort  auf,  dass  bei 
aller  Verschiedenheit  im  einzelnen  doch  in  der  Mehrzahl  aller  Fälle  unter  den 
drei  Finanzquellen  der  Kommunalverbände  die  Steuern  unbedingt  die  vornehmste 
Stelle  einnehmen.  Eine  entschiedene  Ausnahme  bildet  jedoch  Birkenfeld ,  auf 
dessen  niedere  steuerliche  Belastung  schon  bereits  wiederholt  hingewiesen  wtirde 
und  welche  auch  um  deswillen  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  lenkte,  weil  sie 
mit  einem  vergleichsweise  hohen  Ausgabebedarf  zusammentraf.  Aus  den  vor- 
liegenden Thatsachen  entnimmt  man  jetzt,  dass  das  Fürstentum  durchweg  in  der 
Lage  ist,  einen  recht  erheblichen  Teü  der  erforderlichen  Mittel  und  zwar  zu 
mehr  als  zwei  Fünftel,  ja  bei  den  katholischen  Kirchengemeinden  zu  mehr  als 
der  Hälfte  aus  den  Intraden  des  eigenen  Vermögens  der  Verbände  zu  decken. 
So  kommt  es,  dass  auf  die  Erträge  aus  der  Besteuerung  nur  gut  ein  Drittel 
aller  Bezüge  entfallen,  dass  trotz  der  verhältnismässig  hohen  Aufwendungen 
der  Einwohner  mit  nicht  mehr  denn  5,40  M.  im  Mittel  durch  Abgaben  ge- 
troffen wird.  Aus  dem  bedeutenden  Vermögen,  auf  das  der  Ertrag  hinweist, 
dürfte  sich  nun  auch  femer  die  Höhe  des  Ausgabebudgets  erklären  lassen,  in- 
sofern eben  die  Unterhaltung  und  Ausbeutung  dieses  Vermögens  entsprechende 
Kosten  verursacht  und  solche  das  Ausgabeconto  erweitem.  Wenigstens  wird 
dies  zu  einem  guten  Teil  mitsprechen;  dass  daneben  auch  andere,  die  Kosten 
der  Verwaltung  steigernde  Momente  wirksam  sein  können,  soll  nicht  bestritten 
werden.    Möglich  ist  ja  auch,   dass,  weil   eine   so  ausgiebige   Quelle  in   dem 
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Vermögen  vorhanden,  der  Zuschnitt  des  Haushaltes  etwas  splendider  als  dort 
ist,  wo  bei  jeder  Ausgabe  auf  die  Beiträge  der  Steuerzahler  zurückgegriffen 
werden  muss.  Bei  den  birkenfeldschen  Berechnungen  sind  hier,  was  noch  zu 
erwähnen,  die  Bürgermeistereien  unberücksichtigt  geblieben,  da  diese  ihren  Be- 
darf lediglich  aus  den  Beiträgen  der  Gemeinden  entnehmen,  ihre  Einnahmen  also 
schon  in  denen  der  letzteren  enthalten  sind. 

Von  den  übrigen  Bezirken  stellt  das  Fürstentum  Lübeck  den  entschiedensten 
Gegensatz  zu  Birkenfeld  dar  —  jedenfalls  soweit  es  sich  um  seine  weltlichen 
Verbände  handelt.  Denn  über  die  Kirchengemeinden  Uess  sich  hier  nicht  Ge- 
nügendes beibringen.  Die  weltlichen  Verbände  sind  im  genannten  Landesteil 
tmgefähr  bis  zu  drei  Viertel  auf  Umlagen  angewiesen.  Was  ausserdem  ein- 
kommt, stammt  freüich  bei  den  politischen  Gemeinden  zu  über  einem  Zehntel 
aus  Vermögen,  bei  den  Armen-  und  Schulgemeinden  zu  reichlich  einem  Viertel 
aus  anderweiten  Quellen,  da  bei  ihnen  Vermögensintraden  durchaus  zurück- 
treten. Jene  anderweiten  Quellen  sind  in  dem  einen  Falle  begreiflicherweise 
die  Schulgelder,  im  übrigen  vorwiegend  zurückgezahlte  Vorschüsse,  sei  es  von 
den  Unterstützten  oder  von  den  zur  Unterstützung  verpflichteten  Organen, 
wie  der  Erlös  aus  den  Arbeiten  der  Armen.  Wenn  nun  das  Fürstentum 
Lübeck  besonders  stark  an  Konimunallasten  zu  tragen  hat  und  nicht  bloss  an 
Steuern  in  Geld,  sondern  auch  noch  in  Diensten,  so  ist  das  namentlich  auf 
Rechnung  des  schwachen  Zuschusses,  den  das  Vermögen  zur  Bestreitung  des 
Bedarfes  leistet,  zu  setzen,  nicht  aber  so  sehr  auf  die  eines  höheren  Bedarfes; 
denn  der  steht,  soweit  er  aus  den  Kommunalkassen  zu  befriedigen  ist,  im  Hin- 
blick auf  die  Bevölkerung  mit  denjenigen  des  Herzogtums  auf  gleicher  Stufe. 
Der  letztere  Gebietsteil  bezieht  im  Mittel  nämUch  relativ  etwa  ebensoviel  aus 
, sonstigen'  Quellen  wie  das  Fürstentum  Lübeck,  aber  das  Doppelte  aus  dem 
Korporationsvermögen  und  demnach  weniger,  d.  h.  noch  nicht  zwei  Drittel  aus 
Umlagen.  Das  ist  freilich  nach  den  einzelnen  Verbandsarten  und  Bezirken 
wieder  verschieden.  In  vorteilhaftester  Lage  befindet  sich  das  Münsterland,  in- 
sofern es  insgesamt  reichlich  ein  Viertel  aller  Einnahmen  aus  den  Vermögens- 
revenuen  schöpft,  hingegen  die  beiden  anderen  Bezirke  es  nur  zu  einem  Zehntel 
thun.  Auf  die  einzelnen  Arten  der  Verbände  gesehen,  ist  der  aus  dem  Ver- 
mögen stammende  Anteil  am  bedeutendsten,  der  aus  Steuern  fliessende  am 
kleinsten  bei  den  Kirchengemeinden  und  ganz  besonders  bei  den  katholischen. 
Auch  die  Schulverbände  dieser  Konfession  sind  in  nämlicher  Lage  und  ebenso 
die  evangelischen  in  der  Marsch.  Gleichfalls  bleiben  die  evangelischen  Schulen 
der  Geesten,  obschon  sie  nichts  von  Belang  aus  ihrem  Vermögen  zu  beziehen  haben, 
mit  dem  Anteil  ihrer  Steuererträge  hinter  dem  Durchschnitt  zurück,  da  bei 
ihnen  wegen  der  Schulgelder  die  anderweiten  Einnahmequellen  einen  grösseren 
Umfang  besitzen.  Diese  sowohl  als  die  VermögensaufkOnfte  stehen  sichtlich 
zurück  bei  den  politischen  Gemeinden,  daher  sie  denn  auch  sich  am  stärksten 
auf  die  Steuern  stützen  müssen.  Besser  sind  aber  die  Armengemeinden  und 
Ortsgenossenschaften  auf  der  Münsterschen  Geest  and  in  der  Marsch  durch  die 
Beiträge  aus  ihrem  Vermögen  daran. 

Wül  man  auch  noch  das  Gesamtei^ebnis  der  kommunalen  Einnahmen 
überblicken,  so  lässt  sich  das  wegen  der  fehlenden  Angaben  über  die  kirchliche 
Verwalümg   des  Fürstentums  Lübeck  nur  in  Ansehung   der  weltlichen  Ver- 
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bände  erzielen.     Nimmt  man  dabei  auf  die  zeitlichen  Veränderungen  Rücksicht, 
80  betrugen  die  Aufkünfte  aller  gedachten  Verbände  des  Grossherzogtums: 


aus  eigenem         aus  Ab- 

aus sonstigen 

im 

Vermögen             gaben 

Quellen 

ganzen 

M.                      M. 

M. 

M. 

1873/76 

473,955            1,948,263 

780,770 

3,202,988 

1877/80 

432,267            2,355,987 

876,973 

3,665,227 

1873/80 

453,112            2,152,123 

828,873 

3,434,108 

Dies  in  Verhältniswerte  umgesetzt,  gibt: 

Einnahmen  aus 

auf  1  Einwohner  Einnahmen 

Ver-           Ab-       sonstigen 

aus 

aus  Ab- 

aus sonst.       im 

mögen       gaben       Quellen 

Verm. 

gaben 

Quellen     ganzen 

°/o                o/o                7o 

M. 

M. 

M.             M. 

1873/76 

14,80         60,83         24,37 

1,48 

6,10 

2,45         10,03 

1877/80 

11,79         64,28         23,93 

1,28 

6,98 

2,60         10,86 

1873/80 

13,19         62,67         24,14 

1,38 

6,55 

2,53         10,46 

Nicht  voll  zwei  Drittel  aller  Einnahmen  werden  im  Mittel  also  der  Steuer- 
quelle, über  ein  Zehntel  den  Aufkünften  des  eigenen  Vermögens  entnommen. 
Bemerkenswert  ist  aber,  dass  die  Steuererträge  im  Wachsen  begriifen  sind  und 
ebenso  die  aus  den  nicht  näher  unterschiedenen  Quellen:  erstere  vermehrten 
sich  von  1873/76  auf  1877/80  um  20,09  7o ,  letztere  um  12,32  7o.  Dahingegen 
gingen  die  Vermögenserträge  um  8,80  7o  zuiiick.  So  machen  dann  auch  in  der 
obigen  Zusammenstellung  für  den  Abschnitt  1877/80  die  Umlagen  eine  grössere, 
die  Vermögensintraden  eine  kleinere  Quote  der  Einnahmesumme  aus  als  im 
voraufgehenden. 

Wenngleich  das  eigene  Vermögen  der  Kommunalverbände  im  allgemeinen 
den  schwächsten  Zufluss  zur  Speisung  des  Haushaltes  der  Selbstverwaltungs- 
körper liefert,  so  kommt  doch  dieser  Quelle  bei  einer  mittleren  Leistung  von 
etwa  14  7o  an  der  Befriedigung  des  Bedarfs  immerhin  eine  grosse  Bedeutung 
zu,  und  das  nicht  allein  wegen  der  Erleichterung,  die  sie  dem  Steuerzahler 
verschafft,  wie  wegen  der  grösseren  Sicherstellung  der  gesamten  Finanzwirtschaft, 
sondern  auch  wegen  der  anderweiten  Vorteile,  die  über  die  Revenuen  liinaus 
durch  die  Verwertung  seiner  Bestandteile  für  die  Erfüllung  der  kommunalen 
Aufgaben  selbst  das  Vermögen  ihren  Eigentümern  gewährt.  Es  dürfte  daher 
zur  weiteren  Kennzeichnung  der  finanziellen  Verhältnisse  der  Kommunalverbände 
nicht  unangebracht  sein,  auch  noch  deren  Vermögenslage  in  ilu-en 
Haupterscheinungen  nachzuweisen.  Alsdann  erhält  man  als  Gesamtbetrag  des 
Jahres  1880: 


absolut 

auf  1  Einwohner 

Aktiv- 

Passiv- 

Rein- 

Aktiv-  Passiv-    Rein- 

verm. 

verm. 

verm. 

verm.     verm.     verm. 

M. 

M. 

M. 

M.          M.         M. 

bei  den 

—  im  Herzogtum  Oldenburg  — 

polit.  Gemeinden  und 

Ortsgenossenschaften 

2,303,279 

2,266,779 

36,500 

8,74       8,60       0,14 

Armengemeinden 

1,675,412 

101,051 

712 

1,574,361 

6,35       0,38       5,97 
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absolut 

auf  1 

.  Einwohner 

Aktiv- 

Passiv- 

Rein- 

Aktiv- 

Passiv- 

Rein- 

verm. 

verm. 

venn. 

verm. 

verm. 

verm. 

bei  den 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Schulgemeinden  .     . 

3,630,112 

467,071 

3,163,041 

13,77 

1,77 

12,00 

Eärchengemeinden    . 

17,759,944 

754,752 

17,005,192 

67,36 

2,86 

64,50 

Zusammen  .     .     . 

25,368,747 

3,589,653 

21,779,094 

96,22 

13,61 

82,61 

—  im  Fürstentum  Lübeck  — 

polit.  u.  Armengem. 

506,270 

211,440 

294,830 

14,41 

6,02 

8,39 

Schulgemeinden  .     . 

888,666 

101,178 

787,488 

25,26 

2,88 

22,38 

Bärchengemeinden   . 

2,442,042 

110,078 

2,331,964 

74,98 

3,38 

71,60 

Zusammen   . 

3,836,978 

422,696 

3,414,282 

114,65 

12,28 

102,37 

poUt.  Gem.  (einschl. 

Armen-    u.    Schulw). 

Kirchengemeinden    . 

Zusammen   .     .     . 


■weltl.  Verbänden 

krrchl.  Verbänden 

Zusammen    .     . 


—  im  Fürstentum  Birkenfeld  — 

3,386,679        410,630  2,976,049     87,54     10,61     76,93 

1,585,049          10,616  1,574,433     40,97 

4,971,728        421,246  4,550,482   128,51 

—  im  Grossherzogtum  — 

12,390,418     3,558,149  8,832,269     36,71 

21,787,035        875,446  20,911,589     64,56 

34,177,453     4,433,595  29,743,858    101,27     13,13 


0,27 

40,70 

10,88 

117,63 

10,54 

26,17 

2,59 

61,97 

^,14 


Seine  grösste  relative  Ausdehnung  hat  hiemach  also  das  Aktivvennögen 
im  Fürstentum  Birkenfeld  und  zwar  bei  den  politischen  Verbänden,  die,  wie 
gezeigt,  sich  auch  eines  erheblichen  Zuflusses  zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben 
aus  denselben  zu  erfreuen  haben.  Das  Kirchenvermögen  bleibt,  wenn  schon  es 
gleichfalls  keineswegs  unbedeutend,  hinter  dem  der  anderen  beiden  Gebietsteile 
und  namentlich  hinter  dem  des  Fürstentums  Lübeck  verhältnismässig  zurück.  Hier 
und  im  Hei-zogtum  nimmt  das  Schulvermögen  eine  mittlere  Stellung  ein,  während 
das  der  politischen  Gemeinden  nur  schwach  ist.  Dazu  kommt  dann  aber  noch, 
dass  gerade  bei  den  politischen  Gemeinden  dem  Aktivvermögen  die  meisten 
Schulden  gegenübei-stehen,  welche  namentlich  im  Herzogtum  derart  sind,  dass 
sie  jenes  dem  Nominalwerte  nach  gerade  aufwiegen.  Am  geringsten  sind  die 
Schulden  der  Armenverbände.  Die  Schulden  haben  übrigens  in  den  letzten  zehn 
Jahren  imd  namentlich  bei  den  politischen  Gemeinden  eine  namhafte  Anschwel- 
lung erfahren.  So  waren  sie  mit  Einschluss  der  Ortsgenossenschaften  bei  letz- 
teren im  Herzogtum  von  1870  auf  1880  von  699,581  bis  zu  2,266,779  M.,  d.  h. 
um  nicht  weniger  als  224,02  V  gestiegen.  Im  Fürstentum  Lübeck  nahmen  die 
der  politischen  und  Armengemeinden  —  für  die  die  Unterlagen  keine  Trennung 
gewähren  — von  139,020  bis  211,440  M.,  mithin  um  52,09  ",o  zu  und  in  Birken- 
feld für  die  politischen  Verbände,  mit  Armen-  und  Schulwesen  inbegriffen,  von 
80,700  bis  410,630  M.,  was  gar  408,83%  ausmacht.  Ebenso  hat  die  neuerlich 
im  Herzogtum  aufgetretene  Bewegung,  mehr  zur  geschlossenen  Armenpflege 
überzugehen,  der  Einrichtung  von  Armenhäusern  wegen  die  Schuldenlast  der 
Armenverbände  erheblich  gesteigert,  nämlich  von  23,926  auf  101,051  M.  Auch 
die  Schulhausbauten  wirkten  in  der  gleichen  Richtung.    Denn  die  Schulden  der 
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Schulverbände  stiegen  hier  von  226,111  auf  467,071  M.  und  im  Fürstentum 
Lübeck  von  36,456  auf  101,178  M.  Wie  sich  die  Veränderungen  in  der  Ver- 
mögenslage der  Kommunalverbände  des  ganzen  Grossherzogtums  gestalteten, 
mögen  folgende  Zahlen  belegen.     Es  betrag  nämlich: 


im  ganzen  das 

auf  1  Einw. 

das 

Aktiv- 

Passiv- 

Rein- 

Aktiv- 

Passiv- 

Rein- 

verm. 

verm. 

verm. 

verm. 

verm. 

verm. 

bei  den 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

weltlichen 

i 

1870 

9,859,506 

1,205,794 

8,653,712 

31,53 

3,86 

27,67 

Verbänden 

! 

1880 

12,390,418 

3,558,149 

8,832,269 

36,71 

10,54 

26,17 

kirchlichen 

1 

1870 

19,823,506 

427,828 

19,395,678 

63,39 

1,37 

62,02 

Verbänden 

1880 

21,787,035 

875,446 

20,911,589 

64,56 

2,59 

61,97 

sämtlichen 

\ 

1870 

29,683,012 

1,633,622 

28,049,390 

94,92 

5,23 

89,69 

Verbänden 

1880 

34,177,453 

4,433,595 

29,743,858 

101,27 

13,13 

88,14 

Während  das  Aktivvermögen  aller  Verbände  nur  um  15,14,  waren  die 
Schulden  binnen  des  Jahrzehnts  um  weit  über  das  Doppelte,  nämlich  um  171,39  "/o 
gewachsen.  Bei  den  weltlichen  Verbänden  speciell  erreichte  die  Vermehrung 
der  letzteren  195,09 "/o,  demnach  nahezu  das  Dreifache;  allerdings  hat  der  Wert 
des  Aktivvermögens  sich  hier  auch  um  25,67  7»  gehoben,  was  zwar  gegen  die 
Zunahme  der  Schulden  wenig  verschlägt.  Jedenfalls  geht  aus  diesem  starken 
Wachstum  der  Schulden  hervor,  dass  die  letzten  Jahre  den  Verbänden  meist 
bedeutende  ausserordentliche  Bedürfnisse  verursacht  haben  und  dass  die  zu 
deren  Befriedigung  veranlassten  Aufwendungen  die  laufenden  Mittel  überstiegen 
und  deshalb  durch  Verteilung  auf  eine  mehr  oder  minder  lange  Frist  in  der 
Zukunft  erst  ihre  schliessliche  Deckung  finden  sollen. 

Nicht  einbegriffen  unter  den  obigen  Thatsachen  ist  der  Vemiögensstand  der 
Amtsverbände  des  Herzogtums,  welche  erst  nach  1870  —  durch  die  Gemeinde- 
ordnung von  1873  —  ins  Leben  gerufen  sind.  Auch  sie  haben  in  der  kurzen 
Zeit  ihres  Bestandes,  und  zwar  seit  1875,  vorzugsweise  zu  Chausseebauten  nicht 
unerhebliche  Schulden,  nämlich  im  Belaufe  von  1,605,793,  d.  h.  von  6,09  M. 
für  den  Bewohner,  kontrahiert.  Das  denselben  gegenüberstehende  Aktivvermögen 
von  444,952  M.  tritt  dagegen  sehr  zurück. 

Das  Aktivvermögen  der  oldenburgischen  Selbstverwaltungsköi-per,  welches 
oben  zu  34,177,453  M.  beziffert  wurde,  ist  nun  freilich  längst  nicht  alles  auch 
ein  rentierendes  Vermögen.  Nähme  man  einen  massigen  Zinsfuss  von  nur  S^'o 
an,  so  müsste  es  einen  Ertrag  von  1,025,322  M.  abwerfen.  In  Wahrheit  aber 
zogen,  wie  dargethan,  die  Verbände  im  Mittel  von  1877  bis  1880  bloss  jährlich 
432,267  M.,  also  noch  nicht  die  Hälfte  der  letzteren  Summe,  aus  ihrem  Be- 
sitztum. Dasselbe  gibt  demnach  nur  zum  kleineren  Teile  einen  finanziellen 
Ertrag,  hat  mithin  überwiegend  andere  Bestimmungen  bei  der  Erfüllung  der 
kommunalen  Aufgaben.  Leider  lässt  sich  das  rentierende  von  dem  übrigen 
Vermögen  nach  Massgabe  der  Unterlagen  nicht  näher  unterscheiden;  wohl  aber 
dürfte  etwas  mehr  Licht  über  die  Beschaffenheit  und  Vei^wendung  des  Ver- 
mögens verbreitet  werden,  wenn  man  es  nach  seinen  wesentlichsten  Bestandteilen 
je  nach  den  Arten  der  Verbände  unterscheidet.     In  diesem  Falle  setzt  sich  das 
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Aktivvermögen  nach   dem   Stande   von  Anfang   1880    zusammen   aus    solchem, 

bestehend  in: 

Grund-  Kanon  und 

stücken  Gebäuden       KapitaUen     (jerechtigk. 

M.  M.  M.  M. 


bei  den 
polit.    Gemeinden    nebst 


—  im  Herzogtum  Oldenburg  — 


Ortsgenossenschaften 

327,561 

838,000 

559,231 

578,487 

Armengemeinden    .     . 

299,840 

244,088 

1,065,851 

65,633 

Schulgemeinden     .     . 

528,783 

2,483,723 

498,377 

119,229 

Kirchengemeinden .     . 

3,843,885 

8,080,363 

3,789,406 

2,046,290 

Zusammen      .     .     . 

5,000,069 

11,646,174 

5,912,865 

2,809,639 

-  im  Fürstentum  Lübeck 

— 

polit.  u.  Armengemdn. 

85,078 

207,275 

87,213 

126,704 

Schulgemeinden     .     . 

145,383 

654,935 

58,729 

29,619 

Kirchengemeinden .     . 

.       423,010 

939,975 

228,661 

850,396 

Zusammen      .     .     . 

.       653,471 

1,802,185 

374,603 

1,006,719 

poHt.  Gemeinden  nebst 
Armen-  u.  Schulwesen. 

Kirchengemeinden .  .  . 
Zusammen      .... 


im  Fürstentum  Birkenfeld 


1,547,700 

1,125,975 

710,956 

2,048 

192,994 

983,740 

319,362 

88,953 

1,740,694 

2,109,715 

1,030,318 

91,001 

weltlichen  Verbänden 
kirchlichen  Verbänden 
sämtlichen  Verbänden 


—  im  Grossherzogtum  — 

2,934,345        5,553,996        2,980,357  921,720 

4,459,889      10,004,078        4,337,429  2,985,639 

7,394,234      15,558,074        7,317,786  3,907,359 


I 


desgl.  1870  .     .    .    .   S     7,368,459      12,596,669        6,053,064        3,664,820 

Die  von  den  einzelnen  Verbänden  alle  fünf  Jahre  herzugebenden  Aufstel- 
lungen über  den  Stand  ihres  Vermögens  wie  der  Schulden  beziffern  nur  für 
Gebäude  und  Kapitalien  und  ebenso  für  die  Schulden  den  wirklichen  derzeitigen 
Wertbetrag  und  zwar  den  der  Gebäude  nach  deren  Abschätzung  zur  Brand- 
versichenmg.  Hinsichtlich  des  in  Kanon  und  anderen  Gerechtsamen  bestehenden 
Vermögens  wird  der  Jahresertrag  und  ebenso  bei  den  Grundstücken  das  —  diesem 
gleichstehende  —  Steuerkapital,  d.  h.  also  der  mittlere  jährliche  Reinertrag 
angesetzt.  Um  hiemach  den  Wert  zu  finden,  sind  diese  Grössen  —  im  Anschluss 
an  die  vorliegenden  Verhältnisse  —  gleich  einer  vierprozentigen  Rente  ange- 
nommen und  demnach  einer  fünfundzwanzigfachen  Vermehrung  unterzogen 
worden.  Der  auf  diese  Weise  berechnete  Wert  des  Aktivvermögens  verteilt 
sich  nun  prozental  derart,  dass  entfallen  auf  das  in: 
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Grund-  Gebäu-      Kapita-    Kanon  u. 

stücken  den           lien       Gerechtk. 

7o  °/o               7o                «/o 

—  im  Herzogtum  Oldenburg  — 


bei  den 

polit.  Gemeinden  und 
Ortsgenossenschaften . 

Armengemeinden .     .     . 

Scbulgemeinden   .     .     . 

Kirchengemeinden  '.  . 
Zusammen    .... 

polit.  u.  Armengemdn. . 

Schulgemeinden   .     .     . 

Kirchengemeinden    .     . 

Zusammen    .     .     .     . 

polit.  Gemeinden  nebst 

Armen-  u.  Schulwesen . 

Kirchengemeinden    .     . 

Zusammen    .... 

weltliche  Verbände  .  . 
kirchliche  Verbände 

sämtliche  Verbände  ( 

desgl.  1870.     .     .  \ 


Aus  diesen  Berechnungen  lässt  sich  zunächst  ersehen,  dass  im  Mittel  nahezu 
die  eine  Hälfte  des  Aktivvermögens  in  Gebäuden,  je  reichlich  ein  Fünftel  in 
Grundstücken  wie  in  Kapitalien  und  der  Rest  in  Gerechtsamen  ruht.  Von  diesen 
vier  Bestandteilen  sind  von  vorneherein  nur  der  Kapitalbesitz  und  die  Gerecht- 
same vollständig  als  Finanzquelle  für  die  Kommunalkassen  anzusehen.  Bei  den 
Liegenschaften  verhält  es  sich  schon  etwas  anders,  insofern  sie  nur  teilweise  zu 
land-  oder  forstwirtschaftlichen  Zwecken  verpachtet  oder  sonstwie  bewirtschaftet, 
überdies  aber  zu  einem  gewissen  geringen  Umfange  als  Dienstländereien  zur 
Besoldung  von  Angestellten  oder  sonst  nicht  finanziell  nutzenden  Zwecken  ver- 
wendet werden.  Am  wenigsten  sind  die  Gebäude  eine  Finanzquelle.  Von  wohl 
nur  ganz  geringen  Ausnahmen  abgesehen,  verfügen  die  Kommunalverbände  über 
keine  Wohn-  oder  Wirtschaftsräume,  welche  sie  um  des  Gewinnes  willen  ver- 
mieteten. Ganz  überwiegend  handelt  es  sich  vielmehr  dabei  um  Gebäude  zur 
Vornahme  unmittelbar  öffentlicher  kommunaler  Zwecke,  wie  zu  Dienstwohnungen. 
Das  erkennt  man  schon  daran,  dass  der  Gebäudebesitz  gerade  bei  den  Schul- 
und  Kirchenverbänden  eine  so  grosse  Rolle  spielt.  Dort  sind  es  die  Schulhäuser 
und  Lehrerwohnungen,  hier  die  Gotteshäuser  und  besonders  Pfarrerwohnungen. 
Da  das  in  Gebäuden  bestehende  Vermögen  nun  aber  fast  den  halben  Wert  des 
gesamten  Aktivvermögens  einnimmt,  das  letztere  aber,  wie  eben  zuvor  gezeigt, 
kaum  die  Hälfte  dessen  abwirft,  was  bei  massiger  Verzinsung  zu  erwarten  steht, 
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14,22 

36,38 

24,28 

25,12 

17,89 

14,57 

63,62 

3,92 

14,57 

68,42 

13,73 

3,28 

21,64 

45,50 

21,34 

11,52 

19,71 

45,91 

23,31 

11,07 

—  im  Fürstentum  Lübeck 

:  — 

16,80 

40,94 

17,23 

25,03 

16,36 

73,70 

6,61 

3,33 

17,32 

38,49 

9,36 

34,83 

17,03 

46,97 

9,76 

26,24 

—  im 

Fürstentum  Birkenfeld  — 

45,70 

33,25 

20,99 

0,06 

12,18 

62,06 

20,15 

5,61 

35,01 

42,44 

20,72 

1,83 

— 

im  Grossherzogtum  - 

— 

23,68 

44,83 

24,05 

7,44 

20,47 

45,92 

19,91 

13,70 

21,63 

45,51 

21,44 

11,43 

24,82 

42,44 

20,39 

12,35 
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so  erhellt  aus  den  gegenwärtigen  Nachweisungen  über  die  Zusammensetzung 
des  Vermögens,  dass  hieran  vorwiegend  der  bedeutende,  nicht  rentierende  Gebäude- 
besitz die  Schuld  trägt.  Hervorzuheben  ist  schliesslich  noch,  dass  die  seit  1870 
eingetretene  Vermehrung  des  Aktivvermögens  am  meisten  gerade  das  in  Ge- 
bäuden bestehende,  nämlich  im  Belaufe  von  23,51  °/o  betroflFen  hat,  dem  sich  die 
der  Kapitalien  mit  20,89  °/o  freilich  sehr  nähert.  Dahingegen  zeigt  das  Liegen- 
schaftsvermögen nur  eine  Zunahme  von  0,35  und  das  in  Gerechtsamen  vorhan- 
dene von  6,62  °/o. 

Nach  diesem  Seitenblick  auf  die  allgemeine  finanzielle  Lage  der  Kommunal- 
verbände und  der  hierdurch  gebotenen  steuerlichen  Belastung  ist  wieder  zur 
letzteren  zurückzukehren  imd  solche  nach  einigen  neuen  Seiten  weiter  zu 
verfolgen. 

vn. 

Die  Kommunallasten  nach  dem  Umlagefass  und  in  ihrem  Verhältnis  zu 

den  Staatssteuem. 

Bei  den  bisherigen  Untersuchungen  über  das  Mass  dessen,  was  die  olden- 
burgische Bevölkerung  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Selbstverwaltung  inner- 
halb der  verschiedenen  hierzu  berufenen  Verbände  auf  dem  Wege  der  Besteuenmg 
zu  leisten  hat,  ist  die  wichtige  Seite  der  Aufbringung  rmd  Umlegung  der  Lasten 
einstweilen  unberührt  geblieben.  Um  auch  ihr  im  Anschluss  an  die  stattgehabten 
Ermittelungen  näher  treten  zu  können,  wird  an  dieser  Stelle  die  Verteilung 
der  kommunalen  Umlagen  nach  dem  Steuerfuss  und  in  Verbindung 
damit  das  nicht  minder  bedeutungsvolle  Verhältnis  derselben  zu  den 
direkten  Staatssteuern  darzuthun  sein. 

Im  Hinblick  auf  den  er  st  er  en  Punkt  hat  schon  ein  früherer  Abschnitt  die 
Grundsätze  geschildert,  nach  welchen  bei  der  Aussehreibung  von  Steuern  zu 
verfahren  ist.  Hier  handelt  es  sich  darum,  die  Erträge,  welche  die  einzelnen 
angewendeten  Besteuerungsarten  erbracht  haben,  ihren  Anteil  an  dem  Gesamt- 
ergebnis und  ihre  Beziehungen  zu  den  entsprechenden  staatlichen  Steuerauf- 
künften  nachzuweisen  und  zu  beleuchten.  Sondert  man  zu  dem  Ende  die  er- 
hobenen Umlagen  (unter  Einrechnung  der  Naturallasten)  nach  dem  Beitragsfusse, 
so  waren  von  ihnen  im  Durchschnitt  von  1873  bis  1880  zu  entrichten  nach: 


d.  Ge-   d.  Grd.- 

der      der  Ge-     dem 

d.  Ein-  einem  and 

samt'    u.  Geb.- 

Grund-   bäu<^    Grund- 

komm.- Beitrags- 

steuer    steuer 

steuer     Steuer    besitze 

steuer       fusse 

bei  den 

M.           M. 

M.           M.           M. 

M.           M. 

polit.  Gemeinden   u 

— 

im  Herzogtum  Oldenburg 

— 

Ortsgenossensch. 

245,376  159,467 

26,214     10,782  202,769 

55,527  31,685 

Armengemeinden    . 

—          — 

_            _            _ 

440,923       — 

Schulgemeinden 

15,172  109,706 

8,943      2,637    25,257 

350,509    1,018 

Kirchengemeinden  . 

30,081     62,559 

1,180           28      6,429 

99,506    9,879 

Zusammen       .     . 

290,629  331,732 

36,337     13,447  234,455 

946,465  42,582 
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d.  Ge-    d.  Grd.-      der      der  Ge-     dem      d.  Ein- einem  and. 


samt- 
steuer 
M. 


bei  den 

polit.  Gemeinden    i 

Dorfschaften  . 
Armengemeinden 
Schulgemeinden  . 
Kirchengemeinden 

Zusammen    .     . 

polit.   Gemdn.  nebst 

Arm.- u.  Schulwsn.    159,619 
Kirchengemeinden    .     12,046 

Zusammen    .     .     .  171,665 

weltl.  Verbänden  ,  420,167 

desgl.  1873/76      .  .  343,390 

desgl.  1877/80      .  .  496,946 

kirchl.  Verbänden  .     42,127 

desgl.  1873/76      .  .     49,629 

desgl.  1877/80      .  .     34,626 

Verbänden   zusamm.  462,294 

desgl.  1873/76      .  .  393,019 

desgl.  1877/80      .  .  531,572 


u.  Geb.- 

steuer 

M. 


Grund-    bände-    Grund- 
steuer    Steuer    besitze 
M.  M.  M.  M. 

-  im  Fürstentum  Lübeck  — 


komm.-  Beitrags- 
steuer     fusse 
M. 


36,699 

3,353 

5,285 

15,224 

60,561 


54,769 

82,549 

130,300 


7,360 


267,618    7,360 


—  im  Fürstentum  Birkenfeld  — 
li:315       _  -  - 


11,315  -  -             - 

—  im  Grossherzogtum  — 

280,488  35,157  13,419  273,3631,114,577 

229,697  37,651  20,347  261,0041,044,357 

331,277  32,663  6,490  285,721  1,184,800 

62,559  1,180  28  21,653   99,506 

61,537  1,310  —   24,034   80,928 

63,581  1,050  56  19,273  118,084 

343,047  36,337  13,447  295,016 1,214,083 

291,234  38,961  20,347  285,038 1,125,285 

394,858  33,713  6,546  304,994  1,302,884 


21,842 

21,842 

61,905 
60,063 
63,749 

9,879 
10,336 

9,422 
71,784 
70,399 
73,171 


Werden  hieran  die  erforderlichen  Verhältnisberechnungen  gereiht,  so  ergibt 
das  einmal,  was  die  prozentalen  Grössen  anlangt,  dass  von  der  Gesamtheit  der 
Lasten  ausmachen  diejenigen  nach: 


der      d.  Grd.-      der      der  Ge-     dem 


der 


einem 


Gesamt-  u.  Geb.-  Grund-    bände-    Grund-    Eink.-     anderen 
Steuer     Steuer     steuer     steuer     besitz      Steuer      Fusse 


bei  den 

7o 

7o 

7« 

7o         > 

7o 

7o 

polit.  Gemeinden  u. 

— 

im  Herzo 

^tum  Oldenbm-g 

— 

Ortsgenossensch.  . 

33,53 

21,79 

3,58 

1,47       27,71 

7,59 

4,33 

Armengemeinden     . 

- 

— 

— 

—            — 

100,00 

— 

Schulgemeinden  .     . 

2,96 

21,38 

1,74 

0,51        4,92 

68,29 

0,20 

Kirchengemeinden   . 

14,35 

29,84 

0,56 

O.Ol         3,07 

47,46 

4,71 

Zusammen  .     .     . 

15,33 

17,50 

1,91 

0,71       12,37 

49,93 

2,25 

polit.  Gemeinden  u. 

-  im  Fürstentum  Lübeck 

— 

Dorfschaften     .     . 

— 

— 

— 

-         37,13 

55,42 

7,45 

Armengemeinden 

— 

— 

— 

-          3,90 

96,10 

— 

Schulgemeinden  .     . 

— 

— 

— 

-          3,90 

96,10 

— 

Kirchengemeinden    . 

— 

-- 

— 

-      100,00 

— 

— 

Zusammen  .     .     . 

— 

— 

— 

-        16,18 

82,31 

1,51 

Die  Kommonalbelastong  im  Grossherzogtom  Oldenburg. 


289 


der      d.  Grd.-      der     der  Ge-     dem        der        einem 


Gesamt- 
steuer 
bei  den  °/o 

polit.  Gemdn.  nebst 

Armen-  u.  Schulw.   82,80 

Kirchengemeinden   .  100,00 

Zusammen  .     .     .    83,81 


u.  Geb.-  Grund-    bände-    Grund-    Eink.- 
steuer     Steuer     Steuer     besitz     Steuer 

o/o         "/o         7o         7o         7« 

—  im  Fürstentum  Birkenfeld  — 

5,87         _  _  _  _ 

5,53         _  _  _  _ 

—  im  Grossherzogtum  — 


anderen 

Fasse 

7o 

11,33 
10,66 


I 


weltl.  Verbänden     . 

19,11 

12,75 

1,60 

0,61 

12,43 

50,68 

2.82 

desgl.  1873,76      .     . 

17,20 

11,50 

1,89 

1,02 

13,07 

52,31 

3,01 

desgl.  1877/80     .    . 

20,69 

13,80 

1,36 

0,27 

11,90 

49,33 

2,65 

kirchl.  Verbänden   . 

17,78 

26,40 

0,50 

0,01 

9,14 

42,00 

4,17 

desgl.  1873/76     .    . 

21,79 

27,01 

0,58 

— 

10,55 

35,53 

4,54 

desgl.  1877/80     .    . 

14,08 

25,83 

0,43 

0,02 

7,83 

47,98 

3,83 

Verbänden  zus.   .     . 

18,98 

14,08 

1,49 

0,55 

12,11 

49,84 

2,95 

desgl.  1873/76     .    . 

17,67 

13,09 

1,75 

0,92 

12,81 

50,59 

3,17 

desgl.  1877/80     .    . 

20,08 

14,91 

1,27 

0,25 

11,52 

49,21 

2,76 

Und  im  HinbHck   auf 

die  Beziehungen 

zur  Bevölkerung  sodann 

komm« 

auf  1  Einwohner  Umlagen  nach: 

der 

d.  Grd.- 

der 

der  Ge- 

dem 

der 

einem 

Gesamt- 

u. Geb.- 

Grund- 

bäude- 

Grund- 

Eink.- 

anderen 

steuer 

steuer 

steuer 

steuer 

besitz 

steuer 

Fusse 

bei  den 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

polit.  Gemeinden  u, 

— 

im  Herzogtum  Oldenburg  — 

Ortsgenossensch. 

.     0,96 

0,62 

0.10 

0,04 

0,79 

0,22 

0,13 

Armengemeinden 

— 

— 

— 

— 

— 

1,72 

— 

Schulgemeinden  . 

.    0,06 

0,43 

0,03 

0,01 

0,10 

1,37 

0,004 

Kirchengemeinden 

.     0,12 

0,24 

0,01 

0,001 

0,03 

0,39 

0,04 

Zusammen   .     . 

.    1,14 

1,29 

0,14 

0,05 

0,92 

3,70 

0,17 

polit.  Gemeinden  u 

- 

-  im  Fürstentum  Lübeck 

:  — 

Dorfschaften    . 

.      — 

— 

— 

— 

1,06 

1,58 

0,21 

Armengemeinden 

— 

—  ' 

— 

— 

0,10 

2,38 

— 

Schulgemeinden  . 

— 

— 

— 

— 

0,15 

3,77 

— 

Kirchengemeinden 

— 

— 

- 

— 

0,44 

— 

— 

Zusammen   . 

— 

— 

— 

— 

1,75 

7,73 

0,21 

polit.  Gemdn.  nebst 

— 

im  Fürstentum  Birkenfeld  — 

Armen-  u.  Schulw.     4,21 

0,30 

— 

— 

— 

— 

0,58 

Kirchengemeinden 

.    0,32 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Zusammen  .     . 

.    4,53 

0,30 

— 

— 

— 

— 

0,58 

—  im  < 

Grossherzogtum  - 

— 

weltl.  Verbänden 

.     1,28 

0,85 

0,11 

0,04 

0,83 

3,39 

0,19 

desgl.  1873/76     . 

.     1,07 

0,72 

0,12 

0,07 

0,82 

3,27 

0,19 

desgl.  1877,80     . 

.     1,48 

0,98 

0,10 

0,02 

0,84 

3,51 

0,19 

Finanzarchiv.    I.  . 
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Paul  Kollmann, 


der      d.  Grd.- 
Gesamt.  u.  Geb.- 
steuer     Steuer 


der       der  Ge-     dem 


der 


Grund-    bäude-    Grund-    Eink.-     anderen 
Steuer     steuer     besitz     Steuer       Fusse 


bei  den 
kirchl.  Verbänden 
desgl.  1873/76 
desgl.  1877/80 
Verbänden  zus 
desgl.  1873/76 
desgl.  1877/80 


M. 
0,13 
0,16 
0,10 
1,41 
1,23 
1,58 


M. 
0,19 
0,19 
0,19 
1,04 
0,91 
1,17 


M. 

0,004 
0,004 
0,003 
0,11 
0,12 
0,10 


M. 
0,000 

0,000 
0,04 
0,07 
0,02 


M. 

0,07 

0,07 

0,06 

0,90 

0,89 

0,90 


M. 

0,31 

0,26 

0,35 

3,70 

3,53 

3,86 


M. 

0,03 
0,03 
0,03 
0,22 
0,22 
0,22 


Aus  diesen  Aufstellungen  erhellt  nun  vor  allen  Diagen,  dass  die  grosse 
Mehrzahl  aller  aufgelegten  Lasten  iu  Zuschlägen  zu  den  staatlichen  direkten 
Steuern  besteht.  Allein  die  nach  dem  „Grundbesitze"  (im  Gegensatze  zu  „nach 
der  Grtmdsteuer")  und  die  nach  einem  , anderen"  —  d.  h.  nach  einem  in  der 
Uebersicht  nicht  näher  bezeichneten  —  Beitragsfusse  erhobenen  Abgaben  gehören 
nicht  dahin.  Beide  zusanunen  betragen  fürs  ganze  Grossherzogtum  im  Mittel 
von  1873  bis  1880  nur  366,800  M.  oder  15,06  7o  von  der  Totalsumme.  Und 
hierunter  fällt  der  erheblich  grössere  Teil  auf  Umlagen,  die  der  Grund  und 
Boden  zu  tragen  hat.  Diese  Steuern  vom  Grundbesitz,  welche  nicht  den  staat- 
lichen Einschätzungen  zur  Grundsteuer  bei  ihrer  Verteilung  folgten,  sind  in 
ziemlich  verschiedenartiger  und  in  mehr  oder  minder  vollkommener  bezw.  unvoll- 
kommener Weise  veranlagt:  bald  einfach  nach  deren  Flächeninhalt,  bald  nach 
älteren  oder  neueren  Bonitäts-  und  Ertragsannahmen.  Zu  den  Abgaben  vom 
Grundbesitz  i.  e.  S.,  also  im  Gegensatze  zu  denen  nach  der  Staatsgrundsteuer 
ist  auch  der  Geldwert  der  geleisteten  Naturallasten  geschlagen  worden.  Die 
Abgaben  dieser  Gruppe,  wenn  auch  im  ganzen  nicht  ausgedehnt,  treten  indessen 
im  Fürstentum  Lübeck  stark  hervor:  die  politischen  Gemeinden  mit  Einschluss 
der  Dorfschaften  decken  mit  ihnen  ein  Drittel,  die  kirchlichen  Verbände  sogar 
ihren  vollen  Bedarf  an  Steuern.  Auch  die  politischen  Gemeinden  des  Herzog- 
tums legen  ein  Viertel  des  gesamten  Aufkommens  nach  dem  Grundbesitz  um. 
Die  übrigen  Steuern,  welche  nicht  Zuschläge  zu  staatlichen  büden  und  welche 
im  Gesamtdurchschnitte  noch  keine  3  "/o  ausmachen,  sind  je  nach  den  sie  er- 
hebenden Verbänden  verschiedener  Natur.  Ihre  erheblichste  relative  Ausdehnung 
haben  sie  in  den  politischen  Gemeinden  Birkenfelds,  in  welchen  sie  vorwiegend 
—  im  mittleren  Belaufe  von  18,318  M.  —  aus  Abgaben,  die  auf  den  Viehbesitz 
gelegt  sind,  herrühren.  Im  übrigen  steht  hier  wie  bei  den  politischen  Ge- 
meinden der  anderen  beiden  Gebietsteilen  eigentlich  nur  noch  die  Hundesteuer 
in  Frage,  deren  Erträge  bereits  beziffert  wurden.  Ebenso  kommen  auch  im 
Herzogtum,  doch  nur  in  ganz  unbedeutendem  Umfange,  Umlagen  über  den 
Viehstand  vor,  welche  gesetzlicher  Bestimmung  gemäss  jedenfalls  in  dem  Masse 
auszuschreiben  sind,  als  Aufwendungen  zu  Gunsten  des  Viehstandes,  z.  B,  bei 
Seuchen,  geboten  waren.  Auch  bei  den  kirchlichen  Gemeinden  des  Herzogtums 
machen  sich  diese  nicht  näher  auseinandergehaltenen  Abgaben  noch  bemerkbar; 
hier  sind  es  in  den  evangelischen  Gemeinden  in  der  Regel  Kopfsteuern,  in  den 
katholischen  sog.  Kommunikantenabgaben. 

Das  ansehnlichste  Kontingent  zu  den  Kommunalabgaben,  im  Mittel  84,94  "/o, 
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stellen  also  die  Zuschläge  zu  den  Staatssteuem.  Den  eisten  Rang  nimmt  hierbei 
im  Durchschnitt  imbedingt  die  Einkommensteuer  ein,  denn  die  nach  ihr  um- 
gelegten Kommunalsteuem  machen  bereits  die  eine  Hälfte  derselben  aus.  Ganz 
oder  fast  ganz  allein  kommen  sie  —  und  das  infolge  ausdrücklicher  Vorschrift  — 
bei  den  Armengemeinden  des  Herzogtums  und  des  Fürstentums  Lübeck  vor.  Ihr 
zimächst  steht  die  sog.  Gesamtsteuer,  also  die  Veranlegung  der  Kommunal- 
abgaben nach  den  drei  direkten  Staatssteuem  vom  Einkommen,  vom  Grund  und 
Boden  und  von  Gebäuden  zusammen.  Sie  findet  ausschliesslich  in  den  Kirchen- 
gemeinden, ganz  vorherrschend  in  den  politischen  Gemeinden  Birkenfelds,  bis  zu 
einem  Drittel  bei  den  letzteren  des  Herzogtums,  in  einigem  Umfange  auch  bei 
den  Pfarrgemeinden  dieses  Gebietsteils,  gar  nicht  aber  im  Fürstentum  Lübeck 
—  wo  übrigens  eine  Gebäudesteuer  überall  nicht  besteht  —  Anwendung.  Im 
Herzogtum  fallen  neben  der  nach  der  Gesamtsteuer  umgelegten  auch  noch  die 
nach  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  vereint  ausgeschriebenen  Abgaben  ins  Ge- 
wicht, namentlich  bei  den  Pfarrgemeinden.  Dagegen  erwächst  aus  den  —  nur 
in  diesem  Gebietsteile  vorkommenden  —  Umlagen  allein  nach  der  Grund-  und 
nach  der  Gebäudesteuer  den  Kommimalkassen  bloss  ein  geringfügiger  Ertrag. 
Auch  in  Preussen  hat  die  Ermittelung  für  1880,81  die  Aufbringungs- 
und Verteilungsweise  der  geforderten  Lasten  berücksichtigt,  indessen  bloss  hin- 
sichtlich der  eigentlichen  Gemeindeabgaben,  nicht  auch  hinsichtlich  der  zu 
anderweiten  Korporationszwecken.  Zieht  man  jene  ersteren  Abgaben  —  mit 
Ausschluss  Hohenzollems  und  der  Gutsbezirke  in  den  Städten  sich  auf  99.662,124 
in  den  Landgemeinden  auf  58,918,464  M.  belaufend  —  herbei,  so  sind  sie  zu- 
vörderst in  der  Richtimg  zu  unterscheiden,  inwieweit  sie  direkte  oder  indirekte 
Auflagen  sind.     Alsdann  entfallen  auf  die: 


direkten  Steuern 

indirekten  Steuern 

im   ganzen      in     auf  1  Ew. 

im  ganzen 

in     auf  1  E 

in  den 

M.              >           M. 

M. 

>           M. 

Städten  .... 

.    95,607,163    95,93     10,10 

4,054,961 

4,07        0,43 

Landgemeinden  . 

.    57,970,160    98,39       3,69 

948,304 

1,61        0,06 

sämtl.  Gemeinden 

.  153,577,323    96,84       6,11 

5,003,265 

3,16        0,20 

Die  überaus  grosse  Masse  der  steuerlich  zu  deckenden  Gemeindeeinkünfte 
_wird  also  in  Preussen  auf  direktem  Wege  bezogen.   Immerhin  besteht  aber  hier 
gegen   das   Grossherzogtimi   Oldenburg   der  bemerkenswerte  Unterschied,   dass 
;  neben    den   direkten    auch   noch   indirekte  Abgaben    zur    Erhebung   gelangen, 
t  welche  nach  den  obigen  Nach  Weisungen  im  oldenburgischen  Staate  fehlen.    Aller- 
dings steht,   wie  das  an  der  betreffenden  Stelle   dargethan  ist,   den  politischen 
Gemeinden   das  Recht  zu,   eine  Verbrauchssteuer   aufzulegen,   es  wird  hiervon 
zur  Zeit  indessen  kein  Gebrauch  gemacht.     In  Preussen,  wenngleich  im  Mittel 
des  ganzen  Staates  diese  Abgaben  sehr  zurücktreten,  haben  sie  doch  für  einzelne 
Gemeinden,  so  z.  B.  für  Koblenz  mit  35,  Gnesen  mit  37,  Schmalkalden  mit  38, 
ja  für  Fulda  gar  mit  60  °  o  eine  sehr  erhebliche  Bedeutimg  ^).     Sieht  man  aber 


')  Ergänzungsheft  IX   der  Zeitschrift  des  K.  preuss.  statistischen  Bureaus 
a.  a.  0.,  S.  108. 
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Paul  KoUmann, 


schon  wegen  der  besseren  Vergleichbarkeit  mit  den  Thatsachen  des  Grossherzog- 
tums von  den  indirekten  Abgaben  ab  und  hält  sich  an  die  weit  umfangreicheren 
direkten,  so  verteilen  diese  sich,  was  ihre  Umlegung  anbetrifft,  in  den: 


Städten 
in  M. 

Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuem  60,610,811 
und  zwar  zur 

Grundsteuer 1,869,051 

Gebäudesteuer 6,838,161 

Klassen-  u.  klassif.  Einkommensteuer.  50,664,482 

Gewerbesteuer  von  stehenden  Gewerben      1,239,117 

besondere  Gemeinde-Einkommensteuern .  16,673,490 

Wohnungs-  und  Mietsteuem 11,159,825 

Hundesteuern 1,202,370 

sonst,  bes.  Kommunal-Realsteuem      ;     .  5,669,803 
sonst,  bes.  Kommunal-Personalsteuem    .         290,864 


Landgemdn.   sämtl.  Gem. 

M.  M. 

46,589,053    107,199,864 


18,067,765 

5,194,189 

22,117,974 

1,209,125 

2,036,338 

61,341 

568,547 

5,508,183 

3,206,698 


In  Verhältnisgrössen  ausgedrückt  kommen  hiemach  in  den: 


Städten 
an    auf  IE. 

auf  die  7»  M. 

Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuem  63,40  6,40 
und  zwar  zur 

Grundsteuer 1,96  0,20 

Gebäudesteuer 7,15  0,72 

Klassen-  u.  klassif.  Einkommensteuer  .  52,99  5,35 

Gewerbesteuer  von  stehenden  Gewerben     1,30  0,13 

besonderen  Gemeinde-Einkommensteuern  17,44  1,76 

Wohnungs-  und  Mietsteuem.     .     .     .     .11,67  1,20 

Hundesteuem 1,26  0,13 

sonst,  bes.  Kommunal-Realsteuem      .     .     5,93  0,59 

sonst,  bes.  Kommunal-Personalsteuem    .    0,30  0,03 


Landgemdn. 

an    auf  IE. 

^0         M. 
80,37     2,97 


19,936,816 
12,032,350 
72,782,456 

2,448,242 
18,709,828 
11,221,166 

1,770,917 
11,177,986 

3,497,562 


sämtl.  Gem. 

an    auf  IE. 

"/o         M. 
69,80     4,26 


31,17 
8,96 

38,15 
2,09 
3,51 
0,11 
0,98 
9,50 
5,53 


1,15 
0,33 
1,41 
0,08 
0,13 
0,00 
0,04 
0,35 
0,20 


12,98 
7,84 

47,39 
1,59 

12,18 
7,31 
1,15 
7,28 
2,28 


0,79 
0,48 
2,89 
0,10 
0,74 
0,44 
0,07 
0,45 
0,14 


Hält  man  diese  Thatsachen  mit  den  aus  dem  Grossherzogtum  erhobenen 
zusammen,  so  zeigt  sich,  dass  in  Preussen  im  allgemeinen  die  direkten  Ge- 
meindeabgaben i.  e.  S.  in  geringerem  Masse  als  dort  mittelst  Zuschlägen  zu  den 
Staatssteuem  aufgebracht  werden :  in  Oldenburg  bis  zu  85,  in  Preussen  bloss 
bis  zu  10° jo.  Sieht  man  aber  allein  auf  die  preussischen  Landgemeinden,  so 
nähert  sich  in  diesen  mit  80  °/o  das  Verhältnis  stark  dem  des  Grosshei-zogtums, 
während  sich  die  Städte  mit  rund  63  "/o  weiter  davon  entfernen.  Bei  den  letzteren 
machen  sich  in  wahrnehmbarem  Umfange  die  eigenen  städtischen  Einkommen- 
sowie  Wohnungs-  und  Mietsteuem  geltend.  In  den  Landgemeinden  sind  erstere 
von  untergeordneter  Bedeutung  und  letztere  kommen  nur  ganz  ausnahmsweise 
vor  —  ähnlich  wie  im  Oldenburgischen,  welches  für  seine  Kommunalverbände 
besondere  Einkommen-  und  Wohnungssteuern  nicht  kennt.  Soweit  die  ländlichen 
Gemeinden  nach  einem  anderen  Verteilungsfusse  als  denen  der  staatlichen  Steuern 
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ihre  Abgaben  ausgeschrieben  haben,  bedienten  sie  sich  besonderer  Realsteuem. 
Wie  aus  den  Mitteilungen  der  preussischen  Statistik  hervorgeht,  handelt  es  sich 
hierbei  zum  überwiegend  grösseren  Teile  um  Abgaben,  welche  ,auf  Grund  eines 
observanzmässig  feststehenden  Massstabes,  nach  einem  festen,  dem  Umfange 
der  einzelnen  Besitzungen  ungefähr  entsprechenden  Beitragsverhältnisse  (dem 
sogenannten  Höfefusse,  der  Kontribution  u.  s.  w.)  von  den  Grundbesitzern  auf- 
gebracht" werden ').  Ausserdem  ist  noch  unter  jener  Gruppe  der  Wert  der 
von  den  letzteren  geleisteten  Spanndienste  aufgeführt.  Die  Sachlage  entspricht 
demnach  der  des  Grossherzogtums,  wo  ja  gleichfalls  das,  was  auf  andere  Weise 
als  durch  Zuschläge  erhoben  wird,  vorzugsweise  nach  dem  , Grundbesitz"  um- 
gelegt ist,  wobei  dann  ebenso  diesen  Abgaben  die  Naturallasten  hinzugerechnet 
sind.  Ueberhaupt  ergibt  die  Vergleichung,  dass  in  den  für  letztere  wichtigeren 
ländlichen  Gemeinden  wegen  der  Aufbringung  der  Kommunalabgaben  eine  unver- 
kennbare Aehnlichkeit  der  preussischen  mit  den  oldenburgischen  Erscheinungen 
besteht.  Allerdings  ist  es  für  die  G^enüberstellung  dieser  Staaten  nicht  ganz 
gleichgültig,  dass  bei  Preussen  nur  ein  Teil,  wenn  auch  der  weitaus  erheblichere 
Teil  der  Kommunallasten  in  Bezug  auf  die  Art  imd  Weise  ihrer  Umlegung  und 
Aufbringung  in  Betracht  gezogen  ist.  Denn  der,  welcher  für  jenen  Staat  hier 
weggelassen  ist  und  wegen  mangelnder  Angaben  fortbleiben  musste,  macht  im 
Mittel  bereits  ein  Fünftel,  in  den  Landgemeinden  insbesondere  gar  ein  Drittel 
aller  Lasten  aus,  d.  h.  er  wäre  gross  genug,  um  das  lediglich  für  die  eigent- 
lichen Gemeindesteuern  nachgewiesene  Verteilungs^erhältnis  und  damit  auch  die 
gefundene  Uebereinstimmimg  mit  Oldenburg  immerhin  bemerkbar  zu  alterieren. 
Zu  einem  völlig  zutreffenden  Vergleiche  reichen  sonach  die  verfügbaren  That- 
sachen  beider  Länder  in  diesem  Falle  nicht  aus. 

Sind  die  soeben  beigebrachten  Thatsachen  allein  daraufhin  ins  Auge 
gefasst,  in  welcher  Ausdehnimg  die  verschiedenen  Arten  der  Veranlagung  zur 
Anwendung  gekommen,  so  lässt  sich  daraus  zugleich  noch  wenigstens  annähernd 
entnehmen,  aus  welchen  Quellen  die  Steuern  geschöpft  wurden.  Will  man 
indessen  diese  für  die  Erkenntnis  der  Zustände  des  Steuerwesens  besonders 
beachtenswerte  Frage  etwas  genauer  abwägen,  will  man  namentlich  erforschen, 
wie  auf  der  einen  Seite  der  Besitz  an  Liegenschaften  und  Gebäuden,  auf  der 
anderen  Seite  die  persönlichen  Leistungen,  das  Einkommen  herangezogen  sind, 
reichen  jene  Angaben  nicht  ganz  aus.  Dazu  bedarf  es  teils  einer  Ausscheidung, 
teUs  einer  Zusammenfassung  derselben:  einer  Ausscheidung,  insofern  die  nach 
der  Gesamtsteuer  aufgelegten  Abgaben  nach  Verhältnis  der  staatlichen  Grund-, 
Gebäude-  und  Einkommensteuer  aufgelöst  und  die  beiden  ersteren  daraus  sich 
ergebenden  Bestandteile  den  Steuern  von  Grund  imd  Boden,  die  letzteren  denen 
vom  Einkommen  zugelegt  werden;  —  einer  Zusammenfassung,  insofern  alle  von 
Liegenschaften  und  Gebäuden  erhobenen  verschiedenen  Steuerarten  zu  einer 
Gruppe  zu  verschmelzen  und  denen  aus  dem  Einkommen  gegenüberzustellen 
sind.  Bei  diesem  Verfahren  bereiten  nur  die  unter  der  Rubrik  der  nach  einem 
, anderen"  Beitragsfusse  ausgeschriebenen  Umlagen  einige  Schwierigkeit,  da  von 
ihnen  nicht   durchweg  bekannt  ist,    welcher  Art   dieselben  waren.     Um  daher 


')  Ergänzungsheft  IX   zur  Zeitschrift   des  K.  preuss.  statistischen  Bureaus 
a.  a.  0.,  S.  109. 


7as 


294 


Paul  Kollmann, 


dem  Misslichen  einer  ungenauen  Verteilung  zu  entgehen,  sollen  sie  bei  den  fol- 
genden Berechnungen  ganz  unbeachtet  bleiben,  was  um  so  eher  geschehen  kann, 
als  ja  diese  Abgaben  im  ganzen  von  nur  untergeordneter  Bedeutung  sind.  Ver- 
teilt man  jetzt  in  der  angegebenen  Weise  die  Steuern,  so  wurden  bezogen  im 
Mittel  der  Jahre  1873  bis  1880  vom: 


Grundbesitz 

Einkommen 

i 

im  ganzen 

in 

auf  1  Ew. 

im  ganzen 

in 

auf  IE 

bei  den 

M. 

Vo 

M. 

M. 

o/o 

M. 

polit.  Gemeinden  u. 

—  in  der  Marsch  — 

Ortsgenossensch.  . 

240,171 

82,78 

3,29 

49,954 

17,22 

0,68 

Armengemeinden 

— 

— 

— 

193,605 

100,00 

2,65 

Schulgemeinden  .     . 

54,135 

29,69 

0,74 

128,161 

70,31 

1,75 

Pfarrgemeinden  .     . 

37,036 

50,99 

0,51 

35,591 

49,01 

0,49 

Zusammen  .     .     . 

331,342 

44,86 

4,54 

407,311 

55,14 

5,57 

polit.  Gemeinden   u. 

—  auf  der  Oldenburger  Geest  — 

Ortsgenossensch.  . 

231,659 

68,18 

1,94 

108,133 

31,82 

0,91 

Armengemeinden     . 

— 

— 

— 

202,933 

100,00 

1,70 

Schulgemeinden  .     . 

69,973 

29,08 

0,59 

170,627 

70,92 

1,43 

Pfarrgemeinden  .     . 

31,386 

30,97 

0,26 

69,974 

69,03 

0,59 

Zusammen  .     .     . 

333,018 

37,64 

2,79 

551,667 

62,36 

4,63 

polit.  Gemeinden   u. 

—  auf  der  Münsterschen  Geest  — 

Ortsgenossensch.  . 

56,990 

81,17 

0,90 

13,219 

18,83 

0,21 

Armengemeinden     . 

— 

— 

— 

44,388 

100,00 

0,69 

Schulgemeinden  .     . 

31,662 

35,44 

0,50 

57,670 

64,56 

0,91 

Pfarrgemeinden  .     . 

17,518 

67,90 

0,27 

8,279 

32,10 

0,13 

Zusammen  .     .     . 

106,170 

46,22 

1,67 

123,556 

53,78 

1,94 

polit.  Gemeinden  u. 

- 

im  ganzen 

Herzogtum 

i  — 

Ortsgenossensch.  . 

528,820 

75,53 

2,07 

171,306 

24,47 

0,67 

Armengemeinden 

— 

— 

— 

440,926 

100,00 

1,72 

Schulgemeinden  .     . 

155,770 

30,41 

0,61 

356,458 

69,59 

1,39 

Pfarrgemeinden  .     . 

85,940 

43,02 

0,33 

113,844 

56,98 

0,45 

Zusammen   .     .     . 

770,530 

41,58 

3,01 

1,082,534 

58,42 

4,23 

polit.  Gemeinden  u. 

— 

im  Fürstentum  Lübeck  — 

Dorfschaften    .     . 

36,699 

40,12 

1,06 

54,769 

59,88 

1,58 

Armengemeinden 

3,353 

3,90 

0,10 

82,549 

96,10 

2,39 

Schulgemeinden  .     . 

5,285 

3,90 

0,15 

130,301 

96,10 

3,76 

Kirchengemeinden    . 

15,224 

100,00 

0,44 

— 

— 

— 

Zusammen   .     .     . 

60,561 

18,45 

1,75 

267,619 

81,55 

7,73 

polit.  Gemndn.  nebst 

—  im  Fürstentum  Birkenfeld  — 

Armen-  u.  Schulw. 

95,545 

55,90 

2,52 

75,389 

44,10 

1,99 

Kirchengemeinden   . 

6,358 

52,74 

0,17 

5,688 

47,26 

0,15 

Zusammen   .     .     . 

101,903 

55,69 

2,69 

81,077 

44,31 

2,14 
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Grundbesitz 

Einkommen 

im  ganzen 

in 

auf  1  Ew. 

im  ganzen 

in 

auf  1  Ew. 

M. 

% 

M. 

M. 

«/o 

M. 

bei  den 

-  im  Grossherzogtum 

— 

weltl. 

Verbänden 

.   825,472 

38,62 

2,51 

1,311,698 

61,38 

3,99 

desgl. 

1873/76     . 

.   732,897 

37,85 

2,30 

1,203,549 

62,15 

3,77 

desgl. 

1877/80     . 

.   918,047 

39,27 

2,72 

1,419,847 

60,73 

4,21 

kirchl 

.  Verbänden 

.    107,522 

47,36 

0,33 

119,532 

52,64 

0,36 

desgl. 

1873/76     . 

.    113,259 

52,10 

0,35 

104,179 

47,90 

0,33 

desgl. 

1877/80     . 

.    101,786 

43,01 

0,30 

134,886 

56,99 

0,40 

sämtl. 

Verbänden 

.   932,994 

39,46 

2,84 

1,431,230 

60,54 

4,35 

desgl. 

1873/76     . 

.   846,156 

39,29 

2,65 

1,307,728 

60,71 

4,10 

desgl. 

1877/80     . 

1,019,833 

39,61 

3,02 

1,554,733 

60,39 

4.61 

Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich  nun,  dass  die  erheblich  grössere  Hälft«, 
etwa  drei  Fünftel  aller  Kommunalabgaben  im  Gesamtdurchschnitt«  des  Gross- 
herzogtums,  Personalsteuem  und  zwar  nach  der  staatlichen  Einkommensteuer 
umgelegte  sind,  dass  demnach  zwei  Fünftel  den  Grund-  und  Gebäudebesitz  be- 
lasten, sowie  femer,  dass  dieses  Verhältnis  innerhalb  des  ganzen  beobachteten 
achtjährigen  Abschnittes  nur  eine  unbedeutende  Veränderung  erlitten  hat.  Denn 
bloss  um  ein  ganz  Geringes  vermehrten  sich  die  letzteren  Steuern  stärker  als 
die  ersteren:  jene  um  20,52,  diese  um  18,88  °/0'  ^^s  für  den  Gesamtdurchschnitt 
des  Staates  bestehende  Verhältnis  der  beiden  Hauptsteuerarten  erleidet  je  nach 
den  einzelnen  Bezirken  recht  sichtbare  Abweichungen,  doch  so,  dass  mit  Aus- 
nahme von  Birkenfeld  überall  die  Abgaben  vom  Einkommen  überwiegen.  Am 
ansehnlichsten  hat  solches  üebergewicht  im  Fürstentum  Lübeck  statt,  wo  sich 
die  nach  dem  Einkommen  ausgeschriebenen  Umlagen  bis  zu  reichlich  vier  Fünftel 
erheben;  hierbei  ist  jedoch  an  die  frühere  Mitteilung  zu  erinnern,  dass  in  diesem 
Gebietsteile  die  Bedürfiiisse  der  politischen  Gemeinden  mit  Einschluss  des  Schul- 
wesens in  der  Regel  lediglich  nach  dem  Einkommen  umzulegen  sind  doch  so, 
dass  das  Einkommen  aus  Grundbesitz  und  Vermögen  dem  rein  persönlichen 
gegenüber  einem  20°/o  höheren  Steuersatz  unterliegt.  Auch  die  mit  der  dich- 
testen städtischen  Bevölkenmg  versehene  Oldenbmrger  Geest  fusst  verhältnismässig 
wenig  auf  Steuern  vom  Grundeigentum  und  stützt  sich  bis  nahezu  zwei  Drittel 
auf  die  vom  Einkommen.  Dahingegen  belaufen  sich  diese  Lasten  auf  nicht  viel 
über  die  Hälfte  in  der  Marsch  und  besonders  auf  der  Münsterschen  Geest-  Noch 
bedeutender  sind  aber  begreiflicherweise  die  Abstände  je  nach  den  verschiedenen 
Arten  der  Verbände,  da  diese  teils  nach  ihren  Eigentümlichkeiten,  teils  infolge 
ausdrücklicher  Fordenmgen  der  Gesetze  auf  die  Anwendimg  gewisser  Besteue- 
rungsarten hingewiesen  sind.  So  ist  es  die  Tendenz  der  Vorschriften  für  das 
Herzogtum,  dass  steuerliche  Deckung  von  ihrer  Natur  nach  mehr  dauernden 
Aufwendungen,  wie  in  den  politischen  Verbänden  solche  für  die  Bodenkultur, 
den  Wegebau,  für  Gebäude,  in  den  Kirchen-  und  Schulverbänden  für  Bauten, 
nach  dem  Grundeigentum  zu  erfolgen  habe,  dass  die  mehr  aus  wechselnden 
oder  vorübergehenden  Bedürfnissen  entspringenden  Kosten,  wie  die  Unterstützung 
Verarmter,  nach  der  Einkommensteuer  und  wieder  andere  Bedürfiiisse  mittels 
Veranlagung  nach  der  Gesamtsteuer   zu  begleichen  sind.     So  findet  sich  dann 
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für  das  Mittel  des  genannten  Gebietsteils,  dass  in  den  politischen  Gemeinden 
weit  mehr  und  bis  zu  drei  Viertel  das  Grundeigentum  herangezogen  wird,  dass 
umgekehrt  in  den  Pfarrgemeinden  schon  das  Einkommen  etwas  umfangreicher 
und  erheblich  mehr  in  den  Schulverbänden  dieses  besteuert  wird.  Allein  nach 
dem  Einkommen  erfolgt  der  Gemeindeordnung  gemäss  deshalb  auch  durchweg 
gleichmässig  für  alle  drei  Bezirke  des  Herzogtums  die  Umlegung  in  den  Armen- 
verbänden. Sonst  aber  wechselt  der  Anteil  der  beiden  unterschiedenen  Gruppen 
bezirksweise  recht  wahrnehmbar.  Während  z,  B.  in  den  Pfarrgemeinden  der 
Marsch  beide  Steuerquellen  gleich  stark  herangezogen  wurden,  belastete  das 
Münsterland  das  Grundeigentum  mit  zwei  Dritteln  gerade  doppelt  so  schwer  als 
das  Einkommen;  genau  das  Gegenteil  findet  auf  der  Oldenburger  Geest  statt, 
wo  wieder  das  letztere,  so  wie  im  Münsterland  das  erstere,  in  Mitleidenschaft 
gezogen  ist.  Auch  in  Ansehung  der  politischen  Gemeinden  liegen  ähnliche,  wenn 
schon  nicht  so  belangreiche  Verschiedenheiten  vor;  jedenfalls  macht  sich  die  viel 
stärkere  Besteuerung  des  Einkommens  auf  der  Oldenburger  Geest  der  der  beiden 
anderen  Bezirke  gegenüber  bemerkbar.  Viel  mehr  Uebereinstimmung  herrscht 
indessen  bezüglich  der  Schullasten.  Im  Fürstentum  Lübeck  ist  die  schwache 
Heranziehung  des  Grundbesitzes  die  Folge  der  eben  besprochenen,  hier  vor- 
gezeichneten Grundsätze,  welche  für  die  politischen  und  für  die  Armengemein- 
den, indessen  nach  verschiedenem  Verfahren,  die  Verteilung  nach  dem  Einkommen 
fordern.  Wenn  aber  bei  den  politischen  Gemeinden  die  Auflagen  auf  den  Grund^ 
besitz  immer  noch  zu  zwei  Fünftel  vertreten  sind,  so  rührt  das  zu  einem  nam- 
haften Teile  von  den  Naturallasten  für  den  Wegebau  wie  von  den  besonderen 
Dorfschaftsabgaben  her.  Ganz  und  gar  sind  aber  in  diesem  Fürstentum  die 
Kirchenlasten  vom  Grund  und  Boden  zu  tragen.  Im  Fürstentum  Birkenfeld 
endlich  gilt,  soweit  nicht  Auflagen  auf  die  Gemeindenutzungen  ausreichen,  die 
Gesamtsteuer  als  Verteilungsmassstab.  Da  erstere  als  Abgaben  vom  Grundbesitz 
aufzufassen,  in  den  letzteren  solche  zu  einem  Teile  enthalten  sind,  so  kommt  es, 
dass  in  diesem  Gebietsteile  die  Steuern  vom  Einkommen  von  geringerem,  wenn 
auch  nicht  gerade  von  erheblich  geringerem  Belange  sind  als  die  anderen. 

Merklich  anders  als  im  Mittel  des  Grossherzogtums  gestaltet  sich  die  eben 
betrachtete  Zusammensetzung  der  Steuern  in  Preussen  wenigstens  dann,  wenn 
man  es  allein  mit  den  Landgemeinden  zu  thun  hat,  auf  die  nach  den  früheren 
Erörterungen  wegen  der  geringen  städtischen  und  namentlich  völlig  fehlenden 
grossstädtischen  Bevölkerung  Oldenburgs  hier  vorzugsweise  Gewicht  zu  legen 
ist.  Nach  der  Bearbeitung  der  amtlichen  Ermittelungen  der  Kommunalsteuer- 
erträge für  1880/81  durch  Herrfurth  fallen  an  eigentlichen  Gemeindeabgaben  im 
ganzen  Staat  mit  Ausschluss  von  Hohenzollem  auf  die ') : 

Ertrags-  und  Realsteuern  Personalsteuem 

im  ganzen        in      auf  1  Ew.    im  ganzen        in      auf  1  Ew. 


in  den 

M. 

> 

M. 

M. 

> 

M. 

Stadtgemeinden  .     . 

,     15,616,132 

16,33 

1,65 

79,991,031 

83,67 

8,46 

Landgemeinden  .     . 

,    29,979,262 

51,72 

1,91 

27,990,898 

48,28 

1,79 

sämtl.  Gemeinden    . 

,    45,595,394 

29,69 

1,82 

107,981,929 

70,31 

4,29 

^)  Ergänzungsheft  IX   der  Zeitschrift   des  K.  preuss.  statistischen  Bureaus 
a.  a.  C,  S.  109. 
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Im  Gegensatz  zum  Durchschnitt  für  das  Grossherzogtum  liegt  also  in  den 
ländlichen  Gemeinden  der  preussischen  Monarchie  der  Schwerpunkt  in  den  Er- 
trags- und  Realsteuem;  wenigstens  sind  diese  hier,  wenngleich  nicht  um  vieles, 
so  doch  immer  die  belangreicheren.  Bedenkt  man  übrigens,  dass  die  Angaben 
für  fteussen  von  den  selbständigen  Gutsbezirken  absehen,  dass  aber  gerade  in 
selbigen  die  Lasten  vermutlich  in  höherem  Masse  als  in  den  eigentlichen  Land- 
gemeinden vom  Grund  und  Boden  getragen  werden,  so  dürfte  anzunehmen  sein, 
dass  für  das  platt«  Land  im  ganzen  die  Ertrags-  und  Realsteuem  noch  mehr, 
als  vorstehende  Zahlen  darthun,  zur  Geltung  kommen.  Umgekehrt  ist  es  in  den 
Städten,  wo  diese  knapp  ein  Fünftel  ausmachen.  Ja  der  Umfang,  in  welchem 
sich  die  Stadt«  auf  die  Personalsteuem  stützen,  ist  ein  so  bedeutender,  dass 
bei  beiden,  bei  Stadt-  und  Landgemeinden  zusammengenommen,  das  L^eber- 
gewicht  dieser  Steuergattungen  noch  stärker  als  in  Oldenburg  hervortritt  — 
wobei  natürlich  die  an  sich  relativ  ansehnlicheren  steuerlichen  Leistungen  der 
Städte  zu  berücksichtigen  sind.  Die  verschiedenartige  Anwendimg  dieser  beiden 
Hauptgattungen  der  direkten  Steuern  ist  übrigens  für  die  verschiedenartige 
ökonomische  Lage  und  Leistungsfähigkeit  der  Besteuerten  in  Stadt  und  Land 
höchst  charakteristisch.  Zu  bedauern  bleibt  es  darum,  dass  sich  das  verfügbare 
oldenburgische  Material  wegen  der  entgegenstehenden  thatsächlichen  Organi- 
sationen nicht  gut  nach  städtischen  und  ländlichen  Verbänden  auseinanderhalten 
lässt,  um  aus  jenem  Gesichtspunkt  die  Untersuchimg  der  Besteuenmgsweise  näher 
zu  verfolgen.  Doch,  wenngleich  nicht  nach  dieser  Richtung,  wird  durch  ander- 
weite Verwertung  obiger  Thatsachen  die  Befähigung  der  Bevölkerung,  nach 
Massgabe  ihres  fundierten  Besitzes  auf  der  einen,  ihres  Einkommens  auf  der 
anderen  Seite  zu  den  öffentlichen  Lasten  beizutragen  und  der  danach  sich 
ergebende  Grad  der  Belastung  noch  besonders  zu  ergründen  sein.  Während 
aber  dies  dem  folgenden,  letzten  Abschnitte  zufallen  soll,  ist  hier  vorgängig 
ein  anderer,  bislang  unberührter  Gegenstand  heranzuziehen.  — 

Um  nämlich  in  der  gedachten  Weise  die  vorigen  Zahlenbelege  weiter  aus- 
nutzen zu  können,  kommt  es  darauf  an,  sie  später  mit  den  Ergebnissen  der 
staatlichen  direkten  Besteuerung  zu  verknüpfen.  Denn  in  den  Einschätzungen 
zu  dieser  bieten  sich  die  geeigneten  Unterlagen  dar,  die  Steuerkraft  der  Be- 
völkerung zu  ermessen.  Aber  auch  hiervon  abgesehen,  ist  es  von  Bedeutung, 
die  Kommunalabgaben  zu  den  Staatssteuern  sowohl  im  ganzen 
wie  nach  der  Art  der  entsprechenden  Steuern  in  Beziehung 
zu  setzen  und  so  einen  neuen  Massstab  zur  Beurteilung  der  ersteren  zu 
gewiimen.  Um  demnach  zu  dem  zweiten  eingangs  erwähnten  Punkte  über- 
zugehen, wird  mit  dem  Nachweis  der  Erträge  der  Staatssteuem  zu  beginnen 
sein.     Diese  waren  nun: 


Grund-    Gebäude-    Einkommensteuer 


Steuer        Steuer 


M. 


i  1873/76 .   395,113 

Marsch  j  1877/80  .   375,768 

(  1873/80 .   385,441 


M. 

42,608 
41,515 
42,061 


ohne 


mit 


Zuschlag 


M. 

259,271 
276,829 
268,050 


M. 
266,937 
276,829 
271,883 


7»7 


Zusammen 


ohne 


mit 


Zuschl.  z.  Eink.-St. 


M. 
696,992 
694,112 
695,552 


M. 

704,658 
694,112 
699.385 
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Grund-    Gebäude- 
steuer       Steuer 


Einkommensteuer 

ohne  mit 

Zuschlag 


Zusammen 

ohne  mit 

Zuschl.  z.  Eink.-St. 


Oldenb.   S  1873/76 


Geest 

Münst. 

Geest 

Herzog- 
tum 


1877/80 
(  1873/80 . 
( 1873/76  . 
]  1877/80  . 
'  1873/80  . 
i  1873/76  . 
j  1877/80 . 
( 1873/80  . 
Fürstent.)  18^3/76. 

Lübeck       1877/80. 

f  1873/80. 

Fürstent.  (1873/76. 

Birkenfeld    1877/80. 

f  1873/80 . 

Gross-  (  1873/76. 

herzog-  I  1877/80 . 

tum   l  1873/80 . 


M. 

218,724 

208,190 

213,457 

170,670 

162,748 

166,709 

784,507 

746,706 

765,607 

52,048 

50,571 

51,310 

77,833 

78,136 

77,984 

914,388 

875.413 

894,901 


M. 

76,778 

79,798 

78,288 

18,164 

17,159 

17,662 

137,550 

138,472 

138,011 


22,429 

30,809 

26,619 

159,979 

169,281 

164,630 


M. 

346,308 

392,273 

369,290 

110,806 

118,801 

114,804 

716,385 

787,903 

752,144 

87,398 

94,644 

91,021 

86,017 

101,291 

93,654 

889,800 


M. 
356,343 
392,273 
374,308 
114,128 
118,801 
116,465 
737,408 
787,903 
762,656 
87,.398 
94,644 
91,021 
129,025 
151,937 
140,481 
953,831 


M. 

641,810 
680,261 
661,035 
299,640 
298,708 
299,175 


M. 
651,845 
680,261 
666,053 
302,962 
298,708 
300,836 


1,6.38,442  1,659,465 

1,673,081  1,673,081 

1,655,762  1,666,274 

139,446  139,446 


145,215 
142,831 

186,279 
210,236 
198,257 


145,215 
142,331 

229,287 
260,882 
245,084 


983,838  1,0.34,484 
936,819  994,158 


1,964,167  2.028,198 
2,028,532  2,079,178 
1,996,350  2,0.53,689 


Die  Aufkünfte  der  Einkommensteuer  und  infolge  dessen  der  Gesamtheit 
der  Steuern  sind  hier  mit  und  ohne  Zuschläge,  d.  h.  nach  dem  Simplum  und 
dem  Vielfachen  desselben  aufgeführt,  weil  nur  das  erstere  eine  gleichmässig  im 
ganzen  Staate  umgelegte  Steuer  ist.  Denn  da  nach  den  früheren  Schilderungen 
die  drei  Gebietsteile  ihre  eigenen  Bedürfnisse  zu  decken  und  demgemäss  ab- 
gesonderte Finanzetats  haben,  so  ist  in  ihnen  das  Erfordernis  an  Einkommen- 
steuern ein  verschiedenes  und  wird,  wo  der  einfache  sog.  zwölfmonatliche  Betrag 
nicht  ausreicht,  durch  prozentuale,  für  jede  Finanzperiode  festgesetzte,  mithin 
veränderliche  Zuschläge  ergänzt.  So  fanden  solche  Zuschläge  in  dem  vorliegenden 
Zeitraum  von  1873  bis  1880  während  aller  Jahre  im  Belaufe  von  50°/»  in  Birken- 
feld, während  des  einzigen  Jahres  1873  im  Betrage  von  12V2  7«  ^^  Herzogtum 
statt,  wohingegen  sich  dazu  im  Fürstentum  Lübeck  die  Nötigung  nicht  ergab. 
Ohne  Ausscheidung  der  gebietsweise  wechselnden  Zuschläge  in  der  vorstehenden 
Uebersicht  würden  daher  die  Angaben  der  Einkommensteuererträge,  sofern  man 
darin  einen  Anhalt  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bezirke  suchen  wollte,  ein 
schiefes  Bild  darbieten. 

Um  nun  auf  den  Inhalt  der  voraufgehenden  Grössen  einzugehen,  ist  er 
einmal  in  Bezug  auf  den  Anteil  der  drei  Steuerarten  am  Gesamtergebnis  und 
zwar  hier  mit  Einschluss  der  Zuschläge  in  Betracht  zu  ziehen.  Danach  ent- 
fielen für  den  ganzen  Abschnitt  von  1873  bis  1880  an  ^/o  auf  die: 


Herzogtum  Oldenburg 
Darunter  in  der 
Marsch      .... 


Grundsteuer     Gebäudesteuer   Einkommenst. 
45,95  8,28  45,77 


55,11 
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i  Grundsteuer     Gebäudesteuer   Einkommenst. 


Oldenburger  Geest     . 

32,05 

11,75 

56,20 

Münsterschen  Geest    . 

55,42 

5,87 

38,71 

Fürstentum  Lübeck  .     . 

36,05 

— 

63,95 

Fürstentum  Birkenfeld  . 

31,81 

10,86 

57,33 

Grossherzogtum     .     .     . 

43,58 

8,01 

48,41 

Diese  Verteilung  ist  wesentlich  anders  geartet  als  die,  welche  sich  vorhin 
für  die  Kommunalabgaben  ergab.  Denn  während  die  letzteren  durchschnittlich 
vorzugsweise,  ja  bis  nicht  ■viel  weniger  als  zwei  Drittel  ihres  Betrages  nach  der 
Einkommensteuer  umgelegt  sind,  bringt  diese  Steuerart  dem  Staate  nur  die 
kleinere,  die  beiden  Steuern  vom  Hegenden  Besitze  die  —  allerdings  nicht  her- 
vorragend —  grössere  Hälfte.  Dabei  stellen  sich  dann  aber  je  nach  den  Bezirken 
recht  auffallige  Verschiedenheiten  heraus.  Denen  zufolge  ist  der  Anteil  der 
Einkommensteuererträge  am  höchsten  im  Fürstentum  Lübeck,  wo  der  Gebäude- 
besitz überall  keiner  besonderen  Ertragssteuer  unterworfen  ist.  Ebenfalls  be- 
deutend, d.  h.  noch  zu  mehr  als  der  Hälfte  der  gesamten  Aufkünfte  der  direkten 
Staatssteuem  —  selbstverständlich  ohne  die  hier  nicht  in  Frage  kommende, 
nach  dem  oldenburgischen  Finanzsystem,  zufolge  früherer  Erwähnung  aber  dahin 
gerechnete  Erbschaftssteuer  —  gestaltet  sich  die  Quot«  der  Einkommensteuer 
auf  der  durch  ihre  umfangreichere  und  wohlhabendere  städtische  Bevölkerung 
ausgezeichneten  Oldenburger  Geest  und  im  Fürstentum  Birkenfeld.  Bei  letzterem 
Gebietsteile  fällt  eben  ins  Gewicht,  dass  in  allen  acht  behandelten  Jahren  der 
Steuersatz  um  die  volle  Hälfte  höher  war  als  im  übrigen  Staate.  Ohne  die  Zu- 
schläge zur  Einkommensteuer  würde  auf  diese  hier  bloss  47,24,  auf  die  beiden 
anderen  Steuern  demnach  52,76  "/o,  mithin  auf  die  erstere  der  kleinere  Teü  ent' 
fallen.  Den  Gegensatz  zu  den  genannten  Bezirken  und  namentlich  zum  Fürsten- 
tum Lübeck  bilden  die  Marsch  und  das  Münsterland,  in  welchen  beiden  die 
Einkommensteuer  nicht  ^iel  über  ein  Drittel,  die  Grund-  und  die  Gebäudesteuer 
also  nahezu  zwei  Drittel  ausmachen.  Wie  sich  jetzt  diesen  oldenburgischen 
Ergebnissen  gegenüber  die  preussischen  verhalten,  lehren  folgende  Zahlen. 
Es  kamen  nämlich  in  der  ganzen  Monarchie  ohne  die  Gutsbezirke  und  Hohen- 
zoUem  für  1880/81  in  den'): 


Stadtgemeinden 

Landgemeinden 

sämtl.  Gemeinden 

auf  die 

M. 

°/o 

M. 

% 

M. 

% 

Gnmdsteuer    .     .     . 

3,161,887 

3,91 

28,221,536 

42,92 

31,383,423 

21,38 

Gebäudesteuer     .     . 

19,333,322 

23,87 

7,153,657 

10,88 

26,486,979 

18,05 

Klassen-  u.  Eink.-St. 

46,630,005 

57,57 

26,536,950 

40,36 

73,166,955 

49,86 

Gewerbesteuer  vom 

stehend.  Gewerbe . 

11,867,178 

14,65 

3,840,026 

5,84 

15,707,204 

10,71 

Demnach  auf  die 

Realsteuern     .     .     . 

22,495,209 

27,78 

35,375,193 

53,80 

57,870,402 

39,43 

Personalsteuem   ,     . 

58,497,183 

72,22 

30,376,976 

46,20 

88,874,159 

60,57 

Zusammen  .     .     . 

80,992,392 

100,00 

65,752,169 

100,00  146,744,561 

100,00 

*)  Ergänzungsheft  IX   der  Zeitschrift   des   K.  preuss.  statistischen  Bureaus 
a.  a.  O.,  S.  48  und  98. 
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Demnacli  zieht  der  preussische  Staat  einen  weit  höheren  Betrag  als  das 
Grossherzogtum  aus  der  Personalbesteuerung  —  doch  nur  im  ganzen,  nicht 
freilich  auch  bei  Trennung  der  städtischen  und  ländlichen  Gemeinden.  Denn 
alsdann  beobachtet  man,  dass  die  letzteren  in  höherem  Masse  an  Grund-  und 
Gebäudesteuer  aufbringen  und  zwar  ist  die  Quote  dieser  Abgaben  hier  noch 
merklich  grösser  als  im  Mittel  des  Grossherzogtums.  Dahingegen  machen  sich 
in  den  Städten  die  Personalsteuem  bis  beinahe  zu  drei  Viertel  des  vollen  Auf- 
kommens geltend.  Stadt-  und  Landgemeinden  unterscheiden  sich  aber  auch 
noch  darin,  dass  die  beiden  Bestandteile  der  Realsteuem  hüben  wie  drüben  in 
sehr  abweichendem  Verhältnisse  zu  einander  stehen.  Denn  dort  wirft  die  Grund- 
steuer kaum  ein  Sechstel  der  Gebäudesteuer  ab,  hier  umgekehrt  bringt  erstere 
viermal  so  viel  als  die  andere  ein.  Die  hieraus  sprechende  hohe  Ertragsfähigkeit 
des  städtischen  Häuserbesitzes  lässt  sich  insofern  gleichfalls  auch  aus  den  olden- 
burgischen Ziffern  entnehmen,  als  sie  für  die  am  meisten  mit  städtischem  Ele- 
mente ausgestattete  Oldenburger  Geest  einen  besonders  grossen  Anteil  der  aus 
der  Gebäudebesteuerung  bezogenen  Erträge  darthun.  Doch  auch  hier  ist  der 
verhältnismässige  Anteil  der  Gebäudesteuer  immer  noch  ein  niedriger  im  Ver- 
gleich zu  Preussen,  wo  im  Durchschnitt  dieselbe  in  erheblich  höherem  Masse 
zu  den  Steueraufkünften  beiträgt.  Denn  während  in  jenem  Reiche  Grund-  und 
Gebäudesteuer  —  abgesehen  von  Stadt  und  Land  —  einander  nahezu  gleich- 
kommen oder,  genauer  beziffert,  auf  die  erstere  54,23,  auf  die  letztere  45,77% 
ihrer  Summen  fallen,  stehen  sich  im  oldenburgischen  Staate  84,46  und  15,54°/'» 
entgegen.  Die  oldenburgische  Gebäudesteuer  spielt  also,  aus  dem  finanziellen 
Gesichtspunkt  betrachtet,  nur  eine  bescheidene  Rolle.  Und  demgemäss  fällt 
dann  auch  auf  den  einzelnen  in  der  Bevölkerung  von  ihr  ein  kleiner  Betrag. 

Sieht  man  nämlich  auf  die  mittlere  Belastung  durch  direkte  Staatssteuem, 
so  kommen  auf  je  1  Bewohner  an : 


m 


Marsch 

Oldenb. 
Geest 

Münst. 

Geest 

Herzog- 
tum 

Fürstent. 
Lübeck 


'  1873/76 . 
j  1877/80 . 
■  1873/80 . 
i  1873/76 . 
]  1877/80 . 
'  1873/80 . 
^  1873/76 , 
j  1877/80 . 
'  1873/80 . 
f  1873/76 , 
j  1877/80 , 
'1873/80. 
'  1873/76 
]  1877/80 
'  1873/80 


Grund- 

Gebäude- 

Einkommensteuer 

sämtl. 

Steuern 

steuer 

steuer 

ohne 

mit 

ohne 

mit 

Zuschlag 

Zuschl.  z 

;.  Eink.-St. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

5,64 

0,61 

3,69 

3,80 

9,94 

10,05 

4,94 

0,55 

3,64 

3,64 

9,13 

9,13 

5,27 

0,57 

3,67 

3,72 

9,51 

9,56 

1,89 

0,67 

3,00 

3,09 

5,56 

5,65 

1,66 

0,65 

3,19 

3,19 

5,50 

5,50 

1,79 

0,66 

3,10 

8,14 

5,55 

5,59 

2,73 

0,29 

1,77 

1,82 

4,79 

4,84 

2,52 

0,26 

1,84 

1,84 

4,62 

4,62 

2,62 

0,28 

1,80 

1,83 

4,70 

4,73 

3,16 

0,55 

2,89 

2,97 

6,60 

6,69 

2,83 

0,53 

2,99 

2,99 

6,35 

6,35 

2,99 

0,54 

2,94 

2,98 

6,47 

6,51 

1,53 

— 

2,56 

2,56 

4,09 

4,09 

1,44 

— 

2,69 

2,69 

4,13 

4,13 

1,48 

— 

2,63 

2,63 

4,11 

4,11 
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Grund- 

Gebäude- 

Einkommensteuer 

sämtl. 

Steuern 

steuer 

steuer 

ohne 

mit 

ohne 

mit 

Zuschlag 

Zuschl.  ; 

z.  Eink.-S 

in 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Fürstent. 

r  1873/76 . 

2,10 

0,60 

2,32 

3,48 

5,02 

6,18 

Birken- 

J1877/80 . 
'  1873/80 . 

2,02 

0,80 

2,62 

3,93 

5,44 

6,75 

feld 

2,06 

0,70 

2,47 

3,71 

5,23 

6,47 

Gross- 

'  1873/76 . 

j  1877/80 . 

1873/80 . 

2,86 

0,50 

2,79 

2,99 

6,15 

6,35 

herzog- 

2,59 

0,50 

2,91 

3,07 

6,01 

6,16 

tum 

2,73 

0,50 

2,85 

3,02 

6,08 

6,25 

I 


Zur  Vergleichung  der  einzelnen  Bezirke,  um  ihre  steuerliche  Leistungs- 
fähigkeit zu  erkennen,  vermögen  nur  die  Zahlen,  die  sich  auf  das  Simplum  der 
Eiakommensteuer  beziehen,  zu  dienen.  Danach  steht  die  Marsch  obenan  und 
ihr  ziemlich  nahe  die  Oldenburger  Geest,  während  das  Gegenteü  im  Münster- 
lande statthat,  dessen  mittlerer  Steuerbetrag  für  einen  Einwohner  kaum  halb 
so  viel  als  in  jenen  anderen  beiden  Bezirken  ausmacht.  Eine  Mittelstellung 
nehmen  die  beiden  Fürstentümer  ein.  In  Wahrheit  hat  aber  Birkenfeld  wegen 
seiner  50  °/o  Zuschläge  weit  mehr  als  das  Fürstentum  Lübeck  und  auch  als  die 
Oldenburger  Geest  zu  zahlen,  so  dass  dieser  Bezirk  mit  der  wohlhabenden  Marsch 
verhältnismässig  gleichen  Schritt  hält.  Die  übrigen  Steuern  sind  nach  den  Aus- 
führungen des  zweiten  Abschnittes  gebietsteilsweise  nicht  übereinstimmend  um- 
gelegt, vielmehr  nach  besonderen  Steuersätzen  zu  entrichten.  Sowohl  aus  diesem 
Grunde  wie  wegen  der  verschiedenartigen  Steuerfähigkeit  der  belegten  Objekte 
als  auch  nicht  minder  deshalb,  weil  die  Volksdichtigkeit  der  verschiedenen  Be- 
zirke eine  ungleiche  ist,  begegnet  man  denn  auch  einer  sehr  abweichenden  Quote 
von  Abgaben  für  den  einzelnen  Bewohner.  Die  Marsch  nimmt,  was  die  erheb- 
lichere Grundsteuer  anbelangt,  wieder  den  ersten  Rang  ein,  danach  aber  das 
Münsterland,  dem  sich  in  schwacher  Entfernung  Birkenfeld  anreiht.  Geringer 
ist  dagegen  der  Kopfbetrag  auf  der  Oldenburger  Geest  und  im  Fürstentum 
Lübeck.  Ebenso  differiert  die  an  sich  niedrige  Belastimg  mittels  der  Gebäude- 
steuer. Diese  ist  am  stärksten  in  Birkenfeld  und  auf  der  Oldenburger,  am  ge- 
ringsten auf  der  Münsterschen  Geest.  Alle  Staatsabgaben  zusammengerechnet, 
ergeben  den  höchsten  Betrag  wiederum  für  die  Marsch,  den  nächsthohen  —  indessen 
erst  nach  einem  merklichen  Abstände  folgenden  —  für  Birkenfeld,  während  das 
Münsterland  und  das  von  einer  Gebäudesteuer  verschonte  Fürstentum  Lübeck 
auf  der  Unterstufe  stehen.  Hier  erreicht  der  Abgabenbetrag  für  das  einzelne 
Indi\'iduum  noch  nicht  halb  so  viel  wie  in  der  Marsch. 

Hält  man  das  oldenburgische  Gesammtresultat  von  6,08,  bezw.  wenn  man 
die  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  da,  wo  sie  statthaben,  einrechnet,  von 
6,25  M.  gegen  Preussen,  so  zeigt  sich,  dass  jener  Betrag  über  den  hinaus- 
geht, der  in  diesem  Staate  im  Jahre  1880/81  an  Grund-,  Gebäude-,  Einkommen-, 
Klassen-  und  Gewerbesteuer  (vom  stehenden  Gewerbe)  zu  zahlen  war.  Deim  in 
selbigem  kamen  (wiederum  unter  Fortlassung  der  selbständigen  Gutsbezirke 
imd  Hohenzollems)  auf  je  1  Einwohner  an : 
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Grund- 

Gebäude- 

Klassen- 

u. 

Gewerbe- 

Direkten 

steuer 

steuer 

Einkommenst. 

steuer 

Staatsst. 

in  den 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Stadtgemeinden    .     .     . 

.    0,34 

2,04 

4,93 :, 

1,25 

8,56 

Landgemeinden    .     .     . 

.     1,80 

0,46 

1,69 

■      0,24 

4,19 

sämtlichen  Gemeinden  . 

.     1,25 

1,05 

2,91 

0,63 

5,84 

Hier  ist  also  die  durchschnittliche  Belastung  mit  direkten  Staatssteuem 
eine  minder  belangreiche  als  im  Grossherzogtum,  zumal  wenn  man  bloss  die 
Landgemeinden  herbeizieht.  Dass  freilich  für  die  Städte  insbesondere  sich 
etwas  anderes  herausstellt,  dass  sie  sich  steuerlich  viel  leistungsfähiger  erweisen 
und  verhältnismässig  gerade  doppelt  so  viel  Steuern  zu  tragen  vermögen  als 
die  ländlichen  Gemeinden,  kann  nicht  Wunder  nehmen  bei  der  regen  Ent- 
faltung des  speciell  in  den  Städten  konzentrierten  industriellen  und  kommer- 
ziellen Lebens  und  der  dadurch  bewirkten  Steigerung  des  Wertes  des  Bodens 
und  der  Gebäude.  Solche  besonders  den  dichter  bevölkerten  Städten  eigenen 
Erscheinungen  stehen  jedoch,  wie  das  ja  wiederholt  betont,  für  das  Gross- 
herzogtum mit  seinen  nicht  einmal  zahlreichen  Landstädten  ausser  Frage; 
im  Hinblick  auf  die  Verhältnisse  des  letzteren  interessieren  daher  mehr  als  jene 
städtischen  Erscheinungen  die  der  preussischen  Landgemeinden.  Lassen  diese 
nun  erkennen,  dass  der  relative,  d.  h.  der  auf  den  einzelnen  Bewohner  ent- 
fallende Abgabenbetrag  ein  kleinerer  als  der  oldenburgische  ist,  so  erklärt  sich 
das  wenigstens  teilweise  aus  der  verschiedenen  Organisation  und  Veranlagungs- 
weise der  Steuern  in  beiden  Ländern.  Was  die  Klassen-  und  klassifizierte  Ein- 
kommensteuer anlangt,  ist  die  Heranziehung  der  Bevölkerung  in  Preussen  eine 
weit  engere  als  im  Grossherzogtum,  der  gemäss  —  wie  das  auch  bereits  an 
einer  früheren  Stelle  bemerkt  wurde  —  dort  die  zu  den  niederen  Einkommen 
und  zwar  bis  zu  420  M.  geschätzten  Pflichtigen  von  der  Steuerzahlung  befreit 
bleiben  (bezw.  für  die  in  Betracht  kommende  Zeit  nur  bis  zu  diesem  Betrage 
befreit  blieben),  während  hier  solche  Befreiung  nicht  statt  hat,  vielmehr  gerade 
die  Kontribuenten  dieser  Stufen  schon  die  Mehrzahl  der  Gesamtheit  ausmachen. 
Ist  die  Leistung  an  Abgaben  dieser  niedrigst  Besteuerten  auch  nur  klein,  bringt 
sie  insgesamt  doch  bereits  ein  Zehntel  des  ganzen  Steuerertrages.  Das  fällt  aber, 
wenn  man  die  erhobenen  Staatslasten  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  reduziert, 
Preussen  gegenüber  stark  ins  Gewicht  und  trägt  dazu  bei,  dass  in  ihm  der 
Kopfanteil  sich  niedriger  stellt,  obwohl  der  Steuersatz  daselbst  meistenteils  ein 
höherer  als  in  Oldenburg  ist.  Dass  nämlich  in  ersterem  Staate  die  Bevölkerung, 
so  weit  sie  zur  Steuer  herangezogen  wird,  mit  Ausnahme  der  unteren  Stufen, 
mehr  zu  zahlen  hat,  ersieht  man  aus  den  Tarifen  der  Einkommensteuer  beider 
Länder.  So  beträgt,  um  nur  einige  Beispiele  herauszugreifen,  in  Preussen  bei 
Einkommen  von  1800  bis  2100  M.  die  Jahresabgabe  42  M.,  d.  h.  2,15  7»  vo"i 
Mittel  der  Stufe  (1950  M.),  hingegen  im  Grossherzogtum  bloss  32  M.  oder 
1,64  >,  ferner  bei  Einkommen  von  3000  bis  3600  (im  Mittel  3300)  und  von 
6000  bis  7200  (im  Mittel  6600)  M.  dort  90  und  180  M.,  mithin  m  beiden  Fällen 
2,73  7o,  hier  aber  nur  60,  bezw.  126,  d.  h.  1,82,  bezw.  1,91  >.  Umgekehrt 
freilich  sind  bei  900  bis  1050  (im  Mittel  975)  M.  in  Preussen  9  M.,  in  Oldenburg 
12  M.  oder  0,92   resp.   1,23  "/o    zu    zahlen   und    ebenso    bei    Einkommen    von 
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1050  bis  1200  (im  Mittel  1125)  M.  im  ersteren  Staate  nur  12  M.  =  1,07, 
im  letzteren  15  ii.  oder  1,33  °/o.  Uebrigens  sind  auch  die  hier  nicht  weiter 
berücksichtigten  Stempelabgaben  gemeinhin  merklich  höher  als  im  Grossherzog- 
tume.  Endlich  bleibt  bei  einer  Zusammenhaltung  der  Belastung  dieser  Staaten 
in  Bezug  auf  die  erforderlichen,  durch  Besteuerung  aufzubringenden  Mittel 
noch  daran  zu  erinnern,  dass  der  Kreis  der  mittels  Staatssteaem  zu  deckenden 
Bedürfiiisse  in  Oldenburg  insofern  ein  weiterer  ist,  als  in  selbigen  gewisse  Aus- 
gaben aus  Landesmitteln  getragen  werden,  die  Preussen  seinen  grösseren  Selbst- 
verwaltungs  -  Korporationen  überlässt.  Sieht  man  noch  auf  die  einzelnen 
preussischen  Pro^■inzen,  so  findet  sich,  dass  an  direkten  Steuern  zusammen 
gezahlt  wurden  in  den: 


Stadtgeme 

inden 

Landgemeinden 

sämtl.  Gemeinden 

im  ganzen 

f.lEw. 

im  ganzen 

f.lEw. 

im  ganzen 

f.  lEw 

in 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Ostpreussen  .     . 

2,782,086 

6,40 

3,098,018 

2,62 

5,880,104 

3,63 

Westpreussen   . 

2,259,114 

5,96 

2,377,383 

3,00 

4,636,497 

3,96 

Berlin  .     .     .     , 

17,807,260 

15,86 

— 

— 

17,807,260 

15,86 

Brandenburg     .     . 

5,287,382 

6,35 

5,121,044 

4,25 

10,408,426 

5,11 

Pommern      .     . 

.      3,521,511 

6,72 

2,239,196 

3,46 

5,760,707 

4,91 

Posen  .... 

2,608,757 

5,48 

2,059,527 

2,47 

4,668,284 

3,56 

Schlesien      .     . 

8,611,114 

7,95 

7,658,761 

2,96 

16,269,875 

4,43 

Sachsen   .     .     . 

7,438,670 

7,79 

7,472,093 

5,82 

14,910,763 

6,66 

Schleswig-  Holstein 

1      2,822,441 

7,15 

5,148,270 

8,10 

7,970,711 

7,64 

Hannover      .     . 

.      3,542,660 

8,06 

8,992,094 

5,40 

12,534,754 

5,95 

Westfalen     .     . 

4,107,674 

6,57 

6,399,149 

4,53 

10,506,823 

5,15 

Hessen-Nassau  . 

6,429,031 

11,41 

3,871,467 

3,94 

10,300,498 

6,67 

Rheinland     .    . 

13,774,691 

8,44 

11,315,168 

4,64 

25,089,859 

6,16 

Die  Abstände  sind  nicht  unerheblich,  doch  auch  nicht  grösser  als  zwischen 
den  Bezirken  mit  den  Maximal-  und  Minimalbeträgen  Oldenburgs,  nur  dass 
hier  —  von  Berlin  natürlich  abgesehen  —  die  ersteren  nicht  so  hoch  steigen, 
die  letzteren  darum  weiter  herabfallen  als  dort.  Namentlich  sind  es  die  drei 
östlichen  Provinzen,  Ost-  und  Westpreussen  wie  Posen,  welche  eine  recht  ge- 
ringe mittlere  Belastung  aufzuweisen  haben,  während  das  Umgekehrte  in 
Sachsen,  den  beiden  westlichsten  Provinzen,  Rheinland  und  Hessen-Nassau,  und 
besonders  in  Schleswig-Holstein  statthat. 

Sind  nun  so  die  wichtigsten  Thatsachen  über  die  direkte  Besteuerung 
durch  den  Staat  nachgewiesen,  ist,  jetzt  wiederum  zu  den  Kommunalabgaben 
zuiückkehrend ,  damit  gleichzeitig  die  L'nterlage  gewährt,  um  das  Verhältnis 
dieser  zur  ersteren  aufzusuchen.  Dasselbe  gestaltet  sich  für  den  Durchschnitt 
von  1873/80,  wenn  die  Naturallast^n  mit  in  Anschlag  gebracht  werden,  folgender- 
massen.  Es  betragen  **/o  der  direkten  Staatssteuem  die  Abgaben  der  Kommunal- 
verbände : 
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Polit.  Gem.    Armengem.     Schulgem.    Kirchengem.     Zusammen 

ohne     mit    ohne      mit    ohne    mit    ohne     mit  ohne      mit 
im                                       Zuschlägen  zur  Einkommensteuer 

Herzogt.  Oldenb.  44,20  43,72  26,63    26,46  31,00  30,80  12,66  12,58  114,49  113,56 
Damnter  in  der 

Marsch     .     .  42,97  42,73  27,83    27.68  26,22  26,08  10,57  10,51  107,59  107,00 

Oldenbg.  Geest .  53,76  53,36  30,70    30,47  36,40  36,13  16,36  16,23  137,22  136,19 

Münster.  Geest .  25,93  25,79  14,84    14,75  30,15  29,99    9,36    9,31    80,28    79,84 

Fürstent.  Lübeck  69,43  69,43  60,35     60,35  95,26  95,26  10,70  10,70  235,74  235,74 

Fürst.  Birkenfeld  97,24     78,66  "      6,08    4,92  103,32    83,58 

Grossherzogtum  110,15  107,08  11,87  11,54  122,02  118,62 

Desgl.  1873/76  101,65     98,44  11,60  11,23  113,25  109,67 

Desgl.  1877/80  118,39  115,51  12,13  11,83  130,52  127,34 

Das  hier  bezifferte  Verhältnis  lehrt  also,  dass  im  allgemeinen  in  dem 
behandelten  Abschnitte  die  Kommunalabgaben  etwa  um  ein  Fünftel  grösser 
waren  als  die  direkten  Staatssteuem.  Im  einzelnen  begegnet  man  indessen 
höchst  belangreichen  Schwankungen  um  dieses  Mittel.  Ueberholt  wird  es  und 
zwar  ansehnlich  durch  das  Verhältnis  des  Fürstentums  Lübeck,  dessen  kom- 
munale Steuern  und  Lasten  weit  mehr  noch  als  das  Doppelte  der  staatlichen 
betragen.  Wenn  schon  längst  nicht  in  diesem  Masse,  so  stehen  auch  auf  der 
Oldenburger  Geest  die  Kommunalabgaben  im  Vergleich  mit  denen  des  Staates 
recht  hoch.  Einen  niedrigen  Stand  hingegen  nehmen  sie  in  dieser  Beziehimg, 
sofern  man  von  den  ausserordentlichen  Zuschlägen  zur  Einkommensteuer  ab- 
sieht, in  Birkenfeld  und  in  der  Marsch  ein,  wo  sie  sich  nur  unbedeutend  über 
die  staatlichen  erheben  und  ganz 'besonders  im  Münsterlande,  wo  sie  an  jene 
noch  nicht  hinanreichen.  Sieht  man  wieder  auf  Preussen,  so  kamen  auf  die 
Kommunallasten  "/o  der  direkten  Staatssteuern  in  den : 


Stadt- 
jjj  Gemeinden 

Ostpreussen 136,99 

Westpreussen 158,74 

Berlin 128,98 

Brandenburg 111,73 

Pommern 96,93 

Posen 139,47 

Schlesien 112,16 

Sachsen 96,91 

Schleswig-Holstein    .     .     .  193,23 

Hannover 113,16 

Westfalen 172,16 

Hessen-Nassau       ....  129,20 

Rheinland 167,73 

Zusammen     ....  133,49 
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Land- 

sämtlichen 

Gemeinden 

Gemeinden 

207,84 

174,32 

196,89 

178,31 

— 

128,98 

105,32 

108,58 

112,86 

103,12 

166,58 

151,i3 

125,24 

118,32 

65,67 

81,11 

155,19 

168,66 

129,86 

125,14 

167,03 

169,03 

91,34 

114,97 

159,26 

163,91 

135,18 

134,24 
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Hier  erreicht  für  den  ganzen  Staat  die  Yerhältnisziffer  eine  noch,  wiewohl 
nicht  gerade  viel  grössere  Ausdehnung  als  im  Grossherzogtum,  wobei  man 
freüich  sich  daran  zu  erinnern  hat,  dass  die  relative  (d.  h.  an  der  Bevölkerung 
gemessene)  Höhe  der  preussischen  Staatssteuem  eine  geringere  ist.  In  Bezug 
auf  die  einzelnen  Provinzen  bestehen  auch  in  Preu.ssen  nennenswerte  Ungleich- 
heiten, die  indessen  nicht  derart  sind,  wie  sie  im  Grossherzogtum  zwischen  dem 
Fürstentum  Lübeck  und  dem  Münsterland  beobachtet  wurden.  Das  höchste 
Verhältnis  von  163  bis  178  %  in  den  beiden  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen 
wie  im  Rheinland,  in  Westfalen  und  Schleswig-Holstein  sticht  doch  immer  noch 
wahrnehmbar  von  den  235  %  jenes  oldenburgischen  Bezirks  ab.  Mit  dem 
Münsterland  dawider  steht,  gleichfalls  als  Provinz  mit  der  niedrigsten  Pro- 
portion, Sachsen  auf  der  nämlichen  Stufe.  Hervorzuheben  ist  aber  noch,  dass 
diese  für  Stadt-  und  Landgemeinden  gemeinschaftlich  sich  ergebende  Lage  bei 
Trennung  beider  ein  wesentlich  anderes  Ansehen  gewinnt.  Zwar  für  den  ganzen 
Staat  ist  das  Verhältnis  beider  Arten  Gemeinden  ziemlich  das  nämliche,  doch 
so.  dass  das  der  ländlichen  ein  weniges  höher  sich  beläuft.  In  den  einzelnen 
Provinzen  sind  die  Abweichungen  indessen  meist  sehr  ansehnlich  und  zwar  bald, 
wie  in  Ost-  und  Westpreussen,  in  Posen,  in  Hannover,  so,  dass  die  ländliche, 
bald,  wie  in  Hessen-Nassau,  Schleswig-Holstein,  Sachsen,  dass  die  städtische 
Proportion  die  grössere  ist.  Es  spricht  dies  zugleich  für  die  erheblichen  ört- 
lichen Verschiedenheiten  sowohl  der  steuerlich  zu  deckenden  Kommunalbedürf- 
nisse als  auch  —  bei  der  gleichartigen  Umlegung  der  Staatssteuem  in  der 
ganzen  Monarchie  —  der  steuerlichen  Leistungskraft. 

Nicht  genug,  wie  hier  geschehen,  bloss  die  Gesamterträge  von  Kommunal- 
und  Staatssteuem  gegeneinander  abzuwägen,  mögen  jetzt  auch  noch  die  Be- 
ziehungen zwischen  den  von  beiden  Faktoren  erhobenen  Steuerarten,  zum 
mindesten  in  Ansehung  der  zwei  wichtigstffli  Gattungen,  der  nach  dem  Grund- 
und  Gebäudebesitz  und  der  nach  dem  Einkommen,  herangezogen  werden. 
Nachdem  bereits  die  einschlägigen  absoluten  Grössen  beigebracht,  bedarf  es  an 
dieser  Stelle  lediglich  der  Angabe  der  relativen  Werte.  Selbige  sind  dahin 
ermittelt,  dass  "o  der  entsprechenden  direkten  Staatssteuem  betragen  die  Kom- 
munalabgaben (ohne  ausserordentliche  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  und 
abzüglich  der  nach  einem  „anderen*  Beitragsfuss  umgelegten)  in  den: 

politischen    Armen-       Schul-       Kirchen-   sämtlichen 

Gemeinden      gem.  gem.  gem.       Verbänden 

a)  nach  Grund-  und  Gebäudebesitz  von  der  staatlichen 

Grund-  und  Gebäudesteuer: 


Herzogtum  Oldenburg    . 

.     58,52 

— 

17,24 

9,51 

85,27 

Darunter  in  der 

.    Marsch 

.    56,18 

— 

12,66 

8,66 

77,50 

Oldenburger  Geest .     . 

.    79,41 

— 

23,98 

10,76 

114,15 

Münsterschen  Geest     . 

.    30,91 

— 

17,17 

9,50 

57,58 

Fürstentum  Lübeck    .     . 

.    71,53 

6,53 

10.30 

29,67 

118,03 

Fürstentum  Birkenfeld    . 

91,34 

6,08 

97,42 

Grossherzogtum      .     .     . 

77,91 

10,15 

88,06 

Desgl.  1873,76  .... 

68,22 

10,54 

78,76 

Desgl.  1877/80    .    .    . 

87,88 

9,74 

97,62 
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politischen    Armen-       Schul-       Kirchen-   sämtlichen 

Gemeinden      gem.  gem.  gem.      Verbänden 

b)  nach  dem  Einkommen  von  der  staatl.  Einkommensteuer : 


Herzogtum  Oldenburg    . 

.    22,78 

58,62 

47,39 

15,14 

143,93 

Darunter  in  der 

Marsch 

18,64 

72,23 

47,81 

13,28 

151,96 

Oldenburger  Geest 

29.28 

54,95 

46,20 

18,95 

149,38 

Münsterschen  Geest     . 

11,52 

88,66 

50,23 

7,21 

107,62 

Fürstentum  Lübeck    .     . 

60,17 

90,69 

143,16 

6,07 

294,02 

Fürstentum  Birkenfeld    . 

80,50 

86,57 

Grossherzogtum      .     .     . 

140,02 

12,76 

152,78 

Desgl.  1873/76    .     .    . 

185,26 

11,71 

146,97 

Desgl.  1877/80    ... 

144,32 

13,71 

158,03 

Werden  für  Birkenfeld,  wo  sie  allein  ins  Gewicht  fallen,  die  ausserordent- 
lichen  Zuschläge  zur  staatlichen   Einkommensteuer   eingerechnet,   so  ermässigt 
sich  das  Verhältnis  der  hiemach  umgelegten  Kommunalabgaben  auf  57,71  und 
darnach   für   das   Grossherzogtum   auf  143,96  °/o.    —    Wie  nun  die  Zusammen- 
stellung besagt,    ist  das  Verhältnis  der  vom  Einkommen  erhobenen  Kommunal- 
lasten bei  allen  Verbänden  zusammen  durchweg  ein  bedeutenderes  als  das  der 
anderen  Gruppe   und   zwar   für   den  Staat   im   ganzen   gut  um  drei  Viertel  so 
gross.     Die   von   den   Verbänden   auf  den  Grund-   und  Gebäudebesitz  gelegten 
Abgaben    bleiben   nämlich   immer  noch  merklich  hinter   den   Aufkünften    der 
entsprechenden   staatlichen  Steuern  zurück,   während  das  Einkommen  im  kom- 
munalen Interesse  um   die  volle  Hälfte   höher   als   seitens   des  Staates   heran- 
gezogen ist.     Im   Fürstentum   Lübeck    erheben    sich    diese  letzteren  Abgaben 
beinahe  bis   auf  das  Dreifache  der  staatlichen,   bleiben  hingegen  in  Birkenfeld 
noch  ein  sichtliches  Stück  zurück.    Auch  die  Gnmdlasten  sind  im  lübeckischen 
Bezirke    in   Ansehung    der    Staatssteuern    ausgedehnter  als   in   einem  anderen, 
wenn  schon  ihm  hier  die  Oldenburger  Geest  nahe  folgt;   beide  Bezirke  unter- 
scheiden sich  darin  von  den  übrigen,   dass  die  Abgaben  vom  liegenden  Besitz 
die  Erträge  der  Grund-  und  bezw.  der  Gebäudesteuer  überragen.    Auf  die  ein- 
zelnen Verbandsarten   gesehen,   so   sind  die   Lasten  vom  Grundbesitz   im  Ver- 
gleich zu  denen,  die  durch  den  Staat  gefordert,  bei  den  politischen  Gemeinden 
und    vor   allen    bei   denen    der  Oldenburger   Geest   besonders   ansehnlich;    mit 
Ausnahme  des  Münsterlandes  machen  sie  überall  mehr  als  50  7"  aus ;   auch  die 
der   Schulverbände   im   letztgenannten  Bezirk   und   die   der  Kirchengemeinden 
des  Fürstentums  Lübeck  verhalten  sich  hoch.     Bezüglich  der  Abgaben  vom  Ein- 
kommen ragen   alle   drei   weltlichen  Verbandsarten   dieses   Fürstentums   stark 
hervor,   namentlich   aber   die  für  Schulzwecke,   für   die   allein  sie  fast  um  die 
Hälfte  umfangreicher  sind  als  die  staatlichen  Einkommensteuer-Bezüge.    Es  ist 
das   eben    eine  Folge   der  besonderen  hier   bestehenden,   mehrfach   erwähnten 
Vorschriften  über   die  Verteilung  der  Kommunalumlagen.     Sonst  bleiben  mit 
einem   belangreichen   Prozentsatz    noch    hervorzuheben    die  Armensteuern    der 
Marsch  und  die  Schulsteuem  durchweg  im  Herzogtum :  jene  nahezu  drei  Viertel, 
diese  etwa  der  Hälfte   der   ganzen  Einkommensteuer   gleich.    Mit  Preussen 
stimmen,   wenn   man   bloss   auf   die   eigentlichen   Gemeindesteuern   sieht,   die 
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oldenburgischen  Ergebnisse  insofern  Oberein,  dass  hier  ebenfalls  die  korporativen 
Personalabgaben  in  weit  erheblicherer  Proportion  der  Klassen-  und  Einkommen- 
wie  Gewerbesteuer  (ohne  die  vom  Hausiergewerbe)  als  die  Realabgaben  der 
Grund-  und  Gebäudesteuer  gegenüber  stehen.  Denn  es  betrugen  (ohne  Hohen- 
zollem  und  die  Gutsbezirke)  von  den  entsprechenden  Staatsabgaben  die  koiji- 
munalen: 

in  den  Realsteuem         Personalsteuem 

Stadtgemeinden 69,42  >  136,74  "/o 

Landgemeinden 84,75  ,  92,15  , 

sämtlichen   Gemeinden     .     .     .    78,79  ,  121,50  , 

Auch  gewahrt  man,  dass  das  Verhältnis  der  Realsteuem  im  Gesamt- 
durchschnitt der  preussischen  Monarchie  dem  des  Grossherzogtums  ziemlich  nahe 
kommt,  ja  dass  das  der  Landgemeinden  insbesondere  mit  ihm  zusammenfallt, 
dass  aber  das  der  Personalsteuem  durchweg  und  selbst  in  den  Städten  hinter 
ihm  zurückbleibt.  Preussen  gegenüber  stellt  sich  demgemäss  die  nach  dem 
Einkommen  ausgeschriebene  oldenburgische  Kommunalbesteuerung  in  Rücksicht 
auf  die  beiderseitigen  Personalabgaben  an  die  Staatskasse  als  eine  kräftiger 
angezogene  dar. 

Inwieweit  die  der  oldenburgischen  Bevölkerung  für  kommunale  Auf- 
gaben zugemutete  steuerliche  Belastung  den  hier  betrachteten  Steuerquellen 
und  ihrer  Ergiebigkeit  entspricht,  dem  wird,  als  schliesslicher  Gegenstand  der 
Untersuchung,  der  nächste  Abschnitt,  soweit  angängig,  noch  nachzuforschen  haben. 


vni. 

Das  Verhältnis  der  Steuern  zum  Steuerkapital. 

Eine  bei  jeder  Besten ei-ung  hoch  bedeutungsvolle  Frage  ist  die  nach  dem 
Drucke,  welchen  jene  auf  die  davon  betroffene  Bevölkerung  ausübt,  mit  anderen 
Worten,  wie  sich  deren  ökonomische  Lage  und  das  daraus  entspringende  Ver- 
mögen, öffentliche  Lasten  zu  tragen,  der  Höhe  der  Belastung  gegenüber  stellt. 
Erübrigt  es  noch,  auch  hierfür  an  der  Hand  der  statistischen  Thatsachen  einen 
Anhalt  zu  gewinnen,  so  soll  das  in  der  Weise  geschehen,  dass  die  erhobenen 
Abgaben  mit  jenen  Grössen  in  Verbindung  gebracht  werden,  aus  denen  sie 
gewissermassen  hergeleitet  sind  und  welche  den  zutreffendsten  Massstab  für  die 
Beurteilung  der  steuerlichen  Leistungskraft  gewähren.  Als  solche  sind  die 
Steuerkapitale  anzusehen,  d.  h.  aus  mehr  oder  minder  sorgfaltig  ausgeführten 
Schätzungen  gewonnene  Annahmen  von  der  Tragfähigkeit  der  Besteuerungsobjekte. 
Diese  in  den  Steuerkapitalen  zur  Zahl  gebrachte  Tragfähigkeit  wird  nach  den 
Ausführungen  des  zweiten  Abschnittes  für  die  Liegenschaften  durch  Angabe  des 
nachhaltigen,  jährlichen,  bei  ortsüblicher  Bewirtschaftung  zu  erzielenden  Rein- 
ertrages, für  die  Gebäude  durch  die  des  mittleren  jährlichen  Mietwertes  aus- 
gedrückt. Hinsichtlich  der  nach  dem  Einkommen  umgelegten  Steuern  wird 
auch  die  Höhe  dieses  durch  Einschätzung  der  Pflichtigen  in  die  gewissen  Ein- 
kommenbeträgen entsprechenden  Steuerklassen  wenigstens  mittelbar  festgestellt 
und  ist   darnach  dann   zu   statistischen  Zwecken   die  Summe  des  Einkommens 
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der  Besteuerten  zu  dem  Belaufe  besonders  berechnet  worden,  wie  er  vorhin  zur 
Charakterisierung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Zustände  des  Landes  bereits 
für  das  Jahr  1880  angegeben  wurde.  Um  mit  Hilfe  dieser  Unterlagen  den 
Steuerdruck  zu  ermessen ,  ist  also  das  Verhältnis  der  Steuern  zum 
Steuerkapital  aufzusuchen ;  und  zwar  wird  das  einmal  getrennt  für  die  auf 
dem  Grundbesitz  inihenden  und  für  die  nach  dem  Einkommen  ausgeschriebenen 
Auflagen  und  schliesslich  für  beide  vereint  im  Hinblick  auf  die  Höhe  des  Ein- 
kommens zu  bewirken  sein. 

Werden  demgemäss  erstens  die  Beziehungen  zwischen  den  Lasten  und 
der  Ertragsfähigkeit  des  Grund  und  Bodens  mit  Einschluss 
des  Gebäudebesitzes  herbeigezogen  und  nebenbei  gleichzeitig  die  zur 
steuerpflichtigen  Fläche  berührt,  ist  dazu  mit  der  Bezifferung  des  Grund-  und 
Gebäudesteuer-Kapitals  zu  beginnen.  Dasjenige  der  Grundsteuer  ist  für  den 
Stand  eines  Jahres  und  für  die  gesamte  abgeschätzte  Fläche  schon  oben  einmal 
nachgewiesen  worden.  Für  den  vorliegenden  Zweck  ist  es  aber  selbstverständ- 
lich lediglich  soweit  herauszugreifen,  als  es  auf  die  der  Besteuerung  unter- 
worfene Fläche  entfällt.  Während  bei  der  früheren  Veranlassung  zudem  für 
das  Herzogtum  die  gegenwärtig  im  Kataster  verzeichneten  und  zur  Zeit 
gültigen  Grössen  angegeben  wurden,  muss  hier  auf  die  ursprünglichen  Ansätze 
zurückgegriffen  w^erden.  Wie  bei  der  Schilderung  der  direkten  Staatssteuer- 
verfassung im  zweiten  Abschnitt  näher  ausgeführt,  fand  nämlich  in  jenem  Ge- 
bietsteile 1876  in  der  Absicht,  den  zu  zahlenden  Betrag  an  Grundsteuer  zu 
vermindern,  nicht  eine  Reduktion  des  —  in  Prozenten  vom  Steuerkapital  zu 
erlegenden  —  Steuersatzes,  sondern  eine  allgemeine  Senkung  des  Kapitals  um 
6,6 '^/o  statt,  der  gegenüber  der  bisherige  Abgabensatz  in  Kraft  verblieb.  Da 
es  hier  nun  darauf  ankommt,  dem  Verhältnis  der  Abgaben  zur  Ertragsfähigkeit 
nachzuspüren,  diese  aber  richtiger  in  den  bei  der  Abschätzung  ermittelten  als 
in  den  später  bloss  rechnungsmässig  erniedrigten  Beträgen  enthalten  ist, 
erscheint  es  für  die  in  Rede  stehende  Betrachtung  geboten,  den  heute  im 
Kataster  aufgeführten  Reinertrag  durch  Vermehrung  um  jene  6,6  7o  wieder 
auf  sein  altes  Niveau  zu  erheben.  Alsdann  gelangt  man  für  das  besteuerte 
Ai-eal  zu  einem  Grund-  und  Gebäudesteuerkapital  im  gemeinschaftlichen  Be- 
laufe von: 


1873/76 

1877/80 

1873/80 

im 

M. 

M. 

M. 

Herzogtum  Oldenburg  . 

.     11,607,908 

11,871,050 

11,739,480 

Darunter  in  der 

Marsch 

.       5,576,579 

5,628,384 

5,602,482 

Oldenbm-ger  Geest    . 

.      3,791,088 

3,982,405 

3,886,747 

Münsterschen  Geest . 

.       2,240,241 

2,260,261 

2,250,251 

Fürstentum  Lübeck 

.       1,485,601 

1,485,601 

1,485,601 

Fürstentum  Birkenfeld 

.       1,109,193 

1,359,951 

1,234,572 

Grossherzogtum  .     .     . 

.     14,202,702 

14,716,602 

14,459,653 

Von   diesem  Steuerkapital   beti-agen   die  nach   dem  Grund-  und  Gebäude- 
besitz erhobenen  Abgaben  mit  Einschluss  der  Naturallasten  und  zwar  die: 
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Herzogtum  Oldenburg 

Darunter  in  der 
Marsch 

Oldenburger  Geest 
Münsterschen  Geest 
Fürstentum  Lübeck 
Fürstentum  Birkenfeld 
Grossherzogtum 


Eommunal- 

Staats- 

beiden 

Steuem 

Steuem 

Steuern 

1873/76 

5,90 

7,94 

13,84 

1877/80 

7,21 

7,46 

14,67 

1873/80 

6,56 

7,70 

14,26 

1878/76 

5,11 

7,85 

12,96 

1877/80 

6,71 

7,41 

14,12 

1873/80 

5,91 

7,63 

13,54 

1873i76 

8,01 

7,79 

15.80 

1877/80 

9,10 

7,23 

16,33 

1873/80 

8,57 

7,48 

16,05 

1873/76 

4,29 

8,43 

12,72 

1877/80 

5,14 

7,96 

13,10 

1873/80 

4,72 

8,20 

12,92 

1873/76 

4,24 

3,50 

7,74 

1877/80 

3,92 

3,40 

7,32 

1873/80 

4,08 

3,45 

7,53 

1878/76 

8,87 

9,04 

17,91 

1877/80 

7,76 

8,01 

15,77 

1873/80 

8,25 

8,47 

16,72 

1873/76 

5,96 

7,56 

13,52 

1877/80 

6,93 

7,10 

14,03 

1873/80 

6,45 

7,33 

13,78 

Die  Beschwerung  des  Grundeigentums  mit  Kommunalsteuem  so  wenig  als 
mit  staatlichen  erweist  sich  als  eine  übereinstimmende  nach  Massgabe  der 
festgestellten  Ertragsfähigkeit.  Sie  ist  namentlich  in  ersterer  Beziehung  eine 
grössere  und  überdurchschnittliche  in  Birkenfeld  und  auf  der  Oldenburger  Geest, 
eine  geringere  im  Münsterland  und  vorzugsweise  im  Fürstentum  Lübeck,  wo  ja 
freüich  auch  keine  besondere  Gebäudesteuer  eingeführt  ist.  Dass  die  Kommimal- 
abgaben  bezirksweise  einen  verschiedenartigen  Druck  auf  das  herangezogene 
Grundeigentum  ausüben,  erklärt  sich  hinlänglich  aus  dem  örtlich  veränderten 
Grade  der  Belasttmg,  welcher  in  Anwendung  kam.  Auffälliger  aber  dürfte  das 
von  Bezirk  zu  Bezirk  wechselnde  Verhältnis  der  Staats  steuern  zum  Steuer- 
kapital sein.  Doch  hat  dies,  so  weit  es  die  drei  getrennten  Gebietsteile  be- 
trifft, eben  seinen  Grund  in  der  nicht  ganz  gleichartigen  Steuerorganisation 
derselben;  wenn  man  aber  auch  innerhalb  des  Herzogtums  kleinen  Abweichungen 
des  Prozentsatzes  bei  übereinstimmender  Erhebung  der  Grundsteuer  mit  9,  der 
Gebäudesteuer  mit  5,3  "/o  vom  Steuerkapital  begegnet,  so  rührt  das  lediglich 
daher,  dass  das  Verhältnis  des  zusammengeworfenen  Grund-  und  Gebäudesteuei^ 
Kapitals  zu  einander  nicht  in  jedem  Bezirke  das  nämliche  ist  und  dass  dem- 
gemäss  auch  das  zum  Gesamtbetrage  beider  berechnete  Verhältnis  der  Steuern 
Verschiebungen  erleidet.  So  entfallen  beispielsweise  für  das  Herzogtum  im 
ganzen  von  den  beiden  Kapitalen  auf  das  der  Grundsteuer  75,98  und  auf  das 
der  Gebäudesteuer  24,02  "/o,  dahingegen  ist  das  Verhältnis  in  der  Stadtgemeinde 
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Oldenburg   derart,   dass   der  Anteil   des   ersteren  bloss  36,930  M.  oder  4,83  °/o, 
der  des  letzteren  aber  727,182  M.,  d.  h.  95,17  7o  beträgt. 

Sieht  man  von  den  teilweise  nicht  unerheblichen  räumlichen  Besonder- 
heiten ab  und  hält  sich  bloss  an  das  Landesmittel,  so  fragt  sich,  welche  Bedeu- 
tung einer  Belastung  des  Grund-  und  Gebäudebesitzes  zukommt,  die  dessen 
Ertrag  zu  Gunsten  der  Kommunalverwaltung  mit  etwa^V^»  zu  der  des  Staates 
mit  l^l2°lo,  mithin  im  ganzen  mit  147»  steuerlich  heranzieht?  Es  wäre  für  eine 
einigermassen  befriedigende  Antwort  zu  wünschen,  aus  den  Thatsachen  anderer 
Länder  Anhaltspunkte  zur  Beurteilung  dieser  oldenburgischen  Ergebnisse  zu 
gewinnen,  insbesondere  daraus  entnehmen  zu  können,  ob  der  durch  die  Besteue- 
rung ausgeübte  Druck  als  ein  erträglicher  und  normaler  oder  als  eine  schwere 
und  ungewöhnliche  Last  aufzufassen  ist.  Leider  gebricht  es  aber  dazu  an  den 
erforderlichen  Unterlagen.  Auch  das  —  wenigstens  hier  verfügbare  —  preus- 
sische  Material  reicht  nicht  aus,  besonders  schon  deshalb  nicht,  weil  die  Ermitte- 
lungen über  die  Kommunalbesteuerung  von  den  selbständigen  Gutsbezirken 
abgesehen  haben,  die  Grundsteuer-Reinerträge  aber  nur  mit  Einschluss  dieser 
vorliegen;  aushilfsweise  Schätzungen  möchten  jedoch  gerade  in  diesem  Falle  zu 
gewagt  sein.  Auf  den  am  nächsten  liegenden  und  aussichtsvolleren  Weg  einer 
Abwägung  der  diesseitigen  Wahrnehmungen  an  denen  fremder  Staaten  muss 
daher  verzichtet  werden.  Doch  auch  ohne  einen  solchen  festeren  Anhalt  und 
teilweise  selbst  aus  den  Schwankungen  innerhalb  des  eigenen  Landes  wird  man 
zu  der  Annahme  gedrängt,  dass  die  mittlere  oldenburgische  Beschwerung  des 
Grundeigentums  so,  wie  sie  in  der  obigen  Nachweisung  zum  Vorschein  kommt, 
eine  schon  recht  hohe  sein  möchte.  Denn  ein  Opfer  des  Grundbesitzers  von 
14  7o  des  geschätzten  Ertrages  seines  Besitztums  allein  an  Grundabgaben  für 
Staat  und  Gemeinde  ohne  die  anderen  Steuern,  die  beide  noch  erheben,  müsste 
in  der  That,  weim  es  wirklich  gefordert  würde,  als  eine  drückende  Last  wirken. 
Wenn  nun  aber  auch  nach  Massgabe  des  festgestellten  Steuerkapitals  und  der 
umgelegten  Steuern  ein  solches  Verhältnis  rechnerisch  richtig  herauskommt,  so 
ist  doch  in  Wahrheit  die  Sachlage  keine  derartig  schlimme.  Das  beniht  einfach 
darauf,  dass  die  Schätzungen  des  Reinertrags  einer  Vergangenheit  angehören, 
in  der  der  Grundbesitz  viel  weniger  wertvoll  und  ertragreich  war  als  in  der 
Gegenwart.  Und  zwar  liegt  dieselbe  stellenweise  recht  weit  zurück;  so  wurden 
den  Abschätzungen  des  Herzogtums  die  Kauf-  und  Pachtpreise  der  Jahre  1819 
bis  1848  zu  Grunde  gelegt,  d.  h.  einer  Zeit,  nach  welcher  erst  die  gewaltigen, 
in  unserem  Jahrhundert  eingetretenen  Veränderungen  im  Werte  des  Grund- 
eigentums vor  sich  gegangen  sind.  Wie  sehr  jener  Umstand  mm  die  Beziehungen 
zwischen  Belastung  und  Ertragsfähigkeit  berührt  hat,  gestattet  das  vorhandene 
Material  wenigstens  bezüglich  des  Herzogtums  genauer  zu  ermessen  dadurch 
nämlich,  dass  man  für  diejenigen  Grundbesitzungen,  welche  einem  Verkauf 
unterlegen  haben  und  für  die  demnach  in  dem  bedungenen  Preise  ein  Massstab 
ihres  heutigen  Wertes  gewonnen  ist,  dieser  Verkaufspreis  den  Steuerkapitalien, 
zu  denen  sie  katastriert  sind,  gegenüberstellt.  So  betrug  nach  den  bei  der 
Umschrift  von  Grundstücken  durch  die  Katasterverwaltung  vorgenommenen 
Ermittelungen  im  Jahre  1876  für  jene  Besitzungen: 
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der  gezahlte  das  d.  Verk.-Preis 

Preis        Steuerkapital  vom  Steuer- 


in  der 

M. 

M. 

kapital  das 

Marsch  .... 

.      5,247,407 

108,650 

48,30  fache 

Oldenb.  Geest     . 

.      5,354,534 

99,617 

53,75    , 

Münst.  Geest  .    . 

709,566 

13,035 

54,44     , 

zusammen  .    .    . 

.     11,311,507 

221,302 

51,11     , 

Wird  nach  dem  hier  gefundenen  Verhältnisse  zwischen  St^uerkapital  und 
gezahltem  Preise  für  den  gesamten  steuerpflichtigen  Besitz  einmal  der  Wert 
und  daraus  dann  wieder  mit  einem  Zinsfusse  von  B^ii  °/o  dessen  Ertrag  abgeleitet, 
so  gelangt  man  zu  folgendem  Ergebnisse.    Es  beziffert  sich  alsdann: 


bei  einem  Grund- 

der  heutige  "Wert 

der  Ertrag  des- 

u. Gebäudesteuer- 

des gesamten 

selben  bei  einer 

kapital 

steuerpfli«htigen 

Verzinsung 

(für  1881) 

Grundeigentums 

von  3Vj  7o 

in  der 

M. 

M. 

M. 

Marsch   .     .     .     . 

5,336,714 

257,563,286 

9,014,715 

Oldenb.  Geest     . 

3,953,063 

212,477,136 

7,436,700 

Münst.  Geest  .     . 

2,142,534 

116,639,551 

4,082,384 

zusammen  .     .     . 

11,4:32,311 

586,679,973 

20,533,799 

Gegen  den  so  ermittelten  gegenwärtigen  Ertrag  des  Grundeigentums  die 
darauf  ruhenden  Lasten  nach  dem  Durchschnitt  von  1873  bis  1880  jetzt  ge- 
halten, ergibt  vom  ersteren  an: 


in  der 

Marsch 

Oldenburger  Geest  . 
Münsterschen  Geest . 
zusammen  .     .     .     . 


Kommunal- 
steuem 

7o 
3,68 
4,48 
2,60 
3,75 


Staats- 
steuem 

7o 
4,74 

3,92 
4,52 
4,40 


beiden 
Steuern 

7o 
8,42 
8,40 
7,12 
8,15 


Bei  diesen  Berechnungen  wurde  von  der  Annahme  ausgegangen,  dass  die 
nämlichen  Beziehxmgen,  welche  zwischen  Steuerkapital  und  Verkaufswert  des 
zur  Veräussenmg  gelangten  Grundeigentums  als  vorhanden  dargethan  wurden, 
auch  für  das  übrige  steuerpflichtige  Grundeigentum  beständen.  Wenn  das  auch 
nicht  feststeht  und  den  ermittelten  Grössen  kein  unbedingter  Wert  zukommt, 
so  ist  doch  die  gedachte  Annahme  nicht  ganz  imwahrscheinlich  und  dürften 
jedenfalls  die  durch  das  hier  angewandte  Verfahren  gewonnenen  Ergebnisse  den 
thatsächlichen  Erscheinungen  weit  näher  stehen  als  die  vorhin  betrachteten. 
Auch  fallt  für  die  Beurteilung  der  Beweiskräftigkeit  des  als  Unterlage  verwandten 
Materials  dessen  einigermassen  belangreicher  Umfang  ins  Gewicht;  das  Steuer- 
kapital der  verkauften  Grundstücke  macht  nämlich  bereits  nahezu  ein  Fünftel 
des  gesamten  steuerpflichtigen  Besitztums  aus.  Kann  man  deshalb  füglich  einiges 
Vertrauen  zu  den  Ziffern  fassen  und  sie  daraufhin  einer  Musterung  unterziehen, 
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SO  wird  man  ihnen  ein  wesentlich  anderes  Bild  des  Steuerdruckes  als  den  früher 
gewährten  Angaben  entnehmen.  Zwischen  14,26,  wie  zuvor,  und  8,15  "/o  vom 
Ertrage  des  Grundbesitzes,  wie  hier  dargethan,  besteht  doch  schon  ein  recht 
wahrnehmbarer  (mehr  als  40°/o  betragender)  Abstand.  Das  erstere  ausserordent- 
lich hohe  Verhältnis,  wie  es  sich  nach  den  amtlichen,  der  heutigen  Ertrags- 
fähigkeit und  Wert  des  Grund  und  Bodens  gegenüber  veralteten  Ansätzen  heraus- 
stellt, ist  demnach  nur  scheinbar  ein  so  hohes.  Und  ähnlich  wie  es  für  das 
Herzogtum  gezeigt  wurde,  dürften  die  Dinge  auch  wohl  bezüglich  der  beiden 
Fürstentümer  liegen.  —  Wenn  nun  das  aus  der  zweiten  Berechnungsweise  erhaltene 
Verhältnis  der  Steuern  zum  Reinertrage  des  Grundeigentums  nicht  nur  bei  den 
Kommunal-,  sondern  auch  bei  den  Staatsabgaben  je  nach  den  drei  Bezirken 
des  Herzogtums  recht  wahrnehmbare  Schwankungen  bekundet,  so  ist  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  veräusserten  Besitzungen  nicht  überall  von  gleicher  Be- 
schaffenheit gewesen  sein,  dass  sich  namentlich  Wert  bezw.  Ertrag  von  Liegen- 
schaften und  Gebäuden  verschieden  zu  einander  verhalten  haben  werden.  Um 
das  näher  ersichtlich  zu  machen,  hätten  die  verkauften  Besitzungen,  je  nach- 
dem sie  mit  oder  ohne  Gebäude  versehen,  getrennt  behandelt  und  daraufhin 
die  weiteren  Berechnungen  ausgeführt  werden  müssen.  Wäre  das  auch  schon 
nach  Art  des  Materials  thunlich  gewesen,  würde  es  doch  für  den  vorliegenden 
Zweck  zu  umständlich  geworden  sein;  denn  hier  kam  es  ja  eigentlich  nur  darauf 
an,  zu  zeigen,  dass  die  Beschwerung  des  Grundeigentums  sich  in  Wahrheit 
minder  hoch  gestaltet,  als  man  nach  den  ursprünglich  und  zunächst  liegenden 
Ermittelungen  vermuten  musste. 

Die  Beschwerung  des  Grundeigentums  lässt  sich  ergänzungsweise  femer 
noch  in  der  Art  veranschaulichen,  dass  die  Abgabenhöhe  zur  Fläche  in  Be- 
ziehung gesetzt  und  für  die  Einheit  der  letzteren  ermittelt  wird.  Geschieht 
das,  erhält  man  für  den  Durchschnitt  von  1873  bis  1880: 


Herzogtum  Oldenburg  . 
Darunter  in  der 

Marsch     .... 

Oldenb.  Geest  .     . 

Münst.  Geest    .     . 
Fürstentum  Lübeck  . 
Fürstentum  Birkenfeld 
Grossherzogtum   .    . 


steuer- 
pflichtige 
Fläche 

ha 

472,948 

99,532 

172,933 

200,483 

45,099 

41,984 

560,031 


auf  1  ha  auf  1  ha 

Grd.-u.  Geb.-    komm.        staatl.    zusammen 
Steuerkapital  Steuern 

V.  Grund-  u.  Geb.-Bes. 
M.  M.  M.  M. 

24,82  1,63  1,91  3,54 


56,29 
22,48 
11,22 
32,94 
29,41 
25,82 


3,33 
1,93 
0,53 
1,34 
2,43 
1,66 


4,30 
1,69 
0,92 
1,14 
2,49 
1,89 


7,63 
3,62 
1,45 
2,48 
4,92 
3,55 


Diese  Zahlen  haben  hier  insoweit  Bedeutung,  als  sie  die  Ertragsfähigkeit 
des  Grund-  und  Gebäudebesitzes  neben  den  darauf  lastenden  Steuern  zum  Aus- 
druck bringen.  Daraus  ersieht  man,  wie  abweichend  die  distriktiven  Ertrags- 
verhältnisse des  Grund  und  Bodens,  so  namentlich  zwischen  der  Marsch  und 
dem  Münsterlande,   beschaffen  und  die  einzelnen  Bezirke  mehr  oder  minder  in 
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der  Lage  sind,  Steuern  zu  tragen.  Das  Verhältnis,  das  zwischen  der  durch- 
schnittlichen Abgabenhöhe  und  dem  durchschnittlichen  Steuerkapital  besteht, 
ist  natürlich  genau  das  nämliche,  was  eben  zuvor  nachgewiesen  wurde,  da  hier 
wie  dort  die  gleichen  Grundzahlen  zur  Verwendung  kamen.  Das  auf  den  Hektar 
entfallende  Steuerkapital  bleibt  demnach  auch  um  soviel  hinter  dem  heutigen 
Ertrage  zurück,  als  vorhin  die  Vergleichung  mit  den  Verkaufspreisen  heraus- 
stellte. Will  man  nach  jenem  Anhalt  die  Thatsachen  für  das  Herzogtum  auch 
für  die  Flächeneinheit  vervollständigen  und  richtig  stellen,  so  gelangt  man  für 
je  1  ha  zu  einem  Grund-  und  Gebäudesteuerkapital  von  95,16  M.  in  der  Marsch, 
von  42,28  auf  der  Oldenburger  und  21,39  auf  der  Münsterschen  Geest  und  im 
Mittel  des  Herzogtums  von  44,55  M.  — 

Wie  für  die  nach  dem  Grundeigentum  zu  dessen  Ertrag  ist  nunmehr  zwei- 
tens für  die  nach  dem  Einkommen  umgelegten  Steuern  deren  Ver- 
hältnis zur  Grösse  dieses  Einkommens  zur  Anschauung  zu  bringen  und 
zu  dem  Ende  vorweg  die  letztere  selbst  mitzuteilen.  Diese  Ergebnisse  sind 
folgende.    Es  betrug  das  berechnete  gesamte  Einkommen   der  Besteuerten  für: 

1873/76 
im  M. 

Herzogt.  Oldenburg .  58, 1 75,872 
Danmter  in  der 

Marsch     ....  18,434,906 

Oldenb.  Geest  .     .  25,529,428 
Münst.  Geest    .     .  9,211,538 

Fürstent.  Lübeck      .  7,237,800 

Fürstent.   Birkenfeld  6,913,416 

Grossherzogtum  .    .  67,327,088 

Hiervon  machen  die  nach  dem  Einkommen  ausgeschriebenen  Abgaben  aus 
und  zwar  die: 

Kommunal-        Staats-  beiden 

steuern  steuern  Steuern 

im  %  >  o/o 

_^  r    1873/76    .        1,87  1,39  3,26 

Herzogtum         jg^^.^g^  2,02  1,36  3,38 

Oldenburg     f    ^^^^^^^  j  ^^  ^  3^  332 

Darunter  in  der 

(    1873/76  .  2,12  1,45  3,57 

Marsch        j   1877,80  .  2,14  1,40  3,54 

1873/80  .  2,13  1,42  3,55 

1873/76  .  1,94  1,40  3,34 

1877/80  .  2,14*  1,38  3,52 

1873/80  .  2,05  1,39  3,44 

1873/76  .  1,16  1,24  2,40 

1877/80  .  1,44  1,22  2,66 

1873/80  .  1,30  1,23  2,53 
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1877/80 

1873/80 

M. 

M. 

57,907,125 

55,541,498 

19,802,728 

19,118,817 

28,365,816 

26,947,622 

9,738,581 

9,475,059 

7,255,088 

7,246,444 

7,800,825 

7,357,121 

72,963,038 

70,145,063 

Oldenb. 
Geest 

Münst. 
Geest 
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Kommunal- 

Staats- 

beiden 

steueru 

steuem 

Steuern 

im 

7o 

o/o 

% 

Fürstentum 
Lübeck 

1 

1873/76 

1877/80 
1873/80 

3,30 
4,08 
3,69 

1,21 
1,30 
1,26 

4,51 
5,38 
4,95 

Fürstentum 

( 

1873/76 

1,09 

1,87 

2,96 

Birkenfeld 

) 

1877/80 
1873/80 

1,11 
1,10 

1,95 
1,91 

3,06 
3,01 

Gross- 

( 

1873/76 

1,94 

1,42 

3,36 

herzogtum 

1 

1877/80 
1873/80 

2,13 
2.04 

1,42 
1,42 

3,55 
3,46 

Vergleicht  man  diese  Belastung  des  Einkommens  mit  jener  des  Reinertrags 
des  Grundeigentums  insbesondere,  so  erweist  sich,  sofern  man  das  Augenmerk 
auf  die  Gesamtheit  der  Abgaben  richtet,  solche  hier  erheblich  schwächer  auch 
dann,  wenn  man  allein  auf  die  für  das  Herzogtum  vorgenommene  Korrektur 
des  Verhältnisses  zum  Grund-  und  Gebäudesteuerkapital  Bezug  nimmt.  Denn 
hiemach  war  das  unbewegliche  Vermögen  zufolge  seiner  Ertragstähigkeit  immer 
noch  mit  8,15  7»  belegt,  das  Einkommen  dieses  Gebietsteiles  ist  es  aber  bloss 
mit  3,32,  also  um  5  "/o  weniger.  Geringer  als  hier  ist  die  Differenz  begreiflicher- 
weise im  Fürstentum  Lübeck,  da  ja  in  diesem  Bezirk  überall  der  Grund  und 
Boden  in  minderem  Grade  beschwert  sich  erwiesen  hat,  wogegen  freilich  bei 
den  Kommunalumlagen,  wie  früher  erwähnt,  mittels  der  Einkommensteuer  das 
Einkommen  aus  Vermögen  und  so  auch  aus  dem  des  liegenden  Besitzes  um  ein 
Fünftel  stärker  in  Anspruch  genommen  wird  als  das  sonstige  Einkommen. 
Wesentlich  deshalb  begegnet  man  dann  auch  hier  einer  stärkeren  Heranziehung 
des  allgemeinen  Einkommens  als  in  irgend  einem  anderen  Landesteil  und  als 
selbst  in  Birkenfeld,  wo  doch  die  staatliche  Einkommensteuer  um  50  %  durch 
Zuschläge  schärfer  angespannt  ist.  Der  gesamten,  staatlichen  wie  komnmnalen 
Belastung  des  Einkommens  mit  fast  5  7o  im  lübeckschen,  steht  der  münster- 
ländische  Bezirk  mit  bloss  2^J2  7«  gegenüber.  Die  Ungleichheit  der  Landesteile 
wird  übrigens  fast  allein  durch  die  Kommunalabgaben  veranlasst,  mit  einziger 
Ausnahme  Birkenfelds  wegen  der  gedachten  Zuschläge  zur  Staatssteuer.  Für 
die  letztere  bekunden  deshalb  auch  im  übrigen  die  Ziffern  durchweg  einen  ziemlich 
genau  übereinstimmenden  Prozentsatz.  Und  wenn  dabei  doch  noch  gewisse 
Verschiedenheiten  bleiben,  so  sind  diese  eine  Folge  der  ungleichen  Zusammen- 
setzung der  Einkommensstufen,  die  hier  insofern  von  Einfluss,  als  für  sämtliche 
Stufen  nicht  der  nämliche,  vielmehr  ein  langsam  steigender  Steuersatz  zu  ent- 
richten ist.  Indessen  treten  diese  bezirksweise  zu  beobachtenden  Differenzen, 
als  unerheblich,  bei  der  staatlichen  Einkommensteuer  sehr  zurück,  während  eben- 
dieselben, wie  gesagt,  hinsichtlich  der  Kommunalabgaben  recht  ansehnliche  sind, 
so  ansehnliche,  dass  der  im  Fürstentum  Lübeck  auf  das  Einkommen  geübte  Druck 
der  dreifache  von  dem  des  Münsterlandes  ist.  Dass  der  Steuerdruck  bei  den 
Kommunalabgaben  sowohl  im  Durchschnitt  als  ganz  besonders  im  eben  ge- 
nannten Fürstentum  ein  stärkerer  als  der  vom  Staate  durch  seine  Einkommen- 
steuer erzeugte  ist,  bedarf  nach  den  Ausführungen  des  vorigen  Abschnittes  über 
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die  Beziehungen  der  ersteren  zu  den  Staatssteuem  keines  weiteren  Hinweises. 
Worauf  aber  noch  aufmerksam  zu  machen,  ist  das  schnellere  Wachstum  der 
Kommunalabgaben  als  des  Einkommens  innerhalb  des  vorliegenden  Zeitraimis, 
wodurch  dann  natürlich  die  Quote  jener  von  diesem  eine  Steigenmg  erfahren 
hat.  Es  beläuft  sich  nämlich  von  1873/76  zu  1877/'80  die  Vermehrung  des  Ein- 
kommens im  Durchschnitt  des  Staates  nur  auf  8,37,  hingegen  die  der  danach 
erhobenen  Kommunalabgaben  auf  18,89  7^s  so  dass  also  ein  nicht  unfuhlbarer 
Abstand  in  der  Bewegung  beider  Erscheinungen  vorliegt.  — 

Wa^  zur  Erkenntnis  des  Steuerdruckes  bis  dahin  getrennt  für  die  beson- 
deren dem  Grund-  und  Gebäudebesitz  und  dem  Einkommen  auferlegten  Lasten 
nachzuweisen  versucht  wiurde,  bleibt  ebenso  noch  für  die  Gesamtheit  der  Ab- 
gaben zu  veranschaulichen.  Und  zwar  kann  es  sich  in  diesem  Falle  nur  um 
eine  Bezugnahme  der  Steuern  zum  Einkommen  handeln,  wie  denn  ja  dieselben, 
gleichviel  nach  welchem  Fusse  sie  unmittelbar  erhoben  werden,  schliesslich 
doch  allein  vom  Einkommen  zu  zahlen  sind.  Bei  dieser  Ermittelung  werden 
darum  selbstverständlich  auch  jene  bei  der  obigen  Trennung  ausser  acht  ge- 
lassenen, nach  ihrer  Umlegeart  nicht  speciell  angegebenen  Kommunalabgaben 
(.nach  einem  anderen  Beitragsfusse")  heranzuziehen  sein.  Wird  demgemäss 
endlich  noch  das  Verhältnis  der  sämtlichen  steuerlichen  Lasten  zum 
geschätzten  Einkommen  der  Kontribuenten  festgestellt,  so  kommen 
von  diesem  auf  jene  und  zwar  an: 


Herzogtum  Oldenburg    ] 

E|arunter  in  der 
Marsch 


Oldenburger  Geest 


Münsterschen  Geest 


Fürstentum  Lübeck 


Fürstentum  Birkenfeld 


Grossherzogtum 


Kommunal- 

Staats- 

beiden 

Steuem 

steuem 

Steuern 

«/o 

V 

7o 

1873/76 

3,23 

3,12 

6,35 

1877/80 

3,58 

2,89 

6,47 

1873/80 

3,42 

3,00 

6,42 

1873/76 

3,71 

3,82 

7,53 

1877/80 

4,11 

3,51 

7,62 

1873/80 

3,92 

3,66 

7,58 

1873/76 

3,21 

2,55 

5,76 

1877/80 

3,51 

2,40 

5,91 

1873/80 

3,37 

2,47 

5,84 

1873/76 

2,35 

3,29 

5,64 

1877/80 

2,72 

3,07 

5,79 

1873/80 

2,53 

3,18 

5,71 

1873/76 

4,30 

1,93 

6,23 

1877/80 

4,96 

2,00 

6,96 

1873/80 

4,63 

1,96 

6,59 

1873/76 

2,81 

3,32 

6,13 

1877/80 

2,76 

3,35 

6,11 

1873/80 

2,79 

3,33 

6,12 

1873/76 

3,31 

3,01 

6,32 

1877/80 

3,63 

2,85 

6,48 

1873/80 

3,48 

•2,93 

6,41 

74S 


31  ß  Paul  Kollmann, 

Hieraus  ist  nun  also  zu  entnehmen,  dass  das  Einkommen  zu  Zwecken  der 
Kommunalverwaltung  im  Landesmittel  mit  rund  3  7^  "/o  und  mit  Einschluss 
der  Staatssteuem  mit  Q^J2  %  beschwert  ist.  Auch  in  dieser  Hinsicht  tritt 
wiederum  das  Fürstentum  Lübeck  als  derjenige  Bezirk  hervor,  in  welchem  die 
Kommunalsteuem  am  erheblichsten  auf  die  Unterlage,  das  Einkommen,  drücken, 
während  Birkenfeld  und  das  Münsterland  in  minderem  Grade  herangezogen 
werden.  Sieht  man  jedoch  auf  Kommunal-  und  Staatssteuem  vereint,  kommt 
auf  die  Marsch  der  stärkste,  auf  die  beiden  Geestlandesteile  des  Herzogtums 
der  weniger  fühlbare  Druck.  Im  gegenwärtigen  Falle  machen  sich  aber  die 
räumlichen  Verschiedenheiten  in  weit  geringerem  Masse  geltend,  als  es  vorhin 
bei  getrennter  Behandlung  der  Umlagen  nach  Immobiliarbesitz  und  Einkommen 
hervortrat.  Denn  die  äussersten  Abstände  reichen  hier  nur  von  T^J2  bis  zu 
5'/4  °/o  des  Einkommens.  Im  grossen  und  ganzen  erscheint  also,  soweit  die 
vorstehenden  Ziffern  dafür  einen  Anhalt  bieten,  alles  in  allem  gerechnet,  die 
oldenburgische  Bevölkerung  trotz  der  durchaus  verschiedenartigen  volkswirt- 
schaftlichen Zustände  wie  auch  der  gesetzlichen  Einrichtungen  der  einzelnen 
Gebietsteile  in  einigermassen  gleichartigem  Verhältnisse  zu  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit während  des  behandelten  Zeitraumes  belastet  —  wobei  jedoch,  was 
im  übrigen  ausser  acht  geblieben,  nicht  verschwiegen  werden  soll,  dass  das 
Fürstentum  Lübeck  den  beiden  anderen  Gebietsteilen  gegenüber  besonders 
dadurch  wohl  eine  bevorzugte  Stellung  einnimmt,  dass  in  ihm  keine  Stempel - 
abgaben,  wenn  auch  etwas  höhere  Gerichtsgebühren  zur  Erhebung  gelangen. 
Was  die  Grösse  des  eben  gedachten  Verhältnisses  der  Lasten  zum  Einkommen 
an  sich  anlangt,  so  will  sie,  um  auch  das  endlich  noch  zu  berühren,  nicht  eben 
übermässig  stark  erscheinen.  Wenigstens  deutet  das  ein  Vergleich  mit  Preussen 
an.  Ein  solcher  kann  nach  der  Beschaffenheit  der  Unterlagen  hier  freilich 
überall  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  man  sich  mit  ganz  allgemeinen  Um- 
rissen begnügen  will,  angestellt  werden.  Erforderlich  ist  von  vornherein  dazu, 
den  Gesamtbetrag  der  preussischen  Kommunalabgaben  nach  einer  Schätzung 
und  zwar  nach  der  früher  erwähnten  von  Herrfurth  anzunehmen,  um  auch  den 
auf  die  —  bei  der  Erhebung  unberücksichtigt  gelassenen  —  Gutsbezirke  ent- 
fallenden Teil  zu  erhalten.  Es  sind  aber  die  Gutsbezirke  heranzuziehen,  weil 
die  Thatsachen  über  das  Einkommen  dieselben  umfassen.  Bloss  Hohenzollern 
bleibt  ausser  Rechnung.  Alsdann  belaufen  sich  für  1880/81  die  Korporations- 
abgaben auf  220,800,000  M.,  die  direkten  Staats-  (Grund-,  Gebäude-,  Klassen-, 
Einkommen-  und  Gewerbe-)  Steuern  auf  159,141,627  M.  ').  Das  Einkommen  der 
(5,240,147)  Censiten  ist  dagegen  zu  5,327,163,285  M.  ermittelt  worden  ^).  Von 
diesem  Einkommen  machen  die  korporativen  Auflagen  4,14,  die  direkten  Staats- 
steuem 2,99,  mithin  beide  zusammen  7,137«  3,us.  Der  so  geübte  Dnick 
stellt    sich    als    ein  immerhin   fühlbar  kräftigerer  als  der   oldenburgische  mit 


')  Jahrbuch  für  die  amtliche  Statistik  des  preussischen  Staates.  Heraus- 
gegeben vom  Königl.  statistischen  Bureau.    V.  Jahrgang.     Berlin  1883,  S.  75. 

^)  Sammlung  sämtlicher  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten  aus 
der  XVI.  Legislaturperiode.  II.  Session,  1880-1881,  Bd.  I,  Nr.  12.  Berlin  1881. 
—  Wie  für  Oldenburg  ist  auch  für  Preussen  das  Einkommen  durch  Multiplikation 
der  Censiten  der  einzelnen  Stufen  mit  dem  mittleren  Einkommenbetrage  der 
letzteren  gefunden  worden. 
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seinen  6,41  °/o  heraus.  Und  zwar  wird  das  lediglich  durch  die  zu  Kommunal- 
zwecken  gestellten  Anforderungen  bewirkt,  während  die  Staatssteuem  beider 
Länder  zu  der  verglichenen  Zeit  das  nämliche  Verhältnis  zu  erkennen  geben. 
Soll  zwar  dieser  Yergleichung  mit  Preussen,  insbesondere  schon  wegen  der  teil- 
weise auf  Schätzung  beruhenden  Angaben,  ein  nur  approximativer  Wert  bei- 
gelegt werden,  lässt  sich  derselben  ziir  ungefähren  Beurteilung  des  Steuer- 
druckes im  Grossherzogtum  doch  entnehmen,  dass  in  demselben  weder  die  ge- 
samten direkten  Steuern  von  Staat  und  Selbstverwaltimg,  noch  auch  namentlich 
die  kommunalen  Lasten  nach  Massgabe  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
der  Bevölkerung  auf  dieser  in  einem  ungewöhnlich  grossen  und  schwer  zu 
tragenden  Umfange  ruhen.  — 

Mit  diesem  Versuche,  einen  Anhalt  über  den  Druck  der  Kommimal-  wie 
Staatssteuem  zu  gewinnen,  möge  die  gegenwärtige  Darlegimg  ihren  Abschluss 
finden.  Hatte  dieselbe  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  kommunale  Belastung  im 
Rahmen  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Lage  wie  der  finanziellen  der  Selbst- 
verwaltungskörper zu  schildern,  blieb  es  ihr  doch  versagt,  das  schwierige  Gebiet 
in  der  gewünschten  Ergiebigkeit  zu  erschliessen.  Namentlich  konnte  keine  zu- 
längliche Antwort  auf  die  Kardinalfrage,  welche  ursächlichen  Momente  die 
Höhe  der  kommunalen  Belastung  bedingt  haben,  erteilt  werden.  Da  nun 
letztere,  wie  das  auch  im  Verlauf  der  Arbeit  an  einer  Stelle  hervorgehoben 
wurde,  in  der  Hauptsache  neben  der  allgemeinen  Entwickelung  der  Wohlhaben- 
heit wie  des  socialen  Lebens  überhaupt  und  der  dadurch  bedingten  Ansprüche 
an  die  Verwaltung  abhängt  von  der  ganzen  Gestaltung  des  kommunalen  Haus- 
haltes, so  wäre  zu  einer  einigermassen  erfolgreichen  Lösung  eine  vorgängige 
tiefere  Erforschung  der  hierauf  bezüglichen  Erscheinungen  geboten  gewesen. 
Einei-seits  stand  das  erforderliche  —  wenn  zwar  bereits  erhobene,  aber  doch 
bisher  noch  erst  unzulänglich  vorbereitete  —  Material  nicht  schon  zu  Gebote, 
anderseits  würde  durch  dessen  Herbeiziehimg  der  vorliegende  Aufsatz  allzu- 
sehr die  gesteckten  Grenzen  überschritten  haben.  In  freüich  ziemlich  losen 
Umrissen  ist  ja  die  finanzielle  Lage  der  Kommunalverbände  skizzirt  worden; 
reicht  das  gleich  zu  einer  genaueren  Erfassung  des  Gegenstandes  nicht  aus,  so 
vermag  man  daraus  doch  immerhin  eine  annähernde  Vorstellung  von  der  Rück- 
wii'kung  jener  Beschaffenheit  des  Haushaltes  auf  das  Besteuerungserfordemis 
zu  gewinnen.  Eine  umfassendere,  quellenmässige ,  auf  die  einzelnen  Ge- 
meinden selbst  Rücksicht  nehmende  Bearbeitung  des  gesamten  Kommunal- 
finanzwesens unter  besonderer  Betonung  der  Belastungsfrage  wird  einer  anderen 
Stelle  vorbehalten  bleiben  müssen.  Aber  wenn  auch  das  hier  Gebotene  noch 
Lücken  lässt,  dürfte  dasselbe  doch  bereits  und  insbesondere  wegen  der  erstrebten 
thunlichst  vielseitigen  Beleuchtung  des  Materials  einen  ziemlich  deutlichen 
Einblick  in  die  Gestaltung  der  oldenburgischen  Kommunalbesteuerungsverhält- 
nisse  gewähren.  Auch  ist  wohl  darauf  hinzuweisen,  dass  derartige  statistische 
Forschungen  aus  dem  Gebiete  des  kommunalen  Finanzwesens  erst  ganz  verein- 
zelt dastehen;  denn  wenn  schon  gründlichere  Erhebungen  bloss  in  beschi-änktem 
Masse  veranstaltet  sind,  so  haben  eingehendere  wissenschaftliche  Ausnützungen 
der  gewonnenen  Thatsachen  bisher  noch  weit  seltener  stattgefunden. 
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Preussen. 

Von 

L.  Herrfurth, 

Unterstaatssekretär  im  Ministerium  des  Innern. 

Die  Finanzreformen,  welche  bei  der  am  20.  November  1883  erfolgten  Eröff- 
nung der  letzten  Session  des  preussischen  Landtags  in  Aussicht  gestellt  wurden, 
zeigten  ein  verschiedenes  Gesicht,  je  nachdem  sie  auf  die  Finanzlage  des 
Staats  durch  eine  Reform  des  Systems  der  direkten  Staatspersonalsteuern,  oder 
auf  die  Finanzlage  der  Gremeinden  und  weiteren  Kommunal- 
verbände durch  eine  Reform  der  Gemeindesteuergesetzgebung,  durch  Ueber- 
weisung  einer  Quote  der  Staats-,  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  durch  Ueber- 
nahme  eines  Teils  der  Volksschulunterhaltungslast  auf  die  Staatskasse  eine  tief- 
greifende Wirkung  zu  äussern  bestimmt  waren. 

Für  die  Reform  der  Staatspersonalsteuer  wurde  zwar  nach  der 
Vorlage  der  Staatsregierung  durch  die  beabsichtigte  gänzliche  Steuerbefreiung 
der  Einkommen  bis  zu  1200  M.  jährlich,  durch  die  Herabsetzung  des  Prozent- 
satzes der  Einkommensteuer  für  die  Einkommen  von  weniger  als  10,000  M.  jähr- 
lich unter  Einführung  einer  von  1  bis  3  Prozent  steigenden  Skala  und  durch 
die  Zulassung  der  Berücksichtung  persönlicher  Verhältnisse  bei  der  Veranlagung 
derjenigen  Personen,  welche  ein  Einkommen  von  weniger  als  9000  M.  jährlich 
beziehen,  auf  der  einen  Seite  eine  erhebliche  Verminderung  der  Steuerlast  für 
die  minder  wohlhabenden  Klassen  der  Bevölkerung  und  eine  entsprechende  Ver- 
ringerung der  Gesamtsumme  der  eingehenden  Steuerbeträge  in  Aussicht  ge- 
nommen. Auf  der  anderen  Seite  sollte  jedoch  dieser  auf  etwa  6  bis  7  Millionen  M. 
jährlich  zu  berechnende  Ausfall  zunächst  durch  die  Umwandlung  der  bisherigen 
Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  m  eine  reine  Einkommensteuer, 
und  durch  eine  schärfere  Handhabung  der  Veranlagungsvorschriften,  sodann 
durch  Heranziehung  der  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  zu  der  Einkommensteuer  und  endlich  durch  Einführung  einer  mit 
Deklarationspflicht  verbundenen  Kapitalrentensteuer,  welche  mit  wenigen  Aus- 
nahmen jedes  Kapitaleinkommen  von  600  M.  an  treffen  und  bei  Einkommen 
von  10,000  M.  aufwärts  mit  2%  jährlich  zur  Erhebung  gebracht  werden  sollte, 
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gedeckt  werden.  Die  Absicht  der  Staatsregierung  war  nach  dieser  Vorlage  aus- 
gesprochenermassen  nur  auf  eine  Verschiebung  der  Steuerbelastung 
von  den  Schultern  der  minder  wohlhabenden  auf  die  der  leistungsfähigeren 
Klassen  der  Bevölkerung  gerichtet,  dagegen  sollte  durch  diese  Reform  weder 
auf  der  einen  Seite  eine  Verminderung  der  gesamten  Staatssteuer- 
last ün  ganzen  herbeigeführt,  noch  aber  auch  auf  der  anderen  Seite  eine 
Mehreinnahme  für  die  Staatskasse  erzielt  werden. 

Bei  der  Beratung  dieser  Vorlage  im  Plenum  und  in  der  Konunission  des 
Abgeordnetenhauses  wurde  dagegen  von  den  verschiedensten  Seiten  das  Bedürfnis, 
bei  der  Staat^personalsteuer  eine  Erleichterung  überhaupt,  oder  doch  in  dem 
von  der  Staatsregierung  beabsichtigten  Umfange  eintreten  zu  lassen,  in  Abrede 
gestellt.  Sodann  aber  wurde  von  fast  allen  Parteien  darauf  hingewiesen,  dass 
wenn  die  Kapitalrentensteuer  in  der  beabsichtigten  Weise  unter  Festhaltung  der 
dem  preussischen  Steuersysteme  bisher  fremden  Deklarationspflicht  zur  Einführung 
gelangen  sollte,  durch  dieselbe  in  Verbindung  mit  der  Besteuenmg  der  Aktien- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  bei  welchen  nach  der 
Regierungsvorlage  den  Aktionären  und  Kommanditisten  ein  Abzugsrecht  für 
ihre  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  nicht  gegeben  werden  sollte,  sowie 
femer  durch  die  schärfere  Durchfühnmg  der  Veranlagungsgrundsätze  jener 
Ausfall  von  7 — 8  Millionen  M.  nicht  nur  vollständig  gedeckt,  sondern  sogar 
ein  nicht  unerheblicher  Ueberschuss  erzielt  werden  würde.  —  Wenn  hiemach 
die  Durchführung  dieser  Reform  der  Staatspersonalsteuer  in  ihrem  Erfolge 
nicht  nur  keine  Verminderung,  sondern  vielmehr  eine  Erhöhung  der  ge- 
samten Staatssteuerlast  zur  Folge  haben  werde,  so  wurde  doch  hieraus  von 
der  Mehrheit  ein  durchgreifender  Einwand  gegen  diese  Reform  an  sich 
nicht  hergeleitet.  Dagegen  wurden  allerdings  von  allen  Seiten  Bestimmungen 
darüber  für  erforderlich  erachtet,  in  welcher  Weise  die  Verwendung  der 
zu  erzielenden  Ueberschüsse  erfolgen  solle  imd  wurde  dabei  als  communis 
opinio  festgestellt,  dass  diese  Ueberschüsse  nicht  der  Staatskasse  zufliessen, 
sondern  zur  Erleichterung  der  Lasten  der  Kommimalverbände  verwendet  werden 
sollten. 

So  weit  hiemach  auch  die  Ansichten  und  Vorschläge  der  Staatsregierung 
und  der  verschiedenen  Parteien  der  Landesvertretung  über  das  Bedürftiis  und 
über  die  Modalitäten  der  Reform  der  Staatspersonalsteuer  auseinandergingen, 
so  war  doch  in  den  beiden  Punkten  volles  Einverständniss  vorhanden,  dass 
weder  ein  Bedürfnis  zu  einer  Verminderung  der  Gesamtbelastung 
mit  dieserSteuer  vorliege,  noch  dass  die  beabsichtigte  Reform 
zu  einer  Erzielung  von  Mehreinnahmen  für  die  Staatskasse 
bestimmt  sein  solle. 

Einen  wesentlich  anderen  Charakter  trugen  dagegen  die  übrigen  von  der 
preussischen  Staatsregierung  in  Aussicht  genommenen  Reformen,  welche  für  die 
Finanzlage  der  Gemeinden  und  weiteren  Kommunalverbände 
von  durchgreifender  Bedeutung  sein  würden.  Zunächst  lag  die  ausgesprochene 
Absicht  vor,  die  in  den  Jahren  1879—1881  in  Angriff  genommene,  jedoch  nicht 
zum  Abschluss  gelangte  einheitliche  und  gleichmässige  Regelung  des  gesamten 
Abgabenwesens  wieder  aufzunehmen,  und  mit  derselben  zugleich  eine  Vorschrift 
wegen  Ueberweisung  der  Hälfte  der  Staats-,   Grund-  und   Gebäudesteuer  zur 
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Erleichterung  der  kommunalen  Lasten  zu  verbinden.  Da  nach  dem  Staatshaus- 
haltsetat für  1884/85  der  Ertrag  der  Grundsteuer  sich  auf  rund  40 'A  Millionen  M., 
der  Gebäudesteuer  auf  nind  28^4  Millionen  M.  beläuft,  so  würden  durch  diese  Mass- 
nahme sich  die  Einnahmen  der  kommunalen  Verbände  um  rund  84 7^  Millionen  M. 
vermehrt,  bezw.  die  kommunalen  Lasten  um  den  gleichen  Betrag  vermindert 
haben.  Ferner  war  ein  Gesetzentwurf  über  die  Regelung  der  Unterhaltung  der 
Volksschulen  in  Aussicht  genommen,  welchem  die  Absicht  zu  Grunde  lag,  dass 
der  Staat  bei  allen  Volksschulen  die  Hälfte  der  Unterhaltungskosten  übernehmen 
und  ausserdem  noch  denjenigen  Gemeinden,  welche  die  ihnen  verbleibende  Hälfte 
dieser  Kosten  aus  eigenen  Mitteln  zu  tragen  ausser  stände  seien,  Bedürfnis- 
zuschüsse gewähren  sollte.  Auch  die  hierfür  erforderliche,  auf  rund  60  Millionen  M. 
zu  veranschlagende  Summe  würde  zur  unmittelbaren  Erleichterung  der  kom- 
munalen Lasten  dienen,  weil  schon  jetzt  in  einzelnen  Landesteilen  die  Unter- 
haltung der  Volksschule  eine  Aufgabe  der  Gemeinden  bildet,  und  da,  wo  letzteres 
nicht  der  Fall  ist,  sondern  die  aus  den  Hausvätern  gebildeten  Schulsocietäten 
die  Träger  der  Volksschulunterhaltungslast  sind,  doch  wegen  der  Personeneinheit 
der  Schulsocietätsgenossen  und  Gemeindemitglieder  der  gleiche  Erfolg  erzielt 
worden  sein  würde. 

Wenngleich  nun  allerdings  die  Vorlegung  eines  umfassenden  Gemeinde- 
abgabengesetzes und  eines  Schul dotationsgesetzes  an  den  Landtag  nicht  erfolgt 
ist,  so  ist  doch,  wie  dies  seitens  der  Staatsregieining  wiederholt  zu  erkennen 
gegeben  worden  ist,  in  den  Absichten  und  Plänen  der  letzteren,  welche  auf 
eine  reichliche  Verwendung  von  Staatsmitteln  zur  Erhöhung  der  Einnahmen 
und  Verminderung  der  Ausgaben  der  kommunalen  Verbände  abzielen,  eine 
Aendening  nicht  eingetreten.  Auch  ist  die  Verzögerung  der  Vorlegung  dieser 
Gesetzentwürfe  in  sofern  praktisch  nicht  von  erheblicher  Bedeutung,  als  die 
beabsichtigte  Erleichterung  der  kommunalen  Lasten  durch  Ueberweisung  der 
Hälfte  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  durch  Uebernahme  der  Hälfte  der 
Volksschulunterhaltungslast  nicht  unmittelbar  mit  dem  Zeitpunkte  des  Erlasses 
der  bezeichneten  Gesetze  eintreten,  sondern  bis  dahin  verschoben  werden  sollte, 
dass  die  erforderlichen  Geldmittel  durch  neue  Reichssteuerreformen  disponibel 
gestellt  sein  würden. 

Von  unmittelbarer  praktischer  Bedeutung  für  die  Gemeinden  —  auch  in 
finanzieller  Hinsicht  —  war  dagegen  der  der  Landesvertretung  zur  Beschlussnahme 
vorgelegte  „Gesetzentwurf,  betreffend  Ergänzung  und  Abänderung 
einiger  Bestimmungen  über  Erhebung  der  auf  das  Einkommen 
gelegten  direkten  Kommunalabgaben".  Dieses  Kommunalsteuemot- 
gesetz,  welches  hauptsächlich  dazu  bestimmt  war,  die  Frage  der  kommunalen 
Einkommensbesteuerung  der  juristischen  Personen,  Aktiengesellschaften  etc.,  des 
Fiskus  und  der  Forensen  im  ganzen  Staate  einheitlich  zu  regeln,  verfolgte  dabei 
auch  zugleich  den  Zweck,  den  Gemeinden  neue  Einnahmequellen  zu  eröffnen, 
ohne  doch  die  Mitglieder  derselben  mit  höheren  Steuerbeträgen  zu  belasten. 
Durch  diesen  Gesetzentwurf  sollte  einerseits  die  kommunale  Einkommensbesteuerimg 
der  Aktiengesellschaften,  jm-istischen  Personen  und  des  Staatsfiskus,  welche  bis- 
her —  abgesehen  von  der  Provinz  Hannover  —  nur  den  Stadtgemeinden  sowie  den 
Landgemeinden  in  den  beiden  westlichen  Provinzen  zustand,  nunmehr  gleich- 
massig   allen  Gemeinden  im  ganzen  Staate  gestattet  und  ausserdem  sollten  die 
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bisher  ^nzlich  steuerfreien  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  imd  die- 
jenigen eingetragenen  Genossenschaften,  welche  ihren  Geschäftsbetrieb  über 
den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinaus  ausdehnen,  für  steuerpflichtig  erklärt  werden. 
Die  hierdurch  den  Gemeinden,  namentlich  den  Landgemeinden  in  den  öst- 
lichen und  neuen  Provinzen  zufliessenden  erheblichen  Mehreinnahmen  würden 
hauptsächlich  von  dem  Eisenbahn-,  Bergwerks-  und  Domänenfiskus,  sowie 
von  den  Erwerbsgesellschaften  gezahlt  werden,  so  dass  demgemäss  nicht 
nur  keine  Erhöhung  der  Steuerlast  der  Gemeindemitglieder  herbeigeführt, 
sondern  vielmehr  eine  entsprechende  Verminderung  derselben  ermöglicht  wer- 
den sollte. 

Die  vorbezeichneten  —  teüs  nur  in  Aussicht  gestellten,  teils  schon  in  Angriff 
genommenen  Reformen  auf  dem  die  Finanzlage  der  Gemeinden  umfassenden 
Gebiete  gehen  also  —  in  direktem  Gegensatz  zu  den  im  Eingange  hervor- 
gehobenen Intentionen,  welche  für  die  Reformen  der  Staatspersonalsteuer  mass- 
gebend gewesen  sind,  davon  aus,  dass  ein  dringendes  Bedürfnis  zu 
einer  Verminderung  der  Belastung  mit  direkten  Kommunal- 
abgaben vorliege,  und  dass  für  die  Gemeinden  und  weitern 
Kommunalverbände  eine  Vermehrung  ihrer  Einnahmen  und 
eine  Verminderung  ihrer  Ausgaben  durch  jene  Reformen  er- 
zielt werden  müsse. 

Diese  Auffassung  muss  als  durchaus  berechtigt  bezeichnet  werden.  Denn 
wenn  in  Preussen  im  Laufe  des  letzten  Decenniums  vielfache  Ellagen  über  den 
zunehmenden  und  an  einzelnen  Ort^n  unerträglich  werdenden  Druck  der  direkten 
Steuern  erhoben  worden  sind,  so  ist  deren  Ursprung  nicht  sowohl  in  der  Be- 
lastung mit  Staatssteuern,  sondern  vielmehr  in  der  Ueberbürdung 
mit  Gemeinde-,  Kreis-  und  Provinzialabgaben  sowie  mit  Al> 
gaben  für  Kirchen-  und  Schulzwecke  zu  suchen.  Denn  diese  Korpo- 
rationsabgaben, welche  zum  grösseren  Teile  als  Zuschläge  zu  den  verschiedenen 
Staatssteuem ,  zum  kleineren  Teile  als  selbständige  Steuern  zur  Erhebung  ge- 
langen, sind  sowohl  ihrer  Höhe  nach,  als  auch  wegen  der  Ungleichmässig- 
keit  der  Verteilung  auf  die  verschiedenen  Klassen  der  Beitragspflichtigen 
in  viel  höherem  Grade  als  die  direkten  Staatssteuem  geeignet,  das  Gefühl  der 
Ueberbürdung  hervorzurufen. 

Die  mit  jeder  einzelnen  der  direkten  Staatssteuem  unvermeidlich  verbun- 
denen Nachteile  und  UnvoUkommenheiten  treten  erst  dann  in  voUer  Schärfe 
hervor,  wenn  dieselben  durch  Erhebung  hoher  und  verschiedenartiger  Zuschläge 
gesteigert  imd  verstärkt  werden.  Dazu  tritt  der  Umstand,  dass  sowohl  bezüglich 
der  Höhe  der  Belastung  mit  den  bezeichneten  Korporation-sabgaben  wie  bezüg- 
lich der  Verteüimg  der  letzteren  in  den  einzelnen  Provinzen,  Kreisen  und  Ge- 
meinden die  grössten  Verschiedenheiten  obwalten,  während  die  Staatssteuem  in 
der  ganzen  Monarchie,  abgesehen  von  den  hohenzoUemschen  Landen,  mit  gleichen 
Beträgen  nach  gleichen  Grundsätzen  erhoben  werden.  Insbesondere  sind  die 
Grundsätze  für  die  Erhebung  und  Verteilung  der  Provinzial-,  Kreis-,  Gemeinde-, 
Kirchen-  und  Schulabgaben  nur  in  einzelnen  Landesteilen  imd  zwar  meistens  nur 
mittelst  einzelner  allgemeiner  Grundsätze  gesetzlich  festgestellt;  —  fast  überall 
ist  die  Möglichkeit  offen  gelassen,  teüs  durch  die  Beschlüsse  der  Korporations- 
vertretungen unter  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörden,  teüs  durch  die  Fest- 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  751  21 
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Setzungen  der  letzteren  die  Aufbringung  der  Korporationsabgaben  in  der  mannig- 
faltigsten Weise  zu  gestalten.  In  manchen  Landesteilen  erfolgt  diese  Aufbringung 
Aoch  in  zahlreichen  Gemeinden  observanzmässig  nach  einem  Massstabe,  welcher 
seine  ursprüngliche  Grundlage  durch  die  inzwischen  eingetretenen  Aenderungen 
in  der  Korporationsverfassung  und  -Vertretung  längst  verloren  hat,  und  mit 
dem  System  der  direkten  Staatssteuem  mehr  oder  minder  in  unvereinbarem 
Widerspruche  steht.  Aber  auch  da,  wo  im  Anschluss  an  das  letztere  die  Auf- 
bringung der  Korporationsabgaben  in  der  Form  von  Zuschlägen  erfolgt,  greifen 
hinsichtlich  der  verschiedenartigen  Belastung  der  einzelnen  direkten  Staatssteuem 
und  selbst  der  einzelnen  Stufen  der  letzteren  durch  Abweichungen  von  dem 
Tarif  und  der  Skala  derselben,  durch  Einführung  von  Progressivsätzen  u.  s.  w. 
die  grössten  Verschiedenheiten  Platz,  so  dass  die  bunte  Mannigfaltigkeit  des 
Verfahrens  bei  der  Aufbringung  und  Verteilung  der  Provinzial-,  Kreis-,  Gemeinde-, 
Kirchen-  und  Schulabgaben  eine  systematische  Darstellung  der  für  dieselben 
massgebenden  Grundsätze  fast  zu  einer  Unmöglichkeit  macht. 

Es  ist  aber  nicht  nur  die  Ungleichmässigkeit  in  der  Verteilung  und  Er- 
hebung der  Gemeinde-  und  Korporationslasten,  welche  den  Druck  derselben 
besonders  fühlbar  macht,  sondern  dieser  Druck  erklärt  sich  auch  vollständig 
aus  der  absolutenHöhe  dieser  Lasten,  deren  Gesamtbetrag  die  Summe  nicht 
nur  der  direkten  Staatspersonalsteuern ,  sondern  sämtlicher  direkter  Staats- 
steuem sehr  erheblich  übersteigt.  Zu  welchem  Umfange  dies  der  Fall  ist,  war 
bis  vor  wenigen  Jahren  ziffermässig  nicht  festzustellen,  da  auf  dem  Gebiete 
der  Kommunalfinanzstatistik  in  Preussen  überhaupt  erst  im  Laufe  der 
letzten  Jahre  eingehendere  Ermittelungen  stattgefunden  haben,  deren  Ergebnisse 
in  der  Zeitschrift  des  königl.  statistischen  Bureaus  (Jahrgang  XVIII  pro  1877) 
und  in  den  Ergänzungsheften  VI,  VII  und  IX  zu  derselben  veröffentlicht  worden 
sind.  Allerdings  waren  Erhebungen  über  die  Finanzlage  der  Gemeinden  in 
Preussen,  insbesondere  über  die  Höhe  der  zu  Provinzial-,  Kreis-  und  Gemeinde- 
zwecken aufzubringenden  Abgaben  mit  Einschluss  der  Kirchen-  und  Schulbeiträge 
schon  in  den  Jahren  1851,  1856  und  1857  veranlasst  worden;  die  Eesultate 
derselben  waren  jedoch  nicht  nur  unvollständig  und  unzureichend,  sondern  teil- 
weise —  infolge  der  wenig  übersichtlichen  Formulare  und  ungenügenden  Aus- 
führungsanweisungen —  offenbar  unrichtig.  Die  erste  grössere  und  vollständig 
vorbereitete  Erhebung,  welche  unter  Zugrundelegung  der  Zahlen  aus  dem 
Jahre  1869  durch  Reskript  des  Ministeriums  des  Innern  vom  16.  Mai  1871  an- 
geordnet wurde,  erstreckte  sich  nur  auf  die  Provinzial-  und  Kreisverbände,  sowie 
auf  die  Stadt-  und  Fleckensgemeinden;  die  Ergebnisse  derselben  wurden  voll- 
ständig nur  hinsichtlich  der  Provinzial-  und  Kreisverbände  in  Heft  XXXV  der 
„Preussischen  Statistik"  im  Jahre  1875  veröffentlicht,  während  hinsichtlich  der 
Städte  und  Fleckensgemeinden  die  Resultate  nur  für  die  56  Städte  mit  mehr 
als  20,000  Einwohnern  im  Jahre  1878  im  Ergänzungsheft  VI  der  Zeitschrift  des 
königl.  statistischen  Bureaus  zur  Publikation  gelangt  sind. 

Dagegen  haben  seit  dem  Jahre  1876  wiederholte  planmässige  Erhebungen 
auf  kommunalfinanzstatistischem  Gebiete  stattgefunden,  deren  Ergebnisse  dem- 
nächst auch  vollständig  zur  Veröffentlichung  gebracht  worden  sind.  Diese  Er- 
hebungen, von  denen  eine  auf  das  Jahr  1876,  drei  auf  das  Jahr  1878  und  zwei 
auf  das  Jahr  1881  entfallen,  hatten  zum  grösseren  Teile  nur  die  für  die  Zwecke 
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der  Verwaltung  und  der  Gesetzgebung  unentbehrliche  Herstellung  einer  genauen 
Nachweisung  der  Höhe  und  der  Aufbringungsweise  der  ziir  Deckung  der  Pro- 
vinzial-,  Kreis-,  Gemeinde-,  Kirchen-  und  Schulbedürfnisse  zu  entrichtenden  Ab- 
gaben ins  Auge  gefasst,  —  zum  kleinem  Teile  waren  dieselben  jedoch  auch 
darauf  gerichtet,  wenigstens  für  den  Haushalt  der  Kreisverbände  und  der  grösseren 
Gemeinden  mit  mehr  als  10,000  Einwohnern  ein  vollständiges  Bild  durch  Angabe 
der  Einnahmen  und  deren  Quellen,  sowie  der  Ausgaben  und  deren 
Verwendungszwecke  zu  zeichnen.  In  erster  Hinsicht  ist  insbesondere 
durch  die  im  Ergänzungsheft  IX  der  Zeitschrift  des  königl.  statistischen  Bureaus 
enthaltenen  beiden  Abhandlungen: 

I)  Die  Belastung  der  preussischen  Städte  und  Landgemeinden 
mit  direkten  Staatssteuern,   Gemeindeabgaben  und  son- 
stigen Korporationsabgaben  im  Jahre  1880/81  von  L.  Herr- 
furth  und  E.  v.  den  Brincken,  und 
II)  Statistik  der  Kreisabgaben  in  Preussen   im  Jahre  1880/81 
von  L.  Herrfurth 
eine  vollständige  Nachweisung,    welche  die  Höhe  sowie  die  Art  und  Weise  der 
Belastung  mit  den  bezeichneten  Abgaben  ziffermässig  klarstellt,  zum  erstenmal 
zur  Veröffentlichung  gelangt.   —   In  letzterer  Beziehung  —  hinsichtlich  der  Ge- 
winnung einer  vollständigen,   alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Haushalts  der 
Gemeinden  und  weiteren  Kommunalverbände  xunfassenden  Finanzstatistik,   sind 
dagegen   bisher  nur  Bruchstücke  in  den  Ergänzungsheften  VI  und  VII  der  ge- 
dachten Zeitschrift  gegeben,  welche  folgende  Denkschriften  enthalten: 

I)  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  sowie  der  Vermögens-  und 
Schuldenstand    der    preussischen   Gemeinden    mit    mehr 
als  10,000  Einwohnern,  von  L.  Herrfurth. 
H)  Die   besonderen  Abgaben   für  Benutzung   der  Gemeinde- 
anstalten, Gemeindeeinrichtungen  und  Unternehmungen, 
sowie  die  besonderen  Beiträge,    Gebühren  und  Sportein 
in   den  preussischen  Gemeinden  von  mehr  als  10,000  Ein- 
wohnern, von  L.  Herrfurth. 
III)  Finanzstatistik   der  Kreise   des  preussischen  Staats  für 
das  Jahr  1877/78  von  L.  Herrfurth  und  C.  Studt. 
Abgesehen   davon,    dass   die  in  diesen  Nachweisungen  enthaltenen  Zahlen 
(für  die  zu  I  und  II   bezeichnete  Finanzstatistik  der  grösseren  Gemeinden  sind 
die  Zahlen   aus   dem  Jahre  1876  zu  Grunde  gelegt)   bereits  7 — 8  Jahre  zurück- 
liegen   und    somit    nicht   mehr   von   unmittelbarer  praktischer  Bedeutung   sein 
können,    erschien  es  jedoch  für  die  Beurteilung  der  im  Eingange  bezeichneten 
Fragen  wegen  genereller  Eegeliing  des  Gemeindeabgabenwesens,    wegen  Ueber- 
weisung   von  Quoten    der  Grund-   und  Gebäudesteuer  behufs  Erleichtenmg  der 
kommunalen   Lasten    und    wegen    teüweiser   Uebemahme   der   Volksschulunter- 
haltungslasten  auf  die  Staatskasse  imumgänglich  notwendig,    eine  ähnliche  Er- 
mittelung,   welche  sich  auch  auf  die  kleineren  Stadtgemeinden  und  namentlich 
auf  die  Landgemeinden  mit  zu  erstrecken  haben  würde,    zu  veranlassen.    Eine 
solche   umfassende   kommunalfinanzstatistische  Erhebung  ist   durch   eine   Ver- 
fügung des  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  August  1883  angeordnet, 
und   im  Laufe   der  letzten  Monate   des   vergangenen  Jahrs  zur  Ausführung  ge- 
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bracht  worden;  die  Ergebnisse  dieser  Erhebung  sind  in  dem  kürzlich  erschienenen 
Ergänzungsheft  XVI  zur  Zeitschrift  des  königl.  statistischen  Bureaus  unter 
dem  Titel: 

Beiträge  zur  Finanzstatistik  der  Gemeinden  in  Preussen. 
Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  preussischen  Städte  und 
Landgemeinden,    sowie    das    Sollaufkommen    an    direkten 
Staatssteuern,    Kreis-,    Provinzial-,    Schul-    und    Kirchen- 
steuern in  denselben  für  das  Jahr  1883/84,    von  L.  Herrfurth, 
Unter  Staatssekretär  im  Ministerium  des  Innern 
zur  Veröffentlichung  gebracht  worden.  —  Aus  dem  Inhalte  dieser  umfangreichen  — 
über  36  Bogen  umfassenden  Denkschrift  sollen  im  Anschluss  an  die  Disposition 
derselben  die  wichtigsten  und  interessantesten  Ergebnisse  nachstehend  in  runden 
Zahlen  kurz  wiedergegeben  werden. 

Diese  Denkschritt  gibt  nach  einer  kurzen  Einleitung  zunächst  in  Th.  I, 
S.  1 — 3  eine  Geschichte  der  Kommunalfinanzstatistik  in  Preussen  bis  zum 
Jahre  1883,  und  schildert  sodann  in  Th.  II,  S.  4—7  die  Anordnung  und  Aus- 
führung der  letztjähi'igen  kommunalfinanzstatistischen  Erhebung.  Aus  diesem 
Teüe  ist  zunächst  hei-vorzuheben,  dass  um  die  Vergleichbarkeit  der  Resultate  der 
neuen  Ermittelung  mit  denen  der  früheren  Erhebungen  thunlichst  zu  sichern, 
für  dieselbe  ein  Formular  vorgeschrieben  ist,  welches  sich  im  wesentlichen  an 
das  Foi-mular  der  Erhebung  vom  Jahre  1878  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  Gemeinden  mit  mehr  als  10,000  Einwohnern  anschliesst.  Jedoch  ist  dieses 
letztere  Formular,  welches  234  Spalten  umfasste,  sehr  erheblich  vereinfacht 
worden,  indem  unter  Beibehaltung  der  Hauptkategorien  der  Eiimahmen  und 
Ausgaben  die  für  kleinere  Städte  und  Landgemeinden  vielfach  kaum  ausführ- 
bare und  bedeutungslose  Specialisierung  der  einzelnen  Titel  wesentlich  beschränkt 
worden  ist,  so  dass  die  Zahl  der  Spalten  auf  95  hat  reduziert  werden  können. 
Ferner  ist  von  einer  besonderen  Ermittelung  über  den  Vermögens-  und  Schulden- 
stand der  Gemeinden  bei  der  letzten  Erhebung  aus  dem  Grunde  Abstand  ge- 
nommen worden,  weil  eine  Nachweisung  des  Aktivvermögens  (Grundstücke, 
Forsten,  Gebäude,  Inventarienstücke  etc.)  nur  durch  sehr  umfangreiche  und  zeit- 
raubende, in  ihrem  Ergebnisse  aber  immerhin  sehr  unsichere  Schätzungen  zu 
gewinnen  gewesen  sein  würde.  Endlich  sind  diesen  Angaben  nicht  die  Ist- 
beträge des  vergangenen,  sondern  die  Sollbeträge  des  laufenden  Etatsjahrs  zum 
Grunde  gelegt  worden,  einesteils  um  die  Zahlen  aus  der  neuesten  Zeit  zu  ge- 
winnen, andemteils  weil  bei  den  Istbeträgen  die  ausserordentlichen  Einnahmen 
und  Ausgaben  eine  viel  bedeutendere  Rolle  spielen,  als  bei  den  Sollbeträgen 
und  letztere  sich  gewissermassen  als  das  Ergebnis  aus  dem  Durchschnitte  einer 
Reihe  vorhergehender  Jahre  darstellen  und  einen  konstanteren  Charakter  er- 
halten. 

In  Th.  III,  S.  8  fi'.  sind  endlich  die  Ergebnisse  der  Erhebung  vom  Jahre  1883 
zunächst  zifFermässig  in  zwei  Tabellen  A  und  B  —  getrennt  für  Stadt-  und 
Landgemeinden  —  dargestellt,  und  sodann  noch  mit  Erläutei-ungen  und  einem 
aus  der  Verarbeitung  der  Resultate  sich  ergebenden  Texte  versehen  worden. 

Zunächst  enthält  Tabelle  A  die  Nachweisung  der  Gemeindeein- 
nahmen und  Ausgaben  sowie  das  Sollaufkommen  an  direkten 
Steuern  in  den  preussischen  Stadtgemeinden  für  das  Jahr  1883  84 

754 


Die  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden  in  Preussen.  325 

und   zwar  für  jede  einzelne  Stadt  mit  Sununierung  nach  Regierungsbezirken 
auf  S.  8 — 191   —  mit  einer  Wiederholung  nach  Provinzen  auf  S.  184—191.  — 
Für  jede   einzelne   der   1186  preussischen  Städte   mit  einer  Einwohnerzahl  von 
zusammen  9,468,565  wird  in  Spalte  1  —  5  Nummer  und  Name,  Provinz,  Regierimgs- 
bezw.  Landdrosteibezirk ,    Kreis  imd  Bevölkenmgszahl  nach   der  Volkszählung 
vom    1.  Dezember  1880,    femer  in   Spalte  7 — 12   der  Sollbetrag   der  direkten 
Staatssteuem  pro  1883/84   (an  Grund-,   Gebäude-,   Klassen-,    klassifizierter  Ein- 
kommen-  und  Gewerbesteuer  vom   stehenden   Gewerbe    —    mit  Ausschluss   der 
Hausiergewerbesteuer)   aufgeführt.     Sodann   folgen    —   immer  unter  bescmderer 
Trennung  der  Extraordinaria  von  den  ordentlichen  Ausgaben  und  Einnahmen: 
in  Spalte  13 — 15  die  Ausgaben  \md  Einnahmen  für  allgemein  staatliche  Zwecke 
(für  Marine-,  Militär-,  Steuer-  und  Justizverwaltung,  für  politische  und  stän- 
dische Wahlen,  für  Polizei,  Gefängnisse,  Nachtwach-  und  Feuerlöschwesen  etc.); 
in    Spalte   16 — 18    die    Ausgaben    und    Einnahmen    für   Verkehrsanlagen    (Ent- 
wässerung, Pflasterung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Strassen  und  Plätze, 
Anlegung  und  Unterhaltimg  von  Wegen,  Kanälen,  Brücken,  Schleusen  etc.); 
in  Spalte  19—30   die  Ausgaben  imd  Einnahmen   für   gewerbliche  Anlagen   zu 
Gemeindezwecken  und  für  gemeinnützige  Anstalten,  insbesondere  in  Spalte  19 
bis  21  bezw.  22 — 24  für  Gasanstalten  bezw.  Wassei-werke ; 
in  Spalte  31 — 33  die  Einnahmen  und  Ausgaben  für  Wohlthätigkeits-  und  Armen- 
anstalten, für  Wohlthätigkeit  und  Armenpflege  überhaupt: 
in  Spalte  34—51    die   Einnahmen   und   Ausgaben   für   Unterrichtszwecke   unter 
Specialisierung  derselben  für  Volksschulen  (Sp.  34 — 36),    Mittel-,  Rektorats-, 
gehobene  Bürger-   und   höhere  Mädchenschulen  (Spalt«  37—39),    für  höhere 
Unterrichtsanstalten  (Spalte  40—42)  und  füi'  Specialunterrichtsanstalten  (Spalte 
43—45); 
in  Spalte  52—54  die  Ausgaben  und  Einnahmen   für  die  allgemeine  Gemeinde- 
verwaltung mit  Einschluss  der  Kosten  für  besondere  Verwaltungszweige; 
in  Spalte  55  und  56  die  Ausgaben  zur  Verzinsung  und  Tilgimg  der  Gemeinde- 
schulden ; 
in  Spalte  57 — 68   die  Ausgaben  und  Einnahmen  aus  dem  nutzbaren  Gemeinde- 
vermögen unter  Specialisierung  derselben  aus  dem  bewirtschafteten,  verpach- 
teten und  vermieteten  Grundbesitz  und  Gebäuden  (Spalte  57 — 59),    aus  der 
Verwaltung  der  Gemeindewaldvmgen,   Bergwerke  und  gewerblichen  Anlagen 
(Spalte  60 — 62)  und  aus  Gemeindefonds  imd  sonstigen  Nutzungen  (Spalte  63— 65) ; 
in  Spalte  69  —  79  dieEinnahmen  aus  der  Kommunalbesteuerung  unter  Specialisienmg 
als  Zuschläge  zur  Grund-  und  Gebäude-,  Klassen-,  klassifizierten  Einkommen- 
und  Gewerbesteuer  (Spalte  69 — 72),  als  besondere  Kommunaleinkommensteuer 
(Spalte  73),    als   Wohnungs-   und   Mietssteuer   (Spalte  74),    als   Hundesteuer 
(Spalte  75),  als  sonstige  besondere  Real-  und  Pei-sonalsteuem  (Spalte  76  und  77) 
und  als  indirekte  Gemeindeabgaben  (Spalte  78); 
IQ  Spalte  80 — 83  sonstige  Einnahmen  und  Ausgaben; 
in  Spalte  84 — 87  die  Rekapitulation  der  Einnahmen  und  Ausgaben; 
in  Spalte  88—91    die  besonderen  Korporationsabgaben  und  zwar  zu  Provinziat- 
vmd  Kreiszwecken  (Spalte  88),    zu  Schulzwecken  (Spalte  89),   zu  kirchlichen 
Zwecken  (Spalt«  90)  und  endlich 
in  Spalte  92—95  die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallenden  Durchschnitts- 
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betrage  an  direkten  Staatssteuern,  ausschliesslich  der  Hausiergewerbesteuer 
(Spalte  92),  an  Gemeindeabgaben  (Spalte  93),  an  besonderen  Korporations- 
abgaben (Spalte  94)  und  an  Staats-,  Gemeinde-  und  Korporationsabgaben 
überhaupt  (Spalte  95). 

Die  Tabelle  B  enthält  auf  S.  192-249  „die  Nachweisung  der  Ge- 
meindeeinnahmen und  Ausgaben  sowie  das  Sollaufkommen  an 
direkten  Staatssteuern  in  den  preussischen  Landgemeinden 
für  das  Jahr  1883/84,  —  jedoch  nur  summarisch  für  jeden  Kreis  —  (in  der 
Provinz  Hannover  für  jeden  Amtsbezirk)  mit  einer  Summierang  nach  Eegierungs- 
bezirken  und  einer  Rekapitulation  nach  Provinzen  auf  S.  248  und  249.  —  Diese 
Tabelle  B,  welche  37,433  Landgemeinden  mit  einer  Einwohnerzahl  von  15,749,431 
umfasst,  schliesst  sich  in  ihrer  Einrichtung  —  auch  bezüglich  der  Numerierung 
der  Spalten  an  die  Tabelle  A  an  und  unterscheidet  sich  von  letzterer  nur  da- 
durch, dass 

a)  in  Spalte  5  statt  des  Nameijs  der  Stadt  die  Zahl  der  im  Kreise  vorhandenen 
Landgemeinden  angegeben  ist,  und 

b)  dass  die  Spalten  19—27  (betreffend  Gasanstalten,  Wasserwerke  und  gemein- 
nützige Anstalten),  40 — 45  (betreffend  höhere  Unterrichtsanstalten  und 
Specialfachschulen)  weggelassen  worden  sind,  weil  dieselben  in  Land- 
gemeinden nur  ganz  ausnahmsweise  vorkommen,  und  dass  endlich  auch 
von  einer  Specialisierung  der  einzelnen  Einnahmen  aus  dem  nutzbaren 
Gemeindevermögen  in  Spalte  57  —  65  im  Hinblick  auf  das  nur  wenig  ent- 
wickelte Kassen-  und  Rechnungswesen  der  Landgemeinden  Abstand  ge- 
nommen worden  ist.  —  Bezüglich  der  Landgemeinden,  deren  Einwohnerzahl 
mehr  als  10,000  beträgt,  ist  von  der  Regel,  dass  die  Beträge  nur  summarisch 
in  einer  Summe  für  jeden  Kreis  angegeben  werden,  eine  Ausnahme  ge- 
macht, indem  bei  der  Bedeutung,  die  diese  stadtähnlichen  grossen  Land- 
gemeinden beanspruchen  können,  die  speciellen  Angaben  für  dieselben 
noch  beigefügt  worden  sind. 

Nachdem  sodann  auf  S.  250—260  noch  verschiedene  Specialerläuterungen 
zu  den  Nachweisungen  A  und  B  gegeben  worden  sind,  ist  dem  umfangreichen 
Zahlenmaterial,  welches  in  demselben  enthalten  ist,  auch  noch  ein  Text  bei- 
gefügt, in  welchem  die  hauptsächlichsten  Resultate  der  bezeichneten  Erhebung 
beleuchtet  und  durch  eine  Vergleichung  mit  den  Resultaten  der  früheren  kom- 
munalfinanzstatistischen  Erhebungen  in  helles  Licht  gestellt  werden.  Dieser 
Text,  zu  dessen  Illustration  auch  noch  mehrere  Specialtabellen  beigefügt  worden 
sind,  zerfällt  in  5  Abschnitte,  aus  welchen  nachstehend  unter  Anführung  der 
prägnantesten  Zahlen  der  wesentlichste  Inhalt  kurz  angegeben  werden  soll. 

I. 

Begrenzung  des  Umfangs  der  Erhebungen  vom  Jahre  1883. 

Die  Specialnachweisungen  in  Tabelle  A  und  B  enthalten  die  sämtlichen 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  preussischen  Städte  und  Land- 
gemeinden, unter  Angabe  der  hauptsächlichsten  Kategorien  der  Einnahme- 
quellen und  der  Venvendungszwecke  der  Ausgaben,  ausserdem  die  Höhe  der 
Belastung   der  Eingesessenen   dieser  Städte   und  Landgemeinden   einerseits   mit 
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direkten  Staatssteuem,   anderseits  mit  Provinzial-,   Kreis-,   Schul-  und  Kirchen- 
abgaben. 

Dagegen  sind  in  diesen  Nachweisungen  nicht  mit  enthalten: 

a)  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Gutsbezirke  und  die  Belastung  der 
Einwohner  derselben  mit  Staats-  xmd  Korporationsabgaben, 

und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  in  den  15,829  Gutsbezirken  mit  einem 
Areal  von  8,543,341  Hektaren  und  einer  Bevölkerung  von  mehr  als  2  Mil- 
lionen die  Einnahmen  und  Ausgaben  kommunaler  Natur  so  untrennbar 
mit  den  Einnahmen  imd  Ausgaben  der  Privatwirtschaft  der  Gutsbesitzer 
verbimden  sind,  dass  nicht  nur  eine  ziffermässige  Aussondenmg,  sondern 
vielfach  auch  nur  eine  überschlägliche  Schätzung  unausführbar  ist; 

b)  die   Einnahmen   imd   Ausgaben    der   Provinzial-,    Kreis-,    Schul-, 
Kirchen-  und  Pfarrverbände, 

und  zwar  aus  dem  Gnmde,  weil  diese  Angaben  zum  Teil  in  den  beson- 
deren Kreis-  bezw.  Unterrichtsstatistiken  bereits  vorhanden  sind,  soweit 
letzteres  aber  nicht  der  Fall  ist,  nur  durch  eine  specieUe  sehr  umfang- 
reiche und  zeitraubende  Erhebung  würden  haben  beschafft  werden  können. 

n. 

Vergleichung    der   Einnahmen    und   Ausgaben    der   Stadt-   und 
Landgemeinden  für  das  Jahr  1883/84  mit  denen  des  Staates. 

Für  die  sämtlichen  Stadt-  und  Landgemeinden  ergibt  sich  eine  Gesamt- 
einnahme von  rund  354  Millionen  M.,  eine  Gesamtausgabe  von  rund  373  Mil- 
lionen M.,  die  Differenz  enthält  die  Aufwendungen  aus  neuen  Anleihen,  bezw, 
die  Verwendung  von  Beständen  aus  älteren  Anleihen  etc.  Der  Gesamtbetrag 
der  Einnahnien  imd  Ausgaben  des  Staatshaushaltsetats  von  rund  1090  Millionen  M, 
ist  also  ziemlich  dreifach  so  hoch,  als  der  der  Gemeinden;  —  und  selbst  wenn 
man  die  aus  dem  Betrieb  der  Staatseisenbahnen  erwachsenden  Einnahmen  ausser 
Ansatz  lässt,  weil  sich  im  Haushalt  der  Gemeinden  ein  Analogon  hierfür  nicht 
vorfindet,  so  übersteigen  doch  immer  noch  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Staats  fast  um  das  Doppelte  die  der  Gemeinden.  —  Dagegen  sind  die  Gemeinden 
zur  Deckung  ihrer  Bedürfnisse  in  viel  höherem  Grade  auf  die  Einnahmen  aus 
direkten  Steuern  angewiesen,  als  der  Staat.  Während  das  Aufkommen  an 
direkten  Staatssteuem  in  sämtlichen  Stadt-  und  Landgemeinden  (mit  Ausschluss 
der  Gutsbezirke)  sich  auf  rund  130  Millionen  M.  beläuft,  betragen  die  direkten 
Gemeindesteuern  rund  167  Millionen  M.,  so  dass  durch  direkte  Steuern  von  den 
Gesamteinnahmen  des  Staats  nur  18  ^/o,  von  denen  der  Gemeinden  dagegen  45  '/o 
gedeckt  werden  müssen.  Anderseits  erzielen  die  Gemeinden  aus  indirekten 
Steuern  nur  eine  Gesamteinnahme  von  etwa  4'/*.  der  Staat  dag^en  von  rund 
95  Mülionen  M. 

Die  gesamten  Ausgaben  des  Staats  für  Unterrichtszwecke  belaufen  sich 
auf  rund  35  Millionen  M..  diejenigen  der  Gemeinden  auf  fast  85  Millionen  M.: 
von  diesen  Summen  entfallen  auf  die  Volksschulen  und  Mittelschulen  für  den 
Staat  etwa  21  Millionen  M. ,  für  die  Gemeinden  66^/3  Millionen  M.  (in  der 
letzteren  Summe  sind  die  Ausgaben  für  das  Volksschulwesen  in  denjenigen 
Landesteilen,  in  denen  die  Schulunterhaltungslast  nicht  den  politischen  Gemein- 
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den,  sondern  den  Schulsocietäten  obliegt,  nicht  mit  enthalten).  Allein  auch 
abgesehen  hiervon  sind  die  Aufwendungen,  welche  die  Gemeinden  für  das  Volks- 
schulwesen, sowie  für  Unterrichtszwecke  überhaupt  zu  machen  genötigt  sind, 
nicht  nur  relativ,  sondern  auch  absolut,  um  den  2'/2  bis  Sfachen  Betrag  höher, 
als  die  entsprechenden  Ausgaben  des  Staats.  —  Hieraus  dürfte  sich  ergeben, 
wie  richtig  der  im  Eingang  erwähnte  Gedanke  ist,  die  finanzielle  Bedrängnis 
der  Gemeinden  durch  eine  teilweise  Uebemahme  der  Volksschulunterhaltungslast 
auf  die  Staatskasse  zu  erleichtem. 

Wenn  für  Verzinsung  und  Tilgung  seiner  Schulden  der  Staat  rund  128  Mil- 
lionen M.,  die  Gemeinden  dagegen  für  den  gleichen  Zweck  nur  etwa  34  V2  Mil- 
lionen M.  aufzuwenden  haben,  so  darf  aus  dieser  Thatsache  nicht  ohne  weiteres 
gefolgert  werden,  dass  der  Staat  seinen  Kredit  in  viel  höherem  Masse  angespannt 
habe  und  sich  bezüglich  der  Kontrahierung  von  Schulden  in  einer  ungünstigeren 
Lage  befinde,  als  die  Gemeinden;  denn  die  Staatsschulden  sind,  namentlich  infolge 
der  Verstaatlichung  von  Privateisenbahnen  und  des  Baues  von  Staatseisenbahnen 
in  viel  höherem  Grade  als  die  Gemeihdeschulden  zu  produktiven  Zwecken  kon- 
trahiert worden. 

III. 

Vergleichung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Stadtgemeinden 

mit  denen  der  Landgemeinden,  und  die  Belastung  derselben  mit 

Korporationsabgaben  für  das  Jahr  1883/84. 

Während  sich  die  Einwohnerzahl  der  Städte  zu  der  der  Landgemeinden 
etwa  wie  3  :  5  verhält,  stellt  sich  das  Verhältnis  der  Einnahmen  bezw.  Aus- 
gaben der  Stadtgemeinden  (mit  rund  253  bezw.  272  Millionen  M.)  zu  denen  der 
Landgemeinden  (mit  rund  101  Millionen  M.)  wie  5:2,  bezw.  9  :  4.  Auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  entfällt  an  Ausgaben  in  den  Städten  28,75  M. ,  in  den 
Landgemeinden  6,42  M.  —  so  dass  sich  diese  Verhältniszahl  noch  stärker  zu 
Ungunsten  der  Landgemeinden,  nämlich  wie  9  :  2  stellt.  —  Diese  Erscheinung 
findet  ihre  natürliche  Erklärung  in  der  reicheren  Entwickelung  des  kommunalen 
Lebens  und  in  dem  grösseren  Umfang  kommunaler  Einrichtungen  und  Aufgaben, 
welche  die  Stadtgemeinden  teils  freiwillig,  teils  genötigt  durch  die  Natur  der 
städtischen  Verhältnisse  in  den  Bereich  ihrer  Wirksamkeit  gezogen  haben. 

Dieses  Verhältnis,  nach  welchem  die  Beträge  der  Ausgaben  und  Einnahmen 
der  Stadtgemeinden  sowohl  nach  absoluten  Zahlen  als  nach  den  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  berechneten  Durchschnittsziffem  erheblich  höher  sind  als  die 
der  Landgemeinden,  wiederholt  sich  auch  bei  den  einzelnen  Hauptkategorien 
von  Ausgaben  und  Einnahmen,  —  je  nach  der  Natur  der  letzteren  aber  in  sehr 
verschiedenen  Abstufungen.  Am  geringsten  ist  diese  Differenz  verhältnismässig 
bei  den  Ausgaben  für  das  Volksschulwesen  und  für  Verkehrsanlagen,  am  stärksten 
bei  den  Ausgaben  für  gewerbliche  Anlagen  und  gemeinnützige  Anstalten  und 
für  das  höhere  Unterrichtswesen. 

Die  Ausgaben  für  Verkehrsanlagen,  insbesondere  die  Aufwendungen 
für  Pflasterung,  Beleuchtung,  Bepflanzung,  Reinigung  und  Besprengung  der 
Strassen  und  Plätze,  für  Anlegung  und  Unterhaltung  von  Chausseen,  Landwegen, 
Kanälen,  Brücken,  Fähren,  Schleusen,  Hafenanlagen  etc.  betragen  in  den  Städten 
rund   32  Millionen  M,,    oder  3,87  M.   auf   den  Kopf,    in   den   Landgemeinden 
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I8V2  Millionen  M.  oder  1,17  M.  auf  den  Kopf.  Der  Umstand  dass,  obwohl  ver- 
schiedene und  besonders  kostspielige  Verkehrsanlagen  zu  Hafenanlagen  etc., 
femer  die  Beleuchtung  und  Besprengung  von  Strassen  und  Plätzen  der  Regel 
nach  nur  in  Städten,  nicht  aber  in  Landgemeinden  vorkommen,  die  Differenz 
bei  dieser  Kategorie  von  Ausgaben  erheblich  geringer  ist,  findet  seine  Erklänmg 
darin,  dass  das  bei  den  Ausgaben  der  Landgemeinden  vorzugsweise  mass- 
gebende Interesse  der  Landwirtschaft  die  Herstellung  guter  Wege  dringend 
erheischt. 

Noch  geringer  ist  diese  Differenz  bei  den  Ausgaben  für  das  Volks- 
schulwesen aus  dem  Grunde,  weil  durch  das  Aufsichtsrecht  des  Staats  ge- 
wisse ]klinimalleistungen  auf  diesem  Gebiete  für  aUe  Gemeinden  obligatorisch 
vorgeschrieben  sind.  Diese  Ausgaben  betragen  in  den  Städten  über  .34  Millionen  M., 
oder  3,62  M.  auf  den  Kopf  der  Einwohnerzahl,  in  den  Landgemeinden  fast  22  V2  Mil- 
lionen M.  oder  1,42  M.  auf  den  Kopf;  —  das  Verhältnis  stellt  sich  also  zwischen 
Stadt-  und  Landgemeinden  in  absoluten  Zahlen  wie  3:2,  in  den  Kopfbeträgen 
wie  .5  :  2.  Dass  dieses  Verhältnis  immerhin  noch  in  solchem  Masse  sich  zu 
Gunsten  der  Stadtgemeinden  stellt,  hat  hauptsächlich  darin  seinen  Grund,  dass 
die  Landgemeinden  in  viel  geringerem  Masse  als  die  Städte  imstande  und  bereit 
zu  sein  pflegen,  über  die  von  den  Staatsaufsichtsbehörden  vorgeschriebenen 
Minimalleistungen  freiwillig  hinauszugehen  und  femer  darin,  dass  das  geforderte 
Minimum  (an  Lehrerbesoldungen,  Herstellung  imd  Ausstattung  von  Schul- 
lokalen etc.)  bei  den  Landgemeinden  geringer  ist,  als  bei  den  Städten.  Es  ist 
jedoch  hierbei  auch  noch  der  Umstand  zu  berücksichtigen,  dass  in  denjenigen 
Landesteilen,  in  welchen  die  Schulsocietäten  Träger  der  Volksschulunterhaltungs- 
last  bilden,  diese  Last  weit  häufiger  in  den  Städten  als  auf  dem  platten  Lande 
freiwillig  von  den  Gemeindevertretungen  auf  die  Gemeindekasse  übernommen 
worden»  ist. 

Im  Gegensatz  zu  den  Volksschulunterhaltungskosten  gestaltet  sich  hinsicht- 
lich aller  übrigen  Aufwendungen  für  Unterrichtszwecke  das  Ver- 
hältnis in  der  Art,  dass  hierfür  die  Städte  mit  fast  28  Millionen  M.,  2,93  M.  auf 
den  Kopf,  die  Landgemeinden  mit  noch  nicht  V"2  Million  M.  nur  0,03  M.  auf  den 
Kopf  verwenden,  weil  naturgemäss  die  höheren  Unterrichtsanstalten  imd  Fach- 
schulen sich  ausschliesslich  in  den  Städten  konzentrieren,  und  selbst  Mittel- 
schulen, landwirtschaftliche  Schulen  etc.  nur  ausnahmsweise  in  Landgemeinden 
vorkonimen. 

Noch  stärker  ist  dieses  Missverhältnis  bei  den  Ausgaben  für  gewerb- 
liche Anlagen  und  gemeinnützige  Anstalten;  —  denn  da  in  dieser 
Kategorie  vorzugsweise  Gasanstalten  und  Wasserwerke,  welche  mit  wenigen 
Ausnahmen  nur  in  Städten  vorzukommen  pflegen,  in  Frage  stehen,  so  ist  es 
erklärlich,  dass  die  bezüglichen  Ausgaben  der  Städte  mit  fast  -54  Millionen  M. 
(.5,68  M.  pro  Kopf)  zu  denen  der  Landgemeinden  mit  noch  nicht  1  Million  M. 
(0,06  M.  pro  Kopf)  sich  verhalten  wie  62  :  1  (bezw.  pro  Kopf  95  :  1). 

Für  Zwecke  der  Wohlthätigkeit  und  Armenpflege  verwenden 
die  Stadtgemeinden  fast  36  Millionen  M.  oder  3,79  M.  pro  Kopf,  die  Land- 
gemeinden fast  13  Millionen  M.  oder  0,82  M.  pro  Kopf,  —  also  ein  Verhältnis 
wie  3  :  1  bezw.  .5:1.  Der  höhere  Betrag  dieser  Aufwendungen  in  den  Städten 
erklärt  sich  durch  die  grösseren  Kosten  der  fast  nur  in  den  Städten  vorkommenden 
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geschlossenen  Armenpflege  (Anstaltspflege)  und  durch  das  grössere  Zusammen- 
strömen der  Ai'men  nach  den  grossen  Verkehrscentren;  zum  Teil  auch  durch 
die  billigere  Natur alverpflegung  der  Armen  in  den  Landgemeinden. 

Entsprechend  den  fast  überall  erheblich  höheren  Ausgaben  der  Stadt- 
gemeinden sind  dieselben  auch  in  viel  höherem  Masse  als  die  Landgemeinden 
genötigt  gewesen,  ihren  Kredit  anzuspannen;  —  zur  Verzinsung  und  Tilgung 
derGemeindeschulden  müssen  die  Städte  über  2674  Millionen  M.  (auf  den 
Kopf  2,84  M.),  die  Landgemeinden  etwa  T'A  Millionen  M.  (auf  den  Kopf  0,49  M.), 
erstere  also  etwa  das  3V2  bezw.  öfache  der  letzteren  aufwenden. 

In  ähnlicher  Weise  —  jedoch  nicht  mit  so  auffallend  grossen  Differenzen, 
stellt  sich  das  Verhältnis  zwischen  den  Stadt-  und  Landgemeinden  bezüglich  der 
Hauptkategorien  der  Einnahmen.  An  Einnahmen  aus  nutzbarem 
Gemeindevermögen  (Gemeindeforsten,  Grundstücken,  Gebäuden,  Berg- 
werken etc.)  und  Kapitalvermögen  beziehen  die  Städte  über  31 V^ .  die  Land- 
gemeinden etwas  über  20  Millionen  M.  Die  Städte  (bei  denen  3,37  M.  auf  den 
Kopf  entfällt)  sind  also  im  Verhältnis  von  3  :  2  (bezw.  3  :  1)  reicher  als  die 
Landgemeinden  (mit  einem  Kopf  betrage  von  1,28  M.). 

Die  weitaus  wichtigste  Einnahmequelle  bilden  die  direkten  Gemeinde- 
steuern, welche  in  den  Städten  104  Vs,  in  den  Landgemeinden  667»  Millionen  M. 
betragen.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfällt  in  den  Städten  an  direkten 
Steuern  11  M.,  in  den  Landgemeinden  3,98  M.  —  Die  Einwohner  der  ersteren 
sind  also  2^/4mal  so  hoch  belastet,  als  die  der  letzteren.  Ausserdem  werden  in 
den  Stadtgemeinden  an  indirekten  Gemeindeabgaben  noch  473  Millionen  M.  (auf 
den  Kopf  0,46  M.),  in  den  Landgemeinden  etwas  über  7«  Millionen  M.  (auf  den 
Kopf  0,03  M.)  erhoben. 

Man  würde  jedoch  fehlgreifen,  wenn  man  für  die  Beantwortung  der  Frage 
nach  der  Höhe  der  kommunalen  Belastung  der  Städte  einerseits  und  der  Land- 
gemeinden anderseits  sich  lediglich  an  die  vorstehenden  Zahlen  halten  und 
die  Belastung  mit  Abgaben  der  weiteren  Kommunalverbände  (Provinzen,  Kreise), 
sowie  der  Schul-  und  Kirchenverbände  ausser  acht  lassen  wollte.  Dass  sich  die 
letzteren  in  den  Stadtgemeinden  auf  nur  8V2,  in  den  Landgemeinden  dagegen 
auf  mehr  als  24 V2  Millionen  M.  belaufen,  findet  seine  Erklärung  in  dem  Um- 
stände, dass  die  Provinzial-  und  Kreisabgaben  in  der  Regel,  die  Abgaben  zu 
kü'chlichen  und  Schulzwecken  häufig  in  den  Städten  mit  in  den  Gemeindeabgaben 
enthalten  sind,  in  den  Landgemeinden  dagegen  meistens  im  Wege  besonderer 
Umlage  aufgebracht  werden. 

Unter  Berücksichtigung  dieser  Abgaben  stellt  sich  die  Gesamtbelastung 
mit  Korporationsabgaben  in  den  Städten  auf  rund  etwas  über  117,  in 
den  Landgemeinden  auf  rund  917»  Millionen  M.,  —  in  den  ersteren  also  um 
ca.  25  Millionen  M.  höher.  Der  Gesamtbetrag  von  rund  209  Millionen  M.  ent- 
hält aber  noch  nicht  den  ganzen  Betrag  dieser  Lasten  für  den  preussischen 
Staat,  weil,  wie  in  Abschnitt  A  erörtert  worden  ist,  die  Gutsbezirke  bei  dieser 
Aufstellung  unberücksichtigt  geblieben  sind.  Wenn  man  für  diese  15,829  Guts- 
bezirke mit  einem  Areal  von  8,543,341  Hektaren  und  einer  Einwohnerzahl  von 
2,061,128  die  Belastung  mit  Korporationslasten  nach  der  zutreffenden  Analogie 
der  Belastung  der  Landgemeinden  unter  Anwendung  des  Massstabes  von  „Land 
und  Leuten"  berechnet,  so  ergibt  sich  ein  Betrag  von  rund  24  Millionen  M.  für 
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die  Gutsbezirke,  also  für  den  ganzen  Staat  eine  Gesamtbelastung  mit  Korporations- 
abgaben von  rund  233  Millionen  M. 

Nach  den  auf  den  Kopf  berechneten  Durchschnittsbeträgen  entfällt: 

a)  an  Gemeindeabgraben     b)  an  soastigeii  Korporationsabsraben     r)  in  Somma 
in  den  Stadtgemeinden  11,46  M.  0,89  M.  12.35  M. 

in  den  Landgemeinden     4,01  M.  1,82  M.  5,83  M. 

In  acht  kleineren  Städten,  von  denen  sechs  im  Regierungsbezirke  Posen, 
zwei  im  Regierungsbezirke  Merseburg  belegen  sind,  sowie  in  etwa  600  Land- 
gemeinden wurden  Gemeindeabgaben  überhaupt  nicht .  sondern  nur  sonstige 
Korporationsabgaben  in  unerheblichen  Beträgen  erhoben,  in  13  Städten  werden 
ausser  der  Hundesteuer  keine  sonstigen  Gemeindeabgaben  entrichtet.  Dieser 
glücklich  situierten  Minderheit  steht  eine  grosse  Anzahl  von  Städten  gegenüber, 
in  welchen  die  Gemeinde-  und  Korporationsabgaben  den  im  Durchschnitt  des 
ganzen  Staats  sich  ergebenden  Kopfbetrag  von  12,35  M.  erheblich  übersteigen. 
So  entfällt  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in  Frankfurt  a.'M.  32,50  M.,  in  Rem- 
scheid 26,35  M.,  in  Ruhrort  22,76  M.,  in  Wiesbaden  22,73  M.,  in  Berlin  22,08  M., 
in  Köln  22,06  M.,  in  Bonn  20,30  M. 

Die  Schwere  der  Belastung,  der  wirkliche  St-euerdruck  —  lässt  sich  jedoch 
nicht  aus  der  Höhe  des  Steuerbetrags  an  sich,  sondern  nur  dann  feststellen, 
wenn  man  die  verschiedene  Leistungsfähigkeit  der  Bevölkerung  der  einzelnen 
Gemeinden  berücksichtigt.  Letztere  findet  ihren  Ausdruck  in  der  Höhe  der 
direkten  Staatssteuem,  bezw.  der  direkten  Staatspersonalsteuer,  d.  h.  der  Klassen- 
und  klassifizierten  Einkommensteuern,  imd  ergibt  eine  Yergleichung  derselben 
mit  der  Höhe  der  Gemeinde-  bezw.  Korporationsabgaben  folgendes  Resultat. 
Es  betragen  in  Prozenten: 

a)  der  Klassen-  nnd    b)  der  direkten  Staats- 
Einkommenstener         steuern  überhaupt 

1)  die  eigentl.  Gemeindeabgaben  a)  in  den  Städten  277,9*/o  145,17© 

B         r  K  b)  in  den  Land- 

gemeinden    403,87»  114,l7o 

2)  die  Gemeinde-  und  sonstigen 

Korporationsabgaben         a)  in  den  Stä,dten  299,67o  156,47o 

,         ,  ,  b)  in  den  Land- 

gemeinden    586,67o  165,77o 

Die  stärkste  Belastung  findet  bei  den  Städten  in  den  Provinzen  Schleswig- 
Holstein  und  Westfalen,  bei  den  Landgemeinden  in  den  Provinzen  West-  und 
Ostpreussen,  Posen,  Westfalen  und  Rheinland,  die  geringste  Belastung  für  Stadt 
und  Land  in  der  Provinz  Sachsen  statt 

Die   Bedeutung   der  einzelnen  Kategorien   von  Ausgaben  und 
Einnahmen  im   Haushalte   der  Stadt-   und  Landgemeinden  für 

das  Jahr  1883/84. 

Die  Bedeutung,  welche  die  einzelnen  Kategorien  von  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen für  den  Haushalt  der  einzelnen  Gemeinden  haben,  varürt  zwar  je  nach 
den  lokalen  Verhältnissen  derselben  in  hohem  Grade.    Indessen  lässt  sich  doch 
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diese  Bedeutung  wenigstens  in  allgemeinen  Grundzügen  für  die  Gesamtheit  der 
Städte  und  Landgemeinden  mit  annähernder  Sicherheit  feststellen.  Dieselbe  ist 
aus  nachstehender  Zusammenstellung  zu  ersehen.    Es  betragen  von  den 

A)  Gesamtaasgaben:  a)  in  den  Städten    b)  in  den  Land- 

gemeinden 

1)  die  Ausgaben  für  allgemein  staatliche  Zwecke    .     .       6,Ö°lo  7,3°/o 

2)  die  Ausgaben  für  Verkehrsanlagen ll.T^/o  18,3% 

3)  die  Ausgaben  für  gewerbliche  Anlagen  und  gemein- 

nützige Anstalten 19,87o  0,9";o 

4)  die  Ausgaben  für  Wohlthätigkeit  und  Armenpflege  13,2%  12,8*''o 

5)  die  Ausgaben  für  Unterrichtszwecke  übei-haupt  .     .  22,8  "/o  22,7  "/o 

6)  die  Ausgaben  für  das  Volksschulwesen  insbesondere  12,6*'/o  22,2% 

7)  die  Ausgaben  für  die  Gemeindeverwaltung      .     .     .  8,87o  13,2% 

8)  die  Ausgaben  für  Verzinsung  und  Tilgung  der  Ge- 

meindeschulden   9,9%  7,7% 

B)  (Sesamteinnalimen: 

1)  die  Einnahmen  aus  dem  nutzbaren  Gemeindevermögen     12,5%  19,9% 

2)  die  Einnahmen  aus  den  Gemeindesteuern  überhaupt    42,9°/o  62,5% 

3)  die  Einnahmen  aus  den  direkten  Gemeindeabgaben 

insbesondere 41,1%  62,1% 

4)  die  Einnahmen  aus  den  indirekten  Gemeindeabgaben 

insbesondere 1,7  "/o  0,4% 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ergibt  sich,  dass  die  Ausgaben  für  das 
Unterrichtswesen  in  den  Städten  wie  in  den  Landgemeinden  gleichmässig 
den  grössten  Anteil  an  dem  Gesamtbetrage  derselben  —  über  V»  —  in  Anspruch 
nehmen,  dass  jedoch  diese  Ausgaben  in  den  Landgemeinden  fast  ausschliesslich, 
in  den  Städten  dagegen  nur  zur  grösseren  Hälfte  auf  die  Volksschulunterhaltungs- 
last  entfallen.  Nächst  den  Kosten  für  das  Unterrichtswesen  beansprucht  die 
Einrichtung  und  Unterhaltung  gemeinnütziger  Anstalten  und  gewerblicher  An- 
lagen in  den  Städten  den  grössten  Anteil  an  den  Gesamtausgaben  (ebenfalls  fast  V»). 
während  diese  Ausgaben  in  den  Landgemeinden  noch  nicht  1  °/o  betragen.  — 
Sodann  folgen  die  Ausgaben  für  Verkehrsanlagen  und  für  Wohlthätigkeit  und 
Armenpflege. 

Bezüglich  der  erheblichen  Aufwendungen  für  gewerbliche  Anlagen  und 
gemeinnützige  Anstalten,  sowie  für  höhere  Schulen  und  Fachschulen  in  den 
Städten  ist  noch  zu  berücksichtigen,  dass  denselben  an  besonderen  Beiträgen 
für  Benutzung  dieser  Anstalten,  insbesondere  an  Schulgeld  etc.  sehr  erhebliche- 
Einnahmen  gegenüberstehen,  welche  sich  bei  den  höheren  Unterrichtsanstalten 
und  Fachschulen  auf  54,4%  der  betreffenden  Ausgaben  belaufen,  die  letzteren 
bei  Gasanstalten,  Wasserwerken  etc.  sogar  um  11%  übersteigen.  —  Hieraus  er- 
klärt es  sich  auch,  dass  der  Anteil  an  den  Gesamteinnahmen,  welcher  auf  die 
Einnahmen  aus  der  Gemeindebesteuerung  entfällt,  bei  den  Städten  nur  etwas 
über  %,  bei  den  Landgemeinden  dagegen  etwas  über  %  beträgt. 

Was  endlich  die  Art  und  Weise  der  Aufbringung  der  direkten  Gemeinde- 
abgaben, deren  Betrag  —  mit  Ausschluss  der  sonstigen  Korporationslasten  —  oben 
auf  104 '/e  Millionen  M.  in  den  Städten  und  66%  Millionen  M.  in  den  Land- 
gemeinden angegeben  worden  ist ,   anlangt  —  so  entfallen  von  dieser  Summe : 
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a)  in  den  Städten    b)  in  den  Land- 
gemeinden 

a)  auf  die  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuem     .  66"/o  777o 

b)  auf  besondere  Kommunaleinkommensteuern    .     .     .  16**/o  4,3'/o 

c)  auf  Wohnungs-  und  Mietssteuem 10,7%  0,17« 

d)  auf  die  Hundesteuer l,l7o  0,67o 

e)  auf  sonstige  besondere  direkte  Personal-  und  R^al- 

steuem 6,27o  187o 

Hierbei  ist  noch  folgendes  zu  bemerken: 

Zu  a)  und  b).  Als  besondere  Kommimaleinkommensteuem  sind  unter  b) 
nur  solche  Steuern  aufgeführt,  welche  von  den  Einschätzungs-  und  Veranlagungs- 
grundsätzen oder  von  der  Skala  hezw.  dem  Tarif  der  Staatsklassen-  und 
klassifizierten  Einkommensteuer  abweichen,  —  z.  B.  Progressivst euem,  welche 
namentlich  in  den  grösseren  Städten  der  beiden  westlichen  Provinzen  mehrfach 
vorkommen.  —  Dagegen  sind  diejenigen  Kommunaleinkommensteuem,  welche 
im  genauen  Anschluss  an  das  System,  die  Skala  und  den  Tarif  der  Staats- 
personalsteuer nur  auf  Grund  einer  besonderen  Regulativbestimmung  die  fingierte 
Einschätzung  der  Forensen,  juristischen  Personen,  Aktiengesellschaften  etc.  zu- 
lassen, imter  den  Zuschlägen  zu  a)  mit  aufgeführt. 

Zu  c).  Von  den  Wohnungs-  und  Mietssteuem  entfällt  der  weitaus  grösste 
Betrag  mit  10,040,000  M.  auf  die  Haupt-  und  Residenzstadt  Berlin,  welche  öVs^/o 
des  Mietswerts  erhebt  (als  Korrelat  derselben  wird  noch  eine  besondere  Real- 
steuer —  die  Haussteuer  —  in  Höhe  von  3,836,700  M.  zur  Erhebimg  gebracht).  — 
Sodann  folgt  Frankfurt  a/M.  mit  einem  Mietssteuerertrag  von  1,050,000  M., 
Halle  a/S.  mit  424,500  M.  und  Danzig  mit  133,500  M.,  der  unbedeutende  Rest 
verteilt  sich  auf  zwei  kleinere  Städte  und  wenige  Landgemeinden. 

Zu  d).  Die  Hundesteuer,  welche  zwar  in  Form  einer  direkten  Gemeinde- 
steuer erhoben  wird,  faktisch  aber  nur  eine  auf  eine  Verminderung  der  Ueber- 
zahl  unnützer  Hunde  abzielende  polizeiliche  Massregel  ist,  liefert  aus  dem  Grunde 
nur  einen  verhältnissmässig  geringen  Ertrag,  weü  der  Maximalbetrag  derselben 
auf  9  M.  jährlich  für  jeden  Hund  gesetzlich  festgestellt  und  die  wiederholt  von 
den  verschiedensten  Seiten  beantragte  Erhöhung  dieses  Maximalbetrags  bisher 
noch  nicht  erfolgt  ist. 

Wenn  man  von  den  verschiedenen  Arten  der  direkten  Kommunalabgaben 
die  Personalsteuern  (Zuschläge  zur  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommen- 
steuer, besondere  direkte  Kommunaleinkommensteuem,  Wohnungs-  und  Miets- 
steuem und  sonstige  direkte  Personalabgaben)  einerseits  und  die  Realsteuern 
(Zuschläge  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  sonstige  direkte  Realabgaben) 
anderseits  zusammenfasst,  so  ergibt  sich,  dass  die  kommimalen  Personalsteuem 
in  den  Städten  83''/'o;  in  den  Landgemeinden  dagegen  nur  45%  aller  direkten 
Kommunalabgaben  ausmachen,  während  auf  die  kommunalen  Realsteuem  in  den 
Städten  15  "/o,  in  den  Landgemeinden  50%  entfallen.  In  den  Städten  herrscht 
demnach  die  Personal-,  in  den  Landgemeinden  die  Realbesteuerung  vor. 

Was  endlich  die  indirekten  Gemeindeabgaben  anbelangt,  so  wurden 
durch  deren  Ertrag  im  Jahre  1869  in  den  Stadtgemeinden  22,47o  aller  Kommimal- 
abgaben,  im  Jahre  1880/81  dagegen  nur  4*',o,  im  Jahre  1883/84  nur  noch  3,9%, 
in   den   Landgemeinden    sogar  nur  0,7°o   aufgebracht,    und   dadurch  von   den 
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Gesamteinnahmen  in  dem  letztgenannten  Jahre  nur  noch  l,7"/o  in  den  Städten, 
bezw.  0,4"/o  in  den  Landgemeinden  gedeckt.  —  Da  mit  dem  Rückgange  der 
indirekten  eine  fortdauernde  Steigerung  der  direkten  Gemeindeabgaben  verbunden 
ist,  so  erscheint  es  erklärlich,  dass  neuerdings  vielfach  von  den  Vertretern  der 
grösseren  Gemeinden  die  Wiedereröffnung  der  reichlich  fliessenden  Quelle  in- 
direkter Kommunalbesteuerung  dringend  beantragt  worden  ist.  Dieser  Wunsch 
erscheint  um  so  berechtigter,  wenn  man  erwägt,  dass  während  in  den  preussischen 
Städten  nur  1,77«  ^^^  Gesamteinnahme  durch  die  indirekten  Gemeindeabgaben 
gedeckt  werden,  dieser  Prozentsatz  sich  auf  8,6"/«  in  Wien,  12,37o  in  München, 
14,37o  in  Stuttgart,  18,2>  in  Budapest,  23,2"/«  in  Warschau  und  Stockholm, 
24,47o  in  Triest,  32,27o  in  Venedig,  und  58,87o  in  Turin  und  Genua  belaufen 
haben.  In  Paris  werden  durch  das  Octroi  143  Millionen  Fr.  aufgebracht  und 
56,57*)  aller  Ausgaben  gedeckt;  in  Frankreich  wurde  das  Octroi  im  Jahre  1880 
in  1541  Städten  erhoben  und  lieferte  einen  Ertrag  von  275  Millionen  Fr.  — 
In  den  10  Jahren  von  1870—1880  hat  sich  die  Zahl  der  Städte,  welche  indirekte 
Gemeindeabgaben  erheben,  in  Preussen  um  98  vermindert,  in  Frankreich  um  25 
(seit  1860  um  81)  vermehrt;  innerhalb  dieses  Zeitraums  hat  sich  der  Ertrag 
der  indirekten  Gemeindeabgaben  in  Preussen  von  fast  1 1  Millionen  M.  auf  rund 
4  Millionen  M.  vermindert,  in  Frankreich  von  167  Millionen  Fr.  auf  275  Millionen  Fr. 
gesteigert.  —  In  Paris  ist  das  Aufkommen  an  Octroi  noch  um  10  Millionen  M. 
höher,  als  das  Gesamtaufkommen  an  direkten  und  indirekten  Gemeindeabgaben 
in  sämtlichen  preussischen  Stadtgemeinden. 

V. 

Die  Steigerung  der  Gemeindeabgaben  in  den  Städten  und 
Landgemeinden  von  den  Jahren  1849  bezw.  1869  und  1876  bis  zum 

Jahre  1883/84. 

Während  sich  die  vom  Staate  erhobenen  direkten  Steuern  von  1876  bis 
1880/81  —  infolge  der  Revision  der  Gebäudesteuer  Veranlagung  —  um  rund 
15  Millionen  M.  oder  pro  Kopf  um  0,42  M.  vermehrt,  dagegen  von  1880/81  bis 
1883/84  —  infolge  der  Aufhebung  der  untersten  Klassensteuerstufen  —  um 
167«  Millionen  M.  oder  pro  Kopf  um  0,62  M.  vermindert  haben,  weisen  die 
Gemeindeabgaben  während  dieses  Zeitraums  im  allgemeinen  eine  ununterbrochene 
und  sehr  erhebliche  Steigerung  nach.  Denn  die  Gemeindeabgaben  sind  von  1876 
auf  1880/81  um  19^4  Millionen  M.  (pro  Kopf  um  0,42  M.),  von  1880/81  auf  1883/84 
um  1274  Millionen  M.  (pro  Kopf  um  0,52  M.)  gestiegen.  Diese  Steigerung  trifit 
vorzugsweise  die  Stadtgemeinden,  in  welchen  sie  von  1876  auf  1880/81  1573  Mil- 
lionen M.  (18,57o),  pro  Kopf  0,95  M.,  und  von  1880/81  auf  1883/84  874  Millionen  M. 
(8,87o),  pro  Kopf  0,93  M.,  betrug,  —  in  geringerem  Grade  die  Landgemeinden, 
in  welchen  sich  dieselbe  von  1876  auf  1880/81  und  von  1880/81  auf  1883/84  auf 
je  4  Millionen  M.  (6,87o)  belief. 

Die  auf  den  Kopf  der  städtischen  Bevölkerung  entfallenden  Durchschnitts- 
beträge an  Gemeindeabgaben  beliefen  sich  im  Jahre  1849  auf  3,77  M.,  '1869  auf 
6,47  M.,  1876  auf  9,58  M.,  1880/81  auf  10,53  M.,  1883/84  auf  11,46  M.  Die 
Steigerung  der  Kopfbeträge  an  Gemeindeabgaben  für  das  Jahr  1883/84  beträgt 
somit  gegen  1880/81  8,87o,  gegen  1876  19,67o,  gegen  1869  77,l7o  und  gegen 
1849  2047o. 
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Für  die  170  preussischen  Städte  mit  mehr  als  10,000  Einwohnern  ist  endlich 
noch  ia  einer  Specialtabelle  das  Verhältnis  der  Höhe  der  Gemeindeabgaben  im 
Jahre  1883/84  zu  den  in  den  Jahren  1880/81,  bezw.  1876  und  1869  zur  Erhebung 
gekommenen  Gemeindeabgaben  nachgewiesen.  Vergleicht  man  zunächst  nur  die 
Höhe  der  Gemeindeabgaben  in  den  Jahren  1880/81  und  1883/84,  so  ergibt  sich, 
dass  iu  diesem  Zeitraum  bei  137  Städten  eine  Steigerung  eingetreten  ist,  welche 
bei  31  Städten  über  20°/o  (bei  Dortmund,  Essen,  Remscheid,  Flensburg,  Spandau, 
Soest,  Waidenburg  i/Schles.  und  Sommerfeld  zwischen  50  und  1007oj  üi  Star- 
gard  i/P.  107°/o,  in  Bunzlau  131%,  in  Fürstenwalde  sogar  226°/o)  beträgt.  Ein 
Rückgang  der  Höhe  der  Gemeindeabgaben  während  dieses  Zeitraums  hat  nur 
in  33  Städten,  imd  zwar  meist  nur  in  unerheblichen  Beträgen  stattgefunden, 
nur  in  den  5  Städten  Neisse,  Dorp,  Sagan,  Braimsberg  iOstpr.  und  Rendsburg 
beträgt  dieser  Rückgang  mehr  als  lO^/o,  erreicht  aber  nirgends  den  Satz  von  SO^/'o. 

Im  Vergleich  mit  der  Höhe  der  Gemeindeabgaben  im  Jahr  1876  weisen 
für  das  Jahr  1883/84  nur  12  Städte  einen  Rückgang  nach,  welcher  nur  bei  Essen 
mehr  als  lO'/o  beträgt;  dagegen  ergibt  sich  in  158  Städten  eine  Steigenmg, 
welche  sich  in  14  Städten  auf  mehr  als  70''/o  beläuft,  nämlich  in  Frankfurt  a/'M. 
(1177o),  Liegnitz,  Remscheid  (1287o),  Beuthen  i/Obschl.,  Eisleben.  Prenzlau  (119», 
Wandsbeck,  Eschweüer,  Bockenheim,  Soest  (354°/o),  Buckau,  Waldenbui^  i/Schl. 
und  Striegau. 

Gegen  1869  ist  endlich  in  keiner  der  52  grössten  Städten  mit  mehr  als 
20.000  Einwohnern  eine  Verminderung  der  Höhe  der  Gemeindeabgaben  ein- 
getreten, sondern  ausnahmslos  eine  Steigerung,  welche  sich  bei  der  Mehrzahl  — 
nämlich  bei  28  —  auf  mehr  als  MOV  beläuft. 

Die  sich  hieraus  ergebende  Steigerung  der  Gemeindeabgaben  hat  dazu  ge- 
führt, dass  im  Jahre  1883/84  in  etwa  1200  Gemeinden  mehr  als  150%  der 
direkten  Staatssteuem  zu  Gemeindezwecken  haben  erhoben  werden  müssen. 
Zuschläge  von  mehr  als  200'';o  der  Grundsteuer  wurden  in  584,  Zuschläge  von 
mehr  als  200°  o  der  Gebäudesteuer  in  548,  Zuschläge  von  mehr  als  300%  der 
Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  in  233  Gemeinden  erhoben.  Die 
Zuschläge  steigen  in  einzelnen  Fällen  bis  zu  6007o  der  Grundsteuer,  5157«  der 
Gebäudesteuer  und  bis  zu  6757o  der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommen- 
steuer, 


Aus  der  vorstehenden  Erörterung  ergibt  sich,  dass,  da  die  Ueberbürdung 
der  Gemeinden  mit  Kommunal-  und  Korporationsabgaben  sowohl  wegen  der 
Ungleichmässigkeit  der  Verteilung,  als  auch  wegen  der  Höhe  und  fortdauernden 
Steigerung  derselben  sich  immer  mehr  fühlbar  macht,  ein  dringliches  Bedürfnis 
einerseits  zu  einer  einheitlichen  gleichmässigen  Regelung  der  das  Gemeinde- 
abgabenwesen betreffenden  Gesetzesvorschriften,  anderseits  zu  einer  Erleichterung 
der  kommunalen  Lasten  der  Gemeinden  —  durch  eine  Vermehrtmg  ihrer  Ein- 
nahmen und  eine  Verminderung  ihrer  Ausgaben  —  anzuerkennen  ist.  Nach 
beiden  Richtimgen  sollte  das  der  preussischen  Landesvertretung  vorgelegte 
Kommunalsteuer-Notgesetz  wenigstens  einigermassen  Abhilfe  schaffen.  Denn  durch 
dasselbe  würden  in  betreff  eines  der  bestrittensten  Pimkte  des  kontroversenreichen 
Gebiets  des  Gemeindeabgabenwesens,  bezüglich  der  Besteuei-ung  des  Fiskus,  der 
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juristischen  Personen,  Aktiengesellschaften  und  Forensen  die  Vorschriften  ein- 
heitlich und  gleichmässig  für  den  ganzen  Staat  geregelt  worden  sein.  Ander- 
seits würden  durch  die  Ausdehnung  der  subjektiven  Steuerpflicht  auf  die 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  diejenigen  eingetragenen  Genossen- 
schaften, deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht, 
sowie  durch  die  Ausdehnung  der  Steuerberechtigung  auf  alle  Stadt-  und  Land- 
gemeinden ohne  Ausnahme  neue  Steuerquellen  eröffnet  worden  sein,  welche  den 
Gemeinden  nach  einer  überschläglichen  Berechnung  eine  Vermehrung  ihrer  Ein- 
nahmen mindestens  um  den  Betrag  von  2  Millionen  M,  zugeführt  haben  würden.  — 
Es  kann  deshalb  nur  lebhaft  bedauert  werden,  dass  dieser  Gesetzentwurf,  dessen 
Grundzüge  von  allen  Seiten  entschiedene  Zustimmung  gefunden  haben,  aus 
äusserlichen  Gründen  nicht  zum  definitiven  Abschluss  gelangt  ist. 

Freilich  wäre  dieses  Gesetz  immer  nur  als  ein  Notgesetz  anzusehen  gewesen, 
welches  auf  dem  Wege  zur  Erreichung  des  Zieles  einer  einheitlichen  gleich- 
massigen  Regelung  des  Gemeindeabgabenwesens  unter  ausreichender  Erleichterung 
der  Ueberbürdung  der  Gemeinden  nur  eine  Etappe  bildet.  Dieses  Ziel  selbst 
wird  erst  dann  erreicht  werden  können,  wenn  durch  die  Durchführung  der 
socialpolitischen  Reformen  im  Reiche  die  Armenlast  der  Gemeinden  erleichtert 
worden  ist,  und  wenn  durch  die  Steuerreformen  im  Reiche  der  preussischen 
Staatsregierung  die  Mittel  zur  Verfügung  stehen  werden,  um  die  im  Eingang 
bezeichneten  Massregeln  —  insbesondere  die  teilweise  üebemahme  der  Volks- 
schulunterhaltungslast  auf  Staatsfonds  —  zur  Durchführung  zu  bringen. 


FinanzgesetzgebLiiig. 


Das  österreichisch-imgarische  Branntweinsteuergesetz 
vom  19.  Mai  1884. 

Von 
Dr.  Julius  Wolf. 

Die  das  österreichisch-ungarische  Branntweinsteuergesetz  vom  19.  Mai  1884 
beheiTschende  Idee,  die  ihm  auch  Motiv  gewesen,  ist  erweiterte  Einführung 
der  Bi-anntweinfabrikatsteuer.  Oesterreich-Üngam  hat  bekanntlich  einmal  bereits 
Fabrikatsteuer  besessen,  von  1862  —  1865.  Sie  wurde  abgeschafft  aus  Anlass 
der  von  den  Brennereien  - —  manchmal  im  Einverständnis  mit  den  Beamten  — 
geübten  Defraude  durch  Fälschung  oder  unrichtige  Aufnahme  der  Angaben  des 
Spiritusmessapparats.  Man  nahm  nun  1865  an  Stelle  der  Fabrikatsteuer,  der 
im  Prrncip  exaktesten  Steuerform,  die  (neben  Abfindung)  unzuverlässigste,  die 
Pauschalierungssteuer  an,  welche,  von  einer  vorausgesetzten  Leistungsfähigkeit 
specieller  Werkvorrichtungen  während  einer  gewissen  Zeit  ausgehend,  die  Steuer 
einfach  nach  der  Dauer  von  deren  Verwendung  bemisst.  Es  konnte  nicht  anders 
sein,  als  dass  diese  Steuerform  (Mais ehr aumpauschalierungssteuer)  sich  nicht 
bewährte.  Die  Einnahmen  erreichten  nicht  die  Höhe  jener  zur  Zeit  der  Fabrikat- 
steuer trotz  der  mit  letzterer  verbunden  gewesenen  Defrauden.  Diesmal  lag  der 
Schlüssel  zur  Verminderung  der  Steuerschuldigkeit  im  Gesetz.  Man  erzeugte 
einfach  in  gegebener  Zeit  weit  mehr  Spiritus  als  das  Gesetz  als  mögliche  Durch- 
schnittserzeugung annahm  und  besteuerte.  Solche  Mehrerzeugung  konnte  selbst- 
verständlich niemand  verwehrt  werden.  Eine  Neuregelung  der  Ausbeuteannahme- 
sätze, der  , Pauschalierungsmassstäbe "  erfolgte  zwar  1868,  aber  man  bewirkte 
damit  bloss,  dass  die  Brenner  zu  noch  höheren  Ausbeuten  als  bisher  gelangten, 
derart,  dass  das  Verhältnis  ihrer  Ausbeute  zu  der  gesetzlichen  das  frühere  blieb. 
Die  Regierung  hätte  nun  eine  neuerliche  Aenderung  des  Steuersystems  nicht 
gescheut,  hätte  sie  nicht  von  dem  fortgesetzten  Wechsel  des  Systems  schädliche 
Einwirkungen  für  die  Industrie  befürchtet.  So  blieb  nun  die  Pauschalierungs- 
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Steuer  in  vollem  Umfange  bis  1878  bestehen,  wie  bitter  auch  die  mit  ihr  ge- 
gebenen Einnahm enentgänge  empfunden  wurden.  Der  1878  zu  vereinbarende 
Ausgleich  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  war  der  Anstoss  zu  einer  Reform- 
bewegung. Oesterreich  und  Ungarn  waren  verschiedener  Meinung  über  die- 
Richtung,  welche  ihr  zu  geben  sei.  Oesterreich  hätte  gerne  an  die  Stelle  der 
Pauschalierungssteuer  die  Fabrikatsteuer  gesetzt.  Ungarn  trat  dem  entgegen. 
Als  im  österreichischen  Abgeordnetenhause  trotzdem  ein  Antrag  angenommen 
wurde,  welcher  Geltung  der  Produktsteuer  für  Brennereien  mit  Maischraum 
von  über  45  hl  vom  1.  September  1882  aussprach,  wurde  er  schon  im  öster- 
reichischen Herrenhaus  verworfen.  Das  schliesslich  zur  Annahme  gelangte  Gesetz- 
vom  27.  Juni  1878  begnügte  sich  mit  Einführung  der  Fabrikatsteuer  als  Fakul- 
tativsteuer und  mit  Erhöhung  der  Ausbeutesätze  bei  Pauschalierungssteuer. 
Von  dem  Rechte,  Fabrikatsteuer  zu  wählen,  machten  in  den  folgenden  Jahren 
aber  nur  Presshefe  erzeugende  Brennereien  Gebrauch,  weil  mit  dem  bei  Press- 
hefeerzeugung erforderlichen  Fabrikationsprozess  ihnen  die  Möglichkeit  genommen; 
war,  bei  Maischraumpauschalierungssteuer  wie  die  anderen  Brennereien  an  Steuer 
zu  sparen.  Ihnen  war  die  gewonnene  Presshefe  Ersatz  für  ihre  Mehrsteuer- 
leistung. —  Auch  das  Gesetz  von  1878  befriedigte  den  Fiskus  nicht.  Die  wenigen- 
Schwalben  mit  Fabrikatsteuer  machten  den  Sommer  nicht.  Die  Hauptmasse- 
der  Brennereien  zahlte  schliesslich  kaum  die  Hälfte  der  im  Gesetz  angenom- 
menen Steuer. 

Die  Fabrikatsteuer-Brennereien  erzeugten  im  Jahre  1882/83  240,000  hl  und 
versteuerten  240,000  hl.  Die  Erzeugung  der  Maischraumpauschalierungs-Bren- 
nereien  im  Jahre  1882/83  lässt  sich  auf  etwa  2,400,000  hl  schätzen  gegen  eine 
Versteuerung  von  1,090,000  hl.  Die  durch  die  Maischraumpauschalierung.s- 
Brennereien  zu  wenig  gezahlte  Steuer  war  hiernach  (Steuersatz  ist  in  Oestei-reich- 
Ungarn  Hfl.  pro  Hektoliter  absoluten  Alkohol)  rund  14,000,000  fl.  Ein  solcher 
Betrag  war  eine  Reform  wert.  Durchaus  nicht  die  ganze  Summe  jedoch  der 
14  Millionen,  die  der  Staat  verlor,  gewannen  die  Fabrikanten.  8—9  Millionen 
Gulden  gingen  auf  Werteverlust,  der  herbeigeführt  war  durch  die  mit  Maisch- 
raumpauschalierungssteuer  notwendige  Erzeugungsmethode.  Die  Maischraum- 
pauschalierungssteuer  legt  die  Steuer  auf  die  Benützung  des  Maischraums  in 
bestimmter  Zeit.  Es  wird  hierbei  von  der  Voraussetzung  einer  gewissen  Anzahl 
Stunden  für  jede  Maischung  ausgegangen.  Aber  während  der  Staat  bei  Auf- 
stellung seines  Ausbeutesatzes  14  oder  16  Stunden  oder  noch  mehr  für  jede 
Maischung  in  Anschlag  nahm,  maischte  man  thatsächlich  alle  10  oder  alle  8 
und  selbst  alle  6  Stunden.  Die  Arbeit  wurde  damit  eine  iiTationelle,  man  ver- 
schwendete Material,  ersparte  aber  doch  mehr  Steuer.  Brachte  derart  die  Bilanz 
dem  Brenner  noch  immer  einen  Gewinn,  so  war  der  Volkswirtschaft  der  Wert 
des  verschwendeten  Materials  (abzüglich  des  dabei  bewirkten  Nährstoffmehr- 
gehalts der  Schlempe,  der  oben  in  Abzug  gebracht  ist)  doch  verloren,  und  solcher 
Wert  repräsentierte,  wie  wir  sahen,  einen  sehr  beträchtlichen  Betrag.  Dies 
nicht  minder  wie  der  Einnahmeverlust  des  Staates  musste  eine  Reform  dringend 
machen.  In  dem  nun  fertig  vorliegenden  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  ist  sie  ver- 
sucht. Bei  Ausarbeitung  des  Gesetzes  war  eine  grosse  Schwierigkeit  zu  über- 
winden. Man  war  sich  darüber  klar,  dass  nur  die  Fabrikatsteuer  dem  Staate 
entsprechende  Einnahmen  bringen  könne.    Die  Fabrikatsteuer  machte  natürlich 
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den  Genuss  einer  Steuerprämie  seitens  des  Fabrikanten  unmöglich.  Mit  dem 
Wegfall  dieser  Prämie  musste  aber  der  Export  österreichisch-imgarischen  Brannt- 
weins in  einer  Weise  getroffen  werden,  dass  an  sein  Weiterbestehen  nicht  zu 
glauben  war.  Der  Export  hatte  sich,  bedrängt  von  der  Konkurrenz  Deutsch- 
lands, Russlands  imd  der  amerikanischen  Union  mühselig  genug  in  recht  mas- 
sigen Grenzen  erhalten.  Mit  der  Prämie  wäre  ihm  aber  sein  Lebensnerv 
genommen  gewesen,  er  hätte  aufgehört.  Da  stak  man  also  in  einer  Klemme. 
Man  wollte  Fabrikatsteuer  und  wollte  Prämie.  Letzteres  um  so  mehr,  als  man 
teilweise  in  offener  Unkenntnis  der  betreffenden  wirtschaftlichen  Vorgänge  dem 
Brenner  auch  im  Inland  eine  Prämie  im  Gesetz  gewähren  zu  müssen  glaubte, 
um  ihn  existenzfähig  zu  erhalten.  Ein  Vorschlag,  von  Ungarn  gemacht, 
der  die  Inlandsprämie  entfernt  hätte,  ging  dahin,  es  mögen  von  dem  Netto- 
erträgnis der  Steuer,  welches  mit  ungefähr  18  Millionen  angenommen  war, 
6  Prozent,  also  ca.  1  Million  Gulden  für  ,Caloentschädigung"  bestimmt  und 
auf  die  zu  exportierende  Menge  Spiritus  auf  Grund  des  Exportergebnisses 
des  letzten  Jahres,  neben  der  eigentlichen  Steuerrestitution  verteilt  werden. 
Oesterreich  lehnte  diese  Proposition  ab  und  schlug  seinerseits  vor,  die  Prämie 
dadiurch  herzustellen,  dass  aller  unt«r  Fabrikatsteuer  gewoimener  Spiritus 
unter  Annahme  einer  Gradhältigkeit  von  bloss  75  Prozent  versteuert  werde. 
Dieser  Vorschlag  gelangte,  trotzdem  er  kaum  als  der  bessere  angesehen  werden 
kann,  schliesslich  zur  beiderseitigen  Annahme  und  bildet  damit  die  Grundlage 
des  neuen  Gesetzes. 

Das  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  behält  die  vier  im  Gesetz  von  1878  gegebenen 
Steuerformen  bei:  Fabrikatsteuer,  Maischraumpauschalierungssteuer,  Brennraum- 
pauschaUerungssteuer,  Abfindung.  Die  letzteren  zwei  sind  Nebensteuerformen, 
die  Anwendung  finden  auf  specielle  Arten  von  Brennereien,  mit  gewöhnlich 
geringer  und  geringster  Erzeugung. 

Die  Fabrikatsteuer  ist,  wie  bereits  angeführt,  nicht  reine  Fabrikatsteuer, 
derm  sie  versteuert  alles  gewonnene  Produkt  unter  Aimahme  eines  Gehaltes  von 
75  Prozent  Alkohol.  Der  Spiritusmessapparat  hat  daher  nur  die  Menge  des 
durchlaufenden  Spiritus  zu  ermitteln  und  anzugeben.  Die  gesetzliche  An- 
nahme der  Gradhältigkeit  des  Produktes  mit  75  Prozent  hat  das  Bestreben 
des  Brenners  zur  Folge,  möglichst  hochgradiges  Produkt  zu  erzeugen  imd 
damit  an  Steuer  zu  sparen.  Man  kann  mit  den  gegenwärtig  zu  Gebote  stehenden 
Brennapparaten  bis  95gradiges  Produkt  erzeugen.  Im  Mittel  dürfte  im  nächsten 
Jahr  ein  Spiritus  von  91—92  Grad  zur  Erzeugung  gelangen.  Es  wird  also 
als  Spiritus  von  75  Prozent  solcher  von  91'/»  Prozent  versteuert  werden,  und 
man  wird  (bei  einem  Normalsteuersatz  von  11  kr.  pro  Hektolitergrad)  für 
den  Hektoliter  Spiritus  von  91 V«  Prozent  8  fl.  25  kr.  zu  zahlen  haben, 
während  bei  reiner  Fabrikatsteuer  hierfür  10  fl.  6*/«  kr.  zu  zahlen  gewesen 
wären.  Auf  den  Hektoliter  absoluten  Spiritus  (von  100  Prozent)  entfallen  hier- 
nach 9  fl.  2  kr.  Steuer.  Rund  zwei  Gulden  pro  Hektoliter  sind  hiemach 
die  mittlere  Prämie. 

Der  Fabrikatsteuer  sind  alle  jene  Brennereien  unterworfen,  welche  in  den 
Maischgefässen  —  je  nachdem  sie  landwirtschaftliche  oder  nichtlandwdrtschaft- 
liche  Brennereien  sind  —  einen  50  bezw.  35  hl  übersteigenden  Gesamtinhalt 
haben.     Es  sind  damit  die  Brennereien,  welche  unter  die  Fabrikatsteuer  fallen. 
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von  sehr  verschiedener  Grösse  und  Kapitalski-aft,  derart,  dass  die  höchste  Aus- 
nützung der  Steuer,  die  Erzeugung  eines  Produktes  von  etwa  92—95  Prozent 
bei  einer  grossen  Anzahl  von  ihnen,  bei  den  kleineren  Brennereien,  nicht 
vorausgesetzt  werden  kann.  Damit  wird  die  Besteuerung  ungleich,  freilich 
nicht  allzusehr,  da  Spiritus  unter  85  Prozent  nicht  erzeugt  werden  wird. 
Die  Steuer  wird  variieren  von  etwa  9  fl.  bis  9  fl.  70  kr.  pro  Hektoliter 
absoluten  Alkohol,  also  nicht  so  viel  wie  bei  der  früheren  Maischraum- 
pauschalierungssteuer  und  auch  nicht  so  viel  wie  bei  der  Maischraumsteuer 
Norddeutschlands. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Branntwein  wird  die  Steuer  von  Hfl.  pro  Hekto- 
liter , nebst  einem  zehnprozentigen  Zuschlag  für  die  durch  Lagerung,  Trans- 
port u.  s.  w.  entstehende  Schwendung"  rückvergütet.  Zur  Ausfuhr  gelangt  nur 
Spiritus  der  grössten  Brennereien.  Diese,  welche  im  Mittel  jetzt  etwa  93  Prozent 
erzeugen  werden,  geniessen  eine  Prämie  aus  der  Steuer  von  2  fl.  13  kr.  pro 
Hektoliter.  Von  der  Caloentschädigung  können  wohl  auch  7  Prozent  als  reine 
Prämie  gerechnet  werden,  was  die  gesamte  Ausfuhrprämie  auf  2  fl.  28  kr. 
oder  20,7  Prozent  der  Steuer  kalkuliert.  Mit  den  Jahren  wird  sich  auf  Grund 
der  Erzeugung  noch  etwas  höhergradigen  Spiritus  der  Satz  der  Prämie  jeden- 
falls etwas  erhöhen. 

Presshefe  erzeugende  Brennereien  zahlen  einen  dreissigprozentigen  Zu- 
schlag zur  Steuer.  Man  kam  zu  dieser  Bestimmung  auf  dem  Wege  folgender 
Ei-wägung:  Bisher  haben  Presshefeerzeuger  ^)  Fabrikatsteuer  gezahlt.  Infolge- 
dessen zahlten  sie  für  die  gleiche  Spirituserzeugung  höhere  Steuer  als  die  Maisch- 
raumpauschalierungs-Brennereien.  Ihr  gedeihliches  Fortkommen  war  hierdurch 
aber  nicht  gefährdet.  Da  sie  sich  —  folgerte  man  weiter  —  derart,  vermöge 
der  Erzeugung  der  Presshefe  als  Nebenprodukt,  als  besonders  steuerfähig  gegen- 
über den  übrigen  Brennereien  erwiesen  haben,  so  ist  die  Verschiedenheit  der 
Behandlung  auch  nach  dem  neuen  Gesetz  beizubehalten.  Sie  ist,  sobald  das 
Gros  der  übrigen  Brennereien  Fabrikatsteuer  zahlt,  für  die  presshefeerzeugenden 
Brenner  vermittelst  eines  Steuerzuschlags  durchzuführen.  —  Die  Presshefe- 
erzeuger wehrten  sich  nicht  gegen  den  Zuschlag  —  ja,  er  w^ar  ihnen  erwünscht. 
Sie  sahen  in  ihm  einen  wesentlichen  Schutz  gegen  die  bei  allgemeinerer  Ein- 
führung der  Fabrikatsteuer  drohende  Konkurrenz  der  Presshefeerzeugung  jener 
Brenner,  welchen  bisher  die  Maischraumpauschalierungssteuer  Presshefeerzeugung 
verwehrt  hatte  und  denen  die  Presshefeerzeugung  nicht  so  viel  Chancen  bot. 
um  sie  zur  Annahme  der  Fabrikatsteuer  zu  bewegen. 

Der  Geltungsbereich    der  Maischraumpauschalierungssteuer   bleibt 


^)  Die  Presshefeindustrie  ist  sehr  bedeutend  in  Oesterreich- Ungarn.  Sie 
ist  die  bedeutendste  der  Welt.  Es  wird  Presshefe  in  grossen  Mengen  nach 
Deutschland,  Russland,  Italien  und  in*  die  Schweiz  exportiert.  Diesen 
Export  haben  insbesondere  die  grossen  Brennereien  bei  Wien  in  der  Hand,  die 
auch  einen  sehr  grossen  Teil  des  Inlandes  mit  ihrer  Ware  versehen.  Durch  die 
Zollerhöhungen  Russlands  und  Deutschlands  in  den  letzten  Jahren  hat  die  Weiter- 
entwickelung der  Presshefefabriken  indes  schon  gelitten,  und  es  ist  kein  Zweifel, 
dass  weitere  Zollerhöhungen  der  Nachbarstaaten,  wie  sie  vielleicht  schon  in 
Aussicht  stehen,  für  die  österreichische  Presshefeindustrie  ein  schwerer  Schlag 
sein  werden. 
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—  bei  erhöhten  Ausbeutesätzen  —  ausgedehnt  atif  die  nach  den  Gesetzesbestim- 
mungen von  1878  der  Maischraumpauschalierungssteuer  verfallenden  Brennereien, 
welche  nicht  nach  dem  neuen  Gesetz  zur  Fabriksteuer  verhalten  sind  und  solche 
auch  nicht  freiwillig  gewählt  haben.  In  der  Belassung  der  Maischiaumpauscha- 
lierungssteuer  an  diese  Kategorie  Brenjiereien  haben  die  letzteren  kein  sehr  wert- 
volles Privüeg.  Infolge  der  mit  einer  , rationellen"  Ausnützung  der  Maisch- 
raumpauschalierungssteuer  verbundenen  Materialverschwendung  stellt  sich  nämlich 
für  aUe  Brennereien,  welche  nicht  besonders  büliges  Material  zur  Verfügung 
haben,  die  Büanz  nicht  günstig  gegenüber  den  ja  auch  Prämie  geniessenden 
Fabrikatsteuer-Brennereien.  Besonders  büliges  Material  haben  die  meisten  Bren- 
nereien in  Galizien,  und  diese  allein  dürften  bei  Pauschalienmgssteuer  in  ihrer 
Existenz  nicht  allzusehr  bedroht  sein.  Anders  mit  den  betreffenden  Brennereien 
der  übrigen  Kronländer.  Für  diese  ist  die  Fabrikatsteuer  jedenfalls  die  vorteil- 
haftere Steuerform.  Wenn  Fabrikatsteuer  trotzdem  nur  selten  von  diesen  Bren- 
nereien gewählt  werden  wird,  so  liegt  dies  in  den  Kosten  ihrer  Einführung. 
Anschaffung  eines  Messapparats.  Rekonstruktion  oder  Neubeschaffung  des  Brenn- 
apparats sind  Ausgabeposten,  die  nicht  jede  von  den  kleinen  Brennereien  be- 
streiten kann.  Kann  sie  dies  nicht,  so  ist  freilich  ihre  Existenz  nunmehr  ge- 
fährdet. Uebrigens  ist,  um  ihnen  den  Uebergang  zur  Fabrikatsteuer  zu  er- 
leichtem, allen  Brennereien,  deren  Erzeugungsmenge  durchschnittlich  für  jeden 
Tag  der  monatlichen  Anmeldungsperiode  392  hl  Spiritus  nicht  übersteigt,  ein 
Nachlass  von  ö  Prozent  der  Steuer  zugesprochen. 

Ein  teilweise  erhöhter  Steuemachlass  ist  dann  den  landwirtschaftlichen 
Brennereien  gewährt.  Die  Bedingungen,  welche  erfüllt  sein  müssen,  damit  die 
Brennerei  als  landwirtschaftlich  anerkannt  werde ,  sind ,  wie  der  nachfolgende 
Gesetzestext  zeigt,  recht  strenge.  Wohl  ist  man  im  Parlamente  für  eine  Er- 
weiterung des  Begriffs  der  landwirtschaftlichen  Brennerei  eingetreten.  Man 
wollte  die  Qualifikation  nicht  an  die  Verbindung  mit  einer  , einzelnen"  Land- 
wirtschaft, nicht  an  die  Verwendung  des  ,grössten",  sondern  bloss  eines  grossen 
Teils  der  Ernte  zur  Brennerei  gebunden,  des  weiteren  die  Nachlassperiode  auf 
10  Monate  ausgedehnt,  den  notwendigen  Arealbestand  der  Landwirtschaft  auf 
o  Hektar  herabgemindert  Abrissen.  Viele  Brenner  traten  für  eine  Erweitenmg 
der  Maischraum-,  resp.  Erzeugungsgrenze,  welche  den  landwirtschaftlichen 
Brennereien  zu  stecken  ist,  ein,  so  auf  60  und  selbst  30  hl  Maischraum,  resp. 
Liter  Fabrikat.     All  diesen  Bestrebungen  blieb  aber  der  Erfolg  vei-sa^t. 

Dagegen  wurden  den  Brennereien,  welche  unter  die  Pauschalierung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung  fallen  und  die  teilweise  auch 
zm-  abfindungsweisen  Branntweinsteuer -Entrichtung  zugelassen  sind,  Erleich- 
terungen von  Bedeutimg  zugestanden. 

Wenn  man  das  Gesamte  des  Gesetzes  von  ]884  ins  Auge  fasst,  so  muss 
man  die  erfolgte  Neuregelung  als  Fortschritt  bezeichnen,  als  Fortschritt  durch 
die  entsprechendere  Befriedigung  der  berechtigten  Einnahmeforderuno'en  des 
Staates  und  als  Fortschritt  durch  die  im  Gesetz  gegebene  Veranlassung  zum 
Aufgeben  der  früheren  irrationellen  Erzeugungsmethode. 

Dass  die  Fabrikatsteuer  nicht  auf  alle  Brennereien  erstreckt  wurde,  die 
früher  unter  Maischramnpauschalienmg  standen,  hat  nicht  seinen  Grund  in 
Bedenken   gegenüber   der  Fabrikatsteuer.     Dass  in   ihren  Rahmen   die  Prämie 
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aufgenommen  wurde,  trotzdem  eine  solche  dem  Wesen  der  Fabrikatsteuer 
eigentlich  widerspricht,  kann  man  dem  Gesetzgeber  sicherlich  nicht  verdenken. 
Nur  hätte  es  andere  Wege  gegeben  als  den  von  ihm  eingeschlagenen,  die 
als  Vorzug  gegen  den  letzteren  insbesondere  die  Beschränkung  der  Prämie 
auf  das  Ausland,  die  Vermeidung  ungleicher  Besteueining  und  kostspieliger 
Investitionen  gehabt  hätten.  Letztere  entstehen  für  die  Brenner  insbesondere 
durch  die  Nötigung  zur  Neuanschaffung  und  Rekonstruktion  von  Apparaten  zu 
Zwecken  der  Erzeugung  höchstgradigen  Produkts. 

Es  ist  uns  übrigens  wahrscheinlich,  und  dies  ist  auch  in  den  Debatten  im 
österreichischen  Abgeordnetenhause  ausgesprochen  worden,  dass  das  Gesetz  von 
1884  keinen  Ruhepunkt  darstellt,  sondern  dass  in  einigen  Jahren  für  die  Rationali- 
sierung der  Gesetzgebung  weitere  Schritte  gemacht  werden  werden.  Es  wäre 
nicht  unmöglich,  dass  die  Verhandlungen  zum  östeiTeich-ungarischen  Ausgleich 
1888  Anlass  geben  zu  weiterer  Entwickelung  der  im  Gesetz  von  1884  nur  mangel- 
haft und  beschränkt  ausgeführten  Principien. 


Gesetz  vom  27.  Juni  1878 

(R.G.Bl.  Nr.  72,  F.Y.Bl.  Nr.  21). 

betreffend  die  Branntweinbesteuerung  für  die  im  Reichsrate 

Tertretenen  Königreiche  und  Länder  mit  Ausnahme  des  Zoll- 

ansschlnsses  Triest  ^). 

(Mit  Einschaltung  der  durch  das  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  [R.G.Bl.  Nr.  62]  fest- 
gestellten Abänderungen.) 


Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
"wie  folgt: 

Erstes  Hauptstück. 
Ornndbestimmnn^en. 

Gegenstand  und  Ausmass  der  Steuer. 

§  1.  Gebrannte  geistige  Flüssigkeit  imt erliegt  bei  der  Erzeugung  der 
Vei-zehrungssteuer  von  elf  Kreuzern  für  jeden  Hektoliter  und  jeden  Alkohol- 
grad nach  dem  vorgeschriebenen  hundertteiligen  Alkoholometer  (HektoUtergrad. 
Liter  Alkohol). 

Dieselbe  Steuer  ist  auch  bei  derjenigen  Essiggut-  und  Essigerzeugung, 
welche  aus  anderer  als  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit,  z.  B.  aus  gegorener 
Maische  mittelst  Destillation  derselben  stattfindet,  nach  der  Alkoholmenge  zu 
entrichten,  welche  diese  Flüssigkeit  liefern  würde,  wenn  sie  zur  .-Ukohol- 
gewinnung  bestimmt  würde. 

[Ist  mit  der  Erzeugrmg  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  oder  mit  der 
erwähnten  Erzeugimg  von  Essiggut  oder  Essig  zugleich  die  Erzeugung  von 
Presshefe  (zum  Absätze  bestimmte  Hefe)  verbimden,  so  ist  zu  dem  obigen 
Steuersatze  noch  ein  Zuschlag  von  dreissig  Prozent  zu  entrichten]  *). 


')  Die  früher  auch  für  Dalmatien  und  die  Zollausschlüsse  von  Istrien  und  Brody  be- 
standene Ausnahme  von  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ist  durch  das  Gesetz  vom  20.  De- 
zember 1879  (R.G.Bl.  Xr.  139;  aufgehoben  worden. 

-   Der  letzte  Absatz  wurde  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  nen  hinzugefügt. 
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Steuerfreie  Branntweinerzeugung. 

§  2.  Die  durch  die  bisherigen  Vorschriften  zugestandene  Steuerbefreiung 
für  die  Branntweinerzeugung  aus  selbst  erzeugten  Stoffen  zum  eigenen  Haus- 
bedarfe  bleibt  innerhalb  der  festgestellten  Grenzen  und  Bedingungen  aufrecht. 
Das  Finanzministerium  wird  jedoch  ermächtigt,  zur  Erleichterung  der  steuer- 
amtlichen Ueberwachung  der  steuerfreien  Branntweinerzeugung  die  ausnahms- 
weise gemachten  Zugeständnisse,  insoweit  dieselben  entbehrlich  sind,  aufzu- 
heben, sowie  auch  mit  billiger  Berücksichtigung  der  landesüblichen  Art  der 
steuerfreien  Branntweinerzeugung  zu  bestimmen,  ob  der  für  dieselbe  innerhalb 
eines  Jahres  gewidmete  Zeitraum  ununterbrochen  zu  benützen  ist  oder  in  zwei 
oder  mehrere  Zeitabschnitte  geteilt  werden  darf. 

Steuerrückvergütung. 
a)  Bei  der  Ausfuhr  von  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit. 

§  3.  Von  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit,  welche  unter  Vorbehalt  der 
Steuerrückvergütung  in  Fässern  und  in  Mengen  von  mindestens  50  Litern  über 
die  Zolllinie  ausgeführt  wii-d,  wird  für  jeden  Hektoliter  und  jeden  mittelst  des 
vorgeschriebenen  huntertteiligen  Alkoholometers  erhobenen  Grad  Alkoholgehalt 
(Hektolitergrad  Alkohol)  die  Verzehrungssteuer  von  elf  Kreuzern  [nebst  einem 
zehnprozentigen  Zuschlage  für  die  durch  Lagerung,  Transport  u.  s.  w.  entstehende 
Schwendung]  ^)  mittelst  Anweisungen  rückvergütet,  die  sechs  Monate  nach  dem 
Tage  fällig  werden,  an  welchem  diese  Flüssigkeit  über  die  Zolllinie  ausge- 
treten ist. 

[Bei  der  Ausfuhr  von  Liqueur  über  die  Zolllinie  wird,  wenn  die  Versendung 
mindestens  25  Liter  in  Gebinden  oder  Flaschen  von  je  %,  V^»  1  oder  mehreren 
Litern  umfasst,  die  Steuerrückvergütung  mittelst  Anweisungen  der  bezeichneten 
Art  geleistet  und  zwar  mit  4  kr.  per  Liter]  ^). 

[Für  Mengen  unter  25  Liter  wird  eine  Rückvergütung  nicht  geleistet]  ^). 
b)  Bei  der  Yerwendung  TOn  Branntwein  zur  Erzeugung  gewisser  Fabrikate. 

§  4.  Die  Finanzverwaltung  wird  ermächtigt,  unter  geeigneten  Bedingungen 
und  Vorsichten  die  Steuerrückvergütung  auch  für  Branntwein  zu  gewähren, 
welcher  zur  Erzeugung  von  nicht  in  die  Reihe  der  menschlichen  Genussmittel 
gehörigen  Fabrikaten,  z.  B.  Bleizucker,  verwendet  wird. 

Entscheidung  über  die  Gebührenpflicht  und  das  Ausmass  der 

Gebühr. 

§  5.  Weder  über  die  Frage,  ob  die  im  §  1  bezeichnete  Verzehrungssteuer 
zu  entrichten  ist  oder  nicht,  auch  über  das  Ausmass  der  Gebühr  findet  ein 
Verfahren  vor  den  ordentlichen  Gerichten  statt. 


1)  Das  in  Klammem  Stehende  wurde  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  beigefügt. 

2)  Dieser  Absatz  lautete  bisher:  Bei  der  Ausfuhr  von  Liqueur  über  die  Zolllinie  wird, 
wenn  die  Sendung  mindestens  25  Liter  in  Gebinden  oder  100  Flasclien  von  je  einem  Viertel- 
oder  einem  halben  oder  ganzen  Liter  Inhalt  umfasst,  die  Steuemickvergütung  mittelst  An- 
weisungen der  bezeichneten  Art  geleistet,  und  zwar  mit  93  kr.  für  100  Vieitelliter,  mit  1  fl.  80  kr. 
für  100  halbe  Liter  und  mit  3  fl.  72  kr.  für  100  Liter. 

3)  Bisheriger  Text :  Für  Mengen  unter  25  Liter  wird  eine  Rückvergütung  nicht  geleistet. 
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Einbringung  unberichtigter  Geböhren. 

§  6.  Unberichtigte  Gebühren  sind  auf  die  zur  Einbringung  rückständiger 
öiFentlicher  Steuern  vorgeschriebene  Art  einzubringen. 

Beistandsleistung  bei  der  Durchführung  der  Steuer. 

§  7.  Jeder  Gemeindevorstand  ist  verpflichtet,  den  Finanzorganen  bei  den 
Amtshandlungen,  welche  sie  zum  Vollzuge  der  im  §  1  bezeichneten  Steuer  vor- 
nehmen, auf  ihr  Ansuchen  unverweilt  Beistand  zu  leisten. 

V  e  r  j  ä  h  r  u  n  g. 

§  8.  Die  Bestimmungen  über  die  Verjährung  der  Steuer  werden  durch 
ein  besonderes  Gesetz  geregelt. 

Haftung  für  die  Beobachtung  der  Vorschriften. 

§  9.  Wo  ein  Ausstand  aus  vernachlässigter  Beobachtung  der  bestehenden 
Vorschriften  verloren  geht,  hat  der  schuldtragende  Teil  dem  Staatsschatze 
für  den  Verlust  zu  haften. 


Zweites  Hauptstück. 

Allgemeine  Anordunngen  für  die  Sicherstellnng  und  Einhebung  der 

Steuer. 

Beschreibung  der  Erzeugungsstätte  und  Uebersicht  der  Werks- 
vorrichtungen und  Aufbewahrungsge fasse. 

§  10.  Wer  gebrannte  geistige  Flüssigkeit  zu  erzeugen  oder  mittelst 
Destillation  umzugestalten  oder  Essig  oder  Essiggut  mittelst  der  Destülation 
aus  anderer  als  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  zu  erzeugen  beabsichtigt,  ist 
verpflichtet,  die  Beschreibung  der  Erzeugungsstätte  und  Uebersicht  der  Werks- 
vorrichtungen, bezw.  die  Betriebsanzeige  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist 
(§§  31,  54.  62  imd  75)  einzubringen. 

Anzeige  des  Besitzes  von  Destillirapparaten. 

§  11.  Besitzer  von  Destillirapparaten,  welche  keine  der  im  vorstehenden 
§  10  erwähnten  Beschäftigungen  treiben  imd  sich  nicht  mit  der  Verfertigung 
oder  mit  dem  Verschleisse  solcher  Apparate  beschäftigen,  haben  den  Besitz 
dieser  Apparate  binnen  48  Stunden  nach  BeischafFung  derselben  in  zweifacher 
Ausfertigung  dem  im  Orte  oder  in  dessen  Nähe  befindlichen  hiezu  bestimmten 
Finanzorgane  schriftlich  anzuzeigen. 

Ein  Exemplar  der  Anzeige  wird  mit  der  Bestätigung,  dass  solches  über- 
reicht wurde,  dem  Anzeigenden  zu  seiner  Deckung  und  Ausweisung  ziuröck- 
gesteUt.  Von  der  erwähnten  Anzeige  sind  namentlich  die  Apotheker  bloss  be- 
züglich jener  Brenn  Vorrichtungen  befreit,  welche  nicht  über  einen  Liter  fassen 
oder  aus  anderem  Materiale  als  Metall  verfertigt  sind. 
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Allgemeine  Obliegenheiten  der  Unternehmer  (§  10)  in  Absicht 
auf  den  Gewerbsbetrieb. 

§  12.  Dem  Unternehmer  obliegt  es,  an  dem  äusseren  Teile  der  Er- 
zeugungsstätte den  CTewerbsbetrieb  durch   eine  kennbare  Aufschrift  anzudeuten. 

Er  ist  femer  für  die  Erhaltung  der  amtlichen  Bezeichnung  an  den  Werks- 
vorrichtungen und  Geräten  verantwortlich  und  insbesondere  verpflichtet,  die 
durch  andere  Personen  oder  durch  Zufall  geschehene  Beschädigung  oder  gänz- 
liche Vertilgung  dieser  Bezeichnung  behufs  der  Erneuerung  derselben  binnen 
24  Stunden  nach  erlangter  Kenntnis  bei  dem  nächsten  Finanzorgane  anzuzeigen. 

Unabhängig  von  der  in  den  §§  31,  62  und  75  bemerkten  Verpflichtung 
zur  Anzeige  des  Betriebsleiters  und  des  Aufsichtspersonales  hat  der  Unternehmer 
eine  während  seiner  Abwesenheit  in  den  Räumen  des  Gewerbebetriebes  an- 
wesende Person  zu  bestellen,  um  in  seinem  Namen  den  Finanzorganen,  denen 
die  Ueberwachung  der  Erzeugungsstätte  zugewiesen  ist,  die  erforderlichen  Aus- 
künfte zu  erteilen. 

Es  wird  angenommen,  dass  der  Betriebsleiter,  oder  in  Abwesenheit  des 
letzteren  derjenige,  der  die  Aufsicht  über  die  Gewerbsgehilfen  und  Arbeiter 
führt,  von  dem  Unternehmer  ermächtigt  sei,  in  seinem  Namen  die  erwähnten 
Auskünfte  zu  geben. 

Bestellt  der  Unternehmer  hiezu  eine  andex-e  Person,  so  hat  er  dieselbe 
dem  zur  Ueberwachung  der  Unternehmung  berufenen  nächsten  Finanzorgane 
schriftlich  anzuzeigen.  Das  mit  der  amtlichen  Bestätigung  versehene  Exemplar 
der  Beschreibung  der  Erzeugungsstätte,  der  Uebersicht  der  Werksvorrichtungen 
und  Geräte,  dann  der  Anmeldung  des  steuerbaren  Verfahrens,  ferner  der  An- 
zeigen über  Betriebsstörungen  und  anderen  erforderlichen  Anzeigen  sind  nebst 
der  Steuerbollette  und  dem  Brennereiregister  in  der  Erzeugungsstätte  in  einem 
hiezu  bestimmten,  den  Finanzorganen  jederzeit  zugänglichen  Behältnisse  auf- 
zubewahren. 

Wird  die  Unternehmung  gänzlich  aufgelassen,  so  hat  der  Unternehmer 
dem  eben  erwähnten  Finanzorgane  die  schriftliche  Anzeige  hievon  zu  machen, 
und  erst  mittelst  der  hierüber  erhaltenen  amtlichen  Bestätigung  wird  er  von 
der  Verantwortlichkeit  für  die  Erhaltung  der  amtlichen  Bezeichnungen  an  den 
Lokalitäten,  Werksvorrichtungen  und  Geräten  enthoben. 

V  ergr  ÖS  serung  des  Rauminhaltes  der  Gärgefässe,  Aufbewahrung 
von  Erzeugungsstoffen  und  Schlempe,  Einsenkung  der  Gefässe 
in  die  Erde,  Verrückung  der  Werksvorrichtungen,  Aufbewahrung 
von  anderen  als  zum  Brennereibetriebe  gehörigen  Vorrich- 
tungen und  Ge fassen  in  der  Erzeugungsstätte. 

§  13.     Es  ist  untersagt: 

1.  Das  Ueberlaufen  der  Maische  durch  irgend  eine  Vorrichtung  an  dem 
Gärgelasse  zu  hindern,  oder  die  übei-fliessende  Maische  in  nicht  zu  Gährungs- 
zwecken  angemeldeten  Gefässen  aufzufangen,  oder  überhaupt  den  Rauminhalt  der 
angemeldeten  Maischgefässe  über  den  angemeldeten  Rauminhalt  zu  vergrösseni : 

2.  in  der  Erzeugun*sstätte  andere  zur  Branntweinerzeugung  verwendbare. 
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als   die  för  das  steuerbare  Verfahren  angemeldeten  Stoffe  oder  ausser  der  Er- 
zeugungsstätte derlei  Stoffe  im  Zustande  der  Maische  aufzubewahren. 

3.  Schlempe  im  Brennlokale  aufzubewahren-, 

4.  irgend  ein  Gefäss,  mit  Ausnahme  des  Maischbehälters,  ohne  besondere 
Erlaubnis  in  die  Erde  einzusenken; 

5.  die  Betriebsvorrichtungen  und  Gefasse  mit  Ausnahme  der  Mutt^rhefen- 
gefässe,  Hefengärgefasse  und  Süssmaischhefengefasse  von  der  denselben  in  der 
Erzeugungsstätte  angewiesenen  Stelle  zu  entfernen;  es  wäre  denn,  dass  dieses 
nur  auf  kurze  Zeit  wegen  ihrer  Reinigung  geschieht; 

6.  zum  Betriebe  der  Unternehmung  nicht  gehörige  Betriebsvorrichtungen 
und  Gefasse  in  den  Betriebsräimien  aufzubewahren. 

Benützung  der  Gefasse  oder  Werksvorrichtungen  zu  anderen 

Zwecken. 

§  14.  Den  Fall  der  gänzlichen  Auflassung  der  Unternehmung  ausgenommen, 
dürfen  die  Maischgefässe  und  Brennvorrichtungen,  wenn  sich  dieselben  auch 
nicht  unter  amtlichem  Verschlusse  befinden,  weder  aus  der  Erzeugungsstätte 
hinweggebracht,  noch  zu  einem  anderen  Gebrauche,  als  demjenigen,  zu  welchem 
dieselben  angemeldet  wurden,  verwendet  werden,  ohne  dass  vorläufig  dieses 
Vorhaben  bei  dem  zur  Ueberwachung  der  Brennerei  berufenen  nächsten  Finanz- 
organe angezeigt  und  über  die  geschehene  Anzeige  die  amtliche  Bestätigung 
erlangt  wurde. 

In  kleinen  Brennereien  mit  einer  Brennvorrichtung  der  in  §  21,  Z.  II 
bezeichneten  Art,  in  welchen  die  amtliche  Aussergebrauchsetzung  der  Brenn- 
vorrichtung durch  Versieglung  des  Blasenhelms  und  der  Kühlvorrichtung  erfolgt, 
ist  die  Benützung  der  Brennblase  zu  einem  anderen  Gebrauche,  als  dem  des 
Brennverfahrens  auch  ohne  Anzeige  gestattet. 

Begriff  der  Erzeugungsstätte. 

§  15.  Die  Erzeugimgsstätte  jeder  im  §  10  bezeichneten  Unternehmung 
ist  unter  steueramtliche  Aufsicht  gestellt. 

Zu  der  Erzeugungsstätte  werden  gerechnet : 

1.  Die  Räume,  in  denen  der  Gewerbsbetrieb  ausgeübt  wird; 

2.  die  Räume,  in  denen  die  zu  diesem  Betriebe  gehörenden  Stoffe  oder 
die  durch  denselben  hervorgebrachten  Erzeugnisse  aufbewahrt  werden; 

3.  alle  mit  einem  unter  1  oder  2  aufgeführten  Räume  in  unmittelbarer 
Verbindung  stehenden  Räume. 

Anlegung  des  amtlichen  Verschlusses,  Haftung  für  die  Unver- 
sehrtheit desselben. 

§  16.  Solange  der  Betrieb  der  Unternehmung  stille  steht,  werden  die 
Werksvorrichtungen  durch  amtliche  Versieglung  oder  auf  andere  geeignete  Art 
(durch  amtlichen  Verschluss)  ausser  Gebrauch  gesetzt. 

Innerhalb  der  Betriebszeit  ist  der  Betriebsleiter,  ausser  der  Betriebszeit 
der  Unternehmer  für  die  unversehrte  Erhaltung  des  amtlichen  Verschlusses 
verantwortlich,   wenn  nicht   ein   zufälliges  Ereignis,   an   dem   er  (der  Betriebs- 
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leiter,  bezw.  Unternehmer)  keine  Schuld  trägt,  oder  fremdes  Verschulden  einer 
Person,  wofür  ihm  nicht  die  Haftung  obliegt,  nachgewiesen  wird. 

Welche  Mittel  anzuwenden  seien,  um  die  Werksvorrichtungen  ausser  Ge- 
brauch zu  setzen,  ist  nach  Beschaffenheit  dieser  Vorrichtungen  von  den  Finanz- 
organen zu  beurteilen. 

Die  Aussergebrauchsetzung  durch  amtlichen  Verschluss  tritt,  wenn  es  die 
Finanzorgane  für  notwendig  finden,  auch  während  der  Dauer  des  Gewerbs- 
betriebes bei  einzelnen  Werksvorrichtungen  und  Geräten  ein,  die  nicht  in  Ver- 
wendung kommen  sollen. 

Abnahme  des  amtlichen  Verschlusses. 

§  17.  Sollte  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  angemeldete  Be- 
nützung einer  unter  amtlichem  Verschlusse  befindlichen  Werksvorrichtung 
(Gefäss)  beginnen  darf,  zur  Abnahme  desselben  kein  Finanzorgan  erscheinen, 
so  ist  der  Unternehmer  berechtigt,  den  amtlichen  Verschluss  selbst  abzunehmen. 

Begriff  des  steuerbaren  Verfahrens.     Verantwortlichkeit  des- 
jenigen, der  dasselbe  leitet. 

§  18.  Jene  Handlungen  des  Gewerbsverfahrens,  deren  Anmeldung  zum 
Behufe  der  Bemessung  oder  Sicherstellung  der  Verzehrungssteuer  angeordnet 
ist  (§§  42,  56  und'  66),  werden  das  steuerbare  Verfahren  genannt. 

Ueber  die  geschehene  Anmeldung  wird  nach  deren  Prüfung  dem  Unter- 
nehmer aus  eigenen  amtlichen  Registern  auf  vorgedrucktem  Papiere  eine  Bollette 
ausgefolgt  und  darin  die  geleistete  Zahlung  der  entfallenden  Steuer,  oder  wenn 
und  insoweit  die  Borgung  der  Steuer  stattfindet,  die  Steuei-vorschreibung  be- 
stätigt. Erst  wenn  diese  Bollette  sich  in  der  Erzeugungsstätte  und  in  den 
Händen  des  Unternehmers  oder  dei-jenigen  Person  befindet,  welche  an  dessen 
Stelle  Rede  und  Antwort  zu  geben  hat,  darf  das  steuerbare  Verfahren  zu  der 
angemeldeten  Zeit  begonnen  und  dürfen  die  hierzu  bezeichneten  Werksvor- 
richtungen und  Gefässe  verwendet  werden. 

Das  steuerbare  Verfahren  muss  genau  so,  wie  es  angemeldet  worden  und 
in  der  hierüber  ausgefertigten  Bollette  vorgezeichnet  ist,  vollzogen  werden. 

Jede  willkürliche  Abweichung  zieht  die  Anwendung  der  bezüglichen  Straf- 
bestimmungen nach  sich. 

Namentlich  ist  es  auch  untersagt,  sich  zum  steuerbaren  Verfahren  solcher 
Gefässe  und  Vorrichtungen  zu  bedienen,  welche  nicht  mit  der  gefällsamtlich 
vorgeschriebenen  Bezeichnung  versehen  sind. 

Derjenige,  welcher  das  steuerbare  Verfahren  leitet,  wird  als  der  Thäter 
des  während  seiner  Anwesenheit  im  Orte  der  Gewerbsstätte  stattgefundenen 
unangemeldeten  oder  von  der  Anmeldung  und  Bollette  abweichenden  steuer- 
baren Verfallrens  betrachtet. 

Amtliche  Revision. 

§  19.  Den  zum  Vollzuge  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
berufenen  Finanzorganen  ist  der  Eintritt  in  die  Erzeugungsstätte  (§  15),  sowie 
das  zum  Vollzuge  ihrer  Amtshandlungen  erforderliche  Verweilen  in  derselben, 
bei  Tage   und  während   der  angemeldeten  Betriebszeit  auch   bei  Nacht   unver- 
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weigerlich  zu  gestatten  und  ihnen  bei  ihren  Amtshandlungen  in  der  Erzeugungs- 
stätte von  dem  Unternehmer  persönlich  oder  durch  dessen  Dienstpersonale  auf 
Verlangen  die  nötige  Hilfsarbeit  zu  leisten. 

Auch  ausser  den  bemerkten  Fällen  ist  diesen  Organen,  wenn  sie  unter 
Assistenz  einer  obrigkeitlichen  Person  oder  eines  Mitgliedes  des  Gemeinde- 
vorstandes erscheinen,  der  Eintritt  in  die  Erzeugungsstätte  der  Unternehmung 
und  die  Vornahme  ihrer  Amtshandlungen  daselbst  unverweigerlich  zu  gestatten. 

Der  bei  einer  Durchsuchung  beigezogenen  obrigkeitlichen  Person  oder  dem 
beigezogenen  Mitgliede  des  Gemeindevorstandes  obliegt  es,  den  Amtshandlungen 
des  Finanzorganes  unausgesetzt  beizuwohnen,  bei  einem  gemachten  Anstände 
die  aufgenommene  That-  oder  Befundbeschreibung,  die  Verhörsprotokolle  und 
alle  zur  Untersuchimg  gehörigen  Behelfe  und  Urkunden  mitzufertigen  und  über- 
haupt allen  gesetzlichen  Beistand  zu  leisten. 

Bei  geföllsamtlichen  Untersuchungen  liegt  dem  Unternehmer,  bezw.  dessen 
Stellvertreter  ob,  die  Bolletten,  Register  und  sonstigen  Urkunden,  deren  Auf- 
bewahrung angeordnet  ist.  ungesäumt  vorzuweisen  und  nötigenfalls  gegen 
Empfangsbestätigung  dem  Finanzorgane  einzuhändigen. 

Drittes  Hauptstück. 
Terzehrnngssteuer  von  der  Erzengnng  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit. 

Erster  Abschnitt. 

Bezeichnang  der  Besteuerangsarten  und  Einreibung  der  Brennereien  in  dieselben. 

Besteuerungsarten. 

§  20.  Die  Verzehrungssteuer  von  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  wird 
je  nach  Verschiedenheit  der  Erzeugungsstoffe,  der  Brennvondchtung  und  der 
Grösse  des  Maischraumes  eingehoben: 

I.  im  Wege  der  Pauschalierung,  und  zwar: 

a)  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes: 

b)  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung.: 

IL  auf  Grund  eines  freiwilligen  Uebereinkommens  mit  dem  Brennereiunter- 
nehmer (Abfindung)  nach  der  wahrscheinlichen  Grösse  des  Erzeugnisses  an  Alkohol: 

[in.  auf  Grundlage  der  Anzeigen  eines  Kontrolmessapparates  nach  der  Menge 
des  Erzeugnisses  unter  Annahme  eines  durchschnittlichen  Alkoholgehaltes]  •) ; 

[IV.  ohne  Kontrolmessapparat  nach  der  Menge  und  dem  Alkoholgehalte 
des  Ei*zeugnisses]  '). 

Einteilung  der  Brennereien. 

§  21.     Zu  diesem  Zwecke  (§  20)  werden  die  Brennereien  eingeteilt: 
I.   in   Brennereien,   welche    mehlige   Stoffe    (Erdäpfel,    Getreidegattungen, 
Hülsenfrüchte,   Stärkmehl),   Topinambur'),   Rüben  oder  Melasse,   welcher  auch 


ij  Bisher :  HI.  auf  Grundlage  der  Anzeigen  eines  Kontrolmessapparates  nach  der  Menge 
nnd  Gradhaltigkeit  des  Erzeugnisses. 

2}  Absatz  IV  neu  infolge  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1884. 
3)  Topinambur  neu  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  hinzugefügt. 
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Abfälle    der  Zuckerfabrikation:    Syrup   und    andere  Flüssigkeiten  von  höherem 
Zuckergehalte  gleichgestellt  werden,  verarbeiten  und  entweder 

a)  [in  den  Maischgefässen  einen  steuerbaren  Gesamtrauminhalt  (§  26)  von 
wenigstens  17,  und  wenn  sie  landwirtschaftliche  Brennereien  (§  27)  sind, 
von  nicht  mehr  als  50,  wenn  sie  aber  nicht  landwirtschaftliche  Brennereien 
sind,  von  nicht  mehr  als  35  Hektoliter  haben,  die  Zahl  und  Beschaffen- 
heit der  Brennvorrichtungen  mag  wie  immer  sein,  oder]  ') 

b)  wenn  auch  dieser  Rauminhalt  17  Hektoliter  nicht  übersteigt,  einen  Dampf- 
apparat (Brennvorrichtung)  oder  mehrere  Brennvorrichtungen  mit  un- 
mittelbarer Feuerung,  oder  zwar  nur  Eine  Brennvorrichtung  der  letzteren 
Art,  aber  eine  solche  benützen,  welche  mit  mehr  oder  anderen  als  den 
in  II  angeführten  Bestandteilen  versehen  ist,  oder  deren  Brennblase  einen 
Rauminhalt  von  mehr  als  zwei  Hektoliter  hat,  oder 

[c)  in  den  Maischgefässen  —  je  nachdem  sie  landwirtschaftliche  (§  27)  oder 
nicht  landwirtschaftliche  Brennereien  sind  —  einen  50,   bezw.  35  Hekto- 
liter übersteigenden   steuerbaren   Gesamtrauminhalt    (§  26)   haben,    ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  und  die  Beschaffenheit  der  Brennvorrichtungen] ''')  r 
II.   in   Brennereien,    welche   mehlige    Stoffe,    Topinambur^),    Rüben    oder 
Melasse  oder  diesen  gleichgestellte  Stoffe  verarbeiten  und  bei  einem  17  Hekto- 
liter   nicht   übersteigenden    steuerbaren    Gesamtrauminhalte    der   Maischgefässe 
(§  26)  nur  Eine  Brennvorrichtung  mit  unmittelbarer  Feuerung  benützen,  welche 
keine  anderen  Bestandteile  als  eine  einzige  Brennblase,  Rührwerk,  Blasenhelm, 
Kühlflaschen,  Kühlschlange  oder  gerade  Kühlröhren  und  Verbindungsrohr  zwischen 
Blasenhelm  und  Kühlvoi-richtung   hat   und   deren  Brennblase  einen  Rauminhalt 
von  nicht  mehr  als  zwei  Hektoliter  besitzt; 

[HI.  in  Brennereien,  welche  Cellulose  verarbeiten; 

IV.  in  Brennereien,  welche  Weinabfälle  (Weintrester  u.  s.  w.  verarbeiten 
und    zugleich   mit   gebrannter   geistiger   Flüssigkeit   weinsaure  Salze   erzeugen; 

V.  in  Brennereien,  welche  andere  als  die  in  I  und  III  bezeichneten  Stoffe, 
wie  Obst,  Treber,  Beerenfrüchte,  Wurzeln,  Weinlager,  Honigwasser  u.  s.  w.. 
verarbeiten]  *). 

Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes. 

§  22.  Die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes 
findet  Anwendung  auf  die  im  §  21  unter  I  a)  und  b)  bezeichneten  Brennereien. 

Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung. 

§  23.  [Unter  die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brenn- 
vorrichtung fallen  die  im  §  21  unter  II  und  V  bezeichneten  Brennereien. 

Die  im  §  21  unter  II  bezeichneten  Brennereien  können  auch  die  Pauscha- 
lierung nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  wählen.     Die  Wahl  muss 


1)  Bisheriger  Text:  a)  in  den  Maischgefässen  einen  17  Hektoliter  übersteigenden  steuer- 
baren Gesamtrauminhalt  (§  26)  haben,  die  Zahl  und  BeschaflFenheit  der  BrennvoiTichtuugen 
mag  wie  immer  sein. 

2)  Absatz  c  neu  infolge  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1884. 

3)  Topinambur  neu  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  hinzugefügt. 

*)  Bisheriger  Text :  III.  in  Brennereien,  welche  andere  als  die  in  I  bezeichneten  Stoffe, 
wie  Obst,  Treber,  Beerenfrüchte,  Wurzeln,  Weinlager,  Honigwasser  u.  s.  w.,  vei-arbeiten. 
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aber  spätestens  14  Tage  vor  Eröfinung  des  Betriebes  in  der  betreffenden  Bmnnt- 
weinerzeugungsperiode  bei  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  schriftlich  angezeigt ') 
werden  und  ist  für  die  ganze  Periode  bindend. 

Abfindung. 

§  24.     [Die  im  §  20  unter  II  bezeichnete  Abfindung  kann  eintreten: 

1.  bei  Brennereien,  welche  nicht  mehr  als  zwei  Brennvorrichtungen  be- 
nützen, die  nur  aus  den  im  §  21,  Z.  II,  bezeichneten  Teüen  bestehen  und  deren 
Brennblasen  zusammen  keinen  grösseren  Raimiinhalt  als  vier  Hektoüter  haben, 
wenn  Grundbesitzer  die  Brennereiuntemehmer  sind  und  selbst  erzeugtes  Obst 
oder  Weintreber  und  Weinhefe  aus  der  eigenen  Weinernte  oder  Beerenfrüchte 
oder  Wurzeln  oder  andere  wild  wachsende  Früchte  zur  Branntweinerzeugung 
verwenden ; 

2.  bei  Brennereien,  in  welchen  mehlige  Stoffe  verarbeitet  werden,  wenn  in 
denselben  nur  Eine  Brennvomchtung,  und  zwar  eine  von  der  im  §  21,  Z.  II, 
bezeichneten  Art  benützt  und  überdies  den  Anforderungen  des  §  ö2  entsprochen 
wird,  und  wenn  Landwirte  die  Unternehmer  sind,  welche  die  Branntwein- 
erzeugung  deshalb  betreiben,  um  zur  Erhaltung  ihres  Yiehstandes  Schlempe 
als  Yiehfutter  zu  gewinnen,  für  jenen  Brennereibetrieb,  welcher  in  einen  im 
September,  Oktober  oder  November  beginnenden  achtmonatlichen  Zeitraum  fällt : 

3.  bei  Brennereien  ohne  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  der  Brennvor- 
richtung, welche  von  Bierbrauern  betrieben  werden,  wenn  diese  nur  die  Ab- 
talle ihrer  eigenen  Biererzeugung  —  verdorbenes  Bier  ausgenommen  —  zur 
Branntweinerzeugung  verwenden]  ^). 

Produktsteuer. 

§  25.   [I.  Produktbesteuerung  nach  den  Anzeigen  eines  Kontrohnessapparates : 

Nach  der  Menge  des  Erzeugnisses  auf  Grund  der  Anzeigen  eines  Kontrol- 
messapparates  unter  Annahme  eines  durchschnittlichen  Alkoholgehaltes  haben 
die  Unternehmer  der  im  §  21  I  lit.  c  und  Ell  bezeichneten  Brennereien  die  Steuer 
nach  den  Bestimmungen  des  IV.  Abschnittes  zu  entrichten. 

Nach  dieser  Besteuerungsart  können  auch  alle  übrigen  Brennereivmter- 
nehmer  die  Steuer  entrichten. 

Von  den  unter  diese  Besteuerung  fallenden  landwirtschaftlichen  Brennereien 
können  jene,  deren  steuerbarer  Gesamtmaischraum  in  der  Erzeugungsperiode 
1883/84   nicht  mehr  als  60  Hektoliter  betragen  hat,   bis  Ende  August  1885  die 


J;  Bisheriger  Text  des  §  23 :    Unter  die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der 
Brenn  Vorrichtung  fallen  die  im  §  21  unter  n  und  rn  bezeichneten  Brennereien. 
-)  Bisheriger  Text  des  §  24: 
Die  im  §  20  unter  II  bezeichnete  Abfindung  kann  eintreten: 

1.  Bei  Brennereien,  in  welchen  nur  Eine  Brennvorrichtung  und  zwar  eine  von  der  im 
§  21,  Zahl  II  bezeichneten  Art  benützt  wird,  wenn  Grundbesitzer  die  Brennereiuntemehmer 
sind  und  nur  selbst  ei-zeugtes  Obst  oder  Weintreber  und  Weinhefe  aus  der  eigenen  Weinernte 
oder  Beerenftüchte  oder  Wurzeln  oder  andere  wildwachsende  Früchte  zur  Branntweinerzeugung 
verwenden. 

2.  Ohne  Eücksicht  auf  die  Beschaffenheit  der  Brennvorrichtung  bei  Brennereien,  welche 
von  Bierbrauern  betrieben  werden,  wenn  diese  nur  die  Abfälle  ihrer  eigenen  Biereraeugung  — 
verdorbenes  Bier  ausgenommen  —  zur  Branntweinerzeugung  verwenden. 
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Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  (§  22)  in  An- 
spruch nehmen,  wenn  der  Gesamtrauminhalt  der  steuerbaren  Maischgefässe  der- 
selben wohl  50  Hektoliter  übersteigt,  jedoch  nicht  mehr  als  60  Hektoliter 
beträgt  und  dieselben  auch  den  Anforderungen  des  §  27  entsprechen. 

n.  Produktbesteuerung  ohne  Konti'olmessapparat. 

Unter  die  Besteuerung  nach  der  Menge  und  Gradhältigkeit  des  Erzeug- 
nisses ohne  Kontrolmessapparat  unter  den  vom  Finanzministerium  im  Einver- 
nehmen mit  dem  königlich  ungarischen  Finanzministerium  festzustellenden 
Vorsichten  und  Bedingungen  fallen  die  im  §  21  unter  Zahl  IV  bezeichneten 
Brennereien. 

Die  Unternehmer  dieser  Brennereien  können  auch  die  Pauschalierung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Brennereivorrichtung  wählen.  Diese  Wahl  muss  aber 
spätestens  14  Tage  vor  der  Eröffnung  des  Betriebes  in  der  betreffenden  Brannt- 
weinerzeugungsperiode bei  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  schriftlich  angezeigt 
werden  und  ist  für  die  ganze  Periode  bindend]  ^). 

Zweiter  Absclmitt. 

Pauschalierung  nach  der  Leistungsf.ähigkeit  des  Maischraumes. 

Pause  h  alier  ungsmassstab. 

§  26.  [Bei  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maisch- 
raumes wird  als  Massstab  der  täglichen  Leistungsfähigkeit  angenommen]  ^) : 

1.  Unbedingt  der  Gesamtrauminhalt 

a)  der  Gärbottiche, 

b)  der  Hefenverteiler  (Vorgärbottiche), 

c)  der  Hefengärgefässe, 

d)  der  Mutterhefengefässe, 

e)  der  Mutterhefenkühlschiffe, 

f)  der  Maischbehälter  und  Montejus  für  mit  einem  Gärmittel  versetzte, 
gärende  oder  gegorene  Maische, 

g)  sowie  überhaupt  aller  Gefässe,  welche  zur  Aufnahme  gärender  oder 
doch  schon  mit  einem  Gärmittel  versetzter  Maische  bestimmt  sind,  oder 
welche  mit  Ausnahme  der  Brennvorrichtung  zur  Aufnahme  gegorener 
Maische  dienen. 

2.  Bedingt  und  zwar  ganz  oder  teilweise  der  Rauminhalt  der  im  §  28 
genannten  Gefässe  nach  Massgabe  der  daselbst  enthaltenen  Bestimmungen. 

3.  Für  jeden  Hektoliter  des  nach  1  und  2  sich  ergebenden  Rauminhaltes 
folgende  Alkoholausbeute  in  Hektolitergraden,  und  zwar:  [S'/a  Hektolitergrade 
bei  der  Verarbeitung  von  Rüben,  6^2  Hektolitergrade  bei  der  Verarbeitung  von 


1)  Bisheriger  Text  des  §  25 : 

Nach  der  Menge  und  Gradhältigkeit  des  Erzeugnisses  auf  Grundlage  der  Anzeigen  eines 
Kontrolmessapparates  können  alle  jene  Brennereiunternehmer  die  Steuern  entrichten,  welche 
die  im  §  61  des  gegenwärtigen  Gesetzes  mitgeführten  Bedingungen  erfüllen. 

2)  Bisher:  Bei  den  im  §  21  unter  I  lit.  a  (und  b)  bezeichneten  Brennereien  wird  als 
Massstab  der  täglichen  Leistungsfähigkeit  angenommen. 
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mehligen  Stoffen  und  Topinambur,  und  7  Hektolitergrade  bei  der  Verarbeitung 
von  Melasse  und  dieser  gleichgestellten  Stoffen]  *). 

Nachlass  für  landwirtschaftliche  Brennereien. 

§  27.  Jenen  Brennereien,  welche  mit  einer  einzelnen  Landwirtschaft  derart 
verbunden  sind,  dass  sie  aus  der  Ernte  dieser  Landwirtschaft  ausschliesslich 
oder  doch  grösstenteils  die  Stoffe  zur  Braimtweinerzeugung  erhalten,  dagegen 
an  dieselbe  Landwirtschaft  die  bei  der  Branntweinerzeugung  gewonnene  Schlempe 
als  Viehfutter  oder  wenigstens  den  Dünger  abgeben,  der  von  dem  mittelst  dieser 
Schlempe  gefütterten  Mastvieh  herrührt,  und  bei  welchen  der  täglich  zu  ver- 
steuernde Maischi-aum  50  Hektoliter  nicht  übersteigt,  wird  von  der  im  §  26 
festgesetzten  Alkoholausbeute  ein  Nachlass  für  denjenigen  Betrieb,  welcher  in 
einen  im  September,  Oktober  oder  November  beginnenden  achtmonatlichen 
Zeitraum  fallt,  bewilligt,  wenn  darum  angesucht,  imd  wenn  glaubwürdig  nach- 
gewiesen wird,  dass 

1.  zwischen  der  Brennerei  und  einer  einzelnen  Landwirtschaft  die  oben- 
erwähnte Verbindung  besteht,  und  dass 

2.  das  Verhältnis  zwischen  dem  täglich  zu  versteuernden  Rauminhalte 
der  Gefässe  und  der  zur  Landwirtschaft  gehörenden  Grundfläche  an  Acker, 
Wiese  und  Weide  so  beschaffen  ist,  dass  auf  einen  Hektoliter  dieses  Raum- 
inhaltes wenigstens  fünf  Hektar  Grundfläche  entfallt. 

Von  der  oben  festgestellten  Forderung,  dass  eine  landwirtschaftliche 
Branntweinbrennerei  aus  der  Ernte  der  mit  derselben  verbundenen  einzelnen 
Landwirtschaft  ausschliesslich  oder  doch  grösstenteils  die  Stoffe  zur  Brannt- 
weinerzeugung erhalten  muss,  kann  abgesehen  werden,  wenn  die  Erfüllung 
dieser  Bedingung  bloss  infolge   einer   notorischen  Missemte   nicht   möglich  ist. 

Der  Nachlass   beträgt    bei   einem  täglich   zu   versteuernden   Maischraume 

a)  bis  einschliesslich  20  Hektoliter  25  Percent : 

b)  über  20  bis  einschliesslich  35  Hektoliter  20  Percent; 

c)  über  35  bis  einschliesslich  50  Hektoliter  10  Percent*). 


1;  Bisher :  4  Hektolitergrade  bei  der  Verarbeitung  von  Rüben,  5  Hektolitergrade  bei  der 
Verarbeitung  von  mehligen  Stoffen  und  6  üektolitergrade  bei  der  Verarbeitxmg  von  Melasse 
und  dieser  gleichgestellten  Stoffen. 

2)  Bisheriger  Wortlaut  des  §  27 : 

Von  der  im  §  26  festgesetzten  Alkoholausbeute  wird  jenen  mit  einer  Landwirtschaft  in 
Verbindung  stehenden  Brennereien,  bei  welchen  der  täglich  zu  versteuernde  Maischrauni 
45  Hektoliter  nicht  übersteigt,  für  denjenigen  Betrieb,  welcher  in  einen  im  September,  Oktober 
oder  November  beginnenden  achtmonatlichen  Zeitraum  fällt,  ein  Nachlass  bewilligt,  wenn  sie 
darum  nachsuchen  und  glaubwürdig  nachweisen,  dass: 

ai  die  Brennerei  einen  integrierenden  Bestandteil  einer  Landwirtschaft  bUdet,  und  dass 
b,  das  Verhältnis  zwischen  dem  täglich  zu  versteuernden  Rauminhalte  der  Gefiisse  und 
der  zur  Landwirtschaft  gehörenden  Grundfläche  an  Acker,  Wiese  und  Weide  so  be- 
schaffen ist,  dass  auf  einen  Hektoliter  dieses  Rauminhaltes  wenigstens  5  Hektaren 
Grundfläche  entfallen. 
Dieser  Nachlass  beträgt  für  Brennereien,  deren  täglich  zu  versteuernder  Maischranm 
35  Hektoliter  nicht  übersteigt,  20  Percent  und  für  jene  mit  einem  solchen  von  35  bis  einschliess- 
lich 45  Hektoliter  10  Percent. 

Finanzarchiv.    I.  Jahi^.    2.  Heft.  733  23 


354  Gesetz  über  die  Branntweinbesteueiamg  für  die  östeiTeichisclien  Länder. 

Bedingt  steuerbare  Ge fasse. 

§  28.  Die  Gefässe,  deren  Rauminhalt  bedingt  und  zwar  ganz  oder  teil- 
weise in  die  tägliche  Leistungsfähigkeit  einzubeziehen  ist,  sind  folgende :  - 

1.  Die  Gefässe,  welche  zum  Kochen  des  Maischgutes  dienen  (Maischkoch- 
apparate, Vormaischkocher,  Erdäpfeldampffass) ,  wenn  sie  mit  irgend  einer 
Kühlvorrichtung,  Luftpumpe  u.  dergl.  versehen  oder  mit  dem  Kühlschiffe  durch 
eine  Röhrenleitung  in  Verbindung  sind. 

2.  Die  Macerationsgefässe  in  Getreide-  und  Maisbrennereien,  wenn  sie  mit 
den  Gärgefässen  oder  der  Brennvorrichtung  durch  Rinnen  oder  Eöhren  in 
unmittelbarer  Verbindung  stehen  oder  eine  Dampfzuleitung  haben. 

3.  Die  Vormaischbottiche  (Verzuckerungsbottiche),  Auflösbottiche  für  Me- 
lasse oder  dieser  gleichgestellte  Stoffe  und  die  Rübenmacerationsgefässe ,  wenn 
der  Gesamtrauminhalt  der  vorhandenen  derlei  Gefässe  in  Spiritusjjresshefen- 
fabriken  80  Percent,  in  anderen  Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe  ohne  Press- 
hefengewinnung oder  Melasse  oder  dieser  gleichgestellte  Stoffe  verarbeiten, 
90  Percent  und  in  Rübenbrennereien  100  Percent  des  Gesamtrauminhaltes  der 
unbedingt  steuerbaren  Gefässe  (§  26,  Z.  1)  überschreitet. 

4.  Die  Kühlschiffe  und  Kühlstöcke,  wenn  sie  in  einem  allseitig  von  dem 
freien  Zutritte  der  Luft  durch  solide  Wände  und  Fenster  abgeschlossenen  Räume 
aufgestellt  sind  oder  über  36  Centimeter  Tiefe  haben. 

5.  Die  Maischkühlapparate,  wenn  die  Maische  durch  Röhren  über  19  Centi- 
meter Durchmesser  fliesst  oder  wenn  die  Kühlung  in  nicht  ganz  geschlossenen 
Cylindern  mechanisch  ei'folgt. 

6.  Die  Maischleitungsröhren,  wenn  ihr  Durchmesser  19  Centimeter  und 
die  Maischleitungsrinnen,  wenn  ihr  Querschnitt  260  Quadratcentimeter  übersteigt. 

7.  Die  Süssmaischhefengefässe  (Hefenansatzgefässe,  Hefeneinteiggefässe), 
wenn  ihr  Gesamtrauminhalt  in  Spirituspresshefenfabriken  30  Percent,  in  anderen 
Brennereien  20  Percent  des  Gesamtrauminhaltes  der  unbedingt  steuerbaren  Ge- 
fässe (§  26,  Z.  1)  überschreitet. 

8.  Die  Hefenabwässerungsgefässe  und  die  Hefenwasser-Reservoirs,  wenn  sie 
mit  den  Gärgefässen  oder  dem  Brennapparate  oder  mit  beiden  zugleich  durch 
Röhren  oder  Rinnen  in  Verbindung  stehen. 

9.  Die  Hefenschaumgefässe,  wenn  sie  einzeln  mehr  als  50  Liter  fassen  oder 
der  Gesamtrauminhalt  derselben  mehr  als  1  Percent  des  Gesamtrauminhaltes 
der  unbedingt  steuerbaren  Gefässe  (§  26,  Z.  1)  beträgt. 

10.  Die  zum  Abbrennen  der  Maische  in  Verwendung  kommenden  Brenn- 
vorrichtungen (Blasen  und  Maischvorwärmer),  wenn  sie  nicht  mit  Vorrichtungen 
versehen  sind,  mittelst  welcher  Proben  ihres  Inhaltes  leicht  abgezogen  werden 
können,  und  zugleich  ihr  Gesamtinhalt  60  Percent  des  Gesamtrauminhaltes  der 
unbedingt  steuerbaren  Gefässe  (§  26,  Z.  1)  übersteigt,  oder  wenn  sie  zwar  mit  den 
oberwähnten  Vorrichtungen  versehen  sind,  aber  ihr  Gesamtrauminhalt  110  Percent 
des  Gesamtrauminhaltes  der  unbedingt  steuerbaren  Gefässe  überschreitet ' ). 


1)  Bisher  lautete  der  Text  von  Nr.  10: 

Die  zum  Abbrennen  der  Maische  in  Verwendung  kommenden  Brennvoirichtungen  (Blasen 
und  Maischvorwänner) ,  wenn  ihr  Gesamtrauminhalt  110  Percent  des  Gesamtrauminhalt«s  der 
unbedingt  steuerbaren  Gefässe  (§  26,  Z.  l)  übersteigt. 

784 


Gesetz  über  die  Branntweinbesteaernng  für  die  österreichischen  Länder.  355 

11.  Der  Maischvorwärmer  auch  dann,  wenn  sein  Rauminhalt  (ohne  Ein- 
rechnung  des  Raumes,  welchen  ein  in  demselben  befindlicher  Lutterbehälter, 
eine  Wämischlange  u.  s.  w.  einnehmen)  bei  gewöhnlichen  Brennvorrichtungen 
'/4  des  Rauminhaltes  der  kleinsten  Blase  und  bei  continuirlich  thätigen  Breim- 
vorrichtungen  (Kolonnenapparaten)  20  Percent  des  Gesamtrauminhaltes  der  un- 
bedingt steuerbaren  Gefässe  (§  26,  Z.  1)  überschreitet. 

Von  den  unter  3  bis  einschliesslich  11  aufgeführten  Gefassen  und  Werks- 
Ton-ichtungen ,  bei  welchen  die  für  deren  steuerbare  Behandlung  angegebenen 
Bedingungen  ganz  oder  teilweise  vorhanden  sind,  werden  die  Vormaischbottiche. 
Auflösbottiche  und  Rübenmacerationsgefässe  (Z.  3),  die  Süssmaischgefasse  (Z.  7), 
sowie  die  Brennvorrichtungen  iZ.  10)  mit  den  RauminhaltsüberschOssen ,  welche 
über  die  oben  festgestellten  steuerfreien  Percentsätze  sich  ergeben,  dagegen  die 
Kühlschiffe  (Z.  4),  Maischkühlapparate  (Z.  5),  Maischleitungsröhren  und  Rinnen 
(Z.  6),  Hefenabwässerungsgefässe  und  Hefenwasser-Reservorrs  (Z.  8).  flefenschaum- 
gefässe  (Z.  9),  Maisch vorwärmer  (Z.  11)  mit  ihrem  vollen  Rauminhalte  in  die 
tägliche  Leistungsfähigkeit  einbezogen. 

Die  Gefässe  zum  Kochen  des  Maischgutes  (Z.  1),  sowie  die  Macerations- 
gefässe  in  Getreide-  und  Maisbrennereien  (Z.  2)  werden,  wenn  bei  denselben  die 
imter  Z.  1,  bezw.  Z.  2  aufgeführten  Bedingungen  vorhanden  sind,  als  Vor- 
maischbottiche behandelt. 

Wird  der  Rauminhalt  des  Maischvorwärmers  in  die  tägliche  Leistungs- 
fähigkeit einbezogen,  so  wird  derselbe  bei  der  Ermittelung  eines  allfalligen 
Ueberschusses  des  Gesamtrauminhaltes  der  Brennvorrichtung  (Z.  10)  nicht  in 
Anschlag  gebracht. 

Steuerfreie  Gefässe. 

§  29.    Unberücksichtigt  bei  der  Ermittlung  der  Leistungsfähigkeit  bleiben : 

1.  Die  Dampfkessel,  Dampfleitimgsröhren,  Dampfmaschinen  und  alle  zur 
Aufnahme  von  Flüssigkeiten  nicht  geeigneten  Werksvorrichtungen; 

2.  Die  zur  Auftiahme  von  Wasser  und  Gaswasser  (schweflichsauerem 
Wasser)  bestimmten  Gefässe,  sowie  die  Wasserleitungsröhren ; 

3.  die  Weichstöcke  zum  Einquellen  des  Getreides  in  ganzen  Körnern; 

4.  die  Erdäpfelwaschbottiche; 

-5.  die  Aufbewahrungsgefässe  (Gruben)  für  Melasse  und  dieser  gleich- 
_  stellte  Stoffe; 

6.  die  Gelasse  zur  Bereitung  von  Malzmilch  mit  kaltem  oder  lauem  Wasser 
(Malztretgefässe) ; 

7.  die  Vorkühlschiffe  zur  Abkühlung  der  gekochten  Erzeugungs&toffe  vor 
deren  Uebertragung  in  die  Vormaischbottiche ; 

8.  die  zum  Hineinstellen  der  Mutterhefengefösse  bestimmten  Kühlbottiche ; 

9.  die  mit  den  Brennvorrichtungen  verbundenen  KOhlapparate,  die  Dephleg- 
matoren  und  Rektifikatoren  der  Brennvorrichtung; 

10.  die  Gefösse  und  Behälter  zur  Aufbewahrung  des  Spiritus  (Brannt- 
weinphlegma) ; 

11.  die  zur  Leitung  und  Aufbewahrung  von  Schlempe  dienenden  Röhren, 
Rinnen  imd  Gefässe. 
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Aufstellung  neuer  im  Gesetze  nicht  aufgeführter  Gefässe  oder 
Werks  Vorrichtungen. 

§  30.  Die  in  den  §§  26  und  28  bezeichneten  Gefässe  und  Werksvor- 
richtungen sind  sowohl  in  der  Uebersicht  der  Werksvorrichtungen,  als  auch  in 
dem  Befundprotokolle  (§  31)  stets  mit  der  gesetzlich  festgestellten  Benennung 
aufzuführen.  Wird  beabsichtigt,  andere  Gefässe  oder  Werksvorrichtungen  zu 
verwenden,  so  sind  dieselben,  wenn  diese  Absicht  schon  vor  Beginn  der  jähr- 
lichen Erzeugungsperiode  besteht,  in  der  Uebersicht  der  Werksvorrichtungen, 
wälu-end  der  Betriebsdauer  aber  vier  Wochen  vor  deren  beabsichtigter  Ver- 
wendung abgesondert  anzumelden  und  darf  die  Einbringung  derselben  in  die 
Räume  der  Brennerei  insolange  nicht  geschehen,  bis  über  deren  unbedingt  oder 
bedingt  steuerbare  oder  steuerfreie  Behandlung  die  Entscheidung  des  Finanz- 
ministeriums erfolgt  ist. 

Wird  ein  solches  CJefäss  oder^  eine  solche  Werksvorrichtung  als  steuerfrei 
erkannt,  oder  zwar  als  steuerbar,  aber  nur  bedingt  erklärt,  und,dui'ch  dessen 
oder  durch  deren  Verwendung  die  tägliche  Leistungsfähigkeit  der  Brennerei 
nicht  geändert,  so  kaim  dasselbe  oder  dieselbe  sogleich  nach  der  Entscheidung 
in  Verwendung  genommen  werden. 

Ausser  diesem  Falle  darf  die  Verwendung  des  Gefässes  oder  der  Werks- 
vorrichtung nur  unter  Beobachtung  der  für  Aenderungen  des  Betriebsumfanges 
geltenden  Anordnungen  eintreten  (§  34). 

Beschreibung   der   Erzeugungsstätte,    Uebersicht  der  Gefässe 

und  Werksvorrichtungen,  Befundsaufnahme,  Aenderung  in  der 

Brennereieinrichtung,  im  Stande  des  Aufsichtspersonales  und 

in  der  Person  des  Brennereileiters. 

I.  Allgemeine  Terpflichtung. 

§  31.  Der  Brennereiuntemehmer  ist  verpflichtet,  spätestens  vier  Wochen 
vor  Beginn  des  in  die  jährliche  Erzeugungsperiode  vom  1.  September  bis  Ende 
August  fallenden  Betriebes  der  Finanzbezirksdirektion  (Finanzdirektion,  Finanz- 
inspektor) den  Standort  und  die  Konskriptionsnummer  der  Brennerei  anzuzeigen 
und  eine  genaue  Beschreibung  der  zum  Betriebe  gehörigen  Lokalitäten,  sowie 
eine  Uebersicht  aller  in  der  Erzeugungsstätte  befindlichen,  zum  Brennerei- 
betriebe geeigneten  Werksvorrichtungen  und  Gefässe,  insbesondere  der  Bottiche, 
Kühlstöcke,  Kessel,  Kocher  und  dergl.  unter  genauer  Angabe  des  Rauminhaltes 
derselben,  in  doppelter  Ausfertigung  zu  übeiTcichen,  und  in  der  Beschreibung 
oder  Uebersicht  auch  von  den  Dienstleuten  diejenigen  Personen,  welche  die 
Aufsicht  über  die  übrigen  führen,  sowie  die  Person  zu  bezeichnen,  welche 
fortwährend  oder  in  Abwesenheit  des  Brennereiunternehmers  den  Brennerei- 
betrieb leitet,  und  welche  diese  ihre  Stellung  durch  ihre  Namensunterfertigung 
zu  bestätigen  hat. 

Weder  in  der  Beschreibung,  noch  in  der  Uebersicht  dürfen  geänderte, 
durchstrichene  oder  radierte  Stellen  vorkommen,  widrigens  diese  Schriftstücke 
von  der  Finanzbehörde  zurückzuweisen  sind. 

Ein  Exemplar   der  Beschreibung  und  Uebersicht  wird,   mit  der  amtlichen 
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Bestätigung  der  geschehenen  Ueberreichung  versehen,  dem  Brennereiuntemehmer 
oder  dessen  Bevollmächtigten  zu  seiner  Deckung  zurückgestellt. 

Die  Finanzbehörde  veranlasst  auf  Grund  dieser  Beschreibung  und  üeber- 
sicht  die  amtliche  Untersuchung  und  Bezeichnung  der  gedachten  Lokalitäten, 
Werksvonrichtungen  und  Geräte,  sowie  die  Erhebung  des  Rauminhaltes  der 
Gefösse  und  Behältnisse. 

Ueber  das  Ergebnis  dieser  Amtshandlungen  ist  ein  von  dem  Brennerei- 
untemehmer oder  dessen  bevollmächtigten  Stellvertreter  mitzuunterfertigendes 
Protokoll  (Befundprotokoll)  aufzunehmen. 

Die  erwähnte  Beschreibung  und  Uebersicht  haben  auch  für  die  folgenden 
Erzeugungsperioden  zu  gelten,  wofeme  für  dieselben  eine  Aenderung  nicht 
beabsichtigt  wird. 

Die  Erhebung  des  Rauminhaltes  der  Gefässe  und  Behältnisse  hat  aber 
jedenfalls  einzutreten,  wenn  dieselbe  während  der  letzten  drei  Erzeugimgs- 
perioden  nicht  geschehen  ist,  oder  wenn  dieselbe  ausdrücklich  von  dem  Brennerei- 
untemehmer verlangt  wird. 

Wird  jedoch  eine  Aenderung  der  Brennereieinrichtung  beabsichtigt,  so 
ist  dieselbe  spätestens  14  Tage  vor  Beginn  der  jährlichen  Erzeugungsperiode, 
und  wenn  sie  im  Laufe  der  Erzeugungsperiode  (§  34)  eintreten  sollte,  14  Tage 
vor  der  beabsichtigten  Vornahme  derselben  bei  der  Finanzbezirksdirektion 
fFinanzdirektion,  Finanzinspektor)  zum  Behufe  der  erforderlichen  Amtshandlung 
anzuzeigen. 

Aenderungen  in  dem  Stande  des  Aufsichtspersonales  der  Brennerei,  ins- 
besondere in  der  Person  des  Brennereileiters,  hat  der  Brennereiuntemehmer  sofort 
schriftlich  anzuzeigen. 

Die  den  neuen  Brennereileiter  betreffende  Anzeige  ist  von  diesem  mitzu- 
fertigen. 

[II.  Terpflichtungen  bei  der  Presshefeerzengung. 

Ein  Brennereiuntemehmer,  welcher  in  seiner  Brennerei  Presshefe  erzeugen 
will,  hat  die  schriftliche  Anzeige  dieses  Vorhabens  in  zwei  Exemplaren  spätestens 
14  Tage  vor  dem  Beginn  dieser  Erzeugung  bei  der  Finanzbehörde  L  Instanz 
einzubringen. 

Diese  Anzeige  ist  für  mindestens  zwei  immittelbar  aufeinander  folgende 
monatliche  Perioden  der  Anmeldung  des  Brennereibetriebes  derart  bindend,  dass 
die  Verbrauchssteuer  für  Presshefe  (§  1)  auch  dann  zu  entrichten  ist,  wenn  die 
Presshefeerzeugung  bei  dem  Brennereibetriebe  nicht  ausgeübt  werden  sollte. 

Ein  Exemplar  der  Anzeige  wird  versehen  mit  der  amtlichen  Bestätigung 
der  ueberreichung  dem  Unternehmer  zurückgestellt. 

Die  durch  die  Erzeugung  der  Presshefeerzeugung  bedingte  Aufstellung  der 
für  diese  Erzeugung  dienenden  Gefasse  kann  innerhalb  der  Pauschalierungsperiode 
(§  34)  nach  vorausgegangener  vorschriftsmässiger  Anzeige  erfolgen]  '). 

Angabe  und  Erhebung  des  Rauminhaltes  der  Gefässe. 

§  32.  Die  in  den  §§  26  und  28  genannten  Gefässe  und  Werksvorrichtungen 
sind  von    dem  Brennereiuntemehmer  mit  ihrem   wirklichen  Rauminhalte  nach 


'   Das  in  Klammem  Stehende  neu  infolge  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1884. 
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Hektolitern  und  Litern  in  der  Uebersiclit  der  Werksvon-ichtungen  der  Brennerei 
anzusetzen. 

Auch  in  dem  Befundprotokolle  werden  diese  Gefässe  und  Werksvorrichtungen 
mit  jenem  Rauminhalte  eingestellt,  welcher  sich  bei  der  amtlichen  Abmessung 
mittelst  "Wassereingusses  ergeben  hat. 

Dagegen  ist  der  Rauminhalt  der  in  dem  §  29  genannten  (steuerfreien)  Gefässe 
sowohl  in  der  erwähnten  üebersicht,  als  auch  in  dem  Befundiirotokolle  stets 
derart  aufzunehmen,  dass  Bruchteile  eines  Hektoliters,  die  einen  halben  Hekto- 
liter nicht  übersteigen,  als  ein  halber  Hektoliter  und  grössere  als  ein  ganzer 
Hektoliter  gerechnet  werden. 

Ergibt  sich  bei  der  Schlusssumme  des  täglich  zu  versteuernden  Raum- 
inhaltes der  Gefässe  und  Werksvorrichtungen  ein  Bruchteil  eines  Hektoliters, 
so  ist  dieser  als  ganzer  Hektoliter  zu  rechnen. 

Ermittelung  der  Leistungsfähigkeit. 

§  33.  Die  Ermittelung  der  Leistungsfähigkeit  erfolgt  auf  Grund  des  amt- 
lich erhobenen  Befundes  (§  31)  und  wird  dem  Brennereiuntemehmer  in  Form 
einer  amtlichen  Erledigung  bekanntgegeben. 

Sollte  die  amtliche  Bezeichnung  und  Ausmessung  der  Gefässe  und  Werks- 
vorrichtungen bis  zu  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  Eröffnung  des  Betriebes 
beabsichtigt  ist,  noch  nicht  erfolgt  sein,  so  wird,  wenn  es  der  Brennereiiinter- 
nehmer  verlangt,  die  Leistungsfähigkeit  nach  den  von  ihm  gemachten  Angaben 
(§  31)  bemessen  und  hierüber  die  Erledigung,  unter  Vorbehalt  der  nachträg- 
lichen Berichtigung  und  unter  Verantwortlichkeit  des  Brennereiunternehmers 
(§  86,  Z.  3  und  §  88)  ausgefolgt. 

Pauschalierungsperiode. 

§  34.  Die  Ermittelung  der  Leistungsfähigkeit  erfolgt  für  die  ganze  inner- 
halb der  jährlichen  Zeitperiode  vom  1.  September  bis  Ende  August  fallende  Be- 
triebszeit (Erzeugungsperiode). 

Innerhalb  dieser  jährlichen  Zeitperiode  ist  eine  Erweiterung  oder  Verr 
ringerung  der  bemessenen  täglichen  Leistungsfähigkeit  unter  der  Bedingung  ge- 
stattet, dass  dieselbe  wenigstens  14  Tage  vor  Beginn  des  Monates ,  in  dem  sie 
eintreten  soll,  bei  der  Finanzbezirksdirektion  (Finanzdirektion,  Finanzinspektor) 
schriftlich  angezeigt  wird,  und  dass  eine  neue  amtliche  Erledigung  darüber  in 
der  vorgeschriebenen  Weise  erfolgt.     ' 

Sowohl  die  ursprünglich  für  die  jährliche  Erzeugungsperiode  geschehene 
Ei-mittelung  der  täglichen  Leistungsfähigkeit,  als  auch  jede  Aenderung  derselben 
ist  für  den  Brennereiuntemehmer  auf  mindestens  drei  Monate  bindend. 

Es  wird  jedoch  gestattet,  dass  in  jenen  Fällen,  wo  der  Beginn  des  Betriebe.-^ 
in  die  Monate  September  oder  Oktober  fällt,  die  erste  Aenderung  des  Betriebs- 
umfanges  in  der  Erzeugungsperiode  auch  vor  Ablauf  von  drei  Monaten  statt- 
finden kann. 

Auch  ist,  wenn  die  Aenderung  der  bemessenen  täglichen  Leistungsfähigkeit 
mit  Beginn  des  Monates  Juli  oder  August  eintritt,  die  neu  bemessene  Leistungs- 
fähigkeit nur  für  die  Monate  Juli  und  August,  bezw.  für  den  Monat  Augu^^t 
allein  bindend. 
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Verbot  von  Aenderungen  der  Brennereieinrichtung  ausser  den 
dazu  gesetzlich  bestimmten  Zeiträumen. 

§  3-5.  Ausser  den  in  den  §§  30,  [31  II]  ')  und  34  bestimmten  Fällen  ist 
innerhalb  der  jährlichen  Erzeugungsperiode  die  Vornahme  von  Aenderungen  in 
dem  erhobeneu  Stande,  der  Anzahl  imd  dem  Rauminhalte  der  Gefasse  und 
Werksvorrichtungen  untersagt. 

Dieses  Verbot  gilt  auch  dann,  wenn  ein  Wechsel  in  der  Person  des 
Brennereiuntemehmers  eintritt. 

Ausnahmen  vom  vorstehenden  Verbote. 

«)  Unitansrh  tob  (jefissen  und  WerksTOrrichtonaren. 

§  36.  Die  AusTvechselung  gleich  grosser  und  zu  gleichen  Zwecken  be- 
stimmter Gefässe  und  Werksvorrichtungen  wird  jedoch  unter  der  Bedingung  ge- 
stattet, dass  davon  die  Anzeige  gemacht,  die  amtliche  Bezeichnung  der  in  Ver- 
wendung zu  nehmenden  Gefässe  und  Werksvorrichtungen  vorgenommen  xmd  die 
Gleichheit  des  Rauminhaltes  und  Zweckes  amtlich  konstatiert  wurde. 

b)  ümtaasch  der  Bremnrorrichtiing. 

§  37.  Der  Umtausch  der  Brennvorrichtung  ist,  falls  er  durch  ein  Betriebs- 
bindernis  notwendig  gemacht  wird,  gegen  vorläufige  Anzeige  auch  dann  zulässig, 
wenn  die  in  Betrieb  zu  setzende  neue  Brennvorrichtimg  einen  anderen  Gesamt- 
rauminhalt (§  28.  Z.  10)  als  die  ausser  Verwendung  kommende  besitzt. 

Wird  aber  hierdurch  die  Leistungsfähigkeit  der  Brennerei  erhöht,  so  darf 
die  neue  Brennvorrichtung  nicht  in  Verwendung  genommen  werden,  bevor  der 
Brennereiuntemehmer  nicht  im  Besitze  der  neuen  amtlichen  Erledigung,  dann 
der  Steuerbollette  über  jenen  Betrag  ist.  welcher  auf  Grund  der  höheren  Leistungs- 
fähigkeit für  den  Rest  des  betreffenden  Monates  entfällt. 

Eine  Ven-ingerung  der  täglichen  Leistungsfähigkeit  aus  einem  solchen  An- 
lasse ist  dagegen  unzulässig. 

Folgen  der  bei  amtlichen  Nachmessungen  gefundenen  Differenzen 
im  Rauminhalte  der  Gefässe. 

§  38.  Ergeben  sich  bei  einer  Nachmessimg  der  Gefösse,  welche  bei  der 
Ermittelung  der  täglichen  Leistungsfähigkeit  in  Anschlag  zu  kommen  haben 
(§§  26  und  28).  gegen  die  letzte  Ausmessung^ Abgänge  im  Rauminhalte,  oder 
werden  L^eberschüsse  erhoben,  welche  bei  metallenen  Gefässen  und  Werksvor- 
richtungen nicht  mehr  als  1*2  Percent,  bei  hölzernen  nicht  mehr  als  3  Percent 
des  bei  der  letzten  Ausmessung  erhobenen  Rauminhaltes  betragen,  so  ist  ein 
Strafverfahren  nicht  einzuleiten. 

Bei  Abgängen  findet  eine  Aenderung  der  bereits  bemessenen  Leistungs- 
fähigkeit in  keinem  Falle  statt. 

Dagegen  hat  der  Brennereiimtemehmer  hinsichtlich  des  konstatierten  Ueber- 
ächusses  im  Rauminhalte  für  den  seit  der  letzten  Ausmessung  angemeldeten 
Brennereibetrieb  die  aUfaUige  Nachtragssteuer  \md  für  den  Rest  der  Betriebszeit, 


>;  Bas  in  Klammem  Stehende  dorch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  neu  hiuzngefiigt. 
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für  welche  die  festgestellte  Leistungsfähigkeit  noch  gilt,  die  allfällig  sich  höher- 
stellende Steuei'gebühr  zu  entrichten. 

Ueberschüsse,   welche   1 V2  Percent,    bezw.  3  Percent  übersteigen,   werden 
nach  §  86,  Z.  14  und  15,  bestraft. 

Steuerbarer  Brennereibetrieb. 

§  39.  Der  steuerbare  Brennereibetrieb  beginnt  bei  der  Verarbeitung  von 
mehligen  StolFen  mit  Uebertragung  dieser  Stoffe  in  den  Vormaischbottich;  bei 
der  Verarbeitung  von  Melasse  und  dieser  gleichgestellten  Stoffen,  mit  der  Ueber- 
tragung dieser  Stoffe  in  den  Auflösbottich  und  bei  der  Verarbeitung  von  Rüben 
mit  der  Uebertragung  derselben  in  die  Macerationsbottiche ,  wenn  aber  Vor- 
maisch-, Auflös-  oder  Macerationsgefässe  nicht  vorhanden  sind,  mit  der  Ueber- 
tragung der  Stoffe  in  die  Gärbottiche  und  umfasst  alle  weiteren  Schritte  des 
Maischverfahrens,  die  Gärung  der  Maische  und  den  Abtrieb  derselben. 

Wenn  Maischkochapparat  oder  Macerationsgefässe  für  Getreide  oder  Mais 
als  Vormaischbottiche  zu  behandeln  sind  (§  28,  Z.  1  und  2),  beginnt  der  steuer- 
bare Brennereibetrieb  schon  mit  der  Uebertragung  der  Erzeugungsstoffe  in  diese 
Werksvorrichtungen. 

Monatliche  Anmeldung  des  Brennereibetriebes. 

§  40.  Der  Brennereibetrieb  ist  auf  Grund  der  amtlichen  Erledigung, 
welche  die  Leistungsfähigkeit  der  Brennerei  bemisst  (§  33),  im  Voraus  anzu- 
melden. 

Die  Anmeldungen  haben  mit  Ausnahme  des  ersten  und  letzten  Betriebs- 
monates, der  jährlichen  Erzeugungsperiode  (§  34)  stets  auf  ganze  Kalendermonate 
zu  lauten,  und  sind  spätestens  24  Stunden  vor  Beginn  des  Monates,  im  ersten 
Betriebsmonate  der  jährlichen  Erzeugungsperiode  aber  spätestens  24  Stunden 
vor  Beginn   des   dem  Betriebe  gewidmeten  Teiles  dieses  Monates  einzubringen. 

Doch  steht  es  jedem  Brennereiuntemehmer  frei,  innerhalb  der  jährlichen 
Erzeugungsperiode  den  Betrieb  dm-ch  einen  oder  auch  mehrere,  jedoch  stet? 
ganze  Kalendermonate  zu  unterbrechen. 

Ergänzende  Betriebsanmeldung. 

§  41.  Treten  nach  Ueberreichung  der  Betriebsanmeldung  für  den  letzten 
Monat»  der  Erzeugungsperiode  unvorhergesehene  Verhältnisse  ein,  welche  die 
Fortsetzung  des  Betriebes  über  die  angemeldete  Zeit  hinaus  notwendig  machen, 
und  werden  dieselben  glaubwürdig  nachgewiesen,  so  kann  für  diesen  Monat 
eine  ergänzende  Anmeldung  im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  die  zuletzt  ein- 
gebrachte angenommen  werden. 

Inhalt  der  Betriebsanmeldung. 

§  42.  Die  Anmeldung  des  Brennereibetriebes  hat  bei  jenem  Steueramte 
zu  geschehen,  dem  die  Brennerei  zugewiesen  ist. 

Dieselbe  muss  folgende  Daten  enthalten: 

1.  Den  Vor-  und  Zunamen  des  Brennereiuntemehmers,  sowie  den  Ort  mid 
die  Konskriptionsnummer  der  Brennerei; 
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2.  Monat.  Tag  und  Stunde  des  Beginnes  und  der  Beendigung  des  steuer- 
baren Brennereibetriebes ; 

3.  für  den  ersten  Monat  der  jährlichen  Erzeugungsperiode,  sowie  in  Fällen 
einer  ein-  oder  mehrmonatlichen  Unterbrechung  des  Betriebes  (§  40)  auch  Tag 
und  Stunde  des  Beginnes  der  Verwendung  der  Süssmaischhefegefässe  und  bei 
Brennereien,  in  welchen  die  im  §  28,  Z.  1  und  2,  genannten  Gefässe  und  "Werks- 
vorrichtungen nicht  als  Vonnaischgetässe  zu  behandeln  sind,  Tag  und  Stunde 
der  üeberti-agung  der  Erzeugimgsstoffe  in  diese  Gefässe  und  Werkvorrichtungen; 

4.  die  Gattung  der  Stoffe,  welche  zur  Branntweinerzeugung  verwendet 
werden  ; 

5.  die  Zahl  und  das  Datum  der  amtlichen  Erledigung; 

6.  das  täglich  und  das  auf  den  angemeldeten  Zeitraum  entfallende  Steuer- 
pauschale  ; 

[7.  im  Falle  im  Laufe  des  Monats  auch  Presshefe  erzeugt  werden  will, 
beziehungsweise  der  Zuschlag  für  die  Presshefeerzeugimg  nach  §  1  und  §  31  H 
zu  entrichten  ist,  so  ist  dies  in  der  Anmeldung  anmerkungsweise  aufzuführen]  *). 

.Jede  Anmeldung  muss  auf  amtlich  vorgedruckten  Blanquetten  in  drei 
^rl eichlautenden  Exemplaren  ausgefertigt,  rein  und  leserlich  geschrieben  sein 
und  darf  keine  abgeänderten  oder  radierten  Stellen  enthalten,  widrigens  sie 
zurückzuweisen  ist. 

Ein  Exemplar  der  Anmeldung,  mit  der  Bestätigung  des  Tages  und  der 
Stunde  der  Ueberreichung  versehen,  wird  der  Partei  zugleich  mit  der  Steuer- 
bollette  zurückgestellt. 

Beginn  der  Verwendung  der  Süssmaischhef engefässe. 

§.  43.  Zwischen  dem  Beginne  der  Vei-wendung  der  Süssmaischhefengefässe 
und  dem  Beginne  des  steuerbaren  Betriebes  darf  kein  längerer  Zeitraum  als 
24  Stunden  liegen. 

Bemessung  des  monatlichen  Steuerpauschales. 

a)  Ueberhaupt. 

§  44.  Die  Bemessung  des  monatlich  entfallenden  Steuerpauschales  hat 
zu  geschehen: 

Durch  Multiplikation 

a)  der  Zahl  der  Tage  des  bezüglichen  Monates,  in  welchem  der  steuerbare 
Brennereibetrieb  ausgeübt  wird,  mit 

b)  der  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  in  Hektolitergi'aden  Alkohol 
ermittelten  täglichen  Leistungsfiihigkeit  und  mit 

c)  dem  Steuersatze  von  eilf  Kreuzern  von  jedem  Hektolitergrad  Alkohol 
[und  im  Falle  der  Presshefeerzeugung  mit  diesem  Steuersatze  erhöht  um 
30  Percent]»). 

Nur  in  dem  Falle,  wo  der  Betrieb  der  Brennerei  nicht  mit  dem  ersten 
Tage  des  ersten  Betriebsmonates  der  jährlichen  Erzeugungsperiode  begonnen, 
oder   nicht   bis   zum   letzten  Tage  des   letzten  Betriebsmonates   der  jährlichen 


1)  Xr.  7  neu  zugefügt  dui'cli  Gesetz  vom  19.  Mai  1884. 

-)  Das  in  Klammem  Stehende  ist  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  beigefügt. 
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Erzeugungsperiode  fortgesetzt  wird,  ist  das  Steuerpauschale  für  diese  zwei  Monate 
nur  nach  dem  Ausmasse  zu  berechnen  und  zu  entrichten,  welches  bei  dem  ersten 
Betriebsmonate  für  den  Teil  nach  Beginn  des  steuerbaren  Betriebes  und  bei 
dem  letzten  Betriebsmonate  für  den  Teil  vor  Beendigung  des  Betriebes  entfällt. 
Wird  innerhalb  der  jährlichen  Erzeugungsperiode  der  Brennereibetrieb 
nach  einer  ein-  oder  mehrmonatlichen  Unterbrechung  (§  40)  wieder  aufgenommen, 
so  hat  sich  die  Berechnung  und  Entrichtung  des  Steuerpauschales  hinsichtlich 
des  ersten  Tages  des  Kalendermonates,  in  dem  der  Betrieb  wieder  beginnt,  auf 
jenen  Teil  nicht  zu  erstrecken,  welcher  bloss  zur  Vorbereitung  des  steuerbaren 
Betriebes  (§  42,  Z.  3)  benützt  wird. 

b)  Bei  Verwendung  von  verschiedenen  Stoffgattungen. 

§  45.  Sollten  im  Laufe  eines  Monates  Stoffgattungen  von  verschiedener 
Alkohol  ausbeute  (§  26,  Z.  3)  verarbeitet  werden,  so  ist  das  monatliche  Steuer- 
pauschale so  zu  berechnen  und  zu  entrichten,  als  ob  bloss  die  Stoffgattung  von 
der  höheren  Alkoholausbeute  verarbeitet  würde. 

Einschränkung  oder  Störung  des  Betriebes. 

§  46.  Eine  aus  was  immer  für  einem  Grunde  stattfindende  Einschränkung 
oder  Verringerung  des  Brennereibetriebes  unter  den  der  Steueq^auschalierung  zu 
Grunde  gelegten  Umfang  gewährt  keinen  Anspruch  auf  eine  Nachsicht  oder 
Ermässigung  des  Steuerpauschales. 

Wird  jedoch  durch  unabwendbare  Hindernisse  eine  Störung  des  steuer- 
baren Betriebes  veranlasst,  so  tritt  eine  Steuerrückvergütung,  beziehungsweise 
Steuerabschreibung  unter  nachfolgenden  Bedingungen  ein : 

1.  Das  betreffende  Hindernis  ist  zum  Zwecke  der  Konstatierung  sogleich 
bei  dem  nächsten  Finanzorgane  schriftlich  in  doppelter  Ausfertigung  anzuzeigen, 
wobei  gestattet  wird,  dass  in  dem  Falle,  wo  binnen  acht  Stunden  vom  Zeitpunkte 
der  Einhändigung  der  Anzeige  an  das  Finanzorgan  gerechnet,  kein  Beamter 
oder  Angestellter  der  Finanzverwaltung  erscheinen  sollte,  der  Brennereiunter- 
nehmer das  Betriebshindernis  sowie  den  Stand  des  Betriebes  durch  ein  Mitglied 
der  Gemeindevorstehung  unter  Beiziehung  zweier  unbefangener  Zeugen  konsta- 
tieren lassen  kann. 

Das  eine  mit  der  amtlichen  Bestätigung  des  Tages  und  der  Stunde  der 
Ueberreichung,  sowie  mit  der  Namensfertigung  und  der  Angabe  des  Standes  des 
dieselbe  übernehmenden  Finanzorganes  versehene  Exemplar  der  Anzeige  wrd 
dem  Brennereiunternehmer  zu  seiner  Deckung  zurückgestellt. 

2.  Die  Brennvorrichtung  muss  vom  Zeitpunkte  der  Konstatierung  des 
Hindernisses  an  gerechnet,  wenigstens  durch  48  ununterbrochen  aufeinander 
folgende  Stunden  ausser  Betrieb  stehen  und  es  darf  während  dieses  Zeitraumes 
kein  Akt  des  Betriebes  mit  Ausnahme  des  Einquellens  von  Getreide,  des  Kochens 
der  Erzeugungsstoffe,  der  Maceration  von  Getreide  oder  Mais,  dann  der  Be- 
maischung  der  Süssmaischhefengefässe  ausgeübt  werden. 

Sind  diese  Bedingungen  erfüllt,  so  wird  für  die,  nach  Ablauf  von  24  Stiui- 
den  sich  ergebende  ununterbrochene  Dauer  des  Betriebsstillstandes,  vom  Zeit- 
punkte der  Konstatierung  an  gerechnet,  das  Steueipauschalc  zurückvergütet, 
beziehungsweise  in  Abschreibung  gebracht. 
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Dritter  Absclmitt. 

Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung. 

Pauschalierungsmassstab. 

§  47.  [Den  Massstab  der  Pauschaliening  nach  der  Leistungsfähigkeit  der 
Brennvorrichtung  bilden] ') : 

ai  die  Maischmenge,  welche  der  täglichen  Leistungsföhigkeit  der  Brennvor- 
richtung entspricht  und 
lii  für  jeden  Hektoliter  dieser  Maischmenge  die  in  Hektolitergraden  je  nach 
der  Stoffgattung,  die  verarbeitet  wird,  festgestellte  Alkoholausbeute. 

Fortsetzung. 

§  48.  Als  tägliche  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung,  das  ist  als 
Maischmenge,  welche  mit  Einrechnung  der  Lutterfüllungen  täglich,  den  Tag  zu 
"24  Stunden  gerechnet,  abgetrieben  werden  kann,  wird  angenommen: 

1.  für  eine  Brennvorrichtung,  welche  keine  anderen  Bestandteile,  als  eine 
unmittelbar  durch  Feuer  zu  heizende  Brennblase,  Rührwerk,  Blasenhelm,  Kühl- 
fla:schen,  Kühlschlange  oder  gerade  Kühlröhren  und  Verbindungsrohr  zwischen 
Blasenhelm  und  Kühlvorrichtung  hat,  mit  dem  Dreifachen  des  in  Litern  aus- 
gedrückten [Füllungsraumes]  ^j  der  Brennblase; 

2.  für  eine  Brennvorrichtung,  welche  ausser  den  in  1  aufgeführten  Be- 
standteilen 

a)  noch  einen  Maischwärmer  hat,  oder 

b)  noch  mit  Rektifikator,  Lutterbehälter.  Dephlegmator  u.  s.  w.  vereehen  ist. 
mit  dem  Vierfachen  [des  in  Litern  ausgedrückten  Füllungsraumes  der 
Brennblase]  ^) ; 

3.  [für  eine  Brennvorrichtung,  welche  bei  der  unter  1  bezeichneten  Ein- 
richtung noch  mit  einem  Maischvorwärmer  und  mit  einem  oder  mehreren  der 
vmter  2  b  aufgeführten  Bestandteile  versehen  ist,  mit  dem  Fünffachen  des  in 
Litern  ausgedi-ückten  FüUimgsraumes  der  Brennblase]  *) ; 

4.  für  eine  mit  Dampf  zu  heizende  Brennvorrichtung  wenigstens  mit  dem 
Achtfachen  [des  in  Litern  ausgedrückten  Füllungsraumes] '")  der  Brennblase,  in 
welche  der  Dampf  eingelassen  wird. 

Sollte  sich    bei  einer  Brennvorrichtung  der  letzteren  Art  (4)  eine  grössere 

tägliche  Leistungsfähigkeit  herausstellen,    so  ist  diese  Leistungsfähigkeit    durch 

ein  freiwilliges  Uebereinkommen  zwischen  der  Finanzverwaltvmg  und  dem  Bren- 

nereiuntemehnier,   und  wenn  ein  solches   nicht  zustande  kommen  sollte,   dm'ch 

!  Vornahme  eines  Probebrandes  festzustellen. 


')  Bisher :  Den  Massstab  der  Pauschalierung  bei  den  ini  §  21  unter  U  und  III  aufgefühlten 
ennereien  bilden. 

2)  Bisher:  Kauminhaltes. 

ä)  Bisher:  des  in  Hektolitern  ausgedi-ückten  Rauminhaltes  der  Brennblase. 
*)  Bisheriger  Text  der  Xr.  3:  für  eine  Brennvorrichtung,  welche  mit  den  in  1,  2  a  und  2  b 
Ulfgeführten  Bestandteilen  versehen  ist,  mit  dem  Fünffachen  des  in  Hektolitern  ausgedrückten 
Rauminhaltes  der  Brennblase. 

5)  Bisher:  des  in  Hektolitern  ausgedrückten  Rauminhaltes. 
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[Als  Füllungsraum  einer  Brennblase  werden  vier  Fünftel  (''/s)  des  vollen 
Rauminhaltes  derselben  angenommen. 

Wenn  die  in  Litern  ausgedrückte  tägliche  Leistungsfähigkeit  (1  in  4)  durch 
10  nicht  teilbar  ist,  findet  zur  Erzielung  dieser  Teilbarkeit  die  Abrundung  nach 
abwärts  statt] '). 

Sollten  [Brennereivorrichtungen]  ^)  in  Verwendung  kommen,  für  welche  in 
diesem  Paragraphen  kein  Massstab  der  Leistungsfähigkeit  aufgestellt  ist,  so 
wird  deren  Leistungsfähigkeit  vom  Finanzministerium  [im  Einverständnis  mit 
dem  Königlich  ungarischen  Finanzministerium] ')  besonders  festgestellt. 

Fortsetzung. 

§  49.  Werden  Trebern  gemengt  mit  Spiritus  auf  die  Brennvorrichtung 
gebracht  (sogenannter  Durchzug  erzeugt),  so  wird  die  Leistungsfähigkeit  der 
Brennvorrichtung  bloss  mit  vier  Fünfteln  des  im  §  48  festgestellten  Ausmasses 
angenommen  und  hierbei  in  Absicht  auf  die  Abrundung  der  Bruchteile  eines 
Hektoliters  nach  der  in  demselben  Paragraphen  enthaltenen  diesfälligen  Anord- 
nung vorgegangen. 

Alkoholausbeute. 

§  50.  Die  Alkoholausbeute  wird  für  jeden  Hektoliter  Maische  mit  Rücksicht 
auf  die  verschiedenen  in  Verwendung  kommenden  Gattungen  der  Erzeugungs- 
stoffe festgesetzt  wie  folgt: 

a)  [bei  der  Verarbeitung  mehliger  Stoffe,  Topinambur,  Rüben,  Melasse  oder 
dieser  gleichgestellten  Stoffe  (§21,  Z.  II)  mit  5  Graden]'*); 

b)  bei  der  Verwendung  von  Sommer-  und  Winterzwetschgen,  Kirschen,  Weich- 
sein, Marillen,  Pfirsichen  und  anderem  Steinobst  (mit  Ausnahme  der 
Schlehen),  Wein,  Weinlager,  Wein-  oder  Obstmost,  dann  Trauben  und 
Honigwasser  mit  3  Graden; 

c)  bei  Verwendung  von  Dirnteln,  Schlehen,  Hagebutten,  Aepfeln  und  Birnen 
und  anderem  Kernobst,  Beerengattungen  und  Wurzeln,  dann  Weintrebem 
und  Bierbrauabfällen  mit  2  Graden; 

[d)  bei  Verarbeitung  von  abgepresstem  Kernobst  mit  l'/4  Grad. 

An  der  unter  a)  angesetzten  Alkoholausbeute  wird  den  mehlige  Stoffe 
verarbeitenden  Brennereien,  welche  nur  eine  Brennereivorrichtung,  und  zwar 
eine  von  der  im  §  21,  Z.  II,  bezeichneten  Art  benützen  und  überdies  den  An- 
forderungen des  §  52  entsprechen,  wenn  Landwirte  die  Unternehmer  sind,  welche 
die  Branntweinerzeugung  deshalb  betreiben,  um  zur  Erhaltung  ihres  Viehstandes 
Schlempe  als  Viehfutter  zu  gewinnen,  ein  Nachlass  mit  20  Percent  für  jenen 
Betrieb  bewilliget,  welcher  in  einen  im  September,  Oktober  oder  November  be- 
ginnenden achtmonatlichen  Zeitraum  fällt] '). 


1)  Bisher  war  der  Wortlaut:  Bruchteile  eines  Hektoliters,  die  sich  bei  der  Ausmittlung- 
der  Leistungsfähigkeit  ergeben ,  werden ,  wenn  sie  einen  halben  Hektoliter  nicht  übei-steigen, 
als  ein  halber  Hektoliter  und,  wenn  sie  gi-össer  sind,  als  ein  ganzer  Hektoliter  in  Kechnung 
gezogen. 

^)  Bisher:  Brenn vorriclitungen. 

3)  Das  in  Klammem  Stehende  neu  durch  Gesetz. 

*)  Bisher :  a)  Bei  der  Verarbeitung  mehliger  Stoife ,  Rüben ,  Melasse  oder  dieser  gleicli- 
gestellten  Stoife  (§  21,  Z.  I)  mit  4  Graden; 

6)  Das  in  Klammem  Stehende  neu  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  hinzugefügt. 
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Steuerbares  Verfahren. 

§  51.  Das  steuerbare  Verfahren  beginnt  bei  Verarbeitung  der  im  §  50 
unter  lit.  a)  bezeichneten  StofiFgattungen.  mit  der  Uebertragung  der  Ei-zeugungs- 
stofFe  in  die  Gärgefässe  und  bei  der  Verarbeitung  der  im  §  50  unter  [lit.  b), 
c)  und  d)] ')  bezeichneten  Stoffgattimgen  mit  der  Uebertragung  der  zur  Brannt- 
weinerzeugung bestimmten  Stoffe  (Maische)  auf  die  ßrennvorrichtung. 

Beschränkung  hinsichtlich  der  Gefässe  bei  Verarbeitung  der 
im  §  50  unter  lit.  a)  aufgeführten  Stoffgattungen. 

§  52.  Für  die  im  §  21,  Z.  II  genannten  Brennereien  wird  insbesondere 
noch  folgendes  bestimmt: 

1.  Sämtliche  in  Verwendung  kommende  Gefässe  müssen  amtlich  bezeichnet 
und  ausgemessen  sein. 

2.  Zur  Bereitung  und  Unterbringung  der  Maische  dürfen  nicht  mehr  als 
drei  Bottiche  verwendet  werden,  deren  Gesamtrauminhalt  das  Dreifache  der 
täglichen  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung  (§  48)  nicht  übei-schreiten  darf. 

3.  Die  Bereitimg  der  Maische  bis  zur  Uebertragung  in  die  Brennvorrichttmg 
muss  in  denselben  Gefässen  geschehen  und  die  gegorene  Maische  unmittelbar 
aus  diesen  Gefässen  in  die  Brennvorrichtung  übertragen  werden. 

4.  Wenn  Kunsthefe  bereitet  wird,  darf  keines  der  dazu  bestimmten  Gefässe 
<len  zehnten  Teil  des  Rauminhaltes  eines  Gärbottiches,  tmd  alle  zusammen 
nicht  den  zehnten  Teil  des  Gesamtrauminhaltes   aller   Gärbottiche  übersteigen. 

Bedingung  der  Benützung  von  Vorraaischbottichen  u.  s.  w. 

§  53.  Vormaischbottiche,  Kühlschiffe,  Kühlwannen,  Maischbehälter  und 
überhaupt  Gefässe  und  Werksvorrichtungen,  welche  zur  Aufiiahme  und  Auf- 
bewahrung eingemaischter  Stoffe  vor  dem  Beginne  oder  nach  der  Beendigung 
der  für  die  Branntweinerzeugung  erforderlichen  Gärung,  jedoch  vor  dem  Ab- 
triebe, bestimmt  sind,  dürfen  nur  in  den  Brennereien,  welche  Brenn  Vorrichtungen 
der  im  §  48  unter  Ziffer  3  und  4  erwähnten  Beschaffenheit  benützen,  in  Ver- 
wendung kommen. 

Anzeige  des  Betriebes,  Befundaufnahme  und  Ermittelung  der 
Leistungsfähigkeit. 

§  54.  Der  Brermereiunt^mehmer  hat  Behufs  der  Feststellung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Brennvorrichtung  spätestens  vier  Wochen  vor  Eröffnung  der  jähr- 
lichen Erzeugimgsperiode  (§  55)  den  Standort  imd  die  Konskriptionsnumraer  des 
Oebäudes,  in  dem  der  Betrieb  ausgeübt  werden  soll,  bei  dem  zur  Ueberwachung 
<ler  Brennerei  berufenen  nächsten  Finanzorgane  entweder  schriftlich  oder  münd- 
lich anzuzeigen. 

Infolge  dieser  Anzeige  wird  die  amtliche  Erhebung  der  Beschaffenheit  und 
Bestandteile  der  Brennvorrichtung  des  Rauminhaltes  der  Brennblase  und,  falls 
«ine  der  im  §  50  unter  lit.  a)  aufgeführten  Stoffgattungen  verarbeitet  werden 
soll,  auch  der  für  Verarbeitung  dieser  Stoffgattungen  bestimmten  Maischgefasse, 
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I)  Bisher:  lit.  b)  und  e). 
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sowie  die  amtliche  Bezeichnung  dieser  Gefässe  und  der  Brennvorrichtung  vor- 
genommen, und  das  Ergebnis  in  einer  von  dem  Brennereiunternehmer  oder,  falls 
er  des  Schreibens  unkundig  sein  sollte,  von  zwei  unbefangenen  Zeugen  zu  unter- 
fertigenden Uebersicht  dargestellt,  und  in  die  letztere  die  tägliche  Leistungs- 
fähigkeit der  Brennvorrichtung  (§  48)  eingesetzt. 

Die  Abmessung  des  Rauminhaltes  der  Brennblase  und  der  Maischgefässe 
hat  mittelst  Wassereingusses  zu  geschehen. 

P  a  u  s  c  h  a  1  i  e  r  u  n  g  s  p  e  r  i  o  d  e. 

§  55.  Die  Ermittelung  der  Leistungsfähigkeit  erfolgt  für  die  ganze  inner- 
halb der  jährlichen  Zeitperiode  vom  1.  September  bis  Ende  August  fallende 
Betriebszeit  (Erzeugungsperiode). 

Innerhalb  der  Erzeugungsperiode  darf  an  der  Brennvorrichtung  keinerlei 
auf  die  Leistungsfähigkeit  Einfluss    habende  Aenderung   vorgenommen  werden. 

Soll  für  die  nächste  Erzeugungsperiode  eine  solche  Aenderung  stattfinden, 
so  hat  der  Brennereiunternehmer  dieselbe  spätestens  14  Tage  vor  Beginn  dieser 
Periode  in  der  oben  angegebenen  Weise  anzuzeigen,  worüber  in  amtlicher  Be- 
ziehung nach  den  vorstehenden  Bestimlnungen  zu  verfahren  ist. 

Ausser  diesem  Falle  wird  eine  neue  amtliche  Ermittlung  der  Leistungs- 
fähigkeit, wenn  dieselbe  nicht  etwa  von  dem  Brenn ereiunternehmer  früher  ver- 
langt wird,  erst  drei  Jahre  nach  der  zuletzt  erfolgten  vorgenommen. 

Anmeldung. 
a)  Inhalt  derselben  und  Art  der  Einbringung. 

§  56.  Die  Anmeldung  des  steuerbaren  Verfahrens  hat  bei  jenem  Steuer- 
amte oder  Finanzorgane   zu  geschehen,    welchem   die  Brennerei  zugewiesen  ist. 

Dieselbe  hat  bei  Brennereien,  für  deren  Brennvorrichtungen  der  Massstab 
der  Leistungsfähigkeit  im  §  48  unter  3  oder  4  festgestellt  ist,  schriftlich  in 
zweifacher  Ausfertigung  zu  geschehen ;  bei  Brennereien,  für  deren  Brennvorrich- 
tungen der  Massstab  im  §  48  unter  1  oder  2  festgestellt  ist,  sind  dagegen  auch 
mündliche  Anmeldungen  gestattet,  welche  vom  Finanzorgane  in  zweifacher  Aus- 
fertigung aufzunehmen  sind. 

Die  Anmeldung  hat  zu  enthalten: 

a)  den  Vor-  und  Zunamen  des  Brennereiuntemehmers ,  dann  den  Ort  und 
die  Konskriptionsnummer  des  Gebäudes,  in  welchem  sich  die  Brennerei 
befindet ; 

b)  die  Gattung  der  Stoffe,  welche  verarbeitet  werden  sollen  und  bei  den  im 
§  50  unter  lit.  a)  aufgeführten  Stolfgattungen  auch  die  Nummeni  und  den 
Rauminhalt   der  in  Verwendung   kommenden  Maisch-   und  Hefengefässe : 

c)  die  Nummer  und  die  in  der  amtlichen  Uebersicht  in  Hektolitern  Maische 
festgesetzte  tägliche  Leistungsfähigkeit  der  in  Verwendung  kommenden 
Brennvorrichtung ; 

d)  den  Tag  und  die  Stunde  des  Beginnes  der  Uebeitragung  der  Erzeugungs- 
stoffe auf  die  Brennvorrichtung; 

e)  den  Tag  und  die  Stunde  der  Beendigung  des  Brennverfahrens; 
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f)  den  zwischen   den   Zeitpunkten  d)   und  e)   liegenden  Zeitraum,   d.  i.   die 
Brenn  zeit  in  Tag  und  Stunden,   wobei  Bruchteile  einer  Stunde  als   eine 
ganze  Stunde  zu  zählen  sind; 
[g)  falls  in  der  angemeldeten  Zeitdauer  auch  Presshefe  erzeugt  werden  sollte, 
die  Angabe  dieses  Umstandes] '). 
Die   schriftliche  Anmeldung  muss   leserlich   geschrieben   sein,    darf  keine 
radierten  oder  durchgestrichenen  Stellen  enthalten  und  muss  von  dem  Brennerei- 
untemehmer  oder   dessen   Bevollmächtigten   mit   der  Unterschrift   oder   seinem 
Handzeichen  bekräftigt  werden. 

b)  Zeitpankt  der  Einbringung  derselben. 
§  57.  [Das  steuerbare  Verfahren  ist  in  der  Regel  spätestens  48  Stunden 
vor  Beginn  desselben  anzumelden,  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  steht  es 
jedoch  zu,  diese  Frist  über  Ansuchen  des  Brennereiuntemehmers  insoweit  abzu- 
kürzen, als  es  mit  dem  rechtzeitigen  Vollzuge  der  Branntweinsteuerkontrolle 
vereinbar  ist. 

Das  steuerbare  Verfahren  muss  eine  ununterbrochene  Brennzeit  von  min- 
destens 24  Stunden  umfassen]'). 

Bemessung  des  Steuerpauschales. 

§  58.  Das  Steuerarat  oder  Finanzorgan  berechnet  auf  Grund  der  Anmel- 
dung das  entfallende  Steuerpauschale  durch  Multiplikation  der  in  Hektolitern 
ausgedrückten  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung  mit: 

a)  der  angemeldeten  Brennzeit; 

b)  der  für  die  angemeldeten  Stoffgattungen  für  je  ein  Hektoliter  Maische 
festgesetzten  Anzahl  Alkoholgraden, 

c)  dem  Steuersatze  von  elf  Kreuzern  von  jedem  Hektolitergrade  Alkohol 
[und  im  Falle  der  Presshefeerzeugung  mit  diesem  Steuersatze  erhöht  um 
30  Percent] »). 

Bemessung  des  Steuerpauschales  bei  Verarbeitung  von  Stoff- 
gattungen von  verschiedener  Alkoholausbeute. 

§  59.  Werden  Stoffgattungen  von  verschiedener  Alkoholausbeute  zum 
steuerbaren  Verfahren  angemeldet,  so  hat  die  Berechnung  des  Steuerpauschales 
nach  jener  Stoffgattung  zu  geschehen,  für  welche  die  höchste  Alkoholausbeute 
festgesetzt  ist. 

Die  Verarbeitung  der  im  §  50  unter  lit.  b)  und  c)  aufgeführten  Stoff- 
gattungen mit  mehligen  Stoffen,  Rüben,  Melasse  oder  dieser  gleichgestellten 
Stoffen  ist  nur  den  im  §  21  unter  II  genannten  Brennereien  gestattet  und  zwar 
nur  gegen  genaue  Beobachtung  der  in  dem  §  52  enthaltenen  Bestimmungen. 


>.  Das  in  den  Klammem  Stehende  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  hinzngetügt. 

^)  Der  Wortlaut  des  §  57  war  bisher: 

Das  steuerbare  Verfahren  ist  spätestens  48  Stunden  vor  Beginn  desselben  anzumelden 
und  muss  für  Stoffe  der  im  §  50  unter  Ut.  a)  genannten  Gattungen  eine  ununterbrochene  Brenn- 
zeit von  mindestens  drei  Tagen  und  für  Stoffe  der  im  §  50  unter  lit.  b)  und  c)  genannten 
Gattungen  eine  ununterbrochene  Brennzeit  von  mindestens  24  Stunden  umfassen. 

*)  Das  in  Klammem  Stehende  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  hinzugefügt. 
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Steuerrückvergütung  aus  Anlass  von  Betriebshindernissen. 

§  60.  Betriebshindernisse  geben  in  der  Regel  keinen  Anspruch  auf  eine 
Steuerrückvergütung  oder  Steuerabschreibung. 

Wird  aber  der  Betrieb  der  Brennvorrichtung  durch  ein  Elementarereignis 
gänzlich  unmöglich  gemacht,  so  vpird  die  Steuerrückvergütung  oder  Steuer- 
abschreibung für  den  Zeitraum,  durch  welchen  infolge  des  Elementarereignisses 
der  angemeldete  Betrieb  der  Brennvorrichtung  unmöglich  war,  gewährt. 

Bezüglich  der  Anzeige  und  Konstatierung  der  Betriebsstörung  gelten  die 
Bestimmungen  des  §  46,  mit  alleiniger  Ausnahme,  dass  Brennereien,  welche* 
Brennvorrichtungen  von  der  im  §  48  unter  1  oder  2  bezeichneten  Art  verwenden, 
gestattet  ist,  die  Anzeige  der  Betriebsstörung  auch  mündlich  zu  machen  und 
dass  diese  Brennereien  in  einem  solchen  Falle  eine  auch  den  Inhalt  der  Anzeige 
aufnehmende   amtliche  Bestätigung  über   die  Erstattung  der  Anzeige   erhalten. 

Vierter  Abschnitt. 

Von  der  Produktbesteuerung  auf  Grundlage  eines  Kontrolmessapparates. 

[Zu    versteuernder    Alkoholgehalt.      Nachlass    an    demselben. 
Forderungen  für  die  Produktbesteuerurig]'). 

§  61.  [I.  Der  zu  versteuernde  Alkoholgehalt  wird  mit  75  Grad  des  vor- 
geschriebenen hundertteiligen  Alkoholometers  festgesetzt. 

II.  Jeder  im  §  27  bezeichneten  Brennerei  wird  ohne  Rücksicht  auf  die 
Grösse  ihres  Maischraumes  ein  Nachlass  an  dem  zu  versteuernden  Alkoholgehalte 
bewilligt,  wenn  der  Brennereiunternehmer  darum  ansucht,  und  die  im  §  27  unter 
Zahl  1  und  2  bezeichneten  Nachweisungen  liefert. 

Bei  der  Nachweisung  Zahl  2  tritt  aber  an  die  Stelle  von  ein  Hektoliter 
steuerbaren  Maischraum  eine  auf  je  einen  Betriebstag  der  monatlichen  An- 
meldungsperiode fallende  durchschnittliche  Erzeugnismenge  von  zehn  Litern 
gebrannter  geistiger  Flüssigkeit. 

Der  Nachlass  beträgt: 

a)  20  Percent  bei  einer  durchschnittlichen  Erzeugung  von  nicht  mehr  als 
S'/z  Hektoliter  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  für  jeden  Tag  der  monat- 
lichen Anmeldungsperiode ; 

b)  10  Percent  bei  einer  durchschnittlichen  Erzeugung  über  3  V2  bis  einschliess- 
lich 5  Hektoliter  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  für  jeden  Tag  der  An- 
meldungsperiode. 

Auch  anderen  Brennereien,  deren  Erzeugung  durchschnittlich  für  jeden 
Tag  der  monatlichen  Anmeldungsperiode  S^J2  Hektoliter  gebrannter  geistiger 
Flüssigkeit  nicht  übersteigt,  wird  ein  Nachlass  von  5  Percent  bewilligt]  ^). 

III.  [Bei  der  Produktbesteuerung  wird  gefordert]  ^) : 


1)  Bisher:  Bedingungen,  unter  denen  die  Versteuerung  nach  dem  Produkte  gestattet  ist. 

2)  Das  in  Klammern  Stehende  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  liinzugefügt. 

3)  Bisher:  Die  Entrichtung  der  Branntweinsteuer  nach  der  Menge  und  dem  Alkohol- 
gehalte des  Erzeugnisses  auf  Grundlage  der  Anzeigen  eines  Kontrolmessapparates  ist  unter 
folgenden  Bedingungen  gestaltet. 

798 


f 


Gesetz  über  die  Branntweinbesteaerang  für  die  österreichischen  Länder.  3(39 

1.  Jede  in  der  Brennerei  vorhandene,  mit  einem  eigenen  Kühlapparate  aus- 
gestattete Brennvorrichtung  muss  mit  einem  den  Anordnungen  des  Finanzmini- 
steriums entsprechenden  Kontrolmessapparate  nebst  Zinksturz  versehen  sein; 
hiervon  ist  jedoch  der  Eektifizierapparat  ausgenommen,  falls  nach  §  77  die 
bedingimgsweise  Vereinigung  von  Brennerei  und  steuerfreier  Rektifizierung  ge- 
stattet ist. 

2.  Das  Brennlokal  muss,  wo  dies  nicht  ohnehin  der  Fall  ist,  im  Einver- 
nehmen mit  der  Finanz  Verwaltung  eine  solche  Einrichtung  bekommen,  dass  der 
Kontrolmessapparat  daselbst  auf  einem  leicht  zugänglichen  und  sichtbaren 
Platze,  der  mindestens  je  65  Centimeter  von  dem  Kühlapparate  der  Brennvor- 
richtung und  jeder  Wand  des  Brennlokales  entfernt  ist,  aufgestellt  werden  kann. 

3.  Der  Kühlapparat  der  Brennvorrichtung  muss  so  beschaffen  sein,  dass  er 
in  Absicht  auf  seine  innere  Einidchtung  vollständig  untersucht  und  unter  sicheren 
amtlichen  Verschluss  gelegt  werden  kann. 

4.  Die  BrennvoiTichtungen  müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  die  Räume, 
in  welchen  die  alkoholhaltigen  Dämpfe  vorkommen,  in  dauernder,  fester  und 
sicherer  Verbindung  sowohl  untereinander,  als  auch  mit  den  Brennblasen 
(Kesseln,  Kochern)  und  mit  dem  Kühlapparate  (Kühlschlange)  stehen. 

5.  Die  Röhren  und  Räume  der  Breimvorrichtung,  in  welchen  alkoholhaltige 
Dämpfe,  dann  die  Röhren  und  Räume,  in  welchen  alkoholhaltige  Flüssigkeiten 
—  Maische  ausgenommen  —  bevor  dieselben  durch  den  Kontrolmessapparat 
geflossen  sind,  vorkommen,  dürfen  weder  schadhafte,  noch  ausgestückelte  Stellen 
haben,  und  nur  die  zum  Betriebe  notwendigen,  von  aussen  zugänglichen  Oeff- 
nungen  besitzen;  letztere  aber  müssen  mit  Hähnen  versehen  sein,  die  bloss  in 
derjenigen  Richtung,  in  welcher  die  Leitung  alkoholhaltiger  Dämpfe  oder  Flüs- 
sigkeiten geschehen  muss,  durchbohrt  sind,  und  deren,  eine  Ableitung  von  alkohol- 
haltigen Dämpfen  oder  Flüssigkeiten  nach  aussen  ermöglichende  Lüftung  oder 
Entfernung  mittelst  des  amtlichen  Verscldusses  derart  verhindert  werden  kann, 
dass  sie  ohne  leicht  wahrnehmbare  Verletzung  desselben  nicht  möglich  ist. 

Diese  Bestimmung  findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  die  Sicherheits- 
ventile, wenn  dieselben  an  dem  oberen  Deckel  der  Brennblase  (Destillier-  oder 
Siederaume)  oder  an  den  obersten  Punkten  der  Dampfleitungsröhren  sich  be- 
finden, welche  die  Brennblasen  untereinander  oder  mit  dem  Rektifikator,  bezw. 
Dephlegmator,  verbinden. 

Auch  bei  diesen  Ventilen  kann  die  Finanzverwaltung  eine  angemessene 
Versicherung  gegen  Missbrauch  verlangen. 

6.  Die  Röhren,  in  welchen  alkoholhaltige  Flüssigkeiten  —  Maische  aus- 
genommen —  bevor  dieselben  durch  den  Kontrolmessapparat  geflossen  sind, 
geleitet  werden,  müssen  durch  einen  eigenen  Anstrich  erkennbar,  und  der  Unter- 
suchung von  allen  Seiten  leicht  zugänglich  sein. 

7.  Das  Verbindungsrohr  zwischen  dem  Kühlapparate  der  Brennvorrichtung 
und  dem  Kontrolmessapparate  muss  in  gerader  Richtimg  laufen  [insofern  nicht 
an  den  Enden  desselben  wegen  der  Verbindung  mit  dem  Kühlapparate  und 
dem  Kontrolmessapparate  eine  Abweichung  von  dieser  Richtung  notwendig 
ist]  '),  darf  nicht  länger  als  drei  Meter  sein  und  muss  in  Gegenwart  eines  Finanz- 


1)  Das  in  Klammem  Stehende  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  neu  zugefugt, 
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organes  mit  einem  Ueberrohre  aus  glattem  unangestrichenen  Zinkblech  in  der 
Art  versehen  werden,  dass  zwischen  beiden  Röhren  nach  allen  Seiten  ein  Raum 
von  beiläufig  drei  Centimetem  Breite  freibleibt. 

Geht  das  Verbindungsrohr  durch  ein  Mauerwerk,  so  darf  dasselbe  nicht 
weniger  als  sechs  und  nicht  mehr  als  acht  Centimeter  an  jeder  Seite  von  der 
Mauer  abstehen. 

[Geht  das  Verbindungsrohr  durch  eine  im  Mauerwerke  befindliche  Thüre 
oder  Fensteröfihung,  so  darf  der  Abstand  desselben  vom  Mauei-werke  auch  mehr 
als  acht  Centimeter  betragen]  'j. 

8.  Wenn  die  Brennvorrichtung  so  eingerichtet  ist,  dass  alkoholhaltige 
Flüssigkeit  in  die  Brennblase  zurückgeleitet  werden  kann,  so  muss  das  Schlempe- 
abflussrohr derart  in  ein  Behältnis  geführt  werden  und  letzteres  so  beschaffen 
sein,  dass  alkoholhaltige  Flüssigkeit  durch  dieses  Rohr  nicht  abgeleitet  werden 
kann,  ohne  dass  sie  sich  mit  einer  grösseren  Menge  Schlempe  vermischt,  oder 
dieses  Rohr  muss  wenigstens  aeht  Centimeter  vertikal  in  den  Brennraum  hinein- 
ragen oder  mit  einem  ebenso  hohen  wasserdicht  anschliessenden  Ringe  umgeben 
sein,  so  dass  die  Schlempe  durch  das  Abflussrohr  allein  niemals  gänzlich  ab- 
gelassen werden  kann,  sondern  immer  Schlempe  zurückbleibt.  Wenn  die  Brenn- 
vorrichtung mit  sogenanntem  Separator  verbunden  ist,  so  muss  das  Abflussrohr 
desselben  eine  solche  Einrichtung  besitzen,  dass  der  Rückstand  der  Destillation 
im  Separator  unmittelbar  in  den  Unratskanal  gelangt. 

9.  [Sollte  Nachlauf  gezogen  und  derselbe  wieder  auf  die  Brennvon-ichtung 
gebracht  werden,  so  findet  eine  Ausscheidung  desselben  aus  den  Anzeigen  des 
Kontrolmessapparates  nicht  statt]  ^). 

10.  Der  Brennereiuntemehmer  muss  sämtliche  zur  verlässlichen  Aufstellung 
des  Kontrolmessapparates  von  der  Finanz^erwaltung  als  notwendig  erkannten 
Herstellungen  und  Vorrichtungen  auf  eigene  Kosten  ausführen. 

Beschreibung  der  Erzeugungsstätte,  Uebersicht  der  Werks- 
vorrichtungen,   Befundaufnahme,    Aufstellung   der   Kontrol- 

messapparate'). 

§  62.  [Der  Breimereiuntemehmer  hat  spätestens  vier  Wochen  vor  der  jähr- 
lichen Erzeugungsperiode  und  im  Laufe  derselben  mindesten  14  Tage  vor  Beginn 
des  Monates,  in  welchem  der  Betrieb  eröfihet,  bezw.  von  der  im  §  25  I  erteilten 
Gestattung  der  Produktbesteuerung  Gebrauch  gemacht  werden  soll,  die  im  §  31 1 
erwähnte  Beschreibung  der  Brennereilokalitäten  und  Uebersicht  der  Werksvor- 
richtungen und  Geräte,  sovsde  die  Anzeige  des  Betriebsleiters  u.  s.  w.,  und  im 
Falle  die  Produktbesteuerung  freiwillig  gewählt  wird,  auch  die  schriftliche  Er- 


1)  Das  in  Klammern  Stehende  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  neu  zugefügt. 

2)  Nr.  9  lautete  bisher:  Der  Brennereiuntemehmer  muss  auf  das  Ziehen  von  Nachlauf 
oder  falls  er  Nachlauf  ziehen  und  denselben  wieder  auf  die  Brennvonichtung  bringen  will,  auf 
die  Ausscheidung  desselben  aus  den  Anzeigen  des  Kontrolmessapparates  und  aus  den  auf 
dieselben  sich  gründenden  Steuerberechnungen  verzichten. 

»)  Bisher  war  noch  beigefügt :  Feststellung  des  durchschnittlichen  Alkoholgehaltes  des 
Erzeugnisses. 
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klärung  einzubringen,  dass  er  die  Steuer  auf  Grundlage  der  Anzeigen  eines 
Kontrolmessapparates  zu  entrichten  wünsche] '). 

Die  Finanzbehörde  verfahrt  hierüber,  wie  im  §  31  angeordnet  ist. 

Die  Erhebung  des  Rauminhaltes  mittelst  Wassereinguss  ist  jedoch  in  diesem 
Falle  nur  bei  den  zur  Aofiiahme  gärender  Stoffe  bestimmten  Gefässen  vor- 
zunehmen. 

Sind  die  im  [§  61  Hl  aufgeführten  Fordenmgen]  *)  erfüllt,  so  wird  zur 
Aufstellung  des  Kontrolmessapparates  und  Verbindung  desselben  mit  der  Brenn- 
vorrichtimg geschritten  und  der  amtliche  Verschluss  an  den  Hähnen  und  Ver- 
bindungsstellen der  Brennvorrichtung  des  Kühlapparates  u.  s.  w.  angelegt.  In 
dem  Befundprotokolle  ist  die  Zahl  und  Beschaffenheit  der  angelegten  amtlichen 
Verschlüsse,  dann  jener  Stellen  der  Brennvorrichtung  u.  s.  w.,  an  welchen  die- 
selben angelegt  wurden,  genau  zu  bezeichnen,  und  die  Ziffern  des  Uhrwerkes, 
welche  jeder  aufgestellte  Kontrobnessapparat  nach  geschehenem  amtlichen  Ver- 
schlusse desselben  zeigt,  mit  Worten  und  Ziffern  ersichtlich  zu  machen'). 

[Hinsichtlich  der  Presshefeerzeugung  gelten  die  Bestimmungen  der  drei 
ersten  Absätze  des  §  31  H]  ••). 

Giltigkeitsdauer    des    Befundprotokolles,    Aenderung    in    der 

Brennereieinrichtung,   im  Stande  des  Aufsichtspersonales  und 

des  Brennereileiters. 

§  63.  Das  im  Sinne  des  vorstehenden  §  62  aufgenonunene  Befundprotokoll 
hat  auch  für  die  folgenden  Erzeugrmgsperioden  zu  gelten,  wofern  für  dieselben 
eine  Aenderung  nicht  beabsichtigt  wird. 

Die  Erhebung  des  Rauminhaltes  der  zur  Aufnahme  gärender  Stoffe  be- 
stimmten Gefässe  hat  aber  jedenfalls  einzutreten,  wenn  dieselbe  während  der 
letzten  drei  Erzeugungsperioden  nicht  geschehen  ist,  oder  ausdrücklich  von  dem 
Brennereiuntemehmer  verlangt  wird. 

Wird  eine  Aenderung  in  der  Breimereieinrichtung  beabsichtigt,  so  ist  hier- 
von spätestens  14  Tage,  bevor  dieselbe  stattfinden  soll,  bei  der  Finanzdirektion 
(Finanzbezirksdirektion,  Finanzinspektor)  zum  Behufe  der  erforderlichen  Amts- 
handlung die  Anzeige  zu  erstatten. 

Aenderungen  im  Stande   des  Aufiichtspersonales   oder  in   der  Person  des 


1)  Bisher:  Jeder  Brennereiuntemehmer,  welcher  die  im  §  61  bezeichnete  Gestattung  er- 
halten will,  hat  spätestens  vier  Wochen  vor  der  jährlichen  Erzeugungsperiode  und  im  Laufe 
derselben  mindestens  1-t  Tage  vor  Beginn  des  Monates,  in  welchem  von  dieser  Gestattung 
Gebrauch  gemacht  werden  soU,  mit  der  im  §  31  erwähnten  Beschreibung  der  Brennereüokalitäten 
und  üebersicht  der  Werksvorrichtungen  und  Geräte,  sowie  Anzeige  des  Betriebsleiters  u.  s.  w. 
auch  die  schriftliche  Erklärung  einzubringen ,  dass  er  die  Steuer  auf  Grundlage  der  Anzeigen 
eines  Kontrolmessapparates  zu  entrichten  wünsche. 

2)  Bisher:  §  61  aufgeführten  Bedingungen. 

3)  Der  frühere  Text  hatte  folgenden  Zusatz: 

Femer  ist  im  Einvernehmen  mit  dem  Brennereiuntemehmer  der  durchschnittliche  Alkohol- 
gehalt des  Erzeugnisses  festzustellen  und  im  Befundprotokolle  anzuführen.  Derselbe  darf  je- 
doch, wenn  der  aufgestellte  Kontrolmessapparat  nicht  unmittelbar  die  Alkoholmenge,  sondern 
nur  unter  Absonderung  von  Proben  die  Spiritusmenge  angibt,  nicht  unter  75  Grad  des  vor- 
geschriebenen lOOteiligen  Alkoholometers  angenommen  werden. 

*)  Neu  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  beigefügt. 
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Brennereileiters  hat  der  Brennereiunternehmer   binnen  24  Stunden  dem  mit  der 
Ueberwachung  der  Brennerei  betrauten  Finanzorgane  anzuzeigen. 

Alkoholometer,   Saccharometer  und  Thermometer  zum  Gebrauche 

der  Finanzorgane. 

§  64.  In  den  Brennereilokalitäten  müssen  folgende  Instrumente  im  voll- 
kommen brauchbaren  Zustande  vorhanden  sein  und  den  zur  Ueberwachung  der 
Brennerei  bestimmten  Finanzorganen  auf  Verlangen  unverweilt  zur  Verfügung 
gestellt  vi^erden: 

a)  ein  lOOteiliger  Alkoholometer  von  der  angeordneten  Einrichtung; 

b)  ein  Saccharometer  von  der  für  die  Gelällskontrolle  vorgeschriebenen  Ein- 
richtung,  beide  Instrumente  mit  dem  Prüfungscertifikate  versehen,  dann 

c)  ein  Thermometer  nach  Reaumur. 

Beginn  und  Umfang  des  steuerbaren  Verfahrens. 

§  65.  Bezüglich  des  Beginnes  und  Umfanges  des  steuerbaren  Verfahrens 
sind  die  Bestimmungen  des  §  39  massgebend. 

Anmeldung  desselben. 

§  66.  Das  steuerbare  Verfahren  ist  spätestens  24  Stunden  vor  Beginn 
desselben  bei  jenem  Steueramte  schriftlich  anzumelden,  welchem  die  Brennerei 
zugewiesen  ist. 

Die  Anmeldungen  müssen  auf  amtlich  vorgedruckten  Blanquetten  in  drei 
gleichlautenden  Ausfertigungen  überreicht  werden,  leserlich  geschrieben  und 
von  dem  Unternehmer  oder  dem  Brenn  er  eileiter  eigenhändig  untei'fertigt  sein, 
und  dürfen  weder  geänderte,  noch  durchstrichene  oder  radierte  Stellen  enthalten, 
widrigens  sie  nicht  angenommen  werden  dürfen. 

Ein  mit  der  amtlichen  Bestätigung  der  geschehenen  Ueberreichung  vex*- 
sehenes  Exemplar  der  Anmeldung  wird  der  Partei  zugleich  mit  der  Steuer- 
boUette  zurückgestellt. 

Die  Anmeldungen  müssen  das  ganze  steuerbare  Verfahren  umfassen,  welches 
innerhalb  einer  monatlichen  Zeitperiode,  deren  Anfang  und  Schlusstag  für  jede 
Brennerei  abgesondert  von  der  Finanzverwaltung  bestimmt  wird,  stattfinden  soll, 
und  dürfen  diesen  Zeitraum  nicht  überschreiten. 

[Unter  Tag  wird  bei  dieser  Berechnung  die  Zeit  von  acht  Uhr  früh  des 
einen  Tages  bis  wieder  acht  Uhr  früh  des  nächstfolgenden  Tages  verstanden.] ') 
Wenn  also  eine  Brennerei,  welche  den  monatlichen  Zeitraum,  z.  B.  vom  18.  Monats- 
tage zu  rechnen  hat,  das  steuerbare  Verfahren  erst  am  25.  Monatstage  eröffnet, 
oder  nach  vorausgegangener  Unterbrechung  wieder  fortsetzt,  so  darf  die  An- 
meldung und  die  damit  verbundene  Abrechnung  keinesfalls  sich  bis  zum  [25. 
acht  Uhr  früh]  ^)  des  nächstfolgenden  Monates  ausdehnen,  sondern  hat  mit  dem 
[18.  acht  Uhr  früh  d.  M.]^)  abzuschliessen. 


1)  Neu  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  zugefügt. 

2)  Bisher:  24, 

3)  Bisher:  17.  d,  M. 
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Die  Anmeldungen  haben  zu  enthalten: 

a)  Den  Namen  des  Brennereiuntemehmers,  den  Standort  und  die  Konskriptiona- 
nummer  der  Brennerei. 

b)  Monat,  Tag  und  Stunde  des  Beginnes  des  steuerbaren  Verfahrens  und 
den  Tag,  an  dem  es  beendigt  sein  wird,  nebst  der  Angabe,  ob  der  Be- 
ti-ieb  der  Brennvorrichtung  Tag  und  Nacht  fortgesetzt  oder  nur  auf  die 
Tagesstunden  beschränkt  sein  wird. 

Sollten  innerhalb  des  angemeldeten  Zeitraumes  Betriebsrmterbrechungen 
beabsichtigt  sein,  so  sind  Anfang  und  Ende  des  steuerbaren  Verfahrens 
für  jeden  Betriebszeitabschnitt  gesondert  anzugeben. 

c)  Die  Menge  vmd  Gattimg  der  zu  verarbeitenden  Stoffe. 

Die  Menge  ist  für  jede  Gattung  gesondert,  und  zwar  nach  dem  Ge- 
wichte anzugeben. 

d)  Die  Anzahl,  die  Nummer  und  den  Rauminhalt  der  zur  Verwendung  be- 
stimmten Gärgefässe  (Gärbottiche,  Hefegärgefässe ')  u.  s.  w.). 

e)  [Falls  in  der  angemeldeten  Zeitdauer  auch  Presshefe  erzeugt  werden  sollte, 
die  Angabe  dieses  Umstandes]  *). 

f)  [Die  zu  erzeugende  beiläufige  Menge  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  in 
Hektolitern]  ä). 

g)  Den  von  diesem  Erzeugnisse  entfallenden  Steuerbetrag  nach  dem  Steuer- 
satze von  elf  Kreuzern  für  jeden  Hektolitergrad  Alkohol  [imd  im  Falle 
der  Presshefeerzeugung  nach  diesem  Steuersatze  erhöht  um  30  Percent]  *). 

h)  Die  in  Verwendung  kommenden  Brennvorrichtungen,  sowie  Gattung  und 
Nummer  der  damit  verbundenen  Kontrolmessapparate.  Weim  zur  Zeit, 
wo  die  Anmeldung  für  die  Produktbesteuerung*)  eingebracht  wird,  der 
Brennereibetrieb  imterbrochen  ist,  oder  wenn  die  unmittelbar  voraus- 
gegangene Anmeldung  auf  eine  andere  Besteuerungsart  *)  lautet,  so  ist 
auch  der  Stand  des  Uhrwerkes  bei  jedem  Kontrolmessapparate  mit 
Worten  und  Ziffern  anzugeben. 

Abänderung  der  Anmeldung. 

§  67.  Die  Gattung  und  Menge  der  zu  verarbeitenden  Stoffe  [§  66,  lit.  c)] 
kann,  wenn  hiervon  mindestens  24  Stunden  vorher  die  Anzeige  bei  dem  mit  der 
Ueberwachung  der  Brennerei  betrauten  Finanzorgane  schriftlich  gemacht  wird, 
nachträglich  geändert  werden. 

Auch  eine  Aendenmg  im  Bestände  oder  Rauminhalte  der  angemeldeten 
Gärgefässe  [§  66,  lit.  d)]  ist  gegen  eine  solche  vorläufige  Anzeige  und  gegen 
gleichzeitige  Eintragung  derselben  in  das  Brennereiregister  gestattet. 

[Die  nach  der  Anmeldimg  für  den  noch  übrigen  Teil  der  Anmeldimgs- 
periode  verhältnismässig  entfallende  Menge  gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten 


1)  Bisher:  Hefengefässe. 

2)  Neu  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  18&t  beigefügt. 

3)  Früher:   e)  Die  zu  erzeugende  beüäuflge  Menge  Alkohol  in  Hektolitergraden  bei- der 
Temperatur  von  -|- 12  Grad  Reaumur  (Hektolitergrade  Alkohol;. 

*)  Das  in  Klammem  Stehende  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  18S4  neu  beigefügt. 
5)  Bisher:  Versteuerung  nach  Menge  und  Alkoholgehalt  des  Erzeugnisses. 
•)  Bisher:  Versteuerungsart. 
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kann   durch   eine   solche    nachträgliche   Anmeldung    vermehrt   oder   vermindert 
werden]  '). 

Straffreier    Spielraum    der    angemeldeten   Menge    gebrannter 
geistiger  Flüssigkeit. 

§  68.  Bei  der  Anmeldung  der  [Menge  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit]-) 
wird  ein  Spielraum  von  15  Percent  aufwärts  und  15  Percent  abwärts  in  der 
Art  gestattet,  dass  erst  eine  Mehr-  oder  Mindererzeugung,  welche  15  Percent 
der  angemeldeten  Menge  überschreitet,  insofern  nicht  eine  Verkürzung  des  Ge- 
fälles erwiesen  ist,  als  Unregelmässigkeit  im  steuerbaren  Verfahren  zu  ahnden  ist. 

Bei  der  Beurteilung,  ob  der  Spielraum  von  15  Percent  überschritten  wTirde, 
ist  immer  nur  das  Erzeugnis  Einer  Anmeldung  massgebend. 

Störungen  im  regelmässigen  Gange  des  Kontrolmessapparates. 
a)  Anzeige  der  Störung. 

§  69.  Sollte  eine  Störung  des  regelmässigen  Ganges  eines  in  Verwendung 
stehenden  Kontrolmessapparates  wahrgenommen  werden,  so  ist  der  Brennerei- 
leiter verpflichtet,  hiervon  sogleich  in  zwei  gleichlautenden  Ausfertigungen  die 
Anzeige  dem  mit  der  Ueberwachung  der  Brennerei  betrauten  Finanzorgane  zum 
Behufe  der  vorzunehmenden  Erhebung  der  Ursachen  der  angezeigten  Störung 
zu  erstatten. 

Das  eine  mit  der  Bestätigung  der  Ueberreichung  versehene  Exemplar  wird 
der  Brennerei  zur  Deckung  zurückgestellt. 

Die  Anzeige  ist  sogleich  bei  der  Absendung  vollinhaltlich  im  Brennerei- 
register in  solcher  Weise  einzutragen,  dass  die  Schrift  über  die  volle  Seiten- 
breite des  Registers  geht. 

Störungen  des  regelmässigen  Ganges  des  Kontrolmessapparates,  welche 
nicht  an  der  betreffenden  Stelle  des  Registers  in  der  eben  angegebenen  Weise 
eingetragen  erscheinen,  sind  als  nicht  angezeigt  zu  betrachten. 

b)  Art  der  Steuerentrichtung  wälirend  der  Störung. 
§  70..    [I.  Während  einer  solchen  Störung  (§  69)  darf  das  Breunverfahren 
in  einer  Brennerei,   in  welcher  nur  Ein  Kontrolmessapparat  aufgestellt  ist,  nur 
durch  längstens  zehn  Tage  vom  Eintritte  der  Störung  an  gerechnet  unter  folgen- 
den Bedingungen  fortgesetzt  werden: 

1.  In  dem  Zeitabschnitte,  in  welchen  diese  Fortsetzung  des  Brennverfahrens 
fällt,  darf  in  der  Zahl  und  dem  Rauminhalte  der  im  §  26,  Z.  1  bezeichneten 
Gefässe  eine  Aenderung  nicht  eintreten. 

2.  Als  die  zu  versteuernde  Menge  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  wird 
für  diesen  Zeitabschnitt  auf  je  24  Stunden  und  jedes  Hektoliter  des  Raum- 
inhaltes der  angemeldeten  Gärgefässe  (§  66  lit.  d)  diejenige  Gerechnet ,  welche 
für  die  der  Störung  in  derselben  Anmeldungsperiode  vorangegangene  Betriebs- 
zeit nach   den  Anzeigen   des  Konti'olmessapparates   auf  jeden  Betriebstag  und 


1)  Der  letzte  Absatz  lautete  früher:    Die  angemeldete  Alkoholmenge  (§  66,  lit.  e)  kann 
durch  eine  solche  nachträgliche  Anmeldung  vermindert  oder  erhöht  werden. 

2)  Bisher:  Alkoholmenge. 
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jedes  Hektoliter  der  angemeldeten  Gärgefässe  oder  falls  etwa  bei  verbotwidriger 
Verwendung  von  Gärgefässen  der  Rauminhalt  der  wirklich  verwendeten  grösser 
als  derjenige  der  angemeldeten  war,  für  jedes  Hektoliter  der  wirklich  verwen- 
deten Gärgefässe  entfällt. 

Sollte  diese  Zeit  zehn  volle  Betriebstage  nicht  umfassen  und  innerhalb  des 
der  laufenden  Anmeldungsperiode  unmittelbar  vorausgegangenen  sechsmonat- 
lichen Zeitraumes  eine  monatliche  Abrechnung  nach  der  Produktbesteuerung 
für  die  Brennerei  erfolgt  sein,  welche  mindestens  zehn  Betriebstage  umfasst,  so 
wird  für  je  24  Stunden  und  jedes  Hektoliter  des  Rauminhaltes  der  angemeldeten 
Gärgefässe  die  zu  versteuernde  Menge  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  nach  dem 
Verhältnisse  dieser  Abrechnungsperiode  ermittelt. 

3.  In  keinem  Falle  darf  die  der  Besteuenmg  zu  unterziehende  Menge  ge- 
brannter geistiger  Flüssigkeit  geringer  angenommen  werden,  als  jene  Menge, 
welche  nach   der  Anmeldung  für  diese  Zeit  der  Störung  verhältnismässig  entfällt. 

II.  In  Brennereien,  wo  mehrere  Brennvorrichtungen  mit  Kontrolmessappa- 
raten  aufgestellt  sind,  kann  das  Brennverfahren  ebenfalls  unter  den  vorstehen- 
den, auf  den  gesamten  Betrieb  anzuwendenden  Bedingungen  (I,  Z.  1,  2,  3)  fort- 
gesetzt werden,  wobei  jedoch  selbstverständlich  die  zu  versteuernde  Menge 
gebraimter  geistiger  Flüssigkeit  nie  unter  den  Anzeigen  der  noch  im  regel- 
mässigen Gange  befindlichen  Kontrobnessapparate  angenommen  werden  darf. 

III.  Sollten  in  einer  Brennerei  Störungen  des  regelmässigen  Ganges  der 
KontroLmessapparate  im  Laufe  einer  Erzeugungsperiode  öfter  als  dreimal  vor- 
kommen, so  kann  die  obige  zehntägige  Frist  (I)  herabgesetzt,  eventuell  ganz 
entzogen  werden.  Diese  Frist  kann  auch  abgekürzt  werden,  wenn  der  Ersatz 
des  Kontrolmessapparates  in  kürzerer  Zeit  möglich  ist. 

IV.  In  einer  Brennerei,  in  welcher  mehrere  Brennvorrichtungen  mit  Kon- 
trolmessapparaten  aufgestellt  sind,  kann  das  Verfahren  auch  gegen  dem  fort- 
gesetzt werden,  dass  die  Brennvorrichtung,  mit  welcher  der  im  Gange  gestört« 
Kontrolmessapparat  verbunden  ist,  sogleich,  nachdem  die  auf  demselben  beim 
Eintritte  der  Störung  befindliche  Maische  abgebrannt  ist,  amtlich  ausser  Gebrauch 
gesetzt  wird.  Für  diesen  Maischabtrieb  ist  die  zu  versteuernde  Menge  gebrannter 
geistiger  Flüssigkeit  nach  der  amtlich  beobachteten  gewöhnlichen  Leistung  der 
Brennvorrichtimg  zu  bemessen. 

V.  Jenen  Brennereiuntemehmem,  welche  die  Produktbesteuerung  freiwillig 
gewählt  haben  (§  25.  1),  steht  es  frei,  zur  Pauschalierung  der  Branntweinsteuer 
überzugehen,  in  welchem  Falle  der  Kalendermonat,  in  dem  dies  geschieht,  wie 
der  erste  Betriebsmonat  der  jährlichen  Erzeugungsperiode  behandelt  wird. 

VI.  Das  Finanzministerium  kann  im  Einvernehmen  mit  dem  königUch 
ungarischen  Finanzministerium  auch  anordnen,  dass  die  Ermittelung  der  zu  ver- 
steuernden Menge  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  für  die  Dauer  der  Störung 
des  regelmässigen  Ganges  des  Kontrolmessapparates  nach  der  Menge,  Konzen- 
tration und  Gärungsattenuation  der  Branntweinmaische  bewirkt  werde]  '). 


1)  Bisheriger  Wortlaut  des  §  70 : 

Während  einer  solchen  Störung  darf  das  Brennverfahren  nur  insoweit  fortgesetzt  werden, 
als  es  zur  Aufarbeitung  der  bereits  vorhandenen  Maisehe  notwendig  ist,  und  hat  die  Steuer- 
bemessung in  diesem  Fall  in  der  Art  stattzufinden,  dass  für  diesen  Zeitraum  diejenige  Alkohol- 
menge als  erzieltes  Erzeugnis  angenommen  wird,  welches  sich  ergeben  hätte,  wenn  das  Brenn- 
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Betriebsstörungen. 

§  71.  Wird  durch  unabwendbare  Hindernisse  der  Betrieb  der  Brennerei 
gehemmt  oder  unterbrochen,  so  dass  das  Verfahren  nicht  der  Anmeldung  gemäss 
vollzogen  werden  kann,  so  hat  sich  der  Brennereileiter  nach  den  im  §  46  dies- 
falls enthaltenen  Bestimmungen  zu  benehmen. 

Die  erstattete  Anzeige  ist  in  der  im  §  69  angeordneten  Weise  in  das 
Brennereiregister  einzutragen.  Betriebshindemisse,  welche  nicht  in  solcher  Weise 
im  Register  eingetragen  erscheinen,  sind  als  nicht  angezeigt  zu  betrachten. 

Wird  infolge  eines  solchen  vorschriftsmässig  angezeigten  Hindernisses  die 
Fortsetzung  des  Verfahrens  in  der  angemeldeten  Betriebszeit  unmöglich  gemacht, 
so  wird  die  entrichtete  Steuergebühr  in  dem  Masse  zurückvergütet,  beziehungs- 
weise abgeschrieben,  als  sie  durch  das  Ergebnis  der  bis  zum  Eintritte  des  Hinder- 
nisses stattgefundenen  Erzeugung  geistiger  Flüssigkeit  nicht  erschöpft  ist. 

Wenn  aber  durch  ein  solches  Hindernis  nur  ein  verändertes  Verfahren  für 
die  nach  der  Anmeldung  noch  übrige  Betriebszeit  herbeigeführt  wird,  so  ist  für 
die  letztere  eine  neue  Anmeldung  zu  überreichen,  und  es  wird  dann  die  Steuer- 
gebühr für  diese  Zeit  nach  der  neuen  Anmeldung  berechnet. 

Monatliche  Abrechnung. 

§  72.  Mit  Schluss  der  monatlichen  Anmeldungsperiode,  wenn  aber  vor 
Ablauf  derselben  der  Brennereibetrieb  auf  längere  Zeit  eingestellt  wird,  sogleich 
nach  der  Betriebseinstellung,  wird  die  Abrechnung  in  der  Art  vorgenommen, 
dass  die  nach  den  Anzeigen  des  Kontrolmessapparates  [ermittelte  gesamte  Menge 
gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  mit  dem  zu  versteuernden  durchschnittlichen 
Alkoholgehalte  (§  61,  1)  unter  Berücksichtigung  des  allfälligen  Nachlasses  (§  61,  11) 
multipliziert  und  für  jeden  auf  solche  Weise  festgestellten  Hektolitergrad  Alkohol 
der  Steuersatz  von  elf  Kreuzern,  im  Falle  der  Presshefeerzeugung  dieser  Steuer- 
satz erhöht  um  30  Percent  berechnet  wird]  ^). 


verfahren  in  demselben  Umfange  fortgesetzt  worden  wäre,  in  welchem  es  seit  der  letzten 
Revision,  beziehungsweise  Abrechnung  bis  zum  Eintritte  der  Störung  des  Kontrolmessapparates 
stattfand.  Ist  die  Aufarbeitung  geschehen,  so  ist  der  Bi-ennereibetrieb  so  lange  einzustellen, 
bis  das  Hindernis  der  regelmässigen  Benützung  des  Kontrolmessapparates  beseitigt  ist. 

In  einer  Brennerei,  wo  mehrere  Brennvonichtungen  mit  Kontrolmessapparaten  vor- 
handen sind,  unterliegt  es  in  einem  solchen  Fall  keinem  Anstände,  das  Verfahren  gegen  dem 
fortzusetzen,  dass  die  Brennvomchtung,  mit  welcher  der  im  Gange  gestörte  Apparat  verbunden 
ist,  amtlich  ausser  Gebrauch  gesetzt  wird. 

In  Brennereien ,  wo  nur  e  i  n  Kontrolmessaparat  aufgestellt  ist .  steht  übrigens  dem 
Brennereiunternehmer  frei,  während  der  Dauer  dieser  Störung  behufs  Vermeidung  einer  län- 
geren Betriebsunterbrechung  zur  Pauschalierung  der  Branntweinsteuer  überzugehen,  in  welchem 
Fall  der  Kalendermonat ,  in  dem  dies  geschieht ,  wie  der  erste  Betriebsmonat  der  jährlichen 
Erzeugungsperiode  behandelt  wii'd. 

1)  Bisher:  in  Hektolitergraden  des  vorgeschriebenen  hundertteiligen  Alkoholometers 
ei-mittelte  gesamte  Alkoholmenge  nach  Abzug  von  5  Percent  für  die  durch  Lagerung,  Tran.s- 
port  u.  s.  w.  entstehende  Schwendung  mit  dem  für  jeden  Hektolitergrad  festgestellten  Steuer- 
satze von  eilf  Kreuzern  multipliziert  wird. 

Bei  Ermittlung  der  zu  versteuernden  Alkoholmenge  darf,  wenn  der  Kontrolmessapparat 
nicht  unmittelbar  die  Alkoholmenge  angibt ,  kein  geringerer  Alkoholgehalt  des  Erzeugnisses 
als  der  nach  §  ü2  festgestellte  in  Rechnung  gezogen  werden. 
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Ist  der  laut  Anmeldung  entfallende  Steuerbetrag  kleiner  als  die  bei  dieser 
Abrechnung  sich  ergebende  Steuergebühr,  so  ist  der  Abgang,  wenn  der  Brennerei- 
unternehmer  die  Steuerborgung  geniesst,  soweit  die  Sicherstellung  noch  zureicht, 
in  die  Borgnng  einzubeziehen,  der  allfällige  Rest  aber,  oder  wenn  der  Brennerei- 
untemehmer  die  Steuerborgung  nicht  geniesst,  der  ganze  Abgang  binnen  drei 
Tagen  bei  Vermeidung  der  Exekution  nachzuzahlen. 

Ist  jedoch  der  laut  Anmeldung  entfallende  Steuerbetrag  grösser  als  die 
nach  der  Abrechnung  sich  ergebende  Steuergebühr,  so  wird  der  Ueberschuss, 
wenn  der  Brennereiuntemehmer  die  Steuerborgung  ohne  Einlegung  eines  Steuer- 
wechsels benützt  hat,  von  den  geborgten  Steuersummen  abgeschrieben,  in  anderen 
Fällen  dagegen  zurückgezahlt. 

Brennereiregister. 

§  73.  Der  Brennereileiter  hat  entweder  ijersönlich  oder  durch  seinen  Stell- 
vertreter ein  amtlich  vorbereitetes  Register  zu  führen,  in  dem  von  Beginn  des 
steuerbaren  Verfahrens  bis  zu  dessen  Beendigung  folgende  Daten  ersichtlich  zu 
machen  sind: 

a)  vor  Beendigung  je  einer  Einmaischung  die  zu  derselben  verwendete  Gat- 
tung und  Gewichtsmenge  an  ErzeugungsstofFen ; 

b)  sogleich  nachdem  ein  Gärbottich  mit  frischer  Maische  gefüllt  worden  ist, 
die  Nummer  des  Bottichs  und  die  Menge  der  in  demselben  enthaltenen 
Maische ; 

c)  von  12  zu  12  Stunden  die  Uhranzeige  des  Kontrolmessapparates.  Sind 
mehrere  Kontrolmessapparate  in  Verwendung,  so  ist  bei  jeder  Eintragung 
der  Uhranzeige  auch  die  Nummer  des  betreffenden  Kontrolmessapparates, 
von  dem  sie  stammt,  einzutragen; 

d)  Tag  und  Stunde  einer  jeden  Eintragung.  In  dieses  Register  ist  auch  von 
Seite  der  gefällsamtlichen  Aufgichtsorgane  das  Ergebnis  der  von  ihnen 
vorgenommenen  Revision  einzustellen.  Dieses  Register  ist  monatlich  nach 
vollzogener  Abrechnung  abzuschliessen  und  von  dem  die  Abrechnung 
pflegenden  Finanzorgane,  nebst  der  dazu  gehörigen  Anmeldung  und  den 
bestätigten  Anzeigen  über  etwa  vorgekommene  Betriebshindemisse ,  Stö- 
rungen oder  Gebrechen  der  Kontrolmessapparate  u.  dgl.  einzuziehen. 

Viertes  Hauptstück. 

Verzehrnngssteuer  von   der  im  §  1   bezeichueten  Essiggnt-  uud  Essigr- 

erzeugnng. 

§  74.  Die  in  den  §§  20,  Z.  I,  21,  22,  23,  26  bis  einschliesslich  60  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  im  §  1 
bezeichnete  Essiggut-  und  Essigerzeugung. 
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Fünftes  Hauptstück. 

Steuerfreie  Rektifikation  und  Umgestaltung  gebrannter  geistiger 

Flüssigkeit. 

§  75.  Wer  gebrannte  geistige  Flüssigkeit  rektifiziert  oder  Liqueur  oder 
Rosoglio  oder  andere  mit  verschiedenen  Stoffen  versetzte  geistige  Flüssigkeit 
aus  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  bereitet,  hat  spätestens  vier  Wochen  vor 
dem  Eintritte  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  und  wer  später 
eine  solche  Unternehmung  beginnt,  spätestens  vier  Wochen  vor  Eröffnung  des 
Betriebes  die  Beschreibung  der  Erzeugungsstätte  und  Uebersicht  der  Werksvor- 
richtungen, sowie  auch  die  Anzeige  des  Betriebsleiters  in  der  im  §  31  ange- 
deuteten Weise  einzubringen. 

Die  Finanzbehörde  verfügt  hierüber  die  amtliche  Befundaufnahme  nebst 
der  amtlichen  Bezeichnung  der  Werksvorrichtungen. 

Ein  Exemplar  der  Beschreibung  der  Erzeugungsstätte  und  der  Uebersicht 
der  Werksvorrichtungen  wird  dem  Unternehmer  nach  vorgenommener  Prüfung 
und  geschehener  Aufdrückung  des  Amtssiegels  unter  Beifügung  des  Tages,  an 
welchem  die  Ueberreichung  geschehen  ist,  und  mit  der  Verpflichtung  zurück- 
gestellt, dasselbe  in  der  Erzeugungsstätte  in  einem  hierzu  bestimmten,  den  Ge- 
fällsbeamten und  Angestellten  zu  jeder  Zeit  zugänglichen  Behältnisse  aufzu- 
bewahren. 

Der  Unternehmer  hat  von  jeder  eintretenden  Veränderung  des  erhobenen 
Standes  der  Gewerbsunternehmung  oder  seiner  Dienstindividuen,  zu  deren  An- 
zeige er  verpflichtet  ist  (§§  12  und  31),  dem  Finanzorgane,  welchem  die  Unter- 
nehmung zur  Ueberwachung  zugewiesen  ist,  die  Anzeige  zu  machen. 

Steuerfreiheit  der  Rektifikation  und  Umgestaltung  gebrannter 
geistiger  Flüssigkeit.     Anmeldung  des  Verfahrens. 

§  76.  Die  Rektifikation  von  bereits  versteuerter  gebrannter  geistiger  Flüs- 
sigkeit (Branntwein  und  Branntweingeist),  sowie  die  Bereitung  von  Rosoglio, 
Liqueur  und  anderer  mit  verschiedenen  Stoffen  versetzter  geistiger  Flüssigkeit 
aus  versteuertem  Branntwein  und  Branntweingeiste  ist  zwar  der  Verzehrungs- 
steuer nicht  unterworfen;  diejenigen,  welche  eine  solche  Unternehmung  betreiben, 
sind  aber  verpflichtet,  spätestens  24  Stunden,  bevor  sie  die  Brennvorrichtung  in 
Betrieb  setzen,  schriftlich  in  zweifacher  Ausfertigung  bei  dem  zur  Ueberwachung 
der  Unternehmung  berufenen  nächsten  Finanzorgane  anzumelden: 

a)  Die  Nummer  der  in  Betrieb  kommenden  Brennvorrichtung; 

b)  Monat,  Tag  und  Stunde  des  Beginnes  und  der  Beendigung  des  Betriebes. 
Jede  solche  Anmeldung  hat  auf  die  Dauer  eines  Monates  zu  lauten. 

Ein  mit  der  amtlichen  Bestätigung  der  Ueberreichung  versehenes  Exemplar 
der  Anmeldung  wird  dem  Unternehmer  zu  seiner  Deckung  zurückgestellt. 

Von  der  Verpflichtung  zu  dieser  Anmeldung  sind  jene  Apotheker,  welche 
weder  "gebrannte  geistige  Flüssigkeit  erzeugen,  noch  den  Verschleiss  dei-selben 
betreiben,  dann  befreit,  wenn  sie  sich  solcher  Brenn  Vorrichtungen  bedienen,  zu 
deren   Anzeige   sie  nicht   verpflichtet  sind  (§  11),   oder   deren   Brennblase   den 
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Rauminhalt  von  25  Liter  nicht  übersteigt.    Jedoch  stehen  auch  solche  Apotheker 
unter  der  gefällsamtlichen  Kontrolle  (§  19). 

Ausserdem  ist  die  Finanz  Verwaltung  ermächtigt,  öffentliche  Institute  und 
chemische  Versuchsstationen  bezüglich  der  zu  ihren  Zwecken  verwendeten  De- 
stillierapparate von  dieser  Anmeldungspflicht  zu  entheben. 

Verbot  und  bedingungsweise  Gestattung  der  vereinten  Rekti- 
fikation  und  Umgestaltung  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit 
mit  der  BranntAveinerzeugung  in  gewissen  Fällen. 

§  77.  Brennereiuntemehmem,  welche  die  Branntweinsteuer  nach  der  Lei- 
stungsfähigkeit der  Brennvorrichtung  oder  im  Wege  eines  freiwilligen  Ueber- 
einkommens  entrichten,  ist  die  steuerfreie  Rektifikation,  beziehungsweise  Bereitung 
der  oben  erwähnten  geistigen  Flüssigkeiten  nur  unter  der  Bedingung  gestattet, 
dass  die  hierbei  in  Verwendung  kommende  Brennvorrichtung  in  einem  Lokale 
sich  befindet,  welches  mit  den  Maisch-  und  Brennlokalen  der  Brennerei  weder 
durch  Thüren  oder  Fenster,  noch  durch  Rinnen  oder  Röhren,  noch  auf  irgend 
eine  andere  Art  in  Verbindung  steht. 

In  Brennereien,  welche  die  Branntweinsteuer  nach  der  Menge  und  Grad- 
hältigkeit  des  Erzeugnisses  auf  Grundlage  der  Anzeige  eines  Kontrolmessappa- 
rates  entrichten,  ist  die  steuerfreie  Rektifikation  gebrannter  geistiger  Flüssig- 
keiten, mit  oder  ohne  Zusatz  von  Ingredienzien,  welche  zur  Bereitung  von 
Rosoglio  u.  s.  w.  dienen,  unter  folgenden  Bedingungen  gestattet: 

1.  Alle  zum  Rektifizierapparate  gehörigen  Röhren,  die  zur  Leitung  von 
Dampf  oder  Flüssigkeiten  dienen,  müssen  einen  eigenen  Anstrich  haben; 

2.  zwischen  den  Maisch-  und  Destilliergefässen  der  Brennerei  einerseits 
und  dem  Rektifizierapparate  anderseits  darf  keine  unmittelbare  Röhrenverbin- 
dung bestehen; 

3.  für  die  Speisung  des  Rektifizierapparates  darf  nur  eine  einzige  erforder- 
lichenfalls zur  Anlegung  eines  sicheren  Verschlusses  geeignete  Röhrenleitung 
unmittelbar  aus  dem  Rohspiritusreservoir  bestehen,  welches  geaicht  und  be- 
zeichnet werden  muss.  Ebenso  darf  für  die  Entleerung  des  Rektifizierapparates 
auch  nur  eine  einzige  erforderlichenfalls  verschliessbare  Röhrenleitung  bestehen ; 

4.  das  zur  Aufnahme  der  gebrannten  geistigen  Flüssigkeit  bestimmte  Ge- 
fäss  des  Rektifizierapparates  (Blase)  muss  mit  einer  zur  Anlegung  des  amtlichen 
Verschlusses  geeigneten  V^omchtung  versehen  sein,  mittelst  welcher  Proben  von 
dem  Inhalte  dieses  Gefässes  abgezogen  werden  können. 

Sechstes  Hauptstück. 

Fälligkeit  der  Steuer,  Zahlangs-  und  Uaftuugspflicht,  dann  Steuer- 

borgung. 

Fälligkeitstermin  der  Steuer. 

§  78.  Die  Verzehrungssteuer  von  der  Erzeugung  gebrannter  geistiger 
Flüssigkeit  und  von  der  steuerbaren  Essiggut-  und  Essigerzeugung  (§  1)  ist  in 
dem  Momente  fällig,   in   welchem  die  vorschriftsmässige  Anmeldung  überreicht 
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wird,  und  ist,  die  Fälle  der  ratenweisen  Steuerzahlung  und  der  Steuerborgung 
(§§  80  und  81)  ausgenommen,  auch  sogleich  im  vollen  Betrage  gegen  Empfang 
einer  Bollette  zu  berichtigen. 

Persönliche  Zahlung s-  und  Ha ftungsp flicht. 

§  79.  Die  Zahlung  dieser  Steuer  (§  78)  obliegt  dem  Unternehmer  der 
steuerbaren  Erzeugung. 

Zur  Zahlung  der  wegen  Steuerverkürzung  einzuhebenden  Gebühr  ist  aber, 
falls  der  Unternehmer  nicht  selbst  den  Betrieb  leitet,  der  Betriebsleiter,  unter 
unmittelbarer  Haftung  des  Unternehmers  verpflichtet. 

Entrichtung  der  Branntweinsteuer  gebühr  in  Raten. 

§  80.  Brennereiuntemehmern,  welche  die  Steuer  nach  der  Leistungsfähig- 
keit des  Maischraumes  (§  26  bis  einschliesslich  46)  oder  nach  dem  Produkte  auf 
Grundlage  eines  Kontrolmessapparates  (§61  bis  einschliesslich  73)  entrichten  und 
gegen  deren  Zahlungsfähigkeit  keine  Bedenken  vorliegen,  wird,  wenn  sie  darum 
ansuchen,  insolange  sie  nicht  wegen  einer  Gefällsverkürzung  rechtskräftig  ver- 
urteilt wurden,  auf  die  Dauer  der  jährlichen  Betriebsperiode  für  jene  Anmel- 
dungen', die  einen  vollen  monatlichen  Zeitraum  umfassen,  die  Einzahlung  der 
monatlichen  Steuergebühr  in  zwei,  und  wenn  es  sich  um  eine  der  im  §  27  be- 
zeichneten Brennereien  handelt,  auf  die  Dauer  des  Nachlasses  in  vier  gleichen 
antizipativen  Raten  bewilligt. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  die  erste  Rate  stets  bei  Lösung  der  Steuerbollette 
einzuzahlen. 

Die  Nichteinhaltung  einer  Zahlungsrate  zieht  für  die  noch  übrige  Zeit  der 
jährlichen  Erzeugungsperiode    den  Verlust   der   ratenweisen  Zahlung  nach  sich. 

Steuerborgung. 

§  81.  Unternehmern,  welche  die  Erzeugung  von  gebrannter  geistiger 
Flüssigkeit  oder  die  steuerbare  Essig-  oder  Essigguterzeugung  in  einem  solchen 
Umfange  betreiben,  dass  die  davon  im  Laufe  einer  jährlichen  Erzeugungsperiode 
entfallende  Verzehrungssteuer  mindestens  den  Betrag  von  sechshundert  Gulden 
erreicht,  wird  unter  der  Bedingung,  dass  sie  eine  genügende  Sicherstellung  vor- 
schriftsmässig  geleistet  haben ,  gestattet,  die  Zahlung  der  nach  der  Anmeldung 
des  Betriebes,  beziehungsweise  steuerbaren  Verfahrens  zu  entrichtenden  Steuer- 
gebühr spätestens   sechs  Monate   nach  dem  Fälligkeitstermine  (§  78)  zu  leisten. 

Ausgeschlossen  von  dieser  Gestattung  sind: 

1.  Diejenigen,  welche  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  entsprungenen  Ver- 
brechens oder  Vergehens  oder  wegen  einer  Uebertretung  dieser  Art,  oder  wegen 
Schleichhandels  oder  wegen  einer  im  Betriebe  ihrer  Unternehmung  begangenen 
schweren  Gefällsübertretung  schuldig  erkannt  oder  wegen  Schleichhandels  oder 
einer  im  Betriebe  ihrer  Unternehmung  begangenen  schweren  Gefällsübei-tretung 
bloss  aus  Unzulänglichkeit  der  Beweismittel  freigesprochen  wurden. 

2.  Diejenigen,  über  deren  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet  ist. 

Die  Bestimmungen  in  betreff'  der  Wechselaccepte  für  die  geborgten  Steuer- 
beträge bleiben  unberührt. 
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Verlust    der    Steuerborgung    und    Einbringung    ausständiger 

Borgungsbeträge, 

§  82.  Wer  mit  der  Entrichtung  eines  fälligen,  geborgten  Betrages  im 
Rückstande  bleibt,  ist  für  den  Rest  der  laufenden  Erzeugungsperiode  von  der 
weiteren  Borgung  ausgeschlossen  und  kann  ihm  die  Steuerborgung  auch  für  die 
nächstfolgende  Erzeugungsperiode  verweigert  werden. 

Uebrigens  ist  die  fällige,  geborgte  Steuersumme  samt  den  vom  Tage  des 
nicht  eingehaltenen  Fälligkeitstermines  zu  berechnenden  sechspercentigen  Ver- 
zugszinsen im  Exekutionswege  einzubringen. 

Siebentes  Hauptstück. 
Strafbestimmuugeu. 

Erster  Absclmitt. 

Al^enieine  Straf  best  imniuogen. 

Geltung  des  Gefällsstrafgesetzes. 

§  83.  Für  die  Uebertretungen  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes gilt,  insofern  in  demselben  nicht  anderes  angeordnet  ist,  das  Strafgesetz 
über  Gefällsübertretungen. 

S  t  r  a  f  m  ilderung. 

§  84.  Die  Geldstrafen,  welche  wegen  der  Uebertretung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  zu  verhängen  sind,  dürfen  nie,  auch  nicht,  wenn  von  der  Vollziehung 
des  gesetzmässigen  Strafverfahrens  abgelassen  wird,  unter  das  gesetzlich  be- 
stimmte mindeste  Ausmass  gemildert  werden. 

Haftung  der  Unternehmer  für  die  Geldstrafen. 

§  85.     Für   diese  Geldstrafen  (§  84)   trifft   den  Unternehmer,   insofern   er 

nicht  ohnehin  als  Schuldiger  zu  denselben  verurteilt  wird,  die  unbedingte  Haftung. 

Ausgenommen  hiervon  sind  die  Geldstrafen  wegen  Verletzung  des  amtlichen 

Verschlusses. 

Zweiter  Absclmitt. 

Besondere  Strafbestimmungen  für  Uebertretungen  der  Anordnungen  wegen 
Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes. 

Schwere  Gefällsübertretungen. 

§  86.     Als  schwere  Gefällsübertretung  ist  zu  bestrafen: 

1.  Der  Beginn  des  steuerbaren  Betriebes  (§  39),  bevor  die  amtliche  Er- 
ledigung über  die  Bemessung  der  täglichen  Leistungsfähigkeit  erfolgt  ist,  und 
die  SteuerboUette  über  das  bezügliche  Monatspauschale  im  Besitze  der  Brennerei 
(§  18)  sich  befindet; 

2.  die  Fortsetzung  des  steuerbaren  Betriebes,  ohne  dass  die  SteuerboUette 
über  das  bezügliche  Monatspauschale  im  Besitze  der  Brennerei  ist; 
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3.  jede  nicht  nach  §  38  straffreie  Unrichtigkeit,  welche  in  den  im  zweiten 
Absätze  des  §  33  erwähnten  Fällen  bei  der  nachträglieh  vorgenommenen  amt- 
lichen Ausmessung  in  der  überreichten  schriftlichen  Anzeige  der  Werksvorrich- 
tungen und  Geräte  entdeckt  wird  und  so  beschaffen  ist,  dass  infolge  derselben 
die  tägliche  Ijeistungsfähigkeit  zu  niedrig  bemessen  wurde; 

4.  jede  Bereitung  von  zur  Branntweinerzeugung  geeigneter  Maische  ausser- 
halb der  angemeldeten  Erzeugungsstätte; 

5.  jede  Aufbewahrung  von  zur  Branntweinerzeugung  geeigneten  einge- 
maischten Stoffen  vor ,  während  oder  nach  der  Gärung  ausserhalb  der  ange- 
meldeten Erzeugungsstätte ; 

6.  jede  Verarbeitung  von  mehligen  Stoffen  oder  Melasse  oder  dieser  gleich- 
gestellten Stoffen  zu  einer  Zeit,  für  welche  die  Betriebsanmeldung  nur  auf  Rüben 
lautet ; 

7.  jede  Verarbeitung  von  Melasse  oder  dieser  gleichgestellten  Stoffen  zu 
einer  Zeit,  für  welche  die  Betriebsanmeldung  nur  auf  mehlige  Stoffe  lautet; 

8.  jeder  Zusatz  des  Gärmittels  zur  Maische  in  anderen  Gefässen  (Werks- 
vorrichtungen), als  in  den  angemeldeten,  und,  falls  die  amtliche  Bezeichnung 
schon  erfolgt  ist,  mit  dieser  versehenen  Gärgefässen,  sowie  jede  Unterbringung 
von  mit  dem  Gärmittel  versetzter  Maische   in   anderen   als    diesen  Gärgefässen ; 

9.  jede  Gärung  von  Maische  in  anderen  Gefässen  (Werksvorrichtungen  als 
in  den  unter  Z.  8),  genannten  Gärgefässen; 

10.  jede,  wenn  auch  nicht  zum  Zwecke  der  weiteren  Gärung  erfolgte 
Unterbringung  gärender  Maische  in  anderen  Gefässen  (Werksvorrichtungen), 
als  in  denjenigen,  welche  als  Gärgefässe,  oder  als  zur  Aufnahme  von  Maische 
dienende  Bestandteile  der  Brennvorrichtung  (Blasen,  Maischvorwärmer)  ange- 
meldet wurden  und,  falls  die  amtliche  Bezeichnung  schon  erfolgt  ist,  mit  dieser 
versehen  sind; 

11.  jede  Unterbringung  von  gegorener  Maische  in  anderen,  als  den  dazu 
angemeldeten  und,  falls  die  amtliche  Bezeichnung  schon  erfolgt  ist,  mit  dieser 
versehenen  Gefässen  (Werksvorrichtungen); 

12.  jede  Unterbringung  von  Maische  überhaupt  in  anderen,  als  den  zur  Auf- 
nahme von  Maische  angemeldeten  und,  falls  die  amtliche  Bezeichnung  schon 
erfolgt  ist,  mit  dieser  versehenen  Gefässen  (Werksvorrichtungen); 

13.  jede  infolge  eines  Umtausches  (§  37)  eintretende,  ein  höheres  Steuer- 
pauschale bedingende  Verwendung  einer  Brennvorrichtung,  bevor  die  amtliche 
Erledigung  über  die  neue  Bemessung  der  täglichen  Leistungsfähigkeit  und  die 
Steuerbollette  über  die  Nachtragssteuer  im  Besitze  der  Brennerei  sind; 

14.  jede  in  einem  Mehrbefunde  bestehende  und  das  straffreie  Mass  über- 
schreitende Abweichung  im  Rauminhalte  der  bei  der  Ermittelung  der  täglichen 
Leistungsfähigkeit  unbedingt  in  Anschlag  kommenden  Gefässe  (§  2G,  Z.  1); 

15.  jede  solche  Abweichung  im  Rauminhalte  der  bedingt  steuerbaren  Ge- 
fässe, insoferne  dieselbe  auf  das  Ausmass  der  täglichen  Leistungsfähigkeit  Ein- 
fluss  hat; 

16.  die  Verwendung  jedweder  Vorrichtung,  wodurch  die  Fassungsfähigkeit 
eines  unbedingt  oder  bedingt  steuerbaren  Gefässes  über  den  amtlich  erhobenen 
Rauminhalt  erhöht  wird. 
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Die  Strafe  ist  zu  bemessen: 

In  den  Fällen  1  und  2  mit  dem  Vierfachen  bis  Achtfachen  deq'enigen  Be- 
trages, mit  welchem  das  Steuerpauschale  für  den  Monat,  in  welchem  die  Ueber- 
tretung  stattfand,  zu  berechnen  ist;  in  den  Fällen  3,  13,  14  und  15  mit  150  fl. 
für  jeden  Hektoliter,  um  welchen  der  täglich  zu  versteuernde  Maischraum  durch 
Beseitigung  der  Unrichtigkeit  oder  wegen  des  Mehrbefimdes  grösser  ist  als  der 
der  täglichen  Leistungsfa-higkeit  zu  Grunde  gelegte; 

in  den  Fällen  4,  5,  8.  9,  10,  11  und  12  mit  1  fl.  50  kr.  für  jeden  Liter  jener 
Menge  Maische  (eingemaischte  Stoffe),  welche  verbotwidrig  bereitet,  aufbewahrt 
oder  untergebracht  wurde,  oder  zu  welcher  der  Zusatz  des  Grärmittels  in  verbot^ 
widriger  Weise  geschah; 

in  den  Fällen  6  und  7  mit  dem  Vier-  bis  Achtflachen  desjenigen  Betrages, 
um  welchen  das  Steuerpauschale  des  Monates,  in  dem  die  Uebertretung  statt- 
fand, für  den  Erzeugungsstofi"  der  höheren  Alkoholausbeute  grösser  ist,  als  für 
den  zur  Verarbeitung  angemeldeten; 

in  dem  Falle  16  mit  3  fl.  für  jeden  Liter,  um  welchen  die  Fassungsfahig- 
keit  des  Gefässes  vergrössert  wurde. 

Bruchteüe  eines  Hektolüers  werden  in  den  Fällen  3,  13,  14  imd  15  als 
ganze  Hektoliter,  und  Bruchteüe  eines  Liters  in  den  Fällen  4,  5,  8,  9,  10,  11. 
12  und  16  als  ein  ganzer  Liter  gerechnet. 

Bestrafung  der  unangemeldeten  Presshefeerzeugung  und  der 
unangemeldeten  Vorbereitung  des  steuerbaren  Betriebes. 

§  87.  [Wird  in  einer  Brennerei  Presshefeerzeugung  unternommen,  ohne 
dass  dieselbe  vorschriftsmässig  angemeldet  wurde,  so  ist  die  Strafe  wegen 
schwerer  Gefällsübertretung  des  unangemeldeten  steuerbaren  Verfahrens  mit  dem 
vier-  bis  achtfachen  Betrage  des  für  die  Presshefeerzeugung  zn  entrichtenden 
Zusclilages  auszusprechen,  welcher  von  dem  vollen  Branntweinsteuerpauschale 
für  jenen  Betriebsmonat  entfällt,  in  welchem  die  Uebertretung  stattfand]  *). 

Die  Vornahme  irgend  eines  Teiles  des  im  §  42  vmter  Z.  3  bezeichneten 
Verfahrens  bevor  die  amtliche  Erledigung  über  die  tägliche  Leistungsß.higkeit 
und  die  SteuerboUette  über  das  bezügliche  Monatspauschale  im  Besitze  der  Bren- 
nerei sind,  wird  als  Ordnungswidrigkeit  mit  einer  Geldstrafe  von  50  bis  200  fl- 
geahndet. 

Bestrafung  einer  nicht  als  schwere  Gefällsübertretung  zu  be- 
trachtenden Unrichtigkeit  in  den  im  zweiten  Absätze  des  §  33 
bezeichneten  Fällen. 

§  88.  Andere  als  die  im  vorstehenden  §  86,  Z.  3,  bezeichneten  Unrichtig- 
keiten, welche  in  den  im  zweiten  Absätze  des  §  33  bemerkten  Fällen  bei  der 
nachträglichen  Ausmessung  in  der  überreichten  schriftlichen  Anzeige  der  Werks- 
vorrichtung und  Geräte  entdeckt  werden,  sind,  insofern  dieselben  nicht  nach 
§  88  straffrei  sind,  als  Unregelmässigkeit  im  steuerbaren  Verfahren  mit  einer 
Strafe  von  2  bis  100  fl.  zu  ahndenr 


1)  Dieser  Absatz  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1834  nen  beigefügt. 
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Rückwirkung  der  Bestimmungen  der  §§  86  bis  einschliesslich  88 
auf  frühere  Straffälle. 

§  89.  Bei  den  vor  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  begangenen 
Uebertretungen,  auf  welche  sich  die  Artikel  IX,  X  und  XI  der  Branntweinsteuer- 
verordnung vom  18.  Oktober  1865  (R.  G.  Bl.  Nr.  104  vom  Jahre  1865)  und  der 
Artikel  III  des  Branntweinsteuergesetzes  vom  8.  Juli  1868  (R.  G.  BI.  Nr.  90  ex 
1868)  beziehen,  und  über  welche  noch  keine  rechtskräftige  Entscheidung  vorliegt, 
sind  die  Strafsätze  anzuwenden,  welche  in  den  diese  Uebertretungen  betreffenden 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  angeordnet  sind. 

Die  Strafen,  sowie  die  damit  verbundenen  Nachtragssteuern  sind  jedoch  in 
diesen  Fällen  wie  bisher  dem  Brennereiunternehmer  aufzulegen. 

Dritter  Absclmitt. 

Besondere  Strafbestimmuiiften  für  L'ebertrefungen  der  Anordnungen  über  die 
Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung. 

§  90.     Als  schwere  Gefällsübertretung  wird  bestraft: 

1.  Wenn  das  steuerbare  Verfahren  (§  51)  vorgenommen  wird,  ohne  dass 
die  vorgeschriebene  Anmeldung  eingebracht  wurde  und  die  Steuerbollette  sich 
in  der  Brennerei  befindet,  [oder  wenn  Pressheffe  ohne  vorschriftsmässige  An- 
meldung erzeugt  wird]  ^). 

2.  Wenn  das  steuerbare  Verfahren  zwar  vorschriftsmässig  angemeldet  und 
die  Steuei'bollete  gelöst  wurde,  jedoch 

a)  Maische  von  Stoffen  der  im  §  50  unter  lit.  a  genannten  Gattungen  in 
anderen  als  den  angemeldeten  und  amtlich  bezeichneten  Gefässen  bereitet 
oder  untergebracht  vdrd;  oder 

b)  in  Brennereien,  welchen  die  Verwendung  von  Vormaischbottichen,  Kühl- 
schiffen u.  s.  w.  gestattet  wurde,  in  den  Vormaischbottichen  oder  Kühl- 
schiffen gärende  oder  gegorene  Maische,  oder  in  den  zur  Aufbewahrung 
gegorener  Maische  bestimmten  Gefässen  gärende  oder  frische  Maische 
oder  eingeteigte  Stoffe  untergebracht  werden  (§  53),  oder 

c)  das  steuerbare  Verfahren  mit  anderen  Stoffgattungen  als  den  angemeldeten 
und  versteuerten  ausgeübt  wird,  oder 

d)  die  Uebertragung  der  Erzeugungsstoffe  auf  die  Brennvorrichtung  vor  dem 
angemeldeten  Zeitpunkte  begonnen  wird,  oder 

e)  das  steuerbare  Verfahren  über  den  angemeldeten  Zeitpunkt  fortgesetzt 
wird,  oder 

f)  der  Abtrieb  von  Maische  oder  Lutter  auf  einer  anderen,  als  der  ange- 
meldeten Brennvorrichtung  oder  an  einem  anderen,  als  dem  angemeldeten 
Orte  vorgenommen  wird. 

Die  Strafe  ist  zu  bemessen: 

In  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  die  vorschriftswidrige  Bereitung  oder 
Unterbringung  von  Maische  oder  eingemaischter  oder  eingeteigter  Erzeugungs- 
stoffe handelt,  nach  der  Steuergebühr,  welche  für  die  vorschriftswidrig  bereitete 


1)  Das  in  Klammem  Stehende  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  neu  liinzugefügt. 
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oder  vorschriftswidrig  untergebrachte  Maisch-  oder  Stoffinenge  nach  der  im  §  5Ö 
festgesetzten  Alkoholausbeute  entfällt,  in  den  übrigen  Fällen  nach  der  Steuer- 
gebühr, welche  nach  Massgabe  der  Pauschalierungsbestimmungen  verkürzt,  oder 
der  Verkürzung  ausgesetzt  worden  ist,  wobei  im  Falle  f  so  vorzugehen  ist,  als 
ob  gar  keine  Anmeldung  mid  Versteuerung  erfolgt  wäre. 

Sollte  aber  der  Abtrieb  von  Maische  aus  mehligen  Stoffen,  Rüben,  Melasse 
oder  dieser  gleichgestellten  Stoffen  auf  einer  Brennvorrichtung  vollzogen  werden, 
welche  andere,  als  die  im  §  21  unter  II  bezeichneten  Bestandteile  hat,  so  haben 
die  Strafbestimmungen  der  §§  86  bis  einschliesslich  88  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes in  Anwendimg  zu  kommen. 

Vierter  Absclmitt. 

Besondere  Strafbestiininangen  für  l'ebertretunsen  der  Anordnungen  wegen  der 
Produktbesteoerong. 

a)  unangemeldetes  steuerbares  Verfahren. 

§  91.  Wird  das  steuerbare  Verfiahren  ohne  Erfüllung  der  vorgeschriebenen 
Bedingungen  unternommen,  so  ist  die  Strafe  wegen  der  schweren  Gefallsüber- 
tretung  des  unangemeldeten  steuerbaren  Verfahrens  zu  verhängen.  Wurde  hier- 
bei die  [Erzeugung  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit]  ')  imter  vorschriftsmässiger  Be- 
nützimg  des  Kontrolmessapparates  vollzogen,  so  ist  die  Steuergebühr  nach  der 
Bestimmung  des  §  72  zu  berechnen  und  das  Ergebniss  auch  der  Strafbemessung 
zu  Grunde  zu  legen.  Wurde  jedoch  das  unangemeldete  steuerbare  Verfahren 
ohne  Benützung  des  Kontrolmessapparats  vorgenommen  oder  eine  Störung  des 
regelmässigen  Ganges  desselben  wahrgenommen,  so  ist  für  jeden  Hektoliter  des 
Gesamtrauminhaltes  der  vorgefundenen  [Gärgefässe]  -)  und  für  jeden  Tag  des  un- 
angemeldeten steuerbaren  Verfahrens  eine  Alkoholausbeute  von  [6'/»]*)  Hekto- 
litergraden anzimehmen  und  der  Steuer-  und  Strafbemessimg  zu  Grunde  zu  legen. 

Sollte  sich  allenfalls  herausstellen,  dass  trotz  der  Stönmg  des  Kontrol- 
messapparates die  nach  den  Anzeigen  desselben  entfallende  Steuergebühr  höher 
wäre  als  die  sich  bei  Annahme  einer  Alkoholausbeute  von  [ö'a]')  Hektoliter- 
graden ergebende,  so  ist  erstere  der  Strafbemessung  zu  Grunde  zu  legen. 

[Wird  in  einer  Brennerei  Presshefeerzeugung  unternommen,  ohne  dass  die- 
selbe vorschriftsmässig  für  die  Versteuerung  angemeldet  wurde,  so  ist  die  Strafe 
wegen  schwerer  Gef^Usübertretung  des  unangemeldeten  steuerbaren  Verfahrens 
mit  dem  vier-  bis  achtfachen  Betrage  des  für  die  Pres&hefeerzeugung  zu  ent- 
richtenden Zuschlages  auszusprechen,  welcher  von  dem  nach  der  Abrechnung  für 
den  Monat,  in  welchem  die  Uebertretung  stattfand,  ermittelten  Branntweinsteuer- 
betrage entföUt]*). 

b)  Beginn  des  angemeldeten  stenerbaren  Verfahrens  vor  dem  angemeldeten  Zeitpunkte. 

§  92.  Der  Beginn  des  angemeldeten  steuerbaren  Verfahrens  vor  dem  an- 
gemeldeten Zeitpunkte  ist,  wenn  während  desselben  der  Kontrohnessapparat  in 


1;  Bisher:  Erzeugung  der  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten. 
i;  Bisher:  Gärbottiche. 
3)  Bisher:  5. 

*)  Dieser  Absatz  durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  neu  hinzugefügt. 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    ?.  Heft.  gjs  25 
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vorschriftsmässiger  Benützung  stand  und  keine  Störung  im  Gange  desselben  ein- 
trat, lediglich  als  eine  Unregelmässigkeit  im  steuerbaren  Verfahren  zu  bestrafen. 
In  anderen  Fällen  ist  der  zu  frühe  Beginn  des  angemeldeten  steuerbare» 
Verfahrens  mit  derselben  Strafe  zu  belegen,  wie  das  unangemeldete  Verfahren  (§  91), 

c)  Ableitung  alkoholhaltiger  Flüssigkeiten  oder  alkoholhaltiger  Dämpfe.  Aeusserliche  i)  Ein- 
wirkung auf  die  Anzeige  eines  Kontrolmessapparates.  Verwendung  unangemeldeter  Brenn- 
vorrichtungen,   unangemeldete  Aufstellung   neuer  Brennvorrichtungen,   Entdeckung  vo» 

Eflhlapparaten. 

§  93.     Eine  Strafe  von  500  bis  5000  Gulden  ist  zu  verhängen: 

1.  wenn  geistige  Flüssigkeit,  die  nicht  durch  den  Kontrolmessapparat 
geflossen  ist,  mittelst  äusserer  Einwirkung,  deren  Zufälligkeit  die  Partei  nicht 
nachzuweisen  vermag,  abgeleitet,  oder 

2.  wenn  alkoholhaltiger  Dampf  durch  eine  solche  äussere  Einwirkung  be- 
seitigt wird,  oder  wenn 

3.  die  richtige  Anzeige  eines  Kontrolmessapparates  bezüglich  der  Menge  ^) 
des  Erzeugnisses  seitens  der  Brennereileitung  absichtlich  gestört  wird,  oder  wenn 

4.  von  einer  aus  was  immer  für  einer  Ursache  entstandenen  Störung  de& 
Kontrolmessapparates  nicht  unverweilt   die  Anzeige   erstattet  wird,   oder  wenn 

5.  während  des  angemeldeten  Betriebes  eine  unangemeldete  Brennvorrichtung- 
verwendet,  oder  wenn 

6.  ohne  vorläufige  Anzeige  eine  Brennvorrichtung  in  der  Brennerei  auf- 
gestellt, oder  wenn 

7.  ein  mit  dem  Kontrolmessapparate  nicht  verbundener,  zur  Kondensierung- 
von  alkoholhaltigem  Dampf  und  zur  Gewinnung  der  daraus  entstehenden  alkohol- 
haltigen Flüssigkeit  geeigneter  Kühlapparat  in  der  Brennerei  gefunden  wird, 
mit  Ausnahme  des  Kühlapparates  eines  Rektifizierapparates,  wenn  die  Ver- 
einigung von  Brennerei  und  steuerfreier  Rektifizienang    nach  §  77  gestattet  ist. 

Im  Falle  der  Wiederholung  ist  die  obige  Strafe  zu  verdoppeln. 

Ueberdies  ist  die  Strafe  wegen  schwerer  Gefällsübertretung  zu  ver- 
hängen, wenn  geistige  Flüssigkeit,  bevor  sie  durch  den  Kontrolmessapparat  ge- 
flossen ist,  mit  Umgehung  der  Steuer  beiseite  geschafft  wurde. 

[Die  Steuergebühr  wird,  soweit  sich  die  Menge  dieser  geistigen  Flüssigkeit 
ermitteln  lässt,  mit  Rücksicht  auf  den  durchschnittlichen  Alkoholgehalt  des  Er- 
zeugnisses (§  61  I)  und  falls  auch  Presshefe  erzeugt  wurde,  mit  Einrechnung  de» 
für  dieselbe  festgesetzten  Zuschlages  bemessen  und  dieses  Ausmass  auch  der 
Strafbemessung  zu  Grimde  gelegt]  ^). 

d)  Verbotwidrige  Fortsetzung  des  angemeldeten  Brennereibetriebes. 

§  94.  Einer  Strafe  von  500  bis  5000  Gulden  unterliegt  auch  die  verbot- 
widrige Fortsetzung  des  angemeldeten  Brennereibetriebes  während  einer  Störung 
des  regelmässigen  Ganges  des  Kontrolmessapparates. 


1)  Bisher:  Aeussere, 

2)  Bisher:  Der  Menge  oder  Gradhältigkeit. 

3)  Dieser  Absatz  lautete  bisher: 

Für  diese  geistige  Flüssigkeit  ist,  soweit  sich  deren  Menge  ermitteln  lässt,  die  Steuer- 
gebühr mit  Rücksicht  auf  den  festgestellten  durchschnittlichen  Alkoholgehalt  des  Erzeugnisses- 
(§  62)  zu  bemessen  und  dieses  Ausmass  auch  der  Strafbemessimg  zu  Grunde  zu  legen. 
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Neben  dieser   Strafe  wird   die  mit  Umgehung  der  Steuer   stattgefundene 
EIrzeugung  von  geistiger  Flüssigkeit  als  schwere  Gefällsübertretung  gestraft. 
Die  verkürzte  Steuergebühr  wird  in  folgender  Weise  ermittelt. 
Es  wird  vorerst  festgestellt: 

a)  die  Steuersumme,  welche  nach  den  wirklichen  Anzeigen  des  Kontrolmess- 
apparates  für  die  Zeit  seit  der  letzten  mit  der  Erhebung  der  Anzeigen 
dieses  Apparates  verbundenen  amtlichen  Revision  entfällt,  diese  mag  mit 
einer  Abrechnung  verknüpft  gewesen  sein  oder  nicht; 

b)  die  Steuersumme,  welche  für  dieselbe  Zeit  sich  ergibt,  wenn  für  jeden 
Hektoliter  des  Gesamtrauminhaltes  der  angemeldeten  und  der  etwa  im- 
angemeldet  benützten  [Gärgefässe] ')  eine  tägliche  Ausbeute  von  [6V»]  ^) 
Alkoholgraden  zur  Versteuerung  angenommen  wird. 

Die  Steuersumme  a)  wird  sodann  mit  der  Steuersumme  b)  verglichen  und 
der  Betrag,  um  welchen  letztere  grösser  ist  als  die  erstere,  als  verkürzte  Steuer- 
gebühi-  angenommen. 

e)  Verbotwidrige  Verwendung  von  Maischgefässen  and  Vorrichtungen. 

§  95.  Als  eine  Ordnungswidrigkeit  ist  mit  20  bis  200  Gulden  für  jeden 
einzelnen  Fall  zu  bestrafen: 

a)  Wenn  in  Vormaischbottichen,  Kühlschiffen,  Kühlwannen  \md  überhaupt 
in  Gefassen,  in  welchen  ihrer  angezeigten  Bestimmung  nach  nur  Maische 
vor  dem  Beginne  der  Gärung  enthalten  sein  soll,  Maische  in  gärendem 
oder  gegorenem  Zustande,  oder 

b)  Maische  in  anderen  Gärungsgefässen,  als  den  in  der  Anmeldung  oder 
nachträglich  angegebenen,  oder  überhaupt  in  Gefässen,  welche  laut  Be- 
fundprotokoU  nicht  zur  Au£aahme  von  Maische  bestimmt  sind,  unter- 
gebracht wird. 

[Wird  aber  eine  solche  Uebertretimg  während  der  Zeit  begangen,  für  welche 
wegen  Störung  des  regelmässigen  Ganges  des  Kontrobnessapparates  die  Er- 
mittelung der  zu  versteuernden  Menge  des  Erzeugnisses  nach  §  70,  I,  II,  VI 
erfolgt,  so  ist  die  Strafe  wegen  schwerer  Gefallsübertrehing  mit  50  Gulden  für 
jedes  Hektoliter  des  Bauminhaltes  der  verbotwidrig  verwendeten  Gefässe  aus- 
zusprechen. Bruchteüe  eines  Hektoliters  werden  in  diesem  Falle  als  ganze 
Hektoliter  gerechnet]^). 

f)  Mangelhafte  oder  unrichtige  Registerführung. 

§  96.  Die  unterlassene  rechtzeitige  Eintragung  der  Uhranzeige  des  Kontrol- 
messapparates  oder  eines  der  übrigen  im  §  73  bezeichneten  Punkte  in  das 
Register,  sowie  jede  unrichtige  Eintragung  in  dasselbe  wird  als  unrichtige  Buch- 
führung mit  5  bis  200  Gulden  geahndet. 


1)  Bisher:  Gärbottiche. 

')  Bisher:  5. 

S)  Dieser  Absatz  wurde  durch  Gresetz  vom  19.  Mai  1884  neu  hinzugefügt. 
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Fünfter  Abschnitt. 

Besondere   Strafbestimniungen   für  Uebertretungen    der   Anordnungen    über   die  Ver- 
zehrungssteuer von  der  Essig-  und  Essigguterzeugung. 

§  97.  Die  Straf  bestimmungen  der  §§  86  bis  einschliesslich  90  gelten  auch 
in  jenen  Fällen,  in  welchen  bei  der  steuerbaren  Essig-  und  Essigguterzeugung 
die  bezeichneten  Uebertretungen  begangen  wurden. 

Sechster  Abschnitt. 

Besondere  Straf  bestimmungen  für  Uebertretungen  der  Anordnungen  über  die  steuer- 
freie Relitifiliation  und  Umgestaltung  gebrannter  geistiger  Flüssiglieit. 

§  98.  1.  Eine  Strafe  von  500  bis  5000  fl.  ist  zu  verhängen,  wenn  in  einer 
Brennerei,  in  welcher  die  steuerfreie  Rektifizierung  gebrannter  geistiger  Flüssig- 
keit stattfindet, 

a)  eine  andere  alkoholhaltige  Flüssigkeit  (Maische)  auf  den  Rektifizierungs- 
apparat  gebracht  wird,  oder  wenn 

b)  ausser  der  zur  Speisung,  bezw.  Entleerung  des  Rektifizierapparates  be- 
stimmten amtlich  versicherten  Röhrenleitung  eine  andere  Leitung  ange- 
bracht wird. 

Ist  hierbei  eine  Steuer  Verkürzung  eingetreten,  so  ist  überdies  die  Strafe 
wegen  schwerer  Gefällsübertretung  auszusprechen. 

2.  Eine  Strafe  von  5  bis  500  fl.  ist  zu  verhängen  für  jede  Uebertretung 
des  für  gewisse  Fälle  geltenden  Verbotes  der  vereinten  Erzeugung  und  Rekti- 
fikation (ümstaltung)  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  in  ein  und  derselben 
Erzeugungsstätte  (§  77). 

3.  Eine  Ordnungsstrafe  von  2  bis  100  fl.  ist  zu  verhängen:] 

a)  Wenn,  ohne  dass  die  vorgeschriebeneAnmeldung  eingebracht  worden  ist 
und  die  amtliche  Bestätigung  hierüber  bei  dem  Betriebsleiter  sich  befindet, 
Branntwein  oder  Branntweingeist  auf  die  Br enn Vorrichtung  gebracht  wird  ; 
b)  wenn  Branntwein  oder  Branntweingeist  ausser  der  angemeldeten  Betriebs- 
zeit auf  die  Brennvorrichtung  gebracht  wird. 

Siebenter  Abschnitt. 

Besondere  Strafbestimmungen  für  Uebertretungen  der  Anordnungen  über  die  mit  dem 
Ansprüche  auf  Steuerrückvergütung  verbundene  Ausfuhr  gebrannter  geistiger  Flüssig- 
keit über  die  Zolllinie. 

a)  Unterschiede  zwischen  der  Ausfuhrserklärung  und  dem  amtlichen  Befunde,   welche  als 
schwere  Gefällsübertretung  zu  bestrafen  sind. 

§  99.  Die  Strafe  wegen  schwerer  Gefällsübertretung  ist  zu  verhängen: 
1.  Wenn  in  einer  auf  Steuerrückvergütung  lautenden  Ausfuhrserklärung 
bei  Liqueur  die  Fiüssigkeitsmenge  oder  bei  anderer  gebrannter  geistiger  Flüssig- 
keit die  Alkoholmenge,  wie  sich  dieselbe  aus  der  Multiplikation  der  Menge  der 
Flüssigkeit  mit  ihrem  in  Graden  des  vorgeschriebenen  lOOteiligen  Alkoholometer 
bestimmten  Alkoholgehalte  ergibt,  um  mehr  als  5  Prozent  höher   als  der  amt- 
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liehe  Befund  angegeben  erscheint,  ohne  dass  der  Abgang  durch  die  vorschrifts- 
mässige  Anzeige  einer  etwa  auf  dem  Transporte  eingetretenen  Aenderung  in  der 
Menge,  bezw.  in  dem  Alkoholgehalte  der  Flüssigkeit  gerechtfertigt  wird; 
2.  wenn  in  Fällen,  wo 

a)  Liqueur  oder 

b)  eine  andere  gebrannte  geistige  Flüssigkeit  zur  Ausfuhr  gegen  Steuerrück« 
Vergütung  erklärt  wurde, 

im  Falle  a)  eine  andere  Flüssigkeit  als  Liqueur,  im  Falle  b)  eine  Flüssig- 
keit, die  nicht  zu  den  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  gehört,  z.  B.  Wasser 
oder  Wein  gefunden  wird. 

Der  Straf bemessung  ist  zu  Grunde  zu  legen: 

In  den  unter  1  aufgeführten  Fällen  der  Betrag,  um  welchen  die  Steuer- 
rückvergütung nach  der  Ausfuhrserklänmg  höher  als  nach  dem  amtlichen  Befunde 
sich  beziffert; 

in  den  unter  2  aufgeführten  Fällen  der  volle  Betrag,  welcher  ungerechtfertigt 
als  Steuerrückvergütung  beansprucht  wurde. 

b)  unterschiede  zwischen  Erklärung  nnd  dem  amtlichen  Befunde,   welche  mit  einer  Ord- 
nungsstrafe zn  ahnden  sind. 

§  100.  Unterschiede  der  im  vorstehenden  §  99,  Z.  1,  erwähnten  Art,  welche 
mehr  als  3  Prozent,  aber  weniger  als  5  Prozent  betragen,  werden  mit  einer 
Geldstrafe  von  2  bis  200  fl.  geahndet. 

Achtes  Hauptsttick. 

Schlnssbestimmnngen. 

Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  Auf- 
hebung der  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Verzehrungasteuer   von   der  Erzeugung  gebrannter  geistiger 

Flüssigkeit. 

§  101.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  1.  September  1878  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  diesem  Tage  werden  die  noch  in  Geltimg  stehenden  Bestimmungen 
der  Branntweinsteuerverordnung  vom  18.  Oktober  1865  (B.  G.  Bl.  vom  Jahre  1865, 
Nr.  104),  der  Artikel  III  des  Gesetzes  vom  28.  März  1868  (R.  G.  Bl.  vom  Jahre 
1868,  Nr.  24),  das  Branntweinsteuergesetz  vom  8.  Juli  1868  (R.  G.  Bl.  vom  Jahre 
1868,  Nr.  90)  und  die  die  Yerzehrungssteuer  von  der  Erzeugung  gebrannter 
geistiger  Flüssigkeit  betreffenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1875 
(R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1875,  Nr.  84)  ausser  Kraft  gesetzt. 

Vollzugsklausel. 

§  102.  Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ist  der  Finanz- 
minister beauftragt. 

Wien,  am  27.  Juni  1878. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.  Pretis  m.  p. 
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Schlnssbestimmniigeu  und  Yollzngsklausel  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1884* 

Art.  IL  Die  Nr.  329  des  allgemeinen  Zolltarifee  vom  25.  Mai  1882  (R.  G. 
Bl.  1882  Nr.  47)  wird  abgeändert  wie  folgt: 

329  a)  Aether,  Kollodium,  Chloroform;  Karbolsäure  rein,  feste  und  flüssige; 
Essigsäure,  konzentrierte  (auch  Holzessig,  gereinigter) ;  Phosphor  und  Phosphor- 
säure; Quecksilberapparate  (auch  Zinnober);  Hefe  aller  Art,  mit  Ausnahme  der 
Weinhefe  und  der  Presshefe;  Milchzucker  per  100  Kilogramm  10  fl. 

329  b)    Presshefe  per  100  Kilogramm  20  fl.  *). 

Art.  III.  Das  gegenwärtige  Gesetz  gilt  für  sämtliche  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  mit  Ausnahme  des  Zollausschlusses  Triest 
und  tritt  mit  1.  Oktober  1884  in  Wirksamkeit. 

Art.  IV.  Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ist  mein  Finanz- 
minister beauftragt. 


1)  Dieser  Zollsatz  begreift  den  Branntweinsteuerzuschlag  von  der  mit  der  Branntwein- 
erzeugung verbundenen  Presshefenerzeugung  in  sich. 
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Das  prenssische  Gesetz  betreffend  die  Stempelsteuer  für 
Kauf-  und  Lieferungsverträge  im  kaufmännischen  Ver- 
iehr  und  für  Werkverdingungsverträge  vom  6.  Juni  1884. 

Von 
Dr.  Andrae. 

Durch  Beschluss  vom  8.  Januar  1884  hatte  das  preussische  Abgeordneten - 

liaus  gelegentlich  der  Etatsberatung  die  Königliche  Staatsregierung  aufgefordert, 

mit  Rücksicht  auf  die  Motivierung  der  Mindereinnahme   aus  der 

Stempelsteuer  der  Frage  der  neuen  gesetzlichen  Regelung  des  Stempels 

für  Kauf-   und  Lieferimgsverträge   im  kaufmännischen  Verkehi-  näher 

zu  treten. 

Veranlasst  war  diese  durch  die  Budgetkommission  dem  Hause  vorgeschla- 
gene Resolution  durch  den  bei  den  Stempelintraden  (Titel  II  des  Etats)  kon- 
statierten erheblichen  Rückgang,  welcher  von  der  Regierung  zu  einem  wesent- 
lichen Teil  damit  begründet  wurde,  dass  dem  preussischen  Stempelgesetz 
hinsichtlich  der  Kauf-  und  Lieferungsgeschäfte  resp.  den  dazu  ergangenen  De- 
klarationen durch  neuerliche  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  eine  restrinktive 
Auslegung  gegeben  sei,  welche  die  Interessen  des  Fiskus  in  hohem  Grade  schä- 
-dige.  Der  dadurch  herbeigeführte  Ausfall  an  den  Stempeleinnahmen  betrug  für 
4as  Etatsjahr  1883,84  2  Millionen  und  ist  für  das  Etatsjahi-  1884  85  auf  weitere 
Vfi  Millionen  Mark  veranschlagt. 

Der  aus  dem  Hause  gegebenen  Anregung  folgend  und  gleichzeitig  eine 
Neuregelung  des  Stempels  für  Werkverdingungsverträge  vorschlagend,  legte  der 
Finanzminister  demnächst  den  in  der  tJeberschrift  bezeichneten  kurzen  Gesetz- 
entwurf vor,  welcher  mit  geringen  Aenderungen  in  der  nachstehend  abgedruckten 
Fassung  die  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtags  erhielt. 

§1. 

Die  Kabinettsordre  vom  30.  April  1847  (G«s.-S.  S.  201),  die  Bestim- 
mungen unter  Nr.  29  d  des  Tarifs  zur  Verordnung  vom  19.  Juli  1867 
(Ges.-S.  S.  1191)  und  die  Bestimmung  unter  Nr.  28  d  des  Tarifs  zur  Ver- 
ordnung vom  7.  August  1867  (Ges.-S.  S.  1277)  werden  aufgehoben, 
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Verträge,  welche  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des 
§  9a  und  b  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juli  1881  (Reichsges.-Bl.  S.  185) 
von  der  Reichsstempelabgabe  ausgeschlossen  sind,  unterliegen  einem 
Landesstempel  von  1,50  M. 

§  2. 

Werkverdingungsverträge,  inhalts  deren  der  Uebemehmer  auch  das 
Material  für  das  übernommene  Werk  ganz  oder  teilweise  anzuschaffen 
hat,  sind,  falls  letzteres  in  der  Herstellung  beweglicher  Sachen  besteht, 
wie  Lieferungsverträge  unter  Zugrundelegung  des  für  das  Werk  be- 
dungenen Gesamtpreises  zu  versteuern. 

Handelt  es  sich  bei  dem  verdungenen  Werk  um  eine  nicht  bewegliche 
Sache,  so  ist  der  Werkverdingungsvertrag  so  zu  versteuern,  als  wenn  ein 
Lieferungsverti'ag  über  die  zu  dem  Werk  erforderlichen,  von  dem  Unter- 
nehmer anzuschaffenden  beweglichen  Gegenstände  in  demjenigen  Zustande, 
in  welchem  sie  mit  dem  Grund  und  Boden  in  dauernde  Verbindung  ge- 
bracht werden  sollen,  und  ausserdem  ein  Arbeitsvertrag  abgeschlossen 
wäre.  In  dem  Vertrage  muss  daher  angegeben  werden,  wieviel  von  dem 
bedungenen  Preise  einerseits  als  Preis  der  erwähnten  beweglichen  Gegen- 
stände in  dem  bezeichneten  Zustande  und  anderseits  als  Vergütung  für 
die  alsdann  noch  mit  denselben  auszuführende  Arbeit  anzusehen  ist.  Fehlt 
es  an  einer  solchen  Angabe,  so  ist  der  Lieferungsstempel  nach  dem  be- 
dungenen Gesamtpreise  zu  verwenden. 

§  3. 
Der  Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 


Die  meritorischen  Paragraphen  1  und  2  des  Gesetzes  behandeln  so  ver- 
schiedenartige, miteinander  so  wenig  organisch  verbundene  Materien,  dass  sich 
ein  einheitliches  Princij},  welches  dem  ganzen  Gesetz  seinen  Charakter  gäbe, 
nicht  entwickeln  lässt,  eine  Erläuterung  dieser  Stempelnovelle  vielmehr  nur  an 
der  Hand  der  einzelnen  Paragraphen  möglich  ist. 

Ad  §  1. 

Das  preussische  Stempelwesen  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  7.  März  1822, 
dessen  Tarif  hinsichtlich  der  Kaufverträge  bestimmt/  dass  solche 

über    inländische    Grundstücke    und    Grimdgerechtigkeiten    eins    vom 
Hundert  des  nach  §  4  und  5  des  Gesetzes  berechneten  Kaufwei-ts, 

über   ausserhalb   Landes   belegene  Grundstücke  und   Grundgerechtig- 
keiten 1,50  M., 

über  alle  anderen  Gegenstände  ohne  Unterschied,  sofem  über  den  Kauf 
derselben  ein  besonderer  schriftlicher  Vertrag  abgeschlossen  ist,  '/s  Prozent 
des  vertragsmässigen  Kaufpreises 
als  Stempel  zu  tragen  haben. 

Dieser  Tarif,  welcher  durch  Königliche  Verordnung  vom  19.  Juli  1867 
(Ges.-S.  S.  1191)  auf  das  vormalige  Königreich  Hannover,  das  vormalige  Kur- 
fürstentum Hessen  und  Herzogtum   Nassau,   sowie   auf  die  vormals  bayrischen 
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Gebietsteile,  durch  Königliche  Verordnung  vom  7.  August  1867  (Ges.-S.  S.  1277) 
auf  die  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein  übertragen  ist,  hat  zwei  Durch- 
brechungen erlitten :  einmal  durch  die  Allerhöchste  Kabinet tsordre  vom  30.  April 
1847  (Ges.-S.  S.  201)  auf  die  neuen  Landesteile  übertragen  in  Nr.  29  d  resp. 
Nr.  28  d  der  den  entsprechenden  Verordnungen  beigegebenen  Tarife  —  welche 
eine  Abänderung  dahin  triflft,  dass  die  im  kaufmännischen  Verkehr  abgeschlos- 
senen Kauf-  und  Lieferungsverträge  über  bewegliche  Gegenstände,  einschliesslich 
der  Aktien  und  anderen  geldwerten  Papiere  nur  eines  Stempels  von  höchstens 
1,-50  M.  bedürfen  sollen ;  sodann  durch  das  Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1881  (Reichs- 
gesetzbl.  S.  185),  welches  schriftliche  Kauf-  und  Lieferungsverträge  über  Aktien, 
Staats-  und  andere  für  den  Handelsverkehr  bestimmte  Wertpapiere,  sowie  über 
Mengen  von  solchen  Sachen  oder  Waren,  welche  nach  Gewicht,  Mass  oder  Zahl 
gehandelt  zu  werden  pflegen,  sofern  diese  Sachen  oder  Waren  entweder  zum 
Gebrauch  als  gewerbliche  Betriebsmaterialien  oder  zur  Wiederveräusserung  in 
derselben  Beschaffenheit  oder  nach  vorgängiger  Be-  oder  Verarbeitung  bestinunt 
sind,  einem  Reicbsstempel  von  20  Pf.  bei  Kassa-,  von  1  M.  bei  Zeitgeschäften 
unterwirft  (§§  6—11  des  Reichsgesetzes  in  Verbindung  mit  Nr.  4  a  des  dem- 
selben beigegebenen  Tarifs). 

Der  Rechtszustand  hinsichtlich  des  Vertragsstempels  ist  hiemach  zur  Zeit 
in  Preussen  folgender: 

Es  beträgt  der  Stempel  für  Kaufverträge 
I.  über  unbewegliche  Sachen  1  Prozent   des  Werts   (bei  ausserhalb  Landes 

gelegenen  Grundstücken  und  Grundgerechtigkeiten  1,50  M.), 
II.  über  bewegliche  Sachen  ohne  Unterschied 

A.  soweit  sie  dem  Reichsstempel  vom  1.  Juli  1881  unterliegen  20  Pf. 
resp.  1  M., 

B.  soweit  sie  dem  Landesstempel   verblieben    sind   (§  9    des  Reichs- 
gesetzes vom  1.  Juli  1881) 

1.  bei  einem  Objekt  von  150  bis  450  M.  '/»  Prozent  des  Werts, 

2.  bei  einem  Objekt  über  450  M., 

a)  wenn  innerhalb    des    kaufmännischen    Verkehrs    abge- 
schlossen 1,50  M., 

b)  wenn  ausserhalb  desselben  's  Procent  des  Werts. 
Verträge   über  Objekte  unter  150  M.,   innerhalb   der  Reichsgesetzgebimg- 

(II  A)  imter  1000  M.,  sind  stempelfrei. 

Nur  auf  eine  Revision  des  Stempels  von  den  unter  H  B  2  bezeichneten  Ver- 
trägen bezog  sich  die  Resolution  vom  8-  Januar  1884  und  §  1  des  Gesetz&s. 
Die  demselben  beigegebenen  Motive  der  Regierung  fuhren  aus:  , Der  Tarif  zum 
•besetz  wegen  der  Stempelsteuer  vom  7.  März  1822  tmterwarf  schriftliche  Kauf- 
und Lieferungsverträge  über  andere  Gegenstände  als  Grundstücke  und  Grund- 
gerechtigkeiten einer  Stempelsteuer  von  's  Prozent  des  bedungenen  Preises. 
Diese  Bestimmung  wurde  durch  die  Kabinettsordre  vom  30.  April  1847  dahin 
abgeändert,  dass  die  im  kaufmännischen  Verkehr  abgeschlossenen  Kauf-  und 
Lieferungsverträge  über  bewegliche  Gegenstände,  insbesondere  der  Aktien  und 
andern  geldwerten  Papiere,  nur  eines  Stempels  von  höchstens  1.50  M.  bedürfen 
sollten.  Gleiche  Vorschriften  finden  sich  in  den  Tarifen  zu  den  Stempelverord- 
nungen für  die  neuen  Provinzen  vom  19.  Juli  und  7.  August  1867.     Bereits  in 
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dem  Finanzministerialerlass  vom  17.  Juli  1847  (Minist.-Bl.  für  die  gesamte  imiere 
Verwaltung  S.  212)  ist  angenommen,  dass  zum  kaufmännischen  Verkehr  im 
Sinne  der  erwähnten  Kabinettsordre  nur  solche  Kauf-  und  Lieferungsgeschäfte 
gehören,  bei  welchen  es  sich  um  einen  Verkauf  zum  Wiederverkauf,  nicht  aber 
um  einen  Verkauf  zum  eigenen  Bedarf  und  Gebrauch  des  Käufers  handelt. 
Diese  Auslegung  wurde  nicht  allein  von  der  Verwaltung  fortdauernd  festgehalten, 
sondern  auch  in  zahlreichen  Fällen  von  dem  früheren  preussischen  Obertribunal 
gebilligt,  wenn  auch  dessen  Rechtsprechung  keine  ganz  feststehende  war.  Da- 
gegen hat  der  IV.  Civilsenat  des  Reichsgerichts  in  dem  Erkenntnis  des  Reichs- 
gerichts vom  25.  Oktober  1880  (Justizminist.-Bl.  1881  S.  119)  und  in  mehreren 
späteren  Fällen  entschieden,  dass  als  ein  im  kaufmännischen  Verkehr  abgeschlos- 
senes Kauf-  und  Lieferungsgeschäft  im  Sinne  der  Kabinettsordre  jede  von  eineni 
Kaufmann  vorgenommene  Veräusserung  der  nach  seinem  Geschäft  zur  Veräus- 
serung  bestimmten  Waren  zu  verstehen  sei,  gleichviel  ob  der  Käufer  oder  Be- 
steller die  Waren  weiter  zu  verkaufen  beabsichtigt  oder  nicht.  Dieser  Auffassung 
sind  der  II.  und  III.  Civilsenat  des  Reichsgerichts  beigetreten.  Die  Finanzver- 
waltung hat  sich  daher  genötigt  gesehen,  durch  Verfügung  vom  28.  Juni  1883 
nachzugeben,  dass  von  den  Verwaltungsbehörden  in  demselben  Sinne  verfahren 
werde.  Durch  diese  erweiterte  Ausdehnung  der  vorerwähnten  Kabinettsordre 
und  der  mit  derselben  übereinstimmenden  Vorschriften  in  den  Stempeltarifen 
für  die  neuen  Provinzen  entsteht  für  den  Staat  ein  erheblicher  Ausfall  an  Ein- 
nahme aus  der  Stempelsteuer,  und  wird  namentlich  das  Aufkommen  aus  dem 
Lieferungsstempel  auf  einen  ganz  geringen  Betrag  herabgedrückt. 

Nachdem  das  Gesetz  über  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben  vom 
1.  Juli  1881  die  (in  dem  oben  wiedergegebenen  Wortlaut  bezeichneten)  Kauf- 
nnd  Lieferungsgeschäfte  einein  Reichsstempel  unterworfen  und  dagegen  von 
Landesstempeln  befreit  hat,  sind  die  Kabinettsordre  vom  30.  April  1847  und 
die  derselben  entsprechenden  Bestimmungen  der  Stempeltarife  vom  19.  Juli  1867 
Nr.  29  d  und  vom  7.  August  1867  Nr.  28  d,  falls  man  diese  Vorschriften  in  dem 
bis  zum  Juni  1883  von  der  Verwaltung  festgehaltenen  engeren  Sinne  auslegt, 
gegenstandslos  geworden,  indem  diejenigen  Verträge,  welche  danach  unter  die 
gedachten  Vorschriften  fallen  würden,  jetzt  nicht  mehr  nach  dem  preussischen. 
sondern  nach  dem  Reichsstempelgesetz  zu  beurteilen  sind.  Unter  diesen  Um- 
ständen muss  es  für  unbedenklich  erachtet  werden,  die  erwähnten  Vorschriften, 
welche  durch  ihre  dehnbare  Fassung  bisher  zu  so  vielen  Zweifeln  Anlass  ge- 
geben haben,  ganz  aufzuheben.  Diejenigen  Kauf-  und  Lieferungsgeschäfte  über 
bewegliche  Sachen,  welche  nach  dem  Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1881  der  Landes- 
stempelgesetzgebung belassen  sind,  können  den  Wertstempel  von  V^  Prozent 
füglich  tragen,  wie  sie  ihn  auch  bis  zu  den  neueren  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts ohne  Beschwerde  getragen  haben.  Auch  ist  dem  §  9  c  des  Reichsstempel- 
gesetzes, wie  aus  der  dem  Reichstage  mitgeteilten  Begründung  (Stenogr.  Berichte 
über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  von  1881,  Anlagen  Bd.  III  Nr.  59,  S.  337) 
hervorgeht,  die  gegenwärtige  Fassung  gerade  zu  dem  Zweck  gegeben,  damit 
Preussen  und  die  in  ähnlicher  Lage  befindlichen  Bundesstaaten  ungehindert 
seien,  für  diejenigen  Kauf-  und  Lieferungsverträge,  welche  danach  nicht  unter 
das  Reichsstempelgesetz  fallen,  einen  Wertstempel  zu  Gunsten  der  Landeskasse 
auch   fernerhin   zu    erheben.     Für   Preussen   wurde  ausdrücklich   angenommen, 
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daes   auf  Gnind    seiner   bestehenden  Gesetzgebung   dieser  Wertstempel   schon 
erhoben  werde  und  zu  erheben  sei." 

Die  Regierung  betont  allein  die  finanzielle  Seite  ihres  Gesetzvorschlags 
vmd  leitet  aus  dem  Bedürfnis  einer  Vermehrung  der  Stempeleinnahmen  die  Be- 
rechtigimg desselben  her:  gewiss  nicht  ohne  Grimd,  denn  die  Mindereinnahmen 
aus  dem  Kaufstempel  betragen  in  dem  Etatsjahr  1883/84  rund  2  Millionen  Mark 
imd  sind  für  das  Etatsjahr  1884/85  wieder  mit  1 V«  Millionen  Mark  veranschlagt, 
wenngleich  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  sich  insonderheit  imter  dem  erst- 
genannten Betrage  starke  Rückzahlungen  zuviel  erhobenen  Stempels  befinden, 
welche  infolge  der  neueren  Reichsgerichtsentscheidimgen  nötig  wurden  und 
natüi-lich  einmalig  sind*).  Indessen  lediglich  mit  fiskalischen  Interessen  lassen 
sich  neue  Steuern,  namentlich  wenn  sie  nicht  generell,  sondern  einer  einzelnen 
Bevölkerungsklasse  auferlegt  werden,  nicht  begründen:  mindestens  zur  Seite 
gehen  muss  jenen  der  Nachweis  der  inneren  Berechtigung  eben  dieseser  Steuer. 
Um  eine  neue  Steuer  aber  für  den  Handelsstand  resp.  eine  Steuererhöhung  für 


^)  Die  preussischen  Stempeleinnahmen  aus  der  Verwendung  des  Natural- 
stempels sind  ohnehin  nur  ausserordentlich  bescheidene,  und  den  Löwenanteil 
an  ihnen  träg^  noch  der  Immobiliarstempel  davon,  obwohl  die  von  letzterem 
betroffenen  Geschäfte  weder  ihrer  Zahl  noch  ihrem  Werte  nach  auch  nur  an- 
nähernd an  die  Verträge  über  bewegliche  Sachen  heranreichen. 

Die  gesamten  Stempel  einnahmen  aus  der  Verwendung  des  Naturalstempels, 
ausschliesslich   des  Erbschaftsstempels  (jetzt  Erbschaftssteuer)   haben   betragen: 

Mobiliarst.      Immobiliarst. 

1.  im  Jahre  1860     10,389.529  M.  90  Pf.,  davon  3,463,177  M.     6,926,353  M. 

2.  ,       ,      1865     14,936,685     ,    02    ,         .        4,978,895    ,      9,957,790    . 

3.  ,       ,      1870    15,216,886    ,    20    ,         ,        5,072,288    ,    10,144,578    , 
Bemerkung  zu  1—3:    Darunter   sind  alle  seitdem   aufgehobenen  Stempel 

einbegrifien.  namentlich  Zeitungsstempel,  Kalenderstempel,  Quittimgs- 
stempel  etc..  auch  die  inzwischen  auf  das  Reich  übergegangenen 
Spielkarten-  und  Wechselstempel. 

4.  im  Etatsjahr  1874/75  19,507,664  M.  95  Pf.,  davon  6,502,555  M.     13,005,110  M. 

5.  ,         ,  1880/81  21,146.074   ,    77    ,         ,       7,048,692   ,      14,097,384    , 

6.  ,         ,  1881/82  22,795,464   ,    46    „         ,       7,598,454   ,      15,096,909    , 

Bemerkung  zu  4—6:  Darunter  sind  noch  die  Landesstempel  enthal- 
ten, welche  infolge  des  Reichsstempelgesetzes  vom  1.  Juli  1881  fort- 
gefallen sind. 

7.  im  Etatsjahr  1883/84   21,170,152  M.  42  Pf.,  davon  6,073,243  M.    15,096,909  M. 

Bemerkimg  zu  1  —  7:  Bezüglich  der  Einnahmen  aus  dem  Immobiliar- 
stempel schweben  noch  die  Ermittelungen;  die  vorstehenden  Erträge 
beruhen  nm-  auf  Schätzungen,  welchen  indessen  die  amtlichen  Er- 
hebungen aus  dem  Jahre  1875  zu  Gnmde  liegen.  Danach  wurde 
angenommen,  dass  der  gesamten  Stempeleinnahme  etwa  ^3  durch  den 
ImmobiHai-stempel  zugeführt  wurden.  —  Da  der  Rückgang  der  Steuer 
imter  7  aus  dem  Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1881  resultiert,  dieses  aber 
nur  den  Mobiliarstempel  zum  Gegenstand  hat,  ist  für  das  Etatsjahr 
1883/84  der  Immobiliarstempel  in  derselben  Höhe  beibehalten  worden, 
wie  im  Vorjahre.  Wahrscheinlich  hat  derselbe  indessen  analog  den 
früheren  Steuerperioden  eine  Steigerang  erfahren,  so  dass  der  Rück- 
gang bei  dem  Mobiliarstempel  noch  erheblicher  sein  dürfte. 

Man  sieht,  von  welchem  bedeutenden  Einfluss  bei  einem  Aufkommen 
aus  dem  Mobiliarstempel  von  rand  6  ^lillionen  Mark  ein  Ausfall  von 
2  oder  2^2  Millionen  sein  muss. 
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denselben  handelt  es  sich  in  der  That;  mag  das  Reichsgerichtserkenntnis  vom 
25.  Oktober  1880  auch  hinreichende  Anhaltspunkte  für  eine  scharfe  Kritik  bieten, 
insbesondere  wenn  man  die  aktenmässige  Vorgeschichte  der  Kabinettsordre  vom 
30.  April  1847  und  die  dem  Erlass  derselben  vorangegangene  Korrespondenz 
zwischen  dem  preussischen  Finanz-  und  dem  Justizminister,  sowie  den  Umstand 
in  Betracht  zieht,  dass  die  Kabinettsordre  ausdrücklich  nicht  von  Kaufleuten 
allein  spricht,  sondern  von  Geschäften  „ohne  Unterschied,  ob  dieselben  unter 
Handeltreibenden  oder  unter  anderen  Personen  abgeschlossen  sind",  so  ist  doch 
durch  diese  endgültigen  Entscheidungen  des  höchsten  Gerichtshofes  geltendes 
Recht  geschaffen,  ein  unanfechtbarer  Rechtszustand,  wonach  alle  von  einem 
Kaufmann  abgeschlossenen  Kauf-  und  Lieferungsgeschäfte  nur  einen  Stempel 
von  1,50  M.  zu  tragen  haben,  und  eine  Aenderung  dieses  Zustandes  zum  Nachteil 
des  Handelsstandes  ist  nichts  anderes  als  eine  neue  Besteuerung  desselben. 
Dieser  Gesichtspunkt  machte  sich  denn  auch  bei  den  Beratungen  des  Gesetz- 
entwurfs im  Hause  wie  in  der  Kommission  vorwiegend  geltend  und  während 
aus  demselben  heraus  die  einen  die  neue  Steuer  überhaupt  verwarfen,  wurde 
von  den  andern  der  Nachweis  versucht,  dass  dieselbe  bei  dem  unbestrittenen 
Bedürfnis  des  Staats  nach  Mehreinnahmen  gerade  in  der  vorgeschlagenen  Form 
ihre  volle  Berechtigung  habe  und  auch  im  Interesse  des  Handelsstandes  liege. 
In  der  Kommission  wurde  ausgeführt:  Durch  die  neueren  Reichsgerichts- 
entscheidungen sei  eine  Rechtsungleichheit  und  eine  offenbare  Bevorzugung  des 
Kaufmanns  vor  dem  Nichtkaufmann  geschaffen,  welche  darin  bestehe,  dass  der 
Kaufmann  für  alle  von  ihm  abgeschlossenen  Kauf-  oder  Lieferungsgeschäfte 
einen  Stempel  von  höchstens  1,50  M.  zu  entrichten  habe,  während  von  dem 
Nichtkaufmann  eben  diese  Verträge  mit  V'  Prozent  des  Werts  zu  versteuern 
seien.  Verkaufe  beispielsweise  der  Landwirt  direkt  an  eine  Armeeverwaltung 
für  30,000  M.  seines  Getreides,  so  habe  er  dafür  100  M.  Stempel  zu  zahlen: 
mache  dasselbe  Geschäft  unter  gleichen  Umständen  ein  Getreidehändler,  so 
unterliege  der  Vertrag  nur  einem  Stempel  von  1,50  M.  (vgl.  die  Erkenntnisse 
des  Reichsgerichts,  IV.  Civilsenats,  vom  24.  November  1881  und  II.  Civilsenats 
vom  28.  Juni  1883).  Wenn  nun  auch  nicht  zu  verkennen  sei,  dass  eine  Aus- 
nahmestellung zu  Gunsten  des  Handelsstandes  auch  in  steuerlicher  Beziehung 
gerechtfertigt  sei,  weil,  abgesehen  von  der  Belästigung  des  Verkehrs  durch 
jedesmalige  Berechnung  des  Wertstempels,  bei  einem  in  der  Natur  der  Handels- 
geschäfte liegenden  häufigen  Besitzwechsel  derselben  Ware  der  wiederholt  er- 
hobene Wertstempel  eine  ungerechte  Mehrbelastung  des  Kaufmanns  zur  Folge 
haben  würde,  so  treffe  doch  diese  Voraussetzung  nur  zu  auf  den  engeren  kauf- 
männischen Verkehr,  auf  den  Umsatz  der  Waren  von  einer  Hand  zur  andern 
und  wieder  in  eine  dritte,  für  den  Verkauf  zum  Wiederverkauf,  nicht  aber  aul 
die  Geschäfte,  bei  welchen  es  sich  um  den  Verkauf  der  Sachen  zum  eigenen 
Bedarf  oder  Gebrauch  des  Käufers,  um  die  Lieferung  der  Waren  in  die  letzte 
Hand  handele.  Bezüglich  der  letzteren  Geschäfte  stehe  der  Kaufmann  dem 
Nichtkaufmann  völlig  gleich,  und  eine  Ausnahmestellung  des  Kaufmanns  in 
diesen  Fällen  sei  weder  im  Verkehrsinteresse  geboten,  noch  seien  Billigkeits- 
gründe dafür  geltend  zu  machen,  da  ja  immer  die  Berechnung  des  Wertstempels 
nur  einmal  erfolge  und  die  Steuer  nur  einmal  erhoben  werde.  Jene  Verträge 
aber,  bei  welchen  es  sich  um  einen  Verkauf  zum  Wiederverkauf  handle,  würden 
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durch  das  Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1881  dem  Landesstempel  Oberhaupt  entzogen, 
deshalb  sei  es  billig,  die  Kabinettsordre  vom  30.  April  1847,  welche  sich  eben 
auch  nur  für  diese  Geschäfte  rechtfertige,  aufzuheben.  — 

In  diesen  Ausführungen,  welche  die  Zustimmung  der  Kommission  fanden, 
liegt  die  Rechtfertigung  und  die  finanzielle  Bedeutung  des  ersten  Absatzes  von 
§  1  des  Gesetzes:  es  werden  künftig  alle  Verträge  über  bewegliche  Sachen, 
soweit  sie  überhaupt  der  Landesstempelgesetzgebung  vorbehalten  sind,  einem 
Wertsstempel  von  's  Prozent  unterliegen,  gleichiäel,  ob  sie  im  kaufmännischen 
Verkehr  abgeschlossen  werden  oder  ausserhalb  desselben. 

Aber  nicht  auf  diese  Erhöhung  des  Stempels  konzentrierte  sich  das  wesent- 
liche Interesse  auch  derer,  welche  davon  betroffen  werden,  sondern  zwei  andere 
Fragen  waren  es,  auf  welche  seitens  des  Handelsstandes  das  grösste  Gewicht 
gelegt  Avurde:  wird  durch  dieses  Gesetz  überhaupt  Klarheit  darüber  geschaffen 
werden,  für  welche  Geschäfte  ein  Stempel  und  in  welchem  Beti-age  er  zu  zahlen 
ist?  und  in  welcher  Form  muss  künftig  ein  Geschäft  abgeschlossen  sein,  um 
nach  diesem  Gesetz  stempelpflichtig  zu  sein  —  wird  der  Stempel  für  die  urkund- 
liche Vertragsform,  die  carta  sigillata  des  Gesetzes  vom  7.  März  1822  Platz 
greifen  oder  der  Geschäftsstempel  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juli  1881  ? 

Unleugbar  ist  die  Verwirrung  auf  dem  Gebiete  des  Stempelwesens  eine 
grosse,  fast  unlösbare,  und  mit  Recht  konnte  der  Abgeordnete  Beisert  bemerken. 
„dass  in  des  Stempelrechts  vielverschlungenen  Pfaden,  welche  in  ein  Labyrinth 
ausgehen,  es  selbst  einem  gewiegten  Steuerfiskal  leicht  passieren  könne,  sich  zu 
verirren,"  und  ebenso  unbestreitbar  ist,  dass  diese  Verwirmng  auf  ihren  Höhe- 
punkt getrieben  ist  durch  das  Reichsstempelgesetz  vom  1.  Juli  1881,  durch 
welches  die  Einzelstaaten  einige  Hauptquellen  ihrer  Stempelintraden  an  das 
Reich  abtraten.  Dies  Ge.«;etz  ein  übereiltes  zu  nennen,  wie  es  im  Abgeordneten- 
hause geschah,  Avird  kaum  gerechtfertigt  sein,  dagegen  sprechen  die  sehr  sorg- 
fältigen Beratungen  desselben  in  der  Kommission  und  im  Plenum  des  Reichs- 
tags —  aber  ob  der  Gesetzgeber  namentlich  bei  Fassung  der  Tarifnummer  4 
völlige  Klarheit  darüber  gewonnen  hat,  welche  Tragweite  diese  Bestimmungen 
haben  würden,  und  welcher  starke  Einbruch  damit  in  das  preussische  Stempel- 
wesen gemacht  würde,  ist  billig  zu  bezweifeln  ').    Indessen  handelt  es  sich  hier 


*)  Welche  dürftige  Ausbeute  der  in  diesem  Gesetze  in  Bewegung  gesetzte 
gewaltige  Apparat  für  den  Reichsfiskns  gehabt  hat,  ergibt  folgende  kurze 
üebersicht : 

Die  Solleinnahme  aus  den  unter  Nr.  4  des  Tarifs  aufgeführten  Geschäften 
nach  Abzug  der  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten  mit  2'';0  haben  betragen 

im  Finanzjahi-  1881/82  (III.  IV.  Quartal)  .     .     1,525,721  M.     4  Pf. 

davon  fallen  auf  Preussen  rund  1,160,000  M. 
im  Finanzjahr  1882/83  (ganzes  Jahr)     .     .     .     2.296,155  M.     9  Pf. 

davon  fallen  auf  Preussen  rund  1.710,000  M. 
im  Finanzjahr  1883/84  (desgl.)      .     .     .     .     .     2,330,261  M.  64  Pf 

davon  fallen  auf  Preussen  rund  1,724,000  M. 

In  der  That  ein  Resultat,  das  mit  der  gesetzgeberischen  Mühe  und  der 
gros.sen  Belästigung  des  Handelsverkehrs,  in  welchem  jeder  Brief  darauf  geprüft 
werden  muss,  ob  er  nicht  mit  einer  Zwanzigpfennigmarke  zu  bekleben  ist,  in 
auffälligem  Missverhältnis  steht. 
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nicht  sowohl  um  diesen  Einbruch  in  den  preussischen  Stempel  und  die  finan- 
ziellen Erfolge  des  Gesetzes,  sondern  in  erster  Linie  darum,  dass  es  dem  Gesetz- 
geber, trotzdem  er  sich  ängstlich  bemüht  hat,  durch  detaillierteste  Vorschriften 
und  Aufzählungen  jeden  Einzelfall  zu  treffen,  nicht  gelungen  ist,  etwas  scharf 
Erkennbares,  Klares,  Zweifelfreies  zu  schaffen;  ja  vielleicht  ist  eben  dieses  Be- 
streben, bis  ins  kleinste  hinein  die  Unterscheidungsmerkmale  gesetzlich  zu  fixieren, 
die  Hauptursache  für  die  Undurchsichtigkeit  des  Gesetzes,  welche  seine  Anwen- 
dung so  schwierig  macht,  dass  jedem  grösseren  Kaufmannsgeschäfte  ein  besonderes 
juristisches  Bureau  für  das  Stempelwesen  vonnöten  wäre.  Das  Schlimmste  aber 
ist,  dass  durch  das  Reichsgesetz  dieselbe  Verwirrung  auch  in  die  Landesstempel - 
gesetzgebung  übertragen  wird,  denn,  da  die  hier  in  Frage  kommenden  Geschäfte 
principaliter  für  den  Reichsstempel  in  Anspruch  genommen,  der  Landesgesetz- 
gebung nur  die  vom  Reichsstempel  ausgenommen  überlassen  werden  (§  9  Gesetz 
vom  1.  Juli  1881),  so  wird  dadurch,  dass  die  Grenze  des  Reichsstempels  unklar 
ist,  gleichzeitig  auch  diejenige  des  Landesstempels  verwischt,  und  so  entsteht 
die  grosse  Unsicherheit,  über  welche  fortdauernd  so  harte  Klagen  und  Beschwerden 
laut  werden,  und  welche  zu  der  unverhältnismässig  hohen  Zahl  der  Stempel- 
prozesse führt. 

Nach  Nr.  4  a   des  Tarifs   zum  Gesetz    vom  1.  Juli  1881    sind  von  Kaufver- 
trägen dem  Reichsstempel  unterworfen: 

Schlussnoten,  Schlusszettel,  Abschriften  und  Auszüge  aus  Tage- 
oder Geschäftsbüchern,  Schlussscheine,  Schlussbriefe  oder  sonstige  von 
einem  oder  mehreren  Kontrahenten,  Maklern  oder  Unterhändlern  im 
Bundesgebiete  ausgestellte  Schriftstücke  über  den  Abschluss  oder  die 
Prolongation  oder  die  Bedingungen  des  Abschlusses  oder  der  Prolon- 
gation eines  Kauf-,  Rückkauf-,  Tausch-  oder  Lieferungsgeschäfts,  welche» 
Wechsel,  ausländische  Banknoten  oder  ausländisches  Papiergeld,  ferner 
Aktien,  Staats-  oder  andere  für  den  Handelsverkehr  bestimmte  Wert- 
papiere, sowie  Mengen  von  solchen  Sachen  oder  Waren,  welche  nach 
Gewicht,  Mass  oder  Zahl  gehandelt  zu  werden  pflegen,  zum  Gegen- 
stande hat,  sofern  diese  Sachen  oder  Waren  entweder  zum  Gebrauch 
als  gewerbliche  Betriebsmaterialien  oder  zur  Wiederveräusserung  in 
derselben  Beschaffenheit  oder  nach  vorangegangener  Bearbeitung  oder 
Verarbeitung  bestimmt  sind. 
Ausgeschlossen  von  der  Reichsstempelabgabe  bleiben  nach  §  9  des  Gesetzes 

a)  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundungen  der  unter  4a  des  Tarifs  be- 
zeichneten Geschäfte,  sowie  die  von  solchen  Urkunden  erteilten  Aus- 
fertigungen, beglaubigten  Abschriften  und  Auszüge. 

b)  Schriftstücke,  welche  von  den  Staatsverwaltungen  der  Bundesstaaten  über 
die  unter  N.  4  a  des  Tarifs  bezeichneten  Geschäfte  aufgenommen  oder 
ausgestellt  werden. 

c)  Verträge  über  die  unter  N.  4a  des  Tarifs  bezeichneten  Sachen  und  Waren, 
welche  weder  zum  Gebrauch  als  gewerbliche  Betriebsmaterialien  noch  zur 
Wiederveräusserung  in  derselben  Beschaffenheit  oder  nach  vorgängiger 
Bearbeitung  oder  Verarbeitung  bestimmt  sind. 

Die  hier  ausgenommenen  Kaufverträge  sind  ausdrücklich  der  Gesetzgebung 
der  Bundesstaaten  vorbehalten,   fallen  also  in  Preussen   unter  das  Gesetz    und 
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den  Tarif  vom  7.  März  1822.  Nun  genügt  ein  Blick  auf  die  mitgeteilten  Be- 
stimmungen, um  die  ungemeine  Schwierigkeit  ihrer  Anwendung  im  praktischen 
Verkehr  augenscheinlich  zu  machen.  Solange  die  Tarifnummer  4  a  es  mit  der 
Aufzählung  konkreter  Geschäfte  zu  thun  hat .  kann  ein  wesentliches  Bedenken 
nicht  aulTiommen,  sobald  sie  sich  aber  auf  da.s  Gebiet  der  generellen  Bezeichnung 
von  gewissen  Geschäftskategorien  begibt,  ist  dem  Zweifel  Thür  und  Thor 
geöffiiet.  Welche  Waren  dienen  zum  Gebrauch  als  gewerbliche  Betriebs- 
materialien, die  dem  Reichsstempel  unterliegen,  welche  als  Betriebsmittel,  die 
der  Landesgesetzgebung  vorbehalten  sind?  Die  Entscheidung  muss  in  jedem 
gegebenen  Fall  erfolgen,  da  das  Gesetz  Merkmale  für  die  Unterscheidung  nicht 
bietet,  und  sie  wird  im  EinzelfaDe  so  sehr  von  technischen  oder  Fachkenntnissen 
abhängen,  dass  sie  der  Uneingeweiht«,  auch  der  gewiegte  Geschäftsmann  gar 
nicht  selbständig  treflFen  kann.  So  ist  z.  B.  durch  Finanzministerialreskript  vom 
17.  Mai  1882  festgesetzt,  dass  .Gas  zur  Beleuchtung  von  Verkaufslokalen  nicht 
zu  den  gewerblichen  Betriebsmaterialien,  sondern  zu  den  Betriebsmitteln*  gehört, 
femer  durch  Finanzministerialreskript  vom  7.  Januar  1883,  dass  ,Holz  zur  Instand- 
setzung von  Eisenbahnwagen,  ingleichen  Schwellen  und  Schienen  nicht  zu  den 
Betriebsmaterialien,  sondern  zu  den  Betriebsmitteln"  gehören  u.  a.  Weiter, 
welche  Unternehmungen  sind  gewerbliche?  In  dieser  Beziehung  ist  von  be- 
sonderem Interesse  das  im  Einverständnis  mit  dem  Finanzminister  ergangene 
Reskript  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  vom  16.  November  1882.  .Staats- 
eisenbahnen sind  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Staat  die  Eisenbahnen 
wesentlich  zum  Zweck  der  Förderung  von  Staatsinteressen  betreibt,  zu  den  ge- 
werblichen Unternehmungen  nicht  zu  rechnen:  Verträge  über  Lieferung  von 
Betriebsmaterialien  für  solche  Eisenbahnen  unterliegen  daher  nicht  dem  Reichs- 
sondem  dem  Landesstempel.  Dagegen  sind  Lieferungsverträge  über  Betriebs- 
materialien für  die  nicht  für  Rechnung  des  Staats  vei-walteten  Privateisenbahnen 
einschliesslich  der  unter  staatlicher  Verwaltimg  stehenden,  dem  Reichsstempel 
unterworfen  und  demgemäss  vom  Landesstempel  befreit.^  Eine  Unterscheidung, 
auf  welche  der  Laie  von  selbst  schwerlich  gekommen  wäre.  Schwieriger  noch 
gestaltet  sich  die  Frage  bezüglich  der  Landwirtschaft  und  der  von  derselben 
betriebenen  Nebengewerbe.  —  Es  wird  endlich  ein  grundsätzlicher  Unterschied 
gemacht  zwischen  den  Fällen,  wo  jemand  etwas  kauft  oder  geliefert  erhält  zum 
eigenen  Gebrauch  oder  wo  es  zum  Wiedei-verkauf  geschieht.  Stempelpflichtig  ist 
derjenige,  welcher  die  Liefervmg  bewirkt;  wie  soll  aber  dieser  St«mpelpflichtige 
prüfen,  ob  der  Mitkontrahent  die  betreffenden  Waren  zum  eigenen  Gebrauch 
oder  zum  Wiedenerkauf  in  Empfang  nimmt ?  Er  wird  dies  unter  Umständen  erst 
nach  Ablauf  einer  längeren  Zeit  feststellen  und  feststellen  können,  und  dann 
ist  die  Stempelstrafe  bereits  verwirkt. 

So  ergaben  sich  bei  Anwendung  des  Reichs-  und  in  Konsequenz  davon 
ebenso  des  Landesstempels  Schwierigkeiten  auf  Tritt  und  Schritt,  und  der 
Wunsch  erschien  gerechtfertigt,  wenn  hier  die  Revision  eines  Bruchstücks  der 
preussischen  Stempelgesetzgebung  in  Angriff  genommen  vvürde,  wenigstens  gleich- 
zeitig die  Grenze  zwischen  dem  Gebiete  des  Reichs-  und  des  Landesstempels 
schärfer  zu  ziehen  und  die  unumgänglich  notwendige  Klarheit  zu  schaffen.  Der 
Wunsch  erwies  sich  aber  als  unerfüllbar.  Eine  solche  Grenzregulierung  ist  von 
der  Landesgesetzgebung   aus   nicht   möglich.     Die  letztere   kann,    wie   in    der 
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Kommission  ausgeführt  wurde,  die  Grenze  nicht  positiv  ziehen,  indem  sie  be- 
stimmte Geschäfte  für  landesstempelpflichtig  erklärt,  weil  sie  dadurch  in  Kollision 
mit  der  ihr  derogierenden  Reichsgesetzgebung  kommen  könnte  und  würde  ~ 
und  sie  kann  es  nicht  negativ,  indem  sie  einzelne  Kategorien  von  Geschäften 
vom  Landesstempel  ausschliesst,  weil  dann  sehr  leicht  der  Fall  eintreten  könnte, 
■dass  eine  endgültige  Auslegung  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juli  1881  eben  diese 
Geschäfte  auch  dem  Reichsstempel  für  nicht  unterworfen  erklärte,  so  dass  sie 
-dann  völlig  stempelfrei  ausgingen,  wozu  weder  Veranlassung  noch  Absicht  vor- 
gelegen. —  Eine  Beseitigung  der  hier  angeregten  Uebelstände  ist  nur  auf  dem 
Wege  der  Reichsgesetzgebung  möglich. 

Eine  klare  und  befriedigende  Antwort  ergab  sich  dagegen  auf  die  andre 
Frage,  nach  der  stempelpflichtigen  Form  der  Verträge.  —  Nach  dem  preussischen 
•Gesetz  vom  7.  März  1822  trat  die  Stempelpflichtigkeit  nur  ein,  wenn  über  die 
im  Tarif  bezeichneten  Verträge  ,ein  besonderer  schriftlicher  Vertrag"  ab- 
geschlossen war;  hierzu  erging  eine  Deklaration  in  der  Kabinetsordre  vom 
16.  Januar  1840  (Ges.-Sammlg.  S.  18),  durch  welche  festgestellt  wurde,  dass  die 
bloss  durch  Korrespondenz  zu  Stande. gekommenen  Verträge  vom  Stempel  befreit 
wären.  Diese  Unterscheidung  hatte  sich  erforderlich  gemacht,  weil  man  an- 
gefangen hatte,  auf  Grund  der  §§  142.  143  Allgem.  Landrechts  Teil  I.  Titel  5, 
nach  welchen  zwischen  Abwesenden  die  geführte  Korrespondenz  die  Stelle  des 
schriftlichen  Vertrags  vertritt,  auch  die  kaufmännische  Korrespondenz  zur  Ver- 
steuerung heranzuziehen.  Das  preussische  Stempelrecht  hielt  also  den  förmlichen 
Vertragsstempel  aufrecht,  nur  die  carta  sigillata  bildete  die  Grundlage  der 
Vei'steuerung.  Das  Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1881  bricht  mit  diesem  System 
und  stellt  ein  neues  Princip  auf,  das  des  Geschäftsstempels:  jedes  Schriftstück, 
das  von  einem  an  sich  stempelpflichtigen  Geschäft  Kunde  gibt,  unterliegt  im 
Princip  der  Besteuerung  (Bundesratsbeschluss  vom  5.  Juli  1882),  gleichviel  ob 
-es  die  Vertragsform  hat,  in  wievielen  Exemplaren  es  vorhanden,  mit  wieviel en 
Unterschriften  es  versehen  ist. 

Beide  Systeme  enthalten  gesunde  Principien,  das  Richtige  aber  liegt  nicht 
in  der  Mitte,  sondern  in  der  Summierung  der  in  beiden  Systemen  enthaltenen 
Elemente.  Nicht  das  Papier,  auf  welchem  ein  Geschäft  bekundet  vnrd,  und 
nicht  die  Form,  in  welcher  diese  Bekundung  stattfindet,  begründen  an  und  für 
sich  die  Erhebung  einer  Steuer,  sondern  das  Geschäft  selbst  mit  dem  Gewinn, 
welcher  daraus  gezogen  oder  wenigstens  erhofft  wird,  berechtigen  zu  dem  Er- 
fordern einer  Abgabe  vom  Geschäft  in  Form  des  Stempels,  und  auf  diesem  zu- 
treffenden Grundsatz,  welcher  im  französischen  System  des  Enregistrement 
seine  konsequente  Durchführung  erfahren  hat,  beruht  der  Gedanke  des  Reichs- 
gesetzes. Anderseits  aber  ist  nicht  jedes  Geschäft  dem  andern  gleich  zu  be- 
urteilen; je  höher  das  Objekt,  desto  höher  auch  der  Gewinn,  mag  derselbe  nun 
in  jedem  Falle  realisierbar  sein  oder  nicht,  und  darum  sollte  auch  mit  der  Höhe 
•<les  Objekts  der  erhobene  Stempel  steigen,  wie  es  ja  entsprechend  beim  Im- 
mobiliarstempel,  bei  den  Gerichtskosten,  den  Gebühren  für  Notariatsakte  u.  s.  w. 
der  Fall  ist  —  ein  Grundsatz,  welcher  in  der  progressiven  Geschäftssteüer  seine 
letzte  Konsequenz  finden  würde.  Das  preussische  Gesetz  trägt  demselben  da- 
durch Rechnung,  dass  es  von  den  steuerpflichtigen  Geschäften  über  fungible 
Sachen    den  Wertstempel   in  Höhe  von    V»  Prozent   erhebt.     Das  grundsätzlich 
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Richtige  würde  sich  aus  der  Vereinigung  beider  Systeme,  des  reichsgesetzlichen 
Oepchäfts-  mit  dem  preussischen  Wertst^mpel.  ergeben. 

Das  neue  Gesetz  belässt  es  für  den  Landesstempel  bei  dem  Princip  des 
preussischen  Gesetzes  vom  7.  März  1822,  d.  h.  bei  dem  formellen  Vertragsstempel 
und  läast  die  Korrespondenz  «frei.  Die  praktische  Folge  davon  ist  die,  dass  der 
kleinere  Verkehr  von  diesem  Stempel  überhaupt  nicht  berührt  wird,  da  er  sich 
nicht  auf  der  Grundlage  instrumentierter  Verträge  abzuspielen  pflegt,  und  dass 
im  wesentlichen  nur  die  grossen  Geschäfte  mit  fiskalischen  und  kommunalen 
Behörden  werden  getroffen  werden. 

Absatz  2  des  §  1  ist  von  der  Kommission  hinzugefügt,  weü  nach  dem 
Wortlaut  der  Regierungsvorlage  auch  die  gerichtlich  oder  notariell  beurkundeten 
Verträge  und  die  Kaufgeschäfte  der  Staatsverwaltung,  welche  nach  der  mitgeteilten 
Litt.  a.  b.  des  §  9  Reichsges.  vom  1.  Juli  1881  der  Landesgesetzgebung  vor- 
behalten sind,  künftig  dem  Wertstempel  von  \'3  Prozent  unterliegen  würden. 
Diese  Geschäfte  waren  bisher  nur  auf  Grund  der  Kabinettsordre  vom  30.  April  1847 
von  dem  Wertstempel  befreit  imd  dem  Fixstempel  von  1,50  Mark  unterworfen. 
Würde  also  jene  Kabinettsordre  einfach  aufgehoben,  so  müsste  der  alte  's  Prozent- 
Wertstempel  wieder  eintreten,  während  die  Gründe,  welche  schon  1847  dahin 
geführt  haben,  diese  für  den  kaufmännischen  Verkehr  so  ausserordentlich  wichtigen 
Oeschäftstransaktionen  von  dem  Wertstempel  zu  befreien,  bei  dem  heutigen, 
sehr  bedeutend  entwickelteren  Handels-  und  Warenverkehr  noch  viel  durch- 
schlagender sind.  Es  ist  deshalb  der  Fixstempel  von  1..50  Mark  für  diese  Ge- 
schäfte ausdrücklich  festgehalten. 

Der  positive  Rechtszustand  hinsichtlich  der  Stempelpflichtigkeit  der  Ver- 
träge über  bewegliche  Sachen  wird  hiemach  von  der  Publikation  dieses  Gesetzes 
ab  folgender  sein. 

I.  Schlussnoten,  Schlusszettel,  Abschriften  imd  Auszüge  aus  Tage-  und  Ge- 
schäftsbüchern, Schlussscheine,  Schlussbriefe  oder  sonstige  von  einem  oder 
mehreren  Kontrahenten.  Maklern  oder  Unterhändlern  im  Bundesgebiete 
ausgestellte  Schriftstücke  über  den  Abschluss  oder  die  Prolongation  oder 
über  die  Bedingungen  des  Abschlusses  oder  der  Prolongation  eines  Kauf-. 
Tausch-,  Rückkauf-  oder  Lieferungsgeschäfts,  welches  Wechsel,  ausländische 
Banknoten  oder  ausländisches  Papiergeld,  femer  Aktien  Staats-  oder 
andere  für  den  Handelsverkehr  bestimmte  Wertpapiere  oder  Mengen  von 
solchen  Sachen  oder  Waren  jeder  Art.  die  nach  Gewicht.  Mass  oder  Zahl 
gehandelt  zu  werden  pflegen,  zum  Gegenstande  hat,  sofern  diese  Sachen 
oder  Waren  entweder  zum  Gebrauch  als  gewerbliche  Betriebsmaterialien 
oder  zur  Wiederveräusserung  in  derselben  Beschaffenheit  oder  nach  vor- 
gängiger Bearbeitung  oder  Verarbeitung  bestimmt  sind,  unterliegen,  falls 
nicht  eine  der  Befreiungen  unter  1.2.3  zur  Tarifnummer  4  a  des  Reichs- 
gesetzes vom  1.  Juli  1881  vorliegt  und  da«  Objekt  1000  Mark  oder  mehr 
beträgt,  dem  Reichsstempel  von  20  Pfennig  bei  Kassa-,  von  1  Mark  bei 
Zeitgeschäften. 

II.  Gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundungen  der  vorbezeichneten  Geschäfte 
sowie  die  von  solchen  Urkunden  erteilten  Ausfertigungen,  beglaubigten 
Abschriften  und  Auszüge,   femer  Schriftstücke,  welche  von   den  Staats- 
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Verwaltungen  der  Bundesstaaten  über  diese  Geschäfte  ausgestellt  oder 
aufgenommen  werden,  tragen  bei  einem  Wert  des  Gegenstandes  von 
150  Mark  und  darüber  den  Landesstempel  von  1,50  Mark. 
III.  Alle  Kauf-  und  Lieferungsverträge,  welche  nicht  Grundstücke  oder  Grund- 
gerechtigkeiten betreffen,  soweit  sie  nicht  .dem  Reichsstempel  zu  I  und 
der  Ausnahme  zu  II  unterstehen,  insbesondere  alle  Verträge  über  Sachen 
oder  Waren,  welche  weder  zum  Gebrauch  als  gewerbliche  Betriebs- 
materialien noch  zur  Wiederveräusserung  in  derselben  Beschaffenheit  oder 
nach  vorgängiger  Be-  oder  Verarbeitung  bestimmt  sind,  unterliegeur 
gleichviel  ob  sie  im  kaufmännischen  Verkehr  abgeschlossen  sind,  oder 
ausserhalb  desselben,  bei  einem  Objekt  von  150  Mark  und  darüber  einem 
Landesstempel  von  Vs  Prozent  des  Werts,  falls  über  diese  Geschäfte 
urkundliche  Verträge  abgeschlossen  sind.  Sind  die  Verträge  mündlich 
oder  durch  Korrespondenz  zustande  gekommen,  so  bleiben  sie  stempelfrei. 


Ad  §  2. 


Dieser  §  behandelt  den  für  Werkverdingungsverträge,  bei  welchen  der 
Uebemehmer  auch  das  Material  für  das  bedungene  Werk  zu  liefern  hat,  zu 
erhebenden  Stempel. 

Die  preussische  Verwaltungspraxis  hatte  für  diese  Verträge,  gleichviel  ob- 
sie  bewegliche  oder  unbewegliche  Sachen  betrafen,  einheitliche  Vorschriften  da- 
hin getroffen,  dass  dieselben  in  zwei  Verträge,  einen  über  Lieferung  des  Materials, 
den  zweiten  über  Anfertigung  des  Werks,  zu  zerlegen  seien,  und  dass  für  den 
ersteren  der  Lieferungsstempel  mit  V^  Prozent  des  Werts,  für  den  andern  der 
allgemeine  Vertragsstempel  von  1,50  M.  zu  entrichten  sei.  Auch  diese  Praxis 
ist  durch  neuerliche  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  zu  Ungunsten  des  Fiskus 
durchbrochen.  —  Die  Regierungsmotive  führen  aus : 

„Von  dem  Reichsgericht  ist  wiederholt  entschieden  worden,  dass  zu  solchen 
Verträgen  im  Gebiet  des  Allgem.  Landrechts  nur  der  allgemeine  Vertragsstempel 
von  1,50  M.  erforderlich  sei,  dagegen  der  Lieferungsstempel  von  '/s  Prozent,  sei 
es  nun  von  dem  Preise  des  ganzen  Werks,  oder  wenigstens  von  dem  Wert  der 
Materialien,  nicht  verlangt  werden  könne.  —  Diese  Entscheidung  steht  im  Wider- 
spruch mit  denjenigen  Grundsätzen,  welche  von  den  Verwaltungsbehörden  seit 
einer  langen  Reihe  von  Jahren  beobachtet  worden,  und  welche  auch  in  dem 
Erkenntnis  des  Plenums  der  Strafsenate  des  ehemaligen  preussischen  Obertribunals 
vom  27.  Januar  1862  (Justizministerialblatt  S.  143)  als  richtig  anerkannt  sind, 
(vgl.  Finanzministerialverfügung  vom  30.  Januar  1863  Ministerialblatt  für  die 
gesamte  innere  Verwaltung  S.  74).  —  Besteht  das  übernommene  Werk  in  der 
Herstellung  beweglicher  Gegenstände  (z.  B.  Eisenbahnschienen),  so  erscheint  es  ge- 
rechtfertigt, den  Werkverdingungsvertrag  'der  nämlichen  Stempelabgabe  zu  unter- 
werfen, wie  einen  Lieferungsvertrag  über  den  fertigen  Gegenstand,  da  es  an 
einem  inneren  Grunde  fehlt,  einen  Unterschied  in  der  Besteuerung  zu  machen, 
je  nachdem  der  Uebemehmer  sich  verpflichtet,  den  Gegenstand  in  seinen  eigenen 
Fabrikräumen  fertigen  zu  lassen  (Werkverdingungsvertrag),  oder  lediglich  die 
Verbindlichkeit  übernimmt,  denselben  „anzuschaffen",  so  dass  er  ihn  auch  durcli 
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dritte  würde  fertigen  lassen  können  (Lieferungsvertrag).  Für  das  Gebiet  des 
gemeinen  und  rheinischen  Rechts  ist  von  den  Gerichten  wiederholt  anerkannt 
worden,  dass  ein  Vertrag  der  zuerst  erwähnten  Art  ebenfalls  als  Lieferungsvertrag 
über  den  fertigen  Gegenstand  zu  behandeln  sei.  Diese  Verschiedenheit  der  Be- 
steuerung in  den  verschiedenen  Rechtsgebiet^n  bedarf  aber  dringend  der  Aus- 
gleichung. 

Bezieht  sich  das  Werk  auf  einen  unbeweglichen  Gegenstand  (sog.  Bau- 
entreprisevertrag z.  B.  Aufführung  eines  Gebäudes,  Herstellung  einer  Chaussee 
und  dergleichen),  so  entspricht  es  den  bisherigen  Verwaltungsgrundsätzen,  den 
Werkverdingungsvertrag  zum  Zweck  der  Besteuerung  in  einen  Lieferungsvertrag 
über  die  zur  Herstellung  des  Werks  erforderlichen  beweglichen  Gegenstände  in 
demjenigen  Zustande,  in  welchem  sie  mit  dem  Grund  und  Boden  in  dauernde 
Verbindimg  gebracht  werden  sollen  (Mauersteine,  Thürschlösser  u.  s.  w.)  und 
einen  Arbeitsvertrag  zu  zerlegen,  um  von  dem  Wert  jener  Gegenstände  den 
Liefenmgsstempel  von  V^  Prozent,  dagegen  für  den  Arbeitsvertrag  den  allgemeinen 
Vertragsstempel  von  1,50  M.  zu  fordern." 

Der  Gesetzentwurf  geht  hinsichtlich  der  Werkverdingungsverträge  über 
bewegliche  Sachen  über  die  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  hinaus, 
indem  er  sie  den  Lieferungsverti'ägen  steuerlich  ganz  gleich  stellt,  während  bei 
denjenigen  über  unbewegliche  Gegenstände  die  Trennung  zwischen  Lieferungs- 
und Arbeitsvertrag  statuiert  wii-d.  In  der  Kommission  erhoben  sich  Stimmen 
dafür,  dass  diese  principielle  L'nterscheidung  der  an  sich  gleichartigen  Werk- 
verdingimgsverträge  über  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen  unzulässig  und 
eine  gleichmässige  steuerliche  Behandlimg  beider  im  Sinne  des  früheren  und 
jetzt  für  die  letztere  Kategorie  vorgeschlagenen  Modus  geboten  sei.  Indessen  ist 
diese  Auffassimg.  welche  sich  auf  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  Landrechts 
über  Werkverdingungsverträge  stützt,  rechtlich  nicht  haltbar.  Das  Landrecht 
betrachtet  jeden  Vertrag,  bei  welchem  es  sich  nicht  um  Lieferung  einer  bereits 
vorhandenen  fertigen  Sache,  sondern  um  die  Herstellung  und  demnächstige 
Uebergabe  eines  Gegenstandes  handelt,  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Arbeits- 
miete und  stellt  ihn  unter  den  juristischen  Begriff  der  Werkverdingungsverträge 
(§  925  ff.  AUgem.  Landr.  T.  I,  Tit.  11);  das  bezieht  sich  also  gleichmässig  auf 
Verträge  über  bewegliche  und  unbewegliche  Gegenstände.  Die  unter  wesentlich 
einfacheren  Verkehrsverhältnissen  erlassenen  Bestimmungen  des  Landrechta  treffen 
jedoch  auf  die  heutigen  hoch  entwickelten  Industriezustände  nicht  mehr  zu;  das 
Landrecht  selbst  spricht  von  den  Verfertigem  der  verdungenen  Werke  als  von 
, Künstlern.  Werkmeistern",  aber  was  damals  noch  individuelle  Arbeit,  Kunst- 
werk im  weitesten  Sinne  war,  ist  es  heute  nicht  mehr,  wo  dieselben  Gegen- 
stände, welche  damals  ihre  Entstehung  der  Arbeit  eines  einzelnen  Meisters  ver- 
dankten, fabrikmässig  hergestellt  werden.  Die  Lieferung  einer  Porträtbüste 
durch  einen  Künstler  ist  ein  individuelles  Kimst^verk  —  die  Beschaffung  von 
100  Gypsabgüssen  derselben  dm-ch  eine  Fabrik  ist  es  nicht  mehr,  obwohl  sie 
nach  jenen  Landrechtsparagraphen  unter  denselben  rechtlichen  Gesichtspunkt 
gebracht  werden  muss.  Das  Kriterium  eines  „verdungenen  Werks*  kann  nur 
das  sein,  dass  das  Werk  einen  individuellen  Charakter  zeigt,  der  sich  aber  in 
den  wesentlichen  Eigenschaften  des  Werks,  nicht  in  kleinen  Nebendingen  dar- 
stellen muss.     Solchen  individuellen   Charakter   hat   in   dem   obigen   Beispiele 
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unzweifelhaft  die  Porträtbüste,  der  einzelne  Gypsabguss  hat  ihn  aber  nicht 
mehr  und  er  kann  ihn  auch  nicht  dadurch  gewinnen,  dass  ihm  auf  Verlangen 
des  Auftraggebers  etwa  eine  kleine,  dem  Original  nicht  eigene,  Zugabe  in 
Gestalt  eines  Stirnbandes  oder  Ohrringes  beigefügt  wird.  Dies  Kriterium  an 
die  heutigen  Fabrik-  und  Industrieerzeugnisse  bei  unserer  weitdurchgeführten 
Arbeitsteilung  angelegt  führt  zu  dem  Resultat,  dass  wir  es  bei  denselben  nicht 
mehr  mit  Kunstwerken  in  irgend  einem  Sinne,  sondern  mit  Waren  einer  Gattung 
zu  thun  haben,  welche  aus  dem  fabrikmässigen  Betriebe  nach  Zahl,  Mass  oder 
Gewicht  gekauft  und  geliefert  werden.  Eisenbahnschienen,  Dampfkessel  u.  s.  w. 
sind  für  die  mit  ihrer  Herstellung  beschäftigten  Fabriken  nur  eine  Waren- 
gattung, und  sie  erhalten  den  Charakter  einer  Species  auch  nicht  dadurch,  dass 
für  eine  bestimmte  Lieferung  eine  besondere  Stärke  der  Schienen,  Grösse  des 
Kessels  u.  s.  w.  vorgeschrieben  wird,  denn  auch  diese  Abweichungen  erfordern 
keine  individualisierte  Arbeit,  sondern  der  ganze  Fabrikbetrieb  ist  auch  darauf 
eingerichtet. 

Aber  auch  praktisch  lässt  sich  die  steuerliche  Gleichstellung  der  Werk- 
verdingungsverträge  über  bewegliche  und  unbewegliche  Gegenstände  nicht  durch- 
führen, denn  bei  den  ersteren  ist  eine  auch  nur  mit  einiger  Sicherheit  zutreffende 
Scheidung  zwischen  Material  und  Arbeit  nicht  zu  erreichen.  Die  frühere  Ver- 
waltungspraxis hat  den  Versuch  gemacht  und  die  Folge  ist  eine  ununterbrochene 
Kette  von  Stempelprozessen  gewesen.  Schon  die  dabei  unentbehrliche  Unter- 
scheidung zwischen  der  Fertigung  und  Lieferung  vertretbarer  und  individuell 
bestimmter  Sachen  (zu  den  letzteren  rechnete  das  vormalige  preussische  Ober- 
tribunal z.  B.  Eisenbahnschienen,  welche  in  der  liefernden  Fabrik  in  bestimmter 
Stärke  unter  Aufsicht  der  aufgebenden  Behörde  hergestellt  wurden,  Erk.  vom 
27.  Okt.  1862  und  8.  Novbr.  1869)  ist,  selbst  wenn  man  sie  auf  Fabrikerzeug- 
nisse anwendbar  hält,  unter  allen  Umständen  sehr  unsicher  und  von  persönlichen 
Interessen  noch  mehr  als  Anschauungen  abhängig;  noch  schwankender  aber 
muss  im  Einzelfalle  die  Grenze  zwischen  dem,  was  als  , Material  für  die  ver- 
dungene Arbeit"  anzusehen  ist  und  der  eigentlichen  Arbeit  sich  gestalten.  Wo 
beginnt  beispielsweise  bei  der  Herstellung  einer  Lokomotive  die  verdungene 
Arbeit ,  was  ist  dabei  als  Material  zu  betrachten  ?  Sind  die  Kessel ,  die  Räder, 
die  Schrauben  u.  s.  w.  , Material"  und  nur  ihre  Zusammensetzung  zu  einer  be- 
stimmten Lokomotive  „verdungene  Arbeit"  ?  oder  gehört  auch  die  Herstellung 
dieser  Bestandteile  zur  Anfertigung  des  Werks,  obwohl  sie  vielleicht  gar  nicht 
mit  Rücksicht  auf  diese  Lokomotive,  sondern,  wie  es  ja  die  Regel  ist,  auf  Lager 
gearbeitet  waren?  Die  Antwort  wird  immer  von  Seiten  des  Unternehmers,  der 
auf  den  niedrigsten,  und  des  Stempelfiskals,  der  auf  den  höchsten  Stempel  hinaus 
will,  verschieden  ausfallen  und  die  Entscheidung  wird  immer  mehr  oder  weniger 
willkürlich  sein.  Der  Grund  liegt  darin,  dass  es  Rohmaterial  in  dem  Sinne, 
dass  bei  seiner  Verwendung  nicht  schon  ein  grosser,  vielleicht  der  grösste  Teil 
seines  Werts  in  der  darauf  verwendeten  Arbeit  steckte,  gar  nicht  gibt.  In  dem 
sog.  Roheisen,  der  Baumwolle,  dem  Korn,  welche  als  Ware  auf  den  Markt  oder 
als  Material  für  ein  verdungenes  Werk  geliefert  werden,  liegt  immer  schon  ein 
grosses  Quantum  Arbeit,  welches  aus  dem  Gesamtwert  nicht  auszuscheiden  ist. 
so  dass  sich  eine  Grenze  zwischen  wirklichem  Rohmaterial  und  verarbeitetem 
Material  nicht  ziehen  lässt. 
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Dazu  tritt  endlich  die  schon  in  den  Regierungsmotiven  angedeutete  Ano- 
malie, dass  bisher  ein  Unterschied  in  der  Besteuerung  gemacht  wurde,  je  nachdem 
der  Uebemehmer  sich  verpflichtete,  den  Gegenstand  in  seinen  eigenen  Fabrik- 
räumen fertigen  zu  lassen  (Werkverdingungsvertrag  mit  1,50  M.  Stempel)  oder 
lediglich  die  Verbindlichkeit  übernahm,  denselben  , anzuschaffen " ,  so  dass  er 
ihn  auch  durch  dritte  würde  fertigen  lassen  können  (Lieferungsvertrag  mit  dem 
Stempel  von  '/j  Prozent  des  Werts).  Das  ist  nicht  nur  eine  Anomalie,  sondern 
eine  stempelsteuerHche  Ungerechtigkeit,  welche  den  Zwischenhändler  auf  das 
härteste  trifft.  Wenn  davon  ausgegangen  werden  muss,  dass  die  Stempelsteuer 
eine  Abgabe  von  dem  Gewinn  ist,  welchen  der  Pflichtige  aus  einem  Geschäft 
zieht  oder  zu  ziehen  hofft,  so  würde  es  sich  rechtfertigen,  die  Fabrik,  welche 
zugleich  das  Material  liefert,  mit  einer  stärkeren  Steuer  heranzuziehen,  weil  sie 
sowohl  aus  der  Hergabe  des  Materials  wie  aus  der  Herstellung  der  Arbeit 
Gewinn  zieht,  während  jener  dritte  nur  als  Zwischenhändler  fungiert  und  einen 
Teil  des  Gewinnes  schon  dem  Verfertiger  resp.  Lieferanten  überlassen  muss. 
Hier  aber  ist  das  L^mgekehrte  der  Fall :  die  Fabrik  mit  ihrem  doppelten  Gewinn 
zahlt  den  unbedeutenden  Fixstempel,  der  Zwischenhändler,  der  doch  in  vielen 
Fällen  sowohl  im  Interesse  der  Fabrik  wie  des  Konsumenten  unentbehrlich  ist, 
trägt  bei  geringerem  Gewinn  den  hohen  Wertstempel. 

So  rechtfertigt  sich  die  Gleichstellung  der  Werkverdingungsverträge  über 
bewegliche  Sachen,  bei  welchen  der  Uebemehmer  des  Werks  zugleich  die  er- 
forderlichen Materialien  beschafft,  mit  den  Lieferungsverträgen  rechtlich  und 
steuertechnisch.  Welchen  finanziellen  Erfolg  dieselbe  haben  wird,  lässt  sich,  da 
es  sich  um  ein  neues  Princip  handelt,  nicht  voraussehen  —  dass  aber  die  dadurch 
zu  erzielenden  Mehreinnahmen  nicht  unbedeutende  sein  werden,  liegt  in  der 
Natur  derartiger  Geschäfte,  welche  in  der  Regel  erhebliche  Objekte  umfassen 
müssen. 

Hinsichtlich  der  Werkverdingungsverträge  über  unbewegliche  Sachen  ver- 
bleibt es  bei  der  früheren  Verwaltungspraxis  der  Trennung  zwischen  dem  Liefe- 
rungsvertrag über  das  Material  und  dem  Arbeitsvertrag.  Hier  tritt  einerseits 
das  juristische  Moment  der  Arbeitsmiete  scharf  hervor,  anderseits  ist  der 
Unterschied  zwischen  dem  zum  Werk  verwendeten  Material  imd  der  Arbeit 
selbst  in  jedem  Falle  gegeben.  Wo  innerhalb  des  Gesamtvertrags  und  seiner 
Ausführung  die  Grenze  zwischen  dem  zum  Bau  eines  Hauses  herangefahrenen 
Holz-  und  Steinmaterial  und  der  Aufführung  des  Baues  aus  diesem  Material, 
zwischen  dem  Asphalt  und  den  Pflastersteinen  imd  der  Pflastenmg  der  Strasse 
mit  denselben  liegt,  darüber  kann  nie  ein  Zweifel  entstehen  und  steuertechnische 
Schwierigkeiten  können  nicht  aufkommen.  Der  Billigkeit  wird  aber  auch  hier 
dadurch  Rechnung  getragen,  dass  nicht  der  Bauunternehmer,  welchem  das 
Material  geliefert  wird  und  welcher  nur  den  Bau  ausführt,  dieselbe  Abgabe  zu 
entrichten  hat,  wie  derjenige,  welcher  sowohl  die  Arbeit  übernimmt  als  auch 
das  Material  beschafift,  mithin  doppelten  Gewinn  zieht. 


Das  Gesetz   ist   kein   , schönes" ,   weder  in   seiner  äusseren  Form  noch   in 
seiner  organischen   oder  vielmehr  unorganischen  inneren  Gestaltung,   es   stellt 
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sich  als  ein  Flicken  auf  einem  alten,  recht  fadenscheinigen  Kleide  dar;  aber 
dieses  Flicken  war  notwendig,  um  einen  klaffenden  Riss  zu  decken,  und  da  auf 
ein  neues  Kleid  für  die  preussische  Stempelgesetzgebung,  so  dringend  das  Be- 
dürfnis von  allen  Seiten  und  auch  von  der  Regierung  anerkannt  wird,  wegen 
der  ungeheuren  Schwierigkeit  der  Materie  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  hoffen  ist, 
musste  das  Flickwerk  vorgenommen  werden,  das  sich,  wenn  auch  auf  Kosten 
der  legislatorischen  Aesthetik,  als  zweckmässig  und  praktisch  brauchbar  er- 
weisen wird. 


Die  Aufhebung  des  fiskalischen  Chaussee-  und  Brücken- 
geldes im  Königreich  Sachsen. 

Von 
Oeorgr  Schanz. 

Im  Gegensatz  zu  den  meisten  deutschen  Staaten  hat  das  Königreich  Sachsen 
bis  in  unsere  Tage  herein  an  dem  staatlichen  Chaussee-  und  Brückengeld  fest- 
gehalten. Die  neuerlich  beschlossene  Abschaffung  ging  nicht  ohne  grossen 
Widerspruch  vor  sich.  Die  Massregel  hatte  Freunde  und  Feinde,  -welche  in  leb- 
hafter Weise  sich  bekämpften  und  beiderseits  durch  Gründe  sich  zu  überzeugen 
suchten.  Da  die  ganze  Frage  nicht  ohne  theoretisches  und  in  Anbetracht  der 
noch  zahlreichen  von  Selbstvei-waltungskörpem  erhobenen  Wegeabgaben  auch 
nicht  ohne  praktisches  Interesse  ist,  mag  hier  kurz  das  Wesentliche  aus  den  Ver- 
handlungen hervorgehoben  werden.  Die  Massregel  hat  eine  noch  weitere  Be- 
deutung dadurch,  dass  Sachsen  mit  Beseitigung  dieser  Abgabe  sein  ohnehin 
schon  sehr  vereinfachtes  Steuersystem  dem  impöt  unique  —  freilich  in  anderem 
als  physiokratischem  Sinne  —  abermals  näher  gebracht  hat;  doch  soU  auf  die 
Frage,  ob  dies  zweckmässig  ist.  hier  zunächst  nicht  eingegangen  werden. 

Petitionen  und  Anträge  um  Aufhebung  des  Chausseegeldes  sind  seit  dem 
Jahr  1860  wiederholt  bei  den  sächsischen  Kammern  eingegangen.  Der  erste 
grosse  Sturm  brach  1864  los  imd  zwar  im  Zusammenhang  mit  der  damals  be- 
absichtigten Aufhebung  des  Bestellgeldes  für  Briefe.  Diese,  wurde  behauptet, 
komme  mehr  den  Städten  zugute,  dem  platten  Land  müsse  durch  Beseitigung 
der  Chausseeabgaben  ein  Aequivalent  geboten  werden.  Die  Zahl  der  Petitionen 
betrug  damals  94.  darunter  rührten  3  aus  industriellen  Kreisen.  2  von  Gemeinden, 
89  von  landwirtschaftlichen  Vereinen  her.  Infolge  dieser  Petitionen  und  dem 
W^unsch  der  Stände  entsprechend  suchte  die  Regierung  die  Erhebung  weniger 
belästigend  zu  gestalten.  Sie  ordnete  das  Offenlassen  der  Schlagbäume  zur 
Nachtzeit  und  die  Einführung  von  Couponsbülets  an,  wovon  jedoch  wenig  Ge- 
brauch gemacht  wurde.  Sodann  legte  sie  dem  Landtag  1869 — 70  ein  Dekret 
über  die  Erhebung  des  Chausseegeldes  vor,  welches  in  der  Hauptsache  mehrere 
Erleichterungen  und  eine  Ermässigung  der  Abgabe  bezweckte  und  nm-  für 
schmale  Felgen  einen  höheren  Satz  forderte.  Die  zweite  Kammer  lehnte  aber 
den   Entwurf   ab    und   nahm    statt    dessen    einen   Antrag   auf  Aufhebung   des 
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Chausseegeldes  an,  worauf  die  Regierung  den  ganzen  Gesetzentwurf  zurückzog, 
1875—76  wurde  in  der  zweiten  Kammer  abermals  ein  Antrag  auf  vollständige 
Aufhebung  des  Chausseegeldes  gestellt.  Die  zweite  Deputation  der  ersten  Kammer 
erklärte  diesen  Antrag  für  unannehmbar.  Die  Rücksicht  auf  die  damals  bevor- 
stehenden finanziellen  Operationen  und  die  dadurch  bedingte  Mehrbelastung  des 
Budgets,  sowie  die  Unmöglichkeit,  zu  übersehen,  wie  sich  das  neue  Steuersystem, 
die  Einkommensteuer,  gestalten  werde,  waren  entscheidend.  Ein  ähnlicher  Vor- 
gang wiederholte  sich  1877—78  und  1881—82;  die  erste  Kammer  lehnte  ab,  sie 
wollte  nicht  die  Aufhebung  eines  Steuerobjekts  befürworten,  solange  nicht  die 
Steuerzuschläge  beseitigt  seien. 

Diese  gewünschte  Voraussetzung  war  nun  seit  1884  gegeben.  In  der  finan- 
ziellen Lage  war  eine  entschiedene  Wendung  eingetreten.  Durch  das  bessere 
Erträgnis  verschiedener  Verwaltungszweige,  besonders  der  Eisenbahnen,  sowie 
durch  die  die  Matrikularumlagen  übersteigenden  Zuschüsse  vom  Reich  (siehe  unten 
S.  502)  war  man  in  die  Lage  gesetzt,  nicht  nur  eine  Reihe  von  Staatsbedürf- 
nissen besser  zu  befriedigen,  sondern  auch  den  ausserordentlichen  Zuschlag  (20  "/o> 
zur  Einkommensteuer  aufzuheben  und  die  Eisenbahnfrachtsätze  und  Expeditions- 
gebühren um  2  '/■*  Millionen  Mark  herabzusetzen.  Nur  der  ausserordentliche 
Zuschlag  von  25  ^o  auf  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  wurde  zunächst  noch  bei- 
behalten. Diese  günstige  finanzielle  Situation,  von  der  man  nur  befürchten  muss,. 
dass  sie  nicht  lange  anhält,  rief  mehrfache  Desiderien  hinsichtlich  der  Erleich- 
terung der  bestehenden  Steuern  wach^),  die  Regierung  selbst  hielt  sich  aber 
verpflichtet,  zunächst  die  Beseitigung  des  fiskalischen  Chaussee-  und  Brücken- 
geldes vom  1.  Januar  1885  ab  vorzuschlagen. 

Dieser  Entwurf  wurde  von  der  zweiten  Kammer  einstimmig  genehmigt,- 
stiess  dagegen  auf  grossen  Widerstand  in  der  ersten  Kammer. 

Die  Regierung  und  übrigen  Freunde  der  Aufhebung  stützten  sich  auf  fol- 
gende Momente:  Vor  allem  war  für  den  Fall,  dass  die  Abgabe  beibehalten 
werden  sollte,  eine  kostspielige  und  umfassende  Neuregulierung  nicht  mehr  zu 
vermeiden.  Durch  den  Einfluss  der  Eisenbahnen  hatten  im  Lauf  der  Zeit  manche 
Strassen  an  Bedeutung  verloren,  manche  dagegen  gewonnen,  wieder  andere  waren 
neu  entstanden.  Dieser  Verschiebung  in  den  letzten  Decennien  war  die  Regie- 
rung nicht  gefolgt.     Bei    der   gegen   das   Chausseegeld   im  Lande   und   in   der 


^)  Die  Grundbesitzer  verlangten  eine  Ermässigung  des  noch  bestehenden 
Restes  der  Grundsteuer  von  4  Pf.  auf  2  Pf.,  von  anderer  Seite  wurde  eine  Ent- 
lastung der  untern  und  mittleren  Einkommenstufen  in  Anregung  gebracht,  von 
dritter  Seite  auf  Grund  vieler  Petitionen  entweder  gänzliche  Abschaffung  der 
noch  einzigen  Verbrauchsabgabe  des  Staates,  der  Schlachtsteuer,  oder  doch  Be- 
seitigung der  (im  halben  Betrag  erhobenen)  Steuer  beim  Notschlachten  und  für  das 
Hausschlachten  eines  Schweins  gewünscht.  Von  diesen  drei  Vorschlägen  wurde 
nur  der  zweite  der  Regierung  zur  Erwägung  überwiesen,  von  dieser  auch  sym- 
pathisch aufgenommen.  Zur  Zeit  ist  das  Einkommen  von  300  M.  an  in  Sachsen 
besteuert ;  eine  Freilassung  der  drei  ersten  Klassen  (bis  600  M.)  gibt  einen  Aus- 
fall von  650,000  M.,  befreit  aber  55,63"/o  der  gesamten  Steuerzahler.  Es  wurde 
hervorgehoben,  dass  zwar  die  unterste  meist  unverheiratete  Klasse  mit  300 — 400  M. 
Einkommen  recht  gut  50  Pf.  steuern  könne,  ja  sogar  leichter  als  die  mitt- 
leren verheirateten  Klassen,  aber  die  grosse  steuertechnische  Erleichterung  allein 
schon  als  entscheidend  für  die  Freilassung  erachtet. 
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zweiten  Kammer  herrschenden  Abneigung  hatte  sie  sehr  erklärlicherweise  Be- 
denken getragen,  neue  Chausseehäuser  zu  errichten  oder  alte  zu  verlegen,  nahm 
auch  keinen  Anstand,  alle  diejenigen  Chausseehäuser,  welche  keinen  Ueberschuss 
gewährten,  aufzuheben,  weil  es  ihr  nicht  notwendig  erschien,  eine  Abgabe  zu 
erheben  lediglich  zu  dem  Zweck  der  Erhaltung  eines  Chausseehauses  und  eines 
Einnehmers.  Das  trug  dazu  bei,  dass,  während  nach  der  Länge  der  Staats- 
strassen circa  450  Einnahmestellen  im  Minimum  im  Lande  bestehen  sollten,  zur 
Zeit  nur  231  vorhanden  sind,  so  dass  thatsächlich  auf  der  Hälfte  der  Staatsstrassen 
in  der  letzten  Zeit  schon  kein  Chausseegeld  mehr  erhoben  wird.  Diese  Uebung 
musste  zur  Folge  haben,  dass  der  Reinertrag  in  den  letzten  20  Jahren  immer 
mehr  zurückging;  denn  wurde  eine  Einnahmestelle  schlecht,  so  lag  ihre  Auf- 
hebung nahe,  während  an  den  guten  Yerkehrsstrassen  sich  keine  neue  bildete. 
Thatsächlich  sank  denn  auch  der  Reinertrag  von  782,000  M.  im  Jahr  1864  auf 
664,000  im  Jahr  1874,  auf  538,000  im  Jahr  1882.  Noch  schlimmer  als  dieser 
Missstand  ist  die  gi-osse  Ungleichheit,  die  sich  im  Lande  bezüglich  des 
Chausseegeldes  herausgebildet  hat.  Auf  langen  Strecken  wird  in  einzelnen 
Bezirken  gar  kein  Chausseegeld  erhoben,  während  in  andern  benachbarten  Be- 
zirken wieder  die  Strassen  dicht  mit  Chausseehäusern  besetzt  sind.  Ortschaften, 
welche  gleich  entfernt  sind  von  einer  Stadt  oder  von  einem  Bahnhofe  werden 
ganz  verschieden  von  der  Chausseegeldabgabe  betroffen,  z.  B.  ein  Geschirr  von 
Zschopau  nach  Chemnitz  zahlt  bei  einer  Entfernung  von  2  Meilen  nur  25  Pf. 
hin  und  zurück;  ein  GeschiiT  von  Flöha  nach  Chemnitz  aber  bei  einer  Ent- 
fernung von  1 72  Meilen  1  M.  48  Pf. ;  ein  Geschirr  von  Schönfels  nach  Glauchau 
bezahlt  bei  einer  Entfernung  von  3  Stunden  37  Pf.,  von  Bockem  nach  Lichten- 
stein bei  ganz  derselben  Entfernung  1  M.  87  Pf.  Die  Chausseehäuser  rühren 
eben  aus  der  Zeit  her,  wo  der  Durchgangsverkehr  den  Hauptverkehi-  bildete. 
Sobald  in  früheren  Zeiten  ein  Strassenzug  fertig  gestellt  war,  fing  man  an  einem 
Endpunkt  mit  der  En-ichtung  von  Chausseehäusern  an  und  ungefähr  alle  Meilen 
wurde  ein  Chausseehaus  errichtet.  Für  den  Durchgangsverkehr  war  auch  ziem- 
lich gleichgültig,  wo  die  Chausseehäuser  standen;  deim  bei  längerer  Benützung 
der  Strasse  fand  eine  vollständige  Ausgleichung  statt.  Jetzt  findet  ein  Durch- 
gangsverkehr nicht  mehr  statt,  in  der  Hauptsache  besteht  nur  ein  Lokalverkehr, 
teils  nach  den  Städten,  teils  nach  den  Bahnhöfen,  und  bei  dem  Lokalverkehr 
werden  die  Ungleichheiten  nicht  niehi-  ausgeglichen,  weil  der  Verkehr  einer 
Ortschaft  sich  beinahe  ausschliesslich  nur  nach  einer  Richtung  bewegt.  Abge- 
sehen von  dieser  Ungerechtigkeit  erschien  der  Regierung  die  Berechtigung  zur 
Erhebung  von  Chausseegeld  auf  fiskalischen  Strassen  auch  an  sich  nicht  mehr 
so  begründet,  wie  in  früheren  Zeiten.  Ehedem,  wo  die  Kommunikationswege 
fast  ohne  Ausnahme  schlecht  waren,  wo  man  riskierte,  Hals  und  Bein  zu  brechen, 
da  zahlte  ein  jeder  gerne  die  Abgabe  von  25  Pf.  für  die  Benützung  einer  fis- 
kalischen Chaussee,  weil  er  weniger  an  Schiff  und  Geschirr  abnützte,  mehr  laden 
und  schneller  fahren  komite.  Seitdem  aber  die  Kommunikationswege  in  einen 
solchen  Zustand  allmählich  gelangt  sind,  den  man  früher  als  einen  halbchaussee- 
mässigen  bezeichnet  haben  würde,  fallen  die  Vorzüge  der  fiskalischen  Strassen 
den  Kommunikationswegen  gegenüber  weit  weniger  mehr  ins  Gewicht;  denn  es 
gibt  jetzt  eine  grosse  Zahl  von  Kommunikationswegen,  die  von  Gemeinden  mit 
schweren  Opfern  unterhalten  werden,  welche  sich  wirklich  von  den  Staatschausseen 
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nur  wenig  unterscheiden.  J]s  ist  da  sehr  begreiflich,  wenn  Mitglieder  einer  Ge- 
meinde, welche  sehr  erhebliche  Lasten  für  ihre  Wege  aufzubringen  haben,  dar- 
über klagen,  dass  sie  nicht  nur  die  Wegelast  in  ihrer  eigenen  Gemeinde  tragen, 
sondern  auch  noch,  wenn  sie  in  einer  Nachbargemeinde,  deren  Kommunikations- 
wege zufällig  vom  Staat  unterhalten  werden,  eine  fiskalische  Wegestrecke  be- 
nützen, Chausseegeld  bezahlen  müssen.  Dazu  kommt,  dass  die  Erhebungskosten 
zu  der  Einnahme  in  einem  gewissen  Missverhältnis  stehen;  dieselben  verschlingen 
30°/o  des  Bruttoertrags;  die  Bruttoeinnahmen  sind  im  Etat  pro  1884 — 85  auf 
764,000,  die  Ausgaben  auf  221,984  M.  angesetzt.  Der  Reinertrag  (542,016)  ist 
im  Vergleich  zum  Gesamtbedarf  des  Staates  nicht  erheblich.  Die  Regierung 
stellte  nicht  in  Abrede,  dass  durch  Errichtung  neuer  Chausseehäuser  und  Ver- 
legung alter  der  Ertrag  des  Chausseegeldes  sich  wieder  steigern  Hesse,  nur  hielt 
sie  die  Ablehnung  eines  bezüglichen  Postulates  in  der  zweiten  Kammer  für  sicher. 
Die  Gegner  des  Chausseegeldes  zogen  die  Möglichkeit  einer  Steigerung  des  Ein- 
trags in  Zweifel,  da  mit  der  Zunahme  von  Eisenbahnen  der  Chausseeverkehr 
immer  mehr  abnehme.  Man  hielt  ihnen  aber  entgegen,  dass  dies  nur  zutreffe 
bei  Chausseen,  welche  parallel  mit  einer  Eisenbahn  laufen,  der  Verkehr  auf  den 
Zufuhr-  und  Abfuhrwegen,  die  zu  den  Haltepunkten  der  Eisenbahnen  hinführten, 
sei  im  Gegenteil  im  steten  Wachsen,  wofür  schon  die  vielen  Petitionen  um  chaussee- 
artige Herstellung  der  Wege  sprächen.  Endlich  wurde  auf  das  Beispiel  der 
übrigen  deutschen  Staaten  hingewiesen,  welche  wie  Bayern,  Württemberg  (1828), 
Baden  (1830),  Hessen-Darmstadt  (1865),  Preussen  (1873)  das  fiskalische  Chaussee- 
geld gleich  andern  ausserdeutschen  Ländern  abschafften.  Auch  darauf  wurde 
regierungsseitig  aufmerksam  gemacht,  dass  der  Etat  beträchtliche  Summen  für 
Kunst,  Wissenschaft,  für  Staatszwecke  u.  s.  w.  auswerfe;  von  all  diesen  Be- 
willigungen habe  das  platte  Land  entschieden  weniger  Vorteile,  es  sei  billig, 
dasselbe  an  den  Wohlthaten  der  günstigen  Finanzlage  durch  Aufhebung  einer 
Abgabe,  welche  dasselbe  hauptsächlich  betrifft,  etwas  teilnehmen  zu  lassen. 

Die  Gegner  der  Aufhebung  fanden  diese  Gründe  nicht  für  ausreichend. 
Die  Abgabe,  sagten  sie,  ist  zwar  unbequem,  aber  nicht  ungerecht  und 
drückend.  Die  Leute  räsonnieren  über  die  kleine  Unbequemlichkeit  aus  Ge- 
dankenlosigkeit; wenn  man  sie  auf  den  Ursprung  der  Abgabe  zurückführt,  sind 
sie  sehr  leicht  zu  überzeugen.  Das  städtische  Brückengeld  in  Dresden  ist  auch 
unbequem,  von  seiner  Abschaffung  ist  aber  keine  Rede;  ebenso  nicht  von  dem 
Wege-  und  Brückengeld,  welches  sonst  z.  B.  seitens  der  Kgl.  Generaldirektion 
der  sächsischen  Staatsbahn  erhoben  wird.  Durch  die  eingetretenen  Erleichte- 
rungen hat  das  Chausseegeld  zudem  viel  von  seiner  Unbequemlichkeit  verloren. 
Dasselbe  wird  zumeist  von  den  grossen  Grundbesitzern  und  Industriellen  (Kohlen- 
und  Kalkfuhrleuten)  getragen,  aus  diesen  beiden  Kreisen  sind  aber  keine  Peti- 
tionen gekommen,  sondern  meist  aus  kleinen  landwirtschaftlichen  Kreisen.  In 
der  Nähe  grosser  Städte  benützen  zwar  auch  viele  aus  den  kleineren  ländlichen 
Kreisen  die  Chausseen  und  müssen  dann  das  Chausseegeld  bezahlen.  Viele  da- 
von sind  aber  im  Dienst  grösserer  Grundbesitzer  oder  grösserer  Industriellen  und 
rechnen  diesen  nachher  das  Chausseegeld  wieder  an,  wenn  sie  überhaupt  ihre 
Fuhren  verrechnen.  Es  ist  eine  glücklich  gewählte  und  sachgemässe  Abgabe, 
wie  kaum  eine  andere ;  denn  sofort  bekommt  der  Betreffende,  der  Chausseegeld 
zahlt,  etwas  dafür  geboten,  er  bekommt  einen  guten  Weg,   auf  dem  er  schnell 
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und  gut  fortkommt.  Bei  keiner  Abgabe  hat  man  handgreiflich  einen  Vorteil 
von  seiner  Leistung  so,  wie  beim  Chausseegeld.  Wer  eine  gute  Chaussee  zur 
"Seite  hat,  kann  für  diese  Wohlthat  25  Pf.  bezahlen.  Es  ist  eine  der  wenigen 
indirekten  Abgaben,  die  Sachsen  noch  hat.  Es  ist  bedenklich,  da  aufzuräumen, 
wo  man  sonst  im  Reich  die  gegenteilige  Richtung  verfolgt.  Die  Einnahme  kann 
nicht  gut  entbehrt  werden.  Momentan  hat  man  Ueberschüsse,  aber  ob  in  Zu- 
kunft, ist  in  Anbetracht  des  Baues  von  neuen  Ministerien,  des  Baues  von  nicht- 
rentierenden  Eisenbahnen  (Geithain-Leipzig  mit  6  Millionen  M.)  zweifelhaft. 
Wenn  diese  Einnahmepost  fehlt,  so  muss  die  Chausseeerhaltung  durch  Steuern 
aufgebracht  werden .  dann  tragen  diejenigen  mit ,  welche  gar  nicht  auf  der 
Chaussee  fahren.  Man  verliert  nicht  nur  eine  Einnahme,  sondern  es  erwächst 
durch  die  Zahlung  der  Pensionen  noch  eine  Neubelastung  von  zunächst  jährlich 
25,000  M.,  eine  Summe,  die  von  mancher  Seite  noch  als  unzureichend  befunden 
wurde.  Die  Neuregulierung  ist  nicht  so  kostspielig,  dass  sie  sich  nicht  lohnen 
sollte.  Es  war  unrecht,  dass  die  Regierung  die  ganze  Institution  in  Verfall  ge- 
raten liess,  die  Errichtung  neuer  Chausseehäuser  bedarf  nicht  der  Einsetzung  ins 
Budget  (?).  Die  Einnehmerstelle  bildet  eine  sehr  schöne  Invalidenunterstützung, 
die  Invaliden  haben  eine  Beschäftigung,  essen  nicht  ausschliesslich  Gnadenbrot, 
sie  haben  das  Gefühl,  dass  sie  dem  Staat  nützHch  sind.  Ueber  200  Leute  werden 
arbeitslos,  diesen  Umstand  kann  man  nicht  mit  Geldentschädigung  ausgleichen. 
Es  ist  zu  befürchten,  dass,  wenn  die  Chausseegeldereinnakmen  wegfallen,  der  Zu- 
stand der  Staatschausseen  ein  schlechter  wird  oder  dass  das  Princip  der  Bezirks- 
strassen und  derjenigen  Strassen,  welche  auf  Kosten  der  Gemeinden  zu  bauen 
sind,  im  Hintergrund  auftritt,  man  also  zu  Zuständen  wie  in  Preussen  kommt. 
Dort  gibt  es  wenig  Staatsstrassen,  fast  alle  Strassen  sind  Bezirksstrassen  und 
an  diesen  sind  mehr  Chausseehäuser  als  in  Sachsen.  Dort  sind  die  Einnahmen 
verpachtet  und  von  einer  Befreiung  des  einen  oder  andern  von  Chaussegeld  ist 
da  nicht  die  Rede.  Sie  kosten  dem  Bezirk  viel  und  sind  doch  schlecht.  Bei 
diesen  Bezirksstrassen  müssen  alle  Bewohner  des  Bezirks  zum  Bau  und  zur 
Unterhaltung  beitragen,  gleichviel  ob  sie  in  die  Lage  kommen,  dieselben  zu  be- 
nützen oder  nicht.  Es  gibt  Güter,  die  mehrere  Stunden  von  der  Bezirksstrasse 
entfernt  sind,  diese  gar  nicht  benützen  können  und  doch  jährlich  mehrere  100  M.  zu 
deren  Unterhaltung  zahlen  müssen.  Diese  Befürchtimg  wurde  von  der  Regierung 
als  unbegründet  bezeichnet;  die  Chausseegelder  kämen  gar  nicht  dem  Etat  der 
Strassenbauverwaltung  zugute,  sie  operiere  ganz  unabhängig  von  dieser  Einnahme. 
Ebenso  leugnete  sie,  dass  wie  von  mancher  Seite  behauptet  wurde,  die  Strassen- 
polizei  unter  der  Aufhebung  leide,  da  der  Einnehmer  schon  jetzt  nichts  mit  der- 
selben zu  thun  habe  imd  seiner  Instruktion  nach  das  Haus  nicht  verlassen  soll. 
Trotz  alledem  wünschte  die  erste  Kammer  die  Beibehaltung  des  Chaussee- 
geldes, und  wäre  es  nur,  bis  eine  weitere  Steuerreform  einträte.  Bei  dem  gegen- 
sätzlichen Standpunkt  der  beiden  Kammern  lag  der  Versuch  eines  Kompromiss- 
vorschlags nahe.  Ein  solcher  erfolgte  auch  in  dem  Sinne,  dass  die  Einnahme 
aus  dem  Chaussee-  und  Brückengeld  nach  Abzug  der  Ausgaben  vorbehaltlich 
künftig  ständischer  Genehmigung  femer  noch  bis  Ende  des  Jahres  1889  ange- 
sammelt und  als  ungeschmälert  zu  erhaltender  Wegebaufonds  auf  die  einzelnen 
Bezirksverbände,  einschliesslich  der  Stadtbezirke  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  ver- 
teilt  werden   sollte.     Biimen  5  Jahren   hätte   der  Ertrag  2,700,000  M.  beziffert, 
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es  wären  sonach  auf  die  27  ländlichen  und  3  städtischen  Bezirke  durchschnitt- 
lich 30,000  M.  getroffen.  Damit  sollte  den  Bezirken  die  Möglichkeit  geboten 
werden,  auf  Jahre  hinaus  die  Härten  der  ungleich  verteilten  Kommunikations- 
wegebaulast zu  mildern  und  vielleicht  ganz  zu  begleichen.  Der  Plan  hatte  einige 
Aehnlichkeit  mit  dem  in  den  dreissiger  Jahren  in  Belgien  eingeschlagenen  Weg. 
Der  Reinertrag  betrug  dort  2,2  Millionen  Frs.;  ti'otz  einer  heftigen  Opposition, 
welche  die  Abschaffung  des  Weggeldes  verlangte,  wurde  die  Abgabe  provisorisch 
beibehalten,  der  Ertrag  aber  zum  Ausbau  des  Netzes  und  der  Verbesserung- 
alter  Strassen  verwendet,  dadurch  verstummte  die  Opposition,  so  dass  man  1838 
die  Erhaltung  der  Mauten  sogar  definitiv  bewilligte. 

Der  in  der  sächsischen  ersten  Kammer  gemachte  Vermittelungsvorschlag 
fand  keine  günstige  Aufnahme.  Man  machte  geltend,  dass  die  Ansammlung  nicht 
gesichert  sei,  indem  jeder  künftige  Landtag  über  die  Erhebung  neu  bestimmen 
könne,  der  Vorschlag  sei  auch  ungerecht,  denn  es  werde  verlangt,  dass  ein  Teil  der 
Landesangehörigen  die  Abgaben  fortzahle,  damit  ein  anderer  Teil,  nämlich  die 
einzelnen  Wegebaupflichtigen,  die  Kommunikationswege  besser  und  billiger  zu 
unterhalten  vermögen;  nach  5  Jahren  könne  jemand  mit  demselben  Recht  die 
Verwendung  zu  einem  neuen,  z.  B.  gewerblichen  Zweck  verlangen;  auch  der 
Fall  könne  eintreten,  dass  man  sich  1889  in  einer  misslichen  Finanzlage  befinde 
und  zu  ausserordentlichen  Zuschlägen  zu  den  Steuern  gezwungen  sei,  während 
gleichzeitig  die  Aufhebung  des  Chausseegeldes  in  Frage  stehe.  Die  Regierung 
hob  noch  hervor,  dass  30  Einnehmerstellen  nur  interimistisch  verwaltet  seien; 
diese  müssten  bei  Annahme  des  Kompromissvorschlags  neu  besetzt  werden,  wo- 
durch später  dem  Staat  wieder  ein  höherer  Aufwand  von  Unterstützungen  er- 
wachsen würde.  Ganz  besonders  betonte  sie  aber  die  eigentümliche  Lage ,  in 
die  sie  auf  Grund  der  Verfassungsbestimmungen  bei  Ablehnung  geraten  müsste. 

Der  sächsische  Etat  ist  ein  zweijähriger  (1884/85).  Der  die  Aufhebung 
des  Chaussee-  und  Brückengeldes  bezweckende  Gesetzentwurf  verlangte  aber  den 
Wegfall  der  Abgabe  bis  Ende  1884. 

Die  Verfassung  sagt  nun: 

§  91.  Wenn  die  Kammern  über  die  Annahme  eines  Gesetzesvorschlages  geteilter  Meinung 
sind,  so  haben  sie  vor  der  Abgabe  ihrer  Erklärung  das  §  131  vorgeschriebene  Vereinigungs- 
mittel zu  versuchen. 

§  92.  Bleiben  auch  dann  noch  die  Kuriatstimmen  beider  Kammern  geteilt,  so  ist  zu  der 
Verwerfung  des  Gesetzvorschlags  erforderlich,  dass  in  einer  der  beiden  Kammern  wenigstens 
zwei  DritteUe  der  Anwesenden  für  die  Verwerfung  gestimmt  haben. 

Lehnte  also  die  erste  Kammer  den  Gesetzentwurf  schliesslich  mit  Zwei- 
drittelmajorität ab,  so  war  der  Gesetzentwurf  nach  diesen  Bestimmungen  über- 
haupt abgelehnt,  die  Steuer  bestand  dann  zu  Recht  fort ;  lehnte  die  erste  Kammer 
mit  weniger  als  Zweidrittel  ab,  nahm  dagegen  die  zweite  Kammer  mit  mehr  als 
Zweidrittelmajorität  an,  so  konnte  die  Regierung  das  Dekret  als  Gesetz  erlassen. 

Nun  kommt  aber  auch  der  Etat  in  Betracht,  und  hinsichtlich  dieses  bestimmt 
der  §  96  der  Verfassung: 

Mit  Ausnahme  der  §§  89,  103  und  105  bemerkten  Fälle  können  und  dürfen  die  bestehenden 
direkten  und  indirekten  Landesabgaben  ohne  Zustimmung  der  Kammern  weder  verändert  noch 
ausgeschrieben  oder  erhoben  werden. 

Da  der  Etat  die  Chaussee-  und  Brückengelder  ausdrücklich  als  Chaussee- 
und  Brückengeld  ab  gaben  bezeichnet,  so  fallen  dieselben  unter  §  96. 


Die  Anfhebung  des  fiskalischen  Chaassee-  und  Brückengeldes  im  Königreich  Sachsen.      4^3 

Der  Finanzminister  machte  nun  geltend,  dass,  wenn  die  zweite  Kammer 
mit  Zweidrittelmajorität  dem  Gesetzentwurf  zustimme,  also  die  Aufhebung  be- 
schliesse,  die  Regierung  nicht  berechtigt  sei,  die  Abgabe  zu  erheben;  ander- 
seits bestehe  das  bisherige  Gesetz  fort,  wenn  die  erste  Kammer  den  Entwurf 
mit  Zweidrittelmajorität  ablehne;  die  Regierung  könne  also  nicht  die  Chaussee- 
häuser verkaufen  und  wisse  noch  viel  weniger,  was  mit  den  Chausseeeinnahmen 
geschehen  solle. 

Dieser  Standpunkt  wurde  mehrfach  bestritten.  Von  einer  Seite  behauptete 
man.  dass,  wenn  die  erste  Kammer  die  Aufhebung  des  Chausseegeldes  mit 
Zweidrittelmajorität  ablehne,  so  werde  dasselbe  einfach  fortgezahlt ;  von  anderer 
Seite  wurde  hervorgehoben,  dass  ohne  Zustimmimg  der  Karmnem  nach  §  96 
eine  Landesabgabe  auch  nicht  verändert  werden  dürfe.  Bei  Ablehnung  des 
vorliegenden  Gesetzentwurfs  mit  Zweidrittelmajorität  durch  die  erste  Kammer 
bestehe  sonach  die  Chausseegeldabgabe  fort,  gleichgültig,  wie  sich  der  Etat 
gestalte.  Der  ersten  Auffassung  wurde  aber  entgegengehalten,  dass  eine  Ver- 
wechslung der  preussischen  und  sächsischen  Verfassung*  vorliege.  In  Preussen 
wird  jede  Abgabe  forterhoben ,  solange  sie  nicht  aufgehoben  ist.  In  Sachsen 
umgekehrt.  Es  kann  keine  Abgabe  forterhoben  werden,  wenn  nicht  beide 
Kammern  die  Forterhebung  bewilligen.  Das  Kon-ektiv  gegen  den  Missbrauch 
dieser  weitgehenden  Bestimmung  liegt  in  dem  Erfordernis  der  Zweidrittel- 
majorität, das  in  der  preussischen  Verfassung  fehlt.  Gegenüber  der  zweiten  Auf- 
fassung betonte  man,  dass  der  Umstand,  dass  die  Frage  hier  vorgelegt  ist  in 
der  Form  der  Aufhebung  eines  bestehenden  Gesetzes,  nicht  von  entscheidender 
Bedeutung  sei  und  dadurch  dem  unzweifelhaften  Bewilligungsrecht  der  zweiten 
Kammer  nicht  vorgegriffen  werden  könne. 

Bei  der  Abstimmung  wurde  in  der  ersten  Kammer  der  Kompromissvorschlag 
abgelehnt,  ebenso  mit  Zweidrittelmajorität  der  Gesetzentwurf,  dagegen  die  Ein- 
setzung des  Budgetpostens  für  zwei  Jahre  einstimmig  bewilligt. 

Die  zweite  Kammer  beharrte  aber  auch  ihrerseits  einstimmig  bei  ihrem 
früheren  Beschluss.  Das  Vereinigungsverfahren  endigte  mit  dem  Vermittelungs- 
vorschlag,  die  Abgabe  bis  Ende  1885  (statt  Ende  1884)  fortbestehen  zu  lassen, 
also  wenigstens  den  zweijährigen  Etat  der  ersten  Kammer  anzunehmen. 

Hauptsächlich  um  einen  Verfassungskonflikt  und  am  Schluss  des  Landtags 
eine  Differenz  zu  vermeiden,  trat  die  erste  Kammer  diesem  Vorschlag  bei  mit  27 
gegen  14  Stimmen. 

Was  die  Stellung  der  Theorie  zur  Frage  der  Chausseegelder  betrifft,  so  ist 
bekannt,  dass  dieselbe  vom  Absolutismus  der  Lösung  zurückgekommen  ist.  die 
Entscheidung  von  gewissen  Voraussetzungen .  namentlich  dem  Intensitätsgrad 
des  Verkehrs  abhängig  macht.  Ich  kann  in  dieser  Hinsicht  auf  die  Erörterungen 
von  Sax  (Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und  Staatswirtschaft  I,  S.  128  fg.). 
Wagner  (Finanzwissenschaft  II.  S.  74  fg.)  imd  Röscher  (Nationalökonomik 
des  Handels  und  Gewerbfleisses  §  88)  verweisen.  Es  ist  kaum  zweifelhaft,  dass 
bei  Zugrundelegung  dieser  generellen  Gesichtspunkte  —  abgesehen  von  den  in 
unserem  Fall  vorliegenden  specieUen  Verhältnissen  —  die  Abschaffung  des 
staatlichen  Chaussee-  und  Brückengeldes  in  Sachsen  als  eine  richtige  Massr^el 
zu  bezeichnen  ist^ 
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Das  vorige  Heft  des  Finanzarchivs  brachte  den  Gesetzentwurf,  die  Er- 
hebung einer  Braumalzsteuer  betreffend,  welcher  den  badischen  Ständen  im 
Januar  zur  Beratung  vorgelegt  worden  war.  Die  Kommission  der  zweiten 
Kammer,  welche  sich  mit  der  Sache  zu  befassen  hatte,  beantragte,  die  Kammer 
solle  dem  Gesetzentwurfe  ohne  Eintreten  in  die  Detailberatung  zur  Zeit  die 
Zustimmung  versagen. 

Der  Kommissionsbericht,  welcher  von  dem  Stiftungsverwalter  Edelmann 
verfasst  wurde,  enthält  in  ausführlicher  Weise  die  Gründe,  welche  zu  diesem 
Antrag  geführt  haben,  und  wird  deshalb  nachstehend  wiedergegeben.  Daran  an- 
schliessend wird  unten  über  die  weitere  Behandlung,  welche  der  Gesetzentwurf 
in  der  Kammer  erfahren,  das  Wesentliche  mitgeteilt. 


Die  Verbrauchssteuer  vom  Bier  wurde  in  Baden  anfänglich  nach  der  Accis- 
ordnung  von  1812  als  Malzaufschlag  mit  1  Gulden  Accis  und  1  Gulden  Ohmgeld 
vom  Malter  Malz  erhoben,  dabei  jedoch  vorausgesetzt,  dass  aus  dem  veraccisten 
Malze  keine  zu  grosse  Quantität  Bier  erzeugt  werde  und  dass  das  Fuder  polizei- 
mässiges  Bier  4  Malter  6  Sester  5  Messlein  Gerste  erfordere,  so  dass  es  als 
Defraudation  angesehen  wurde,  wenn  das  veracciste  Malz-Quantum  mit  der  Menge 
des  gebrauten  Bieres  nicht  in  richtigem  Verhältnis  stand. 

Diese  Einrichtung  befriedigte,  wie  Regenauer  (der  Badische  Staatshaushalt 
§  286  Seite  463)  berichtet,  im  Verlaufe  der  Zeit  weder  das  Braugewerbe  noch 
die  Steuerverwaltung. 

Infolgedessen  wurde  im  Jahr  1825  mit  den  Ständen  ein  neues  Biersteuer- 
gesetz vereinbart,  wonach  die  Bieraccise  nicht  mehr  vom  Malz,  sondern  vom 
fertigen  Biere  mit  13  Gulden  vom  Fuder,  jedoch  nach  dem  Inhalte  des  Brau- 
gefässes  erhoben  werden  sollte. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Abgang  bei  der  Bierbereitung  wurde  hiernach  durch 
Verordnung  Grossh.  Finanzministeriums  vom  28.  Oktober  1825  die  Bieraccise  in 
der  Weise  normiert,  dass  jeder  Biersud  mit  6  Kreuzern  von  der  Stütze  Kessel- 
inhalt, also  mit  10  Gulden  vom  Fuder  zu  versteuern  war,  wobei  jedoch  2  Zoll 
vom  Rande  des  Braugefässes  abwärts  in  den  Kesselinhalt  nicht  eingerechnet 
wurden. 

Bestimmt  war  dabei,  dass  unter  einem  Biersud  das  Brauen  einer  Quantität 
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Bier  verstanden  werde,  welche  durch  einmalige  Füllung  des  Kessels,  also 
ohne  Nachsude,  erzeugt  werden  kann. 

Die  letztere  Bestimmung,  welche  die  1837  abgeänderte  Vollzugsverordnung 
hatte  bestehen  lassen,  war  es  insbesondere,  welche  vielfach  Defraudationsanklagen 
und  Beschwerden  der  Bierbrauer  herbeiführte  und  letztere  veraidasste,  sich 
wiederholt  an  die  Kammer  zu  wenden,  so  auch  1840  und  1842  mit  der  Bitte, 
sich  bei  dem  Grossh.  Staatsministerium  für  sie  dahin  zu  verwenden,  dass  das 
Gesetz  über  Entrichtung  der  Bieraccise  vom  14.  Mai  1825  und  die  Vollzugs- 
verordnung vom  12.  Oktober  1837  einer  neuen  Revision  unter  Zuzug  von  Sach- 
verständigen imterworfen  und  diejenigen  Paragraphen,  deren  Inhalt  ohne  Not 
störend  in  ihren  Geschäftsbetrieb  eingriffen,  und  zu  immerwährenden  Vexationen 
Anlass  gäben,  entfernt  oder  in  diesem  Sinne  abgeändert  werden  möchten. 

Die  hohe  zweite  Kammer  entsprach  dem  Wunsche  der  Bittsteller  vmd  über- 
wies deren  Petitionen  empfehlend  der  Grossh.  Regierung.  Letztere,  welche 
ihrerseits  die  bis  dahin  bestandenen  Strafbestimmungen  besonders  für  unzu- 
länglich gefunden  hatte,  berief,  nachdem  die  erforderlichen  Yorerhebungen  ge- 
macht waren,  1843  eine  Anzahl  von  Sachverständigen  ziu:  Beratimg  über  die 
nötigen  Abändenmgen  der  Biersteuergesetzgebung.  Denselben  wm-de  —  9.  und 
10.  August  1843  —  eine  Reihe  von  Fragen  vorgelegt,  darunter  solche  über  die 
Vor-  imd  Nachteile  der  Besteuervmg  des  Bieres  in  Form  einer  Malzabgabe,  nach 
dem  Kesselinhalt  oder  dem  fertigen  Bier  und  die,  welche  Besteuerungsart  im 
Hinblick  auf  die  Verhältnisse  des  Grossherzogtums  den  Vorzug  verdiene.  Letztere 
Frage  wiurde  von  den  Sachverständigen  einmütig  dahin  beantwortet,  dass 
die  bestehende  Besteuerung  nach  dem  Kesselinhalt  mit  einigen 
Modifikationen  den  Vorzug  verdiene. 

Auf  Grund  der  gepflogenen  Erörterungen  fertigte  die  Grossh.  Regierimg 
einen  Ent^vurf  für  das  Biersteuergesetz,  welcher  den  Ständen  im  November  1844 
vorgelegt,  von  denselben  günstig  auf-  und  mit  geringen  Abänderungen  auch 
angenommen,  sofort  mit  letzteren  unterm  28.  Februar  1845  als  Gesetz  verkündet 
wurde.  Dieses  Gesetz  wurde,  nachdem  sich  jenes  vom  28.  Juni  1848,  wonach 
die  Wein-  imd  Biersteuer  in  Bauschsummen  erhoben  werden  sollten,  als  undurch- 
führbar erwiesen  hatte,  durch  das  provisorische  Gesetz  vom  7.  September  1848 
unter  einigen  Modifikationen  und,  nachdem  ein  im  April  1849  von  der  Regierung 
vorgelegtes  und  von  der  zweiten  Kammer  angenommenes  neues  Gesetz  die  voll- 
ständige ständische  Behandlung  nicht  erfahren  konnte,  durch  ein  weiteres  provi- 
sorisches Gesetz  vom  14.  September  1849,  welchem  die  Stände  im  März  1850 
ihre  nachträgliche  Zustimmung  ertheilten.  voll  und  ganz  wieder  in  Kraft  gesetzt, 
hat  seither,  mit  Ausnahme  der  Erhöhung  des  Steuersatzes  von  5  Kreuzern  für 
die  Stütze  auf  2  Pfennig  vom  Liter  Kesselinhalt,  keine  Abänderung  erfahren 
und  regelt  also  bis  dahin  die  Bierbesteuerung  in  Baden. 

Die  zum  Vollzug  dieses  Gesetzes  unterm  30.  Aprü  1845  erlassene  Ver- 
ordnung hat  inzwischen  behufs  Erleichterung  des  Gewerbebetriebs  der  Bierbrauer 
mancherlei  Aenderungen  erlitten.  In  Geltimg  befindet  sich  dermalen  die  VoU- 
zugsverordnung  vom  16.  April  1864,  welcher  die  weitere  Verordmmg  vom 
20.  November  1868  die  Möglichkeit  einer  Kreditierung  der  Biersteuer  hinzufügte. 

Wie  von  dem  im  Ausland  gebrauten  Biere  war  von  jeher  eine  Steuer  auch 
von  dem  eingeführten  Bier  zu  entrichten.     Früher  wurde  dieselbe  mit  dem  Zoll 
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gleichzeitig  erhoben;  seit  dem  Anschluss  an  den  Zollverein  durfte  eine  solche 
Abgabe  neben  dem  Zoll  nicht  mehr  zur  Erhebung  gelangen  und  ward  sie  auf 
das  aus  andern  Zollvereinsstaaten  nach  Baden  und  vom  Vereinsausland  in  vom 
Zollverein  ausgeschlossene  badische  Gebietsteile  eingehende  Bier  beschränkt.  Diese 
Uebergangssteuer  wnv  durch  landesherrliche  Verordnung  vom  22.  September  1825 
auf  8  Kreuzer  von  der  Stütze  eingeführten  Bieres  festgesetzt  worden;  so  wurde 
sie  von  dem  in  ausgeschlossene  Gebietsteile  eingehenden  Biere  auch  nach  dem 
Anschluss  an  den  Zollverein  entrichtet,  während  von  dem  aus  Zollvereinsstaaten 
eingeführten  Biere  nur  1  Gulden  18  Kreuzer  von  der  Ohm  erhoben  wurden. 
Gleichmässig  für  beide  Fälle  wurde  sie  geregelt  und  auf  1  Gulden  18  Kreuzer 
für  die  Ohm  bestimmt  durch  das  Gesetz  vom  23.  Dezember  1850.  Dermalen 
beträgt  sie  3  Mark  20  Pfennig  vom  Hektoliter  Bier. 

Mit  allen  eingeführten  Erleichterungen  konnten  indes  die  Bierbrauer,  welche 
sich  natürlich  auch  gegen  jede  Erhöhung  der  Steuer  zur  "Wehre  setzten,  nicht 
befriedigt  werden.  Ihre  Eingaben  an  die  Stände,  wie  an  Grossh.  Finanzmini- 
sterium richteten  sich,  soweit  ersichtlich,  seit  1862,  von  wo  an  die  Petitionen 
sich  ziemlich  regelmässig  folgten,  so  1863,  1867,  1869,  1873,  1877,  1879,  1882. 
vorzugsweise  auch  gegen  die  Besteuerung  nach  dem  Kesselinhalt  und  auf  Ein- 
führung einer  Braumalzsteuer,  mit  Rücksicht  insbesondere  auf  die  Bierbesteuerung 
in  der  norddeutschen  Steuergenieinschaft  beziehungsweise  nach  dem  Reichs- 
gesetze vom  31.  Mai  1872,  wobei  allerdings  der  niedere  Steuersatz  allda  nicht 
ohne  Einwirkung  war.  Sie  wurden,  soweit  sie  an  die  Kammer  gerichtet  waren, 
der  Grossh.  Regierung  jeweils  zur  Kenntnisnahme,  1882  aber,  nachdem  schon 
der  Bericht  der  Petitionskommission  vom  21.  November  1878  sich  für  die  Malz- 
besteuerung ausgesprochen  hatte,  empfehlend  überwiesen. 

Die  Grossh.  Regierung,  welche  dies  schon  bei  Beratung  der  zweiten 
Kammer  über  die  letzterwähnte  Petition  am  20.  April  1882  in  Aussicht  gestellt 
hatte,  traf  nunmehr  die  Vorbereitungen  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  für  Ein- 
führung einer  Braumalzsteuer,  Hess  durch  einen  höheren  Steuerbeamten  über 
die  Einrichtungen  und  Erfahrungen  bezüglich  der  Malzbesteuerung  in  Bayern. 
Württemberg  und  im  Gebiete  der  Reichsbrausteuergemeinschaft  an  Ort  und 
Stelle  eingehende  Erhebungen  machen  und  darauf  einen  vorläufigen  Gesetz- 
entwurf fertigen. 

Letzterer  ward  am  29.  und  30.  Oktober  1883  einer  aus  Vertretern  und 
Leitern  grösserer  Brauereien,  dem  Verwalter  einer  Malzfabrik  und  einem  Müller 
bestehenden  Versammlung  von  Sachverständigen  zur  Beratung  unterbreitet,  welche 
sich  einstimmig  für  Erhebung  der  Steuer  von  dem  ungeschroteten ,  zur  Bier- 
bereitung bestimmten  Malze,  für  Besteuerung  nach  dem  Gewicht,  jedoch  unter 
Zulassung  von  Schrotmühlen  mit  selbstthätigen,  das  Hektolitermass  angebenden 
Messapparaten  und  für  Verbot  aller  Malzsurrogate  aussprach,  aber  den  Steuer- 
satz von  10  M.  60  Pf.  für  100  Kilo  Malz  zu  hoch  fand. 

Auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Beratung,  welche  sich  natürlich  auch  auf 
das  einzelne  des  Gesetzentwurfs  erstreckte,  wurde  dieser  einer  Umarbeitung 
unterzogen  und  in  neuer  Form  den  Ständen  vorgelegt. 

Nachdem  der  Inhalt  dieses  nunmehr  zur  Beratung  stehenden  Entwurfes  im 
Lande  bekannt  geworden  war,  erschienen  sofort  aus  allen  Teilen  des  Landes  und 
zwar  von  städtischen  und  ländlichen  Brauern  eine  grosse  Reihe  von  Petitionen. 
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Darin  bitten: 

1.  um  einfache  Ablehnung  der  Braumalzsteuer  und  Bei- 
behaltung der  Kesselsteuer   .     - 447  Bierbrauer 

2.  um  diese  Ablehnung,  eventuell  um  Besteuerung  des 
Malzes  zu  8  Mark  50  Pfennig .        29 

8.  um  progressive  Besteuerung  des  Malzes  mit  einem 
niedersten  Satze  von  nicht  über  8  Mark  und.  wenn 
dies  nicht  gewährt  werden  könne,  um  Ablehnung  des 
Gesetzes  und  Beibehaltung  der  Kesselsteuer  ....      195 


671  Bierbrauer. 

De)-  Voi-stand  des  badischen  Brauerbundes,  welcher  vorzugsweise  für  lan- 
fühiTing  der  Malzsteuer  eingetreten  war,  bittet  um  Ermässigung  der  Steuer  aut 
9  Mark  von  100  Kilogramm  Malz. 

Jene  Brauer,  welche  sich  teils  unbedingt,  teils  bedingt  gegen  die  Ein- 
führung der  Braumalzsteuer  aussprechen,  zählen  in  ihrer  Mehrzahl  zu  den  kleinen 
und  mittleren  Brauern,  während  jene  mit  Grossbetrieb  entschieden  für  die  Be- 
steuerung nach  dem  Malzverbrauch  eintreten. 

Da  nicht  angenommen  werden  kann ,  dass  die  Beteiligten  die  ihnen  aus 
der  einen  oder  anderen  Besteuerungsart  erwachsenden  Vor-  und  Nachteile  nicht 
richtig  erfassen,  zumal  sie  alle  wohl  Gelegenheit  hatten,  den  Geschäftsbetrieb 
unt«r  verschiedenen  Steuersystemen  kennen  zu  lernen,  so  beweisen  die  entgegen- 
gesetzten Bestrebungen  unter  den  Bierbrauern,  dass  ihre  Interessen  nicht  die 
gleichen  sind ,  dass  sich  ofi'enbar  auch  hier  jene  des  Gross-  (Fabrik-)  Betriebs 
denen  des  Gewerbebetriebs  gegenüberstellen. 

Unter  diesen  Verhältnissen  tritt  an  die  gesetzgebenden  Faktoren  in  erhöhtem 
Masse  die  Pflicht  heran,  die  Folgen  einer  beabsichtigten  Gesetzesänderung  ein- 
gehendst  zu  erwägen  und  zu  prüfen,  ob  nicht  eine  Versöhnung  der  entgegen- 
stehenden Interessen  mögHch  erscheint.  Zu  diesem  Behuf  erscheint  es  geboten, 
vor  allem  die  Art  und  Weise,  wie  sich  die  beiden  in  Frage  stehenden  Be- 
steuerungsarten vollziehen ,  und  die  damit  verknüpften ,  in  den  Geschäftsbetrieb 
eingreifenden  Kontrolmassregeln  ins  Auge  zu  fassen,  sodann  die  zu  Gunsten  und 
Ungunsten  der  einen  und  anderen  vorgebrachten  oder  sonst  sich  ergebenden 
Momente  mit  Rücksicht  auf  die  Grundsätze  einer  richtigen  Steuerpolitik  zu 
prüfen  und  darnach  abzuwägen .  ob  und  beziehungsweise  unter  welchen  Be- 
dingungen die  vorgeschlagene  Gesetzesänderung  gerechtferiigt  und  dem  "Wohle 
des  Landes  förderlich,  hier  auch  für  die  Finanzverhältnisse  ohne  Nachteil  erscheint. 

Nach  dem  z.  Z.  bestehenden  Gesetze  vom  28.  Februar  1845  wird  die  Bier- 
steuer, welche  sich  nach  der  Menge  de  s  fertigen  Bieres  richtet,  wie  oben 
schon  erwähnt,  erhoben  von  jedem  Biersud.  der  im  Grossherzogtum  erzeugt  wird, 
und  zwar  nach  dem  vollen  Inhalt  des  Braugefässes,  welches  vor  der 
erstmaligen  Verwendung  nach  Anschaffung  oder  Abänderung  jeweils  geeicht 
werden  muss.  Es  darf  ein  Nachfüllen  des  Kessels  (Anschwänzen)  nur  insolange 
erfolgen,  bis  mit  dessen  Entleerung  behufs  Abkühlung  des  Bieres  begonnen 
wird.  Aufsätze  und  Kränze  auf  dem  Braugefäss  gelten  als  Teile  des  letzteren. 
Die  Feuerung  des  Kessels  steht  unter  steuerlichem  Verschluss.  Derselbe  wird 
auf  schriftliche  Anmeldung,  die  innerhalb  der  angeordneten  Dienststunden  und 
Finauzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  oi^  07 
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eine  Stunde  vor  Beginn  der  Feuerung  zu  geschehen  und  die  Grösse  des  Brau- 
gefässes  sowie  die  Zeit  des  Beginns  der  Feuerung  und  der  wahrscheinlichen  Be- 
endigung des  Sudes  anzugeben  hat,  durch  den  Steuererheber  für  die  auf  eine 
feste  Stundenzahl  für  den  Biersud  in  jedem  Braugefässe  bestimmte  Brauzeit  oder 
auch  zur  Bereitung  von  warmem  Wasser  für  höchstens  8  Stunden  und  zum 
Essigsieden  für  höchstens  10  Stunden  abgenommen  und  nach  Ablauf  der  bezüg- 
lichen Frist,  welche  jedoch  nicht  in  die  Zeit  zwischen  11  Uhr  Nachts  und  5  Uhr 
Morgens  fallen  darf,  wieder  angelegt.  Die  Brauanmeldung  darf  regelmässig 
nur  auf  einen  Sud  lauten,  doch  kann  bei  entsprechender  Abkürzung  der  ge- 
wöhnlichen Brauzeit  durch  die  zuständige  Obereinnehmerei  (Hauptsteueramt) 
gestattet  werden,  Brauanmeldungen  auf  2  oder  3  Sude  anzunehmen. 

Der  Brauer  ist  verpflichtet,  die  bei  der  Brauanmeldung  beziehungsweise 
Steuerzahlung  vom  Steuererheber  ausgefertigten  Brauscheine  aufzubewahren  und 
den  kontrollierenden  Steuerbeamten  vorzulegen.  Die  Zahlung  der  Steuer  hat  mit 
der  Brauanmeldung  gleichzeitig  zu  erfolgen;  Bierbrauern,  welche  in  gutem 
steuerlichem  Rufe  stehen,  kann  aber  für  das  in  den  Monaten  Januar,  Februar 
und  März  gebraute  Bier  gegen  Sicherheitsleistung  je  eine  viermonatliche  Zahlungs- 
frist gewährt  werden. 

Rückvergütung  der  Steuer  wird  unter  bestimmten  Bedingungen  geleistet, 
1.  wenn  der  versteuerte  Sud  unterlassen  werden  muss,  2.  wenn  Bier  während 
der  Bereitung  verdirbt,  3.  wenn  solches  unter  Kontrolle  über  die  Landesgrenze 
ausgeführt  wird. 

Die  Brauhäuser  und  die  nicht  mindestens  durch  eine  öffentliche  Strasse 
von  denselben  getrennten  übrigen  Räume  der  Bierbrauereien,  mit  Ausnahme  der 
Wohnräume,  samt  den  darin  befindlichen  Vorräten,  Gerätschaften  und  Ein- 
richtungen unterstehen  der  steuerlichen  Aufsicht,  doch  darf  bei  Nacht  —  zwischen 
11  Uhr  nachts  und  5  Uhr  morgens  —  eine  Visitation  nur  in  den  Brauhäusern 
und  nur  dann  stattfinden,  wenn  darin  gearbeitet  wird. 

Die  Kontrolle  erstreckt  sich  vorzugsweise  darauf,  dass  der  Verschluss  am 
Kessel  nicht  unberechtigterweise  entfernt  und  dass  nicht  mehr  Bier  auf  Grund 
der  Versteuerung  eines  Sudes  gebraut  wird,  als  der  Kesselinhalt  beträgt,  weshalb 
auf  die  Menge  des  verwendeten  Malzes,  das  auf  den  Kühlschiffen,  im  Gärkeller 
und  sonst  vorhandene  Bier  Rücksicht  genommen  wird  und  letzteres  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  nachgemessen  werden  kann. 

Ueberschwenken  missratenen  oder  schal  gewordenen  Bieres  gelegentlich 
eines  neuen  Sudes  wird  unter  Kontrolle  gestattet  und  die  Brauzeit  zu  diesem 
Behufe  entsprechend  und  höchstens  um  4  Stunden  verlängert.  Gefässe,  die  zu- 
nächst zum  Essigsieden.  Branntweinbrennen  oder  einem  anderen  Gebrauche  be- 
stimmt sind,  aber  auch  zur  Bierbereitung  verwendet  werden  oder  sich  doch  in 
den  Brauereigebäuden  und  nicht  mindestens  durch  eine  öffentliche  Strasse  vom 
eigentlichen  Brauhause  getrennt  befinden,  werden  den  Braugefässen  gleich  unter 
steuerlichem  Verschluss  gehalten. 

Von  der  Neuanschaffung  oder  Veränderung  eines  Braugefässes  ist  binnen 
16  Stunden  nach  Empfang  beziehungsweise  Vollendung  beim  Steuererheber  An- 
zeige zu  machen. 

Bezüglich  der  Beschaffung,  des  Transportes  und  der  Zubereitung  des  Malzes, 
der  Verwendung  von   Malzsurrogaten  besteht  keine   steuerliche  Beschränkung. 
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Ebenso  erstreckt  sich  die  Kontrolle  auf  nichts,  als  auf  die  Brauereigebäude  samt 
Zugehör  und  behelligt  niemanden,  als  die  Bierbrauer. 

Der  jetzt  vorliegende  Gesetzesentwurf,  welcher  sich  an  die  einschlägige 
bayrische  und  württembergische  Gesetzgebung  anlehnt,  knüpft  die  Bierstener 
an  das  zur  Bierbereitung  in  Baden  bestimmte  Malz.  Die  Verwendung  aller 
Malzsurrogate  wird  verboten  und  unter  Strafe  gestellt,  auch  zur  Bereitung  von 
untergärigem  Bier  nur  Gerstenmalz  zugelassen. 

Steuerbar  wird  Malz,  wenn  es  im  Lande  ungebrochen  in  Mühlräume  oder 
irgend  einen  Teil  des  Mühlwerkes  einer  Malzmühle  verbracht  oder  gebrochen 
in  das  Land  eingeführt  wird,  bei  Malzmühlen  mit  selbstzählendem  Mess-  oder 
Wägeapparat  mit  dem  Durchgang  durch  diese. 

Die  Steuer  wird  nach  dem  Nettogewicht  bemessen ,  soll  10  Mark  für  je 
100  Kilogramm  Malz  betragen  und  ist  vor  dessen  Verwendung,  beziehungsweise 
bei  Rückgabe  des  Mahlscheines,  welche  längstens  an  dem  auf  jenen  seiner 
Gültigkeit  nächstfolgenden  Tag  zu  geschehen  hat,  zu  entrichten.  Bei  Sicherheits- 
leistimg kann  Zahlungsfrist  wie  seither,  jedoch  auch  für  das  im  Dezember  ge- 
braute Bier  gewährt  werden.  Erlass  oder  Ersatz  der  Steuer  tritt  ein,  wenn  das 
angemeldete  Malzbrechen  nicht  vollzogen  wird,  das  Malz  vor  der  Verwendung 
oder  das  daraus  bereitete  Bier,  bevor  es  die  Brauerei  verlassen,  zu  Grunde  geht, 
oder  unter  steuerlicher  Aufsicht  vernichtet  wird,  und  wenn  versteuertes  Bier  oder 
Malz  unter  steuerlicher  Kontrolle  ausgeführt  wird. 

Malz  darf  nur  auf  öffentlichen,  nicht  transportabeln  Mühlen  oder  auf  von 
der  Steuerverwaltung  genehmigten  Privatmalzmühlen  gebrochen  werden  und  ist 
dazu  wie  für  Malzeinfuhi-  beim  Steuererheber  ein  Schein  zu  lösen;  gewerbs- 
mässige Brauer  haben  für  die  bezüglichen  Anzeigen,  soweit  es  sich  nicht  um 
Malzeinfuhr  handelt,  ein  Einschreibebuch  zu  verwenden. 

Der  Transport  von  Malz  zur  und  von  der  Mühle,  welcher  nur  auf  einmal 
vmd  ohne  L^nterbrechung  stattfinden  darf,  oder  sonst  muss  vom  Schein  begleitet 
sein.  Malztransport  und  Malzbrecheu  dürfen  nur  an  dem  Tage,  auf  welchen 
der  Schein  lautet,  und  nur  von  morgens  6  bis  abends  8  Uhr  erfolgen. 

Das  zum  Brechen  bestimmte  Malz  ist 

a)  vom  Inhaber  einer  öffentlichen  Mühle  oder  dessen  Stellvertreter  alsbald 
nach  dem  Einbringen  in  die  Mühlräume, 

b)  vom  Inhaber  einer  Privatmalzmühle  (sofern  solche  nicht  mit  selbstthätigem 
Mess-,  beziehungsweise  Wägeapparat  versehen  ist)  vor  dem  Verbringen 
auf  die  Mühle  in  Gegenwart  des  Steuerbeamten 

zu  verwiegen  imd  mit  dem  Bruttogewichte  in  die  Mühlenregister  einzutragen, 
welche  allmonatlich  abzuschliessen  und  dem  Steuererheber  einzureichen  sind. 

Alle  Privatmalzmühlen  stehen  imter  steuerlichem  Verschluss;  deren  Be- 
nützung zum  Malzbrechen  ist  nur  mit  Genehmigimg  der  Steuerverwaltung  und 
nur  für  den  eigenen  Malzverbrauch  gestattet.  Sie  müssen  entweder  mit  selbst- 
thätigem Zählapparat  versehen  oder  so  eingerichtet  sein,  dass  die  Kaue  (in 
welche  das  Malz  zunächst  eingefüllt  wird),  den  Malzbedarf  für  einen  Sud  fasst, 
und  dass  sie  in  allen  Teilen  derart  unter  Verschluss  der  Steuerverwaltung  ge- 
nommen werden  können,  dass  ohne  Anwendung  sofort  erkennbarer  Gewalt  ein 
heimliches  Brechen  des  Malzes  nicht  ausführbar  ist.  Der  amtliche  Verschluss 
wird  vom  Steuererheber  behufs  Füllung  der  Kaue  entfernt  und,  nachdem  solche 
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erfolgt  ist,  wieder  angelegt.  Bei  Privatmalz mühlen  mit  selbstthätigem  Zähl- 
apparat, bei  denen  Messungs-  beziehungsweise  Wägungsapparat  unter  steuerlichen 
Verschluss  gestellt  sind,  fällt  der  Verschluss  der  Kaue,  das  Abwägen  des  auf- 
zubringenden Malzes  durch  den  Steuererheber  und  die  Beschränkung  der  Er- 
laubniss  zum  Malzbrechen  auf  bestimmte  Tagesstunden  weg.  Dagegen  ist  auch 
hier  ein  Mahlschein  zu  lösen  und  der  Stand  der  Kontroluhr  vor  und  nach  dem 
Malzbruch  im  Mühlenregister  und  im  Erlaubnisschein  einzutragen. 

Ein  Müller,  welcher  auf  seiner  (öffentlichen)  Mühle  Malzbrechen  betreiben 
will,  muss  davon  8  Tage  vor  dem  ersten  Malzbruch  dem  Steuererheber  Anzeige 
machen,  darf  kein  Malz  ohne  Schein  in  seine  Mühlräume  bringen,  muss  solches 
alsbald  darauf  wägen,  hat  bei  5  Prozent  Uebergewicht  dem  Steuererheber  An- 
zeige zu  machen,  die  Einträge  in  das  Mühlenregister  zu  bewirken,  solches  all- 
monatlich abzuschliessen  und  dem  Steuererheber  einzureichen;  dabei  kann  er 
sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen.  Ein  Stellvertreter  muss  vom 
Mühleninhaber  ernannt  werden ,  wenn  dieser  eine  Frau ,  eine  juristische  Person, 
Handelsgesellschaft,  Genossenschaft  oder  Verein  ist,  oder  der  Müller  auf  einer 
anderen  Gemarkung  Bierbereitung  treibt.  Innerhalb  der  Gemarkung,  auf  welcher 
die  Mühle  liegt,  darf  weder  er,  noch  sein  Stellvertreter  Malzvorräte  halten  oder 
Bier  brauen,  oder  für  seine  Rechnung  brauen  lassen.  Für  je  100  Kilogramm 
Brutto  steuerbaren  Malzes,  die  von  ihm  verwegen  und  im  Mühlenregister  ein- 
getragen werden,  erhält  er  von  der  Steuerkasse  eine  Gebühr  von  10  Pfennig. 

Die  Inhaber  von  öffentlichen  oder  Privatmalzmühlen  sind  zur  Haltung  von 
geeigneten,  amtlich  geprüften  und  gestempelten  Wagen,  jene  von  Privatmalz- 
mühlen mit  selbstthätigem  Messapparat  zur  Haltung  von  Hohlmassen  dieser  Art 
verpflichtet.  Die  Inhaber  aller  neuentstehenden  oder  in  Betrieb  kommenden 
gewerbsmässigen  (d.  h.  nicht  bloss  für  den  Hausbedarf  arbeitenden)  Brauereien 
haben  8  Tage  vor  Eröffnung  des  Betriebs  dem  Steuererheber  schriftlich  Anzeige 
zu  machen. 

Alle  gewerbsmässigen  Bierbrauer  haben  ferner  über  die  Brauakte  eine 
Aufschreibung  zu  führen  und  darin  vor  Beginn  jeder  Einmaischung  die  mut- 
massliche Zeit  der  letztern  und  des  Ausschiagens,  sowie  die  Menge  des  zu  ver- 
wendenden Malzes  einzutragen. 

Die  Verwendung  von  Malz  zu  steuerfreien  Zwecken  muss  schon  bei  Lösung 
des  Mahl-  (Frei-)  Scheins  angemeldet  werden  und  darf  in  einer  Betriebsstätte, 
von  welcher  aus  der  Transport  von  Malz  in  eine  Brauerei  ohne  Berührung  einer 
öffentlichen  Strasse  möglich  ist,  oder  wenn  deren  Besitzer  auf  derselben  Ge- 
markung eine  Brauerei  betreibt,  nur  unter  besonderer  Kontrolle  stattfinden. 

Der  steuerlichen  Kontrolle  unterstehen  jederzeit  sämtliche  Malzmühlen  und 
Mühlenräume,  sämtliche  Bierbrauereien  und  andere  Betriebsstätten  mit  Malz- 
verbrauch ,  einschliesslich  der  zugehörigen  Betriebs-  und  Aufbewahrungsräume, 
sowie  sämtliche  Malztransporte. 

Jeder  Inhaber  von  zum  Brechen  des  Malzes  geeigneten  Schrot-  oder  Quetsch- 
mühlen oder  anderen  Vorrichtungen  und  Werkzeugen,  auch  wenn  er  weder 
Bierbrauer  noch  Müller  ist  —  Fabrikanten  und  Händler  in  solchen  Maschinen 
allein  ausgenommen  — ,  hat  8  Tage  nach  Eintritt  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes, 
beziehungsweise  8  Tage  nach  Erwerb  oder  Verlust  der  Schrot-  etc.  Mühle  beim 
Steuererheber  Anzeige  davon  zu  machen ;   für  Mühlen ,  welche  nicht  zum  Malz- 
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brechen  verwendet  werden  dürfen,  ist  dabei  auch  anzugeben,  wo  solche  aufge- 
stellt sind,  auch  von  einem  hierin  beabsichtigten  Wechsel  Anzeige  zu  erstatten. 
Ausserdem  kann  die  Steuerbehörde  besondere  Kontrolle  für  solche  Mühlen,  ins- 
besondere Anlegung  des  steuerlichen  Verschlusses  oder  die  Anbringung  eines 
selbstthätigen  Kontroiapparates  anordnen,  auch  die  Beibehaltung  der  Mühle 
untei-sagen,  wenn  solche  zum  Malzbrechen  benützt  worden  ist  oder  der  Besitzer 
Bierbrauerei  »treibt. 

Vorstehende  Gegenüberstellung  der  hauptsächlichsten,  bei  den  in  Frage 
stehenden  Steuersystemen  in  Anwendung  kommenden  Bestimmungen  lässt  un- 
schwer erkennen,  welche  Vor-  und  welche  Nachteile  dem  einen  imd  dem  andern 
System  anhaften: 

In  den  vorliegenden  Petitionen  wird  besonders  hervorgehoben  für  und  gegen: 


T.  für 


A.  Branmalzsteuer 


a)   die  Malz-Steuer  richte  sich  nach  der     a) 
Stärke   des   Bieres,   sei   also    ratio- 
neller; 


b)   sie    lasse    dem    Gewerbsmann     die    b) 
vollste  Freiheit  in  seiner  Fabrikation ; 


er  könne  dabei  den  Malzgehalt  besser    c) 
und  sicherer  ausbeuten  (Petition  von 
1869). 


B.  Kesselstener 

die  Kesselsteuer  sei  eine  gerechte 
Steuer,  da  zahle  jeder  vom  Hektoliter 
fertigen  Bieres  gleichviel ,  während 
bei  der  Malzsteuer  Der  am  wenigsten 
Steuer  zahle,  welcher  das  zucker- 
reichste Malz  verwende; 
dass  die  jetzige  Besteuerungsart  vor- 
teilhaft für  die  Brauindustrie  sei, 
beweise  das  Gedeihen  und  der  Auf- 
schwung derselben; 
die  Kontrolle  sei  einfach  und  bequem. 


II.  gegen 


1.  sie  begünstige  unreine  Beimischungen     1. 

—  Verwendung  von  MalzsuiTogaten 

-  (Sinsheim  1884); 

2.  Die  Kontrolle  sei  schwieriger,   um-     2. 
ständlicher  und  schikanöser  als  bei 
der  Kesselsteuer,   besonders   gegen- 
über jenen  Brauern,    welche  nicht 

in  der  Lage  seien ,  automatische 
Schrotmühlen  anzuschaffen ; 
o.  es  würden  bei  der  Einführung  kost-  3. 
spielige  Aenderungen  und  neue  Ein- 
richtimgen  nötig,  welche  namentlich 
die  kleinen  Brauereien  nicht  er- 
schwingen könnten ; 
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Die  Besteuerung  nach  dem  Räume 
entbehre  jeder  rationellen  Begrün- 
dung; starke  und  schwache  Biere 
zahlen  gleiche  Steuer; 
sie  sei  mit  einem  rationellen  Betriebe 
unverernbai-  und  vom  technischen 
Standpunkt  aus  durchaus  verwerflich 
(Petition  von  1873); 


sie  hindere  durch  den  Kesselschluss 
den  Brauer  in  der  vollen  Freiheit  der 
Fabrikation ; 
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4. 


5. 


6. 


II.  gegen 
A.  Branmalzsteuer 

der  Kleinbrauer  sei  geschädigt,  weil    4. 
er    bei    seinen    kleinen    Geschirren 
aus   dem  Malze   überhaupt  weniger 
"Würze  ausbringe,  was  bis  zu  20 "/o 
ausmachen  könne  (Petitionen  Ziffer  3 
oben)  und  die  geringere  inländische 
Gerste  verwenden,   auch,  bei  seiner 
mangelhaften   Einrichtung ,    welche 
ihm  nicht  gestatte ,  das  ganze  Jahr . 
hindurch  gleichmässig  Bier  zu  sieden, 
mehr  Lagerbier   machen  imd    dazu 
mehr  Malz  verwenden  müsse; 
wenn    der    kleine   Brauer   genötigt    5. 
werde,  ebenfalls  nur  die  beste,  also 
zumeist  ausländische  Gerste  zu  ver- 
wenden, erleide  die  inländische  Land- 
wirtschaft Schaden; 


B.  Kesselstener 

sie  sei  für  die  ordentliche  Bierbe- 
reitung höchst  störend  und  nach- 
teilig (Petition  1869);  das  Nachfüllen 
zur  Ausbringung  von  möglichst  vielem 
Bier  beeinträchtige  die  Qualität  des 
letzteren  (Bericht  von  1878); 


6. 


das  Anbringen  von  Dunsthauben  sei 
nicht  gestattet,  wodurch  Verlust 
durch  Verdampfung  von  Würze  ver- 
hütet ,  Brennmaterial ,  Arbeitslohn 
und  Betriebskosten  erspart  würden 
(Bericht  1880); 

die  Kesselsteuer  sei  schuld,  dass  in 
Baden  das  Brauereigewerbe  immer 
noch  Kleingewerbe  sei,  während  in 
den  Nachbarländern  Hessen ,  der 
Rheinpfalz  und  Württemberg  grosse 
Brauereien  enstanden  seien  (Bericht 
1878). 


die  Malzsteuer  bevorzuge  die  Gross- 
brauer, welche  infolge  ihres  vor- 
teilhafteren Betriebs  mit  den  besten 
Einrichtungen  und  Kelleranlagen  ein 
gleichmässigeres,  dabei  leichtes  und 
doch  haltbares  Bier  erzeugen  können, 
überdies  meist  mit  billigerem  Ka- 
pital arbeiten,  in  ihrer  Konkurrenz, 
welche  sie  dem  Braugewerbe  ohne- 
hin schon  in  den  entferntesten  Orten 
machen ;  ein  allgemeiner  Rück-  und 
Niedergang  des  Kleingewerbes  werde 
deshalb  die  unausbleibliche  Folge 
sein. 

Von  den  unter  B.  II.  gegen  die  Kesselsteuer  vorgebrachten  Anständen  ist 
Ziffer  5  inzwischen  gehoben;  indem  die  Grossh.  Steuerverwaltung  die  Anbringung 
von  Dunsthauben,  wie  der  Kommission  mitgeteilt  wurde,  neuerdings  gestattet 
hat.  Ziffer  6  allda  widerlegt  sich  durch  das  in  der  Petition  des  badischen 
Brauerbundes  vom  6.  Januar  1.  J.  enthaltene  Zugeständnis,  dass  die  Brauerei  in 
Baden  in  jüngster  Zeit  einen  Aufschwung  genommen  und  eine  riesige  Produktions- 
fähigkeit habe. 

Die  weiteren  aus  den  beiden  Lagern  vorgetragenen  Gründe  für  und  gegen 
Kessel-  oder  Braumalzsteuer  stehen  sich  geradezu  entgegen  und  betreffen  die 
Fragen : 

I.  Welche  von  beiden  Besteuerungsarten  entspricht  an  sich  mehr  den  Grund- 
sätzen einer  gesunden  Steuerpolitik?  insbesondere: 
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II.  Welche  von  ihnen  behindert  am  wenigsten  den  Geschäftsbetrieb? 

III.  Welche  lässt  die  einfachste  Kontrolle  zu? 

IV.  Birgt   die  beabsichtigte  Aenderung   etwa  Gefahr  oder  Belästigungen   für 
einen  Teü  der  bestehenden  Braubetriebe  und  anderer  Geschäfte  im  Lande? 

Alle  Steuern  sollen  das  reine  Einkommen  mindestens  nach  dem  Verhältnis 
seiner  Grösse  treffen.  Bei  den  Verbrauchsabgaben  ist  solches  freilich  nur  unvoll- 
kommen auf  dem  Wege  der  Ueberwälzung  zu  eiTeichen:  ein  Haupterfordemis 
ist  aber,  dass  diese  möglich  erscheint,  und  dass  die  Art  und  Weise,  wie  der 
Zeitpunkt  der  Erhebung  sie  erleichtert.  Sodann  darf  angenommen  werden,  dass 
höheres  Einkommen  den  Verbrauch  der  Ware  in  besserer  Qualität  mit  sich 
bringt,  weshalb  da ,  wo  es  thunlich  erscheint ,  bessere  Ware  auch  höher  zu  be- 
steuern ist. 

Die  Steuer  muss  femer  so  aufgelegt  werden,  dass  das  Steuerobjekt  sicher 
getroffen  und  die  Geschäftsbetriebe  im  Lande  möglichst  wenig  gehindert  werden, 
Unterschleife  nicht  leicht  möglich  sind  und  die  Kontrolle  möglichst  einfach  wird 
und  wenig  belästigt,  auch  die  Erhebungs-  und  Kontroikosten  nicht  zu  hoch 
werden. 

Es  lässt  sich  nun  nicht  verkennen,  dass  die  Besteuerung  des  fertigen 
Bieres  mit  Rücksicht  auf  seine  Güte  und  Stärke  die  richtigste  Art  wäre,  von 
demselben  die  Steuer  zu  ziehen ;  der  allzuweitgehenden  Kontrolle  wegen  aber  ist 
solche  nicht  durchfülirbar,  dagegen  besteht  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika die  Fabrikatsteuer  (von  fertigem  Bier),  jedoch  ohne  Berücksichtigung 
der  Qualität:  die  Strafen,  welche  bei  der  sonst  ziemlich  einfachen  Kontrolle 
gegenüber  Unterschleiten  oder  Verletzungen  von  Kontroivorschriften  angedroht 
sind,  dürften  aber  unsern  Brauern  nicht  sehr  angenehm  sein.  Annähernd  wird 
die  Besteuerung  nach  Menge  und  Güte  erzielt  durch  die  in  Oesterreich,  Italien 
und  Grossbritannien  eingeführte  Erhebung  der  Steuer  nach  Menge  undGrad- 
haltigkeit  der  Bierwürze,  die  Ueberwachung  des  Betriebs  ist  aber  so  aus- 
gedehnt und  so  beengend ,  die  Kosten  der  Kontrolle  so  gross ,  dass  auch  diese 
Besteuerungsart  sich  nicht  empfiehlt. 

Es  verbleiben  noch  die  Besteuerung  nach  dem  Raumgehalte  der  Maisch- 
bottiche, wie  in  Russland,  Belgien  und  Holland,  welch  letzteres  daneben  aber 
auch  die  Versteuerung  nach  dem  Gewichte  der  verwendeten  Bmustoffe  zulässt, 
oder  der  Braugefässe,  wie  in  Baden,  Elsass-Lothringen  und  Frankreich,  und  jene 
nach  der  Menge  des  Rohmaterials,  welches  bei  der  Biererzeugimg  verwendet 
■wird,  in  Bayern  und  Württemberg,  in  der  Norddeutschen  Brausteuergemein- 
schaft. Luxemburg  und  Norwegen. 

Diese  Besteuerungsarten  sind  einfacher,  als  die  vorher  genannten :  jene  nach 
den  Maisch-  oder  Braugefässen  nehmen  auf  die  Güte  des  Bieres  gar  keine  Rück- 
sicht imd  begünstigen  an  sich  eher  das  bessere  Bier :  aber  auch  die  Besteuerung 
nach  dem  Malzverbrauch  ist  darin  sehr  unvollkommen,  denn  wenn  auch  im 
allgemeinen  zu  besserem,  stärkerem  Bier  mehr  Malz  verwendet  werden  muss, 
als  zu  geringerem,  so  ist  doch  auch,  wie  von  den  Gegnern  der  Braumalzsteuer 
nicht  mit  Unrecht  henorgehoben  wird,  imter  dem  Malze  selber  ein  sehr  grosser 
L'ntei-schied ,  welcher  bei  der  Versteuerung  des  Malzes  nach  dem  Raummasse 
keine,  und  selbst  bei  jener  nach  dem  Gewicht  nicht  genügende  Berücksichtigung 
findet. 
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So  erklärt  Professor  Siemens  in  Hohenheim  in  seinem  Gutachten  vom 
20.  Oktober  1867  wegen  Besteuerung  des  Malzes  nach  dem  Gewicht: 

„Eine  Steuerbemessung  nach  dem  Gewicht  des  Malzes  liegt  sowohl  im 
Interesse  der  Bierfabrikation,  als  auch  im  Interesse  der  Bierkonsumenten.  Bei 
der  Thatsache,  dass  ein  gleiches  Volumen  besseres  Malz  mit  vollständig  zer- 
setztem Mehlkern  leichter  ist  als  ein  solches  von  schlechterem  oder  nicht  voll- 
ständig durchmälztem  Getreide,  wird  die  Besteuerung  nach  dem  Gewichte 
förderlich  auf  die  Qualität  des  Malzes  und  damit  auf  die  Qualität 
des  Bieres  einwirken." 

^Der  Einwand,  dass  bei  dieser  Bemessung  schlechteres  Material 
höhe  r  besteuert  wird,  als  ein  gutes,  kann  hier  keine  Berücksichtigung  finden, 
weil  die  Gewichtsbesteuerung  das  Streben  nach  der  Verwendung  besseren  Ma- 
terials fördert  und  damit  die  Fabrikation  hebt."  (Bericht  des  Finanzassessor.« 
Sahm  über  seine  Erhebungen  bezüglich  der  Bierbesteuerung  in  Württemberg 
Seite  18.) 

Immerhin  aber  trifft  die  Besteuerung  nach  dem  Gewicht  die  Qualität  mehr, 
als  jene  nach  der  Raummenge;  denn  die  Güte  des  Malzes,  beziehungsweise  der 
Gerste  hängt  mit  dem  grösseren  Gewichte  derselben  eng  zusammen.  Heiss  — 
Leyser  (die  Bierbrauerei,  Augsburg  1881  Seite  35  ff.)  bemerkt:  „Man  hält  die- 
jenige Gerste  für  die  beste,  welche  .  .  .  bei  gleichem  Masse  das  grösste  Gewicht 
besitzt,  indem  hieraus  auf  den  Gehalt  an  Stärkemehl  am  sichersten  geschlossen 
werden  kann." 

„Ein  Hektoliter  gute  Gerste  wiegt  68 — 65  Kilogramm." 

Ebenso  sagt  Habich  (die  Praxis  der  Bierbrauerei,  Halle  a.  d.  Saale  1883 
Seite  81  und  83):  „Gerste,  wovon  das  Hektoliter  weniger  als  60  Kilogramm 
wiegt,  sollte  man  nicht  mehr  zum  Malzen  verwenden."  „Aus  dem  gleichen  Ge- 
wichte einer  mehlreicheren  Gerste  wird  man  ein  viel  geistigeres  Bier  von  mehr 
weinartigem  Charakter  erhalten. "  —  Siehe  auch  die  verschiedenen  Gutachten  in 
Sahm,  Württemberg  Seite  15  ff.  — 

Hiernach  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  Besteuerung 
des  Bieres  nach  der  Menge,  beziehungsweise  dem  Gewichte  des 
verwendeten  Malzes,  bloss  im  Hinblick  auf  die  an  sich  richtige 
Veranlagung  der  Steuer,  den  Vorzug  vor  der  Kesselsteuer  vei*- 
dienen  würde. 

Ebensowenig  kann  ein  Zweifel  darüber  bestehen ,  dass  der  Betrieb  der 
Brauerei  dann  ein  ziemlich  unbeengter  wird,  wenn  die  Steuer  nach  dem  Malz 
bemessen  wird  und  der  Brauer  eine  mit  selbstthätigem  Mass-  oder  Gewichts- 
messer versehene  Malzmühle  besitzt.  Die  Freiheit  des  Gebarens  schwindet  aber 
wesentlich,  wenn  nur  eine  einfache  Schrotmühle  vorhanden  ist,  indem  letztere 
unter  steuerlichem  Verschluss  steht  und  zu  ihrer  Benützung  die  Mitwirkung  des 
Steuererhebers  erfordert  wird. 

Der  Hauptvorteil  für  den  Betrieb  im  allgemeinen  besteht  darin,  dass  der 
Brauer  seinen  Kessel  jederzeit  ohne  Anmeldung  bei  der  Steuerbehörde  gebrauchen, 
dass  er  mit  dem  Brauen  beginnen  und  enden  kann,  wann  er  will,  dass  er  dem- 
zufolge auch  den  Aenderungen  in  den  Witterungsverhältnissen  sich  mehr  an- 
bequemen und  dass  er  anschwänzen  kann  wie  und  soviel  er  will,  dies  aber  gar 
nicht  mehr  nötig  hat,    darum  auch  nicht  mehr  in  Gefahr  kommt,    durch  allzu 
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starkes  Nachfüllen  des  Kessels  und  strafbares  Anschwänzen  sein  Bier  zu  ver- 
derben. 

Doch  ist  dieser  Vorteil  gegenüber  der  Kesselsteuer  nicht  mehr  sehr  bedeutend, 
seitdem  die  Grossh.  Steuerverwaltung  den  Brauern  gestattet,  für  mehrere,  hinter- 
einander zu  machende  Biersude  auf  einmal  den  Brauschein  zu  lösen  imd  Dunst- 
hauben zu  gebrauchen.  Auch  bleibt  die  Pflicht  zur  Anmeldung  des  Malzbrechens, 
statt  seither  des  Brauens,  beim  Steuererheber  unter  Lösung  eines  Scheines  bestehen 
und  \nrd  die  Führang  verschiedener  Register  —  Mühlenregister,  Braubuch  u.  s.  w. 
—  auferlegt. 

Ueberdies  wird  seitens  einer  Anzahl  Brauer  geltend  gemacht,  der  Brauer 
auf  dem  Lande  arbeite  gewöhnlich  ohne  regelmässige  Beihilfe  eines  Brauburschen, 
müsse  sich  vielmehr  mit  Taglöhnem  behelfen,  dermalen  könne  er  aber  das 
Malz  zu  ihm  passenden  Zeiten  schroten  und  sei  durch  nichts  gebunden,  sich 
eine  bestimmte  .\rbeitszeit  aufzulegen,  während  sich  dies  künftig  zu  seinen  L*n- 
gunsten  ändere. 

Bezüglich  des  Geschäftsbetriebs  würde  hiernach  die  wesent- 
lichste Erleichterung  nur  eintreten  für  den  Grossbetrieb, 
welchem  die  Anschaffung  geeigneter  Schrotmühlen  keine  Schwierigkeit  bietet, 
doch  würde  das  eigentliche  Braugeschäft  auch  überhaupt  frei- 
gegeben. 

Die  steuerliche  Kontrolle  dagegen  würde  bei  der  Brau- 
malzsteuer eine  weit  ausgedehntere,  als  bei  der  Kesselsteuer. 
Sie  erstreckte  sich  dann  nicht  nur.  wie  seither,  auf  die  Bmuereien,  sondern  auch 
auf  alle  öff'entlichen  Mühlen  und  auf  alle  Haus-,  Futter-  und  Schrotmühlen  und 
deren  Aufbewahrungsorte.  Neben  Ueberwachung  der  Malzverwendungen  und 
-Transporte  würde  auch  fortab  der  ganze  Braubetrieb  kontrolliert  werden.  Die 
Braumalzsteuer  würde  hieiin  also  ziemliche  Nachteile  bringen  und  verdient  in 
dieser  Beziehung  jedenfalls  den  Vorzug  vor  der  Kesselsteuer  nicht. 

Das  Verbot  der  Malzsurrogate,  deren  Zusatz  teilweise  so  leicht  erfolgen 
kann,  bedingt  ohnehin  für  sich  schon  eine  scharfe  Beaufsichtigimg  des  Brauerei- 
beti-iebes  und  dürfte  das  Beispiel  Württembergs  erkennen  lassen,  wie  sich  diese 
Verhältnisse  gestalten.  In  dieser  Beziehung  aber  berichtet  Herr  Finanzassessor 
Sahm.  dass  die  Kontrolle  der  Brauereien  in  Württemberg  eine  sehr  eingehende 
imd  ausgebildete  ist  (S.  42)  und  sich  nicht  bloss  auf  die  Menge  ,*  sondern  auch 
auf  den  Malzgehalt  erstreckt,  dass  die  hauptsächlichste  Kontrolle  die  Biersud- 
aufnahmen mittelst  des  Sacharometers  bilden,  und  die  Aufnahmen  im  Kessel 
und  auf  den  Kühlschiffen  wie  in  den  Gärgeschirren  erfolgen  (S.  48,  63/67). 
..ist  begründeter  Verdacht  vorhanden,  dass  seitens  eines  Brauers  unversteuerte 
Surrogate  zur  Versvendung  gelangen ,  so  greift  die  Steuerverwaltung  zu  dem 
Mittel  der  Haussuchung  oder  der  Beschlagnahme  der  Geschäftsbücher  des  Brauers 
oder  eines  Handelsmanns,  von  welchem  angenommen  wird,  dass  er  Surrogate 
an  Brauer  liefert  (S.  12.  13). 

Was  die  Gefahr  für  andere  Geschäftsbetriebe  im  Lande  betrifft,  so  ist  seitens 
der  Kleinbrauer  behauptet,  dass  die  Einführung  der  Malzsteuer,  welche  sie  höher 
belaste,  sie  nötigen  werde,  gleich  dem  Grossbrauer  mehr  nach  der  ausländischen, 
besseren  Gerste  zu  greifen,  wodurch  die  inländische  landwii-tschaftUche  Produktion 
geschädigt  würde.    Diese  Frage  hängt   indes  mit  jener  wegen  Schädigung  des 
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Braugewerbes,  der  mittleren  und  kleineren  Brauer,  so  enge  zusammen,  dass  wir 
sie  am  besten  auch  mit  dieser  zusammen  behandeln  werden.  Hier  wollen  wir 
nur  hervorheben,  dass  die  mit  Einführung  der  Malzsteuer  un- 
vermeidliche Er  Streckung  der  steuerlichen  Kontrolle  über  öffent- 
liche und  Privat-,  insbesondere  auch  alle  Haus-,  Futter-  und 
Schrotmühlen  eine  Belästigung  der  Müller  und  Landwirte  mit 
sich  bringt.  Diese  würde  zuerst  wohl  ziemlich  unangenehm  empfunden; 
doch  erschiene  uns  dieselbe  nicht  von  dem  Belang,  um  deshalb  von  der  Aende- 
rung  der  Besteuerungsart  abzusehen,  wenn  letztere  dem  ganzen  Braugewerke 
namhafte  Vorteile  brächte ,  zumal  diese  Kontrolle ,  welche  ja  im  grössten  Teile 
von  Deutschland  bereits  besteht,  auch  bei  uns  sich  bald  eingewöhnen  und  dann 
kaum  mehr  als  belästigend  empfunden  würde. 

Die  Hauptfrage  ist  hiernach  die,  ob  und  inwieweit  der 
Kleinbetrieb,  das  eigenliche  Braugewerbe  durch  Einführung 
der  Braumalzsteuer  an  sich  und  bei  einem  gleich  massigen  Steuer- 
satz von  10  Mark  geschädigt  würde.  Diese  Frage  ist  um  so  wichtiger, 
als,  wie  aus  der  anliegenden  Zusammenstellung  ersichtlich,  die  Zahl  der  Brau- 
geschäfte mit  geringerem  Betriebe  die  weitaus  grösste  ist.   Es  haben  nämlich  1882 

a.  bis  zu     3,000  Mark  Bieraccise  bezahlt  1378  Bierbrauer, 

b.  ,      ,      5,000       ,  ,  ,         1437  „  (einschliesslich  a), 

c.  ,  „  10,000  ,  „  ,  1520  ,  (einschliesslich  b), 
während  die  Zahl  jener  Geschäfte,  welche  über  10,000  Mark  Steuer  zahlten, 
nur  57 ,  von  der  Gesamtzahl  von  1577  Brauereien  also  nur  3,6  °/o  beträgt ;  87  % 
nahezu  gehören  jener  Klasse  an ,  die  nur  bis  zu  3,000  Mark  jährlich  Bieraccise 
entrichten. 

Die  Kleinbrauer  behaupten  zunächst,  sie  brächten  bei  ihren  kleinen  Ge- 
schirren und  einfachen  Einrichtungen  aus  dem  Malze  überhaupt  weniger  Würze 
aus,  als  die  Grossindustrie.  Ein  Beweis  hierfür  ist  nicht  erbracht,  doch  erscheint 
die  Behauptung  nach  allgemeinen  Erfahrungen  glaubhaft  und  wurde  uns  von 
zuverlässiger  Seite  bestätigt. 

Auch  in  Bayern  wurde  gelegentlich  Erörterung  der  Frage,  ob  der  Malz- 
aufschlag in  seiner  dermaligen  Höhe  von  6  Mark  für  1  Hektoliter  Malz  in  der 
neuen  Finanzperiode  beibehalten  werden  soll,  vor  kurzem  betont,  dass  beim 
Kleinbetriebe  aus  der  gleichen  Menge  gleich  guten  Malzes  weniger  Würze  und 
sonach  auch  Bier  erhalten  werde,  als  beim  Grossbetrieb.  So  sagen  die  Brauer 
aus  den  Amtsbezirken  Mühldorf,  Altötting  u.  s.  w.  in  ihrer  Eingabe  an  die 
Kammer  der  Abgeordneten  vom  3  November  1883: 

„Die  günstige  Betriebsanlage  des  Gi-ossbrauers  ermöglicht  demselben  die 
denkbar  vollkommenste  Ausbeutung  der  Materialien,  auf  welche  Vorteile  der 
Kleinbrauer  mit  seinem  Handbetrieb  vollständig  verzichten  muss  etc." 

Abgeordneter  Ponschab,  Brauer  in  Ingolstadt,  bemerkt  in  seinen  an  die 
Kammer  gerichteten  Anträgen  und  Vorschlägen  vom  26.  Januar  1884  u.  a. : 
„dass  beim  Grossbetriebe,  bei  einem  Absud  von  20  und  mehr  Hektoliter  Malz 
in  einer  Sud,  eine  verhältnismässig  grössere  Ausbeute  an  Würzeextrakt  von 
jedem  einzelnen  Hektoliter  Malz  ermöglicht  ist,  als  wenn  nur  10  oder  gar  nur 
5  oder  6  Hektoliter  Malz  in  einer  Sud  zur  Bearbeitung  kommen  und  dass  dieses 

856 


Die  Ableknnng  des  Braumalzstenergesetzentwurfs  in  Baden.  ^2  7 

progressiv  fortschreitende  günstige  Verhältnis  bei  dem  Grossbetrieb  während 
der  Nachgärung  auf  dem  Lagerkeller  sich  mehr  imd  mehr  steigert  etc." 

Diese  Ausführungen,  denen  in  der  Verhandlung  der  Abgeordnetenkammer 
vom  18.  Februar  1884  über  die  Bewilligung  des  Malzaufschlages  sich  verschiedene 
Redner  anschlössen,  blieben  ohne  allen  Widerspruch. 

Es  stimmt  damit  auch  überein,  was  Finanzassessor  Sahm  in  seinem  Berichte 
über  die  Erhebungen  in  Württemberg  Seite  33  anführt,  wo  er  sagt:  „Was  die 
geringere  Abgangsbereclmung  von  25  beziehungsweise  27  %  gegen  die  früher 
angenommenen  .33 's  beziehungsweise  37' s  '^'o  betrifft,  so  muss  hauptsächlich  in 
Betracht  gezogen  werden,  dass  mit  der  technischen  A'ervollkommnung 
der  Brauereieinrichtungen  sich  der  Abgang  vemiindert,  indem  insbesondere  die 
Ueberleitung  der  Maische  und  der  Wüi-ze  in  die  verschiedenen  Bottiche,  Kessel, 
Kühlschiffe  und  Gärgefusse  vermittelst  Druck  oder  Saugpumpen  durch  Röhren- 
leitungen einen  weit  geringeren  Abgang  an  der  Flüssigkeit  ver- 
ursacht, als  das  frühere  und  a  u  c  h  h  e  u  t  e  n  o  c  h  in  kleinen ,  primitiv  ein- 
gerichteten Brauereien  übliche  Ueberschöpfen  der  Maische  und  Würze  durch 
Handarbeit  und  das  Verbringen  des  abgekühlten  Bieres  in  Tragbütten  zu  den 
Gärgefassen." 

Ebenso  (Ue  Angabe  der  Sachverständigen  bei  der  Verhandlimg  über  den 
vorläufigen  Gesetzesentwurf,  dass  bei  4  Mark  50  Pf.  vom  Zentner  Malz  schon 
eine  Steuererhöhung  eintreten  werde,  namentlich  bei  stärkeren  Bieren  und  für 
kleinere  Brauereien,  welche  mit  ihren  unvollkommenen  Einrichtungen 
nicht  so  viel  Bier  auf  1  Centner  Malz  produzieren  können,  wie 
die  grösseren. 

Dass  der  kleinere  Brauer,  wie  weiter  behauptet  wird,  auch  deshalb  aus 
dem  Malze  weniger  Würze  ausbringt,  als  der  Grossbrauer,  weil  er  nicht  immer 
die  beste  Gerste  verwenden  kann,  sondern  von  seinen  Kunden  und  Nachbarn 
stets  inländische,  auch  wenn  diese  geringer  als  ausländische  sein  sollte,  kaufen 
muss,  scheint  den  thatsächlichen  Verhältnissen  zu  entsprechen,  wenn  dies  auch 
vom  badischen  Brauerbund  in  seiner  Eingabe  vom  6.  Januar  1.  J.  bestritten  wird. 

Zunächst  ist ,  wie  schon  die  obenerwähnten  Angaben  in  den  Brauereilehr- 
büchem  von  Habich  und  Heiss  darthun,  Thatsache,  dass  geringere  Gerste  weniger 
und  geringere  Würze  liefert.  Joh.  Stein,  Brauereibesitzer  in  Frankfurt  a./M., 
vergleicht  in  seinem  1871  herausgegebenen  Schriftchen  ,.zur  Bierbesteuerungs- 
frage"  1869er  Gerste  von  verschiedenem  Gewichte  bezüglich  der  Malz-  und 
Extraktausbeute. 

Nr.  1  wog  67.5  Kilo,  Nr.  2  nur  58,7  Kilo  per  Hektoliter. 

Es  wurden  erzielt: 


aus  100  Kilo  Gerste 

aus  100  Kilo  Malz 

aus  1  Hektoliter 

von 

Malz 

Extrakt 

Malzextrakt 

S^r.  1 

76,45  Kilo 

73,34  Kilo 

37,06  Kilo 

.    2 

75,38     . 

68,25     „ 

31,66    . 

Heiss— Leysser  (Bierbrauerei  1881  Seite  36)  urteilt  in  dieser  Frage  folgender- 
massen : 

„Der  Brauer  sollte  immer  nur  Gerste  bester  Qualität  verarbeiten,  zumal  an 
Orten,   wo  Malzaufschlag  besteht:   denn  dieser  bleibt  bei  guter  und  schlechter 
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Gerste  gleich ,  während  schlechte  Gerste  sowohl  auf  die  möglicher- 
weise daraus  zu  erzielende  Menge,  als  auch  Güte  des  Bieres  oft 
einen  bedeutend  nachteiligen  Einfluss  hat." 

Auch  bei  den  Verhandlungen  über  den  Malzaufschlag  in  Bayern  kamen 
diese  Verhältnisse  zur  Sprache  und  bestätigen  auch  die  Wahrnehmungen  von 
Mitgliedern  Ihrer  Kommission,  dass,  wie  in  Bayern,  so  auch  bei  uns,  die  Klein- 
brauer regelmässig  und  auch  bei  geringen  Gerstenjahren  Abnehmer  für  inländische 
Gerste  sind. 

Um  bemessen  zu  können ,  in  wie  weit  die  inländische  Gerste  der  aus- 
ländischen nachsteht,  ist  es  am  besten,  wenn  man  die  Preise  vergleicht,  in  denen 
sich  ja  die  Qualität  wiederspiegelt ;  wir  haben  deshalb  gesucht,  die  Preisangaben 
aus  einer  Reihe  von  Jahren  zu  erhalten.  Es  wurden  uns  die  Durchschnittspreise 
der  Gerste  nach  den  offiziellen  Börsennotierungen  in  Mannheim,  sowie  von  einem 
badischen  Grossbrauer  die  von  ihm  für  inländische  und  ausländische  Gerste 
bezahlten  Preise  in  dankenswerter  Weise  mitgeteilt  und  stellen  wir  solche  hier 
zusammen : 


Mannheimer  Börsendurchschnitts- 


vom  bad.  Grossbrauer  be- 


Preis  für 

zahlter 

Preis 

für 

inländische          ausländische 

inländische 

ausländische 

Gerste 

Gerste 

M. 

M. 

M. 

M. 

1873 

21.30 

22.80 

— 

— 

1874 

20.85 

24.65 

— 

— 

1875 

:             19.- 

— 

— 

— 

1876 

17.35 

— 

— 

— 

1877 

19.30 

22.05 

19.- 

20.— 

1878 

18.75 

19.95 

17.30 

19.55 

1879 

17.75 

17.35 

19.- 

21.75 

1880- 

19.20 

— 

17.75 

18.55 

1881: 

19.50 

— 

21.- 

21.— 

1882 

17.85 

20.40 

15.50 

19.50 

1883: 

15.65 

19.90 

15.18 

20.50  bis  21 

Nimmt  man  selbst  an,  was  aber  die  Angaben  des  Brauers  nicht  bestötigen^ 
dass  in  jenen  Jahren,  für  welche  Mannheim  keine  Preise  für  ausländische  Gerste 
verzeichnet  hat,  auch  eine  Einfuhr  solcher  nicht  stattgefunden  hätte,  so  ergibt 
sich  aus  vorstehender  Zusammenstellung  doch ,  dass  in  der  Mehrzahl  der  Jahre 
ausländische  Gerste  —  natürlich  vorzugsweise  zur  Bierbrauerei  —  eingeführt 
wird,  und  dass  auch  der  Preisunterschied  zwischen  inländischem  und  ausländischem 
Produkt  in  diesen  Fällen  zumeist  ein  derai-tiger  ist.  dass  man  daraus  auf  bessere 
Qualität  der  ausländischen  Gerste  schliessen  kann. 

Hiernach  muss  wohl  angenommen  werden,  dass  der  Klein- 
brauer regelmässig  mit  inländischer  Gerste  arbeitet  und  auch 
deshalb  besonders  in  ungünstigen  Jahren  wenigerBier  aus  dei*- 
selben  ausbringt,  als  der  Grossbrauer,  welcher  immer  die  beste  Qua- 
lität Gerste,  sei  es  auch  aus  dem  Auslande,  sich  zu  beschaffen  sucht. 

Verhält   sich  dies  so,    dann  ist  allerdings  die  Erhaltung  der  Klein- 
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brauerei  für  die  Landwirtschaft  ebenfalls  von  Interesse  (ver- 
gleiche landwirtschaftliche  Enquete)  und  würde  letztere  durch  eine  all- 
zuhohe Belastung  der  ersteren  mitbetroffen. 

Dass  der  Kleinbrauer,  welcher  nur  in  den  Wintermonaten  Bier  braut, 
verhältnismässig  mehr  Lagerbier  einsieden  muss,  als  der  Grossbrauer  mit  unaus- 
gesetztem Betrieb,  dürfte  zugegeben  werden  müssen. 

Ingleichen  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die 
Einführung  der  Braumalzsteuer  die  Kleinbrauer  not  igen  würde, 
nach  ihren  Verhältnissen  kostspielige  Aenderungen  und  Neu- 
anschaffungen für  ihren  Betrieb  zu  machen.  Vor  allem  kommen 
dabei  in  Betracht  die  Malzschrotmühlen.  Solche  mit  selbstthätigem  Messapparat 
kommen  nach  den  Erhebungen  des  Herrn  Finanzassessors  Sahm  in  Bayern  auf 
1200—1800  Mark,  die  Messapparate  allein  nach  der  Begründung  zum  Reichs- 
brausteuergesetzeiitwurf  von  1880  auf  etwa  1000  Mark  zu  stehen.  Im  übrigen 
wird  von  den  Malzschrotmühlen,  welche  imsere  kleineren  Brauer  dermalen  be- 
sitzen, jedenfalls  der  grössere  Teü  fortab  kaum  mehr  zu  brauchen  sein,  weil 
die  Anbringung  verschliessbarer  Kaue  in  der  vorgeschriebenen  Grösse  nicht 
thunUch  ei-scheint  und  selbst  die  Versehung  der  dazu  tauglichen  mit  den  ge- 
forderten Vorrichtungen  wird  ziemlich  teuer  werden.  Bei  Beratung  der  Sach- 
verständigen am  29.  und  30.  Oktober  1883  wurde  in  dieser  Hinsicht  ebenfalls 
hervorgehoben,  dass  die  Anbringung  verschliessbarer  Gossen  (Kauen)  an  den 
Privatschrotmühlen  nach  württembergischem  System  fast  so  kostspielig  sei,  wie 
die  Einfühning  automatischer  Messapparate  und  in  vielen  Brauereien  eine  totale 
Abänderung  der  Schrotmühlen  mit  erheblichen  baulichen  Veränderungen  bedingen 
würde.  Auch  die  geprüften  und  gestempelten  Wagen ,  welche  wohl  vielfach 
noch  nicht  oder  nicht  in  genügender  Weise  vorhanden  sind,  und  deshalb  ange- 
schafft, beziehungsweise  entsprechend  ausgestattet  werden  müssten,  verursachen 
einigen  Aufwand.  — 

Mit  Rücksicht  auf  die  Anstände  der  Kleinbrauer  und  in  der  Absicht,  einen 
Weg  zu  finden,  um  ihnen  die  Braumalzsteuer  annehmbar  zu  machen,  hat  Ihre 
Kommission  an  die  Grossh.  Regierung  die  Anfi-age  gerichtet,  ob  es  nicht  zulässig 
sein  würde ,  für  die  kleineren .  mittleren  und  grösseren  ßrauereibetriebe  eine 
Differentialbesteuernng  etwa  dahin  einzuführen,  dass  für  die  kleineren  Brauereien 
8  Mark,  für  die  mittleren  9  Mjrk  und  für  die  grossen  10  Mark  per  100  Kilo- 
gramm Malz  als  Steuer  festgesetzt  werde,  und  die  Antwort  erhalten : 

1.  Eine  solche  Massregel  wäre  nur  dann  zu  rechtfertigen,  wenn  erwiesen 
wäre,  dass  die  kleineren  Brauereien  notwendigerweise  mehr  Malz  zur  Bereitung 
eines  Hektoliters  Bier  verwenden  müssen,  als  die  grösseren:  ein  solcher  Nach- 
weis liege  aber  nicht  vor.  Wenn  jetzt  die  kleineren  Brauer,  auf  den  Kessel- 
gehalt berechnet,  mehr  Malz  verbrauchen,  so  könne  dies  darin  seinen  Grund 
haben,  dass  sie.  um  möglichst  viel  Bier  bei  der  Versteuerung  eines  Sudes  heraus- 
zubringen, weitgehende  Nachfüllvmgen  vornehmen,  was  bei  den  besseren  Ein- 
richtungen der  Grossbrauer  mit  Dunsthauben,  verbesserten  Maischbottichen  u.  s.  w.. 
unbedenklicher  für  die  Qualität  des  Bieres  sei,  bei  kleineren  Brauern  aber  nur 
auf  Kosten  der  Qualität,  oder  bei  stärkerer  Malzverwendung  erreichbar  sei.  oder 
aber  darin,  dass  sie.  was  in  manchen  dieser  Brauereien  systematisch  betrieben 
werde,  verbotene  Teilausschläge  machten,  imd  so  Steuer  defraudierten:  die  Ver- 
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anlassung   zu   den   allzuweitgehenden   Nachfüllungen   falle   aber  bei   der  Malz- 
besteuerung weg. 

2.  Die  Massregel  würde  bedeutende  Schwierigkeiten  im  Vollzug  haben, 
wenn  z.  B.  ein  Brauer  in  einem  Jahre  die  gesetzte  Grenze  überschreite ;  es  würden 
statt  grosser  mehrere  kleinere  Brauereien  errichtet,  auch  könne  es  Anstände 
geben  wegen  der  Uebergangssteuer. 

3.  Es  trete  ein  erheblicher  Steuerausfall  ein. 

4.  Auch  in  Bayern  sei  die  Frage  einer  Abstufung  der  Sätze  für  den  Malz- 
aufschlag erörtert  und  nach  Zeitungsbericht  für  unannehmbar  befunden  worden. 

Bei  der  mündlichen  Verhandlung  wurde  aus  der  Kommission  demgegenüber 
der  Kleinbrauer  in  Schutz  genommen  und  geltend  gemacht,  dass  nach  den  oben- 
bestätigten Erhebungen  der  kleinere  Brauer  eben  doch  in  der  That  weniger 
Bier  aus  der  gleichen  Malzmenge  erziele,  als  der  grössere,  dass  der  Klein- 
betrieb ohnehin  der  Konkurrenz  des  fabrikmässigen  Betriebes  zu  unterliegen 
drohe,  und  dass  in  Bayern  eine  Anzahl  Brauereien  in  Folge  Erhöhung  des  Malz- 
aufschlags zu  Grunde  gegangen,  beziehungsweise  in  Konkurs  geraten  sei.  Ferner 
wurde  hervorgehoben,  dass  in  der  oben  dargelegten  Weise  dem  heimischen  Land- 
wirtschafsbetrieb Schädigung  erwachsen  könne,  und  dass  wir  alle  Ursache  hätten, 
für  diesen,  wie  für  Erhaltung  des  Mittelstandes,  zu  welchem  die  kleineren  und 
mittleren  Brauer  gehören,  zu  sorgen. 

Seitens  der  Grossh.  Regierung  wurde  dagegen  ein  uns  schriftlich  nicht 
mitgeteiltes  Gutachten  aus  dem  Kreise  der  württembergischen  Steuerverwaltung 
vorgeführt,  im  wesentlichen  dahin  gehend,  dass  die  Braumalzsteuer  und  die 
Durchführung  der  darauf  bezüglichen  neueren  Vorschriften  in  Württemberg  keinen 
Anstand  gefunden  habe,  dass  dort  von  Schädigung  und  Abgang  des  kleineren 
Brauereibetriebes  nichts  zu  merken  sei,  und  die  inländische  Gerste  nach  wie  vor 
ihren  guten  Absatz  finde ;  überdies  wurde  betont,  dass  in  guten  Jahren  inländische 
Gerste  ins  Ausland,  besonders  nach  England  ausgeführt  werde,  dass  auch  in 
Bayern  nur  verhältnismässig  wenige  Brauer  und  von  diesen  nur  eine  kleine  Zahl 
nachgewiesenermassen  infolge  Erhöhung  des  Malzaufschlages  zu  Grunde  ge- 
gangen sei,  und  wie  in  Bayern  gehe  es  auch  bei  uns  nicht  an,  für  eine  Ver- 
brauchssteuer verschiedene  Steuersätze  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Den  schriftlichen  und  mündlichen  Ausführungen  der  Herren  Regierungs- 
kommissäre gegenüber  wurde  und  wird  von  einzelnen  Mitgliedern  Ihrer  Kom- 
mission geltend  gemacht: 

1.  Es  werde  als  Thatsache  zu  betrachten  sein,  dass  der  kleinere  Brauer 
infolge  geringerer  Betriebseinrichtung  und  Nötigung,  auch  minder  gute  in- 
ländische Gerste  zu  verwenden,  im  allgemeinen  aus  der  gleichen  Gersten-,  bezw. 
Malzmenge  weniger  Bier  ausbringt,  als  der  Grossbraubetrieb.  Daraus,  dass  sie 
dies  geltend  machen,  zu  folgern,  die  Brauer  hätten  seither  allgemein  infolge 
von  ungesetzlichen  Manipulationen  zur  Biervermehrung  mehr  Malz  auf  den 
versteuerten  Kesselinhalt  verbraucht,  erscheine  nicht  gerechtfertigt  und  habe 
bezüglich  des  Malzverbrauchs  im  Verhältnis  zum  Grossbetrieb  um  so  weniger 
Berechtigung,  als  den  Grossbrauem  nicht  nur  die  Verwendung  von  Vorwärmern 
und  dergleichen,  sondern  neuerdings  auch  die  Anbringung  von  Dunsthauben, 
sonach  alles  gestattet  worden  ist,  was  ihnen  ermöglicht  bei  gleicher  Steuer 
möglichst  viel  Bier  zu  erzeugen. 
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2  a.  Durchfahrbar  wäre  die  progressive  Steuer  ohne  grosse  Anstände,  wenn 
man  für  den  Steuerfuss  die  vom  Brauer  im  Vorjahre  gezahlte  Steuer  oder  ver- 
steuerte Malzmenge  zu  Grunde  legen  und  bei  Erweiterung  des  Betriebs  im  be- 
ti-effenden  Jahre  den  höheren  Steuersatz  nur  von  da  an  eintreten  lassen  würde, 
wo  die  Steuer-  oder  Malzverbrauchsgrenze  für  den  geringeren  Steuerfuss  über- 
schritten wird. 

2  b.  Wegen  der  geringei-en  Steuer  den  Grossbetrieb  in  kleinen  zu  ver- 
wandeln, werde  niemandem  einfallen. 

2  c.  Bezüglich  der  Uebergangssteuer  könnte  daraus  kein  Anstand  erwachsen 
angesichts  des  Umstandes.  dass  die  Kleinbrauer  aus  der  gleichen  Menge  Malz 
weniger  Bier  ausbringen,  also  vom  fertigen  Bier  ebensoviel  Steuer  zahlen,  als 
die  Grossbrauer. 

3.  Der  Steuei-ausfall  wäre  nur  massig,  weil  die  vielen  kleinen  und  mittleren 
Betriebe  zusammen  nach  dem  anliegenden  Verzeichnis  nicht  einmal  so  viel  Bier 
produzieren ,  als  die  wenig  zahlreichen  Grossbetriebe ;  jene ,  welche  bis  zu 
3000  Mark  jährlich  Bieraccise  entrichten,  in  der  Zahl  von  1378,  haben  1882  zu- 
sammen nur  1,103,059  Mark  40  Pfennig  von  der  gesamten  inländischen  Bier- 
steuer mit  3,735,185  Mark  84  Pfeimig  bezahlt,  d.  h.  29,5  "0  der  im  Lande  er- 
zeugten Biermenge  geliefert.  Wurde  seither,  wie  von  der  Grossh.  Regierung 
behauptet  wird,  aus  der  gleichen  Menge  Malz  mehr  Bier  gewonnen,  als  nach 
der  bezahlten  Steuer  angenommen  werden  müsste,  so  würde  dies  nur  zm:  Folge 
haben,  dass  der  Ausfall  geringer  wäre,  als  sie  annimmt. 

4.  Die  stufenweise  Besteuerung  des  ilalzaufschlags  habe  in  Bayern  nach 
den  Kammer\erhandlungen  im  wesentlichen  nur  darum  keine  Annahme  gefunden, 
weil  die  Deckung  des  dadurch  für  die  Finanzen  entstehenden  Ausfalls  fehlte, 
der  bei  Ermässigung  des  Malzaufschlags  nur  um  1  Mark  für  die  Betriebe  mit 
iährlich  bis  zu  3000  Hektoliter  Malzverbrauch  zu  2,900,000  Mark  berechnet  war, 
wobei  natürlich  sehr  wesentlich  in  Betracht  kommt,  dass  in  Bayern  der  jährliche 
Gesamtertrag  des  Malzaufschlags  im  Budget  mit  31,500,000  Mark  eingestellt 
wurde,  während  alle  direkten  Steuern  zusammen  nur  25,584,130  Mark  abwerfen. 

5.  Wenn  auch  bei  einer  Verbrauchssteuer  im  allgemeinen  der  Steuersatz 
ein  einheitlicher  sein  sollte,  so  sei  dies  doch  nur  dahin  zu  verstehen,  dass  das 
fertige  Produkt  einer  gleichen,  beziehungsweise  verhältnismässig  gleichen  Steuer 
unterliege;  gleichwohl  könne  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  dass  kleinere 
Betriebe  unter  ungünstigeren  Bedingungen  produzieren ,  und  bei  anscheinend 
gleicher  Besteuerung  ihr  Produkt  doch  höher  belastet  werde.  Darauf  habe  man 
bei  der  Braimtweinsteuer  längst  Rücksicht  genommen,  und  ähnlich  könnte  dies 
auch  bei  der  Bier-  beziehimgsweise  Braumalzsteuer  geschehen. 

6.  Bei  den  Verhältnissen  in  Württemberg  komme  in  Betracht,  dass  eine 
grosse  Anzahl  Privatbrauereien  (1881 :  5040)  vorhanden  sind  imd  dass  die  Steuer 
erst  vom  1.  April  1881  an  von  3  Mark  60  Pf.  auf  5  Mark  vom  Centner  Malz 
erhöht  worden  ist,  über  die  Wirkung  dieser  Erhöhung  also  genügende  Erfah- 
nmgen  gar  nicht  vorliegen  können. 

7.  Wenn  in  Bayern  die  Erhöhung  des  Malzaufschlags  nach  Zugeständnis 
der  Regierung  auch  nur  bei  einigen  Brauern  nachweisbar  den  Ruin  mitverschuldet 
habe,  so  sei  dies  immerhin  Beweis  genug,  dass  er  schlimm  gewirkt  und  viele 
geschädigt  habe,  wenn  sie  auch  nicht  alle  zu  Grund  gegangen  sind. 
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Herr  Finanzassessor  Sahni  berichtet  von  Bayern  (S.  20): 

„Die  eingetretene  Erhöhung  der  Malzsteuer  von  4  auf  6  Mark  wird  nament- 
lich seitens  der  Kleinbrauer  auf  dem  Lande  hart  empfunden,  da  sie  bei  den 
dermaligen  Bierpreisen  nicht  imstande  seien ,  die  Konkurrenz  der  Grossbrauer 
auszuhalten  und  die  Steuer  ganz  auf  die  Konsumenten  zu  überwälzen "  .  und 
ebenso  von  Württemberg  (S.  27) : 

^Anlangend  die  Höhe  des  Steuersatzes  mit  dermalen  5  Mark  für  den  Centner 
ungeschrotenes  Malz ,  so  behaupten  die  Brauer  vielfach .  dass  es  ihnen  bei  den 
Bieiijreisen,  wie  sie  sich  durch  die  Konkurrenzverhältnisse  z.  Z.  gestaltet  haben, 
nicht  möglich  sei,  die  Steuer  ganz  zu  überwälzen,  und  es  bildete  deshalb  gerade 
bei  den  letzten  Landtagswahlen  die  Herabsetzung  des  Malz  auf schlags  vielfach 
den  Gegenstand  der  Erörterung  in  Wahlprogrammen  und  Wahlversammlungen", 
und  ä.hnlich  von  der  Pfalz  (S.  7) : 

„Stärker  wurde  die  im  Jahre  1879  eingetretene  Erhöhung  des  Malzaufschlag.s 
von  4  auf  6  Mark  empfunden,  besonders  von  den  Kleinbrauern,  welche  schon 
damals  die  Konkurrenz  der  Grossbrauer  kaum  mehr  aushalten  konnten." 

Wegen  der  den  Kleinbrauern  entstehenden  Kosten  für  Anschaffung  von 
Malzschrotmühlen  u.  A.  haben  wir  an  Grossh.  Finanzministerium  auch  die  Anfrage 
gerichtet,  ob  den  Brauern  hierin  keine  Erleichterung  gewährt  werden  könne, 
und  darauf  die  Erwiderung  erhalten : 

„Der  kleinere  Brauer,  welcher  keine  Privatschrotmühle  besitzt  imd  sich 
auch  keine  solche  aiisohaffen  will,  kann,  wie  bisher,  auf  einer  öffentlichen  Mühle 
schroten  lassen.  Besitzt  er  eine  Privatschrotmühle  oder  will  er  sich  künftighin 
eine  solche  anschaffen .  so  braucht  er  an  derselben  nur  eine  entsprechend  kon- 
struierte verschliessbare  Gosse  (Kaue),  nebst  einer  Vorrichtung  an  der  Walze 
oder  dem  Triebwerke  anzubringen .  wonach  ohne  Abnahme  des  amtlichen  Ver- 
schlusses die  Mühle  nicht  in  Betrieb  gesetzt  werden  kann.  Zieht  er  die  An- 
schaffung eines  selbstthätigen  Kontroiapparates  vor,  so  steht  ihm  dies  selbst- 
verständlich frei.  Der  Gesetzentwurf  unterscheidet  sich  gerade  dadurch  von  dem 
bayrischen  Gesetze  zu  Gunsten  der  kleineren  Brauer,  dass  nicht  wie  nach 
letzterem  Gesetz,  jeder  Brauer,  welcher  sich  eine  eigene  Schrotmühle  anschaffen 
oder  halten  will,  zur  Anschaffung  eines  selbstthätigen  Kontroiapparates  ge- 
zwungen ist,  sondern  auch  den  einfachen  Gossen-  und  Trieb werkverschluss. 
wie  solcher  in  Württemberg  allgemein  eingeführt  ist,  wählen  kann. 

Welche  „sonstige"  Erleichterungen  den  kleinen  Brauern  etwa  gewährt 
werden  könnten  oder  sollten,  ist  nicht  ersichtlich." 

Nachdem  der  Entwurf  des  Reichsbrausteuergesetzes  vom  22.  Februar  1880 
in  §  44  vorgesehen  hatte: 

„Denjenigen  Brauern,  welche  nach  §  11  sofort  mit  dem  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  zur  Benutzung  einer  Privatmalzmühle  mit  Messapparat  verpflichtet  sind, 
oder  welche  bei  einem  bisherigen  Malzverbrauche  von  jährlich  mindestens 
300  Centnem  den  Messapparat  innerhalb  des  ersten  Jahi-es  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  freiwillig  anschaffen ,  wird  der  Preis  des  Messapparats  neb.st  den 
Kosten  der  sichernden  Anbringung  an  der  Privatmalzmühle  ersetzt." 

war  wohl  die  Erwartung  nicht  ohne  Grund,  dass  sich  auch  bei  uns  die 
Grossh.  Regierung  zu  einem  ähnlichen,  zumal  den  kleineren  Betrieb  erleichteniden 
Verfahren  herbeilassen  würde. 
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Wir  behalten  uns  übrigens  vor.  auf  diesen  Gegen.stand  zurückzukommen, 
falls  (las  hohe  Haus  den  Beschluss  fassen  würde,  es  solle  in  die  Einzelberatung 
des  Gesetzesentwiu-fs  eingetreten  werden. 

Eine  wichtige  Frage  ist  noch  jene,  ob  der  in  Aussicht  genommene  Steuersatz 
angemessen  erscheint.  Sämtliche  Brauer  erklären  10  Mark  per  100  Kilogramm 
Malz  für  zu  hoch. 

Selbstvei-ständlich  wäre  die  Höhe  des  Steuersatzes  für  die  Brauer  nicht 
von  Belang,  wenn  die  Steuer  sicher  überwälzt  werden  könnte,  der  Brauerbund 
behauptet  aber  in  seiner  Eingabe  vom  2«>.  Januar  1.  J„  selbst  eine  Ueberwälzung 
der  im  Jahre  1880  erfolgten  Steuererhöhung  auf  den  Bierpreis  sei  bis  jetzt  fast 
nirgends  durchführbar  gewesen. 

Nähere  Nachweise  hierüber  stehen  uns  nicht  zu  Gebote,  da  nicht  einmal 
Erhebungen  über  die  leicht  erkennbaren  Schankpreise  vorliegen,  neben  welchen 
die  Zäpflerpreise  noch  in  Betracht  zu  ziehen  wären. 

In  Bayern  haben  über  die  Schank-  und  Ganteipreise  eingehende  Erhebungen 
stattgefunden.  Professor  G.  Schanz  in  Würzburg  zieht  aus  denselben  in  einem 
Aufsatz  über  die  Frage  des  Malzaufschlags  in  Bayern  —  Allgem.  Zeitimg  1883 
Nr.  :>.31  IT.  Beilage  —  folgende  Schlüsse : 

1.  Den  Brauern  sei  zu  einem  grossen  Teil,  beim  Sommerbier  sogar  der 
Hälfte,  eine  Preiserhöhimg  gelungen,  ein  kleinerer  Teil  habe  die  gleichen, 
ein  noch  kleinerer  geringere  Preise  gewähren  müssen,  wie  früher,  die 
Schankpreise  dagegen  stünden  zuiueist  noch  auf  der  Höhe  wie  1879. 

2.  Die  Abwälzung  sei  teilweise  durch  Verschlechterung  der  Qualität,  worüber 
in  Bayern  geklagt  werde,  teilweise  durch  i-ationelleren  Betrieb,  was  aber 
dem  Grossbeti'ieb  eher  möglich  sei.  als  dem  kleinen,  thunlith  gewesen 
und  auch  wirklich  ei-folgt. 

3.  Eines  stehe  ausser  Zweifel:  es  seien  die  kleinen  Brauereien,  denen  der 
Untergang  drohe. 

Die  Bayerische  Landeszeitung  ihrerseits  legt  (in  Nr.  265  vom  17.  Nov.  1883) 
dar,  dass  in  München  1880  der  Ganter-  (Zäpfler)  Preis  um  2  Pfennig  per  Liter 
erhöht  worden  sei,  während  die  Steuererhöhung  mu:  0,89  Pfennig  ausgemacht 
habe,  so  dass  den  Grossbrauem  eine  Mehreinnahme  von  mehr  als  1 V*  Million  Mark 
zugeflossen  sei. 

Im  ganzen  dürften  die  Verhältnisse  in  Baden  ziemlich  ähnlich 
liegen,  wie  in  Bayern:  der  Schankpreis  ziemlich  gleich  geblieben, 
der  Zäpflerpreis  teilweise  erhöht  worden  sein,  die  grosse  Konkur- 
renz, insbesondere  seitens  der  Grossbrauer,  eine  weitere  Ausglei- 
chung verhindert  haben. 

Ob  der  vorgeschlagene  Steuerfuss  von  10  Mark  per  Hektoliter 
gegenüber  der  seitherigen  Bieraccise  von  2  Pfennig  vom  Liter 
^esselinhalt  eine  Erhöhung  bringen  würde,  ist  mangels  eingehen- 
der Erhebungen  mit  Sicherheit  nicht  wohl  zu  beantworten. 

Zu  Grunde  liegt  dem  Steuersatz  die  Annahme,  dass  durchschnittlich 
53 ',3  Pfund  Malz  für  1  Hektoliter  fertigen  Bieres  verwendet,  bezw.  dass  aus 
1  Hektoliter  Malz  188  Liter  Bier  ausgebracht  werden,  in  welchem  Falle  die 
Steuer  der  seitherigen  gleich  bliebe,  sofern  aus  dem  Kesselinhalt  nicht  mehr  als 
75%  fertigen  Bieres  erzielt  wurdfen. 
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In  Bayern  wurden  1874—82  durchschnittlich  2:53  Liter  Bier  aus  dem  Hekto- 
liter Malz  gewonnen,  1882  nur  228,0.  In  der  Allg.  Brauer-  und  Hopfenzeitung 
vom  1.  November  1888  Nr.  87  gibt  ein  Landbrauer  sein  durchschnittliches  Aus- 
bringen aus  1  Hektoliter  Malz  zu  231,  für  1882/83  zu  222  Liter  an. 

In  der  Begründung  zum  Reichsgesetzentwurf  vom  22.  Februar  1880  ist  der 
Malzverbrauch  vom  untergäi'igen  Bier,  welches  bei  uns  allein  in  Betracht  kommen 
kann,  zu  durchschnittlich  47,6  Pfund  für  das  Hektoliter  Bier  angegeben;  der 
Verbrauch  schwankt  aber  von  03  Pfund  und  44,2  Pfund  und  ist  insbesondere 
auch  nach  den  Provinzen  sehr  verschieden. 

Im  Bezirk  München  soll  aus  1  Hektoliter  Malz  (Gewicht  circa  102  Pfund) 
erzeugt  werden: 

1.  bestes  Lagerbier 1,92  Hektoliter  \  ,      ,     ,    .,^,.  , 

-      .    „    ,        T          1  •                            f.  r.t                        (  durchschnittlich 

2.  einfaches  Lagerbier    .     .     .     .     2,21           ,  2  ^2  Hektoliter 

3.  gutes  Schenkbier  (Winterbier)     2,54           ,          '  '                       ' 
(Bericht  des  Herrn  Finanzassessors  Sahm  S.  20.) 

In  Württemberg  wurde  für  1  Hektoliter  Braunbier  1881/82:  48,23  Pfund 
Malz  versteuert,  die  Brauer  geben  jedoch  52  Pfund  als  Verbrauch  für  1  Hekto- 
liter Bier  an  (allda  S.  29). 

Bei  den  Verhandlungen  der  Sachverständigen  (Oktober  v.  .1.)  wurde  all- 
seitig anerkannt,  dass  TS"/«  des  Kessel inhaltes  als  Bier  ausgebracht  würden, 
aber  bestritten,  dass  durchschnittlich  nur  50  Pfund  Malz  für  den  Hektoliter 
fertigen  Bieres  verwendet  würden.  Die  fürstlich  Fürstenbergische  Brauerei 
Donaueschingen  verwendet  für  die  gewöhnlichen  Biere  5IV2  — 52V2  Pfund  Malz, 
bei  starken  Sorten,  Bockbier,  64^1 0  Pfund  und  berechnet  nach  der  dermaligen 
Kesselsteuer  5.11  Mark  bis  5.25  Mark  Steuer  auf  den  Centner  Malz  bei  Lager- 
bier, bei  Bockbier  4  Mark  30  Pfennig. 

Rothhaus  erzielt  aus  50  Pfund  Malz  91  Liter  Jungbier, 
„  r         «      n        r  ,      86      „      Lagerbier. 

Die  Steuer  von  1  Centner  Malz  beträgt  darnach  z.  Z. : 

vom  Jungbier 4  Mark  84  Pf 

„     Lagerbier 4      ,       56    , 

Printz  rechnet  ebenso :  4  Mark  83  Pfennig  und  bezw.  4  Mark  47  Pfennig. 

Aehnlich  Schröter,  Direktor  der  Aktienbrauerei  Löwenkeller  in  Mannheim. 
Während  dieser,  Brauverwalter  Doli  von  Donaueschingen  und  Domänenverwalter 
Rothmund  von  Bonndorf  —  Leiter  der  Brauerei  Rothhaus  —  glaubten,  dass  ein 
Steuersatz  von  5  Mark  per  Centner  annehmbar  sei  und  durchschnittlich  ge- 
rechnet, keine  wesentliche  Steuererhöhung  bringen  werde,  glaubten  Bierbrauer 
Schrempp ,  Printz  u.  a. ,  4  Mark  50  Pfg.  per  Centner  Malz  sei  der  äusserste 
Satz,  auf  welchen  gegangen  werden  könne,  wenn  nicht  eine  ungerechtfertigte 
Steuererhöhung  eintreten  solle. 

Die  Handelskammer  Mannheim  trägt  in  ihrer  Eingabe  vom  5.  Februar  1.  J. 
vor,  die  Brauerei  Eichbaum  dort  sei  bereit,  buch  massig  nachzuweisen. 
dass  sie 

1.  für  1  Hektoliter  Jung-  (Winter-)  Bier  nie  weniger  als   ...     56  Pfd. 

2.  r     ■n  51        •  gewöhnliches  Lagerbier  mindestens       ...     60     ^ 

3.  ,     ,,  r  Exportbier  bis  zu 65     ,, 

verwende,  die  neue  Steuer  brächte  also  eine  Steigerung  von  12'/«  7»- 

SU 
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Femer  wird  hervorgehoben,  die  beiden  grossen  Brauereien  in  Mannheim 
{Eichbauni  und  Löwenkeller)  \nesen  darauf  hin.  dass  die  Einsiedungsverhältnisse 
anderer  Länder,  wie  Württemberg,  Bayern  und  Preussen,  für  uns  in  keiner  Weise 
massgebend  sein  können :  ein  Land  mit  Weinkonsum  pflege  stets  stärkere,  malz- 
reichere Biere  zu  brauen,  damit  dieselben  mit  dem  Weine  einigermassen  kon- 
kurrieren könnten :  auch  in  Bayern  würden  im  weinbautreibenden  Norden  stärkere 
Biere  fabriziert ,  wie  im  Süden.  In  der  That  beträgt  auch  in  der  Pfalz  die 
Bierausbeute  von  1  Hektoliter  Malz  weniger,  als  in  Bayern  durchschnittlich; 
nach  Prof.  Schanz  in  Nr.  332,  II.  Beilage  der  Allgem.  Zeitung  nämlich  1879: 
2,05  Hektoliter.  1881  und  1882  je  2.16  Hektoliter. 

Auch  von  den  sachvei-ständigen  Mitgliedern  Ihrer  Kommission  wurde  geltend 
gemacht,  dass  bei  uns  mehr  als  50  Pfund  Malz  auf  1  Hektoliter  Bier  verwendet 
werde.  So  viel  scheint  sicher  zu  sein,  dass  die  Biere  bei  uns  stärker,  d.  h.  alkohol- 
reicher, als  in  Bayern  verlangt  und  gebraut  werden,  dass  also  die  Malzverwendung 
in  Bayern  nicht  wohl  als  massgebend  betrachtet  werden  kann. 

Angesichts  des  L'mstandes,  dass  so  A-iele  und  gewichtige  Stimmen  sich  gegen 
die  Festsetzung  der  Steuer  auf  10  Mark  per  100  Kilo  Malz  aussprechen  und  mit 
Rücksicht  auf  die  hervorgehobenen  Momente  hielten  wir  es  für  geboten,  uns  zu 
verlässigen,  welche  Stellung  die  Grossh.  Regierung  zu  der  Frage  nehme,  ob  der 
«Steuersatz  nicht  überhaupt  auf  9  Mark  herabgesetzt  werden  könne.  Die  Ant- 
wort auf  unsere  bezügliche  Anfrage  lautet: 

,Aus  den  ausführlichen  Berechnungen  und  Nachweisungen  in  der  Begrün- 
dung zum  Gesetzentwurf  erhellt,  dass,  ohne  die  derzeitige  Höhe  des  ^Ertragnisses 
der  Biersteuer  ernstlich  in  Frage  zu  stellen ,  unter  den  Satz  von  10  Mark  für 
100  Kilogramm  Malz  nicht  henint ergegangen  werden  kann.  Namentlich  muss 
in  dieser  Beziehung  nochmals  betont  werden,  dass  wenn  auch  in  manchen 
Brauereien  ein  höherer  Malzverbrauch  als  der  berechnete  Durchschnittsverbi-auch 
von  53 V3  Pfund  Malz  per  Hektoliter  Bier  zur  Zeit  stattfinden  mag.  einmal 
doch  in  vielen  Brauereien  schon  jetzt  ein  erheblich  geringerer  Malzverbi-auch 
besteht,  zum  anderen  aber  der  neue  Steuermodus  unbedingt  dahin  fühi-en  wird, 
durch  Verbesserung  des  Brauverfahrens,  insbesondere  aber  durch  Wegfall  der 
oben  ad  1  geschilderten  Nachfüllungen  mit  weniger  Malz  gleichfalls  ein 
schmackhaftes  und  genügend  starkes  Bier,  wie  in  Bayern  und  Württemberg,  zu 
erzielen.  Es  liegt  daher  die  Gefahr  eines  Steuei-ausfalls  schon  bei  dem  Satze 
von  10  Mark  für  100  Kilogramm  Malz  sehr  nahe." 

,Zu  beachten  ist  auch,  dass  eine  Herabsetzung  der  Steuer  auf  9  Mark  vor- 
aussichtlich auch  eine  Herabsetzung  des  L'ebergangssteuersatzes  für  eingeführtes 
Bier  nach  sich  ziehen  würde.  Wenigstens  konnte  Württemberg,  welches  10  Mark 
innere  Steuer  von  100  Kilogramm  Malz  erhebt,  ei-st  nach  längeren  Verhand- 
lungen die  Genehmigimg  des  Bundesrats  zur  Festsetzung  des  L'ebergangssteuer- 
satzes  für  das  nach  Württemberg  eingehende  Bier  auf  3  Mark  für  das  Hektoliter 
erlangen.  Es  würde  daher  Baden  bei  einem  Malzsteuersatze  von  nur  9  Mark 
zweifellos  einen  entsprechend  niedrigeren  Satz  (etwa  2  Mark  70  Pfennig)  erreichen 
können,  während  zur  Zeit  die  L^ebergangssteuer  für  Bier  bei  uns  3  Mark  20  Pfennig 
vom  Hektoliter  beträgt.  Auch  der  Rückvergütungssatz  für  zur  Ausfuhr  gelangendes 
Bier,  z.  Zt.  in  2  Mark  .50  Pfennig  vom  Hektoliter  bestehend,  würde  wohl  eine 
Ermässigung  erfahren  müssen." 
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„Die  Regierung  muss  Angesichts  vorstehender  Erwägungen  die  Herabsetzung- 
des  Steuersatzes  unter  den  von  ihr  vorgeschlagenen  Betrag  von  10  Mark  für 
100  Kilogramm  Malz  für  unannehmbar  erklären." 

Nahezu  die  ganze  Brauerschaft  erklärt  hiemach  den  Steuersatz  von  10  Mark 
für  100  Kilogramm  Malz  für  zu  hoch.  Selbst  die  Vertreter  des  Grossbetriebs 
in  Mannheim  erklären,  wenn  die  Steuer  9  Mark  erheblich  übersteigen  sollte,  sa 
werden  durch  die  Steuererhöhung  die  Vorteile  des  Braumalzsteuersystems  über- 
wogen und  die  Beibehaltung  der  Kesselsteuer  befürwortet.  Der  Brauerbund  be- 
hauptet, die  Existenz  der  kleinen  Brauer  sei  durch  eine  weitere  Erhöhung  der 
Biersteuer ,  die  mit  9  Mark  schon  den  Ertrag  der  jetzigen  Steuer  übersteigen 
werde,  in  Frage  gestellt;  die  kleineren  Brauer  wollen  entweder  die  Kesselsteuer 
überhaupt  beibehalten  wissen  oder  aber  doch  die  Braumalzsteuer  nur  dann  ein- 
geführt haben,  wenn  die  Auflegung  der  Steuer  progressiv  nach  der  Grösse  des 
Betriebs  erfolgt  und  so  ihren  Betriebsverhältnissen  Rechnung  getragen  wird. 
Die  Grossh.  Regierung  ihrerseits  will  angesichts  ihrer,  allerdings  nicht  strikte 
widerlegten  Berechnungen,  wonach  die  Steuern  mit  10  Mark  vom  Hektoliter 
Malz  eine  Erhöhung  nicht  brächte,  von  diesem  Steuersatz  im  Hinblick  auf  die 
Sicherung  eines  dem  seitherigen  gleichen  Steuerertrages  für  die  Staatskasse  nicht 
abgehen  und  erklärt  eine  Ermässigung  auf  9  Mark  für  unannehmbar. 

Sie  will  auch  eine  Berücksichtigung  der  kleineren  Brauereibetriebe  durch 
eine  progressive  Gesta-ltung  der  Steuer  nicht  zugestehen  und  hat  auf  wiederholte 
Verhandlung  auch  eine  desfallsige  Abänderung  des  Gesetzesentwurfs  für  unan- 
nehmbar erklärt. 

Es  kömmt  dazu,  dass  die  Einführung  der  Bi-aumalzsteuer  immerhin  manche, 
seither  nicht  gewohnten  Belästigungen,  für  die  kleineren  Brauereien  wenigstens, 
aber  auch  für  andere  Geschäftsbetriebe  mit  sich  brächte,  und  -dass  sie  den  kleinen 
Brauern  nicht  unwesentlichen  Aufwand  verm-sachen  würde. 

Brächte  der  Steuersatz,  für  die  kleineren  Betriebe  wenigstens,  eine  Steuer- 
erhöhung, so  wäre  ihr  Bestand  um  so  mehr  gefährdet,  als  sie  jetzt  schon  der 
Konkurrenz  der  Grossbetriebe  gegenüber  einen  schweren  Stand  haben.  Der 
Niedergang  der  kleinen  Brauereien  würde  auch  unsere  Landwirtschaft  schädigen, 
während  der  letzteren  gerade  aufgeholfen ,  auch  auf  Erhaltung  der  Gewerbe- 
betriebe im  allgemeinen  Interesse  hingewirkt  werden  sollte. 

Während  die  Minderheit  Ihrer  Kommission  wegen  der  oben  dargelegten 
Vorteile  der  Braumalzsteuer  trotz  der  entgegenstehenden  Bedenken  in  die  nähere 
Beratung  des  Gesetzesentwurfs  eintreten  wollte,  glaubte  die  Mehrheit,  unter  den 
geschilderten  Verhältnissen  und,  nachdem  eine  Ausgleichung  der  verschiedenen 
Interessen  innerhalb  der  Brauereigenossame ,  wie  dieser  der  Finanzverwaltung 
gegenüber  z.  Z.  nicht  erreichbar  erscheint  und  da  auch  die  Aenderung  eines 
längst  eingelebten  Steuersystems  immer  manches  Missliche  mit  sich  bringt,  auf 
eine  Beratung  des  Gesetzesentwurfes  im  einzelnen  nicht  eingehen  zu  sollen. 


Die  zweite  Kammer  trat  dem  Antrag  der  Kommission  nicht  bei,  sondern 
beauftragte  letztere ,  auch  über  die  Einzelvorschriften  des  Entwurfs  Bericht  zu 
erstatten.  Dies  geschah;  der  Entwurf  erfuhr  durch  diese  Beratung  mehrfache 
Aenderungen,    welche   den  Zweck  hatten,    einerseits  noch  weitere  zulässige  Er- 
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leichterungen  für  den  Brauereibetrieb,  insbesondere  für  die  erste  Zeit  nach 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  zu  erzielen,  anderseits  durch  möglichst  einfache  und 
klare  Fassung  des  Gesetzes  dasselbe  für  aUe  Kreise  leicht  vei-ständlich  zu  machen. 
Abgesehen  vom  Steuerfuss  ging  auch  die  Regierung  auf  die  Aendenmgen  ein. 
Nachstehend  sind  die  Abweichungen  vom  Entwurf  ersichtlich  gemacht. 

Art.  1.  Der  Verbrauch  von  Bier  unterliegt  der  Biersteuer.  Dieselbe  wird 
von  dem  im  Grossherzogtum  gebrauten  Bier  als  Braumalzstener,  vondem  ein- 
geführten Bier,  soweit  solches  nicht  der  Verzollung  unterliegt,  als  Ceber- 
gangssteuer  erhoben'). 

Art.  2  wie  A.  1  des  Regierungsentwurfs. 

Art.  3.  Bei  der  Bierbereitung  düi-fen  ziun  Ersatz  von  Malz  andere  StofTe  irgend  welcher 
Art,  also  auch  ungemalztes  Getreide  nicht  verwendet  werden.  Abs.  2  wie  im  Regie- 
rungsentwurf All.  2,  Abs.  2  '^). 

Art.  4.    Steuerbar  ist  alles  Malz,  welches 

a)  in  ungebrochenem  Zustande  innerhalb  des  Grossherzogtums  in  Mühlenräumen  oder 
irgend  einem  Teil  des  Mühlwerks  einer  Malzmühle  verbracht,  oder 

b)  in  gebrochenem  Zustande  in  das  Grossherzogtum  eingeführt  wird. 
Steuerfrei  bleibt  indes  jenes  Malz,   welches  unter  Einhaltung  der  im 

Oesetz  bestimmten  oder  im  Verordnungsweg  vorzuschreibenden  steuerlichen 
Kontrolmassregeln  zu  einem  andern  Zwecke,  als  zur  Bierbereitung  ver- 
wendet wird. 

Unter  Mühlenräumen  u.  s.  w.  wie  im  Abs.  2  imd  3  des  Regierungsentwnrfe  Art.  3. 
Abs.  5  nach  dem  Regierungsentwiuf  Alt.  4. 
Art.  5  wie  im  Regierungsentwurf. 

Art.  6.  Die  Steuer  beträgt  für  je  lOOkg  ungebrochenen  oder  gebrochenen 
Malzes,  welche  bei  einem  Brauereigeschäft  in  einem  Kalenderjahre  steuer- 
bar werden: 

a)  für  die  ersten  300  Doppelcentner  9  Mark; 

b)  für  den  Mehrverbrauch  10  Mark. 
Abs.  2  und  3  wie  im  Regiemngsentwurf. 

Art.  8.    Abs.  1  (Ziffer  l,  2  a.b  u.  3)  wie  im  Entwurf. 

Abs.  2.  Die  Steueniiekvergütung  für  Malz  wird  nach  dem  dafür  bezahltenBetrage 
geleistet.  Mengen  unter  ikg  bleiben  dabei  ausser  Berechnung.  Die  Steuervergütung  für  Bier 
wii-d  im  Verordnungswege  festgesetzt. 

Abs.  3  wie  im  Entwurf. 
Art.  9.  AVer  beim  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  eine  transportable 
öffentliche  Mühle,  eine  Privatmalzmühle,  eine  Privatschrot-  oder  Quetsch- 
mühle oder  sonstige  zum  Brechen  des  Malzes  geeignete  Vorrichtungen  oder 
Werkzeuge  besitzt  oder  später  den  Besitz  solcher  erwirbt  oder  verliert,  hat,  sei  er  Bier- 
brauer oder  nicht,  hie  von  iimerhalb  8  Tagen  dem  Steuererheber  des  Ortes,  in  welchem 
sich  die  fragliche  Mühle  oder  Vorrichtung  befindet  oder  befunden  hat .  schriftlich  Anzeige  zu 
machen  3). 

Abs.  2.  Befreit  von  dieser  Aiizeigepflicht  sind  diejenigen,  welche  gewerbsmässig  der- 
artige Vonichtungen  oder  Werkzeuge  anfertigen  oder  damit  handeln. 


';  Man  hielt  es  für  angemessen ,  den  eigentlichen  Zweck  der  Besteuerung  an  der  Spitze 
des  Gesetzes  anzugeben,  ähnlich  wie  dies  beim  Weinsteuergesetz  geschehen  ist. 

2)  Die  ausdrückliche  Hervorhebung,  dass  auch  ungemalztes  Getreide  zm*  Bereitung  nicht  ver- 
wendet werden  dürfe,  wuixie  für  notwendig  erachtet,  weil  sich  neuerdings  Bestrebungen  bemerk- 
lich machen,  durch  Verwendung  von  ungeinalztem  Getreide  im  Gemische  mit  Malz  eine  grössere 
Ausbeute  an  zuckerbildenden  Stoffen  zu  erlangen,  um  dabei  Ersparnisse  zu  erzielen.  Das 
Verbot  irgend  welcher  Malzsurrogate  nach  bajTischem  Vorgang  wm-de  schon  im  Interesse 
des  biertrinkenden  Publikums  für  zweckmässig  angesehen. 

3)  Diese  Fassung  wurde  gewählt ,  um  in"  sofort  ersichtlicher  bestimmt«r  Weise  attsza- 
sprechen,  dass  aUe  Privatschrotmühlen  ohne  Ausnahme,  auch  Futterschrotmühlen  von  Land- 
wirten der  Kontrolle  unterliegen. 
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Art.  11.    Abs.  1  nach  dem  Entwurf. 
Abs.  2.    Die  Steuerliehörde  kann  besondere  Kontrollen,  insbesondere  Anlage  des  steuer- 
lichen Verschlusses  oder  Anbringung  eines  entsprechenden ,  selbstthätigen  Kontrolleapparates 
anordnen;  sie  kann  auch  die  Beibehaltung  der  Mühle  untersagen,  wenn  solche  zum 
Jlalzbrechen  benützt  worden  ist  oder  der  Besitzer  Bierbereitung  treibt  ')• 

Art.  12.  Wer  innerhalb  des  Grossherzogtums  auf  einer  öffentlichen  Mülüe  Malz  brechen 
lassen  will,  hat 

a)  wenn  das  Malz  aus  Baden  kommt,  bei  dem  Steuererheber  des  Ortes, 
von  welchem  aus  das  Malz  zur  Mühle  verbracht  werden  soll, 

b)  wenn  das  Malz  aus  einem  anderen  Lande  eingeführt  wird,  beim 
Steuererheber  des  Eintrittsortes  mittelst  mündl^icher  oder  schrift- 
licher Anzeige  einen  Malzschein  (Mahlschein  oder,  wenn  es  sich  um  steuer- 
freien Malzbnich  handelt,  Freischein)  zu  erwirken. 

Gewerbsmässige,  inländische  Brauer  haben  zu  diesen  Anzeigen,  sofern  es  sich  nicht  um 
die  Einfuhr  von  Malz  handelt,   ein  Einschreibebuch  zu  verwenden.    Fonn  und  Inhalt  des. 
Malzscheines  und  des  Einschreibebuehes  werden  im  Yerordnungswege  bestimmt. 
Art.  1.3.    In  Abs.  1.  statt  Erlaubnisschein  zu  setzen:  „Malz  seh  ein." 
Abs.  2.    Der  Transport  wie  das  Brechen  des  Malzes  ist,  sofern   nicht  von  der  Steuer- 
liehörde  eine  Ausnahme  zugelassen  wird,  nur  an  dem  Tage,  auf  welchen  der  Malzschein  lautet 
(Gültigkeitstag  des  Scheines)  und  zwar  von  morgens  5  bis  abends  8  Uhr  gestattet. 
Art.  14.    Der  Malzschein  ist: 

a)  wenn  das  Malz  für  das  Inland  bestimmt  ist,  vor  dem  Beginn  der  Ver- 
wendung dem  Steuererheber  des  in  dem  Scheine  bezeichneten  Be- 
stimmungsortes, 

b)  wenn  das  Malz  ausgeführt  werden  soll,  bei  der  Ausfuhr  dem  Steuer- 
erheber des  im  Scheine  angegebenen  Austrittsortes  abzugeben. 

Erfolgt  die  Verwendung  oder  Ausfuhr  des  Malzes  nicht  innerhalb  der  Gültigkeitsfrist 
des  Scheines,  so  ist  letzterer  längstens  an  dem  ersten  Tage  nach  Ablauf  dieser  Frist 
im  Falle  a  an  den  Erheber  des  Bestimmungsortes,  im  Falle  b  an  den  Steuer- 
erheber des  Ausstellungsortes  einzuliefern. 

Abs.  3  wie  Abs.  2  des  Eegierungsentwurfs,  nur  ist  statt  „Erlaubnisschein-  „Malzschein" 
zu  setzen. 

Abs.  4.  Findet  innerhalb  der  Gültigkeitsdauer  des  Malz  schein  es  die  beabsichtigte 
Verbringung  des  Malzes  zur  Mühle  nicht  statt,  so  ist  der  Schein  längstens  an  dem  nächsten 
Tag  nach  Ablauf  der  Gültigkeitsfrist  dem  Erheber,  der  ihn  ausgestellt  hat,  unter 
Darlegung  des  Sachverhaltes  zurückzugeben. 

Ai-t.  15.  Will  auf  einer  öffentlichen  Mühle  das  Malzbrechen  betrieben  werden,  so  hat  der 
Inhaber  der  Mühle  (der  Müller)  dies  dem  Steuererheber  des  Ortes,  in  Welchem  die  Mühle  liegt, 
schriftlich  anzuzeigen.  Mit  dem  Brechen  des  Malzes  darf,  sofern  nicht  von  der 
Steuerverwaltung  eine  Ausnahme  zugelassen  wird,  erst  8  Tage  nach  dieser 
Anzeige  begonnen  werden2). 

Art.  16.  Statt  „Erlaubnisschein":  „Malzschein",  und  in  Abs.  2  statt  „Art.  3  Abs.  2": 
„Art.  4  Abs.  3". 

Art.  17.    Statt  „Erlaubnisschein":  „Malzscliein". 

Art.  21.    In  Abs.  l  vor  „erteilt  wird"  zu  setzen:  „in  widerruflicher  Weise". 
Am  Schluss  des  Artikels  ist  beizufügen:  Für  die  nächsten  3  Jahre  nach  Einfüh- 


1)  Der  Abs.  2  wuii'de  in  dieser  Weise  gestaltet,  weil  Zweifel  entstanden  waren,  ob  der 
letzte  Bedingungssatz  sich  nur  auf  den  zunächst  vorhergehenden  Satz  oder  auf  den  ganzen 
Absatz  beziehe. 

2)  Die  Eegierang  hielt  die  achttägige  Frist  für  erforderlich,  weil  der  Steuererheber 
seinerseits  die  Anzeige  des  Müllers  zunächst  der  zuständigen  Obereinnehmerei  zur  Kenntnis 
bringen  und  diese  dem  Steueraufsichtspersonal  die  nötigen  Weisungen  für  die  Kontrolle  geben, 
geeignetenfalls  auch  für  entsprechende  Belehrang  des  Müllers  und  dessen  Versehung  mit  Im- 
pressen sorgen  muss.  Durch  die  Ausnahme  sollte  auch  den  Fällen  Rechnung  getragen  werden, 
in  denen  etwa  sofortiges  Zulassen  des  Malzbrec-liens  im  Interesse  eines  oder  mehrerer  Brauerei- 
betriebe geboten  erscheint,  wenn  z.  B.  eine  Privatraalzmühle  wäJn-end  einer  Braucampagne 
unbrauchbar  wird. 
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rung  dieses  Gesetzes  können  als  Privatmalzmfihlen  auch  solche  Malzmühlen 
zugelassen  werden,  bei  welchen  die  unter  a  und  b  bezeichneten  Voraus- 
setzungen nicht  in  vollem  Umfang  zutreffen.  Die  Benützung  einer  Privat- 
malzmühle zu  anderen  Zwecken  als  zum  Brechen  von  Malz  ist  unter  der  von 
der  Stenerverwaltung  anzuordnenden  Kontrolle  gestattet. 

.\rt.  22.  Die  Benützung  einer  Privatmalzmühle  ohne  selbstthätigen  Zählapparat  ist  so- 
feme  nicht  eine  Aoänahme  gewährt  wird,  nur  in  der  Zeit  von  morgens  ö  bis  abends  SChr 
gestattet. 

.\bs.  2,  3,  4:  ,Malzschein-  statt  .Erlaubnisschein-.  _ 

.\it.  ii.    .Malzschein-  statt  .Erlaubnisschein-. 

Art.  2j,  27,  29,  30  desgleichen. 

.\rt.  36.    Ueberall  im  Artikel  statt  „Erlaubnisschein-  zu  setzen  .Malzschein'. 
Abs.  2.    Die   Steuerverwaltung   ist   befugt,    unter   Umständen   von   dem- 
jenigen, welcher  den  Schein  erwirkt,  die  Bestellung  einer  Sicherheit  tnr  die 
etwaige  Steuer  zu  verlangen '). 

.\bs.  5.  Findet  innerhalb  der  Gültigkeitsdauer  des  Malzscheines  die  beabsichtigte  Ein- 
fuhr des  Malzes  nicht  statt,  so  ist  der  Schein  längstens  am  nächsten  Tage  nach  Ablauf 
der  Gültigkeitsdauer  dem  Erheber,  welcher  ihn  ausgestellt  hat,  unter  Darlegung  des 
Sachverhalts  zui-ückzugeben . 

Art.  38.    Statt  .Erlaubnisschein*:  ^Malzschein-. 

Art  40.  Statt  Alt.  3  Abs.  3  ist  zu  setzen:  .\rt.  \  .\bs.  4  und  statt  Art.  3  Abs.  2: 
Art.  •*  Abs.  3. 

Art.  44.    Statt  .Erlaubnisschein":  .Malz  sehe  in". 

Art  47.  Bezüglich  der  Defraudation  derUebergangssteuer  von  Bier  bleiben 
die  Bestimmungen  von  .\rt.  9  IV  des  Gesetzes  vom  23.  Dezember  1871  (Gesetzes- 
n»d  Verordnungsblatt  S.  431)  in  Kraft. 

Art.  48  wie  Art.  47  des  Regierungsentwurfs ,  jedoch  unter  a  nach  dem  ersten  Absatz  bei- 
zufügen: Erstattet  der  Mühleninhaber  von  einer  lediglich  ans  Fahrlässigkeit 
erfolgten  Beschädigung  des  Apparates  oder  Verletzung  des  Verschlusses  dem 
Steuererheber  ohne  Verzug  Anzeige,  so  ist  nur  auf  eine  Strafe  bis  30 Mark  zu 
erkennen. 

Art  49.  Der  Eigentümer  von  Malz  oder  Bier,  welches  den  Gegenstand 
einer  Zuwiderhandlung  bildet,  sowie  jeder  Mühlenbesitzer  ist  für  Zuwider- 
handlungen, welche  sein  Ehegatte,  seine  Kinder  u.  s.  w.  wie  im  Regierungsentwurf 
Alt.  48  Abs.  1. 

.\bs.  3.  Vorstehende  BestimmHngen  (Abs.  l  u.  2;  finden  in  den  Fällen  des 
Art.  42  entsprechende  Anwendung;  dabei  hat  sich  jedoch  der  im  Abs.  l  zu- 
gelassene Nachweis  auch  darauf  zu  erstrecken,  dass  der  Brauer  von  dem 
Vorhandensein  des  Malzsnrrogates  in  seinen  Räumlichkeiten  keinerlei 
Kenntnis  hatte. 

.\rt.  50  wie  Art.  49  des  Regierungsentwnrfs. 

Art.  51  Abs.  1  wie  Art.  50  Abs.  1  des  Regierungsentwurfs. 
Abs.  2.    Mit  dem  betreffenden  Tage  treten  alle  die  Biersteuer  betreffenden  bis  dahin 
noch  gültigen  gesetzlichen  Bestimmungen,   die  in  Art  47  genannten   ausgenommen, 
nebst  sämtlichen  dazu  ergangenen  Verordnungen  ausser  Kraft. 

Art.  52  wie  Art.  51  des  Regierungsentwurfs. 

Art.  53  wie  Art.  52  des  Regierungsentwurfs. 

Die  bedeutendste  und  inhaltschwerste  Aenderung  des  Gesetzentwurfs  enthält 
Art.  0,  der  so  umgestaltet  wurde,  dass  die  effektiv  höhere  Belastung  der  Klein- 
brauer vermieden  werden  sollte.  Nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  im 
Art.  6  vorgeschlagene  Abstufung  der  Steuerauflage  einträte,  hielt  die  Kommission 
die  Einführung   der  Braumalzstfiuer,  deren  Vorzüge  sie  anerkannte,  für  rätlich. 

Der  regierungsseitige  und  der  kommissionelle  Standpunkt  kam  dabei  noch- 
mals scharf  zum  Ausdruck.     Vom  ersteren  aus  wurde  wieder  geltend  gemacht: 


Diese  Bestimmung  wurde  der  Weinsteuer  nachgebildet. 
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a)  „ein  Steuersatz  von  10  Mark  für  100  kg  sei  unter  keinen  Umständen  zu 
hoch  und  bringe  keine  Steuerei'höhung ; 

b)  Die  Herabsetzung  desselben  werde  einen  namhaften  Steuerausfall  bringen, 
zumal  die  Bierbrauer  bei  Einführung  der  Braumalzsteuer  in  der  Lage 
seien,  ihre  Biere  minderhaltiger  zu  machen,  weil  sie  dieselben  ohne  An- 
stand besser  auskochen  könnten ; 

c)  es  sei  für  die  Verbrauchssteuern  ein  einheitlicher  Satz  erforderlich,  wenn 
dieser  verschieden  sei,  gebe  es  Anstände  bezüglich  der  Besteuerung  des 
einzuführenden  Bieres  und  der  Steuerrückvergütung  für  auszuführendes 
Bier; 

d)  die  Festsetzung  eines  niederen  Steuerfusses  für  die  geringeren  Beti'iebe  sei 
eine  Prämie  auf  den  Mangel  an  Rührigkeit ;  auch  die  kleineren  Geschäfte 
könnten  durch  rationelleren  Betrieb  ihre  Verhältnisse  vei'bessem  und 

e)  jedenfalls  würden  die  Bierbrauer  die  Steuer  früher  oder  später  auf  die 
Biertrinker  überwälzen. " 

Dem  gegenüber  betonte  die  Kommission: 

1.  „Die  Erklärung  sämtlicher  Bierbrauer,  dass  ein  Steuersatz  von  10  Mark 
für  100  Kilogramm  Malz  ihnen  eine  Steuererhöhung  bringen  werde,  ver- 
dient um  so  mehr  Beachtung,  als  selbst  die  Brauerei  Rothhaus,  welche 
nicht  immer  das  stärkste  Bier  liefert,  bisher  durchschnittlich  nur  9  Mark 
40  Pfennig  vom  Doppelcentner  Malz  in  der  Bierkesselsteuer  bezahlt  hat. 
Angesichts  dieser .  gewiss  nicht  einseitig  zu  Gunsten  der  Bierbrauer  er- 
folgten Angabe  eines  im  Brauereibetrieb  thätigen  Staatsbeamten  gewinnen 
die  Behauptungen  der  Brauer  insbesondere  insofern  sehr  an  Gewicht, 
als  bei  unserem  Vorschlag  die  kleineren  Brauer  vorzugsweise  in  Betracht 
kommen,  und  konnten  wir  uns  nicht  davon  überzeugen,  dass  eine  Steuer 
von  10  Mark  für  100  Kilogramm  Malz  eine  Steuererhöhung  im  allgemeinen 
nicht  bringen  werde. 

In  dieser  Anschauung  konnte  uns  auch  der  geringere  Malzverbrauch 
in  anderen  Ländern  nicht  beirren,  weil  die  Brauweise  und  der  Geschmack 
des  Publikums  gar  verschieden  ist  und  bei  uns  in  der  That  kräftigere 
Biere  geliebt  werden. 

Darin  war  übrigens  die  Grossh.  Regierung  mit  Ihrer  Kommission  ein- 
verstanden ,  dass  eine  höhere  Besteuerung  des  Bieres  bei  Einführung  der 
Braumalzsteuer  im  ganzen  nicht  eintreten  solle. 

2.  Nach  dem  Gesagten  müssen  wir  annehmen,  dass  unser  Vorschlag  einen 
Steuerausfall  gegenüber  dem  seitherigen  Ergebnis  der  Bierkesselsteuer 
nicht  bringen  werde ;  aber  auch  gegenüber  dem  Ergebnisse  eines  einheit- 
lichen Steuersatzes  von  10  Mark,  an  welchem  die  Grossh.  Regiemng  fest- 
hält, ist  der  Ausfall  nicht  von  so  grossem  Belange.  Es  beträgt  für  die- 
jenigen Braugeschäfte,  welche  überhaupt  nur  bis  zu  300  Doppelcentner 
Malz  versieden,  wenn  man  selbst  die  Steuersummc  aller  derer,  die  seither 
bis  zu  3000  Mark  Kesselsteuer  bezahlt  haben,  zu  Grunde  legt,   für  diese 

nur  rund 110,000  M. 

für  die  übrigen  199  Brauer  je  300  Mark,  rund 60,000    , 

im  ganzen  also  rund 170,000  M. 
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Er  wird  sich  überdies  noch  ziemlich  vermindern  dadurch,  dass  die 
Gesamtzahl  und  -Steuersumme  jener  Brauer,  welche  nur  bis  zu  300  Doppel- 
centner  Malz  verbrauchen,  eine  geringere  sein  Avird,  als  derjfenigen,  welche 
bis  dahin  jährlich  bis  zu  3000  Mark  Kesselst«uer  bezahlt  haben.  Zndem 
findet  im  allgemeinen  eine  Verschiebung  der  Brauereien  nach  den  aus- 
gedehnteren Betrieben  zu  statt.   ' 

So  betrug  die  Zahl  der  Bierbrauer  mit  einer  jährlichen  Steuerzahlung 
bis  500  M.     von  500-1000  M.     von  1000-3000  M.     über  3000  M. 


1879 

769 

368 

1880 

693 

363 

1881 

591 

390 

1882 

581 

408 

273 

151 

376 

171 

432 

210 

389 

199 

wobei  überdies  in  Betracht  kommt,  dass  auch  die  grösseren  Brauereien 
noch  bestrebt  sind ,  ihren  Betrieb  weiter  auszudehnen  (Statistisches  Jahr- 
buch 1881  und  besondere  Zusammenstellung  für  1882). 

Dass  die  Bierbrauer  infolge  Einführung  der  Braumalzsteuer  ihre  Biere 
geringer  machen  würden,  als  seither,  ist  um  so  weniger  zu  erwarten,  als 
der  Geschmack  des  Publikums  eine  Aenderung  leicht  herausfinden,  und 
diese  den  Brauer  bei  der  grossen  Konkurrenz  schwer  schädigen  würde. 

3.  Der  einheitliche  Steuersatz  besteht  auch  beim  Branntwein  nicht ;  so  wenig 
die  Verschiedenheit  des  Steuersatzes  bei  dessen  Besteuerung  Anstände 
biing^ ,  ebenso  wenig  sind  solche  bei  der  Braumalzsteuer  zu  erwarten. 
Für  die  Uebergangssteuer  kann  jedenfalls  der  höchste  Steuersatz  in  Rech- 
nung gebracht  und  in  Rücksicht  gezogen  werden,  dass  regelmässig  nur 
kräftigere  Biere  zur  Einfuhr  kommen ;  bei  der  Ausfuhr  aber  wurde  auch 
seither  nicht  der  voUe  Steuerbetrag  vergütet  (2  Mark  50  Pfennig  vom 
Hektoliter)  und  würde  die  Vergütung  höher  werden  als  seither,  wenn 
auch  nur  der  niederste  Malzsteoersatz  voll  berücksichtigt  würde. 

4.  Die  Abnahme  der  ganz  kleinen  und  die  Zunahme  der  grösseren  Brauereien, 
welche  sich  offenbar  dadurch  vollzogen  hat.  dass  die  ersteren  ihren  Be- 
trieb gesteigert  haben,  beweist,  dass  auch  die  kleineren  Bierbrauer  nicht 
unstrebsam  sind;  aber  auch  bei  aller  Rührigkeit  kann  der  Kleinbetrieb 
sich  nicht  alle  Vorteile  des  Grossbetriebes  verschaffen. 

Unseres  Erachtens  ist  es  zudem  Pflicht  der  Volksvertretung,  dahin  zu 
wirken,  dass  diese  kleineren  Brauereien,  welche  einen  Teil  unseres  guten 
Mittelstandes  repräsentieren,  betriebsfähig  erhalten  bleiben.  Auch  die 
Steuerkasse  wird  davon  nur  Vorteil  haben. 

5.  Dass  die  Bierbrauer  suchen  müssen,  die  Bier-,  beziehungsweise  Braumalz- 
steuer auf  die  Biertrinker  zu  überwälzen .  i.st  selbst\'erständlich .  ja  die 
Uebei-wälzung  muss  von  der  Steuergesetzgebung  vorausgesetzt  werden: 
allein  zur  Zeit  ist  noch  nicht  nachgewiesen,  dass  die  letzte  Erhöhung 
der  Biersteuer  bei  uns  vollständig  überwälzt  ist.  das  Gegenteil  wird  be- 
hauptet und  ist  für  Bayern  teilweise  nachgewiesen.  Um  so  vorsichtiger 
wird  man  bezüglich  einer  etwaigen  weiteren  Steuererhöhung  ^ein  müssen." 

Bei   der   Beratung   in    der   zweiten  Kammer  drehte   sich   fast   die   ganze 
Debatte    um    den    Artikel    6.      Der   Präsident    des   Gro.'ish.    Finanzministeriums 
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Geheimerat   Elstätter    führte    aus,    weshalb   er    den    Kommissionsantrag  be- 
kämpfen müsse. 

Das  Hohe  Haus  habe  den  seiner  Konnnission  erteilten  Auftrag,  in  die  Detailberatung 
der  Vorlage  einzugehen ,  sicherlich  nicht  zu  bei'euen ,  da  infolge  desselben  eine  zum  Vorteile 
des  Entwurfes  gereichende,  durchaus  mit  Saclikenntnis  vorgenommene  Umarbeitung  desselben 
erzielt  und  zugleich  die  auch  in  den  eingekommenen  Petitionen  und  von  den  seitens  der 
Grossh.  Regierung  befragten  Sachverständigen  einstinnnig  ausgesprochene  Ueberzeugung  für 
die  Kommission  gewonnen  worden,  dass  die  Braumalzsteuer  im  Principe  entschieden  den  Vorzug 
vor  der  Kesselsteuer  verdiene,  dass  sie  unzweifelhaft  die  Steuer  der  Zukunft  sei. 

Nur  ein  Hauptpunkt,  die  Nonnierang  des  Steuerfusses,  rufe  Meinungsverscliiedenheiten 
hervor.  Dieser  Punkt  habe  ihn  auch  veranlasst,  gegenüber  den  eingelaufenen  Petitionen  eine 
gewisse  Zurückhaltung  zu  beobachten,  weil  er  überzeugt  gewesen,  dass  es  stets  schwierig  sein 
werde,  den  Steuerfuss  festzusetzen,  da  die  Interessenten  wohl  jeden  von  der  Regierang  vorzu- 
schlagenden Steueifuss  zu  hoch  finden  würden. 

An  sich  aber  liege  die  Sache  einfach.  Man  sei  ja  darüber  einig ,  dass  einerseits  eine 
Steuererhöhung  nicht  eintreten  solle,  dass  anderseits  aber  die  Staatseinnahmen  auch  keinen 
Ausfall  erleiden  dürften .  Es  scheine  sonach  nur  ein  Rechenexempel  gelöst  werden  zu  müssen. 
Man  kenne  ja  den  dermalen  bestehenden  Steuersatz  für  ein  Hektoliter  Bier,  habe  also  nur 
festzustellen,  welche  Gewichtsmengen  an  Malz  durchschnittlich  für  diese  Quantität  Bier  ver- 
wendet werde,  und  dann  die  so  gefundene  Menge  dem  demialigen  Steuersatze  zu  unterwerfen. 
Allein  gerade  die  Frage,  wie  viel  Malz  durchschnittlich  für  ein  bestimmtes  Quantum  Bier  zur 
Verwendung  komme,  werde  verschieden  beantwortet.  Die  Grossh.  Regierung  sei  auf  Grund 
ihrer  mit  voller  Objektivität  angestellten  Ennittelungen  zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  dass  im 
Grossherzogtum  durchschnittlich  höchstens  50  Pfund  Malz  für  Herstellung  eines  Hektoliters 
Bier  verwiendet  würden.  Man  habe  dalier  den  hiernach  ermittelten  nach  unten  abgerandeten 
Satz  von  10  M.  60  Pf.  in  den  ursprünglichen  Entwurf  aufgenommen.  Bei  der  Beratung  hätten 
jedoch  die  als  Sachverständige  zugezogenen  Bierbrauer  in  ihrer  übei-wiegenden  Mehrheit  erklärt, 
der  Ansatz  sei  zu  optimistisch,  sie  verwendeten  mehr  als  .öo  Pfund  Malz  auf  die  genannte 
Menge  Bier.  Die  Grossh.  Regierang  habe  darauf  hin  einen  Satz  von  nur  10  Mark  für  den 
Doppelcentner  Malz'  in  den  dem  Hause  vorgelegten  Entwurf  aufgenommen,  in  der  Hoffnung, 
damit  einen  Kompromiss  gestiftet  zu  haben,  da  der  neue  Steueransatz  die  Vei-wendung  von 
531,;;  Pfund  Malz  auf  das  Hektoliter  Bier  voraussetze.  Allein  auch  hiergegen  hätten  sich  sofort 
Petitionen  erhoben. 

Die  Grossh.  Regierang  sei  jedoch  der  Ansiclit,  dass  man  in  dem  Steuersatze  nicht  noch 
weiter  zurückgehen  könne,  wenn  man  die  Einnahmen  aus  der  Bierbesteuerung  annähernd  auf 
der  bisherigen  Höhe  erhalten  wolle,  um  so  weniger  als  wie  es  seinerzeit  den  Braueni  Bayerns 
und  Württembergs  gelungen  sei,  den  Verbrauch  an  Malz  einzuschränken,  so  auch  den  Brauern 
Badens  das  Gleiche  gelingen  werde,  da  ja  die  Verliältnisse  in  diesen  Ländern  ungefähr  dieselben 
seien,  wie  in  unserem  Lande.  —  Man  habe  dem  Regierungsvorschlage  entgegengehalten: 
einmal,  dass  die  ärarisclie  Brauerei  Rothhaus  selbst  bei  den  Sachverständigen-Beratungen  einen 
liöheren  Malzverbrauch  angegeben  habe,  der  nur  zu  einem  Steuersatz  von  9  M.  60  Pf.  führe, 
und  daraus  den  Schluss  gezogen,  dass  der  durchschnittliche  Malzverbrauch  überhaupt  ein 
höherer  sei,  als  die  Finanzverwaltung  initerstelle.  Redner  dagegen  ziehe  aus  jener  Mitteilung 
nur  den  Schluss,  dass  die  Brauerei  Rothhaus  unter  sehr  schwierigen  Verhältnissen  arbeite,  und 
daram  für  die  Folge  bemüht  sein  müsse,  ihren  abnonn  hohen  Malzverbrauch  einzuschränken. 
Des  weiteren  habe  man  geltend  gemacht,  Baden  sei  ein  weinbauendes  Land  und  schon  aus 
diesem  Grunde  verlange  man  hier  ein  stärkeres,  malzreicheres  Bier;  der  Vergleich  mit  Bayern 
und  Württemberg  sei  deshalb  nicht  stichhaltig.  Auch  diese  Auffassung  vennöge  er  für  zutreffend 
nicht  zu  erachten ,  da  nach  den  der  Gi'ossh.  Regierung  zur  Verfügung  gestellten  amtlichen 
Ennittelungen  in  der  Rheinx)falz ,  die  docli  gewiss  auch  ein  weinbauendes  Land  sei,  nur 
46—47  Pfund  Malz  für  den  Hektoliter  Bier  verwendet  würden.  Die  Grossh.  Regierung  bringe 
,danim  absolut  keine  zu  holie  Steuer  in  Anforderung. 

Der  Vorschlag  der  Kommission ,  den  er  als  unannelmibar  bezeichnen  müsse ,  habe  vor 
allem  das  Bedenken  gegen  sich ,  dass  er  die  Biersteuer  als  eine  auf  den  gewerblichen  Betrieb 
gelegte  Steuer,  nicht  als  eine  Konsumtionsabgabe  auffasse.  Letzteres  aber  sei  allein  zutreffend. 
Die  Konsumtionsabgabe  aber  müsse  auf  den  Konsumenten  überwälzt  werden  und  dies  geschehe 
auch  bei  der  Bierbesteuerung,  wenngleich,  jvie  er  gerne  zugebe ,  in  der  ersten  Zeit  nach  Ein- 
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fnbraug  einer  neuen  deiaitigcu  Abgabe  vorübergehend  Schwierigkeiten  in  den  Weg  treten 
könnten.  Diese  üeberwälzung  nehme  der  kleine  Brauer  vor,  wie  der  grosse;  allerdings  erziele 
ja  der  eretere  infolge  seiner  durch  die  Xatur  der  Verhältnisse  bedingten  geringeren  Konkurrenz- 
fähigkeit in  der  Regel  einen  geringei-en  Untemehmergewinn ,  aber  die  Steuer  überwälze  er 
unbedingt  mit  seinen  Pi'oduktionskosten ,  andernfalls  würde  ja  der  Geschäftsbetrieb  für  ihn 
kaum  möglich  sein. 

Der  Vorschlag  der  Kommission  habe  auch  noch  das  weitere  Bedenken  gegen  sich,  dass 
er  die  Steuererleichterung  dem  Grossbrauer  wie  dem  Kleinbrauer  zu  gute  kommen  lasse,  während 
doch  absolut  kein  vernünftiger  Grund  bestehe,  dem  Grossbrauer  ein  solches  Geschenk  zu  machen. 
Des  weiteren  würde  dei-selbe  zu  Schwierigkeiten  bei  Feststellung  der  Uebergangsabgaben  führen, 
insbesondere  aber  der  Staatskasse  einen  St«uerausfaU  von  l70,ooo  M.  veranlassen.  In  Wahiheit 
stelle  sich  die  vorliegende  Frage  der  Hauptsache  nach  als  eine  Fi-age  des  Staatshaushaltes  dar. 
Wolle  man  deu  bisherigen  Steuereiti-ag  sichern,  dann  düife  man  nicht  von  Unterstellungen 
ausgehen,  die  den  Ertrag  zweifelhaft  machten.  Als  Hauptbedenken  müsse  dabei  noch  betrachtet 
werden,  dass  die  Brauer  künftig  ohne  Zweifel  zu  einem  geringeren  Malzverbi-auch  schreiten 
und  dadurch  die  Staatskasse  voraussichtlich  erheblich  benachteiligen  würden.  Ein  Eiiinahme- 
ausfall  sei  aber,  wie  bereits  wiederholt  hei-vorgehoben,  gerade  in  dem  gegenwärtigen  Zeitpunkte 
besonders  bedenklich,  wo  es  gelte,  den  Zweck  des  kaum  beschlossenen  Einkommensteuer- 
Gesetzes  sicher  zu  stellen,  dui'ch  Vermeidung  von  Einnahmeverminderung  und  Ausgaben- 
vermehrung, soweit  dies  thunlich  erseheine.  Seit  den  letzten  Jahren  befänden  sich  ja  die 
Staatsausgaben  in  ständigem  Wachsen,  dieselben  hätten  im  ordentlichen  Etat  der  Periode 
187879  69  3Iillionen  betragen,  188081  75,li2.000  M.,  1882183  77,311,000  M.  und  für  die  Jahre  18848» 
seien  "8,164,000  31.  vorgesehen. 

Das  gegenwärtige  Budget  schliesse  damit  ab,  dass  von  der  Amortisationskasse  ein 
Zuschnss  von  etwa  21.5,000  M.  zu  leisten  sei,  was  allerdings  nicht  als  bedenklich  erachtet  werden 
könne,  allein  eine  Verminderung  der  zur  Zeit  freilich  noch  starken  Reichseinnahmen  sei, 
namentlieli,  nachdem  am  1.  Apiil  das  Etatsjahi"  mit  einer  Jlindereinnahme  von  6  Millionen  Mark 
aus  der  Tabaksteuer  abgeschlossen  habe,  was  füi'  Baden  einen  Ausfall  von  200,000  M.  bedeute, 
nicht  ausgeschlossen,  femer  seien  auch  die  Einnahmen  aus  der  Zuckersteuer  erheblich  zurück- 
gegangen ,  dazu  komme  der  Ausfall  an  Gerichtsgebühren ,  der ,  wenn  man  bei  Aufetellung  des 
gegenwältigen  Budgets  bereits  das  Ergebnis  des  Jahres  1883  hätte  zu  Grunde  legen  können, 
nicht  bloss  auf  440,000  M. ,  sondern  auf  etwa  750.000  M.  hätte  festgestellt  werden  müssen  und 
zudem  sei  die  VeiTingemng  dieser  Einkünfte  noch  im  Gange ;  des  weiteren  sei  ein  Mehraufwand 
für  die  Armenpflege  im  Betrag  von  152,000  M.  in  das  Budget  eingestellt  worden,  der  sich  infolge 
der  nach  den  Beschlüssen  der  Kammern  nach  Massgabe  der  Rechntingsabschlüsse  von  1883  an 
die  Kreise  zu  leistenden  Vergütung  um  Erhebliches  erhöhe,  femer  sei  für  Vei-sorgung  der 
Hinterbliebenen  der  Angestellten  ein  Betrag  eingestellt,  der  sich  aber  nach  neuerlicher  Be- 
rechnung schon  für  das  laufende  Jahi"  um  etwa  23—25,000  M.,  im  nächsten  Jahr  aber  schon  um 
30,000  M.  erhöhen  werde,  dazu  komme  noch  eine  Summe  von  etwa  33.000  M.  für  Versorgung 
der  Volksschnllehrer-Relikten ,  die  im  Budget  gleichfalls  nicht  vorgesehen  sei ;  das  Gesetz  be- 
trefiend  die  Staatsbeiträge  zu  den  Volksschullehi'er-Gehalten  werde  einen  Mehi-aufwand  von 
77,000  M.  veiTirsachen ;  das  Sti-assengesetz  verlange  weitere  100,000  M.  jähi'Uch,  während  der 
ei-sten  drei  Jahie  nach  den  Beschlüssen  des  Hohen  Hauses  sogar  200,000  M.;  endlich  seien 
noch  die  auf  Grand  der  Ergebnisse  der  landwirtschaftlichen  Enqnete  geforderten  Summen 
zu  beiücksichtigen. 

Bei  dieser  Sachlage  würde  Redner  in  der  Lage  gewesen  sein,  Xachtragsforderungen 
einbiingen  zu  müssen,  wenn  er  nicht  mit  Rücksicht  dai-auf,  dass  gerade  die  Biersteuer  im 
Jahr  1883  gegen  das  Voijahr  ein  Mehreiträgnis  von  circa  700,000  M.  geliefert  habe ,  sich  hätte 
entschliessen  können,  auf  einen  Xachtiagsetat  zu  verachten.  Nun  die  Eiträgnisse  gerade 
dieser  Steuer  in  Frage  zu  stellen,  gehe  nicht  an.  Hier  also  müsse  er  das  Hohe  Haus  dringend 
lun  Voi-sicht  bitten,  auch  ersuchen,  nicht  lediglich  die  Interessenten,  sondern  auch  die  Ordnung 
des  Staatshaushalts  im  Auge  zu  behalten  und  dafür  zu  sorgen,  dass  die  neue  Einkommensteuer 
ihie  Wirkung  nicht  verfehle.  Trete  wirklich  bei  dem  seitens  der  Grossh.  Regierung  vor- 
geschlagenen Steuersatze  ein  Mehrerträgnis  ein,  so  könne  man  ja  immer  noch  später  eine 
Ermässigung  vornehmen ;  bei  .\nnalune  des  Kommissionsvorschlages  aber  sehe  man  klai-  einen 
Steuei-ausfall  voi-a^s,  für  den  Redner  die  Verantwortung  nicht  zu  übernehmen  veimöge.  Um 
das  Entgegenkommen  der  Grossh.  Regierung  zu  beweisen ,  habe  er  der  Kommission  die  An- 
detrtung  gemacht,  man  könne  etwa  während  einer  Uebergangsperiode  von  drei  Jahien  von  deu 
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kleineren  und  mittleren  Brauern  die  bis  zu  500  Doppelcentner  Malz  jährlich  verbrauchten,  bis 
zu  200  Doppelcentner  nur  9  Mark  Steuer  erheben.  Die  Kommission  sei  jedoch  auf  diesen 
\'orschlag  nicht  eingegangen.  Sollte  derselbe  aus  der  Mitte  des  Hauses  erneuert  werden,  so 
wäre  die  Grossh.  Regierung  bereit,  auf  denselben  einzugelien  trotz  ihrer  Bedenken  gegen  Ein- 
führung eines  zweifachen  Steuersatzes  und  allein  in  dem  Bestreben,  das  Gesetz ,  wenn  ii'gend 
möglich,  zustande  zu  bringen.  Gelinge  letzteres  nicht,  dann  würden  von  neuem  die  Petitionen 
an  das  Hohe  Haus  gelangen.  Die  Grossh.  Regierung  aber  würde,  wenn  sie  dem  erneuten 
Begehren  der  Petenten  Rechnung  tragen  wollte,  stets  bei  Festsetzung  des  Steuerfusses  bei  den 
interessierten  Kreisen  auf  den  gleichen  Stein  des  Anstosses  treffen  und  dieser  Intei'essenstreit 
werde,  wie  die  heutige  Verhandlung  zeige,  in  diesem  Hohen  Hause  seine  Fortsetzung  finden. 
Unter  stjlchen  Umständen  werde  Redner  nicht  mehr  die  Ehi'e  haben,  ein  Braumalzsteuer- 
Gesetz  vorzulegen;  vielleicht  werde  es  später  doch  einmal  wieder  dazu  kommen  und  dann 
würden  olme  Zweifel  die  liberalen  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Entwurfes  volle  An- 
<'rkennung  finden,  aber  die  Schwierigkeiten  mit  der  Umrechnung  des  Steuersatzes  würden 
wohl  immer  die  gleichen  bleiben.  Er  bitte  das  Haus  dringend,  zum  Zustandekommen  des 
Gesetzes  beizutragen  und  damit  den  allgemeinen  Interessen  sowohl,  als  denen  der  zunächst 
Beteiligten  Befriedigung  zu  verschaffen. 

Die  Redner  aus  der  Kammer  waren  in  der  Mehrheit  Gegner  des  Entwurfs, 
manche  hielten  selbst  den  Kommissionsantrag  für  den  Kleinbetrieb  nicht  für  aus- 
reichend und  wünschten  Beibehaltung  der  Kesselsteuer,  eventuell  Einführung  der 
Fabrikatsteuer  für  den  Grossbetrieb.  Andere  plaidiei-ten  bezüglich  des  Steuer- 
satzes für  einen  Mittelweg.  Auf  Grund  dieser  Aeusserungen  wurden  auch  zwei 
Vermittlungsvorschläge  gemacht,  denen  gegenüber  die  Regieining  sich  nicht 
gerade  ablehnend  verhielt.  Der  eine  wollte  statt  10  Mark  den  Satz  9,60 ; 
hiebei  ging  man  von  der  Ansicht  aus,  dass  dieser  Steuersatz  für  die  klei- 
neren Brauer  noch  erschwinglich  sei,  der  Ergiebigkeit  der  Steuer  aber  keinen 
P]intrag  thue.  Der  andere  Antrag  bezielte  ein  Provisorium  von  3  Jahi'Cn; 
während  dieser  Zeit  sollten  nur  die  Grossbrauer  den  vollen  Satz  von  10  M. 
zahlen,  während  den  Kleinbrauern  eine  Begünstigung  für  diese  Uebergangszeit 
zugedacht  war. 

Beide  Anträge,  sowie  der  der  Kommission,  wurden  abgelehnt,  letztere  aber 
l)eauftragt,  zu  beraten,  ob  und  durch  welche  anderweitigen  Vorschläge  eine  zur 
.Annahme  des  Entwurfs  führende  Versöhnung  der  sich  bekämpfenden  Meinungen 
liei'beigeführt  werden  könne. 

Die  Majorität  der  Kommission  einigte  sich  dahin,  dass  für  die  nächsten 
'■]  Jahre  den  Kleinbrauern  (deren  Malzverbrauch  in  einem  Jahr  300,  bezw\  600 
Doppelcentner  nicht  übersteigt)  für  den  Doppelcentner  1  Mark  rückvergütet  werde. 
Der  bei  Annahme  dieses  Vorschlages  eintretende  Steuerausfall  wurde  auf  höchstens 
130,000  M.  angegeben,  betrug  also  weniger,  als  der  schon  durch  den  im  Art.  6 
des  Regierungsentwurfs  festgesetzte  Steuersatz  von  10  M.  pro  100  Kilogramm  Malz 
bedingte  Ausfall.  Dem  künftigen  Landtage  sollte  es  nach  Ablauf  der  3  Jahre 
vorbehalten  bleiben,  auf  Grund  der  dann  vorliegenden  konkreten  Verhältnis.se 
über  den  Betrag  der  Steuerrückvergütung  zu  beschliessen. 

Die  Minorität  schlug  einen  Steuersatz  von  9,50  Mark  für  je  100  Kilogramm 
Malz  vor.  wollte  aber  ausserdem  noch,  um  den  Kleinbrauem  den  ihnen  durch  die 
neuen  Kontrolmassregeln  u.  s.  w.  erwachsenden  Mehraufwand  an  Betriebsunkosten 
zu  erleichtern,  für  die  nächsten  3  Jahre  den  Brauern,  welche  weniger  als  300 
Doppelcentner  in  einem  Jahre  versteuern,  eine  Steueriückvergütung  von  50  Pf. 
für  den  Doppelcentner  gewähren. 
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Die  Regierung  erklärte  den  Minoritätsvorschlag  für  absolut  unannehmbar, 
da  derselbe  einen  ständigen  Steuerausfall  von  210,000  M.  jährlich  und  fär  die 
ersten  3  Jahre  einen  solchen  von  231,000  M.  involviere.  Für  den  Majoritalsvor- 
schlag  konnte  sich  die  Regiening  zwar  auch  nicht  erwärmen,  wollte  aber  den- 
selben in  Erwägung  ziehen. 

Bei  der  Abstimmung  wurde  der  Majoritätsanti-ag  als  Zusatz  zu  Art.  6 
angenommen,  ebenso  die  übrigen  Artikel.  Bei  der  namentlichen  Schlussab- 
stimmung über  die  ganze  Vorlage  aber  ergab  sich  Stimmengleichheit ;  der  Stich- 
entscheid des  Präsidenten  führte  zur  Verwerfungr  des  Gesetzentwurfs. 
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In  dem  vorigen  Heft  des  Finanzarchivs  wurde  von  E.  Francke  in  ausführ- 
licher Weise  über  das  neue  preussische  Staatsschuldbuch  berichtet  und  hiebei 
zugleich  der  bezüglichen  Einrichtungen  in  andern  Ländern  gedacht. 

In  dieser  Uebersicht  ist  nicht  auf  die  Verhältnisse  in  Elsass-Lothringen 
eingegangen.  Dieselben  verdienen  aber  Beachtung,  insofern  als  die  deutsche 
Verwaltung  in  Elsass-Lothringen  auf  Initiative  des  ünterstaatssekretärs  G.  v.  Mayr 
vor  zwei  Jahren  das  Staatsschuldbuch  im  wesentlichen  nach  französischem  Muster 
mit  allen  möglichen  Erleichterungen  für  die  Staatsgläubiger  eingeführt  hat. 

Die  Grundbestimmungen  über  dieses  Schuldbuch  sind  in  deni  Finanzgesetz 
für  das  Etatsjahr  1881/82  enthalten,  und  werden  die  relevanten  Paragraphen 
nachstehend  zum  Abdruck  gebracht. 

§  4. 
Zur  Deckung  etc.  können  nach  Bedarf  zur  Beschaffung    einer   den  Betrag 
von    1,300,000  Mark   nicht   übersteigenden   Summe   dreiprozentige   Renten    ent- 
weder auf  den  Namen   der  Erwerber   eingeschrieben   oder   durch  Ausgabe   von 
Rentenbriefen  auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber  bestellt  werden. 


Die  Renten  lauten  auf  die  Landeskasse  von  Elsass-Lothringen.  Der  Kauf- 
preis derselben  wird  durch  das  Ministerium  bestimmt. 

§  «•■ 

Die  Einschreibung  der  Renten  wird  durch  das  Ministerium  verfügt  und 
erfolgt  durch  die  Landeshauptkasse ,  welche  dem  Erwerber  einen  Auszug  aus 
der  bewirkten  Einschreibung  erteilt.  Die  Rentenbriefe  werden  durch  das 
Ministerium  ausgefertigt. 

§  7- 

Die  halbjährlich  fälligen  Ziele  der  eingeschriebenen  Renten  werden  durch 
die  Landeshauptkasse  und  durch  die  hiezu  besonders  ermächtigten  Landeskassen 
gegen  Vorzeigung  des  erteilten  Auszuges  aus  der  Einschreibung  gezahlt.  Den 
Rentenbriefen  werden  Coupons  beigegeben,  welche  nach  eingetretener  gleichfalls 
halbjährlicher  Fälligkeit  bei  allen  Landeskassen  an  Zahlungsstatt  anzunehmen 
sind  und  durch  die  Landeshauptkasse  und  die  Bezirkshauptkassen  eingelöst 
werden. 

876 


Staatsschnldverschreibung  in  Elsass-Lothringen.  4^y 

§8- 
Gegen  Röckgabe  des  Rentenbriefs  mit  den  noch  nicht  verfallenen  Coupons 
kann  der  Inhaber  jederzeit  Einschreibung  der  verbrieften  Rente  auf  seinen 
Namen  verlangen.  Ebenso  kann  gegen  Röckgabe  des  erteilten  Auszugs  aus  der 
Einschreibung  einer  Rente  deren  Löschimg  und  Ausfertigung  von  dem  Betrag 
der  Rente  entsprechenden  Rentenbriefen,  beziehungsweise,  sofern  zurückgelieferte 
Rentenbriefe  aufbewahrt  sind,  deren  Wiederherausgabe  verlangt  werden. 

§  9. 

Eigentumsöbergänge  an  eingeschriebenen  Renten  sind  der .  Landeskasse 
gegenüber  nur  wirksam ,  sofern  deren  Umschreibimg  auf  den  neuen  Enverber 
veranlasst  ist.  Hat  die  Uebertragung  durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden 
stattgefunden,  so  hat  die  Umschreibung  auf  Antrag  des  Veräusserers  oder  seines 
Bevollmächtigten  zu  erfolgen.  Ist  der  L'ebergang  auf  andere  Art  bewirkt,  so 
haben  die  Erben  oder  Rechtsnachfolger  des  Eingeschriebenen  ein  Eigentums- 
zeugnis vorzulegen,  welches  beim  Vorhandensein  notarieller  oder  gerichtlicher 
Teilungsakte.  Testamente  oder  Inventare  von  dem  betreffenden  Notar  oder  Ge- 
richtsschreiber, sonst  von  dem  Amtsrichter  des  Wohnortes  des  Eingeschriebenen 
auf  Grund  der  gerichtlichen  Akten  oder  auf  die  eidesstattliche  Erklärung  zweier 
Zeugen  aufzunehmen  und  vom  Landgerichtspräsidenten  zu  visieren  Lst. 

In  jedem  Falle  ist  der  erteilte  Auszug  aus  der  Einschreibung  zuröckzugeben. 
Derselbe  ist  zu  vernichten  und  dem  legitimierten  Erwerber  nach  erfolgter  Um- 
schreibung ein  neuer  Auszug  zu  erteilen. 

§  10. 

Die  regelmässige  Tilgung  der  Rente  findet  im  Wege  des  freihändigen  Rück- 
kaufs mit  der  Massgabe  statt,  dass  jährlich  mindestens  Ein  Prozent  des  Nominal- 
betrages der  Rentenschuld  getilgt  oder  dieser  Betrag  einem  besonderen  Tilgungs- 
fonds zugewiesen  wird. 

Bestände  des  Tilgungsfonds  können  verzinslich  angelegt  werden. 

Der  Röckkaufspreis  der  eingeschriebenen  Rente  wird  gegen  Röckgabe  des 
erteilten  Auszugs  aus  der  Einschreibung  an  die  darin  bezeichnete  Person  oder 
deren  gemäss  §  9  legitimierte  Rechtsnachfolger  gezahlt.  Die  Legitimation  der 
Inhaber  der  Rentenbriefe  ist  die  Landeskasse  zu  prüfen  berechtigt  aber  nicht 
verpflichtet. 

§  11. 

Der  Landesregierung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  die  Rentenschuld  nach 
Kündigung  mit  mindestens  halbjährlicher  Frist  gegen  Zahlung  des  dreiunddreissig 
ein  drittelfachen  Betrages  der  Renten  abzulösen. 

§  12. 
Die  zur  Ausführung  der  vorstehenden  §§6-11  notwendigen  Bestimmungen 
erlässt  das  Ministerium. 

§  13. 
Die  einzelnen  Ziele   der  eingeschriebenen  Renten   und   die   auf  Grund   der 
Coupons   der  Rentenbriefe  zu  erhebenden  Beträge  verjähren  binnen  fünf  Jahren 
nach  Eintritt  des  Fälligkeitstermins. 
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Uebev  den  Gebrauch ,  dei*  von  den  verschiedenen  Formen  der  Schuldver- 
schreibungen thatsächlich  gemacht  wurde,  gibt  folgende  von  Herrn  Unterstaats- 
seki-etär  Dr.  v.  Mayr  auf  Ansuchen  der  Redaktion  gütigst  überlassene  Uebersicht 
erschöpfenden  Aufschluss. 


Ausgegeben 


Einschrei- 
bungen       j 

lüber  Rente' 
iZahl     M.    IPf. 


j         Rentenbriefe 

LufNamenj   f  ^  f " 
il    Inhaber 

über  Rente 


M. 


Pf.l!    M.    |,Pf. 


Summe 
Rente 
M.     IPf. 


1881.  Gesetz  vom  24.  März  1881 

1882.  „         .     12.     „     18821 

1883.  ,         ,     27.     ,     18831 

Summe! 
Umgeschrieben  sind: 

a)  ab :  ; 
im  Etatsjahre  1881/82  I 

1882/83  ; 

1883/84 
1884/85 
bis  31.  Juli  1884  j 
Summe  '\ 

b)  zu :  I 
im  Etatsjahre  1881/82  i 

1882/83  i 

1883/84  I 

1884/85 

bis  31.  Juli  1884, 

Summe ' 

a  und  b  verglichen, 

bleibt  Abgang 
Zugang 
Bleibt  Bestand 
Getilgt  sind : 


92 
32 
19 


115,435 

26,886 
I  3,027 


5,181 

2,757 
1,992 


-  1 26,088 

-  'i  6,321 

— 158,983 


46,704  - 
35,964  - 
64,002!  — 


143 


45,348 


228 
30 
27 


9,930 


210 

171 

39 


!91,392  —  1 

1 
i 

146,670 

75  — 

3,072  i  - 

525  - 

513 

3,273 
591 

870  — 

870 

3 

22 

4 

1 


285 

75 

3,024 
525 

30 


420  I  -  ij  4,542 

-  I  -  Il  438 
48  I  -  i  201 

—  !  —  ;i  ÜQ 

840  i  —  :|  — 


5,247 

5131 

3,273 

591 

870 


30  !  8,654 


25  '  3,369 


1882/831 
1883/841 
Bleibt  Bestand  am  1.  Aug.  18841 
Hiezu  kommen  noch 


168 

1 
1 


48,717 

468 
828 


468 


10,398 


10,398 


— 11     705 


-  !|  3,837 


5,247 


87,555 


—  !!146,670 


1,296 


187,555 


i  145,374 


j  166  147,421  I  - 

|361     2,166 1 

welche  von  zwei  Sparkassen  herrühren  infolge  einer  Verfügung  vom  3.  Juli  1884, 
deren  wesentliche  erste  Bestimmung  folgendermassen  lautet  (Central-  und  Bezirks- 
amtsblatt für  Elsass-Lothringen  vom  19.  Juli  1884,  Nr.  30): 

, Durch  die  Oberpräsidialverfügungen  vom  19.  Oktober  1874  bezw.  2.  März  1877 
ist  bestimmt  worden,  dass  an  Stelle  der  französischen  Renten,  welche  die  Spar- 
kassen auf  Grund  der  Artikel  2  und  4  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1851  und 
Artikel  4  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1853  aus  dem  Guthaben  solcher  Einleger 
anzukaufen  haben,  deren  Conto  den  gesetzlichen  Höchstbetrag  der  Einlagen 
übersteigt  bezw.  auf  deren  Conto  seit  30  Jahren  keine  Ein-  oder  Rückzahlung 
bewirkt  ist,  verzinsliche  deutsche  Staatspapiere  treten  sollen.  Diese  Bestimmung 
wird  hiermit   dahin   ergänzt,    dass   die  Anlegung  dieser  Gelder,    wenn  es  sicli 
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dabei  um  Zurückfahrung  von  Einlagen  unter  den  gesetzlichen  Höchstbetrag 
handelt,  vorzugsweise,  wenn  dagegen  die  Beseitigung  der  30  Jahre  alten 
Einlagen  in  Fi-age  steht,  ausschliesslich  in  elsass-lothringischen  Renten  zu 
erfolgen  hat.  In  den  Fällen  des  Artikels  2  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  IS-'il  hat 
die  in  elsass-lothringischen  Renten  erfolgende  Anlage  in  Renten  zu  6  M. ,  in 
den  Fällen  des  Artikels  4  des  genannten  Gesetzes  in  Renten  zu  78  M.  zu  ge- 
schehen. Die  Renten  müssen  auf  den  Namen  derjenigen ,  für  deren  Rechnung 
sie  angekauft  worden  sind,  in  das  Landesschuldbuch  eingeschrieben  werden. 
In  den  hierauf  gerichteten  Anträgen  an  die  Landeshauptkasse  (Bekanntmachung 
vom  31.  Oktober  1881,  Amtsblatt  des  Ministeriums,  S.  93)  ist  anzugeben,  aus 
welcher  der  vorbezeichneten  beiden  Veranlassungen  die  Renten  angekauft  werden. 
Die  von  der  Landeshauptkasse  erteilten  Einschi-eibungsauszüge  sind  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  nach  Artikel  4  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1853  bei  der 
Depositenkasse  (Aktiengesellschaft  für  Boden-  und  Kommunalkredit,  Abteilung 
für  die  Terwaltung  öffentlicher  Gelder)  hinterlegt  werden  müssen  und  auf  welche 
eine  Rentenzahlung  bis  zur  Aushändigung  an  die  Renteneigentümer  nicht  statt- 
findet, von  den  Sparkassen  selbst  so  lange  aufzubewahren,  als  dieselben  von 
den  Eigentümern  nicht  in  eigenen  Besitz  genommen  werden.  Bis  dahin  werden 
die  Rentenziele  gegen  Quittung  der  Sparkasse  gezahlt.  Am  1.  April  jeden  Jahres 
haben  die  Sparkassen  ein  Verzeichnis  der  Personen,  für  welche  im  abgelaufenen 
Rechnimgsjahre  auf  Grund  des  Artikels  4  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1853  Renten 
angekauft  worden  sind,  eventuell  eine  Fehlanzeige  dem  Kassencontroleur  einzu- 
senden. Dieses  Verzeichnis  muss  ausser  dem  Namen  der  Renteneigentümer  auch 
die  Rentenbeträge,  den  Termin,  von  welchem  ab  die  Rente  vorläufig  nicht  ge- 
zahlt wird,  und  die  Nummer  des  Einschreibungsauszuges  ergeben." 
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Italienisches  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das  General- 
rechnungswesen  des  Staates  vom  17.  Februar  1884. 

Humbert  I 

von  Gottes  Gnaden  nnd  durcli  den  Willen  der  Nation  König  von  Italien. 

Gemäss  dem  Gesetz  vom  8.  Juli  1883,  Nr.  1455  (Serie  3a),  durch  welches 
im  Art.  13  Unsere  Regierung  ermächtigt  wurde,  einen  einheitlichen  Text  des 
Gesetzes  über  die  Vei-waltung  und  das  Generalrechnungswesen  des  Staates  mit 
den  Modifikationen,  welche  durch  das  genannte  Gesetz  vom  8.  Juli  1883  ein- 
geführt wurden  oder  durch  dasselbe  notwendig  bedingt  sind,  zu  veröffentlichen ; 
gemäss  dem  Gesetz  vom  22.  April  1869,  Nr.  5026,  sowie  einem  zweiten  vom 
21.  Dezember  1872,  Nr.  1169  (Serie  2a),  dem  ein  Absatz  im  Art.  33  des  erst- 
citierten  Gesetzes  beigefügt  wurde, 

Haben  wir  nach  Vernehmung  des  Rechnungshofes  und  des  Staatsrats  und 
nach  Anhörung  des  Ministerrats  auf  Vorschlag  des  Finanzministers,  interim 
Schatzministers,  beschlossen  und  beschliessen : 

Es  wird  genehmigt  der  folgende 

Einheitliche  Text  des  Gesetzes  über  die  Verwaltung  und 
das  Generalrechnungswesen  des  Staates. 

Umberto  I 

per  grazia  di  Dio  e  per  volontä  della  Nazione  He  d'Italia. 

Vista  la  legge  8  luglio  1883 ,  n.  1455  (Serie  3a) ,  colla  quäle  all'art.  13  e  autorizzato  il 
Nostro  Govemo  a  pubblicare  un  testo  unico  della  legge  suUa  amministrazione  e  suUa  Con- 
tabilitä  generale  dello  Stato,  coUe  modificazioni  introdottevi  dalla  detta  legge  8  luglio  1883  > 
0  da  essa  necessariamente  dipendenti; 

Vista  la  legge  22  aprile  1869,  n.  5026,  nonche  l'altra  del  21  dicembre  1872,  n.  116!» 
(2a  Serie),  con  cui  fu  aggiunto  un  alinea  aH'articolo  33  della  prima  delle  citate  leggi; 

Sentiti  la  Corte  dei  conti  ed  il  Consiglio  di  Stato; 

Udito  il  Consiglio  dei  Ministri; 

Sulla  proposta  del  Ministro  delle  Finanze,  interim  del  Tesoro, 

Abbiamo  decretato  e  decretiamo: 
E  approvato  il  seguente 

Testo  unico  di  Jegge  xiiW  Amministrazione  e  stüla  ContahiUta  generale  dello  Stato. 
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Titel  I. 
Tom  Staatsrermö^eu  uud  tou  den  Terträgen. 

Art.  1.  Die  unbeweglichen  Staatsgüter,  sowohl  öffentliche  als  unter  dem 
Titel  von  Privateigentum  besessene,  gleichgültig  ob  sie  fnichtbringend  oder  nicht, 
werden  durch  den  Minister  des  Schatzes  verwaltet. 

Die  unbeweglichen  Güter,  welche  für  einen  Regierungsdienst  bestimmt  sind, 
werden  durch  den  Minister  ver^valtet,  zu  dessen  Ressort  dieser  Dienst  gehört. 
Sobald  sie  diesem  Zweck  nicht  mehr  dienen,  gehen  sie  in  die  A^'erwaltung  des 
Schatzes  über. 

Jedes  Ministerium  überwacht  die  Verwaltung  der  beweglichen  Güter,  welche 
zum  eigenen  oder  zum  Gebrauche  der  von  demselben  ressortierenden  Dienste 
bestimmt  sind. 

Art.  2.  Durch  den  Minister  des  Schatzes  wird  das  Inventar  aller  unbeweg- 
lichen Staatsgüter  hergestellt  werden;  hiebei  sind  die  für  den  Regierungsdienst 
bestimmten  Güter  von  den  übrigen  zu  unterscheiden  und  die  Kriterien  anzugeben, 
welche  geeignet  sind,  die  Substanz  und  den  Wert  erkennen  zu  lassen. 

Jeder  Minister  wird  das  Inventar  der  beweglichen  Güter,  der  Vorräte  und 
des  dem  Staat  gehörigen  Mobiliars  anfertigen  lassen. 

Das  Reglement  wird  die  Normen  für  die  specielle  Einrichtung  und  Evident- 
haltung der  genannten  Inventare  bestimmen. 

Art.  3.  Allen  Verträgen,  aus  denen  eine  Einnahme  oder  Ausgabe  für  den 
Staat  sich  ergibt ,  muss  eine  öffentliche  Submission  vorangehen ,  ausgenommen 
die  Fälle,  welche  durch  Specialgesetze  bezeichnet  oder  in  den  folgenden  beiden 
Artikeln  aufgezählt  sind. 

Art.  4.  Es  können  Verträge  mit  Privaten  ohne  das  Submissionsverfahren 
eingegangen  werden : 

Titolo  I. 
Del  patriiiionio  dello  St«to  e  dei  contratti. 

Art.  1.  I  belli  immobili  dello  Stato,  tanto  pnbblici,  quaiito  posseduti  a  titolo  di  privata 
proprietä,  frattiferi  0  iiifnittiferi.  si  aniministrano  per  cura  del  Ministero  del  Tesoro. 

I  beni  immobili  assegnati  ad  tiii  ser\azio  govemativo  si  amministrano  per  cura  del 
Ministero  da  cui  il  semzio  dipende.  Tosto  ehe  cessino  da  tale  uso  passano  nell'Ammini- 
strazione  del  Tesoro. 

Ciascun  Ministero  prowede  alla  amministrazione  dei  beni  mobili  assegnati  ad  uso 
proprio  0  di  ser\'izi  da  esso  dipendenti. 

Art.  2.  A  cui-a  del  Ministro  del  Tesoro  sarä  formato  l'inventario  di  tutti  i  beni  immobili 
di  pertinenza  dello  Stato ,  distinguendo  quelli  destinati  in  servizio  govemativo  dagli  altri ,  ed 
indieando  gli  elementi  atti  a  fanie  conoscere  la  consistenza  ed  il  valore. 

Ciascun  Ministro  farä  compilare  rinveiitario  dei  mobili,  materiali  e  mobilio  di  spettanza 
dello  Stato. 

n  regolamento  detenninerä  le  iioniie  per  la  fonnazione  specifica  e  la  conservazione  dei 
detti  inventari. 

Art.  3.  Tutti  i  conti-atti ,  dai  quali  derivi  entra^  0  spesa  dello  Stato,  devono  essere 
preceduti  da  pubblici  incanti ,  eccetto  i  casi  indicati  da  leggi  speciali  e  quelli  enumerati  nei 
due  articoli  seguenti. 

Art.  4.    Si  possono  stipulare  contratti  a  partiti  privati,  senza  la  foiina  d'incanti : 
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1.  beim  Erwerb  von  Dingen ,  deren  Produktion  durch  ein  ausschliessendes 
Privilegium  geschützt  wird  oder  deren  Natur  es  unmöglich  macht,  die  Konkurrenz 
öffentlicher  Offerte  zuzulassen; 

2.  bei  Anschaffungen  jeder  Art,  bei  Transporten  oder  Arbeiten,  sobald  augen- 
scheinliche durch  unvorhergesehene  Umstände  hervorgerufene  di-ingende  Verhält- 
nisse den  Verzug,  der  bei  Submission  eintreten  würde,  nicht  gestatten,  femer 
bei  Beschaffungen  für  Festungen  oder  königliche  Schiffe,  wenn  solche  die  Sicher- 
heit des  Staates  dringend  verlangt ; 

3.  bei  Beschaffung  von  Materialien  und  sonstigen  Waren,  welche  ihrer 
Natur  und  ihrem  speciellen  Gebrauche  nach,  zu  dem  sie  bestimmt  sind,  am  Ort 
ihrer  Produktion  erworben  oder  von  den  Produzenten  unmittelbar  geliefert 
werden  müssen; 

4.  bei  Kunstjjrodukten ,  Maschinen,  Instrumenten  und  Präcisionsarbeiten, 
mit  deren  Herstellung  man  specielle  Kunstarbeiter  betrauen  muss; 

5.  bei  der  Miete  von  Wohnungslokalitäten  mit  Zugehör,  wenn  aus  spe- 
ciellen Gründen  es  nicht  passend  erscheint,  die  Submission  zu  versuchen; 

6.  wenn  die  Versteigerung  resultatlos  verlaufen  ist  oder  Offerten  in  der 
von  der  Regierung  festgesetzten  Grenze  nicht  eingegangen  sind ;  in  diesem  Falle 
dürfen  jedoch  in  dem  Vertrag  mit  einer  kontrahierenden  Privatpartei  die  Be- 
dingungen und  die  Preisgrenze,  welche  bei  der  Versteigerung  festgesetzt  waren, 
nur  zum  Vorteil  des  Staates  abgeändert  werden. 

Art.  5.  Wenn  specielle  und  ausserordentliche  Umstände  dazu  veranlassen, 
von  der  Form  der  Versteigerung  abzusehen,  so  dürfen  auch  Kontrakte  mit  Privat- 
parteien vereinbart  werden: 

1.  Sobald  es  sich  um  eine  Ausgabe  handelt,  welche  10,000  Lire  nicht  über- 
steigt, oder  um  eine  Ausgabe,  welche  jährlich  2000  Lire  nicht  übersteigt  und 
zugleich  der  Staat  nicht  über  fünf  Jahre  verjiflichtet  bleibt,  immer  vorausgesetzt, 
dass  für  das  nämliche  Objekt  kein  anderer  Kontrakt  vorliegt,  mit  dessen  Ein- 
rechnung  die  hier  festgesetzten  Grenzen  überschritten  werden; 

1.  Per  l'acquisto  di  cose  la  cui  produzioiie  e  garantita  da  privativa  industriale ,  o  per 
la  cui  natura  non  e  possibile  promuovere  il  concorso  di  pubbliclie  Offerte; 

2.  Per  le  fomiture  di  ogni  genere  ,  per  i  trasporti  o  pei  lavori ,  quando  una  evidente 
urgenza  prodotta  da  circostanze  imprevedute  non  pennetta  l'indugio  degli  incanti,  e  per  le 
provviste  delle  fortezze  e  deUe  Eegie  navi,  quando  siano  urgentemente  richieste  dalla  sicurezza 
dello  Stato ; 

3.  Per  le  prowiste  di  materie  e  derrate  che ,  per  la  natura  loro  e  per  l'uso  speciale  a 
cui  sono  destinate,  debbono  essere  acquistate  nel  luogo  della  produzione  o  foniite  direttaniente 
dai  produttori ; 

4.  Per  prodotti  d'arte,  macchine,  strumenti  e  lavori  di  precisione,  l'esecuzione  dei  quali 
deve  commettersi  ad  artisti  speciali; 

5.  Per  Taifitto  di  locali  ad  uso  di  abitazione ,  e  loro  dipendenze  ,  quando  per  ragioni 
speciali  non  sia  conveniente  sperimentare  l'incanto ; 

6.  Quando  l'asta  sia  andata  deserta  o  non  siansi  raggiunte  Offerte  al  limite  fissato  dal 
Oovemo,  nel  quäl  caso  perö,  nel  contratto  a  trattativa  privata,  non  si  potranno  variare,  se  non 
a  tutto  vantaggio  dello  Stato,  le  condizioni  ed  il  limite  di  prezzo  che  erano  stabiliti  nell'iucanto. 

Art.  5.  Si  possono  pure  stipulare  contratti  a  partiti  privati,  concorrendovi  perö  speciali 
ed  eccezionali  circostanze  per  omettere  la  forma  degli  incanti: 

1.  Quando  si  tratti  di  spesa  cli'fe  non  superi  lire  10,000,  o^^'ero  di  spesa  che  non  superi 
annualmente  Ure  2000,  e  lo  Stato  non  resti  obbligato  oltre  ciniiue  anni,  sempreche  per  lo  stesso 
oggetto  non  vi  sia  altro  contratto,  computato  il  quäle  si  oltrepassino  i  limiti  qui  stabiliti ; 
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•2.  beim  Verkauf  von  beweglichen  unbrauchbaren  Vennögensstücken  und 
Waren .  wenn  der  Schätzungswert  8000  Lire  nicht  übersteigt ,  jedoch  mit  dem 
unter  Nr.  1  gemachten  Vorbehalt. 

3.  bei  Verpachtung  von  Landgütern,  Bauten,  Brücken  und  anderen  un- 
beweglichen Gütern,  wenn  tlie  jährliche  Rente  in  Summe  nicht  höher  als  auf 
1000  Lire  geschätzt  ist  und  die  Dauer  des  Kontraktes  sechs  Jahre  nicht  über- 
schreitet, und  wenn  nicht  ein  Teil  für  eine  Summe  und  Zeit  in  Pacht  gegeben 
worden  ist,  welche  vereinigt  mit  jenen  des  neuen  Vertrages  die  hier  bestimmten 
Grenzen  überschreiten; 

4.  beim  Erwerb  von  Remontepferden ; 

5.  bei  Reparaturen  und  Ausscheidung  von  Militärau-srüstungsgegenständen ; 
t).  bei  Versuchs-Kulturen,  -Fabrikationen  oder  -Lieferungen; 

7.  bei  den  zum  Unterhalt  der  Gefangenen  nötigen  Lieferungen,  wenn  sie 
Anstalten  mit  wohlthätigem  Zweck  überlassen  werden  oder  bei  Arbeiten,  welche 
den  genannten  Gefangenen  gegeben  werden  sollen. 

Art.  6.  Wenn  in  den  Bedingungen  der  Verträge,  welche  mehrere  Jahre 
dauern,  festgesetzt  werden  muss,  dass  der  Lieferant  immer  eine  bestimmte  Menge 
des  abzugebenden  Materials  zur  Verfügimg  der  Regierung  bereit  halte  oder  die 
erforderlichen  Mittel  für  eine  bestimmte  Fabrikation  habe,  so  können  zur  Sub- 
mission nur  jene  zugelassen  werden,  welche  nach  dreimaliger  Publikation  in  der 
Gazzetta  ufBciale  del  Regno  nachweisen,  dass  sie  die  erforderlichen  Mittel  zur 
Erfüllung  dieser  Bedingimg  haben. 

Art.  7.  In  keinem  Lieferungs-,  Ti-ansport-  oder  Arbeitskontrakt  darf  die 
Verpflichtung  zu  Vorschusszahlungen  vereinbart  werden,  sondern  solche  dürfen 
nur  nach  Massgabe  des  geleisteten  Dienstes  oder  gelieferten  Materials  erfolgen. 

Nicht  inbegrififen  sind  in  diesem  Verbot  ^e  in  Nr.  7  des  Art.  5  bezeich- 
neten Verträge ,  ebenso  nicht  jene ,  welche  man  mit  Firmen  oder  Handels-  und 
Industrieetablissements  von  notorischer  Solidität  zu  machen  beliebt,  bei  denen 


2.  Per  la  vendita  di  efFetti  mobUi  fuori  d'uso  e  di  derrate ,  quaudo  il  valore  ili  stinia 
iion  superi  lire  8O00,  fatta  qui  pui-e  la  awertenza  sogginnta  al  nninero  l ; 

3.  Per  TafBtto  di  foudi  mstici,  fabbricati,  ponti  ed  altri  beni  immobili,  qnando  la  rendita 
annnale  sia  valntata  in  somma  non  maggiore  di  Ure  1000,  e  la  dnrata  del  eontratto  non 
ecceda  i  sei  anni,  e  sempreche  non  ne  sia  stata  data  nna  parte  a  fitto  con  altro  eontratto  per 
nua  somma  e  tempo  che.  imiti  a  queUi  del  nuovo  eontratto,  non  eccedano  i  limiti  qni  deteiminati; 

4.  Per  Tacquisto  di  cavalli  di  rimouta ; 

5.  Per  riparazioni  e  ridozioni  (U  corredo  militare; 

6.  Per  coltivazioni  0  fabbrieazioni  o  forniture  a  titolo  di  sperimento; 

7.  Per  le  forniture  occonrenti  al  mantenimento  dei  detenuti,  qoando  sieno  conunesse  a 
stabilimeuti  d'Opere  pie,  o  per  lavori  da  darsi  ai  detti  detenuti. 

Art.  6.  Qnando  nelle  condizioni  dei  contratti  che  durano  piu  anni  si  debba  stabilire  che 
il  foruitore  tenga  sempre  a  disposizione  del  Govemo  una  data  quantitä  deUa  materia  da 
somministrare ,  owero  abbia  i  mezzi  necessari  per  una  data  fabbricazione ,  potranno  essere 
chiamati  agli  incanti  soltanto  coloro  i  quali,  dopo  a\-visi  pubblicati  tre  volte  neUa  Gaszetta 
l'fficiaie  del  Begno,  abbiano  provato  di  avere  i  requisiti  necessari  per  Tadempimento  di  questa 
condizione. 

Art.  7.  In  nessun  eontratto  per  forniture,  trasporti  o  lavori  si  poträ  stipulare  robbligo 
di  far  pagamenti  in  conto,  se  non  in  ragione  delPopera  prestata  o  della  materia  fomita. 

Xon  sono  compresi  in  questo  divieto  i  contratti  indicati  nel  numero  7  dell'articolo  5, 
e  quelli  che  convenga  di  fare  con  case  o  stabilimeuti  commerciali  o  industriali  di  notoria 
soliditä,  pi^esso  cui  non  sia  in   usanza  lassumere  lincarico  di  lavori  o  di  prowLste  senza 
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es  nicht  üblich  ist,  Aufträge  von  Arbeiten  oder  Lieferungen  zu  übernehmen  ohne 
Vorausnahme  eines  Teils  des  Preises,  oder  bei  Verträgen  für  die  Konstruktion 
von  Schiffen,  Panzern  und  groben  Geschützen. 

Art.  8.  Es  dürfen  weder  Interessen  noch  Bankprovisionen  mit  den  Liefe- 
ranten oder  Unternehmern  von  den  Geldsummen,  welche  sie  zur  Ausführung  der 
Verträge  vorzuschiessen  gezwungen  sind,  vereinbart  werden. 

Art.  9.  Die  Vertragsentwürfe,  welche  nach  erfolgten  öffentlichen  Ver- 
steigerungen abgeschlossen  werden  sollen  und  40,000  Lire  übersteigen,  ebenso  die 
Vertragsentwürfe,  welche  nach  stattgehabten  Privatverhandlungen  abgeschlossen 
werden  sollen  und  die  Summe  von  8000  Lire  überschreiten ,  sind  dem  Staatsrat 
zur  Begutachtung  mitzuteilen. 

Der  Staatsrat  hat  sein  Gutachten  sowohl  über  die  Regularität  des  Ver- 
tragsentwurfs als  über  seine  administrative  Zweckmässigkeit  abzugeben;  zu  diesem 
Behufe  haben  die  Ministerien  die  von  ihm  verlangten  Dokumente,  die  Belege 
und  Aufklärung  zu  liefern. 

Das  Gutachten  des  Staatsrats  muss  stets  von  den  Ministerien  dem  Rech- 
nungshof als  Beleg  des  Bestätigungsdekrets  für  den  Vertrag,  dessen  Registrierung 
verlangt  wird,  übergeben  werden. 

Art.  10.  Am  Ende  jedes  Jahres  hat  der  Rechnungshof  dem  Parlament 
ein  Verzeichnis  der  Verträge  vorzulegen,  über  welche  der  Staatsrat  sein  Gut- 
achten abgegeben,  und  welche  der  Rechnungshof  registriert  hat. 

Für  jeden  Vertrag  muss  das  Objekt,  die  Dauer,  der  veranschlagte  und  der 
vereinbarte  Preis,  der  Name  und  der  Wohnort  der  Kontrahenten  angegeben 
werden,  ebenso  ob  der  Vertrag  in  öffentlicher  Versteigerung  oder  in  Privat- 
übereinkommen geschlossen  wurde,  und  in  diesem  letzten  Falle,  aus  welchen 
unter  den  in  den  Artikeln  4  und  5  des  gegenwärtigen  Gesetzes  angegebenen 
Gründen. 

Art.  11.  Die  Verträge  sind  von  den  hierzu  bestimmten  öffentlichen  Be- 
amten zu  vereinbaren  und  zwar  nach  den  Normen,  welche  im  Reglement  hierfür 


anticipazione  di  parte  dal  prezzo,  o  nei  contratti  per  la  costi'uzione  di  navi,  di  corazze  e 
dl  artiglierie. 

Art.  8.  Non  si  potranno  stipulare  interessi  o  provvigioni  di  Banca  a  foniitori  o  intra- 
prenditori  suUe  somme  di  danaro  che  fossero  obbligati  di  anticipare  per  l'esecuzione  dei  contratti. 

Art.  9.  Saranno  coniunicati  al  Consiglio  di  State,  per  avenie  il  parere,  i  progetti  di 
contratti  da  stipularsi  dopo  i  pubblici  incanti,  quando  superino  40,000  lü'e,  e  quelli  dei  contratti 
da  stipularsi  dopo  trattative  private,  quando  superino  la  somma  di  lire  8000. 

II  Consiglio  di  Stato  darä  il  suo  parere  tanto  sulla  regolaritä  dei  progetto  di  contratto, 
quanto  sulla  convenienza  amministrativa ,  al  quäle  uopo  dai  Ministeri  gli  saranno  foniiti  i 
documenti,  le  giustificazioni  e  gli  schiarimenti  che  saranno  da  esso  richiesti. 

II  parere  dei  Consiglio  di  Stato  sarä  sempre  dai  Ministeri  trasmesso  alla  Corte  dei  conti 
a  con-edo  dei  decreto  di  approvazione  dei  contratto,  di  cui  vien  cliiesta  la  registrazione. 

Art.  10.  Alla  fine  di  ogni  anno  la  Corte  dei  conti  comunicherä  al  Parlamento  l'elenco 
dei  contratti  sui  quali  il  Consiglio  di  Stato  avi-ä  dato  il  suo  parere,  e  che  la  Corte  avi'ä  registrato. 

Per  ciascun  contratto  s'indicherä  l'oggetto ,  la  durata ,  il  prezzo  di  previsione  e  quello 
stipulato,  il  nome  ed  il  domicilio  dei  contraenti ;  se  il  contratto  sia  stato  fatto  all'asta  pubblica 
o  per  partito  privato,  ed  in  quest'ultüno  caso  per  quali  ragioni  tra  quelle  indicate  negli  ai-ticoli 
4  e  5  della  presente  legge. 

Art.  11.    I  contratti  saranno  stipulati  dinanzi  ai  pubblici  ufficiali  a  ciö  delegati,  e  colle 
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bestimmt  werden.  Die  von  den  genannten  Beamten  vereinbarten  Akte  haben 
volle  Gültigkeit. 

Art.  12.  Die  Verträge  werden  vollziehbar,  sobald  sie  durch  Dekret  des 
Ressortministers  oder  des  von  ihm  hierzu  bestimmten  öffentlichen  Beamten  be- 
stätigt sind,  und  das  Dekret  im  Rechnungshof  registriert  ist. 

Handelt  es  sich  um  Objekte,  welche  entweder  ihrer  Natur  oder  wegen  des 
Orts,  an  dem  der  Verkauf  geschieht,  unmittelbar  dem  Erwerber  zugewiesen  werden 
müssen,  so  ist  der  Vertrag  von  dem  Vorsitzenden  der  Versteigerung  zu  be- 
stätigen und  als  vollziehbar  zu  erklären.  Doch  darf  diese  Erlaubnis  nur  nach 
Anhörung  des  Staatsrates  und  mit  einem  im  Rechnungshöfe  registrierten  Mini- 
sterialdekret  gegeben  werden.  Eine  Kopie  des  Vertrags  ist  den  Belegdokumenten 
über  die  Einnahmen  oder  Ausgaben,  die  daraus  hervorgehen,  beizugeben. 

Art.  13.  Zu  Veräussenmgen  von  unbeweglichen  Staatsgütern  ist  ein. 
S^jecialgesetz  erforderlich. 

Nach  vorgängig  eingeholtem  Gutachten  des  Staatsrates  und  durch  könig- 
liches in  der  Gazzetta  ufficiale  del  Regno  zu  veröffentlichendes  Dekret  können 
die  Veräussenmgen  und  Täusche  von  jenen  Gütern  autorisiert  werden,  welche 
bei  öffentlicher  Versteigerung  im  Interesse  des  Staates  bei  den  behufs  Eintreibimg 
der  Fordenmgen  und  der  Steuern  notwendigen  Expropriationen  erworben  werden, 
ohne  dazu  bestimmt  zu  sein,  einen  Teil  des  öffentlichen  Domaniums  zu  bilden; 
femer  die  Konzessionen  für  Wasserableitungen  kraft  Inhalts  der  geltenden  Ge- 
setze und  die  VeräusseiTing  der  verlassenen  Nationalstmssen  oder  jener  Teile 
von    ihnen,  welche  nicht  notwendig  sind. 

Die  Veräusserungen  der  Staatsschiffe  muss  im  Finanzgesetz  oder  durch 
Specialgesetz  autorisiert  werden. 

Art.  14.  Wenn  in  der  Ausfühnmg  eines  Kontrakts,  welchem  das  Gutachten 
des  Staatsrates  nicht  vorangegangen  ist .    die  Notwendigkeit  entsteht ,  Verände- 


uorme  che  venauno  stabilite  nel  regolamento.  Gli  atti  stipulati  dinanzi  ai  suddetti  ufficiali 
avi-anno  forza  di  titolo  autentico. 

Ai-t.  12.  I  contratti  diventauo  eseguibili  quando  sono  approvati  per  decreto  del  Ministro 
cui  spetta,  o  di  pubblici  ufl&ciali  da  lui  delegati,  ed  il  decreto  sia  stato  registrato  alla 
Corte  dei  conti. 

Quando  si  tratti  di  oggetti  che ,  0  per  la  loro  natura ,  0  per  ü  luogo  in  cui  si  fa  la 
vendita,  debbano  essere  imniediatamente  consegnati  aU'aequireute,  il  contratto  sarä  approvatö 
e  reso  esegiiibile  da  chi  presiede  all'asta.  Perö  questa  facoltä  uon  puö  essere  data  ehe  dopo 
di  aver  sentito  il  Consiglio  di  Stato,  e  con  decreto  Ministeriale  registrato  aUa  Corte  dei  conti. 
Copia  del  contratto  sarä  unita  ai  documenti  giustiflcativi  della  entrata  o  della  spesa  che  ne  derivi. 

Art.  13.  Le  alienazioni  dei  beni  immobili  dello  Stato  devono  essere  autorizzate  per 
legge  speciale. 

Possono  essere  autorizzate ,  previo  parere  del  Consiglio  di  Stato ,  e  per  Regio  decreto 
da  pubblicarsi  nella  Gazzetta  Vfficiale  del  Begno ,  le  alienazioni  e  permute  dei  beni  acquistati 
all'asta  pubblica  nell'interesse  dello  Stato  nelle  proceduie  di  espropriazione  per  la  esazione  di 
crediti  e  delle  imposte ,  e  uon  destinati  a  far  parte  del  Demanio  pubblico ,  le  concessioni  per 
derivazioni  di  acque,  feimo  il  disposto  delle  leggi  vigenti,  e  la  alienazioue  delle  strade  nazionali 
abbandonate,  0  di  quelle  parti  di  esse  che  non  sono  necessarie. 

L'alienazione  delle  navi  dello  Stato  dovTä  essere  autorizzata  nella  legge  del  bilancio, 
o  per  legge  speciale. 

Alt.  14.  Se  nella  esecuzione  d'un  contratto,  al  quäle  non  abbia  preceduto  ü  parere  del 
Consiglio  di  Stato ,  sorge  la  necessitä  di  arrecarvi  mutamenti  che  ne  facciano  crescere  l'am- 
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rungen  vorzunehmen,  welche  ein  U eberschreiten  der  im  Art.  9  bezeichneten 
Grenzen  veranlassen,  so  müssen,  ehe  die  Endzahlung  voi'genommen  wird,  die 
bezüglichen  Rechnungen  dem  Staatsrat  zur  Begutachtung  vorgelegt  werden. 

Art.  15.  Wemi  ein  Vertrag,  hinsichtlich  dessen  der  Staatsrat  gehört 
worden  war,  aus  einer  im  Vertrag  nicht  vorgesehenen  Ursache  zurückgenommen 
oder  geändert  werden  soll,  so  ist  das  Avviso  eben  dieses  Staatsrates  nötig. 

Art.  16.  Die  Dienste,  welche  ihrer  Natur  nach  in  eigener  Regie  vor- 
genommen werden  müssen,  werden  durch  vom  König  bestätigte  Specialreglements 
nach  vorgängigem  Gutachten  des  Staatsrates  bestimmt  und  geregelt. 

In  ausserordentlichen  von  den  Reglements  nicht  vorhergesehenen  Fällen  ist, 
wenn  die  zum  Haushalt  erforderliche  Ausgabe  4000  Lire  überschreitet,  das  Gut- 
achten des  Staatsrates  notwendig. 

Wenn  die  Ausgabe  in  einer  geringeren  Summe  als  4000  Lire  vorgesehen 
war,  imd  es  erweist  sich  thatsächlich ,  dass  die  Summe  nicht  reicht,  so  ist  in 
der  im  Art.  14  vorgesehenen  Art  vorzugehen. 

Titel  II. 

Von  dem  Greneralrechnungswesen  des  Staates. 

Kapitel  I. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  17.  In  unmittelbarer  Abhängigkeit  vom  Minister  des  Schatzes  besteht 
eine  Generalbuchhalterei  und  eine  Generaldirektion  des  Schatzes. 

Art.  18.  Die  Generalbuchhalterei  wird  nach  der  Methode  der  doppelten 
Buchführung  die  Rechnungsergebnisse  der  festgestellten,  eingehobenen  und  ab- 
geführten öifentlichen  Einnahmen  imd  der  zur  Gebühr  erwachsenen,  angewiesenen 


montare  oltre  i  limiti  indicati  neH'articolo  9,  prima  che  si  provveda  al  pagamento  finale, 
dovranno  i  conti  relativi  comuniearsi  al  Consiglio  di  Stato  per  il  suo  parere. 

Art.  15.  Quando  un  contratto ,  pel  quäle  fosse  stato  sentito  il  Consiglio  di  Stato ,  si 
vuole  rescindere  o  variare  per  causa  in  quel  contratto  non  preveduta ,  e  necessario  l'avviso 
dello  stesso  Consiglio. 

Art.  16.  I  sei-vizi  che  per  loro  natura  debbono  farsi  ad  economia  sono  determinati  e 
retti  da  speciali  regolamenti  approvati  con  decreto  Reale,  previo  parere  del  Consiglio  di  Stato. 
Nei  casi  straordinari  non  preveduti  dai  regolamenti.  se  la  spesa  da  farsi  ad  economia 
superi  le  lire  4000,  e  necessario  il  parere  del  Consiglio  di  Stato. 

Quando  la  spesa  era  preveduta  in  una  somma  minore  di  lire  4000,  ed  il  fatto  provi  clie 
la  somma  non  basti,  dovi'ä  procedersi  nel  modo  determinato  dairart.  14. 

Titolo  II. 

Della  Contabilita  generale  dello  Stato. 

Capitolo  I. 
Disposizioni  generali. 

Art.  17.  Alla  immediata  dipendenza  del  Ministro  del  Tesoro  sarä  una  Ragioneria  gene- 
rale ed  una  Direzione  del  Tesoro. 

Art.  18.  La  Ragioneria  generale  con  metodo  di  scrittura  doppia  riassumerä  a  terra 
in  evidenza  i  risultati  dei  conti  delle  pubbliche  eutrate  acceitate,  riscosse  e  versate  e  delle 
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und  gezahlten  Ausgaben  nicht  nur  nach  den  Kapitehi  des  Budgets,  sondern  auch 
nach  den  verschiedenen  Diensten  und  entsprechend  der  Verantwortlichkeit  jeder 
Verwaltung  zusammenstellen  und  in  Evidenz  erhalten. 

Das  Gleiche  hat  sie  zu  thun  hinsichtlich  der  Veränderangen ,  welche  in 
der  Substanz  des  beweglichen  und  unbeweglichen  Staatsvermögens  sich  ergeben. 
Zu  diesem  Zweck  wird  durch  Reglement  der  Modus  bestinunt  werden,  nach 
welchem  von  den  verschiedenen  Verwaltungen  die  Abschriften  der  Inventare 
oder  summarische  Uebersichten  ihrer  Abschlüsse,  sowie  der  korrespondierenden 
Veränderungen  der  Generalbuchhalterei  überschickt  und  mitgeteilt  werden  müssen. 

Art.  19.  Die  Generalbuchhalterei  ist  verpflichtet,  die  Finanzabschlüsse 
und  nach  den  Vorschlägen  und  mit  Hülfe  der  von  den  einzelnen  Ministem  dem 
Schatzamte  übergebenen  Materialien  den  Budgetentwurf  für  die  kommende 
Periode,  den  Gesetzentwurf  behufs  Berichtigung  des  Budgets  des  laufenden 
Dienstes  und  die  Generalrechnung  über  die  abgelaufene  Budgetperiode  zur  Vor- 
lage ans  Parlament  behufs  Approbierung  vorzubereiten. 

Art.  20.  Die  Buchhaltereien  bei  den  Centralverwaltungen  müssen  ihre 
Bücher  dem  System  der  Generalbuchhalterei  anpassen  und  in  Uebereinstimmung 
mit  derselben  bringen  und  sind  zu  diesem  Zweck  der  Aufsicht  des  Generalbuch- 
halters untergeordnet. 

Das  Reglement  wird  die  Rechnungen  oder  summarischen  Uebersichten  tmd 
die  anderen  Grundlagen  (Rechnungselemente),  welche  zu  bestimmten  Terminen 
von  den  Specialbuchhaltereien  der  Generalbuchhalterei  zu  übergeben  sind,  be- 
zeichnen \md  den  Modus  festsetzen,  nach  welchem  bei  derselben  die  Gegen- 
rechnung der  ganzen  Finanzgebarung  des  Staates  gesichert  wird. 

Art.  21.  Die  Generalbuchhalterei  wird  von  einem  Generalbüchhalter  ge- 
leitet ,  der  persönlich  für  die  Genauigkeit  und  Pünktlichkeit  der  rechnerischen 
Einträge  haftbar  ist. 


spese  impegnate ,  ordinate  e  pagate ,  in  relazione  non  solo  ai  capitoli  del  bilancio ,  ma  anche 
ai  vari  servizi  e  alla  responsabUitä  di  ciascnna  Ainnüiiistrazione. 

Eiasstunerä  altresi  e  terra  iii  evidenza  le  variazioni  che  si  verificano  nella  consistenza 
del  patrimonio  mobile  ed  immobile  dello  Stato.  AI  quäle  effetto  sarä  detemiinato  dal  regola- 
mento  il  modo  col  quäle  dalle  varie  Ammiiiistrazioni  dovi-anno  essere  trasmesse  e  communicate 
alla  Ragioneria  generale  le  copie  degl'inventari  o  prospetti  dimostrativi  e  sommari  del  risoltato 
dei  medesimi  e  quello  delle  coiTispondentl  variazioni. 

Art.  19.  La  Ragioneria  generale  e  incaricata  di  preparare  le  situazioni  finanziarie  e  di 
predisporre  sulle  proposte  e  cogU  elementi  che  i  singoli  Ministeri  dovranno  trasmettere  a  quello 
del  Tesoro,  il  progetto  del  bilancio  di  previsione  dell'esercizio  segnente,  il  progetto  di  legge 
per  l'assestamento  del  bilancio  preventivo  dell'esercizio  in  corso  e  il  rendiconto  generale  dello 
esercizio  scaduto,  da  sottopoi"si  all'approvazione  del  Parlamento. 

Art.  20.  Gli  uffizi  di  ragioneria  presso  le  Amministrazioni  centrali  terranno  le  loro 
scritture  coordinate  con  la  scrittura  della  Ragioneria  generale  e  in  corrisjwndenza  con  essa, 
ed  a  questo  eflfetto  saranno  sottoposti  alla  vigilanza  del  i-agioniere  genei-ale. 

n  regolamento  indicherä  i  conti  o  prospetti  sommari  e  gli  altri  elementi  che,  a  determi- 
nati  periodi,  le  ragionerie  speciali  debbono  trasmettei'e  alla  Ragioneria  generale;  e  stabilii-ä 
il  modo  pel  quäle  resti  assicurato  presso  la  medesima  ü  riscontro  contabile  di  tntta  la  gestione 
finanziaria  dello  Stato. 

Art.  21.  La  Ragioneria  generale  e  retta  da  un  ragioniere  generale,  il  quäle  sarä  per- 
sonalmente  responsabile  della  esatezza  e  prontezza  delle  registrazioni  contabili. 
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Die  Ernennung  der  Buchhalter  geschieht  auf  Vorschlag  des  Schatzministers 
in  üebereinstimmung  mit  dem  Minister,  dem  die  Buchhalterei  beigegeben  ist. 

Art.  22.  Der  Generaldirektor  des  Schatzes  überwacht  die  Eintreibung  der 
direkten  Steuern  in  Üebereinstimmung  mit  dem  Budget  und  den  in  Kraft  be- 
istehenden Gesetzen,  ebenso  die  Eintreibung  jeder  direkt  dem  Schatz  geschuldeten 
Summe  und  beaufsichtigt  die  Einzahlung  aller  Einnahmen  in  die  Kasse  eben 
dieses  Schatzes;  er  verfügt  die  Bewegung  der  Fonds;  er  lässt  die  von  den 
Ministerien  ausgestellten  Anweisungen  auszahlen,  sorgt  für  die  Zahlung  der 
ständigen  Ausgaben  vor  und  registriert  genau  die  finanziellen  Operationen  der 
Schatzkammer,  welche  dieser  von  dem  Schatzminister  anbefohlen  sind. 

Das  Reglement  hat  ausser  dem  Journal  und  Hauptbuche  mit  doppelter 
Buchführung  die  Hülfsregister  zu  bestimmen,  welche  bei  der  Generaldirektion 
des  Schatzes  gehalten  werden  müssen. 

Kapitel  II. 

Vom  Etatsjabre  und  dem  Budget. 

Art.  23.  Das  Etatsjahr  beginnt  mit  dem  1.  Juli  und  endigt  mit  dem 
30.  Juni  des  folgenden  Jahres. 

Art.  24.     Das  Etatsjahr  umfasst: 

a)  die  Budgetrechnung, 

b)  die  Generalrechnung  über  das  Staatsvermögen. 
Art.  25.     Inhalt  der  Budgetrechnung  sind: 

1.  die  f^tgestellten  und  fälligen  Einnahmen  vom  1.  Juli  bis  Ende  Juni; 

2.  die  angewiesenen  und  vollzogenen  Ausgaben  sowie  die  in  der  gleichen 
Zeitperiode  zur  Gebühr  erwachsenen  Ausgaben,    die  kraft  der  mit  den  nötigen 


La  nomiiia  dei  ragionieri  sarä  fatta  sopra  proposta  del  Ministro  del  Tesoro,  d'accordo 
col  Ministro,  cui  la  ragioneria  e  addetta. 

Art.  22.  11  dii'ettore  generale  del  Tesoro  invigila  alla  riscossione  delle  imposte  dirette, 
in  conformitä  del  bilancio  e  delle  leggi  vigenti,  e  alla  riscossione  di  ogni  somma  dovuta  diret- 
tamente  al  Tesoro,  e  sopraintende  al  versamento  di  tutte  le  entrate  nelle  casse  di  esso  Tesoro ; 
pi'ovvede  al  movimento  dei  fondi ;  ammette  a  pagamento  i  mandati  spediti  dai  Ministeri ;  prov- 
vede  al  pagamento  delle  spese  flsse,  e  tiene  esatta  registrazione  delle  operazioni  flnanziarie 
di  Tesoreria,  che  gli  sono  ordinate  dal  Ministro  del  Tesoro. 

II  regolamento  indicherä  i  registri  ausiliari,  oltre  al  giornale  e  libro  mastro  a  scrittura 
doppia,  che  dovranno  essere  tenuti  presso  la  Direzioue  generale  del  Tesoro. 

Capitolo  II. 

Dell'anno  flnanziario  e  del  bilancio  di  previsione. 

Art.  23.  L'anno  flnanziario  comincia  col  lO  luglio  e  tennina  col  30  giugno  dell'anno 
seguente. 

Art.  24.    L'anno  flnanziario  comprende: 

a)  II  conto  del  bilancio ; 

b)  U  conto  generale  del  patrimonio  dello  Stato. 
Art.  25.    Sono  materia  del  conto  del  bilancio: 

1.  Le  entrate  accertate  e  scadute  dal  lo  luglio  a  tutto  giugno; 

2.  Le  spese  ordinate  e  liquidate  e   quelle  inipegnate  nello  stesso  periodo  di  tempo,   in 
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Belegen  ausgestellten  und  im  Rechnungshof  registrierten  Dekrete  erfolgt  und 
in  der  vom  Reglement  vorgeschriebenen  Weise  und  Form  zu  verrechnen  sind. 

3.  Die  Einhebungen  der  Einnehmer,  die  Einzahlungen  in  die  Kassen  des 
Schatzes   und   die  in   der  obenangegebenen  Periode  effektuierten  Auszahlungen. 

Art.  26.  Inhalt  der  Generalrechnung  über  das  Vermögen  des  Staates  sind 
ausser  den  Veränderungen,  welche  durch  den  Budgetvollzug  bedingt  sind,  auch 
alle  jene,  welche  aus  irgend  einer  anderen  Ursache  während  der  oben  bezeich- 
neten Periode  in  den  verschiedenen  Vermögensbestandt^ilen  sich  ergaben. 

Art.  27.  Im  Monat  November  hat  der  Schatzmeister  dem  Parlament  be- 
reits gedruckt  vorzulegen: 

1.  das  Budget  der  folgenden  Periode; 

2.  einen  Gesetzentwurf  behufs  Berichtigung  des  Budgets  des  laufenden 
Dienstes ; 

3.  die  Generalrechnung  über  den  am  30.  Juni  abgelaufenen  Dienst. 

Art.  28.  Das  Budget  für  die  folgende  Periode  hat  zu  bestehen  aus  dem 
Voranschlag  der  Einnahmen  und  jenen  der  Ausgaben ,  die  letzteren  nach  Mini- 
sterien getrennt. 

Dergleichen  Voranschläge  müssen  von  einer  Wiederholung  begleitet  sein, 
aus  der  ihre  Hauptresultate  hervorgehen. 

Die  Voranschläge  müssen  durch  ebensoviele  Separatgesetze  bestätigt  werden. 

Die  Wiederholung  muss  mit  dem  auf  das  Einnahmebudget  bezüglichen 
Gesetz  bestätigt  werden. 

Art.  29.  Der  Gesetzentwurf  behufs  Berichtigung  des  laufenden  Budgets 
muss  umfassen: 

1.  die  üebersicht  der  Budgetkapitel,  welche,  sei  es  infolge  der  vom 
Parlamente  schon  votierten  Gesetze,  sei  es  wegen  neuer  Vorfalle  oder  infolge 
bereits  genehmigter  aus  dem  Reser\efond  genommener  Vorauserhebungen  ab- 
zuändern sind; 


virtu  di  decreti  corredati  delle  necessarie  giustificazioni  e  registrati  alla  Corte  dei  conti,  le  qoali 
saianno  impatate  uei  modi  e  nelle  forme  prescritte  dal  regolamento; 

3.  Le  riscossioni  degli  agenti,  i  versamenti  neUe  casse  del  Tesoro  e  i  pagamenti  effet- 
tuati  nel  periodo  soindicato. 

Art.  -26.  Sono  mateiia  del  conto  generale  del  patrimonio  dello  Stato,  oltre  le  vaiiazioni 
che  appoita  in  esso  l'esereizio  del  bilancio,  anco  tutte  quelle  che  per  qualsiasi  altra  causa, 
dm-ante  U  suiudicato  periodo,  si  veriflcassero  nelle  varie  consistenze  patrimoniali. 

Art.  27.  Nel  mese  die  novembre  ü  Ministro  del  Tesoro  pi"eseuterä  al  Parlameuto  giä 
stampati : 

1.  n  büancio  di  previsione  dell'esercizio  seguente; 

2.  Un  progetto  di  legge  per  l'assestamento  del  büancio  preventivo  dell'esercizio  in  corso; 

3.  n  rendiconto  generale  dell'esercizio  scadut«  U  30  giugno  precedente. 

Art.  28.  II  büancio  di  previsione  per  l'esereizio  seguente  consterä  dello  stato  di  pre- 
\lsione  della  entrata  e  di  quelli  della  spesa,  distinti  questi  Ultimi  Ministeri. 

Siffatti  stati  di  previsione  saranno  accompagnati  da  un  riepüogo  dal  quäle  emergano 
i  risultati  complessivi  di  essi. 

Gli  stati  di  preATsione  saranno  approvati  con  altrettante  leggi  separate. 

II  riepüogo  sara  appiovato  colla  legge  relativa  aUo  stato  di  previsione  dell'entrata. 

Art.  21).  II  progetto  di  legge  per  l'assestamento  del  bilancio  dell'esercizio  in  corso 
comprenderä : 

1.  II  prospetto  dei  capitoli  del  büancio  da  variarsi,  sia  per  le  leggi  giä  votate  dal  Parla- 
meuto, sia  per  nuove  occorreiize,  o^"vero  per  prele\'amenti  giä  approvati  sul  fondo  di  riserva ; 

889 


4()()      Ital.  Gesetz  über  Verwaltung  u.  Generalrechnungswesen  d.  Staates  vom  17.  Febr.  1884. 

2.  die  Wiederholung  des  Budgets,  berichtigt  durch  die  Modifikationen  und 
Zusätze,  welche  aus  den  obengenannten  Veränderungen  heiTorgehen. 

Ausserdem  ist  ein  Nachweis  über  die  vermutliche  Lage  der  Aktiven  und 
Passiven  der  Verwaltung  des  Scha{;zes  am  Ende  der  ßudgetperiode  beizufügen. 

Art.  30.  Mit  dem  Gesetze  der  Budgetberichtigung  werden  die  Kapitel, 
welche  Aenderungen  enthalten,  und  die  Wiederholung  des  rektifizierten  Budgets, 
ebenso  die  Massregeln,  welche  nötig  waren,  um  die  Einnahmen  mit  den  Aus- 
gaben in  Gleichgewicht  zu  bringen,  bestätigt. 

Art.  31.  Nachdem  das  Gesetz  der  Budgetberichtigung  bestätigt  ist,  hat 
der  Schatzminister  eine  übersichtliche  Tabelle  zur  Verteilung  an  die  Parlaments- 
mitglieder zusammenzustellen,  in  welcher  für  jedes  Budgetkapitel  angegeben  sind: 

1.  die  in  dem  Budget,  von  dem  der  Art.  28  handelt,  bewilligten  Summen ; 

2.  die  Veränderungen,  welche  in  dem  Gesetze  der  Budgetberichtigung  be- 
willigt werden; 

3.  die  Summen,  welche  nach  diesen  Veränderungen  den  definitiven  Vor- 
anschlag des  Erfordernisses  bilden; 

4.  die  Aktiv-  und  Passivreste,  welche  vom  vorhergehenden  Dienst  übrig 
blieben  und  aus  der  Rechnungslegung  hervorgehen; 

5.  den  Kassenvoranschlag. 

Art.  32.  Die  Rechnung  über  die  ßudgetreste  ist  stets  getrennt  zu  halten 
von  der  des  Jahreserfordemisses  in  der  Weise,  dass  keine  Ausgabe,  welche  auf 
die  Reste  angewiesen  ist,  verrechnet  werden  darf  auf  das  Jahreserfordernis  und 
umgekehrt. 

Die  während  fünf  Jahre  nicht  gezahlten  Passivreste  gelten  als  für  Ver- 
waltungszwecke erloschen. 

Doch  können  sie  in  einem  Specialkapitel  des  folgenden  Budgets  wieder 
eingesetzt  werden. 


2.  II  riepilogo  del  bilancio  di  previsione,  rettificato  coUe  modificazioni  e  aggiunte  risul- 
tanti  dalle  variazioni  suddette. 

Yi  sarä  unita  la  presunta  situazione  delle  attivitä  e  passivitä  deirAmniinistrazione  del 
Tesoro  alla  flne  deH'esercizio. 

Alt.  30.  Colla  legge  di  assestaniento  del  bilancio  si  approvano  i  capitoli  portanti  varia- 
zioni e  il  riepilogo  del  bilancio  di  previsione  rettificato,  nonche  i  provvedimenti  che  abbiso- 
gnassero  per  assicurare  il  pareggio  delle  entrate  colle  spese. 

Art.  31.  Dopo  approvata  la  legge  per  l'assestamento  del  bilancio,  il  Ministro  del  Tesoro 
compilerä,  per  distribuirsi  ai  menibri  del  Parlamento,  una  tabella  esplicativa,  nella  quäle  per 
ogni  capitolo  del  bilancio  saranno  indicate : 

1.  Le  sonime  approvate  col  bilancio  di  previsione  di  che  all'art.  28; 

2.  Le  variazioni  approvate  colla  legge  di  assestamento  del  bilancio; 

3.  Le  somnie  che  dopo  queste  variazioni  costituiscono  la  definitiva  pi-evisione  di  coni- 
petenza ; 

4.  I  residui  attivi  e  passiv!  lasciati  dal  precedente  esercizio,  risultanti  dal  rendimento 
di  conti ; 

5.  La  previsione  di  cassa. 

Art.  32.  II  conto  dei  residui  del  bilancio  sarä  tenuto  sempre  distinto  da  quello  della 
competenza,  in  modo  che  nessuna  spesa  afferente  ai  residui  possa  essere  imputata  sul  fondo 
della  competenza,  o  viceversa. 

I  residui  passivi  non  pagati  in  un  quinquennio  s'intendono  perenti  agli  effetti  am- 
ministrativi. 

Possono  pei-ö  ripropoi'si  in  un  capitolo  speciale  del  bilancio  successivo. 
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Art.  33.  Weiin  in  der  im  vorstehenden  Art.  27  bezeichneten  Zeit  das 
Parlament  nicht  versammelt  ist,  sind  der  BudgetentwTirf  für  den  folgenden  Dienst 
und  das  Gesetz  behufs  Berichtigung  des  Budgets  des  laufenden  Jahres  zu  drucken 
und  an  seine  Mitglieder  zu  verteilen. 

Und  wenn  die  Kammer  der  Deputierten  aufgelöst  ist,  so  sind  sie  abgekürzt 
in  der  Gazzetta  ufficiale  del  Regno  zu  publizieren  und  der  neuen  zu  übergeben, 
sobald  sie  konstituiert  ist. 

Art.  34.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  zerfallen  in  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche, und  die  ordentlichen  Ausgaben  in  ständige  imd  veränderliche. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben,  sowohl  die  ordentlichen  als  ausserordent- 
lichen, sind  in  Kapitel  geteilt. 

Die  ausserordentlichen  aus  einer  neuen  Ursache  hervorgehenden  Ausgaben, 
welche  die  Summe  von  30,000  Lire  überschreiten,  müssen  durch  Specialgesetz 
bewilligt  werden,  auch  wenn  sie  ganz  oder  zum  Teil  in  den  Budgets  enthalten  sind. 

Art.  35.  Es  ist  verboten,  die  Fonds,  die  von  den  Budgetgesetzen  und  dem 
Gesetz  über  die  Berichtigung  des  Budgets  für  die  einzelnen  Kapitel  ausgeworfen 
sind,  auf  andere  zu  übertragen. 

Art.  36.  Nach  Bewilligung  des  Budgets  für  das  folgende  Etatsjahr  hat 
jeder  Minister  die  in  jedem  Kapitel  verordnete  Summe  definitiv  auf  Artikel  zu 
verteilen. 

Jedoch  liegt  es  stets  in  der  Befugnis  jedes  Ministers,  die  für  jeden  Artikel 
bestimmten  Fonds  von  dem  einen  Artikel  auf  einen  anderen  zu  übertragen. 

Sowohl  die  Verteilung  auf  Artikel  als  die  Fondsübertragung  von  einem 
Artikel  auf  einen  anderen  sind  durch  Ministerialdekret ,  das  im  Rechnungshof 
zu  registrieren  ist,  zu  bestätigen. 

Art.  37.  Nach  Bestätigimg  des  Gesetzes  über  die  Budgetberichtigung  kann 
jede  neue  Ausgabe  nur  durch  Specialgesetz  genehmigt  werden. 


Art.  33.  Se  al  tempo  indicato  nel  precedente  articolo  27  ü  Parlamento  non  fosse  riunito, 
il  bilancio  di  previsione  per  l'esercizio  segaente  e  il  progetto  di  legge  di  assestamento  del 
bUancio  dell'auno  in  corso  saranno  stampati  e  distribuiti  ai  membri  di  esso. 

E  se  la  Camera  dei  deputati  fosse  stata  disciolta  saranno  pubblicati  per  riassonto  nella 
Gazzetta  Ufficiale  del  Regno  e  presentati  aUa  nuova  tosto  che  sia  costitaita. 

Art  34.  Le  entrate  e  le  spese  si  distingaono  in  ordinarie  e  straordinarie ,  e  le  spese 
ordinarie  in  fisse  e  variabili. 

Le  entrate  e  le  spese,  cosi  ordinarie  come  straordinarie,  sono  ripartite  in  capitoli. 

Le  spese  straordinarie  derivanti  da  causa  nuova,  le  quali  eccedano  la  sonuna  di 
lire  30,000,  debbono  essere  approvate  con  legge  speciale,  perch^  possano  essere  tntte  o  in 
parte  comprese  nei  bilanci. 

Art.  35.  E  vietato  il  trasporto  da  un  capitolo  all'altro  dei  fondi  a  ciascuno  assegnati 
daUe  leggi  del  bUancio  di  previsione  e  da  quella  di  assestamento  del  büancio  medesimo. 

Art  36.  Appro^-ato  ü  bUancio  di  previsione  per  l'esercizio  seguente,  ciascun  Ministro 
ripartirä  definitivamente  in  articoli  la  sonuna  stanziata  in  ciascun  capitolo. 

Tutta\'ia  sarä  sempre  in  facoltä  di  ciascun  Ministro  traspoitare  da  un  articolo  all'altro 
i  fondi  a  ciascuno  di  essi  assegnati. 

Tanto  la  ripartizione  in  articoli  quanto  il  trasporto  di  fondi  da  un  articolo  all'altro, 
saranno  approvati  con  decreto  Ministeriale  da  essere  registrato  alla  Corte  dei  conti. 

Art.  37.  Dopo  approvata  la  legge  per  1 'assestamento  del  bUancio  qualunque  nuova  spesa 
non  poträ  essere  autorizzata  che  per  legge  speciale. 
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In  den  dem  Parlamente  zu  machenden  Vorschlägen  müssen  die  Mittel  für 
die  neuen  Ausgaben  voi'gesehen  werden. 

Art.  38.  Um  dem  Mangel  vorzubeugen,  welcher  sich  bei  den  Budget- 
anweisungen zeigen  könnte,  ist  in  zwei  Kapiteln  eine  Summe  unter  der  Bezeichnung 
, Reservefonds  für  obligatorische  und  ordnungsmässige  Ausgaben",  und  eine  zweite 
unter  der  Bezeichnung  «Reservefonds  für  unvorgesehene  Ausgaben"  auszuwerfen. 

Behufs  Inanspruchnahme  dieser  Mittel  ist  im  jährlichen  Finanzgesetz  die 
Bezeichnung  der  obligatorischen  und  ordnungsmässigen  Ausgaben  beizufügen. 

Die  Entnahme  aus  dem  Reservefond  für  die  ordnungsmässigen  und  obli- 
gatorischen Ausgaben  und  ihre  Eintragung  auf  die  verschiedenen  Budgetkapitel 
geschieht  durch  Dekrete  des  Schatzrainisters,  welche  im  Rechnungshof  registriert 
werden. 

Die  Entnahme  aus  dem  Reservefonds  für  die  unvorhergesehenen  Ausgaben 
und  ihre  Einreihung  unter  die  verschiedenen  Budgetkapitel  oder  unter  ein  neues 
Kapitel  muss  durch  königl.  Dekrete,  welche  vom  Schatzminister  nach  Beratung 
des  Ministerrates  veranlasst  werden,  erfolgen.  Diese  Dekrete  müssen  in  die 
Sammlung  der  Regierungsverordnungen  eingetragen  und  in  der  Gazzetta  uffi- 
ciale  del  Regno  innerhalb  zehn  Tagen  nach  ihrer  Registrierung  im  Rechnungshof 
veröffentlicht  werden. 

Wenn  die  unvorhergesehene  Ausgabe  nötig  wird,  solange  das  Parlament 
beisammen  ist,  so  ist  sie  durch  Gesetz  zu  autorisieren.  Wenn  dieses  nicht  anders 
bestimmt,  wird  die  durch  Gesetz  bewilligte  Summe  von  der  im  Budget  für  un- 
vorhergesehene Ausgaben  vorgetragenen  abgezogen. 

Die  Entnahmen,  die  bis  zu  der  vom  Art.  27  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
für  die  Vorlage  des  Gesetzentwurfes  zur  Berichtigung  des  laufenden  Budgets 
an  das  Parlament  vorgeschriebenen  Epoche  eintreten,  werden  gemäss  Art.  29  in 
denselben  Entwurf  aufgenommen  und  mit  der  Sanktion  desselben  genehmigt. 

Nelle  pi-oposte  da  presentarsi  al  Parlamente  saranno  indicati  i  mezzi  per  provvedere 
alle  spese  nuove. 

Art.  38.  Per  provvedere  alle  deficienze  che  si  manifestassero  nelle  assegnazioni  del 
bilancio,  saranno  inscritte  in  due  capitoli  una  somma  sotto  la  denominazione  Fondo  di  riserva 
per  le  spese  obbligatorie  e  d'ordine,  ed  un'altra  SOttO  la  denominazione;  Fondo  di  riserva  per  le 
spese  impreviste. 

Per  gli  effetti  di  questa  disposizione  nella  legge  annuale  del  bilancio  sarä  unito  Telenco 
delle  spese  obbligatorie  di  ordine. 

La  prelevazione  delle  somme  dal  fondo  di  riserva  per  le  spese  d'ordine  ed  obbligatorie 
e  la  loro  inscrizione  ai  vari  capitoli  del  bilancio  sarä  fatta  per  decreti  del  Ministro  del  Tesoro 
registrati  alla  Corte  dei  conti. 

La  prelevazione  die  somme  dal  fondo  di  riserva  per  le  spese  impreviste,  e  la  loro  iscri- 
zione  ai  vari  capitoli  del  bilancio,  o  ad  un  capitolo  nuovo,  seguirä  per  decreti  Keali  promossi 
dal  Ministro  del  Tesoro  dopo  deliberazione  del  Consiglio  dei  Ministri.  Questi  decreti  saranno 
inseriti  nella  Raccolta  degli  atti  del  Govemo  e  pubblicati  nella  Gazzetta  Ufficiale  del  Jiegim 
entro  dieci  giomi  dalla  loro  registrazione  alla  Corte  dei  conti.  Se  la  spesa  imprevista  occon-e 
quanto  siede  il  Parlamente,  essa  sarä  autorizzata  per  legge.  Ove  questa  non  disponga  diver- 
samente ,  la  somma  autorizzata  per  legge  sarä  dedotta  da  quella  portata  in  büancio  per  le 
spese  impreviste. 

Le  prelevazioni  fatte  sino  all'epoca  prescritta  dall'ai-ticolo  27  della  presente  legge  per 
la  presentazione  al  Parlamente  del  pregette  di  legge  per  Tassestamento  del  bilancio  di  prcAi- 
sione  dell'esercizio  in  corso  verranne,  a  senso  deU'articelo  29,  comprese  nel  pregette  medesinie, 
e  s'intenderanno  approvate  colla  sanzione  di  esse. 
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Die  übrigen  Entnahmen,  welche  nach  dem  vorgenannten  Zeitpunkte  ein- 
treten können,  werden  dem  Parlamente  zur  Genehmigung  vorgelegt,  sobald  es 
zusanmienberufen  wird. 

Art.  39.  Die  grösseren  Ausgaben,  für  die  nicht  in  der  im  vorstehenden 
Artikel  ausgedrückten  Form  gesorgt  werden  kann ,  müssen  durch  Gesetze  nach 
dem  im  Art.  34  festgestellten  Modus  autorisiert  werden. 

Durch  königl.  Dekret  können  die  Ausgabekapitel,  welche  sich  auf  die  Titel 
der  öffentlichen  Schuld  des  Staates  beziehen  und  laut  Gesetz  in  Zahlung  erhalten 
und  zur  Tilgimg  bestimmt  sind,  erhöht  werden. 

Kapitel  Ilf. 

Von  den  Einnahmen  des  Staates. 

Art.  40.  Die  Generaldirektoren  des  Domaniums  und  der  Gebühren,  Zölle, 
der  Post,  Telegraphen  imd  der  direkten  und  indirekten  Steuern,  ebenso  die 
Vorstände  der  Provinzialfinanzbehörden  haben  imter  ihrer  persönlichen  Verant- 
wortung in  den  Grenzen  ihrer  zustehenden  Vollmachten  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  Erhebung  der  Einnahmen  pünktlich  imd  vollständig  geschehe. 

Art.  41.  Die  Schatzmeister  haben  in  der  vom  Reglement  festgestellten 
Weise  monatlich  dem  Generaldirektor  des  Schatzes  die  Rechnung  der  in  ihrer 
Kasse  effektuierten  Zahlungen  zu  überliefern  und  ebenso  müssen  die  Erhebimgs- 
organe  in  den  gleichfalls  vom  Reglement  festgesetzten  Terminen  und  Modalitäten 
der  Verwaltung,  von  der  sie  abhängen,  die  gehörig  belegten  Rechnungen  über 
die  effektuierten  Erhebungen  und  Zahlungen  übergeben. 

Art.  42.  In  allem,  was  die  Erhebungen  imd  Zahlung  von  Geld,  zu  den 
von  den  Reglements  festgesetzten  Modalitäten  und  Terminen  betrifft,  unterstehen 
die  Erhebungsorgane  der  Aufsicht  der  Generaldii-ektion  des  Schatzes. 


Le  altre  prelevazioni  che  potranno  awenire  dopo  l'epoca  anzidetta  saranno  presentate 
per  Tapprovazione  al  Parlamento  alla  prima  sua  convocazione. 

Art.  39.  Le  maggiori  spese  a  cui  non  possa  prowedersi  nella  forma  espressa  aü'articolo 
precedente,  debbono  essere  autoi-izzate  per  legge  nel  modo  stabUito  all'art.  34. 

Per  decreto  Reale  si  potranno  perö  aumentare  i  capitoli  di  spesa  relativ!  ai  titoli  di 
Debito  Pnbbllco  dello  Stato,  a  tenore  delle  leggi  ricevnti  m  pagamento  e  destinati  alla  estinzione. 

Capitolo  m. 
Delle  entrate  dello  Stato. 

.\rt.  40.  I  direttori  generali  del  demanio  e  tasse,  delle  gabeile,  delle  poste,  dei  telegrafi 
e  delle  imposte  dirette  ed  indirette,  non  che  i  capi  degli  nffizi  provinciali  finanziari ,  sotto  la 
personale  loro  responsabilitä ,  prowederanno ,  nei  limiti  delle  rispettive  loro  attribnzioni, 
affinche  prontamente  ed  integi-almente  sia  fatta  la  liscossione  delle  entrate. 

Art.  41.  Kei  modi  stabiliti  dal  regolamento  i  tesorieri  dovranno  mensilmente  trasmettere 
al  direttore  generale  del  Tesoro  ü  conto  dei  versamenti  eflfettuati  neUe  loro  casse,  e  gli  agenti 
di  riscossione  dovranno,  nei  termini  e  nei  modi  stabiliti  anche  dal  regolamento,  trasmettere 
alle  Amministrazioni  da  coi  dipendono  i  conti  debitameute  giustiflcati,  delle  riscossioni  e  dei 
versamenti  effettuati. 

Art.  42.  Per  tutto  ciö  che  rignarda  le  riscossioni  ed  ü  versamento  del  danaro,  nei  modi 
e  termini  stabiliti  dai  regolamenti.  gli  agenti  di  riscossione  saranno  sottoposti  alla  vigüanza 
della  Direzione  generale  del  Tesoro. 
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Art.  43.  Die  unter  irgend  welchem  Titel  erhobenen  Summen  müssen  von 
allen  jenen,  welche  damit  beauftragt  sind,  vollständig  in  die  Kassen  des  Schatzes  ab- 
geliefert werden  und  zwar  in  den  Terminen,  welche  die  Gesetze  und  die  in  Kraft  be- 
findlichen Reglements,  sowie  die  zu  gegenwärtigem  Gesetz  zu  erlassenden  Vollzugs- 
instruktion bestimmen.    Dem  Geld  ist  eine  summarische  Kassarechnung  beizufügen. 

Art.  44.  Wenn  die  Steuereinnehmer  mit  dem  einkassierten  Gelde  auf- 
tragsweise Anweisungen  oder  Bons  auf  zur  Verfügung  stehende  Anweisungen 
honoriert  oder  ständige  oder  andere  Ausgaben  nach  den  vom  Reglement  fest- 
gestellten Normen  bezahlt  haben,  so  haben  sie  die  bezüglichen  Zahlungen  zu 
belegen  durch  Produzierung  der  genannten  Anweisungen  und  der  regelrecht 
quittierten  Bons  und  der  Zahlungsdokumente  der  anderen  Ausgaben. 

Wenn  die  zur  Erholung  der  Anweisungen  oder  die  zum  Empfang  anderer 
Zahlungen  Berechtigten  zu  schreiben  ausser  stände  sind  oder  zu  schreiben  über- 
haupt nicht  verstehen,  so  sind  die  letzteren  als  regelrecht  quittiert  anzusehen, 
wenn  die  Empfangsberechtigten  ein  Kreuzeszeichen  in  Gegenwart  des  Auszahlers 
und  zweier  ihm  bekannten  Zeugen,  welche  sich  unterschreiben,  machen. 

Die  Einlieferung  der  besagten  Anweisungen  und  quittierten  Bons  sowohl 
über  die  ständigen  als  andere  gezahlten  Ausgaben  wird  behufs  Entlastung  der 
Einnehmer  wie  von  ihnen  abgeliefertes  Geld  angesehen. 

Die  Entlastung  der  Einnehmer  und  Kassierer  gilt  als  solche  nur  für  jene, 
welche  die  Anweisungen  oder  Zahlungsbons  ausgestellt  haben  und  welche  ihre 
Oeschäftsgebahrung  in  der  Monatsrechnung ,  die  sie  abzulegen  schuldig  sind, 
rechtfertigen  müssen. 

Kapitel  IV. 

Von  der  Ausgabe  des  Staates. 

Art.  45.  Die  Minister  weisen  die  Ausgaben  in  den  Grenzen  der  im  Budget 
ausgeworfenen  Summen  an. 

Art.  43.  Le  somme  riscosse  per  qualsivoglia  titolo  da  tutti  coloro  che  ne  sono  incaricati 
debbono  essere  integralmente  versate  nelle  casse  del  Tesoro,  nei  terniini  stabiliti  dalle  leggi 
e  regolamenti  vigenti,  e  dal  regolamento  che  sarä  fatto  in  esecuzione  della  presente  legge.  II 
•danaro  sarä  accompagnato  da  un  conto  sommario  di  cassa. 

Art.  44.  Quando  col  danaro  incassato  i  percettori  d'  imposte  abbiano,  a  ciö  autorizzati, 
estinto  mandati  o  Buoni  sopra  mandati  a  disposizione,  o  pagate  spese  flsse  od  altre  spese,  secondo 
le  nonne  stabilite  dal  regolamento,  giustificheranno  i  relativ!  pagamenti  colla  produzione  dei  detti 
mandati  e  Buoni  regolaraiente  quietanzati,  e  dei  documenti  di  pagamento  delle  altre  spese. 

Se  non  possono  o  non  sanno  scrivere,  i  titolari  di  mandati  od  altri  recapiti,  s'  inten- 
deranno  questi  regolarmente  quietanzati,  quando  portino  un  segno  di  croce  fatto  dai  titolari 
alla  presenza  del  pagatore  e  di  due  testimoni  da  hü  conosciuti,  che  sottoscriveranno. 

L'importo  dei  detti  mandati  e  Buoni  quietanzati,  e  delle  spese  flsse  e  delle  altre  spese 
pagate,  sarä,  per  gli  effetti  del  corrispondente  discarico  dei  percettori,  considerato  come  danaro 
da  essi  versato. 

II  discarico  dei  percettori  e  tesorieri  non  opera  pure  discarico  per  coloro  che  hanno 
€messo  SU  di  loro  mandati  o  Buoni  di  pagamento ,  e  che  devono  giustiflcare  il,  loro  operato 
nel  conto  mensile  che  sono  obbligati  di  rendere. 

Capitolo  IV. 

Della  spesa  dello  Stato. 
Art.  45.    I  Ministri  ordinano  le  spese  nei  limiti  dei  fondi  assegnati  in  bilancio. 
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Die  Minister  dürfen  Einnahmen  oder  Gewinne,  woher  sie  auch  rühren 
mögen,  nicht  benützen,  um  die  im  Budget  für  die  betreffenden  Dienste  aus- 
geworfenen Summen  zu  vermehren. 

Art.  46.  Bevor  ein  Ministerium  eine  Zahlungsanweisung  ausstellt,  ist  die 
gesetzliche  Ursache  und  Berechtigung  der  Ausgabe  zu  prüfen,  die  Rechnung 
2U  liquidieren  und  nur  dann  zu  bestätigen,  wenn  kein  Gesetz  verletzt  ist,  und 
■die  zu  zahlende  Summe  in  den  Grenzen  des  Budgets  sich  hält  und  richtig,  d.  h. 
in  der  Etats-  oder  Restrechnimg  und  unter  dem  bezüglichen  Kapitel,  welches 
stets  in  der  Anweisung   angegeben  werden  muss,   zur  Verrechnung  gestellt  ist. 

Jede  Anweisung  wird  von  dem  Minister  oder  dem  von  ihm  Beauftragten 
gefertigt.  Sie  muss  auch  vom  Vorstande  der  bei  jedem  Ministerium  eingerichteten 
Buchhalterei  gefertigt  werden,  welche  ihr  ,Visto'  auf  die  Anweisung  setzt,  wenn 
sie  dieselbe  als  regelrecht  in  dem  oben  angegebenen  Sinn  erkennt. 

Die  Anweisung  ist  dem  Rechnungshof  zu  übergeben,  welcher  sie  registriert 
imd ,  wenn  er  findet ,  dass  durch  dieselbe  kein  Gesetz  verletzt ,  die  auf  der  An- 
weisung angegebene  Einreihimg  im  Dienst  und  Budgetkapitel  richtig  vollzogen 
ist  und  die  Summe  die  Grenzen  desselben  nicht  übersteigt,   sein  Visto  beisetzt. 

Die  Anweisung  mit  dem  Visto  des  Rechnungshofes  geht  an  den  General- 
-direktor  des  Schatzes,  der  sie  auszahlen  lässt,  indem  er  dem  Schatzmeister, 
Kassierer  oder  Einnehmer,  der  sie  honorieren  soll,    die  nötigen  Befehle  erteilt. 

Die  Generaldirektion  des  Schatzes  hat  der  Generalbuchhalterei  täglich  eine 
Note  über  den  Gesamtumfang  der  auf  jedes  Budgetkapitel  der  einzelnen  Mini- 
sterien zugelassenen  Anweisungen  zu  übergeben. 

Art.  47.  Die  Minister  können  mittelst  Anweisungen  Kredite  zur  Dispo- 
sition der  von  ihnen  abhängigen  Funktionäre  eröfihen: 

1.  Zur  Zahlung  jener  Perzeptionsausgaben .   von   welchen   ein  Verzeichnis 


Xon  possono  i  Ministri  valersi  di  entrate  o  profitti  di  qaalsiasi  provenienza  per  accre- 
seere  gli  assegnamenti  fatti  in  büancio  per  le  spese  dei  rispettivi  servizi. 

Art.  46.  Prima  che  sia  emesso  da  un  Ministero  nn  mandato  di  pagamento  sarä  verificata 
la  causa  legale  e  la  giustificazione  della  spesa ,  sarä  liquidato  il  conto ,  e  sarä  pure  verificato 
che  non  sia  ^iolata  alcuna  legge  e  che  la  somma  da  pagarsi  sia  nei  limiti  del  büancio  e  ne 
sia  tatta  la  giusta  imputazione,  secondo  che  essa  appartiene  al  conto  delle  competenze  o  a 
quello  dei  residui,  al  relativo  capitolo,  che  deve  essere  sempre  indicato  nel  mandato. 

Ogni  mandato  e  firmato  dal  Ministro  o  da  ehi  sai-ä  da  lui  designato.  Dovrä  puie  essere 
firmato  dal  capo  della  Ragioneria  istituita  presso  ciascun  Ministero ,  il  qusde  apponä  fl  Hsto 
al  mandato  qnando  lo  riconosca  regolare  nei  sensi  suesposti. 

n  mandato  sarä  trasmesso  alla  Corte  dei  conti,  che  lo  registrerä  e  vi  apporrä  ü  suo 
vUto,  qnando  riconosca  che  per  esso  non  sia  violata  alcuna  legge ,  che  sia  fatta  giusta  impu- 
tazione äll'esercizio  ed  al  capitolo  del  büancio  indicati  nel  mandato  e  che  la  somma  non  ecceda 
i  limiti  di  esso. 

n  mandato  col  visto  della  Corte  dei  conti  passa  al  direttore  generale  del  Tesoro,  che  lo 
ammette  a  pagamento.  compartendone  gli  ordini  al  tesoriere.  cassiere  o  percettore.  che  lo  deve 
•estingnere. 

La  Direzione  generale  del  Tesoro  trasmetterä  giomalmente  ^a  Ragioneria  generale 
nna  nota  del  complessivo  montare  dei  mandati  ammessi  a  pagamento  per  ciascun  capitolo  del 
büancio  di  ogni  Ministero. 

Art.  47.  I  Ministri  potranno  aprire  erediti  mediante  mandati  a  disposizione  di  fiinzio- 
nari  da  essi  dipendenti: 

1.    Pel  pagamento  di  quelle  fra  le  spese  di  riscossione  delle  entrate,  delle  quali  sarä 
Finanzarchiv.    I.  Jahrg.    2.  Heft.  §95  gQ 
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dem  Ausgabeetatsgesetz  beigegeben   ist,   ausgenommen  das,  was  für  die  Lotto- 
gewinne ausgeworfen  ist. 

2.  Für  Erwerbungen,  Dienste  und  Herstellungen  in  eigener  Regie,  wofeme 
es  nicht  nötig  ist,  hiefür  durch  Vorschussanweisungen  zu  sorgen. 

3.  Zur  Zahlung  ständiger  Ausgaben  oder  behufs  Schadloshaltung,  wenn  sie 
nicht  in  fester  Summe  vorausbestimmt  sind. 

Die  Ausgaben  für  Strafgerichtsbarkeit  und  jene  für  Lottogewinne  sind  in 
der  vom  Reglement  vorgeschriebenen  Weise  zu  machen,  aber  sie  müssen  belegt 
werden,  wie  es  in  den  Artikeln  44  und  55  vorgeschrieben  ist. 

Art.  48.  Sowohl  Civil-  als  Militärbeamte,  zu  deren  Verfügung  Anweisungen 
ausgestellt  werden,  können  sich  derselben  mittelst  juxtierter  Bons  zu  Gunsten  der 
Gläubiger  bedienen,  niemals  aber  zu  ihren  eigenen  Gunsten. 

In  den  Bons  ist  der  Name  und  Zuname  der  nehmenden  Parteien,  das 
Zahlungsobjekt,  die  Rechnungs-  oder  Saldosumme  und  die  Nummer  des  Ver- 
fügungsmandats, auf  das  sie  sich  beziehen,  anzugeben. 

Ausserdem  sind  bei  ihrer  Ausstellung  die  vom  Reglement  vorgeschriebenen 
Formalitäten  zu  beachten. 

Art.  49.  Jeden  Monat  müssen  die  delegierten  Beamten,  deren  im  voran- 
gegangenen Artikel  gedacht  ist,  die  Rechnungen  über  die  ausgegebenen  Summen 
mit  den  Belegen,  entsprechend  den  Vorschriften  des  Reglements,  behufs  ihrer 
Revision  und  Ueberweisung  (von  da)  an  den  Rechnungshof  vorlegen. 

Die  delegierten  Beamten  sind  persönlich  haftbar  für  die  Regelrechtigkeit 
der  bewilligten  und  verfügten  Ausgaben,  die  Zahlungsbeamten  für  die  der 
Zahlung. 

Art.  50.  Keine  Dispositionsanweisung  kann  für  eine  30,000  Lire  über- 
schreitende Summe  ausgefertigt  werden. 


unito  l'elenco  alla  legge  di  approvazione  dei  bilanci  di  previsione  della  spesa,  salvo  ciö  che  e 
stabüito  per  le  vinoite  al  lotto. 

2.  Per  acquisti,  sei-vizi  e  foniitiu'e  ad  economia,  quando  non  sia  neeessario  prowedervi 
con  mandati  di  anticipazione. 

3.  Per  pagamento  di  spese  flsse  od  indennitä  quando  non  siano  prestabilite  in  somma  ceita. 
Le  spese  di  giustizia  penale  e  quelle  per  le  vinoite  al  lotto  saranno  fatte  nel  modo  pre- 

scritto  dal  regolamento,  ma  dovranno  giustificarsi  com'e  prescritto  dagli  articoli  44  e  55. 

Art.  48.  I  funzionari  si  civili  che  militari,  a  cui  disposizione  siano  stati  emessi  mandati, 
potranno  valersene  mediante  Buoni  a  matrice  a  favore  dei  creditori,  e  non  mai  a  favore  di 
se  stessi. 

Nei  Buoni  saranno  indicati  il  nome  e  cognome  delle  parti  prendenti,  l'oggetto  dei  paga- 
menti ,  le  somme  in  conto  od  a  saldo ,  e  il  numero  dei  mandato  a  disposizione ,  al  quäle  si 
riferiscono. 

Saranno  altresi  rivestiti  delle  formalitä  prescritte  dal  regolamento. 

Art.  49.  Ogni  mese  i  funzionari  delegati,  di  cui  e  cenno  nell'articolo  precedente,  presen- 
teranno  i  conti  delle  somme  erogate  coi  documenti  giustificativi,  a  nonna  delle  prescrizioni 
dei  regolamento,  per  gli  effetti  della  loro  revisione,  e  per  essere  trasmessi  di  poi  alla  Corte 
dei  conti. 

I  funzionari  delegati  sono  personalmente  responsabili  della  regolaritä  delle  spese  appi-o- 
vate  e  disposte ;  gli  agenti  pagatori,  della  regolaritä  dei  pagamento. 

Art.  50.  Nessun  mandato  a  disposizione  poträ  essere  spedito  per  una  somma  maggiore 
di  lire  30,000. 

896 


Ital.  Gesetz  übei-  Verwaltting  u.  Generalrechnungswesen  d.  Staates  vom  17.  Febr.  1884.      ^jjy 

Art.  51.  Die  Minister  können  auch  Vorschussanweisungen  für  Ausgaben, 
die  in  eigener  Regie  notwendig  sind,  emittieren,  jedoch  bis  zum  Betrag  einer 
Summe,  welche  30.000  Lire  nicht  übersteigt:  ebenso  Vorschussanweisungen  für 
die  Erfordernisse  der  Truppenkörper  und  der  Marine  je  nach  dem  Bedürfnis, 
ebenso  für  alle  Summen,  welche  im  Ausland  zu  zahlen  sind  und  welche  die 
Ausgabenfonds  der  Legationen,  Konsulate  und  Missionen  im  Ausland  und  der 
ausserhalb  des  Staates  fahrenden  Schifi'e  bilden,  und  zwar  all  das  in  den  im 
Budget  festgesetzten  Grenzen. 

In  den  Vorschussanweisimgen  für  Ausgaben  in  eigener  Regie  ist  sich 
immer  auf  das  durch  königl.  Dekret  bestätigte  Reglement  zu  beziehen,  von 
dem  die  Rede  ist  im  Absatz  1  des  16.  Artikels  gegenwärtigen  Gesetzes  unter 
Berücksichtigung  der  im  Absatz  2  desselben  Artikels  gegebenen  Ausnahme.  Der 
Modus  der  Zahlung  der  öflfentlichen  Schuld  im  In-  und  Auslande  wird  durch 
Reglement  festgesetzt,  und  der  Nachweis  dieser  Zahlung  ist  alle  halb  Jahr  zu 
erbringen. 

Art.  52.  Wenn  die  Ausgabe,  die  auf  eine  Dispositionsanweisung  oder  in  eige- 
ner Regie  gemacht  wurde,  bis  zu  ^s  der  Summe  der  vorangehenden  Anweisung 
gerechtfertigt  ist.  so  darf  eine  folgende  bewilligt  werden,  welche  mit  dem  Rest 
der  füheren  die  in  den  Artikeln  50  und  51   fixierte  Grenze  nicht  überschreitet. 

Art.  53.  Der  Nachweis  der  auf  Vorschussanweisungen  bezahlten  Ausgaben 
geschieht  wie  im  Art.  49.  Für  die  Erfordernisse  der  Truppenkörper  und  Militär- 
etablissements zu  Wasser  imd  zu  Land  kann  sie  am  Ende  jedes  Vierteljahres 
gegeben  werden. 

Die  Verwendung  der  ans  Ausland  übertragenen  Fonds  ist  nachzuweisen, 
sobald  die  Zahlungen  für  Dienste,  für  welche  die  Vorschussanweisung  ausgestellt 
wurde,  effektuiert  sind,  und  zwar  in  der  vom  Reglement  vorgeschriebenen  Norm. 


Art.  51.  I  Ministri  poti-anno  anche  emettere  maudati  di  anticipazione  per  spese  da  farsi 
ad  economia,  per  sonuna  perö  che  non  ecceda  le  lire  30  inüa;  e  cosi  anche  mandati  di  anti- 
cipazione per  le  competenze  dei  eorpi  dell'esercito  e  della  marina.  regolate  secondo  il  bisogno, 
non  che  per  tutte  le  sonune  da  pagarsi  aU'estero  e  per  fomire  i  fondi  di  spesa  aUe  Legazioui, 
Consolati  e  5Iissioni  aU'estero  ed  alle  na  vi  viaggianti  faori  Stato;  e  ciö  sempre  nei  limiti  fis- 
sati  nel  bUancio. 

Xei  mandati  di  anticipazione  per  spese  da  fersi  ad  economia  sarä  sempre  fatto  riferi- 
mento  al  regolamento  approvato  con  decreto  Reale ,  di  eui  e  detto  al  paragrafo  l  delticolo  16 
della  presente  legge,  ferma  la  eceezione  contemplata  dal  paragrafo  2  dello  stesso  articolo. 

n  modo  del  pagamento  del  Debito  Pubblico  nell'intenio  dello  Stato  ed  aU'estero  e  sta- 
bilito  dal  regolamento,  e  la  ginstiflcazione  di  questo  pagamento  sarä  fatta  ogni  sei  mesi. 

Art.  52.  Quando  la  spesa  fatta  sopra  im  mandato  a  disposizione  o  fatta  ad  economia 
sia  giustificata  per  due  terzi  deUa  somma  dell'antecedente  mandato ,  se  ne  poträ  accordare 
una  snccessiva  la  quäle,  col  residuo  dell'anteriore ,  non  ecceda  ü  limite  fissato  nei  precedenti 
articoli  50  e  51. 

Art.  53.  La  ginstiflcazione  delle  spese  pagate  sopra  mandati  di  anticipazione  saiü 
fatta  com'e  detto  all'articolo  49. 

Per  le  competenze  dei  corpi  e  stabiUmenti  militsoi  di  terra  e  di  mare  poträ  essere  data 
al  termine  di  ogni  tiimestre. 

La  erogazione  dei  fondi  trasmessi  aU'estero  sarä  provata  toste  dope  che  siano  stati 
eflettuati  i  pagamenti  per  servizi,  pei  quaU  fa  emesso  ü  mandato  di  anticipazione,  ed  a  nonna 
di  quanto  verrä  preseritto  dal  regolamento. 
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Art.  54.  Sowohl  die  Dispositions-  als  die  Vorschussan Weisungen  müssen, 
um  vom  Generaldirektor  des  Schatzes  zur  Zahlung  zugelassen  zu  werden,  wie  die 
übrigen  im  Art.  46  behandelten,  vom  Minister  oder  seinem  Delegierten  und  vom 
Buchhalter  unterzeichnet  und  in  dem  Rechnungshof  registriert  sein. 

Auch  in  den  in  diesem  Artikel  besprochenen  Anweisungen  muss  die  Summe, 
das  Objekt  der  Ausgabe  und  das  Budgetkapitel,  auf  das  sie  sich  bezieht,  an- 
gegeben werden. 

Art.  55.  Die  Bezahlung  der  ständigen  Ausgaben,  d.  i.  der  Beamten- 
gehälter, der  Pensionen,  der  Mieten  und  ähnlicher  Ausgaben,  ständiger  und 
festgestellter  Beträge  und  Fristen  kann  nach  Rollen  und  Uebersichten ,  die 
von  der  Generaldirektion  des  Schatzes  ausgegeben  sind,  erfolgen;  diese  Rollen 
sind,  unterzeichnet  durch  den  Generaldirektor,  im  Rechnungshof  zu  registrieren 
und  dann  von  dem  genannten  Generaldirektor  an  die  Provinzialkassiere  weiter 
zu  geben.  Diese  zahlen  nach  Anleitung  der  genannten  Rollen  die  Gläu- 
biger oder  lassen  sie  von  untergeordneten  Zahlstellen  zahlen  in  der  Weise, 
welche  von  dem  Reglement  vorgeschrieben  werden  wird,  welches  auch  die  Do- 
kumente bezeichnen  wird,  die  von  den  Gläubigem  den  zahlenden  Rechnungs- 
beamten auszustellen  sind. 

Die  Zahlungsbelege  über  ständige  Ausgaben  sind  an  den  Rechnungshof 
mit  den  monatlichen  Rechnungen  abzuliefern,  die  jene  zu  stellen  haben,  welche 
die  Zahlungen  selbst  ausgeführt  haben. 

Art.  56.  Es  darf  eine  Zahlungsanweisung  nicht  registriert  werden  von 
Seite  des  Rechnungshofes  und  seine  Weigerung  annulliert  die  Anweisung,  wenn 
es  sich  um  eine  Ausgabe  handelt,  welche  die  im  bezüglichen  Budgetkapitel 
ausgeworfene  Summe  übersteigt ,  und  es  darf  dem  nicht  mit  Hilfe  des  Resei-ve- 
fonds  entgegengehandelt  werden. 

Die  Weigerung  des  Rechnungshofes  ist  dann  eine  absolute,  wenn  nach 
seinem  Urteile   die  Einreihung    der  in  der  Anweisung  enthaltenen  Summe  sich 


Art.  51.  Tanto  i  mandati  a  disposlzione  quanto  quelli  di  anticipazione,  per  essere  am- 
messi  a  pagamento  dal  direttore  generale  del  Tesoro,  dovranno,  come  gli  altri  contemplati 
all'articolo  4(5,  avere  la  ftrma  del  Ministro  o  del  suo  delegato  e  quella  del  ragioniere,  ed  essere 
stati  registrati  alla  Corte  dei  conti. 

Anche  nei  mandati  contemplati  in  queU'articolo  s'indicheranno  la  somma,  l'oggetto  della 
spesa  ed  il  capitolo  del  bilancio  cui  questa  si  riferisce. 

Art.  55.  II  pagamento  delle  spese  fisse,  cioe  degli  stipendi  degli  impiegati,  delle  pen- 
sioni,  dei  fltti  e  di  simili  spese,  d'importo  e  scadenze  flssi  ed  accertati,  poträ  seguire  sopra 
ruoli  0  prospetti  emessi  dalla  Direzione  generale  del  Tesoro,  i  quali  ruoli,  lirmati  dal  direttore 
generale,  saranno  registrati  alla  Corte  dei  conti,  e  quindi  trasmessi  dal  direttore  generale 
suddetto  ai  tesorieri  provinciali.  Questi ,  colla  guida  dei  detti  ruoli,  pagheranno  i  creditori  o 
li  faranno  pagare  dai  contabili  subaltemi  nel  modo  che  sarä  prescritto  dal  regolamento,  che 
indicherä  pure  i  documenti  da  essere  presentati  dai  creditori  ai  contabili  pagatori. 

Le  giustificazioni  dei  pagamenti  delle  spese  flsse  saranno  date  alla  Corte  dei  conti  coi 
conti  mensili  che  devono  rendere  coloro  che  avi'anno  eseguito  i  pagamenti  stessi. 

Art.  56.  Non  si  farä  luogo  a  registrazione  di  un  mandato  di  pagamento  da  parte  della 
Corte  dei  conti,  ed  il  di  lei  rifiuto  annuUerä  il  mandato,  quando  si  tratti  di  spesa  che  ecceda 
la  somma  stanziata  nel  relativo  capitolo  del  bilancio,  e  non  vi  si  possa  fai-  ft-onte  col  fondo 
di  riserva. 

Sarä  pure  assoluto  il  rifiuto  della  Corte,  quando,  secondo  il  di  lei  giudizio,  l'imputazione 
della  somma  portata  dal  mandato  sarebbe  riferibile.  ai  residui  piuttosto  che   alle  competenze, 
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vielmehr  auf  die  Reste  bezieht  als  auf  die  Jahreserfordemisse  oder  umgekehrt, 
oder  auf  ein  schon  erschöpftes  Budgetkapitel  und  nicht  auf  jene  in  der  An- 
weisung des  ausgebenden  Ministeriums  angeführten. 

In  Bezug  auf  die  Registrierung  der  Zahlungsanweisungen  gilt  mit  ent- 
sprechender Modifikation  die  Verfügung  des  Art.  14  des  Gesetzes  vom  14.  August 
1862  Nr.  800. 

Art.  57.  Unter  der  strengsten  persönlichen  Verantwortlichkeit  des  Cen- 
tral- und  aller  Provinzialschatzmeister,  Kassierer  und  Einnehmer  darf  in  keinem 
Falle  eine  Summe  gezahlt  werden,  wenn  die  Anweisungen  derselben,  die  Rollen 
der  ständigen  Ausgaben  und  die  Zahlungsbons  auf  die  Dispositionsanweisungen 
nicht  mit  den  von  den  Art.  46,  48,  54  und  55  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ver- 
langten Formalitäten  versehen  sind,  ausgenommen  die  Bestimmung  der  Art.  47 
und  51. 

Die  Emission  und  die  Zahlung  sogenannter  provisorischer  Anweisimgen 
seitens  der  Minister  oder  irgend  eines  anderen  von  ihnen  abhängigen  Beamten 
sind  absolut  verboten. 

Der  Inhalt  dieses  Artikels  findet  keine  Anwendung  auf  die  Bewegung  der 
Fonde,  welche  entsprechend  der  Norm  des  Art.  22  darch  Verordnung  des  Ge- 
neraldirektors des  Schatzes  sich  vollzieht, 

Art.  58.  Die  Buchhalter  bei  den  Ministem  und  den  Mittelbehörden,  zu 
deren  Gunsten  Dispositionsanweisungen  ausgegeben  wurden,  und  die  Funktio- 
näre, welche  auf  Vorschussanweisungen  Summen  erhielten,  stehen  unter  der 
Jurisdiktion  des  Rechnungshofs  in  der  in  Kapitel  5  des  Gesetzes  vom  14.  Au- 
gust 1862,  Nr.  800  bestimmten  Weise  und  können  verurteilt  werden,  wenn  sie  in 
der  Ausübung  der  ihnen  durch  Art.  46,  48,  53  und  54  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes zugeteilten  Funktionen  durch  ihre  Schuld  oder  Nachlässigkeit  den  von 
ihnen  verlangten  Obliegenheiten  und  der  Vorlage  der  Rechnungen,  zu  der  sie 
verhalten  sind,  nicht  nachkommen. 


o  a  qneste  piuttosto  che  a  quelli,  owero  ad  un  capitolo  giä  esamito  del  bilancio  e  noii  a  qaelli 
indicati  nel  mandato  dal  Ministero,  che  lo  ha  emesso. 

E  di  confoiinitä  modificata,  quanto  alla  registrazione  dei  mandati  di  pagamento.  la  di- 
sposizione  dell'articolo  14  della  legge  14  agosto  1862,  n.  800. 

Art.  57.  Sotto  la  piü  stretta  responsabilitä  personale  del  tesoriere  centrale  e  di  tutti 
i  tesorieri  provinciali,  cassieri  e  percettori,  non  sarä  in  nessnn  caso  mai  pagata  alcuna  sonuna, 
i  cui  mandati.  ruoli  di  spese  flsse  e  Buoni  di  pagamento  sopra  mandati  a  disposizione  non 
siano  rivestiti  della  fomialitä  richieste  dagli  articoli  46,  48,  54  e  55  della  presente  legge,  salvo 
il  disposto  degli  articoli  47  e  51. 

L'emissione  ed  il  pagamento  dei  cosi  detti  mandati  prowisori,  da  parte  dei  Ministri  o 
di  qnalsiasi  altro  impiegato  da  essi  dipendente,  sono  assolntamente  vietati. 

La  disposizione  di  quest'articolo  non  conceme  il  movimento  dei  fondi,  che  a  norma 
deU'articolo  22  sarä  fatto  con  ordinazione  del  direttore  generale  del  Tesoro. 

Art.  5«.  I  i-agionieri  presso  i  Ministeri  e  gli  ordinatori  seeondari,  a  cui  favore  furono 
emessi  mandati  a  disposizione  ed  i  funzionari  che  ricevettero  somnie  sopra  mandati  di  anti- 
cipazione,  saranno  giudicabili  dalla  Corte  dei  conti  nei  modi  determinati  dal  capitolo  5  deUa 
legge  14  agosto  1862,  n.  sno,  e  saranno  passibili  di  condanna,  se  nell'esercizio  delle  fonzioni 
loro  attribuite  dagli  articoli  46,  48,  49,  53  e  54  della  presente  legge ,  contraweranno  per  la 
loro  colpa  o  negligenza  agli  obblighi  loro  demandati  ed  alla  presentazione  dei  conti  a  cni 
sieno  tenuti. 
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Die  beim  Rechnungshof  vollzogene  Registrierung  einer  Anweisung  befreit 
nicht  von  der  Verantwortung  des  Buchhalters  beim  Ministerium,  welches  sie 
ausstellte,  insoweit  es  die  Rechtfertigung  der  Ausgabe  und  die  Feststellung  der 
Summe  angeht,  für  welche  die  Anweisung  ausgestellt  war.  Wenn  der  Buch- 
halter aus  irgend  einem  Motiv  der  Unregelmässigkeit  eine  Anweisung  nicht  be- 
stätigen zu  dürfen  glaubt,  hat  er  sich  dieserhalb  direkt  an  den  Minister  zu 
wenden,  und  wofeme  dieser  glaubt,  die  Emission  bestätigen  zu  dürfen,  hat  er 
dem  Buchhalter  einen  schriftlichen  Befehl  zu  geben,  welcher  ihn  ausführen 
muss.  Zur  Rechtfertigung  seiner  Handlungsweise  bei  dem  Rechnungshof  hat 
dieser  jedoch  den  Befehl  des  Ministers  beizulegen,  und  der  Rechnungshof  hat 
in  seinem  ans  Parlament  direkt  gerichteten  Bericht  unter  den  mit  Vorbehalt 
registrierten  Anweisungen  auch  jene  anzuzeigen,  für  welche  ein  Spezialbefehl 
des  Ministers  erlassen  wurde. 

Die  Sektion  des  Rechnungshofes,  dem  das  Urteil  über  die  Verantwortlich- 
keit der  Buchhalter  und  der  Unterorgane  zusteht,  ist  eine  von  jener  verschie- 
dene Sektion,  der  die  Präventivkontrolle  im  Sinne  der  Art.  46  und  54  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  anvertraut  ist. 

Art.  59.  Nach  dem  1.  Juli  können,  auch  vor  Gutheissung  der  General- 
rechnung über  den  Dienst  des  am  30.  Juni  geschlossenen  Jahres,  die  mit  dem 
Budget  des  vorangegangenen  Jahres  autorisierten  Ausgaben  effektuiert  werden, 
welche  zwar  bewilligt,  vor  Schluss  desselben  aber  nicht  bezahlt  wurden,  jedoch 
nur  in  den  Grenzen  der  Summen  für  die  am  30.  Juni  sich  ergebenden  eifektiven 
Passivreste  und  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  und  Formalitäten,  welche 
in  den  Art.  46,  48,  54  und  55  des  gegenwärtigen  Gesetzes  enthalten  sind. 

Die  Anweisungen,  welche  bereits  regelrecht  während  des  Dienstes  des  ver- 
gangenen Finanzjahres  ausgegeben  worden  waren,  sind  auch  nach  seinem  Ablauf 
zahlbar,  jedoch  unter  Beobachtung  der  oben  angedeuteten  Vorschriften  und 
Formalitäten. 


La  registrazioue  fatta  di  un  niandato  alla  Corte  dei  conti  non  libera  la  responsabilitä  dei 
ragioniere  presse  il  Ministero  clie  lo  emise,  per  quanto  riguarda  la  giustificazione  della  spesa 
e  l'accertamento  della  somma  per  la  quäle  fu  emesso  il  mandato. 

Ove  il  ragioniere  non  creda  di  flnnare  per  qualsiasi  motivo  di  in'egolaritä  un  mandato, 
116  riferirä  direttamente  al  Ministro,  ed  ove  questi  creda  di  approvanie  la  emissione  darä  un 
ordiue  in  iscritto  al  ragioniere,  il  quäle  dovrä  eseguirlo.  Nel  giustificare  perö  il  suo  operato 
presso  la  Corte  dei  conti,  esso  poträ  unire  l'ordine  dei  Ministro,  e  la  Corte  dei  conti,  nel  rap- 
liorto  diretto  al  Parlamente ,  sui  mandati  registrati  con  risei-va ,  indicherä  anclie  quelli  pei 
quali  siavi  stato  un  ordine  speciale  dei  Ministri. 

La  sezione  della  Corte  dei  conti  a  cui  sarä  affidato  il  giudizio  suUa  responsabilitä  dei 
ragionieri  e  degli  ordiiiatori  secondari,  sarä  uiia  sezione  diversa  da  quella  cui  e  affidato  il  con- 
trollo  jireventivo  a  senso  degli  articoli  4(j  e  54  della  presente  legge. 

Art.  59.  Potranno  effettuarsi  dopo  il  l"  luglio ,  anche  prima  dell'approvazione  dei  ren- 
diconto  generale  dell'esercizio  chiuso  il  30  giugno,  le  spese  autorizzate  eol  bilancio  dell'anno 
precedente,  che  vennero  inipegnate  e  non  pagate  prima  della  chiusura  di  esso,  nei  limiti  perö 
soltanto  della  somma  per  effettivi  residui  passivi  risultati  al  30  giugno  ed  osservate  le  pre- 
scrizioni  e  fonnalitä  portate  dagli  articoli  46,  48,  54  e  55  della  presente  legge. 

I  mandati,  che  giä  fossero  stati  regolannente  eniessi  durante  l'esercizio  dei  precedente 
auno  tinauziario,  saranno  pagabili  anche  dopo  la  scadenza  di  esso,  osservate  perö  le  pre 
scrizioni  e  le  fonnalitä  di  sopra  indicate. 
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Wenn  diese  Anweisungen  nichtsdestoweniger  in  dem  ihrer  Ausgabe  fol- 
genden Finanzjahre  nicht  bezahlt  wurden,  so  sind  sie  als  definitiv  vernichtet  zu 
betrachten,  doch  hat  der  Gläubiger  das  Recht,  die  Erneuerung  derselben  zu  ver^ 
langen,  wenn  und  insoweit  sein  Recht  nicht  nach  den  Bestimmungen  des  Civil- 
gesetzbuches  oder  specieller  Gesetze  verjährt  ist;  ausgenommen  ist  auch  der  im 
Art.  32  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vorgesehene  Fall. 

Art.  60.  In  den  vom  Gesetz  gestatteten  Fällen  müssen  die  Verpfandungen, 
Sequestrationen,  Verweigerangen ,  Cessionen  oder  Delegationen,  welche  sich  auf 
Summen,  die  vom  Staate  geschuldet  sind,  beziehen,  und  irgend  ein  anderer  Akt, 
welcher  zum  Zweck  hat,  die  Zahlung  zu  hindern  oder  hinzuhalten,  dem  General- 
direktor des  Schatzes,  der  hiervon  dem  Rechnungshof  und  dem  mit  der  Zahlung 
beauftragten  Beamten  Kenntnis  geben  wird,  notifiziert  werden. 

Wenn  eine  Anweisung  vom  Generaldirektor  des  Schatzes  schon  vor  der 
Notifikation  zur  Zahlung  zugelassen  wurde,  so  ist  diese  wirkimgslos. 

Der  Gläubiger  kann  übrigens  dem  mit  der  Zahlung  beauftragten  Beamten 
eine  derartige  Notifikation  machen. 

Die  Cessionen  und  Delegationen  müssen  auf  Grund  eines  öffentlichen  Do- 
kumentes oder  einer  vom  Notar  beglaubigten  Privaturkunde  erfolgen. 

Art.  61.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Aktenstücke  müssen 
den  Titel  und  Gegenstand  der  Forderung  gegenüber  dem  Staate,  die  man  treffen 
will,  angeben. 

Man  kann  nicht  in  einem  einzigen  Akt  Forderungen,  die  verschiedene 
Verwaltungen  betreffen,  erledigen. 

Bei  den  Summen,  die  der  Staat  füi*  Anschaflxmgen,  Lieferungen  und  Pachte 
des  öffentlichen  Dienstes  schuldet,  sind  die  Bestimmungen  des  Art.  9  des  Ge- 
setzes vom  20.  März  1865  Beil.  E  und  der  Art.  351 — 355  desselben  Gesetzes 
Beil.  F  zu  beachten. 


Qnalora  codesti  maudati  non  fossero  pagati  nenuueno  nell'anno  finanziario  successivo 
a  quello  in  cni  vennero  emessi ,  s'  inteuderanno  deflnitivamente  annulati ,  salvo  U  diritto  al 
creditore  di  chiedeme  la  rinnoväzione,  se  ed  in  quanto  ü  sno  diritto  non  sia  prescritto  secondo 
le  disposizioni  del  Codice  civile  o  di  leggi  speciali,  e  salvo  altresi  ü  disposto  dall'articolo  32 
della  presente  legge. 

Art.  60.  Xei  casi  dalla  legge  permessi  i  pignoramenti,  sequestri.  le  opposizioni,  le  ces- 
sioui  o  delegazioni  relative  a  somme  dovute  dallo  Stato,  e  qualonque  altro  atto  che  abbia  per 
iseopo  d'impedire  e  di  trattenere  il  pagamento,  debbono  essere  notiücati  al  direttore  generale 
del  Tesoro,  che  ne  dai-ä  corrispondente  notizia  alla  Corte  dei  conti  ed  aU'ufficiale  incaricato 
del  pagamento. 

Qnando  un  mandato  sia  giä  stato  ammesso  a  pagamento  dal  direttore  generale  del  Te- 
soro prima  della  notificazione.  questa  sarä  di  nessnn  eflfetto. 

Poträ  per  altro  il  creditore  fare  tale  notificazione  all'nfficiale  incaricato  del  pagamento. 

Le  cessioni  e  le  delegazioni  debbono  risultare  da  atto  pubblico  o  da  scrittura  privata 
autenticata  da  notsäo. 

Art.  61.  Gli  atti  contemplati  nell'articolo  precedente  debbono  indicare  il  titolo  e  l'og- 
getto  del  credito  verso  lo  Stato  che  si  vuol  colpire. 

Xon  si  possono  colpire  con  an  solo  atto  crediti  verso  Amministrazioni  diverse. 

Per  le  somme  dovute  dallo  Stato  per  somministrazioni ,  fomitture  ed  appalti  di  pubblico 
servizio,  saranno  osservate  le  disposizioni  dell'artieolo  9  della  legge  del  20  marzo  1865,  alle- 
gato  K,  e  degli  articoli  351  a  355  della  stessa  legge,  allegato  F. 
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A  rt.  62.  Die  Emission  der  Schatzbons  und  die  Maximalgrenze  der  Summen^ 
welche  in  Umlauf  erhalten  werden  kann,  wird  durch  die  jährlichen  Budget- 
gesetze und  durch  Spezialgesetze  festgestellt. 

Die  Bons  können  nur  mittelst  effektiver  Zahlung  der  entsprechenden  Summe 
in  die  Staatskassen  erlassen  werden. 

Hinsichtlich  der  für  die  Ausgabe  der  Schatzbons  zu  beobachtenden  Präventiv- 
kontrolle des  Rechnungshofes  werden  für  diesen  Geschäftszweig  die  speciellen 
Normen  durch  das  Reglement  erfolgen. 

Art.  63.  Die  Bestimmungen,  welche  für  den  Dienst  des  Heeres  und  der 
Armee  auf  dem  Kriegsfuss  nötig  sind,  werden  durch  Specialreglements  getroffen, 

Kapitel  V. 

Von  den  Beamten  der  Administration,  welche  Staatswerte 

verwalten. 

Art.  64.  Die  Beamten  der  Administration,  welche  mit  den  Perzeptionen 
und  Zahlungen  betraut  sind,  oder  welche  dem  Staat  geschuldete  oder  andere 
Summen ,  durch  die  der  Staat  Schuldner  wird ,  empfangen ,  oder  die  irgendwie 
sonst  öffentliche  Gelder  oder  Sachen  zu  verwalten  haben,  ebenso  jene,  welche 
sich  ohne  legale  Berechtigung  in  die  den  genannten  Beamten  zugeteilten* Auf- 
gaben mischen,  hängen  von  den  verschiedenen  bezüglichen  Ressortministem  ab 
und  stehen  unter  der  Kontrolle  des  Schatzministers  und  unter  der  Jurisdiktion 
des  Rechnungshofes. 

Auch  sind  der  Kontrolle  des  Schatzministers  und  der  Jurisdiktion  des 
Rechnungshofes  die  von  den  verschiedenen  Ministerien  abhängigen  Beamten, 
welche  mit  der  Eintreibung  von  Einnahmen  irgend  welcher  Art  oder  Provenienz^ 
betraut  sind,  unterstellt. 


Art.  62.  L'emlssione  dei  Buoni  del  Tesoro  ed  il  limite  massimo  della  somma  che  puö- 
tenersene  in  cor  so  sono  stabiliti  dalle  leggi  annuali  di  approvazione  dei  bilanci  e  dalle  leggi 
speciali. 

I  Buoni  non  possono  essere  rilasciati  [che  mediante  reffettivo  versamento  della  com- 
spondente  somma  nelle  casse  dello  Stato. 

Feraia  anche  per  l'emissione  dei  Buoni  del  Tesoro  l'osservanza  del  riscontro  preventivo- 
della  Corte  dei  conti,  ven-anno  date  per  questo  ramo  di  gestione  le  noime  speciali  nel  re- 
golamento. 

Ai-t.  63.  Le  disposizioni  che  possono  occon-ere  pel  sei-vizio  dell'esercito  e  deU'annata 
sul  piede  di  guen-a  sono  date  con  speciali  regolamenti. 

Capitolo  V. 
Degli  agenti  dell'  Amministrazione  che  maneggiano  valori  dello  Stato. 

Art.  64.  GU  agenti  dell' Amministrazione,  che  sono  incaiicati  delle  riscossioni  e  dei  pa- 
gamenti,  o  che  ricevono  somme  dovute  allo  Stato  o  altre ,  delle  quali  lo  Stato  diventa  debitore, 
0  hanno  maneggio  qualsiasi  di  pubblico  denaro ,  ovvero  debito  di  mateiia ,  ed  anche  coloro 
che  si  ingeriscono  senza  legale  autoiizzazione  negli  incariclii  attribuiti  ai  detti  agenti,  dipen- 
dono  rispettivamente  dai  vai-i  Ministeri,  e  sono  sotto  la  vigilanza  del  Ministero  del  Tesoro  e  la 
giurisdizione  della  Corte  dei  conti. 

Sono  anche  sottoposti  alla  vigilanza  del  Ministro  del  Tesoro  e  alla  giurisdizione  della 
Corte  dei  conti  gl'impiegati  dipendenti  dai  vari  Ministeri,  ai  quali  sia  dato  l'incarico  di  fare 
esazioni  di  entrate  di  qualunque  natura  o  provenienza. 
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Art.  65.  Wo  das  Gesetz  bei  Gründung  von  Stellen  der  Verwaltung  öffent- 
lichen Geldes  oder  irgend  eines  anderen  Werthes  oder  einer  Yermögensj-ubstanz 
nicht  bestimmt  hat,  ob,  in  welchem  Umfange  imd  in  welcher  Weise  sie  Kaution 
stellen  müssen,  wird  diese  nach  vorheriger  Vernehmung  des  Staatsrates  durch 
kgl.  Dekret  bestimmt,  das  vom  Rechnungshof  entsprechend  dem  Kapitel  III, 
Tit.  II  des  Ges.  vom  14.  August  1864  No.  800  zu  registrieren  ist. 

Art.  66.  Bei  jeder  Provinzial-  und  bei  der  Centralkasse  ist  ein  Controleur. 
der  seine  Funktionen  nach  den  Vorschriften  des  Reglements  auszuüben  hat. 

Kassavisitationen  müssen  wenigstens  einmal  im  Monat  durch  die  Inspek- 
toren der  Schatzkammer  und  aussergewöhnüche  Visitationen  so  oft  der  General- 
direktor des  Schatzes  es  verlangt,  vorgenommen  werden. 

Ueber  jede  Visitation  ist  ein  Protokoll  mit  der  Unterschrift  der  Beteüigten 
zu  fertigen. 

Art.  67.  Die  öffentlichen  vom  Staate  besoldeten  Beamten  und  speciell 
jene,  denen  die  Kontrolle  und  die  Visitation  der  Kassen  und  der  Magazine  über- 
tragen ist,  müssen  für  die  Werte  hafl«n,  welche  durch  ihre  Schuld  oder  Nach- 
lässigkeit dem  Staat  verloren  wurden. 

Zu  diesem  Behufe  sind  sie  der  Jurisdirektion  des  Rechnungshofes  unter- 
stellt, welcher  einen  Teil  oder  den  ganzen  verlorenen  Wert  zu  ihren  Lasten 
stallen  kann. 

Art.  68.  Die  Fimktionen  des  die  Ausgaben  und  die  Zahlungen  für  Rech- 
nung des  Staats  anweisenden  und  ebenso  jene  der  Beamten ,  welchen  die  Aus- 
führung des  Dienstes  obliegt,  sind  unvereinbar  mit  denen  der  Empfänger,  Zahler 
oder  Magazinsaufseher,  ausgenommen  der  Fall  von  Ausgaben  für  Dienste,  die  in 
der  Regieverwaltung  sich  ergeben  und  durch  Specialreglements  geordnet  werden. 

Art.  69.  In  den  Fällen  eines  von  der  Verwaltung  festgestellten  Mankos 
oder   eines   dem  Aerar   zugefügten  Schadens,    sei  es  durch  eine  Handlung  oder 


Art.  65.  Ove  la  legge,  neU'istitnire  gli  uflici  dei  gerenti  del  pnbblico  denaro,  o  di 
qaalanqne  altro  valore  o  materia.  non  abbia  detenninato  se  debbano,  in  qnal  misnra  ed  in 
quäl  modo,  prestar  cauzione,  qnesta  verrä  determinata,  sentito  previamente  11  Consiglio  di  Stato, 
per  mezzo  di  decreto  Reale .  da  essere  registrato  dalla  Chrte  dei  conti  per  gli  effetti  del  capi- 
tolo  m,  titolo  n.  della  legge  11  agosto  1862,  n.  800. 

Art.  66.  Presso  ognuna  deDe  Casse  provinciali  e  presso  la  Cassa  centrale  vi  sarä  un 
coHtröttore,  che  eserciterä  le  sue  fanzioni  a  norma  delle  prescrizioni  del  regolamento. 

Dovranno  eseguirsi  verifleazioni  di  cassa  almeno  una  volta  al  mese,  a  mezzo  degli 
ispettori  di  Tesoreria.  e  verifleazioni  straordinarie  ogniqnalvolta  il  direttore  generale  del  Te- 
soro  lo  richieda. 

Sarä  redatto  processo  verbale  di  ogni  verificazione  di  cassa,  colla  firma  degU  intervenuti. 

Art.  67.  Gli  afficiaU  pubbUci  stipendiatl  daUo  Stato,  e  specialmente  queUi  ai  qnaU  e 
comraesso  ü  riscontro  e  la  verificazione  deUe  Casse  e  dei  magazzini,  dovranno  rispondere  dei 
valori  che  fossero  per  loro  colpa  o  negligenza  perduti  dallo  Stato. 

A  tale  effetto  essi  sono  sottoposti  alla  giurisdizione  della  Corte  dei  conti,  la  qnal»  poträ 
porre  a  loro  carico  ona  parte  o  tntto  il  valore  perduto.    • 

Art.  68.  Le  ftinzioni  di  ordinatore  di  spese  e  di  pagamenti  per  conto  dello  Stato,  e  qnelle 
di  agente  per  l'esecnzione  del  servizio ,  sono  incompatibili  colle  altre  di  ricevitore,  di  pagatoi'e 
0  di  magazziniere,  eccetto  il  caso  di  spese  per  servizi  esegniti  in  via  economica,  retti  da  spe- 
ciali  regolamenti. 

Art.  69.  Nei  casi  di  deficienza  accertata  daU'Anuninistrazione  o  di  danno  arrecato 
allerario  per  fatto  o  per  omissione  imputabile  a  colpa  o  negligenza  dei  contabili  e  di  coloro 
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eine  Unterlassung  aus  Verschulden  oder  Nachlässigkeit  der  Beamten  und  der 
in  den  Artikeln  64  und  67  genannten  Personen  kann  der  Rechnungshof  sowohl 
gegen  diese  als  gegen  ihre  Bürgen  Urteil  erlassen  und  zwar  noch  vor  Bescheidung 
ihrer  Rechnung. 

Sobald  die  Verwaltungsstelle  die  Rechnungen  hat  zusammenstellen  lassen, 
schreitet  der  Rechnungshof  zur  richterlichen  Prüfung  derselben  und  betrachtet 
sie  als  von  den  Rechnungsführern  vorgelegt,  auch  wenn  diese  der  gesetzlichen 
Aufforderung  zur  Anerkennung  und  Unterschrift  in  dem  bestimmten  Termine 
nicht  nachgekommen  sind. 

Art.  70.  Sobald  das  Finanzjahr  abgelaufen  ist,  hat  jedes  Ministerium 
durch  den  Vorstand  der  eigenen  Buchhalterei  die  Verbrauchsrechnung  der  eigenen 
Verwaltung  zusammenstellen  zu  lassen. 

Diese  Rechnung  muss  der  Generalbuchhalterei  bis  zu  dem  dem  Ende  des 
Finanzjahres  folgenden  30.  September  übergeben  werden.  Und  bis  zum  25.  des 
darauffolgenden  Oktobers  muss  der  Schatzminister  durch  die  Generalbuchhalterei 
dem  Rechnungshof  die  Generalrechnung  des  am  30.  Juni  abgelaufenen  Dienstes 
übergeben. 

Art.  71.  Die  Rechnungsablage  des  Staates  ist  in  zwei  Abteilungen  zu 
teilen. 

Der  erste  Teil  betrifft  die  Finanzrechnung  in  Bezug  auf  die  Kapitel  des 
Budgets  und  umfasst: 

a)  die  effektiven  Einnahmen  des  Jahresdienstes,  die  festgestellten  und  fälligen, 
die  erhobenen  oder  unerhoben  gebliebenen ; 

b)  die  effektiven  Ausgaben  des  Jahresdienstes,  die  festgestellten,  die  be- 
zahlten oder  unbezahlt  gebliebenen; 

c)  die  Einnahme  und  die  Ausgabe  in  der  Bewegung  der  Kapitalien  und 
Eisenbahnbauten ; 

d)  die  durchlaufenden  Posten; 


di  Olli  negli  articoli  64  e  G7,  la  Corte  dei  conti  poträ  pronunziare  tanto  contro  di  essi,  quanto 
contro  i  loro  fideiussori,  anche  prima  del  giudizio  siil  conto. 

Quando  i  conti  sieno  fatti  compilare  di  ufficio  dall'Amministrazione,  la  Corte  procederä 
alla  revisione  giudiziaria  dei  medesimi,  ritenendoli  come  pi'esentati  dai  contabili,  sempieche 
invitati  questi  legalmente  a  riconoscerli  e  sottoscriverli,  non  Tabbiano  fatto  nel  tennine  prefisso. 

Art.  70.  Appena  terminato  l'anno  flnanziario  ciascun  Ministero,  per  ctu-a  del  capo  della 
propria  ragioneria,  compilerä  il  conto  consuntivo  della  propria  amministrazione. 

Qiiesto  conto  dovrä  essere  trasmesso  alla  Ragioneria  generale,  non  piii  tardi  del  gionio  30 
settembre  successivo  al  termine  dell'anno  flnanziario.  E  non  piü  tardi  del  2ö  del  susseguente 
mese  di  ottobre  il  Ministro  del  Tesoro  dovi'ä,  per  cxu-a  del  ragioniere  generale,  trasmettere  alla 
Corte  dei  conti  il  rendiconto  generale  dell'esercizio  scaduto  il  30  giugno  precedente. 

'  Art.  71.    II  rendimento  dei  conti  dello  Stato  sarä  diviso  in  due  parti. 
La  prima  parte  riguarda  il  conto  consuntivo  del   bilancio  in  relazione  ai  capitoli  del 
medesimo,  ecomprende; 

a)  le  entrate  eflfettive  della  competenza  dell'anno  accertate,  e  scadute,  riscosse  o  rimastc 
da  riscuotere; 

b)  le  spese  ett'ettive  della  competenza  dell'anno  accertate,  pagate  o  rimaste  da  pagare; 

c)  l'entrata  e  la  spesa  per  movlmento  di  capitali  e  costnizioni  di  strade  feirate; 
H)  le  partite  di  giro; 
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e)  die  Gebahrung  der  Aktiv-  und  Passivreste  der  vergangenen  Finanzperioden: 

f)  die  Darlegung  der  seitens  des  Schatzes  einkassierten  und  bezahlten 
Summen  für  jedes  Budgetkapitel; 

g)  die  Totalrechnung  der  Aktiv-  und  Passivreste,  welche  auf  den  nächst- 
kommenden Dienst  übertragen  werden. 

Die  zweite  Abteilung  der  Rechnungsablage  umfasst  die  Generalrechnung 
des  Staatsvermögen.«  mit  den  Yeränderimgen.  welche  erfahren  haben: 

a)  die  eigenen  Vermögensbestandteile  der-  Schatzrechnung ; 

b)  die  disponiblen  Aktiv-  und  Passivbestände; 

c)  die  eigenen  Aktiv-  und  Passivbestände  der  Gebahrung  der  Magazine  und 
der  für  die  verschiedenen  Dienste  bestimmten  Dotationen  mit  Bezug  auf  die 
Budgetkapitel ; 

d)  die  beweglichen  Güter,  die  imbeweglichen,  die  Forderungen,  die  For- 
derungstitel und  die  Passiven  des  Staates  sowohl  in  Bezug  auf  die  Bewegung 
der  im  Budget  vorgetragenen  Kapitalien  als  in  Rücksicht  auf  irgend  eine  andere 
Ui-sache. 

Die  Rechnungsablage  des  Staates  hat  ausserdem  darzustellen,  inwieweit 
zwischen  der  Komptabilität  des  Budgets  und  der  des  Vermögens  Uebereinstimmimg 
besteht;  ebenso  alle  jene  Specialrechnungen  zu  liefern,  welche  zur  besseren  Er- 
klärung und  Illustrierung  der  Resultate  der  einzelnen  Dienste  notwendig  sind. 
Es  büden  einen  Teil  der  genannten  Specialrechnungen  jene  für  die  allgemeine 
Kassabewegung,  für  die  Yerwaltimg  des  Kirchenvermögens,  für  die  Gebahrung 
der  Monopolbetriebe,  für  die  Kreditoperationen,  für  die  Emission  und  Zahlung 
der  Bons  und  Erlagsscheine  des  Schatzes,  der  hauptsächlichsten  Werkstätten  imd 
Etablissements  im  Eigentume  des  Staates,  der  Postsparkassen  und  irgend  einer 
anderen  Verwaltung  und  Operation,  bei  der  die  Vermögenssubstanz  des  Aerars 
in  Mitleidenschaft  gezogen  ist. 


e)  la  gestione  dei  residoi  attivi  e  passivi  degli  esercizi  anteriori; 

f)  la  dimostrazione  deUe  somme  incassate  e  pagate  dal  Tesoro  per  ciascum  capitolo 
del  bUancio; 

g)  11  conto  totale  dei  residoi  attivi  e  passivi  che  si  tramaudano  all'esereizio  prossimo 
venture. 

La  secouda  parte  di  reudimento  di  conti  abbiaccia  U  conto  generale  del  patrimonio  dello 
Stato,  colle  variazioni  che  hanno  subito: 

a)  le  materie  proprie  del  conto  del  Tesoro; 

b)  le  attivitä  e  passi^itä  disponibili; 

c)  le  attivitä  e  passi\itä  proprie  deUe  gestioni  dei  magazzini  e  dei  depositi  istituiti  per 
le  dotazioui  dei  vari  servizi,  m  relazione  coi  capitoli  del  bUancio; 

d)  i  beni  mobUi,  immobili,  crediti,  titoli  di  credito  e  le  passi\itä  dello  Stato,  tanto 
rapporto  al  movimento  dei  capitali  inscritti  nel  bilancio,  quauto  iu  relazione  a  qualonque 
altra  causa. 

n  rendimento  dei  conti  dello  Stato  avrä  inoltre  a  corredo  la  dimostrazione  dei  vari  punti 
di  concordanza  tra  la  contabilitä  del  bUancio  e  quella  patrimoniale ,  nonche  tutti  quei  conti 
speciaU,  che  saranno  necessari  a  meglio  chiarire  ed  iUnstrare  i  risnltamenti  dei  siugoli  servizi. 
Faranno  parte  di  siffatti  conti  speciali  quelli :  pel  movimento  generale  di  cassa ;  per  l'ammini- 
strazione  dell'Asse  ecclesiastico ;  per  la  gestione  delle  aziende  di  privativa;  per  le  operazioiü 
di  credito;  per  ia  emissione  e  pagamento  dei  Boni  e  vaglia  del  Tesoro;  delle  principali 
officine  e  degli  stabüimenti  di  proprietä  dello  Stato;  deUe  Casse  di  risparmio  postali  e  di 
qualsiasi  altra  azienda  ed  operazione  in  cui  sia  impegnata  la  sostanza  erariale. 
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Art.  72.  Der  Rechnungshof  erstattet  nach  Revision  der  Generakechnung 
und  der  im  vorigen  Artikel  erwähnten  Ergänzungs-Dokumente  motivierten  Bericht 
ans  Parlament  und  übergibt  ihn  dem  Schatzminister,  damit  dieser  ihn  dem 
Parlamente  selbst  mit  samt  den  Rechnungsbelegen  und  anderen  in  Art.  28 
angegebenen  Dokumenten  und  in  dem  hiefür  im  Art.  27  vorgeschriebenen  Ter- 
mine vorlege. 

Art.  73.     Während   des  Monats  Dezember  gibt  der  Schatzminister  ein  Ex- 
pose über  die  Finanzlage. 

Art.  74.  Die  kgl.  Regierurig  wird  nach  Erholung  des  Gutachtens  des 
Rechnungshofes  und  des  Staatsrates  das  durch  kgl.  Dekret  vom  4.  September 
1870  Num.  5852  u.  fgd.  bestätigte  Reglement,  insoweit  es  nötig  ist,  modifizieren, 
um  die  auf  die  Verwaltung  und  General-Komptabilität  bezüglichen  reglemen- 
tarischen Bestimmungen  in  Uebereinstimmung  mit  den  organischen  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  zu  bringen. 

Art.  75.     Das  gegenwärtige  Gesetz  wird  mit  dem  1.  Juli  in  Kraft  treten. 

Art.  76.  Jede  dem  gegenwärtigen  Gesetze  gegenteilige  Bestimmung  ist 
aufgehoben. 

Wir  verordnen,  dass  das  gegenwärtige  Dekret  versehen  mit  dem  Staats- 
siegel in  die  officielle  Sammlung  der  Gesetze  und  der  Dekrete  des  Kgr.  Italien 
eingereiht  werde  und  befehlen  jedem,  den  es  angeht,  es  zu  beobachten  und 
beobachten  zu  lassen. 

Gegeben  Rom  den  17.  Februar  1884. 

H  u  m  b  e  r  t. 

A.  Magliani. 

(Visto)   Der  Siegelbewahrer  S  a  v  e  1 1  i. 


Art.  12.  La  Corte  dei  conti,  dopo  di  avere  liveduto  il  rendiconto  generale  e  i  documenti 
a  con-edo ,  di  cui  e  detto  nell'articolo  antecedente ,  ne  fa  relazione  motivata  al  Parlamente  e 
la  trasmette  al  Jlinistro  del  Tesoro,  afflnche  questi  possa  presentaria  al  Parlamente  stesso 
insieme  al  rendiconto  ed  agli  altri  documenti  iudicati  nell'articolo  28  e  nel  tennine  per  essi 
prescritto  neH'articolo  27. 

Art.  73.  Entro  il  mese  di  decembre  il  Ministro  del  Tesoro  farä  la  esposizione  finanziaria. 

Art.  74.  II  Govemo  del  Re,  sentito  il  parere  della  Corte  dei  conti  e  del  Consiglio  di 
Stato,  modificherä  il  regolamento  approvato  con  decreto  Reale  4  settembre  1870,  numero  5852  e 
successivi,  in  quanto  possa  occoiTere  per  mettere  le  disposizioni  regolamentari  relative  all'Am- 
ministrazione  e  Contabilitä  generale  in  armonia  colle  disposizioni  organiche  della  legge. 

Art.  75.    La  presente  legge  andrä  in  vigore  col  lo  luglio  1884. 

Art.  76.    E  derogato  ad  ogni  disposizione  contraria  alla  presente  legge. 

Ordiniamo  che  il  presente  decreto,  munito  del  sigillo  dello  Stato,  sia  inserto  nella  Rac- 
colta  ufiiciale  delle  leggi  e  dei  decreti  del  Regno  d'Italia,  mandando  a  chiunque  spetti  di 
08sei"varlo  e  di  farlo  ossei-vai-e. 

Dato  a  Roma,  addi  17  febbraio  1884. 

Umberto. 

A.  Magliani. 

(Visto)  II  Guardasigilli :  Savelli. 


Fiiianzlitteratiir. 


Dr.  Ernst  Lobe,  Handbuch  des  Königlich  Sächsischen  Etat-,  Kassen-  und 
Rechnungswesens  mit  Einschluss  der  Staatshaushaltskontrolie.  Leipzig. 
Veit  und  Comp.     1884.     802  S.     8«. 

Das  Rechnungswesen  und  noch  melu'  seine  unvermeidliche  Rückseite,  die  Revision,  er- 
freuen sich  keiner  gi-ossen  Beliebtheit.  Wer  kann,  sucht  sich  davon  loszuschrauben  und  diesen 
wenig  anmutenden  Teil  jeder  geordneten  Wirtschaftsführung  von  sich  zu  schieben.  Wer  es 
als  Beruf  treibt ,  pflegt  nach  geleistetem  Tagewerk  wenig  Kraft  und  Lust  zu  haben ,  die  er- 
müdende Beschäftigung  in  veränderter  Richtung  auf  seine  Mussestnnden  auszudehnen,  und 
dass  ein  anderer  sich  litterarisch  mit  dem  Rechnimgswesen  beschäftigen  könnte,  als  wer  es 
als  Geschäft  betreibt,  ist  nicht  möglieh.  Eine  hervorragende  Leistxmg  auf  diesem  Gebiete  ver- 
dient daher  vornherein  um  so  mehr  Beachtung  und  Anerkennung,  als  der  Gegenstand  besonders 
von  wissenschaftlich  Gebildeten  für  untergeordneter  Art  angesehen,  und  nur  eine  unaussteh- 
liche Kleinigkeitskiämerei  da  gefunden  wird,  wo  eben  eine  weitgehende  Entwickelung  und 
Handhabung  von  Formen  notwendig  ist,  um  die  durchsichtigste  Klarheit  dariiber  herbei- 
zuführen, dass  in  der  Wirtschaft  die  vollste  Wahrhaftigkeit  beobachtet  worden  ist.  Auf 
diesen  zwei  Grundsätzen  beruht  aber  alles  Rechnungswesen,  und  das  ganze  Heer  von  Einzel- 
bestimmungen über  die  Formen  desselben  ist  nur  deren  Anwendung  auf  die  unzähligen  Er- 
scheinungen des  Lebens. 

Pflegt  auch  die  Pi-axis  sich  dieser  Gnmdsätze  nicht  ausdrücklich  bewusst  zu  sein,  so 
hat  sie  doch  das  unmittelbarste  Bedürfnis  dieselben  durchzuführen,  und  eine  Jahrhunderte 
alte  Routine  hat  es  darin  zu  einer  grossen  Entwickelung  gebracht. 

Eine  wissenschaftliche  Behandlung  des  Rechnungswesens  würde  darin  bestehen,  dass 
sie  zeigt,  welche  Einrichtungen  und  Formen  aus  der  Durchdringung  der  Wirtschaft  und  ins- 
besondere der  Finanzverwaltung  mit  diesen  Grundsätzen  entstehen  müssen.  Eine  solche  Be- 
handlung würde  aber  die  Verhältnisse  eines  einzelnen  Staates  nur  nebenbei  und  in  kritischer 
Weise  beriicksichtigen  können .  während  die  Vorbedingung  einer  solchen  Arbeit  die  Kenntnis 
von  wenigstens  einer  Mehrheit  geordneter  Staatsverwaltungen  und  der  darinnen  bestehenden 
Einrichtungen  ist.  In  dieser  Richtung  ist  aber  die  Litteratur  noch  wenig  reich,  und  der  Herr 
Verfiasser  hat  sich  daher  mit  seiner  Darstellung  eines  hochentwickelten ,  strenggeordneten 
Staatsrechnungs Wesens  gewiss  ein  Verdienst  auch  um  die  Staatswissenscliaft  erworben. 

Doch  war  dies  wohl  nicht  seine  eigentliche  Absicht,  welche  vielmehr  eine  praktische  ist, 
nämlich :  den  sächsischen  Beamten  einen  Leitfaden  und  Ratgeber,  und  ausserhalb  ihres  Kreises, 
sowie  ausserhalb  Sachsens  die  Kenntnis  von  den  in  letzterem  bestehenden  Einrichtungen  zu 
vermitteln,  welche  „den  Vergleich  mit  denjenigen  anderer  deutscher  und  ausserdeutscher 
Staaten  nicht  zu  scheuen  brauchen".  Diesen  Zweck  erreicht  er  auch  in  reichem  Masse.  Wenn 
der  Herr  Verfasser  indessen  annimmt,  gar  keine  Vorgänger  auf  seinem  Wege  zu  haben,  so 
geht  er  wohl  etwas  zu  weit.  Das  kürzlich  in  dritter  Auflage  erschienene  Handbuch  der  bayri- 
schen Finanzverwaltung  von  Karl  Stokar  von  Nenforn  verfolgt  einen  ähnlichen  Zweck, 
weiui  auch  nicht  in  der  nämlichen  Weise. 
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Es  ist  eigentlich  selbstverständlich,  dass  die  Erwartungen,  zu  welchen  der  Titel  des 
Buches  im  Zusammenhalt  mit  dem  Namen  und  der  Stellung  des  Verfassers  berechtigt,  durch 
den  Inhalt  desselben  befriedigt  werden.  Es  enthält  das  Ergebnis  einer  durch  vieljährige 
Thätigkeit  gereiften  Geschäftserfahrung  und  Kenntnis  ,  und  gewährt  in  klarer,  bündiger  Form 
einen  vollständigen  Ueberblick  und  die  genauesten  Mitteilungen  im  grossen  und  ganzen,  wie 
im  kleinsten  und  einzelnsten. 

Der  Verfasser  hat  es  sich  auch  nicht  bequem  gemaclit,  sein  Material  blos  abdiiicken  zu 
lassen,  sondern  hat  dasselbe  zu  selbständiger  Darstellung  verarbeitet,  und  wo  er  Gesetze  und 
Vorschriften  im  Wortlaute  wiedergibt ,  lässt  er  es  nicht  an  Erläuteningen  fehlen ,  welche  den 
Zusammenhang  und  das  Verhältnis  der  einzelnen  Bestimmungen  unter  sich  und  in  ihrer  Be- 
rühning  mit  anderen  Vorschriften  klarstellen. 

Die  Haupteinteilung  des  \^'erkes  ist  schon  im  Titel  angedeutet,  und  wir  dürfen  wohl 
aus  seinem  reichen  Inhalte  einige  Einzelheiten  mitteilen  und  kurze  Bemerkungen  hie  und  da 
anreihen. 

In  Ansehung  der  Verfassungs Verhältnisse  ist  es  interessant,  zu  sehen,  dass  zu  einer 
Steuei-verweigerang  in  Sachsen  im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen  den  beiden 
Kammern  ein  Vereinigungsverfahren  durch  beiderseitige  Deputationen  und  bei  dessen  Miss- 
lingen  eine  Zweidrittelsmajorität  in  einer  der  beiden  Kammern  erforderlich  ist. 

Der  Staatshaushaltsetat  ist  für  die  Verwaltung  zwar  bindend,  aber  als  Gesetz 
wird  er  nicht  betrachtet.  Das  Finanzgesetz  enthält  daher  nur  Hauptsummen  und  aus  den  im 
Etat  ersichtlichen  Einzelsummen,  namentlich  Besoldungsgrössen,  kann  niemand  ein  Recht  aut 
diese  Grössen  ableiten.  Anderwärts  wird  dies  anders  angesehen;  der  sächsische  Standpunkt 
ist  aber  insofeme  ganz  koiTekt,  als  der  Etat  seiner  Xatur  nach  nichts  sein  soll,  als  der  Vor- 
anschlag der  Mittel,  welche  der  Regierung  zur  Verfügung  gestellt  werden,  und  es  wii'd  etwas 
Fremdartiges  in  ihn  hineingebracht,  wenn  man  ihn  zugleich  als  gesetzkräftiges  Besoldungs- 
regulativ, als  Dienstespragmatik  oder  dergleichen  behandelt. 

Der  Etat  ist  in  Sachsen  wie  anderwärts  in  einen  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
geteilt,  der  erstere  aber  nicht  wie  sonst  üblich  in  Einnahme  und  Ausgabe,  sondern  in  einen 
Etat  der  Ueberschüsse  und  Zuschüsse,  was  insofern  ganz  richtig  ist .  als  bei  jeder  Einnalune- 
vei-waltung  Ausgaben  und  bei  jeder  Ausgabeverwaltung  Einnahmen  vorkommen.  Wir  werden 
aber  weiterhin  sehen,  dass  diese  Bezeichnung  doch  ihre  Unzuträglichkeiten  hat. 

Eigentümlich  ist  ferner,  dass  bei  industriellen  Verwaltungszweigen  auch  tlie  Geldwerte 
der  Vennehrungen  und  Verminderungen  an  Materialien,  Fabrikaten  und  dergleichen  im  Etat 
und  in  der  Rechnung  erscheinen.  Die  Zweckmässigkeit  dieser  mehr  kaufmännischen  als  staats- 
rechnerischen Massregel  kann  bezweifelt  werden.  Die  Absicht,  ein  richtiges  Bild  von  dem 
wirtschaftlichen  Stande  dieser  Unternehmungen  zu  geben,  wäre  wohl  durch  einen  statistischen 
Vermerk  ebensogut  und  ohne  Störung  der  im  übrigen  nur  Geld  bedeutenden  Ziffern  zu 
eiTeichen. 

Eigentümlicli  ist  dem  sächsischen  Etats-  und  Rechnungswesen  auch  die  Restver- 
waltung. Der  Etat  wird  für  zweijährige  Finanzperioden  aufgestellt,  und  ebenso  erstreckt 
sich  der  ..Rechenschaftsbericht"  (Staatshaushaltsrechnung)  auf  je  zwei  Jahre.  Innerhalb  der 
Finanzperiode  hat  die  Verwaltung  freien  Spielraum.  Einnalmiereste  einer  Finanzperiode  werden 
in  der  nächsten  dem  Etat  zugesetzt,  und  bilden  hier  als  Resteinnahmen  mit  diesem  das  Ein- 
nahmesoll. Das  ist  einfach  und  klar,  und  die  Reste  brauchen  nur  in  einer  besonderen  Spalte 
des  Rechenschaftsberichts  ausgewiesen  zu  werden;  aber  es  ist  nur  so  lange  klar,  als  es  sich 
um  Einnahmereste  des  Etats  der  Ueberschüsse  handelt,  d.  h.  der  Ueberschüsse  gewährenden 
Zweige  der  Verwaltung,  welche  man  anderwärts  „Einnahmeverwaltungen"  nennt.  Nun  kommen 
aber  bei  diesen  Zweigen  auch  Ausgabereste  vor,  d.  h.  Ausgaben,  die  an  sich  schon  bekannt 
und  feststehend  sind,  aber  aus  irgend  einem  Grunde  im  Lauf  der  Finanzperiode  nicht  realisiert 
werden  konnten.  Diese  Ausgabereste  werden  nun  in  der  Rechnung  für  die  nächste  Finanz- 
periode als  Restausgaben  in  der  nämlichen  Spalte,  wie  die  Einnahmereste  als  negative  Grössen, 
Icenntlich  gemacht  durch  besondere  Schrift  oder  rote  Farbe  der  Zahlen,  vorgetragen.  Das  ist 
schon  nicht  mehr  einfach  und  klar.  Aber  die  Sache  kompliziert  sich  bei  den  Etats  der  Zu- 
schüsse (den  eigentlichen  Ausgabeverwaltungszweigen)  noch  mehr.  Hier  kommen  auch  Ein- 
nahmereste vor,  welche  nun  aber  auch  als  negative  Grössen  in  Rechnuug  erscheinen  müssen. 
Ferner  kommen  Ausgabereste  vor,  welche  hier  positive  Grössen  sind  und  weiter  kommen  noch 
Ausgaberesei-vate  vor;  d.  h.  bei  gewissen  im  Etat  besonders  bezeichneten  Fonds  aus  der  vor- 
hergehenden Finanzperiode  übertragene  Bestände ,  welche  durch  eine  dritte  Art  von  Schrift 
oder  Farbe  wieder  anders  gekennzeichnet  werden  müssen;  also  in  einer  Spalte  dreierlei  ganz 
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verschiedeuaitige  Posten.  Das  ist  denn  doch  wohl  weder  klar,  noch  rechnerisch  schön,  und 
wenn  sich  auch  der  Rechuangsbeamte  darin  zurecht  findet,  so  bleibt  das  Umgehen  mit  diesen 
sich  gegenseitig  aufhebenden  und  wieder  ergänzenden  Grössen,  immer  mühsam,  das  Bild,  das 
sie  geben,  ist  miklar  und  für  die  Mitglieder  der  betreffenden  Kammerausschüsse  muss  eine 
solche  Rechnung  ein  Buch  mit  sieben  Siegeln  sein,  bis  sie  sich  durch  Unterweisung  und  Ein- 
aibeiten  darin  orientiert  haben.  Ich  lobe  mir  das  anderwärts  übliche  Verfahren  bei  welchem 
die  Binittoeinnahme,  die  Verwaltungsansgabe  und  die  Staatsausgabe  in  besonderen  Abschnitten 
und  bei  jedem  die  etwa  vorkommende  Restverwaltung  getrennt  behandelt  wird.  Uebrigens 
daif  nicht  verschwiegen  werden ,  dass  die  Uebertragbarkeit  erspaiter  Bestände  an  Ausgabe- 
titeln, wo  dieselbe  überhaupt  zulässig  ist,  in  Sachsen  recht  schön  dahin  geregelt  ist,  dass  die- 
selbe sich  nicht  weiter  als  auf  die  nächste  Finanzperiode  erstreckt,  und  dass,  was  freilich  in 
der  Natur  der  Sache  liegt,  nur  Ersparnisse,  aber  nicht  Mehi-ausgaben  übertragen  werden 
düi-fen,  sondern  letztere  der  besonderen  Genehmigung  als  Etatsüberschreitungen  bedürfen. 

Anerkennung  verdient  femer ,  dass  dem  Rechenschaftsberichte  neben  anderen  Nach- 
weisen aucl}  ein  solcher  über  den  Wert  des  gesamten  Immobüiar-  und  MobUiarvermögens 
sämmtlicher  Vei-waltungszweige  beigelegt  wird.  Es  ist  dies  von  giosser  Bedeutung,  besonders 
zur  Bevu-teilung  des  finanziellen  Ergebnisses  der  Ein  nahm  evei-waltnngen ,  wie  Eisenbahnen, 
Hüttenwerke  u.  s.  w.,  wohl  auch  der  Post. 

Für  das  Kassenwesen  scheint  in  Sachsen  etwas  mehr  Centralisation  wünschenswert. 
Statt  einer  Centi-alstaatskasse  gibt  es  eine  Finanzhauptkasse  für  die  Einnahmeverwaltungen, 
ein  Finanzzahlamt  für  die  Ausgabeverwaltungen  mit  Ausnahme  der  des  Kultus  und  öffentlichen 
Untenieht.s,  für  welche  eine  besondere  dritte  Kassenverwaltung  besteht.  Auch  die  Einrichtung 
besonderer  Foi-strentämter,  und  besonderer  Gerichtskassen  für  Sportein  und  Erbschaftssteuern 
mag  einer  Vereinfachung  durch  Uebertragnng  ihrer  Geschäfte  an  andere  Finanzbehörden  (Be- 
zirkssteuereinnahmen; fähig  sein. 

Die  Darstellung  der  Buchführung  scheint  etwas  kui-z  ausgefallen  zu  sein.  Es  liesse 
sich  hieriiber  wohl  manches  sagen,  woriiber  wir  keinen  Aufschluss  gefunden  haben,  z.  B.  über 
die  Behandlung  der  Bücherberichtigungen,  der  Verwahrgüter,  der  diu-chlaufenden  Posten  u.  a. 
Sehr  ausführlich  und  gründlich  ist  dagegen  das  Kassen wesen  behandelt,  bezüglich  dessen 
jedoch  sächsische  Besonderheiten  nicht  aufgefallen  sind.  Hier  scheint  uns  in  der  Ausführlich- 
keit sogar  etwas  weit  gegangen,  wenn  z.  B.  dem  Amortisation svert'ahren  bei  Zerstömng  oder 
Entwendung  von  Wertpapiei"en  ein  Raum  von  fast  zehn  Seiten  gewidmet  wird.  Angefügt  ist 
die  Darstellung  der  Bestimmungen  über  die  Diensteskautionen  der  Kassenbeamten.  — 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  dritte  Hauptabteilung,  welche  die  Allgemeinen 
Vorschriften  für  das  Staatsrechnungswesen  enthält.  Dieselbe  gibt  den  vollen  Wort- 
laut der  unter  der  angefühlten  Bezeichnxmg  von  der  Oben'echnungskammer  im  Einvernehmen 
mit  den  Ressortministerien  erlassenen  Rechnungsinstruktion  mit  angefügten  eingehenden  Er- 
länteningen  und  Bemerkungen  des  Vert'assers.  Diese  Vorschriften  sind  eine  höchst  aner- 
kennenswerte Zusammenfassung  und  Kodifikation  der  in  anderen  Staaten  in  unzähligen  Ein- 
zelvei"fiigungen  zerstreuten  oder  auch  gai-  nicht  geschriebenen  Vorschriften  und  Gnmdsätze 
über  das  Rechnungswesen,  und  die  Anmerkungen  des  Verfassers  bekunden  die  Hand  eines 
Meisters,  der  seinen  Gegenstand  vollständig  beherrscht  und  mit  demselben  bis  ins  einzelnste 
vertraut  ist. 

Dieser  wichtige  Teil  des  Werkes  enthält  in  vier  Abschnitten: 

1)  Die  allgemeinen  Gnmdsätze  für  die  Verrechnung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Staates.  Hier  wird  das  Verhältnis  der  Rechnung  zum  Etat  nebst  dem  Restrechnungswesen, 
das  Abrechnungswesen  der  verschiedenen  Kassen  und  die  Berücksichtigung  der  Vorschüsse, 
VerwahiTuigsposten  (Depositen)  und  durchlaufenden  Posten  geregelt.  In  Ansehung  der  Vor- 
schüsse vermissen  wii-  indessen  Anweisungen  über  deren  Zulässigkeit  und  über  die  desfalls 
den  Behörden  eingeräumten  Befugnisse. 

2)  Die  allgemeinen  Vorechriften  über  die  Einrichtung  der  Rechnungen.  Dieselben  be- 
handeln die  RechnungsfoiTualien  der  aussei  liebsten  Art :  die  Zeit  der  Rechnungsaufstellung,  das 
Format,  die  Formen  der  Rechnungsverfertigung  und  dergleichen. 

3)  Die  Vorschriften  über  die  rechnungsmässige  Behandlung  einzelner  Arten  von  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  lassen  ersehen,  wie  die  betreffenden  Arten  in  den  Rechnungen  formell 
behandelt  werden  sollen.  Solche  sind:  Pei-sönliche  und  sachliche  Ausgaben.  Reste,  Defekte, 
Vergütungen,  Erstattungen,  Durchlaufende  Posten,  Zinse,  Naturalien  u.  a.  m. 

4i  Vorschiiften  über  die  Rechnungsbelege;  a)  im  allgemeinen;  b)  für  einzelne  Arten 
von  Belegen.    Es  ist  nicht  nötig  über  den  Inhalt  dieses  wichtigen  Abschnittes  etwas  weiteres 
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zu  sagen.  Wer  immer  mit  Rechnuugssaclieii  befasst  ist,  weiss,  was  er  in  demselben  zu  suchen 
und  zu  erwarten  hat,  aber  für  die  sächsischen  Rechnungsbeamten  bildet  die  Zusammenstellung 
von  Vorschriften ,  die  er  enthält ,  eine  dankenswerte  Erleichterung  und  Sicherheit  für  ihr 
Verfahren. 

An  diese  Allgemeinen  Vorschi'iften  reiht  sich  eine  Darstellung  der  „auf  Einnahmen  und 
Ausgaben  bezüglichen  Specialbestimmungen".  Hier  werden  in  zweiundzwanzig  Kapiteln  die 
Vorschriften  und  Gesetze  in  betreff  der  Besoldungs-  und  Pensionsverhältnisse  der  Staatsdiener 
und  ihrer  Hinterbliebenen,  über  Umzugskosten  und  Reisekosten  derselben ,  über  Porti,  Inser- 
tionskosten ,  Brandversicherungen ,  Hochbaukosten  (auch  Dienstwohnungsverhältnisse),  Ur- 
kundenstempel,  Stundung,  Erlass,  Uneinbringlichkeit  und  Verjälnimg  von  Staatsfordenmgen, 
Rlechtsverhältnisse  des  Fiskus  u.  a.  m.,  eingehend  angeführt. 

Alle  diese  Gegenstände  stehen  freilich  mehr  oder  weniger  in  genauem  Zusammenhange 
mit  dem  Rechnungswesen ,  und  der  Revisor  muss  mit  denselben  genau  vertraut  sein ;  der 
Rechner  aber  und  der  Kassenbeamte  weniger.  In  der  Hauptsache  scheint  liier  mehr  ein  Ab- 
riss  des  sächsischen  Finanzverwaltungsrechts  als  eine  Anweisung  für  das  Kassen-  und  Rech- 
nungswesen gegeben  zu  sein.  Der  Hen-  Verfasser  hat  sich  liier  die  Grenzen  seines  Stoffs  etwas 
weit  ausgedehnt.  Indessen  soll  hierüber  mit  ihm  nicht  gerechtet  werden.  Was  er  bietet,  ist 
immerhin  nützlich  und  interessant,  und  seine  Darstellung  ist  ebenso  knapp  und  klar,  als  sie 
vollständig  zu  sein  scheint. 

Aber  hätten  wir  nicht  mit  der  nämliclien,  ja  mit  wohl  noch  besserer  Berechtigung,  auch 
eine  Darstellung  des  reclmerischen  Teils  d^r  Einnahmeverw-altung  erwarten  dürfen  V  Eine 
wenigstens  übersichtliche  Mitteilung  über  die  Buchfühning  und  Verrechnung  bei  deü  in  Sachsen 
besonders  wichtigen  wirtschaftlichen  Unternehmungen  des  Staats,  namentlich  in  Ansehung  der 
Materialien  und  Fabrikate  in  ihren  verschiedenen  Stadien  ,  wäre  sehr  interessant.  Wie  sicli 
das  Steuersoll  aus  den  Katastern,  Steuerlisten  u.  dgl.  ergibt,  wie  es  durch  Behandlung  der 
Zu-  und  Abgänge  evident  erhalten  wird,  dürfte  dem  Kreise  des  Rechnungswesens  wohl  näher 
liegen,  als  manches,  was  über  die  oben  angeführten  Gegenstände  mitgeteilt  wird. 

Es  ist  freilich  nicht  zu  verkennen ,  dass  die  eingehende  Schildenmg  dieser  Geschäfts- 
zweige den  Umfang  des  Werks  bedeutend  erweitert,  hätte,  und  dasselbe  ist  auch  so  schon  ein 
starlier  Band.  Aber  einerseits  hätte  vielleicht  manches  bei  der  Wiedergabe  dieser  „Special- 
bestimmungen" abgekürzt,  es  hätten  vielleicht  manche  Einzelheiten  in  genereller  und  grund- 
sätzlicher Weise  zusammengefasst  werden  können,  anderseits  würde  es  wohl  befriedigt  haben, 
wenn  bei  einer  Schildenmg  der  Einnahmeverwaltung,  soweit  sie  mit  dem  Rechnungswesen  in 
genauem  Zusammenhang  steht,  ebenso  verfahren  und  wenigstens  ein  anschaulicher  Umriss  ge- 
zeichnet worden  wäre. 

Es  liegt  die  Vennutung  nahe ,  dass  das  Verfahren  des  Herni  Verfassers  im  Zusammen- 
hang mit  der  Praxis  der  sächsischen  ObeiTCchnungskammer  stehe ,  und  dass  er  diese  Gegen- 
stände aus  dem  Kreise  seiner  Bearbeitung  ausgeschlossen  hat,  weil  vielleicht  diese  Behörde 
ihre  Prüfung  vorzugsweise  auf  die  Ausgaben  beschränkt,  wie  dies  in  Preussen  und  in  den 
ausserdeutschen  Grossstaaten  auch  der  Fall  zu  sein  scheint,  obwohl  gesetzlich  z.  B.  der 
preussischen  ObeiTechnungskammer  die  Kontrolle  des  Gesetzesvollzugs  auch  in  Ansehung 
der  Einnahmen  zugewiesen  ist.  Aber  bei  einer  Behörde ,  welche  die  Revision,  bezw.  Super- 
revision  an  ihi'em  Sitze  vollzieht,  liegt  eine  genaue  Prüfung  der  Einnalimevervvaltung  kaum 
im  Bereiche  der  Möglichkeit.  Meines  Wissens  findet  daher  eine  solche  nur  in  Bayern  statt, 
wo  die  Mitglieder  des  „Obersten  Rechnungshofes"  die  SupeiTevision  am  Sitze  der  Kreisre- 
gieiimgen  vollziehen.  Dies  ist  indessen  eine  Einrichtung,  welche  nach  der  angedeuteten  Seite  liin 
höchst  zweckmässig  und  für  eine  rasche  Abwickelung  des  Rechnungsvei-fahrens  äusserst  förder- 
lich, aber  für  die  beteiligten  Beamten  freilicli  anstrengend  und  nichts  weniger  als  an- 
genehm ist. 

Hiennit  sind  wir  beim  vierten  Hauptabschnitt  des  Werkes,  bei  der  „Staatshaus- 
haltskontrolle" angelangt,  dem  letzten  xmd  interessantesten  Teile  der  ganzen  Darstellung. 
Der  Verfasser  beginnt  hier  mit  einer  schönen  geschichtlichen  Mitteilung  der  Entwickelung  der 
Revision  und  der  mit  derselben  betrauten  Behörde,  wobei  er  eine  ebenso  treue  und  objektive, 
als  selbständige  Wiedergabe  von  dem  wesentlichen  Inhalt  der  Kammerverliandlungen  bietet. 
Hierauf  folgt  die  Darstellung  der  gegenwärtigen  Einrichtungen  und  Befugnisse  der  Ober- 
rechnungskammer nach  dem  Wortlaute  der  dieselben  regelnden  Verordnung  vom  4.  April  1877, 
mit  reichhaltigen  Anmerkungen  und  Erläuterungen.  Endlich  folgt  die  Mitteilung  des  Ver- 
fahi'ens  bei  dieser  Behörde. 

In  Sachsen  wie  anderwärts  erkannte  schon  der  landesfürstliclie  Absolutismus  die  Not- 
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wendigkeit,  ein  Organ  zu  besitzen,  welches  berafen  und  fähig  ist,  die  ganze  Finanzverwal- 
tung, auch  in  deren  Spitzen,  zu  kontrollieren ,  denn  der  Absolutismus  ist  nichts  weniger  als 
die  Verfassung  der  Ministersouveränität.  Schon  im  Jahr  1707,  also  wesentlich  gleichzeitig,  ja 
sogar  —  wie  der  Herr  Verfasser  her\-orzuheben  nicht  unterlässt  —  um  sieben  Jahre  früher,  al.s 
in  Preussen,  wurde  die  erste  „Oberrechenkammer''  errichtet,  welche  dem  Landesherm  unmittel- 
bar untergeben  und  beauftragt  war,  nicht  nur  die  eigentliche  Bechnungsführung,  sondern 
auch  ,die  Anordnungen  der  Kollegien"  zu  prüfen.  Die  Zuständigkeit  und  Stellung  der  Be- 
hörde war  also  eine  höchst  bedeutende,  aber  ihr  Geschäftsbereich  war  auf  die  Rechnungen  der 
fünf  Hauptkassen  beschränkt,  während  die  der  Specialkassen,  welche  doch  grossen,  vermut- 
lich grössten  Teils  das  Detail  für  den  Inhalt  der  ersteren  enthalten,  nur  der  administrativen 
Prüfung  beider  Verwaltungsbehörden  unterlagen. 

Indessen,  es  ging  in  Sachsen  wie  überall;  den  Ministem  scheint  diese  Kontrolle  unbequem 
gewesen  zu  sein,  und  die  Oberrechenkammer  wurde  daher  allmählich  heraborganisiert ,  indem 
ein  Minister  zu  deren  Präsidenten  gemacht  wurde  und  Ministerialräte  in  das  Kollegium  „depu- 
tiert- wurden.  Der  Xame  wurde  daher  auch  in  „Oberrechnungsdeputation"  umgeändert.  Dass 
dabei  die  Behörde  dem  Kurfürsten  unmittelbar  unterstand,  wollte  begreiflicherweise  nicht 
mehr  %iel  heissen. 

Es  dauerte  lange,  bis  die  Wertlosigkeit  dieser  Einrichtung,  bei  welcher  neben  fünf 
deputierten  Räten  nur  drei  rechnungsverständige  Inspektoren  ohne  Stimmrecht  die  Behörde 
bildeten,  wahrgenommen  wurde ,  und  noch  länger,  bis  einige  Abhilfe  kam.  Erst  im  Jahr  1828 
wurden  die  erwähnten  .Rechnungsinspektoren"  zu  Oberrechnungsräten  mit  Stimmrecht  er- 
nannt und  ihre  Zahl  auf  vier  erhöht.  Die  Verfassung  von  1831  änderte  hieran  nicht  nur 
nichts,  sondern  im  Jahr  1832  wurde  die  Behörde  unter  das  Gesamtministerium  gestellt. 

Im  Jahr  1842  folgte  wieder  ein  Schritt  zur  Selbstäudigmachung  derselben,  indem  das 
Institut  der  deputierten  Räte  endlich  aufgehoben  und  der  Xame  „Oberrechnungskammer- 
wieder  hervorgesucht  wurde. 

So  blieb  es,  bis  durch  das  preussische  Gesetz  über  die  Einrichtimg  und  Befugnisse  der 
Oberrechnungskammer  von  1872,  der  damals  versammelte  Landtag  neue  Anregung  erhielt 
und  an  die  Regiei-ung  die  Anforderung  stellte,  eine  ähnliche  Einrichtung  zu  gewähren.  Nach 
einigem  Widerstände  der  ersten  Kammer ,  welche  das  Bedürfiüs  in  Abrede  stellte ,  hatte  man 
sich  vereinigt,  die  Regierung  zeigte  sich  willfährig  und  legte  schon  im  folgenden  Jahre  einen 
Gesetzesentwurf  vor,  welcher  dem  preussischen  Gesetz  wesentlich  nachgebildet  ist.  Einiges 
Bedenken  erregte  der  Kosteupunkt,  indem  die  Regierung  einen  Mehraufwand  von  86,250  M. 
berechnete,  aber  die  zweite  Kammer  ging  auf  den  Entwurf  ein  und  wünschte  ihn  zum  Gesetz 
zu  erheben.  Nicht  so  die  erste  Kammer,  welche  sich  von  der  Notwendigkeit  nicht  überzeugen 
konnte,  und  so  zerschlug  sich  die  Sache.  Ein  im  Jahre  1875  eingebrachter,  etwas  veränderter 
Entwurf  hatte  das  nämliche  Schicksal,  und  im  Jahr  1877  sah  sich  die  Regierung  veranlasst, 
die  Sache  selbständig  in  die  Hand  zu  nehmen  und  dieselbe  im  Wege  der  königlichen  Verord- 
nung zu  regeln. 

Diese  Verordnung  vom  i.  April  1877  wurde  zwar  wiederholt  in  der  zweiten  Kammer  des 
Landtags  der  Gegenstand  von  Anträgen,  welche  eine  gesetzliche  Regelung  der  Sache  und  die 
Ausdehnung  der  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  auf  eine  konstitutionelle  Kontrolle  be- 
zweckten, aber  diese  Versuche  scheiterten  an  dem  Widerstreben  der  ersten  Kammer ,  und  die 
Verordnung  enthält  also  die  Bestimmungen,  auf  welche  sich  gegenwärtig  die  Vertassung  und 
Thätigkeit  der  Behörde  gründet.  Die  Wiedergabe  des  Wortlauts  dieser  Verordnung,  wiedenim 
mit  Beigabe  von  sachgemässen,  auf  die  Intentionen  der  Verordnung  und  auf  die  bestehende 
Praxis  eingehendere  Erläuterungen,  nebst  einer  Darstellung  des  Revisionsverfahrens,  bildet  den 
Schluss  des  Werkes. 

Die  Verordnung  dehnt  die  Befugnis  der  Oberrechnungskammer  auf  alle  Staatsrech- 
nungen aus,  und  unterstellt  diese,  soweit  sie  schon  bei  den  Ministerien  geprüft  werden,  ihrer 
Superre\ision,  die  übrigen  ihrer  ausschliesslichen  Revision. 

Der  Inhalt  lehnt  sich  im  allgemeinen  ebenfalls  an  das  preussische  Oberrechnungs- 
kammergesetz  an,  aber  freilich  mit  sehr  erheblichen  Abänderungen,  welche  dadurch  geboten 
sind,  dass  die  Behörde  dem  Gesamtministerium  imtergeben  ist  und  in  gar  keiner  Beziehung 
zum  Landtage  und  dessen  verfassungsmässigem  Kontrolrecht  steht. 

Es  wird  nicht  in  Abrede  zu  stellen  sein,  dass  die  konstitutionelle  Verfassung  eine  Lücke 

hat,   solange  die  oberste  Revisionsbehörde  nicht  den  gesetzgebenden   Gewalten  in  die  Hand 

arbeitet  und  dementsprechend  eine  von  der  Verwaltung  vöüig  unabhängige  Stellung  hat,  denn 

die  Prüfung  des  Staatsrechnungswesens  durch  die  Kammern  kann  auch  bei  dem  offensten  und 
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bereitwilligsten  Entgegenkommen  der  Verwaltung  immer  nur  eine  höchst  unvollkommene  sein. 
Aus  den  grossen  unbelegten  Zahlen  des  Rechenschaftsberichts  sieht  man  nur,  ob  der  Etat  in 
seinen  einzelnen  Positionen  nicht  offenbar  überschritten  worden  ist.  Ob  er  im  einzelnen  ein- 
gehalten ist,  ob  nicht  Abweichungen  vorgekommen  und  üeberschreitungen  verdeckt  sind,  ist 
hier  schlechterdings  nicht  zu  erkennen.  Dies  ist  nur  durch  eine  Prüfung  der  Specialrech- 
nungeu  möglich,  wozu  eine  besondere  Behörde  durchaus  notwendig  ist. 

Man  wird  annehmen  dürfen,  dass  die  sächsische  erste  Kammer  mit  ihrem  Widerstände 
gegen  eine  veifassungsmässige  Kontrolle  der  Krone  einen  Dienst  zu  leisten  und  deren  Rechte 
zu  vertreten  glaubt.  Diese  Ansicht  ist  aber  inig.  Der  König  hat  in  Ansehung  der  Verwen- 
dung von  Staatsmitteln  kein  anderes  Interesse,  als  die  Volksvertretung.  Dies  wird  schon  durch 
den  Umstand  bewiesen,  dass  die  ersten  Revisionsbehörden,  und  zwar  in  einer  ganz  ent- 
sprechenden Ausstattung  in  Stellung  und  Befugnissen,  in  Sachsen  wie  in  Preussen  und  in 
Frankreich  Erzeugnisse  des  ausgebildetsten  Absolutismus  waren.  Ja  man  kann  sagen:  Der 
Absolutismus  ist  der  Unabhängigkeit  der  obersten  Re\isionsbehörde  günstiger  als  der  Parla- 
mentarismus. Die  Oberrechnungskammeni  in  Preussen,  Sachsen,  Frankreich  und  anderwärts 
waren  bei  ihrer  Entstehung  nicht  mehr  abhängig,  als  die  Gerichte,  während  die  Revisions- 
behörden in  England  und  Belgien  es  zu  keiner  Unabhängigkeit  gebracht  haben,  dort  von  den 
Ministem,  hier  von  der  Kammer.  Wer  der  Unabhängigkeit  der  Oben-echnungskammer  ent- 
gegentritt, der  streitet  nicht  für  die  Rechte  der  Krone,  sondern  für  die  Souveränität  der 
Bni'eaukratie. 

Es  ist  auch  nicht  richtig,  die  Kontrolle  als  einen  Akt  des  Misstrauens  gegen  die  Minister 
anzusehen.  Umgekehrt  kann  man  wohl  eher  sagen:  Wer  sich  nicht  kontrollieren  lassen  will, 
der  erregt  den  Verdacht,  Misstrauen  zu  verdienen.  Die  Kontrolle  und  Revision  ist  nichts  als 
die  wichtige  Konsequenz  der  Verrechnung.  Man  könnte  mit  dem  nämlichen  Rechte  sagen,  es 
sei  überhaupt  ein  Akt  des  Misstrauens  und  daher  für  eine  redliclie  Verwaltung  kränkend, 
Rechnung  von  ihr  zu  verlangen.  Es  ist  vielmehr  eine  Forderung  der  sittlichen  Ordnung, 
welche  der  Staat  ist,  dass  jeder,  welcher  Staatsvennögen  verwaltet,  sich  über  seine  Venvaltung 
ausweist.  Dieser  Ausweis  ist  die  Rechnung ,  denn  jede  Ordnung  in  der  menschlichen  Gesell- 
schaft muss  nicht  bloss  einen  Inhalt,  sondern  auch  eine  Fonn  haben,  und  eine  weitere,  sittliche 
Forderung  ist  es,  dass  die  Rechnung  in  strenger  Wahrhaftigkeit  zeigt,  wie  vei-waltet  worden 
ist.  Die  Rechnung  wäre  aber  zweck-  und  sinnlos,  wenn  der  Staat  als  die  organisierte  mensdi- 
liche  Gesellschaft,  deren  Vermögen  eben  verwaltet  wird,  keine  Notiz  von  dem  Inhalte  der 
Rechnung  nähme,  und  die  Revision  ist  daher  ebenso  die  Konsequenz  der  Rechnung ,  wie  diese 
die  Folge  der  Verwaltung.  Eine  Revision  aber,  welche  von  demjenigen  abhängt,  welcher  die 
Verwaltung  leitet,  verdient  den  Namen  einer  Revision  nicht.  Sie  kann  vielmehr  nur  unter 
der  abstrakten  Staatsgewalt  stehen,  und  diese  ist  in  der  absoluten  Monarchie  der  König,  im 
konstitutionellen  Staate  aber  das  Gesetz.  Die  Stellung  der  obersten  Revisionsbehörde  ist  dalier 
nur  dann  die  richtige,  wenn  sie  dort  unmittelbar  unter  die  Krone,  hier  ganz  unabhängig  wie 
ein  oberster  Gerichtshof  gestellt  ist. 

Dem  Berichterstatter  möge  diese  kleine  Abschweifung  von  dem  eigentlichen  Gegenstande 
dieser  Besprechung  verziehen  werden.  Der  Herr  Verfasser  unseres  Werkes  enthält  sich  solcher 
theoretischen  Erörtenxngen,  welche  dem  Zwecke  seiner  Arbeit  fremd  sind. 

Zum  Schlüsse  sei  nur  noch  bemerkt ,  dass  dem  Buche  ein  ausführliches  Sachregister 
beigegeben  ist  als  sicherer  Wegweiser  für  denjenigen,  welcher  sich  über  einzelne  Gegenstände 
zu  unterrichten  wünscht. 

Vocke. 


Joseph  Cevboni,  Sur  Fimportance  cVunifier  les  etudes  de  la  eomptabilite. 
Memoire  presente  au  congres  litteraire  international  reuni  ä  Korne  le 
20.  Mai  1882.     Rome.     Imprimerie  heritiers  ßotta.     1882.     Folio.     165  S. 

Wir  möchten  nicht  unterlassen ,  auf  diese  äusserst  instruktive,  wenn  auch  schon  länger 
erschienene  Publikation,  die  in  Deutschland  kaum  gekannt  ist,  besonders  aufmerksam  zu 
machen.  Mit  warmer  Begeisterung  hat  der  Generalbuchhalter  des  Königreichs  Italien  in  dieser 
Schrift  die  Wichtigkeit  einer  wissenschaftlichen  Pflege  des  staatlichen  Rechnungswesens  dar- 
gelegt und  der  Forderung  nach  einer  grossem  Gleichmässigkeit  und  Vereinheitlichung  des- 
selben Ausdruck  gegeben.    Er  will  diese  Disciplin  aus  der  rohen  Empirie  herausreissen  und 
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hofiK,  indem  er  die  einfachen  und  überall  homogenen  Elemente  und  Grundlagen  auseinander- 
setzt, von  denen  logischerweise  stets  ausgegangen  werden  mnss,  auf  eine  allmähliche  An- 
näherung der  Staaten  im  Rechnungswesen.  Nicht  um  eine  sofortige  und  absolute  Gleichheit 
soll  es  sich  handeln,  da  einer  solchen  historische  Institutionen  und  wohlbegründete  Besonder- 
heiten einzelner  Staaten  gegenüberstehen ,  wohl  aber  um  eine  innerhalb  ihrer  traditionellen 
Einrichtungen  möglichen  gemeinsamen  Grundlage.  Das  Bedürfiiis  nach  dieser  Richtung  ist  in 
Anbetracht  der  vergleichenden  Betrachtungsweise  der  Staatshanshalte  nicht  zu  bestreiten.  Das 
Chaotische  und  Willkürliche  in  der  Form  der  heutigen  Budgets  und  Rechnungslegungen ,  wo- 
nach jeder  Staat,  oft  ohne  entscheidende  Gründe,  anders  verfährt,  liesse  sich  bei  gutem  Willen 
erheblich  vermindern. 

Italien,  das  klassische  Land  der  Buchführung  und  des  modernen  Budgetwesens  (Venedig), 
kann  heute  in  Bezug  auf  die  Komptabilität  als  ein  Muster  gelten.  Seit  1861  ist  Italien  ununter- 
brochen bemüht  gewesen,  diese  Frage  befriedigend  zu  lösen,  und  es  ist  auch  gelungen,  die- 
selbe zu  einem  gewissen  Abschluss  zu  bringen.  Dem  italienischen  System  ist  eigentümlich, 
dass  das  französische  Kompetenzprincip ,  die  englische  Kassefühmng  und  die  namentlich  in 
den  spanischen  Budgets  übliche  Scheidung  der  wirklichen  Einnahmen  und  Ausgaben  von  der 
Kapitalbewegung  kombiniert  und  durch  eine  höchst  sinnreiche,  seit  1876  eingeführte  und  seit- 
dem fortwährend  veiToUkomnmete  Buchführung,  die  der  doppelten  sehr  ähnlich  ist,  die  grösste 
Klarheit  und  üebei-sichtlichkeit  über  die  effektive  Bewegung  der  Finanzen  geschaffen  v^-urde. 
Diese  italienische  Logismographie ,  an  deren  Ausbildung  Cerboni  selbst  den  grössten  Anteil 
hat,  ist  in  Gebranch  bei  der  Generalbuchhalterei  des  Staates,  bei  allen  Centralverwaltnngen, 
69  Intendanturen,  bei  der  Post  hinsichtlich  des  Anweisnngs-  und  Sparkassenverkehrs,  bei  Arielen 
Provbizial-  und  Kommnnalbuchhaltereien,  mit  Modifikationen  auch  bei  den  Banken  und  andern 
PiivatetabUssements.  Ganz  Italien  folgt  gewissermassen  einer  Form  in  Buchführung  und 
Rechnungswesen. 

Die  Gmndzüge  des  italienischen  Komptabilitätssystemes  sind  von  Cerboni  in  der  vor- 
liegenden Schrift  in  äusserst  anschaulicher  Weise  erläutert.  Wir  verzichten  darauf,  hier  näher 
dasselbe  zu  chai-akteiisieren ,  da  Hoffnung  besteht,  dass  Cerboni  selbst  eine  Abhandlung  über 
diesen  Gegenstand  für  das  Finanzarchiv  liefert.  Sehr  wertvoll  ist  der  dem  Buch  einverleibte 
reichhaltige  chronologische  Katalog,  der  alle  seit  1202  bis  heute  in  Italien  veröffentlichten 
Werke  über  Rechnungswesen  vei-zeichnet. 

G.  Schanz. 


Philipp  Westphal-Conn,  Die  Steuersysteme  und  Staatseinnahmen  sämt- 
licher Staaten  Europas  und  die  Steuerreformgesetze  in  0 esterreich.  Wien. 
Karl  Gerolds  Sohn.     1884. 

Dem  Verfasser  schwebte  augenscheinlich  der  Gedanke  vor,  die  neuen  österreichischen 
Steuergesetzentwürfe  im  Licht  der  answäitigen  Steuersysteme  zu  betrachten.  Dieser  grossen 
Aufgabe  entsprach  aber  nicht  die  nötige  Kraft.  Das  Streben,  sich  zu  orientieren,  ist  nicht  zu 
verkennen,  aber  überaU  treten  Spuren  zu  grosser  Raschheit  und  Flüchtigkeit  hervor. 

Die  ersten  12  Seiten  behandeln  die  Entwickelungsgeschichte  des  Steuerwesens,  den 
Staatsbegriff,  die  Grundsätze  der  Besteuerung  und  Wahl  der  Steuerquelle,  die  in  der  Volks- 
wirtschaft sich  gegenüberstehenden  Weltanschauungen  in  ihrer  Beziehung  zu  den  Steuer- 
systemen. Es  sind  dies  einige  Aphorismen,  welche  hauptsächlich  dem  Wagnerschen  Weite  ent- 
stammen. Dann  folgt  eine  Erörterung  über  indirekte  Steuern;  Westphal-Conn  ist  ein  Gegner 
hoher  Verbrauchsabgaben ;  in  der  Begriindung  unterlaufen  neben  manchem  Berechtigten  hierbei 
aber  sehr  gewagte  Behauptungen ;  er  bringt  z.  B.  den  Pauperismus  in  England  mit  den  dor- 
tigen Konsumtionsabgaben  in  Zusammenhang.  Nebenbei  sei  erwähnt,  dass  S.  17  der  benützten 
Quelle  etwas  zu  wörtlich  gefolgt  wurde.  fEs  heisst  da:  das  Volkseinkommen  in  Sachsen  ver- 
teilte sich,  wie  bereits  früher  ausgeführt,  folgendermassen  —  vorher  ist  aber  gar  nicht  die  Rede 
davon!)  Weiter  folgt  eine  Statistik  der  indirekten  und  direkten  Steuern,  sowie  der  Einkünfte 
aus  Staats  vermögen.  Dieselbe  hat  unstreitig  einen  grossen  Aufwand  von  Arbeit  erfordert ,  da 
von  der  prozentualen  Berechnung  ein  sehr  reichlicher  Gebrauch  gemacht  wurde.  Um  so  mehr 
ist  zu  bedauern,  dass  behufs  Vergleichimg  nicht  eine  kritische  Sichtung  der  Einnahmen  vor- 
genommen wuide.    Dadurch,  dass  der  Verfasser  der  Gruppierung  des  Budgets  zu  ausschliesslich 
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folgt,  werden  sehr  ungleichartige  Dinge  in  eine  und  dieselbe  Gruppe  gebracht.  In  Dänemark 
z.  B.  erscheinen  unter  den  Zöllen  die  Rübenzuckersteuer  und  der  Spielkartenstempel!  Die 
grosse  Rechenarbeit  wird  bei  solchem  Verfahren  zum  grossen  Teil  illusorisch.  Auch  bezüglich 
der  statistischen  Vergleichung  einzelner  Steuern  werden  bei  näherem  Zusehen  manche  Be- 
denken wach.  Die  Nebeneinanderstellung  der  Einkommensteuerkopfbeträge  z.  B.  will  so  gut 
wie  nichts  sagen ,  wenn  man  erwägt ,  dass  dieselbe  in  den  einzelnen  Steuersystemen  eine 
so  verschiedene  Rolle  spielt;  die  sächsische,  englische,  preussische,  bayrische  Einkommen- 
steuer u.  s.  w.  wollen  doch  ganz  verschieden  beurteilt  sein  und  dürfen  nicht  aus  dem  Zu- 
sammenhang herausgerissen  werden;  der  Verfasser  hat  das  wohl  selbst  gefühlt,  indem  er 
wenigstens  bei  Sachsen  regelmässig  die  Einstellung  der  Ziflt'er  unterlassen  hat.  Beim  Ein- 
kommen aus  Staatsvennögen  und  Staatsanstalten  ist  der  Bruttoertrag  zu  Grande  gelegt 
worden;  es  ist  aber,  sobald  man  dieselben  den  Steuern  gegenüberstellt,  gewiss  richtiger, 
vom  Nettoertrag  auszugehen.  Ein  weiterer  Abschnitt  behandelt  die  Einkommensteuergesetz- 
gebung in  den  verschiedenen  Staaten  Europas.  Derselbe  zeigt  besonders  viele  Spuren  einer 
etwas  oberfläclüichen  Behandlung.  Wir  bezweifeln ,  ob  der  Nichtkenner  auf  Grund  der 
wenigen  herausgerissenen  Bemerkungen  ein  klares  Bild  der  jeweiligen  Steuergesetzgebung- 
erhält.  Der  Zusammenhang,  in  welchem  die  Steuern  stehen,  wird  gar  nicht  beachtet;  in  der 
Darstellung  des  württembergischen  Steuerwesens  ist  dies  z.  B.  recht  deutlich  zu  ersehen.  Es 
durfte  hier  die  Degression  der  Einkommensteuer  und  üire  Rückwirkung  auf  die  Ausgestaltung 
der  übrigen  Ertragssteueni  nicht  übei'gangen  werden.  Bei  Bayern  ist  dem  Verfasser  bekannt, 
dass  1879  ein  Gesetzentwurf  zur  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  eingebracht 
wurde ,  aber  nicht  bekannt ,  dass  1881  die  bayiischen  Ertragssteueni  unter  Ablehnung  des 
ebengenannten  Entwurfs  einer  Reform  unterzogen  wurden.  Seine  ganze  Darstellung  stützt 
sich  hier  auf  die  alten  Gesetze  und  gibt  demzufolge  ein  durchaus  falsches  Bild. 

Besser  und  zuverlässiger  ist  die  Schrift,  sobald  sie  den  östeiTeichischen  Verhältnissen 
sich  zuwendet.  Es  wird,  freilich  in  etwas  stark  stofflicher  Weise,  die  bisherige  Steuergesetz- 
gebung mit  ihren  Entartungen  vorgeführt  und  dann  auf  die  Retonnentwüife  eingegangen. 
Da  diese  im  Finanzarchiv  ohnehin  noch  näher  beleuchtet  werden ,  so  berühren  wir  diese  Seite 
nicht  weiter.  Wir  heben  aber  gerne  hervor,  dass  diese  Partie  der  Schrift  nicht  verdienstlos 
ist,  gegenüber  dem  grossen  Aufwand  die  Kritik  und  das  Belangreiche  aber  doch  etwas  mager 
ausgefallen  ist. 

G.  Schanz. 


M.  M.  Alexeenko,  Die  russische  Gesetzgebung  über  direkte  Steuern.    St.  Peters- 
burg.    1879. 

An  der  Hand  amtlicher  Urkunden  unternimmt  der  Verfasser  den  interessanten  und  im 
ganzen  gelungenen  Versuch  einer  kritischen  Beleuchtung  der  Geschichte  der  russischen  direkten 
Besteuerung.  Im  Verlaufe  der  Abhandlung  tritt  die  kritische  Seite  hinter  der  historischen 
wesentlich  zurück,  ist  auch  weit  weniger  gelungen,  als  die  letztere.  Gerade  aber  das  Vorwiegen 
des  historischen  Teils  der  Arbeit  und  die  Zusammenstellung  des  thatsächlichen  Materials  sichert 
dem  Werke  das  Interesse  der  deutschen  Leser.  Es  werden  der  Reihe  nach  die  Kopfsteuer,  die 
Steuer  auf  städtische  Immobilien,  die  Handels-  und  Gewerbesteuer,  die  sogenannte  Pflichtigkeit 
oder  der  Gehorch  (povinnost)  und  die  Erbpacht,  welche,  wie  sich  in  der  Folge  ergeben  wird, 
gleichfalls  den  Charakter  einer  Steuer  angenommen  hat,  besprochen.  Die  jetzt  bestehende 
allgemeine  Grundsteuer  findet  bei  Besprechung  der  Pflichtigkeiten  Berücksichtigung,  da  sie 
aus  einer  sogenannten  landschaftlichen  Pflichtigkeit  hervorgegangen  ist. 

Die  weitaus  eingehendste  Beliandlung  haben  die  Koptsteuer  und  der  Gehorch  erfahren, 
was  im  Hinblick  darauf  gerechtfertigt  erscheint,  dass  diese  beiden  Besteueningsformen  nicht 
nur  den  wesentlichsten  Bestand  der  russischen  direkten  Besteuerung  bilden,  sondern  auch  am 
dringendsten  der  Refonn  und  Neuregelung  nach  einem  einheitlichen  Steuei-plane  bedürfen. 
Beginnen  wir  also  mit  der  Kopfsteuer,  deren  historische  Entwickelung  von  dem  Verfasser  etwa 
folgendermassen  gesclüldert  wird: 

Die  Kopfsteuer  wurde  eingeführt  unter  Peter  M.  Ihre  Einfülirung  wurde  dui'ch  dieselben 
Umstände  hervorgerafen ,  welche  im  Westen  Europas  zu  regelmässigen  Schätzungen  und  Um- 
lagen geführt  hatten.  Es  wurde  nämlich  von  Peter  dem  Grossen  das  stehende  Heer  geschaffen, 
zu  dessen  Erhaltung  fortlaufende  Einnahmeposten  ert'orderlich  waren.  Zu  dem  Zwecke  wurden 
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die  frülieren  zeitweiligen  Umlagen,  welche  je  nach  Bedürfnis  in  wechselnder  Höhe  erhoben 
wunlen,  in  eine  feste,  jährlich  wiederkehi-ende  Staatssteuer  umgewandelt.  Diese  Steuer  wurde 
zur  ersten  Zeit  ihrer  Einführung  nicht  als  eigentliche  Kopfsteuer,  sondern  als  eine  Art  Ver- 
mögenssteuer erhoben.  Das  Steuerobjekt  war  für  die  Dorfbewohner  der  Hof,  für  die  Bewohner 
der  Städte  und  Flecken  das  gesamte  Vermögen.  Die  Hauptlast  lag  auf  dem  Bauernstände. 
Schollenpflichtig  waren  zu  jener  Zeit  nur  die  Familienhäupter  (die  Hofbesitzer) ,  alle  übrigen 
Glieder  des  Bauerstandes  konnten  nach  Belieben  ihren  Wohnort  wechsebi.  Infolge  nun  der 
drückenden  Geldumlage  und  der  noch  drückenderen  Realbelastung,  die  nebenher  lief,  verliessen 
die  Dortbewohner  in  Massen  iln-en  Wohnort  und  Hessen  sich  entweder  in  gänzlich  unbewohnten 
Gegenden  des  weiten  Reiches  nieder  oder  flüchteten  gar  ins  Ausland.  Um  diesem  dringenden 
Uebelstande  abzuhelfen,  wiude  zu  Ende  der  Regiemngszeit  Peters  des  Grossen  die  allgemeine 
SchoUenpflichtigkeit  für  die  bäuerliche  Bevölkemng  eingeführt.  Die  letztere  wurde  zu  fest 
abgegrenzten  Gemeinden  vereinigt  und  mit  einer  Kopfsteuer  belegt.  Alle  Unterthanen  wurden 
in  zwei  Gruppen  geteilt,  in  eine  zu  persönlichem  Dienste  verpflichtete  (Civil-  oder  Militärdienst) 
nnd  in  eine  abgabenpflichtige.  Zur  Feststellung  des  Steueri)lanes  wnrde  während  der  Jahre 
1718 — 1722  die  erste  Volkszählung  vorgenommen  unter  Leitung  der  Militär-  (Wojewoden)  und 
Civilgouvemeure.  Die  Bürger  oder  Städtebewohner  waren  höher  besteuert  als  die  Bauern. 
Im  Jahre  1724  erfolgte  die  erste  Steuererhebung.  Die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  war  auf 
5  Millionen  geschätzt,  jeder  Bauer  sollte  80  Kopeken,  jeder  Bürger  1  Rubel  20  Kopeken  bezahlen. 

Zu  den  Dorfbewohnern  wurden  gerechnet:  Alle  Bauern,  leibeigene  und  freie,  sowie  die 
auf  den  kaiserlichen  Privatbesitzungen  wohnhaften  und  die  den  Klöstern,  Kirchen  und  Bischöfen 
Pflichtige  Bauerschaft.  Femer  wurden  zn  diesen  gezählt  die  sog^enannten  .Einzelhof- 
besitzer-' (Odnodworzy) .  meist  verarmte  EdeUeute.  Zu  den  Stadtbewohnern,  welche  mit 
120  Kopeken  besteuert  waren,  gehörten  die  Bürger  und  die  Leute  diversen,  nicht  deflnierbaren 
Standes.  Die  Bürger  wurden  in  drei  Gruppen  geteilt :  zur  ersten  gehörten  die  bedeutenderen 
Kaufleute,  die  Aerzte,  Apotheker,  die  Kapitäne  der  Kauffahrer  und  verschiedene  Künstler,  zur 
zweiten  die  Kleinhändler  und  Handwerker,  zur  dritten  die  kleinen  Leute,  welche  im  persönlichen 
Dienst  oder  in  gemeiner  Arbeit  Verwendung  fanden.  Zu  den  Leuten  diversen  verschiedenen 
oder  unbestimmten  Standes  wurden  gezählt:  die  Gefolgschaften  grosser  Herrn,  welche  in  den 
Städten  oder  in  Gehöften  in  der  Nähe  der  Städte  angesiedelt  waren ,  die  Geistlichen ,  die  bei 
den  Kirchen  Bediensteten  und  die  Ausländer,  welche  dort  .wegen  Handels  oder  Kunstbetrieb 
oder  irgend  einer  Hantiemng  wohnten". 

Der  nicht  besteuerte  Adel  war  zu  obligatorischem  Müitär-  oder  Civüdienst  verpflichtet. 
Diejenigen  unter  ihnen,  welche  sich  nicht  zum  Dienste  stellten,  Messen  .Nichtvorhandene- ;  sie 
wurden  nach  der  Grösse  ihres  Landbesitzes  besteuert.  Hatten  sie  kein  Land,  so  wurden  sie 
zu  den  .sogenannten  feiernden  Leuten-  gczühlt.  Die  Geistlichkeit  war  gleichfalls  von  der 
Steuer  befreit.  Indessen  bezog  sieh  diese  Steuerfreiheit  nur  auf  definitiv  angestellte  Geistliche 
sowie  auf  deren  Kinder. 

Die  erste  Erhebung  der  Kopfsteuer  war  wenig  befriedigend.  An  einzelnen  Orten  war 
die  Bewohnerschaft  doppelt  registriert,  an  anderen  waren  ganze  Dörfer  und  sogar  Bezirke  aus- 
gelassen :  ausserdem  fluchteten  viele  Bewohner  aus  den  Dörfern  in  unbewohnte  Gegenden  oder 
über  die  Grenze.  Steuen-ückstände  waren  unvermeidlich.  Hierdurch  wurde  die  Regierung, 
welche  die  einzuziehende  Steuer  knapp  bemessen  hatte,  in  eine  unbequeme  Lage  versetzt. 
Daher  die  strengen  Massregeln  gegen  die  säumigen  Steuerzahler.  Die  Art  und  Weise  der  Bei- 
treibung der  Steuer  brachte  die  Steuerpflichtigen  in  noch  bedrängtere  Lage  und  rief  eine  Auf- 
häufung von  Steuerrückständen  hervor.  Die  Steuern  der  Bauern  wurden  eingesammelt  durch 
landschaftliche  Kommissäre,  die  der  Stadtbewohner  durch  den  Magistrat  und  die  Bürgermeister. 
Die  landschaftlichen  Kommissäre  wurden  durch  die  Gutsbesitzer  aus  deren  eigener  Mitte  gewählt, 
welche  die  Leistungen  der  Kommissäre  veriflzierten  und  letztere  zur  Rechenschaft  ziehen  nnd 
im  Falle  der  Schuld  strafen  konnten;  die  Kommissäre  erhielten  für  ihre  Mühe  lo  Kopeke  vom 
Rubel.  Wie  die  Kommissäre,  auserwählte  Persönlichkeiten  höheren  Standes,  ihre  Obliegenheit 
erfüllten,  ist  ersichtlich  aus  dem  Ukas  vom  31.  Oktober  1730,  in  welchem  wir  lesen:  .Die 
Kommissäre  veranstalteten  überflüssige  und  willkürliche  Steuerbeitreibungen:  über  das  ver- 
einnahmte Geld  gaben  sie  keine  Quittungen  und  notierten  viele  (widerrechtlich!  als  stener- 
rückständig.  Unter  Peter  M.  wiirden  den  Kommissären  ,. wegen  der  Neuheit  der  Sache"  Stabs- 
nnd  Oberoffiziere  zur  Hilfsleistung  beigegeben  und  ,, damit  die  Kommissäre  keine  Konfusion 
machen  sollten  etc.  .  .  .•'  In  einem  Ukas  Katarinas  lesen  wir,  dass  die  militärischen  Steuer- 
einnehmer keinen  Nutzen  brächten,  .ausser  Zank  und  Diebstahl".  Im  LTcas  von  1736  heist  es: 
„Die  Offiziere  und  Soldaten  Hessen  sich  von  den  Bauern  nicht  wenig  bestechen  und  zwangen 
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die  letzteren,  ihnen  ,Vergünbtigungen'  zukommen  zu  lassen."  Durch  die  Wirkung  der 
bezeichneten  Art  der  Steuerbeitreibung  verfielen  die  Bauern,  nach  der  Ausdrucksweise  des  Ukas 
von  1730,  „dem  äussersten  und  allendliclien  Ruin,  in  den  Kreisen  aber  geschieht  Diebstahl,  Kaub 
und  Flucht  der  bäuerliclien  Bevölkerung." 

Schon  zur  Zeit  Katliarinas  I.  begannen  die  sich  aufliäufenden  Steuerrückstände  ein 
Gegenstand  ernster  Sorge  für  die  Regierung  zu  sein.  Die  Steuerkommissäre  sowohl,  als  die 
ihnen  zur  Kontrolle  beigegebenen  Militäi'personen  schoben  sich  gegenseitig  die  Scluild  an  dem 
unvollständigen  Eingang  der  Steuer  zu.  Durch  einen  ükas  vom  18.  März  1726  wurden  in  die 
einzelnen  Provinzen  Generale  und  Oberste  zur  Untersuchung  der  Sachlage  und  eventueller 
strenger  Bestrafung  der  Schuldigen  geschickt.  Aber  auch  diese  Massregel  erwies  sich  als  un- 
wirksam, die  SteueiTÜclistände  häuften  sicli  immer  mehr.  Ein  Teil  dieser  Rückstände  verschwand 
zwar  aus  den  Buchungen  der  Steuerämter,  weil  es  allmählicli  übligli  wurde,  dass  die  Hen-scher 
bei  besonders  feierlichen  Gelegenheiten,  namentlich  l>ei  Krönungen  einen  Teil  der  Kopfsteuer 
und  besonders  SteueiTÜckstände  erliessen  (solches  ist  z.  B.  noch  neuerdings  durch  ein  kaiser- 
liches Manifest  Alexanders  III.  vom  15.  Mai  1883  geschehen).  Indessen  auch  diese  Gnadenakte 
konnten  das  Anwachsen  der  Steuerrückstände  nicht  verhindern.  Im  Jahre  1731  wurde  versucht, 
die  SteueiTÜckstände  dadurch  zu  beseitigen,  dass  man  in  die  mit  ilu'en  Steuern  rückständigen 
Gemeinden  Ganiisonen  legte,  welche  so  lange  von  der  Gemeinde  verpflegt  werden  mussten, 
bis  der  Betrag  des  Steuerrückstandes  von  den  Soldaten  gewissennassen  aufgezehrt  worden  war. 
Diese  Form  der  Steuerexekution  verschlimmerte  selbstredend  nur  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Steuerzalder,  infolgedessen  wiedei-um  die  Steuerrückstände  wuchsen.  1739  ging  die  Regierung 
noch  strenger  vor.  Es  wurde  bestimmt,  dass,  falls  die  SteueiTÜckstände  der  Leibeigenen  nicht 
bis  zu  einem  gewissen  Termine  eingegangen  waren,  dieselben  in  d  o  p  p  e  1 1  e  m  Betrage  erhoben 
werden  sollten.  Die  Verwalter  und  Genieindeältesten  aber,  welche  sich  etwa  als  zu  nachsichtig 
bei  der  Steuerbeitreibung  erweisen  sollten,  wurden  mit  den  härtesten  Strafen  (Verschickung  in 
die  Bergwerke  nach  vorhergehender  körperlicher  Züchtigung  und  Aussclineiden  '^ler  Nasenwände) 
bedroht.  Diese  Massregehi  verbreiteten  Entsetzen  im  damaligen  Russland;  aber  die  Steuer- 
rückstände wurden  trotzdem  nicht  beigetrieben  und  betrugen  zur  Zeit  der  Thronbesteigung 
der  Kaiserin  Elisabeth  bereits  5  Millionen  Rubel.  Im  Jahre  1818  war  der  Betrag  der  Steuer 
für  den  einzelnen  Steuerzahler  von  80  Kopeken  auf  3  Rubel  30  Kopeken  gestiegen.  Im  Jahre 
1839  wurde  dieser  Betrag  anstatt  in  der  bisherigen  Papier-  in  Silberwälining  ausgedrückt  und 
auf  95  Kopeken  Silber  per  Kopf  normiert.  Während  dieser  ganzen  Zeitdauer  begegnen  wir 
wiederholten  Versuchen  der  Regiening,  die  auf  der  steuerzahlenden  Bevölkerung  ruhende  Last 
zu  müdem.  Interessant  ist  namentlich  ein  im  Jahre  1794  unternommener  Versuch,  einen  Teil 
der  Geldsteuer  in  eine  Naturalsteuer  zu  verwandeln.  Die  Steuer  sollte  nicht  in  Geld,  sondern 
in  Getreide  bezahlt  werden,  welches  zur  Verpflegung  der  Truppen  bestimmt  war.  Aber  die 
ungeheuren  Transportkosten  des  Getreides  in  die  Centralmagazine  und  von  den  letzteren  zu 
den  meist  an  den  Grenzen  beflndlichen  Tnippenstationen  Hessen  diese  Massregel  alsbald  nach 
ihrer  Einfülu'ung  undurchführbar  erscheinen.  Einen  weit  vernünftigeren  Versuch  machte  der 
Kaiser  Paul  1797.  Es  wurde  nämlich  der  gesamte  Adel  mit  einer  Steuer  belegt  und  zwar 
sollten  die  Verwaltungskosten  der  Behörden  (richterliche  und  Verwaltungsbehörden)  durch  diese 
Adelssteuer  gedeckt  werden.  Leider  aber  wurde  schon  unter  Alexander  I.  diese  Steuer  in  eine 
Steuer  von  den  Leibeigenen  der  bisher  besteuerten  Edelleute  umgewandelt  im  Betrage  von 
18  Kopeken  per  Kopf.  Im  Jahre  1807  aber  wurde  widersinnigerweise  diese  ursprüngliche  Adels- 
steuer auf  die  nichtleibeigenen  Bauern  ausgedehnt.  In  den  Motiven  zu  dieser  sonderbaren 
Verordnung  heisst  es,  es  Aväre  nngereclit,  die  nicht  leibeigenen  Bauern  von  der  Zalilung  dieser 
Steuer  dauernd  zu  befreien,  da  die  Wohltliat  der  Behörden  allen  Bauern,  auch  den  Nicht - 
leibeigenen  zugute  käme.  Im  Jahre  1812  wurde  ein  zweiter  Versuch  gemacht,  die  höheren 
Stände  zur  Steuerzalüung  mit  heranzuziehen  und  zwar  in  Form  einer  Kapitalrentensteuer  von 
ländlichem  Grundbesitz.  Zu  dieser  Steuer  wurden  sogar  die  Mitglieder  der  kaiserlichen  Familie 
herangezogen.  Gleichzeitig  aber  wurde  eine  zeitweilige  Erliolumg  der  Kopfsteuer  ausgeschrieben. 
Leider  nun  wurde  durch  Ukas  vom  18.  Dezember  1819  jene  Kapitalrentensteuer  aufgehoben, 
die  zeitweilige  Erhöhung  der  Kopfsteuer  aber  niclit,  verwandelte  sich  vielmehr  in  eine  dauernde 
Melu'belastung  der  unteren  Stände. 

Nach  diesem  liistorischen  Rückblick  auf  die  Entwickelung  der  Kopfsteuer  wendet  sich 
der  Verfasser  zu  deren  kritischer  Analyse.  Die  Kopfsteuer ,  so  führt  er  aus ,  wird  von  der 
Revisionsseele  erhoben ,  soweit  dieselbe  in  der  Bauerngemeinde  registriert  ist  (die  Kopfsteuer 
von  den  Kleinbürgern  wurde  der  Fonn  nach  im  Jahre  1803  aufgehoben ,  der  Sache  nach  aber, 
wie   sich  bei  Betrachtung  des  Gehorchs  zeigen  wird,    im  Jahre   18ü4  wieder  eingeführt).    Es 
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ergeben  sich  nun  zur  Beautwoi-tung  5  Fragen;  l)  wie  hoch  ist  jede  Eevisionseele  besteuert? 
2)  \*ie  wird  die  Zahl  der  Revisionsseelen  ermittelt  V  3)  wie  verteilt  sich  der  Steuerbetrag  aut 
die  einzelnen  faktisch  existierenden  Personen?  4>  in  welcher  Weise  wird  die  Steuer  von 
den  Bauemgemeinden  und  den  einzehien  Steuerzahlern  beigetrieben  ?  und  5)  welche  Hilfsmlrtel 
werden  äuge  wandt  zur  Beitreibung  der  Steuerrückstände?  Was  die  gegenwärtige  Höhe  der 
Kopfsteuer  anlangt ,  so  ist  dieselbe  seit  dem  Jahre  1839  gleichfalls  in  fortwährendem  Steigen 
begritTen  gewesen.  Seit  1867  beträgt  sie  zwischen  l  Rubel  15  Kopeken  (in  einigen  Provinzen 
des  Pleskauschen  Gouvernements)  und  2  Rubel  17  Kopeken  (in  einem  Teil  des  Wjatkaschen 
Gouvernements)  per  Kopf.  Zu  der  Frage  nach  der  Ermittelung  der  Revisionsseelen  bemerkt 
der  Yertasser  folgendes: 

Seit  Peter  dem  Grossen  war,  wie  bemerkt,  die  Bevölkerung  in  eine  zu  persönlichem 
I'ienste  verpflichtete  und  in  eine  abgabenpflichtige  geteilt.  Die  Abgabenpflicht  erstreckte  sich  auf 
iv'cht  zahlreiche  Gruppen  'der  Bevölkerung  und  umfasste  selbst  die  höchsten  Schichten  der 
."■itädtebewohner.  Aber  schon  zur  Regierungszeit  Peters  III.  änderte  sich  dieses  Verhältnis. 
Nicht  nur  wurden  die  steuerüeien  Stände  auch  von  der  persönlichen  Dienstpflicht  befreit,  sondern 
es  wurde  auch  der  grössere  Teil  der  bisher  steuerpflichtigen  Stände  für  steuerfrei  erklärt,  so 
dass  gegenwärtig  alle  höheren  Stände ,  auch  der  Bürgerstand,  von  der  Kopfsteuer  befreit  sind 
und  deren  ganze  driickende  Last  ausschliesslich  auf  den  untersten  Volksschichten  ruht.  Gegen- 
wärtig sind  von  der  Steuer  ausgenommen :  der  persönliche  und  erbliche  Adel,  die  Nachkommen- 
schaft der  alten  tartarischen  Häuptlinge  und  Frärsten,  die  Geistlichkeit  aller  christlichen  Kon- 
fessionen, sowie  der  mohammedanischen  und  LamareUgion,  alle  Staatsbediensteten  (3Iilitär  und 
Civil),  die  bei  den  kaiserliehen  Theatern  Angestellten,  die  Dienerschaft  der  kaiserlichen  Familie, 
Aerzte,  Makler,  Personen,  die  einen  gelehrten  Grad  erlangt  haben  (es  gibt  in  Rnssland  4  gelehite 
Grade:  graduierter  Student,  Kandidat,  Magister  und  Doktor),  die  Kaufleute  und  Ehrenbürger. 
Ueberhaupt  sind  gegen  10  Oq  der  Bevölkerung  gänzlich  von  der  Kopfsteuer  befreit.  Zu  der 
kopfsteuerpflichtigen  Bevölkerung  gehört  gegenwärtig  nur  die  Bauernschaft  aller  Kategorien, 
wie  überhaupt  die  ganze  Arbeiter-  und  dienende  Klasse.  Das  sind  diejenigen  Personen,  welche 
in  die  Revisions-  oder  Steuerzählungslisten  eingetragen  wurden  und  das  Material  für  die  so- 
genannten Re\'isionsseelen  abgeben.  Wie  nun,  fragt  der  Verfesser,  wird  die  Zahl  der  Revisions- 
seelen ermittelt  ?  Bei  der  Vornahme  der  Revision  oder  Volkszählung  werden  in  die  Revisions- 
listen alle  steuerpflichtigen  Personen  männlichen  Geschlechts  ohne  Ausnahme  (vom  Säugling 
augefangen),  welche  sich  zur  Zeit  der  Revision  als  vorhanden  erweisen,  eingetragen.  Die  so 
ermittelte  Zahl  von  Seelen  bildet  bis  zxir  nächsten  Revision  das  Steuerobjekt  für  die  Kopfsteuer, 
oime  Rücksieht  daratif ,  ob  in  der  Zwischenzeit  bis  zur  nächsten  Revision  sich  die  Zahl  der 
Revisionsseelen  innerhalb  einer  Gemeinde  durch  Geburt  oder  andere  Umstände  vei^rössert  oder 
durch  Tod  u.  s.  w.  veningert  hat.  Zwar  kann  in  gewissen  Fällen  auch  in  der  Zwischenzeit 
zwischen  zwei  Zählungen,  welche  bisher  nach  je  20  und  mehr  Jahren  erfolgt  sind,  eine  Aenderung 
in  den  Revisionslisten  vorgenommen  werden  mit  Bewilligung  der  Gemeinde  und  in  gewissen 
Fällen  auch  ohne  eine  solche  (falls  z.  B.  eine  steuerpflichtige  Person  eine  Standeserhöhung 
erfährt,  also  in  einen  steuerfreien  Stand  übergeht),  doch  sind  diese  Ausnahmefälle  kaum  von 
Belang  füi'  den  Gesamtbestand  der  Revisionsseelen.  Es  kann  auch  eine  steuerpflichtige  Person 
aus  der  Re\isionsliste  der  einen  in  die  der  anderen  Gemeinde  übergeführt  werden  (im  Falle  sie 
z.  B.  den  Wohnort  wechselt^  Doch  hängt  das  von  der  Zustimmung  beider  Gemeinden  ab, 
welche  für  den  regelmässigen  Eingang  der  Steuer  üirer  Glieder  solidarisch  haftbar  sind  und 
denen  daher  eine  grosse  Macht  über  die  einzelnen  Gemeindeglieder  eingeräumt  ist.  Das  Syst«m 
der  Steuerumleguug  bei  der  Kopfsteuer  ist  ein  gemischtes.  Es  ist  ein  Repartitionssjstem  in- 
^;ofem,  als  ursprünglich  der  Betrag  füi-  die  einzelne  Revisions seele  durch  Division  der  Gesamt- 
zahl der  letzteren  in  die  vorherbestimmte  Steuergesamtsumme  gewonnen  wurde:  es  ist  ein 
«iuotitätssj'stem  insofern,  als  bei  Gelegenheit  der  späteren  Seelenrevision  nicht  von  der  er- 
forderlichen Gesamtsteuer  ausgegangen  wurde,  die  letztere  sich  vielmehr  aus  der  Addition  der 
Steueiquoten  sämtlicher  Revisionsseelen  ergab. 

Der  Steuerbetrag  für  die  einzelne  Gemeinde  wird  festgestellt  durch  einfache  Multiplikation 
<ier  Steuerqnote  für  die  einzelne  Revisionsseele  mit  der  Zahl  der  Revisionsseelen,  welche  in 
der  Re^isionsliste  für  die  betreflFende  Gemeinde  herausgerechnet  ist.  So  hat  denn  die  Revisions- 
seele als  Steuerobjekt  nur  eine  rechnerische  Bedeutung  und  dient  lediglich  zur  Feststellung 
des  Steuerkoutingents  der  einzelnen  Gemeinde.  Der  Steuerbetrag  für  das  einzelne  faktisch 
vorhandene  Glied  der  Gemeinde  wird  durch  Repartition  der  nunmehr  feststehenden  Gemeinde- 
steuerquote unter  die  faktisch  vorhandenen  männlichen  Gemeindeglieder  festgestellt.  Die 
Ciemeindeglieder  in  den  verschiedenen  Gemeinden  sind  also  vollkommen  verschieden  besteuert, 

917 


488  Litteratur. 

je  nachdem  die  Zahl  der  männlichen  Gemeindeglieder  seit  der  letzten  Revision  sich  vei-mehrt 
oder  vermindert  hat,  oder  sich  gleich  geblieben  ist.  Demnach  verdient  die  russische  Kopfsteuer 
nicht  einmal  den  Namen  einer  solchen  und  ist  noch  ungerechter  als  letztere,  der  Steuerbetrag 
für  die  einzelne  Person  ist  kein  gleicher,  bestimmt  sich  auch  nicht  nach  irgend  einem  System 
sondern  lediglich  durch  einen  zufälligen  Umstand,  nämlich  durch  Ab-  oder  Zunahme  der 
Mitgliederzahl  in  den  einzelnen  Gemeinden.  Hinsichtlich  der  Steuerquote  für  die  einzelnen 
Gemeindeglieder  bestimmt  der  §  69  des  geltenden  Steuergesetzes  (ustaw  o  podatjach) ,  dass 
dieselbe  im  Verhältnis  der  Quantität  Gemeindeland,  welches  den  einzelnen  Familien  zur  Nutz- 
niessung  überlassen  ist,  und  nach  dem  in  den  einzelnen  Gemeinden  heiTschenden  „Usus",  also 
wiederum  willkürlich  zu  geschehen  habe.  Ueberhaupt  ist  die  Gewalt  der  Gemeinde  über  den 
Einzelnen  eine  sehr  bedeutende.  Die  Beitreibung  der  Kopfsteuer  geschieht  durch  den  Ge- 
meindeältesten oder  durch  einen  besonderen  Steuereinnehmer  unter  Assistenz  des  ersteren. 
Die  Termine  für  die  Steuerzahlung  sind  für  jedes  Halbjahr  postnumerando  der  1.  Juli  und 
1.  Januar  mit  je  einer  IStägigen  Stundungsfrist.  Einen  Gegenstand  ganz  besonderer,  wenn 
aucli  bisher  wenig  erfolgreicher  Sorge  der  Regierang  bildet  die  Beitreibung  der  SteueiTÜckstände. 
Dieselben  sind  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  fortwährendem  Wachstum  begriffen.  Die  Ober- 
aufsicht über  das  Einlaufen  der  Steumickstände  führt  der  dirigierende  Senat.  Die  Haupt- 
sorge auf  diesem  Gebiete  ist  den  Provinzialchefs ,  den  Gouverneuren  anvertraut ,  welche 
liierbei  wiederum  durch  den  Minister  des  Innern  kontrolliert  werden.  Die  Gouverneure 
haben  halbjährlich  genaue  Berichte  über  die  Beitreibung  der  Steuerrückstände  direkt  an 
den  Kaiser  einzusenden.  Eine  wie  wunde  Stelle  in  der  Verwaltung  die  Frage  der 
Steuerrüokstände  bildet,  beweist  der  §  511  des  Steuergesetzbuches.  Derselbe  lautet:  „Falls 
die  Gouverneure  sich  als  schuldig  erweisen  sollten,  in  Sachen  der  Steuerbeitreibung  unthätig 
und  säumig  gewesen  zu  sein  oder  die  betreffenden  Gesetzesbestimmungen  nicht  genau  be- 
folgt zu  haben,  so  lenken  dieselben,  als  unwürdig  des  zu  ihrem  Amte  eiforderlichen  Ver- 
trauens, auf  ihre  Person  die  ganze  Strenge  des  Gesetzes  und  den  höchsten  Zorn  der  kaiser- 
lichen Gerechtigkeit." 

Für  den  rechtzeitigen  Eingang  der  Steuer  haftet  der  Einzelne  der  Gemeinde,  die  Gemeinde  . 
der  Regierung.  Gegen  die  säumigen  Gemeinden  stehen  der  Ortspolizei ,  gegen  die  säumigen 
Gemeindeglieder  der  Gemeinden  gewisse  Zwangsmittel  zur  Verfügung.  Ist  eine  Baueni- 
gemeinde  mit  der  Steuer  im  Rückstande ,  so  kann  die  Ortspolizei  zum  Verkauf  des  ganzen 
beweglichen  Vennögens  der  einzelnen  Gemeindeglieder  schreiten.  Da  die  Gemeinde  für  den 
richtigen  Eingang  der  Steuer  solidarisch  haftbar  ist,  so  ist  es  selbstverständlich  ganz  gleich- 
gültig ,  ob  der  einzelne  Steuerzahler  den  auf  ihn  fallenden  Steuerbetrag  vorschriftsmässig  be- 
zahlt hat  oder  nicht.  Dem  A  wird  die  Kuh  gepfändet,  weil  B  seine  Steuer  nicht  bezahlt  hat. 
Der  Polizei  gilt  die  ganze  Gemeinde  als  eine  Person,  das  gesamte  Privateigentum  der  einzelnen 
Glieder  als  ein  einziges  Exekutionsobjekt. 

Einen  anderen  Charakter  tragen  natürlich  die  Zwangsmittel,  welche  den  Gemeinden  zu 
Gebote  stehen.  Diese  richten  sich  gegen  die  wirklich  säumigen  e  i  n  z  e  1  n  e  n  Steuerzahler.  Die 
Macht  der  Gemeinde  ist  zwar  in  dieser  Beziehung,  wie  erwähnt,  sehr  bedeutend,  docli  füln'en 
die  ihr  zu  Gebote  stehenden  Zwangsmittel ,  dem  Wesen  der  Sache  nach ,  wohl  zu  harter  Be- 
drückung der  einzelnen  Gemeindeglieder,  aber  nur  selten  zu  wirklicher  Begleichung  des  be- 
treffenden Steuen'ückstandes.  Die  der  Gemeinde  zu  Gebote  stehenden  Zwangsmittel  sind  im 
wesentlichen  folgende : 

1)  Die  Gemeinde  hat  das  Recht,  dem  einzelnen  Gliede  die  Entfeniung  aus  der  Gemeinde 
dadurch  unmöglich  zu  machen  ,  dass  sie  ihre  Zustimmung  zur  Erteilung  eines  Passes  an  den 
säumigen  Steuerzahler  verweigert.  Dieses  Mittel  involviert  zwar  eine  grosse  Härte,  kann  aber 
dennoch  nur  dann  von  Erfolg  sein,  wenn  der  Steuersäumige  im  Grunde  noch  zalilungsfähig  ist. 
Im  entgegengesetzten  Falle  ist  es  vollkommen  wirkungslos ,  umsomehr  als  bei  der  grossen 
Entwickelung  des  Wandergewerbes  in  Russland  sehr  häufig  gerade  die  Entfeniung  aus  dem 
Heimatsorte  den  einzelnen  die  Möglichkeit  gewährt,  den  auf  ihnen  lastenden  Steuei-verbindlich- 
keiten  nachzukommen. 

2)  Falls  ein  Gemeindeglied,  welches  mit  seiner  Steuer  im  Rückstande  geblieben  ist,  ausser 
seinem  Hof  und  dem  ihm  zur  Nutzung  übergebenen  Gemeindelande  noch  anderes  Gnmd- 
eigentum  oder  Immobiliarvei-mögen  besitzt,  so  kann  die  Gemeinde  die  Einkünfte  aus  solchem 
Privateigentum  zu  Gunsten  des  Steuerfiskus  mit  Beschlag  belegen.  Da  nun  aber  solcher 
Privatbesitz  bei  den  Gemeindegliedem  jedenfalls  wird  selten  vorgefunden  werden ,  wo  er  aber 
vorhanden  ist,  das  Vorkommen  eines  SteueiTückstandes  fast  als  ausgeschlossen  erscheint,  so 
bleibt  auch  diese  Bestimmung  meistens  ein  toter  Buchstabe. 
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3)  Wenn  ein  solcher  Privatbesitz  nicht  vorhanden  ist ,  so  steht  auch  der  Gemeinde  die 
Exekution  des  beweglichen  Vermögens  des  mit  seiner  Steuer  im  Rückstande  befindlichen  Ge- 
meindeglieds zu.  Doch  sind  von  der  Exekution  ausgenonunen :  notwendige  Kleidungsstücke, 
Hausgerät,  Arbeitsvieh,  Ackergeräte,  Saatkorn,  Lebensmittel  u.  s.  w.,  so  dass  für  die  Exekution 
kaum  etwas  übrig  bleibt. 

i)  Die  Gemeindevei-sammluug  kann  beschliessen ,  den  säumigen  Steuei"zaliler  bei  öffent- 
lichen oder  Privatarbeiten  "verdingen  und  den  von  ihm  erarbeiteten  Lohn  zur  Begleichung  des 
SteueiTückstandes  vei-wenden.  Doch  soll  von  dieser  Verwendung  der  für  den  Gemassregelten 
und  seine  Familie  zum  Lebensunterhalt  notwendige  Teil  ausgeschlossen  sein ,  so  dass  auch 
diese  Massregel  meistens  erfolglos  bleibt.  Sie  führt  nur  zu  harter  Beschränkung  der  persönlichen 
Freiheit,  ohne  den  rechtzeitigen  Eingang  der  Steuera  zu  sichern. 

Wenn  alle  diese  Massregeln  nicht  zur  Tilgung  des  Steuerriickstandes  führen  sollten ,  so 
■wird  der  Betrag  4es  Steuemickstandes  unter  die  übrigen  Gemeindeglieder  verteilt,  was  denn 
auch  in  der  Regel  das  Ende  vom  Liede  zu  sein  pflegt.  Die  §§  624  und  625  des  Steuergesetz- 
buches bestimmen  ausserdem  eine  Reihe  von  Korrektionssti-afen ,  welche  die  Gemeinde  über 
säumige  Mitglieder  verhängen  kann,  falls  der  Steuerrückstand  atif  Böswilligkeit  oder  Faulheit 
der  Mitglieder  zuriickzuführen  ist. 

Diese  Kritik  des  bestehenden  Kopfsteuersystems  schliesst  der  Verfasser  mit  dem  Hin- 
weis darauf,  dass  die  offiziell  als  Kopfsteuer  bezeichnete  Steuer  nicht  die  einzige  Steuer  dieser 
Art  ist,  sondern  dass  noch  andere  Steuern  genau  denselben  Chai-akter  tragen.  Diese  Steuern  sind 
die  Erbpacht,  die  sogenannte  Landschaftssteuer  und  die  Kommunalsteuer,  welche  beiden  letzteren 
wir  bei  Beti-achtung  der  sogenannten  Pflichtigkeiten  oder  des  Gehorchs  kennen  lernen  werden. 
,Alle  diese  Steuern  werden  innerhalb  der  Bauenigemeinden  nicht  anders  wie  die  Kopfsteuer  ver- 
teilt, das  eigentliche  Steuerobjekt  ist  auch  hier  die  Revisionsseele  oder,  was  praktisch  dasselbe 
ist,  der  Landanteil.  Wir  unserseits  wollen  noch  hinzufügen,  dass  die  Bauenigemeinden  für 
den  Eingang  aller  auf  ihren  Gliedern  lastenden  diiekten  Steuern ,  welchen  Namen  und  welche 
Bezeichnung  die  letzteren  auch  immer  tragen  mögen,  dem  Gesetze  gemäss  solidarisch  haftbar 
sind,  und  dass  sieh  die  Regierung  um  die  Repartition  der  Steuern  unter  die  Glieder  der  Ge- 
meinde im  Allgemeinen  nicht  kümmert.  Der  eigentliche  Steuerzahler  ist  in  allen  Fällen  die 
Gemeinde.  Es  ist  daher  vollkommen  richtig,  wenn  der  Verfasser  die  Kopfsteuer  als  eine  für 
Russland  typische  Besteueiiingsform  bezeichnet. 

Der  Verfasser  fügt  nun  diesem  Teüe  seiner  Abhandlung  eine  Kritik  der  Reformvorschläge 
hinzu,  welche  von  der  im  Jahre  1859  eingesetzten  Steuerkommission  gemacht  worden  sind, 
und  welche  sich  zum  gi'össten  Teil  auf  Ersetzung  der  Kopfsteuer  durch  andere  direkte  Be- 
steuerungsformen beziehen.  Diese  Projekte  sind  aber  leider  eben  Projeete  geblieben  und  daher 
verzichten  wir  darauf,  der  Alexeenkoschen  Kritik  derselben  zu  folgen. 

Hinsichtlich  der  Kopfsteuer  wollen  wir  noch  erwähnen ,  dass  durch  zwei  kaiserliche 
Ukase  vom  18.  Mai  1882  und  14.  Mai  1883  eine  wesentliche  Herabsetzung  der  Kopfsteuer  erfolgt 
ist.    In  dem  Ukas  vom  18.  Mai  1882  heisst  es  u.  a.: 

1)  Die  Abschaffung  der  Kopfsteuer  hat  zu  beginnen  mit  dem  Jahre  1883  und  sich  all- 
mählich, nach  Massgabe  der  Auffindung  neuer  StaatseinnahmequeUen  zu  vollziehen. 

2)  Mit  dem  1.  Januar  1883  sind  von  jeder  Art  von  Kopfsteuer  befieit  a;  die  Kleinbürger, 
b)  die  landlosen  Bauern. 

3)  Der  Finanzminister  hat  im  nächsten  Jahre  neue  Vorschläge  zn  machen  zur  allmäh- 
lichen, vollständigen  Abschaffung  der  Kopfsteuer. 

In  dem  LTsas  vom  14.  Mai  1883  heisst  es  u,  a. : 

1)  Vom  1.  Mai  1884  an  sind  die  in  den  Staatsfabriken  beschäftigten  Mitglieder  des  Bauern- 
standes von  der  Kopfsteuer  gänzlich  zu  befreien, 

2)  Die  Hälfte  der  Kopfsteuer  ist  zu  erlassen :  aUen  flrüheren  Leibeigenen  der  Edelleute 
und  allen  Steuerzahlern  ohne  Ausnahme  in  den  Gouvernements  Samara,  Smolensk.  Nowgorod 
und  einzelner  Kreise  der  Gouvernements  Pleskau,  Tschermigow,  Kostrona  und  Perm. 

3)  Allen  übrigen  Steuerzalilem  sind  IOOq  der  Kopfsteuer  zu  erlassen. 

4)  Dem  Minister  des  Innern  wird  anheimgegeben,  Massregeln  voraubereiten,  welche  eine 
Aenderung  der  bestehenden  Passregeln  und  der  Regeln  für  die  üebersiedelung  steuerpflichtiger 
Personen  aus  einer  Gemeinde  in  die  andere  ermöglichen  könnten ,  um  hierdurch  eine  grössere 
Freiheit  in  der  Bewegung  für  diejenigen  unter  diesen  Personen  herbeizuführen,  welche  von  der 
Kopfsteuer  befreit  sind. 

Es  sind  also  in  der  That  einige  wichtige  Schritte  auf  der  Bahn  der  beabsichtigten  Re- 
form der  Kopfsteuer  gethan.    Indessen  bleibt  abzuwarten,  ob  nun  die  einmal  eingeschlagene 
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Bahn  wird  wirklich  weiter  verfolgt  werden  können,  ob  es  namentlich  der  Finanzverwaltung 
gelingt,  neue  Einnahmequellen  aufzufinden.  >Ein  wirklicher  Fortscliritt  liegt  auch  schon  darin, 
dass  wenigstens  die  jetzt  bestehende  Grundsteuer  sich  auf  alle  Grundbesitzer  erstreckt ,  dass 
also  endlich  einmal  auch  die  sogenannten  steuerfi-eien  Klassen  von  einer  direkten  Staatssteuer  be- 
troffen werden.  Ein  weiteres  Hinaufschrauben  aber  der  indirekten  Steuern  ist  kaum  dvirchfiilir- 
bar,  da  dieselbe  sonst  leicht  ein  Sinken  des  Gesamterträgnisses  der  indirekten  Steueni  zur  Folge 
haben  könnte.  Verbleibt  die  Refonnbestrebung  auf  gesunden  Bahnen,  so  wird  wolil  nichts  übrig 
bleiben,  als  ein  ungleich  stärkeres  Heranziehen  der  höheren  Schichten  der  Bevölkerung  zur 
Tragung  der  Staatskosten.  Ein  Fallenlassen  der  bestehenden  Solidarhaft  der  Gemeinden 
würde  schon  ein  wesentlicher  Fortschritt  sein.  Allein  diese  Frage  hängt  mit  der  anderen  des 
Gemeindebesitzes  zusammen,  deren  nähere  Erörterung  uns  hier  zu  weit  führen  würde. 

Die  zweite  in  der  Reihe  der  von  Alexeenko  besprochenen  Besteuerungsformen  ist  die 
Steuer  auf  städtische  Immobilien. 

In  einem  Berichte  der  bereits  erwähnten  SteueiTefonnkom.mission  wurde  zur  Deckung 
des  durch  Befreiung  der  Kleinbürger  von  der  Kopfsteuer  entstandenen  Ausfalls  in  den  Staats- 
einnalnnen  eine  neue  Doppelbesteuerung  der  städtischen  Bevölkerung  vorgeschlagen,  und  zwar 
eine  Kapitalrentensteuer  in  Form  einer  Immobiliensteuer  und  eine  direkte  Aufwandsteuer  in 
Form  einer  Wohnungssteuer.  Indessen  wurde  am  G.  September  1862  nur  die  erstere  der  ge- 
planten Steuern  thatsäclilich  in  den  Reichsrat  eingebracht.  Es  sollten  alle  Privatgebäude  zur 
Steuer  herangezogen  werden,  sowie  alle  im  Besitze  öffentlicher  Anstalten  befindlichen  Bau- 
lichkeiten, soweit  die  letzteren  durch  Vennietung  eine  Quelle  der  Einnahmen  für  die  betreffenden 
Anstalten  bilden.  Die  Steuersumme  für  die  ganze  Immobiliensteuer  sollte  von  G  zu  ü  Jahren 
durch  die  Gesetzgebung  fixiert  werden.  18Ü3  wurde  eine  vorläufige  Instruktion  herausgegeben, 
ISüü  das  betreffende  „Gesetz  über  die  Immobiliensteuer  in  den  Städten,  Flecken  und  Nieder- 
lassungen". In  die  Steuer  wurden  miteinbezogen  alle  unbebauten  und  wüsten  Plätze,  Gärten  etc. 
—  Völlig  befreit  von  der  Steuer  sind  nur  alles  direkte  Staatseigentum  und  der  Privatbesitz 
von  ganz  geringem  Wert,  welcher  weniger  als  25  Kop.  Steuer  zu  zahlen  haben  würde.  Der 
Erhebungsmodus  war  auch  hier  das  Repartitionssystem.  Für  die  Jahre  1H77,  1878  und  1879 
wurde  die  Gesamtsumme  der  Steuer  auf  2,227, «22  Rubel  festgesetzt.  Als  Grundlage  der  Steuer- 
einscliätzung  wurde  für  die  vier  grossen  Städte  (Petersburg,  Moskau,  Odessa  und  Riga)  die 
Taxation  der  Immobilien  verwandt,  welche  daselbst  zum  Zwecke  der  Erhebung  der  Kommunal- 
steuem  vorgenommen  war.  Die  übrigen  Städte  wurden  zunächst  nach  der  Einwohnerzahl  in 
sieben  Gruppen  geteilt.  Hierauf  wurden  unter  Zululfenalune  von  Daten  über  Handels- und  Industrie- 
bedeutung der  Städte  alle  Oi'tschaften  in  10  Gruppen  geteilt.  Für  jede  dieser  Gruppen  wurde  für  die 
neue  Steuer  ein  verschiedener  Steuerfuss  festgesetzt.  Die  erste  Gruppe  bildeten  die  vier  grossen 
Städte  (Petersburg,  Moskau,  Odessa'  und  Riga).  Als  Ausgangspunkt  für  die  Gruppierung  der  Ort- 
schaften wurde  ausserdem  der  Mietpreis  einer  Offlzierswohnung  in  den  einzelnen  Orten  angenom- 
men und  so  für  jede  Stadt  pro  Kopf  der  Bevölkerung  eine  gewisse  Summe  herausgerechnet, 
welclie  letztere,  mit  der  Einwolinerzahl  multipliziert,  das  Steuerkontingent  der  einzelnen  Ortschaft 
ergab.  Diese  pro  Kopf  berechnete  Summe  beträgt  in  der  untersten  (X.)  Gruppe  l.ö  Kop.  und  steigt 
von  Gruppe  zu  Gruppe  um  10  Kop.  Wie  man  sieht,  ist  der  Steuermassstab  ein  höchst  willkürlicher 
und  oberfläclilicher  mnsomehr,  als  die  Einwohnerzahl  in  gänzlich  ungenauer  Weise  bestimmt 
wurde.  So  z.  B.  ist  die  Einwohnerzalil  aller  Städte  des  Charkowschen  Gouvernements  mit  94,63»; 
veranschlagt,  während  thatsäclilich  die  Stadt  Charkow  allein  ohne  Zweifel  über  100,000  Einwolmer 
zählt.  So  wurde  denn  für  jede  Provinz  ein  Provinzialkontingent  herausgerechnet.  Faktisch 
ist  nun  dieses  Provinzialkontingent  der  Ausgangspunkt  für  die  Verteihmg  der  Steuer.  Das 
vorhin  erwähnte  Steuerkontingent  der  einzelnen  Ortschaft  diente  nur  zur  Herausrechnung 
des  Provinzialkontingents.  In  Wirklichkeit  wurde  nun  aus  dem  Provinzialkontingent  durch 
die  Provinziallandschaftsversammlung  für  jede  einzelne  Ortschaft  ein  anderes  Steuerkontin- 
geut  herausgerechnet  und  zwar  bestimmt  der  §  6  des  Steuergesetzes,  dass  sich  die  Provinzial- 
landschaftsversanimlung  bei  nunmehriger  definitiver  Festsetzung  des  Steuerkontingents  für 
die  einzelnen  Ortschaften  nach  der  Zahl  und  dem  Wert  der  städtischen  Innnobilien  und  nach 
den  Mietpreisen  in  den  einzelnen  Ortschaften  lichten  sollte.  Die  hierzu  erforderlichen  Daten 
werden  durch  die  Kreisbehörden  gesammelt.  Der  Steuei-plan  für  jede  Provinz  wird  in  dem 
offiziellen  Provinzial-Regierungsorgan  veröff'entlicht.  Die  Verteilung  des  so  gewonnenen  Steuer- 
kontingents für  jede  Ortschaft  unter  die  einzelnen  hnmobilienbesitzer  geschieht  durch  besondere 
•Steuerkommissionen,  welche  durch  Wahl  eben  dieser  Immobilienbesitzer  gebildet  werden.  Als 
Jlassstab  dieser  SteueiTerteilung  gilt  der  Kommission  entweder  eine  von  ihr  selbst  aufzustel- 
lende Berechnung  oder  schon  vorhandenes  Schätzungsmaterial.    Im  Laufe  eines  Monats  nach 
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Feststelhuig  der  Steuerqnote  fiir  jeden  Steuerzahler  können  die  letzteren  reklamleren.  Die 
Staatsrentei  hat  es  auch  hier  nicht  luit  den  einzelnen  Steuei-zahlem ,  sondern  mit  den  Stadt- 
verwaltungen zu  thun.  welche  ihr  als  juristische  Personen  für  den  richtigen  Eingang  der  Steuer 
haftbar  sind.  Auch  hier  besteht  eine  Reihe  strenger  ilassregelu  zur  Beitreibung  etwaiger 
Steuenückstände.  Uebrigens  ist  es  bemerkensw  ert,  dass  der  §  28  des  Steuergesetzes  dem  Stadtrat 
das  Recht  zuspricht,  solche  Immobilien,  die  -keine  Einnahme  gewähren",  von  der  Steuer  zu 
befreien,  was  entschieden  wiederum  eine  Vergünstigung  der  besonders  wohlhabenden  Klassen 
iuvohiert. 

Nächst  der  Immobiliensteuer  folgt  bei  Alexeenko  die  Handels-  und  Gewerbesteuer.  Zur 
Geschichte  dieser  Steuer  bemerkt  er,  dass  in  der  vorpetrinischen  Zeit  alle  .eine  Hantierung 
Treibenden-  d.  h.  die  Bewohner  der  ,possaden'-  (Flecken,  kleinere  Orte)  von  der  allgemeinen 
Steuer  oder  Umlage  mit  getroffen  ^vurden.  Die  gewöhnlichste  Form  der  Umlage  war  die  so- 
genannte Pflug^euer ,  welche  aber ,  wie  damals  fast  alle  Steuern  nicht  alljährlich ,  sondern  je 
nach  Bedarf  erhoben  wurde.  Das  Stenerobjekt  war  der  Grund  und  Boden,  die  Steuereinheit 
war  der  Pflug  (socha),  nämlich  ein  Stück  Land,  welches  ein  Mann  in  einem  Tage  umzupflügen 
vermochte.  Die  Gewerb  treibenden  wurden  nun  in  der  Weise  zu  dieser  doch  eigentlich  als 
GiTindsteuer  gedachten  Steuer  herangezogen,  dass  z.  B.  der  Besitz  eines  Netzes  dem  eines 
Pfluges,  der  eines  Bootes  dem  zweier  Pflüge  gleichgeltend  angenommen  wirrde  u.  s.  w.  Es 
wurde  dann  die  Steuer  als  lOter,  5ter  u.  s.  w.  erhoben.  Zur  Zahlung  des  5ten  wurden  1866 
auch  die  Bojaren  und  die  Staatsdiener  angehalten.  Peter  51.  führte  endlich  den  Gewerbe- 
kataster ein.  Es  wurden  Taxatiousbüeher  eingerichtet,  in  welchen  das  Vermögen  jedes  Ge. 
werbtreibenden  nach  seinem  Werte  registriert  werden  sollte.  Nach  diesen  Büchern  wurde  nun 
zunächst  die  Kopfsteuer  von  den  Gewerbtreibenden  erhoben.  Aber  unabhängig  davon  wurden 
gewisse  Kategoi-ien  von  Gewerbtreibenden  mit  besonderen  Steuern  belegt.  Unter  Katharina  U. 
wurden  diese  Umlagen  wesentlich  erhöht.  So  zahlte  jeder  Webstuhl  1  Rubel,  jeder  Ofen  einer 
Kupferschmiede  5  Rubel  etc.  —  Diese  vei-schiedenen  Gewerbesteuern  wurden  17T5  abgeschafft, 
und  es  wurde  eine  allgemeine  Vemiögenssteuer  vom  Kapital  der  Gewerbtreibenden,  welches 
die  letzteren  auf  Ehre  und  Glauben  zu  deklarieren  hatten,  eingeführt.  Diese  Steuer  WTU'de 
refoiTuiert  in  den  Jahren  1765,  1S07.  l82Jt  und  1839.  Die  Steuer  trag  aber  zugleich  den  Charakter 
einer  Standessteuer.  Es  wurden  alle  dem  Kaufinanns  stände  angehörigen  Gewerbtreibenden 
in  diei  Gilden  geteilt.  Zui-  ersten  Gilde  gehörten  die  Gewerbtreibenden,  welche  mindestens 
15,000  Rubel  Kapital  besassen,  zur  zweiten  diejenigen  mit  mindestens  6000  Rubel,  zur  dritten 
diejenigen  mit  mindestens  2100  Rubel  Kapital.  Die  Steuer  wurde  mit  40,o  nur  dieses  Minimums 
erhoben,  das  über  15,000  (resp.  6000  und  2400)  Rubel  hinausgehende  Vermögen  blieb  unberück- 
sichtigt. Seit  1816  wurde  die  Steuer  um  10 »o  erhöht.  So  zahlte  ein  Gewerbtreibender 
ei-ster  Gilde  660  Rubel,  einer  zweiter  Gilde  264  Rubel,  in  der  dritten  Gilde  schwankte  die 
Steuer  in  verchiedenen  Oitschaften  zwischen  66,  43  und  30  Rubeln.  Die  etwa  handel-  und 
gewerbetreibenden  Bauern  wurden,  ohne  in  die  Gilden  aufeenommen  zu  sein,  in  vier  Kate- 
gorien geteilt  und  in  verschiedenen  Oilschaften  ganz  verschieden  besteuert.  Die  jetzt  geltende 
Gewerbesteuer  endlich  wurde  durch  Gesetz  vom  9.  Februar  1865  eingeführt,  nachdem  sie  im 
wesentlichen  schon  seit  dem  1.  Juli  1863  als  vorläufige  Steuennassregel  gegolten  hatte.  Diese 
auf  Vorschlag  der  1859  eingesetzten  Steuerkommission  eingeführte  Steuer  sollte  alle  Arten  von 
Gewerbebetlieb  treffen  und  zugleich  in  der  Erhebungstorm  möglichst  einfach  sein.  Die  Steuer- 
merkmale waren  daher  selu'  äusserUcher  Art.  Das  Steuerobjekt  war  die  Handlung,  die 
Thätigkeit  des  Gewerbebetriebs.  Es  sollten  der  Handel,  die  ilanufaktiu',  das  Fabiikwesen, 
das  Handwerk,  die  Hausindnstiie  imd  die  sogenannten  freien  Gewerbe  getroffen  werden.  Als 
die  drei  Hauptkategorien  des  Handels  wurden  angenommen :  Grosshandel .  Detailverkauf  und 
Kleinhandel;  doch  waren  die  Definitionen  dieser  Kategorien  so  unbestimmt,  dass  der  Willküi- 
wiederum  Thor  und  Thür  geöfliiet  war.  Alle  Arten  von  Gewerbebetrieb  wurden  in  irgend  einer 
Weise  in  diese  drei  Kategorien  eingefügt.  Elf  Arten  des  Handels  sind  von  der  Steuer  gänzlich 
befreit.  Diese  Arten  sind  namentlich  im  betreffenden  Gesetze  aufgezählt.  Diese  Arten  mit 
einer  allgemeinen  Definition  zu  umfassen ,  ist  auch  in  der  That  sehr  schwierig.  Am  nächsten 
würde  man  noch  der  Sache  kommen,  wenn  man  als  ausgenommen  von  der  Steuer  den  Klein- 
und  Hausierhandel  mit  notwendigen  Lebensmitteln  und  anderen  primitiven  Bedürfnisgegen- 
ständen,  sowie  die  untersten  Formen  des  Wandergewerbes  bezeichnete. 

Was  nun  die  jetzt  geltende  Gewerbesteuer  anlaugt ,  so  ist  sie ,  genau  genommen,  über- 
haupt keine  direkte  Steuer,  sondern  eine  Patentsteuer.  Jeder  Handel-  oder  ein  Gewerbe- 
treibender hat  ein  .Zeugnis'^  (Swidetelstwo),  welches  ihn  zum  Gewerbebetriebe  überhaupt  be- 
rechtigt,  und  ein  sogenanntes   „Billet-,  welches  ihn  nach   dem  Umfange   seines  Geschäftes 
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besteuern  soll,  zu  lösen.    Dem  eiitsprecliend  gelit  denn  auch  die  Erhebung  dieser  Steuer  nicht 
vom  Departement  der  direkten,  sondern  von  dem  der  indirekten  Steuern  aus. 

Was  nun  die  sogenannten  ,.Zeugnisse"  anlangt,  so  gibt  es  sieben  Arten  von  Zeugnissen : 

1)  Das  Zeugnis  der  ersten  Gilde,  welches  zu  jeder  Art  Handel ,  Gross-  und 
Kleinliandel,  Export  und  Import,  sowie  zu  jeder  Art  Gewerbe-  und  Industriebetrieb,  Manufaktur- 
und  Fabrikbetrieb  im  ganzen  Reiche  berechtigt,  in  sicli  also  zugleich  alle  Rechte,  welche  durch 
die  anderen  Zeugnisse  verliehen  werden,  involviert. 

2)  Das  Zeugnis  der  zweiten  Gilde  berechtigt  zum  DetaUliandel  innerhalb  einer 
Stadt  und  des  zu  derselben  gehörigen  Eegieiimgsbezirks  (Ujesd).  Ein  solches  Zeugnis  berech- 
tigt ferner  zur  Uebemahme  von  Liefeningen  im  Betrage  von  nicht  über  15,000  Rubel.  Auch 
dieses  Zeugnis  berechtigt  zum  Betriebe  von  Fabriken,  Manufakturen  etc.,  aber  nur  innerhalb 
des  betreffenden  Regierungsbezirks. 

Die  Inhaber  dieser  Zeugnisse  erster  und  zweiter  Gilde  bilden  den  Kaufmannsstand  im 
engeren  Sinne. 

3)  Das  Zeugnis  für  Kleinbetrieb.  Mit  einem  solchen  Zeugnisse  haben  sich 
Personen  zu  versehen,  welche  Verkaufslokale  zum  Vertriebe  namentlich  aufgezählter  Waren 
zu  en-ichten  wünschen.  Es  sind  das  Gegenstände  ordinärer  Qualität  in  geringen  Quantitäten. 
Ausserdem  berechtigt  ein  solches  Zeugnis  zur  Uebeniahme  von  Lieferungen  von  nicht  über 
1200  Rubel.  Selbstverständlich  ist  der  Gewerbebetrieb  auf  ein  solches  Zeugnis  hin  gleichfalls 
streng  lokalisiert. 

4)  Das  Zeugnis  für  den  Hausierhandel  mit  Benutzung  eines  Fuhr- 
werks. Dieses  Zeugnis  berechtigt  zum  Handel  mit  Manufaktur-  und  Kolonialwaren  ausser- 
halb der  Städte  und  Flecken. 

5)  Das  Zeugnis  für  den  Hausierhandel  ohne  Fuhrwerk. 

6)  Das  Zeugnis  für  kleinbürgerlichen  Handwerksbetrieb.  Dieses 
Zeugnis  berechtigt  zur  Ausübung  der  Hausindustrie  ohne  gemietete  Arbeitskräfte. 

7)  Das  Zeugnis  für  Han  dlungs  d  ien  er.  Dasselbe  zerfällt  in  zwei  Klassen. 
Das  Zeugnis  erster  Klasse  haben  Handlungsdiener  in  höherer  Stellung,  Pi-okuristen  etc.  zu 
lösen,  das  der  zweiten  Klasse  die  Lehrlinge  und  gewöhnlichen  Handlungsgehilfen  und  Hand- 
werksgesellen. 

Was  die  „B  i  1 1  e  t  e"  anlangt ,  welche  ausser  den  „Zeugnissen"  für  den  Gewei'be- 
betrieb  gelöst  werden  müssen,  so  soll  durch  dieselben  der  Gewerbebetrieb  „nach  seinem  t'm- 
fange"  besteuert  werden.  Als  Massstab  soll  die  Zahl  der  Lokale,  welche  zum  Gewerbebetriebe 
des  betreffenden  Billetinhabers  bestimmt  sind,  gelten.  Die  Lokale  sind  in  vier  Kategorien 
geteilt:  l)  Comptoirs;  2)  Schenkstuben,  Bäder,  Anstalten  für  öflfentliches  Fuhrwesen,  Her- 
bergen etc. ;  3)  Fabriken,  Apotheken,  Werkstätten,  Dnickereien  etc. ;  4)  offene  Verkaufshallen. 

Was  die  Höhe  der  Steuer  anlangt,  so  ist  sie  in  verschiedenen  Ortschaften  verschieden. 
Alle  Ortschaften  zerfallen  je  nach  ilirer  kommerziellen  und  industriellen  Bedeutung  in  fünf 
Klassen.  Zur  ersten  Klasse  gehören:  Petersburg,  Moskau,  Odessa  und  Riga.  Die  übrigen 
Klassen  sind  ziemlich  willkürlich  abgegrenzt.  Ein  Zeugnis  erster  Gilde  kostet  für  alle  Orte 
265  Rubel,  ein  Zeugnis  für  Hausierhandel  gleichfalls  überall  mit  Fuhrwerk  15  Rubel,  ohne 
solches  6  Rubel,  ein  Zeugnis  für  Handlungsdiener  kostet  überall :  für  Handlungsdiener  1.  Klasse 
20  Rubel,  für  solche  2.  Klasse  5  Rubel.  —  Die  übrigen  Zeugnisse  werden  in  folgender  Weise- 
bezahlt : 

in  den  Orten 

l.Kl.  2.  Kl.  3.  Kl.  4.  Kl.  .5.  Kl. 

Zeugnis  zweiter  Gilde G5       55  45        35  25 

„        für  Kleinhandel 20        18  15        10  8 

Billet  erster  Gilde 30        25  20        15  10 

„      zweiter  Gilde 20       17  15       lO  5 

„      für  Kleinhandel 10         8  a         4  2 

Ein  betreffendes  Zeugnis  kann  von  jedennann  gelöst  werden.  Ausgenommen  sind  nur 
Geistliche  und  aktives  Militär.  Billete  und  Zeugnisse  müssen  alljährlich  aufs  neue  gelöst 
werden.  Ueber  die  genaue  Erfüllung  der  betreffenden  Vorschriften  haben  die  Kommunal- 
behörden zu  wachen.  Auch  haben  dieselben  in  gewissen  Zwischenräumen  Revisionen  vorzu- 
nehmen, um  sich  davon  zu  überzeugen,  dass  der  Umfang  und  die  Art  jedes  Geschäfts  wirklich 
genau  die  Grenzen  einhält,  welche  ihm  durch  das  betreffende  Zeugnis  und  Billet  vorgezeichnet 
sind.    Die  Einnahme  von  dieser  Steuer  betrag  1878  etwa  14i'2  Millionen  Rubel. 
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Der  Verfasser  wendet  sich  nunmehr  zur  Besprechung  der  Pflichtigkeit  oder  des  Gehorchs. 
In  betreff  dieser  Art  Belastung  sind  noch  immer  die  Bestimmungen  des  4.  Bandes  der  Reichs- 
gesetzsammlung rechtskräftig.  Der  betreffende  Band  ist  1857  erschienen.  Indessen  sind  die 
einschlagenden  Paragraphen  in  der  Folgezeit  so  ^■ielfach  teils  verändert,  teils  ganz  gestrichen, 
dass  es  ausserordentlich  schwierig  ist,  sich  ein  klares  Bild  von  den  verschiedenen  thatsächlich 
zu  Recht  bestehenden  Formen  der  Pflichtigkeiten  zu  machen.  Schon  der  Tenninus  ,Pflichtig- 
keif  (Powinuost)  ist  höchst  ungenau.  Es  werden  daninter  teils  die  gewissen  Personen  zur 
Befriedigung  bestimmter  Staats-  oder  Gemeindebedüi-fnisse  auferlegten  Lasten,  teils  <liese  Be- 
düi-fiiisse  selbst  verstanden.  Zu  den  „Pflichtigkeiten"  gehören  femer  sowohl  Geld-  als  Natural- 
leistungen. Das  Gesetz  unterscheidet  zunächst  zwei  Hauptarten  der  Pflichtigkeiten:  1)  all- 
gemeine landschaftliche  Pflichtigkeiten .  welche  zur  Befriedigung  gewisser  allen  Teilen  des 
Reichs  gemeinsamen  Bedürfnisse  bestimmt  sind,  und  2)  örtliche  Pflichtigkeiten,  bestimmt  zur 
Befliedigung  von  Pioviuzial-  und  Bezirksbedürfiiissen  oder  zur  Befiiedigung  von  Bedürfnissen 
einer  bestimmten  ständischen  Korporation,  z.  B.  des  Adels,  der  Kaufmannschaft  u.  s.  w.  Das 
Ineinandergreifen  aller  dieser  Staats-  und  Kommunalpflichtigkeiten ,  die  Aehnlichkeit  der  Be- 
ziehungen und  die  w  enig  scharfbegrenzte  Kompetenz  der  Staats  -  und  Selbstverwaltnngs- 
organe  in  Sachen  der  Erhebung  dieser  Art  Steuern  erschwert  ungemein  das  Verständnis  des 
rassischen  Steuersystems.  Sieht  man  nun  von  den  Naturalpflichtigkeiten  ab,  so  zerftdlen  die 
Geldpflichtigkeiten  in  drei  Kategorien: 

1)  Landschaftliche  Staatspflichtigkeiten. 

2)  Landschaftliche  Pflichtigkeiten  im  engeren  Sinne. 

3)  Privatpflichtigkeiten  (städtische  Gemeindepflichtigkeiten  und  Pflichtigkeiten  zu  Gunsten 
des  Adels). 

Der  Verfasser  gibt  nun  eine  genaue  historische  Darstellung  der  allmählichen  Entwicke- 
lung  dieser  Besteueningsfonnen.  Hinsichtlich  der  ersten  Art  können  wir  uns  besonders  kurz 
fassen,  da  dieselbe  seit  1874  aufgehoben  und  teüs  in  einen  Zuschlag  zu  den  Staatssteuem, 
nämlich  der  Kopfsteuer,  sowie  Handels-  und  Gewerbesteuer,  teils  in  eine  selbständige  Staats- 
gTundstener  umgewandelt  wurde.  Die  landschaftlichen  Staatspflichtigkeiten,  im  Grunde  eine 
Contradictio  in  Adjecto,  untei-seheiden  sich  von  den  eigentlichen  Staatssteuern  überhaupt 
nur  in  der  Erhebungsform.  Die  Voranschläge  zu  diesen  Pflichtigkeiten  wurden  nämlich  nicht 
im  Finanzministerium,  sondern  in  den  Provinzialstädten  durch  eine  besondere  Kommission 
unter  Vorsitz  des  Provinzialchefs ,  zu  welcher  ausser  den  höheren  Verwaltungsbeamten  auch 
Vertreter  des  Adels  herangezogen  wTirden,  ausgearbeitet.  Die  Steuer  sollte  mithin  den  Cha- 
rakter einer  landschaftlichen  Belastimg  tragen,  welche  nicht  von  der  Regierung  erhoben,  son- 
dern deren  Ergebnisse  nur  der  Regierung  zugute  kamen.  Der  praktische  Nutzen  dieser  Er- 
hebimgsfonn  bestand  darin,  dass  die  Steuer  beliebig  erhöht  werden  konnte,  ohne,  was  bei 
Erhöhung  eigentlicher  Staatssteuern  notwendig  ist,  den  schwerfälligen,  gesetzgeberischen 
Apparat  in  Bewegung  zu  setzen.  Das  Steuerobjekt  dieser  landschaftlichen  Pflichtigkeiten  war 
ein  dreifaches:  1)  der  Kopf  jedes  Angehörigen  der  beiden  unt-ersten  Stände;  2)  Handel  und 
Gewerbe  und  3)  Grund  und  Boden.  —  Diese  eine  Art  der  Pflichtigkeit  allein  besteht  also  aus 
drei  verschiedenen  Steuern.  Die  1864  eingeführte  landschaftliche  Staatspflichtigkeit,  soweit  sie 
pro  Kopf  erhoben  w^U'de,  traf  auch  wiederum  die  Kleinbürger,  welche  doch  im  vorhergehenden 
Jahre  von  der  Kopfsteuer  befreit  worden  waren.  Im  Jahre  1874  WTirde  die  landschaftliche 
Staatspflichtigkeit,  soweit  sie  die  bäuerlichen  Revisionsseelen  ti-af.  abgeschaflt  und  statt  dessen 
die  bereits  bestehende  Kopfsteuer  um  denselben  Betrag  erhöht ;  der  die  Kleinbürger  belastende 
Betrag  aber  wni'de  in  eine  besondere  „Seelenumlage  von  den  Kleinbürgern"  umgewandelt, 
d.  h.  es  wurden  ganz  einfach  die  Kleinbürger  wiederum  einer  Staatskopfsteuer  unterworfen. 
Alle  landschaftlichen  Staatspflichtigkeiten  wurden  von  drei  zu  drei  Jahren  für  jedes  Triennium 
festgesetzt.  Für  die  Erhebung  der  Grundsteuer  wurde  alles  .ackerbare-  Land  in  elf  Kategorien 
geteilt,  die  Steuersätze  schwankten  von  i:^— lo  Kop.  per  Desätine  (etwa  l  Hektar).  Die  land- 
schaftliche Staatsgewerbesteuer  wurde  einfach  als  Zuschlag  von  den  „Zeugnissen-  und  .Billeten" 
ei'hoben,  welche  von  jedem  Handel-  oder  Gewerbtreibenden  ohnehin  bei  den  örtlichen 
Behörden  gelöst  werden  mussten.  Von  der  landschaftlichen  Staatspflichtigkeit  ist  als  selb- 
ständige Steuer  gegenwäitig  nur  die  Grundsteuer,  aber  als  einfache  allgemeine  Staatssteuer 
übrig  geblieben  und  auf  Vorstellung  des  Finanzministers  vom  23.  November  1883  noch  wesentlich 
erhöht  worden,  wobei  auch  die  Art  der  Veranlagung  und  Verteilung  der  Steuer  überhaupt  eine 
Aenderung  erfahren  hat.  Die  Seelenumlage  von  den  Kleinbürgern  ist  duich  das  oben  erwähnte 
kaiserliche  Manifest  vom  18.  Mai  1882  %rieder  abgeschaflt ,  die  als  Kopfsteuer  erhobene  land- 
schaftliche Staatspflichtigkeit  der  Bauern  und  Pflichtigkeit  der  Kaufleute  und  Gewerbtreibenden 
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sind  in  die  allgemeine  Staatskopfstener  und  in  die  Handels-  und  Gewerbesteuer  aufgegangen. 
Die  landschaftliche  Staatspflichtigkeit  als  solche  existiert  nicht  mehr.  Zu  erwähnen  ist  noch 
unter  den  Staatspflichtigkeiten  die  sogenannte  „Gemeindeumlage  von  den  Domänenbaueni", 
welche  in  die  Staatsrentei  floss  und  von  dort  dem  Domänenministerium  ausgezahlt  wurde, 
welches  diese  zum  Besten  der  Bauerngemeinden  auf  den  Staatsdomänen  zu  verwenden  hatte 
(für  Feuerlöschwesen,  zu  Grenzregulierungen  u.  s.  w.).  Doch  ist  diese  Art  der  Staatspflich- 
tigkeit im  Grunde  nichts  anderes  als  ein  kleiner  Zusatzbetrag  (3—4  Millionen  Rubel)  zur  all- 
gemeinen Kopfsteuer  einer  Kategorie  von  Steuerzahlern. 

Der  Verfasser  wendet  sich  hierauf  zu  den  eigentlichen  landschaftlichen  Pflichtigkeiten , 
d.  h.  den  Pflichtigkeiten,  welche  zur  Befriedigung  des  Bedarfs  der  Landschaften  selbst  dienen. 
Das  Erträgnis  tliesst  in  die  Landschaftskassen  oder  wird,  wo  die  Steuer  der  Einfacliheit 
wegen  zunächst  von  den  Staatsgewalten  erhoben  wird ,  jedenfalls  in  die  Landschaftskassen 
abgeführt.  Diese  Landschaftspflichtigkeiten  zerfallen  ihrerseits  wiedenim  in  obligatoiische 
und  nichtobligatorische.  Die  ersteren  sind  zur  Befriedigung  von  Bedürfnissen  der  Landschaft 
bestimmt,  deren  Deckung  die  Staatsregierung  streng  überwacht.  (Gegenseitige  Versichei-ung 
der  Baulichkeiten,  Instandhaltung  der  Wege,  Schulzwecke,  Erhaltung  von  Gemeindeorganen  etc.) 
Werden  diese  Bedürfnisse  von  der  Landschaft  nicht  rechzeitig  gedeckt ,  so  werden  die 
betreffienden  Massregeln  von  der  Staatsregierung  auf  Kosten  der  Landschaft  ausgefülu-t,  die 
Kosten  aber  von  der  letzeren,  eventuell  per  Exekution  beigetrieben.  Die  nichtobligatorischen 
Landschaftspflichtigkeiten  werden  von  der  Landschaft  zur  Befriedigung  von  Bedürfnissen  der 
Landschaft,  welche  sie  selbst  als  solche  betraclitet,  verwandt.  Der  Betrag  der  obligatorischen 
Pflichtigkeiten  war  frülier  erheblich  bedeutender,  als  der  der  nichtobligatorischen.  In  letzter 
Zeit  beginnt  sich  aber  das  Verhältnis  umzukehren,  was  wohl  als  ein  erti-euliches  Symptom 
wachsenden  Gemeinseins  aufzufassen  ist.  Das  Gesetz  führt  2  Hauptobjekte  der  (eigentlichen 
landschaftlichen)  Pflichtigkeiten  auf:  1)  Immobilien  (sowohl  städtische  als  ländliche),  und  2)  die 
Zeugnisse  und  Billete  der  Handel-  und  Gewerbtreibenden.  Die  landschaftliche  Immobilien- 
steuer soll  nach  Massgabe  der  Erträglichkeit  und  des  Wertes  des  betreffenden  Immobils  er- 
erhoben werden.  Die  Art  der  Ermittelung  der  Erträglichkeit  und  des  Wertes,  sowie  die  Höhe 
der  Belastung,  ist  vollkommen  dem  Gutdünken  der  Landschaft  anheimgegeben.  Die  Immobilien, 
als  Objekte  der  landschaftlichen  Besteueiimg,  zerfallen  ün-erseits  wiederum  in  drei  Kategorien : 
1)  Land  (ausserhalb  der  Städte);  2)  städtische  Immobilien  und  3)  sogenannte  Immobilien  in 
den  Bezirken  (ausserhalb  der  Städte  befindliche  industrielle  Etablissements  und  Wohnhäuser). 
Da  die  Erhebungsformen  ganz  der  Willkür  der  Landschaften  anheimgegeben  sind,  so  gibt 
es,  was  die  landschaftliche  Immobiliensteuer  anlangt,  in  Russland  fast  ebensoviel  Landschafts- 
steuersysteme, als  Landschaften.  Als  Haupterhebungsfonnen  kann  man  unterscheiden:  Den 
Wert  der  Immobilien,  deren  Rentabilität,  und  endlich  einfach  die  Desätinenzahl  (wobei  nicht 
einmal  in  allen  Bezirken  auf  die  Güte  des  Grund  und  Bodens  Rücksicht  genommen  wii'd).  Die 
zweite  Hauptart  der  Landschaftsbelastungen,  die  Steuer  von  den  Zeugnissen  und  Billeten  der 
Handel-  und  Gewerbtreibenden,  soll  als  einfache  Zusatzsteuer  zur  Staatsgewerbesteuer  erhoben 
werden  und  zwar  darf  von  den  Patenten  zur  Fabrikation  und  zum  Vertriebe  von  Getränken 
nicht  mehr  als  250'o,  von  den  übrigen  Patenten  nicht  mehr  als  lOO'o  der  Staatssteuer  als  Land- 
schaftssteuer erhoben  werden.  Die  Landschaft  ist  also  in  betreff  dieser  Belastung  nicht  so 
omnipotent  gegenüber  den  einzelnen  Steuerzahlern,  als  hinsichtlich  der  landschaftlichen  Immo- 
biliensteuer. Das  Gesetz  bestimmt  wenigstens  ein  Maximum  für  die  Höhe  der  landschaft- 
lichen Belastung. 

Die  dritte  Art  der  Pflichtigkeiten  überhaupt  sind  die  vom  Gesetz  als  „private 
Pflichtigkeiten"  bezeichneten. 

Diese  Arten  von  Pflichtigkeiten  zerfallen  in  folgende  Kategorien : 

1)  Pflichtigkeiten  des  Adels  zur  Deckung  der  Unterhaltungskosten  der  Kanz- 
leien der  Adelsversammlungen,  d.  h.  des  Sekretärs,  der  Beamten  und  des  Kanzleipersonals 
überhaupt,  zur  Instandhaltung  der  Gebäude ,  in  welchen  die  Versammlungen  tagen,  sowie  zur 
Deckung  der  Kosten  der  Vonnundschaftsverwaltimg  adliger  Witwen  und  Waisen.  Dieser  Be- 
darf wird  in  Form  einer  Geldumlage,  deren  Art  und  Umfang  dem  fi'eien  Ennessen  der  Adels- 
versammlung anheimgegeben  ist,  aufgebracht. 

2)  Städtische  Pflichtigkeiten,  welche  wiederum  in  obligatorische  und  nichtobli- 
gatorische zerfallen.  Zu  den  ersteren  gehören  die  Mittel  zur  Bestreitung  der  Kosten  der 
städtischen  Verwaltung,  der  Instandlialtung  der  öffentlichen  Baulichkeiten  und  Denkmäler,  der 
städtischen  Schuldentilgung,  der  Schul-  und  Wolilthätigkeitsanstalten ,  gewisser  Leistungen 
an  die  Armee  in  Kriegs-  und  Friedenszeiten,   der  Gefängnisvenvaltungen ,  soweit  solche  den 
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städtischen  Gewalten  unterstellt  sind.  Dazugehören  femer  die  Kosten  der  städtischen  Polizei, 
des  Feuerlöschwesens,  der  Instandhaltung  der  städtischen  Plätze,  Strassen  u.  s.  w.  Endlich 
gehören  hierher  die  Kosten  der  städtischen  Abfahr.  Allen  diesen  Verpflichtungen  mnss  die 
Stadtverwaltung  unbedingt  nachkommen,  witbigenfalls  die  betreffenden  Massregeln  von  der 
Staatsrfirierang  auf  Kosten  der  Stadt  ausgeführt  werden.  Ausser  diesen  obligatorischen 
Pflichtigkeiteu  gibt  es  noch  freiwillige ,  welche  von  den  Stadtverwaltungen  nach  Gutdünken 
zur  Befriedigung  von  ihnen  als  notwendig  anerkannter  Bedürfhisse  erhoben  werden.  Die  Ob- 
jekte der  städtischen  Besteuerung  sind: 

A)  Die  Immobilien,  welche  entweder  mit  lO'o  ^^s  Kaufpreises  oder  lOO.o  der  Rentabilität 
besteuert  werden  können. 

B)  Die  Steuer  von  den  Handels-  und  Gewerbepatenten  in  ganz  ähnlichem  Umfange  wie 
die  landschaftliche  Patentsteuer,  nämlich  höchstens  250,'o  der  Staatsst euer  von  Handels- 
patenten und  10 "o  der  Staatssteuer  von  allen  anderen  Gewerbepatenten. 

C)  Eine  besondere  Steuer  von  öffentlichen  Schanklokalen ,  Restaurationen  und  Logier- 
häusem  nach  Massgabe  der  Bedeutung  des  betreffenden  Geschäfts. 

Ausserdem  kann  mit  besonderer  Bewilligung  der  Regierung  eine  städtische  Wohnungs- 
stener  erhoben  werden,  ebenso  ein  Durchfohi-zoU  von  durch  die  Stadt  geführten  Waren ;  ausser- 
dem haben  die  Städte  das  Recht  der  Erhebung  gewisser  direkter  Aufwandsteuem  (Pferde, 
Equipagen  und  Hunde).  Dazu  kommen  noch  an  städtischen  Steuern:  Die  Besteuerung  des 
öffentlichen  Fuhrwesens,  ferner  verschiedene  Gebühren  für  Aichung  von  Massen  und  Gewichtenj 
für  Veranstaltung  von  Auktionen,  alle  Arten  von  ThorzöUen  u.  s.  w. 

3)  Die  dritte  in  der  Reihe  der  Privatpflichtigkeiten  sind  die  Gemeindepflichtigkeiten, 
welche  den  Gemeindeangehörigen  zur  Deckung  der  Kosten  folgender  Bedüröiisse  der  Dorf- 
gemeinden auferlegt  werden;  des  Unterhalts  der  Gemeindeverwaltungen,  des  Sanitätswesens 
(zur  Vorbeugung  der  Ausbreitung  ansteckender  Krankheiten  unter  Menschen  und  Thieren, 
des  Unterhalts  von  Gemeindemagazinen  und  Gemeindewegen,  des  Sicherheitsdienstes,  der  Alters- 
versorgung von  Gemeindegliedem ;  zur  Vertilgung  der  Heuschrecken,  zum  Unterhalt  des  Lösch- 
wesens, des  Schulwesens,  der  Kirchen.  Alle  diese  Pflichtigkeiten  werden  sowohl  in  natura  als 
in  Geld  geleistet  und  sind  obligatorisch.  Ueber  den  Gegenstand  der  Besteuerung  enthält 
das  Gesetz  nichts.  Die  Gemeinde  ist  vollkommen  omnipotent.  Nur  hinsichUch  etwa  aufen- 
erlegender  nicht  obligatorischer  Pflichtigkeiteu  bestimmt  das  Gesetz,  dass  die  Auferlegung 
einer  neuen  Pflichtigkeit  nur  mit  einer  -3  Majorität  der  Gemeindeversammlung  beschlossen 
werden  kann. 

Alle  diese  Pflichtigkeiteu  sind,  wie  man  sieht,  sehr  willkürlichen  Charakters  und  zum 
Teil  eben  daher  äusserst  drückend.  Namentlich  die  Immobilien  können  von  den  verschiedenen 
Provinzial-  und  Kommunalverwaltungeu  ganz  willkürlich  besteuert  werden ,  beinahe  ebenso 
willkürlich  und  ungleichmässig  ist  die  Besteuerung  des  Handels  und  der  Gewerbe. 

Der  Verfasser  schUesst  seine  Darstellung  in  diesem  Kapitel  mit  einer  Erläuterung  der 
vorhandenen  Xaturalpflichtigkeiten,  deren  genaue  Wiedergabe  uns  aber  zu  weit  fuhren  würde 
und  fugt  eine  recht  schätzenswerte  Erörteiung  der  gleichzeitig  im  Auslande  noch  vorhandenen 
Naturalleistungen  und  ihrer  allmählichen  Entwickelung  hinzu.  Die  Hauptarten  der  in  Russland 
noch  vorkommenden  Naturalleistungen  sind:  1)  Wegebau  und  -Reparatur;  2)  die  Vorspann- 
leistung und  3)  die  Leistungen  für  durchziehende  Truppen  in  Krieg  und  Frieden. 

Das  letzte  Kapitel  des  Ale.xeenkoschen  Werkes  ist  der  Darstellung  der  russischen  Erb- 
pacht gewidmet.  Der  Charakter  dieser  Art  Belastung  ist  wiederum  ein  so  unbestimmter,  dass 
man  bei  Betrachtung  ihrer  historischen  Entwickelung  im  Zweifel  ist,  ob  es  sich  überhaupt  um 
eine  Pacht  und  nicht  vielmehr  um  eine  Steuer  handelt,  wie  denn  auch  der  offizielle  Name 
(obrotschnaja  podatj)  am  besten  mit  .Steuer  von  den  auf  Staatsländereien  angesiedelten 
Bauern''  umschrieben  werden  kann.  Im  Staatsbudget  wird  denn  auch  die  Erbpacht  unter  den 
direkten  Steuern  aufgeführt.  Ueberhaupt  wurde  und  wird  sie  ausschliesslich  von  den  firüheren 
Kronsbauem  (d.  h.  eben  den  auf  Staatsdomänen  angesiedelten)  gezahlt.  Zur  Geschichte  dieser 
Art  Belastung  wollen  wir  an  der  Hand  der  AJexeenkoschen  Notizen  folgendes  bemerken: 

Im  Jahre  1723  wurde  durch  einen  vom  Fürsten  Menschikow  publizierten  Ukas  eine  Zu- 
satzsteuer zur  allgemeinen  Kopfsteuer  umgeschrieben,  welche  von  allen  Bauern  gezahlt  werden 
sollte,  die  nicht  Privatiiersonen  leibeigen  waren.  In  den  Motiven  zu  diesem  Ukas  heisst  es, 
dass  diese  Bauern  bisher  lediglich  durch  die  Kopfsteuer  getroffen  worden  wären,  während  die 
Leibeigenen  der  Edelleute  zugleich  ihi-en  Herren,  die  Privatleibeigenen  des  Kaisers  dem 
kaiserlichen  Hofe  pflichtig  seien.  Anfangs  wurde  diese  neue  Umlage  nur  für  die  GouveÜe- 
ments  Asow  und  Kijew  in  Aussicht  genommen ,  aber  schon  im  selben  Jahre  auf  alle  übrigen 
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Provinzen  ausgedehnt.  Anfangs  betrug  die  Zusatzsteuer  40  Kopeken  per  männlichen  Kopf, 
wurde  aber  auf  alle  „Staatsbauem"  ausgedehnt,  zu  welchen  alle  nicht  leibeigenen  Bauern, 
wenn  dieselben  auch  nicht  auf  Staatsdomänen  angesiedelt  waren,  gerechnet  wurden.  Diese 
Zusatzsteuer  zur  allgemeinen  Kopfsteuer  bildet  den  Keim  der  Erbpacht.  Die  Steuer  wuchs 
indessen  stetig.  Die  Höhe  war  aber  nicht  in  allen  Gouvernements  die  gleiche,  vielmehr  waren 
die  Provinzen  in  dieser  Beziehung  in  vier  Klassen  geteilt.  Im  Jahre  1839  betrug  die  Steuer  in 
der  ersten  Klasse  2  Rbl.  86  Kop.,  in  der  zweiten  2  Rbl.  58  Kop.,  in  der  dritten  2  Rbl.  29  Kop., 
in  der  vierten  2  Rbl.  12  Kop.  per  männliche  Revisionsseele.  Die  Steuer  war  also  eine  reine 
Kopfsteuer  in  russischem  Sinn.  Trotzdem  ist  aus  verschiedenen  Regierungserlassen  und  Mani- 
festen ersiclitlich,  dass  die  Regierung  diese  Art  der  Belastung  als  ein  Entgelt  für  die  Be- 
nutzung von  Krons-  oder  Staatsländereien  ansah.  Im  Jahre  1838  nun  kam  diese  Anschauung 
bei  Gelegenheit  der  damals  erfolgten  Bildung  des  Reichsdomänenministeriums  zum  definitiven 
Durchbruch.  Als  eine  Hauptaufgabe  des  Domänenministeriums  wurde  die  Regelung  der  Erb- 
pachtverhältnisse  der  Domänen-  oder  Staatsbauem  bezeichnet.  Die  Widersinnigkeit  der  bis- 
herigen kopfsteuerailigen  Belastung  wurde  von  der  Regierung  anerkannt  und  angeordnet, 
dass  die  Belastung  künftig  nach  Massgabe  der  den  Bauern  zur  Benützung  überlassenen  Land- 
anteile stattzufinden  habe.  Sonderbarerweise  sollte  aber  nicht  nur  das  Land  ,  sondern  auch 
das  etwa  von  den  Bauern  nebenbei  betriebene  Gewerbe  als  „Steuenionnierungsmass"  gelten. 
Es  wurde  nun  zur  Katastrierung  der  den  Staatsbauern  überlassenen  Ländereien,  sowie  der  voa 
ihnen  betriebenen  Gewerbe  gesclu'itten.  Diese  Katastrierung  trug  in  den  westlichen  (früher 
polnischen)  und  in  den  baltischen  Provinzen  einen  abweichenden  Charakter  und  lehnte  sich  an 
örtliche  Eigentümlichkeiten  an.  In  den  westlichen  Provinzen  hiess  diese  Katastrierung  Lu- 
stration (von  lustrum),  in  den  baltischen  Reguliening.  Was  die  Katastrierang  in  den  national- 
nissischen  Gouvernements  anlangt,  so  lässt  sich  über  dieselbe  etwa  folgendes  sagen:  Zu  Be- 
ginn der  Katasterarbeiten  war  man  sich  über  die  einzuschlagenden  Wege  nicht  klar.  Versuche 
verschiedener  Art  wechselten  miteinander  ab,  ein  Reglement  folgte  auf  das  andere.  Das 
Projekt  von  1843  wurde  schon  1844  durch  ein  neues  ersetzt.  Im  Jahre  1848  endlich  wurde 
das  Werk  begonnen  und  zwar  auf  Grundlage  des  Reglements  von  1844.  Die  in  jedem  Gouver- 
nement zu  zahlende  Summe  wurde  in  der  frülieren  Weise  herausgerechnet,  d.  h.  durch  Multi- 
plikation der  Zahl  männlicher  Revisionsseelen,  welche  die  vorerwähnte  Zusatzsteuer  zur  all- 
gemeinen Kopfsteuer  zu  zahlen  hatten,  mit  den  Steuersätzen,  welche  für  das  Jahr  1839  normiert 
waren.  Nach  14  Jahren  sollte  die  nächste  Katastrierung  ertblgen,  bis  zu  welcher  Zeit  die  Be- 
träge nicht  geändert  werden  sollten.  Innerhalb  der  Provinz  sollten  die  einzelnen  „Staats- 
bauerngemeinden"  im  Verhältnis  des  ihnen  zur  Benutzung  überlassenen  Landes  und  zum  Um- 
fange der  von  ihnen  betriebenen  Gewerbe  mit  der  Erbpacht  belegt  werden.  Die  letztere  Be- 
stimmung verleilit  der  Erbpacht  wiederum  den  Charakter  einer  Steuer.  Der  Grund  und  Boden 
wurde  nach  seiner  Erträglichkeit  taxiert  und  zwar  wurden  Aecker,  Wiesen,  Weiden  und  Bau- 
lichkeiten getrennt.  Es  wurde  der  Roh-  und  Reinertrag  besonders  berechnet,  dabei  auch 
namentlich  die  Nähe  der  Absatzorte  berücksichtigt.  Eine  ebensolche  Taxation  wurde  hinsicht- 
lich der  Hausindustrie  der  Dortbewohner  vorgenommen.  Nach  Verhältnis  der  so  gewonnenen 
Reinerträge,  der  in  den  einzelnen  Gemeinden  vorhandenen  Ländereien,  und  der  innerhalb  der 
Gemeinden  betriebeneir  Gewerbe  wurde  der  nach  der  Seelenzahl  für  das  betreffende  Gouverne- 
ment herausgerechnete  Betrag  unter  die  Gemeinden  verteilt ,  welche  ihrerseits  dieses  Ge- 
meindekontigent  unter  ihre  Glieder  nach  Art  der  Kopfsteuer  verteilten  und  für  den  richtigen 
Eingang  der  Erbpacht  solidarisch  haftbar  waren.  Da  nun  aber  die  Gesamtsunune  der  Erb- 
pacht für  jede  Provinz  ganz  unabhängig  von  den  Ergebnissen  der  Katastrierung  ennittelt  war, 
so  musste  der  Steuerfuss  für  die  Gemeinden  in  jeder  Provinz  verschieden  sein.  Im  Jahre  185G 
wurde  zum  erstenmal  die  1848  begonnene  Katastrierung  zur  Grundlage  bei  der  Erhebung  der 
Erbpacht  gemacht.  Gegenwärtig  werden  die  „Staatsbauem"  vom  Gesetz  als  Besitzer  ihres 
Landes  angesehen,  welche  die  Erbpacht  nur  bis  zur  definitiven  eigentümlichen  Erwerbung  ihres 
Landes  zu  zahlen  haben.  Am  24.  November  1866  erschien  bereits  der  allerhöchste  Ukas  „über 
die  Ordnung  der  Besitzverhältnisse  der  Staatsbauem".  Derselbe  hatte  einen  doppelten  Zweck: 
1)  Den  Erwerb  der  betreffenden  Ländereien  durch  die  Staatsbauem  zu  emiöglichen :  2)  die  all- 
mähliche Umwandlung  des  auch  liier  einstweilen  eingefülu'ten  Gemeindebesitzes  durch  den 
Einzelbesitz  anzubahnen.  Die  Erbpacht  würde  sich  so  entweder  in  eine  Loskaufsumme  mit 
einer  Amortisationsquote,  ebenso  wie  es  bei  den  früheren  Leibeigenen  der  Edelleute  der  Fall 
ist,  verwandelt  haben,  oder  ganz  fortgefallen  sein  durch  Erlegung  eines  Kapitals,  dessen  Höhe 
durch  Kapitalisierung  der  betreffenden  Erbpachtquote  zu  25^0  bestimmt  werden  sollte.  Eine 
2/3  Majorität  der  Gemeindeversammlung  konnte  ferner  die  Ausscheidung  eines  Landanteils  aus 
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dem  Gemeindelande  zn  Gunsten  eines  Gemeindeangehörigen  oder  überhaupt  die  Parzellierung 
der  Gemeindeländereien  beschliessen.  Indessen  ist  die  Ablösung  der  Erbpacht  bisher  nur  sehr 
langsam  vorgeriickt.  1875  ergab  sie  eine  Staatseinnahme  von  über  34  Millionen,  1$83  eine 
solche  von  über  35  Millionen,  so  dass  dieser  Einnahmeposten  wohl  nicht  sobald  aus  dem  Budget 
verschwinden  dürfte. 

Hiermit  schliesst  das  Alexeenkosche  Werk.  Fassen  wir  unser  Urteil  über  die  ganze 
Schrift  nochmals  zusammen,  so  können  wir  dieselbe  nur  als  einen  schätzenswerten  Beitrag, 
namentlich  zur  Geschichte  der  russischen  direkten  Besteuening  bezeichnen.  Dem  deutschen 
wissenschaftlichen  Publikum  aber  würde  durch  eine  Uebersetzung  des  Buches  eine  willkommene 
Gabe  dargebracht  werden. 

Schliesslich  erlauben  wir  uns  noch  die  Voranschläge  des  Departements  der  direkten 
Steuern  pro  1883  und  1884  beizufügen: 

1883  18«4 

Kopfsteuer       59,829,287  Rbl.    44,196,648  Rbl. 

Erbpacht 35,324,184      ,        35,296,622      , 

Immobiliensteuer  in  den  Städten  und  Flecken     .    .    .      4.122,651     ,        6.038,600     _ 
Grundsteuer 7,639,539     ,         7,648,754     „ 

Besondere  Steuern  in  den  westlichen  flittauischen j 
Gouvernements,  insbesondere:  ai  Kontribution  von  Immo- 
bilienbesitzem  polnischer  Abkunft   als  Strafmassregel  nach 

dem  Aufetande)  und  b)  die   Grundsteuer   zu  Gunsten  der  1883  18?4 

Geistlichkeit 2,166,412  Rbl.        2.147,310  Rbl. 

Steuern  des  Zartums  Polen 8,261.570     .  8.337,339    . 


Summa:   117.343.643  Rbl.     103,665.273  Rbl. 
Hierzu  kommen  noch  die  jährliehen   Loskaufsummen 
der  flrüheren  Leibeigenen  für  die  ihnen  überlassenen  Land- 
ant«ile ,   d.  h.  die  Zinsen  für  den  Kapitalwert  des  Landes 
nebst  der  jährlichen  Amortisationsquote 6,880,681  Rbl.       6,877,731  Rbl. 


Summa:  124,224,324  Rbl.    110,543,004  Rbl. 

Die  Einnahmen  waren  also  im  Jahre  1884  um  13,681.320  Rbl.  geringer  als  im  Vorjahre, 
was  sich  in  erster  Linie  durch  Verringerung  der  Kopfsteuer  auf  Grund  des  Ukases  vom 
14.  Mai  1883  erklärt.  Zur  Deckung  dieses  Ausfalles  ist  eben  die  obenerwähnte  Erhöhung  der 
Grundsteuer  ertolgt. 

Dr.  G.  V.  Falck.  Privatdocent  in  St.  Petersburg. 


Dr.  Robert  Meyer,  k.  k.  Steuerinspektor  und  Privatdocent  an  der  Universität 
Wien:  .Die  Principien  der  gerechten  Besteuening  in  der  neueren  Finanz- 
wissenschaft."     Berlin.    Wilhelm  Hertz.     1884.     XX  und  413  S. 

Das  vorliegende  Buch  ist  offenbar  eine  Habilitationsschrift  oder  durch  Umarbeitung  und 
Erweitening  aus  einer  HabilitationsscBrift  hervorgegangen.  Dadurch  erklärt  sich  die  ganze 
Anordnung  des  Stoffes.  Der  erste  und  umfangreichste  Abschnitt  —  er  füllt  ziemlich  die  eine 
Hälfte  des  Buches  —  enthält  eine  sehi-  sorgfältig  gearbeitete  Darstellung  der  .Entwickelung 
der  Lehre  von  den  Principien  der  gerechten  Besteuerung  in  der  Litteratur".  Hieran  reihen 
sich  dann  die  eigenen  Ausführungen  des  Herrn  Verfassers,  und  zwar  erörtert  derselbe  im  zweiten 
Abschnitt  dife  Wirkungen  der  Steuer  auf  die  Privatwirtschaft  darunter  speciell  auch  die  Lehre 
von  der  Ueberwälzung  der  Steuern),  während  der  dritte  Abschnitt  von  den  Principien  der  Ge- 
rechtigkeit in  der  Besteuerung  'namentlich  also  von  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit 
der  Steuern)  handelt.  Ob  aber  die  Art  und  Weise,  wie  der  Herr  Verfasser  den  Gegenstand 
betrachtet,  geeignet  sein  dürfte,  seinem  Buche  viele  Freunde  zu  gewinnen,  möchte  ich  dahin 
gestellt  sein  lassen. 

Finanzarchiv.    L  Jahrg.    2.  Heft.  307  30 
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Der  Verfasser  gefällt  sich  nämlich  in  möglichst  subtilen  Unterscheidungen.  So  erörtert 
er  beispielsweise  im  §  28  die  Frage,  welche  Wirkung  die  Steuer  auf  die  Konsumtion  des 
Steuerträgers  ausübt.  Wer  einfach  und  ungezwvmgen  zu  denken  gewohnt  ist,  wird  —  so 
scheint  mir  wenigstens  —  diese  Frage  sehr  einfach  und  kurz  beantworten :  die  Steuer  schmälert 
(wenn  keine  Ueberwälzung  eintritt  oder  wenn  sie  den  Betreffenden  nicht  zu  erhöhter  Thätig- 
keit  anspornt,  und  von  allen  derartigen  Nebenumatänden  sieht  der  Verfasser  an  dieser  Stelle 
ab),  das  Einkommen  des  Steuerträgers.  Der  letztere  muss  also  mit  einem  jetzt  geringeren  Betrage 
sein  Auskommen  zu  finden  trachten  und  muss  sich  einschränken,  d.  h.  er  wird  gewisse  Be- 
dürfnisse ,  auf  deren  Befriedigung  er  am  leichtesten  verzichten  zu  können  glaubt ,  nicht  mehi- 
oder  nicht  mehr  so  vollkommen  befi'iedigen  wie  bisher.  Ob  der  betreffende  dann  eine  billigere 
Wohnung  mietet,  ob  er  an  den  Ausgaben  für  seine  Toilette  spart,  ob  er  etwa  einen  seiner 
Dienstboten  entlässt,  ob  er  von  nun  an  das  Theater,  Konzerte  oder  Bälle  seltener  besucht,  ob 
er  anfängt,  billigere  CigaiTen  zu  rauchen  oder  ob  er  sich  das  Biertrinken  abgewöhnt,  ist  selbst- 
verständlich gleichgültig.  Thatsache  ist  und  bleibt  es,  dass  der  Steuerträger  —  weil  sein  Ein- 
kommen durch  die  Steuer  verringert  wurde  —  nunmehr  auf  die  Befriedigung  gewisser  Bedürf- 
nisse verzichten  muss,  und  dass  er  selbstverständlich  diejenigen  Bedürfnisse  unbefriedigt  lassen 
wird,  welche  er  für  die  mindest  dringenden  erachtet. 

Diese  simpele  und  ungezwungene  Erklänmg  genügt  jedoch  dem  Verfasser  nicht,  offenbar 
scheint  sie  ihm  nicht  „wissenschaftlich"  genug  zu  sein.  Da  wird  zunächst  zwischen  gleich- 
zeitig vorhandenen  und  zeitlich  aufeinander  folgenden  Bedüi-fiiissen  unterscliieden ,  dann  wird 
von  der  „steigenden  Intensität"  der  Bedürfnisse  und  von  dem  „Grade  der  Intensität"  ge- 
sprochen, „bis  zu  welchem  das  Bedürfnis  anschwellen  muss,  ehe  es  zur  Befriedigung  gelangt", 
und  schliesslich  gelangt  der  Verfasser  zu  folgendem  Resultate:  Die  dringendsten  Bedürfnisse 
werden  nach  Einführung  der  Steuer  ebenso  befriedigt  wie  früher;  die  mindest  dringenden  Be- 
dürfnisse werden  nach  Einfühmng  der  Steuer  ebensowenig  befi'iedigt  wie  früher,  und  nur  eine 
gewisse  Gruppe  von  Bedürfnissen,  die  der  Betreffende  vor  der  Einführung  der  Steuer  noch 
befriedigen  konnte,  die  inuss  von  jetzt  ab  unbefriedigt  bleiben.  Soll  dies  etwa  eine  „Ver- 
tiefung der  wissenschaftlichen  Forschung"  bedeuten,  soll  auf  diese  Weise  die  Wissenschaft 
vorwärts  gebracht  werden? 

Eine  ähnliche  Haarspalterei  findet  sich  auf  S.  191.  Der  Verfasser  spricht  an  dieser 
Stelle  von  dem  Falle,  dass  der  Steuerträger  durch  die  Steuer  zu  erhöhter  Anstrengung  an- 
gespornt wird ,  um  auf  diese  Weise  den  durch  die  Steuer  venarsachten  Ausfall  wieder  herein- 
zubringen, und  sucht  zu  beweisen,  dass  die  Absicht  des  betreffenden  Steuerträgers  nicht  dahin 
gehen  kann,  die  zur  Bezahlung  der  Steuer  ei-forderliche  Summe  zu  verdienen,  sondern  dass 
sie  im  allgemeinen  auf  die  Erhöhung  des  Einkommens  gerichtet  sein  muss.  Was  durch  eine 
derartig  minutiöse  Unterscheidung  gewonnen  werden  soll,  ist  mir  wenigstens  nicht  klai", 
ausserdem  ist  absolut  nicht  zu  entnehmen,  waram  dem  einzelnen  Bürger  —  wenn  es  ihm  just 
Vergnügen  macht  —  verwelu-t  sein  soll,  sich  bei  seiner  Arbeit  zu  sagen:  „Heute  arbeite  ich 
nicht  für  mich,  sondern  füi*  den  Steuereinnehmer,  und  was  ich  heute  erwerbe,  gehört  nicht 
mir,  das  muss  ich  beiseite  legen,  um  damit  meine  Steuer  zu  bezahlen." 

Nicht  minder  spitzfindig  und  überflüssig  erscheint  mir  die  Erörterung  des  Familienein- 
kommens auf  S.  322.  Der  Verfasser  untersucht  hier  die  Frage ,  ob  das  Einkommen  des 
Familienoberhauptes  als  ein  ungeteiltes  Ganzes  angesehen  und  besteuert  werden  soll,  oder  ob 
es  nach  Kopfteilen  auf  die  einzelnen  Familienglieder  aufzuteilen  und  separat  zu  versteuern  sei. 
Wenn  also  beispielsweise  ein  Familienvater  mit  einem  Einkommen  von  2000  Gulden  seine 
Gattin  und  drei  Kinder  zu  ernähren  hat,  so  taucht  für  den  Hen-n  Verfasser  die  Frage  auf,  ob 
hier  nur  ein  steuerpflichtiger  Bürger  mit  2000  Gulden  Einkommen  vorhanden  ist,  oder  ob  der 
Steuerbehörde  nicht  etwa  fünf  steuerpflichtige  Personen  jait  einem  Einkommen  von  je  400  Gulden 
gegenüberstehen. 

Auf  S.  328  und  329  untersucht  der  Verfasser  die  Frage,  inwiefern  die  Schulden  bei  der 
Steuerbemessung  berücksichtigt  werden  sollen,  und  sagt  daselbst  wörtlich :  „Ein  Teil  des  Ein- 
kommens wird  (i.  e.  bei  der  Bezahlung  von  Konsumtionsschulden)  nachträglich  dazu  ver- 
wendet, den  Aufwand  für  Bedüifnisse  einer  ft-üheren  Peiiode  zu  decken.  Der  Betrag  der 
Schuldzinsen,  so  wenig  wie  der  etwaiger  Rückzahlungen  darf  daher  vom  Ein- 
kommen abgerechnet  werden."    Das  hindert  aber  nicht,  dass  schon  sieben  Zeilen  weiter 

unten  sich  der  entgegengesetzt  lautende  Satz  findet :   „Darum  glaube  ich ,  dass  der 

Schuldenstand principiell Berücksichtigung  finden  soll "  Hätte  der  Ver- 
fasser seine  Meinung  allenfalls  dahin  formuliert,  dass  die  Schuldzinsen  oder  Rückzalilungsraten 
zwar  nicht  mit  ihrem  ganzen  Betrage,   aber  doch  zu  einem  gewissen  Teile  bei  der  Steuer- 
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bemessung  von  dem  Gesamteinkommen  des  Betreffenden  in  Abzug  gebracht  werden  sollen, 
oder  hätte  er  wenigstens  in  irgend  einer  Weise  angedeutet,  wie  die  Schulden  berücksichtigt 
werden  sollen,  so  wäre  die  Sache  verständlich,  so  aber  wie  er  die  beiden  Sätze  hinstellt,  ist 
absolut  nicht  abzusehen,  wie  sie  miteinander  in  Einklang  gebracht  werden  sollen. 

Czernowitz.  Friedr.  Kleinwächter. 


Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im 
Königreiche  Sachsen.  Herausgegeben  vom  Königl.  sächsischen  Finanz- 
ministerium.    Bd.  I,  Heft  1.     Dresden.     C.  Heinrich.     1884. 

Die  Kämpfe,  welche  ein  Jahrzehnt  hindurch  im  Königreiche  Sachsen  um  die  Neugestal- 
tung der  direkten  Besteuerung  geführt  worden  sind,  haben  im  Gesetz  vom  3.  Juli  1878  ihren 
Abschluss  gefunden.  Darnach  wird  .der  durch  direkte  Steuern  zu  deckende  Staatsbedarf  durch 
die  Grundsteuer,  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  die  Einkommensteuer 
aufgebracht-,  dai-f  aber  die  Grundsteuer  nie  mit  mehi*  als  höchstens  vier  Pfennigen  von  der 
.Einheit-,  d.  i.  einer  Mark  des  geschätzten,  steuerpflichtigen  Reinertrages  erhoben  werden. 
Jede  durch  die  Finanzlage  gebotene  Steuererhöhung  hat  vielmehr  ausschliesslich  die  Einkom- 
mensteuer, welche  duich  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1878  geregelt  ist,  zu  treffen,  während  ander- 
seits an  Steuerermässigungen  diese  und  die  Grandsteuer,  beide  ,nach  gleichen  Prozentver- 
hältnissen der  Normalsteuer-  teilhaben  sollen. 

Zur  Einkommensteuer  hat  denn  auch  infolge  dieser  Bestimmungen  während  der  Jahre  1879, 
1880  und  1881  ein  Zuschlag  von  50<Jo,  1882  und  1883  von  200o  ausgeschrieben  werden  müssen, 
und  ei-st  in  der  laufenden  Finanzperiode  gestatteten  die  günstigen  Erträgnisse  der  übrigen 
Vei^waltirngszweige.  namentlich  des  Eisenbahnbetriebes,  die  einfachen  Steuersätze  bei  derselben 
anzuwenden.  Unter  Zugrundelegung  der  letzteren  wui'den  danach  in  den  Staatshaushalt  für 
1884  und  1885  eingestellt 

mit  jährlich 
M.  d.  i.  Proc. 

die  Grundsteuer 2,862,200  16,49 

die  Einkommensteuer 14,235,520  82,00 

die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb_im  Umherziehen     .    .        260,000  1,50 

zusammen    17,357,720  100,00 

Die  grosse  Ausdehnung  der  gewerblichen  Thätigkeit  und  des  beweglichen  Vennögens, 
welche  durch  die  firühere  Gesetzgebung  offenbar  nicht  genügend  zu  den  Staatslasten  heran- 
gezogen wurden,  mag  es  zum  Teü  erklären,  dass  im  Königreiche  Sachsen  mehr  als  *5  der 
direkten  Abgaben  durch  die  Personalbesteuernng  nach  dem  Einkommen  aufgebracht  werden. 
Eigenartig  bleibt  aber  dieses  Verhältnis  gleichwohl,  und  kein  anderer  der  grösseren  deutschen 
Bundesstaaten  hat  es  bisher  gewagt,  dem  Steuerideal  der  Demoki-atie  sich  soweit  zu  nähern. 
Nur  einige  kleinere  Länder,  die  aber  eben  wegen  ihres  geringen  Umfanges  für  ein  Gebiet  von 
beiläufig  drei  Slillionen  Einwohnern  kein  massgebendes  Vorbild  bieten,  haben  der  Einkommen- 
steuer eine  ebenso  hervorragende  Stellung  unter  den  direkten  Abgaben  eingeräumt.  Nach  der 
sächsischen  Gesetzgebung  behauptet  sie  dieselbe  aber  nicht  allein  unter  diesen ,  sondern  auch 
im  gesamten  Staatshaushalt;  denn  wie  die  mitgeteilten  Bestimmungen  aus  dem  Gesetze  vom 
3.  Juli  1878  zeigen,  beruht  das  Gleichgewicht  der  Staatseinnahmen  und  -Ausgaben  zuletzt,  und 
soweit  nicht  etwa  die  Aufiiahme  einer  Anlehe  gerechtfertigt  erscheinen  mag,  auf  der  Ein- 
kommensteuer. 

Diese  wenigen  Andeutungen  werden  gezeigt  haben ,  dass  die  Dui-chführung  der  neuen 
sächsischen  Steuergesetze  die  Aufinerksamkeit  wissenschaftlicher  Kreise  nicht  weniger  ver- 
dient als  ihre  Entstehung,  der  sie  ja  in  reichem  Masse  zu  teil  wurde,  und  darum  erscheint  es 
als  ein  sehr  dankenswertes  Unternehmen ,  wenn  die  oberste  Finanzbehörde  des  Landes  jetzt, 
nach  dem  Vorgange  der  preussischen  Regierung,  sich  entschlossen  hat,  fortlaufende  „Slitteünngen 
aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern"  herauszugeben.  Mag  dieselbe  dabei  auch  zunächst 
diejenigen  im  Auge  gehabt  haben,  die  wie  Staats-  und  Gemeindebehörden.  Rechtsanwälte  u.  s.  w. 
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unmittelbar  mit  der  Handhabung  der  Gesetze  zu  thun  haben  —  das  Interesse  an  dieser  Ver- 
öffentlichung reicht  doch  weiter  und  wird  von  allen  geteilt  werden ,  denen  daran  liegt ,  die 
praktische  Verwirklichung  des  geschilderten  direkten  Steuersystems  näher  zu  verfolgen.  Dieses 
beweist  bereits  das  erste  jetzt  ersclüenene  Heft.  Dasselbe  ist  den  „Einkommensteuersachen" 
ge\\idmet  und  enthält  eine  Eeihe  von  Verfügungen  und  Entscheidungen,  welche  das  Finanz- 
ministerium zum  Teile  in  Ausübung  der  ihm  zustehenden  Aufsichtsbefugnisse,  zum  Teil  auf 
Grund  von  §  Gl  des  Gesetzes  vom  2.  Juli  1878  erlassen  hat.  Diese  letztere  Bestimmung  gibt 
nämlich  im  Einschätzungsverfahren  gegen  die  Beschlüsse  der  Reklamationskommissionen  noch 
eine  Beschwerde  wegen  unrichtiger  Anwendung  des  Gesetzes  oder  der  dazu  gehörigen  Voll- 
zugsvorschriften und  Instruktionen  und  überträgt  die  Aburteilung  derselben  dem  Finanzmini- 
sterium. Von  den  Entscheidungen,  die  aus  diesem  Anlasse  ergangen  und  in  dem  vorliegenden 
Hefte  mitgeteilt  sind,  betrifft  eine  verhältnismässig  grosse  Zalü  die  in  §  4  des  Einkommen- 
steuergesetzes für  die  Einschätzung  der  juristischen  Personen  aufgestellten  Grundsätze.  Deren 
Anwendung  scheint  darnach  grösseren  Schwierigkeiten  und  häufigeren  Missverständnissen  zu 
begegnen,  und  mehrfach  handelt  es  sich  dabei  auch  um  verwickeitere  Verhältnisse,  deren  sichere 
rechtliche  Erfassung  an  die  nicht  fachmännischen  Einsehätzungsorgane  höhere  Ansprüche  stellt. 
Dagegen  konnten  wieder  manche  der  mitgeteilten  Fälle  schon  durch  den  Hinweis  auf  den 
Wortlaut  der  gesetzlichen  Vorschrift  zum  Austrag  gebracht  werden,  und  einer  derselben,  in 
welchem  die  durch  das  Gesetz  geordnete  Besteuerung  der  Stiftungen  als  verfassungswidrig 
bekämpft  wird,  seheint  kaum  aus  einem  anderen  Grunde  in  die  Sammlung  aufgenommen  zu 
sein,  als  zu  zeigen,  was  alles  für  Gründe  für  gut  genug  gehalten  und  bis  an  die  letzte  Stelle 
verfochten  werden,  wenn  es  der  Abgabenpflicht  sich  zu  entziehen  gilt. 

Auch  in  anderer  Beziehung  noch  gewährt  das  vorliegende  Heft  manchen  Einblick  in  das 
Getriebe,  durch  welches  die  Absichten  des  Gesetzgebers  in  der  Wirklichkeit  übersetzt  worden, 
und  wenn  es  sich  dabei  selbstverständlich  auch  stets  nur  um  Anwendung  des  bestehenden 
Eechtes  handelt,  so  wird  doch  zugleich  für  dessen  Fortbildung  mancher  Anhalt  gewonnen,  und 
damit  auch  der  wissenschaftlichen  Forschung  ein  Dienst  geleistet. 

Dresden,  Mai  1884.  H.  Edelmann. 


Karl  Tli.  v.  Inama-Sternegg,  Die  definitiven  Ergebnisse  der  Grundsteuer- 
regulierung in  Oesterreich.     Wien.     Alfred  Holder.     1884.     gr.  S".     28  S. 

Das  grosse  ausgleichende  Grundsteuer-Reformwerk,  welches  bei  dem  Gesetze  vom  24.  Mai 
1869  seinen  Anfang  nahm  und  dermalen  abgeschlossen  ist,  forderte  Ergebnisse  zu  Tage,  welche 
nicht  bloss  für  den  Finanzmann  von  Belang  sind ,  sondern  auch  das  Interesse  des  staats- 
beschreibenden Statistikers,  des  Nationalökonomen  und  des  Socialpolitikers  in  hohem  Grade  in 
Anspruch  nehmen.  Es  ist  die  Aufgabe  des  oben  angeführten  Scluiftchens .  jene  Ergebnisse, 
welche  in  die  Sphäre  der  letztgenannten  Wissensinteressen  fallen,  ziffennässig  vorzuführen 
und  klarzustellen.  Der  Herr  Verf.  sclüldert  solün  im  I.  Absätze  zunächst  die  Veränderungen, 
welche  die  Ziffer  des  Flächenmasses  und  des  Augenmasses  des  steuerpflichtigen  und  steuerfreien, 
sowie  des  produktiven  und  unproduktiven  Bodens  infolgedessen  erfahren,  dass  zahlreiche 
Neuvermessungen  vorgenommen  wurden  bezw.  dass  das  neue  Grundsteuergesetz  den  steuerfreien 
und  steuerpflichtigen  Boden  anders  als  die  vorhin  geltenden  Gesetze  bestimmt.  Der  H.  Absatz 
befasst  sich  mit  dem  Vergleiche  der  Vei-teilung  der  Kulturarten  (Aecker,  Wiesen,  Gärten,  Wein- 
gärten ,  Kuhweiden  und  Alpen ,  Waldungen ,  Seen ,  Sümpfe  und  Teiche) ,  welche  einerseits  der 
alte  stabile  Kataster  bezw.  die  in  einigen  Ländern  in  Geltung  gewesenen  Steuei-provisorien, 
anderseits  die  neue  GrundsteueiTegelung  für  finanzielle  Zwecke  ermittelten ;  für  die  Erkenntnis 
und  Beurteilung  der  Wandlungen,  welche  die  Agrikultur  in  Oesteireich  in  den  letzten  Decennien 
erfahren,  sind  die  Angaben  dieses  Absatzes  von  wesentlichster  Bedeutung.  Gegenstand  der 
Erörterungen  des  IE.  Absatzes  ist  der  Reinertrag  der  steuerpflichtigen  Grundstücke  bezw.  Ver- 
gleiche der  im  11.  Absätze  benannten  Art.  Der  IV.  und  letzte  Absatz  versucht  es,  den  bei  der 
GrundsteueiTegulierung  erhobenen  Zahlen  Auskünfte  über  die  Verteilung  des  Grundbesitzes, 
die  Eigentums-  und  Pachtverhältnisse  und  über  den  dermaligen  Wert  des  Bodens  OesteiTeichs 
zu   entlocken ;   dass  dies  nur  in  beschränktem  Umfange  gelingt ,    ist  selbstverständlich  nicht 
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Schuld  des  Herrn  Verf.,  sondern  der  Bestimmungen  des  Grundsteuergesetzes  und  des  ertrag- 
steuerlichen Charakt€r8  der  östeiTeichischen  Grundsteuer. 

Prag.  Josef  Kaizl. 


Wilhelm  Röscher,  Versuch  einer  Theorie  der  Finanzregalien.  IX.  Band  der 
Abhandlvmgen  der  philologisch-historischen  Klasse  der  Königl.  sächsischen 
Gesellschaft  der  Wissenschaften.    S.  112—199.    Leipzig.    Bei  Hirzel.    1884. 

Nachdem  Röscher  mit  grösstem  Erfolg  die  drei  ersten  Bände  seines  Systems  zum  Abschluss 
gebracht  hat ,  liistet  er  sich  augenscheinlich ,  in  einem  weiteren  Band  die  Finanzwissenschaft 
zu  behandeln.  Wir  glauben  nach  der  ganzen  Anlage  oben  genannter  Schrift  nicht  fehl  zu 
gehen,  wenn  wii-  in  derselben  ein  Bruchstück  des  neuen  Werks  erblicken.  Mit  gewohnter 
Meisterschaft  ist  das  Thema  der  Finanzregalien  behandelt.  Die  eigentümliche  Arbeitsmethode 
des  Verfassei-s  hat  sich  hier  besondei-s  bewährt.  Seiner  grossen  Belesenheit  entstammt  eine 
Fülle  von  historischen  Daten,  die  in  diesem  Fall  nicht  bloss  beleben  und  anregen,  sondern  auch 
sehr  zur  tieferen  Erfassung  und  Erklärung  der  Erscheinungen  beiti-agen.  Leicht  und  elegant 
wird  das  verwickelte  und  chaotische  ältere  Regalienwesen  von  Röscher  entwirrt  und  übersehbai- 
gemacht;  man  kann  noch  weiter  gehen  und  sagen,  dieser  TeU  habe  eine  erhebliche  Förderung 
erfahren.  Etwas  weniger  bedeutsam  ist  das  Kapitel  über  Gebühi-en,  wo  schon  gut  vorgearbeitet 
war.  Röscher  schliesst  sich  hier,  was  wir  im  Interesse  einer  schärferen  Scheidung  sehr  billigen, 
in  der  Definition  der  Gebühren  vornehmlich  an  Schall  an.  In  einem  dritten  Kapitel  wird  der 
vielnmstrittenen  Handels-  und  Industriegeschäfte  des  Staates  mit  Regalcharakter  gedacht.  Die 
allgemeinen  Erörterungen  hierüber  sind  von  grossem  Interesse,  nicht  minder  die  eingeflochtenen 
zahlreichen  Angaben  über  die  älteren  MonopoMen.  Eine  speciellere  Betrachtung  wird  dem 
Lotterieregal,  dem  Tabak-  und  Salzregal  bezw.  deren  Besteuerung  gewidmet,  dagegen  wird 
der  Post,  der  Telegraphen  und  Eisenbaiuien  nui-  kurz  gedacht.  Unter  den  Regalien  hätte  nach 
der  Roscherschen  Auffassung  dei-selben  auch  das  firanzösische  Zündhölzcheumonopol  Erwähnung 
verdient,  ebenso  hätten  den  mancherlei  in  neuerer  Zeit  angeregten  Regalisierungsprojekten 
(Versichemngswesen  u.  s.  w.)  einige  Worte  gewidmet  wei-den  können. 

Im  übrigen  ist  die  Beurteilung  der  von  Röscher  behandelten  Fragen  unparteiisch  und 
sucht  allen  Seiten  gerecht  zu  werden.  Diese  streiige  Objektivität,  die  Licht  und  Schatten  berück- 
sichtigt ,  ist  es  ja  auch ,  welche  die  Lektüre  der  Roscherschen  Schriften  so  wohlthuend  macht 
und  den  letzteren  so  Ariel  Freunde  erwirbt. 

G.  Schanz. 


Das  indirekte  Abgabenwesen  im  Königreiche  Sachsen,  seit  der 
Begründung  des  Deutschen  Zollvereins.  Denkschi-ift  der  Königl.  sächsischen 
Zoll-  und  Steuerdirektion  aus  Anlass  ihres  fünfzigjährigen  Bestehens  am 
1.  Januar  1884.  Mit  sechs  Tabellen.  71  S.  Leipzig.  Verlag  von  Veit 
und  Comp.     1884. 

Die  Rückschau,  welche  die  königlich  sächsische  Zoll-  und  Steuerdirektion  in  dieser  Schrift 
in  verdienstlicher  Weise  über  ihre  halbhundertjährige  Thätigkeit  anstellt,  veranschaulicht  recht 
lebhaft  die  politischen  und  steuerlichen  Verändei-ungen,  die  in  dieser  kurzen  Zeit  sich  vollzogen 
haben.  Von  allgemeinem  Interesse  ist  die  kurze  Darlegung  des  früheren  verwickelten  Systems  der 
indirekten  Abgaben,  -wie  es  aus  dem  vorigen  Jahihundert  auf  das  jetzige  übergegangen  war  und 
bis  zu  der  Territorialveränderung  im  Jahi- 1815  fast  unverändert  fortbestanden  hatte.  Es  sind  13 
verschiedene  Accisen  und  Abgaben,  über  die  berichtet  wiid,  darunter  viele,  die  wir  heute  unter 
die  direkten  Steuern  rechnen  würden.  Obwohl  die  erwähnten  Abgaben  nach  1815  mancherlei 
Umgestaltungen  erfahren,  litt  das  ganze  System  doch  an  erheblichen  Gebrechen  und  wurde  als 
sehr  drückend  empfunden.  Es  bestanden  gi-osse  Ungleichheiten,  welche  teüs  auf  der  Vertassung, 
teils  auf  der  Erhebungsweise  bemhten.  Die  Rittergüter  waren  z.  B.  von  der  Fleischsteuer 
bezw.  auch  vom  Geleite  (Transportabgabe  von  der  Verführung  geladener  Güter  aller  Art  auf 
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den  öffentlichen  Strassen)  befreit ,  und  ebenso  wie  die  Geistlichen ,  Kirchen-  und  Schuldiener, 
die  auch  Befi'eiungen  von  den  Accisabgaben  genossen ,  im  Besitz  besonderer  Trank-  und  Bier- 
steuerbenefizien ;  auch  wurden  auf  den  Rittergüteni  niedrigere  Accisabgaben  vom  Branntwein- 
brennen als  auf  dem  übrigen  flachen  Land  erhoben.  Der  innere  Verkehr  war  durch  die  Accisen 
sehr  gehemmt;  das  Geleite  erschwerte  den  Absatz  und  die  Zufuhr  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  in  die  Städte  und  benachteiligte  den  Transithandel ;  beim  Warenverkehr  von  einer 
Stadt  in  die  andere  musste  für  bereits  veraccisierte  Waren  noch  eine  Nachschussaccise  gezaldt 
werden.  Viele  unentbehrliche  Gegenstände  des  täglichen  und  allgemeinen  Vei-brauchs  waren 
mit  mehrfachen  Abgaben  und  im  Vergleich  zum  Luxusverbrauch  zu  schwer  belastet.  Vom 
Backen  z.  B.  musste  Backaccise  und  Mahlsteuer,  vom  Sehlachten  Fleischsteuer  und  Schlacht- 
accise,  vom  Bierbrauen  Malzaccise  und  Tranksteuer  entrichtet  werden.  Die  für  den  Handwerks- 
und Fabrikbetrieb  eiforderliclien  Materialien  waren  hoch  belastet,  die  Abgabensätze  für  die 
ausländischen  Fabrikate  dagegen  sehr  niedrig  gestellt.  Manche  Abgaben ,  wie  das  von  Tage- 
lölmern,  Handarbeitern  u.  s.  w.  erhobene  Nahnmgsgeld,  die  Nutzviehaccise ,  Nachschussaccise 
lieferten  geringen  Ertrag,  waren  aber  mit  grossen  Belästigungen  verbunden  und  überhaupt 
schwer  zu  begiünden. 

Die  Regierung  war  seit  1831  auf  eine  Reform  dieses  Abgabewesens  bedacht ;  die  Entwürfe 
von  1833  fassten  statt  der  bislierigen  Abgaben  eine  Branntweinsteuer,  Biermalzsteuer,  Scldacht- 
steuer  und  Patentsteuer  vom  Verkehr  der  ausländischen  Reisenden  ins  Auge.  Da  aber  in- 
zwischen der  deutsche  Zollverein  und  ein  Separatvertrag  Sachsens  mit  Preussen  zustande  kam, 
wonach  Sachsen  sich  verpflichtete,  dieselbe  Besteuerung  der  Branntweinfabrikation,  des  Brau- 
malzes, des  Tabaks  und  des  Weinbaus  bei  sich  einzuführen,  welche  in  Preussen  bestand,  und 
die  Gemeinschaftlichkeit  der  Einnahme  aus  der  Branntweinsteuer  und  Verteilung  derselben  nach 
der  Kopfzahl  vereinbarte,  zog  die  Regiemng  die  fiüheren  Entwürfe  zurück  und  arbeitete  sie 
dem  neuen  Stand  entsprechend  um. 

Damit  war  die  Grundlage  für  die  neue  Ordnung  gegeben,  die  sowohl  in  wirtschaftlicher 
als  finanzieller  Hinsicht  als  segensreich  sich  erwies.  Die  seitdem  eingetretenen  iind  in  der 
Schrift  erwälmten  Modifikationen  bedürfen  hier  keiner  weiteren  Auseinandersetzung.  An 
landesherrlichen  indirekten  Abgaben  bestehen  mir  noch  die  Chausseeabgabe,  die  aber 
Ende  1885  in  Wegfall  kommt  (siehe  oben  S.  407),  und  die  Schlachtsteuer  mit  der  Uebergangs- 
abgabe  vom  vereinländischen  Fleischwerk.  Dieselbe  ist  durch  Gesetz  vom  26  Mai  1852  neu 
geregelt  und  nach  dem  Wegfall  der  Steuer  auf  das  kleine  Vieh  und  der  im  Jahr  1867  ein- 
getretenen Beseitigung  der  unterschiedlichen  Sätze  vom  Bank-  und  Hausschlachten  wesentlicli 
vereinfacht  worden.  Bn-  Ertrag  war  1835  l,inö,600  M.  (pro  Kopf  0,69),  1882  3,818,116  M.  (pro 
Kopf  1,28).  —  Recht  dankbar  würde  man  es  aufgenommen  haben,  wenn  über  die  gesetzliche 
Regelung  beider  Abgaben  und  ihren  allmählichen  Verlauf  Eingehenderes  mitgeteilt  worden  wäre. 

Selbstverständlich  enthält  die  Schrift  auch  eine  Uebersicht  über  die  auf  dem  Gebiet  der 
Organisation  der  Zoll-  und  Steuerbehörden  in  Sachsen  seit  50  Jahren  vorgekonmienen  Aende- 
ningen.  Sechs  beigegebene  Tabellen  geben  Aufschluss  über  den  Personalbestand  der  Aemter 
und  enthalten  die  seit  1834  in  Sachsen  aufgekommenen  indirekten  Abgaben  (unter  denen  man 
nur  die  Chausseegeldeinnahmen  vermisst)  mit  ilii'en  Rückvergütungen,  sowie  die  von  Sachsen 
gezahlten  Matrikularumlagen  und  seine  Anteile  am  Ei'trag  der  Zölle,  Tabaksteuer  und  Reichs- 
stempelabgaben. In  den  12  Jahren  1808—1880  zahlte  Sachsen  54,763,086  M. ,  im  jährlichen 
Durchschnitt  sonach  4,563, 5fiO  M.  Seitdem  liat  sich  infolge  der  durch  die  Refonnen  im  Reichs- 
steuerwesen mögUch  gewordenen  Herauszahlungen  das  Verhältnis  so  günstig  gestellt,  dass  im 
Jahr  1883  für  Sachsen  noch  ein  üeberschuss  blieb.    Es  betrugen 

die  Matrikularumlagen       der  Empfang  aus  der  Reichskasse 

1880  4,287,379  1,949,662 

1881  5,257,885  .  4,015,038 

1882  6,604,755  5,441,133 

1883  5,094,919  5,662,852. 

G.  Schanz. 
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Charles  Mehl,  Les  origines  de  radministration  des  contributions  indirectes. 
Tiiage  ä  part  de  la  Revue  Generale  d'Administration.  Paris.  Berger- 
Levrault  et  Cie.     1884.     29  S. 

Diese  kleine  Schritt  büdet  ein  Seitenstück  zu  der  oben  erwähnten  sächsischen  Denkschrift, 
indem  sie  über  das  ältere  indirekte  Steuer«esen  Frankreichs  zu  orientieren  sucht.  Der  Ver- 
fasser folgt,  wie  er  selbst  angibt,  dem  grösseren  in  der  Bibliogi-aphie  des  vorigen  Bandes  des 
Finanzarchivs  erwähnten  Werke:  Histoire  des  impöts  indirects  depnis  leur  etablissement  aux 
preniiei-s  temps  de  la  monarchie  jusqu'ä  leur  reconstitution  ä  l'epoque  imperiale,  von  Rousset. 
vervollständigt  von  Loniche-Desfontaines. 

Wem  es  nur  um  eine  kuize  Ueberechau  zu  thun  ist  oder  die  Beschaffung  des  Rousset'schen 
Buches  zu  schwer  fällt,  dem  mag  der  kleine  Auszug  Mehls  genügen.  Bei  eingehenderen 
Studien  ist  dagegen  das  gelehrte  Werk  von  Rousset  nicht  zu  entbehien.  Auf  dieses  selbst 
hoffen  wir  noch  zuriickzukommen.  G.  Schanz. 


Julius  Wolf.  Die  Branntweinsteuer,  ihre  Stellung  im  Steuersystem 
und  in  der  Volkswirtschaft,  ihre  geschichtliche  Entwickelung  und  gegen- 
wärtige Gestalt  in  den  einzelnen  Ländern  und  ihre  Erhebungsformen:  mit 
einem  die  Branntweinsteuerreform  in  Oesterreich- Ungarn  behandelnden 
Abschnitt.     Tübingen.     Lauppsche  Buchhandlung.     1884.     gr.   8°.     568  S. 

Das  eben  angeflihi-te  grosse  Buch  verdankt  seine  Entstehung  dem  Umstände,  dass  der 
ungarische  Landesagiikultimerein  im  Jahi'e  1882  .für  das  beste  Werk  ziu"  Branntweinsteuer- 
reform in  Oesten-eich-üngam,  welches  in  instraktivster  Weise  alle  Seiten  der  Frage  beleuchtete 
und  die  Gesetzgebungen  einiger  Hauptländer  in  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  und  gegen- 
wärtigen Gestalt  darlegte,"  einen  Preis  ausschrieb,  welcher  dem  durch  seine  Arbeit  über  die 
Zuckei-steuer  bereits  bekannten  Herrn  Verf.  einstimmig  zuerkannt  wiu'de.  Die  Schrift  zerfallt 
in  \"ier  gi-osse  Abschnitte,  von  denen  der  erste  (S.  3—40)  die  Stellung  der  Branntweinsteuer  im 
Steuersjsteme,  der  zweite  (§§  il  -492)  die  geschichtliche  Entwickelung  imd  gegenwärtige  Gestalt 
der  Branntweinsteuer  in  den  einzelnen  Ländern,  der  dritte  (S.  4P3— 5i3)  die  Steuersysteme  imd 
der  \ierte  (S.  544—568)  die  Reform  der  Branntweinsteuer  in  OesteiTeich-Ungam  behandelt.  Der 
Schwerpunkt  der  Arbeit  liegt  in  dem  zweiten  Abschnitte,  welcher  denn  auch  4.5  des  ganzen 
Buches  ausfüllt  und  den  der  dritte  Abschnitt  als  theoretisch-kritisches  Resume  ergänzt ;  dieser 
Teil  der  Schrift  (Abschnitt  3  und  4)  ist  wohl  gelungen  und  wü-  nehmen  sohin  keinen  Anstand, 
das  Buch  in  seiner  Gänze  fiir  einen  sehr  -willkommenen  und  wertvollen  Beitrag  zur  Litteratur 
der  Finanz  zu  bezeichnen.  Dieses  Gesamturteil  erleidet  durch  die  Einwürfe,  zu  welchen  der 
erste  Abschnitt,  der  eine  Art  allgemeiner  Einleitung  zu  bilden  hat,  Veranlassung  bietet,  keinen 
Abbruch;  wegen  einiger  Verstösse  wider  Wortbildung  und  Woitfügung  braucht  wohl  mit  der 
Sciuitt  nicht  allzustreng  ins  Gericht  gegangen  zu  werden. 

Der  ebenbesagte  ei-ste  Abschnitt  „sucht  —  um  mit  dem  Vorworte  zu  reden  —  in  erster 
Linie  die  Momente,  welche  im  allgemeinen  den  Satz  der  Branntweinsteuer  zu  bestimmen  haben, 
damit  also  auch  den  Konnex  zwischen  Brennerei  und  Volkswütschaft  und  in  weiterem  Zu- 
sammenhang die  Ueberwälzungsvorgänge  in  den  verschiedenen  Phasen  xmd  innerhalb  der  ver- 
schiedenen Thatsachengruppierungen  klarzulegen;  besonders  wichtig  schien  auch  die  Unter- 
suchung der  Fmiktionen  der  SteueraustuhiTestitution  und  der  Prämie ,  ihies  Einflusses  auf  die 
Stellung  der  Preise  im  Inland,  weil  diese  Gegenstände  bisher  wenig  wissenschaftlich  untersucht 
und  mit  Bezug  auf  dieselben  auch  in  den  Kieisen  der  praktischen  Fachleute  oft  inige  Ansichten 
zu  finden  sind.'-  Die  Lösung  dieser  Aufgaben  des  ersten  Abschnittes  ist  dürftig  und  auch  sonst 
nicht  befiiedigend.  Um  die  notwendige  bezw.  zulässige  Höhe  der  Branntweinsteuer  theoretisch 
zu  bestimmen,  müsste  viel  weiter  ausgegiiffen  weiden,  als  es  in  dem  besprochenen  Werke  ge- 
schieht; zunächst  müsste  die  Stellung  bezeichnet  werden,  welche  der  Staat  als  das  macht- 
begabteste politische  Organ  der  Gesellschaft  gegenüber  dem  Alkohol  und  den  wirtschaftlichen 
Wiikungen  seiner  Produktion,  sowie  gegenüber  den  sanitären,  sittlichen  und  wirtschaftlichen 
Folgen  seiner  Konsumtion  einzunehmen  hat ;  der  Wideretreit  der  sittlich-sanitären  Interessen 
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der  Gesellschaft  einerseits  und  der  wirtschaftlichen  Interessen  zahlreicher  Klassen  von  Privat- 
wirtschaften! (Ackerbauer,  Brenner)  anderseits,  wäre  eingehend  zu  erörtSni  und  in  einer 
Weise  zu  lösen,  dass  daraus  klare  Maximen  für  die  heutige  Politik  geschöpft  werden  könnten. 
Es  dürfte  eventuell  auch  die  Frage  in  Erwägung  gezogen  werden,  ob  denn  eine  Auflage,  deren 
Zweck  in  der  Verhindenmg  der  Konsumtion  besteht,  ohne  weiteres  als  Steuer  bezeichnet  werden 
darf  und  ob  insbesondere  die  sogen,  finanzpolitischen  Principien  der  Besteuening ,  welche  der 
Hen'  Vert'.  im  vierten  Abschnitte  (S.  546)  so  hoch  anschlägt,  nicht  wirkungslos  an  derselben 
abprallen.  —  Die  Wirkungen  des  Branntweinkonsumes  und  ihr  Einfluss  auf  die  Massnahmen 
der  Steuerpolitik  sind  gleichfalls  zu  wenig  eingehend  behandelt;  mit  den  Aussprüchen  medi- 
zinischer Fachmänner  über  den  Alkohol  wird  seitens  des  Heim  Vert'.  vielleicht  nicht  ganz 
koiTekt  verfahren ;  diese  Fachmänner  sprechen  wohl  von  Alkohol ,  unterscheiden  aber  sodann 
genau  zwischen  den  einzelnen  alkoholhaltigen  Getränken  (Wein,  Bier,  Branntwein)  und  weiters 
zwischen  den  leichteren  und  schwereren  Radikalen,  welche  der  Alkohol  der  einzelnen  Spirituosen 
Getränke ,  insbesondere  der  verschiedenen  Branntweinsorten  enthält  (Aetliylalkohol  einerseits, 
Pi'opyl-,  Butyl-,  Amylalkohol  anderseits);  nun  sind  es  gerade  die  nationalökonomisch  und 
finanziell  belangvollsten  Branntweinsorten  (Kartoffel-,  Rüben-,  Getreidebranntwein),  welche  die 
verderblichsten  d.  i.  am  wenigsten  äthylischen  Alkohole  enthalten ,  und  auf  sie  beziehen  sich 
die  minder  strengen  Urteile  der  medizinischen  Autoritäten  über  alkoholhaltige  Getränke  zu- 
meist nicht.  Herr  Wolf  unterscheidet  nun  gar  nicht  und  spricht  schlechtweg  von  Alkohol, 
wobei  der  Branntwein  sodann  ft-eilich  recht  gut  wegkömmt.  Wir  verweisen  für  diesen  Punkt 
auf  unseren  Aufsatz:  Zur  Litteratur  des  Alkoliolismus ,  Hildebrand-Conrads  Jahrbuch  für 
Nationalökonomie  und  Statistik,  N.  F.  III.  Bd.  1881;  aus  demselben  ist  zu  entnehmen,  dass 
Hen-  Bär  (der  Alkoholismus)  über  Alkohol  und  insbesondere  über  Branntwein  viel  strenger 
urteilt,  als  Hen-  Wolf  es  darstellt.  Auch  die  bedauerliche  Thatsache,  dass  neuerdings  der 
Konsum  der  an  schweren  Alkoholen  reichen  Spirituosen  immer  mehr  wächst  (Frankreich), 
dass  sohin  der  hochcivilisierte  Westen  Europas  in  dieser  Hinsicht  immer  mehr  dem  europäischen 
Osten  nachstrebt,  hätte  mit  Nachdruck  hei-vorgehoben  und  in  der  Theorie  der  Branntweinsteuer- 
politik in  Anschlag  gebracht  werden  sollen.  Das  Resultat,  dass  der  Staat  berechtigt  sei,  „den 
Satz  der  Branntweinsteuer  höher  als  den  der  Steuer  jedes  anderen  besteuerten  unschädlichen 
Genussmittels  anzusetzen",  ist  in  dieser  Relativität  viel  zu  allgemein;  wir  verweisen  auch  hier 
auf  unseren  ebengenannten  Aufsatz,  wo  gegen  Hemi  Bär  darauf  hingewiesen  wurde,  dass 
aus  Gi-ünden  der  Gesundheits-  und  Sittenpolizei  die  Höhe  der  Branntweinsteuer  mit  Bedacht- 
nahme  auf  die  Bier- und  Weinsteuer  festzustellen  sei  und  dass  die  gesamte  Geti-änkebesteuenmg 
ein  Ganzes  von  zusammenliängenden  und  sich  bedingenden  Teilen  zu  bilden  habe.  —  Die  Be- 
deutung der  Branntweinproduktion  für  die  Landwii-tschaft  scheint  Hen-  Wolf,  ungeachtet  er 
Hen-n  Gerstfeldts  nüchterner  Auffassung  beipflichtet ,  denn  doch  zu  überschätzen ,  so  dass  er 
gar  nicht  zur  Stellung  der  Frage  gelangt,  in  welche  Bahnen  ein  möglicher  und  wünschens- 
werter Rückgang  des  Alkoholkonsumes  die  Landwirtschaft  drängen  würde.  Darum  lautet  denn 
das  weitere  Resultat :  „wenn  die  Steuer  im  allgemeinen  durch  ilu-e  Höhe  den  Stand  der  Brennerei 
zu  schädigen  geeignet  wäre,  sollte  die  Tendenz  der  Regiening  darauf  gerichtet  sein,  die  Steuer 
nicht  zu  hoch  anzusetzen."  —  In  dem  Absätze  über  die  Ueberwälzung  der  Branntweinsteuer 
geht  Herr  Wolf  zu  empiriscli  und  zu  optimistisch  vor;  „aus  dem  allgemeinen  Prosperieren  der 
Schanker  geht  unzweifelhaft  hei-vor,  dass  der  Schanker  die  Branntweinsteuer  ganz  beft-iedigend 
zur  Ueberwälzung  bringt;"  die  Brenner  —  so  wird  argumentiert  —  müssen  die  Branntwein- 
steuer immer  abwälzen,  weil  sie  einen  Bestandteil  der  Produktionskosten  bildet.  „Ist  die 
Steuer  im  Staate  für  alle  Produzenten  gleich  (S.  27),  so  wird  der  kleine  Brenner  sich  für  den  Teil 
der  Produktionskosten ,  welcher  die  Steuer  repräsentiert ,  nicht  minder  voll  bezalilt  machen 
als  der  gi-osse  Brenner;  wenn  sich  der  kleine  Brenner  für  seine  gesamten  Produktionskosten 
nicht  voll  bezahlt  macht,  so  liegt  dies,  wie  wir  sagten,  daran,  dass  sie  höher  sind  als  jene  des 
grossen  Fabrikanten;  wären  sie  gleich,  so  würde  er  sich  in  gleichem  Masse  bezahlt  machen, 
wie  der  gi'osse  Fabrikant."  Die  Steuer  wird  daher  unter  allen  Umständen  abgewälzt.  Das 
Resultat  lautet  infolgedessen:  „da  die  Steuer  von  der  Brennerei  im  allgemeinen  voll  über- 
wälzt werden  kann ,  ist  von  einer  höheren  Steuer  eine  Schädigung  des  Gewerbes  nicht  zu  er- 
warten" (S.  35).  Wie  aber,  wenn  die  Preiserhöhung  (Ueberwälzung)  den  Absatz  schmälert  und 
anfangs  kleinere,  später  vielleicht  auch  grössere  Brenner  ihre  Produkte  nicht  absetzen  und  zu 
Gninde  gehen?  Das  ist  doch  Schädigung  des  Gewerbes!  Hen-  Wolf  rechnet  eben  hier  wie 
anderwärts  mit  dem  Absätze  wie  mit  einer  konstanten  Grösse  (vgl.  unsere  Lehre  von  der 
Ueberwälzung  der  Steuern  S.  120  ff.).  Noch  weniger  vei-mögen  wir  den  Ausfühnnigen  des 
Kapitels  über  die  Steuen-estitution  bei  der  Ausfuhr  beizupflichten ;   es  sei  nur  ein   zweifaches 
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henorgelioben :  -Die  Steuenestitution  bildet  —  so  beisst  es  zunächst  auf  S.  34  —  bei  gleich 
hoher  Steuer  im  Inlande  eine  Garantie  füi-  die  Durchführung  voller  Steuerüberwälzung,  sobald 
einmal  exportiert  wird  und  die  Steuerrestitution  nicht  bloss  eine  formelle  ist.  Sobald  Steuer- 
restitution in  gleicher  Höhe  wie  die  Inlandsteuer  besteht  und  der  Brenner,  indem  er  in  der 
Lage  ist  zu  exportieren,  von  der  Steuerrestitution  Gebrauch  machen  kann,  so  erhält  er  bei 
der  Ausfuhr  denselben  Betrag,  den  er  im  Inlande  überwälzen  soll.  Würde  er  im  Inlande  nicht 
überwälzen  können,  so  würde  er  nur  oder  mehr  exportieren  und  hiedurch  den  Preis  im  Inlande 
so  steigern,  dass  ihm  auch  im  Inlande  die  Möglichkeit  der  Ueberwälzung  gesichert  würde ;- 
dazu  wird  in  einer  Anmerkung  beigefügt :  ,Es  ist  unsinnig,  wenn  —  wie  dies  häufig  geschieht 
—  mit  indirekter  Steuer  belegte  Industrielle,  welche  exportieren,  auch  solchen  Steuererhöhungen, 
mit  denen  eine  Erhöhung  der  Restitution  Hand  in  Hand  geht,  mit  Hinweisen  auf  den  drohenden 
Ruin  der  Industrie  etc.  entgegentreten.  Hier  wird  offenbar  wieder  der  Absatz  im  Auslande 
nicht  allein  für  unbeschränkbar,  sondern  auch  für  beliebig  vermehrbar  angesehen  und  an- 
genommen ,  dass  die  zur  Ueberwälzung  im  Inlande  führende  Beschränkung  des  inländischen 
Angebots  vermittelst  der  Ausfiihr  allezeit  möglich  ist ;  uns  erscheint  der  besagte  Hinweis  des 
Industriellen  schon  aus  dem  Grunde  nicht  unsinnig,  weil  eine  erhöhte  Steuer  den  Absatz  im 
Inlande  zu  beeinträchtigen,  daher  den  Ueberschuss  des  Angebots  zum  Exporte,  dessen  Wege 
\ielleicht  gesperrt  oder  überfüllt  sind,  zu  drängen  vermag,  so  dass  schliesslich  auch  der  Exi)orteur 
in  Mitleidenschaft  gezogen  wird.  —  Fürs  zweite  wird  gesagt  (S.  35):  .Die  Ausfuhrrestitution 
kann  sich  zur  Ausfuhrprämie  erweitem  .  . .  Die  Preisformation  im  Inlande,  welche  die  Ausfuhr 
als  solche  hervorbiingt ,  wird  dadurch,  ob  Prämie  gewährt  wird  oder  nicht,  nicht  irritiert;" 
liier  wäre  doch  die  Möglichkeit  ins  Auge  zu  fassen,  dass  die  durch  Prämien  hochbegünstigte 
Ausfuhr  das  Angebot  im  Inlande  herabminderte  und  die  Preisformation  in  der  Richtung  eines 
Zuschlags  .iiTitierte",  welcher  bis  an  den  Betrag  der  Prämie  reichen  könnte. 

Doch  wir  verlassen  den  ersten  Abschnitt,  dessen  Schwächen  umso  weniger  ins  Gewicht 
fallen,  als  ja  allgemeine  nationalökonomische  und  finanzwissenschaftliche  Theorie  nicht  Sache 
eines  Buches  ist ,  dessen  Schwerpunkt  in  jener  überaus  reichen ,  flüssigen  und  sorgfaltigen 
Materialsammlung  liegt ,  welche  der  zweite  Abschnitt  bietet.  Der  Herr  Verf.  war  bemüht ,  so 
erschöpfend  und  eingehend  als  möglich  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Branntwein- 
besteuerung in  Deutschland  (specieU  im  Norddeutschen  Steuervereine,  in  Bayern,  Württemberg 
und  Baden;,  in  Frankreich,  Grossbritannien  und  Irland,  Russland  mit  Finnland,  Belgien, 
Holland,  Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Schweiz.  Italien,  Rumänien,  Serbien,  Türkei, 
Griechenland ,  Spanien ,  Portugal ,  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  und  schliesslich  in 
Oesterreich-Ungam  darzustellen.  Wir  sagen  absichtlich  so  erschöpfend  und  eingehend  als 
möglich,  weil  ja  in  den  meisten  Staaten  Europas  kaum  die  Finanzgeschichte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts geschrieben  ist,  während  weiter  hinaus  nur  fragmentarisch  einzelne  Tbatsachen  be- 
kannt sind,  und  weil  die  geschichtliche  Darstellung  der  Finanzen  auch  nur  eines  Staates  in 
vielen  Fällen  die  mögliche  Leistung  eines  ganzen  Forscherlebens  weit  überragen  würde.  Einen 
der  schlagendsten  Belege  hierfür  liefern  die  Finanzen  OesteiTeichs  und  insbesondere  die  in- 
direkten Steuern,  in  deren  Geschichte  eigentlich  erst  seit  1829  klares  Licht  fallt ;  die  Geschichte 
der  Finanzen  Oesterreichs  im  XYin. ,  XVH.  und  den  ftüheren  Jahrhunderten  spaltet  sich  in 
die  Geschichte  der  Finanzen  der  einzelnen  zur  Monarchie  vereinigten  Königreiche  und  Länder. 
Herr  Wolf  hat  alles  gethan,  was  ohne  selbständiges  Quellenstudium  gethan  werden  kann, 
und  er  hat  die  Litteratur  der  einzelnen  Materien  sorgfältigst  zu  Rate  gezogen :  in  betreff  der 
Darstellung  der  Geschichte  der  Branntweinsteuer  im  XIX.  Jahrhunderte  ist  ihm  wohl  —  soweit 
wir  orientiert  sind  — ,  was  die  mittleren  und  westUcheu  Staaten  Europas  belangt,  nicht  der 
geringste  Vorwurf  zu  machen. 

Eine  höchst  wUlkommene  und  wegen  ihrer  induktiven  Fundierung  sehr  wertvolle  Er- 
gänzung der  Ausführungen  des  zweiten  Abschnittes  bietet  die  theoretische  Daretellung  und 
kritische  Beleuchtung  der  bestehenden  Arten  der  Branntweinbesteuerung  im  dritten  Abschnitte. 
Den  Geist  dieser  Erörterungen  charakterisieren  die  nachstehenden  einleitenden  Worte  (S.  492) : 
-Wenn  bisher  die  weitaus  meisten  Diskussionen  über  Branntweinsteuersysteme  davon  aus- 
gingen, dass  es  ein  richtigstes,  ein  bestes  Steuersystem  gebe  und  dass  nach  diesem  zu  streben. 
es  womöglich  von  allem  Anfange  an  einzusetzen  sei,  so  ist  dies  falsch.  Es  lässt  sich  schon 
aus  der  vorangegangenen  historischen  Darlegung  entnehmen  .  dass  bei  Bezeichnung  des 
wünschenswertesten  Steuersystemes  mit  den  Zeitumständen  d.  i.  insbesondere  mit  dem  Ent- 
wickelungsstadium  der  Industrie,  mit  bestimmten,  insbesondere  durch  Miher  angewendete 
Steuersysteme  hervorgerufenen  Eigentümliclikeiten,  dann  auch  mit  örtlichen  Verhältnissen  und 
schliesslich  auch  mit  der  Eigenart  der  Bevölkerung  zu  rechnen  ist.    Speciell  dieser  letztere 
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Punkt ,  der  bisher  allerorts  unbeachtet  blieb ,  kann  in  gewissen  Fällen  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Bedeutung  haben ,  seine  Beachtung  kann  insbesondere  das  Urteil,  welches  aus  der 
Geschichte  einer  Steuer  in  einem  oder  dem  anderen  Lande  gewonnen  werden  will,  modifizieren, 
die  Gesichtspunkte  für  die  Beurteilung  eines  Steuersystems  unter  sonst  ganz  gleichen  äusseren 
Verhältnissen  verrücken."  Angesichts  dieser  auch  heute  immer  noch  mit  besonderer  Anerkennung 
heiTorzuhebenden  historisch-relativistischen  Denkungsweise  erscheint  der  sodann  nachfolgende 
Satz  kaum  begreiflich;  er  lautet:  „Solche  Thatsachen  können  zwar  für  die  sachgemässe 
Beurteilung  eines  Steuersystems,  welches  von  mittleren  Verhältnissen  ausgehen  muss,  nicht 
in  Betracht  kommen,  aber  desto  mehr,  sobald  es  sich  darum  handelt,  ein  theoretisch  ge- 
wonnenes Eesultat  in  die  Praxis  umzusetzen;"  was  soll  ein  imaginäres  Steuersystem,  das  von 
mittleren  Verhältnissen  ausgeht  und  an  welch  ein  Verhältnis  zwischen  der  Theorie  der  Finanz- 
wissenschaft, die  doch  eine  praktische  Wissenschaft  ist ,  und  der  Praxis  denkt  liiebei  der  HeiT 
Verf.?  In  das  System  der  Branntweinsteuer,  welches  auf  S.  194  und  495  aufgestellt  wird,  könnte 
eine  scharfe  Dialektik  manche  Bresche  scliiessen;  wir  möcliten,  um  nur  eines  hervorzuheben, 
Anstand  nehmen,  die  Abfindungssteuer,  welche  der  Branntweinscliänker  auf  Grund  einer  an- 
genommenen Ausschankmenge  zahlt,  unter  die  Gruppe  „A,  Steuern  auf  Grund  von  Ausbeute- 
annahmen" zu  stellen.  —  Herr  Wolf  erachtet  die  Fabrikatsteuer  mit  Rücksicht  auf  den  hohen 
Grad  der  Entwickelung ,  den  die  Brennerei  in  unseren  Tagen  erreicht,  für  die  vom  national- 
ökonomischen und  finanziellen  Standpunkte  beste  Fonn  der  Branntweinbesteuerung,  ohne  jedocli 
die  relative  historische  Berechtigung  anderer  Formen  zu  verkennen  und  ohne  unvermittelt  und 
gewaltsam  eingelebte  Steuern  anderer  Art  durch  die  Fabrikatsteuer  ersetzen  zu  wollen  (vgl.  S.  518 
über  die  Maisclu-aumsteuer  in  Deutschland).  Die  Vorzüge  der  Fabrikatsteuer  werden  erschöpfend 
und  klar  dargethan  und  zwar  direkt  (S.  531—542)  und  a  contrario  durch  den  Nachweis  der 
Schäden  und  Unzukömmlichkeiten,  welche  die  anderen  Formen  der  Branntweinbesteuerang  in 
unseren  Verhältnissen  herbeiführen  (S.  495—530). 

Den  Abschluss  bildet  der  vierte  Abschnitt,  der  die  Eefonn  der  Branntweinsteuer  in 
OesteiTeich-Ungam  bespricht  und  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Reformgesetzentwurfes, 
der  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Buches  vorlag,  gestützt  auf  die  vorangehende  historische  Dar- 
stellung und  die  induzierten  allgemeinen  Sätze  einer  wohlbegründeten  Kritili  untei'zieht.  Es 
ist  insbesondere  die  Bestimmung,  dass  —  soweit  es  sich  um  die  Fabrikatsteuer,  die  neben 
anderen  Formen  besteht,  handelt  —  nicht  die  volle  Versteuening  des  Produkts  .eintreten  soll, 
sondern  dass  alles  Fabrikat  nur  auf  Grand  der  Annahme  einer  Gradliältigkeit  von  75  Grad  der 
Besteueining  zu  unterwei-fen  sei,  welche  der  Herr  Verf.  bekämpft,  indem  er  derselben  zunächst 
mit  vollem  Rechte  zum  Vorwurfe  macht,  sie  werde  abemials  eine  ungleichmässige  Steuer- 
belastung und  volkswirtschaftliche,  sowie  finanzielle  Verluste  herbeiführen,  und  sodann  darthut, 
dass  der  Zweck  dieser  Bestimmung  auf  andere  Weise  und  mit  Venneidung  der  besagten 
Wirkungen  zu  erreichen  wäre.  Der  Entwurf  ist  mittlerweile  samt  den  angefochtenen  Be- 
stimmungen zum  Gesetz  geworden  (Ges.  vom  19.  Mai  1884,  Z.  G3,  R.-G.-BL),  und  uns  dünkt, 
dass  Wolfs  Buch  viel  zu  spät  erschienen  ist,  als  dass  es  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  noch 
hätte  zu  Rate  gezogen  werden  können. 

Wir  besclüiessen  unsere  Besprechung ,  indem  wir  nochmals  auf  das  eingangs  aus- 
gesprochene Gesamturteil  hinweisen;  der  Herr  Verf.  bewährt  sich  als  tüchtiger  Spezialist  und 
als  unermüdlicher;  sein  Werk  sei  dem  praktischen  Finanzpolitiker  nicht  minder  wie  dem 
Theoretiker  als  ausgiebige  Quelle  zuverlässiger  Infonnation  und  als  ein  in  jeder  Hinsicht  zu- 
reichendes Nachschlagebuch  bestens  empfohlen. 

Prag.  Josef  Kaizl. 


Kahn,  Fr.  Julius,  Geschichte  des  Zinsfusses  in  Deutschland  seit  1S15  und 
die  Ursachen  seiner  Veränderung.  Von  der  staatswirtschaftlichen  Fakultät 
der  Universität  München  gekrönte  Preisschrift.  206  S.  Text  und  42  S.  Bei- 
lagen.    Stuttgart.     Bei  Cotta.     1884. 

Es  ist  eine  der  schönsten  Seiten  in  dem  Wirken  unserer  Universitäten,  dass  sie  alljähi"- 
lich  durch  Stellung  von  Preisaufgaben  strebsamen  Studierenden  die  Anregimg  zu  wissenschaft- 
licher Selbstthätigkeit  geben;  erhöht  aber  wird  der  Wert  dieser  Anregungen  dann,  wenn  die 
gestellten  Fragen  sich  auf  praktischem  Gebiete  bewegen,  so  dass  ihre  Beantwortung  ein  ge- 
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wisses  aktuelles  Interesse  auch  in  weiteren  Kreisen  finden  kann.  Unter  die  Fragren  dieser  Art 
kann  man  das  Thema  zählen,  welches  zugleich  die  Ueberschrift  des  eben  angeführten  Werkes 
bildet  und  es  ninss  als  keine  leichte  Aufgabe -angesehen  werden,  die  der  Verfasser  des  vor- 
liegenden Buches  dnrchgefiUu-t  hat,  sich  in  das  ungeheure  Material  zu  stürzen,  das  in  einem 
Zeiträume  von  70  Jahren  über  den  Zinsfnss  angehäuft  ward,  und  das  schon  höchst  schwierig 
zu  finden,  noch  schwieriger  zu  sichten  und  an  der  Hand  unserer  nationalen  Wirtschafts- 
geschichte zu  beurteilen  ist.  Der  fragenden  Fakultät  wie  dem  ebenso  fleissigen  und  geschickten 
Beantworter  wird  man  daher  nur  dazu  Glück  wünschen ,  dass  der  Versuch  auf  diesem  bisher 
noch  unbearbeiteten  Gebiete  einen  so  schönen  Erfolg  für  beide  gezeitigt  hat. 

Indem  die  Darstellung  sich  auf  die  geschichtliche  Untersuchung  der  Entwickelung  des 
Zinsfusses  beschränkte  und  nur  die  drei  Grössen ,  den  Diskont ,  den  Hypothekenzinsfuss  und 
den  Zinstuss  der,  wie  das  Buch  sagt,  sicheren  Wertpapiere  ins  Auge  fasst,  hat  sie  ihrem  Ziele 
einen  festen  und  sicheren  Rahmen  gegeben,  welcher  um  so  mehr  notwendig  war,  als  alles,  was 
über  diese  Grenzen  hinausliegt,  kaum  Gegenstand  einer  erfolgreichen  Forschung  werden  kann : 
so  verlockend  es  nun  wäre,  das  Wesentliche  dieser  drei  in  sich  grundverschiedenen  Kapital- 
preise  in  ihrer  genetischen  Entwickelung  mitzuteilen,  so  muss  man  sich  dies  doch  im  Hinblick 
auf  die  Ziele  dieser  Zeitschrift  versagen.  Für  diesen  Ort  wird  und  muss  es  genügen ,  jenen 
Zinsfuss  geschichtlich  zu  verfolgen,  der  für  die  öffentlichen  Schuldverschreibungen 
von  Einfluss  war. 

Ueberschlagen  wir  die  recht  lesenswerte  Einleitung,  die  der  Herr  Verfasser  seinem  Buche 
über  die  Theorie  des  Zinsfusses  und  die  Quellen  gegeben  hat,  und  wenden  wir  uns  sofort  den 
drei  Kurven  zu,  in  denen  deutlich  die  Wellenbewegung  des  Zinsfusses  seit  1815  bis  heute  ver- 
läuft, nämlich 

1)  Kmven  von  1815 — 1845,  eine  Zeit  des  sinkenden  Zinsfusses; 

2)  Kurven  von  1845 — 1871,  eine  Zeit  des  steigenden  Zinsfusses; 

3)  KuiTC  von  1871  bis  zur  Gegenwart,  eine  Zeit  des  abermals  sinkenden  Zinsfusses. 

In  der  Periode  von  1815 — 1845  zeigen  die  fünf  Jahre  von  1815 — 1820  zunächst  ein  sehr 
schwankendes  Uebergangsstadium.  Die  40;Qigen  Staatsschuldscheine  Preussens  standen 
am  16.  Juni  1813  auf  241.2.  stiegen  1814  auf  50,  1815  auf  85,  sanken  bis  1816  auf  80,  1818  auf 
6434  und  bis  1821  brachten  sie  es  nur  auf  TlSj.  Das  bedeutete  durchweg  fast  einen  Zinsfuss  von 
über  5^0-  Die  Ursachen  hiei-von  sind  mannigfaltig  und  meist  aus  der  politischen  Bewegung 
erklärlich,  aber  auch  beeinflnsst  durch  die  Finanzoperationen  Frankreichs  von  1817  und  1818, 
Rnsslands  und  Oesterreichs  von  1818.  Letzteres  lieh  50  Millionen  Gulden  an  zu  einem  nomi- 
nellen Zinsfuss  von  S^o  und  zu  einem  Kurse  von  55,  58  und  t>4,  zahlte  also  effektiv  9,09  — 
8,62  —  7,81  Of,  Zins.  So  gab  auch  Frankreich  7,l4C'o  und  Russlaud  7,06öo-  Auch  bei  einem 
englischen  Anlehen  musste  Preussen  7<^o  Zins  bezahlen.  Charakteristisch  ist  es,  dass  1820  die 
preussische  Seehandlung  in  Hamburg  ein  Anlehen  von  3  Millionen  Thaler  anmahm  und  als 
Unterpfand  preussische  Staatspapiere  gab,  die  sie  zum  Kurse  von  50  berechnete,  obgleich  der 
Berliner  Kui-s  dieser  Papiere  damals  71I4  stand.  —  Bayern  sah  iSll  seine  Staatspapiere  um 
40 Oq  sinken;  zwar  gelang  es  schon  1.S16  der  Staatsschuldentilgungskasse  in  Wüi-zburg  50„ige 
Schulden  in  4 0.0 ige  zu  verwandeln,  aUein  letztere  gewährten  dem  Gläubiger  ein  unbedingtes 
Kündignngsrecht  mit  nur  dreitägiger  KündigungsMst,  was  ihnen  den  Charakter  von  kurzsich- 
tigen Wechseln  aufdrückte.  Die  Kurse,  in  denen  die  bayrischen  Staatspapiere  sich  bewegten, 
standen  alle  soweit  unter  pari,  dass  sie  durchweg  einen  mehr  als  5"(,iSPnZins  boten.  Würt- 
temberg zahlte  zu  dieser  Zeit  50cu  Baden  etwas  weniger  als  S^o-  In  Hannover  bezahlte 
man  mehr  als  40,).  in  Sachsen  weniger  als  S^o  und  es  konnte  bereits  1821  mit  Ertblg  auf  4"i, 
konvertieren.  Hessen-Darmstadt  finden  wii"  mit  öisOo»  die  Stadt  Frankfurt  mit  nicht 
ganz  sOy,  Hamburg  zahlte  nicht  einmal  4%,  denn  die  4 0,0 igen  Hamburger  standen  im  Mäi-z 
1818  auf  in».  Ein  grosser  TeU  des  deutschen  Kapitals  steckte  schon  damals  in  den  sehr  be- 
liebten österreichischen  Metalliques.  Diese,  ein  s^oiges  Papier,  standen  Ende  1818  auf 
67i,s.  Ende  1819  auf  725, 0,  Ende  1820  auf  721,16.    Das  bedeutete  7,450ot  und  6,940o  effektiv. 

Gehen  wir  nun  zu  den  zwanziger  Jahren  über.  Die  4 "eigen  preussischen  Staats- 
schuldscheine begannen  den  Kurs  von  90  zu  erreichen,  5 0,0 ige  sogar  1021-2.  Die  40010611 
Bayern  standen  1825  auf  93'^,  die  SOoigen  auf  102.  Verechiedene  andere  5,  4>.2  und  40ßigen 
Staatspapiere  waren  schon  im  August  1824  auf  pari  angelangt  und  die  ö^oigen  Metalliques 
standen  im  Mai  1S25  auf  96.  Das  be^vies  alles  schon  ein  energisches  Herabgehen  des  Zinsfusses. 
Die  Zeit  von  1»31 — 1S4j  gab  dieser  Bewegung  den  prägnantesten  Ausdruck:  der  Zinsfuss  kam 
auf  einen  so  tiefen  Stand,  wie  nie  vorher  und  nie  nachher  in  diesem  Jahrhundert.   Es  war  dies 

937 


t^Qg  Litteratur. 

eine  Zeit,  wo  die  Staaten  die  Kapitalisten  nicht  bedurften,  ja  sie  sogar  in  ihrem  Einkommen 
durcli  Zinsvenninderung  besclmitten,  wo  dem  Grundbesitz  durcli  Vennittelung  der  Sparkassen 
und  liypothekarischen  Kreditinstitute  Geld  zuzufliessen  begann.  Wenn  auch  die  Julirevolution 
den  Kursen  einige  Schläge  verursacht  hatte,  so  stiegen  doch  langsam  aber  sicher  die  4''oigeM 
preussischen  Staatsschuldscheine  auf  den  Paristand,  hoben  sich  isao  auf  102 Vg,  I8a8  auf  loa, 
1839  auf  lOi,  1842  nahe  auf  104ii,'i2  und  hielten  sich  noch  über  pari,  als  der  nominelle  Zinsfuss 
bereits  auf  31,2  heruntergesetzt  war.  Ebenso  ging  es  bei  den  40;oigen  Bayern;  sie  standen 
1833  aiif  lOOi's  (B.)  und  100  (G.),  183,5  auf  1035/s,  wurden  dann  in  3i2"(iige  Obligationen  konver- 
tiert und  standen  als  solche  schon  1836  auf  100,  sanken  1840  unter  pari,  en'eichten  den  höchsten 
Stand  mit  102"'8  (B.)  1842  und  sanken  erst  1846  dauernd  unter  pari.  Auch  die  3i;2*'oigen 
Württemberger,  Mecklenburger  und  Hamburger  kamen  über  pari,  und  die  50/oigen 
Metalliques  zeigten  von  1888—1845  die  Kurse  von  Hundert  6,  7,  10,  12,  13,  14  und  die 
4  0'oigen  Kurse  von  hundert  1;  s/g;  2,2;  2;  3^!s.  Unter  diesen  Umständen  war  es  sehr  begreif- 
lich, dass  alle  deutschen  Staaten  mit  so  günstigem  Eifolge  ihre  Schulden  in  Bi'oöoige  verwan-  ' 
wandeln  konnten.  Die  Preussen  konvertierten  1842 ,  Hannover  1829 ,  Kurhessen  1833 ,  Nassau 
bekam  1837  ein  Siä^oige»  Anlehen;  Frankfurt  a.M.  konvertierte  1839,  Sachsen  1821  auf  4O0  und 
1830  sogar  auf  30,0  u.  s.  w.,  Baden  1829  auf  4  0^,  1834  auf  3i;2<'o,  Württemberg  1824  auf  4i;2<'o) 
1830  auf  40/0,  1842  auf  3I2O0  und  Bayern  1822  auf  4O0,  1835  auf  3i'2<';o. 

Nun  ist  die  zweite  aufwärts  steigende  Kurve  zu  zeichnen ;  sie  fällt  in  eine  wirtschaftlich 
und  politisch  überaus  angeregte  Zeitepoche,  deren  Einwirkung  sich  auf  den  Zinsfuss  in  Bälde 
fühlbar  machte ;  er  steigt  von  1845  massig ,  rapid  im  Jahre  1848 ,  kam  1852  auf  den  Stand  von 
1847,  die  Jaloi-e  1853  und  1854  trieben  ihn  wieder  in  die  Höhe  und  1855  entstand  anhaltendes 
Sinken  bis  1864,  ein  Sinken,  das  wenig  durch  die  Ereignisse  von  1859  unterbrochen  war.  Erst 
1866  kam  wieder  die  Bewegung  nach  oben,  die  bis  1870  andauerte. 

Preussen  garantierte  bloss  in  der  Zeit  von  1845—1855  die  Bahnen  mit  3i2'*o  ^^^  schuf 
dadurch  sich  selbst  KonkuiTenz ;  Bayern  baute  sie  selbst,  anfänglich  mit  seinen  Ersparungen, 
und  als  es  1847  daran  ging,  ein  Anlehen  von  10 1 2  Millionen  Gulden  aufzunehmen,  zahlte  es 
nominell  4O0,  in  Wirklichkeit  4i2''o>  weil  es,  um  die  Teilnahme  zu  reizen,  dem  Darleiher  nicht 
nur  4  0,0  ige  Staatsschuldscheine  für  den  baar  bezahlten  Betrag  aushändigte,  sondern  gleiche  Be- 
träge der  älteren  S'^'^Qigen  Obligationen  auf  4O0  erhöhte,  und  insoweit  ein  gleicher  Betrag 
i'',2*'oiger  Staatsschuldscheine  in  40'oige  Obligationen  verwandelt  wurde,  nannte  man  das  An- 
lehen ein  AiTOsieningsanlehen.  Württemberg  lehnte  1846  6  Millionen  Gulden  zu  40,0  an, 
wovon  wenig  mehr  als  I5  einging,  und  als  es  weitere  11  Millionen  Gulden  wollte,  musste  es 
dieselben  mit  4i2''o  verzinsen  und  zu  97 '2  begeben.  Baden  brauchte  1843  12  Millionen  Gulden 
und  nahm  sie  zum  Kurse  von  92  mit  3i2*'o  auf,  bezahlte  also  effektiv  3*;5;  1848  und  1849  be- 
zahlte es  für  zwei  weitere  Anlehen  sogar  5%  Zins.  Hessen -Darmstadt  konnte  noch  mit 
iO'u  anleihen,  1849  und  1850  aber  bereits  mit  4i2'''o>  und  mit  einem  Kurse  von  92I2,  respektive  96, 
Grossen  Schwierigkeiten  begegnete  Hannover  und  erst  1848  gelang  es  ihm,  zu  50,0  anzu- 
leihen.  Sachsen,  Braunschweig,  Mecklenburg-Schwerin  und  andere  Staaten  mussten 
sich  alle  zu  einem  Zinsfuss  von  4  und  4i'2*'o  bequemen. 

Unter  diesem  Drucke  hatten  natürlich  auch  die  vorhandenen  Staatsschuldscheine  zu 
leiden.  Die  3i'2%igen  Preussen  standen  bereits  1847  auf  92I4,  die  Bayern  ebenso;  der 
Kurs  der  50,0 igen  östeiTeichischen  Metalliques,  der  im  April  1845  etwa  114^ ^  betrug,  notieite 
1848  nur  melir  IOII4.  Das  Jahr  1848  steigerte  den  Kapitalbedarf  der  Staaten  und  mit  ihm 
den  Zinsfuss  auf5»0)  wie  aus  allen  zu  dieser  Zeit  gemachten  Anlehen  ersichtlich  ist.  Die 
preussischen  3il2''/oigen  Staatsschuldscheine  standen  1847  auf  93';8,  18*8  auf  69,  Ende  1848  auf 
79I2,  1849  auf  893s,  sanken  sodann,  und  stiegen  1850—1851  auf  95  und  96,  einen  Stand,  den  sie 
erst  1879  wieder  en-eichten.  Die  4i2",oigen  Papiere  begannen  seit  1850  etwas  über  pari  zu 
stehen.  Bayern  zahlte  um  1852  einen  Zinsfuss  von  4i20o-  Die  3i2'*oigen  Württemberger  standen 
1852  auf  90;  die  gleiche  Erscheinung  wies  Baden,  Hannover,  Nassau  und  auch  Hessen  auf. 
Die  meisten  Staatsanlehen,  die  1850—1854  aufgenommen  wurden,  hatten  4  oder  4i2'>o  nominell. 
Der  Krimkrieg  brachte  in  diese  Ruhe  eine  Erschütterung  und  die  4i'2"oigeu  Preussen  standen 
Ende  März  bereits  auf  93,  die  40oigen  aber  auf  85' 2-  Die  3i20oigen  Bayern  standen  1853  auf 
951 2,  1854  auf  89^8  und  bald  auf  841/2,  stiegen  noch  auf  88  und  fielen  unter  84  bis  18,55,  von 
^o  an  sie  fortwährend  stiegen.  Die  4"|oigen  Papiere  aber  standen  1854  auf  96I2,  bald  auf  89 
und  erreichten  erst  1860  den  Paristand.  Aehnlich  waren  die  Bewegungen  der  württembergi- 
schen, badischen,  sächsischen  und  hessischen  Staatspapiere. 

Alle  diese  Kursnotiemngen  deuten  schon  die  rückläufige  Bewegung  an,  die  der  Zinsfuss 
von  185.5—1865  genommen  hat.    Man  mag  nach  Kahn  das  Sinken  des  Zinsfusses,  wie  es  auch 
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aas  den  Kursen  der  Staatspapiere  erhellt,  auf  ungefähr  i2"o  angeben.  1859  standen  die  4' 2" i- 'gen 
Preusseu  auf  991^  und  kulminierten  1862  mit  102^«,  um  von  da  an  zu  sinken.  Die  S'i'oigen 
Bayern  kamen  1857  auf  96,  1861  auf  97^ ^  und  die  4  0oigen  18.')9  auf  99,  bis  Ende  18W  sogar  über 
pari.  N'eue  Anleihen  mussten  so  ziemlicli  alle  4 — 4ijOo  Zins  bezahlen.  So  Bayern,  das  1861 
ein  40oiges  Anlehen  al  pari  aufnehmen  konnte.  Einen  kleinen,  aber  doch  merkliehen  Druck 
tibte  der  Konflikt  mit  Dänemark  1863,  Ende  1864  standen  jedoch  die  4  "0  igen  Preussen  schon 
wieder  auf  102.  die  40oigen  auf  97,  die  30i,.igen  auf  91;  ebenso  die  süddeutschen  Papiere. 

Von  1865—1871  stieg  der  Zinsfiiss  aufs  neue,  in  nicht  geringem  Grade  aus  Anlass  des 
grossen  Kapitalbetlüi-fhisses  der  auswärtigen  Staaten  wie  Italien,  Schweden,  Sussland, 
Oesterreich  und  der  Vereinigten  Staaten.  Lieh  doch  Russland  mehr  als  eine  Milliarde 
Frauken  zu  5 0 0  ^eit  unter  Hundert  und  Italien  1866  sogar  zu  66  an.  Für  Bayern  und  Preussen 
war  1865  der  Zins  über  4O0  gestiegen,  schon  Ende  März  fielen  aber  die  4 ij^o igen  Papiere  unter 
pari  und  die  4"oigen  auf  92,  die  sij'^oigeQ  auf  82.  Nur  Württemberg  konnte  sich  noch  auf 
kurze  Zeit  eines  Zinsfusses  von  4O0  erfreuen.  Der  Krieg  von  1866  äusserte  natürlich  seinen 
Einfluss  vorübergehend  in  sehr  bedenklicher  Weise,  doch  hoben  sich  die  Papiere  bald  wieder, 
und  1867  standen  die  iii^oigen  Preussen  auf  98,  1868  auf  93«^,  1869  auf  93I2,  die  öOoigen  auf 
lOOio.  Das  bedeutete  ein  Steigen  des  Zinsfusses  auf  SOj,.  Bayern  notierte  seine  i^oigen  Obli- 
gationen 1866  auf  963,4,  im  Juni  auf  791.2,  d^e  4i2''oigen  mit  95I4;  1869  standen  die  40oigen 
auf  8634.  die  4 1.2*^0 igen  auf  92,  die  50nigen  auf  101 1 2  and  1870  die  40 q igen  auf  865,'g  und  die 
4i2<'oigen  auf  9312,  die  5« 0 igen  auf  10184,  also  auch  hier  ein  Steigen  des  Zinsfusses  auf  öo.o- 
Ebenso  Württemberg  und  Baden. 

Entsprechend  diesen  Bewegungen  waren  die  jeweiligen  Emissionskurse  der  anleihenden 
Staaten.  Oldenburg  brachte  1865  noch  ein  40oiges  Anlehen  al  pari  unter,  Bayern  nur  da- 
durch, dass  es  die  Hälfte  der  gezeichneten  Summe  in  3' 2^0  ige  Obligationen  zu  erlegen  ge- 
stattete, und  im  folgenden  Jahre  musste  es  geradezu  4i2"oige  Papiere  zu  92  und  5«>oige  mit 
SOq  Provision  emittieren,  üeberhaupt  kamen  die  4i2"oigen  alle  unter  pari  zu  stehen,  wenn 
auch  nicht  unter  90.  Das  Jahr  1870  kennt  ausschliesslich  äo^ige  Obligationen,  meist  unter 
pari,  so  zu  88  die  norddeutsche  Bundesanleihe  und  zu  92  das  bayrische  Militär- 
anlehen.  Nur  ein  e^/oiges  württembergisches  Kriegsanlehen  wurde  al  pari  untergebracht. 
Hieraus  ist  die  Wahrnehmung  zu  machen,  dass  der  Krieg  einen  Zinsfuss  von  60^,  erzengte, 
der  bei  Beginn  der  Friedensperiode  auf  öOp  anlangte. 

Dies  leitet  von  selbst  zur  letzten  Km-%e,  der  Periode  des  abermals  sinkenden  Zinsfusses 
von  1871  bis  zur  Gegenwart  über.  Kahn  kennzeichnet  den  zahlenmässigen  Abfall  mit  l*o- 
Schon  im  Juni  1871  standen  die  öOnigen  sächsischen  Obligationen  auf  10214,  die  hessischen, 
preussischen ,  wiirttembergischen ,  bayrischen,  badischen  wenig  minder,  und  alle  über  pari. 
Seit  1872  darf  der  Zinsfuss  allgemein  sMi  4I-2O0  angegeben  werden.  Die  4i2<*oigen  nicht  konso- 
lidierten Pieussen  standen  1873  auf  103' <,  die  Bayern  auf  IOOI4,  die  Württemberger  auf  lOOi* 
und  die  Badenser  auf  100.  Schon  Mitte  1875  standen  die  41 2"  0  igen  konsolidierten  Obligationen 
auf  lOö^s,  die  40Qigen  auf  985^.  Die  40oige  deutsche  Reichsanleihe  stand  1877  auf  957,;, 
im  Dezember  desselben  Jahres  auf  945  j,  im  März  1878  auf  96I4.  Nach  Herstellung  des  Friedens 
zwischen  Russland  und  der  Türkei  begann  denn  auch  die  Konvertierung  von  4i2*'o  auf  40,0- 
Schon  im  März  1881  stand  die  40,) ige  Reichsanleihe  auf  1013 g,  ^e  40oigen  preussischen  Con- 
sols  auf  101»  s,  ebenso  die  sogenannten  Xeubayem  auf  101  u.  s.  f.  Der  Emissionskurs  der 
in  die  letzten  Jahre  fallenden  Staatsanleihen  ist  94,60  —  95,60  —  96,60  bei  der  deutschen  Reichs* 
auleihe,  bei  den  preussischen  Consols  etwas  geringer,  bai  Bayern  9S,  zu  verstehen  lo^^ige  Pa- 
piere. Alle  diese  Papiere  sind  jetzt  über  pari.  Dies  sind  die  Hauptergebnisse  des  recht  lesens- 
werten Buches  Kahns  über  die  Zinsschwankungen  der  Staatspapiere.  Zum  Schlüsse  sei  es 
noch  gestattet  aus  den  Beilagen ,  welche  die  Karstabellen  enthalten ,  in  Kürze  einige  Tabellen 
zu  skizzieren. 

I.  Kurse  der  prenssisrhen  Staatspapiere  Ton  1815 — I8S3. 

Die  Dezember  -  Otimo  -  Kurse, 
a)  Der  bis  1843  40 eigen  Staatsschuldscheine. 


1815 

79 

1821 

701g 

1827 

8734 

1833 

97 

1839 

1035  g 

1816 

7434 

1822 

7418 

1828 

911:6 

1834 

99 's 

1840 

103" 12 

1817 

733/4 

1823 

7311,2 

1829 

1001 2 

1835 

101' ,2 

1841 

1045,2 

1818 

66^  S 

1824 

897g 

1830 

913!4 

1836 

10134 

1842 

103",; 

1819 

715g 

1825 

891 2 

1831 

9311,2 

1837 

102*6 

1843 

1031 4 

1820 

681 4 

1826 

85I2 

1832 

935,2 

939 

1838 

10234 
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Kurse  der  preussischen  Stnatspapiere  von  1815—1883. 

Die  Dezember  -  Ultimo  -  Kurse. 
b)  Der  1844—1847  Si^^oigen  Staatssehuldscheine. 


1844 

101 

1845 

!)8 

1846 

94 

1847 

92 1; 

^k  8^' 4  803,'4 


c)  Der  von  1848—1883  5,  4i,o,  4,  SijUoigen  Staatspapiere. 

1848  -                                           _                         _  79i|2 

1849  —                                           —                         —  88I/2 

1850  —                                           —                         —  841/2 

1851  —                                         102i;4                      —  891/4 

1852  —                                         103                          —  945/s 

1853  —                                         1003/8                      99  91 

1854  —                                          96                          92  83 
50/0                                       41120/0                      40/0  3I/2O/0 

1855  —                                       101 1;2                        971,2  853/4 

1856  —                                         96 1/4                        91  821/4 

1857  —                                         99                            901/2  8I3/4 

1858  —                                       101                            95  843/4 

1859  —                                         995/8                        931/2  843/8 

1860  1021/2  (März)                          991 4                        96  86 

1861  —                                       102                            981 '4  887/8 

1862  1063'4  (März)                        102                            991/2  89^/8 

1863  —                                        100                            941/2  877/8 

1864  —                                        102                            97  91 

1865  10414               1001 2          963/4  891/2 

1866  1031/2                                       98^/4                        895/8  845/g 

1867  1023/4  (Okt.)                           96                            891/2  823/4 

1868  — 

1869  10012 

1870  98                                           893 '4                        811 4  _ 

1871  100                                         102                              —  — 

1872  1003/4                                     1023/4                          —  — 

1873  —                                       1001/2                        991/4  — 

1874  —                                       1045/8                          —  — 

1875  —                1051/2          98%  — 

1876  —                1041/8          943,4  — 

1877  —                1033/8          93^8  — 

1878  —                1041 2          —  — 

1879  —                1041'2          973/8  — 

1880  —                1045/8         100  l/s  — 

1881  —                1053«         1005/8  — 

1882  —                1031 8         1001/2  — 

1883  —                1021 2         101  l/g  — 

II.  Dezemberkurse  der  bayrischen  Staatspapiere. 

a)  Obligationen,  Landanlehen,  Hypothekenanweisungen. 

Obligationen  Landanlehen        Hypothekenanweisungen 

oO'o  50/0 

873/4  86 

961/4  95 

997/8  9984 

101  1011/4 

1021/2  1011/4 

1021 4  104 
94Q 


40/0 

50/0 

1820 

71 

83 

1821 

763/4 

923/4 

1822 

88 

99 

1823 

91 

1003/4 

1824 

923/4 

IOH/4 

1826 

923/4 

1013/4 

i^iUtriuUu  .  öl  1 

II.  Dezemberkarse  der  bayrischen  Staatspapiere. 

b)  Obligationen. 

1826  92 '2  102             1846        94»  s     —     — 

1827  94»  i  102»  2           1847  (Okt.)    93       —     — 

1828  100» 4  105             1848         76» j     —     — 

1829  100»  4  10134           1849         85»*     923  4     — 

1830  —  —            1850         84I4     89»4     - 

1831  953  4  —            1851  (Juli)    !>4'>4     961.2     — 

1832  9634  —            1852  (Okt.)   9334     97 »g    100» 2 

1833  lOl^s  —            1853         95J2     97»,8    101»2 

1834  1023  s  —            1854         88      92»,4     96»  4 

1835  —  (3»2*'o)  101»2(4öo)       1855        87»  2     935»     993  5 

1836  100»  2  1017  s           1856         89      94     100»  4 

1837  .lOO^s  102»  2           1857         96      973,8    100»  4 

1838  1003  g  lOOJg           18ä8        97      99     101»2 

1839  1001.2  1005  s           1869         —      97»  4     993, 

1840  1003,  —            1860         —     100»  4    101»  s 

1841  1021 4  _            1861         97       —     1031 2 

1842  1021,  —            1862  (Dez.)    —     101  »,2    IO334 
1813     102  — 

1844  102  — 

1845  100  — 

e)  Obligationen  zu 

4O0  4I2O0                                   3120.)^                               ä^oi) 

1863  (Okt.)          101  1035  s                                    98                                   — 

1864  (Juni)          lOOlg  IO2I4                                    9734                               — 

1865  (Dez.)           9784  101  »2                                    9T     (95)                        — 

1866  90^8  95»  4                                    —                                  961,2 

1867  883  g  943  g                                    —                                 lOOS'g 

1868  8934  96                                        —                                 1021s 

1869  8634  92                                        —                                 101 

1870  853  8  91                                        811 4                             1013'j 

1871  95  100                                        —                                 1005% 

1872  9218  __100                                        —                                 100li!2 

1873  96J2  —                                        —                                 100 

1874  97''8  102                                        —                                 101  lg 

1875  931'4  101»g                                    —                                   — 

1876  93I'8  10084                                    —                                   — 

1877  —  lOOäfg                                    —                                    — 

1878  94»  2  1001 2                                    _                                   _ 

1879  973g  _                                        _                                   _ 

1880  —  —                                        93»  s  (9434)                   — 

1881  101  —                                         9734  (9584)                   — 

1882  lOllg  —                                         —                                   — 

1883  lOl's  —                                         —                                  — 

III.   Kurse  der  äOoi^e*  österreichischen  Xetalliqnes  Ton  1818—1860. 

(Meist  Jahresschlusskurse). 


1818 

67»  s 

1825 

93 

1833 

955« 

1819 

725  16 

1826 

90 

1834 

1003» 

1820 

72»6 

1827 

903.g 

1835 

101' 8 

1821 

74 

1828 

80 

1836 

1031* 

1822 

83 

1830 

90 

1837 

1053  s 

1823 

82 

1831 

8618,J6 

1838 

106 

1824 

94 

1832 

871a 

1839 

10634 

ij  Verschiedene  Monats-  nicht  Dezemberknrse. 

911 


512  Litteratiir. 

III.  Kurse  der  SOßigeii  österreichischen  Metalliqnes  von  1818—1860. 

(Meist  Jalu'esschlusskurse.) 


040 

105 

1847 

101  l's 

1854 

851:2 

1841 

1073'4 

1848 

781, 

1855 

741.2 

1842 

11034 

1849 

951 16 

1856 

8158 

1843 

11234 

1850 

95 

1857 

813  ä 

1844 

1131* 

1851 

9334 

1858 

821/4 

1845 

II2I4 

1852 

95 

1859 

73I2 

1346  108  1853  935;8  1860  701  ig 

Dr.  Ludwig  Hoffmann. 
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I.  Materien. 


Aktiensesellschaften.  Bestenerang  derselben 
in  Zürich  I,  34. 

—  die  Stempelrevisioii  bei  den  —  nach  dem 

Reichsstempelgesetz  v.  1.  Juli  1881  von 
F.  Hecht  I,  I3i  f. 
Armenwesen  und  —lasten  im  Grossheraog- 
tum  Oldenburg  I.  tU3,  6.5«,  »562. 

—  konmiunale   Ausgaben  hiefiir  in  Preussen 

I.  759. 
BevölkerunjEsverhältnisse     in     Oldenburg 

I,  m'i. 
Bierbesteuerun;  in  Italien  I,  459. 

—  Braumalzsteuergesetzentwurf  in  Baden  v. 

16.  Jan.    18*4  I,  3.il  f. 

—  die  Ablehnung  des  Braumalzsteuei-gesetz- 

entwurfs  in  Baden  I,  844  f. 
Börsensteuer,  die  Stempelrevision  bei  Aktien- 
gesellsdiafteu    nach   dem   Reichsstempel- 
gesetz V.  1.  Juli  1881  I,  134  f. 

—  Träger  der  Börsensteuer  I,  152. 

—  im  Kanton  Zürich  I,  304  f. 

—  in  Oesteneich  I,  493. 

—  Abgabe  für  die  Ei-teilung  des  Rechts  zum 

Böreenbesuch  in  Oest erreich  I,  521. 

—  der  Rechtsweg    in   Reichsstempelsachen; 

die  Strafen  der  modernen  Stempelgesetze 
I,  601  f. 
Branntweinbesteuerun^  in  Italien  I.  4.>4. 

—  das   österreichisch-ungarische  — gesetz  v. 

19.  Mai  1881  besprochen  I,  767  f. ;  Gesetzes- 
text I.  773  f. 

Braiinialzsteiier  siehe  Biei-steuer. 

Brückeniseld  siehe  Chansseegeld. 

t'faausseej|;eid.  die  Aufhebung  des  tiskalischen 
Chaussee-  und  Briickengeldes  im  König- 
reich Sachsen  I,  837  f. 

i'iciiorie.  Besteuemng  in  Italien  I,  459. 

Einkommensteuer.  Pflichtige  nach  derGrösse 
ihres  Einkommens  in  Zürich  I,  79. 

—  progressiver  Stenertuss  in  Zürich  I,  132. 

—  Gesetzentwurf"  in  Baden   v.   8.  Dez.   1883 

I,  308  f. 

—  in  Oldenburg  I.  637. 

Einkommensverteilung  in  Oldenburg  I,  679. 
Emissionssebühr  in  Oesterreieh  I,  513. 
Etatswesen  siehe  Generalrechnungswesen. 
Existenzminimum,    steuerfreies   in    Zürich 

I.  76. 
Finanzarchiv.  Piogramm  desselben  I,  S.  III. 
Finanzdienst,  Vorbedingungen  für  den  hohem 

—  in  Bayern  I,  423. 


Finanzlage  Frankreichs  bei  der  Jahreswende 

1883  4  I,  205  f. 

—  Bremens  I,  234  f. 

Finanzwissenschaft,     zur    Geschichte    der 

deutscheu  im  17.  Jahihundeit  I,  1  f. 
Gebäudesteuer  in  Oldenbmg  I,  639. 

Ciebühreneinsans.  Sicherung  und  Geschäfts- 
gang in  Oesterreieh  I,  524 ;  siehe  auch 
Stempel. 

Gebühren.Gesetznovelle.österreichischeI,147. 

Geldverwaltuns,  staatliche  I,  558  f. 

Gemeindefinanzen  siehe  Kommunalfnanzen. 

Generali-ecliiiunaswesen,  italienisches  Ge- 
setz über  die  Vei-waltung  und  das  —  des 
Staates  v.  17.  Febniar  1884  I,  880. 

Geschäftssteuergesetzentwurf ,  deutscher 
I.  500. 

Geschichte,  zur  —  der  deutschen  Finanz- 
wissenschaft im  17.  Jahrhundert  von  L. 
Stein  I.  1. 

Getreidezoll  I,  469. 

Glücksverträge,  Gebühren  von  —  in  Oester- 
reieh I.  471. 

Grossatädte.  der  Haushalt  europäischer  — 
I,  254  f. 

Gnindeigentumsverhältnisse  in  OldenbtU'g 
I,  670. 

Grundsteuer  in  Oldenbvirg  I,  639. 

Immobiliarverkehrssteuer  in  Oesterreieh 
I.  478. 

Indirekte  Besteuerung  in  der  Schweiz  I,  106. 

Inventarisation.  amtliehe,  beim  Todesfälle 
in  Schweizer  Kautonen  I,  65. 

Kassenverwaltung,  staatliche  I.  5.58. 

Kaufschillingsreste.  Renten  u.  dgl.,  Gebühr 
von  der  Eintragung  in  die  öffentlichen 
Bücher  in  OesteiTeich  I,  523. 

Kirehenverfassung  und  — lasten  im  Gross- 
herzogtum Oldenburg  I.  6.53,  658,  663. 

Kommunalfinanzen.  Beschaffenheit  des  sta- 
tistischen Materials  über  —  in  den  deut- 
schen Staaten  I.  622. 

—  zur  Geschichte  der  Kommtmalffnanzstati- 

stik  in  Preussen  I,  752. 

—  die  Finanzlage   der  Städte  und  Landge- 

meinden in  Pieussen  I.  748  f. 

—  der    Haushalt     europäischer    Grossstädte 

I  254  f. 

—  Gemeindesteueni  in  der  Schweiz,   speciell 

in  Zürich  I,  60,  84. 

—  Doppelbesteuening  in  der  Schweiz  I,  90. 
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Kommunaliinanzen,  Besteuerung  derAktien- 
gesellschaften  für  die  Gemeindehaushal- 
tungen I,  94. 

—  Einnahmen   aus  nutzbarem  Gemeindever- 

mögen I,  760. 

—  direkte  Gemeindesteuern  in  Preussen  I,  760. 

—  Komniunaleinnahmen  in  Oldenburg  1,  707; 

in  Preussen  I,  762. 

—  Steigening  der  Gemeindeabgaben  seit  1849 

in  Preussen  I,  764. 

—  Kommunalbelastung    im    Grossherzogtum 

Oldenburg  I,  622  f. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastuvg  in  Oldenburg 

I,  iifil ;  in  Bayern  I,  691 ;  in  Sachsen- 
Meiningen  I,  695 ;  in  Württemberg  I,  695 ; 
in  Baden  I,  696;  in  Preussen  I,  697. 

—  Kommunallasten  nach  dem  Umlagefuss  und 

in  ilirem  Verhältnis  zu  den  Staatssteuern 
I,  717. 

—  Kommunallasten  im  Grossherzogtum  Olden- 

burg I,  704;  in  Preussen  I,  761. 

—  Ausgaben  für  Verzinsung  der  Gemeinde- 

schulden in  Preussen  I,  760. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  am  31.  Dez. 

1880  I,  244  f. 
Kommunalverf'as.sung  des  Grossherzogtums 

Oldenburg  I,  644. 
Lotterie  in  Sachsen  I,  553;   in  Braunschweig 

I,  554;   in   Mecklenburg-Schwerin  I,  555; 

in  Hamburg  I,  555. 

—  die  preussische  —  vor    dem  Forum    der 

Landesvertretung  I,  530  f. 

—  Lottoregal  in  Italien  I,  470. 

Mahlsteuer  in  Italien  I,  436. 

Militärpflichterntatz  in  der  Schweiz  1,  114. 

l^aturalleistungen  im  Haushalt  der  Kommu- 
nalverbände des  Grosshei'zogtums  Olden- 
burg I,  685. 

Kobilitieruiij;,  Au.szeichnung ,  Gebühren  bei 
Gesuchen  lim  —  in  Oesten-eich  I,  522. 

Octrois  in  Italien  I,  469. 

Post,  finanzielle  Verwaltung  derselben  in  der 
Schweiz  I,  124. 

Provinzialfinanzen ,  Statistik  der  verzins- 
lichen Kommunal-  und  Provinzialschulden 
in  Italien  am  31.  Dez.  1880  von  L.  Perozzo 
I,  244  f. 

Prüfuiigsaut'gaben  für  den  höheren  Finanz- 
dienst in  Bayern  I,  423. 

ftuittungüstempel  in  OesteiTeich  I,  492. 

Ilechnuii^s-  und  Rontrollbehörden  I,  579. 

Salziuonopol  in  Italien  I,  468. 

Säuerlinge,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 

Schiesspulver,  Besteuerang  in  Italien  I,  459. 

Schlusszettel,  Besteuerung  I,  493  ;  siehe  auch 
Börsensteuer,  Stempel. 

Scliuldenwesen,  Statistik  der  verzinslichen 
Kommunal-  und  Provinzialscluilden  in 
Italien  am  31.  Dez.  1880  I,  244  f. 

—  das   neue  preussische  Staatsschuldbuch  I, 

265  t. 

—  Staatsschuldverschreibiing      und      Staats- 

schuldbuch in  England  I,  265 ;  Frankreich 
I,  269:  Oesten-eich  I,  271;  Baden,  Italien, 
Russland,  Spanien,  Belgien  I,  272;  in  den 


Ver.   Staaten   von   Nordamerika   I,    273; 
in  Elsass-Lothringen  I,  876. 
Staatsbaushalt,  der  gemeinsame  —  der  öster- 
reicliisch-uugarischen  Monarchie  I,  225  f. 

—  Frankreichs   bei    der   Jahreswende   1883:4 

I,  205  f. 
Staatsrechnuni^s Wesen  in  Deutschland  und 
England  I,  159  f. 

—  in  Italien  I.  880. 

Staatsschulden  siehe  Scluildeuwesen. 

Staat sstcucrn  siehe  Steuern. 

Stempelsteuer,  das  preussische  Gesetz  be- 
treffend die  —  für  Kauf-  und  Lieferungs- 
verträge im  kaufmännischen  Verkelir  und 
für  Werkverdingungsverträge  I,  821  f. 

—  der  Rechtsweg  in  Reichssterapelsachen ;  die 

Strafen  der  modernen  Stempelgesetze  1, 
601  f. 

—  die     Stempelrevision      bei     Aktiengesell- 

schaften   nach   dem  Reichsstempelgesetz 
vom  1.  Juli  1881  I,  134  f. 
Steuern,  die  deutsche  Steuerlehre  des  17.  Jahr- 
hunderts I,  17. 

—  die  Steuerreform    im  Kanton    Zürich   und 

der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  amtliche  Inventarisation    beim   Todesfalle 

in  Schweizer  Kantonen  I,  65. 
-^  steuerfreies    Existenzminimum    in   Zürich 
I,  76. 

—  Doppelbesteuerung  in  der  Schweiz  I,  iio. 

—  die   Besteuerung    des   Grundeigentums   in 

der  Nähe  der  Grossstädte  I,  lOO. 

—  Militärsteuer  in  der  Schweiz  I,  114. 

—  Reform  der  indirekten  Steuern  in  Italien 

I,  431. 

—  direkte  Staatssteuer  in  Oldenburg  I,  637. 

—  prozentualer  Anteil   der  einzelnen  Steuer- 

arten in   Oldenburg  I,  72«;    in  Preussen 

I,  729. 
Steuerbelastung  und  —druck  in  Oldenburg 

I,  737 ;  in  Preussen  I,  746. 
Tabaksnionopol  in  Italien  I,  462. 
Verkehrsanlagen,  kommunale  Ausgaben  hie- 

fiir  in  Preussen  I,  758. 
Verkehrssteuern ,  österreichische  Novelle  I, 

471  f.;  siehe  auch  Stempel,  Börsensteuer. 
Vermögenssteuer,  Pflichtige  nach  der  Grösse 

ihres  Vermögens  in  Zürich  I,  7S. 

—  progressiver  Steuerfuss  in  Zürich  I,  131. 
Viebbesitz,    Verteilung  desselben  in  Olden- 
burg I,  675. 

Volksscbulwesen  und  — lasten  im  Gross- 
herzogtum  Oldenburg  I,  6.i0,  656,  661. 

—  kommunale  Ausgaben  hiefür  in  Preussen 

I,  759. 

Vorschussgescbäfie,  Aendeiimg  der  Ge- 
bührenbehandlung bei  den  von  Anstalten 
betriebenen  —  in  Oesterreich  I,  510. 

Wasserbaugenossenschai'ien  und  — lasten 
im  Grossherzogtum  Oldenburg  I,  652, 
658,  685. 

Wegelasten  in  Oldenburg  I,  658. 

'Wirtschaftliche  Zustande  im  Grossherzog- 
tum Oldenburg  I,  664. 

XoHreTorm  in  Italien  I,  445. 

Zuckerbesteuerung  in  Italien  I,  446. 
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II.  Länder. 


Anhalt.     Der   Rechtsweg  in   —   in  Keichs- 

stempelsachen  I.  (>0">. 
Baden.    Gesetzentwurf,  die  Erhebung   einer 

Braumalzsteuer  betr.  v.  IG.  Januar  18*4 

I,  351  f. 

—  Die  Ablehnnug  des  Braumalzsteuergesetz- 

entwuris  in  Baden  I,  844  f. 

—  Entwurf  eines  Gesetzes ,    die  Einführung 

einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  beti". 
V.  8.  Dez.  18S3  I,  308  f. 

—  Fonn  der  Staatssehuldverschreibnng  in  — 

I,  272. 

—  Der  Rechtsweg  in  —   in    Reichsstempel- 

sachen I,  605. 

—  Komnuuialfinaiizstatistik  in  —  I,  BSä. 

—  Höhe  der  Konimunalbelastung  I,  696. 
Bayern.    Pi-üfungsaufgaben  für  den  hohem 

Finanzdienst  I  423  f. 

—  Konmiunaltinanzstatistik  in  —  I,  628. 

—  Der  Rechtsweg   in    —    in   Reicnsstempel- 

sachen  I,  60i;. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  691. 
Belgien.  Form  der  Staatsschnldverschreibung 

in  —  I,  272. 
BraiiBsrh-iveig.     Der   Rechtsweg    in    —   in 
Reichsstempelsachen  I,  608. 

—  Landeslotteiie  I,  :>M. 

Bremen.    Die  Finanzen  Bremens  I,  2S4  f. 

—  Der   Rechtsweg  in   —   in   Reichsstempel- 

sachen I.  609. 
Ueiitschiand.    Znr  Geschichte  der  deutschen 
Finanzwissenschaft  im  17.  Jahrhundert  1,1  f. 

—  Deutsche  und  englische  Finanzvei-waltung 

I,  159  f. 
Deutsches  Beirh.    Die   Stempelrevision    bei 
Aktiengesellschaften    nach    dem  Reichs- 
stenipelgesetz  v.  1.  Juli  1S81  I,  134  f. 

—  GeschafTssteuei-gesetzentwurf  I,  471.  498. 
Elsass-Lothrinsen.    Der  Rechtsweg  in  —  in 

Reichsstempelsachen  I.  «>09. 

—  StaatsscliuMvei-schreibnng  in  —  I,  876. 
Ensiand.    Deutsche    und    englische   Finanz- 

vei-waltung  1.  159  f. 

—  Staatsschuldvei-schi-eibung  in  —  I.  265. 
Frankreich.    — s  Finanzlage  bei  der  Jahres- 
wende 18834  I,  205  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  in  — 

I,  269. 
Hamburg.    Stadtlotterie  I,  555. 

—  Der  Rechtsweg  in   —   in   Reichsstempel- 

sachen I,  609. 
Hessen-Darmstadt.    Der  Rechtsweg  in  —  in 
Reichsstempelsachen  I.  609. 

—  Komniunalflnanzstatistik  in  —  I,  624. 

Italien.  Statistik  der  verzinslichen  Kommu- 
nal- und  Piovinzialscliulden  in  Italien  am 
31.  Dez.  1880  I,  244  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  in  — 

—  Refonn  der  indirekten  Steuern  I,  431  f. 

—  Mahlsteuer  I,  4.36. 

—  Reform  des  Zollwesens  I,  445. 

—  Zuckerbesteuerung  I,  446. 

—  Branntweinbesteuerung  I,  4.VJ. 

—  Accisen  auf  Bier,  Säuerlinge,  Schiesspulver. 

Cichorien  I,  459. 


Italien.    Tabaksmonopol  I,  461. 

—  Salzmonopol  I,  468. 

—  Octrois  I,  469. 

—  Getreidezoll  I,  469. 
-»  Lottoregal  I,  470. 

—  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das  Ge- 

neiulrechnungswesen  des  Staates  vom 
17.  Februar  1884  I,  880  f. 

Lippe.  Der  Rechtsweg  in  —  in  Reichsstempel- 
sachen I.  610. 

Lübecli.  Der  Rechtsweg  in  —  in  Reichs- 
stempelsachen I,  609. 

necblenburg-Sch\«-eriD.     Landeslotterie    I, 

555. 

—  Der  Rechtsweg  in  —  Reichsstempelsachen 

I,  610. 
Oesterreich-l'ngarn.  Der  gemeinsame  Staats- 
haushalt   der    österreichisch-ungarischen 
Monarchie  I,  225  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  in  — 

I,  271. 

—  Oesterreichische  Gebührengesetznovelle  I, 

471  f. 

—  Das  östeiTeichisch-ungarische  Branntwein- 

steuei^esetz  v.  19.  Mai  1884   besprochen 
I.  767;  Gesetzestext  I,  773  f. 
Oldenburg;.    Der  Rechtsweg  in  —  in  Reichs- 
stempelsachen I,  610. 

—  Kommunalbelastung  I,  622  f. 

—  Die  direkten  Staatssteuem  in  —  I,  637. 

—  Kommunalvert'assung  I,  644. 

—  Allgemeine  volkswirtschaftliche  Lage  in  — 

I,  664. 

—  Bevölkenmgsverhältnisse  I,  665. 

—  Grundeigentumsverhältnisse  in  —  I,  670. 

—  Viehbesitz  und  Verteihmg  desselben  in  — 

I,  675. 

—  Verteilung  des  Einkommens  in  —  I,  677. 

—  Höhe  der  Kommtmalbelastung  I,  681. 

—  Kommunalansgaben  L  704. 

—  Kommunaleinnahmen  I,  707. 

—  Kommunallasten  nach  dem  Umlagefass  und 

ilu-emVerhältnis  zu  den  Staatssteuem  1, 717. 

—  Erträge  der  Staatssteuem  I.  727. 

—  Steuerbelastung  I,  737. 

Prenssen.  Das  neue  preussische  Staatsschuld- 
buch I,  265  f. 

—  Staatslotterie  vor  dem  Forum  der  Landes- 

verti-etung  I,  530  f. 

—  Der  Rechtsweg  in   —  in   Reichsstempel- 

sachen I.  611. 

—  Kommunalfinanzstatistik  in  —  I,  628. 

—  Höhe  der  Kommnnalbelastung  I,  697. 

—  Anteil   der  einzelnen  Steuerarten  am  Ge- 

samtergebnis der  Staatssteuem  I,  729. 

—  Steuerbelastung  I.  746. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 

in  —  1,  748  f. 

—  Geschichte  der  Kommunaltinanzstatistik  I, 

752. 

—  Das    preussische    Gesetz     betreffend     ilie 

Stempelsteuer  für  Kauf-  und  Lieferungs- 
verträge im  kaufmännischen  Verkehr  und 
für  Werkverdingungsveiti-äge  I,  821  f. 
Bussland.    Form  der  StaatssAuldverschrei- 
bung  in  —  I,  272. 
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Laudeslotlerie  I,  553. 
—   in    Reichsstempel- 


Sachsen.  Königreich. 

—  Der  Rechtsweg   in 

Sachen  I,  612. 

—  Kommunalfinanzstatistik  in  —  1,  fj25. 

—  Die  Aufhebung  des  fiskalischen  Chaussee- 

und  Brückengeldes  in  —  I,  837  f. 
Sachsen-AltenburjS.    Der  Rechtsweg    in   — 
in  Reiclisstempelsachen  I,  612. 

—  Kommunalfinanzstatistik  in  —  I,  <)2i. 
Sachsen-Coburg.    Der  Rechtsweg   in   —  in 

Reichsstempelsachen  I,  612. 
Sachsen-Gotha.     Der  Rechtsweg    in    —    in 

Reichsstempelsachen  I,  612. 
.Sachsen-Meiningen.     Der  Rechtsweg   in  — 

in  Reichsstempelsachen  I,  613. 

—  Kommunalfinanzstatistik  in  —  I,  625. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  695. 
Sachsen-Weimar.    Der  Rechtsweg  in  —  in 

Reichsstempelsachen  I,  6U. 


Sachsen-Weimar.    Kommunalfinanzstatistik 

in  —  I,  625. 
Sch\%-arzburg-KudoIstadt     und    Schwarz- 

burg-Sondershausen.    Der  Rechtsweg  in 

—  in  Reichsstempelsachen  I,  614. 
Schweiz.  Die  SteueiTeforra  im  Kanton  Zürich 

und  der  Bundesliaushalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  Gemeindesteuerwesen  I,  60,  81. 
Spanien.     Form   der   Staatsschuldverschrei- 
bung in  —  I,  272. 

Vereinigte     Staaten      von    IVordaineriiia. 

Staatsschuldverschi-eibung  in  —  I,  273. 
Württemberg.     Der    Rechtsweg    in    —    in 

Reichsstempelsachen  I,  614. 

—  Kommunalfinanzstatistik  in  —  I,  626. 

—  Höhe  der  Kommualbelastung  I,  695. 
Küricli.    Die  Steuerreform  im  Kanton  —  und 

der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  Börsensteuer  im  Kanton  —  I,  304. 
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III.  Finanzlitteratur. 


A. 

Bibliographie     der     finaiizwisseaschaftlichen 
Litteratur  pro  1883  I,  40«. 


Besprechungen. 

Allgemeine  >Verke.     Finanzgeschichte. 

Hock.    Handbuch   der  gesamten  Finanzver- 

waltunf;  im  Königreich  Bayern.    Bespr. 

von  Schanz  I,  397. 
Hoffmann,  Geschichte  der  diiekten  Steuern 

in  Bajem.    Bespr.  v.  Schanz  I,  397. 
Meisel,  Ergebnisse  der  Fiuanzstraflustiz  in 

Oesteiieich.    Bespr.  v.  Kaizl  I,  38S. 
Sickenga.    Geschiedeuis  der  Xederlandsche 

belastingen.    Bespr.  v.  R.  van  der  Borght 

I.  379. 


Budget-  und  Staatsreehnuugs^vesen. 
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